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Vorwort, 


Die  Versorgung  einer  Stadt  mit  Nahrungsmitteln  kann  nach  yer- 
schiedeuer  Richtung  hin  zum  Gegenstande  eingehender  Untersuchungen 
gemacht  werden,  und  in  der  Tat  gibt  es  namentlich  über  die  Ver- 
sorgung derjenigen  Städte,  die  ein  statistisches  Amt  eingerichtet  haben, 
größere  und  kleinere  Arbeiten,  welche  sich  mit  dieser  Frage  beschäftigt 
haben.  Allerdings  beschränken  sich  diese '  Veröffentlichungen  meist 
darauf,  während  eines  größeren  Zeitabschnitts  die  Bewegung  der 
—  meist  amtlich  notierten  —  Preise  darzustellen  und  diese  mit  den 
allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  in  Beziehung  zu  setzen. 
Auch  wird  zuweilen  auf  Grund  von  Schätzungen  —  (mit  Aus- 
nahme Ton  frischem  Flßisch,  dessen  relativer  Verbrauch  in  den  Städten 
'  mit  Schlachthauszwang  und  obligatorischer  Fleischbeschau  leicht  be- 
rechnet werden  kann)  —  der  Versuch  gemacht,  die  relative  Konsum- 
ziffer für  die  hauptsächlichsten  Nahrungsmittel  in  einer  Stadt  zu  ge- 
winnen. 

Schwieriger  ist  die  Frage  nach  dem  Produktionsgebiet  der  einzelnen 
Konsumartikel  zu  beantworten,  weil  das  dazu  notwendige  Material 
nicht  immer  leicht  zu  erhalten  und  zu  bearbeiten  ist,  und  weil  es 
hierbei  erforderlich  wird,  den  oft  verworrenen  Fäden  des  Handels  zu 
folgen  und  selbständig  Erhebungen  anzustellen,  um  einigermaßen  ein- 
wandsfreie  Ergebnisse  zu  erzielen.  Ganz  werden  sich  die  sich  bietenden 
Schwierigkeiten  nicht  immer  beseitigen  lassen,  obwohl  der  Verfasser 
gerade  auf  diesen  Punkt  sein  besonderes  Augenmerk  gerichtet  hat. 
Da  aber,  soweit  dem  Verfasser  bekannt,  die  vorliegende  Frage  noch 
nicht  zum  Gegenstand  einer  Spezialuntersuchung  gemacht  worden  ist, 
80  steht  zu  erwarten,  daß  die  vorliegende  Arbeit  in  mancher  Beziehung 
für  den  Leser  von  IntereJ»se  sein  wird. 
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Zum  Schluß  sei  es  dem  Verfasser  gestattet,  vor  allem  seinem 
.  hochverehrten  Lehrer,  Herrn  Geh.  Kegierungsrat  Professor  Dr.  Conrad, 
der  die  Anregung  zu  der  vorliegenden  Untersuchung  gab  und  sein 
Interesse  fortdauernd  daran  bekundete,  seinen  aufrichtigsten  Dank 
auszusprechen.  Außerdem  ist  der  Verfasser  den  in  Frage  kommenden 
Behörden,  die  ihm  bereitwillig  die  statistischen  Unterlagen  zur  Ver- 
fügung gestellt  haben,  sowie  allen  denen  zu  lebhaftem  Danke  ver- 
pflichtet, welche  die  Güte  hatten,  ihn  durch  ihre  freundliche  Auskunft 
und  Beschaffung  von  Material  zu  unterstützen. 
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A.  Einleitung. 


1.   Die  T.  Thflnenschen  Kreise  in  der  Yergangenheit 

und  in  der  Gegenwart. 

Auf  allen  Gebieten  des  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lebens  hat 
das  verflossene  Jahrhundert  durch  seine  hervorragenden  Fortschritte 
in  Wissenschaft  und  Technik  bedeutende  Umwälzungen  gezeitigt. 
^Namentlich  sind  es  Dampf  und  Elektrizität  gewesen,  welche  alle 
Zweige  des  gewerblichen  Lebens  von  Grund  aus  umgewandelt  haben. 
Der  Dampf  hat  unsere  moderne  Industrie  geschaffen.  Mit  der  Ent- 
stehung der  Dampfmaschine  ging  die  Ausbildung  des  Großbetriebes 
mit  seiner  Arbeitsteilung  Hand  in  Hand. 

Die  weitaus  größte  Wirkung  der  modernen  Maschine  liegt  aber 
in  der  Verkehrserleichterung,  wodurch  die  menschliche  Versorgung 
mit  Gütern  aller  Art  eine  gänzlich  andere  Gestalt  angenommen  hat. 
Die  wichtigste  Rolle  spielt  aber  bei  dem  rapiden  Anwachsen  der 
gr()ßeren  Städte,  die  sich  als  Brennpunkte  der  Industrie  ent- 
wickelten, die  Frage  der  Versorgung  ihrer  Bevölkerung  mit  Nahrungs- 
mitteln. Wie  sich  dieselbe  heute  vollzieht,  wollen  wir  im  Verlaufe 
dieser  Arbeit  an  der  Stadt  Halle  darzulegen  versuchen.  Den  Einfluß, 
den  die  Entwicklung  der  modernen  Kommunikationsmittel,  wie 
namentlich  Dampfschiff  und  Eisenbahn  nach  dieser  fUchtung  aus- 
geübt hat,  erkennen  wir  besonders  deutlich,  wenn  wir  uns  vergegen- 
wärtigen, wie  früher  die  Versorgung  der  Städte  mit  Nahrungsmitteln 
vor  sich  gegangen  ist. 

Ein  getreulich  Bild  nun,  in  welcher  Weise  sich  die  Lebensmittel- 
versorgung der  Städte  noch  fast  in  der  ganzen  ersten  Hälfte  des  ver- 
gangenen Jahrhunderts  vollzog,  gibt  Heinrich  v.  Thünen  ^)  in  seinem 

')  11.  V.  Thünen,  Der  isolierte  Staat ....   Rostock  1826. 
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klassischen  Werke :  Der  isolierte  Staat  in  Beziehung  zu  Landwirtschaft 
und  Nationalökonomie. 

Wenn  er  hier  auch  bekanntlich  in  erster  Linie  die  Wirkung  der 
Preisveränderungen  der  Produkte  auf  das  landwirtschaftliche  Pro- 
duktionssystem klarzulegen  sucht,  so  hat  er  uns  doch  —  allerdings 
in  einer  Abstraktion  —  gezeigt,  in  welcher  Weise  damals  die  Ver- 
sorgung einer  größeren  Stadt  mit  landwirtschaftlichen  Produkten  vor 
sich  gegangen  ist.  Es  dürfte  daher  von  Interesse  sein,  auf  seine 
Theorie  etwas  näher  einzugehen. 

H.  V.  Thünen  nahm,  wie  bekannt,  in  seinen  Untersuchungen  eine 
völlige  Ebene  mit  gleicher  Bodenbeschaflfenheit  ohne  Kanal,  Flußy 
Eisenbahn  und  sonstige  Kunststraßen  an,  auf  welcher  ein  anderes  Trans- 
portmittel als  die  Beförderung  per  Achse  nicht  existiert.  Im  Zentrum 
dieser  Ebene  befindet  sich  als  einziger  Konsumtionsplatz  eine  größere 
Stadt,  welche  allein  alle  Überschüsse  der  landwirtschaftlichen  Produktion 
aufnimmt.  Er  kommt  nun  in  seinen  Betrachtungen  zu  dem  Resultat^ 
daß  sich  um  diese  Stadt  eine  Anzahl  konzentrischer  Kreise  gruppieren 
müssen,  die  je  nach  ihrer  Entfernung  von  der  Stadt  besondere  Pro- 
duktionsarten resp.  landwirtschaftliche  Betriebssysteme  aufweisen  und 
die  städtische  Bevölkerung  mit  den  verschiedenartigen  landwirtschaft- 
lichen Produkten  versorgen.  Da  es  sich  hier  um  diesen  letzteren 
Punkt  allein  handelt,  so  sind  wir  auf  die  Darstellung  der  verschiedenen 
landwirtschaftlichen  Betriebssysteme  nicht  näher  eingegangen. 

Der  erste  Thünensche  Kreis,  der  in  unmittelbarer  Nähe  der  Stadt 
gelegen  ist,  liefert  in  erster  Linie  frisches  Gemüse  und  Obst,  dann 
Milch,  Butter  und  Eier,  im  wesentlichen  also  Produkte,  die  leicht 
verderben  und  einen  längeren  Transport  auf  dem  gewöhnlichen  Land- 
wege nicht  vertragen. 

Im  zweiten  Kreise  wird  nach  Thünen  hauptsächlich  Forstkultur 
betrieben,  um  die  Stadt  mit  dem  notwendigen  Nutz-  und  Brennholz 
zu  versorgen.  Dieser  Kreis  nimmt,  da  es  sich  bei  unserer  Betrachtung 
ausschließlich  um  Nahrungsmittel  handelt,  kein  Interesse  für  vor- 
liegende Arbeit  in  Anspruch. 

Der  dritte  Kreis  produziert  hauptsächlich  Mastvieh,  um  das  für 
die  Ernährung  der  Bevölkerung  so  wichtige  Fleisch  zu  liefern, 
während  Getreide  nur  als  Ergänzung  gebaut  wird. 

In  dem  vierten  Thünenschen  Kreise  macht  sich  die  Erzeugung 
von  Schlachtvieh  nicht  mehr  bezahlt.  In  diesem  Kreise  wird  das  für 
die  Versorgung  der  Stadt  unentbehrliche  Getreide  gebaut. 

Der  fünfte  Kreis  endlich  produziert  hauptsächlich  Magervieh  für 
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den  dritten  Kreis.  Daneben  liefert  er  Verkaufsartikel,  wie  Wolle, 
Fett  etc.,  die  aber  außerhalb  des  Kahmens  vorliegender  Arbeit  liegen. 

Als  Thünen  seinen  „isolierten  Staat"  schrieb,  zu  einer  Zeit,  in  der 
man  unsere  modernen  Verkehrs-  und  Transportmittel  noch  nicht 
kannte,  ist  die  Versorgung  vieler  Städte  sicherlich  in  ähnlicher  Weise 
vor  sich  gegangen,  denn  die  Städte  waren  damals  in  Bezug  auf  die 
Befriedigung  ihrer  materiellen  Bedürfnisse  auf  ihre  Umgebung  an- 
gewiesen, wenn  auch  die  Verschiedenheit  des  Bodens  und  die  etwa 
vorhandenen  Wasserstraßen,  sowie  jede  Verbesserung  und  Erweiterung 
der  vorhandenen  Verkehrsstraßen  und  jede  Vervollkommnung  der 
Verkehrsmittel  die  Kreise  damals  schon  wegen  der  damit  zusammen- 
hängenden Verminderung  der  Transportkosten  in  nicht  unbedeutendem 
Maße  verschoben  haben. 

Auch  für  die  ältere  Zeit  bat  Wiskemann  ^)  auf  Grund  der 
Tbünenschen  Kreise  in  seinem  Werke:  „Die  antike  Landwirtschaft 
und  das  von  Thünensche  Gesetz",  gestützt  auf  eine  reiche  Quellen- 
forschung für  die  Hauptstädte  der  beiden  alten  Kulturstaaten  Griechen- 
land und  Rom  nachgewiesen,  daß  diese  Städte  im  großen  ganzen  in 
der  von  Thünen  angegebenen  Weise  mit  landwirtschaftlichen  Er- 
zeugnissen versorgt  wurden,  doch  müssen  wir  es  uns  versagen,  aus- 
führlicher darauf  einzugehen.  So  kann  man  sagen,  daß  im  Altertum 
sowohl,  wie  auch  in  der  neueren  Zeit  die  Städte  ihren  Bedarf  an 
Nahrungsmitteln  in  ähnlicher  Weise  gedeckt  haben. 

Heutzutage  aber  sind  die  Verhältnisse  gänzlich  andere  geworden. 
Die  Kommunikationsmittel  sind,  wie  schon  angedeutet,  immer  mehr 
ausgedehnt  und  verbessert  worden.  Die  alten  schlechten  Landstraßen 
wurden  nach  und  nach  in  feste  Chausseen  verwandelt,  wodurch  die 
Transportkosten  vermindert  wurden.  So  wurden  nach  den  Angaben 
H.  V.  Thünens*)  durch  Benutzung  der  Chaussee  durchschnittlich 
0,7  Thaler  für  Meile  und  Wagenladung  (24  Zentner)  erspart.  Da  er 
nun  die  Transportkosten  auf  dem  gewöhnlichen  Landwege  für  eine 
Ladung  Weizen  (24  Zentner)  pro  Meile  auf  30  Silbergroschen  angibt, 
so  sind  die  Transportkosten  pro  Zentner  und  Meile  von  3,75  Silber- 
groschen auf  2,34  Silbergroschen  herabgesunken;  sie  haben  sich  also 
um  ein  Drittel  vermindert. 

Eine  vollständige  Revolution  ist  aber  durch  den  Bau  der  Eisen- 
bahnen, die  das  ganze  Gebiet  unserer  heutigen  Kulturländer  netzartig 


*)  Wiskemann,  Die  antike  Landwirtschaft ....   Leipzig  1859. 

«)  H.  V.  Thünen,  Der  isolierte  Staat I.  Teil,  S.  8. 

1* 


—    4     — 

durchziehen,  hervorgerufen  worden.  Die  Waren  können  jetzt  nicht 
nur  viel  schneller,  sondern  vor  allen  Dingen  auch  weit  billiger  aus 
den  weitesten  Entfernungen  befördert  werden,  als  es  per  Achse 
irgendwie  früher  möglich  gewesen  wäre.  So  berechnet  Settegast^) 
die  Transportkosten  auf  dem  gewöhnlichen  Landwege  auf  15  Pfg., 
auf  der  Kunststraße  auf  10  Ffg.  pro  Meile  und  Zentner,  während 
auf  der  Eisenbahn  dieselbe  Last  bei  der  gleichen  Entfernung  nur 
2,5  Pfg.  kostet. 

Die  Thünenschen  Kieise  sind,  wie  Conrad  *)  ausführt,  nicht  nur 
außerordentlich  erweitert,  sondern  vollkommen  durcheinander  ge- 
schoben worden,  und  die  Bedeutung  der  Entfernung  vom  Marktorte  ist 
umsomehr  reduziert,  je  enger  die  Maschen  des  Eisenbahnnetzes  wurden 
und  je  mehr  eine  Verbilligung  des  Tarifes  eintrat.  Welche  große 
Bedeutung  die  Eisenbahnen  für  Deutschland  gewonnen  haben,  geht 
daraus  hervor,  daß  im  Jahre  1840  nur  549  km,  im  Jahre  1897  da- 
gegen 48116  km  im  Betriebe  waren.*)  Es  hat  also  in  einem  Zeit- 
raum von  Doch  nicht  60  Jahren  eine  fast  90  fache  Verlängerung  des 
Schienenweges  stattgefunden. 

Einen  ganz  außerordentlichen  Einfluß  hat  femer  die  Entwicklung 
und  V^erbesserung  der  Seetransportmittel  sowie  die  auch  hier  ein- 
getretene Verbilligung  der  Frachtsätze  ausgeübt.  Diese  Verbilligung 
des  Transportes  durch  die  modernen  Kommunikationsmittel  ging 
sogar  soweit,  daß  die  auf  der  Preisskala  zu  unterst  stehenden  Produkte 
auf  die  weitesten  Entfernungen  transportfähig  geworden  sind.  So 
beträgt  der  Seetransport  nach  Sax*)  im,  allgemeinen  nur  ^/j  bis  V^ 
der  Eisenbahnfracht;  die  Fracht  mit  Seglern  stellt  sich  noch  erheb- 
lich billiger. 

Dazu  kommt,  daß  Eisenbahn  und  Dampfschiffahrt  durch  ihre 
schnelle  Beförderung  auch  die  Versendung  von  Produkten,  die  frisch 
genossen  werden,  auf  die  weitesten  Entfernungen  möglich  machen, 
während  man  sie  früher  aus  der  nächsten  Umgebung  der  Stadt,  also 
aus  dem  ersten  Thünenschen  Kreise  beziehen  mußte.  „Wieweit  bei- 
spielsweise die  frische  Milch  nach  Paris  geliefert  wird,  geht  aus  dem 
interessanten  Umstände   hervor,    daß   aus   dem  Hitzkirch ertal   in  der 


^)  Settegast,  Die  Landwirtschaft  und  ihr  Betrieb,  3.  Bd.,  Breslau  1875—1879, 
2.  Bd..  S.  44. 

«)  Conrad,  Grundriß,  II.  Teil,  S.  26. 

')  Laanhardt,  Am  sausenden  Webstuhl  der  Zeit,  Leipzig  1900,  S.  61. 

*)  Schönberg,  Politische  Ökonomie,  I.  Teil.  Sax,  Transport  u.  Kommunikations- 
wesen, S.  564. 
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Schweiz  täglich  mittags  12  Uhr  gegen  1000  1  frische  Milch  in  her- 
metisch verschlossenen  Blechgefaßen  auf  Station  Wohlen  aufgegeben 
werden,  welche  am  anderen  Morgen  5  Uhr  in  Paris  sind."  ^) 

Dieselbe  Wirkung  üben  Tranaporterleichterungen,  z.  B.  die  Ein- 
richtung von  Eisbehältern  in  den  Eisenbahnwagen  zur  Konservierung, 
dann  die  sorgsamere  Verpackung  von  Obst,  Eiern  etc.  aus. 

Einen  besonders  durchgreifenden  Einfluß  hat  ferner  die  Ver- 
arbeitung der  landwirtschaftlichen  Produkte,  durch  welche  diese  einen 
höheren  Wert  erlangen  und  vor  allem  transportfähiger  werden,  auf 
die  ganzen  Verbältnisse  ausgeübt.  Hierher  gehört  die  Verarbeitung 
der  Milch  in  Butter  und  Käse,  des  Getreides  in  Mehl  etc.;  ebenso 
muß  hier  die  Konservierung  von  Fleisch,  Obst,  Gemüse  und  Brot, 
die  Herstellung  von  Fleischextrakt  erwähnt  werden.  Als  Beweis 
führen  wir  auszugsweise  eine  von  Settegast^)  aufgestellte  Tabelle  an. 


Auf  1  Zentner  und  1  31eile  verliert 

die  Ware  an  Wert 

Marktpreis 

bei  dem  Transport  auf  der 

Bezeichnung  der  Ware 

pro  50  kg 

1 

Landstraße 

KuDststraße 

Eisenbahn 

ä  15  Pfg. 

ä  10  Pfg. 

ä  2,5  Pfg. 

Mk 

Pfg. 

in% 

in% 

in% 

Kartoffeln 

I 

50 

10,00 

6,60 

1,66 

frisches  Obst 

4 

00 

3,75 

2,50 

0,62 

MUch 

4 

00 

3,75 

2,50 

0,62 

Roggen,  Gerste 

•7 

50 

2,00 

1,30 

0,33 

Weizen,  Hülsenfrüchte 

IG 

00 

1,50 

1,00 

0,25 

getrocknetes  Obst 

i6 

00 

0,94 

0,62 

0,16 

Weizenstärke 

30 

00 

0,50 

0,33 

0,08 

Käse 

60 

00 

0,25 

0,16 

0,04 

Butter 

100 

00 

o,*5 

0,10 

0,02 

Fleiflchextrakt 

600 

00 

0,03 

0,02 

0,0004 

Aus  dem  Gesagten  dürfte  erhellen,  daß  es  aus  den  angeführten 
Gründen  unmöglich  ist,  heute  für  eine  bestimmte  Stadt  die  Thünen- 
sehen  Kreise  genau  feststellen  zu  wollen.  Allenfalls  lassen  sich,  wie 
Conrad  in  seinem  Grundriß  der  politischen  Ökonomie^)  sagt,  die 
Spuren  des  ersten  Thünenschen  Kreises  nachweisen,  ein  zweiter  oder 


')  Werner,  Katechismus  der  Milchwirtschaft,  Leipzig  1884,  S.  82. 
^  Settegast,  Die  Landwirtschaft  und  ihr  Betrieb,  Bd.  2,  S.  48 — 50. 
»)  Conrad,  Grundriß 2.  Teil,  S.  26. 
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dritter  Kreis  läßt  sich  gar  nicht  mehr  abgrenzen^  denn  nicht  die  Ent- 
fernung vom  Marktort,  sondern  die  Gunst  der  Produktionsbedingungen. 
wie  hauptsächlich  Klima  und  Bodenbeschaffenheit  sind  neben  rein 
wirtschaftlichen  Momenten  mehr  und  mehr  für  die  zu  erzeugenden 
Produkte  maßgebend  geworden. 

Doch  wenn  die  Thünenschen  Exeise  in  solcher  Ausdehnung  wie 
in  früheren  Zeiten  für  die  vorliegende  Untersuchung  nicht  Anwendung 
finden  können^  so  bleibt  es  immerhin  Yon  außerordentlicher  Be- 
deutung, einmal  die  tatsächlichen  Verhältnisse  bei  der  Versorgung 
einer  größeren  Stadt  näher  ins  Auge  zu  fassen,  zumal  unsere  Wissen- 
schaft ähnliche  Untersuchungen  wie  die  Yon  Thünens  für  die  neuere 
Zeit  nicht  besitzt. 

Im  folgenden  soll  nun  der  Versuch  gemacht  werden,  die  Frage 
der  Lebensmittelversorgung  einer  größeren  Stadt  zu  beantworten,  und 
zwar  sind  die  Verhältnisse  der  Stadt  Halle  a.  S.  zum  Ausgangspunkt 
unserer  Untersuchung  gemacht  worden  und  hauptsächlich  deswegen, 
weil  uns  hier  die  Quellen  für  eine  solche  Arbeit  am  besten  zugäng- 
lich waren. 


2.  Die  Bevölkerungs-9  Erwerbs-  und  Wohlhabenheits- 

yerhältnisse  der  Stadt  Halle. 

Da  es  sich  darum  handelt,  die  Verhältnisse  einer  bestimmten 
Stadt  zu  untersuchen,  so  erscheint  es  notwendig,  über  die  Be- 
völkerungs-  und  allgemein  wirtschaftlicfien  Verhältnisse  kurz  zu 
orientieren. 

Was  zunächst  die  Bevölkerungszahl  anbetrifiib,  so  verdient  die 
Zunahme  derselben  während  der  letzten  30  Jahre  besondere  Be- 
achtung.   Die  Einwohnerzahl  von  Halle  hat  sich  seit  1871  verdreifacht. 

Halle  besaß 

im  Jahre  1871      52639  Einwohner 

„  „  1880  71484  „ 

„  „  1890  101401  „ 

„  „  1899  133543  „ 

„  „  1900  156  724  „ 

Bei  den  letzten  beiden  Zahlen  darf  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  die 
bedeutende  Bevölkerungszunahme  von  1899  auf  1900  zum  allergrößten 
Teil  der  am  1.  April  1900  vollzogenen  Eingemeindung  der  Vororte 
Giebichenstein,  KröUwitz  und  Trotha  zuzuschreiben  ist.     Durch  diese 


A 


mit  1 

Person 

«    2 

Personen 

.    3 

n 

.    4 

n 

»    5 

n 

«    6 

r 

n     7 

n 

„     8 

n 

»     9 

n 

„     10 

Tf 

über  10 

M 
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Vororte  wurde  die  Einwohnerzahl  der  Stadt  Halle  um  ca.  20000 
erhöht,  so  daß  die  wirkliche  Zunahme  der  BeYölkerung  der  Altstadt 
sich  nur  auf  ungefähr  4000  stellt. 

JSach  der  Zählung  vom  1.  Dezember  1900  wurden  gezählt  Haus- 
haltuDgen  mit  1    Person        2695 

5565 

6677 

6343 

5235 

3658 

2336 

1414 

748 

368 

393 

Die  Zahl  der  Haushaltungen  überhaupt  belief  sich  auf  35  432,  so  daß 
auf  die  Haushaltung  4 — 5  Personen  gerechnet  werden  müssen. 

Wenn  wir  es  im  folgenden  unternehmen,  eijn  Bild  der  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  zu  geben,  so  ist  es  selbstverständlich,  daß 
€s  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein  kann,  ein  genaues  Bild  des  ge- 
samten Erwerbs-  und  Berufslebens  zu  entrollen,  sondern  daß  es  sich 
hier  lediglich  darum  handelt,  die  charakteristischen  Momente  in  der 
wirtschaftlichen  und  beruflichen  Gliederung  hervorzuheben,  welche 
der  Stadt  ihr  Gepräge  aufdrücken. 

Wir  können  in  dieser  Beziehung  unterscheiden:  1.  Halle  als 
Gewerbe-  und  Industriestadt,  2.  Halle  als  Handelsstadt  und  3.  als 
Centrale  geistiger  Bildung. 

Es  muß  gleich  hier  darauf  hingewiesen  werden,  daß  wir  für  die 
Berufsstatistik  die  Angaben  der  Zählung  vom  14.  Juni  1895  benutzen 
mußten,  weil  uns  für  Halle  eine  andere,  neuere  leider  nicht  zur  Ver- 
fügung stand.  Es  sind  in  den  Zahlen  daher  die  Vororte,  die  heute 
zu  Halle  gehören,  nicht  einbegriffen;  wir  haben  Grund  zu  der  An- 
nahme, daß  durch  Hinzuziehung  derselben  das  Gesamtbild  nicht 
unbedeutend  verändert  werden  würde. 

Die  Landwirtschaft  spielt,  wie  für  jede  Großstadt,  auch  in  Halle 
keine  bedeutende  Bolle.  In  der  Landwirtschaft  waren  nach  der 
Angabe  der  oben  angegebenen  Zählung  von  1895  als  Erwerbstätige 
beschäftigt  908  Personen  mit  846  Angehörigen  ohne  Hauptberuf,  im 
ganzen  1796  Personen,  oder  nur  1,6^0  der  Gesamtbevölkerung. 

Von  außerordentlicher  Bedeutung  ist  dagegen  die  Industrie.    Daß 
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die  Einwohnerzahl  so  rapide  wachsen  konnte,  liegt  fast  allein  an  dem 
gewaltigen  Aufschwung,  den  in  den  letzten  Jahrzehnten  Industrie, 
Handel  und  Gewerbe  genommen  haben.  Dieselben  haben,  wie 
Wermert^)  sagt,  eine  solche  Bedeutung  für  Halle  erlangt,  daß  diese 
Stadt  in  der  Gegenwart  fast  ganz  den  Charakter  einer  modernen 
Industrie-  und  Handelsstadt  erhalten  hat. 

Von  den  alten  Gewerben  sind  besonders  die  Salzgewinnung,  die 
Stärkefabrikation  und  das  Brauereigewerbe  hervorzuheben,  wenn  diese 
auch  nicht  mehr  die  Bedeutung  haben,  wie  in  früheren  Zeiten. 
Immerhin  waren  1895,  wie  die  Berufsstatistik  angibt,  noch  104 
Personen  in  der  Saline  tätig.  Die  Angehörigen  betrugen  211,  so  daß 
sich  mit  Einschluß  der  8  Dienenden  323  Personen  ergaben,  die  durch 
dieses  Gewerbe  ernährt  wurden.  Neben  diesen  von  altersher  ge- 
pflegten Gewerben  sind  neue  Industriezweige  entstanden,  die  mit 
Zuhilfenahme  aller  Erfindungen  und  Erfahrungen  der  Naturwissen- 
schaft und  neuzeitlichen  Technik  Anstalten  ins  Leben  riefen,  welche 
in  ihrem  Absätze  nicht  allein  auf  Deutschland  sich  beschränken^ 
sondern  mit  allen  Ländern  Europas,  wie  mit  den  meisten 
überseeischen  Gebieten  in  ununterbrochenen  Handelsbeziehungen 
stehen.  Vornehmlich  sind  es  die  Zuckerindustrie  und  die  Maschinen- 
industrie, welche  von  ganz  hervorragender  Bedeutung  für  Halle  ge- 
worden sind.  Welche  Rolle  die  Industrie  schon  1895  spielte,  zeigen 
die  Zahlen  der  Berufsstatistik.  Im  Bergbau  und  Hüttenwesen,  in 
Industrie  und  Bauwesen  waren  beschäftigt  21417  Erwerbstätige^ 
darunter  3414  weibliche  (ungefähr  ^Z,).  Dazu  kommen  Uli  Dienende 
und  33  652  Angehörige  ohne  Hauptberuf,  so  daß  im  ganzen  56  180 
Personen  gezählt  wurden,  die  fast  50  %  der  ganzen  Bevölkerung  aus- 
machen. Es  ist  anzunehmen,  daß  sich  dieses  Verhältnis  seit  der 
Eingemeindung  der  Industrievororte  KröUwitz  und  Trotha  noch  mehr 
zu  Gunsten  der  Industrie  verschoben  hat. 

In  der  Zuckerrübenfabrikation  und  Zuckerraffinerie  waren  1895 
657  Personen  tätig.  Die  Angehörigen  ohne  Hauptberuf  betrugen 
1292,  die  Gesamtzahl  1962  Personen.  Auf  die  einzelnen  Zweige  der 
Industrie,  besonders  der  Metallindustrie  im  weiteren  Sinne  einzugehen 
scheint  nicht  angängig,  weil  sonst  der  Rahmen  dieser  Arbeit  wohl 
überschritten  würde. 

Was  die  Stellung  des  Handels  und  Verkehrs  in  Halle  anlangt, 
so  mag  es  auch  genügen,   die  Zahlen  der  Statistik  anzuführen.     Der 


^)  Die  Stadt  Halle  im  Jahre  1891.   Festschrift,  herausgegeben  von  Staude  1891. 


Handel  wies  1895  zusammeQ  10877  Erwerbstätige  auf,  darunter  üiS 
also  fast  '/,  weibliche  Personen.  Mit  den  Dienenden  «od  Angehörigen 
ohne  Hanptbemf  ergeben  sich  im  ganzen  27  899  Personen.  Diese 
Ziffer  stellt  fast  den  vierten  Teil  der  gesamten  Bevölkerung  dar. 

Zum  Schluß  sei  Halle  als  Schulstadt  erwähnt.  Hier  ist  es  vor 
allem  die  Universität,  welche  der  Stadt  ihr  Gepräge  verleiht.  Neben 
derselben  sind  besonders  die  Stiftungen  A.  H.  Franckes  za  nennen. 
Diese  beiden  Institute  ziehen  neben  den  städtischen  Schulen  alljähr- 
lich viele  Personen  nach  Halle  und  haben  zu  dessen  Aufschwung 
sicherlich  nicht  unbedeutend  beigetragen. 

Wie  die  Berufsstatistik  zeigt,  lebten  1895  in  derStadt  1042  Erwerbs- 
tätige, welche  für  Bildung,  Erziehung  und  Unterricht  beschäftigt  waren. 
Die  Gesamtzahl  mit  Einschluß  der  Dienenden  und  Angehörigen  ohne 
Hauptberuf  belief  sich  auf  2838  Personen  und  dürfte  sich  in  den 
letzten  fünf  Jahren  nicht  unbedeutend  erhöht  haben.  Die  von  aus- 
wärts  stammenden  Studenten,  Schüler  etc.  beliefen  sich  auf  2919  Per- 
sonen und  liaben  sich  ebenfalls  in  den  letzten  fünf  Jahren  noch  wesent- 
lich vermehrt.  Die  Gesamtzahl  der  Lehrer  mit  Angehörigen  und 
der  Lernenden  betrug  1895  57ö7  Personen,  machte  demnach  ungefähr 
5  "„  der  gesamten  Bevölkerung  aus. 

Auch  die  Wohlhabenheitsverhältnisse  sind  für  unsere  Frage  von 
großer  Bedeutung,  da  von  dem  Grade  des  Wohlstandes  nicht  nur 
die  Quantität  sondern  auch  die  Qualität  der  zum  Konsum  gelangenden 
XahruDgsmittel  in  hohem  Maße  abhängt;  darum  soll  auf  diese  Ver- 
hältnisse noch  ein  kurzer  Blick  geworfen  werden.  Es  muß  zunächst 
konstatiert  werden,  daß  der  Wohlstand  in  den  letzten  Jahren  be- 
deutend zugenommen  hat;  er  ist  in  höherem  Maße  gewachsen  als  die 
Bevölkerungszahl.  Wie  im  Jahre  1900  die  Wohlstandsverhältnisse 
in  Halle  sich  gestalteten,  ist  aus  der  folgenden  Tabelle  zu  ersehen, 
die  dem  Jahrbach  deutscher  Städte  entnonunen  ist. 


m 
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Wir  sehen,  daß  Halle  fast  bei  allen  Einkommensteuerklassen 
etwas  unter  dem  DurchschDitt  der  39  deutschen  Großstädte  steht,  die 
wir  zum  Vergleich  herangezogen  haben.  Nur  die  Anzahl  der  Censiten, 
die  9500 — 30500  Mk.  Einkommen  haben,  steht  ein  wenig  über  dem 
Durchschnitt  und  ebenso  die  Zahl  der  Steuerzahler  mit  einem  Ein- 
kommen von  3000 — 6000  Mk.  um  ungefähr  1  ®/o.  Doch  sind  die  Ab- 
weichungen vom  Durchschnitt  unerheblich. 


B.  Hauptt«iL 


I.  Allgemeiner  Teil. 

Das  Material. 


1.  Beschaflrnng,  Zusammensetzung  und  Kritik  des  Materials« 

Das  Materia],  welches  dieser  Arbeit  zu  Grunde  liegt,  ist  außer- 
ordentlich umfangreich  und  verschiedenartig. 

Nach  seiner  Zusammeusetzung  kann  man  ein  vierfaches  Material 
unterscheiden,  nämlich 
I.  das  Zollmaterial, 

II.   das  Bahnmaterial  und  zwar 

1.  das  Material  der  preußischen  Staatsbahn, 

a)  die  Schalter-  und  Rollfuhrkarten, 

b)  die  statistischen  Nachweisungen, 

2.  das  Material  der  Halle-Hettstedter  Eisenbahn, 

III.  das  Material  des  Wasserverkehrs, 

IV.  die  Erhebungen  über  die  per  Wagen  eingeführten  Lebensmittel. 

I.  Das  Material  der  Zollbehörde. 

Zunächst  wollen  wir  auf  das  Zollmaterial  näher  eingehen, 
welches  uns  über  die  Einfuhr  aus  dem  Auslande  unterrichtet,  falls 
die  betreffenden  Artikel  hier  in  Halle  zur  Verzollung  gelangen.  Dieses 
Material  besteht  aus  den  statistischen  Zählstreifen  der  einzelnen  Zoll- 
abfertigungsstellen, die  vom  Hauptsteueramt  halbmonatlich  von  den 
einzelnen  Abfertigungstellen  eingefordert  und  dann  an  das  Kaiser- 
liche Statistische  Amt  nach  Berlin  geschickt  werden.  Die  Verarbeitung 
dieser  Streifen  für  das  gesamte  deutsche  Zollgebiet  erscheint  in  der 
Beichsstatistik  und  zwar  in  den  Veröffentlichungen,  welche  den  Waren- 
verkehr mit  dem  deutschen  Zollgebiet  enthalten.    Diese  Zählstreifen 
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sind  von  verschiedener  Farbe,  jenachdem  es  sich  um  die  Einfuhr,  Aus- 
fuhr, Durchfuhr  etc.  handelt,  und  außerdem  sind  noch  weitere  Unter- 
scheidungen gemacht  worden,  auf  die  hier  aber  nicht  näher  eingegangen 
werden  kann.  Für  die  Einfuhr,  die  für  die  vorliegende  Arbeit  allein 
Interesse  in  Anspruch  nimmt,  kommen  zwei  Arten  von  Zählstreifen 
in  Betracht,  w^elche  sich  auch  durch  die  Farbe  voneinander  unter- 
scheiden. Die  weißen  Streifen  geben  die  Einfuhr  in  den  freien  Ver- 
kehr unmittelbar  oder  mit  Begleitpapieren  an,  während  die  roten  die 
Einfuhr  von  Niederlagen  in  den  freien  Verkehr  enthalten.  Die 
größeren  Zollämter,  namentlich  in  den  Hafenstädten  haben  ihre  Nieder- 
lagen, wo  gemäß  den  gesetzlichen  Bestimmungen  ein  Teil  der  lager- 
fähigen Waren  unverzollt  lagern  darf,  den  der  betreffende  Kaufmann 
noch  nicht  hat  absetzen  können.  Auch  kann  dem  Kaufmann  gestattet 
werden,  die  Waren  in  eigenen  Niederlagen  unter  Zollverschluß  nieder- 
zulegen. Durch  diese  Einrichtung  ist  dem  Kaufmann  eine  größere 
Dispositionsmöglichkeit  über  die  unverzollten  Artikel  gegeben.  Er 
kann  nun  nach  Bedarf  die  Ware  ganz  oder  in  einzelnen  Posten  von 
dort  entnehmen,  um  sie  eventuell  unverzollt  weiterzudirigieren  und  den 
Abnehmer  den  Zoll  tragen  zu  lassen.  Hat  z.  B.  ein  Hamburger 
Getreidehändler  eine  Schiffsladung  Getreide  aus  Amerika  erhalten,  so 
läßt  er  zunächst  dieses  Getreide  unter  Zollverschluß  in  seinem  oder 
dem  öffentlichen  Lagerraum  lagern.  Wenn  er  nun  Aufträge  erhält, 
so  dirigiert  er  vielleicht  die  halbe  Ladung  mit  Begleitschein  nach 
Berlin,  den  vierten  Teil  zu  Wasser  nach  Halle  und  diese  Quanta 
gelangen  in  Berlin  und  Halle  zur  Verzollung  und  werden  auf  den 
roten  Zählstreifen  notiert.  Das  letzte  Viertel  der  Ladung  bleibt 
vielleicht  in  Hamburg,  und  wird  dort  verzollt. 

Von  den  auf  den  Zählstreifen  vorhandenen  12  Rubriken,  die  auf 
den  Zollabfertigungsstellen  ausgefüllt  werden,  kommen  für  uns  ledig- 
lich fünf  in  Betracht,  die  aus  dem  nebenverzeichneten  Streifen  ersicht- 
lich sind  (siehe  folgende  Seite!). 

Zunächst  wird  die  Bezeichnung  des  Hauptsteueramts  und  der 
Abfertigungsstelle  angegeben.  Jeder  Hauptsteueramtsbezirk  hat  seine 
besondere  Nummer,  die  meist  schon  auf  den  Streifen  vorgedruckt  ist ; 
z.  B.  hat  Berlin  die  Ziffer  19,  Hamburg  82,  Halle  62  etc.,  während 
die  einzelnen  Abfertigungsstellen  mit  kleinen  lateinischen  Buchstaben 
bezeichnet  werden.  So  bedeutet  62  a  z.  B.  die  Abfertigungsstelle 
des  Hauptsteueramtes  in  Halle,  62  b  die  Abfertigungsstelle  am  Bahn- 
hofe, 62  c  die  Abfertigungsstelle  des  Hauptpostamtes  in  Halle  u.  s.  w. 

Die  zweite  in  Betracht  kommende  Rubrik  ist  die  zur  Bezeich- 
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uung  der  MoDatshälften.  Da,  wie  bereits  erwähnt,  die  Zählstreifea 
halbmonatlich  eingefordert  und  an  das  Kaiserliche  StatiBtische  Amt 
gesundt  werden,  so  muß,  um  eioe  Kontrolle  zu  ermöglichen,  eine  genaue 
Bezeichnung  der  Monatshälften  stattfinden  und  zwar  werden  dieselben 
mit  kleinen  lateinischen  Buchstaben  dea  Alphabets  von  der  ersten 
Hälfte  des  Jannar  mit  a  anfangend  fortlaufend  bezeichnet.  So  be- 
deutet i  die  erste  Bälfte  des  Monats  Mai,  während  z.  B.  die  zweite 
Hälfte  des  August  mit  q  bezeichnet  wird. 


LtlUDR  d 
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BUb 

nelle        ="|^« 
Nr.         lit.        « 
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in 
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der 
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des 
Waren- 
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Menge 
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62           a     i 
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kg 

:          -517  7  :i 

Die  nächste  sehr  wichtige  Kubrik  enthält  die  Angabe  des  Her- 
kunftslandes. Hierbei  sei  erwähnt,  daß  hier  im  allgemeinen  das  Land 
Terzeichnet  wird,  aus  welchem  der  deutsche  Elmpfanger  die  Ware 
bezieht.  Ea  braucht  aber  das  Herkunftsland  mit  dem  Produktions- 
land nicht  immer  identisch  zu  sein.  Wir  haben  das  Herkunftsland  in 
dieser  Arbeit  als  das  Prodnktionsland  ansehen  müssen,  zumal  die 
Beobacbtang  ergab,  daß  dies  in  den  meisten  Fällen  zutrifft  und  daß 
ea  sieb  im  anderen  Falle  nur  um  ganz  bedeutungslose  Quanta  bandelt. 
Um  einige  Fälle  anzuführen,  die  beweisen,  daß  tatsächlich  nicht 
immer  das  Produktion  Bland  zur  Verzeichnung  gelangt,  sei  erwähnt, 
daß  die  Zollbehörde  7  kg  Apfelsinen  aus  Großbritannien,  '6  kg  aus 
den  Niederlanden  und  4  kg  aus  der  Schweiz,  dann  3  kg  Rosinen  auB 
England  etc.  angibt. 

Die  folgende  Rubrik  enthält  die  Nummer  des  statistischen  Waren- 
Terzeichnisaes,  woraua  zu  ersehen  ist,  um  welche  Gattung  und  Spezies 
Ton  Waren  es  sich  handelt.  Bemerkenswert  ist  die  außerordentlich 
große  Spezialisierung  der  einzelnen  Artikel.  Ea  sei  uns  gestattet, 
ein  Beiapiel  anzuführen.  Nr.  615  bezeichnet  Fleisch,  Hier  wird 
zuD&cbst  unterschieden  zwischen  61»  a  frischem  und  615  b  einfach 
zubereitetem  (gesalzenem  oder  geräuchertem)  Fleisch.  Nun  aber  werdeu 
außerdem   noch  die  einzelnen   Fleiscbsorten   nach   den  Tiergattungen 
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besonders  unterschieden.  615  a^  ist  frisches  Rind-  (auch  Kalb-)fleisch^ 
615  a^  frisches  Schweinefleisch,  615  b^  ist  einfach  zubereitetes  Schweine- 
fleisch, 615  bj  Schweineschinken,  615bg  Fleischextrakt  etc. 

In  der  vorletzten  Rubrik  wird  der  Maßstab  genauer  bezeichnet, 
da  manche  Waren  (namentlich  Tiere)  nicht  nach  kg,  sondern  nach 
der  Stückzahl  zur  Verzollung  und  Verzeichnung  gelangen. 

Die  letzte  Rubrik  enthält  die  Menge  entweder  nach  Zahl  oder  Gewicht. 

Zu  erwähnen  ist  vielleicht  noch,  daß  für  gewisse  Fälle  auch  die 
Angabe  des  Zollsatzes  von  Wichtigkeit  sein  kann.  So  hat  beispiels- 
weise das  amerikanische  Schweineschmalz  zwei  verschiedene  Zollsätze. 
Der  höhere  Zoll  tritt  ein,  wenn  das  Schmalz  zur  menschlichen 
Konsumtion  gelangt,  während  ein  niedrigerer  Zoll  gezahlt  wird, 
wenn  dieser  Artikel  für  industrielle  Zwecke  verwendet  und  denaturiert 
wird.  Aus  der  Angabe  des  Zollsatzes  geht  also  deutlich  hervor, 
welchen  Zwecken  dieser  Artikel  dienen  soll,  ob  die  betreffenden 
Sendungen  daher  für  unsere  Arbeit  in  Betracht  kommen,  oder  nicht. 

Nun  sei  es  uns  gleich  hieran  anschließend  gestattet,  die  Kritik 
der  Brauchbarkeit  des  Zollmaterials  für  die  vorliegende  Arbeit  folgen 
zu  lassen. 

Die  handelsstatistischen  Angaben  der  Zollbehörde  sind  durchaus 
zuverlässig  und  werden  mit  außerordentlicher  Sorgfalt  gemacht.  Ganz 
besonders  hervorzuheben  ist,  daß  das  Warenverzeichnis  in  ganz  hervor- 
ragender Weise  die  einzelnen  Warengattungen  nach  dem  Grade  ihrer 
Verarbeitung  differenziert.  Das  hat  seinen  Grund  in  dem  Umstände, 
daß  die  zubereiteten  Waren  meist  einem  höheren  Zollsatz  unter- 
liegen. Ein  weiterer  Vorzug  besteht  darin,  daß  alle  Mengen  bia 
herab  zu  einem  Kilogramm,  also  auch  alle  Postsendungen  zur  Ver- 
zollung und  Aufzeichnung  gelangen,  und  so  vereinigen  sich  bei  diesem 
Material  größte  Sorgfalt  in  der  Erhebung,  genaue  Differenzierungen 
in  Bezug  auf  die  einzelnen  Warengattungen  und  Vollständigkeit.  Das 
findet  seine  natürliche  Erklärung  in  dem  Umstände,  daß  diese  Auf- 
zeichnungen von  geschulten  Beamten  eigens  zum  Zwecke  der  Statistik 
vorgenommen  werden  und  daher  auch  den  Anforderungen,  die  man 
an  eine  gute  Statistik  stellt,  genügen  müssen. 

II.  Das  Bahnmaterial. 

1.   Das  Material  der  Königlich  preussisohen  Staatsbahn. 

Von  dem  in  zweiter  Linie  in  Betracht  kommenden  Bahn- 
material  sei  zunächst  das  Material  der  Königl.  preußischen  Staats- 
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bahn  bebandeli    Es  besteht  aus  den  Aufzeichnuogen,  welche  für  die 
Güter-  und  Eilgutsendungen  vorgenommen  werden. 

a)  Die  Rollfubr-  und  Schalterkarten  der  Eilgutabfertigung. 

Die  für  die  Eilgutsendungen  vorhandenen  Unterlagen  sind  die 
Schalterkarten  und  Kollfuhrkarten  der  Eilgutexpedition,  die  auf  Grund 
der  Eilfrachtbriefe  angefertigt  werden.  Grundsätzlich  besteht  zwischen 
den  Rollfuhr-  und  Schalterkarten  kein  Unterschied;  sie  sind  für  den 
vorliegenden  Zweck  ganz  gleichwertig.  Die  Verschiedenheit  der  Ein- 
tragung erklärt  sich  aus  der  verschiedenen  Art  der  Abholung  durch 
den  Empfanger.  Läßt  derselbe  die  Güter  selbst  abholen,  so  werden 
diese  in  das  Eingangskontrollbuch  der  Eilgutabfertigung  eingetragen; 
das  sind  die  sogenannten  Schalterkarten.  Wird  dagegen  die  Ab- 
holung einem  Rollfuhrgeschäft  übertragen,  so  findet  eine  Aufzeichnung 
auf  losen  Zetteln,  den  sogen.  Rollfuhrkarten  statt,  um  die  Empfangs- 
bescheinigung einer  größeren  Reihe  von  Gütern  dem  Rollfuhrmann 
zu  erleichtem. 

Die  Rubriken  sind  in  beiden  Fällen  dieselben.  Es  seien  als  für 
unsere  Zwecke  wichtig  folgende  Rubriken  hervorgehoben,  die  aus 
dem  nebenstehenden  Formular  ersichtlich  sind. 


Nr. 


Versand- 
station 


Empfänger 


Inhalt 


kg 


Von  den  vorhandenen  sieben  Rubriken  sind  als  für  unsere  Arbeit 
wichtig  nur  vier  hervorzuheben:  1.  die  Bezeichnung  der  Versand- 
station ;  2.  der  Inhalt ;  3.  die  Angabe  des  Gewichtes  in  Kilogrammen 
und  4.  ist  für  besondere  Fälle  noch  die  Angabe  des  Empfangers  von 
Wichtigkeit.  Außerdem  ist  5.  auch  das  Datum  nach  Jahr,  Monat 
und  Tag  im  Kopf  der  betrefifendeu  Karten  angegeben.  Auf  Grund 
dieser  Angaben  haben  wir  aus  dem  Material  der  Eilgutabfertigung 
für  die  Dauer  eines  Jahres  genaue  Auszüge  für  die  in  Betracht 
kommenden  Artikel  gemacht,  welche  die  Unterlage  zu  den  Tabellen 
bilden. 

Was  die  Kritik  der  Brauchbarkeit  dieser  Aufzeichnungen  für 
unsere  Untersuchung  betrifft,  so  kann  dieses  Material  im  allgemeinen 
als  ein   gutes   und  brauchbares   bezeichnet  werden,   da  es  vor  allen 
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Dingen  den  Vorzug  der  Vollständigkeit  für  sich  hat.  Doch  unter- 
scheidet es  sich  von  dem  Zollmaterial  vor  allem  dadurch,  daß  eine 
genauere  Differenzierung  der  einzelnen  Artikel  nach  dem  Grade  ihrer 
Verarbeitung  im  allgemeinen  fehlt.  Oft  ist  der  Inhalt  der  Sendung 
recht  ungenau  und  dürftig  angegeben.  Es  kann  dies  seinen  Grund 
darin  haben,  daß  der  Absender  die  betreffenden  Rubriken  des  Fracht- 
scheines nicht  sorgfältig  ausgefüllt  hat  oder  daß  oft  die  betreffenden 
Bahnbeamten  nicht  die  Zeit  haben,  eine  detailUerte  Ausfüllung  der 
Rollfuhr-  und  Schalterkarten  vorzunehmen.  Ein  Vorwurf  erwächst 
daraus  den  Beamten  um  so  weniger,  als  eine  allgemeine  Angabe  des 
Inhalts  für  die  Zwecke  der  Bahnverwaltung  gewöhnlich  vollständig 
ausreicht  und  genauere  statistische  Aufstellungen  von  der  Bahn  nicht 
vorgenommen  werden.  Im  Gegenteil  wurde  die  genaue  Ausfüllung 
in  Bezug  auf  den  Inhalt  etc.  immer  mehr  als  eine  Überlastung  der 
betreffenden  Beamten  empfunden,  weshalb  neuerdings  die  Fortlassung 
dieser  Rubriken  angeordnet  worden  ist,  so  daß  für  die  Gegenwart 
das  Bahnmaterial  für  ähnliche  Untersuchungen,  wie  sie  hier  vorge- 
nommen werden  sollen,  unbrauchbar  ist. 

Die  diesen  Aufzeichnungen  anhaftenden  oben  erwähnten  Mängel 
lassen  sich  in  vielen  Fällen  durch  die  Angabe  des  Empfängers  be- 
seitigen, da  eine  Kontrolle  bezw.  Berichtigung  der  von  der  Bahn  ge- 
machten Aufzeichnungen  durch  private  Ermittlungen  möglich  ist. 

Bei  der  Güterexpedition  werden  die  Aufzeichnungen  auf  Grund 
der  Frachtbriefe  in  ganz  analoger  Weise  vorgenommen  mit  dem 
einzigen  unterschied,  daß  hier  die  Eingangskontrollbücher,  die  sogen. 
Schalterkarten,  fehlen,  da  eine  besondere  Buchung  wegen  der  riesigen 
Menge  der  hier  als  Frachtgut  eingehenden  Sendungen  zu  schwierig 
wäre.  An  die  Stelle  der  Schalterkarten  treten  hier  die  Avise, 
Benachrichtigungen,  welche  teils  auf  Grund  einer  Femsprechanzeige, 
teils  durch  besondere  Boten  übermittelt  werden. 

Da  es  nun  wegen  der  großen  Menge  von  Gütern  fast  unmöglich 
ist,  für  die  Dauer  eines  Jahres  ebenso  genaue  Auszüge  aus  dem 
Material  der  Güterexpedition  anzufertigen,  wie  das  bei  dem  Material 
der  Eilgutabfertigung  geschehen  ist,  so  haben  wir  uns  auf  die  Be- 
nutzung der  statistischen  Nachweisungen  für  den  Empfang  und  Ver- 
sand beschränkt,  worauf  wir  im  Folgenden  etwas  näher  eingehen 
wollen. 
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b)   Die  statistischen  Nachweisangen  über  den  Empfang 

und  Versand. 

Id  welcher  Weise  kommt  diese  Bahnstatistik  zu  stände? 

Zunächst  muß  erwähnt  werden,  daß  die  Bahnhehörde  das  Deutsche 
Reich  und  die  umliegenden  Staaten,  mit  denen  es  in  lebhaftem 
Güterverkehr  steht,  in  Verkehrshezirke  von  verschiedener  Größe  ein- 
geteilt hat.  Halle  liegt  z.  B.  im  19.  Yerkehrsbezirk,  der  die  Re- 
gierungsbezirke Merseburg  und  Erfurt,  sowie  die  thüringischen  Staaten 
umfaßt.  Die  Nachbarbezirke  sind  der  18.  Verkehrsbezirk,  der 
Eegierungsbezirk  Magdeburg  und  das  Herzogtum  Anhalt,  der  20.  Ver- 
kehrsbezirk, der  das  Königreich  Sachsen  umschließt  und  der  17.  Ver- 
kehrsbezirk, welcher  von  der  Provinz  Brandenburg  gebildet  wird  (mit 
Ausschluß  der  Stadt  Berlin). 

Die  bahnstatistischen  Aufstellungen  über  den  Empfang  und  Ver- 
sand von  Gütern  und  Vieh  werden  allmonatlich  in  vier  Heften  an- 
gefertigt. Das  erste  Heft  enthält  im  allgemeinen  den  Gütereingang 
aus  dem  Gebiete  des  eigenen  und  der  unmittelbar  angrenzenden  Ver- 
kehrsbezirke, während  das  zweite  Heft  den  Güterverkehr  mit  dem 
übrigen  Gebiete  des  Deutschen  Reiches  während  des  betreflfenden 
Monats  anführt.  Das  dritte  Heft  gibt  die  Gütereinfuhr  aus  dem 
Auslande  an;  das  vierte  Heft  endlich  enthält  eine  summarische 
Übersicht  der  Quantitäten  aus  Heft  1 — 3,  wobei  aber  der  Her- 
kunftsbezirk nicht  berücksichtigt  wird.  Aus  dem  letzteren  Grunde 
kommt  dieses  Heft  für  die  vorliegende  Arbeit  nicht  in  Betracht. 
Die  Hefte  1 — 3  enthalten  folgende  Rubriken: 

1.  Die  Versandstation, 

2.  den  Verkehrsbezirk,  in  welchem  die  Versandstation  gelegen 
ist  und 

3.  das  Gewicht. 

Das  Verzeichnis  der  Güter,  für  welche  die  Bahnstatistik  geführt 
wird,  weist  annähernd  100  Nummern  auf;  für  vorliegende  Arbeit 
wurden  nur  10  Gruppen  berücksichtigt,  die  hier  angeführt  sein  mögen. 

Nr.  26.  Fleisch  und  Speck. 

Nr.  28  A.  Weizen. 

Nr.  28  B.  Roggen 

Nr.  28  E.  Hülsenfrüchte. 

Nr.  41  A.  Mehl  und  Mühlenfabrikate. 

Nr.  42.  Obst,  Pflanzen,  Gemüse. 

Nr.  43  A.  Öle  und  Fette. 
XLIU.  2 
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Nr.  47.  Reis. 

Nr.  70  E.  Eier. 

Nr.  70  F.  sonstige  Güter.    , 

Diese  letztere  Gruppe  kommt  nur  deshalb  in  Frage,  weil  hier 
verschiedene  Lebensmittel,  für  welche  keine  besondere  Nummer  be- 
steht, wie  Brot,  kondensierte  Milch,  Käse,  Quark  etc.  angeführt  sind. 

Es  sei  erwähnt,  daß  für  den  Versand  ganz  analoge  Aufstellungen 
gemacht  werden.  Die  zum  Versand  kommenden  Lebensmittel,  die 
die  Bahnstatistik  uns  angibt,  haben  wir  ebenfalls  notiert,  da  wir  den 
Versuch  machen  wollen,  für  einzelne  besonders  wichtige  Lebensmittel 
den  jährlichen  relativen  Konsum  festzustellen. 

Auch  für  die  als  Eilgut  ankommenden  Güter  wird  eine  derartige 
Statistik  geführt,  und  ebenso  wird  das  eingehende  und  zum  Versand 
kommende  Vieh  genau  in  die  statistischen  Nachweisungen  aufgenommen. 

Über  den  Wert  dieser  bahnstatistischen  Nachweisungen  für  unsere 
Zwecke  sei  folgendes  gesagt.  Die  Bahnstatistik  ist  nicht  so  ein- 
wandsfrei  wie  die  oben  erwähnten  Auszüge  aus  den  Schalter-  und 
KoUfuhrkarten.  Der  Grund  liegt  hauptsächlich  in  dem  Umstände^ 
daß  die  Bahnbehörde  bei  diesen  Aufstellungen  alle  Güter,  die  ein 
Gewicht  von  unter  500  kg  =  ^g  t  aufweisen,  außer  Betracht  läßt. 
Dadurch  fällt  naturgemäß  eine  große  Anzahl  von  Sendungen  weg.  Sie 
gibt  nur  abgerundete  Zahlen  in  ganzen  und  halben  Tonnen,  indem  sie 
500—749  als  500  kg  oder  0,5  t  und  750—1000—1249  kg  als  1000  kg 
oder  1,0  t  verzeichnet.  Darin  liegt  ein  großer  Nachteil  gegenüber 
den  genauen  Auszügen.  Doch  werden  diese  Ungenauigkeiten  zum 
großen  Teile  dadurch  ausgeglichen,  daß  für  den  Bahnverkehr  im 
allgemeinen  nur  Massengüter  in  Frage  kommen,  die  so  bedeutend 
sind,  daß  die  Stückgüter  keinen  großen  Einfluß  auf  das  Resultat  aus- 
üben werden.  Auch  die  durch  die  Abrundungen  der  Zahlen  auf 
ganze  und  halbe  Tonnen  entstehenden  Ungenauigkeiten  werden  sich 
bei  Massenartikeln,  wie  Roggen,  Weizen,  Eiern  u.  s.  w.  in  höherem 
Maße  ausgleichen. 

Um  nun  festzustellen,  wie  groß  die  Differenz  zwischen  dem  Ge- 
wicht der  von  den  statistischen  Nachweisungen  angegebenen  Gütern 
und  der  wirklich  eingegangenen  Güter  ist,  haben  wir  für  verschiedene 
Monate  genaue  Auszüge  angefertigt.  Doch  mußten  war  konstatieren^ 
daß  die  Ergebnisse  nicht  ganz  mit  den  Angaben  der  Bahnstatistik  über- 
einstimmten, was  zum  Teil  auch  daran  liegt,  daß  einzelne  Wagen- 
ladungen mehrere  Artikel  enthielten,  die  bald  zu  der  Gruppe,  bald 
zu  jener  geschrieben  waren.     Auf  der  anderen  Seite  aber  muß  fest- 
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gestellt  werden,  daß  die  Ergebnisse  meist  nicht  in  so  hohem  Maße 
differieren,  daß  dämm  die  statistischen  Nachweisnngen  für  unsere 
Zwecke  TÖllig  unbrauchbar  wären.  Sie  geben  im  allgemeinen  einen 
ToUsländig  ausreichenden  Überblick  über  die  ßezugsverhältnisse  ein- 
zelner Nahrungsmittel. 

2.   Das  Material  der  Halle-Hettstedter  Eisenbahn. 

Das  Material  der  Halle-Hettstedter  Eisenbahn  ist  im  allgemeinen 
ganz  analog  dem  der  preußischen  Staatsbahn.  Zu  bemerken  ist  nur, 
daß  hier  Eilgut-  uod  Güterabfertigung  nicht  getrennt  sind.  Das  ist 
aber  für  die  Beantwortung  unserer  Frage  auch  ganz  gleichgültig. 
Schalterkarten  existieren  hier  nicht,  sondern  die  Unterlagen  bilden 
ausschließlich  die  Kollfuhrkarten  und  die  Avise.  Da  das  Material 
ohnehin  nicht  umfangreich  ist,  so  haben  wir,  wie  bei  der  Eilgut- 
abfertigung auch  hier  genaue  Auszüge  angefertigt,  die  an  Brauchbar- 
keit den  ebengenannten  als  gleichwertig  zu  erachten  sind. 

III.  DasMaterial  über  die  Zufuhr  von  Gütern  per  Wasser. 

Um  auch  den  Teil  der  Nahrungsmittel  zu  erfassen,  der  zu  Wasser 
nach  Halle  verfrachtet  wird,  haben  wir  uns  an  die  Rhederei  der 
Saaleschiffer,  an  den  Halleschen  Speditionsverein  und  die  Firma 
Aug.  Mann  um  Auskunft  gewandt. 

über  jedes  Gut,  das  zu  Wasser  befördert  wird,  muß  ein  Eilgut- 
ladeschein oder  ein  einfacher  Ladeschein  ausgefertigt  werden^  ganz 
analog  der  Bahnbeförderung.  Auf  Grund  dieser  Ladescheine, -die  bei 
Empfang  der  Güter  den  Empfängern  ausgehändigt  werden,  werden 
Au&eichnungen  vorgenonmien.  Diese  sogen.  Ladungsverzeichnisse 
haben  16  Rubriken,  von  denen  für  uns  wichtig  sind 

1.  die  Angabe  des  Einladungsortes  und  des  Absenders, 

2.  die  Angabe  des  Bestimmungsortes  und  des  Empfängers, 

3.  die  Bezeichnung  der  Ware, 

4.  die  Angabe  des  Gewichts  in  Kilogramm  und 

5.  die  Angabe  des  Datums. 

Die  meisten  Güter,  welche  auf  dem  Wasserwege  nach  Halle  ge- 
langen, werden  in  Hamburg  aufgegeben  und  stammen  aus  dem  Aus- 
lände. Sie  kommen  daher  in  der  Regel  unter  Zollverschluß  hierher 
und  werden  hier  in  Halle  verzollt;  sie  sind  also  in  dem  Material  der 
Zollbehörde  enthalten.  Dennoch  kommt  es  vor,  daß  Sendungen 
schon   in   Hamburg   zur  Verzollung   gelangten   und   daher  von  dem 
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Zollmaterial  nicht  nachgewiesen  werden  konnten  oder  daß  inländische 
Güter,  wie  Getreide  etc.  verfrachtet  werden.  Da  es  der  Vollständig- 
keit des  Materials  halber  notwendig  war,  auch  diese  wenn  auch  ziem- 
lich geringen  Quantitäten  zu  erfassen,  so  haben  wir  die  genannten 
Speditionsgeschäfte  um  diesbezügliche  Angaben  ersucht,  die  auch 
bereitwilligst  gemacht  wurden.  Es  sei  uns  daher  gestattet,  ihnen  für 
ihre  freundliche  Unterstützung  an  dieser  Stelle  noch  einmal  unseren 
verbindlichsten  Dank  auszusprechen. 

IV.   Die  über  die  Zufuhr  per  Achse  angestellten 

Ermittlungen. 

Am  schwierigsten  waren  Angaben  über  den  nicht  unbedeutenden 
Teil  der  Lebensmittel  zu  erlangen,  welche  weder  per  Bahn  noch  per 
Wasser,  sondern  unmittelbar  per  Achse  der  Stadt  zugeführt  werden. 
Um  über  diese  Verhältnisse  nähere  Auskunft  zu  erhalten,  haben  wir 
uns  au  eine  größere  Anzahl  Gemüse-  und  Viktualienhandlungen  um 
Angaben  gewandt.  Zum  Teil  haben  wir  auch  ganz  brauchbare  und 
interessante  Ergebnisse  in  Bezug  auf  die  Versorgung  der  Stadt  Halle 
mit  Konsumtionsgegenständen  aller  Art  erhalten.  In  manchen  Fällen 
war  der  Erfolg  ein  wenig  befriedigender,  da  namentlich  über  die 
Menge  der  per  Achse  bezogenen  Lebensmittel  keine  zuverlässigen 
Angaben  erlangt  werden  konnten.  Entweder  verweigerten  die  be- 
treffenden Personen  jede  Auskunft  oder  sie  machten  ganz  unzureichende 
und  unzuverlässige  Angaben. 

Um  diejenigen  Quantitäten  festzustellen,  welche  per  Achse  auf 
den  Wochenmarkt  aus  der  Umgebung  der  Stadt  gebracht  werden, 
wandten  wir  uns  an  die  Stadtverwaltung,  da  wir  durch  den  Markt- 
meister oder  das  Gewerbekommissariat,  dem  das  Marktwesen  unterstellt 
ist,  die  gewünschten  Angaben  zu  erhalten  hofften.  Das  war  aber  leider 
nicht  möglich,  weil  derartige  Erhebungen  über  Herkunft,  Menge  und 
Art  der  auf  dem  Wochenmarkte  zum  Verkauf  gestellten  Artikel  nicht 
angestellt  werden. 

Infolgedessen  entschlossen  wir  uns,  selbständig  den  Versuch  zu 
machen,  über  die  von  auswärts  auf  den  Markt  kommenden  Waren  nähere 
Angaben  zu  erhalten.  Mit  Hilfe  von  zwei  Polizeibeamten,  die  uns  liebens- 
würdigerweise vom  Gewerbekomraissariat  zu  diesem  Zwecke  zur  Ver- 
fügung gestellt  wurden,  suchten  wir  an  drei  verschiedeoen  Markttagen  die 
Adressen  der  Puhrwerksbesitzer  zu  erfahren.  Zunächst  sollten  über 
die  Gemüsezufuhr  Erhebungen  angestellt  werden.  Zu  diesem  Zwecke 
übersandten    wir    den    betreffenden    Gemüsebauern    Fragebogen,    in 
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welchen  über  die  Anfuhr  von  den  hauptsächlichsten  Gemüsearten 
Angaben  gemacht  werden  sollten.  Obgleich  wir  auf  einer  besonderen 
Anlage  über  den  Zweck  der  Erhebungen  eingehend  informierten  und 
die  ausdrückliche  Versicherung  abgaben,  daß  diese  Angaben  nicht  zu 
Steuerzwecken  Verwendung  finden  sollten,  so  wurden  uns  zum  größten 
Teil  erst  nach  mehrmaliger  Aufforderung  durch  die  betrefifenden  Orts- 
Yorsteher,  deren  Unterstützung  wir  in  Anspruch  genommen  hatten, 
von  ca.  130  nur  40  Fragebogen  (also  noch  nicht  der  dritte  Teil!) 
wieder  zugestellt.  Ein  Teil  war  dürftig  und  unvollständig  ausgefüllt. 
Auf  Genauigkeit  können  die  gewonnenen  Zahlen  keinen  Anspruch 
machen;  ein  Gemeindevorsteher  teilte  uns  mit,  daß  „die  meisten  An- 
gaben der  Wirklichkeit  auch  nicht  annähernd  entsprechen".  Als 
Begründung  dafür  gab  er  an,  der  größere  Teil  der  Leute  hätte 
keine  Übersicht  über  ihre  Wirtschaft,  und  außerdem  fehle  es  am 
guten  Willen. 

Nachdem  dieser  Versuch  über  die  Gemüsezufuhr  aus  der  Um- 
gegend mißglückt  war,  haben  wir  es  unterlassen,  über  die  Anfuhr  von 
Butter,  Käse,  Eiern,  Geflügel  etc.  eingehendere  Erhebungen  anzu- 
stellen. Es  kann  sich  hier  nur  um  ungefähre  Berechnung  auf  Grund 
der  festgestellten  Anzahl  von  Wagen  wie  der  gelegentlichen  Erkundi- 
gungen auf  dem  Wochenmarkte  handeln. 

Die  einzigen  Peststellungen,  die  von  wirklichem  Werte  sind,  be- 
treffen die  Angabe  der  Ortschaften  und  der  Wagenanzahl,  welche 
einen  Anhalt  für  die  Berechnung  der  auf  den  Markt  gefahrenen 
Liebensmittel  bieten. 

Zum  Schluß  sei  es  uns  gestattet,  dem  Herrn  Polizeikommissar 
Köhler  für  seine  vielfachen  Bemühungen  und  seine  freundliche  Unter- 
stützung, namentlich  bei  den  veranstalteten  Enqueten,  unseren  ver- 
bindlichsten Dank  zu  sagen. 

Auch  an  die  Post  hatten  wir  uns  gewandt,  um  hier  einige  An- 
gaben über  die  Postsendungen  von  Lebensmitteln  zu  erlangen. 

Die  per  Post  nach  Halle  eingehenden  Lebensmittel  sind  durch- 
aus nicht  gering  zu  veranschlagen.  Man  braucht  nur  an  die  umfang- 
reichen Sendungen  zu  denken,  welche  von  außerhalb  stammenden 
Soldaten,  Studenten  und  Schülern  während  eines  Jahres  zugesandt 
werden.  Leider  lassen  sich  diese  Quantitäten  nicht  zahlenmäßig 
erfassen,  denn  die  Postbehörde  kann  derartige  Aufzeichnungen  nicht 
vornehmen,  weil  die  Angabe  des  Inhaltes  in  den  Begleitpapieren  der 
Sendungen  fehlen.  Nur  über  die  Postzufuhr  von  frischem  Fleisch 
und  frischer  Butter  ließe  sich  einiges  in  Erfahrung  bringen,    weil 
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diese  SenduDgen  sehr  oft  an  der  Art  ihrer  Verpackung  oder  durch 
die  genauere  Angabe  des  Absenders  zu  ermitteln  sind.  Schon  waren 
über  diese  Sendungen  Erhebungen  im  Gange,  als  wir  von  der  Kaiser- 
lichen Oberpostdirektion  die  Mitteilung  erhielten,  daß  „aus  dienst- 
lichen Gründen  und  im  Hinblick  auf  die  Bestimmungen  des  Fest- 
gesetzes^ derartige  Veröffentlichungen  unzulässig  wären. 

Wie  schon  erwähnt,  berücksichtigt  die  Zollbehörde  alle  Quanti- 
täten bis  herab  zu  1  kg,  also  auch  die  Postsendungen,  so  daß  dieses 
Material  die  größte  Vollständigkeit  aufweist. 


2.  Beseitigung  der  dem  Material  anhaftenden  Fehlerquellen 

und  Fragestellung. 

Was  die  Fragestellung  anlangt,  so  geht  aus  der  Aufgabe, 
welche  uns  in  der  Untersuchung  gestellt  wird,  klar  hervor,  daß  es  sich 
in  erster  Linie  darum  handelt,  das  Herkunftsland  oder  das  engere 
Produktionsgebiet  für  die  einzelnen  in  Halle  zur  Konsumtion  ge- 
langenden Nahrungsmittel  zu  erforschen.  Es  genügt  nicht  nur  der 
Unterschied  zwischen  In-  und  Ausland,  sondern  es  soll  das  engere 
Produktionsgebiet,  soweit  dies  irgend  möglich  ist,  festgestellt  werden. 
Und  gerade  das  letztere  macht  in  vielen  Fällen  die  größten  Schwierig- 
keiten. Wir  dürfen  die  Versandorte,  die  die  Bahn  uns  für  die  ein- 
zelnen Artikel  angibt,  durchaus  nicht  ohne  weiteres  mit  den  Produktions- 
orten identifizieren,  selbst  bei  deigenigen  Artikeln  oft  nicht,  welche  sehr 
wohl  in  dem  von  der  Bahn  bezeichneten  Versandorte  erzeugt  sein 
könnten.  Hier  muß  die  größte  Vorsicht  bei  der  Benutzung  des 
Materials  obwalten,  wenn  nicht  Fehlschlüsse  aus  demselben  gezogen 
werden  sollen. 

Am  zuverlässigsten  sind  in  dieser  Beziehung  die  Angaben  der 
Zollstatistik,  obgleich  auch  hier,  wie  oben  nachgewiesen  wurde,  nicht 
in  allen  Fällen,  allerdings  nur  bei  kleineren  Sendungen,  das  Pro- 
duktionsland mit  dem  angegebenen  Herkunftsland  übereinstimmt. 
Ganz  besondere  Vorsicht  ist  bei  der  Benutzung  des  Bisenbahnmaterials 
geboten  und  ebenso  bei  dem  Material  für  die  Wasserzufuhr.  Auf 
Grund  der  Erfahrung  lassen  sich  dreierlei  Umstände  anfuhren,  welche 
eine  genaue  Prüfung  dieses  Materials  notwendig  erscheinen  lassen. 

Für  den  überseeischen  Verkehr  ist  es  einleuchtend,  daß  die  Bahn 
für  die  Waren,   die  ihr  in   den   deutschen  Hafenstädten  zur  Weiter- 
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l>eföTderuiig  übergeben  werden,  als  Versandort  nicht  das  Auslanc? 
oder  den  überseeischen  Hafen,  sondern  die  inländische  Hafenstadt 
als  Versandstation  führen  kann.  Wenn  diese  Waren  nicht  in  Halle 
zur  Verzollung  gelangen,  so  läßt  sich  auf  Grund  eines  amtlichen 
Materials  die  Provenienz  dieser  Waren  überhaupt  nicht  ermittelo. 
Da  nun  in  vielen  Fällen  ausländische  Lebensmittel,  wie  Butter, 
Eier  etc.  in  den  deutschen  Häfen  verzollt  werden  und  daher  in  den 
Zählstreifen  für  Halle  nicht  enthalten  sind,  so  mußten  bei  allen  aus 
den  deutschen  Hafenstationen  kommenden  Lebensmitteln,  selbst  bei 
solchen,  welche  sehr  wohl  der  inländischen  Produktion  entstammen 
konnten,  in  Bezug  auf  ihre  Herkunft  Nachforschungen  angestellt 
werden.  Ganz  ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  Flußhafenstatiopen. 
Um  hier  ein  Beispiel  anzuführen,  sei  folgender  Fall  angenommen. 
Eine  Kahnladung  mit  ausländischem  Getreide  befindet  sich  auf  dem 
Transporte  von  Hamburg  nach  Riesa.  Unterwegs  kauft  eine  Hallesche 
Mühle  10  t,  die  in  dem  Halle  am  nächsten  liegenden  Eibhafen  (Aken) 
ausgeladen  werden  müssen,  da  der  Dampfer  die  Saale  nicht  hinauf- 
fahren soll.  Die  10  t  Getreide  werden  also  hier  in  der  Flußhafen- 
station verzollt  und  der  Hallesche  Empfänger  läßt  sie  dann  per 
Bahn  weiter  verladen.  Die  Bahn  kann  als  Versandort  naturgemäß 
nur  Aken  angeben,  während  das  Getreide  vielleicht  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  stammt. 

Ein  weiterer  Umstand,  der  die  richtige  Angabe  der  ursprüng- 
lichen Versandstation  verhindert,  ist  die  Einrichtung  von  Sammel- 
ladungen. Eine  Fabrik  verpflichtet  sich  bei  Entnahme  von  einer 
bestimmten  Menge  von  Waren  franko  zu  liefern.  In  diesem  Falle 
muß  dem  Lieferanten  daran  gelegen  sein,  die  Transportkosten  so 
billig  wie  möglich  zu  gestalten.  Er  wartet  also  möglichst  so  lange, 
bis  er  soviel  Aufträge  hat,  daß  er  eine  Wagenladung  befördern  lassen 
kann,  da  sich  diese  wesentlich  billiger  stellt,  als  wenn  er  die  Sendungen 
an  die  Empiänger  einzeln  abgehen  lassen  würde.  Diese  Wagen- 
ladungen läßt  er  bis  zu  einer  bestimmten  Station  gehen,  von  welcher 
aus  die  Adressaten  der  Einzelsendungen  am  bequemsten  zu  erreichen 
sind.  Von  hier  aus  werden  die  einzelnen  Sendungen  der  Ladung  von  einem 
damit  beauftragten  Spediteur  den  betreffenden  Empfängern  zugestellt. 
Die  Bahn  gibt  in  solchen  Fällen  naturgemäß,  da  die  Einzelsendungen 
hier  aufgegeben  wurden,  nicht  den  ursprünglichen  Versandort,  sondern 
die  Bestimmungsstation  der  Sammelladung  als  Versandort  an.  Zur 
Illustration  mag  auch  hier  ein  Beispiel  angeführt  werden.  Halle  er- 
hielt mehrere  Sendungen  kondensierter  Milch  nach  Angabe  des  Bahn- 
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materials  aus  Leipzig  und  Hof  in  Bayern.  Diese  Städte  haben  aber 
keine  Fabriken,  in  denen  kondensierte  Milch  hergestellt  wird.  Nach 
angestellten  Ermittlungen  konnten  wir  konstatieren,  daß  es  sich  hier 
um  Sammelladungen  handelte,  die  aus  einer  im  bayrischen  Allgäu 
gelegenen  Fabrik  stammten  und  bis  Hof  und  Leipzig  gegangen  waren^ 
um  hier  vom  Spediteur  den  einzelnen  Empfangern  in  Halle,  Dessau  etc^ 
zugesandt  zu  werden. 

Drittens  sei  erwähnt,  daß  die  Konzentration  des  Großhandels  ia 
den  größeren  Städten  den  Überblick  über  die  Bezugsverhältnisse 
einzelner  Artikel  sehr  erschwert.  In  einzelnen  Großstädten  häuft  der 
Großhandel  bedeutende  Quantitäten  namentlich  auch  von  ausländischen 
Konsumtionsartikeln  an,  welche  von  den  Detailisten  von  dort  bezogen 
werden,  da  ihnen  oft  ein  direkter  Bezug  aus  dem  Auslande  teurer 
kommen  würde.  Die  Bahn  gibt  selbstverständlich  in  solchen  Fällen 
die  betreffende  Großstadt  als  Versandstation  an,  aus  welcher  der 
Hallesche  Kaufmann  bezog.  Man  würde  einen  Fehler  begehen,  wenn 
man  ohne  genauere  Prüfung  die  Stadt  oder  ihre  Umgebung  als  Pro- 
duktionsgebiet bezeichnen  wollte. 

Als  sehr  treffendes  Beispiel  sei  folgendes  angeführt.  Die  Stadt 
Leipzig  hat  einen  bedeutenden  Eierhandel.  Die  Halleschen  Eier- 
händler bezogen  751 7a  t),  das  sind  ungefähr  75  ^/^  aller  ausländischen 
Eier  aus  dieser  Stadt,  während  aus  dem  Auslande  direkt  nur  ca. 
70  t  nach  Halle  importiert  wurden.  Das  Verhältnis  zwischen  den 
inländischen  und  ausländischen  Eiern  würde  vollständig  falsch  dar- 
gelegt sein,  wenn  man  die  Tatsache  nicht  berücksichtigen  wollte,  daß 
Leipzig  ausschließlich  mit  ausländischen  Eiern  handelt.  Ahnlich  ver- 
hält es  sich  mit  Butter,  Obst,  Blumenkohl  etc.  Es  bleibt  in  solchen 
Fällen  nichts  anderes  übrig,  als  sich  an  die  Empfänger  um  Auskunft 
zu  wenden,  und  deshalb  ist,  wie  oben  angedeutet,  die  Angabe  des 
Empfängers  bei  dem  Bahnmaterial  für  die  Feststellung  des  Produk- 
tionsgebietes vieler  Waren  oft  von  der  größten  Bedeutung.  Wenn 
der  Empfänger  nicht  imstande  ist,  ausreichende  Angaben  zu  machen, 
so  ist  es  notwendig,  sich  mit  dem  betreffenden  Großhändler  in  Ver- 
bindung zu  setzen.  Trotzdem  ist  eine  korrekte  Beantwortung  unserer 
Frage  in  vielen  Fällen  sehr  schwierig,  ja  manchmal  unmöglich, 
namentlich,  wenn  der  betreffende  Großkaufmann  seine  Waren  aus 
verschiedenen  Gebieten  und  Ländern  bezieht.  Der  Leipziger  Kauf- 
mann erhält  seine  Eier  aus  Österreich-Ungarn,  Rußland,  Bulgarien  etc. 
und  ist  daher  oft  gar  nicht  in  der  Lage,  in  jedem  einzelnen  Falle  mit 
Bestimmtheit  zu  sagen,   aus  welchem  Lande  diejenigen  Eier  kamen, 
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welche  gerade  nach  Halle  gegangen  sind.  In  solchen  Fällen  mußten 
wir  uns  mit  allgemeineren  Angaben  begnügen,  die  auch  zur  Orien- 
tierung über  die  Bezugsverhältnisse  ToUständig  ausreichen. 

Gerade  die  eben  aogeführten  Momente  sind  es,  welche  solche 
Erhebungen,  wie  sie  die  vorliegende  Arbeit  benötigt,  in  hohem  Maße 
erschweren  und  welche  es  uns  oft  recht  unsicher  erscheinen  ließen^ 
ob  wir  wirklich  zu  einem  befriedigenden  Resultat  gelangen  würden. 
Obwohl  wir  uns  bemühten,  die  dem  Material  anhaftenden  Mängel 
nach  Möglichkeit  zu  beseitigen,  so  sind  wir  doch  nicht  sicher,  ob  uns 
das  in  allen  Fällen  gelungen  ist,  und  wir  möchten  hier  Gelegenheit 
nehmen,  wegen  der  großen  Schwierigkeiten,  die  mit  der  Arbeit  ver- 
knüpft waren,  um  Nachsicht  zu  bitten,  falls  eine  Korrektur  des 
Materials  in  dieser  Beziehung  unterblieben  sein  sollte. 

Erst  in  zweiter  Linie  haben  wir  uns  die  Aufgabe  gestellt,  bei 
einzelnen,  besonders  wichtigen  Artikeln  den  relativen  Konsum  fest- 
zustellen. Bei  einigen  Artikeln  war  dies  nicht  möglich.  Der  Grund 
war  ein  verschiedener.  Zunächst  war  es  nicht  immer  angängig,  die 
Eigenproduktion  mit  einiger  Bestimmtheit  zu  berechnen  (z.  B.  Brot). 
Außerdem  gelang  es  nicht  in  jedem  Falle,  die  Zufuhr  genau  zu  er- 
mitteln. Das  war  z.  B.  bei  der  Zufuhr  von  frischer  Müch  der  Fall, 
da  die  Anzahl  der  Milchwagen,  welche  regelmäßig  Milch  in  die  Stadt 
fahren,  nicht  in  Erfahrung  gebracht  werden  konnte.  Ferner  kommt 
IQ  Betracht,  daß  mancher  Konsumartikel  in  bedeutendem  Maße  für 
die  Industrie  in  Anspruch  genommen  wird  und  daß  es  schwierig, 
ja  oft  unmöglich  ist,  diese  Quantitäten,  welche  dem  menschlichen 
Konsum  entzogen  werden  und  daher  in  Abzug  zu  bringen  sind, 
statistisch  mit  einiger  Genauigkeit  festzustellen.  Oft  sind  auch  die 
Angaben  über  den  Versand  so  ungenau,  daß  eine  annähernd 
korrekte  Berechnung  des  jährlichen  relativen  Konsums  außerordentlich 
schwierig  ist. 

Für  die  Bearbeitung  der  verschiedenen  Materialien  mußten  wir 
uns  naturgemäß  auf  einen  bestimmten  Zeitraum  beschränken.  Es  ist 
die  Zeit  eines  Jahres  als  angemessen  erachtet  worden,  weil  die  ein- 
zelnen Lebensmittel  in  den  verschiedenen  Jahreszeiten  nicht  nur  nicht 
in  gleicher  Qualität  und  Quantität  auf  den  Markt  gebracht,  sondern 
auch  aus  gänzlich  verschiedenen  Gegenden  bezogen  werden.  Beispiels- 
weise sei  hier  angeführt,  daß  der  Blumenkohl  fast  während  des 
ganzen  Jahres  nach  Halle  eingeführt  wurde.  In  den  Monaten  April 
und  Mai  wurde  derselbe  aus  Südfrankreich  bezogen.  Im  Juni  versorgte 
uns  Holland  hauptsächlich  mit  diesem  Artikel,   während  im  Juli  der 
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Erfurter  Blumenkohl  einsetzte,  den  wir  bis  zum  Herbst  bezogen 
haben.  In  den  Monaten  November  bis  März  erhielten  wir  denselben 
aus  Italien.  Die  Quantitäten  sind  auch  nicht  gleich  in  den  einzelnen 
Jahreszeiten  und  es  leuchtet  ein,  daß  der  Erfurter  Blumenkohl  in  den 
größten  Mengen  bezogen  wurde  und  am  billigsten  war,  da  die  Transport- 
kosten weniger  ins  Gewicht  fallen  als  bei  dem  ausländischen  Produkt. 
Da  sich  mit  der  Zeit  die  Bezugsgebiete  verschieben,  so  war  es 
von  Wichtigkeit,  möglichst  die  neueste  Zeit  für  die  Bearbeitung  des 
Materials  zu  wählen.  Außerdem  lassen  sich  dann  die  üngenauig- 
keiten  des  Materials  am  leichtesten  berichtigen.  Die  Periode,  die 
wir  für  vorliegende  Untersuchung  wählten,  erstreckt  sich  vom  1.  April 
1901  bis  1.  April  1902,  so  daß  die  Frage,  der  wir  im  folgenden 
nähertreten  wollen,  genau  gefaßt  lautet:  „Woher  bezog  die  Stadt 
Halle  a.  S.  in  der  Zeit  vom  1.  April  1901  bis  zum  1.  April  1902  ihre 
wichtigsten  Lebensmittel?" 


II.   Spezieller  Teil: 

Woher  bezieht  die  Stadt  Halle  ihre  wichtigsten 

Lebensmittel  und  zwar: 


1.  Brot. 

a)   Brotgetreide:    Weizen,  Roggen. 

Der  Hauptbestandteil  der  menschlichen  Nahrung  in  den  größeren 
Städten  ist  die  Getreidenahrung,  welche  hauptsächlich  in  der  Form 
von  Schwarz-  und  Weißbrot  genossen  wird.  Ehe  wir  uns  dem 
Brot  selbst  zuwenden,  wollen  wir  auf  die  Versorgung  der  Stadt  Halle 
mit  dem  landwirtschaftlichen  Rohprodukt,  dem  Brotgetreide,  im 
folgenden  näher  eingehen. 

Als  Brotgetreide  kommen  hauptsächlich  Weizen  und  Koggen  in 
Betracht.  Das  Material,  das  uns  über  den  Bezug  von  Brotgetreide 
unterrichtet,  sind  die  statistischen  Nachweisungen  der  Bahnbehörde 
und  für  die  Wasserzufuhr  die  Angaben  der  Zollbehörde  und  der 
Halleschen  Speditionsgeschäfte.  Außerdem  hat  uns  die  BöUberger 
Mühle  einen  genauen  Auszug  ihrer  Getreidezufuhr  während  des  be- 
handelten Jahres  in  dankenswerter  Weise  zur  Verfügung  gestellt,  so 
daß  die  aus  dem  Inlande  stammenden  Eahnladungen  wie  ebenso  ein 
Teil  der  mit  Geschirr  aus  der  Umgegend  bezogenen  Getreidemengen 
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BÜt  berücksichtigt  und  so  nach  dieser  Bichtung  das  Material  yervoll- 
ständigt  werden  konnte.  Die  Ergebnisse  der  Bearbeitung  der  Weizen- 
rufiibr  haben  wir  in  den  Tabellen  I  und  II,  die  der  Roggenzufuhr  in 
Tabelle  III  und  IV  zusammengestellt,  auf  welche  wir  näher  ein- 
gehen wollen. 

Zunächst  muß  zwischen  dem  inländischen  und  dem  ausländischen 
Getreide  ein  scharfer  Unterschied  gemacht  werden.  Das  ausländische 
Getreide  wird  im  allgemeinen  nur  per  Wasser  befördert,  da  sich  der 
Kahntransport  bedeutend  billiger  stellt  als  die  Bahnbeförderung. 
Nun  kommt  es  aber  oft  vor,  daß  ausländisches  Getreide  in  Hafen- 
stationen ausgeladen  und  you  dort  mit  der  Bahn  weiterbefördert  wird. 
Deshalb  haben  wir  auf  Anraten  eines  Fachmannes  fast  alle  nament- 
lich aus  den  Hafenstädten  Hamburg,  Magdeburg  und  Wallwitzhafen 
stammenden  Quantitäten  als  ausländisches  Getreide  angesehen. 

Wie  das  Material  der  Zollbehörde  angibt,  kamen  während  des 
behandelten  Jahres  1901/02  aus  dem  Auslande  7864^2  t  Weizen  und 
2298^2  *  Roggen.  Wenn  wir  aus  dem  angeführten  Grunde  die  aus 
den  inländischen  Hafenstationen  eingeführten  Quantitäten  hinzuziehen, 
so  erhöht  sich  die  Ziffer  für  Weizen  auf  rund  8531  t  und  für  Roggen 

auf  2496V2  t. 

Fragen  wir  nun,  welche  außerdeutschen  Länder  besonders  an  der 
Versorgung  der  Stadt  Halle  beteiligt  waren,  so  ergibt  sich,  wie  die 
Tabellen  II  und  IV  zeigen,  daß  ebenso  wie  das  gesamte  Deutsche 
Reich  so  auch  die  Stadt  Halle  mit  Weizen  in  der  Hauptsache  von 
Amerika  und  Rußland,  mit  Roggen  von  letzterem  Lande  fast  aus- 
schließlich versehen  wird.  Im  Einzelnen  Frozentzahlen  aufzustellen, 
erschien  uns  bedenklich,  weil  es  nicht  möglich  war,  die  Provenienz 
des  aus  den  deutschen  Hafenstationen  per  Bahn  zugeführten  Getreides 
mit  Bestimmtheit  festzustellen.  Immerhin  wird  man  sagen  können, 
daß  die  größere  Hälfte  des  nach  Halle  während  des  betreffenden 
Jahres  eingeführten  ausländischen  Weizens  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  lieferten.  An  der  Zufuhr  der  kleineren  Hälfte  sind  in 
erster  Linie  beteiligt  Rußland  und  Argentinien,  während  Rumänien 
und  Australien  an  letzter  Stelle  stehen. 

Die  Vereinigten  Staaten  lieferten  das  größte  Quantum  im  August 
und  September,  ebenso  Rußland,  während  aus  Argentinien  und 
Australien  die  Zufuhr  im  Juli  am  stärksten  war.  Von  den  amerikanischen 
Weizenprovinzen  kommen  hauptsächlich  Kansas  und  Walla  in  Betracht. 
Wie  wir  von  dem  Direktor  der  BöUberger  Mühle,  Herrn  Hildebrandt, 
erfahren  haben,  geht  der  Kansasweizen  als  Ballast  per  Dampfer  und 
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braucht  ca.  20  Tage  nach  Hamburg.  Von  dieser  Stadt  nach  Halle 
dürften  dann  mit  Einschluß  der  Umladung  nochmals  10  bis  14  Tage 
vergehen.  Wallaweizen,  auch  Kaliforniaweizen  geht  mit  dem  Segel- 
schiff um  das  Kap  Hörn,  und  es  werden  nach  Ansicht  des  oben  er- 
wähnten Herrn  wohl  drei  Monate  verstreichen,  bis  das  Getreide  die 
Hansastadt  erreicht,  so  daß  im  ganzen  ungefähr  drei  und  ein  halber 
Monat  nötig  ist,  ehe  es  in  Halle  eintrifft. 

Das  nordrussische  Getreide  kommt  zu  Wasser  zu  uns  oder  über 
die  trockene  Grenzstation  Wirballen.  Die  Zufuhr  russischen  Roggens 
war  vom  Mai  bis  zum  November  ziemlich  gleichmäßig.  Die  größten 
Quanta  wurden  im  Juni,  August  und  November  bezogen. 

Ehe  wir  die  Versorgung  der  Stadt  Halle  mit  inländischem  Ge- 
treide ins  Auge  fassen,  sei  es  uns  gestattet,  dem  Herrn  Direktor 
Hildebrandt  für  seine  freundliche  Unterstützung  und  vielfache  An- 
regung unseren  besten  Dank  an  dieser  Stelle  nochmals  auszusprechen. 

Fragen  wir  nun  nach  den  deutschen  Ländern  und  Landesteilen, 
welche  vornehmlich  die  Versorgung  unserer  Stadt  mit  Brotgetreide 
in  dem  in  Rede  stehenden  Zeitabschnitt  übernommen  haben,  so  er- 
gibt sich,  daß  in  Bezug  auf  die  Weizenzufuhr  die  Provinz  Sachsen 
an  erster  Stelle  steht.  Das  hat  seinen  Grund  darin,  daß  diese  Provinz 
infolge  ihrer  Fruchtbarkeit  große  Mengen  Getreide  produziert  und 
daß  die  Transportkosten  wegen  der  geringen  Entfernung  weniger  ins 
Gewicht  fallen. 

Werfen  wir  einen  Blick  auf  die  einzelnen  Regierungsbezirke  und 
Kreise  (s.  Tabelle  II),  so  können  wir  konstatieren,  daß  der  Regierungs- 
bezirk Merseburg  mit  8604'/2  t  ziemlich  genau  75  ^/^  des  aus  der  Provinz 
Sachsen  bezogenen  Quantums  lieferte;  dieser  Prozentsatz  dürfte  sich 
noch  etwas  erhöhen,  wenn  wir  alle  diejenigen  Weizenlieferungen  hätten 
erfassen  können,  welche  per  Achse  in  die  Stadt  gebracht  wurden. 
Die  letzten  25^0  bezog  Halle  fast  ganz,  nämlich  2375  t  aus  dem 
Regierungsbezirk  Magdeburg,  während  der  Regierungsbezirk  Erfurt 
nur  529  t  zuführte. 

Sehr  verschieden  ist  der  Anteil,  den  die  einzelnen  Kreise  dieser 
Bezirke  an  der  Versorgung  unserer  Stadt  mit  diesem  wichtigen  Artikel 
nahmen.  Im  Regierungsbezirk  Merseburg  stehen  der  Mansfelder  See- 
kreis, die  Kreise  Merseburg,  Querfurt  und  der  Saalkreis  mit  6464 1  an 
erster  Stelle.  Das  Summenquantum  dieser  vier  Kreise  beträgt  gerade 
75  %  ^Gs  aus  dem  Merseburger  Bezirke  bezogenen  Weizens.  Von  den 
übrigen  neun  Kreisen  lieferten  noch  die  Kreise  Bitterfeld,  Sanger- 
hausen, Torgau,    Delitzsch  und  Naumburg  bedeutendere  Quantitäten, 
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während  die  Kreise  Weißenfels,  Wittenberg,  Schweinitz  und  Eckarts- 
berga  an  letzter  Stelle  stehen. 

Von  den  elf  Kreisen  des  Regierungsbezirks  Magdeburg,  welche 
an  der  Weizenzufuhr  nach  Halle  beteiligt  waren,  ist  der  Kreis  Aschers- 
leben mit  1219^2  t  vor  allen  anderen  hervorzuheben.  Dieses  Quantum 
macht  ungefähr  50  ^Iq  des  Gesamtquantums  für  diesen  Bezirk  aus. 
Außerdem  kamen  nennenswerte  Sendungen  aus  den  Kreisen  Wanz- 
leben (246  t),  Halberstadt  (238  t)  und  Kalbe  (154 Va  t).  Wolmirstedt 
hatte  mit  nur  10  t  die  niedrigste  Jahresziffer  aufzuweisen. 

Der  Regierungsbezirk  Erfurt  lieferte,  wie  erwähnt,  wenig  Weizen 
nach  Halle.  Es  sind  nur  4  Kreise  an  der  Weizenzufuhr  beteiligt,  von 
denen  der  Kreis  Nordhausen  mit  385  kg  allein  erwähnenswert  ist,  weil 
er  fast  dreimal  soviel  lieferte  als  die  drei  anderen  Kreise  zusammen. 
Von  den  übrigen  in  Betracht  kommenden  Ländern  und  Landes- 
teilen sind  noch  besonders  hervorzuheben  das  Herzogtum  Anhalt,  die 
Provinz  Hannover  und  die  thüringischen  Staaten. 

Anhalt  hat  der  Stadt  Halle  ein  Jahresquantum  von  1246^/2  t 
zugeführt,  eine  Summe,  die  doppelt  so  groß  ist  als  die  des  Regierungs- 
bezirks Erfurt.  Besonders  zeichnen  sich  die  Kreise  Köthen  mit 
589  t  und  Bernburg  mit  501,5  t  aus. 

Die   thüringischen   Staaten   Sachsen-Weimar-Eisenach,   Schwarz- 
burg-Sondershausen,  Schwarzburg-Rudolstadt  und  Sachsen-Altenburg 
führten  zusammen  244,5  t   Weizen  zu.    An  erster  Stelle  steht  der 
erstgenannte,   größte  Staat  mit  182,5  t,   einer  Summe,  die  ungefähr 
76  %  aller  aus  diesen  Staaten  bezogenen  Weizenquantitäten  darstellt. 
Aus  der  Provinz  Hannover   sind   nur  die  Landdrosteien  Hildes- 
heim  und  Lüneburg  zu  nennen,  und  zwar  wurden  aus   Hildesheim 
186,5  t  und  aus  Lüneburg  nur  5  t  in  dem  behandelten  Jahre  eingeführt. 
Von   geringerer  Bedeutung  ist  das   Königreich   Sachsen.      Aus 
diesem  Staate  erhielt  Halle  trotz   der  großen  Nähe  und   günstigen 
Verbindungen  nur  72  t  Weizen  (bezogen),  wovon  50  %  auf  die  Kreis- 
hauptmannschaft Leipzig,  ungefähr  35  %  auf  die  Kreishauptmannschaft 
Dresden   und  15  7o  a^f  ^ü©  Kreishauptmannschaft  Zwickau  entfallen. 
Die  übrigen   Bezirke  sind    weniger  wegen   der  Höhe   der  nach 
Halle    gelieferten   Quantitäten    als    vielmehr    wegen    des   Umstandes 
interessant,   daß   sie   trotz  ihrer  teilweise  großen  Entfernungen  noch 
zur  Deckung  des   Bedarfs  in   Frage  kommen.     Das  trifft  besonders 
bei   Hessen-Nassau,    Westfalen,    Mecklenburg   und   Bheinhessen   zu. 
Sogar  aus   Ostpreußen,    aus    dem  Regierungsbezirk  Königsberg  hat 
Halle  ein  Quantum  von  10  t  bezogen.     Wegen  der  Bedeutungslosig- 
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keit  dieser  WeizensenduDgen  haben  wir  daTon  Abstand  genommen, 
auf  die  Zahlen  näher  einzugehen,  und  wird  es  genügen,  auf  die  Tabelle 
zu  verweisen. 

Auch  an  Roggen  bezog  Halle,  wie  die  Tab.  III  zeigt,  die 
größere  Hälfte  aus  der  Provinz  Sachsen,  nämlich  5368,5  t  von 
9697,5  t.  Speziell  der  Kegierungsbezirk  Merseburg  spielt  wieder 
die  erste  Holle.  Er  führte  4565  t,  das  sind  ca.  85  ^/^  des  Gesamt- 
quantums, welches  die  Provinz  Sachsen  lieferte,  unserer  Stadt  zu. 
Aus  dem  Begierungsbezirk  Magdeburg  stammten  ungefähr  14%,  aus 
dem  Regierungsbezirk  Erfurt  noch  nicht  1  %. 

Wenn  wir  wieder  die  Frage  aufwerfen,  in  welcher  Weise  sich  diese 
Summen  auf  die  einzelnen  Kreise  verteilen  (s.  Tab.  IV),  so  ist  für  den 
Regierungsbezirk  Merseburg  der  Kreis  Bitterfeld  besonders  hervor- 
zuheben, weil  er  fast  ein  Drittel  der  Gesamtsumme  für  den  Bezirk 
Merseburg,  nämlich  1461  t  nach  Halle  führte.  Neben  diesem  Kreise 
ist  noch  von  Bedeutung  der  Saalkreis  mit  800  t.  Diese  beiden  Kreise 
lieferten  zusammen  ziemlich  genau  die  Hälfte  der  sich  für  diesen 
Regierungsbezirk  ergebenden  Jahressumme. 

Außerdem  kommen  noch  in  Betracht  der  Mansfelder  Seekreis 
mit  537,5  t,  der  Kreis  Querfurt  mit  375  t  und  Torgau  mit  334,5  t; 
dann  folgen  Merseburg  mit  287  t  und  Wittenberg  mit  210  t.  Am 
geringsten  war  der  Bezug  aus  dem  Kreise  Weißenfels,  er  betrug 
während  des  Jahres  nur  5  t. 

Von  dem  Magdeburger  Regierungsbezirke  zeichnete  sich  durch 
eine  bedeutende  Roggenzufuhr  der  Kreis  Stendal  aus.  Dieser  weist 
ein  Jahresquantum  von  309  t  auf.  Nach  ihm,  allerdings  in  einem 
bedeutenden  Abstände  kommt  der  Nachbarkreis  Osterburg  mit  175  t. 
Die  Summe  dieser  beiden  Kreise  macht  die  größere  Hälfte  der 
Gesamtsumme  für  den  Regierungsbezirk  Magdeburg  aus.  Die  Alt- 
mark war  ein  bedeutender  Roggenlieferant  für  die  Stadt  Halle  in 
dem  genannten  Zeitraum,  denn  auch  Gardelegen,  Salzwedel  und 
Jericho w  lieferten  zusammen  122^2  t,  so  daß  sich  der  Gesamtbezug 
au  Roggen  aus  der  Altmark  auf  fast  75  %  ^6^  Gesamtsumme  für 
den  Regierungsbezirk  Magdeburg  beläuft.  Daneben  sind  noch  zu 
erwähnen  der  Kreis  Kalbe  mit  70  t  und  Wanzleben  mit  51  t,  während 
Jcrichow  II  und  Wolmirstedt  mit  12  resp.  10  t  an  letzter  Stelle  stehen. 

Der  Bezug  aus  dem  Regierungsbezirk  Erfurt  ist  so  gering,  daß 
es  überflüssig  erscheint,  auf  die  Kreise  näher  einzugehen. 

Anhalt  ist  als  Roggenlieferant  für  die  Stadt  Halle  auch  von  Be- 
deutung.    Das  Jahresquantum  des  von  hier  bezogenen  Roggens  betrug 
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ehrend  des  Jahres  1338,5  t  und  erreicht  fast  den  dritten  Teil  der 
Jahressumme  des  Kegiernngsbezirks  Merseburg,  obgleich  Anhalt  noch 
nicht  den  Tierten  Teil  an  Quadratmetern  hat  im  Vergleich  mit  dem 
Regierungsbezirk  Merseburg.  Von  den  anhaltinischen  Kreisen  zeichnet 
sich  Tor  allem  Köthen  durch  eine  hohe  Jahresziffer  (1058  t)  a\is. 
Diese  Zahl  erreicht  ungefähr  75%  der  Jahressumme  des  aus  dem 
gesamten  Herzogtum  nach  Halle  beförderten  Roggens. 

Fast  das  gleiche  Quantum  wie  Anhalt  lieferte  die  Provinz 
Pommern  mit  1333 1  Von  den  pommerschen  Regierungsbezirken  kommt 
nur  Stettin  in  Betracht. 

Außer  den  genannten  Ländern  und  Landesteiien  wären  noch  zu 
erwähnen  die  Provinzen  Brandenburg  und  Ostpreußen,  welche  unge- 
fähr gleiche  Jahreslieferungen  aufweisen.  Von  den  brandenburgischen 
Regierungsbezirken  hat  nur  Potsdam  Bedeutung;  er  führte  unserer 
Stadt  %  cler  aus  der  ganzen  Provinz  nach  Halle  beförderten  Quantitäten 
zu.  Die  424,5  t  des  Regierungsbezirks  Potsdam  verteilen  sich  auf 
7  Kreise,  unter  denen  Jüterbogk  mit  156  t  und  Zauch-Belzig  mit 
108  t  besonders  hervorgehoben  werden  müssen,  denn  sie  lieferten 
mehr  als  die  anderen  Kreise  zusammen. 

Höchst  interessant  ist  die  Tatsache,  daß  Halle  auch  aus  der 
östlichsten  deutschen  Provinz  Ostpreußen  ein  beträchtliches  Quantum 
Roggen  bezog,  obgleich  die  Versandorte  etwa  700  km  in  der  Luft- 
linie von  dieser  Stadt  entfernt  sind.  Der  Regierungsbezirk  Königs- 
berg, der  hier  allein  in  Betracht  kommt,  lieferte  593  t  Roggen.  Diese 
Quantitäten  sind  per  Kahn  nach  Halle  verfrachtet  worden,  da  durch 
den  Transport  auf  der  Eisenbahn  eine  so  bedeutende  Preiserhöhung 
herbeigeführt  sein  würde,  daß  eine  Lieferung  kaum  möglich  gewesen  wäre. 

Die  aus  den  übrigen  Teilen  unseres  deutschen  Vaterlandes 
stammenden  Quantitäten  sind  so  bedeutungslos,  daß  es  nicht  nötig 
erscheint,  näher  auf  die  einzelnen  Bezirke  und  Kreise  einzugehen. 
Der  Hinweis  auf  die  Tabelle  und  die  Aufzählung  der  Landesteile 
mögen  genügen.  Außer  den  oben  behandelten  Ländern  und  Landes- 
teilen wurden  noch  zur  Versorgung  der  Stadt  Halle  in  geringem 
Maße  herangezogen  Mecklenburg  mit  260  t,  das  Königreich  Sachsen 
mit  100  t  und  das  Großherzogtum  Hessen  mit  nur  5  t. 

Wenn  wir  zur  Vergleichung  das  Ausland  heranziehen,  so  kommen 
wir  zu  folgendem  Ergebnis. 

Weizen.  Addieren  wir  die  aus  dem  Inlande  und  Auslande  einge- 
führten Quantitäten,  so  erhalten  wir  eine  Gesamtsumme  von  21886  t 
AVeizen,  die  während  des  Jahres  nach  Halle  gesandt  wurden.    Nach 
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der  Angabe  der  erlangten  Zahlen  macht  der  ausländische  Weizen 
ungefähr  40  %  des  gesamten  von  Halle  bezogenen  Weizens  aus.  Die 
Hälfte  des  Gesamtquantums  lieferte  die  Provinz  Sachsen.  Die  Ver- 
einigten Staaten  führten  fast  ein  Viertel  ein.  Das  letzte  Viertel  be- 
steht zur  größeren  Hälfte  aus  ausländischer,  besonders  russischer  Ware 
und  zum  kleineren  Teile  aus  Weizen  deutscher  Provenienz,  den  be- 
sonders das  Herzogtum  Anhalt  unserer  Stadt  zuführte. 

An  Roggen  bezog  Halle  in  dem  behandelten  Jahre  im  ganzen 
12  094  t,  von  denen  ca.  80  %  auf  das  Inland  und  20  ^/^  auf  das  Aus- 
land entfallen.  Fast  die  Hälfte  (44%)  dieser  Summe  lieferte  die 
Provinz  Sachsen.  Je  11  %  bezogen  die  Halleschen  Getreidehändler  aus 
Anhalt  und  Pommern.  Die  Jahresquantitäten  von  Brandenburg  und 
Ostpreußen  machen  je  5  7o  d^r  Gesamtsumme  aus.  Die  übrigen  4  % 
verteilen  sich  auf  Mecklenburg,  das  Königreich  Sachsen  und  das 
Großherzogtum  Hessen. 

Vergleicht  man  die  beiden  Getreidearten  miteinander,  so  zeigt 
sich,  daß  fast  doppelt  soviel  Weizen  als  Roggen  bezogen  wurde. 
Auch  zeigen  die  Zahlen,  daß  ausländischer  Weizen  in  doppelt  hohem 
Prozentsatz  (40  %)  eingeführt  wurde  als  ausländischer  Roggen  (20  %). 

Betrachten  wir  zum  Schluß  die  Zahlen  für  den  Versand  der 
beiden  Getreidearten,  wie  sie  uns  die  bahnstatistischen  Nachweisungen 
angeben  (s.  Tab.  I  und  II).  Für  Weizen  beläuft  sich  der  Versand 
während  des  besprochenen  Jahres  auf  6308  t,  das  sind  29  %  der 
Gesamtsumme,  für  Roggen  auf  2183,5  t,  das  sind  nur  18%  der 
Gesamteinfuhr  an  Roggen,  so  daß  nach  Abzug  dieser  Quanta  in 
Halle  verblieben  15  578  t  Weizen  und  9910,5  t  Roggen,  welche  wohl 
größtenteils  zur  weiteren  Verarbeitung  zu  Mehl  und  zum  kleineren 
Teile  zur  direkten  Verwendung  als  Viehfutter  etc.  gelangten. 

Da  das   aus   diesem  Getreide  hergestellte  Mehl  aber  keinesfalls 

ganz  zur  menschlichen  Konsumtion   diente,   sondern   ein   großer  Teil 

namentlich  des  Weizenmehls  für  industrielle  Zwecke  Verwendung  fand, 

so  haben  wir  es  unterlassen,  den  relativen  Konsum  des  Brotgetreides 

daraus  zu  berechnen. 

b)  Mehl. 

Das  Mehl  ist  nicht  wie  das  Getreide  ein  Produkt  der  Landwirt- 
schaft, sondern  ein  Erzeugnis  der  Industrie.  Deshalb  werden  die- 
jenigen Länder  die  bedeutendsten  Quantitäten  liefern,  welche  die  besten 
natürlichen  Bedingungen  für  die  Mühlenindustrie  aufweisen.  Nach 
der  mechanischen  Kraft,  welche  die  Mühlen  treibt,  kann  man  Wind-, 
Dampf-  und  Wassermühlen  unterscheiden. 
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Die  Windmühlen  sind  den  anderen  gegenüber  dadurch  im  Nach- 
teil, daß  sie  nur  zeitweilig,  bei  günstigem  Winde,  betrieben  werden 
können.  Sie  sind  meist  kleinere  Unternehmungen  und  arbeiten  für 
den  lokalen  Bedarf.  Anders  dagegen  die  Dampf-  und  Wassermühlen, 
welche  größere  Quantitäten  für  den  Handel  produzieren.  Die  billigste 
Betriebskraft  ist  zweifellos  das  fließende  Wasser.  Deswegen  werden 
die  Dampfmühlen  im  allgemeinen  dort  zu  finden  sein,  wo  Wasser- 
mühlen aus  Mangel  an  fließendem  Wasser  nicht  existieren.  Besonders 
große  Bedeutung  hat  die  Wassermühlenindustrie  bei  uns  in  Deutsch- 
land erlangt,  während  die  bedeutendsten  Mühlen  in  anderen  Ländern, 
wie  Amerika  und  Österreich-Ungarn  Dampfmühlen  oder  solche  Dampf- 
mühlen sind,  mit  denen  Wassermühlen  verbunden  sind. 

In  Bezug  auf  die  Versorgung  der  Stadt  Halle  mit  Mehl  yer- 
weisen  wir  auf  die  beiliegenden  Tabellen  V  und  VI,  welche  einer 
näheren  Erörterung  unterzogen  werden  sollen. 

Den  Bezug  aus  dem  Auslande  wollen  wir  zunächst  ins  Auge 
fassen.  Leider  hat  die  Bahnstatistik  die  Mehlarten  nach  dem  Ge- 
treide, aus  welchem  sie  hergestellt  wurden,  nicht  unterschieden,  was 
natürlich  bei  der  Zollbehörde  der  Fall  ist.  Aus  dem  Auslande  im- 
portierte Halle  in  der  Zeit  vom  1.  April  1901  bis  1.  April  1902  im 
ganzen  ungefähr  45  t  Weizenmehl.  Fast  die  Hälfte  dieses  Quantums 
lieferte  Österreich-Ungarn,  nämlich  19850  kg,  während  die  Vereinigten 
Staaten  15000  kg,  ungefähr  Vs?  ^^^  die  Schweiz  nur  10000  kg,  un- 
gefähr %  des  gesamten  aus  dem  Auslande  stammenden  Mehles  nach 
Halle  führten. 

Wie  sich  die  Bezugsverhältnisse  im  Inlande  gestalteten,  wollen 
wir  im  folgenden  an  der  Hand  der  Tabellen  betrachten.  Aus  den- 
selben ist  klar  ersichtlich,  daß  die  Provinz  Sachsen  auch  in  Bezug 
auf  die  Mehlversorgung  die  erste  Stelle  einnimmt  mit  einer  Jahres- 
menge  von  65^6  t.  Diese  Summe  macht  über  50  %  aller  aus  dem 
Inlande  stammenden  Mehlsendungen  aus.  Von  den  5536  t  lieferte 
der  Regierungsbezirk  Merseburg  3188  t,  also  ca.  57%,  während 
der  Eegierungsbezirk  Magdeburg  2322,5  t,  also  ungefähr  42  7o  ^i^d 
Erfurt  nur  25,5  t,  noch  nicht  1%  der  Gesamtsumme  für  diese 
Provinz  unserer  Stadt  zuführten. 

Diese  für  die  Regierungsbezirke  angegebenen  Quanta  verteilen  sich 
auf  die  einzelnen  Kreise,  wie  Tab.  VI  zeigt,  sehr  ungleichmäßig.  Von 
besonderer  Bedeutung  für  die  Mehlzufuhr  nach  Halle  ist  von  den  Kreisen 
des  Regierungsbezirks  Merseburg  der  Kreis  Delitzsch,  welcher  mit  1891 1 
bedeutend  mehr  lieferte  als  die  anderen  13  Kreise  zusammen.  In 
XLUI.  3 
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größerem  Abstände  folgen  dano  der  Kreis  Querfurt  mit  412  t,  der 
Kreis  Eckartsberga  mit  131 1,  der  Manafelder  Seekreis  mit  201  t,  der 
Wittenberger  Kreis  mit  129  t  und  der  Saalkreis  mit  123  t.  Am 
wenigsten  führten  die  Kreise  Naumburg,  Schweinitz  und  Bitterfeld 
der  Stadt  Halle  zu. 

Von  den  7  Kreisen  des  Regierungsbezirks  Magdeburg,  welche 
für  die  Mehleinfuhr  in  Betracht  kommen,  ist  die  Stadt  Magdeburg 
mit  1976  t  in  erster  Linie  zu  erwähnen.  Diese  Summe  beträgt  über 
*l^  des  gesamten  aus  diesem  Begierungsbezirk  per  Bahn  nach  Halle 
bezogenen  Mehles.  Die  anderen  Kreise  sind  von  geringerer  Be- 
deutung. Der  Kreis  Kalbe  lieferte  135  t,  der  Kreis  Halberstadt 
69,5  t.  Die  geringsten  Jahresquantitäten  haben  Neuhaldensleben  und 
Jericho w  II  mit  je  10  t  aufzuweisen. 

Wegen  der  geringen  Quanta,  welche  aus  dem  Erfurter  B^gierungs- 
bezirk  nach  Halle  befördert  wurden,  möge  es  uns  gestattet  sein, 
diesen  Bezirk  unter  Hinweis  auf  die  Tabelle  zu  übergehen. 

Nächst  der  Provinz  Sachsen  hat  das  Königreich  Sachsen  an  der 
Mehlversorgung  unserer  Stadt  den  bedeutendsten  Anteil.  Die  Jahres- 
eumme  der  aus  diesem  Lande  bezogenen  Quantitäten  belief  sich  auf 
1231,5  t;  das  ist  fast  der  sechste  Teil  des  vom  Inlande  eingeführten 
Mehles.  Dreiviertel  dieser  Summe  wurden  aus  der  Kreishauptmann- 
schaft Leipzig  bezogen.  Besonders  hervorzuheben  ist  die  Mühle  in 
Würzen,  welche  allein  870  t  nach  Halle  verschickte.  Die  anderen 
beiden  Kreishauptmannschaften  Zwickau  und  Dresden  lieferten,  wie 
die  Zahlen  der  Tabelle  zeigen,  bedeutend  weniger. 

Von  den  anhaltinischen  Kreisen,  welche  ein  G-esarntquantum  von 
840  t  aufweisen,  steht  mit  687  t  der  Kreis  Dessau  an  erster  Stelle. 
Dieser  Kreis  lieferte  in  dem  genannten  Zeitraum  viermal  soviel  Mehl 
als  die  anderen  drei  Kreise  zusanamen.  Nach  ihm  folgt  der  Kreis 
Bernburg  mit  137  t,  während  Zerbst  mit  10  t  und  Köthen  mit  6  t 
die  geringsten  Quanta  aufweisen. 

Auch  weiter  entfernte  Gebiete  des  deutschen  Vaterlandes  fallen 
für  die  Versorgung  mit  Mehl  bedeutend  ins  Gewicht.  So  steht  an 
vierter  Stelle  die  Provinz  Hannover,  welche  im  ganzen  506  t  lieferte. 
Von  den  drei  Landdrosteien  weisen  nur  Hildesheim  und  Hannover 
bedeutendere  und  ungefähr  gleiche  Quantitäten  auf,  nämlich  246^2  t 
und  239  t,  hinter  denen  Lüneburg  mit  nur  20  t  sehr  bedeutend  zu- 
rückbleibt. Die  hannoversche  Stadt,  aus  welcher  Halle  regelmäßige 
und  sehr  große  Sendungen  erhielt,  ist  Hameln  an  der  Weser. 

Auch  die  Provinz  Brandenburg   ist  für   die  Mehllieferung  nach 
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Halle  von  großer  Bedeutung.  Sie  führte  in  dem  besprochenen  Zeit- 
raum 387  t  Mehl  ein.  Das  größte  Quantum  wurde  aus  dem  Ke- 
gierungsbezirk  Frankfurt  a.  0.  mit  282  t  bezogen.  Diese  Summe 
stellt  fast  75  %  der  Gesamtzufuhr .  der  Provinz  Brandenburg  dar. 
Aue  dem  Begierirngsbezirk  Potsdam  und  der  Stadt  Berlin  wurden 
zusammen  105  t  eingeführt. 

Fast  das  gleiche  Quantum  wie  aus  Brandenburg  bezog  Halle  aus 
dem  Herzogtum  Braunschweig.  Das  Jahresquantum  beträgt  379  t. 
Von  den  drei  zu  erwähnenden  Kreisen  dieses  Landes  steht  mit  320,5  t 
der  Ereis  Wolfenbüttel  obenan.  In  bedeutendem  Abstände  folgen 
dann  Braunschweig  mit  38,5  t  und  Helmstedt  mit  nur  20  t. 

Interessant  ist,  daß  sogar  das  Großherzogtum  Mecklenburg  und 
die  Provinz  Posen  trotz  ihrer  großen  Entfernung  mit  teilweise  be- 
deutenden Quantitäten  zur  Deckung  des  Bedarfs  an  Mehl  mit  heran- 
gezogen wurden. 

Aus  dem  erstgenannten  Lande  kamen  in  dem  besprochenen  Zeit- 
raum 295  t,  aus  Posen  160  t.  Von  den  mecklenburgischen  Bezugs- 
orten sind  besonders  Gr.-Quassow  und  Ftlrstenberg  a.  d.  Havel  her- 
vorzuheben, welche  ca.  zwei  Drittel  des  gesamten  aus  Mecklenburg 
bezogenen  Mehles  nach  Halle  führten.  In  der  Provinz  Posen  ist 
Bromberg  der  einzige  Mehllieferant;  und  zwar  sind  die  160  t,  welche 
aus  dieser  Stadt  eingeführt  wurden,  trotz  der  günstigen  Lage  an  der 
Wasserstraße  per  Bahn  nach  Halle  befördert  worden.  Es  handelt 
sich  hier,  wie  wir  in  Erfahrung  gebracht  haben,  um  diejenigen 
Quantitäten  von  Mehl,  welche  die  hiesige  Strafanstalt  von  den 
Bromberger  Königl.  Mühlenwerken  bezogen  hat. 

Die  Mehlsendungen  der  übrigen  Länder  und  Landesteile  sind 
verhältnismäßig  gering;  deshalb  übergehen  wir  dieselben  unter  Ver- 
weisung auf  die* Tabelle. 

Ehe  wir  dazu  übergehen,  eine  zusammenfassende  Übersicht  über 
die  Bezugsverhältnisse  und  den  Mehlversand  zu  geben,  sei  es  uns  ge- 
stattet, auf  die  Frage  der  Bedeutung  der  einzelnen  deutschen  Fluß- 
gebiete für  die  Mehlvei'sorgung  unserer  Stadt  etwas  näher  einzugehen. 

Auf  Grund  des  vorhandenen  Materials  konnten  wir  feststellen, 
daß  von  den  9479  t  Mehl,  welche  aus  dem  Inlande  per  Bahn  nach 
Halle  befordert  wurden,  8630,5  t,  also  ungefähr  ^/^o  aus  Städten 
kamen,  welche  an  einem  fließenden  Wasser  liegen.  Hier  liegt  die 
Frage  nahe:  Welche  Flußgebiete  haben  für  die  Mehlversorgung 
unserer  Stadt  die  größte  Bedeutung? 

Die  Antwort  auf  diese  Frage  gibt  die  umstehende  Zusammenstellung. 

3* 
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I. 

Das  Flußgebiet  der  Elbe. 

Hauptflnß 

Nebenflüsse 

t 

t 

Elbe 

• 

Saale  mit 

Unstrut 
Elster 

619 

584,5 
263,5 

2245 

Saale  mit  Nebenflüssen 

Mulde 

Schwarze  Elster 
Havel  mit 

Spree 

1467,0 

127 

115,5 

1467 

3416 
15 

Havel  mit  Spree 

242,5 

242,5 

Elbe  mit  Nebenflüss 

en: 

7385,5 

n.  ; 

Das  Flußgebiet  der  Weser. 

Hauptfluß 

Nebenflußgebiete 

t 

t 

Weser 

Aller  mit 

Leine  (Inster) 
Oker 

100 

141,5 
325 

239,5 

Aller  mit  Nebenflüssen 

566,5 

566,5 

Weser  mit  NebenfluJ 

{gebieten: 

806,0 

in. 

Das  Flußgebiet  der  Oder. 

Hauptfluß 

Nebenflüsse 

t 

t 

Oder 

Neiße 
Ohlau 

• 

8,5 
30,0 

240,5 

8,5 
30,0 

Oder  mit  Nebenflüss 

(en. 

279,0 

Weichsel 


IV.   Das  Flußgebiet  der  Weichsel. 


160,0 


Aus  allen  deutschen  Flußgebieten. 


Summa:      8630,5  t 


Vergleichen  wir  die  Hauptstromgebiete  miteinander,  so  steht  das 
Stromgebiet  der  Elbe  an  erster  Stelle.  Die  Summe  der  von  den  im 
Eibstromgebiet  gelegenen  Mühlen  gelieferten  Mehlquanta  beträgt 
7385,5  t,  das  sind  85  %  des  Gresamtquantoms.    Danach  kommen  die 
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Mühlen  des  Stromgebiets  der  Weser  mit  806  t  (10  7o)  5  clas  Oderstrom- 
gebiet führte  279  t  zu;  au  letzter  Stelle  kommt  die  Weichsel,  deren 
Mühlen  nur  160  t  nach  Halle  lieferten. 

Von  den  Nebenflußgebieten  ist  vor  allem  dasjenige  der  Elbe 
hervorzuheben.  Die  Mühlen  der  Mulde,  von  denen  die  sächsischen 
(Würzen)  besonders  zu  erwähnen  sind,  lieferten  3416  t  Mehl  nach 
Halle;  ein  Quantum,  das  ungefähr  die  Hälfte  der  von  den  Mühlen 
des  Eibstromgebietes  bezogenen  Mehlmenge  ausmacht. 

An  zweiter  Stelle  steht  das  Stromgebiet  der  Saale.  Die  Saale- 
mühlen brachten  619  t  Mehl  nach  Halle.  Dieses  Quantum  würde 
sich  sicher  nicht  unbedeutend  erhöhen,  wenn  wir  die  Mengen  zahlen- 
mäßig feststellen  könnten,  welche  eine  Reihe  in  der  Nähe  gelegener 
Mühlen,  wie  hauptsächlich  Wettin,  Merseburg  und  HoUeben  per 
Achse  nach  Halle  brachten.  Außerdem  muß  erwähnt  werden,  daß 
Halle  selbst  (einschließlich  Gimritz  und  BöUberg)  fünf  Wassermühlen 
besitzt.  Die  bedeutendste  unter  diesen  ist  die  fiöUberger  Mühle, 
welche  hauptsächlich  auch  für  den  Export  arbeitet.  Die  Quanta, 
welche  diese  Mühle  in  dem  behandelten  Zeitraum  in  Halle  absetzte, 
zeigt  folgende  Zusammenstellung: 


Monate 

kg 

April  bis  Juni  1901 
Juli  bis  September  1901 
Oktober  bis  Dezember  1901 
Januar  bis  März  1902 

425  762 

345  532 

380  493 
311416 

Jahressumme 

I  463  203 

Auch  die  Elstermühlen  liefern  entweder  alles  Mehl  oder  doch 
den  größten  Teil  desselben  mit  Geschirr  nach  der  Stadt.  So  erhält 
Halle  namentlich  aus  Ammendorf,  DöUnitz,  Wesenitz,  Baßnitz,  Ober- 
thau  und  sogar  Schkeuditz  große  Quantitäten,  welche  auf  Lastwagen 
in  die  Stadt  gebracht  werden,  obgleich  diese  Ortschaften  zum  Teil 
18  bis  20  km  yon  Halle  entfernt  liegen. 

Von  den  Nebenflüssen  der  Weser  sind  besonders  die  an  der 
Oker  gelegenen  Mühlen  hervorzuheben,  welche  im  ganzen  325  t  Mehl 
lieferten.  Dieses  Quantum  übertriflFt  noch  die  von  der  Wesermühle 
in  Hameln  eingeführte  Mehlmenge  um  ca.  100  t.  In  Bezug  auf  die 
übrigen  Nebenflußgebiete  wird  es  genügen  auf  obige  Tabelle  zu  ver- 
weisen. 

Zum  Schluß  wollen  wir  die   Bezugsverhältnisse  im  Zusammen- 
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hange  charakterisieren.  Im  ganzen  wurden  aus  dem  In-  und  Auslande 
9523  850  kg  bezogen.  Das  Inland  stellte  9479000  kg  oder  über 
99  %  der  Gesamtsumme^  während  das  Ausland  nur  1 7o  lieferte, 
nämlich  44850  kg.  Ungefähr  58%  des  Bedarfes  an  inländischem 
Mehl  deckte  die  Provinz  Sachsen.  Von  den  übrigen  Staaten  und 
Landesteilen  sind  hervorzuheben  das  Königreich  Sachsen,  welches 
13  %  der  gesamten  aus  dem  Inlande  bezogenen  Mehlsunmie  zuführte. 
Dann  folgt  das  Herzogtum  Anhalt  mit  9%  und  Hannover  mit  über 
6%.  Brandenburg  und  Braunschweig  lieferten  je  4%.  Die  noch 
fehlenden  6%  verteilen  sich  auf  die  noch  nicht  genannten  sieben 
Staaten,  welche  aus  der  Tabelle  zu  ersehen  sind.  Nach  den  Angaben 
der  Bahnstatistik  wurden  aus  Halle  während  des  behandelten  Zeit- 
raums im  ganzen  12653  000  kg  ausgeführt.  Da,  wie  wir  sahen, 
9  523  850  kg  eingeführt  wurden,  so  ergibt  sich  ein  Mehrversand  von 
3 129 150  kg,  welche  sich  sehr  wohl  aus  den  eingeführten  Quantitäten  von 
15  578000  kg  Weizen  und  9910  500  kg  Roggen,  also  im  ganzen  von 
25  488  500  kg  Brotgetreide  erklären,  welche  zum  größten  Teile  zu  Mehl 
verarbeitet  wurden. 

Nun  ließe  sich  ja,  da  man  weiß,  daß  sich  aus  100  kg  Weizen 
oder  Roggen  ca.  62 — 70  kg  Mehl  —  je  nach  der  verlangten  Güte  — 
herstellen  lassen,  berechnen,  wieviel  Mehl  aus  dem  oben  angegebenen 
Quantum  erzeugt  werden  könnte.  Nach  Abzug  der  Mehlausfuhr 
würde  sich  dann  das  in  Halle  verbleibende  Mehlquantum  feststellen 
lassen.  Doch  könnte  man,  selbst  wenn  die  Zufuhr  der  benachbarten 
Mühlen  zu  ermitteln  wäre,  aus  der  auf  der  angegebenen  Weise  be- 
rechneten Mehlmenge  nicht  den  relativen  Konsum  der  Bevölkerung 
erfahren.  Denn  erstens  müßte  der  Teil  des  Brotgetreides  in  Abzug 
gebracht  werden,  welcher  nicht  zur  Herstellung  von  Mehl  verwendet 
wird  und  außerdem  müßten  diejenigen  bedeutenden  Mengen  ermittelt 
werden,  welche  die  Industrie  dem  menschlichen  Konsum  entzieht. 
Daß  dies  wirklich  ganz  erhebliche  Quantitäten  sind,  geht  daraus  her- 
vor, daß  eine  hiesige  Stärkefabrik,  wie  wir  aus  glaubwürdiger  Quelle 
erfahren  haben,  monatlich  4000  Zentner  =  200000  kg  verarbeitet, 
was  einem  Jahresbedarf  von  2400  t  entsprechen  würde,  und  wir  haben 
deren  über  10  in  Halle;  allerdings  befinden  sich  auch  bedeutend 
kleinere  Betriebe  darunter.  Aus  den  angegebenen  Gründen  ist  es 
außerordentlich  schwierig,  den  relativen  Mehlkonsum  für  Halle  zu 
berechnen;  wir  haben  deshalb  von  diesem  Versuche  Abstand  ge- 
nommen, weil  wir  davon  überzeugt  waren,  daß  das  Ergebnis  auf  irgend 
welche  Zuverlässigkeit  keinen  Anspruch  machen  könnte. 
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c)  Brot  (und  Backwaren). 

Da  das  Brot  im  allgemeinen  im  frischen  Zustande  zur  Kon- 
sumtion gelangt  und  da  außerdem  ein  Bezug  des  gewöhnlichen  Brotes 
aus  entfernteren  Gegenden  dieses  Nahrungsmittel  in  verhältDismäßig 
hohem  Maße  Terteuern  würde,  so  ist  es  begreiflich,  daß  dasselbe 
gewöhnlich  an  Ort  und  Stelle  der  Konsumtion  hergestellt  wird.  Be- 
sonders gilt  das  von  dem  Morgengebäck.  Hier  haben  die  am  Orte 
befindlichen  Bäckereien,  ein  ausdrückliches  Monopol,  das  von  der  aus- 
wärtigen Konkurrenz  kaum  jemals  durchbrochen  werden  wird.  Nur 
die  feineren  Sorten,  die  von  der  wohlhabenderen  Klasse  der  Be- 
Tölkerung  gekauft  werden,  bezieht  der  Kaufmann  von  auswärts,  da 
für  diese  besseren  Qualitäten  entsprechend  höhere  Preise  gezahlt 
werden,  welche  die  Transportkosten  zu  decken  und  auch  eventuell 
noch  einen  Gewinn  zu  bringen  imstande  sind.  Wie  sich  der  Bezug 
von  Brot  und  Backwaren  in  dem  in  Rede  stehenden  Jahr  gestaltete, 
ist  aus  der  beiliegenden  Tabelle  VII  zu  ersehen. 

Was  zunächst  die  Einfuhr  dieses  Artikels  aus  dem  Auslande 
anbetrifft,  so  kommt  hier  die  Nummer  676  des  statistischen  Waren- 
verzeichnisses in  Frage,  welche  die  Einfuhr  resp.  Ausfuhr  von  „ge- 
wöhnlichem Backwerk,  Brot,  Zwieback  und  Semmel"  angibt. 

Wie  die  Tabelle  VII  zeigt,  ist  die  Zufuhr  von  Backwaren  aus  dem 
Auslande  nicht  bedeutend.  Der  einzige  Lieferant,  der  ein  nennens- 
wertes Quantum  in  dem  besprochenen  Jahre  einführte,  ist  Österreich- 
Ungarn  mit  einer  Gesamtsumme  von  129  kg.  Interessant  ist,  daß 
Halle,  wenn  auch  nur  geringe  Quantitäten  aus  Schweden  und  der 
Schweiz  bezogen  hat.  Leider  konnten  wir  über  die  Beschaffenheit 
dieser  ausländischen  Ware  nichts  erfahren,  weil  es  ausschließlich 
Postsendungen  waren  und  weder  Post  noch  Zollbehörde  den  Empfänger 
notieren. 

Diejenigen  Länder  und  Landesteile  des  Inlandes,  welche  nur 
geringe  oder  gelegentliche  Sendungen  aufweisen,  übergehen  wir  unter 
ausdrücklichem  Hinweis  auf  die  Tabelle.  Von  den  Kreisen  des  Re- 
gierangsbezirks Merseburg,  welche  Eilgutsendungen  aufweisen,  sind 
die  Kreise  Querfurt  und  der  Mansfelder  Seekreis  besonders  hervor- 
zuheben, wie  ebenso  Sangerhausen  und  Weißenfels.  Der  Kreis 
Querfurt  lieferte  regelmäßig  Brot  nach  Halle.  Doch  setzen  die 
größeren  Quantitäten,  wie  die  Tabelle  zeigt,  erst  im  Oktober  ein. 
In  dem  letzten  halben  Jahre  wurde  vor  allem  aus  Neumark-Bedra 
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viel   ßrot  bezogen.     Die    aus  diesem   Orte   stammeDden  Sendungeft 
machen  ungefähr  ^/^  der  Gesamtsumme  für  diesen  Kreis  aus. 

Ahnlich  verhält  es  sich  mit  dem  Kreise  Sangerhausen.  Der  einzige 
Brotlieferant  dieses  Kreises,  der  für  die  Versorgung  unserer  Stadt  in 
Betracht  kommt,  ist  die  Stadt  Sangerhausen,  welche  namentlich  yom 
August  ab  ziemlich  bedeutende  Mengen  Brot  in  Halle  absetzte.  Auf- 
fallend ist,  daß  der  Kreis  resp.  die  Stadt  Weißenfels  nur  in  den  beiden 
Monaten  Juli  und  September,  dann  allerdings  auch  ziemlich  bedeutende 
Brotlieferungen  aufweist.  Das  hängt  wahrscheinlich  mit  dem  Um- 
stände zusammen,  daß  das  dortige  Königl.  Proviantamt  das  Hallesche 
Militär  versorgt.  Diese  Sendungen  gehen  in  der  Regel  per  Fracht.  Die 
statistischen  Nachweisungen  der  Güterabfertigung  geben  für  die  ein- 
zelnen Monate  des  behandelten  Zeitraums  folgende  Zahlen  (in  t). 
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Diese  unregelmäßigen  Sendungen  erklären  sich  in  der  Hauptsache 
durch  die  zeitweilige  Abwesenheit  der  Soldaten,  die  durch  größere 
Übungen,  namentlich  durch  das  Manöver  (September  nur  9000  kg!) 
herbeigeführt  wird  und  durch  die  Einziehung  von  Übungsmannschaften 
in  den  Sommermonaten  (August  34000  kg!).  Die  als  Eilgut  ge- 
sandten Quanta  werden  jedenfalls  Nachlieferungen  sein,  die  im 
Interesse  der  pünktlichen  Versorgung  so  schnell  wie  möglich  ge- 
schehen mußten. 

Eine  ganze  Anzahl  von  Kreisen  des  Regierungsbezirks  Merseburg 
weisen  Sendungen  nur  im  Dezember  auf.  In  diesen  Fällen  handelt 
es  sich,  wie  wir  zum  Teil  feststellen  konnten,  um  Sendungen  von 
Weihnachtsgebäck  etc. 

Die  Regierungsbezirke  Magdeburg  und  Erfurt  weisen  so  geringe 
und  unregelmäßige  Sendungen  auf,  daß  wir  glauben,  diese  Bezirke 
übergehen  zu  dürfen. 

Von  den  thüringischen  Staaten  zeichnen  sich  durch  besonders 
starke  und  regelmäßige  Lieferungen  Sachsen- Weimar-Eisenach  und 
Sachsen-Altenburg  aus. 

Der  erstgenannte  Staat  führte  ein  Jahresquantum  von  1786  kg, 
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der  letztere  1742  kg  der  Stadt  Halle  zu.  Diese  Zahlen  beweisen  zur 
Genüge,  welcher  Beliebtheit  sich  das  thüringer  Landbrot  bei  einem 
Teile  der  Halleschen  BeTölkerung  erfreut. 

Ganz  besonders  große  Mengen  wurden  aus  der  Provinz  Branden- 
burg bezogen,  nämlich  4246  kg.  Vor  allem  führten  Berlin  und  Potsdam 
der  Stadt  Halle  regelmäßig  bedeutende  Quantitäten  zu.  Das  meiste  aus 
diesen  beiden  Städten  stammende  Brot  ist,  wie  wir  von  einem  hiesigen 
Kaufmann  erfahren  haben,  ein  Weizenschrotbrot  besserer  Qualität, 
welches  als  besonders  leicht  verdaulich  gilt  und  deshalb  von  B.ekonvales- 
zenten  und  Magenkranken  viel  genossen  wird.  Die  aus  den  genannten 
Städten  während  des  behandelten  Zeitraums  bezogenen  Brotmengen 
betragen  4131  kg  und  machen  ca.  97  ^^  aller  von  der  Provinz 
Brandenburg  gelieferten  Quantitäten  aus.  Dreiviertel  derselben  lieferte 
Potsdam,  ein  Viertel  Berlin. 

Auch  die  Provinz  Westfalen,  welche  wegen  ihres  Schwarzbrotes, 
des  sogen.  Pumpernickel,  berühmt  ist,  führte  ansehnliche  Mengen  von 
Brot  nach  Halle.  Die  beiden  Hauptlieferanten  sind  Soest  und  Lipp- 
stadt Aus  der  erstgenannten  Stadt  wurde  ein  Jahresquantum  von 
9096  kg  bezogen,  was  einem  durchschnittlichen  Monatsquantum  von 
758  kg  entsprechen  würde.  Soest  lieferte  über  76  %  alles  aus  dieser 
Provinz  bezogenen  Brotes. 

Die  außerdem  für  die  Brotversorgung  unserer  Stadt  in  Betracht 
kommenden  Länder  und  Landesteile,  welche  in  der  Tabelle  angeführt 
sind,  nehmen  weniger  wegen  der  Größe  der  gelieferten  Quantitäten, 
als  ihrer  großen  Entfernung  vom  Absatzort  wegen  unser  Interesse  in 
Anspruch.  Von  den  noch  zu  erwähnenden  Ländern  ist  das  Königreich 
Sachsen  hervorzuheben,  welches  ein  Jahresquantum  von  1 293  kg  auf- 
weist. Interessant  ist,  daß  von  dieser  Summe  ca.  1000  kg  auf  die 
Nachbarstadt  Leipzig  entfallen.  Außerdem  bezog  Halle  aus  Hannover 
und  Anhalt  nennenswerte  Quanta.  Sogar  aus  den  Provinzen  West- 
preußen, Pommern,  Schlesien  und  der  Rheinprovinz  lassen  sich  Brot- 
sendungen konstatieren. 

Nun  wäre  es  irrig,  wenn  man  annehmen  würde,  daß  Brot  nur 
als  Eilgut  verschickt  worden  sei.  Bedeutende  Quantitäten  sind  auch  als 
Frachtgut  nach  Halle  gekommen.  Diese  Sendungen  stammten  größten- 
teils aus  Berlin,  Bummelsburg  und  Hamm.  Für  die  vier  Monate, 
für  welche  aus  dem  Material  der  EoUfuhrkarten  und  Avise  der 
Güterexpedition  Auszüge  angefertigt  wurden,  ergeben  sich  folgende 
Zahlen. 
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Versandort 

April  1901 

Juli  1901 

Oktbr.  1901 

Januar  1902 

Jahres- 
dursohschnitt 

Berlin 

Rummelsburg 
Hamm 
Potsdam 

185 

475 
80 

10 

86 

100 

60 

20 

50 
120 

70 

98 
350 
119 

30 

1260 

3132 

984 
180 

Summa 

750 

266 

240 

597 

5556 

Daß  dieses  Brot  als  Frachtgut  eingeht,  hat  seinen  Grund  bei 
den  meisten  Sendungen  in  der  Beschaffenheit  desselben.  Es  handelt 
sich  hier,  wie  wir  durch  Umfragen  feststellen  konnten,  in  der  Hauptr 
Sache  um  Brot,  welches  in  Blechdosen  konserviert  ist.  Es  wird  da- 
durch haltbarer  und  verträgt  einen  längeren  Transport  durchaus. 
Was  die  Zusammensetzung  dieser  Brotkonserven  anlangt,  so  sollen 
dieselben  in  ihrer  Beschaffenheit  dem  westfälischen  Schwarzbrot  sehr 
ähnlich  sein,  weshalb  sie  auch  oft  mit  dem  Namen  „konservierter 
Pumpernickel"  bezeichnet  werden. 

Über  die  Qualität  und  Zusanmiensetzung  des  Brotes  und  der 
Backwaren,  welche  aus  den  anderen  Teilen  des  Reiches  bezogen 
wurden,  konnten  zuverlässige  Angaben  nicht  erlangt  werden. 

Sicherlich  wird  auch  per  Post  Brot  in  größeren  Quantitäten  be- 
zogen, doch  aus  den  schon  angeführten  Gründen  lassen  sich  darüber 
keine  Angaben  erlangen. 

Sehr  viel  Brot  wird  aus  der  Umgebung  per  Wagen  in  die  Stadt 

gebracht.    Wir  haben  13  verschiedene  Ortschaften  feststellen  können, 

aus  denen  regelmäßig  Brot  in  die  Stadt  gefahren  wird.     Von  diesen 

13  Dörfern  liegen 

7  im  Saalkreis, 

4  im  Kreise  Merseburg  und 

2  im  Mansfelder  Seekreis. 

Die  Entfernung  von  der  Stadt  ist  aus  folgender  Zusammenstellung 
zu  ersehen.     Es  waren  entfernt 

1 —  6  km    4  Ortschaften  mit    6  Wagen 


5—10 
über  10 
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Summa:  13  Ortschaften  mit  17  Wagen. 

Wie  diese  Zahlen  zeigen,  kamen  aus  den  13  Dörfern  im  ganzen 
17  Wagen.  Wenn  wir  auch  glauben,  daß  wir  den  größten  Teil  der 
von  auswärts  kommenden  Wagen  berücksichtigt  haben,  so  liegt  doch 
die  Möglichkeit  oder  sogar  Wahrscheinlichkeit  vor,  daß  wir  nicht  alle 
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Wagen  und  vielleicht  nicht  alle  in  Betracht  kommenden  Ortschaften 
festgestellt  haben ;  es  ist  sehr  schwierig,  hier  ein  vollständiges  Material 
zu  schaffen,  weil  die  einzelnen  Brotwagen  oft  nur  einzelne  Stadtteile 
versorgen.  Um  einen  Anhalt  zu  gewinnen,  wieviel  Brot  wohl  per 
Achse  in  die  Stadt  gebracht  wird,  haben  wir  uns  an  einzelne  dieser 
Landbäcker  um  Auskunft  gewandt.  Wir  konnten  feststellen,  daß  die 
meisten  Wagen  mindestens  zweimal  wöchentlich  Brot  in  die  Stadt 
fahren.  Einer  derselben  kommt  sogar  fast  tagtäglich  in  die  Stadt 
uod  setzt  wöchentlich  im  Durchschnitt  500  bis  600  Brote  ab.  Aus 
diesen  Angaben  kann  man  sich  ein  Bild  machen,  welche  immerhin 
bedeutende  Konkurrenz  den  Halleschen  Brotproduzenten  erwächst. 

Im  allgemeinen  wird,  wie  wir  ebenfalls  in  Erfahrung  bringen 
konnten,  nur  reines  Roggenbrot  von  den  auswärtigen  Bäckern  ab- 
gesetzt. Weißbrot  wird  in  geringen  Quantitäten  und  Semmeln  über- 
haupt nicht  verkauft. 


2.  Fleisch. 

a)  Schlachtvieh. 

Nächst  dem  Brote  bildet  das  Fleisch  den  Hauptbestandteil  der 
menschlichen  Nahrung,  und  zwar  ist  es  von  unseren  Nahrungsmitteln 
dasjenige,  welches  dem  Körper  verhältnismäßig  die  meisten  Nähr* 
Stoffe  zuführt. 

Für  die  folgenden  Ausführungen  ist  der  Unterschied  zwischen 
frischem  Fleisch  einerseits  und  Fleisch-  und  Wurstwaren  andrerseits 
von  Bedeutung,  weil  die  Versorgung  in  ganz  anderer  Weise  vor 
sich  geht. 

Da  das  frische  Fleisch  im  großen  ganzen  einen  längeren  Trans- 
port, namentlich  in  der  wärmeren  Jahreszeit  nicht  verträgt,  so  ist  die 
Bevölkerung  in  Bezug  auf  die  Versorgung  mit  diesem  Nahrungsmittel 
auf  das  durch  Schlachtung  von  Vieh  im  hiesigen  Schlachthofe  ge- 
wonnene Fleisch  angewiesen.  Es  ist  daher  von  Interesse,  die  Frage 
nach  dem  Bezüge  von  Schlachtvieh  zunächst  zu  erörtern.  Das  Bahn- 
material konnte  uns  über  die  Versorgung  der  Stadt  Halle  mit  Schlacht- 
vieh keinen  sicheren  Anhalt  geben ;  denn  einmal  ist  der  Durchgangs- 
verkehr per  Bahn  ein  sehr  bedeutender,  und  außerdem  würden  die- 
jenigen Tiere  nicht  einbegriffen,  welche  von  den  Fleischern  in  großer 
Zahl  aus   den  sehr  viehreichen  benachbarten  Kreisen  und  Bezirken 
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per  Wagen  auf  den  Schlachthof  befördert  werden.  Welche  Bedeutung 
der  Yiehhandel  in  Halle  erlangt  hat,  zeigt  die  Bahnstatistik,  welche 
den  Empfang  und  Versand  nach  Stückzahl  und  Gattung  in  genauer 
Weise  für  jeden  einzelnen  Monat  nachweist  (Tabelle  VIII).  Auf  Grund 
dieser  Zahlen  konnten  wir  feststellen,  daß  im  Durchschnitt  der  12 
Monate,  welche  wir  vorliegender  Untersuchung  zu  Grunde  legten,  der 
Versand  der  eingeführten  Tiere  schwankte  bei  den 

B.indern      zwischen  66 —  91  % ;  der  Durchschnitt  77  % 
Kälbern  „  2-  30%;     „  „  11  o/^ 

Schafen  „  0-111  %;     „  «  69% 

Schweinen        „  1—  35  % ;    „  „  14  «/o 

Ferkeln  „         47-212%;    „  „  79% 

Wir  wandten  uns  daher  an  die  Verwaltung  des  städtischen  Schlacht- 
viehhofes, in  der  Hoffnung,  über  die  Provenienz  des  Schlachtviehes 
statistisches  Material  zu  erhalten.  Leider  werden  aber  im  Halleschen 
Schlachthof  über  die  Herkunft  der  geschlachteten  Tiere  keine  Auf- 
zeichnungen vorgenommen,  wie  das  in  anderen  öffentlichen  Schlacht- 
häusern z.  B.  in  Magdeburg  der  Fall  ist. 

Herr  Direktor  Reimers,  welchem  wir  nochmals  für  seine  Be- 
mühungen und  sein  freundHches  Entgegenkommen  unseren  verbind- 
lichsten Dank  abstatten  möchten,  ließ  durch  einen  Beamten  von 
einem  Teile  des  zur  Schlachtung  gelangten  Viehes  Aufzeichnungen 
vornehmen,  soweit  das  auf  Grund  des  vorhandenen  Materials  möglich 
war.  Diese  Angaben  sind  in  der  Tabelle  IX  enthalten,  auf  welche 
wir  ausdrücklich  verweisen.  Die  Stückzahl  der  hier  berücksichtigten 
Tiere,  wie  sie  in  Tabelle  IX  angegeben  ist,  weicht  jedoch  von  der 
Gesamtzahl  der  geschlachteten  Tiere  in  so  hohem  Grade  ab,  daß  das 
Material  als  korrekt  nicht  angesehen  werden  kann.  Dennoch  wurde 
die  annähernde  Bichtigkeit  dieser  Angaben  von  anderer  Seite  bestätigt, 
wodurch  die  Tabelle  an  Wert  gewinnt.  Um  nämlich  ein  klares  Bild 
über  die  Schlachtviehzufuhr  zu  erhalten,  wandten  wir  uns  an  einige 
Fleischermeister  und  Viehhändler  um  Auskunft.  Auf  Grund  der 
übereinstimmenden  Angaben  konnten  wir  feststellen,  daß  das  Rindvieh 
fast  ausschließlich  (etwa  90  ^/q)  aus  der  Umgegend  bezogen  wird.  Es 
kommen  hauptsächlich  die  viehreichen  Kreise  des  Regierungsbezirks 
Merseburg,  des  Herzogtums  Anhalt  und  z.  T.  des  Regierungsbezirks 
Magdeburg  in  Frage.  Von  den  Kälbern  stammen  ca.  80%  aus  der 
Umgegend,  während  20  %  aus  Hannover  und  Mecklenburg  eingeführt 
werden.    Die  Schafe  liefert  ausschließlich  die  Heimatprovinz.   Ungefähr 
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75 ^/o  der  Schweine  werden  aus  den  benachbarten  Kreisen  zugeführt; 
an  der  Lieferung  der  übrigen  25%  sind  hauptsächlich  Westpreußen , 
Mecklenburg,  Holstein,  Hannover  und  die  Altmark  beteiligt.  Der 
Bezug  von  ausländischem  Vieh  ist  selten. 

Über  die  Zahl  der  in  den  einzelnen  Monaten  geschlachteten  Tiere 
gibt  die  Tabelle  X  Auskunft,  welche  wir  den  Mitteilungen  des  Ver- 
waltungsberichtes entnehmen. 

Um  einen  Überblick  über  die  Bedeutung  der  einzelnen  Tier- 
gattungen für  die  Ernährung  der  Bevölkerung  zu  gewinnen,  ist  es 
nötig,  auf  Grund  der  Stückzahl  und  des  durchschnittlichen  Schlacht- 
gewichts die  Anzahl  der  Kilogramm  des  gewonnenen  Fleisches  zu 
berechnen.  Nehmen  wir  nun  an,  daß  das  vom  Verwaltungsbericht 
des  Schlachtviehhofes  angegebene  Schlachtgewicht^),  das  auf  Grund 
vorgenommener  Wägimgen  festgestellt  wurde,  richtig  sei,  so  ergibt 
sich  für  das  ganze  Jahr  folgende  Zusammenstellung: 

ßindfleisch  3  729  276  kg 


Kalbfleisch 

692436 

rj 

Hammelfleisch 

464589 

n 

Schweinefleisch 

3  721 100 

n 

Pferdefleisch 

911035 

n 

Fleisch  von  Spanferkel 

und  Zicklein 

464 

n 

Summa:  9  618899  kg 

Wie  wir  sehen,  steht  das  Kindfleisch  an  erster  Stelle,  überragt 
aber  das  Schweinefleisch  nur  um  ein  Weniges.  An  dritter  Stelle 
schon  kommt  das  B.oßfleisch,  das  für  Halle  eine  bedeutende  Bolle 
spielt.  Dann  folgen  das  Kalbfleisch  und  das  Hammelfleisch;  von 
nur  geringer  Bedeutung  ist  das  Fleisch  von  Spanferkel  und  Zicklein. 

Diese  Zahlen  erfahren  eine  bedeutende  Änderung,  wenn  die 
Quantitäten  des  von  auswärts  eingeführten  frischen  Fleisches  mit 
berücksichtigt  werden.  Bekanntlich  unterliegt  das  frische  Fleisch, 
sobald  es  in  größerer  Menge  eingeführt  und  in  den  Handel 
gebracht  oder  in  öffentlichen  Speiseanstalten  konsumiert  wird,  dem 
Dntersuchungszwange.  Diese  Fleischmengen  sind  in  Tabelle  XI  ent- 
halten. 

Dieses  eingeführte,  auswärts  geschlachtete  Vieh  stammt  fast  aus- 


^)  Es  beträgt  für  Ochsen  xmd  Ballen  401  kg,  für  Binder  und  Färsen  320  kg; 
als  Durchschnitt  für  das  Rindvieh  haben  wir  355  kg  angenommen ;  für  Schafe 
und  Ziegen  27  kg,  für  Kälber  38  kg,  für  Schweine  100  kg,  für  Zicklein  4  kg,  für 
Pferde  305  kg. 
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Bchließlich  ans  der  Umgebung.  Es  sind  auch  z.  B.  die  bedeutenden 
Quantitäten  darunter,  die  von  auswärtigen  Fleischern  (z.  B.  aus 
Ammeudorf)  auf  dem  hiesigen  Wochenmarkte  feilgehalten  werden. 
Ganz  auffallend  groß  sind  die  zugefiihrten  Mengen  von  Schweinefleisch 
in  den  Monaten  Oktober  bis  März»  Hierüber  gibt  die  Zollbehörde 
wie  ebenso  die  Bahnstatistik  Auskuoft.  Korrekter  sind  die  bahn* 
statistischen  Angaben  insofern,  als  sie  auch  diejenigen  geschlachteten 
Schweine  enthalten,  die  bereits  im  Auslande  oder  an  der  Grenze  zur 
Verzollung  gelangt  sind  und  folglich  in  den  statistischen  Zählstreifen 
der  Zollabfertigungen  für  Halle  nicht  vorhanden  sein  können.  Aus 
diesen  Angaben  ist  die  Tabelle  XII  zusammengestellt,  welche  den 
Fleischimport  aus  dem  Auslande  enthält. 

b)  Frisches  Fleisch. 

Was  den  Bezug  von  frischem  ausländischem  Fleisch  anbetrifft, 
so  spielt  hier  das  Schweinefleisch  eine  ganz  hervorragende  Rolle. 
Diese  geschlachteten  Schweine  stammen  aus  Österreich-Üngam.  Es 
sei  uns  gestattet,  Herrn  Czerney,  welcher  uns  hierüber  interessante 
Angaben  machte,  an  dieser  Stelle  nochmals  unseren  verbindlichsten 
Dank  zu  sagen. 

Die  Schweine  werden  in  Österreich  oder  Ungarn  von  einheimi- 
schen Händlern  angekauft  und  geschlachtet;  in  geschlachtetem 
Zustande  gelangen  sie  dann  zum  Versand.  Der  Transport  zur 
Bahn  von  Budapest  beansprucht  drei  Tage.  Es  handelt  sich  um 
zwei  verschiedene  Arten  von  Schweinen.  Entweder  sind  es  die 
sehr  fettreichen  ungarischen  Schweine,  die  sogen.  Bagouer,  welche 
ein  durchschnittliches  Schlachtgewicht  von  165  bis  175  kg  haben^ 
oder  wir  haben  es  mit  galizischen  Landschweinen  zu  tun,  mit  Mager- 
schweinen, die  oft  noch  geringer  sind  als  die  hiesigen  Landschweine. 
Sie  weisen  ein  durchschnittliches  Schlachtgewicht  von  ca,  100  kg  auf. 
Der  weitaus  größte  Teil  der  nach  Halle  importierten  geschlachteten 
Schweine  (ca.  85%  nach  Angabe  des  oben  erwähnten  Groß- 
händlers) ist  ungarischer  Provenienz,  während  aus  Galizien  und 
Böhmen  etwa  15%  stammen.  Von  den  ungarischen  Bezugsorten  ist 
die  Stadt  Köbanya  (z.  deutsch  Steinbruch)  besonders  hervorzuheben, 
welche  die  größte  Schweinemastanstalt  auf  dem  Kontinent  besitzt. 

Außer  dem  frischen  Schweinefleisch  wurde  noch  frisches  Bind- 
(Kalb)fleisch,  aber  in  viel  geringeren  Quantitäten  aus  Österreich-Ungarn 
bezogen. 
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Wenn  wir  die  nach  Angabe  der  Tabelle  XI  ron  auswärts  einge- 
führten Fleischmengen  berücksichtigen  und  zu  den  durch  Schlachtung 
auf  dem  Schlachthofe  gewonnenen  Quantitäten  addieren,  so  erhalten 
wir  für  die  einzelnen  Fleischgattungen  folgende  Zahlen: 


Eindfleisch 

3  785  542 

tg     37  0/, 

Kalbfleisch 

699827 

.        7% 

Hammelfleisch 

466  911 

»        40/, 

Schweinefleisch  ^) 

4448  975 

4^0/ 

W       *^  /o 

Pferdefleisch 

914695 

„         9»/o 

Spanferkel  und  Zicklein 

2984 

»   0,01  o/o 

Summa:  10318934  kg    100 o/. 

Wenn  wir  berechnen,  wieviel  von  diesen  Fleischarten  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung  (160000)  entfällt,  so  ergibt  sich  folgende 
Zusammenstellung : 


Rindfleisch 

23,6      kg 

Kalbfleisch 

4,4        „ 

Hammelfleisch 

2,9        „ 

Schweinefleisch 

27,8        „ 

Pferdefleisch 

5,7       „ 

Fleisch  von  Spanferkel 

und  Zicklein 

0,002   „ 

Summa:  64,4      kg 

Hieraus  geht  hervor,  daß  das  frische  Schweinefleisch  in  Halle 
für  die  Ernährung  der  Bevölkerung  die  wichtigste  Rolle  spielt.  Ihm 
am  nächsten  steht  das  Rindfleisch.  Rind-  und  Schweinefleisch  zu- 
sammen machen  ^/j  von  allem  auf  dem  Schlachthofe  produzierten 
und  von  auswärts  eingeführten  und  untersuchten  Fleische  aus.  Das 
Roßfleisch  steht  an  dritter  Stelle.  Fast  der  zehnte  Teil  von  allem 
in  frischem  Zustande  genossenen  Fleische  ist  Pferdefleisch.  Nach 
den  vergleichenden  Angaben  des  Fleischkonsums  in  den  deutschen 
Großstädten  ^)  stand  Halle  im  Jahre  1896  in  Bezug  auf  den  relativen 
Konsum  von  Pferdefleisch, an  zweiter  Stelle  mit  2,37  kg.  Nur  Bochum 
übertraf  unsere  Stadt  mit  3,39  kg.  Der  Konsum  hat  sich  bis  1891 
auf  5,7  kg  erhöht,  hat  sich  also  mehr  als  verdoppelt.  Dabei  ist 
allerdings   das  Quantum  in  Abrechnung   zu  bringen,   welches  neuer- 


^)  Als  mittleres  Schlachtgewicht  haben  wir  wegen  des  hohen  Prozentsatzes 
von  nngarischen  Schweinen  150  kg  angenommen. 

*)  Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte.    6.  Jahrgang.    S.  265. 
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dings  der  zoologische  Garten  zur  ErhaltuDg  der  Raubtiere  ge- 
braucht. Dennoch  ist  das  Pferdefleisch  für  die  unteren  Klassen  der 
Be YÖlkerun  g,  welche  es  in  erster  Linie  konsumieren,  von  großer  Bedeutung. 

Kalbfleisch  wird  fast  in  doppelter  Menge  genossen  als  Hammel- 
fleisch, welches,  wie  aus  der  Anzahl  der  geschlachteten  Tiere  zu  er- 
sehen ist,  besonders  in  den  Monaten  Juli  bis  Oktober  bevorzugt  wird. 
Wie  zu  erwarten  war,  machte  sich  in  den  Monaten,  in  denen  vom  Aus- 
lande so  bedeutende  Fleischmengen  eingeführt  wurden,  ein  starker  Rück- 
gang der  Schlachtungen,  besonders  der  Schweineschlachtungen  bemerk- 
bar. So  sank,  wie  aus  Tab.  X  zu  ersehen,  die  Zahl  der  geschlachteten 
Schweine  im  Dezember,  wo  die  größte  Einfuhr  von  geschlachteten  öster- 
reichischen Schweinen  stattfand,  auf  2190  herab,  während  die  Schlach- 
tungen im  Mai  die  höchste  Ziffer,  nämlich  3744,  aufwiesen.  Doch  nicht 
nur  die  Schweineschlachtungen,  sondern,  wie  erwähnt,  die  Schlachtungen 
aller  anderen  Gattungen  zeigten  während  dieser  Zeit  eine  mehr  oder 
minder  starke  Abnahme,  die  besonders  deutlich  wieder  im  Dezember 
hervortritt.  Auch  die  Rinderschlachtungen  zeigten  während  dieses 
Monats  ihren  tiefsten  Stand  mit  780  gegen  1022  Stück  im  Oktober; 
ebenso  gingen  die  Schlachtungen  von  Schafen  und  Ziegen  von  1906  im 
Juli  und  1651  im  Oktober  auf  1246  Stück  im  Dezember  zurück.  Weniger 
groß  war  der  Einfluß  auf  die  Pferdeschlachtungen.  Diese  zeigten 
im  Winter,  besonders  in  den  Monaten  Oktober  (336)  und  November 
(352)  die  höchsten  Ziffern,  während  sie  im  Sommer,  besonders  in 
den  Monaten  Juni  (169)  und  Juli  (170)  am  geringsten,  waren. 

Die  eingeführten  Fleischmengen  bleiben  sich  mit  Ausnahme  der 
erwähnten  Zufuhr  von  Österreich-ungarischen  geschlachteten  Schweinen 
in  den  Wintermonaten  sonst  im  ganzen  gleich.  Nur  ist  noch  die 
bedeutende  Anzahl  der  geschlachteten  Zicklein  im  März  und  April 
zu  erwähnen,  die  sicher  mit  dem  jüdischen  Passahfest  in  Zusammen- 
habg  stehen. 

^  Gehen  wir  nun  zu  den  aus  dem  Inlande  per  Eilgut  zugeführten 
Quantitäten  über,  so  muß  zunächst  bemerkt  werden,  daß  eine  genaue 
Scheidung  zwischen  Fleisch  auf  der  einen  und  Fleisch-  und  Wurst- 
waren auf  der  anderen  Seite  vorzunehmen,  leider  nicht  möglich  war, 
weil  diese  Angaben  in  den  BoUfuhr-  und  Schalterkarten  sehr  ungenau 
sind.  Wir  haben  feststellen  können,  daß  zweifellos  gleiche  und  gleich- 
artige Sendungen  das  eine  Mal  mit  „Fleisch",  ein  anderes  Mal  mit 
„Fleisch waren"  bezeichnet  wurden.  Deshalb  haben  wir  uns  entschließen 
müssen,  die  als  Fleisch,  Fleischwaren  und  Wurstwaren  deklarierten 
Sendungen  zusammenzufassen. 
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c)  Fleisch-  und  Wurstwaren. 

Die  während  des  Jahres  per  Eilgut  angekommenen  Fieisch- 
sendungen  sind  in  den  Tabellen  XIII  und  XIV  enthalten,  und  zwar  ist 
Tabelle  XIV  aus  Tabelle  XIII  durch  Zusammenfassung  der  Kreise  etc. 
zu  Regierungsbezirken  und  Provinzen  etc.  entstanden,  um  die  Über- 
sicht über  die  einzelnen  Länder  und  Provinzen  zu  erleichtem. 

Die  Provinz  Sachsen  weist  die  größte  Zufuhr  von  Fleischwaren 
aller  Art  auf.  Es  wurden  aus  dieser  Provinz  während  des  behandelten 
Jahres  80379  kg  per  Eilgut  bezogen.  An  dieser  Summe  sind  die 
einzelnen  Eegierungsbezirke  sehr  ungleich  beteiligt.  Der  Eegierungs- 
bezirk  Magdeburg  führte  der  Stadt  Halle  50691  kg  zu^  das  sind  ca. 
63  ®/q,  also  fast  zwei  Drittel  der  gesamten  aus  dieser  Provinz  bezogenen 
Quantitäten.  Der  Regierungsbezirk  Merseburg  lieferte  den  größten 
Teil  des  letzten  Drittels,  nämlich  23492  kg,  oder  29%,  während 
Erfurt  mit  6196  kg  (8%)  an  letzter  Stelle  steht. 

Werfen  wir  einen  Blick  auf  die  Kreise,  resp.  Städte,  welche  sich 
durch  einen  besonders  großen  Fleischwarenversand  nach  Halle  aus- 
zeichnen, so  ist  für  den  erstgenannten  Bezirk  die  Stadt  Magdeburg 
besonders  hervorzuheben.  Die  aus  dieser  Stadt  bezogene  Summe 
beläuft  sich  auf  21402  kg,  stellt  also  über  zwei  Fünftel  aller  aus 
diesem  Regierungsbezirke  gelieferten  Quantitäten  dar.  Fast  ebensoviel 
wurden  aus  dem  Kreise  und  der  Stadt  Stendal  eingeführt,  nämlich 
19  861  kg.  Diese  beiden  Kreise  führten  über  ^/g  aller  aus  dem 
Magdeburger  Regierungsbezirk  eingegangenen  Fleischwaren  zu.  Für 
das  letzte  Fünftel  kommen  vor  allem  Halberstadt  mit  4488  kg, 
Oschersleben  mit  2034  kg  und  Wolmirstedt  in  Betracht.  Die  übrigen 
zehn  Kreise  sind  weniger  von  Bedeutung;  daher  übergehen  wir  die« 
selben  unter  Bezugnahme  auf  die  Tabelle. 

Von  den  16  Kreisen  des  Regierungsbezirks  Merseburg,  welche 
sich  an  der  Versorgung  der  Stadt  Halle  mit  Fleischwaren  beteiligten, 
ist  wegen  außerordentlich  hoher  Monatssendungen  der  Kreis  bezw. 
die  Stadt  Wittenberg  a.  Elbe  besonders  zu  erwähnen.  Fast  die  Hälfte 
aller  aus  diesem  Regierungsbezirk  stammenden  Fleischwaren,  nämlich 
1 1 224  kg,  wurden  aus  diesem  Kreise  bezogen.  In  bedeutendem  Ab- 
stände folgt  der  Kreis  Merseburg  mit  2758  kg  an  zweiter  Stelle. 
Fast  das  gleiche  Quantum  bezog  Halle  aus  dem  Kreise  Eckartsberga, 
nämlich  2167  kg. 

Von  den  übrigen  Kreisen  sind  noch  wegen  bedeutenderen  Quantitäten 
XUII.  4 
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zu  nennen  der  Kreis  Querfurt  (1451  kg),  der  Mansfelder  6ebirg8krei& 
(1283  kg),  der  Kreis  Weißenfels  und  der  Kreis  Saugerhausen. 

Für  den  dritten  Regierungsbezirk  kommen  nur  sieben  Kreise  in 
Frage,  von  denen  der  Kreis  Nordhausen  mit  3216  kg  die  erste  Stelle 
einnimmt.  Er  führte  mehr  Fleischwaren  nach  Halle,  als  die  übrigen 
sechs  Kreise  zusammen.  Außer  diesem  Kreise  ist  noch  Langensalza 
mit  einem  Jahresquantum  von  1092  kg  von  einiger  Bedeutung. 

Aus  der  Provinz  Sachsen  bezog  Halle  ungefähr  ^j^  aller  per 
Eilgut  eingeführten  Pleischwaren.  Der  Regierungsbezirk  Magdeburg 
allein  lieferte  den  vierten  Teil. 

Wegen  seiner  feinen  Fleisch-  und  Wurstwaren  berühmt  ist  das 
Herzogtum  Braunschweig  und  hier  vor  allem  die  Stadt  gleichen  Namens. 
Die  Stadt  Braunschweig  führte  in  dem  besprochenen  Jahre  im  ganzen 
35  636  kg  an  Fleischwaren  ein,  während  aus  dem  übrigen  Herzogtum 
nur  465  kg  bezogen  wurden.  Braunschweig  beförderte  mehr  als  den 
sechsten  Teil  aller  als  Eilgut  aufgegebenen  Fleischwaren  nach  Halle. 

Schon  viel  weniger  Bedeutung  für  die  Fleischwareneinfuhr 
nach  Halle  hat  die  Provinz  Hannover  mit  einem  Jahresquantum  von 
13497  kg.  Von  den  fünf  Landdrosteien  führten  nur  Hildesheim  und 
Osnabrück  regelmäßig  Fleischwaren  unserer  Stadt  zu,  von  denen 
Hildesheim  das  bedeutendste  Quantum  lieferte,  nämlich  10  540  kg. 
Osnabrück  steht  mit  ungefähr  dem  vierten  Teil  dieser  Summe  (näm- 
lich 2431  kg)  an  zweiter  Stelle.  Die  übrigen  drei  Landdrosteien 
fallen  weniger  ins  Gewicht. 

Fast  das  gleiche  Quantum,  wie  aus  der  Provinz  Hannover  wurde 
aus  den  thüringischen  Staaten  bezogen  (11083  kg).  Von  den  sieben 
Staaten  ist  Schwarzburg-Sondershausen  am  wichtigsten.  Dieses  kleine 
Land  führte  4554  kg  an  Fleischwaren  nach  Halle.  Danach  kommt 
Sachsen- Weimar-Eisenach  mit  einem  Jahresquantum  von  2913  kg. 
Außerdem  seien  noch  Sachsen- Altenburg  mit  1643  kg  und  wegen 
regelmäßiger,  wenn  auch  geringerer  Monatslieferungen  Sachsen-Koburg- 
Gotha  mit  924  kg. genannt.  Für  die  übrigen  Staaten  mag  ein  Hin- 
weis auf  die  Tabelle  genügen. 

Eigenartig  ist,  daß  die  Provinz  Pommern  nur  in  einigen  Monaten, 
vom  September  bis  Dezember  allerdings  zum  Teil  sehr  erhebliche 
Sendungen  aufzuweisen  hat.  Es  handelt  sich  hier  um  Gänsefleisch 
aller  Art.  Von  den  Regierungsbezirken  kommt  als  fast  einziger 
Lieferant  Köslin  in  Frage.  Das  Jahresquantum  der  aus  dieser  Provinz 
bezogenen  Fleischwaren  ist  nur  wenig  größer  als  das  des  Regiertmgs- 
bezirks  Erfurt,  es  beträgt  6452  kg. 
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Das  Herzogtum  Anhalt  führte  im  ganzen  4784  kg  Fleischwaren 
nach  Halle  ein.  Unter  den  Städten  und  Kreisen  ist  besonders  Köthen 
hervorzuheben. 

Auch  Schleswig-Holstein  gehört  zu  denjenigen  Provinzen ,  welche 
für  Halle  in  Bezug  auf  die  Fleischwarenzufuhr  eine  nicht  unbedeutende 
EoUe  spielen.  Die  Hauptlieferungen  fallen  in  die  Sommermonate 
April  bis  September.  Von  den  Kreisen  dieser  Provinz  sind  vor  allem 
die  Dithmarschen  Kreise,  im  besonderen  die  Stadt  Wesselburen  im 
Norderdithmarschen  zu  nennen,  welche  ca.  2500  kg  von  3633  kg, 
also  ungefähr  '/lo  der  aus  dieser  Provinz  stammenden  Quantitäten 
nach  Halle  verschickte. 

Die  übrigen  Länder  und  Landesteile  stehen  den  oben  genannten 
an  Bedeutung  erheblich  nach.  Zu  erwähnen  wären  noch  die  Provinz 
Westfalen  mit  1539  kg,  Brandenburg  (außer  Berlin)  mit  1291  kg 
und  Hessen-Nassau  mit  1204  kg.  In  Bezug  auf  die  noch  in  Frage 
kommenden  Landesteile  sei  es  uns  gestattet  auf  die  Tabelle  zu  verweisen. 

Zum  Schluß  dieses  Abschnittes  seien  noch  einige  Städte  hervor- 
gehoben, welche  ganz  außerordentlich  große  Quantitäten  nach  Halle 
lieferten.  An  erster  Stelle  steht  Berlin.  Aus  dieser  Stadt  wurden 
im  ganzen  25  426  kg  an  Fleisch  und  Fleischwaren  bezogen,  ein  Quantum, 
welches  die  Jahresmenge  des  Regierungsbezirks  Merseburg  noch  über- 
steigt. Unter  diesen  25426  kg  sollen  sich  nach  der  Meinung  eines 
hiesigen  Kaufmanns  auch  bedeutende  Quantitäten  ausländischer  vor 
allem. amerikanischer  Fleischwaren  sich  befinden.  Diese  sollen  ungefähr 
40^0  ausmachen. 

Ahnlich  verhält  es  sich  mit  Hamburg.  Diese  Hansastadt  führte 
imgefähr  die  Hälfte  der  aus  Berlin  bezogenen  Fleischwaren,  nämlich 
12819  kg  nach  Halle  ein.  Diese  Sendungen  enthalten  zweifellos 
auch  Fleischwaren  ausländischer  Provenienz.  Den  statistischen  Über- 
sichten über  den  Hamburgischen  Handel  entnehmen  wir  folgende 
Angaben  für  das  Jahr  1901.     (Siehe  umstehende  Seite.) 

Was  die  Zufuhr  von  gesalzenem  und  geräuchertem  Fleisch  be- 
trifft, steht  hier  Amerika  an  erster  Stelle.  Die  Vereinigten  Staaten 
führten  117  783  dz  nach  Hamburg  ein,  eine  Summe,  welche  */jo  alles 
seewärts  bezogenen  Fleisches  und  über  %  alles  per  Schiff  und  Eisen- 
bahn eingegangenen  Fleisches  ausmacht.  Von  den  übrigen  Staaten 
sind  noch  Dänemark  mit  4416  dz  und  Großbritannien  mit  3140  dz 
zu  nennen.  Von  den  deutschen  Landesteilen,  welche  seewärts  Fleisch 
einführten,  steht  Bremen  mit  1701  dz  an  erster  Stelle.  Die  Quantitäten 
der  übrigen  Länder  sind  unbedeutender. 

4* 
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a)  Gesalzenes  und  geräuchertes  Fleisch  (in  dz). 


Herkunftsland 

dz 

1.    Seeeinfuhr.    Ver.  Staaten  von  Amerika 

Britisch  Nordamerika 
Großbritannien 
Dänemark 
Bremen 
Oldenburg 
Niederlande 
Belgien 
Norwegen 
Schleswig  -Holstein 
Russische  Ostseehäfen 
sonstige  Seeeinfuhr 

117  783 
620 

3140 

4416 

I  701 

284 

417 
121 

99 
6 

I 
41 

Seeeinfuhr:       Summa 

128  822 

2.   per  Eisenbahn 

Linie  Venlo  -  Hamburg 
„      Lübeck  -  Hamburg 
Berlin  -  Hamburg 
Oberelbe 


n 


Einfuhr  per  Eisenbahn:      Summa 


Qesamteinfuhr  an  geräuchertem  Fleisch 


7286 
4689 

1565 
438 


13978 


142  800 


b)    Würste. 


Länder-  und  Landesteile 

dz 

1.   Seeeinfuhr.    Ver.  Staaten  von  Amerika 

Dänemark 
•      Großbritannien 
Italien 
Niederlande 
Frankreich 
Rheinprovinz 
Bremen 
die  übrige  Einfuhr  seewärts 

• 

134 

307 

54 
27 

II 

9 
242 

94 
2 

Seeeinfuhr:        Summa 

880 

2.  per  Eisenbahn 

Linie  Venlo  -  Hamburg 
„      Lübeck  -  Hamburg 
„      Berlin  -  Hamburg 


«Ginfuhr  per  Eisenbahn:      Summa 


Oesamteinfuhr  an  Würsten 


3  641 
450 

250 


4341 


522z 
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Von  den  BahnÜDien,  welche  Salz-  nnd  Ranchfleisch  nach  Hambnrg 
beförderten,  ist  die  Linie  Yenlo-Hamburg  an  erster  Stelle  zu  nennen. 
Sie  führte  dieser  Stadt  über  die  Hälfte  aller  Bahnsendungen  zu. 
Diese  Fleischwaren  werden  wohl  in  der  Hauptsache  aus  Holland 
stammen;  doch  werden  auch  westfälische  und  hannoversche  Waren 
darunter  sein.  Fast  ein  Drittel  aller  per  Bahn  bezogenen  Quantitäten 
wurden  durch  die  Lübeck-Hamburger  Eisenbahn  nach  Hamburg  be- 
fördert. Dies  werden  in  der  Hauptsache  Fleischwaren  deutscher 
Provenienz  sein.  Das  gleiche  gilt  von  dem  durch  die  Berliner 
Bahnlinie  zugeführten  Quantum.  Von  der  Oberelbe  wurden  nur  438  dz 
bezogen. 

Die  zweite  Tabelle  gibt  die  Zufuhr  von  Würsten  im  Jahre  1901 
wieder.  Von  dem  seewärts  einführenden  Auslande  nimmt  hier 
Dänemark  die  erste  Stelle  ein  mit  307  dz,  während  die  Vereinigten 
Staaten  mit  134  dz  erst  in  zweiter  Linie  in  Betracht  kommen.  In  be- 
deutendem Abstände  folgen  dann  England  mit  54,  Niederlande  mit  11, 
Italien  mit  27  und  Frankreich  mit  9  dz.  Von  den  zu  Schiff  beförderten 
Quantitäten  deutscher  Provenienz  ist  besonders  die  aus  der  Bhein- 
provinz  bezogene  Wurstmenge  hervorzuheben.  Bremen  lieferte  94  dz 
Wurst  auf  dem  Wasserwege  nach  Hamburg. 

Auf  dem  Schienenwege  führte  wieder  Holland  bedeutende 
Quantitäten  ein.  Größere  Mengen  wurden  auch  von  der  Lübeck- 
Hamburger  und  der  Berlin-Hamburger  Linie  befördert. 

Wenn  auch  diese  Zahlen  kein  genaues  Bild  über  die  Zufuhr  von 
Fleisch-  und  Wurstwaren  geben,  wie  das  später  bei  der  Versorgung  mit 
Butter  des  näheren  dargelegt  werden  wird,  so  läßt  sich  doch  mit  einiger 
Bestinojntheit  behaupten,  daß  der  Import  aus  dem  Auslande  in  be- 
deutendem Maße  überwiegt.  Von  den  ausländischen  Lieferanten  spielt 
Amerika  die  bedeutendste  Rolle,  daneben  sind  Dänemark  und  Holland 
an  der  Zufuhr  von  Fleisch  und  Wurst  in  hervorragender  Weise  be- 
teiligt. Von  den  inländischen  Landesteilen  wird  besonders  Oldenburg, 
Westfalen,  Hannover  und  Schleswig-Holstein  zu  nennen  sein. 

Welcher  Herkunft  die  Sendungen  sind,  die  Halle  aus  Hamburg 
erhielt,  läßt  sich  im  einzelnen  schwer  feststellen.  Nach  den  Angaben 
des  oben  erwähnten  Kaufmanns  werden  75  %  deutsche  und  25  %  aus- 
ländische Fleischwaren  aus  Hamburg  bezogen.  Unter  den  aus- 
ländischen Produkten  werden  für  Halle  besonders  solche  amerikanischer, 
dänischer  und  auch  holländischer  Herkunft  in  Betracht  kommen. 

Von  geringerer  Bedeutung  sind  die  aus  den  anderen  beiden 
Hansastädten   Lübeck    und    Bremen    eingeführten   Quantitäten,    von 
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denen  die  letztgenannte  Stadt  1136  kg  und  Lübeck  nur  210  kg  nach 
Halle  lieferte.  Es  wird  sich  hier  in  der  Hauptsache  wohl  um  deutsche 
Produkte  handeln. 

Auch  als  Frachtgut  wurden  größere  Fleischmengen  nach  Halle 
befördert,  namentlich  in  der  kälteren  Jahreszeit.  Die  statistischen 
Nachweisungen  geben  nur  zwei  größere  Sendungen  an;  die  eine 
stammte  aus  Dessau  (1,0  t)  und  die  andere  aus  Berlin  (0,6  t).  Außer- 
dem haben  wir  auf  Qrund  der  Bollfuhrkarten  und  Avise  für  vier 
Monate  genaue  Auszüge  angefertigt  und  daraus  den  Jahresdurch- 
schnitt berechnet,  um  einen  Anhalt  für  die  Berechnung  des  relativen 
Konsums  zu  gewinnen,  die  am  Schluß  unserer  Betrachtungen  versucht 
werden  soll.  Die  Ergebnisse  dieser  Auszüge  sind  in  der  neben- 
stehenden Tabelle  enthalten  (siehe  folgende  Seite). 

Die  Beförderung  per  Fracht  zeigt  in  Bezug  auf  die  Versand- 
bezirke fast  dasselbe  Bild,  wie  wir  es  auf  Grund  der  Tabellen  XIII 
und  XIV  entrollt  haben.  Nur  die  Quantitäten  sind  zum  Teil  ver- 
schieden. So  führten  zum  Beispiel  Braunschweig  und  ebenso  Schleswig- 
Holstein  als  Eilgut  doppelt  soviel  ein  als  sie  per  Fracht  nach  Halle 
beförderten,  während  umgekehrt  aus  den  thüringischen  Staaten,  Olden- 
burg, Hessen-Nassau  und  Westfalen  bedeutend  größere  Quantitäten 
als  Eilgut  bezogen  wurden.  Das  hängt  zum  Teil  mit  der  Beschaffen- 
heit der  Fleischwaren  (ob  frisch  oder  in  geräuchertem  Zustande) 
außerdem  aber  mit  den  Entfernungen  dieser  Bezirke  vom  Absatzorte 
zusammen. 

Auf  die  Beschaffenheit  der  Fleischwaren  wollen  wir  etwas  näher 
eingehen.  Wie  schon  erwähnt,  konnte  auf  Grund  des  Bahnmaterials 
keine  genaue  Scheidung  zwischen  frischem  Fleisch  und  Fleisch-  und 
Wurstwaren  vorgenommen  werden.  Nur  Schinken,  Speck  und  Leber 
ist  besonders  zur  Verzeichnung  gelangt  und  werden  diese  Artikel 
daher  auch  speziell  behandelt  werden.  Trotzdem  haben  wir  durch 
Nachforschungen  bei  Delikateßgeschäften  und  Fleischern  in  Erfahrung 
zu  bringen  versucht,  welche  Arten  von  Fleisch  und  Fleischwaren  die 
einzelnen  Länder  und  Landesteile  hauptsächlich  produzieren  und  zum 
Versand  bringen. 

Die  Provinz  Sachsen  produziert  viel  Räucherwaren,  wie  Schinken 
und  Würste  aller  Art.  Schinken  kommt  in  größeren  Quantitäten  aus 
Magdeburg ;  diese  Stadt  führt  aber  außerdem,  wie  ebenso  Wittenberg 
und  Halberstadt  Siedewürstchen  in  großer  Menge  aus.  Aus  der 
Stadt  Braunschweig  wird  auch  viel  frisches  Fleisch,  namentlich  Kalb- 
fleisch   bester   Qualität   bezogen.     Daneben   liefert   diese   Stadt   viel 
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Länder  und  Landesteile 


Juli 

Oktober 

Januar 

1901 

1901 

1902 

766 

702 

I  410 

307 

220 

359 

178 

122 

355 

Durch- 
schnittl. 
Jahres- 
summe 


Provinz  Sachsen: 

Magdeburg 

Merseburg 

Erfurt 

Braanschweig 

Thüringische  Staaten: 

Sachsen-Altenburg    .    . 
Sachsen-Weimar-Eisenach 
Schwarzb.-Sondershausen 
Sachsen-Meiningen    .     . 
Sachsen-Eoburg- Gotha . 


Hannover : 

Hildesheim 

Osnabrück 

Hannover 


2092 

653 
582 


3327 


M33 

645 
607 

350 
13» 

50 


Westfalen 

Oldenburg 

Hessen- Nassau I 

Schleswig-Holstein 

Elsaß 

Ostpreußen,  Posen.  Pommern  . 

Schlesien,  Anhalt,  Kgr.  Sachsen 

Lübeck,  Lippe,  Württemberg. 

Berlin 


Gesamtsumme 


14900 
4600 
3700 


I  251 

1044 

2  124 

1654 

1628 

1636 

904 
362 

42 

238 
283 

18 

842 

795 
120 

29 

23200 


19000 

7800 
6  100 

I  500 
400 

100 


2  600 


84000 


firische  Cervelatwurst  (Metwurst)  und  Leberwurst.  Aus  Thüringen 
kommen  hauptsächlich  geräucherte  und  frische  Wurstwaren  aller  Art, 
und  zwar  Rotwurst,  CerTclatwurst  und  Leberwurst  in  frischem  und 
geräuchertem  Zustande.  Besonders  viel  Postsendungen  von  frischer 
Cervelatwurst  werden  in  den  Monaten  Juli,  August  und  September 
aufgegeben.  Die  Hauptlieferanten  der  thüringer  Wurst  waren  sind 
Apolda,  Stadtsulza,  Buttstädt,  Gotha,  Greußen,  Esperstedt  und  Eisen- 
berg. HannoTer  ist  wegen  seiner  Yorzüglichen  Mastkälberzucht 
berühmt;  daher  wird  aus  dieser  Provinz  viel  Kalbfleisch  bester 
Qualität  bezogen.     Daneben  werden  auch  Wurstwaren  und  Schinken 
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geliefert.  Besonders  hervorzuheben  sind  die  bedeutenden  und  regel- 
mäßigen Sendungen  der  Städte  Bockenem,  Osnabrück  und  Hildesheim^ 
Wie  schon  erwähnt,  sind  die  in  den  Monaten  September  bis  Dezember 
aus  Pommern  eingegangenen  Fleischwaren  in  der  Hauptsache  Gänse- 
fleisch, Gänsepökelfleisch,  Gänsebrüste  etc.  Räucherwaren  werden, 
von  dort  nur  in  geringem  Maße  bezogen.  Auch  Anhalt  liefert 
frisches  Fleisch^  besonders  Filets ;  außerdem  werden  auch  geräucherte 
Fleischwaren  von  dort  eingeführt.  Aus  Schleswig-Holstein,  wo  die 
Schweinezucht  besonders  floriert,  wie  ebenso  aus  Westfalen  werden 
vor  allen  Dingen  Schinken  und  ^urstwaren  nach  Halle  geschickt. 
Von  den  übrigen  Ländern  und  Landesteilen  ist  noch  Ostpreußen  zu 
nennen,  welches  in  der  Hauptsache  Gänsefleisch  lieferte.  Aus  Frank- 
furt a.  M.  (Hessen  -  Nassau)  werden  die  bekannten  Siedewürstchenr 
bezogen,  während  aus  Posen  Gänsefleisch  und  Würstchen  (Fraustadt) 
eingeführt  werden.  Kalbfleisch  wird  zum  Teil  auch  aus  Oldenburg 
nach  Halle  versandt.  Die  Stadt  Berlin  liefert  alle  Arten  von  Fleisch- 
waren; so  erhalten  wir  aus  der  Reichshauptstadt  Schinken,  Speck,. 
Zungen,  Rippenspeer,  Wurst  aller  Art  und  Gänsefleisch,  meist  von 
pommerschen  Gänsen.  Wie  schon  hervorgehoben,  kommt  aus  Berlin, 
ein  nicht  unbedeutender  Teil  von  ausländischen,  meist  amerikanischen 
Fleischwaren  (Schinken  und  Speck).  Die  Stadt  Hamburg  versorgt 
uns  mit  Schinken  (hauptsächlich  von  inländischen,  holsteiner  Schweinen), 
Wurstwaren,  aber  auch  mit  amerikanischen  (Büchsenfleisch)  und 
dänischen  Produkten.  Namentlich  zu  Wasser  kamen  aus  Hamburg 
bedeutende  Quantitäten  von  amerikanischem  Büchsenfleisch,  allerdings 
schon  in  verzolltem  Zustande.  Wie  aus  Tabelle  XII  zu  ersehen  ist, 
wurden  aus  Hamburg  19  390  kg  Ochsenfleisch  in  Büchsen  eingeführt; 
dazu  kommt  noch  ein  von  der  Bahnstatistik  nachgewiesenes  Quantum 
von  500  kg  aus  Magdeburg,  welches  jedenfalls  ebenso  amerikanischer 
Provenienz  ist. 

Ehe  wir  dazu  übergehen,  die  Zufuhr  von  einigen  besonderen 
Fleiscbartikeln,  wie  Schinken^  Speck  und  Leber  zu  erörtern,  sei  es- 
uns  gestattet,  den  Bezug  von  Fleischwaren  aus  dem  Auslande  in 
Kürze  zu  ergänzen.  Wie  die  Tabelle  XII  zeigt,  wurde  einfach  zu- 
bereitetes Rind-  und  Schweinefleisch  nur  in  ganz  geringen  Quantitäten 
bezogen.  Als  einziges  Land  kommt  Österreich-Ungarn  in  Betracht.. 
Dagegen  ist  der  direkte  Bezug  von  ausländischem  Speck  und  Schinken 
ein  ganz  erheblicher,  Schinken  erhalten  wir  aus  Österreich-Uugara 
und  aus  Amerika,  und  zwar  führte  in  dem  angegebenen  Zeitraum 
Amerika  doppelt  soviel  ein  als  Österreich-Ungarn,  während  sich  das 
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letztere  Land  durch  Regelmäßigkeit  der  SenduDgen  auszeichnet. 
Eines  besonderen  Eufes  erfreuen  sich  die  Prager  Schinken.  Speck 
wurde  in  erheblich  höherem  Maße  aus  den  Vereinigten  Staaten  im- 
portierty  nämlich  8297  kg,  während  Osterreich  nur  189  kg  zuführte. 
Sehr  interessant  ist  die  Tatsache,  daß,  wie  die  Zollbehörde  nachweist, 
Halle  eine  Sendung  von  6  kg  Wurst  aus  Amerika  erhalten  hat. 


d)  Leber. 

Eine  besondere  Bedeutung  hat  die  Leber  für  unsere  Stadt  er- 
langt Dieser  Artikel  wird  in  großen  Quantitäten  von  auswärts 
bezogen,  um  zur  Herstellung  von  Leberwurst  yerwendet  zu  werden. 
Die  frische  Leber  wird  meist  als  Eilgut  eingeführt,  während  die 
gesalzene  Leber  eine  größere  Haltbarkeit  besitzt  und  deshalb  haupt- 
sächlich als  Frachtgut  verschickt  wird. 

Nach  den  Angaben  der  statistischen  Nachweisungen  kamen 
größere  Quantitäten  per  Fracht  nur  aus  Hamburg.  Wie  Tabelle  XV 
zeigt,  beläuft  sich  das  Jahresquantum  auf  276,5  t.  Der  größere  Teil 
dieser  Leber  stammt  aus  den  Hamburger  Exportschlächtereien;  der 
kleinere  Teil  besteht  aus  amerikanischer  und  dänischer  Leber. 
Außerdem  wurden  noch  eine  große  Zahl  von  Sendungen  mit  einem 
Gewicht  von  unter  500  kg  bezogen,  die  in  den  Zahlen  der  Bahn- 
statistik nicht  enthalten  sind.  Für  die  vier  Monate,  für  welche  ge- 
nauere Aufstellungen  gemacht  wurden,  ergeben  sich  folgende  Quanti- 
täten (in  kg): 


April 
1901 

Juli 
1901 

Oktober 
1901 

Januar 
1902 

Durchschnittl. 
Jahressumme 

Hamburg 
Lübeck 

Thüring.  Staaten 
KÖnigr.  Sachsen 
Hannover 

1947 

112 
lOO 

HS 

2076 

3584 
120 

56 
276 

3618 

426 

56 

120 

33500 
2200 

300 
I  100 

700 

Summa 

2304 

2076 

4  126 

4220 

37800 

über  die  Provenienz  der  Hamburger  Leber  ist  das  nötige  gesagt 
worden.  Die  Lübecker  Leber  stammt  größtenteils  aus  Dänemark. 
Die  aus  den  übrigen  Teilen  unseres  Vaterlandes  eingeführte  hat  keine 
Bedeutung. 

Gehen  wir  nun  zu  den  Quantitäten  meist  frischer  Leber  über, 
welche   als  Eilgut  bezogen  wurden.    Da  ist  in  erster  Linie   die  aus- 
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ländische  Leber  zu  erwähnen,  welche  in  großer  Menge  während  des 
ganzen  Jahres  eingeführt  wurde.  Das  Zollmaterial  enthält  darüber 
keine  Angaben,  weil  die  Leber  an  der  Grenze  verzollt  und  in  den 
freien  Verkehr  gesetzt  wird.  An  erster  Stelle  in  Bezug  auf  die 
Versorgung  unserer  Stadt  mit  Leber  steht  Holland.  Aus  diesem 
Lande  wurden  24572  kg  bezogen,  ungefähr  ^5  ^^^^  direkt  aus  dem 
Auslande  eingeführter  Leber.  Am  stärksten  war  der  Import  des 
niederländischen  Produktes  in  den  Monaten  Juni,  September  und 
Oktober,  während  im  Dezember  und  April  am  wenigsten  geliefert 
wurde.  Dann  folgt  Österreich-Ungarn  mit  einem  Jahresquantum  von 
14245  kg,  während  aus  Dänemark  nur  883  kg  eingeführt  wurden. 
Die  aus  dem  Auslande  direkt  bezogene  Leber  macht  ungefähr  den 
zehnten  Teil  aller  nach  Halle  gelieferten  Leber  aus.  Selbstverständ- 
lich ist  der  Prozentsatz  der  ausländischen  Leber  höher,  wenn  wir  die 
Quantitäten  berücksichtigen,  welche  über  Hamburg  und  Lübeck  vom 
Auslande  nach  Halle  gelangten. 

Von  der  aus  dem  Inlande  bezogenen  Leber  ist  vor  allem  die 
hannoversche  von  Bedeutung.  Sie  stammt  allergrößtenteils  aus 
Bentheim  und  dürfte  in  der  Hauptsache  holländischen  Ursprungs  sein. 
Das  Jahresquantum  beläuft  sich  auf  20391  kg.  Auch  Westfalen 
lieferte  in  dem  besprochenen  Zeitabschnitt  ziemlich  bedeutende 
Mengen,  wenn  auch  nicht  ganz  regelmäßig.  Die  6453  kg  verteilen 
sich  auf  9  Monate.  Im  November,  Dezember  und  Januar  waren 
keine  Sendungen  nachzuweisen,  während  in  den  Monaten  Juni  und 
Juli  die  Lieferungen  am  größten  waren.  Die  übrigen  deutschen 
Länder  und  Landesteile  stehen  außer  den  beiden  schon  erwähnten 
Hansastädten  an  Bedeutung  erheblich  nach.  Wir  übergehen  sie 
daher. 

In  Bezug  auf  Sendungen  frischer  Leber  ist  Lübeck  der  Stadt 
Hamburg  überlegen.  Lübeck  lieferte  im  Laufe  des  Jahres  17  797  kg, 
während  Hamburg  nur  etwa  die  Hälfte  dieses  Quantums  (8886  kg)  nach 
Halle  einführte.  Die  bedeutendsten  Lieferungen  zeigte  Lübeck  im  Sommer 
und  Herbst  in  den  Monaten  Juli  bis  November,  während  die  Zufuhr  im 
März  und  April  am  geringsten  war.  Auch  die  Lebereinfuhr  der  Stadt 
Hamburg  war  in  den  Sommermonaten  bedeutend  höher  als  in  den 
Wintermonaten.  Die  höchsten  Zahlen  weisen  der  Juni  und  Oktober 
auf,  während  der  Bezug  im  Dezember,  Januar  und  Februar  am 
geringsten  war.  Fassen  wir  das  Gesagte  kurz  zusammen,  so  läßt  sich 
konstatieren,  daß  die  gesalzene  Leber  in  der  Hauptsache  aus  Amerika 
über  Hamburg  bezogen  wird.    Frische  Leber  dagegen  stammt  meist 
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aus  den  Niederlanden,  Dänemark  (über  Lübeck)  und  Osterreich.  Die 
deutsche  Leber  wird  zum  größten  Teile  aus  Hamburg  und  Westfalen 
eingeführt.  Die  Leber  wird  fast  ausschließlich  zur  Produktion  von 
Leberwurst  verwendet,  welche,  wie  wir  noch  sehen  werden,  zum  größten 
Teile  wieder  ausgeführt  wird. 

e)  Schinken. 

Der  Schinken  wird  im  großen  ganzen  in  Halle  selbst  gewonnen. 
Wenn  trotzdem  bedeutendere  Quantitäten  von  auswärts,  sogar  aus 
dem  Auslande  bezogen  werden,  so  hat  das  seinen  Grund  in  erster 
Linie  in  dem  Umstände,  daß  es  sich  um  besonders  gute  Qualitäten 
handelt;  bei  dem  ausländischen  Artikel  kommt  außerdem  auch  die 
größere  Wohlfeilheit  oft  in  Betracht. 

Der  Schinken  kommt  entweder  als  Fracht-  oder  als  Eilgut  nach 
Halle.  Die  als  Eilgut  eingeführten  Quantitäten  sind  in  der  Tabelle  XVI 
entLalten.  Doch  dürfen  wir  an  dieser  Stelle  es  nicht  unterlassen, 
ausdrücklich  darauf  hinzuweisen,  daß  die  unter  dieser  speziellen  Be- 
zeichnung bezogenen  Quantitäten  nicht  alle  eingeführten  Schinken 
ausmachen,  sondern  daß  ein  großer  Teil  unter  der  Bezeichnung 
„Fleischwaren"  nach  Halle  gekommen  ist.  Unter  der  ausdrücklichen 
Bezeichnung  „Schinken"  wurde  der  größte  Teil  des  per  Eilgut  be- 
zogenen Schinkens,  wie  die  Tabelle  zeigt,  aus  der  Stadt  Magdeburg 
zugeführt,  nämlich  2514  kg.  Demnächst  lieferten  die  thüringischen 
Staaten  den  meisten  Schinken.  Die  aus  Westfalen  stammenden 
Schinken  betragen  die  Hälfte  des  aus  Magdeburg  bezogenen.  Die 
übrigen  Länder  und  Landesteiie  sind  in  geringerem  Maße  an  der 
Zufuhr  dieses  wichtigen  Konsumartikels  beteiligt.  Aus  Hannover 
wurden  nur  575  kg  und  aus  Braunschweig  sogar  nur  126  kg  eingeführt. 
Für  die  anderen  Staaten  dürfte  es  genügen,  auf  die  Tabelle  zu  ver- 
weisen. 

Auch  das  Material  der  Güterexpedition  weist  zum  Teil  bedeutende 
Quantitäten  nach.  Nach  Angabe  der  statistischen  Nachweisungen 
wurde  im  Oktober  ein  größeres  Quantum  aus  Berlin  bezogen  (500  kg). 
Ob  dasselbe  aus  Berlin  stammt  oder  dorthin  erst  vielleicht  aus 
dem  Auslande  eingeführt  worden  ist,  ließ  sich  mit  Sicherheit  nicht 
feststellen. 

Für  die  vier  Monate,  für  welche  aus  dem  Material  der  Güter- 
abfertigungsstelle Auszüge  gemacht  wurden,  ergeben  sich  folgende 
Zahlen : 
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Land  oder  Landesteil 


April 
1901 


Juli 
1901 


Oktober 
1901 


Januar 
1902 


Durch- 
schnitt!. 
Jahres- 
quantum 


Prov.  Sachsen: 
Magdeburg 
Merseburg 
Erfurt  .    . 


96 
87 

26 


23 


Westfalen 

Hannover 

Schlesien 

Brandenburg 

Thür.  Staaten 

Bayern,  Schleswig  -  Holstein, 
Oldenburg,  Braunschweig, 
Lippe,  Ostpreußen    .    .    . 


209 

183 
465 

631 
48 
22 


127 


23 

102 
144 

339 

12 

13 
23 


69 


37 
48 

38 


400 
600 
250 


69 

126 
192 

128 
38 

98 


123 

142 

304 

45 

51 

42 

34 


I  250 

I  650 

3300 

3000 

700 

350 
850 


Summa 


1685 


656 


651 


741       I 


II   IOC 


Die  Angaben  bilden  eine  wichtige  Ergänzung  zur  Tabelle  XVI. 
Zunächst  ergibt  sich,  daß  aus  der  Provinz  Sachsen  mehr  Schinken 
eingeführt  wird,  als  man  auf  Grund  des  Materials  der  £ilgutexpedition 
hätte  annehmen  können.  Gänzlich  neu  erscheinen  Schlesien,  Bayern, 
Ostpreußen  und  Holstein.  Es  kann  aber  nicht  geleugnet  werden, 
daß  diese  Zahlen  großen  Zufälligkeiten  ausgesetzt  sind,  und  daß 
deshalb  die  Jahressumme  vielleicht  nicht  immer  ein  klares  Bild  über 
die  Bezugsverhältnisse  bietet.  Doch  war  namentlich  für  die  Auf- 
stellung des  relativen  Konsums  eine   solche  Berechnung  unerläßlich. 

Nach  den  gewonnenen  Jabressummen  ist  hier  Hannover  und 
Schlesien  von  besonderer  Bedeutung.  Die  aus  diesen  beiden  Provinzen 
bezogenen  Quantitäten  stellen  die  Hälfte  von  allem  per  Fracht  ein- 
geführten Schinken  dar.  Erst  an  dritter  Stelle  steht  Westfalen, 
welches  halb  soviel  als  Hannover  lieferte.  Dann  folgt  die  Provinz 
Sachsen,  unter  deren  Regierungsbezirken  Merseburg  den  meisten 
Schinken  nach  Halle  einführte.  Die  Lieferungen  der  anderen 
Landesteile  sind  weniger  von  Bedeutung;  wir  verweisen  deshalb  auf 
die  Tabelle. 

Wenn  auch  eine  genauere  Übersicht  über  den  Bezug  von  Schinken 
schwer  zu  erlangen  ist,  weil,  wie  erwähnt,  eine  einheitliche  Bezeichnung 
bei  der  Versendung  fehlt,  so  wird  man  doch  sagen  können,  daß 
dem  ausländischen  Schinken  im  großen  ganzen  nur  eine  unter- 
geordnete Bedeutung  zugemessen  werden  kann.  Im  Inlande  deckt 
die  Stadt  Halle  ihren  Bedarf  hauptsächlich  in  der  Provinz  Sachsen, 
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Hanno ver^  Westfalen,  Schlesien,  Brandenburg  und  den  thüringischen 
Staaten. 

f)  Speck. 

Auch  Speck  wird  im  allgemeinen  duixh  die  Schlachtungen  in 
Halle  gewonnen.  Die  von  auswärts  bezogenen  Quantitäten  stammen 
meist  aus  dem  Auslande. 

Wie  aus  der  Tabelle  XII  hervorgeht,  ist  von  den  außerdeutschen 
Ländern  Amerika  der  Hauptlieferant.  Die  Vereinigten  Staaten 
führten  direkt  8297  kg  Speck  nach  Halle  ein,  während  aus  Osterreich- 
Ungarn  nur  189  kg  bezogen  wurden,  über  den  Bezug  per  Eilgut 
aus  dem  Inlande  gibt  Tabelle  XVII  Auskunft.  Die  Provinz  Branden- 
burg lieferte  nach  den  Angaben  des  Bahnmaterials  die  größten 
Quantitäten  an  Speck.  Als  fast  einzige  Lieferanten  sind  Berlin  und 
Rixdorf  zu  nennen.  Von  den  aus  dieser  Provinz  bezogenen  2680  kg 
kommen  auf  die  Reichshauptstadt  ca.  76  ^Jq,  Ob  sich  unter  diesen 
Quantitäten  auch  Speck  ausländischer  Provenienz  befindet,  war  nicht 
mit  Sicherheit  festzustellen;  doch  ist  die  Annahme,  daß  es  sich  zum 
Teil  um  Speck  von  Österreich-ungarischen  Schweinen  handeln  könnte, 
deshalb  nicht  ohne  weiteres  von  der  Hand  zu  weisen,  weil  die  Haupt- 
lieferungen in  den  Monaten  Oktober  bis  März  stattfanden,  in  welchen, 
wie  wir  sahen,  die  geschlachteten  Schweine  in  großen  Mengen  ein- 
geführt wurden. 

Die  Provinz  Sachsen  beforderte  bedeutend  weniger  Speck  per 
Bahn  nach  Halle;  im  ganzen  763  kg,  während  die  Sendungen  aus 
Braunschweig  und  Anhalt  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung  sind. 

Zur  Ergänzung  seien  auch  die  auf  Grund  der  für  vier  Monate 
vorgenommenen  genaueren  Bearbeitung  des  Gütermaterials  gewonnenen 
Zahlen  hier  angeführt  (in  kg). 


Land  oder  Landesteil 

AprU 
1901 

Juli 
1901 

Oktober 
1901 

«Tanaar 
1902 

Durch- 
schnitt!. 
Jahres- 
summe 

Prov.  Sachsen 

Brandenburg 

Braonschweig,  Lippe,  Anhalt 

84 

156 

28 

120 
30 

ICX) 

46 
312 

96 

514 

33 

1000 

3000 

500 

Summa 

268 

250 

358 

643 

4500 

Hier  steht  wieder  Brandenburg  mit  Berlin  und  Rixdorf  obenan 
mit  ca.  3000  kg,  und  zwar  übertrifft  diese  Summe  noch  die  als  Eilgut 
beförderten  Quantitäten.  Dann  folgt  die  Provinz  Sachsen  mit  dem 
dritten   Teil  (ca.  1000  kg),   während  Braunschweig,   Lippe-Detmold 
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und  Anhalt  an  letzter  Stelle  stehen.  Außerdem  weist  die  Bahn- 
statistik eine  aus  Rixdorf  stammende  Sendung  von  500  kg  nach. 
Wir  erhalten  also  im  ganzen  3  636  kg  per  Eilgut  und  5000  kg  als 
Frachtgut  bezogenen  Speck,  welcher  als  aus  dem  Inlande  kommend 
nachgewiesen  wurde.  Dazu  tritt  ein  Quantum  von  8486  kg  Speck 
ausländischer  Provenienz,  so  daß  sich  eine  Gesamtsumme  von  17121  kg 
Speck  ergibt,  die  von  auswärts  während  des  in  Rede  stehenden  Zeit- 
raums bezogen  wurde.  Wir  kommen  also  zu  dem  Ergebnis,  daß  der 
weitaus  größte  Teil  des  Speckes  in  Halle  gewonnen  wird,  daß  von 
den  eingeführten  Quantitäten  fast  genau  die  Hälfte  aus  dem  Aus- 
lande importiert  wurde.  Dieser  Prozentsatz  würde  sich  aber  sehr 
erhöhen,  wenn  wir  die  Mengen,  die  aus  Berlin  und  Rixdorf  bezogen 
wurden,  als  ausländische  ansehen.  Der  größte  Teil  des  aus  dem 
Auslande  zugeführten  Speckes  ist  amerikanischer  Provenienz;  der 
kleinere  Teil  wurde  aus  Österreich-Ungarn  bezogen.  Die  inländischen 
Quantitäten  lieferten  zum  größten  Teile  die  Provinz  Sachsen  und 
Brandenburg,  während  die  aus  Lippe-Detmold,  Braunschweig  und 
Anhalt  eingeführten  Mengen  von  geringerer  Bedeutung  sind. 

Wenn  wir  im  folgenden  dazu  übergehen,  eine  Berechnung  des 
relativen  Konsums  der  Bevölkerung  vorzunehmen,  so  muß  zunächst 
der  Versand  des  Fleisches  und  der  Fleisch-  und  Wurstwaren  be- 
rechnet werden.  Nach  den  Angaben  der  Bahnstatistik  wurden,  wie 
die  Tabelle  XVIII  zeigt,  im  ganzen  an  Schweinefleisch  41 500  kg,  an 
Leber  8000  und  an  Speck  15  500  kg,  im  ganzen  also  65000  kg 
Fleischwaren  versandt,  die  also  bei  der  Aufstellung  in  Abzug  zu 
bringen  wären.  Doch  würde  diese  Zahl  den  tatsächlichen  Versand- 
verhältnissen nicht  annähernd  entsprechen,  w^eil  die  Bahnstatistik  alle 
Sendungen  unter  500  kg  außer  Betracht  läßt.  Daß  dadurch  das 
Resultat  ein  durchaus  ungenaues  wird,  ersieht  man,  wenn  man  den 
Versand  von  Halleschen  Fleischwaren,  besonders  von  Leberwurst  be- 
rücksichtigt. Von  den  Herren  Gebr.  Koegel,  welche  den  größten 
Export  haben,  erhielten  wir  folgende  Angaben.  Die  Anzahl  der 
Postsendungen  ä  5  kg  brutto,  betrugen  in  dem  Jahre,  das  wir  für 
unsere  Untersuchung  wählten,  7476,  welche  sich  auf  die  einzelnen 
Monate  folgendermaßen  verteilten : 
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Daraus  ergibt  sich  ein  Postversand  von  37  380  kg  oder  33  642  kg 
netto;  dazu  kommen  noch  420  Bafankisten  ä  20  kg,  also  8400  kg, 
so  daß  sich  ein  Gesamtversand  von  45  780  kg  ergibt.  Wie  aus  der 
Tabelle  hervorgeht,  wird  in  den  heißen  Monaten  Juni,  Juli  und 
August  am  wenigsten  exportiert,  während  der  Versand  im  Winter, 
hauptsächlich  in  den  Monaten  Oktober  bis  Januar  außerordentlich 
hohe  Ziffern  aufweist.  Außer  diesem  größten  Versandgescbäft  gibt 
es  noch  einige  kleinere,  die  im  ganzen  vielleicht  dasselbe  Quantum 
zum  Versand  bringen.  Demnach  bringen  wir  die  Ausfuhr  von  frischen 
Wurstwaren  mit  ca.  90  000  kg  in  Rechnung.  Der  größte  Teil  dieser 
ausgehenden  Fleischwaren  ist  die  bekannte  Hallesche  Leberwurst; 
außerdem  befindet  sich  etwas  Rotwurst  darunter.  Die  Hälfte  der 
vom  Gebr.  Koegelschen  Versandgeschäft  nach  außerhalb  gehenden 
Wurstwaren  wird  in  Berlin  abgesetzt.  Auch  werden  große  Quanti- 
täten in  Dresden,  Magdeburg  und  in  der  Provinz  Westfalen  kon- 
sumiert. Ebenso  erfreut  sich  das  Hallesche  Produkt  im  Auslande 
großer  Beliebtheit.  Die  Leberwurst  wird  hauptsächlich  nach  Österreich- 
Ungarn  ausgeführt.  Außerdem  beziehen  Italien,  England  und  die 
Schweiz,  wenn  auch  geringere,  so  doch  regelmäßige  Sendungen. 

Ehe  wir  zur  eigentlichen  Berechnung  des  Konsums  übergehen, 
mochten  wir  nicht  verfehlen,  den  Herren  Gebr.  Koegel,  wie  den 
Herren  Fleischermeistern  Nietsch  und  Schliack,  die  uns  durch  ihre 
freundliche  Auskunft  in  unserer  Arbeit  förderten,  unseren  verbind- 
lichsten Dank  zu  sagen. 

Wie  schon  früher  (Seite  47)  ausgeführt,  ergibt  sich  für  das  auf  dem 
Schlachthofe  gewonnene  und  für  das  von  auswärts  eingeführte  und 
untersuchte  Fleisch  eine  Gesamtjahressumme  von  10  318  934:  kg.  Diese 
Summe  erhöht  sich  auf  10  319  054  kg,  wenn  wir  das  frische  vom 
Ausland  bezogene  Rindfleisch  mit  hinzu  addieren.  Bringen  wir  die 
ausgeführten  Quantitäten  von  frischem  Schweinefleisch  im  Betrage 
von  41  500  kg  oder,  da  die  Sendungen  von  unter  500  kg  nicht  einge- 
rechnet sind,  von  rund  60000  kg  in  Abzug,  so  bleiben  ca.  10268  900  kg. 
Bei  einer  Bevölkerung  von  160000  Seelen,  würde  sich  also  ein 
relativer  jährlicher  Konsum  von  64,2  kg  oder  von  ca.  290  kg  pro 
Haushaltung  ergeben.  Der  Bericht  des  Schlachtviehhofes  gibt  den 
relativen  Konsum  auf  62,9  kg  an.  Die  Differenz  ergibt  sich  aus  dem 
Umstände,  daß  die  Verwaltung  das  Schlachtgewicht  der  schweren 
ungarischen  Schweine  ebenfalls  mit  100  kg  berechnet,  während  wir 
durch  genauere  Berechnung  des  Durchschnittes  der  Wirklichkeit  viel 
näher  gekommen  zu  sein  glauben. 
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Um  den  relativen  Fleischkonsum  überhaupt  festzustellen,  müßten 
wir  alle  geräucherten  Pleischwaren,  alles  Wild  und  Geflügel  zur  Be- 
rechnung heranziehen.  Wir  wollen  uns  auf  die  Fleisch-  und  Wurst- 
waren beschränken,  aber  die  Leber  mit  einschließen. 

Nach  der  Angabe  der  Tabelle  XIV  wurden  per  Eilgut  203  575  kg 
an  Fleisch  waren  eingeführt.  Auf  Grund  der  Auszüge  aus  dem  Material 
der  Güterexpedition  (Seite  55)  müssen  84000  kg  hinzuaddiert  werden. 
Die  Zahl  erhöht  sich  auf  85  500  kg,  wenn  wir  die  von  der  Bahn- 
statistik nachgewiesene  Zufuhr  berücksichtigen.  An  Leber  wurden  im 
ganzen  411 133  kg  bezogen  (Tab.  XV).  Die  Einfuhr  von  Schinken  aus 
dem  In-  und  Auslande  beträgt  nach  Tabelle  XVI  19  882  kg.  An  Speck 
führte  Halle  17 121  kg  ein.  Mit  dem  aus  dem  Auslande  importierten 
einfach  zubereiteten  Bind-  und  Schweinefleisch  von  zusammen  746  kg, 
ergibt  sich  eine  Gesamtzufuhr  an  Fleisch-  und  Wurstwaren  und  Leber 
von  737  957  kg  oder  rund  738000  kg.  Davon  sind  abzuziehen  8000  kg 
Leber  und  15  500  kg  Speck.  Außerdem  wurden  an  frischen  Wurst- 
waren, wie  oben  gezeigt,  90000  kg  ausgeführt.  Daraus  ergeben  sich 
im  ganzen  113  500  kg.  Ziehen  wir  diese  113  500  kg  von  obiger 
Summe  ab,  so  bleibt  ein  Rest  von  624500  kg.  Addieren  wir  dieses 
Quantum  zu  den  10  268  900  kg  frischen  Fleisches,  die  für  den  Konsum 
in  Anrechnung  gebracht  wurden,  so  erhalten  wir  ca.  10893  400  kg,  die 
der  Berechnung  des  relativen  Konsums  zu  Grunde  gelegt  werden 
können.  Nehmen  wir  diese  Ziffer  als  einigermaßen  den  tatsächlichen 
Verhältnissen  entsprechend  an,  so  stellt  sich  der  relative  Konsum  fär 
dieses  Jahr  auf  ca.  307,7  kg  pro  Haushaltung  und  68,1  kg  pro  Kopf 
der  Bevölkerung. 

Zur  Vergleichung  seien  die  Angaben  der  vergleichenden  Statistik 
im  Jahrbuch  deutscher  Städte  für  das  Jahr  1895  herangezogen. 
Damals  zählte  Halle  mit  einem  relativen  Konsum  von  42,01  kg  zu 
den  Städten,  welche  die  geringsten  Konsumziffern  aufweisen.  Es 
stand  an  drittletzter  Stelle.  Noch  geringer  war  der  Konsum  in 
Altena  (38,81  kg)  und  Barmen  (39,03  kg).  Wenn  sich  auch  der 
Fleischkonsum  seit  jener  Zeit  nicht  unbedeutend  gehoben  hat,  so 
gehört  Halle  doch  auch  gegenwärtig  noch  zu  den  Städten,  welche 
einen  geringen  relativen  Fleischverbrauch  zeigen.  Das  wird  seinen 
Grund  hauptsächlich  in  dem  Umstände  haben,  daß  Halle  eine  große 
Arbeiterbevölkerung  aufweist,  welche  naturgemäß  die  Konsumziffer 
nicht  unbedeutend  herabdrückt. 
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3.  Gemüse. 

Das  Gemüse  ist  für  eine  gute  ErnähruDg  der  Bevölkerung  von 
tler  größten  Bedeutung  und  bietet  eine  sehr  gesunde,  schmackhafte 
und  im  allgemeinen  auch  billige  Ergänzung  zu  den  anderen  Nahrungs- 
mitteln, namentlich  zur  Fleischnahrnng. 

Für  den  größten  Teil  des  Gemüses  ist  es  von  Wichtigkeit,  daß 
•dasselbe  in  frischem  Zustande  genossen  wird.  Deshalb  wird  auch  der 
Hauptteil  desselben  in  unmittelbarer  Nähe  der  Stadt  gebaut,  und  die 
Gemüsebauern  der  Umgegend  haben  ein  Monopol,  welches  für  einige 
der  gewöhnlichen  Gemüsearten  nur  in  seltenen  Fallen  durchbrochen 
wird.  Tatsächlich  wird  der  größere  Teil  aus  der  Umgegend  der 
Stadt  meist  mit  Geschirr  nach  Halle  und  namentlich  auf  den  Wochen- 
markt gebracht.  Nur  die  feineren  Gemüse,  welche  mit  Erfolg  nicht 
gebaut  werden  können,  weil  ihnen  die  Beschaffenheit  des  Bodens  und 
das  KhmB,  nicht  zusagen,  müssen  von  auswärts,  teilweise  sogar  aus 
dem  Auslande  bezogen  werden.  Außerdem  dürfte  die  Stadt  bei  Miß- 
ernten in  trockenen  Jahren  auf  die  weitere  Umgebung,  vielleicht 
sogar  auf  den  Bezug  von  ausländischem  Gemüse  angewiesen  sein, 
weil  in  solchen  Zeiten  infolge  des  sich  verringernden  Angebots  und 
der  steigenden  Nachfrage  die  Preise  auch  für  die  gewöhnlichen  Arten 
derartig  in  die  Höhe  zu  gehen  pflegen,  daß  der  Bezug  aus  ferneren 
Gegenden  sich  bezahlt  macht.  Von  der  Zufuhr  per  Achse  soll  weiter 
unten  die  Rede  sein.  Zunächst  soll  der  Bezug  per  Eisenbahn  in  dem 
besprochenen  Zeitraum  erörtert  werden. 

a)  Kohl  (Weißkohl). 

Eine  der  wichtigsten  Gemüsearten  ist  der  Kohl.  Die  gewöhn- 
lichste Kohlart  ist  der  Weißkohl.  Nach  den  Angaben  der  Bahn- 
statistik wurden  im  ganzen,  wie  Tabelle  XIX  zeigt,  1257,5 1  aus  dem 
Inlande  bezogen.  Die  größten  Quantitäten  lieferte  die  Provinz 
Sachsen.  Sie  führte  fast  die  Hälfte  alles  aus  dem  Inlande  stammenden 
Kohls  nach  Halle  ein.  Von  den  drei  Regierungsbezirken  steht  der 
Magdeburger  Bezirk  mit  525  t  (fast  96%  ^^^  Jahressumme  für 
die  Provinz  Sachsen)  an  erster  Stelle.  Hier  sind  besonders  die 
in  der  wegen  ihrer  großen  Fruchtbarkeit  bekannten  Magdeburger 
Börde  liegenden  Kreise  Wanzleben  und  Wolmirstedt  hervorzuheben, 
welche  in  den  letzten  Jahren  ganz  bedeutende  Quantitäten  Kohl 
produziert  haben.  Die  beiden  anderen  Regierungsbezirke  sind  von 
XLin.  5 
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weitaus  geringerer  Wichtigkeit.     Erfurt  lieferte  21  t  und  Merseburgs 
nur  5  t  per  Bahn  nach  Halle. 

Einen  sehr  bedeutenden  Teil  seines  Bedarfs  deckte  Halle  in  der 
Provinz  Brandenburg.  Hier  sind  es  ausschließlich  die  sogen.  Riesel- 
felder in  der  näheren  oder  weiteren  Umgebung  der  Hauptstadt,  welche 
allerlei  Kohlarten  liefern.  In  der  Hauptsache  wird  Weißkohl  ge- 
baut, doch  wird  auch  Wirsing-  und  Rotkohl  in  größeren  Quantitäten 
dort  produziert  und  ausgeführt.  Als  Hauptlieferanten  nennen  wir 
Weißensee,  Blankenburg  b.  B.  und  Pinnow,  welche  sämtlich  im 
Regierungsbezirk  Potsdam  liegen.  Die  aus  der  Umgebung  Berlins 
stammenden  Kohlsendungen  betrugen  254  t  und  machen  ungerähr  die 
Hälfte  des  aus   der  Magdeburger  Börde   eingeführten  Quantums  aus. 

Ebenfalls  sehr  wichtig  für  die  Versorgung  der  Stadt  Halle  mit 
Kohl  ist  die  Provinz  Schleswig -Holstein,  welche  157,7  t  lieferte. 
Diese  Quantitäten  wurden  fast  ausschließlich  aus  den  Dithmarschen 
Kreisen  an  der  Westküste  der  Halbinsel  bezogen.  Wesselburen, 
Karolinenkoog,  Osterhof  und  Friedrichstadt  mögen  wegen  ihrer  großen 
Sendungen  besonders  hervorgehoben  sein.  Fast  die  Hälfte  der  aus 
der  eben  erwähnten  Provinz  stammenden  Kohlmengen  wurde  unserer 
Stadt  per  Bahn  zugeführt.  Das  Jahresquantum  betrug  75  t.  Es 
kommt  von  den  hannoverschen  Landdrosteien  nur  Lüneburg  (Wustrow 
und  Lüchow)  in  Betracht. 

Von  den  übrigen  Ländern  und  Landesteilen  sind  noch  besonders, 
zu  erwähnen  das  Großherzogtum  Hessen  und  Anhalt.  Aus  Biblis 
bei  Worms  bezogen  die  HaJleschen  Gemüsehändler  50  t  Weißkohl  ia 
den  Monaten  Oktober  und  November.  Geringere  aber  regelmäßige 
Quantitäten  lieferten  einige  anhaltinische  Kreise  nach  Halle.  Das 
Jahresquantum  beträgt  39  t. 

Die  Herkunft  des  aus  Leipzig  und  Berlin  bezogenen  Kohls  ist 
nicht  mit  Sicherheit  festzustellen.  Nach  der  Meinung  eines  Halleschen 
Gemüsehändlers,  des  Herrn  Bocklisch,  dem  wir  für  seine  freundliche 
Unterstützung  an  dieser  Stelle  unseren  verbindlichsten  Dank  sagen, 
stammen  die  im  April  und  Mai  bezogenen  Quantitäten  zum  größten 
Teil  aus  Holland;  außerdem  werden  sich  auch  Sendungen  von  süd- 
ländischem Blumenkohl  darunter  befinden.  Bei  den  im  Oktober  bis 
Dezember  eingetroflFenen  Lieferungen  handelt  es  sich  in  der  Haupt- 
sache um  holländischen  Weiß-,  Rot-  und  Wirsingkohl.  Außerdem 
wird  schlesischer  Rotkohl  und  inländischer  Weißkohl  darunter  zu 
ünden  sein.     Die  6  t,  welche  im  Januar  aus  Berlin  kamen,  sind  nach 
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der  Meinung  des  erwähnten  Gemüsehändlers  Schleswig  -  holsteinscher 
Provenienz. 

Wie  schon  angedentet,  würde  die  Annahme,  daB  es  sich  bei  den 
genannten  Lieferungen  ausschließlich  um  Weißkohl  handelt,  irrig 
sein.  Wenn  auch  die  letztgenannte  Kohlart  bedeutend  überwiegt,  so 
darf  doch  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  Schleswig-Holstein  und  die 
Berliner  Umgegend  außer  Weißkohl  auch  bedeutende  Quantitäten 
von  Wirsing-  und  Rotkohl  produzieren.  Ausschließlich  Weißkohl 
lieferten  die  Magdeburger  Kreise  und  Anhalt. 

Von  Interesse  ist  es,  zu  verfolgen,  wie  sich  die  aus  den  ver- 
schiedenen Gegenden  stammenden  Quantitäten  auf  die  einzelnen 
Monate  verteilen.  Am  frühesten  versorgten  die  Berliner  Kieselfelder 
Halle  mit  Kohl,  nämlich  schon  vom  August  an  bis  zum  November. 
Der  Monat  September  weist  mit  117  t  das  Mazimalmonatsquantum 
auf.  Nur  wenig  später  setzen  die  Weißkohllieferungen  der  Magdeburger 
Börde  ein.  Doch  hier  brachte  erst  der  Oktober  mit  260  t  die  größte 
Mouatssendung.  Die  anhaltinischen  Kreise  führten  vom  September 
bis  zum  Dezember  ihre  Produkte  nach  Halle.  Der  Monat,  welcher 
die  meisten  Kohlmengen  aufweist,  ist  der  November  mit  15  t.  Fast 
zu  gleicher  Zeit  wurde,  wie  Tabelle  XX  zeigt,  auch  holländischer 
Kohl  bezogen.  In  den  Monaten  Oktober  bis  Dezember  lieferten  die 
Niederlande  ca.  49  t  nach  Halle.  Das  stärkste  Monatsquantum  führte 
der  Dezember  mit  2OV2  t  nach  Halle  ein.  Die  hannoverschen  Kreise 
und  Biblis  setzten  im  November  und  Dezember  Kohl  an  Halle  ab. 
In  derselben  Zeit,  wo  die  Sendungen  der  genannten  Gegenden  schon 
wieder  aufgehört  hatten  oder  wenigstens  stark  in  der  Abnahme  be- 
griffen waren,  übernahm  Schleswig-Holstein  die  weitere  Versorgung 
unserer  Stadt  mit  Kohl.  In  den  Monaten  Dezember  bis  März  wurden 
aus  den  Dithmarschen  Kreisen  regelmäßig  größere  Sendungen  zu- 
geführt. Die  stärkste  Zufuhr  fand  im  Januar  (nämlich  66^/^  t)  statt. 
Wie  hier  gleich  vorgreifend  bemerkt  sei,  tritt  nun  das  Ausland  an 
die  Stelle  des  Inlandes.  Nach  den  Angaben  der  Tabelle  XX  wurden 
die  Kohllieferungen  nun  von  Dänemark  fortgesetzt.  Der  dänische 
Kohl  wurde  in  den  Monaten  April  und  Mai  1901  und  von  Januar 
bis  März  1902  bezogen,  und  der  März  bringt  mit  fast  33  t  den 
stärksten  Import. 

So   sehen  wir,   daß  sich  die  einzelnen  Länder  und  Landesteile 

ergänzen.     Fast  während  des   ganzen   Jahres   (außer  Juni  und  Juli) 

wurde  Halle  mit  Kohl  versorgt.     Vom  August  bis   Oktober  wurde 

hauptsächlich    Kohl    aus    der    Berliner    Umgegend    bezogen.      Vom 

5* 
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September  bis  November  kam  besonders  Magdeburger  Weißkohl  nach 
Halle«  Iq  den  Monaten  Oktober  bis  Dezember  nehmen  nacheinander 
und  teilweise  gleichzeitig  Anhalt,  die  Lüneburger  Kreise,  Biblis  und 
schließlich  Holland  vorzugsweise  an  der  Versorgung  mit  Kohl  teil. 
In  den  Monaten  Januar  bis  März  wird  schleswig-holsteinscher  und  im 
Februar  bis  Mai  besonders  auch  dänischer  Kohl  in  Halle  konsumiert. 

b)  Eotkohl;  Grünkohl. 

Als  Rotkohl  wurden  von  der  Bahnstatistik  nur  2  Sendungen 
aus  Leipzig  im  Februar  und  März  von  insgesamt  29,6  t  nachgewiesen, 
welche  jedenfalls  zum  größten  Teil  aus  Holland  stammen. 

Auch  Grünkohl  hat  Halle  zweimal  in  größeren  Quantitäten 
während  des  behandelten  Jahres  per  Bahn  bezogen,  nämlich  im 
Januar  B  t  aus  Leipzig  und  im  Februar  ^/g  t  aus  Kottbus.  In  beiden 
Fällen  werden  wir  es  wohl  mit  Kohl  deutscher  Provenienz  zu  tun  haben. 

c)   Sauerkohl. 

Sauerkohl,  welcher  bekanntlich  aus  dem  Weißkohl  hergestellt 
wird,  kam  in  größeren  Quantitäten,  wie  Tabelle  XIX  zeigt,  aus  Magdeburg, 
welches  wegen  seines  guten  Sauerkrautes  einen  Ruf  gewonnen  hat, 
im  Oktober  und  Dezember  (11  t)  und  aus  Köthen  im  März  (5,5  t). 
Zum  großen  Teile  wird  der  Sauerkohl  aus  importiertem  Weißkohl  in 
Halle  selbst  hergestellt  und  nach  auswärts  verschickt.  In  dem  be- 
handelten Zeitabschnitt  wurden  22,5  t  Sauerkraut  nach  der  Angabe 
der  statistischen  Nachweisungen  für  den  Versand  ausgeführt,  so  daß 
der  Versand  die  Bahnzufuhr  um  6,0  t  übersteigt. 

d)   Blumenkohl. 

Ein  sehr  interessanter  Artikel  ist  der  Blumenkohl.  Während 
des  ganzen  Jahres  wird  derselbe  konsumiert  imd  daher  aus  ganz 
verschiedenen  Gegenden  bezogen. 

Die  Bahnstatistik  gibt  uns  größere  Sendungen  aus  Erfurt  während 
der  Monate  Juli  bis  November  und  kleinere  Sendungen  aus  Leipzig 
im  Februar  und  März  an ;  aber  auch  die  oben  erwähnten  Lieferungen 
(S.  66)  im  April  und  Mai  aus  Leipzig  werden  größere  Quantitäten 
dieses  Artikels  mit  enthalten. 

Diese  Angaben  der  Bahnstatistik  (Tabelle  XIX)  werden  ergänzt 
durch  die  auf  Grund  des  Eilgutmaterials  angefertigten  Auszüge,  deren 
Ergebnisse  in  der  Tabelle  XXI  enthalten  sind.    Danach  kamen  neben 
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den  größeren  Sendungen  per  Fracht  auch  Eilgutsendungen  in  nicht 
unbedeutendem  Maße  zum  Teil  direkt  aus  dem  Auslande  und  zum 
Teil  aus  dem  Inlande.  Besonders  hervorzuheben  sind  die  großen 
Quantitäten  aus  Leipzig  während  der  Monate  November  bis  JunL 
Gegen  diese  großen  Mengen  sind  die  anderen  aus  dem  Inlande 
stammenden  fast  bedeutungslos^)  mit  Ausnahme  der  13  283  kg  Erfurter 
Blumenkohls.  Die  aus  Leipzig  stammenden  Quantitäten  sind  aus- 
ländische Ware. 

Nach  den  Angaben  des  genannten  Gemüsehändlers  und  auf  Grund 
der  von  der  Bahn  angegebenen  Zahlen  konnten  wir  feststellen,  daß 
ungefähr  zwei  Drittel  des  zum  Konsum  gelangten  Blumenkohls  aus 
Erfurt  bezogen  wurden,  während  ein  Drittel  ausländischer  Provenienz 
war.  Den  größten  Teil  des  ausländischen  Blumenkohls  erhielten  wir 
aus  Italien  (Neapel  und  Florenz),  dann  geringere  Quantitäten  aus 
Frankreich  und  Holland. 

Auf  die  einzelnen  Monate  verteilen  sich  die  Lieferungen  aus  den 
verschiedenen  Produktionsgebieten  folgendermaßen.  Im  April  wird 
hauptsächlich  durch  Leipziger  Händler  italienischer  Blumenkohl  speziell 
aus  Florenz  bezogen.  Im  Mai  erhalten  wir  meist  über  Paris  (durch 
Leipziger  Händler)  südfranzösische  und  zum  Teil  holländische  Ware, 
Im  Juni  herrscht  der  holländische  Blumenkohl  (Kotterdam)  vor, 
während  dann  vom  Juli  bis  November  der  Erfurter  Blumenkohl  fast 
ausschließlich  auf  den  Markt  gebracht  wird.  Vom  November  an, 
besonders  aber  im  Dezember  bis  März  wird  durch  Leipziger  Händler 
italienischer  Blumenkohl  bezogen,  der  namentlich  aus  Neapel  und 
Angri  (am  Vesuv)  zu  uns  kommt. 

e)  Spargel. 

Ein  sehr  beliebtes  Gemüse  ist  der  Spargel.  Er  wird  in  großer 
Menge  in  der  Umgegend  unserer  Stadt  gebaut,  so  daß  die  von  aus- 
wärts bezogenen  Quantitäten  verhältnismäßig  gering  sind  und  nach 
der  Ansicht  eines  hiesigen  Gemüsehändlers  immer  geringer  werden, 
zumal  sich  die  gemüsebauenden  Landwirte  der  Umgegend  immer  mehr 
auf  die  Spargelzucht  legen  und  das  Produkt  an  Qualität  den  von 
auswärts  bezogenen  Spargel  oft  übertrifft.  Über  den  Bezug  von 
frischem  Spargel  durch  die  Eisenbahn  wird  im  folgenden  die  Rede 
sein.     Der  Spargel  wird  außer  durch  die  Post  fast  nur  per  Eilgut 


*)  Die    kleineren   Sendungen    von    inländischem   sogen.   Fensterblumenkohl 
haben  wir  unberücksichtigt  gelassen. 
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bezogen.  Wie  sich  der  Import  per  Eilgut  in  dem  behandelten  Zeit- 
raum gestaltete,  ist  aus  der  folgenden  Zusammenstellung  zu  er- 
sehen (in  kg): 


Land  oder  Landesteil 

April 
1901 

Mai 
1901 

Juni 
1901 

Juli 
1901 

Summa 

Prov.  Sachsen: 

3Iagdeburg 

Merseburg 

1088 
42 

3490 
252 

1240 
102 

— 

5818 
396 

Braunschweig 

Rheinhessen  Mombach     .    . 

Hannover 

Anhalt  und  Brandenburg     . 
Leipzig 

1130 

200  . 
207 

3742 

1014 

742 

46 

65 

1342 

578 
269 

120 

— 

6214 

1792 

949 

315 

65 

134 

Summa 

1537 

5623 

2309 

— 

9469 

Der  größte  Teil  des  von  auswärts  bezogenen  Spargels  kam  aus 
der  Provinz  Sachsen  und  besonders  aus  dem  Magdeburger  Regierungs- 
bezirke. Der  letztere  lieferte  allein  über  die  Hälfte  (ca.  60  7o)  von 
allen  als  Eilgut  eingeführten  Quantitäten.  Der  Hauptlieferant  dieses 
Bezirkes  ist  Wolmirsleben.  Merseburg  führte  nur  396  kg  per  Bahn 
ein;  doch  würde  sich  das  aus  diesem  Regierungsbezirk  zugeführte 
Quantum  bedeutend  erhöhen  und  jedenfalls  am  größten  sein,  wenn 
wir  die  per  Achse  in  die  Stadt  gebrachten  Mengen  zahlenmäßig 
genau  feststellen  könnten. 

Auch  Braunschweig  zeigt  eine  ziemlich  bedeutende  Spargelzufuhr 
nach  Halle.  Aus  der  Stadt  Braunschweig  selbst  wurden  ca.  1650  kg 
an  frischem  Spargel  bezogen.  Sehr  interessant  ist,  daß  sogar  Rhein- 
hessen (Mombach)  trotz  der  weiten  Entfernung  zur  Deckung  des 
Bedarfes  herangezogen  wurde.  Die  anderen  Bezirke  sind  weniger 
von  Bedeutung;  deshalb  wird  hier  ein  Hinweis  auf  die  Tabelle  ge- 
nügen. Es  sind  nur  drei  Monate,  in  denen  Spargel  bezogen  wurde. 
Die  größten  Quantitäten,  über  die  Hälfte,  wurden  im  Mai  eingeführt, 
weil  die  warme  Wittenmg  dieses  Monats  die  Spargelemte  besonders 
begünstigt,  während  der  Spargel  im  Juni  meist  schon  an  Qualität 
einbüßt. 

f)   Gurken. 

Von  den  übrigen  Artikeln,  welche  in  größerer  Menge  von  aus- 
wärts bezogen  wurden,   sollen  die  Gurken  zuerst  erörtert  werden. 
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Nach  den  Angaben  der  Bahnstatistik  wurden  per  Fracht  während 
^es  für  diese  Untersuchung  gewählten  Zeitraums  im  ganzen  330,5  t 
eingeführt.  Den  größten  Teil  dieses  Quantums,  nämlich  324  t,  lieferte, 
wie  Tabelle  XIX  zeigt,  die  Provinz  Sachsen.  Von  den  Regierungs- 
bezirken dieser  Provinz  zeichnete  sich  Magdeburg  durch  besonders 
starke  Sendungen  aus.  Der  Hauptlieferant  war  der  Kreis  Kalbe. 
Der  Regierungsbezirk  Merseburg  führte  nur  35  t  Gurken  nach  Halle. 
Die  anderen  noch  in  Betracht  kommenden  Länder  und  Landesteile 
haben  yerhältnismäßig  geringe  Quanta  aufzuweisen.  ÄDhalt  lieferte 
o,5  t  und  Schlesien  (Liegnitz)  l  t. 

Bedeutende  Quantitäten  frischer  Gurken  sind  auch  per  Eilgut 
eingeführt  worden.  Von  den  inländischen  Gurken  sind  in  erster  Linie 
wiederum  die  aus  der  Provinz  Sachsen  und  besonders  aus  dem 
Regierungsbezirk  Magdeburg  stammenden  zu  erwähnen.  Diese  Provinz 
führte  über  111000  kg  nach  Halle,  von  denen  zwei  Drittel,  nämlich 
fast  74000  kg  aus  dem  Regierungsbezirk  Magdeburg  und  speziell 
aus  Grizehne  und  Kalbe  bezogen  wurden.  Aus  dem  Merseburger 
Regierungsbezirk  wurde  nur  die  Hälfte  dieser  Summe,  nämlich 
ca.  3  7  000  kg  zugeführt.  Fast  bedeutungslos  ist  die  aus  Erfurt  eingeführte 
Menge  von  221  kg.  Das  Herzogtum  Anhalt  lieferte  per  Eilfracht 
im  ganzen  22099  kg.  Als  einziger  Versandort  wird  hier  Zerbst  an- 
gegeben. Aus  Schlesien  wurden  54644  kg  per  Bahn  unserer  Stadt 
zugeführt;  Hannover  hingegen  führte  nur  6100  kg  Gurken  in  dem 
angegebenen  Zeitraum  per  Eilgut  nach  Halle  ein. 

Sehr  bedeutend  waren  die  aus  dem  Auslande  direkt  oder  über 
Leipzig,  Hamburg,  Altena  und  Berlin  bezogenen  Sendungen.  Wie 
Tabelle  XXI  zeigt,  wurden  aus  Rotterdam  direkt  38  211  kg  importiert. 
Über  Leipzig  kamen  2583  kg  und  über  Hamburg  fast  das  gleiche 
Quantum  (2243  kg)  an  ausländischen  Gurken  per  Bahn  nach  Halle. 
Altona  und  Berlin  lieferten  nur  unbedeutende  Mengen.  Die  aus 
Leipzig  bezogenen  Gurken  sind  in  der  Hauptsache  holländischer 
Provenienz,  während  über  Hamburg  englische  Gurken  eingeführt 
wurden.  Das  Produktionsgebiet  der  aus  Altona  und  Berlin  be- 
zogenen Quantitäten  war  nicht  mit  Sicherheit  festzustellen,  doch 
handelt  es  sich  höchstwahrscheinlich  um  englische  Produkte. 

Wie  aus  den  beiden  Tabellen  hervorgeht,  erhalten  wir  frische 
Gurken  das  ganze  Jahr  hindurch  und  zwar  zum  allergrößten  Teile 
aus  dem  Lüande.  Die  ausländischen  Gurken  betragen  etwa  7  ^/^  von 
allen  per  Bahn  bezogenen  Quantitäteu. 

Die  Verteilung  auf  die  einzelnen  Monate  ist  durchaus  nicht  gleich- 
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mäßig.  Zunächst  muß  hier  ein  Unterschied  zwischen  frischen  Gurken^ 
und  konservierten  (sauren,  Pfeffergurken)  gemacht  werden.  Man  wird 
sagen  können,  daß  alle  in  den  Monaten  Oktober  bis  Mai  aus  denk 
Inlande  bezogenen  Quantitäten  konservierte  Gurken  sind.  Frische^ 
Gurken  werden  in  den  Monaten  April  bis  Juni  zum  größten  Teil 
aus  Holland  (Rotterdam),  zum  kleineren  Teile  aus  England  importiert» 
Kleine  Quantitäten  frischer  inländischer  Gurken  (sogen.  Fenster- 
gurken, Treibhausgurken)  sind  schon  in  den  Monaten  Mai  und  Juni 
nachzuweisen  (Bezirk  Merseburg  und  Erfurt).  Im  Juli  nimmt  der 
Bezug  von  ausländischen  Produkten  sehr  ab,  da  bereits  die  Massen- 
lieferungen von  inländischer  Ware  einsetzen.  Die  größten  Quantitäten 
wurden,  wie  hervorgehoben,  in  den  Monaten  Juli  bis  Oktober  aus 
der  Provinz  Sachsen,  Anhalt  und  aus  Schlesien  bezogen.  Im 
September  nimmt  die  Einfuhr  frischer  einheimischer  Gurken  ab  und 
ist  im  Oktober  am  geringsten.  Vom  November  an  bis  März  (ein- 
schließlich) treten  die  englischen  Gurken,  aber  in  sehr  geringem 
Quantitäten,  an  ihre  Stelle. 

g)  Zwiebeln. 

Zwiebeln  bezog  die  Stadt  Halle  in  der  angegebenen  Zeit  in 
großer  Menge  von  auswärts.  Nach  den  Mitteilungen  der  Bahnstatistik 
wurden  im  ganzen  194  t  eingeführt.  Davon  lieferte  die  Provinz 
Sachsen  etwa  die  Hälfte  (99  t).  Außer  einigen  Kreisen  des  Regierungs- 
bezirks Magdeburg  und  dem  Mansfelder  Seekreis  des  Begierungs- 
bezirks Merseburg  ist  vor  allem  das  Herzogtum  Anhalt  für  die  Ver- 
sorgung der  Stadt  Halle  mit  Zwiebeln  von  Bedeutung.  Anhalt  führte 
im  ganzen  59,5  t  Zwiebeln  ein.  Der  bedeutendste  anhaltinische 
Zwiebellieferant  ist  die  Stadt  Bernburg,  welche  allein  ca.  65  t  per 
Bahn  nach  Halle  beförderte.  Die  anderen  Landesteile  sind  von> 
geringerer  Wichtigkeit.  Immerhin  dürfte  es  von  Interesse  sein,  fest- 
zustellen, daß  auch  Mecklenburg  6  t  Zwiebeln  der  Stadt  Halle  zu- 
führte. Wie  wir  sehen,  wurden  fast  nur  inländische  Zwiebeln  konsumiert» 
Die  einzigen  Quanta,  die  mit  Sicherheit  als  ausländische  nachgewiesen 
werden  konnten,  wurden  aus  Leipzig  bezogen.  Wie  durch  Nachfragen 
ermittelt  wurde,  sind  die  im  Mai  über  Leipzig  eingeführten  5  t 
ägyptischer  und  die  im  Juni  importierten  3  t  ungarischer  (Mak6  bei 
Szegedin)  Provenienz.  Auch  bei  den  im  Juni  aus  Magdeburg  zu- 
geführten 2,5  t  liegt  die  Annahme  nahe,  daß  es  sich  um  ausländische 
Produkte  handelt,  doch  ließ  sich  über  die  Herkunft  dieses  Quantums 
mit  Sicherheit  nichts  ermitteln.     Die   größten  Monatsquanta  weisen 


-     73     ~\  ^ 

die  Monate  September  und  Oktober  auf;  während  im  Juli  keine  Sendung 
durch  die  Bahnstatistik  nachgewiesen  wurde.  Nach  den  Angaben  der 
statistischen  Nachweisungen  wurden  vom  August  bis  zum  April,  also 
während  9  Monaten^  inländische  Zwiebeln  bezogen;  im  Mai  wurden 
ägyptische,  im  Juni  ungarische  Zwiebeln  importiert.  Wir  können  also 
wieder  konstatieren,  daß  in  der  Zeit  des  Jahres,  in  welcher  die  in- 
ländischen Quantitäten  aufgebraucht  sind  und  die  neue  Ernte  noch 
nicht  begonnen  hat,  vielfach  das  Ausland  den  Yorhandenen  Bedarf 
deckt. 

h)  Mohrrüben. 

Der  Bezug  von  Mohrrüben  hat  keine  große  Bedeutung  für 
Halle  erlangt«  Das  dürfte  seinen  Grund  hauptsächlich  in  dem  um- 
stände haben,  daß  dieser  Artikel  in  unmittelbarer  Nähe  der  Stadt  in 
ganz  bedeutenden  Quantitäten  produziert  und  per  Wagen  in  die  Stadt 
gebracht  wird.  Von  auswärts  wurden  Mohrrüben  per  Bahn  nur  in 
den  Monaten  September  bis  November  und  im  März  bezogen,  und 
zwar  handelte  es  sich  ausschließlich  um  inländische  Produkte.  Am 
meisten  lieferte,  wie  Tabelle  XIX  zeigt,  der  Merseburger  Regierungs- 
bezirk (29,6  t),  welcher  ungefähr  zwei  Fünftel  aller  per  Bahn  ein- 
geführten Quantitäten  unserer  Stadt  zuführte.  Von  den  Kreisen  des 
Magdeburger  Regierungsbezirks  sind  es  vor  allem  die  fruchtbaren 
Kreise  der  Börde,  welche  ihre  Überschüsse  an  Halle  abgaben  (20,5 1). 
Außerdem  wurde  ein  kleiner  Teil  des  Bedarfes  (15,5  t)  in  der  Nieder- 
lausitz gedeckt.  Vielfach  werden  die  Mohrrüben  auch  als  Viehfutter 
verwendet.  Es  ist  schwer  festzustellen,  welcher  Teil  der  bezogenen 
Quantitäten  dadurch  dem  menschlichen  Konsum  entzogen  wurde. 

i)   Kohlrüben. 

Kohlrüben  wurden  nur  während  der  zweiten  Hälfte  des  be- 
handelten Jahres  per  Bahn  nach  Halle  befördert  und  zwar,  wie  aus 
Tabelle  XIX  ersichtlich,  im  ganzen  156  t.  Die  Monate  Januar  und 
März  weisen  die  höchsten  Zahlen  auf.  Als  Bezugsgebiet  kommt  hier 
in  erster  Linie  die  Provinz  Hannover  in  Betracht,  welche  ein  Jahres- 
quantum von  114  t  aufweist,  ein  Quantum,  das  ca.  drei  Viertel  der 
gesamten  per  Bahn  bezogenen  Sendungen  darstellt.  Von  den  beiden 
Landdrosteien,  welche  an  der  Zufuhr  von  Kohlrüben  beteiligt  waren, 
lieferte  Lüneburg  93  t  und  Hildesheim  21  t.  Die  Provinz  Sachsen 
kommt  erst  an  zweiter  Stelle,  und  zwar  wurde  Halle  nur  von  dem 
Regierungsbezirk  Merseburg  mit  Kohlrüben  versorgt.     Das  Jahres* 
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quantum  betrug  34,6  t.  Die  beiden  anderen  Sendungen  von  7  t  aus 
•der  Provinz  Brandenburg  und  aus  Sachsen-Altenburg  von  nur  ^/,  t 
fallen  weniger  ins  Gewicht.  Ausländische  Lieferungen  sind  nicht 
nachzuweisen. 

k)  Sellerie. 

An  Sellerie  ist  nur  eine  Sendung,  wie  die  Bahnstatistik  an- 
gibt, nach  Halle  gekommen.  Die  Suppengewächse  werden  fast  aus- 
schließlich in  der  Umgebung  von  Halle  angebaut  und  per  Wagen 
nach  der  Stadt  gebracht.  Die  von  der  Bahn  verzeichnete  Sendung 
von  5^/2  t  im  März  wurde  aus  Eisleben  bezogen.  Aus  dem  Auslande 
konnten  keine  Sendungen  festgestellt  werden. 

1)  Merrettig. 

Für  die  Zufuhr  von  Merrettig  gibt  es  nur  zwei  Bezirke,  aus 
denen  nach  Angabe  der  Bahnstatistik  (Tabelle  XIX)  Sendungen  statt- 
fanden. Der  weitaus  größte  Teil  wurde  aus  der  Niederlausitz 
(Lübbenau)  bezogen.  Außerdem  führte  das  Königreich  Bayern  (Stein- 
bach) im  März  ^U  t  Merrettig  nach  Halle  ein.  Wie  die  Auszüge 
aus  dem  Material  der  Eilgutexpedition  zeigen,  wurde  Merrettig  auch 
als  Eilgut  bezogen  und  zwar  in  den  Wintermonaten  meist  über  Leipzig. 
Im  Sommer  kam  er  vielfach  aus  dem  Regierungsbezirk  Merseburg 
und  aus  Steinbach  in  Bayern.  Doch  sind  im  großen  ganzen  diese 
Quantitäten  nicht  sehr  erheblich. 

Die  bisher  behandelten  Gemüsearten  wurden  von  der  Bahnstatistik 
genauer  bezeichnet.  Außer  diesen  wurden  noch  einige  Sendungen 
bezogen,  deren  Inhalt  mit  der  allgemeinen  Bezeichnung  Gemüse  ver- 
sehen war  und  welche  nicht  näher  zu  ermitteln  waren.  Es  wird  sich 
jedenfalls  um  Sendungen  handeln,  welche  nicht  eine  einzige  sondern 
mehrere  verschiedene  Gemüse  zugleich  umfaßten.  Wie  aus  der 
Tabelle  XIX  zu  ersehen,  kamen  zwei  Lieferungen  von  Gemüse 
aus  Köthen  und  zwar  im  April  und  Mai  von  zusammen  1^4  ^ 
und  aus  Leipzig  eine  solche  von  3  t  im  September.  Nach  der  Ansicht 
des  oben  genannten  Gemüsehändlers  handelt  es  sich  bei  den  zu- 
erst angeführten  Sendungen  hauptsächlich  um  Grünkohl  und  Suppen- 
kraut. Doch  ließ  sich  der  Inhalt  der  letzteren  mit  Bestimmtheit 
nicht  feststellen. 

Die  übrigen  Gemüse  sind  teils  von  untergeordneter  Bedeutung 
für  die  Ernährung  (Rettig),  teils  werden  sie  fast  ausschließlich  aus 
der  Umgegend  von  Halle  gebaut  und  per  Wagen  in  die  Stadt  ge- 
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bracht  (Radieschen,  grüne  und  gelbe  Bohnen,  grüne  Erbsen),  so  daß 
ein  Bezug  aus  weiterer  Entfernung  nur  in  besonderen  Fällen  eintritt. 
So  wird  Spinat  nur  in  sehr  strengen  Wintern  aus  Südfrankreich  be- 
zogen. Auch  handelt  es  sich  zuweilen  um  Spezialitäten,  wie  das 
z.  B.  bei  den  aus  Potsdam  eingeführten  Teltower  Rübchen  der  Fall 
ist.  Dieselben  werden  aber  nur  in  geringen  Quantitäten  konsumiert 
und  sind  daher  für  die  große  Masse  der  Bevölkerung  nicht  von  Be- 
deutung. 

Wie  wir  sahen,  wird  das  Ausland  in  nicht  unbedeutendem 
Maße  zur  Deckung  des  Gemüsebedarfes  namentlich  in  der  kälteren 
Zeit  des  Jahres  herangezogen.  Deshalb  wollen  wir  mit  einigen  kurzen 
Worten  auf  die  Bedeutung  des  Auslandes  eingehen.  Die  ausländiscben 
Gemüse  sind  in  Tabelle  XX  zusammengestellt  worden. 

Leider  hat  das  statistische  Warenverzeichnis  bei  diesem  Artikel 
eine  eingehendere  Detailierung  nicht  vorgenommen,  und  unter  die 
Nummer  355  fallen  allerlei  „frische  Gemüse  und  Küchengewächse", 
die  aber  nicht  gesondert  aufgeführt  werden.  Ehe  wir  auf  die  Bezugs- 
verhältnisse der  Stadt  Halle  im  besonderen  eingehen,  wollen  wir  kurz 
betrachten,  welche  Bedeutung  das  Ausland  für  die  Versorgung  des 
deutschen  Marktes  mit  Gemüse  hat.  Die  Reichsstatistik  gibt  für  die 
Einfuhr  und  Ausfuhr  von  Gemüse  in  den  letzten  Jahren  folgende 
Zahlen : 


Jahr 

Einfuhr 
in  dz 

Ausfuhr 
in  dz 

Mehreinfuhr 
in  dz 

1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

972  177 
I  140078 
I  290  27 1 

1  574  790 
I  672  046 

366  857 
363  726 
329580 
430  120 
478  530 

605  320 

776352 

960691 

I  144670 

I  193  516 

Diese  Zahlen  zeigen  deutlich,  wie  von  Jahr  zu  Jahr  die  Einfuhr 
von  frischem  Gemüse  zugenommen,  wie  sie  sich  in  der  Zeit  von  1897 
bis  1901  fast  verdoppelt  hat,  während  die  Ausfuhr  bis  1899  beständig 
abnahm,  um  in  den  letzten  beiden  Jahren  wieder  ziemlich  bedeutend 
zu  steigen.  Daß  die  Zunahme  der  Ausfuhrzahlen  nicht  Schritt 
hält  mit  der  Steigerung  der  Einfuhr,  geht  aus  der  Tatsache  klar 
hervor,  daß  die  Mehreinfuhr  stetig  erhöhte  Zahlen  aufweist  und  sich 
in  dem  angegebenen  Zeitraum  von  vier  Jahren  fast  verdoppelte. 

Welche  Länder   an  der  Versorgung  des  deutschen  Marktes  mit 
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frischem  Gemüse  den  größten  Anteil  nehmen,  geht  aus  folgender  Zu- 

sammenstellimg  hervor: 

1900. 


Belgien 

73076  dz 

Dänemark 

34912   „ 

Frankreich 

38819    „ 

Großbritannien 

4045    „ 

Niederlande 

914331   „ 

•• 

Osterreich-Üngam 

325590   „ 

Eußland 

25920   „ 

Schweiz 

4666    „ 

Spanien 

2571   „ 

Ägypten 

111618   „ 

Italien 

128008   „ 

Wie  wir  sehen,  zeichnet  sich  Holland  durch  eine  besonders  große 
Gemüseeinfuhr  aus.  Nach  diesem  Lande  kommen  Österreich-Ungarn, 
Italien  und  Ägypten.  Ebenfalls  führen  Belgien,  Frankreich  und 
Dänemark  bedeutende  Quantitäten  ein.  An  letzter  Stelle  stehen  die 
Schweiz,  England  und  Spanien. 

Fragen  wir  nun,  welcher  Art  das  Gemüse  ist,  das  nach  Halle  in 
dem  angegebenen  Jahre  importiert  wurde.  So  kann  uns  die  Zollstatistik, 
wie  erwähnt,  keine  Auskunft  geben,  weil  eine  genauere  Detailierung 
fehlt.  Diese  Ungenauigkeiten  in  den  Angaben  des  Zollmaterials 
wurden  durch  das  Material  der  Bahnbehörde  in  vielen  Fällen  beseitigt, 
und  außerdem  haben  wir  durch  angestellte  Nachfragen  manche 
interessante  und  ergänzende  Mitteilungen  erhalten. 

Wie  wir  feststellen  konnten,  bestehen  die  aus  Dänemark  nach 
Halle  eingeführten  Gemüsemengen  hauptsächlich  aus  Weißkohl  und 
etwas  Wirsingkohl.  Bei  den  niederländischen  Quantitäten  handelt  es 
sich,  wie  oben  schon  dargelegt  wurde,  um  Weißkohl,  Rotkohl, 
Wirsingkohl,  Blumenkohl  und  Gurken.  Die  geringen  aus  Österreich- 
Ungarn  bezogenen  Gemüsemengen  werden  nach  der  Ansicht  des  In- 
habers eines  der  größten  hiesigen  Delikatessengeschäfte  wohl  Pfeffer- 
gurken, Pfefferschoten  und  Zwiebeln  bester  Qualität  sein.  Aus  Frank- 
reich kommt  hauptsächlich  Kopfsalat,  Artischoken,  etwas  Blumenkohl 
und  im  Winter  frischer  Spargel  (aus  Argenteuil).  Die  aus  England 
und  Belgien  eingeführten  Quantitäten  sind,  wie  Tabelle  "^X^  zeigt, 
durchaus  unbedeutend,  und  es  ist  daher  wohl  müßig,  in  jedem  einzelnen 
Falle  den  Versuch  zu  machen,  die  Gemüseart  zu  erfahren. 

Sehr  große  Quantitäten  von  Gemüse  aller  Art  werden  aus  der 
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näheren  oder  weiteren  Umgegend  mit  Geschirr  in  die  Stadt  gebracht. 
Wie  schon  im  ersten  Teile  dieser  Arbeit  hervorgehoben  wurde,  hatten 
wir  den  Versuch  gemacht,  auf  Grund  von  Fragebogen  einen  genaueren 
Einblick  in  die  Versorgung  der  Stadt  durch  die  landwirtschaftliche 
Umgebung  zu  gewinnen,  was  uns  aber  leider  nur  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  gelungen  ist.  Mit  ziemlicher  Vollständigkeit  haben  wir  die  An- 
zahl der  regelmäßig  auf  dem  Wochenmarkt  erscheinenden  Wagen,  die 
Anzahl  der  Ortschaften  und  ihre  Entfernung  ermittelt. 

Was  zunächst  die  geographische  Lage  dieser  Ortschaften  anbe- 
trifiEt,  so  sind  dieselben  auf  die  umliegenden  Kreise  folgendermaßen 
verteilt : 


Name  des  Kreises 

Anzahl 

der 

Ortschafben 

Anzahl 

der 
Wagen 

Saalkreis 

Mansfelder  Seekreis  .    . 

Merseburg 

Delitzsch 

Querfurt 

21 

5 
3 

2 
2 

"3 
5 
3 

4 
3 

Summa 

33 

128 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  Entfernung  der  einzelnen  Dörfer 
vom  Marktort.    Darüber  gibt  uns  die  folgende  Tabelle  Auskunft: 


£ntfemung 
km 

Anzahl 

der 

Ortschaften 

% 

Anzahl 

der 
Wagen 

% 

I—  5 
5— lo 

10 — 15 

15 — 20 

20 — 25 

25-30 

5 
12 

7 
4 
4 

I 

21 

12 
12 

3 

46 

65 
7 
4 

5 

I 

}86,8 

5,4 
3,0 

0,8 

Summa 

33 

100 

128 

100 

Aus  dieser  Zusammenstellung  geht  klar  hervor,  daß  die  größte 
Anzahl  der  Ortschaften  mit  der  größten  Wagen  anzahl  aus  einer  Ent- 
fernung bis  zu  10  km,  also  l^/^  Meile  das  Gemüse  in  die  Stadt 
liefert ;  es  sind  52  7o  aUer  Dörfer  und  rund  87  %  aller  Wagen.  Mit 
der  zunehmenden  Entfernung  nimmt  sowohl  die  Zahl  der  Ortschaften 
wie  die  Wagenanzahl  ab.    Aus  der  Entfernung  von  l^/j  bis  2  Meilen 
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kommt  nur  der  fünfte  Teil  der  Ortschaften  und  nur  der  zwanzigste 
Teil  aller  Wagen.  Auf  die  Entfernung  von  20 — 26  km  entfallen 
noch  4  Ortschaften  (12*/o)  und  5  Wagen  (47o)>  welche  regelmäßig 
auf  den  Wochenmarkt  fahren.  Sogar  aus  einer  Entfernung  von  über 
drei  Meilen  wird  frisches  Gemüse  per  Achse  auf  den  Markt  gebracht» 
Teilweise  mußten  die  Gemüsegärtner  abends  um  10  Uhr  schon  auf- 
brechen, um  am  anderen  Morgen  um  3  Uhr  auf  dem  Markte  zu  sein» 
Der  weitaus  größte  Teil  der  Waren  kommt  aus  den  Dörfern  Reide- 
bürg,  Diemitz,  Büschdorf  und  Krondorf.  Durchschnittlich  besuchen 
diese  Landwirte  und  Gärtner  den  Wochenmarkt  zweimal;  es  gibt 
aber  eine  große  Zahl,  welche  im  Sommer  zu  jedem  Markttage  nach 
Halle  fahren.^)  Der  Vertrieb  der  Waren  wird  zum  Teil  durch  die 
Angehörigen  (Frauen)  der  Fuhrwerksbesitzer  selbst  vorgenommen. 
Teilweise  setzen  diese  ihre  Artikel  an  Hallesche  Marktfrauen  und  Ge- 
müsehändler ab. 

Auf  Grund  der  zurückerhaltenen  Fragebogen  konnten  wir  ferner 
feststellen,  daß  Mohrrüben,  Kohlrabi,  dann  aber  auch  Kohl,  Suppen- 
kraut (Sellerie  und  Porree)  und  Radieschen  während  des  ganzen 
Jahres  angefahren  werden.  Gurken  wurden  hauptsächlich  in  der  Zeit 
vom  tluli  bis  September  auf  den  Markt  gebracht,  aber  es  wurden 
auch  Treibhausgurken  in  nicht  unbedeutender  Menge  schon  im  Mai 
und  Juni  feilgeboten.  In  den  Monaten  Juli  bis  zum  September 
werden  auch  grüne  und  gelbe  Bohnen  und  zwar  in  ganz  ungeheuren 
Quantitäten*)  auf  den  Wochenmarkt  gefahren.  Der  Spargel  erscheint 
hauptsächlich  in  den  Monaten  April  bis  Juni,  und  grüne  Erbsen 
(Schoten)  zeigen  sich  im  Mai  und  Juni. 

Von  einem  Versuche,  die  im  Jahre  angefahrenen  Quantitäten  auf 
dem  Wege  der  Berechnung  auf  Grund  der  erlangten  Fragebogen 
zahlenmäßig  anzugeben,  mußten  wir  Abstand  nehmen  und  zwar  haupt- 
sächlich deshalb,  weil  die  Fragebogen  in  Bezug  auf  die  Quantitäten 
zum  größten  Teile  unrichtige  Angaben  enthalten.  Durch  Zuhilfe- 
nahme der  Wagenanzahl  dürften  wir  auch  zu  keinem  befriedigenden 
Resultat  gelangen,  weil  die  einzelnen  Gemüsebauern  gewisse  Gemüse- 
arten bevorzugen,  und  weil  außerdem  die  Wagen  eine  außerordent- 
lich verschiedene  Größe  aufweisen.  Dann  kommt  noch  dazu,  daß  die 
Angaben    auf  den  Fragebogen    nicht   die    Anzahl   von   Kilogramm^ 


^)  Nach  den  Angaben  der  40  Fragebogen  kommen  20  Wagen  wöchentlich 
3 mal,  15  Wagen  durchschnittlich  2mal;  5  Fragebogen  haben  diese  Frage  unbe- 
antwortet gelassen. 

')  Auf  den  zurückerhaltenen  Fragebogen  waren  ca.  34  800  1  angegeben. 
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sondern  meist  die  Zahl  der  Schock  nnd  Liter  enthalten,  was  auch 
einen  Vergleich  mit  den  per  Bahn  bezogenen  Quantitäten  sehr 
schwierig  macht.  Doch  läßt  sich  mit  Bestimmtheit  sagen,  daß  von 
den  yerschiedenen  Gemüsearten,  welche  regelmäßig  auf  den  Wochen- 
markt gefahren  werden,  Kohl,  Kohlrabi,  Mohrrüben^  das  Suppen- 
kraut, Kadieschen  und  die  grünen  Bohnen  und  Erbsen  die  größte 
Rolle  spielen. 

Auf  Grund  einer  Zusammenstellung  aus  den  Angaben  der  zurück- 
erlangten Fragebogen  wurden  von  den  40  in  Betracht  kommenden 
Wagen  folgende  Quantitäten  von  Gemüse  auf  den  Wochenmarkt 
gebracht : 

Gurken  ca.    3  500  Schock 

Kohl  (Weiß-  und  Rotkohl)  „      3  300       „ 

Kohlrabi  „      6  700        „ 

Mohrrüben  „    14420        „ 

Radieschen  „      6460  Bündel 
Suppenkraut  (Sellerie  u.  Porree)  „      6  400  Schock 

Grüne  Erbsen  „    19000  Liter 

Gelbe  und  grüne  Bohnen  „    34800      „ 

Spargel  „8000  Pfund. 

Zum  Schluß  seien  noch  die  Versandzahlen  angeführt,  welche  uns 
die  Bahnstatistik  für  die  Güter-  und  Eilgutexpedition  bietet.  Es 
wurden   während   des  besprochenen  Zeitraums  aus  Halle  ausgeführt: 


Gurken 

86,5  t 

Kohl 

42,5  „ 

Rotkohl 

27,0  „ 

Weißkohl 

10,6  „ 

Sauerkohl 

22,2  „ 

Mohrrüben 

22,0  „ 

Zwiebeln 

19,5  „ 

Radieschen 

1,0  „ 

Gemüse  (ohne 

nähere  Angabe) 

67,5  „ 

im  ganzen 

298,0  t. 
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4.  Eier. 

Ein  für  alle  Kreise  der  Bevölkerung  wegen  ihres  hohen  Nähr- 
wertes sehr  wichtiges  Nahrungsmittel  sind  die  Geflügel-,  speziell  die 
Hühnereier.  In  der  neueren  Zeit  ist  der  Bedarf  an  diesem  allgemein 
geschätzten  Konsumartikel  namentlich  in  den  Städten  bedeutend 
gestiegen. 

Die  Eier  vertragen  bei  sorgfältiger  Verpackung  sehr  wohl  einen 
weiteren  Transport,  besonders  bei  der  Bahnbeforderung.  Darum  gibt 
uns  das  Material  der  Bahnbehörde  und,  da  die  Eier  meist  in  großen 
Sendungen  oft  in  Wagenladungen  aufgegeben  werden,  besonders  die 
Bahnstatistik  ein  deutliches  Bild  von  der  Versorgung  unserer  Stadt. 
Außer  den  statistischen  Nachweisungen  muß  das  Eilgutmaterial  mit 
in  Betracht  gezogen  werden.  Für  die  Feststellung  des  Konsums  sind 
außerdem  die  Auszüge,  die  wir  aus  den  BoUfuhrkarten  und  Avisen 
der  Güterexpedition  für  vier  Monate  angefertigt  haben,  zu  berück- 
sichtigen. Die  Postquanta,  welche  jedenfalls  für  diesen  Artikel  von 
ganz  untergeordneter  Bedeutung  sind,  können  aus  schon  dargelegten 
Gründen  keine  Berücksichtigung  finden.  Bedeutende  Quantitäten  von 
Eiern  werden  aus  der  Umgebung  per  Achse  in  die  Stadt,  namentlich 
auch  auf  den  Wochenmarkt  gebracht.  Deshalb  ist  es  notwendig, 
auch  diesen  Bezugsverhältnissen,  soweit  es  möglich  ist,  Beachtung 
zu  schenken. 

Da  bekanntlich  Deutschland  heute  in  Bezug  auf  die  Deckung 
seines  Eierbedarfs  in  hohem  Maße  auf  das  Ausland  angewiesen  ist, 
so  wollen  wir  zunächst  einen  Blick  werfen  auf  die  Bedeutung  des 
deutschen  Eierimportes,  um  uns  dann  der  Frage  zuzuwenden,  welche 
Bolle  das  Ausland  für  die  Versorgung  der  Stadt  Halle  mit  Eiern 
gegenwärtig  spielt. 

Die  deutsche  Reichsstatistik  gibt  für  den  Eierimport  in  den 
letzten  Jahren  folgende  Zahlen. 


Jahr 

Eiereiofuhr 
in  dz 

Zunahme  (-}-)  oder 
Abnahme  ( — )   in  dz 

1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

995  902 
I  058  358 
1  125  786 
I  181  697 
1  164865 

-4-  62456 
--  67428 

+  559H 
—  16832 
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Wir  sehen  also,  daß  die  Eiereinfulir  ganz  auBerordontlich  groß 
ist,  und  daß  diese  Zahlen  mit  Ausnahme  des  letztangefahrten  Jahres 
stetig  gewachsen  sind.  Die  Eiereinfuhr  nach  Deutschland  hat  sich 
innerhalb  der  fünf  Jahre  um  ca.  170000  dz  gesteigert.  Am 
stärksten  war  der  Import  im  Jahre  1900,  in  welchem  das  Deutsche 
Reich  die  gewaltige  Anzahl  von  ca.  1181700  dz  Eier  aus  dem  Aus- 
lande bezog. 

Stellen  wir  diesen  Zahlen  die  Ausfuhrziffem  gegenüber,  die 
ebenfalls  der  deutschen  Keichsstatistik  entnommen  sind,  so  erhalten 
wir  folgende  Tabelle: 


Jahr 

Eierausfuhr 
in  dz 

Zunahme  {-\-) 

oder 

Abnahme  (—) 

geeen  das 

Vorjahr 

Mehreinfuhr 
in  dz 

1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

6941 

5448 

4  975 
6  131 

6988 

—  1493 

—  473 
+  I  156 

+     857 

988961 
I  052910 
I  120  611 
I  175  566 
I  157877 

Zunächst  muß  auf  die  außerordentlich  geringe  Bedeutung  dieser 
Zahlen  gegenüber  den  Einfuhrziffem  aufmerksam  gemacht  werden. 
Obwohl  der  Import  1901  um  fast  17  000  dz  zurückging  und  dem 
gegenüber  sich  der  Export  in  diesem  Jahre  auf  fast  7000  dz  steigerte, 
so  wurden  doch  ungelähr  167  mal  soviel  Eier  eingeführt  als  aus 
Deutschland  ausgeführt.  Wie  aus  der  Tabelle  zu  ersehen  ist,  ging 
die  Ausfuhr  bis  1899  fortdauernd  und  teilweise  bedeutend  zurück. 
Doch  stieg  sie  1900  um  1166  dz  und  scheint,  da  1901  auch  wieder 
eine  Zunahme  in  der  Ausfuhr  zu  konstatieren  war,  ihre  steigende 
Tendenz  beibehalten  zu  wollen,  was  wohl  seinen  Grund  darin  haben 
mag,  daß  in  den  letzten  Jahren  manches  geschehen  ist,  um  die  deutsche 
Geflügelzucht  zu  heben ;  mit  diesem  Fortschritt  hängt  vielleicht  auch  die 
Reduktion  des  Importes  im  Jahre  1901  um  ca.  16800  dz  zusammen. 

Welche  Staaten  sind  hauptsächlich  an  der  Versorgung  des 
deutschen  Marktes  mit  Eüem  beteiligt? 

Auf  diese  Frage  gibt  die  Zusammenstellung  der  Tabelle  XXII 
Antwort.  Diese  Angaben  sind  den  monatlichen  Nachweisungen  für 
den  auswärtigen  Handel  des  deutschen  Zollgebiets  entnommen  und 
zeigen  gleichzeitig,  wie  sich  die  Einfuhr  in  den  einzelnen  Monaten 
des  Jahres,  das  wir  für  unsere  Betrachtung  wählten,  gestaltete. 

Wie  aus  den  Summenzahlen  klar  hervorgeht,  sind  die  Eier* 
XLIII.  6 
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lieferanten  für  den  deutschen  Markt  Rußland  und  Osterreich-üngarn^ 
welche  ungefähr  gleich  große  Quantitäten,  nämlich  je  ca.  535000  dz: 
nach  Deutschland  einführten.  Die  Summe  der  von  diesen  beiden 
Ländern  nach  Deutschland  importierten  Eier  beträgt  ca.  88%  der 
Gesamteinfuhr  an  Eiern  in  diesem  Zeitraum,  so  daß  auf  die  übrigen 
10  Länder,  welche  noch  an  der  Einfuhr  partizipierten,  nur  12  ®/o  der 
Gesamtsumme  entfallen.  Unter  diesen  sind  noch  wegen  bedeutenderer 
Quantitäten  zu  erwähnen  Italien  mit  ca.  62  700  dz  (5%),  dann 
Rumänien  mit  ca.  24800  dz  und  die  Niederlande  mit  23  300  dz. 
Literessant  ist,  daß  sogar  China  Eier  nach  Deutschland  importiert 
und  zwar  etwas  mehr  als  die  Schweiz.  An  letzter  Stelle  stehen 
Belgien,  die  europäische  Türkei  und  Frankreich. 

Die  Monatslieferungen  der  einzelnen  Länder  sind  außerordentlich 
verschieden.  Die  meisten  ausländischen  Eier  bezog  Deutschland  in 
den  Monaten  April,  Mai,  Juni  und  März  (172  700  dz),  also  im  Früh- 
jahr und  zu  Beginn  des  Sommers,  weil  in  diesen  Monaten  die  Eier- 
produktion weitaus  am  größten  ist.  Dagegen  wurden  in  den  Winter- 
monaten, namentlich  im  November  und  Dezember  (ca.  64500  und 
54100  dz)  die  geringsten  Quantitäten  eingeführt.  Die  Differenz 
zwischen  dem  monatlichen  Maximal-  und  Minimalquantum  beträgt 
118500  dz.  Auf  die  Verschiedenheit  der  Monatssendungen  der  ein- 
zelnen Länder  genauer  einzugehen,  würde  zu  weit  führen,  doch  sei 
auf  die  Tatsache  aufmerksam  gemacht,  daß  die  Bewegung  in  den 
einzelnen  Monatsquantitäten  der  beiden  Hauptimportländer  Rußland 
und  Österreich  sehr  ungleich  ist.  Während  die  EinfuhrzifFern  für 
Osterreich-Ungam  vom  April  bis  zum  September  stetig  abnehmen, 
um  dann  vom  Oktober  an  wieder  langsam  aber  beständig  zu  steigen, 
ist  die  Entwicklung  bei  Eußland  umgekehrt.  Hier  steigen  die  Monats^ 
mengen  vom  April  bis  Juni,  sinken  dann  beständig  —  mit  einer 
einzigen  Unterbrechung  im  Januar  —  bis  zum  Februar,  um  erst  im 
März  aber  in  bedeutendem  Maße  zu  steigen.  Daher  hatte  Rußland 
seine  höchste  Monatseinfuhr  im  Mai,  Juni  und  Juli,  während  der 
Import  Österreich-Ungarns  im  März,  April  und  Mai  am  bedeutendsten 
war.  Die  geringsten  Mengen  führte  Rußland  im  Winter,  Dezember 
und  Februar  ein,  Österreich-Ungarn  dagegen  im  Hochsommer,  in  den 
Monaten  August  und  September. 

Welche  Bedeutung  hat  nun  der  Eierimport  aus  dem  Auslande 
für  Halle? 

Die  Quanta,  welche  direkt  aus  dem  Auslande  kamen,  sind  gering; 
sie  sind  in  der  Tabelle  XXIII  enthalten.     Wir  sehen,  daß  die  Zoll* 
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behörde  außer  einem  bedeutungslosen  Quantum  aus  England  (5  kg)  nur 
Sendungen  aus  Österreich- Ungarn  nachweist.  Diese  betragen  im 
ganzen  (mit  Einschluß  der  schon  verzollten,  aber  auch  direkt  aus 
dem  Ausland  eingeführten  Quantitäten)  70150  kg,  was  einem  Monats« 
durchschnitt  von  5846  kg  entsprechen  würde. 

Doch  dieses  Quantum  ist  von  geringer  Bedeutung  gegenüber  den 
kolossalen  Mengen  von  ausländischen  Eiern,  welche  der  Zwischen- 
handel der  Stadt  Halle  zuführte.  Wie  viele  andere  Konsumtions- 
gegenstände, so  sind  auch  Eier  ein  Artikel  des  Großhandels  ge- 
worden. Vor  allem  haben  Berlin  und  Leipzig  einen  beträchtlichen 
Eierhandel.  Der  Berliner  Markt  hat  für  Halle  gar  keine  Bedeutung, 
doch  umsomehr  derjenige  der  letzterwähnten  Stadt. 

In  dem  für  diese  Arbeit  in  Betracht  kommenden  Zeitraum  bezog 
Halle  aus  Leipzig  698  t  Eier,  die  nach  Ansicht  eines  hiesigen  Eier« 
grossisten  sämtlich  ausländischer  Provenienz  sind. 

Wie  die  Tabelle  XXIII  zeigt,  wurden  im  ganzen  während  des 
betreffenden  Jahres  979  t  ausländische  Eier  eingeführt.  Der  Leipziger 
Handel  allein  führte  unserer  Stadt  demnach  71,3%  aller  ausländischen 
Eier  zu,  ein  Prozentsatz,  der  sich  auf  76,7%  erhöht,  wenn  wir 
die  Quantitäten,  die  als  Eilgut  befördert  wurden  (Tabelle  XXIV) 
und  diejenigen  kleineren  Mengen  berücksichtigen,  welche  in  der 
Bahnstatistik  nicht  enthalten  sind,  die  sich  aber  auf  Grund  der  für 
vier  Monate  angefertigten  Auszüge  (Seite  85)  aus  dem  Material  der 
Güterexpedition  annähernd  berechnen  lassen. 

Von  Interesse  wäre  es,  wenn  nun  genauer  festgestellt  werden 
könnte,  welchen  Anteil  die  einzelnen  Länder  an  der  Beschickung  des 
Leipziger  Marktes  nehmen.  Doch  leider  haben  wir  für  diese  Ver- 
hältnisse kein  Material  finden  können.  Es  sind  derartige  Erhebungen 
noch  dadurch  sehr  erschwert,  daß  ein  bedeutender  Teil  russischer 
Eier  über  Osterreich  zu  uns  kommt.  So  sind  von  den  großen  Mengen, 
welche  in  Podwoloczyska  (österr.  Galizien)  aufgegeben  werden,  nach 
der  Ansicht  eines  hiesigen  Eiergroßhändlers,  des  Herrn  Landau,  dem 
wir  für  seine  freundliche  Auskunft  und  Unterstützung  unseren  besten 
Dank  sagen,  ^i^  russischer  Provenienz.  Nach  den  Angaben  des  eben 
erwähnten  Kaufmanns  wird  der  Leipziger  Markt  in  der  Hauptsache 
von  österreichischen  und  russischen  (namentlich  südrussischen)  Eiern 
und  zwar  ungefähr  zu  gleichen  Teilen  beschickt.  Für  den  öster- 
reichischen Export  produzieren  hauptsächlich  Galizien  (Hauptversandorte : 
Tamow,  Bochnia,  Rzeszow),  Böhmen,  Oberösterreich  und  die  Bukowina. 

Daneben  erscheinen  —  aber  in  bedeutend  geringeren  Quantitäten  — 

6* 
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Eier   aus    Rumänien   und   Bulgarien.      Inländische   Eier   werden  in 
Leipzig  überhaupt  nicht  verhandelt. 

Außer  diesen  über  Leipzig  kommenden  Eiern  müssen  auch  die 
aus  den  schlesischen  Städten  Myslowitz,  Mochbem,  Kreuzburg  und 
Zawisna  bezogenen  Quantitäten  den  ausländischen  Eiern  zuge- 
zählt werden,  weil  sie  nach  der  Ansicht  des  oben  erwähnten  Kauf- 
manns jedenfalls  südrussiscfaer  ProTenienz  sind.  Auch  die  aus 
Lübeck,  Stettin  und  Hamburg  bezogenen  Eier  stammen  aus  dem 
Auslande  und  zwar  (die  Stettiner  mit  Sicherheit)  größtenteils  aus 
Bußland.  Daraus  ergibt  sich  ein  Gesamtquantum  yon  ca.  979  t  aus- 
ländischer Eier. 

Diese  Zahl  erhöht  sich  durch  die  als  Eilgut  beförderten  Quanti- 
täten und  diejenigen,  welche  als  Frachtgut  in  einem  Gewicht  von 
unter  600  kg  nach  Halle  geliefert  wurden.  Wie  die  Tabelle  XXIV 
zeigt,  wurden  rund  36  500  kg  Eier  per  Eilgut  aus  Leipzig  und  380  kg 
aus  Kreuzburg  (Schlesien)  bezogen;  diese  Sendungen  sind  ebenfalls 
als  aus  dem  Ausland  stammend  anzusehen.  Aus  den  genaueren 
Auszügen,  die  wir  für  vier  Monate  aus  den  ßollfuhrkarten  und 
Avisen  der  Güterexpedition  vorgenommen  haben,  lassen  sich  die 
Jahresquantitäten  ungefähr  berechnen.    Aus  Leipzig  erhielt  Halle 

im  April       1901     1348  kg 

„    Juü  1901     1604   „ 

„    Oktober  1901     1296    „ 

„    Januar     1902     1508    „ 


zusammen    5756  kg. 

Daraus  ergibt  sich  ein  durchschnittliches  Monatsquantum  von 
1439  kg,  was  einer  Jahressumme  von  ungefähr  17  300  kg  entsprechen 
würde.  Addieren  wir  nun  diese  Zahlen  der  in  der  Tabelle  XXIII 
für  den  ausländischen  Import  angegebenen  hinzu,  so  erhalten  wir  eine 
Gesamtjahressumme  von  ca  1  0  3  3  t  ausländischen  Eiern. 

Wo  deckte  nun  die  Stadt  Halle  in  dem  besprochenen  Jahre  ihren 
Bedarf  im  Inlande? 

Nach  den  Angaben  der  Bahnstatistik  (Tabelle  XXLD)  wurden 
nur  30,5  t  aus  dem  Inlande  bezogen.  Wie  die  Tabelle  zeigt,  be- 
teiligten sich  an  der  Eierzufuhr  in  ungefähr  gleicher  Höhe  die  Provinz 
Sachsen  (J0,5  t),  die  Provinz  Hannover  (9,5  t)  und  das  Königreich 
Bayern  (10,5  t). 

Die  Tabelle  XXIV  enthält  die  Eilgutsendungen.  Auch  hier  ist  in 
erster  Linie  die  Provinz  Sachsen  und  besonders  der  Begierungsbezirk 
Merseburg    hervorzuheben.      Letzterer    lieferte,    wie    ebenso    Erfurt, 
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regelmäßig  Eier  nach  Halle.  Die  Jahressumme  für  den  ßegierungs- 
bezirk  Merseburg  beträgt  ungefähr  30000  kg,  diejenige  für  Erfurt 
1427  kg;  die  Eilgutsendungen  aus  dem  Regierungsbezirk  Magdeburg 
sind  außerordentlich  gering.  Von  den  übrigen  deutschen  Ländern 
und  Landesteilen  sind  für  die  Eierversorgung  unserer  Stadt  außerdem 
noch  von  Bedeutung  die  thüringischen  Staaten  mit  5600  kg  und  die 
Provinz  Posen  mit  ca.  1900  kg.  Von  den  thüringischen  Staaten 
lieferten  ungefähr  gleiche  Quantitäten  Sachsen-Weimar-Eisenach  und 
Schwarzburg -Sondershausen  mit  je  ca.  2500  kg.  Für  Posen  ist 
besonders  die  Stadt  Fraustadt  als  einziger  größerer  Eierlieferant 
herrorzuheben.  Die  anderen  Landesteile  weisen  geringere  Quanta 
auf;  deshalb  übergehen  wir  dieselben  unter  ausdrücklichem  Hinweis 
auf  die  Tabelle. 

Durchaus  nicht  unbedeutend  sind  die  kleineren  Sendungen,  die 
in  einem  Gewicht  von  unter  500  kg  per  Bahn  bezogen  wurden  und 
deshalb  in  der  Bahnstatistik  keine  Berücksichtigung  finden  konnten. 
Wie  schon  erwähnt,  haben  wir  das  Material  für  den  Frachtgüter- 
eingang für  Tier  yerschiedene  Monate  des  Jahres  genau  bearbeitet. 
Wenn  es  vielleicht  bei  dem  ungleichmäßigen  Bezüge  von  Eiern  in 
den  verschiedenen  Jahreszeiten  nicht  möglich  war,  ein  genaues  Bild 
von  den  Bezugsverhältnissen  zu  entrollen,  so  zeigen  die  Zahlen  doch 
deutlich,  welche  Staaten  und  Landesteile  hauptsächlich  in  Betracht 
kommen  und  wie  sich  die  Zufuhr  aus  dem  LoJande  in  den  einzelnen 
Jahreszeiten  gestaltete.  Wir  führen  die  wichtigsten  Zahlen  hier  an  (in  kg). 


Länder  and  Landesteile 

April 
1901 

Juli 
1901 

Oktober 
1901 

Januar 
1902 

Durch- 
schnittl. 
Jahres- 
summe 

Memeborg 

Magdeburg 

£rfurt 

2670 

86 

2490 

1 
1 

1 774            673 

59            — 

2  772             539 

595 
528 

17  IOC 

400 
19000 

ProT.  Sachsen 

Frov.  Hannover 

„      Posen 

„      Pommern 

Sachsen- W  eimar-Kisenach 

Oldenburg 

Aus   allen   übrigen  Landes- 

teüen 

5246 

1684 

530 
422 

449 
694 

292 

4605 

1636 
196 

356 
671 
200 

188 

I  212 

568 

109 

70 

128 

103 

I  123 
102 

36 

36500 

12000 
2500 
2500 
3700 
2  500 

I  800 

Summa 

9317      ,     7852 

2  190 

I  261 

62000 

65  000 
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In  der  letzten  Spalte  vorstehender  Tabelle  haben  wir  die  be- 
rechnete Jahressumme  in  runden  Ziffern  angegeben,  und  zwar  des- 
halb, weil  wir  uns  dessen  bewußt  sind,  daß  diese  Zahlen  auf  Ge- 
nauigkeit keinen  Anspruch  erheben  können,  da  hier  Zufälligkeiten 
in  den  Monatslieferungen  dieser  vier  Monate  das  Resultat  sehr  ver- 
ändem  können. 

Dennoch  mußte  der  Versuch  gemacht  werden,  auf  diesem  Wege 
das  Jahresquantum  dieser  Sendungen  zu  erfassen,  um  für  die  Be- 
rechnung des  relativen  Konsums  einen  Anhalt  zu  haben.  Das  so  be- 
rechnete Jahresquantum  der  aus  dem  Inlande  stammenden  Eier  be- 
trägt ca.  62000  kg;  wir  glauben  dasselbe  nach  dem  Gutachten  eines 
Fachmannes  auf  65  000  kg  erhöhen  zu  müssen. 

Was  die  per  Achse  nach  Halle  gebrachten  Eier  betrifft,  so  haben 
wir  ungefähr  60  Wagen  festgestellt,  welche  regelmäßig  namentlich 
.^uf  den  Wochenmarkt  Eier  nach  Halle  bringen.  Diese  Gespanne 
bringen  aber  in  erster  Linie  auch  Butter  in  die  Stadt.  Deshalb  sei  es 
uns  gestattet,  um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  über  die  Anzahl,  die 
geographische  Lage  der  Ortschaften,  wie  über  deren  Entfernung  vom 
Marktort  in  einem  späteren  Abschnitte  bei  der  Erörterung  der  Be- 
zugsverhältnisse der  Butter  ausführlicher  zu  berichten. 

Außer  auf  die  ca.  60  Wagen,  die  regelmäßig  auf  dem  Wochen- 
markt erscheinen,  muß  noch  auf  die  Halleschen  Händler  und  Handels- 
frauen hingewiesen  werden,  welche  aus  der  Umgegend  die  Eier  auf- 
kaufen, um  sie  dann  auf  dem  Wochenmarkte  feilzubieten.  Sehr 
schwer  zu  erfassen  sind  ferner  diejenigen  Quantitäten,  die  direkt  an 
die  kleineren  und  größeren  Eier-  und  Viktualienhandlungen  abge- 
geben werden,  wie  ebenso  die  durch  den  Hausierhandel  abgesetzten 
und  aus  der  Umgegend  stammenden  Eiermengen. 

Die  Eier  werden  in  den  einzelnen  Monaten  des  Jahres  durchaus 
nicht  in  gleichen  Quantitäten  bezogen.  Wie  aus  der  Tabelle  XXIII  zu 
ersehen,  war  der  Import  ausländischer  Eier  in  den  Monaten  Mai, 
Juni  und  Juli,  wie  ebenso  im  März,  also  in  dem  Frühjahr  und  im 
Sommer  am  stärksten,  während  in  den  Wintermonaten,  namentlich 
im  Dezember,  Januar  und  Februar  am  wenigsten  bezogen  wurden. 
Es  ist  von  Interesse,  zu  erwähnen,  daß  diese  Tabelle  fast  ganz  genau 
mit  der  Tabelle  XXII  übereinstimmt,  welche  die  Einfuhr  für  das 
gesamte  Deutsche  Reich  für  dieselbe  Zeit  veranschaulicht.  In  den 
Frühjahrsmonaten  ist  auch  der  Bezug  an  frischen  inländischen  Eiern 
am  bedeutendsten,  weil  die  Produktion  in  dieser  Zeit  am  größten,  und 
wegen   der  eingetretenen  Preisverminderung  der  Eier  die  Nachfrage 


—     87     — 

am  stärksten  ist.  Wie  die  Tabellen  XXIU  nnd  XXIY  und  außerdem 
die  Ergebnisse  der  Auszüge  aus  dem  Material  der  Güterexpedition 
fiir  die  vier  Monate  beweisen,  wurden  in  den  Monaten  April  bis  Juli 
die  größten  Quantitäten  bezogen.  Im  August  nimmt  einerseits  die 
Produktion  ab  und  andererseits  werden  große  Mengen  in  den  Herbst- 
monaten dem  Handel  und  Konsum  entzogen,  um  für  den  Winter,  wo 
die  Produktion  fast  gleich  0  ist  und  deshalb  der  Preis  oft  sehr  be- 
deutend in  die  Höhe  geht,  konserviert  zu  werden.  In  dieser  Zwischen- 
zeit, wie  ebenso  im  Winter,  werden  verhältnismäßig  mehr  ausländische 
Eier  konsumiert,  als  in  den  Sommermonaten,  obgleich  sich  der  Import 
in  diesen  Monaten  ebenfalls  bedeutend  verringert  hat. 

Die  Bedeutung  der  ausländischen  Eier  für  die  Ernährung  der 
Hallescheo  Bevölkerung  ist  deshalb  sehr  schwer  zahlenmäßig  zu  be- 
leuchten, weil  die  per  Achse  bezogenen  Quantitäten  nicht  genau  fest- 
gestellt werden  können.  Eine  ganz  korrekte  G-egenüberstellung  von 
inländischen  und  ausländischen  Eiern  ist  deshalb  nicht  möglich. 

Trotzdem  wollen  wir  im  folgenden  versuchen,  eine  Konsumstatistik 
aufisustellen. 

Es  waren,  wie  erwähnt,  60  Wagen  ermittelt  worden,  welche 
regelmäßig  nach  Halle  fahren.  Nehmen  wir  au,  daß  diese  Wagen 
im  Durchschnitt  zweimal  wöchentlich  in  die  Stadt  kommen  (was  den 
tatsächlichen  Verhältnissen  entsprechen  dürfte)  und  im  Durchschnitt 
15  Schock  Eier  an  jedem  Tage  bringen,  so  würde  sich  daraus  ein 
Monatsquantum  von  7200  Schock  oder  28  800  kg  *)  ergeben,  was  einer 
Jahressumme  von  ca.  386000  kg  entsprechen  würde.  Dazu  kommen 
noch  die  Quantitäten  der  Halleschen  Handelsfrauen,  die  ihre  Ware 
in  der  Umgebung  aufkaufen,  um  sie  auf  dem  Wochenmarkte  und  im 
Hausierhandel  feilzubieten.  Nun  existieren  in  Halle  ca.  200  Yiktualien- 
handlangen,  die  wohl  sämtlich  Eier  verkaufen  und  zum  Teil,  wie  wir 
feststellen  konnten,  ihren  Bedarf  nicht  auf  dem  Markte,  sondern  bei 
auswärtigen  Händlern  decken,  die  die  Eier  per  Achse  aus  der  Um- 
gegend nach  Halle  bringen. 

Nehmen  wir  an,  daß  diese  durchschnittlich  2  bis  3  Schock  pro 
Woche  aus  der  Umgegend  beziehen,  so  ergibt  sich  ein  Monatsquantum 
von  ca.  2000  Schock  oder  8000  kg  Eiern,  was  einer  Jahressumme 
von  96  000  kg  entsprechen  würde,  eine  Summe,  die  wir  unbedenklich 
auf  100000  kg  erhöhen  können,  wenn  wir  diejenigen  Quantitäten  in 


*)  Das  Schock  wiegt  nach  vorgenommenen  Wägungen  ca.  4  kg  im  Durch- 
schnitt. 
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Betracht  ziehen,  welche  den  Eiergeschäften  und  den  PrivatkundeD 
ans  der  Umgebung  zugeführt  werden.  Von  Eiern,  die  der  Eigen- 
produktion entstammen,  sind  10  000  Stück  =  667  kg  zu  erwähnen, 
welche  die  Geflügelzuchtanstalt  in  Halle  absetzte.  Daraus  würde 
sich  eine  Gesamtsunmie  von  ca.  486  600  kg  ergeben. 

Dazu  kommen  die  30,5  t,  welche  von  der  Bahnstatistik  und 
42  t,  welche  yon  dem  Material  der  Eilgutexpedition  nachgewiesen 
wurden.  Außerdem  müssen  die  ca.  65  t  an  kleineren  Quantitäten 
mit  berücksichtigt  werden,  die  per  Bahn  befördert  wurden  und  von 
der  Bahnstatistik  nicht  angegeben  sind,  so  daß  sich  an  inländischen 
Eiern,  die  per  Bahn  bezogen  wurden,  im  ganzen  137,5  t  ergeben. 
Der  Bezug  an  inländischen  Eiern  per  Bahn  und  per  Achse  stellt 
sich  auf  624  t. 

Zunächst  geht  aus  diesen  Zahlen  deutlich  hervor,  daß  der  größte 
Teil  der  inländischen  Eier,  nämlich  78  ^/o,  aus  der  näheren  oder 
weiteren  Umgebung  nach  Halle  gefahren  wurde,  während  nur  ca. 
15%  als  Frachtgut  und  7%  als  Eilgut  befördert  wurden.  Die  Ge-^ 
samteinfuhr  von  ausländischen  Eiern  betrug,  wie  oben  des  näheren 
nachgewiesen  wurde,  1033  t.  Daraus  ergibt  sich,  daß  im  ganzen 
624  t  Eier  inländischer  und  1033  t  ausländischer  Provenienz,  im 
ganzen  also  1667  t  nach  Halle  eingeführt  wurden.  38%  ^'^^  ^^^^ 
entstammten  daher  der  inländischen  und  ca.  62^0  cler  ausländischen 
Produktion. 

Um  den  Konsum  berechnen  zu  können,  muß  in  erster  Linie  der 
Versand  bekannt  sein.  Nach  den  Angaben  der  statistischen  Nach- 
weisungen für  den  Versand  wurden  während  des  Jahres,  das  fiir  vor- 
liegende Arbeit  gewählt  wurde,  per  Bahn  aus  Halle  22,5  t  aus- 
geführt. Diese  Ziffer  dürfte  aber  zu  klein  sein,  da  die  kleineren 
Sendungen  von  unter  500  kg  und  außerdem  die  als  Eilgut  versandten 
Mengen  nicht  in  Betracht  gezogen  sind.  Aus  Halle  werden  nur  aus- 
ländische Eier,  aber  zum  Teil  in  erheblichen  Quantitäten  ausgeführt. 
Wir  können  die  angegebene  Zahl  für  die  Ausfuhr  unbedenklich  auf 
25  t  erhöhen,  ohne  Taraabzug  vorzunehmen. 

Wie  schon  angedeutet,  würden  diese  25  t  von  den  ausländischen 
Eiern  in  Abzug  zu  bringen  sein,  so  daß  sich  der  Prozentsatz  für  den 
Konsum  der  inländischen  Eier  erhöhen  dürfte.  Aus  dem  Auslande 
direkt  kamen  70155  kg;  außerdem  wurden  von  der  Bahnstatistik 
909  t,  von  dem  Material  der  Eilgutabfertigungsstelle  37  t  und  17  t 
im  Gewicht  von  unter  ^2  ^  ausländischer  Eier  als  aus  dem  Inland 
kommend  nachgewiesen.    Als  Tara  werden  gewöhnlich,  wie  wir  durch 
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Umfragen  feststellen  konnten,  20^0  ^  Abzug  gebracht  (bei  den  in- 
ländischen Eiern  meist  etwas  mehr).  Daraus  ergibt  sich  ein  Netto- 
gewicht Ton  770,6  t,  von  denen  die  26  t  der  aus  Halle  ausgeführten 
Eier  abgezogen  werden  müssen,  so  daß  746,5  t  übrig  bleiben,  die 
mit  den  70  t  direkt  bezogenen  Eiern,  ein  Quantum  von  816,5  t  aus- 
ländische Eier  ergeben  würden,  die  man  für  den  Konsum  in  Rech- 
nung bringen  könnte. 

Demgegenüber  stehen  an  inländischen  Eiern  30,5  t  der  statisti- 
schen Nachweisungen,  42  t  Eilgutsendungen  und  65  t  von  Quantitäten 
unter  ^2  ^y  ^^^  zusammen  137,5  t.  Nach  einem  Taraabzug  von 
20%  (vielleicht  etwas  zu  niedrig)  würden  110  t  übrig  bleiben, 
zu  denen,  wie  oben  ausgeführt,  noch  486,5  t  hinzuaddiert  werden 
müßten,  die  per  Wagen  während  des  Jahres  der  Stadt  zugeführt 
wurden.  Daraus  resultiert  eine  Gesamtsumme  von  596,5  t  inländischen 
Eiern,  die  den  815,5  t  Eiern  ausländischer  Provenienz  gegenüber- 
zustellen wären.  Es  würde  sich  für  den  Konsum  eine  Summe  von 
1412  t  ergeben  und  zwar  wurden  ungefähr  42%  inländische  und 
68%  ausländische  Eier  konsumiert.  Man  kann  also  sagen,  wenn 
Ziffern  vermieden  werden  sollen,  daß  die  größere  Hälfte  der  in  Halle 
verbrauchten  Eier  ausländischer,  die  kleinere  Hälfte  inländischer 
Provenienz  war. 

Der  relative  Konsum  pro  Kopf  der  Bevölkerung  stellt  sich, 
wenn  wir  die  Bevölkerung  wieder  mit  160000  Seelen  in  Bechnung 
bringen,  auf  fast  9  kg.  Daraus  würden  sich  ca.  2^/^  Schock,  also 
135  Stück  Eier  ergeben,  während  in  der  Haushaltung  durchschnittlich 
40  kg  =  10  Schock  =  600  Eier  konsumiert  wurden. 

Vergleichsweise  sei  angeführt,  daß  Conrad  für  das  Jahr  1880 
den  Eierkonsum  für  die  Stadt  Berlin  ebenfalls  auf  9  kg  berechnet; 
da  anzunehmen  ist,  daß  der  relative  Eierkonsum  Berlins  seit  jener 
Zeit  bedeutend  gestiegen  ist,  so  müssen  wir  konstatieren,  daß  der 
Eierkonsum  in  Halle  niedriger  ist,  als  der  Berlins. 


5.  Milch  und  Molkereiprodnkte. 

a)  Milch. 

a)  Frische  Milch. 

Die  Kuhmilch  bildet  eines  der  wichtigsten  Nahrungsmittel,  nament- 
lich ist  sie  für  Säuglinge  und  Kinder  nicht  zu  entbehren.  Die  frische 
Milch  ist  ein  Produkt,  welches  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  einen 
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längeren  Transport  nicht  verträgt.  Deshalb  ist  es  von  Yornherein 
klar,  daß  dieselbe  in  der  Hauptsache  in  der  Nähe  des  Absatzgebietes 
produziert  und  von  dort  bezogen  werden  muß,  wenn  der  Produzent 
auch  heute  nicht  in  dem  Maße  an  den  Markt  gebunden  ist  wie  in 
früheren  Zeiten.  Die  großen  Städte  sind  zur  Befriedigung  ihres  Milch- 
bedarfes jetzt  auf  einen  weiteren  Umkreis  angewiesen.  Gegen  früher 
verbesserte  Landstraßen  und  vor  allem  die  Eisenbahnen  wie  ebenso 
eine  bessere  Aufbewahrung  gestatten  einen  weiteren  Transport. 

Gehen  wir  nun  auf  die  Verhältnisse  der  Milchversorgung  der 
Stadt  Halle  näher  ein. 

Die  Milch  gelangt  durch  zwei  verschiedene  Transportmittel  in 
die  Stadt,  entweder  durch  Gespanne  oder  durch  die  Eisenbahn. 
Fassen  wir  zunächst  das  Material  ins  Auge,  das  von  der  Bahnbehörde 
zur  Verfügung  gestellt  wurde.  Die  Zahlen,  die  auf  beiliegender 
Tabelle  XXV  a  angegeben  sind,  wurden  aus  den  Milchversandscheinen 
der  Eilgutexpedition  zusammengestellt.  Diese  Milchbeförderungsscheine, 
welche  nur  bei  regelmäßigen  Sendungen  zur  Benutzung  gelangen, 
enthalten  neben  der  Angabe  der  Versandstation  die  Bestimmungs- 
station, sowie  außer  dem  Wohnorte  des  Versenders  die  Angabe  der 
Milchgefäße  und  den  Fassungsraum,  so  daß  ganz  genau  die  Anzahl 
der  Liter  festgestellt  werden  kann.  Auch  ist  die  Unterscheidung  von 
Mager-  und  Vollmilch  von  großer  Wichtigkeit. 

Dies  eben  erwähnte  Material  weist  20  Ortschaften  auf,  aus 
welchen  Halle  regelmäßig  frische  Milch  mit  der  Bahn  erhielt.  Was 
die  geographische  Lage  dieser  Dörfer  betrifft,  so  liegen  sieben  davon 
im  Saalkreise,  sieben  im  Delitzscher  Kreise,  drei  im  Kreise  Merseburg, 
zwei  im  Mansfelder  Seekreise  und  eins  im  Kreise  Bitterfeld.  Die 
Anzahl  der  in  der  Zeit  vom  1.  April  1901  bis  1.  April  1902  ge- 
lieferten Milch  zeigt  folgende  Tabelle.     Es  lieferten: 


Kreis 

Liter 

Saalkreis 
Merseburg 
Delitzsch 

Mansfelder  Seekreis 
Bitterfeld 

I  048  949 
540  769 
484  975 

279909 
191  110 

Gesamtsumme : 

2  545  712 

Daraus  geht  hervor,  daß  der  Saalkreis  mit  ca.  1 049  000  1  am 
stärksten  an  der  Babnlieferung  von  Milch  beteiligt  ist.  Ihm  folgt 
Merseburg  mit   ungefähr   dem  halben   Quantum,    nämlich    ungefähr 
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540800  1.     Delitzsch  steht  mit  ca.  486000  1  an  dritter  Stelle,  während 
Bitterfeld  mit  ca.  191000  1  das  geringste  Quantum  aufweist. 

Die  Entfernung  der  einzelnen  Stationen  von  Halle  gibt  folgende 
Tabelle : 


Anzahl  der  km 

Anzahl  der 
Ortschaften 

% 

Milchquantum 

0' 

"0 

1-10 

10-15 

15—20 

über  20 

I 

12 

6 

I 

5 
6o 

30 

5 

93  678  t 

I  537  804  t 

767  834  t 

146396  t 

3,7 
60,4 

30,1 
5,8 

Summa 

20 

2  545  712  t 

Etwas  anders  werden  die  Zahlen,  wenn  wir  die  Entfernung  der 
Bahnstation  vom  Produktionsorte  in  Rechnung  ziehen;  doch  ist  das 
Ergebnis  nicht  so  bedeutend  verschieden,  daß  es  nötig  wäre,  darüber 
besondere  Angaben  zu  machen.  Im  allgemeinen  ist  die  Strecke  vom 
Gutshof  bis  zum  Bahnhof  nicht  größer  als  3  km  oder  ungefähr 
^/,  Meile.  Nur  in  einem  Falle  wird  die  doppelte  Ejlometerzahl 
erreicht. 

Sehr  interessant  ist  die  Tabelle  insofern,  als  sie  zeigt,  wie  mit 
zunehmender  Entfernung  die  Anzahl  der  liefernden  Ortschaften  und 
Quanta  abnehmen.  Das  größte  Quantum  wurde  aus  einer  Entfernung 
von  10 — 15  km  bezogen.  Es  lieferten  aus  dieser  Entfernung  60  ^/^ 
der  Ortschaften  60,4  %  ^^8  gesamten  mit  der  Bahn  bezogenen  Milch- 
quantums. Im  Umkreise  von  15 — 20  km  lieferten  30  \  der  Ortschaften 
3ö  7o  <i68  Milchquantunis ;  während  über  20  kra  noch  fast  6  %  der 
gesamten  mit  der  Bahn  beförderten  Milch  bezogen  wurde. 

Werfen  wir  kurz  noch  einen  Blick  auf  die  verschiedenen  Bahn- 
strecken, welche  der  Stadt  die  Milch  zuführen,  so  verteilen  sich  diese 
2  545  700  1  auf  die  einzelnen  Linien  folgendermaßen  (siehe  auch  bei- 
folgende Kartenskizze): 


Hauptbahnlinie 

Anzahl  der    ,       1  \Ti^^^, 

Ortschaften    !       ^  ^^^^^^ 

1 

Halle-Sorau 

Halle-  M  agd  ebarg 

Halle-Kassel 

Halle-Halberstadt 

Halle-Thüringen 

Halle-Hettstedt 

Halle-Leipzig 

8 

4 

3 
2 

I 

I 

I 

578  653 
916  847 
527  972 

172554 

146396 

146  310 

56980 

Summa 

20 

2545712 
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Die  größte  Literzahl  wurde,  wie  die  Tabelle  zeigt,  von  der  Halle- 
Magdeburger  Bahnlinie  geliefert;  sie  macht  über  den  dritten  Teil  der 
Gesamtsumme  aus.  Ebenso  nehmen  die  Halle-Sorauer  und  die  Halle- 
Kasseler  Eisenbahn  mit  ungefähr  gleich  großen  Quantitäten  an  der 
Versorgung  der  Stadt  Halle  mit  frischer  Milch  bedeutenden  Anteil. 
Die  drei  genannten  Bahnstrecken  führten  zusammen  der  Stadt  ^j^ 
aller  mit  der  Bahn  angekommenen  Milch  zu.  Die  Leipziger  Strecke 
steht  mit  nur  ungefähr  57  000  1  an  letzter  Stelle,  was  zum  Teil  seinen 
Grund  darin  haben  dürfte,  daß  diese  Kreise  mehr  an  der  Versorgung 
der  Nachbarstadt  Leipzig  beteiligt  sind. 

A  fv  Magdeburg 


ruHUtebedt 


JTUtmachnuwl 
TeiUsohathalffS)  ^*"'''*^\/       ^ — Q  ^  iuCoi^us 

<       o 

rv.N6rdha€i60fv 


SchaßtäcttfZS)  LauchetädtfiS) 

o o 


m  Leipzig 
'Thüringen/ 

Anm.:  Die  eingeklammerten  Zahlen  hinter  den  Stationen  geben  die  £nt- 
fernong  von  Halle  in  km  an. 

Sehr  bedeutend  ist  auch  die  Zufuhr  von  frischer  Milch  per 
Achse.  Es  ist  uns  durch  den  glücklichen  Umstand,  daß  die  hiesige 
Polizeiverwaltung  über  die  Milchversorgung  der  Stadt  im  Oktober 
vorigen  Jahres  Erhebungen  angestellt  und  uns  in  dankenswerter  Weise 
das  Material  überlassen  hat,  möglich  geworden,  darüber  ausführlicher 
berichten  zu  können,  als  es  sonst  möglich  gewesen  wäre.  Leider  sind 
nicht,  wie  wir  gehofft  hatten,  auch  die  Quantitäten,  die  wöchentlich 
oder  monatlich  per  Achse  eingeführt  werden,  erfaßt  worden,  was  bei 
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der  Gelegenheit  ohne  große  Schwierigkeit  hätte  geschehen  können. 
Wir  haben  unsere  Absicht,  dahingehende  Ermittlungen  vorzunehmen, 
aufgeben  müssen,  weil  solche  sehr  viel  Zeit  und  Mühe  beanspruchen, 
und  weil  es  bei  dem  Mißtrauen,  welches  namentlich  die  kleineren 
Milchhändler  an  den  Tag  legen,  fraglich  erschien,  ob  wir  zu  einiger- 
maßen korrekten  Ergebnissen  gelangen  würden. 

Deshalb  ist  es  leider  nicht  möglich  gewesen,  einerseits  eine  Yer- 
gleichung  mit  den  mit  der  Bahn  zngeführten  Mengen  durchzuführen  und 
andererseits  den  Konsum  festzustellen,  was  in  hohem  Maße  wünschens- 
wert gewesen  wäre.  Nach  den  Angaben,  die  der  Magistrat  auf 
Grund  der  angestellten  Erhebungen  mitteilte,  sind  es  45  Ortschaften, 
die  mit  Gespann  regelmäßig  der  Stadt  frische  Milch  zuführen.  Über 
die  geographische  Lage  der  Dörfer  gibt  die  folgende  Tabelle  Auskunft : 

Es  gehören  an 


dem  Kreise: 

Zahl  der 

Ort- 
schaften 

% 

Saalkreis 
Merseburg 
Delitzsch 
Mansfelder  Seekreis 

29 

7 

7 

2 

64,4 

15,6 

15,6 

4,4 

Summa 

45 

100,0 

Naturgemäß  liefert  die  nächste  Umgebung  yerhältnismäßig  die 
meiste  Milch  in  die  Stadt.  Daß  es  sich  um  bedeutende  Quanta 
handelt,  die  per  Achse  nach  der  Stadt  gefahren  werden,  beweist, 
daß  z.  B.  die  Molkerei  Passendorf  allein  durchschnittlich  täglich  650  1 
der  Stadt  zufuhrt,  was  einem  jährlichen  Milchquantum  Ton  237  260  1 
entsprechen  würde,  und  das  sich  sicher  auf  245—250000  1  erhöht, 
wenn  wir  den  erhöhten  Milchbedarf  zu  den  Festtagen  in  Betracht 
ziehen.  Um  zu  zeigen,  in  welchen  Entfernungen  noch  frische  Milch 
bezogen  wird,  haben  wir  folgende  Tabelle  aufgestellt. 


km  Zahl 

Anzahl  der 
Ortschaften 

% 

1-5 

5—10 

10—15 

15—20 

über  20 

4 

25 
12 

2 

2 

9 
56 
27 

4 

4 

Summa 

45 

100 
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Daraus  geht  deutlich  hervor,  daß,  wie  oben  erwähnt,  die  nähere 
Umgebung  bis  16  km  (2  Meilen)  im  Umkreise  hauptsächlich  die  Stadt 
mit  frischer  Milch  versorgt.  Doch  muß  auf  der  anderen  Seite  darauf 
hingewiesen  werden,  daß  noch  4  Ortschaften  aus  einer  Entfernung  von 
über  15  km  bis  zu  22  km,  also  von  fast  drei  Meilen  frische  Milch 
nach  Halle  fahren.  Interessant  ist  es  auch,  zu  verfolgen,  wie  mit 
zunehmender  Entfernung  die  Milch  liefernden  Dörfer  und  naturgemäß 
auch  die  Quanta  abnehmen,  was  ebenfalls  aus  obiger  Tabelle  zu 
ersehen  ist. 

Da  die  Milch  ein  Konsumartikel  ist,  der  in  jeder  Familie  tag- 
täglich verlangt  wird,  so  ist  es  erklärlich,  daß  —  wie  auch  die  Zahlen 
der  Bahnbehörde  beweisen  —  die  Milchquantitäten  in  den  einzelnen 
Jahreszeiten  und  Monaten  keinen  allzu  großen  Schwankungen  unter- 
liegen. Wie  die  Tabelle  XX Va  zeigt,  wurden  im  Durchschnitt  durch 
die  Bahn  monatlich  212143  1  Milch  nach  Halle  befördert.  Die 
Sommer-  und  Herbstmonate  stehen  etwas  unter  dem  Durchschnitt, 
während  der  Dezember  eine  bedeutend  höhere  Zi£Fer  aufweist,  die 
sich  aus  dem  erhöhten  Milchbedarf  zum  Weihnachtsgebäck  und  aus  dem 
größeren  Milchkonsum  in  dieser  Zeit  wohl  erklären  läßt 

Die  Milch  wird  im  allgemeinen  vor  oder  in  das  Haus  des  Kunden 
gebracht.  Etwa  die  Hälfte  der  Milchhändler  haben  nach  der  Angabe 
des  Magistrates  Pferdegespann ;  im  übrigen  geschiebt  der  Vertrieb  im 
gleichen  Verhältnis  durch  Hundefuhrwerk,  vierrädrige  Handwagen 
und  Tragholz  und  außerdem  durch  10  Läden.  Von  den  ungefähr 
170  Milchgeschäften,  welche  den  Vertrieb  der  Milch  besorgen,  befinden 
sich  75%  innerhalb  und  ca.  25%  außerhalb  der  Stadt. 

Wie  oben  erwähnt,  ist  es  ausgeschlossen,  eine  Konsumtionsstatistik 
zu  bieten.  Doch  selbst  wenn  es  gelingen  würde,  einigermaßen  glaub- 
würdige Zahlen  zu  erlangen,  so  würde  die  Aufstellung  des  täglichen 
Verbrauchs  eines  Haushaltes  an  frischer  Milch  sehr  erschwert  werden 
durch  den  Umstand,  daß  die  übrigbleibenden  z.  T.  großen  Quantitäten 
zu  Butter  und  Käse  verarbeitet  werden,  und  daß  auf  der  anderen 
Seite  die  ziemlich  bedeutenden  Mengen  in  Abzug  zu  bringen  wären, 
welche  von  den  Bäckern,  Konditoreien  etc.  verbraucht  werden.  Die 
in  Halle  bestehenden  beiden  Molkereien  z.  B.  verarbeiten  bedeutende 
Milchmengen.  Nach  den  Angaben,  die  von  dieser  Seite  gemacht 
wurden,  werden  dort  jährlich  durchschnittlich  ca.  2210000  1  verkauft, 
100  000  1  sterilisiert  und  ca.  1 900  000  1  zu  Butter,  Käse  und  Quark 
verarbeitet.  Diesem  regelmäßigen  Bezüge  von  frischer  Milch  stehen 
diejenigen  Sendungen  gegenüber,  welche  in  unbestimmter  Aufeinander- 
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folge  stattfanden,  also  nicht  in  den  Milchbeförderungsscheinen,  sondern 
in  den  Rollfuhr-  und  Schalterkarten  der  EilgutabfertiguDg  enthalten 
waren.  Die  meisten  der  hier  in  Betracht  kommenden  Versand- 
stationen weisen  nur  yereinzelte  SenduDgen  vod  geringer  Bedeutung 
aufy  die,  wie  wir  feststellen  konnten,  in  den  allermeisten  Fällen  Milch- 
proben für  die  landwirtschaftliche  Versuchsstation  enthielten,  also  hier 
gar  nicht  zu  behandeln  sind.  In  die  anhängende  Tabelle  XXVb 
sind  daher  nur  diejenigen  Sendungen  aufgenommen,  die  entweder 
regelmäßig  erschienen,  oder  welche  wegen  der  großen  Literanzahl  von 
Bedeutung  sind.  Wie  diese  Tabelle  zeigt,  kamen  größere  Sendungen 
nur  in  den  Monaten  Mai  und  Dezember  vor.  Diese  stammen  aus 
der  näheren  oder  weiteren  Umgegend  und  erklären  sich  aus  dem  er- 
höhten Bedarf  zu  den  Festtagen. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  regelmäßigen,  wenn  auch  ziem- 
lich geringen  Milchsendungen  aus  Bohlen  im  Königreich  Sachsen  und 
Köbdenitz  in  Sachsen  -  Altenburg.  Das  ist  höchstwahrscheinlich 
sterilisierte  Kindermilch,  welche  einer  besonderen  Behandlung  unter- 
zogen worden  ist. 

Von  Interesse  ist  es,  daß  die  Zollbehörde  sogar  eine  Sendung 
frischer  Milch  von  3  kg  im  Dezember  aus  der  Schweiz  nachweist. 

ß)  Kondensierte  Milch. 

Wie  aus  dem  Material  der  Bahnbehörde  ersichtlich  ist,  bezieht 
die  Stadt  Halle  auch  bedeutende  Quanta  von  kondensierter  Milch. 

Nach  den  Angaben  der  Bahnstatistik  (Tabelle  XXVI)  lieferten 
die  meiste  Milch  Leipzig  und  Hof.  Doch  diese  beiden  Städte  haben 
keine  Fabriken,  in  denen  Milch  kondensiert  wird,  sondern  diese  Milch 
wird  von  einer  Firma  hergestellt,  die  ihren  Sitz  in  Cham  (bei  Zug) 
in  der  Schweiz  hat.  Früher  wurde  die  Milch  von  dort  direkt  be- 
zogen. Wegen  des  hohen  Einfuhrzolles,  der  auf  der  kondensierten 
Milch  lastet  (er  beträgt  bekanntlich  60  Mk.  pro  Doppelzentner),  ist  im 
bayrischen  Allgäu  in  der  Nähe  von  Kempten  eine  Zweigfabrik  ge- 
gründet worden,  und  aus  dieser  bezieht  unsere  Stadt  den  größten 
Teil  der  kondensierten  Milch.  Die  hier  zur  Verarbeitung  kommende 
Milch  wird  zum  Teil  aus  der  Schweiz  und  zwar  in  frischem  Zustande 
bezogen,  da  ein  Eingangszoll  auf  frische  Milch  nicht  erhoben  wird. 
Daß  der  Zoll  für  kondensierte  Milch  als  Prohibitivzoll  wirkt,  geht  aus 
dem  Umstände  hervor,  daß  die  Einfuhr  dieses  Artikels  in  den  letzten 
Jahren  nicht  zugenommen,  sondern  eher  abgenommen  hat.  Die  Reichs- 
statistik gibt  folgende  Zahlen : 
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Jahr 

dz 

Schweiz 

1897 

U 

1898 

22 

1899 

23 

12 

1900 

17 

i6 

1901 

17 

13 

Nach  den  Angaben  des  Herrn  Elopfleisch  (Firma  Helmboldt  &  Co.)> 
welchem  wir  an  dieser  Stelle  fiir  seine  freundliche  Auskunft  unseren 
verbindlichsten  Dank  sagen,  stammen  die  ganzen  in  Hof  und  Leipzig 
aufgegebenen  Sendungen  an  kondensierter  Milch  aus  dem  bayrischen 
Allgäu.  Daß  von  der  Fabrik  keine  Sendungen  direkt  nach  Halle 
kommen,  liegt  daran,  daß  die  Fabrik  bei  Abnahme  größerer  Posten 
franko  liefert  und  dann  die  Sendungen  zu  Sammelladungen  vereinigt, 
um  Fracht  zu  sparen.  Es  sind  in  den  angegebenen  Fällen  Wagen- 
ladungen nach  Hof  oder  Leipzig  aufgegeben,  und  dort  hat  der 
Spediteur  diese  Ladungen   auf  Grund  neuer  Frachtkarten  vereinzelt. 

Die  andere  Fabrik,  welche  für  die  Versorgung  von  ELalle  mit 
kondensierter  Milch  in  Betracht  kommt,  befindet  sich  in  Dresden 
(Gebr.  Pfund),  doch  sind  diese  Sendungen  bei  weitem  nicht  so  be- 
deutend als  die  aus  dem  bayrischen  Allgäu.  Nach  den  Angaben  der 
Tabelle  XXVI  kam  aus  Dresden  nur  eine  größere  Sendung  und  zwar 
im  Monat  Februar,  während  aus  Bayern  im  ganzen  14  500  kg  nachge- 
wiesen worden  sind.  Eine  notwendige  Ergänzung  erfahren  diese  Angaben 
durch  das  Material  der  Eilgutabfertigung  und  durch  die  Angaben 
des  Auszuges  aus  dem  Material  der  Güterexpedition,  die  für  vier 
Monate  angefertigt  sind.  Wie  aus  dem  erstgenannten  Material  her?or- 
geht,  bezog  Halle  während  des  behandelten  Zeitraumes  ca.  300  kg 
aus  Leipzig,  ein  Quantum,  welches  ebenfalls  zum  größten  Teile  aus 
der  erstgenannten  Fabrik  stammen  dürfte. 

Bedeutend  stärker  als  diese  Eilgutsendungen  sind  die  Quanta,  die 
als  Frachtgut  in  einem  Gewichte  von  unter  500  kg  nach  Halle  ver- 
schickt worden  sind.  Für  die  betreffenden  vier  Monate,  für  welche 
wir  genauere  Auszüge  anfertigten,  ergeben  sich  folgende  Zahlen  (in  kg) : 


Stadt 

April  1901 

Juli  1901 

Oktober  1901 

Jannar  1902 

Leipzig 
Dresden 

408 
284 

358 

215 

480 
310 

378 
350 
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Daraus  läßt  sich  als  durchschnittliches  Mouatsquantum  für  die 
bayrische  kondeusierte  Milch  406  kg,  für  das  Dresdener  Fabrikat 
290  kg  berechnen,  was  einem  Jahresquantum  von  4872  kg  resp. 
3480  kg  entsprechen  würde. 

Diese  Zahlen  beweisen,  wie  ganz  besonders  die  Zahlen  der  Bahn- 
statistik,  daß  die  allgäuer  Milch  eine  bedeutend  wichtigere  Rolle 
spielt,  als  die  aus  Dresden  kommende.  Man  wird  sagen  können,  daß 
die  allgäuer  Fabrik  4 — 5  mal  mehr  kondensierte  Milch  nach  Halle 
liefert,  als  die  Dresdener. 

Auf  Grund  der  angegebenen  Zahlen  wollen  wir  den  Versuch 
machen,  auch  für  diesen  Artikel  den  jährlichen  Konsum  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  zu  berechnen. 

Addieren  wir  zu  den  15  500  kg  die  300  kg,  die  als  Eilgut  an- 
kamen, so  ergibt  sich  eine  Summe  15800  kg.  Hierzu  kommen  die 
oben  berechneten  kleineren  Bahnsendungen,  die  zusammen  ein  Quantum 
Yon  ca.  8400  kg  ergeben.  Somit  erhalten  wir  eine  Gesamtjahres- 
summe Yon  24200  kg. 

Nun  wird  allerdings  ein  bedeutender  Teil  nach  auswärts  ver- 
schickt; namentlich  beziehen  die  kleineren  Städte  viel  kondensierte 
Milch  aus  Halle.  Aber  auch  Güter  decken  ihren  Bedarf  hier.  So  er- 
fahren wir,  daß  ein  in  der  Nähe  liegendes  Gut,  welches  während 
eines  Manövers  stark  mit  Militär  belegt  war,  kondensierte  Milch  aus 
Halle  bezog,  während  die  frische  Milch  nach  wie  vor  nach  der  Stadt 
geliefert  wurde. 

Nach  den  Angaben  des  obengenannten  Kaufmannes  dürfte  der 
Versand  ungefähr  50%  des  Gesamtbezuges  ausmachen.  Danach 
bleiben  nur  ca.  12000  kg  in  Halle.  Somit  würde  der  Konsum  pro 
Kopf  der  Bevölkerung,  letztere  wieder  mit  160  000  Köpfen  in  Rechnung 
gebracht,  sich  auf  0,75  kg  oder  l^a  Ffd.  stellen,  was  einem  Quantum 
von  ungefähr  4 — 5  1  flüssiger  Milch  entspricht. 

b)   Butter. 

Die  Butter  wird  auf  dreierlei  Weise  nach  Halle  befördert:  1.  per 
Bahn,  2.  per  Post,  3.  aus  der  näheren  UmgebuDg  der  Stadt  per  Achse. 

Per  Bahn  wird  die  Butter  ausschließlich  als  Eilgut  verschickt, 
da  der  Eilguttarif  für  einzelne  Konsumtionsgegenstände,  zu  denen 
auch  die  frische  Butter  gehört,  auf  den  Tarif  der  Güterbeförderung 
ermäßigt  ist.    Trotzdem  konnten  wir  vereinzelt  in  dem  Materiale  der 
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Güterexpedition  Butterquanta  feststellen.  Da  die  betreffenden  Ver- 
sandstationen (Leipzig,  Schkeuditz,  Berlin  etc.)  auch  große  Quantitäten 
Margarine  liefern,  so  liegt  die  Annahme  nahe,  daß  fälschlicherweise 
die  Margarine  unter  der  Bezeichnung  Butter  per  Bahn  verschickt 
worden  ist,  was  bei  der  Beförderung  der  Margarine  als  Eilgut  unzu- 
lässig ist,  weil  dieselbe  keine  Eilfrachtermäßigung  hat. 

In  welcher  Weise  sich  nun  die  Stadt  Halle  mit  Butter  yersoigt, 
zeigen  die  beiliegenden  Tabellen  XXVII  und  XXVIII,  über  deren 
Entstehung  folgendes  mitgeteilt  sei. 

Da,  wie  eben  erwähnt,  die  Butterzufuhr  in  der  Hauptsache  per 
Bahn  stattfindet,  so  haben  wir  für  diese  Aufstellung  genaue  Auszüge 
aus  dem  Material  der  Eilgutexpedition  angefertigt.  Zunächst  sind 
für  jeden  der  ca.  200  verschiedenen  —  im  Juni  1901  sogar  220  — 
Versandorte  die  in  Kilogramm  angegebenen  Einzelsendungen  für 
jeden  der  12  Monate  zu  Monatsquanten  zusammen  addiert  und  darauf 
die  Versandorte  für  Preußen  nach  Kreisen,  Regierungsbezirken  und 
Provinzen,  für  Bayern  nach  Regierungsbezirken,  für  Württemberg, 
Braunschweig  und  Anhalt  nach  Kreisen,  für  das  Königreich  Sachsen 
nach  Kreishauptmannschaften,  für  Hannover  nach  Landdrosteien  und 
für  Hessen  nach  Provinzen  zusammengestellt  worden.  Die  Einteilung 
nach  Kreisen  ist  im  allgemeinen  nur  für  die  Landesteile  durch- 
geführt, welche  sich  durch  besonders  starke  Butterzufahr  aus- 
zeichnen, wie  die  Provinz  Sachsen,  Anhalt  und  Braunschweig.  Die 
Kreiseinteilung  des  Königreiches  Württemberg  gehört  nicht  hierher, 
weil  die  dortigen  Kreise  nicht  den  preußischen  Kreisen  entsprechen, 
also  nicht  die  kleinste  Einheit  darstellen.  Aus  dieser  Tabelle  XXVII 
ist  die  Tabelle  XXVIII  in  der  Weise  entstanden,  daß  hier  nur 
die  Summenquanten  der  einzelnen  Länder  und  größeren  Landesteile 
angegeben  sind,  um  die  Übersicht  zu  erleichtern  und  namentlich  eine 
Gegenüberstellung  von  Inland  und  Ausland  zu  ermöglichen.  Außer- 
dem führt  diese  Tabelle  auch  die  aus  dem  Auslande  stammenden 
Quantitäten  an. 

Die  erste  Rubrik  der  Tabellen  enthält  den  Namen  des  Landes 
oder  Landesteiles,  die  folgenden  12  geben  die  Monatsquanta  an,  die 
Halle  aus  den  vorbenannten  Ländern  per  Bahn  erhalten  hat.  In  den 
letzten  beiden  Rubriken  sind  die  Jahressumme  und  der  Monatsdurch- 
schnitt verzeichnet. 

Ein  scharfer  Unterschied  mußte  auch  hier  zwischen  ausländischer 
und  inländischer  Butter  gemacht  werden.  Auf  den  Bezug  von  aus- 
ländischer Butter  sei  zunächst  näher  eingegangen. 
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Ansland. 


Die  Bedeutung  der  ausländischen  Butter  für  die  Versorgung  des 
deutschen  Marktes  überhaupt  ergibt  klar  die  folgende  Tabelle,  die 
der  deutschen  B^ichsstatistik  entnommen  ist: 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Meh> 
einfuhr 

Jahr 

613  a 

frische 

Butter 

dz 

613  b 
Butter- 
schmalz 
dz 

613a  +  b 
dz 

613  a 
Butter 

dz 

613  b 

Butter- 
schmalz 
dz 

613a+b 
dz 

613  a+b 
dz 

1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

90447 

95813 
117618 

157  160 

170706 

10411 

9463 
7623 

9199 
9  373 

100858 
105  276 
125  241 
166359 
180079 

35904 
28252 
26  164 

25243 
24517 

134 
52 

57 
129 

147 

36038 
28304 
26221 

25372 
24664 

- 

'  64820 

-  76  972 

-  99020 
- 140  187 

-155  415 

Aus  diesen  Zahlen  geht  deutlich  hervor,  wie  von  Jahr  zu  Jahr 
auf  der  einen  Seite  die  Buttereinfuhr  gestiegen  ist,  wie  sie  sich  in 
den  letzten  vier  Jahren  verdoppelt  hat,  wie  andererseits  die  Ausfuhr 
dieses  Artikels  allmählich,  aber  beständig  abgenommen  hat;  sie  be- 
trägt im  Jahre  1901  nur  noch  zwei  Drittel  von  der  Anzahl  der 
Doppelzentner  des  Jahres  1897.  Dementsprechend  ist  die  Mehreinfuhr 
Yon  64800  auf  155400  dz  gestiegen;  sie  hat  sich  also  mehr  als  ver- 
doppelt; ein  deutlicher  Beweis  dafür,  daß  Deutschland  die  ausländische 
Butter  nicht  mehr  zu  entbehren  vermag. 

Welchen  Anteil  nun  die  einzelnen  Länder  an  dem  Butterimport 
nach  Deutschland  in  dem  in  Rede  stehenden  Zeitabschnitt  nehmen, 
zeigt  die  nächste  Tabelle  (s.  folgende  Seite),  aus  der  man  gleichzeitig 
ersehen  kann,  wie  sich  der  Butterimport  in  den  einzelnen  Monaten 
des  Jahres  gestaltete. 

An  der  Buttereinfuhr  sind  nach  diesen  Angaben  der  Reichs- 
Statistik  hauptsächlich  Österreich-Ungarn,  die  Niederlande  und  Ruß- 
land beteiligt.  Diese  Länder  lieferten  in  dem  Jahre,  das  für  die 
Torliegende  Arbeit  zur  Behandlung  gewählt  wurde,  sehr  bedeutende 
und  ziemlich  gleiche  Mengen  nach  Deutschland.  In  zweiter  Linie 
komjnen  dann  Dänemark,  Frankreich  und  Amerika,  die  bedeutend 
geringere  Quanta  liefern.  Dänemark  importierte  nur  ein  Sechstel, 
Frankreich  und  Amerika  sogar  nur  den  25.  Teil  der  Jahressumme 
von  Osterreich*Ungarn.  An  letzter  Stelle  stehen  die  drei  noch  nicht 
erwähnten  Länder  Finnland,  die  Schweiz  und  Italien. 


7* 
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Monat 

Österreich- 
Ungarn 

d 

08 

s 

05 

1 

B 

"d 

• 

B 

< 

• 

> 

CO 

• 

> 

Finnland 

Schweiz     , 

Italien 

Summa 

dz 

dz 

dz 

dz 

dz 

dz 

dz 

dz 

dz 

dz 

April  1901 
Mai  1901 

3  935 

3803 

1044 

370 

143 

437 

2 

44 

I 

9  779 

3701 

6894 

4  147 

1505 

184 

251 

62 

46 

15 

16805 

Juni  1901 

3  977 

5  575 

3905 

840 

239 

182 

33 

63 

13 

14827 

Juli  1901 

5233 

4418 

3716 

1071 

208 

417 

646 

56. 

21 

15786 

Aug.  1901 

4930 

5713 

6464 

.  1746 

176 

143 

16 

117 

23 

19328 

Sept.  1901 

5854 

5  113 

6046 

732 

207 

125 

4 

65 

52 

18  198 

Okt.  1901 

5244 

4279 

7591 

1383 

175 

172 

32 

54 

51 

18  981 

Nov.  1901 

7228 

4622 

5936 

1456 

122 

198 

I 

62 

19 

19644 

Dez.  1901 

4242 

4010 

4  754 

514 

146 

229 

18 

50 

20 

13983 

Jan.  1902 

2873 

2500 

I  117 

44 

159 

64 

297 

41 

5 

7  100 

Febr.  1902 

3235 

I  901 

985 

25 

136 

33 

— 

43 

4 

6362 

März  1902 

3205 

2787 

1743 

109 

123 

5 

45 

6 

8023 

Summa 

53  957 

51615 

47448 

9795 

2018 

2256 

I  III 

686 

244 

168816 

Welchen  Anteil  nimmt  nun  Halle  an  dem  Import  von  aus- 
ländischer Butter? 

Lassen  wir  zunächst  die  Zahlen  reden,  die  das  Material  der  Zoll- 
behörde uns  lieferte.  Diese  aus  dem  Zollmaterial  gewonnenen 
Quanta  sind  sehr  gering.  Wie  die  Tabelle  XXVIII  zeigt,  wurden 
von  den  insgesamt  2360  kg  direkt  vom  Auslande  bezogenen  Butter 
1916  kg  unter  Nr.  613  a  des  statistischen  Warenverzeichnisses,  also 
als  frische  oder  gesalzene  Butter,  und  444  kg  unter  Nr.  613  b  als 
Schmelzbutter  oder  Butterschmalz  eingeführt.  Der  größte  Teil  der 
obenerwähnten  1916  kg,  nämlich  1509  kg,  stammt  aus  Österreich- 
Ungarn.  Die  Monatsmengen  sind  sehr  ungleich  und  schwanken 
zwischen  17  und  27  kg  im  Januar  und  März  und  422  kg  und  410  kg 
im  November  und  Mai.  Unbedeutend  sind  die  Mengen,  die  nach 
den  Angaben  des  Zollmaterials  aus  den  Niederlanden  und  der  Schweiz 
bezogen  wurden. 

Von  Butterschmalz  wurden  nur  zwei  Sendungen  nachgewiesen, 
eine  von  359  kg  aus  Rußland,  die  andere  von  85  kg  aus  Österreich- 
Ungarn. 

Es  würde  aber  ein  Irrtum  sein,  anzunehmen,  daß  die  eben 
angegebenen  Quantitäten  die  ganze  aus  dem  Auslande  stammende 
Butter  wäre,  die  in  Halle  zur  Konsumtion  gelangte. 

Viel  bedeutsamer  sind  diejenigen  Mengen,  die  namentlich  durch 
die  Vermittlung  des  Großhandels  von  den  hiesigen  Butterhandlungen 
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vom  Auslände  bezogen  wurden.  Deshalb  muß  im  folgenden  näher 
darauf  eingegangen  werden,  umfassende  Angaben  über  diese  Yer- 
hältnisse  wurden  uns  bereitwilligst  von  Herrn  Krause,  dem  Inhaber 
des  größten  Halleschen  Buttergeschäfts,  gemacht.  Es  sei  uns  ge- 
stattet, ihm  an  dieser  Stelle  für  seine  freundliche  Unterstützung  noch- 
mals unseren  yerbindlichsten  Dank  zu  sagen. 

Bei  der  Bearbeitung  des  Bahnmaterials  waren  uns  die  un- 
geheureu  Mengen  aufgefallen,  die  einzelne  Großstädte,  wie  Hamburg, 
Berlin,  Leipzig  und  für  einzelne  Monate  auch  Stettin  nach  Halle 
lieferten. 

Werfen  wir  einen  kurzen  Blick  auf  diese  Quantitäten,  so  zeigt 
sich,  daß  die  Nachbarstadt  Leipzig  die  größten  Sendungen  aufzu- 
weisen hat.  In  dem  behandelten  Zeitraum  lieferte  diese  Stadt  73  573  kg 
Butter,  was  einem  monatlichen  Durchschnitt  von  6131  kg  entspricht; 
doch  schwanken  die  Zahlen  in  den  einzelnen  Monaten  zwischen  3819 
und  8354  kg.  Leipzig  versorgte  die  Stadt  Halle  mit  derselben  Menge 
Butter,  als  Anhalt,  die  thüringischen  Staaten,  das  Königreich  Sachsen 
und  die  Provinz  Brandenburg  zusammen. 

Nach  Leipzig  bezieht  Halle  die  bedeutendsten  Quantitäten  aus 
Berlin.  Diese  Stadt  lieferte  in  dem  angegebenen  Zeitraum  40959  kg 
oder  3413  kg  monatlich.  Sie  ist  für  die  Versorgung  unserer  Stadt 
ebenso  wichtig,  wie  das  Herzogtum  Braunschweig  und  die  Provinz 
Schlesien.  Die  dritte  Stadt,  die  sich  durch  große  Quantitäten  aus- 
zeichnet, ist  Hamburg.  Hamburg  erreicht  mit  37  914  kg  fast  die  von 
der  Stadt  Berlin  gelieferte  Buttermenge  und  führt  mehr  nach  Halle 
als  das  Herzogtum  Braunschweig.  Der  Monatsdurchschnitt  beläuft 
sich  auf  3160  kg. 

Bemerkenswert  ist,  daß,  während  die  Sendungen  aus  Leipzig 
während  des  ganzen  Jahres  ziemlich  gleichmäßig  waren,  die  beiden 
anderen  Städte  in  den  Monaten  Januar  bis  März  eine  bedeutende 
Reduktion  in  den  gelieferten  Mengen  aufweisen,  was  seinen  Grund 
nach  den  Angaben  des  erwähnten  Kaufmannes  hauptsächlich  in  dem 
Dmstand  hat,  daß  der  Konsum  in  diesem  Zeitraum  am  geringsten  ist. 

Woher  erhalten  nun  diese  Städte  so  bedeutende  Quantitäten 
Butter? 

Abgesehen  von  der  Erwägung,  daß  diese  Städte  keine  bedeutende 
Eügenproduktion  aufweisen  können,  so  liegt  auch  die  Annahme  fem, 
daß  die  enormen  Butterquantitäten  aus  der  näheren  Umgebung  der 
Städte  stammen,  da  dieselben  bei  ihrer  großen  Einwohnerzahl  einen 
sehr   bedeutenden   Teil  selbst  konsumieren.     Deshalb   fragt  es   sich, 
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wie  kommt  es,  daß  gerade  diese  Städte  so  große  Buttermengen  zu 
liefern  imstande  sind,  nnd  woher  beziehen  sie  die  Biesenquantitäten, 
die  hier  feil  geboten  werden? 

Die  Antwort  auf  die  erste  Frage  ergibt  sich  aus  dem  Umstände, 
daß  sich  in  Hamburg,  Berlin  und  Leipzig  ein  bedeutender  Butter- 
handel  konzentriert  hat,  der  auch  bedeutende  Quantitäten  ausländischer 
Butter  auf  den  Markt  bringt.  So  ist  Hamburg  der  erste  deutsche 
Markt  für  ausländische  speziell  russische  Butter.  Der  Weltmarkt  für 
russische  Butter  ist  Kopenhagen.  Die  Dänen  haben  heutzutage  den 
Handel  mit  russischer  Butter  fast  ausschließlich  in  ihrer  Hand  und 
sind  nach  Angabe  des  obenerwähnten  hiesigen  Großkaufmanns  großen- 
teils sogar  an  der  Butterproduktion  in  Bußland  beteiligt.  Ein  nur 
geringer  Teil  russischer  Butter  kommt  direkt  zu  uns,  der  größte  Teil 
wird  über  Kopenhagen  nach  Deutschland  eingeführt  Die  dänische 
Butter  ist  der  russischen  an  Güte  überlegen  und  wird  zum  aller- 
größten Teil  nach  Elngland  exportiert,  da  hier  meist  nur  bessere 
Qualitäten  konsumiert  werden,  die  auch  entsprechend  hohe  Preise 
erzielen.  Erleichtert  wird  den  Dänen  der  Butterhandel  mit  aus- 
ländischer Butter  durch  den  Umstand,  daß  Dänemark  einen  Eingangszoll 
auf  Butter  nicht  erhebt. 

Wenn  auch  die  ausländische  Butter  großen  Einfluß  auf  den 
deutschen  Buttermarkt  gewonnen  hat,  so  wird  doch  derselbe  in  der 
Hauptsache  von  deutscher  Butter  beschickt.  Sehr  interessante  Angaben 
entnehmen  wir  den  tabellarischen  Übersichten  des  Hamburgischen 
Handels  für  1901.  Diese  Tabelle  (s.  folgende  Seite)  zeigt  auf  der  einen 
Seite  die  Bedeutung  der  einzelnen  Länder  für  die  Beschickung  des 
Hamburger  Marktes  und  deutet  auf  der  anderen  Seite  durch  Be- 
zeichnung der  Eisenbahnlinien  die  Gegenden  an,  aus  denen  die 
deutsche  Butter  hauptsächlich  bezogen  wird  unter  Angabe  der 
Quantitäten. 

Ehe  die  Bedeutung  dieser  Zahlen  näher  ins  Auge  gefaßt  werden 
kann,  ist  es  nötig,  an  der  Zuverlässigkeit  und  VoUständigkeit  der 
Zahlen  Kritik  zu  üben.  Es  fiel  uns  nämlich  auf,  daß  die  deutsche 
Beichsstatistik  im  Dezemberheft  (1901)  der  monatlichen  Nachweise  über 
den  auswärtigen  Handel  des  deutschen  Zollgebietes  das  Jahresquantum 
der  aus  Dänemark  importierten  Butter  auf  10 148  dz  angibt,  während 
nach  der  Hamburger  Statistik  der  Import  dänischer  Butter  nach 
Hamburg  allein  23478  dz,  also  über  das  Doppelte  betragen  hat. 

Um  den  Widerspruch  dieser  Angaben  zu  klären,  wandten  wir 
uns  an  das  handelsstatistische  Bureau  in  Hamburg  um  Aufklärung 
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und  erhielten  die  Nachricht,  daß  die  Hamburger  Statistik  über  die 
Wareneinfuhr  zur  See  neben  der  für  das  deutsche  Zollgebiet  be- 
stimmten Einfuhr  auch  diejenigen  Sendungen  enthält,  welche  in  das 
Freihafengebiet  seewärts  eingeführt  und  von  hier  aus  seewärts  ohne 
Berührung  des  deutschen  Zollgebietes  unmittelbar  oder  nach  Lagerung 
im  Hamburger  Freihafengebiet  wieder  ausgeführt  worden  sind,  und 
ferner  diejenigen  ausländischen  Waren,  welche  zum  Verbleib  im  Frei- 
hafengebiet  oder  zur  Ausrüstung  der  daselbst  liegenden  Schiffe  dienen 
sollen.  Es  sind  mithin  große  Quanta  darunter,  welche  den  Hamburger 
Markt  gar  nicht  berühren. 


Herkunftsland 


Ausland: 

zu  Schiff:  Dänemark     .    . 
Russische  Hafen 
Vereinig  Staaten  yon 

Amerika   . 
Großbritannien 
Russ.  Asien 
Niederlande 
Frankreich 
Italien 
Schweden 
Norwegen 
Belgien 


Summa 

Inland : 

zu  Schiff:  Bremen 

per  Eisenbahn :  Linie  Lübeck-Hamburg 

„    Hamburg    .    .    . 
„    Berlin-Hamburg 
-    Oberelbe     .    .    . 


1901  dz 


23478 
12969 

2021 

1825 

667 

547 
498 

73 
28 

24 
4 


Summa 


Inland  und  Ausland 


42134 


202 

12974 

10209 

6756 

37 


30178 


72312 


Da  nun  nicht  in  Erfahrung  zu  bringen  ist,  welcher  Prozentsatz 
der  aus  den  einzelnen  Ländern  stammenden  Butter  nicht  auf  den 
Hamburger  Markt  kommt,  so  kann  auch  nicht  genau  angegeben 
werden,  in  welcher  Weise  diese  Länder  mit  ihrer  Butter  am  Hamburger 
Markte  beteiligt  sind«  Dennoch  wird  man  wohl  sagen  können,  daß 
JELuJBland  und  Dänemark  die  beiden  Hauptlieferanten  des  Hamburger 
Marktes  für  ausländische  Butter  sind.  Bei  den  aus  England  stammenden 
Quantitäten  soll  sich  nach  Ansicht  des  obenerwähnten  Kaufmanns 
ein  bedeutender  Prozentsatz  kanadischer  Butter  befinden. 
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Sind  nach  den  Angaben  des  Hamburger  handelsstatistischen 
Amtes  die  Zahlen  für  die  aus  dem  Auslande  nachgewiesene  Butter, 
soweit  diese  für  den  Handel  auf  dem  Hamburger  Markte  in  Betracht 
kommt,  zu  groß,  so  muß  auf  der  anderen  Seite  konstatiert  werden, 
daß  die  Quanta  der  aus  dem  Inlande  stammenden  Butter  zu  niedrig 
angegeben  sind,  weil,  wie  uns  mitgeteilt  worden  ist,  die  sehr  be- 
deutenden Mengen  Butter,  welche  Hamburg  von  Altona  mit  der 
Altona-Kieler  Eisenbahn  von  und  über  Harburg  und  von  der  Nieder- 
elbe bezieht,  statistisch  nicht  erfaßt  werden. 

Dadurch  fallen  bedeutende  Quantitäten  aus  einem  großen  Teile 
von  Hannover  und  vor  allem  aus  Schleswig-Holstein  fort.  Was  nun 
die  deutschen  Gegenden  betrifft,  aus  welchen  nach  Angabe  der 
Hamburger  Statistik  Butter  zugeführt  wird,  so  wird  die  Linie  Lübeck- 
Hamburg  Butter  aus  dem  südlichen  Teile  von  Schleswig-Holstein  und 
aus  Mecklenburg,  die  Linie  Yenlo-Hamburg  vor  allem  Butter  aus  Holland 
(50%  nach  Angabe  des  oben  erwähnten  Kaufmanns),  Westfalen,  aus 
einem  Teile  Hannovers  und  aus  Oldenburg  auf  den  Hamburger  Markt 
befordern,  während  die  Hamburg-Berliner  Bahn  Produkte  aus  der 
Provinz  Brandenburg,  aus  dem  nördlichen  Teile  der  Provinz  Sachsen 
und  aus  Mecklenburg  zufuhren  wird. 

Aus  den  angeführten  Gründen  dürfte  das  in  den  Zahlen  der 
Hamburger  Statistik  liegende  Verhältnis  zwischen  Inlands-  und  Aus- 
landsbutter falsch  sein.  Es  steht  vielmehr  fest,  daß  der  Hamburger 
Markt  in  viel  höherem  Maße  von  inländischer  Ware  beschickt  wird. 

Auch  die  anderen  beiden  Buttermärkte,  für  welche  wir  leider 
keine  Zufuhrstatistik  finden  konnten,  werden,  und  vielleicht  in  noch 
höherem  Prozentsatz,  inländische  Butter  beziehen.  Wie  wir  erfahren 
haben,  erhält  die  Stadt  Berlin  ihre  Butter  größtenteils  aus  den  öst- 
lichen Provinzen  unseres  Vaterlandes,  aus  Ost-  und  Westpreußen, 
Posen,  Pommern,  ferner  aus  Mecklenburg,  Brandenburg  und  Schlesien. 
Daneben  erscheint  von  ausländischer  Ware  österreichische  und  russische 
Butter  in  bedeutenderen  Quantitäten  auf  den  Berliner  Markt. 

Auch  Leipzig  hat  einen  umfangreichen  Butterhandel  und  deckt 
seinen  Bedarf  ebenfalls  im  wesentlichen  im  Inlande.  Es  kommen  für 
Leipzig  namentlich  Schleswig-Holstein,  Posen,  Pommern  und  Bayern 
in  Betracht.  Das  Königreich  Sachsen  liefert  keine  nennenswerten  Quanta. 
Das  hat  hauptsächlich  seinen  Grund  in  dem  Umstände,  daß  die  im  König- 
reich Sachsen  produzierte  Milch  zum  allergrößten  Teile  frisch  oder 
als  Rahm  konsumiert  und  daher  im  allgemeinen  nicht  zur  Butter- 
produktion verwandt  wird,  was  bei  der  hohen  relativen  Bevölkerungs- 
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zahl  Sachsens  sehr  wohl  erklärlich  ist.  Von'  ausländischer  Butter, 
die  auf  den  Leipziger  Markt  gebracht  wird,  ist  österreichische  und 
russische  Butter  geringer  Qualität  zu  erwähnen. 

Was  die  Stadt  Stettin  anbetrifft,  welche  sich  ebenfalls  durch 
große  Buttersendungen  nach  Halle  auszeichnete,  so  ist  zu  bemerken, 
daß  Stettin  keinen  großen  Butterhandel  hat.  Zunächst  nahmen 
wir,  da  Pommern  viel  Butter  produziert,  an,  daß  es  sich  um 
pommersche  Quantitäten  handeln  könnte.  Doch  auffallend  war  die 
Tatsache,  daß  sich  die  Butterlieferungen  dieser  Stadt  von  293  kg  im 
Monat  Juli  plötzlich  im  August  auf  4234  kg  steigerten,  also  sich  mehr 
als  verzehnfachten  und  mit  6857  kg  im  November  ihren  höchsten 
Stand  erreichten,  während  in  den  folgenden  Monaten  nicht  ein  einziges 
Elilogramm  bezogen  wurde. 

Es  handelte  sich,  wie  wir  durch  Nachforschungen  feststellen 
konnten,  nicht  um  pommersche,  sondern  um  russische  Butter,  welche 
Halle  über  Kopenhagen  eingeführt  hat.  Sie  wurde  in  Stettin  aus- 
geladen, verzollt  und  dann  per  Bahn  weiterbefördert.  Da  diese 
Quantitäten  in  Stettin  verzollt  und  in  den  freien  Verkehr  gesetzt 
wurden,  so  konnten  sie  in  dem  Zollmaterial  für  Halle  nicht  enthalten  sein. 

Erwähnenswert  ist  die  Tatsache,  daß  gerade  in  den  Monaten 
Augast  bis  November,  wie  wir  sahen  (Tab.  S.  100),  die  meiste  russische 
Butter  auf  den  deutschen  Markt  gebracht  wurde,  was  für  die  Annahme 
spricht,  daß  es  sich  auch  hier  um  russische  Butter  handelt. 

Ebenso  sind  die  aus  der  hannoverschen  Stadt  Bentheim,  die  an  der 
holländischen  Grenze  liegt,  in  den  Monaten  Mai  und  Juni  bezogenen 
Quantitäten  von  2607  kg,  wie  wir  erfahren  haben,  nicht  deutschen, 
sondern  holländischen  Ursprungs,  also  der  Auslandsbutter  zuzurechnen. 

Von  großem  Interesse  wäre  es  nun,  wenn  man  genau  feststellen 
könnte,  welcher  Teil  der  von  diesen  Buttermärkten  nach  Halle  gehenden 
Quantitäten  inländischer,  welcher  ausländischer  Herkunft  ist.  Das 
ist  aber  im  einzelnen  sehr  schwer,  denn  sehr  oft  wissen  die  Kauf- 
leute selbst  nicht  genau,  ob  sie  inländische  oder  ausländische  Butter 
erhalten  haben.  Es  ist  ihnen  im  Grunde  auch  gleichgültig,  da  für  sie 
nicht  die  Herkunft,  sondern  die  Qualität  und  der  Preis  in  erster 
Linie  maßgebend  ist. 

Nach  der  Ansicht  des  obenerwähnten  Fachmannes  sind  ungefähr 
15  %  der  aus  Hamburg,  Berlin  und  Leipzig  stammenden  Butter  aus- 
ländischen Ursprungs,  während  das  ganze  aus  Stettin  und  Bentheim 
zugefiihrte  Quantum  aus  dem  Auslande  stammt. 
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Nehmen  wir  den 'Prozentsatz  als  richtig  an,  dann  läßt  sich  die 
von  den  Buttermärkten  kommende  ausländische  Butter  berechnen. 

Wie  die  Tabelle  XXVIII  angibt,  bezog  Halle  aus  Hamburg  ein 
Jahresquantum  von  37  914  kg,  aus  Berlin  40959  und  aus  Leipzig 
73673  kg  Butter.  Die  aus  dem  Auslande  stammende  und  nach 
Halle  gegangene  Butter  beträgt,  wenn  man  den  oben  angegebenen 
Prozentsatz  berücksichtigt,  für  Hamburg  5690  kg,  für  Berlin  6140  kg, 
für  Leipzig  11 036  kg.  Addiert  man  zu  diesen  Quantitäten,  die  direkt 
aus  dem  Ausland  bezogene  und  hier  verzollte  Butter  von  2360  kg 
und  das  aus  Stettin  und  Bentheim  bezogene  Quantum  von  18314 
und  2607  kg,  so  ergibt  sich  im  ganzen  eine  Summe  von  46147  kg 
Butter,  welche  Halle  in  dem  in  Hede  stehenden  Zeiträume  direkt  oder 
indirekt  aus  dem  Auslande  bezog.  Der  weitaus  größte  Teil  —  nach 
Ansicht  des  oben  genannten  Kaufmannes  —  ungefähr  zwei  Drittel 
von  dieser  Summe  ist  russische  Butter,  doch  sind  auch  größere 
Quantitäten  von  österreichischer  und  holländischer  Butter  darunter. 
Ein  genaueres  Bild  über  die  Versorgung  der  Stadt  Halle  mit  aus- 
ländischer Butter  zu  geben,  ist  aus  den  oben  angeführten  Gründen 
unmöglich. 

Ehe  wir  auf  den  Bezug  von  inländischer  Butter  eingehen,  dürften 
vielleicht  einige  kurze  Angaben  über  die  Qualität  der  ausländischen 
Butter  am  Platze  sein.  Sehr  bezeichnend  für  die  Güte  der  aus  den 
verschiedenen  Ländern  nach  Deutschland  importierten  Butter  ist  die 
Aufstellung  der  Einheitswerte,  wie  sie  von  der  Kommission  zur  Fest- 
stellung des  Warenwertes  der  Ein-  und  Ausfuhr  für  das  kaiserliche 
statistische  Amt  jährlich  vorgenommen  wird.  Diese  Kommission, 
welche  zum  größeren  Teile  aus  Großkauf  leuten  iind  Maklern  besteht, 
bewertete  für  das  Jahr  1900  den  Doppelzentner 

österreichischer    Butter  mit  140  Mk. 

n 
n 
ff 
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Die  geringsten  Qualitäten  liefern  nach  diesen  Angaben  Österreich- 
Ungarn,  Bußland  und  Amerika.  Die  holländische  und  dänische 
Butter  ist  ein  schon  besseres  Produkt,  während  Frankreich  die  beste 
und  teuerste  Butter  einführt.  Nach  den  obigen  Ausführungen 
werden  nach  Halle  in  der  Hauptsache  nur  geringere  Qualitäten  von 
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rassischer  nnd  österreichischer  Butter  und  daneben  etwas  bessere 
hoUändische  Butter  importiert.  Diese  ausländische  Butter  dient  im 
allgemeinen  einem  großen  Teile  der  Bevölkerung,  weiche  die  teure 
inländische,  namentlich  die  Molkereibutter,  welche  in  der  Zeit  von 
Mitte  Juli  bis  Ende  Oktober  außerordentlich  im  Preise  zu  steigen 
pflegt,  zu  kaufen  nicht  imstande  ist,  aber  andererseits  zur  Margarine 
nicht  übergehen  möchte,  als  ausreichender  und  willkommener  Ersatz. 
Die  guten  Qualitäten  bezieht  Halle  aus  dem  Inlande,  namentlich  aus 
Anhalt,  Bayern,  die  besten  aus  Hannover,  Schleswig-Holstein,  Olden- 
burg und  aus  der  Provinz  Sachsen.  Die  Versorgung  der  Stadt  mit 
inländischer  Butter  soll  im   nächsten  Abschnitt  eingehend  behandelt 

werden. 

Inland. 

Nach  ihrer  Bedeutung  für  die  Zufuhr  von  Butter  nach  Halle 
haben  wir  die  einzelnen  hierbei  in  Betracht  kommenden  deutschen 
Länder  und  Landesteile  in  folgende  vier  Gruppen  eingeteilt: 

I.  Die  Provinz  Sachsen  und  die  Herzogtümer  Anhalt  und 
Braunschweig. 

II.  Bayern,  Hannover,  Schleswig -Holstein,  die  thüringischen 
Staaten,  Oldenburg  und  Württemberg. 

III.  Pommern,  Schlesien,  Königreich  Sachsen,  Hessen-Nassau,  West- 
fiüen,  Brandenburg,  Posen,  Großherzogtum  Hessen  und  Mecklenburg. 

IV.  Ostpreußen,  Westpreußen,  Baden,  Rheinprovinz,  Elsaß- 
Lothringen. 

Wie  zu  erwarten  ist,  hat  infolge  ihrer  günstigen  Lage,  ihrer 
Fruchtbarkeit  und  ihrer  hohen  landwirtschaftlichen  Entwicklung  die 
Provinz  Sachsen,  besonders  der  Regierungsbezirk  Merseburg  einen 
sehr  bedeutenden  Anteil  an  der  Versorgung  der  Stadt  Halle  mit 
diesem  wichtigen  Nahrungsmittel. 

Wie  aus  der  Tabelle  XXVIII  ersichtlich,  lieferte  die  Provinz 
Sachsen  in  dem  behandelten  Zeitabschnitt  ungefähr  659  100  kg  nach 
Halle.  Von  diesem  Gesamtquantum  fallen  auf  den  Regierungsbezirk 
Merseburg  ca.  310300  kg,  das  sind  66  ^o»  ^^^  ^^^  Regierungsbezirk 
Magdeburg  222000  kg  oder  39^0  und  auf  den  Regierungsbezirk 
Erfurt  26  760  kg,  das  sind  nur  5  %. 

Vergleichen  wir  die  aus  der  Provinz  Sachsen  bezogene  Quantität 
mit  der  gesamten  während  des  Jahres  bezogenen  Buttermenge,  soweit 
sich  dieselbe  zahlenmäßig  feststellen  ließ,  so  ergibt  sich,  daß  die 
Provinz  Sachsen  46^0  &Uer  nach  Halle  eingeführten  Butter  lieferte, 
ein  Prozentsatz,  der  sich  auf  60  %  erhöht,   wenn  die  von  den  beiden 
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Halleschen  Molkereien  produzierte  Batter,  deren  Rohprodukt,  die 
Milch,  aus  den  umliegenden  Kreisen  stammt  und  die  deshalb  eigent- 
lich als  ein  Produkt  des  Merseburger  Bezirks  angesehen  werden 
muß,  mit  in  Betracht  gezogen  wird.  Dieser  Prozentsatz  würde  sich  noch 
mehr  erhöhen,  wenn  wir  die  per  Achse  aus  den  umliegenden  Ort- 
schaften, namentlich  auf  den  Halleschen  Wochenmarkt  gebrachten 
Quanta  mit  berücksichtigen. 

Diese  Jahressumme  verteilt  sich  auf  die  verschiedenen  Monate 
nicht  gleichmäßig.  Für  den  Regierungsbezirk  Merseburg  weisen  die 
Monate  April  mit  30081  kg  und  August  mit  27  569  kg  die  höchsten 
Ziffern  auf,  während  die  Monate  September  mit  22  323  kg  und  der 
Januar  mit  24220  kg  am  wenigsten  lieferten. 

Der  Regierungsbezirk  Magdeburg  führte  Halle  die  meiste  Butter 
zu  im  März  (25  969  kg)  und  im  Januar  (23  606  kg);  die  niedrigsten 
Ziffern  zeigen  die  Monate  Oktober,  November,  Dezember  mit  12391, 
13  752  und  13403  kg. 

Ahnlich  liegen  die  Verhältnisse  im  Erfurter  Regierungsbezirk, 
welcher  im  Januar  und  Februar  mit  3059  und  2861  kg  die  größten 
Quanta  nach  Halle  beförderte,  während  die  Monate  September 
(1612  kg),  Dezember  (155.9  kg)  und  Oktober  (1812  kg)  besonders 
niedrige  Ziffern  aufweisen. 

Betrachten  wir  die  Zahlen  für  die  ganze  Provinz,  so  müssen 
naturgemäß  hier  ähnliche  Verhältnisse  obwalten.  Die  Monate  Januar, 
März  und  April  zeigten  die  Maximalquanta,  die  Monate  September, 
Oktober,  Dezember  die  Minimalquanta.  Ganz  übereinstimmend  weisen 
die  drei  Regierungsbezirke  im  September  und  Oktober  teilweise  eine 
beträchtliche  Reduktion  der  Monatssumme  auf.  Diese  ist  hervor- 
gerufen durch  die  verringerte  Produktion  in  dieser  Zeit.  Die  Butter 
ist  dann  in  einzelnen  Bezirken  der  Provinz  so  knapp,  daß,  wie  wir 
aus  glaubwürdiger  Quelle  erfahren  haben,  einige  Molkereien  vom 
städtischen  Großhändler  zum  Teil  ausländische  Butter  kaufen  müssen, 
um  ihre  Abnehmer  einigermaßen  befriedigen  zu  können. 

Sehr  ungleich  sind  die  Quanta,  welche  die  einzelnen  Kreise  der  Stadt 
Halle  zuführen.  Von  den  Kreisen  des  Regierungsbezirks  Merseburg 
weisen,  wie  Tabelle  XXVII  zeigt,  besonders  große  Zahlen  auf  der  Kreis 
Querfurt  mit  einer  Jahressumme  von  62871  kg,  der  Saalkreis  mit 
56 166  kg  und  der  Kreis  Schweiuitz  mit  53945  kg.  Die  Jahressumme 
dieser  drei  Kreise  allein  beträgt  mehr  als  die  Hälfte  der  von  den  übrigen 
15  Kreisen  dieses  Regierungsbezirks  nach  Halle  eingeführten  Butter. 
Außerdem  sind  für  die  Versorgung  der  Stadt  Halle  mit  Butter  noch 
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Ton  Bedeutung  die  Kreise  Bitterfeld  mit  41 131  kg,  Merseburg  mit 
36432  kg,  Delitzsch  mit  28538  kg  und  Torgau  mit  14916  kg, 
während  der  Kreis  Liebenwerda,  die  beiden  Mansfelder  Kreise,  sowie 
die  Kreise  Weißenfels,  Wittenberg,  Eckartsberga  und  Sangerhausen 
an  letzter  Stelle  stehen.  Die  Zahlen  für  den  Saalkreis  und  die  um- 
liegenden Kreise  würden  sich  nicht  unbedeutend  erhöhen,  wenn  wir 
die  Quantitäten  in  Betracht  ziehen,  die  unmittelbar  per  Achse  nach 
Halle  namentlich  auf  den  Wochenmarkt  gebracht  werden.  Leider 
konnten  wir  diese  Mengen  zahlenmäßig  nicht  feststellen. 

Um  einen  Überblick  über  diese  Buttermengen  zu  erhalten,  haben 
wir  im  August  vorigen  Jahres  die  Wagen  an  den  drei  Markttagen 
einer  Woche  in  Erfahrung  gebracht,  welche  Butter,  Käse,  Eier  und 
Geflügel  auf  den  Wochenmarkt  brachten.  Wir  konnten  60  Wagen 
konstatieren,  welche  mei^t  zweimal  und  viele  sogar  dreimal  wöchent- 
lich nach  Halle  kamen.  Diese  stammten  aus  48  verschiedenen  Ort- 
schaften, deren  geographische  Lage  aus  folgender  Tabelle  ersicht- 
lich ist: 


Namen  der  Kreise 

Anzahl  der 
Ortschaften 

Anzahl  der 
Wagen 

Saalkreis 

Merseburg 

Delitzsch 

Mansfelder  Seekreis 

Bitterfeld 

Querflirt 

17 
9 
9 
5 
4 
4 

22 

12 

12 

6 

4 
4 

6  Kreise  mit 

48 

60 

Was    die  Entfernung   dieser  Kreise  vom  Marktorte  betrifft,   so 
gibt  darüber  folgende  Zusammenstellung  Auskunft.    Es  waren  entfernt : 


Anzahl  der  km 

Anzahl  der 
Ortschaften 

mit  Wagen 

1—10 
10-15 
16—20 
20-25 
25-30 
über  30 

18 

14 
9 

3 

I 

3 

24 

17 
II 

4 
3)  ^ 

Summa 

48 

60 

Wenn  wir  die  Ergebnisse  dieser  Tabellen  ins  Auge  fassen,  müssen 
wir  zunächst  sagen,  daß  namentlich  der  Saalkreis,  die  Kreise  Merse- 
burg und  Delitzsch  große  Mengen  nach  Halle   bringen  müssen,   und 
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daß  sich  besonders  die  Jahresquantitäten  dieser  Kreise  beträchtlich 
erhöhen  würden,  wenn  man  eine  genaue  Eirhebnng  anstellen  könnte. 
Sehr  interessant  ist  die  zweite  Tabelle  insofern,  als  sie  zeigt,  wie 
mit  zanehmender  Entfernung  die  in  Betracht  kommenden  Ortschaften 
sowohl  wie  die  Wagenanzahl  abnehmen.  Berechnet  man  die  Prozent- 
sätze, so  ergibt  sich  folgende  interessante  Tabelle: 


Auf  die  Entfemangen 
von  km 


1-10 
10-16 
15-20 
20-^25 
25—32 


kommen  % 

der 
Ortschafben 


and  % 
der  Wagen 


38 
29 

6 
8 


40 

28 

18 

7 

7 


Wie  sich  leicht  berechnen  läßt,  kommen  auf  die  ersten  15  km 
67%  aller  Ortschaften  mit  68^0  »Her  Wagen,  während  auf  die 
letzten  17  km  33^0  sller  Ortschaften  und  32  ^^/^  aller  Wagen  entfallen. 

Wenn  wir  auch  überzeugt  sind,  daß  wir  in  obigen  Wagen  das 
Gros  der  nach  Halle  kommenden  Wagen  erfaßt  haben,  so  unterliegt 
es  doch  keinem  Zweifel,  daß  es  auch  Händler  gibt,  die  ihre  Ware 
nicht  auf  dem  Markte  feil  halten,  sondern  dieselbe  bei  ihren  be- 
stimmten Kunden,  seien  es  die  kleiDen  Viktualienhandlungen  oder 
PrivatpersoneD,  direkt  absetzen.  Daß  der  Hausierhandel  zum  Teil 
noch  eine  bedeutende  Rolle  in  Halle  spielt,  geht  daraus  hervor,  daß, 
wie  wir  feststellen  konnten,  von  einem  solchen  mindler  wöchentlich 
ca.  40  kg  in  den  Häusern  abgesetzt  wurden.  Was  die  Monatsmengen 
betrifft,  die  der  Merseburger  Bezirk  per  Bahn  nach  Halle  befördert, 
so  bleiben  sich  im  großen  und  ganzen  die  Zahlen  in  den  verschiedenen 
Monaten  ziemlich  gleich;  jedenfalls  ist  die  Schwankung  bei  weitem 
nicht  so  groß,  wie  in  anderen  Regierungsbezirken  und  Ländern.  Der 
Monatsdurchschnitt  beträgt  25  774  kg.  Die  niedrigste  Ziffer  gibt  der 
September  mit  22  323  kg,  die  höchste  der  April  mit  30  081  kg. 

Gehen  wir  zur  Betrachtung  der  Kreise  des  Magdeburger  Re- 
gierungsbezirks über.  Auch  hier  ist  es  nur  eine  kleinere  Anzahl 
von  Kreisen,  welche  wegen  ihrer  außerordentlich  großen  Butterzufuhr 
von  ganz  besonderer  Wichtigkeit  sind.  So  lieferte  beispielsweise 
der  Kreis  Salzwedel  während  des  Jahres  101897  kg,  ein  Quantum, 
das  von  keinem  anderen  Kreise  des  deutschen  Reiches  auch  nur 
annähernd  erreicht  wurde  und  das  fast  die  Hälfte  (46%)  aller 
aus  diesem  Regierungsbezirke  nach  Halle   gehenden  Butter  darstellt. 


—   111    — 

Besonders  bedeutsam  sind  hier  Beetzendorf,  Eunrau  und  Pretzier. 
In  großem  Abstände  folgt  Neuhaldensleben  mit  63380  kg.  Die 
Summe  dieser  beiden  Kreise  macht  Sß%  der  Gesamtsumme  für  den 
Regierungsbezirk  Magdeburg  aus.  Außerdem  siud  zu  nennen  Garde- 
legen mit  26  231  kg,  Jerichow  I  und  II  mit  zusammen  14399  kg. 
Am  wenigsten  führten  Aschersleben  (387  kg)  und  Kalbe  (129  kg)  der 
Stadt  Halle  zu.  Die  Stadt  Magdeburg  lieferte  1513  kg  in  acht 
Monaten.  Ganz  auffallig  ist,  wie  alle  Magdeburger  Kreise  in  den 
Monaten  Januar  bis  April  bedeutend  erhöhte  Ziffern  aufweisen, 
während  in  dieser  Zeit  der  Konsum  am  geringsten  ist.  So  steigt  die 
Gesamtsumme  für  den  Regierungsbezirk  von  13403  kg  im  Dezember 
auf  23606  im  Januar  und  erreicht  im  März  mit  25969  kg  ihren 
Höhepunkt.  Demgegenüber  steht  der  Oktober  mit  12  391  kg  als 
niedrigste  Ziffer,  ein  Quantum,  das  noch  nicht  50  %  ^^^  Märzsumme 
ausmacht.  Der  Monatsdurchschnitt  beträgt  18502  kg  gegen  25  774 
des  Regierungsbezirks  Merseburg. 

Aus  dem  dritten  Regierungsbezirke  der  Provinz,  Erfurt,  bezog 
Halle  verhältnismäßig  wenig  Butter,  nämlich  im  ganzen  nur  26  758  kg 
aus  sechs  Kreisen.  Regelmäßige  Sendungen  hat  nur  der  Kreis 
Langensalza  (und  als  einziger  Versandort  die  Stadt  Langensalza)  auf- 
zuweisen. Dieser  Kreis  allein  lieferte  in  dem  behandelten  Jahre  21 651  kg 
oder  81  %  der  Gesamtsumme  für  Erfurt.  Die  Quantitäten  der  übrigen 
fünf  in  Betracht  kommenden  Kreise  sind  so  bedeutungslos,  daß  wir 
dieselben  unter  Hinweis  auf  die  Tabelle  XXVII  übergehen  zu  können 
glauben.  « 

Fast  ganz  von  der  Provinz  Sachsen  eingeschlossen  ist  das  Herzog- 
tum Anhalt.  Wegen  der  günstigen,  natürlichen  Bedingungen  für  die 
Landwirtschaft  und  wegen  der  geringen  Entfernung  von  Halle  wird 
es  nicht  wundernehmen,  daß  dieses  kleine  Land  verhältnismäßig 
sehr  viel  Butter  nach  Halle  lieferte.  Das  Jahresquantum  betrug  un- 
gefähr 30500  kg,  was  einem  Monatsdurchschnitte  von  2541  kg  ent- 
spricht. Die  geringsten  Monatsmengen  weisen  die  Monate  November 
mit  1696  und  Oktober  mit  1882  kg,  während  in  den  Monaten  März 
(3409  kg)  und  August  (3291  kg)  die  meiste  Butter  aus  Anhalt  bezogen 
wurde.  Von  den  drei  für  die  Butterversorgung  der  Stadt  Halle  in 
Betracht  kommenden  Kreisen  Köthen,  Bernburg  und  Dessau  hat  nur 
der  erstero  regelmäßige  Sendungen  aufzuweisen,  die  in  ihrer  Jahres- 
summe 29 131  kg  —  das  sind  95  7o  ^^^  ^^^  Gesamtjahressumme  für 
das  Herzogtum  Anhalt  —  betragen.  Die  Schwankungen  in  den  Monats- 
mengen dieses  Kreises  sind  denen  für  ganz  Anhalt  fast  analog. 
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Der  letzte  der  drei  Staaten  der  ersten  Gruppe^  das  Herzogtum 
Braunschweig,  lieferte  in  dem  in  Rede  stehenden  Zeiträume  34269  kg 
Butter  nach  Halle.  Auch  hier  schwanken  die  einzelnen  Monate  in 
ihren  Sendungen  nicht  unbedeutend  zwischen  1994  kg  und  2119  kg 
im  Juni  uud  Mai  und  4285  und  3378  kg  im  August  und  Januar. 
Der  Monatsdurchschnitt  beträgt  2855  kg.  Von  den  hier  in  Betracht 
kommenden  fünf  Kreisen  zeichnen  sich  drei,  nämlich  3andersheim, 
Braunschweig  und  Holzminden,  durch  regelmäßige  und  ziemlich  be- 
trächtliche Quanta  aus.  Der  erstgenannte  Kreis  lieferte  mit  einem 
Jahresquantum  von  18104  kg  mehr  als  die  Hälfte  aller  aus  Braun- 
schweig während  des  Jahres  bezogenen  Butter.  Dann  folgt  mit  der 
Hälfte  dieser  Summe  Braunschweig  (9017  kg)  und  zuletzt  Holzminden 
mit  6793  kg,  während  Wolfenbüttel  und  Helmstedt  ganz  bedeutungs- 
lose Mengen  nach  Halle  beförderten.  Die  Kreise  zeigen  fast  über- 
einstimmend in  den  Monaten  Januar  und  März  die  höchsten  und  in 
den  Monaten  Mai  und  Juni  die  niedrigsten  Sendungen. 

An  erster  Stelle  der  zweiten  Gruppe  steht  das  Königreich 
Bayern,  der  bedeutendste  Butterlieferant  Süddeutschlands.  Wie  die 
Tabelle  zeigt,  beträgt  das  Jahresquantum  Butter,  das  Halle  von  dort 
bezog,  108032  kg  oder  9004  kg  im  Monatsdurchschnitt.  Auffallend 
groß  sind  die  Verschiedenheiten  in  den  Monatssendungen.  Die 
Sommer-  und  Herbstmonate  vom  Juni  bis  zum  Oktober  resp.  No- 
vember weisen  die  größten  monatlichen  Buttermengen  auf.  Am  be- 
deutendsten sind  die  Monatsquanta  im  Juli  21110  kg  und  August 
19965  kg;  demgegenüber  stehen  die  Monate  April  mit  2436  kg  und 
Mai  mit  4049  kg  als  niedrigste  Summe. 

Es  ist  von  Interesse  festzustellen,  daß  es  nicht  einen  bayrischen 
Regierungsbezirk  gibt,  aus  welchem  nicht  in  dem  in  Frage  stehenden 
Zeiträume  Butter  nach  Halle  gekommen  wäre.  Allerdings  sind  die 
Jahressummen  der  einzelnen  Regierungsbezirke  sehr  verschieden.  Die 
höchste  Ziffer  weisen  Niederbayern  mit  71024  kg  und  Schwaben  mit 
20  742  kg  auf,  hinter  welchen  die  Oberpfalz  mit  624  kg  und  die 
Pfalz  mit  nur  109  kg  sehr  bedeutend  zurückstehen.  In  der  Mitte 
stehen  Oberfranken  mit  8839  und  Mittelfranken  mit  4065  kg.  Das 
Quantum  des  Regierungsbezirks  Niederbayern  beträgt  ungefähr  70  ^/^ 
der  gesamten  aus  Bayern  nach  Halle  versandten  Butter.  Der  Monats- 
durchschnitt dieses  Bezirks  beträgt  6919  kg.  Die  niedrigsten  Zahlen 
weisen  die  Monate  im  Frühjahr  (März — Mai),  die  höchsten  die 
Sommermonate  Juli  und  August  auf.  Wegen  der  außerordentlich 
großen   Quantitäten,    die   dieser    bayrische    Regierungsbezirk   liefert, 
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dürfte  es  nicht  überflüssig  erscheineu,  auf  die  Bezirksämter,  die  un- 
gefähr den  preußischen  Kreisen  entsprechen,  etwas  näher  einzugehen. 
Die  Schwankungen  in  deu  Jahressummen  dieser  Bezirksämter  sind 
außerordentlich  groß.  Am  wichtigsten  sind  Pfarrkirchen  mit  28600  kg 
und  Passau  mit  16  200  kg;  dieselben  würden  in  Bezug  auf  ihre 
Lieferangen  den  Kreisen  Delitzsch  und  Torgau  im  Begierungsbezirk 
Merseburg  entsprechen.  Eggenfelden  und  Landau  stehen  mit  313 
resp.  200  kg  an  letzter  Stelle. 

Außerdem  sind  noch  die  Bezirksämter  Günzburg  (9340  kg), 
Kempten  (4550  kg),  Memmingen  (4344  kg)  im  Begierungsbezirk 
Schwaben,  Kronach  (5263  kg)  und  Bayreuth  (2421  kg)  in  Ober- 
öanken,  Dinkelsbühl  (2629  kg)  in  Mittelfranken  und  Altötting  (1383  kg) 
in  Oberbayem  zu  erwähnen. 

Von  den  preußischen  Provinzen  weist  nach  der  Provinz  Sachsen 
Hannover  die  größte  Jahressumme  auf.  Aus  Hannover  bezog  die 
Stadt  Halle  in  dem  erwähnten  Zeiträume  ungefähr  139000  kg  oder 
11 590  kg  im  Monatsdurchschnitte.  Die  größten  Buttermengen  wurden 
der  Stadt  Halle  aus  dieser  Provinz  in  den  Sommermonaten  Juni  und 
Juli  (17066  kg  und  14371  kg)  zugeführt.  Die  niedrigsten  Monats- 
Ziffern  weisen  die  Wintennonate,  der  Februar  mit  9142  kg  und  der 
März  mit  8732  kg  auf. 

Fragen  wir,  in  welcher  Weise  die  einzelnen  Bezirke  dieser 
Provinz  an  der  Butterversorgung  unserer  Stadt  beteiligt  waren,  so 
muß  zunächst  hervorgehoben  werden,  daß  sämtliche  sechs  Land- 
drosteien  Butter  nach  Halle  sandten.  Durch  besonders  große  Quanti- 
täten zeichnet  sich  die  Landdrostei  Hildesheim  mit  einem  Jahres- 
quantum  von  65481  kg  oder  einem  durchschnittlichen  Monatsquantum 
von  5457  kg  aus.  Sie  allein  lieferte  die  Hälfte  aller  aus  Haunofer 
bezogenen  Butter.  Aus  fast  40  Ortschaften,  von  denen  wegen  be- 
deutender Lieferungen  besonders  Einbeck,  Derneburg,  Freden,  Nort- 
heim  und  Hattorf  genannt  seien,  wurde  Butter  nach  Halle  verschickt. 
Von  den  Kreisen  dieser  Landdrostei  sind  besonders  Osterode,  Ein- 
beck and  Liebenburg  hervorzuheben. 

Was  die  Höhe  der  Monatsmengen  der  aus  der  Landdrostei 
Hildesheim  gelieferten  Butter  anlangt,  so  weisen  die  höchsten  Zahlen 
die  Monate  April  mit  7050  kg,  Juni  mit  6817  kg  und  November  mit 
6586  kg  auf,  während  die  Wintermonate  Januar  mit  3530  kg,  Februar 
mit  3450  kg  und  März  mit  4446  kg  am  wenigsten  lieferten.  Wie  groß 
die  Schwankungen  sind,  ist  daraus  zu  ersehen,  daß  die  Aprilsumme 
die  Februarsumme  um  das  Doppelte  übersteigt.     Fast  das  gleiche 
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Quantum  lieferte  die  Landdrostei  Lüneburg,  nämlich  61 765  kg.  Hier 
steht  der  Bezirk  Daunenberg  an  der  Spitze.  Dieser  Kreis  führte 
37  700  kg  —  das  sind  fast  75  %  aUgi*  a^us  der  Landdrostei  Lüneburg 
nach  Halle  beförderten  Butter  —  zu. 

Die  dritte  Landdrostei,  bei  der  noch  regelmäßige  Sendungen  zu 
konstatieren  sind,  ist  Osnabrück  mit  einem  Jahresquantum  von 
9491  kg,  oder  einem  durchschnittlichen  Monatsquantum  von  791  kg. 
Auffallend  hoch  sind  hier  die  Sendungen  im  Mai  (1681  kg)  und 
Juni  (2264  kg).  Besonders  stark  ist  Meppen  an  der  Lieferung 
hannoverscher  Butter  beteiligt,  während  in  den  Sendungen  aus 
Bentheim  holländische  Butter  vermutet  wird.  Die  geringsten  Quanta 
zeigen  die  Monate  April  114  kg,  Oktober  139  kg  und  Juli  mit  231  kg. 

Fast  regelmäßig  bezog  Halle  aus  der  Landdrostei  Hannover 
Butter.  Außer  dem  April  haben  alle  Monate  teilweise  sogar  be- 
deutende Sendungen  aufzuweisen.  Besonders  interessant  ist  die  Land- 
drostei Aurich,  welche  sich  durch  bedeutende  Lieferungen  im  Juni 
(3005  kg)  und  Juli  (3180  kg)  auszeichnet,  während  die  anderen  Monate 
entweder  gar  keine  Sendungen  haben  oder  45  kg  nicht  übersteigen. 

Die  letzte  Landdrostei  Stade  führte  so  geringe  und  unregelmäßige 
Quantitäten  nach  Halle,  daß  wir  dieselbe  unter  Hinweis  auf  die 
Tabelle  übergehen. 

Auch  die  an  Hannover  angrenzende  nördlichste  preußische  Provinz 
Schleswig-Holstein  war  an  der  Versorgung  der  Stadt  Halle  mit 
Butter  stark  beteiligt.  Das  Jahresquantum  dieser  Provinz  belief  sich 
auf  81 191  kg,  was  einem  Monatsdurchschnitte  von  6766  kg  entspricht. 

Im  März,  Mai  und  Juni  fanden  die  größten  Monatslieferungen 
statt,  während  die  Monate  November  und  April  die  kleinsten  Zahlen 
aufweisen. 

Von  den  21  Kreisen  Schleswig-Holsteins  kommen  für  den  Butter- 
bezug der  Stadt  Halle  nur  10  in  Betracht,  die  fast  alle  in  dem  frucht- 
barsten Teile  des  Landes  liegen,  der  sich  an  der  Ostküste  hinzieht 
und  aus  dem  sogenannten  Oeschiebeton  besteht. 

An  erster  Stelle  steht  der  Kreis  Sonderburg  mit  26  399  kg,  fast 
dem  dritten  Teile  der  Gesamtjahressumme  für  Schleswig-Holstein. 
Die  größten  Quanta  stammen  von  hier  im  August,  Oktober  und 
Februar,  während  in  den  Monaten  Mai  und  Juni  von  der  Bahn  keine 
Sendungen  nachgewiesen  worden  sind. 

Das  zweitgrößte  Jahresquantum  wurde  aus  dem  Kreise  Kiel 
bezogen.  Als  einziger  Lieferant  kommt  hier  die  Stadt  Kiel  in  Be- 
tracht, welche  der  Stadt  Halle  18118  kg  Butter  zuführte. 
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Fast  das  gleiche  Quantum  wie  Kiel  weist  der  Kreis  Appenrade 
mit  16930  kg  auf;  ihm  folgen  die  Kreise  Flensburg  mit  13  735  kg, 
Steinburg  mit  4108  kg  und  Altona  mit  2027  kg,  während  aus  den 
Kreisen  Plön,  Schleswig  und  Hadersleben  nur  ganz  geringe  Quantitäten 
bezogen  wurden. 

Aus  den  thüringischen  Staaten,  unter  denen,  das  Groß- 
herzogtum Sachsen  -  Weimar  -  Eisenach ,  die  Herzogtümer  Sachsen- 
Koburg-Gotha,  Sachsen-Meiningen,  Sachsen- Altenburg  und  die  Fürsten- 
tümer Schwarzburg-Rudolstadt,  Beuß  älterer  Linie  und  Reuß  jüngerer 
Linie  ^)  verstanden  werden,  bezog  Halle  in  dem  behandelten  Jahre 
34276  kg  Butter,  was  einem  Monatsdurchschnitt  von  ungefähr 
2860  kg  entspricht.  Der  Bezug  ist  in  den  einzelnen  Monaten  sehr 
Terschieden  und  schwankt  zwischen  3528  kg  und  4176  kg  im  Januar 
und  Februar  als  Maximum  und  2234  kg  und  1800  kg  im  Dezember 
und  Oktober  als  Minimum.  Vier  von  den  thüringischen  Staaten 
haben  regelmäßig  Butter  nach  Halle  geliefert.  Unter  diesen  steht 
Sachsen- Weimar-Eisenach  an  erster  Stelle  mit  einer  Jahressumme 
von  16  638  kg;  diese  Summe  macht  fast  die  Hälfte  aller  von  den 
thüringischen  Staaten  der  Stadt  Halle  zugeführten  Butter  aus.  Der 
Monatsdurchschnitt  beträgt  1387  kg.  Von  den  Verwaltungsbezirken 
dieses  Staates  ist  wegen  außerordentlich  hoher  Buttersendungen  nur 
Apolda  zu  nennen. 

Auch  Sachsen-Koburg-Gotha  ist  für  die  Butterversorgung  der 
Stadt  Halle  nicht  ohne  Bedeutung.  Die  Jahressumme  beträgt 
10298  kg  und  macht  ungefähr  30%  aller  aus  den  thüringischen 
Staaten  nach  Halle  eingeführten  Butter  aus. 

Die  übrigen  Staaten  liefern  entsprechend  weniger,  im  übrigen 
wird  auf  die  Tabelle  verwiesen. 

Das  Großherzogtum  Oldenburg  produziert  sehr  bedeutende 
Quantitäten  Butter,  von  denen  aber  nur  ein  relativ  geringer  Teil 
direkt  nach  Halle  versandt  wird.  Das  hat  seinen  Grund  hauptsächlich 
in  dem  Umstände,  daß  dieser  Staat  Bremen  und  namentlich  Hamburg 
in  unmittelbarer  Nähe  hat,  welche  wohl  den  größten  Teil  aufnehmen 
werden. 

Aus  Oldenburg  bezog  Halle  in  dem  behandelten  Jahre  5980  kg 
Butter,  was  einem  Monatsdurchschnitt  von  498  kg  entspricht.  Im 
April,   Juni  und  Juli  war  der  Bezug   am  stärksten;   er  betrug  722, 


*)  Fällt  in  der  Tabelle  XXVII  fort,  weil  aus  diesem  Staate  keine  Butter- 
lieferangen nachweisbar  sind. 
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668  und  632  kg,  während  der  September  mit  368  und  der  November 
mit  364  kg  die  niedrigsten  Ziffern  aufwiesen.  Diese  Quantitäten 
stammen  in  der  Hauptsache  aus  dem  fruchtbaren  Marschlande,  das 
den  Jadebusen  einschließt.  Nur  V«  wurde  aus  dem  weniger  frucht- 
baren Teile  des  Landes  bezogen.  Besonders  hervorzuheben  ist  die 
Halbinsel  zwischen  Weser  und  Jadebusen ;  diese  besonders  fruchtbare 
Landschaft  heißt  Butjadingen  und  liefert  über  die  Hälfte  der  von 
Oldenburg  nach  Halle  versandten  Butter. 

Als  letzter  Staat  der  zweiten  Gruppe  bleibt  das  Königreich 
Württemberg  übrig.  Dieser  Staat  versorgte  Halle  regelmäßig  mit 
Butter.  Das  Jahresquantum  beträgt  13  548  kg,  der  Monatsdurch- 
schnitt daher  1130  kg.  Wie  bei  dem  Nachbarstaate  Bayern,  so  zeigen 
auch  hier  die  Sommermonate  besonders  Juli  bis  Oktober  die  größten 
Quantitäten,  während  im  Mai  und  Januar  die  Stadt  Halle  den  ge- 
ringsten Butterbezug  aus  Württemberg  aufzuweisen  hatte.  Von  den 
vier  Kreisen  bezog  Halle  nur  aus  dem  Jagstkreise  während  des 
ganzen  Jahres  Butter,  nämlich  11137  kg  oder  928  kg  im  Monats- 
durchschnitt. Da  nun  die  Gesamtsumme  der  aus  Württemberg  per 
Bahn  nach  Halle  beförderten  Butter  13548  kg  beträgt,  so  liefert  der 
Jagstkreis  allein  82%.  Daraus  geht  schon  hervor,  daß  die  anderen 
Kreise  von  geringer  Bedeutung  sind.  Deswegen  können  dieselben 
unter  Hinweis  auf  die  Tabelle  übergangen  werden.  Es  mag  noch 
erwähnt  werden,  daß  der  Schwarzwaldkreis  an  der  Butterlieferung 
nach  Halle  nicht  beteiligt  ist. 

Von  den  Oberämtern,  welche  den  preußischen  Elreisen  entsprechen, 
aber  im  allgemeinen  kleiner  sind,  sind  für  den  Jagstkreis  besonders 
Gerabronn  mit  4263  kg  und  Ohringen  mit  4365  kg  erwähnenswert ;  die 
beiden  Oberämter  lieferten  zusammen  64%  aJl^r  aus  diesem  Kreise 
nach  Halle  geschickten  Butter.  Wegen  der  Bedeutungslosigkeit  der 
Oberämter  der  anderen  Kreise  für  die  Versorgung  der  Stadt  Halle 
mit  Butter  versagen  wir  es  uns,  darauf  näher  einzugehen. 

Nachdem  wir  nun  diejenigen  Staaten  und  Provinzen  des  näheren 
erörtert  haben,  welche  für  die  Deckung  des  Butterbedarfes  der  Stadt 
Halle  von  Bedeutung  waren,  wollen  wir  im  nächsten  Abschnitt  auf 
die  Länder  einen  kurzen  Blick  werfen,  welche  nur  vorübergehend 
Halle  mit  Butter  versorgten  oder  deren  Jahresquanta  verhältnismäßig 
gering  sind.  Diese  Länder  und  Provinzen  sind  in  der  dritten  und 
vierten  Gruppe  zusammengefaßt. 

Aus  der  Provinz  Pommern  bezog  Halle  in  der  angegebenen  Zeit 
insgesamt  4053  kg,   was   einem  Monatsdurchschnitte  von  338  kg  ent- 
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spricht.  April  und  August  weisen  mit  566  kg  resp.  431  kg  die 
höchsten  Ziüilen  auf,  während  der  Januar  mit  232  kg,  der  Oktober 
mit  283  kg  die  niedrigsten  Ziffern  repräsentieren.  Doch  erhält  Halle 
auch  jedenfalls  noch  pommersche  Butter  aus  Berlin,  Hamburg, 
Leipzig,  deren  Märkte  ?on  Pommern  mit  großen  Quantitäten  be- 
schickt werden. 

Von  den  beiden  Regierungsbezirken  liefert  Köslin  den  weitaus 
größten  Teil,  nämlich  3778  kg,  während  aus  Stettin  nur  276  kg 
während  des  ganzen  Jahres  bezogen  wurden.  Die  einzigen  Kreise, 
welche  für  Pommern  wegen  nennenswerten  Lieferungen  in  Betracht 
kommen,  sind  Köslin  und  Lauenburg. 

Fast  das  Yierfacbe  der  aus  Pommern  bezogenen  Buttermenge 
führte  die  Provinz  Schlesien  der  Stadt  Halle  zu.  Aus  dieser  Provinz 
wurden  12412  kg  Butter  während  des  Jahres  nach  Halle  geschickt 
oder  1034  kg  im  Monatsdurchschnitt.  Die  niedrigsten  Zahlen  weisen 
die  Monate  Juli  mit  724  kg,  Mai  mit  798  kg  auf,  während  die 
Monate  November  mit  1302  kg  und  der  April  mit  sogar  1409  kg  die 
höchsten  Mengen  repräsentieren.  Fragen  wir,  in  welcher  Weise  sich 
diese  Summen  auf  die  einzelnen  Teile  dieser  Provinz  verteilen,  so  ist 
hervorzuheben,  daß,  wie  die  Tabelle  XXVII  zeigt,  alle  drei  Regierungs- 
bezirke« wenn  auch  nicht  mit  gleichen  Quantitäten,  an  der  Versorgung 
der  Stadt  Halle  beteiligt  waren.  Nur  Liegnitz  und  Breslau  haben 
regelmäßige  Sendungen  aufzuweisen.  Diese  beiden  Bezirke  stehen 
sich  in  Bezug  auf  die  Jahresquantitäten  ziemlich  gleich ;  Liegnitz  hat 
6278  kg  und  Breslau  6639  kg  Butter  nach  Halle  geliefert.  Die  be- 
deutendsten Mengen  im  Regierungsbezirke  Liegnitz  weisen  die  Kreise 
Glogau,  Rothenburg  und  Hirschberg,  im  Regierungsbezirke  Breslau 
die  Kreise  G-latz  und  Reichenbacli  auf.  Liegnitz  lieferte  am  meisten 
im  Juni  (746  kg)  und  August  (686  kg),  Breslau  dagegen  im  Winter, 
im  April  (814  kg)  und  Februar  (916  kg).  Die  Mindestquanta  stellen 
für  den  erstgenannten  Regierungsbezirk  die  Wintermonate,  der  De- 
zember mit  291  kg  und  der  Februar  mit  309  kg  dar,  während  für 
Breslau  der  Sommer  —  Juli  mit  220  kg,  August  mit  259  kg  und 
Oktober  mit  222  kg  —  die  niedrigsten  Zahlen  aufweist.  Die  beiden 
Regierungsbezirke  stehen  sich  in  dieser  Beziehung  diametral  gegen- 
über. Der  dritte  Regierungsbezirk  Oppeln  lieferte  während  des  größten 
Teiles  des  Jahres  überhaupt  keine  Butter.  Das  Gesamtquantum  von 
495  kg  ist  so  bedeutungslos,  daß  wir  es  uns  versagen  können,  auf 
die  kleineren  Bezirke  näher  einzugehen. 

Das  Königreich  Sachsen  ist,  wenn  wir  Leipzig  in  Abrechnung 
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briogen,  was  unter  den  oben  erörterten  Verhältnissen  notwendig  ist, 
für  die  Versorgung  unserer  Stadt  mit  Butter  bedeutungslos.  Dieser 
Staat  produziert  aus  bereits  ausgeführten  Gründen  verhältnismäßig 
wenig  Butter.  Die  Jahresmenge  des  aus  dem  gesamten  Königreiche 
Sachsen  (außer  Leipzig)  nach  Halle  beförderten  Butter  beträgt  5896  kg 
und  macht  nicht  soviel  aus,  wie  die  Summe,  welche  die  Stadt  Leipzig 
allein  im  Durchschnitt  monatUch  Halle  zuführt.  Der  Unterschied 
zwischen  den  Monatsquantitäten  ist  sehr  verschieden.  Die  Summen 
schwanken  zwischen  102  kg  im  November  und  1366  kg  im  Mai. 
Nur  die  Kreishauptmannschaft  Zwickau  hat  regelmäßige  Sendungen 
aufzuweisen;  sie  betragen  in  der  Jahressumme  4540  kg  und  machen 
ungefähr  %  der  ganzen  aus  Sachsen  (außer  Leipzig)  bezogenen  Butter- 
menge aus.  Aus  den  beiden  anderen  in  Betracht  kommenden 
Kireishauptmannschaften  bezog  Halle  so  geringe  und  unregelmäßige 
Quantitäten,  daß  es  genügen  dürfte  hier  auf  die  Tabelle  zu  ver- 
weiseo. 

Die  Provinz  Hessen-Nassau  hat,  wie  aus  der  Tabelle  ersicht- 
lich, regelmäßige  Sendungen  von  Butter  nach  Halle  aufzuweisen. 
Die  Jahressumme  dieser  Sendungen  beträgt  5140  kg,  was  einem 
Monatsdurchschnitte  von  428  kg  entspricht.  Besonders  viel  Butter 
wurde  im  Frühsommer  im  April  und  Mai  bezogen»  während  die 
Spätsommermonate  Juli,  August,  September  die  niedrigsten  Ziffern 
zeigen. 

Von  den  beiden  Regierungsbezirken  dieser  Provinz  ist  nur  der 
Reg.-Bez.  Kassel  von  Bedeutung,  der  fast  die  gesamte  Butter,  die 
Halle  aus  dieser  Provinz  erhielt,  lieferte,  nämlich  4998  von  5140  kg. 
Von  den  sieben  Kreisen,  die  hier  in  Betracht  kommen,  sind  Melsungen 
mit  1471  kg  und  Kassel  mit  1754  kg  hervorzuheben.  Da  dem 
Regierungsbezirk  Wiesbaden,  wie  die  Tabelle  zeigt,  nur  eine  Sendung 
nachgewiesen  ist,  so  sind  die  Schwankungen  in  den  Monatssummen 
des  Regierungsbezirkes  Kassel  den  für  die  Provinz  Hessen-Nassau 
oben  angegebenen  analog. 

Ebenso  unbedeutende  Mengen  Butter  als  aus  der  eben  besprochenen 
Provinz  wurden  der  Stadt  Halle  aus  der  Nachbarprovinz  West- 
falen zugeführt,  was  ganz  erklärlich  ist,  da  diese  Provinz  den  Haupt- 
teil ihrer  landwirtschaftlichen  Produkte  an  das  industriereiche  be- 
nachbarte Rheinland  absetzen  wird.  Der  Jahresbezug  der  Stadt  Halle 
an  Butter  aus  dieser  Provinz  erreicht  nicht  die  Höhe  von  5000  kg; 
sie  beträgt  nur  412  kg  im  Monatsdurchschnitte.  Doch  hat  diese  Provinz 
allmonatlich  regelmäßige   Sendungen   zu  verzeichnen.     Am  stärksten 


—     119    — 

sind  die  Sommermouate  Juni  und  Juli  mit  787  resp.  619  kg,  während 
die  Monate  Oktober  und  Dezember  mit  174  resp.  243  kg  besonders 
niedrige  Zahlen  zeigen.  Regelmäßige  und  bedeutendere  Sendungen 
hat  von  den  drei  Regierungsbezirken  nur  Arnsberg  aufzuweisen;  die 
Jahressumme  von  ungefähr  3000  kg  macht  75  aU^i*  aus  dieser  Provinz 
nach  Halle  gelieferten  Butter  aus.  Von  den  Kreisen  dieses  Regierungs- 
bezirkes ist  nur  Hagen  wegen  regelmäßiger  und  größerer  Quantitäten 
erwähnenswert. 

Der  Regierungsbezirk  Minden  führte  Halle  ungefähr  halb  soviel 
zu  als  der  Regierungsbezirk  Arnsberg.  Doch  finden  keine  regel- 
mäßigen Lieferungen  statt,  ebenso  wie  beim  Regierungsbezirke  Münster, 
weshalb  wir  auf  diese  beiden  Bezirke  nicht  näher  eingehen,  sondern 
auf  die  Tabelle  verweisen. 

Die  Mark  Brandenburg  ist,  wenn  wir  Berlin  aus  oben  an- 
gedeuteten Gründen  außer  Betracht  lassen,  nur  von  geringer  Bedeutimg 
für  die  Versorgung  der  Stadt  Halle  mit  Butter.  Nur  unregelmäßige 
Sendungen,  deren  Jahressumme  2495  kg  beträgt,  wurden  von  dort  be- 
zogen. Am  meisten  beteiligt  ist  der  Regierungsbezirk  Potsdam  und  dort 
die  Westpriegnitz,  welche  allein  2000  kg,  also  ^/j  aller  aus  Brandenburg 
kommenden  Butter  lieferte.  Nur  die  Sonmiermonate  Juni,  Juli,  August 
weisen  nennenswerte  Quanta  auf,  während  in  den  Wintermonaten  der 
Bezug  teilweise  auf  0  herabsank. 

Das  Jahresquantum  der  aus  der  Provinz  Posen  nach  Halle 
eingeführten  Butter  beträgt  nur  1957  kg,  monatlich  wurden  aus 
dieser  Provinz  im  Durchschnitt  nur  163  kg  bezogen.  Die  Monats- 
summen schwanken  von  30  kg  im  April  und  31  kg  im  Mai  und 
September  als  Minimum  und  431  kg  im  Oktober  und  321  kg  im 
Februar  als  Maximalsendungen.  Von  den  1957  kg  entfallen  auf  den 
Regierungsbezirk  Posen  1396  kg  —  das  sind  66  ^/^  der  Gesamtsumme  — 
und  auf  den  Regierungsbezirk  Bromberg  561  kg.  Von  den  Kreisen 
dieser  Bezirke  wären  hervorzuheben  der  Kreis  Fraustadt  im  Regierungs- 
bezirke Posen  mit  einer  Jahressumme  von  1292  kg  und  der  Kreis 
Wirsitz  im  Regierungsbezirke  Bromberg  mit  623  kg. 

Von  dem  Großherzogtume  Hessen  kommt  nur  ein  Teil,  nämlich 
die  Provinz  Oberhessen,  für  die  Butterversorgung  der  Stadt  Halle  in 
Betracht.  Wie  die  Tabelle  zeigt,  handelt  es  sich  hier  weder  um 
regelmäßige  noch  um  bedeutende  Lieferimgen  von  Butter.  Erst  vom 
September  an  erscheinen  regelmäßige  Quanta,  die  sich  bis  zu  595  kg 
im  Januar  steigern.     Die  gesamte   Buttermenge,   die  Halle  aus  dem 
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Oroßherzogtume  Hessen  bezog,  betrug  1493  kg.  Auf  die  Einzel- 
heiten einzugehen,  erscheint  nach  dem  Gesagten  überflüssig. 

Der  letsste  Staat  dieser  G-ruppe  ist  das  Großherzogtum  Mecklen- 
burg. Dieses  Land  ist  für  die  unmittelbare  Versorgung  der  Stadt 
Halle  ziemlich  unbedeutend,  denn  das  Jahresquantum  der  nach  Halle 
gelieferten  Butter  beträgt  nur  1368  kg,  was  einem  Monatsdurchschnitte 
von  114  kg  entspricht.  Davon  liefert  Mecklenburg-Schwerin  913  kg, 
doppelt  soviel  wie  Mecklenburg-Strelitz,  das  nur  eine  Jahressumme 
von  455  kg  aufweist.  Regelmäßige,  wenn  auch  geringe  Quanta 
bezog  Halle  aus  Mecklenburg-Schwerin.  In  Bezug  auf  die  Verteilang 
der  Jahressumme  auf  die  einzelnen  Monate  sei  auf  die  Tabelle  verwiesen. 

Sind  die  Butterlieferungen  nach  Halle  der  in  dieser  Gruppe  be- 
handelten Staaten  im  Verhältnis  zu  den  Ländern  der  ersten  beiden 
Gruppen  schon  gering  zu  nennen,  so  sind  es  diejenigen  der  letzten 
Gruppe  in  noch  viel  höherem  Maße.  Deshalb  sei  es  uns  gestattet, 
diese  Länder  in  aller  Kürze  zu  behandeln. 

Wenn  die  hier  in  Betracht  kommenden  Länder  und  Landesteile, 
nämlich  Ost-  und  Westpreußen,  Baden,  Bheinprovinz, 
Elsaß  -  Lothringen,  Lübeck  und  Bremen  auch  in  Bezug 
auf  die  Quantität  ihrer  Lieferung  sehr  unbedeutend  sind,  so 
werden  sie  doch  durch  den  Umstand  außerordentlich  interessant, 
daß  sie  trotz  ihrer  großen  Entfernung  noch  zur  Deckung  des 
Halleschen  Butterbedarfes  herangezogen  worden  sind.  Alle  diese 
Staaten  haben  wie  erwähnt  weder  regelmäßige  noch  große  Sendungen 
aufzuweisen.  Nur  muß  erwähnt  werden,  daß  die  beiden  östlichsten 
Provinzen  unseres  Vaterlandes  in  dem  behandelten  Jahre  infolge 
ungünstiger  Witterungsverhältnisse  (großer  Dürre)  ihre  Produktion 
sehr  reduzieren  mußten.  Wie  wir  erfahren  haben,  ist  der  Bezug 
der  Stadt  Halle  aus  diesen  Provinzen  in  anderen  Jahren  erheb- 
lich höher  gewesen.  Aus  naheliegenden  Gründen  dürfte  es  über- 
flüssig erscheinen  des  näheren  auf  die  Staaten  der  letzten  Gruppe 
einzugehen.  Zur  Information  über  das  Jahresquantum,  wie  über  den 
Bezug  in  den  einzelnen  Monaten  verweisen  wir  auf  die  Tabelle. 

Im  Anschluß  an  diese  Ausführungen  wird  es  von  Interesse  sein 
im  Zusammenhang  die  Frage  zu  beantworten,  in  welcher  Weise 
decken  diese  Länder  und  Landesteile  den  Bedarf  in  den  verschiedenen 
Jahreszeiten  ? 

Zur  Erläuterung  dieser  Frage  haben  wir  auf  Grund  der  Tabellen 
XXVII  und  XXVni  folgende  tabellarische  Zusammenstellungen  ge- 
macht. 
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Land  resp.  Landesteil 

April-Juni 
1901 

Juli-Septbr. 
1901 

Oktbr.-Dez. 
1901 

Janau-Män 
1902 

A.  Inland:  >) 

Provinz  Sachsen                 \ 
Anhalt                                  1 
Thüringische  Staaten         | 
Schleswig-Holstein             j 



+ 

Braanschweig                     ^ 
Posen                                    > 
Großherzogtnm  Hessen     ) 

— 

+ 

Schlesien                             \ 
Mecklenburg                       / 

— 

+ 

Bayern                                 \ 
Württemberg                       \ 
Brandenburg                      j 

+ 



Hannover                            \ 
Pommern                             [ 
Ostpreußen                          j 

+ 

Westfalen                            ) 
Oldenburg                           > 
Königreich  Sachsen            ) 

+ 

Hessen-Nassau 

B.  Ausland: 

Österreich-  Ungarn 

Niederlande 

Rußland 

+ 

t 

+ 

+ 



Aus  dieser  Tabelle  geht  klar  hervor,  daß  Halle  in  den  Monaten 
April  bis  Juni,  —  also  im  Frühsommer  —  namentlich  von  Hannover 
und  Oldenburgs  dann  von  Westfalen,  Königreich  Sachsen,  Pommern 
und  Hessen-Na-ssau  und  vom  Auslände  von  Österreich-Ungarn  und 
den  Niederlanden  mit  Butter  versorgt  wurde.  In  den  Sommermonaten 
vom  Juli  bis  September  haben  Bayern,  Württemberg  und  außerdem 
Brandenburg  ihre  größten  Quanta  geliefert. 

Im  Herbst,  Oktober  bis  Dezember,  weist  kein  Inlandstaat  be- 
sonders große  Sendungen  auf.  Rußland  tritt  nach  den  Angaben  der 
Tabelle  auf  Seite  100  in  diesen  Monaten  an  die  Stelle  der  inländischen 
Produzenten. 

Eine  große  Reihe  von  Staaten  wurde  von  der  Stadt  HaUe  in 
den  Wintermonaten  Januar-Mäxz  besonders  beim  Bezüge  von  Butter 
berücksichtigt.     Es  sind  in  erster  Linie  die  Provinz  Sachsen,  Anhalt, 


')  -f-  bedeutet  höchste  und  —  niedrigste  Quartalsmengen. 
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die   Thüringischen    Staaten,    Schleswig  -  Holstein   und   Braunschweig, 
außerdem  noch  Posen  und  das  Großherzogtum  Hessen  erwähnenswert. 

In  gleicher  Weise  sind  auch  für  die  einzelnen  Staaten  die  Monate 
angegeben,  in  denen  ihre  Butterlieferung  nach  Halle  am  geringsten 
war,  und  wird  in  dieser  Beziehung  zur  näheren  Orientierung  auf 
die  Tabelle  verwiesen. 

Fassen  wir  die  Halbjahre  ins  Auge,  so  lassen  sich  die  Staaten 
folgendermaßen  gruppieren. 

In  den  Monaten  April  bis  September  —  also  in  den  Sommer- 
monaten —  lieferten  ihre  größten  ßuttermengen  nach  Halle  Bayern, 
Württemberg,  Hannover,  Oldenburg,  Königreich  Sachsen,  Westfalen 
und  Hessen-Nassau,  von  ausländischen  Staaten  Österreich  -  Ungarn 
und  die  Niederlande,  während  sich  während  der  Wintermonate  Oktober 
bis  März  besonders  die  Provinz  Sachsen,  Anhalt,  die  thüringischen 
Staaten,  Schleswig -Holstein,  Braunschweig  und  Schlesien  und  von 
Auslandsstaaten  Rußland  durch  besonders  große  Sendungen  auszeichnen. 

Wenn  wir  uns  die  verschiedenen  Länder  und  Landesteile  inner- 
halb Deutschlands  außer  den  Buttermärkten  in  Bezug  auf  ihre  Be- 
deutung für  die  Butterzufuhr  nach  Halle  genauer  ansehen,  so  können 
wir  drei  Hauptgebiete  unterscheiden,  welche  in  der  Hauptsache  unsere 
Stadt  mit  Butter  versorgen. 

Das  erste  Gebiet  umfaßt  die  Provinz  Sachsen,  Anhalt  (von  der 
Provinz  Sachsen  eingeschlossen)  und  sich  daran  anschließend  Braun- 
schweig. Diese  Staaten  lieferten  zusammen  rund  624000  kg  in  dem 
behandelten  Zeiträume,  das  sind  63  %  aller  vom  Inlande  und  51  % 
aller  vom  In-  und  Auslände  nach  Halle  mit  der  Bahn  beförderten 
Butter. 

Die  zweite  Gruppe  umfaßt  die  Provinz  Hannover,  Schleswig- 
Holstein  und  Oldenburg  mit  zusammen  226  200  kg.  Diese  Summe 
macht  19  %  aller  Inlandsquantitäten  und  18  ®/q  sämtlicher  gelieferter 
Butter  aus. 

Die  südliche  Staatengruppe  besteht  aus  den  thüringischen  Staaten, 
Bayern  und  Württemberg.  Diese  haben  eine  Jahressumme  von  155  900  kg 
aufzuweisen,  die  13^0  s-^^r  Inlandsbutter  und  12,5%  der  ganzen  mit 
der  Bahn  nach  Halle  beförderten  Butter  darstellt.  Ziehen  wir  diese 
drei  Gruppen  zusammen,  so  macht  ihr  Jahresquantum  1 006 100  kg 
oder  85%  aller  aus  dem  Inlande  bezogenen  und  81,5%  aller  aus 
dem  In-  und  Auslande  kommenden  Butter. 

Stellen  wir   zum  Schluß   die   aus   dem  Inlande  stammenden  mit 


—     123     — 

der  Bahn  bezogenen  Quantitäten  den  AuslandsmengeD  gegenüber,  so 
ergibt  sich  folgendes. 

Wie  oben  (S.  106)  berechnet,  beträgt  die  aus  dem  Auslande 
bezogene  Summe  46  147  kg  Butter.  Die  Gesamtsumme  beläuft  sieb, 
wie  Tabelle  XXVIII  zeigt,  auf  1221049  kg.  Die  aus  dem  Aus- 
lände stammende  Butter  macht  danach  ca.  4  ^/^  aller  durch  die  Eisen- 
bahn der  Stadt  Halle  zugeführten  Butter  aus.  Der  größte  Teil  der 
Auslandsbutter  wurde  durch  den  Zwischenhandel  vermittelt,  nur  die 
kleinere  Hälfte  wurde  direkt  bezogen. 

Die  ausländische  Butter  ist  zum  allergrößten  Teüe,  wie  oben 
ausgeführt, .  russischer  Provenienz,  daneben  kommen  Osterreich  und 
Holland  wohl  ausschließlich  in  Betracht.  Die  in  Halle  zum  Konsum 
gelangte  Butter  wurde  während  des  Jahres  größtenteils  aus  dem 
Inlande  bezogen  (96%).  Welche  Staaten  an  der  Butterversorgung 
unserer  Stadt  besonders  beteiligt  waren,  wurde  im  vorigen  Abschnitte 
im  Zusammenhang  dargelegt. 

Wollen  wir  nun  einen  Versuch  machen  den  Konsum  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  zu  berechnen,  so  muß  bekannt  sein  die  Einfuhr  und 
die  Eigenproduktion  und  ebenso  die  Ausfuhr,  welche  von  der  Summe 
der  erstgenannten  Summanden  abgezogen  werden  muß.  Zugleich  muß 
berücksichtigt  werden,  daß  die  angegebenen  Zahlen  außer  den  von 
der  Zollbehörde  nachgewiesenen  Quantitäten  das  Bruttogewicht  angeben. 
Das  Nettogewicht  erhalten  wir,  wie  wir  von  Kaufleuten  erfahren 
haben,  nach  einem  Taraabzug  von  ungefähr  12%.  Von  der  Steuer 
wurden  nachgewiesen  2360  kg,  die  bei  dem  Abzüge  nicht  in  Betracht 
kommen.  Berechnen  wir  von  den  übrigbleibenden  1 218  689  kg  das 
Nettogewicht  auf  angegebene  Weise,  so  erhalten  wir  nach  Abzug  von 
148213  kg  Tara  eine  Summe  von  1070446  kg,  das  mit  den  von  der 
Zollbehörde  angegebenen  2360  kg  zusammen  1072806  kg  ergibt. 

Zweitens  muß  die  Eigenproduktion  in  Betracht  gezogen  werden. 
Nach  Angabe  der  beiden  in  Halle  bestehenden  Molkereien  sind  hier 
in  dem  behandelten  Jahre  ca.  60000  kg  Butter  produziert  worden. 
Addieren  wir  diese  zu  den  obigen  1072806  kg,  so  ergeben  sich 
1112806  kg.  Außerdem  aber  fehlen  die  Postquanta  wie  ebenso  die 
Quantitäten,  die  unmittelbar  per  Achse  in  die  Stadt  gebracht  wurden. 
Es  haben  sich,  wie  oben  ausgeführt,  60  Wagen  feststellen  lassen, 
eine  Zahl,  die  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  angesehen  werden  muß. 
Nehmen  wir  nun  an,  daß  diese  im  Jahre  durchschnittlich  zweimal 
wöchentlich  nach  Halle  kommen  und  jedesmal  ungefähr  10  Kilo  Butter 
absetzen,   so  ergibt  sich  für  diese  60  Wagen  ein  Monatsquantum  von 
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4800  kg,  was  einer  Jahressumme  von  rund  68000  kg  entsprechen 
würde;  wir  erhöhen  dieselbe  auf  62000  kg,  da  der  Hausierhandel 
nicht  berücksichtigt  worden  ist.  Addieren  wir  diese  Summe  zu  der 
obigen,  so  erhalten  wir  ein  Gesamtquantum  von  rund  1185000  kg. 
Hiervon  ist  mm  die  Ausfahr  aus  Halle  in  Berechnung  zu  ziehen. 
Wie  aus  der  Tabelle  XXVIII  ersichtlich,  gibt  die  Eilgutexpedition 
in  den  statistischen  Nachweisungen  den  Versand  auf  38500  kg  an, 
eine  Summe,  welche  sicherlich  zu  klein  ist,  da,  wie  bekannt,  nur  die 
Quantitäten  im  Gewichte  von  500  kg  und  darüber  in  Betracht  kommen. 
Deswegen  möchten  wir  diese  Summe  ohne  Taraabzug  auf  45000  kg 
erhöhen.  Subtrahieren  wir  nun  diese  Zahl  von  den  1185000  kg,  so 
erhalten  wir  die  Summe  von  1140000  kg,  die  wohl  als  Konsumtions- 
ziffer angesehen  werden  könnte. 

Die  Zahl  der  Haushaltungen  beträgt  nach  der  letzten  Zählung 
35432,  so  daß  auf  eine  Haashaltung  ein  jährlicher  Konsum  von 
ungefähr  32  kg  Butter  kommt.  Berechnen  wir  den  Konsum  pro 
Kopf  der  Bevölkerung,  die  mit  160000  in  Rechnung  gebracht  werden 
soll,  so  erhalten  wir  einen  relativen  jährlichen  Konsum  von  etwas 
über  7  kg  Butter. 

c)  Margarine. 

Ehe  wir  die  Frage  zu  beantworten  suchen,  woher  die  Stadt  Halle 
ihren  Bedarf  an  Margarine  deckt,  wird  es  nicht  überflüssig  erscheinen, 
auf  den  Begriff  dieses  Artikel  und  auf  den  Unterschied  der  Margarine 
von  Butter  kurz  einzugehen. 

Im  Sinne  des  Gesetzes  vom  12.  Juli  1887  werden  diejenigen  der 
Milchbutter  ähnlichen  Zubereitungen  mit  Margarine  bezeichnet,  deren 
Fettgehalt  nicht  ausschließlich  der  Milch  entstammt. 

Nach  Stohmann  ^)  ist  Margarine  eine  erstarrte  aus  dem  leichter 
schmelzbaren  Anteile  von  Binderfett,  meist  unter  Zusatz  von  Pflanzen- 
ölen und  Milchserum  bereitete,  gesalzene  und  gefärbte  starre  Emulsion, 
welche  die  wesentlichen  Bestandteile  der  Butter  besitzt.  Von  der 
Butter  unterscheidet  sich  die  Margarine  nach  den  Angaben  des  oben 
angeführten  Autors  nur  in  ihrer  chemischen  Zusammensetzung,  nament- 
lich durch  das  Fehlen  des  Aromas,  das  die  bessere  Butter  stets 
besitzt,  während  sie  unter  der  Voraussetzung,  daß  zu  ihrer  Herstellung 
nur  Fett  von  gesunden  Tieren  verwendet  wird,  der  Butter  als  Nahrungs- 
mittel gleichwertig  ist. 


^)  Stohmann,  Milch  und  Molkereiprodukte,  Braunschweig  1898,  S.  172. 
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StohmaDn  schließt  sich  in  dieser  Beziehung  der  vom  kaiserlichen 
Gesmidheitsainte  ausgesprochenen  Ansicht  an,  welche  in  folgende  drei 
Sätze  zusammengefaßt  ist.^) 

1.  Margarine  bildet,  sobald  sie  aus  einwandsfreiem  Material  her- 
gestellt und  unter  der  ihrem  Wesen  entsprechenden  Bezeichnung  und 
zu  mäßigen,  mit  ihrem  Werte  in  Einklang  stehenden  Preisen  in  den 
Verkehr  gebracht  wird,  ein  nahrhaftes  und  schätzenswertes  Ersatzfett 
fär  Butter. 

2.  Die  Möglichkeit,  daß  Margarine  gesundheitsschädliche  Eigen- 
schaften annimmt,  ist  gegeben,  wenn  sie  aus  schlechtem  Material  her- 
gestellt wird. 

3.  Die  bisherigen  Erfahrungen  nötigen  nicht  dazu,  gegen  den 
Vertrieb  der  unter  ihrem  richtigen  Namen  in  den  Handel  gebrachten 
Margarine  einschneidende  sanitäre  Maßregeln  zu  ergreifen. 

Das  gegenwärtige  Fabrikationsverfahren  näher  zu  erörtern,  er- 
scheint nicht  angängig,  da  sonst  wohl  der  Rahmen  der  Arbeit  über- 
schritten würde.  Nur  sei  kurz  erwähnt,  daß  man  zwei  Hauptprozesse 
unterscheidet,  nämlich  1.  die  Zubereitung  der  Tierfette  oder  die 
Gewinnung  des  Oleomargarins  und  2.  die  Umwandlung  des  Oleo- 
margarins'in  Margarine. 

Diese  beiden  Teile  des  Produktionsprozesses  haben  sich  heutzutage 
als  zwei  verschiedene,  meist  auch  örtlich  voneinander  getrennte  Industrie- 
zweige entwickelt. 

So  dürfte  es  von  Interesse  sein,  daß,  wie  aus  dem  Material  der 
Zollbehörde  ersichtlich,  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  in  dem 
behandelten  Zeiträume  ungefähr  410  t  Oleomargarine  nach  Halle 
lieferten,  was  einem  durchschnittlichen  Monatsquantum  von  ungefähr 
34^5  t  entspricht.  Diese  Quanta  kamen  auf  dem  Wasserwege  nach 
Halle,  wurden  hier  verzollt  und  verladen,  um  dann  in  die  Leipziger 
Margarinefabriken  verschickt  zu  werden. 

Wenn  auch  Halle  selbst  keine  Margarinefabrik  aufzuweisen  hat, 
so  besteht  hier  ein  Unternehmen,  welches  das  Rohmaterial  für  die 
Margarinefabrikation  liefert;  es  ist  die  Dampftalgschmelze  der 
Fleischerinnung,  welche  mit  dem  städtischen  Schlachtviehhofe  in  Ver- 
bindung steht. 

Es  sei  uns  an  dieser  Stelle  gestattet,  darauf  näher  einzugehen 
und  zwar  aus  folgendem  Grunde. 


^)  Stohmaun,  S.  756. 
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Wir  hatten  ursprünglich  die  Absicht,  die  Artikel  Talg,  Öl, 
Fette  etc.  in  einem  besonderen  Abschnitte  zu  behandeln,  doch  hat 
sich  das  nicht  durchführen  lassen,  weil  in  dem  Material  der  Bahn- 
behörde, welches  hier  in  erster  Linie  in  Betracht  kommt,  keine 
genaueren  Unterscheidungen  bei  den  betreffenden  Artikeln  gemacht 
sind.  Es  ist  fast  nie  angegeben,  ob  es  sich  um  Speisefett«  und 
Speiseöle,  oder  um  Maschinenfett  und  Schmieröl  handelt.  Es  ist  aber  ' 
unmöglich,  nun  in  allen  Fällen  durch  Anfragen  bei  den  Empfängern  etc. 
eine  Richtigstellung  bezw.  genaue  Scheidung  des  Materials  vorzunehmen. 

Das  einzige  Institut,  welches  Talg  zum  menschlichen  Genüsse 
verarbeitet,  ist  die  oben  erwähnte  Dampftalgschmelze,  und  da  es  sich 
hier,  wie  bereits  angedeutet,  fast  ausschließlich  um  Herstellung  von 
Produkten  für  die  Margarinefabrikation  handelt,  so  haben  wir  geglaubt, 
an  dieser  Stelle  auf  den  Bezug  und  die  Verwertung  von  Talg  etwas 
näher  eingehen  zu  dürfen.  Woher  die  Dampftalgschmelze  das  Rohfett 
erhält,  zeigt  die  folgende  Tabelle: 


ßezugsort 

Talg 

I.  Qua- 

Ultät 

kg 

11.  Qua- 
lität 

kg 

III.  Qua- 
lität 

kg 

aus- 
gelassener 
Talg 

kg 

Summa 
kg 

Hallescher  Scblachtviehhof 
Reg.-Bez.  Merseburg 

„         Erfurt 
Sachsen- Weimar-Eisenach 
Anhalt 

223  328 

124  305 

66272 

5781 
4063 

56518 
14  190 

18337 
916 

1563 

87607 

2373 
4952 
1848 
1654 

39213 
12920 

402 
532 

406666 
153789 

89963 
9077 

7280 

423  749 

91  524 

98434 

53067 

666  775 

Zu  erwähnen  ist  zunächst,  daß  dieser  Talg  ausschließlich  aus 
Schlachthäusern  stammt ;  das  ist  sehr  wichtig,  weil  hier  eine  genauere 
Kontrolle  des  Schlachtviehes  vor  und  pach  der  Schlachtung  statt- 
findet und  so  die  beste  Gewähr  geleistet  wird,  daß  das  Fett  dem 
menschlichen  Genüsse  nicht  schädlich  und  somit  einwandsfrei  ist. 
Wie  die  Zahlen  zeigen,  lieferte  der  Schlachtviehhof  in  Halle  das 
größte  Quantum  mit  406  666  kg,  eine  Summe,  die  60,9  7o  der  Gesamt- 
summe darstellt.  Aus  dem  übrigen  Regierungsbezirke'  Merseburg 
wurden  163  789  kg,  das  sind  23  •/©  des  gesamten  zur  Verarbeitung 
gelangten  Talges  bezogen.  Die  Summe  beträgt  nicht  die  Hälfte  des 
Quantums,  das  der  Hallesche  Schlachtviehhof  lieferte. 

Noch  weniger  lieferten  der  Regierungsbezirk  Erfurt  mit  89  963  kg 
oder  13,5  ®/o.  Rechnen  wir  Halle  mit  ein,  so  bezog  die  Dampftalg- 
schmelze 650418  kg,  das  sind  97,4%  aus  der  Provinz  Sachsen.    An 
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letzter  Stelle  stehen  Sachsen-Weimar-Eisenach  mit  9077  kg  (1,5  ^Z^) 
und  Anhalt  mit  7280  kg  (1,1  %). 

Wie  die  Tabelle  zeigt,  wird  der  Talg  in  drei  Qualitäten  eingeteilt 
und  außerdem  wird  ausgelassener  Talg  unterschieden;  doch  erübrigt 
es  sich^  auf  diese  für  unsere  Betrachtung  unwichtige  Unterscheidung 
näher  -einzugehen  und  wird  es  genügen,  auf  die  Tabelle  zu  verweisen. 

Aus  diesen  666  775  kg  Kohtalg  wurden  496  560  kg  an  fertigem 
Produkt  hergestellt,  so  daß  ein  Schmelzverlust  von  ca.  25  ^/^  sich  ergibt. 

Das   erzielte 'Produkt  wird  nach  seiner  Qualität  in   drei  Sorten 

unterschieden; 

1.  in  Premierjüs, 

2.  in  Speisetalg, 

3.  in  Maschinentalg. 

Premierjüs  ist  eine  Mischung  von  fertigem  Talgfette  und  Ol, 
meistens  Kottonöl,  das  aus  Amerika  bezogen  wird. 

Was  das  Verhältnis  der  drei  Qualitäten  zueinander  betrifft,  so 
waren  von  dem  erzeugten  Talg  40  %  Premierjüs,  32,5  %  Speisetalg 
und  27,5%  Maschinentalg. 

Die  ersten  beiden  Arten  wurden,  wie  wir  von  dem  Leiter  der 
Talgschmelze  erfahren  haben,  fast  ausschließlich  an  Margarinefabriken 
abgegeben ;  nur  ganz  geringe  Quanta  wurden  an  Private  zum  Backen  etc. 
verkauft.  Der  technische  Talg  wird  zur  Seifen-  und  Kerzenfabrikation 
sowie  als  Maschinentalg  verwendet. 

Die  Hauptabnehmer  der  besseren  Qualitäten  waren  die  Fabriken 
in  Altona,  Nürnberg  und  Elberfeld,  während  die  Margarinewerke  in 
Kleve  und  Regensburg  geringere  Quanta  bezogen. 

Es  ist  nun  sehr  interessant,  festzustellen,  daß  diese  Fabriken, 
wie  wir  später  sehen,  mit  Ausnahme  von  Elberfeld  an  der  Versorgung 
der  Stadt  Halle  mit  Margarine  in  dem  behandelten  Zeitraum  zum 
Teil  in  bedeutender  Weise  beteiligt  waren. 

Da  die  Margarine  nicht  ein  Produkt  der  Landwirtschaft,  sondern, 
wie  bereits  erwähnt,  ein  Industrieerzeugnis  ist,  so  leuchtet  es  von 
vornherein  ein,  daß  es  sich  hier  um  bestimmte  Orte  handeln  muß, 
welche  diesen  Zweig  der  Industrie  besonders  ausgebildet  haben. 

Zunächst  gehen  wir  etwas  auf  die  Bedeutung  des  Auslandes  für 
die  Versorgung  des  deutschen  Marktes  wie  speziell  für  die  Versorgung 
der  Stadt  Halle  ein. 

Nach  den  Angaben  der  Statistik  des  deutschen  Reiches  wurden 
an  Margarine  eingeführt: 
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Jahr 

dz 

1897 

2404 

1898 

2828 

1899 

2868 

1900 

4581 

1901 

3921 

Diese  Zahlen  zeigen  die  stetig  wachsende  Bedeutung  der  aus- 
ländischen Margarine.  Innerhalb  dieser  vier  Jahre  hat  sich  die  Ein- 
fuhr fast  yerdoppelt ;  namentlich  ist  von  1899  auf  1900  eine  bedeutende 
Einfuhrsteigerung  zu  konstatieren,  wenn  auch  die  Einfuhr  im  Ver- 
hältnis zur  Eigenproduktion  von  untergeordneter  Bedeutung  ist. 

Stellen  wir  diesen  Zahlen  die  während  desselben  Zeitraumes 
ausgeführten  Quanta  gegenüber,  so  erhalten  wir  folgende  Tabelle. 
Es  wurden  an  Margarine  ausgeführt: 


Jahr 

dz 

1897 

1120 

1898 

1039 

1899 

1441 

1900 

1219 

1901 

626 

Diese  Zahlen  stehen  den  Einfuhrzahlen  erheblich  nach.  Im  Jahre 
1899  war  die  Ausfuhr  am  höchsten  und  erreichte  genau  die  Hälfte 
der  Anzahl  Doppelzentner  der  eingeführten  Margarine.  Die  Anzahl 
der  Doppelzentner  an  ausgeführter  Margarine  ging  im  Jahre  1900 
bedeutend  zurück  und  noch  mehr  im  Jahre  1901. 

Die  Frage,  in  welcher  Weise  nun  die  einzelnen  Auslandstaaten 
an  der  Versorgung  Deutschlands  mit  Margarine  beteiligt  sind,  be- 
antwortet uns  folgende  Tabelle: 


Jahr 

Land 

dz 

% 

1900 

Freihafen  Hambarg 
Dänemark 
Niederlande 
Österreich-  Ungarn 
Schweiz 

Vereinigte  Staaten  von 
Amerika 

76 

170 

189 

2974 

121 

1046 

1,7 

3,7 

4,1 
65,0 

2,7 

22,8 

4576 

100,0 
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Wir  sehen  also,  daß  vor  allem  Osterreich-Ungam  an  dem  Import 
von  Margarine  in  starkem  Maße  beteiligt  ist.  Dieser  Staat  lieferte 
1900  fast  3000  dz,  also  65%  aller  eingeführten  Margarine.  Außer 
Österreich-Ungarn  ist  noch  Amerika  von  Bedeutung;  die  Vereinigten 
Staaten  fahrten  etwas  über  1000  dz  ein;  das  sind  22,8%,  also  fast 
ein  Viertel  der  gesamten  eingeführten  Margarine.  Die  noch  übrigen 
Staaten  sind  von  sehr  geringer  Bedeutung,  so  daß  wir  nicht  näher 
darauf  eingehen,  sondern  auf  die  Tabelle  verweisen. 

Wie  allgemein  die  ausländische  Margariue  noch  keine  große 
Bedeutung  für  Deutschland  gewonnen  hat,  so  spielt  dieselbe  für  die 
Versorgung  unserer  Stadt  ebenfalls  eitie  geringe  Rolle.  In  dem  Zeit- 
räume, der  für  diese  Arbeit  in  Betracht  kommt,  wurden,  wie 
Tabelle  XXIX  zeigt,  im  ganzen  nur  9367  kg  aus  dem  Auslande  be- 
zogen. Diese  Sendungen  stammen  zum  größten  Teile  aus  den  Nieder- 
landen; nur  365  kg  sind  Österreich-ungarischer  Provenienz. 

Die  Bedeutungslosigkeit  dieses  Quantums  ergibt  sich  klar,  wenn 
wir  im  folgenden  dazu  übergehen,  die  im  Inlande  produzierten  Quanti- 
täten einer  näheren  Betrachtung  zu  unterziehen. 

Bei  den  Margarinesendungen  aus  dem  Inlande  muß  ein  Unter- 
schied gemacht  werden  zwischen  den  Mengen,  die  direkt  aus  der 
Fabrik  nach  Halle  kamen  und  denen,  die  der  Zwischenhandel  zu- 
führte. 

Da  Margarine  keine  Tarifermäßigung  hat,  wie  die  Milchbutter, 
und  außerdem  sehr  haltbar  ist,  so  liegt  es  auf  der  Hand,  daß  sie  in 
der  Regel  als  Frachtgut  verschickt  wird.  Um  den  Riesenbedarf  der 
großen  Städte  zu  decken,  wird  —  auch  wegen  der  Frachtersparnis 
—  die  Margarine  vielfach  in  größeren  Quantitäten,  meist  in  Wagen- 
ladungen verschickt.  Daher  geben  uns  die  Zahlen  der  Bahnstatistik 
das  beste  Bild  von  den  Bezugsverhältnissen.  Weniger  ins  Gewicht 
fallen  die  kleineren  Sendungen,  die  zum  großen  Teile  sogar  als  Eil- 
gut verfrachtet  werden.  Wir  haben  deshalb  zwei  Tabellen  aufgestellt; 
die  eine  gibt  die  Zahlen  der  statistischen  Nachweisungen  (Tabelle  XXX), 
während  die  andere  auf  Grund  der  Auszüge  aus  dem  Material  der 
ESilgutabfertigung  angefertigt  ist  (Tabelle  XXIX). 

Betrachten  wir  zunächst  die  erstgenannte  Tabelle.  Die  Produk- 
ttonsorte  sind  der  besseren  Übersicht  halber  unterstrichen,  wie  ebenso 
die  betreffenden  Jahressummen,  welche  aus  den  Fabrikorten  stammen. 

Es  geht  aus  der  Tabelle  deutlich  hervor,  daß  die  weitaus  größten 

Qaaata  aus  den  Produktionsorten  direkt  nach  Halle  geliefert  werden. 

Wenn  wir  die  Zahlen   der  Bahnstatistik  zugrunde  legen,   so   ergibt 
XLUI.  9 
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sieb,  daß  ca.  3^/^  %  aus  Nichtfabrikstädten  stammen,  wäbrend  96  Vs  % 
von  den  Fabriken  direkt  geliefert  wurden. 

Von  den  in  Deutschland  vorhandenen  Margarinewerken  sind  für 
die  Versorgung  der  Stadt  Halle  die  rheinischen  Fabriken  von  her- 
vorragender Bedeutung.  Sie*  führten  unserer  Stadt  816  V«  t  zu,  das 
sind  62,7  ^/^  aller  von  der  Bahnstatistik  nachgewiesenen  Quantitäten, 
welche  Halle  in  dem  behandelten  Zeitabschnitt  bezog.  Das  stärkste 
Jahresquantum  hat  die  Fabrik  in  Goch,  Kreis  Kleve,  aufzuweisen 
(530  Va  t).  Besonders  groß  war  von  dort  die  Zufuhr  in  den  Monaten 
August  (55  ^/j  t),  Oktober  (59  t)  und  erreicht  im  September  ihren 
Höhepunkt  mit  79,5  t.  Diesen  Monaten  stehen  der  Januar  mit  20  Va  t 
und  der  Februar  mit  17  ^/^  t  als  Minimalquanta  gegenüber. 

An  zweiter  Stelle  steht  die  Klevesche  Fabrik  mit  einem  Jahres- 
quantum von  239  t,  während  die  dritte  der  rheinischen  Städte,  Neuß, 
am  wenigsten  lieferte. 

Nach  den  rheinischen  Fabriken  ist  die  Frankfurter  zu  nennen. 
Aus  dieser  Stadt  bezog  Halle  ein  Jahresquantum  von  132  t,  das  sind 
ungefähr  Vio  ^^^  Gesamtsumme.  Die  Jahressumme  der  aus  den 
rheinischen  Fabriken  und  der  Frankfurter  Fabrik  bezogenen  Margarine 
macht  fast  75  %  aller  von  der  Bahnstatistik  nachgewiesenen  Margarine- 
sendungen aus. 

Außerdem  sind  noch  hervorzuheben  die  Margarinewerke  in  Altona 
mit  91^2  tj  iii  Schkeuditz  mit  84^2  t  nßd  Wunstorf  mit  75  7«  t, 
während  Leipzig  mit  31  t  und  Nürnberg  mit  23  t  an  letzter  Stelle 
stehen. 

Die  Sendungen  aus  anderen  Orten,  in  denen  nachweislich  keine 
Margarine  produziert  wird,  erklären  sich  nach  Ansicht  eines  Kauf- 
mannes, den  wir  darüber  interpellierten,  auf  zweierlei  Weise:  Die 
Margarinefabriken  haben  in  fast  allen  größeren  Städten  ihre  Nieder- 
lagen, um  Aufträge  gleich  ausführen  zu  können  und  nicht  erst  auf 
die  Sendungen  der  teilweise  außerordentlich  weit  entfernten  Fabriken 
warten  zu  müssen.  Ebenso  ergänzen  sich  die  Lager  der  benachbarten 
Städte,  wenn  die  Niederlage  der  einen  keinen  Absatz  findet,  während 
die  der  anderen  in  die  Gefahr  kommt,  daß  ihr  Vorrat  erschöpft  wird, 
ehe  aus  der  Fabrik  neue  Vorräte  eingetroffen  sind.  So  sind  die 
teilweise  bedeutenden  Sendungen  aus  Magdeburg,  vielleicht  auch  aus 
Halberstadt  und  Braunschweig  zu  erklären. 

Anderenfalls  handelt  es  sich,  wie  namentlich  das  Material  der 
Eilgutexpedition  zeigt,  um  unbedeutendere  Sendungen,  welche  in  den 
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kleineren  Städten  nicht  abgesetzt  werden  konnten  und  so  wieder  nach 
der  Großstadt  zurückgehen,  wo  eher  Bedarf  dafür  vorhanden  ist 

Aus  welchen  Fabriken  diese  Quantitäten  stammen,  ist  im  einzehien 
sehr  schwer  festzustellen.  Doch  das  ist  auch  nicht  unbedingt  erforder- 
lich, denn  die  aus  den  einzelnen  Fabriken  direkt  bezogenen  Quanta 
werden  uns  im  allgemeinen  ein  ausreichendes  Bild  geben,  welche 
Fabriken  an  der  Versorgung  unserer  Stadt  hauptsächlich  beteiligt 
sind,  und  da  kann  es,  wie  oben  erwähnt,  keinem  Zweifel  unterliegen, 
daß  besonders  die  niederrheinische  Margarineindustrie  für  Halle  eine 
eminente  Bedeutung  erlangt  hat. 

Wie  die  Tabelle  zeigt,  ist  die  Zufuhr  in  den  einzelnen  Jahres- 
zeiten und  Monaten  nicht  gleichmäßig.  Die  bedeutendsten  Monats- 
qoanta  weisen  die  Monate  September  mit  162^3  t,  Oktober  mit 
14573  t  und  November  mit  126^3  t  auf,  während  in  den  Monaten 
Januar  mit  72  t  und  Februar  mit  nur  71  t  der  Bezug  am  geringsten 
war.  £s  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  daß  gerade  in  den 
Monaten,  in  welchen  die  größten  Quanta  bezogen  und  jedenfalls  auch 
konsumiert  wurden,  die  Butter  ihren  höchsten  Preis  erreicht  und 
außerdem  ein  Bückgang  in  dem  Butterbezuge,  namentlich  aus  der 
Provinz  Sachsen  zu  konstatieren  war.  Es  liegt  die  Annahme  nahe, 
daß  namentlich  die  Preissteigerung  der  Butter  den  erhöhten  Margarine- 
konsum zum  größten  Teile  verursacht  hat.  Die  Zahlen  der  Bahn- 
statistik erfahren  eine  wichtige  Ergänzung  durch  die  Tabelle  XXIX, 
welche  die  als  Eilgut  angekommenen  Quantitäten  angibt. 

Auch  diese  Tabelle  zeigt,  daß  die  direkt  aus  den  Fabriken 
stammenden  Sendungen  bei  weitem  überwiegen,  sie  machen  fast  75  0/0 
der  gesamten  Eilgutsendxmgen  aus.  An  erster  Stelle  steht  hier 
Leipzig  mit  ca.  31300  kg  und  Schkeuditz  mit  ca.  20500  kg,  während 
die  weiter  entfernteren  Fabriken  naturgemäß  seltener  Eilgutsendungen 
aufweisen,  weil  die  Transportkosten  zu  hoch  sind.  Das  Quantum, 
das  die  Bahnstatistik  für  Leipzig  angibt,  ist  ebenso  groß  als  die 
Jahressumme  der  als  Eilgut  von  dort  bezogenen  Margarine. 

Was  die  aus  den  anderen  Fabrikstädten  per  Eilgut  nach  Halle 
versandten  Quantitäten  betrifft,  so  sind  dieselben  unbedeutender; 
unter  ihnen  nimmt  Frankfurt  (Main)  mit  ungefähr  3300  kg  die  erste 
Stelle  ein;  im  übrigen  dürfte  es  genügen,  auf  die  Tabelle  zu  ver- 
weisen. 

Um  kurz  noch  die  Verteilung  der  89  338  kg,  welche  per  Eilgut 
versandt  wurdeo,  auf  die  einzelnen  Monate  zu  berühren,  so  sei  er- 
wähnt,  daß   im  Gegensatz  zu   den   Frachtsendungen   die   Frübjahrs- 

9* 
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und  Sommermonate  die  größten  Eilgntsendnngen  zeigen.  Die  höchsten 
Zahlen  haben  die  Monate  August  mit  11268  kg;  Mai  10003  kg,  Juni 
mit  9944  kg  und  Juli  mit  9809  kg  aufzuweisen.  Die  geringsten 
Quanta  wurden  auch  hier  in  den  Wintermonaten,  namentlich  im 
Februar  bezogen  (nur  4513  kg).  Die  Abnahme  des  Bezuges  in  den 
Monaten  Januar  bis  April  ist  wohl  zum  größten  Teile  auf  die  Be- 
darfsverhältnisse  zurückzuführen.  Auch  bei  der  Butter  sahen  wir, 
daß  der  Konsum  in  diesen  Monaten  sehr  erheblich  zurückging. 

Zum  Schlüsse  wollen  wir  versuchen,  eine  Konsumstatistik  aufzu- 
stellen. Die  Eigenproduktion  der  Stadt  Halle  an  Margarine  ist  gleich 
Null,  da,  wie  erwähnt,  in  Halle  keiue  Margarinefabrik  besteht.  Nach 
den  Nachweisungen  der  Bahnstatistik  betrug  die  Jahressumme  der 
bezogenen  Margarine  1301000  kg.  Dazu  kommt  das  in  dem  be- 
bandelten Jahre  per  Eilgut  nach  Halle  augelieferte  Quantum  von  rund 
89  300  kg.  Auch  die  Monatssumme  und  die  Jahressumme  der 
kleineren  Frachtsend un gen  lassen  sich  annähernd  berechnen,  da  wir 
für  je  einen  Monat  der  vier  Quartale  genauere  Auszüge  angefertigt 
haben.  Addiert  man  die  Einzelquanta,  so  erhält  man  für  diese  vier 
Monate  in  runden  Zahlen  folgende  Summen: 

April       10  000  kg 
Juli  6  000  kg 

Oktober     7  500  kg 
Januar       6000  kg 

im  ganzen     28  600  kg. 

Aus  diesen  Zahlen  ergibt  sich  ein  Monatsdurchschnitt  von  7100  kg, 
was  einer  Jahressummo  von  ungefähr  86  200  kg  entsprechen  würde. 
Addieren  wir  diese  drei  Summen,  so  erhalten  wir  1475500  kg. 
Nach  Abzug  von  12®/^  Tara  (wie  bei  der  Butter),  ergibt  sich  ein 
Quantum  von  1298400  kg,  zu  denen  noch  die  9367  (rund  9400)  kg 
kommen,  die  aus  dem  Auslande  bezogen  wurden.  Somit  ergibt  sich 
eine  Jahressumme  von  1 307  800  kg. 

Der  Versand,  wie  wir  ihn  aus  den  bahnstatistischen  Nachweisungen 
entnommen  haben,  ist  auf  der  Tabelle  XXIX  genau  angegeben.  Er 
beträgt  116500  kg  während  des  in  Bede  stehenden  Jahres.  Diese 
Zahl  ist  aber  bedeutend  zu  niedrig,  weil  alle  kleineren  Fracht-  und 
Eilgutsendungen  von  unter  600  kg  wegfallen.  Wir  dürfen  diese  Zahl, 
um  den  tatsächlichen  Verhältnissen  näher  zu  kommen,  ohne  Taraabzug 
auf  160000  kg  erhöhen.  Danach  blieben  in  Halle  und  könnte  als 
Konsumtion  angenommen  werden  1167  800  kg  Margarine. 
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Bringen  wir  die  Einwohnerzahl  mit  160000  und  die  Zahl  der 
Haushaltungen  mit  35432  in  Rechnung,  so  stellt  sich  der  Konsum 
an  Margarine  für  die  Haushaltung  durchschnittlich  auf  32^2  kg,  der 
Konsum  pro  Kopf  der  Bevölkerung  auf  etwas  über  ca.  7  kg  jährlich, 
ist  also  ungeföhr  ebenso  groß  als  der  für  Butter. 

d)   Käse. 

Der  Käse  wird  auf  die  verschiedenartigste  Weise  hergestellt  und 
gelangt  unter  den  mannigfaltigsten  Formen  zum  Konsum.  Es  gibt 
wohl  kaum  ein  Nahrungsmittel,  das  eine  so  verschiedene  Qualität 
und  daher  einen  so  bedeutenden  Preisunterschied  zeigt,  wie  dieses. 
Ein  ziemlich  großer  Teil,  namentlich  von  besseren  Qualitäten,  wird 
aus  dem  Auslande  bezogen,  wenn  auch  die  deutschen  Produkte  — 
auf  gleiche  oder  ähnliche  Weise  wie  im  Auslande  hergestellt  — 
zum  Teil  den  ausländischen  an  Grüte  wenig  oder  gar  nicht  nachstehen. 

Ehe  auf  die  Versorgung  der  Stadt  näher  eingegangen  werden 
soll,  möge  die  Frage  kurz  erörtert  werden,  welche  Bolle  der  aus- 
ländische Käse  auf  dem  deutschen  Markte  spielt.  Das  ersehen  wir 
aus  den  folgenden,  der  Reichsstatistik  entstammenden  Zahlen,  welche 
einen  Überblick  über  die  Entwicklung  der  Einfuhr  in  den  Jahren 
1897—1901  gewähren. 


Jahr 

Einfuhr 
in  dz 

Zunahme  (•}-) 
oder  Abnahme  ( — ) 
gegen  das  Vorjahr 

in  dz 

Zunahme 
oder  Abnahme 

in% 

1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

119319 
X40  442 
152  625 
166  421 
166697 

-  21  123 

-  12  183 

-  13796 

276 

-  17,7 

-  8,7 

-  9,0 

-  0,2 

Wie  wir  sehen,  ist  die  Einfuhr  dieses  Artikels  in  den  fünf 
angeführten  Jahren  stets  und  bis  1900  sogar  recht  erheblich  gestiegen. 
Die  größte  Steigerung  in  der  Einfuhr  hat  das  Jahr  1898  aufzuweisen; 
sie  beträgt  21 123  dz  oder  fast  18*^/^  gegen  das  Vorjahr.  Die  Einfuhr 
in  den  6  Jahren  ist  von  119  319  dz  auf  166  697  dz  oder  um  fast  40% 
gewachsen. 

Stellen  wir  diesen  Zahlen  die  Ausfuhrziffern  derselben  Jahre  gegen- 
über, so  erhalten  wir  folgende  Tabelle: 
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Jahr 

Ausfuhr 
in  dz 

Zunahme  (-{-) 
oder  Abnahme  ( — ) 
gegen  das  Vorjahr 

in  dz 

m% 

Mehreinfuhr 
in  dz 

1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

13  597 
11  480 

11459 

II  624 

14568 

—  2117 

—  21 
+    165 
+  2944 

-"^5,6 
—    0,2 
+     1,4 
+  25,3 

105  722 
128  962 
141  166 

154797 
152  129 

Diese  ZusammeDstellung  zeigt,  daß  die  Ausfuhr  in  den  Jahren 
1897  bis  1900  nicht  gestiegen,  sondern  hinter  der  des  Jahres  1897 
zurückgeblieben  ist.  Nur  das  Jahr  1901  hat  eine  Zunahme  um  26  ^/^ 
gegen  das  Vorjahr  aufzuweisen. 

Vergleichen  wir  die  Ein-  und  Ausfuhrzahlen  der  angeführten 
Jahre  miteinander,  so  muß  zunächst  auffallen,  wie  bedeutungslos  die 
Ausfuhr  von  Käse  gegenüber  der  Einfuhr  dieses  Artikels  gewesen  ist. 
Trotzdem  im  Jahre  1901  die  Ausfuhr  auf  14568  dz  stieg  und  trotz 
der  nur  sehr  geringen  Steigerung  der  Einfuhrzififer  in  diesem  Jahre 
(nur  0,2^/0)  wurde  doch  fast  12  mal  soviel  Käse  eingeführt  als  aus- 
geführt. Ein  treffendes  Bild  über  diese  Verhältnisse  geben  uns  die 
Zahlen  der  Mehreinfnhr.  Diese  betrug  1897:  105  722  dz  und  ist  bis 
1901  auf  152129  dz  gestiegen,  hat  also  eine  Steigerung  von  46407  dz 
oder  ca.  44%  erfahren. 

Von  Interesse  ist  femer  die  Frage,  welche  Staaten  vornehmlich 
an  der  Versorgung  des  deutschen  Marktes  beteiligt  sind.  Darüber 
gibt  uns  die  folgende  Zusammenstellung  für  das  Jahr  1901  Auskunft : 


Land 

dz 

% 

Niederlande 

86416 

51,8 

Schweiz 

65106 

39,0 

Frankreich 

8628 

5,2 

Italien 

2426 

1,5 

Osterreich-  Ungarn 

1981 

1,2 

Rußland 

1250 

0,7 

Großbritannien 

666 

0,4 

Belgien 

141 

0,1 

Summa:  166  697 


99,9 


Die  Hauptlieferanten  für  den  deutschen  Markt  sind  demnach  die 
Niederlande   und   die   Schweiz.     Das    erstgenannte   Land   führte   in 
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diesem  Jahre  über  die  Hälfte  von  allem  ansländischen  Käse  ein.  Das 
Yon  Hollaud  und  der  Schweiz  zusammen  importierte  Quantum  beträgt 
ungefähr  151500  dz  und  macht  */^o  des  ganzen  vom  Auslande  be- 
zogenen Käse  aus.  Wegen  bedeutenderen  Lieferungen  nocb  zu  er- 
wähnen sind  Frankreich,  welches  besonders  guten  Käse  herstellt,  mit 
ca.  8600  dz.  Italien  führte  ungefähr  den  vierten  Teil  dieses  Quantums 
ein.  Dann  folgt  mit  fast  gleicher  Menge  Österreich-Ungarn.  An 
letzter  Stelle  stehen  Rußland,  Großbritannien  und  Belgien. 

Welchen  Anteil  hat  das  Ausland  an  der  Versorgung  der  Stadt 
Halle  in  dem  genannten  Zeitraum  genommen? 

Auf  diese  Frage  gibt  uns  die  Tabelle  XXXI  Auskunft.  Nach  den 
Zahlen  dieser  Tabelle  nimmt  hier  die  Schweiz  die  hervorragendste 
Stelle  ein.  Aus  diesem  Lande  wurden  fast  17  900  kg  Käse  direkt  nach 
Halle  eingeführt,  ein  Quantum  welches  ungefähr  86  ^Jq  von  allem  aus  dem 
Auslande  nach  Halle  eingeführtem  Käse  beträgt.  An  zweiter  Stelle 
steht  Frankreich  mit  1666  kg.  In  größerem  Abstände  folgen  dann 
Österreich-Ungarn  (637  kg)  und  Holland  (466  kg).  Die  aus  den 
übrigen  aufgeführten  Ländern  bezogenen  Quantitäten  sind  sehr  gering ; 
immerhin  dürfte  es  von  Interesse  sein,  festzustellen,  daß  Halle  während 
des  in  Rede  stehenden  Jahres  italienischen,  schwedischen  und  norwegischen 
Käse  importierte.  Die  Gesamtsumme  der  als  direkt  aus  dem  Aus- 
lande stammenden  Quantitäten  beträgt  20  794  kg,  was  einem  Monats- 
qaantum  von  1733  kg  entspricht.  Die  größten  Monatsmengen  von 
Schweizerkäse  bezog  Halle  im  Juli  (4765  kg)  und  Dezember  (3417  kg) 
während  die  Monate  Januar  und  Februar  die  niedrigsten  Ziffern  auf- 
weisen. Der  Bezug  von  französischem  Käse  zeigt  weniger  große 
Schwankungen.  In  der  Zeit  vom  Oktober  bis  zum  Januar  sind  die 
Zahlen  am  höchsten,  während  sie  im  Mai,  Juni  und  Juli  ihren  tiefsten 
Stand  erreichen.  In  bezug  auf  die  übrigen  in  Betracht  kommenden 
Länder  dürfte  es  genügen,  auf  die  Tabelle  zu  verweisen. 

Doch  stellen  die  in  der  Tabelle  XXXI  angeführten  Quantitäten 
nicht  den  gesamten  ausländischen  Käse  dar,  der  in  dem  genannten 
Zeitraum  nach  Halle  kam.  Der  Käse  ist  ein  bedeutender  Artikel 
des  Großhandels  geworden,  und  so  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß 
von  den  23000  kg,  welche  die  Bahnstatistik,  in  Tabelle  XXXIV 
aus  Lieipzig,  Berlin  und  Chemnitz  nachweist,  ein  großer  Teil  aus- 
ländischer besonders  schweizer  Herkunft  ist.  Doch  läßt  sich  leider 
nicht  genauer  feststellen,  in  welcher  Weise  die  einzelnen  deutschen  und 
anßerdeutschen  Länder  und  Landesteile  an  der  Beschickung  der 
größeren  Märkte  beteiligt  sind. 
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Was  die  Qualität  des  ausländischen  Käses  anbetrifft,  so  geben 
die  schon  früher  erwähnten  Einheitswerte  ein  deutliches  Bild.  Die- 
selben waren  für  das  Jahr  1901  festgesetzt  pro  100  kg,  wie  folgt: 


französischer 

Käse 

180  Mk. 

englischer 

n 

160    „ 

schweizer 

n 

145     „ 

belgischer 

n 

139     „ 

italienischer 

w 

127     ^ 

niederländischer 

n 

120     „ 

österreichisch-ungarischer 

w 

100     „ 

russischer 

M 

96     „ 

Diese  Zusammenstellung  zeigt,  daß,  wie  bereits  erwähnt,  Frank- 
reich die  besten  Qualitäten  produziert  und  ausführt.  Dann  folgen 
der  englische  und  schweizer  Käse.  Am  geringsten  sind  österreichischer 
und  nissischer  Käse,  und  zwar  beträgt  der  Durchschnittspreis  für 
letzteren  wenig  mehr  als  die  Hälfte  desjenigen  für  den  französischen  Käse. 

Ehe  im  folgenden  die  Frage  nach  der  Versorgung  der  Stadt 
Halle  mit  inländischem  Produkt  erörtert  wird,  ist  es  notwendig,  eine 
Unterscheidung  zwischen  frischem,  weißen  Käse,  Matz  oder  Quark 
genannt,  und  dem  älteren,  in  der  Regel  in  bestimmte  Formen  ge- 
preßten Käse  zu  machen. 

Der  Matz  wird  im  frischen  Zustande  meist  aus  der  näheren 
Umgebung  zum  Teil  per  Achse  in  die  Stadt  gebracht.  Er  wird  ent- 
weder in  den  in  Halle  bestehenden  Käsefabriken  oder  Käsereien  zu 
Käse  verarbeitet  oder  in  den  Bäckereien  zur  Herstellung  des  sog. 
Matz-  oder  Käsekuchens  verwendet  Nur  ein  verhältnismäßig  kleiner 
Teil  gelangt  im  frischen  Zustande  bei  den  ärmeren  Bevölkerungs- 
schichten direkt  zum  Konsum.  Auf  den  Bezug  dieses  unverarbeiteten 
frischen  Käse  (Matz,  Quark)  soll  zunächst  eingegangen  werden. 

Über  die  per  Achse  in  die  Stadt  gebrachten  Mengen  konnten 
zahlenmäßige  Angaben  nicht  erlangt  werden.  Was  die  Zahl  und 
Herkunft  der  Wagen  anbetrifft,  so  sei  auf  das  verwiesen,  was  bei 
der  Marktzufuhr 'von  Butter  oben  ausgeführt  worden  ist.  Die  Bahn- 
zufuhr von  inländischem  Käse  ist  in  den  Tabellen  XXXII  und  XXXIII 
enthalten.  Nach  Angabe  der  statistischen  Nachweisungen  wurden  in 
dem  genannten  Zeitraum  33  500  kg  Matz  als  Frachtgut  in  Mengen  von 
über  500  kg  nach  Halle  befördert.  Davon  entfielen  auf  den  Regierungs- 
bezirk Merseburg  31  000  kg.  Von  den  Kreisen  dieses  Bezirks  kommen 
hauptsächlich  Querfurt,  Saugerhausen,  Naumburg,  Torgau  und  Weißen- 
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fels  in  Betracht  Die  beiden  anderen  deutschen  Länder  das  Königreich 
Sachsen  und  die  thüringischen  Staaten,  welche  die  statistischen  Nach- 
weisungen  noch  anführen,  spielen  eine yerhältnismäßig  unbedeutende  Rolle. 

Die  als  Eilgut  bezogenen  Quantitäten,  welche  die  Tabelle  XXXIII 
angibt,  betrugen  in  dem  behandelten  Zeitraum  9878  kg.  Die  größere 
Hälfte  dieser  Summe  entfallt  wieder  auf  die  Provinz  Sachsen,  speziell 
auf  den  Regierungsbezirk  Merseburg.  Die  Kreise  dieses  Bezirks 
führten  unserer  Stadt  4617  kg  zu,  während  aus  den  anderen  beiden 
Regierungsbezirken  nur  938  kg  bezogen  wurden.  Das  Königreich 
Sachsen  lieferte  3622  kg,  Thüringen  nur  701  kg  per  Eilfracht  nach 
Halle.  Wie  aus  den  beiden  angeführten  Tabellen  hervorgeht,  war 
der  Bezug  in  den  Wintermonaten  November  bis  März  am  stärksten, 
während  im  Hochsommer,  in  den  Monaten  Juli  bis  September  die 
geringsten  Mengen  zugeführt  wurden. 

Der  Vollständigkeit  halber  seien  auch  die  Zahlen  angeführt, 
welche  auf  grund  der  genauen  Auszüge  aus  dem  Material  der  RoU- 
fuhrkarten  und  Avise  der  Güterexpedition  für  vier  Monate  gewonnen 
wurden.   Sie  sind  in  der  folgenden  Zusammenstellung  (S.  138)  enthalten. 

Wie  diese  Tabelle  zeigt,  führte  die  Provinz  Sachsen  die  größten 
Mengen  Quark  nach  Halle.  Von  den  drei  Regierungsbezirken  steht 
Merseburg  mit  einem  Jahresdurchschnitt  von  210654  kg  an  der  Spitze.. 
Von  den  Kreisen  dieses  Bezirks  zeichnen  sich  besonders  Querfurt  mit 
121 971  kg  aus.  Dieser  Kreis  führte  mehr  frischen  Käse  nach  Halle 
als  die  übrigen  neun  Kreise  zusammen.  An  zweiter  Stelle  steht  der 
Kreis  Naumburg  mit  einem  tJahresquantum  von  25053  kg.  In 
größerem  Abstände  folgen  Torgau  mit  17  574  kg,  Sangerhausen  mit 
10557  kg,  Eckartsberga  mit  9975  kg  und  Weißenfels  mit  9021  kg. 
Das  geringste  berechnete  Jahresquantum  hat  der  Kreis  Schweinitz, 
Dämlich  nur  390  kg.  Das  durchschnittliche  Monatsquantum  schwankt 
zwischen  10164  kg  bei  dem  Kreise  Querfurt  und  32  kg  dem  Kreise 
Schweinitz.  Von  den  beiden  thüringischen  Staaten,  welche  hier  in 
Betracht  kommen,  steht  Sachsen-Koburg-Grotha  an  erster  Stelle  mit 
einem  berechneten  Jahresquantum  von  1069  kg.  Sachsen-Weimar- 
Eisenach  lieferte  mit  5445  kg  etwas  mehr  als  die  Hälfte  der  aus 
dem  erstgenannten  Staat  bezogenen  Jahressumme.  Aus  Bayern  wurden 
7500  kg  im  Jahresdurchschnitt  oder  625  kg  monatlich  bezogen.  An 
letzter  Stelle  steht  Schlesien  mit  1251  kg.  Da  bei  dieser  Provinz 
nur  ein  einziger  Monat  in  Frage  kommt,  so  ist  es  sehr  zweifelhaft, 
ob  das  berechnete  Jahresquantum  der  Wirklichkeit  auch  nur  annähernd 
entspricht. 
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Land  bzw.  Landesteil 


April 
1901 


Juli 
1901 


Oktbr. 
1901 


Janaar 
1902 


Jahres- 
durch- 
schnitt 


Monats- 
durch- 
schnitt 


Provinz  Sachsen: 

Reg.-Bezirk  Merseburg 

Querfurt 

Naumburg 

Torgau 

Sangerhausen 

Eckartsberga 

Weißenfels 

Merseburg 

Saalkreis 

Mansfelder  Seekreis  .    .     . 
Schweinitz 

Summe 

Merseburg 

Erfurt 

Magdeburg 

Provinz  Sachsen:      Summe 

Thüringische  Staaten: 

Sachsen-Koburg-Gotha  .     . 
Sachsen- Weimar-Eisenach  . 

»  ■        ■  ■        —  ^  ■  ■  -        - 

Summe 

Bayern 

Schlesien 

Summe 


I0  939 
2784 

2334 
450 

I  108 

904 

1273 
673 


8  686 

1541 

3154 

380 

895 
765 

520 

1058 

100 

130 


10655 
1688 

370 
1068 

779 

245 
456 

168 

225 


10377 
2338 

I  621 

543 
1093 

536 

130 
232 


121  971 
25053 

17574 
10557 

9  975 
9021 

8355 
6087 

I  671 
390 


20465 

20465 
985 


17229 

17  229 
600 
124 


15654 

15654 
420 


16870 

16870 
512 
504 


210654 

210654 

7551 
1884 


10  164 

2088 

1465 

880 

831 
752 

696 

507 

139 
32 


17555 

17555 
629 

157 


21450 

17953 

16074 

17886 

220  089 

I  502 

266 

1300 
252 

655 

121 

821 
I  176 

12834 

5  445 

18  341 


I  069 

454 


1768 

1552 

776 

1997 

18279 

118 

237 

548 

1597 

7500 

— 

— 

— 

417 

I25I 

23336 

19742 

17398 

21  897 

247  119 

1523 

625 
104 


20593 


Über  den  Bezug  von  inländischem  Käse  durch  die  Eisenbahn 
geben  die  Tabellen  XXXIV  und  XXXV  Auskunft. 

Nach  den  Angaben  der  statistischen  Nachweisungen  über  den 
Empfang  wurden  64000  kg  in  Einzelsendungen  von  über  500  kg 
eingeführt.  Davon  entfielen  auf  Bayern  36  500  kg,  also  über  die 
Hälfte.  Aus  den  größeren  Städten  Berlin,  Leipzig  und  Chemnitz 
wurden  28  000  kg  nach  Halle  versandt.  Es  wird,  wie  schon  oben 
ausgeführt,  namentlich  in  den  Sendungen  aus  Leipzig  ausländischer 
und  zwar  hauptsächlich  schweizer  Käse  enthalten  sein.  Im  übrigen 
haben  wir  es,  wie  wir  von  einem  halleschen  Kaufmann  erfahren  haben, 
mit  deutschen,  besonders  mit  bayrischem  Käse  zu  tun.  Berlin  führte 
zum  größten  Teile  deutschen  Schweizerkäse,  westpreußischen  und 
tilsiter  Käse  nach  Halle  ein.     Wie  groß  der  Prozentsatz  der  in  diesen 
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Sendungen  enthaltenen  ansländischen  Quantitäten  ist,  hat  sich  leider 
zahlenmäßig  nicht  feststellen  lassen. 

Als  Eilgut  bezog  Halle  während  des  behandelten  Jahres,  wie 
Tabelle  XXXV  zeigt,  insgesamt  50  468  kg,  von  denen  fast  die  Hälfte 
auf  den  Regierungsbezirk  Merseburg  (24884  kg)  entfallt.  Am  meisten 
lieferte  der  Ejreis  Weißenfels,  nämlich  13484  kg,  mehr  als  die  anderen 
E^reise  dieses  Bezirks  zusammen.  Wegen  bedeutenderen  Sendungen 
ist  noch  der  Mansfelder  Seekreis  mit  7668  kg  zu  erwähnen. 

Der  Begierungsbezirk  Erfurt  führte  im  ganzen  7663  kg  also  das 
gleiche  Quantum  wie  der  zuletzt  erwähnte  Mansfelder  Seekreis  ein. 
Der  Begierungsbezirk  Magdeburg  steht  mit  einem  Jahresquantum  von 
nur  745  kg  an  letzter  Stelle. 

Aus  den  thüringischen  Staaten,  wo  ein  sehr  bekannter  und  be- 
liebter Käse  produziert  wird,  bezog  Halle  im  ganzen  2553  kg,  und 
zwar  ist  hier  Sachsen- Weimar  mit  1609  kg  am  stärksten  beteiligt. 
Bei  den  aus  dem  Altenburgischen  stammenden  Käse  wird  es  sich 
zum  größten  Teile  um  den  bekannten  Altenburger  Ziegenkäse  handeln. 

Von  den  übrigen  deutschen  Ländern  und  Landesteilen  seien  noch 
wegen  nennenswerter  Sendungen  besonders  hervorgehoben  die  Bhein- 
provinz  mit  einem  Jahresquantum  von  3049  kg,  Oberhessen  mit 
2890  kg,  Anhalt  mit  fast  der  gleichen  Menge  und  Hannover  mit 
2103  kg.  ungefähr  die  Hälfte  der  Jahresmenge  des  letztgenannten 
Staates  bezog  Halle  aus  dem  Königreich  Sachsen,  Braunschweig  und 
der  Stadt  Berlin.  Die  Jahresmengen  der  übrigen  noch  in  Betracht 
kommenden  deutschen  Länder  und  Landesteile  sind  so  unbedeutend, 
daß  ein  Hinweis  auf  Tabelle  XXXV  genügen  dürfte. 

Fragen  wir,  in  welcher  Weise  sich  die  Eilgutsendungen  auf  die 
einzelnen  Monate  verteilen,  so  erhalten  wir  auf  Grund  der  Tabelle  XXXV 
folgende  Antwort. 

Der  Begierungsbezirk  Merseburg  weist  seine  größten  Monats- 
mengen in  den  Monaten  Januar,  April  und  Mai  auf,  während  Juni, 
August  und  September  die  niedrigsten  Zahlen  zeigen.  Erfurt  lieferte 
die  größten  Quantitäten  in  den  Monaten  November  (1027  kg)  und 
Oktober  (998  kg),  während  in  den  Sommermonaten  Juni,  Juli  und 
August  der  Bezug  am  geringsten  war.  Die  Schwankungen  in  den 
Monatssendungen  sind  also  als  ziemlich  bedeutend  zu  bezeichnen. 
Das  aus  dem  Magdeburger  Begierungsbezirk  bezogene  Quantum  ist 
so  unbedeutend,  daß  es  überflüssig  erscheint,  auf  die  Schwankungen 
in  den  Monatsmengen  näher  einzugehen. 

Von  den  thüringischen  Staaten  lieferte  nur  Sachsen-Weimar- Eisenach 
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regelmäßig  Käse  nach  Halle.  Die  Monate  Mai,  Februar  und  März 
zeigen  mit  270,  183  und  158  kg  die  höchsten  Monatsmengen ;  die 
niedrigsten  Ziffern  weisen  dagegen  die  Wintermonate  November, 
Dezember  und  Januar  auf. 

Die  Rheinprovinz  war  an  der  Versorgung  der  Stadt  Halle  mit 
Käse  am  stärksten  in  den  Monaten  April  (401  kg),  Juli  (346  kg) 
und  Februar  (343  kg)  beteiligt;  am  geringsten  war  der  Bezug  aus 
dieser  Provinz  im  Oktober  und  November. 

Das  Großherzogtum  Hessen,  im  besonderen  die  Provinz  Ober- 
hessen, lieferte  die  größten  Quantitäten  in  den  Monaten  August  bis 
November,  denen  April  und  Juni  mit  den  geringsten  Monatsmengen 
gegenüberstehen. 

Von  den  übrigen  Ländern  und  Landesteilen,  welche  an  der  regel- 
mäßigen Versorgung  der  Stadt  Halle  beteiligt  sind,  sollen  noch  An- 
halt und  Hannover  einer  kurzen  Betrachtung  unterzogen  werden. 
Anhalt  weist  die  stärksten  Mojiatsmengen  im  Sommer,  in  den  Monaten 
Juni  (362  kg),  Juli  (384  kg)  und  August  (371  kg)  auf.  Ihnen  stehen 
die  Wintermonate,  nämlich  der  Dezember  mit  138  kg,  Januar  mit 
126  k^,  Februar  sogar  mit  nur  98  kg  und  der  März  mit  127  kg  gegenüber. 

Ahnliche  Verhältnisse  liegen  bei  dem  Bezüge  aus  der  Provinz 
Hannover  vor.  Hier  hatten  die  Sommer-  und  Herbstmonate,  der 
August  mit  336  kg,  September  mit  318  kg,  Oktober  mit  326  kg  und 
November  mit  328  kg  die  höchsten  Monatsquanta  aufzuweisen;  die 
niedrigsten  Monatssendungen  zeigen  dagegen  der  Februar  mit  90  kg, 
April  mit  81  kg  und  Mai  mit  65  kg. 

Der  Bezug  aus  den  übrigen  noch  beteiligten  deutschen  Landes- 
teilen ist  unregelmäßig;  es  sei  uns  gestattet,  dieselben  hier  unter 
Hinweis  auf  die  Tabelle  XXXV  zu  übergehen. 

Die  Auszüge  aus  dem  Material  der  Güterexpedition  für  die  vier 
Monate,  April,  Juli,  Oktober  1901  und  Januar  1902  hatten  folgende 
Ergebnisse  (in  kg): 


April  1901 

Jali  1901 

Oktbr.  1901 

Januar  1902 

Jalires- 
durchschnitt 

Monats- 
durchschnitt 

7682 

8285 

II  239 

8828 

108000 

9000 

• 

Wir  haben  davon  Abstand  genommen,  diese  Auszüge  weiter  zu 
verarbeiten,  zumal  sich  ein  Bild  ergeben  würde,  das  der  Tabelle  XXXV 
sehr  ähnlich  sehen  und  deshalb  nicht  viel  JSeues  bieten  würde. 

Auch  läßt  sich  weder  eine  Gegenüberstellung  des  inländischen 
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und  ausländischen  Produktes  ermöglichen,  noch  läßt  sich  der  Versuch 
einer  Berechnung  des  relativen  jährlichen  Konsums  durchführen.  Das 
erstere  ist  deshalb  nicht  ausführbar,  weil  in  den  bedeutenden 
Quantitäteo,  die  der  Zwischenhandel  aus  den  größeren  Städten  zu- 
führt, große  Mengen  von  ausländischem  Käse  enthalten  sind,  ohne  daß 
es  möglich  wäre,  dafür  eine  zahlenmäßige  Angabe  zu  machen.  Der 
relative  Koosum  läßt  sich  nicht  aufstellen,  weil  die  bedeutenden 
Mengen,  welche  per  Achse  aus  der  Umgebung  nach  Halle  auf  den 
Wochenmarkt  sowohl  als  auch  direkt  in  die  Geschäfte  gebracht 
werden,  sehr  schwer  zu  berechnen  sind  und  weil  sich  außerdem  kein 
Anhalt  für  den  in  den  Halleschen  Molkereien  und  Käsereien  erzeugten 
Käse  und  für  den  wieder  ausgeführten  Teil  dieses  Artikels  bietet,  der 
in  Abrechnung  zu  bringen  wäre.  Würde  also  auf  Grund  der  ge- 
wonnenen Zahlen  ein  derartiger  Versuch  gemacht  werden,  so  würden 
die  Ergebnisse  auf  Genauigkeit  doch  keinen  Anspruch  machen  können. 


6.  Schmalz. 

a)  Schweineschmalz. 

Das  Schweineschmalz  spielt  eine  sehr  wichtige  Rolle  für  die  Er- 
nährung, namentlich  für  die  unteren  Klassen  der  städtischen  Be- 
völkerung. Es  wird  in  derartig  großen  Quantitäten  konsumiert,  daß 
das  Inland  für  die  Versorgung  des  deutschen  Marktes  bei  weitem 
nicht  ausreicht,  sondern  daß  das  Ausland  in  bedeutendem  Maße  zur 
Deckung  des  Bedarfs  herangezogen  werden  muß. 

Gehen  wir  zunächst  auf  den  Bezug  ausländischen  Schmalzes  ein.  Die 
Einfuhr  in  das  deutsche  Zollgebiet  in  der  letzten  veranschaulicht  folgende 
Zusammenstellung,   die   der  deutschen  Reichsstatistik  entnommen  ist: 


Jahr 

Einfuhr 
in  dz 

Gegen  das  Vorjahr 

mehr  (-[-) 

weniger  ( — ) 

% 

1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

972  809 
z  165899 
I  122673 
I  016956 

979  334 

+  193090 

—  43  226 

—  105  717 

—  37  622 

+   19,8 

-  3,7 
9,4 

-  3,7 

Wie  aus  dieser  Zusammenstellung  hervorgeht,  ist  seit  dem  Jahre 
1898,  in  welchem  die  Einfuhr  eine  bedeutende  Steigerung  von  fast 
20  ^Iq  erfuhr,  eine  stete  Abnahme  des  Schmalzimports  zu  konstatieren. 
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die  im  Jahre  1900  sogar  9,4^0  betrag.  Im  Jahre  1901  war  die  Ein- 
fuhr nur  wenig  höher  als  die  des  Jahres  1897. 

Die  Bedeutung  der  Einfuhr  tritt  besonders  deutlich  hervor,  wenn 
wir  die  Ausfuhrzahlen  den  Einfuhrziffern  gegenüberstellen,  die  gleich- 
falls der  Reichszollstatistik  entstammen. 

Es  wurden  an  Schweineschmalz  aus  Deutschland  ausgeführt: 


Jahr 

(\7, 

Gegen  das  Vorjahr 

mehr  (+) 

weniger  ( — ) 

dz 

% 

Älehreinfuhr 
dz 

1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

436 
615 

997 
640 

1036 

+  179 

4-  382 

—  357 
+  396 

+  41,1 

4"  62,1 
-35,8 
+  61,9 

972  373 
I  165284 
I  121  676 
I  016  316 

978  298 

Zunächst  zeigen  diese  Zahlen,  daß  die  Ausfuhr  gegenüber  der 
Einfuhr  gänzlich  bedeutungslos  ist.  Was  die  Bewegung  der  Ausfuhr 
in  den  fünf  angegebenen  Jahren  betrifft,  so  hat  mit  Ausnahme  des 
Jahres  1900  stets  eine  Steigerung  der  Ausfuhr  —  im  Jahre  1899 
sogar  eine  solche  von  62  %  —  stattgefunden.  Die  Ausfuhr  hat  sich 
in  dem  angeführten  Zeitraum  von  fünf  Jahren   mehr  als  verdoppelt. 

Doch  fallen,  wie  erwähnt,  die  Ausfuhrzahlen  gegenüber  den  Ein- 
fuhrziffern gar  nicht  ins  Gewicht,  was  besonders  durch  die  Zahlen 
der  Mehreinfuhr  schlagend  bewiesen  wird. 

Über  die  interessante  Frage,  in  welcher  Weise  die  einzelnen 
Länder  an  der  Versorgung  des  deutschen  Marktes  mit  Schweine- 
schmalz beteiligt  sind,  gibt  folgende  Tabelle  für  das  Jahr  1901  Auskunft: 

Land  dz  7o 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika     955  771  97,6 

Österreich-Ungarn 11866 


Niederlande 

Dänemark    .  . 

Serbien    .     .  . 

Kumänien    .  . 

Belgien    .     .  . 

Itußland .     .  . 
Großbritannien 

Frankreich  .  . 

Schweiz   .     .  . 


1866 

1,2 

4187 

0,4 

2129 

0,2 

1447 

0,1 

1270 

0.1 

0 

1242 

0,1 

622 

0,07 

473 

0,05 

161 

0,02 

149 

0,01 

Summa:     979  334  99,85 
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Das  weitaus  größte  Quantum,  führten,  wie  obige  Zusammen- 
stellung zeigt,  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  dem  deutschen 
Markte  zu.  Im  Jahre  1901  betrug  die  Einfuhr  von  Schweineschmalz 
aus  diesem  Lande  fast  98  ^L  der  Gesamteinfuhr.  Von  den  übrigen 
Ländern  sind  wegen  bedeutenderen  Quantitäten  noch  Österreich- 
Ungarn  mit  11866  dz  zu  erwähnen.  Die  Niederlande  mit  4187  dz 
führten  nur  den  dritten  Teil  dieser  Summe  ein,  während  die  Einfuhr 
aus  Dänemark  ungefähr  die  Hälfte  der  Jahreseinfuhr  von  Holland 
beträgt.  Die  Jahresmengen  der  übrigen  Schwemeschmalz  importierenden 
Länder  sind  noch  geringer;  an  letzter  Stelle  stehen  Frankreich  und 
die  Schweiz  mit  161  resp.  149  dz. 

Welche  Rolle  spielt  nun  das  ausländische  Schweineschmalz  speziell 
für  die  Versorgung  der  Stadt  Halle?  Eine  Zusammenstellung,  der 
direkt  aus  dem  Auslande  stammenden  und  in  Halle  yerzoUten  Quantitäten 
gibt  Tabelle  XXXVl.  Außerdem  sind  in  dieser  Tabelle  diejenigen 
Mengen  von  ausländischem  Schweineschmalz  enthalten,  welche  per 
Kahn  nach  Halle  kamen,  aber  bereits  in  den  Seehäfen  verzollt  worden 
sind.  Die  letzteren  Zahlen,  welche  in  der  Tabelle  XXXVI  besonders 
angeführt  sind,  verdanken  wir  den  Hallenser  Speditionsgeschäften. 

Nach  der  soeben  bezeichneten  Tabelle  wurden  im  ganzen  in  dem 
Zeitraum,  welcher  für  diese  Arbeit  gewählt  wurde,  2156  269  kg 
Schweineschmalz  aus  dem  Auslande  importiert.  Der  Hauptlieferant 
war,  wie  für  das  gesamte  Reich,  so  auch  für  unsere  Stadt  Nord- 
amerika. Die  Vereinigten  Staaten  führten  2145442  kg  oder  fast 
99,5%  von  allem  direkt  aus  dem  Auslande  stammenden  Schmalz 
nach  Halle  ein.  Die  anderen  Staaten  spielen  dagegen  für  die  Ver- 
sorgung von  Halle  nur  eine  sehr  untergeordnete  Rolle.  An  zweiter 
Stelle  steht  Österreich-Ungarn  mit  9099  kg.  Aus  England  wurde 
nur  ein  Quantum  von  1207  kg  im  September  1901  bezogen.  Die 
geringste  Jahresmenge   hat  Dänemark   mit  nur  511  kg  aufzuweisen. 

Auf  die  einzelnen  Monate  verteilen  sich  diese  Quantitäten,  wie 
Tabelle  XXXVI  zeigt,  sehr  ungleichmäßig. 

Regelmäßige  Schmalzsendungen  führten  nur  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  der  Stadt  Halle  zu.  Die  größten  Monats- 
mengen  wurden  im  September  (274734  kg),  April  (267  825  kg)  und 
Mai  (228  787  kg)  bezogen;  dagegen  weisen  die  Monate  August  mit 
86138  kg,  Juli  mit  103  998  kg  und  der  Oktober  mit  108  985  kg  die 
niedrigsten  Zahlen  auf. 

Die  Ziffern  dieser  Tabelle  geben  aber  noch  kein  vollständiges 
Bild  von  der  Versorgung  der  Stadt  Halle  mit  ausländischem  Schmalz. 


r 
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Ohne  Zweifel  ist  auch  an  den  in  den  bahnstatistischen  Nachweisungen 
enthaltenen  Quantitäten  das  Ausland  in  starkem  Maße  beteiligt. 
Nach  den  Angaben  der  Bahnstatistik,  die  in  Tabelle  XXXVII 
enthalten  ist,  wurden  in  dem  in  Frage  kommenden  Zeitraum  103500  kg 
der  Stadt  Halle  auf  dem  Schienenwege  zugeführt.  Es  kann  nach 
Ansicht  eines  flalleschen  Kaufmanns,  als  sicher  angenommen  werden, 
daß  alle  aus  den  Stationen  Aken,  Hamburg,  Riesa,  Magdeburg  und 
Wallwitzhafen,  welche  zugleich  Binnenhäfen  sind,  zugefiihrten  Quantitäten 
im  Gesamtbetrage  von  92000  kg  ausländischen,  und  zwar  wohl  aus- 
schließlich amerikanischen  Ursprungs  sind.  Von  den  übrigen  Ver- 
sandstationen wird  Berlin  noch  ausländisches  Schmalz  jedenfalls  in 
größeren  Mengen  in  seinen  Sendungen  enthalten.  Genauere  Angaben 
darüber,  in  welcher  Weise  inländisches  und  ausländisches  Produkt 
auf  die  einzelnen  Monatsmengen  verteilt  sind  und  welche  Länder  und 
Landesteile  dabei  in  Betracht  kommen,  ließen  sich  nicht  erlangen, 
doch  ist  anzunehmen,  daß  auch  die  aus  Berlin  per  Bahn  zugeführten 
Mengen  zum  überwiegenden  Teile  (vielleicht  80  %)  ausländischer  Her- 
kunft sind. 

Die  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  fast  ausschließlich  aus  dem 
Inlande  stammenden  Schmalzmengen  sind  gering  und  aus  der  Tabelle 
XXXVII  zu  ersehen.  Aus  der  Provinz  Sachsen  wurden  3000  kg, 
aus  Sondershausen  500  kg  eingeführt.  Weitere  Sendungen  wurden 
von  der  Bahnstatistik  für  den  behandelten  Zeitraum  nicht  nachgewiesen. 

Die  per  Eilgut  bezogenen,  wie  diejenigen  Quantitäten,  welche  in 
einem  Quantum  von  weniger  als  500  kg  als  Frachtgut  bezogen  wurden, 
fallen  nicht  so  bedeutend  ins  Gewicht.  Die  beiden  Tabellen  XXXVI 
und  XXXVII  werden  im  allgemeinen  ein  ausreichendes  und  zu- 
treflfendes  Bild  von  der  Versorgung  der  Stadt  Halle  mit  Schweine- 
schmalz geben. 

Nicht  unbedeutend  sind  die  Quantitäten  des  einheimischen  Produktes, 
welche  in  der  Stadt  selbst  durch  Schlachtung  auf  dem  Schlachthofe 
gewonnen  werden. 

Durch  Rücksprache  mit  einigen  Metzgern  haben  wir  in  Erfahrung 
gebracht,  daß  ein  geschlachtetes  Schwein  durchschnittlich  ca.  5  kg  reines 
Schmalz  liefert.  Da  nun  die  Anzahl  der  in  dem  besprochenen  Jahre 
in  Halle  geschlachteten  Schweine  nach  Tabelle  X  37  211  beträgt,  so 
würde  sich  daraus  ein  Quantum  von  ca.  186  100  kg  Schmalz  ergeben. 

Wollen  wir  eine  Gegenüberstellung  von  ausländischem  und  in- 
ländischem Schmalz  und  eine  Berechnung  des  tatsächlichen  und 
relativen   Eonsums  versuchen,    so    muß   zunächst  die   Versandmenge 
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festgestellt    werden.     Den    besten    Anhalt   gewähren    uns    hier    die 
«tatistischen  Ifachweisnngen  für  den  Versands 

Die  in  Tabelle  XXXVII  enthaltenen  VersandzifiFem  weisen  für 
die  einzelnen  Monate  eine  außerordentlich  große  Verschiedenheit  auf. 
Am  bedeuteudsten  war .  der  Versand  nach  den  Angaben  der  Bahn- 
statistik in  den  Monaten  Juli,  NoYember  und  Januar,  während  die 
Monate  März,  April  und  Mai  die  geringsten  Versandziffern  aufzu-r 
weisen  haben.  Der  Bahnyersand  schwankt  zwischen  177  500  kg  im 
Juli  nnd  2000  kg  im  März.     Die  Jahressumme  beträgt  1014500  kg. 

Weiterhin  muß  hervorgehoben  werden,  daß  von  einer  unbedingten 
Zuverlässigkeit  der  bahnstatistischen  Angaben  nicht  die'  Bede  sein 
kann,  weil  unter  der  Bezeichnung  „Fette'' .  sich  wahrscheinlich  nicht 
nur  Maschinenfette,  sondern  vereinzelt  auch  Schmalzsendungen  be- 
finden, die  unter  dieser  Benennung  befördert  worden  sind.  Doch 
haben  wir  Grund  zu  der  Annahme,  daß  sich  diese  Uogenauigkeiten 
im  Versand  und  Empfang  einigermaßen  ausgleichen. 

Die  1 014  500-  kg  unter  der  Bezeichnung  „Schmalz"  versandten 
Quantitäten  sind  ausschließlich  ausländischer  Provenienz,  und  daher 
bei  einer  Gegenüberstellung  der  Inlands-  und  Auslandsmengen  von 
den  letzteren  in  Abzug  zu  bringen.  Nach  den  obigen  Ausführungen 
bezog  Halle  in  dem  behandelten  Zeitraum  2 156  259  kg  direkt  aus 
dem  Auslande.  Zu  diesem  Quantum  sind  noch  ca.  100000  kg  von 
inländischen  Versandstationen  zugefuhrtem  Schmalz  ausländischer 
Provinz  hinzu  zu  addieren,  so  daß  sich  im  ganzen  rund  2256iS00  kg 
ergeben  würden.  Hiervon  sind,  wie  oben  dargelegt,  1 014  500  kg,  die 
zum  Versand  gelangten,  abzuziehen,  so  daß  ca.  1242000  kg  aus- 
ländisches Schmalz  übrig  bleiben.  Dieseir  .Summe  wäre  ein  Quantum 
von  ca.  186 100  kg  in  Halle  gewonnenen  Produktes  und  ca.  3500  kg  von 
nach  Halle  eingeführtem  Schweineschmalz,  also  im  ganzen  190000  kg 
inländische  Ware  gegenüberzustellen,  so  daß  das  für  den  Konsum  in 
Bechnung  zu  ziehende  Gesamtquantum  sich  auf  ca.  1432000  kg 
belaufen  würde.  Daraus  würde  folgen,  daß  sich  das  in  Halle  zum 
Eonsam  gelangende  Schmalz  zu  über  86  ^/^  ausländischer  und  fast  14% 
inländischer  Ware  zusa&ittieiVsetzen  würde,  oder  daß  sechsmal  soviel 
ausländisches  als  inländisches  Schmalz  verzehrt  wird.  :    "^^  l 

Berechnen  wir  auf  Grund  der  gewonnenen  Zahlen  d^n  relativen 
Konsum,  so  ergibt  sich  folgendes : 

Die  Bevölkerung  nehmen  wir  wieder  mit  rund  160000  und  die 

Zahl   der  Haushaltungen  auf  35432  an.    Es   beträgt  dann  der  jähr- 

Hebe   relative  Konsum  pro  Haushaltung  ca.  40,4  kg,  und  pro:  Köpf 
XLUI.  10 
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der  BdtöIkeraDg  fast  9  kg,  während  bei  der  Butter  der  jährliche 
relative  Verbrauch  pro  Haushaltung  auf  ca.  32  kg  und  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  auf  etwas  über  7  kg  berechnet  worden  ist. 


b)  Gänseschmalz. 

Eine  weit  geringere  Bedeutung,  als  der  soeben  besprochene  Artikel 
hat  das  Gänseschmalz  für  die  Ernährung  unserer  Bevölkerung. 

In  den  Jahren  1897  bis  1901  wurden  folgende  Quantitäten  nach 
Deutschland  eingeführt  (Beichsstatistik) : 


Jahr 

dE 

Gegen  das  Vorjahr 

mehr  (+) 

weniger  ( — ) 

•/• 

1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

187 
196 

195 
222 

341 

+^9 
—   I 

+  *7 
+  "9 

+  "^4,8 

+  «3,8 
+  53,5 

Wie  diese  Tabelle  zeigt,  hat  sich  die  Einfuhr  während  dieser 
fiinf  J^hre  stark  erhöht.  Von  1900  auf  1901  betrug  die  Zunahme 
über  60^0*  ^^  ganzen  hat  sich  die  Einfahr  während  dieses  Zeit- 
raums ÜEtst  verdoppelt.  Doch  sind  diese  Zahlen  im  Vergleich  zu  den 
Einfuhrziffern  für  Schweineschmalz  völlig  ohne  Bedeutung. 

Die  Ausfuhr  gestaltete  sich  folgendermaßen: 


Jahr 

ds 

1897 

14 

1898 

II 

1899 

11 

1900 

4 

1901 

13 

Die  Ausfuhr  ist,  wie  diese  Zahlen  zdgen,  sehr  unbedeutend  und 
hat  mit  Ausnahme  des  letzterwähnten  Jahres  in  dem  angeführten 
Zeitraum  abgenommen. 

Das  einzige  Land,  das  uns  mit:  nennenswerten  Quantitäten  dieses 
Artikels  versorgt,  ist  Österreich-Ungarn.  In  dem  behandelten  Jahre 
fährte  dieses  Land  von  den  insgesamt  importierten  Quantum  von 
341  dz  314  dz  nach  Deutschland  ein,  das  sind  92  7o  der  Ghesamt* 
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summe.  Die  ESnfdhr.aus  den  übrigen  Staaten  ist  so  gering,  daB  di^ 
Zollstatistik  dieselbe  nicht  im  eiilzelnen  anführt. 

Aach  für  die  Versorgung  der  Stadt  Halle  kam  während  des 
Zeitraums,  der  für  diese  Arbeit  gewählt  wurde^  nur  Österreich-Ungarn 
in  Frage.  Wie  Tabelle  XXXVIII  zeigt,  wurden  im  ganzen  206  kg 
aus  diesem  Lande  bezogen.  Der  Bezug  war  ein  regelmäßiger,  jedoch 
zeigen  die  Monate  Januar  bis  April  die  höchsten  Ziffern,  während 
in  den  Sommermonaten  Juni  bis  September  die  geringsten  Quantitäten 
Ton  österreichischem  Gänseschmalz  nach  Halle  eingeführt  wurden. 

Aus  dem  Inlande  ist  der  Bezug  sehr  gering.  Es  haben  sich  init 
ganzen  245  kg  aus  Pommern,  Braunschweig  und  Hannover  und  128  kg 
lülgutsendungen  aus  der  Provinz  Sachsen  feststellen  lassen.  Aua 
Berlin  wurden  228  kg  Gänseschmalz  als  Eilgut  bezogen.  Über  die 
Herkunft  der  aus  Berlin  eingeführten  Quantitäten  ließ  sich  Genaueres 
nicht  in  Erfahrting  bringen,  doch  hat  die  Annahme,  daß  auch  aus- 
ländisches,  österreichisch -ungarisches  Schmalz  darunter  ist,  Wahr» 
scheinlichkeit  für  sich. 

Ermittlungen  darüber,  ob  auch  als  Frachtgut  Gänseschmalz  nach 
Halle  befordert  worden  ist,  sind  nicht  angestellt  worden. 

Im  allgemeinen  ist  zu  bemerken,  daß  wahrscheinlich  unter  dep 
einfach  mit  Schmalz  bezeichneten  Sendungen  auch  Gänseschmalz  ent- 
halten' istj  in  welchem  Verhältnis,  läßt  sich  natürlich  nicht  genauer 
feststellen.  Sicherlich  sind  bedeutendere  Mengen  per  Post  bezogen 
worden,  doch  konnten  aus  früher  des  näheren  dargelegten  Gründei^ 
darüber  leider  genauere  Angaben  nicht  erlangt  werden. 

Es  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  eine  auch  nur  einigermaßen 
korrekte  Gtegenüberstellung  von  inländischem  und  ausländischem  Gänse- 
schmalz, wie  ebenso  die  Berechnung  des  relativen  Konsums  dieses 
Artikels  unmöglich  ist  Wegen  der  geringen  Bedeutung  für  die  Er- 
nähmng  unserer  Bevölkerung  kann  jedoch  eine  derartige  Berechnung 
ein  größeres  Interesse  kaum  in  Anspruch  nehmen. 


7.  Hfilsenfrftehte» 

Unter  der  Bezeichnung  Hülsenfrüchte  werden  in  der  Regel  drei 
Fruchtsorten  verstanden,  die  namentlich  für  den  Haushalt  der  mittleren 
und  unteren  Bevölkerungsschichten  ein  sehr  geschätztes  und  auch 
verhältnismäßig  billiges  Nahrungsmittel  bilden,  nämlich  Bohnen,  Erbsen 

10* 
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«hd  Linsen/  Obgleich  die  soeben  genannten  Hülsenfrüchte  wohl  in 
fast  allen  Teilen  unseres  Vaterlandes  gedeihen  und  auch  angebaut 
werden^  spielen  doch'  die  vom  Auslande  bezogenen  Quantitäten  für 
die  Versorgung  des  deutschen  Marktes  eine  ganz  bedeutende  Bolle. 


a)  Bohnen. 

Nach  den  Angaben  der  Beichsstatistik  wurden  in  den  Jahren 
1897  bis  1901  folgende  Mengen  von  Bohnen  nach  Deutschland 
importiert: 


• 

• 

Gegen  das  Vorjahr 

Jahr 

in  dz 

mehr  (4-) 
weniger  (— ) 

in 

•/• 

1897 

* 

222  525 

_ 

. 

_ 

1898 

255  532 

+  33007 

+ 

14,8 

1899 

237872 

—  17660 

6,9 

1900 

260  970 

-  -  23  098 
+  27  282 

+ 

9,7 

1901 

288  252 

+ 

10,4 

Wie  diese  Zahlen  zeigen,  ist  die  Einfuhr  von  Bohnen  in  diesem 
2^eitraum  mit  Ausnahme  des  Jahres  1899,  welches  gegen  das  Vorjahr 
einen  Bückgaug  voo  ungefähr  7  %  aufweist,  stetig  gewachsen.  Das 
Jahr  1901  zeigt  in  der  Einfuhr  eine  Zunahme  von  27  282  dz  oder 
▼on  über  10  %  gegen  das  Vorjahr  und  von  65  727  dz  oder  sogar 
29Vi%  gegen  das  Jahr  1897. 

Die  Ausfuhr  ist  dagegen,  wie  aus  der  folgenden  ebenfalls  der 
Beichsstatistik  entnommenen  Tabelle  hervorgeht,  verhältnismäßig  un- 
bedeutend.      . 

Es  wurden  ausgeführt: 


•1  « 


Jahr 

in  dz 

Gc^en  das  Vorjahr 

mehr  (-|-) 

weniger  ( — ) 

in  % 

Mehreinfuhr 

1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

3  397 
4328 

4883 
XI  180 

4771 

+    931 
--    5S$ 

+  6297 
-.  6409 

+    27,3 
--    12,8 

4- 128,0 

--    57,3 

- 

-  219  128 

-  251  204 

-  232989 

-  249  790 

-  283  481 

1!  ..  ^Bemerkenswert  ist  an  diesen  Ansfuhrziffem  die  außerordentlich 
Sterke  Zunahme  im  Jahre  1900,   die  62a7dz.  oder.  128%  gegen  das 
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Vorjahr  betragt.    Die  Ausfuhr  ging '  allerdings  bereits  im  folgenden 

Jahre   um   6409  dz   oder   ca.  57.%   zurück.     Die   Mehreinfubr  Yon 

Bohnen  ist  infolgedessen  ganz  bedeutend.    Im  Jahre   1901   wurdet 

z.  B.  ungefähr  60  mal  soriel  eingeführt  als  ausgeführt.  .     v 

Welche   Lander  für   die  Versorgung  Deutschlands  mit  diesem 

Artikel  hauptsächlich  in  Frage  kommen  zeigt  die  folgende  Zusammen* 

Stellung  für  das  Jahr  1901^  die  auch  der  deutschen  Reichsstatistik 

entstammt 

1901 
Land  dz  % 

Österreich-Ungarn   ....  203726  70,7 

Rußland 40604  14,0 

Niederlande    ......  26471  9,2    . 

Rumänien   .......  10031  3,5 

Serbien .  2  797  1,0 

Italien 1398  0,5            -     U 

Belgien 1113  0,4            .    ;  > 

Frankreich      886  0,3                  1 

Europäische  Türkei      .    .    .  138  0,1 

288  252  99,7  ^  >^ 

;    .  •.  .1-.  1) 

Nach  dieser  Tabelle  ist  Osterreich*Ungarn  mit  der  Jahressumoi^ 
Yon  203726  dz  der  Hauptversorger  des  deutschen  Marktes.'  über 
70  %  Yon  allen  ausländischen  Bohnen  warden  im  Jahre  1901  aus 
diesem  Lande  bezogen.  Nach  ihm  in  großem  Abstände  folgen  Raß^ 
laiid  mit  40504  dz  oder  14%  dier  Gesamteinfuhr  und  Holland  mit 
26471  dz  oder  etwas  über  9%.  Die  übrigen  Länder,  die  in.  d^i: 
obigen  Tabelle  noch  aufgeführt  sind,  nehmen  an  der  Deckung  deiS 
deutschen  Bedarfs  an  Bohnen  in  geringerem  Maße  teil,  so  daß  es 
genügein  dürfte  auf  die  Tabelle  zu  yerweisen.  Nur  sei  erwähnt,  daß 
auch  die  europäische  Türkei  Bohnen  nach  Deutschland  lieferte,  wetm 
sie  auch  in  bezug  auf  die  Quantität  mit  138  dz  an  letzter  St^le 
rangiert.  ;  .     : 

über  diejenigen  Mengen  yon  Bohnen,  welche  in  der  Zät;  TCläl 
1.  April  1901  bis  zum  1.  April  1902  direkt  nach  Hallec  iinpörtieirt 
wurden  und  hier  zur  Verzollung  gelangten,  gibt  die  Tabelle  IXIi 
Auskunft. 

Nach   den  Angaben   dieser .  Tabelle  wurden  in  dem .  genanätdn 

SUtraum    im   ganzen    364547  kg    ausländische  Bohnen:  nach.  BaÜM 

•« 

direkt  eingeführt;    Weitaus  am  stärksten  war  Osterreich-Usgaraiw 
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diesem  Import  beteiligt,  nämlich  mit  364269  kg  oder  ca.  97 ^Z^. 
Dieses  Land  führte  während  des  ganzen  Jahres  mit  Ausoahme  des 
März  und  April  zum  Teil  sehr  erhebliche  Quantitäten  nach  Halle 
ein.  Die  Monate  Oktober  mit  112610  kg  und  November  mit  60074  kg 
zeigen  die  höchsten  Ziffern,  während  in  den  Monaten  März  und  April, 
wie  soeben  erwähnt  wnrde,  kein  direkter  Bezug  aus  diesem  Lande 
nachgewiesen  werden  konnte.  Aus  Rußland  wurde  ein  größeres 
Quantum  im  Dezember  bezogen.  Die  aus  England  nnd  Japan  im- 
portierten Bohnen  fallen  nicht  ins  Gewicht 

Außer  diesen  direkt  aus  dem  Auslande  eingeführten  Quantitäten 
werden  von  den  bahnstatistischen  Nachweisungen  aus  einer  B^ihe  von 
größeren  deutschen  Städten  kommende  Bohnenmehgen  nachgewiesen, 
die  aber,  wie  wir  feststellen  konnten,,  zweifellos  aus  dem  Auslande, 
wohl  ausschließlich  aus  Österreich-rUngarn  stammen.  Diese  aus  in- 
ländischen Stationen  eingegangenen  ausländischen  Bohnen  betrugen  in 
dem  genannten  Zeitraum,  wie  Tabelle  LS^L  zeigt,  im  ganzen  26  600  kg, 
so  daß  Halle  insgesamt  ca.  390000  kg  ausländische  Bohnen  in  dem 
besagten  Zeitraum  bezogen  hat. 

Gehen  wir  zu  den  aus  dem  Lilande  zugefiihrten  Quantitäten  über, 
so  ist  hier  zunächst  zu  bemerken,  daß  auch  per  Achse  Hülsenfrüchte, 
darunter  jedenfalls  auch  Bohnen  nach  Halle  eingeführt  werden. 
Genauere  Angaben  konnten  aber  hierüber  leider  nicht  erlangt  werden. 
Die  bahnstatistischen  Nachweisungen  fuhren,  wie  Tabelle  XL  zeigt, 
im  ganzen  72  600  kg  inländischer  Bohnen  an.  Am  stärksten  ist  die 
Provinz  Sachsen  und  speziell  der  Regierungsbezirk  Merseburg  an  der 
Bohnenzufuhr  nach  Halle  beteiligt.  Das  Jahresquantum  aus  diesem 
Bezirk  beträgt  62  600  kg,  während  aus  Erfurt  eine  Sendung  von 
1000  kg  und  aus  dem  Begierungsbezirk  Magdeburg  keine  Sendung 
von  der  Bahnstatistik  nachgewiesen  worden  ist. 

Von  den  übrigen  deutschen  Ländern  und  Landesteilen  sind  die 
thüringischen  Staaten  mit  einem  Gesamtquantum  tou  10000  kg  und 
außerdem  die  unserer  Stadt  aus  den  Ostseeprovipzen  über  Hamburg 
zugefiihrten  6000  kg  besonders  hervorzuheben.  Die  aus  München  und 
Ohemnitz  bezogenen  Quantitäten  sind  ebenfalls  höchstwahrscheinlich 
inländischer  Herkunft,  wenn  sich  auch  Genaueres  hierüber  nicht  hat 
feststellen  lassen. 

Die  per  Eilgut  beförderten  sowie  diejenigen  als  Frachtgut  be- 
förderten Mengen,  welche  in  einem  Gewicht  von  unter  600  kg  der 
Stadt  Halle  zugeführt  wurden  und  deshalb  in  den  statistischen  Nach- 
weisungen  nicht  enthalten  sein  können,   sind   ohne  Bedeutung  und 
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ifürden  das  bisher  erlangte  Gesamtbild  durchaus  nicht  wesentlich  ver- 
Sndem,  so  daß  wir  davon  Abstand  nehmen  können,  darauf  näher 
einzugehen. 

Die  per  Bahn  wieder  ausgefiihrten  Quantitäten  beziffern  sich 
nach  Angabe  der  statistischen  Nachweisungen  für  den  Versand,  wie 
ans  Tabelle  XL  ersichtlich,  während  des  behandelten  Zeitraums  auf 
41 500  kg. 

Stellen  wir  nun  auf  Grund  der  gewonnenen  Zahlen  die  in- 
ländischen Bohnen  den  ausländischen  gegenüber.  Es  wurde  ins- 
gesamt 390000  kg  ausländische  und  72500  kg  inländische  Ware  be- 
zogen, woraus  folgt,  daB  fast  fünfeinhalbmal  soviel  ausländische  als 
inländische  Bohnen  nach  Halle  eingeführt  wurden. 

Wollen  wir  noch  zum  Schluß  den  Versuch  machen,  an  der  Hand 
der  gewonnenen  Zahlen  einen  ziffermäßigen  Anhalt  für  den  relativen 
Konsum  von  Bohnen  in  Halle  zu  gewinnen,  so  sind,  da  anzunehmen 
ist,  daß  die  wieder  zum  Versand  gelangten  41500  kg  wohl  aus- 
schließlich ausländischer  Herkunft  waren,  ca.  348  500  kg  ausländische 
Bohnen  in  Rechnung  zu  ziehen.  Diesen  stehen  ca.  72600  kg  in- 
ländischer Bohnen  gegenüber,  so  daß  für  den  Konsum  die  Summe 
von  insgesamt  ca.  421 000  kg  in  Frage  kommt.  Hiernach  wurden  in 
Halle  fast  fünfmal  mehr  ausländische  als  inländische  Bohnen  kon- 
sumiert. 

Stellen  wir  die  Bevölkerung  mit  160000,  die  Zahl  der  Haus- 
haltungen mit  35432  in  Rechnung,  so  läßt  sich  daraus  ein  jährlicher 
Konsum  von  fast  12  kg  pro  Haushaltung  und  ca.  2,6  kg  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  berechnen. 

b)  Erbsen. 

Auch  hier  sei  zunächst  die  Versorgung  des  deutschen  Marktes 
mit  ausländischer  Ware  kurz  gestreift. 

Die  fiinfuhr  betrug  nach  Angabe  der  deutschen  Beichsstatistik : 


im 
Jahre 

in  dz 

Gegen  das  Vorjahr 

mehr  (+) 

weniger  ( — ) 

in  % 

1897 
1896 
1899 
1900 
1901 

932  567 

765  249 
588  721 

580  III 

58s  298 

—  167  318 

—  176528 

—  8610 

+      5187 

—  17,9 

—  23,1 

+     0;9 
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Ganz  im  Gegensatz  zu  der  Bohneneinfalir,  die  eine  stark  steigeode 
Tendenz  zeigte,  macht  sich  in  der  Einfuhr  von  Erbsen  in  diesen 
5  Jahren  ein  ziemlich  erheblicher  Rückgang  in  der  Einfuhr  geltend. 
Die  Einfuhr  des  Jahres  1901  bleibt,  obgleich  dieses  Jahr  eine  geringe 
Zunahme  gegenüber  dem  Vorjahr  aufweist,  ca.  37%  gegen  das 
Jahr .  1897  zurück.  Im  Jahre  1899  war  der  Bückgang  id  der  Einfuhr 
gegenüber  dem  Vorjahr  am  bedeutendsten,  er  betrug  176528  dz  oder 
über  23  %.. 

Die  deutsche  Ausfuhr  gestaltete  sich  während  desselben  Zeit* 
raumes  nach  den  Angaben  der  Reichsstatistik  folgendermaßen: 


f  - 

Gegen  das  Vorjahr 

Jahr 

in  dz 

mehr  (+) 
weniger  (— ) 

in% 

Mehreinfiihr 

1897 

14  147 

^^^ 

-  918420 

1898 

16385 

--    2238 

--  15,8 

-  748864 

1899 

27998 

--  II  613 

--  70,1 

-  560  723 

1900 

38190 

--  10  192 

-  -  36,4 

-  541  190 

1901 

29335 

-    8855 

—  23,2 

h  555  963 

Im  Gegensatz  zu  der  Einfuhr  zeigen  die  Ausfuhrzahlen  in  diesen 
Jahren  eine  starke  Zunahme;  nur  das  Jahr  1901  hat  einen  Bückgaug^ 
in  der  Ausfuhr  aufzuweisen,  der  8855  dz  oder  ca.  23  %  gegen  das 
Vorjahr  beträgt.  Die  Ausfuhr  von  Erbsen  ist  während  dieses  Zeit- 
raums von  14 147  dz  auf  29  335  dz,  also  reichlich  auf  die  doppelte 
Summe  gestiegen.  Besonders  stark  war  die  Zunahme  im  Jahre  1899^ 
wo. sie  11613  dz  oder  ca.  70%  gegen  das  Vorjahr  betrug.  Den 
höchsten  Stand  erreichte  die  Erbsenausfuhr  im  Jahre  1900  mit 
38190  dz..  ' 

Entsprechend  den  fallenden  Einfuhrzahlen  und  den  steigenden 
Ausfuhrziffem  mußte  sich  die  Mehreinfuhr  stetig  verringern,  und  wir 
können  konstatieren,  daß  dieselbe  von  918420  dz  im  Jahre  1897  auf 
555963  dz  im  Jahre  1901  herabsank,  also  sich  in  diesem  Zeiträume 
um  fast  40  %  verminderte.  Den  niedrigsten  Stand  erreichte  die  Mehr- 
ausfuhr im  Jahre  1900  mit  541 190  dz. 

••  

Über  die  an  der  Versorgung  Deutschlands  mit  Erbsen  beteiligten 
Länder  gibt  dio  folgende  der  deutschen  ZoUstatistik  entnommene 
ZusammensteUuhg  für  das  Jahr  1901  Auskunft. 
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1901 

Land  dz  ^J^ 

BuBIand 462379  79,0 

Britisch-Nordamerika  .....  63347  10,8 

Niederlande 37  960  6,6 

Österreich-Ungarn 8  746  1,6 

Belgien. 5160  0,9 

Großbritannien 3  353  0,6 

Frankreich 2  084  0,4 

Vereinigte  Staaten  yon  Amerika  .  1 121  0^2 


585  298  99,9 


Das  weitaus  größte  Quantum  führte  im  Jahre  1901  Bußland  an 
Elrbsen  nach  Deutschland  ein«  Die  Zufuhr  aus  diesem  Lande  betrug 
462  379  dz  und  machte  79  %,  also  fast  ^J^  der  gesamten  Einfuhr  aus. 
An  zweiter  Stelle  aber  mit  dem  erheblich  geringeren  Quantum  von 
63347  dz  oder  ca.  11  ^/q  der  gesamten  Einfuhrmenge  steht  Britisch- 
Nordamerika.  Dann  folgt  Holland  mit  37  960  dz.  Erst  in  vierter 
Beihe  steht  Österreich-Ungarn  mit  nur  8  745  dz,  während  dieses  Land 
an  der  Bohneneinfuhr  nach  Deutschland  den  hervorragendsten  Anteil 
genommen  hatte.  Die  Einfuhr  der  übrigen  Länder  ist  sehr  gering, 
so  daß  es  genügen  dürfte,  auf  die  Tabelle  zu  verweisen. 

Fragen  wir  nun,  in  welcher  Weise  die  Stadt  Halle  vom  Auslande 
versorgt  wurde,  so  wird  diese  Frage  durch  die  Tabelle  XLI  her 
antwortet. 

Die  direkte  Einfuhr  nach  Halle  aus  dem  Auslande  war  ziemlich 
gering,  sie  betrug  in  dem  Jahre,  das  wir  für  diese  Bearbeitung 
wählten,  nur  56  295  kg.  Von  diesem  Quantum  entfallen  auf  Rußland 
allein  41 030  kg,  während  Österreich-Ungarn  nur  13  000  kg  und  Holland 
sogar  nur  2263  kg  zuführten. 

Bedeutend  größer  sind  die  Quantitäten  ausländischer  Erbsen,  die 
durch  die  Vermittlung  des  Großhandels  namentlich  aus  den  größeren 
Handelsplätzen  Leipzig,  Magdeburg,  Stettin,  Berlin  und  Würzen  nach 
Halle  eingeführt  wurden.  Dieses  Quantum  beträgt  181000  kg,  ist 
also  über  dreimal  großer  als  die  direkt  aus  dem  Auslande  eingeführte 
Menge.  Diese  Quantitäten  werden  uns  zum  größten  Teile  durch  den 
Handel  der  Ostseeprovinzen  vermittelt  und  sind  meist  russischer  Her- 
kunft. Ein  genaueres  Verhältnis,  in  welchem  die  verschiedenen  Länder 
an  der  Gesamtsumme  beteiUgt  sind,  läßt  sich  nicht  angeben. 

Dieses  Jahresquantum  verteilt  sich  auf  die  einzelnen  Monate  folgender- 
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maBen.  Die  gröBten  Monatsmengen  zeigen  der  Mai  mit  47  500  kg,  der 
Januar  mit  25000  kg,  der  November  und  März  mit  21000  kg;  die 
geringste  Zufuhr  an  ausländischer  Ware  weisen  di&  Monate  Februar,  in 
welchem  kein  Quantum  nachgewiesen  wurde,  der  Dezember  mit  2500  kg 
und  April  und  Juni  mit  5000  kg  auf.  Die  Jahresmenge  der  aus  dem 
Inlande  zugefuhrten  ausländischen  Erbsen  betrug  237  295  kg,  was  einem 
Monatsdurchschnitt  von  ca.  197  700  kg  entsprechen  würde.  Während 
der  größere  Teil  der  nach  Halle  eingeführten  Bohnen  ausländischer 
Provenienz  war,  muß  in  bezug  auf  die  in  Rede  stehende  Hülsenfrucht 
das  Gegenteil  konstatiert  werden. 

An  inländischem  Produkt  wurden  nach  Angabe  der  statistischen 
Nachweisungen  über  den  Empfang  496  500  kg  bezogen,  ein  Quantum 
das  doppelt  so  groß  ist,  als  das  der  aus  dem  Auslande  stammenden 
£rbsen.  Von  dieser  Summe  wurden,  wie  aus  Tabelle  XLII  ersicht- 
lich, 430  000  kg  oder  fast  87  ^/^  aus  der  Provinz  Sachsen  eingeführt 
Am  meisten  beteiligt  ist  der  Regierungsbezirk  Merseburg  mit  346  000  kg. 
Aus  dem  Kegierungsbezirk  Magdeburg  wurden  47  000  kg,  aus  dem 
Erfurter  37000  kg  bezogen.  Der  erf>tgenannte  Regierungsbezirk  ist 
der  einzige,  der  regelmäßig  an  der  Versorgung  unserer  Stadt  teil- 
genommen hat.  Von  den  Kreisen  dieses  Bezirks,  welche  sich  durch 
besonders  große  Sendungen  auszeichnen,  sind  zu  erwähnen  die  Krebe 
Bitterfeld,  Querfurt,  Merseburg,  Naumburg  und  der  Saalkreis.  Die 
größten  Monatsquanta  wurden  aus  diesem  Bezirke,  wie  Tabelle  XTiTT 
zeigt,  in  den  flerbstmonaten  September  (95  000  kg),  Oktober  (64  000  kg) 
und  Januar  (62  000  kg)  bezogen.  Die  geringsten  Zahlen  zeigen  da- 
gegen die  Monate  April  mit  1000  kg,  Mai  mit  2500  kg  und  Juli 
mit  5000  kg. 

Von  den  übrigen  Staaten  weist  eine  beträchtlichere  Jahresmenge 
nur  das  fruchtbare  Herzogtum  Anhalt  auf.  Aus  diesem  Lande  wurden 
55  000  kg  nach  Halle  eingeführt.  Die  aus  den  übrigen  Ländern  und 
Landesteilen,  Ostpreußen,  Mecklenburg  und  Thüringen  stammenden 
Quantitäten  sind  gering,  und  dürfte  deshalb  ein  Hinweis  auf  die 
Tabelle  genügen.  Von  einem  Versuche,  den  relativen  Konsum  fest- 
zustellen, wollen  wir  aus  dem  Grunde  Abstand  nehmen,  weil  sich 
für  die  per  Achse  in  die  Stadt  gebrachten  jedenfalls  nicht  unbeträcht- 
lichen Quantitäten  kein  genauer  Anhalt  bietet,  und  weil  femer  ein 
Nachweis  darüber  fehlt,  welcher  Teil  zum  menschlichen  Konsum  und 
welcher  als  Viehfutter  oder  zu  anderen  Zwecken  Verwendung  ge- 
funden hat. 
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c)  Linsen. 

Um  kurz  die  Versorgung  des  deutschen  Marktes  mit  ausländischen 
Linsen  zu  berühren,  sei  die  Übersicht  über  die  Einfuhr  in  den  Jahren 
Ton  1897  bis  1901  nach  den  Angaben  der  deutschen  Beichsstatistik 
mitgeteilt. 


Jahr 

in  dz 

Gegen  das  Vorjahr 

mehr  (-}-) 

weniger  (—) 

inVo 

1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

135  730 
106  159 

153  143 
189430 

152  546 

—  29571 

+  46  984 
+  36  287 
-36884 

-7i,8 

+  44,3 
+  23,7 
-  19,5 

Mach  diesen  Zahlen  hat  sich  die  Tendenz  einer  geringen  Auf- 
wärtsbewegung der  Einfuhr  in  den  benannten  Jahren  bemerkbar  ge- 
macht, doch  sind  die  Zahlen  Schwankungen  unterworfen.  Den 
höchsten  Stand  erreicht  die  Einfuhr  Yon  Linsen  im  Jahre  1900  mit 
189  430  dz,  während  sie  im  Jahre  1898  am  geringsten  war.  Die  be- 
deutendste Steigerung  gegen  das  Vorjahr  weist  das  Jahr  1899  auf, 
dieselbe  betrug  fast  47  000  dz  oder  44,3  %. 

Stellen  wir  diesen  Zahlen  die  entsprechenden  Ausfuhrziffem 
gegenüber,  so  erhalten  wir  folgende  Tabelle: 


Jahr 

in  dz 

Gegen  das  Vorjahr 

mehr  (-{-) 

weniger  (—) 

in7o 

Mehreinfuhr 

1897 
1898 
1899 
1900 
1901 

4290 

5966 

5300 

21 173 

14010 

+    1676 

—  666 

+  15873 

—  7163 

+    39,1 

+  299,4 
—    33,8 

-  131440 

-  100  193 

-  147  843 

-  168257 

-  138536 

Die  Ausfuhrziffern  bewegen  sich  in  der  angegebenen  Periode  un- 
zweifelhaft in  steigender  Richtung.  Die  Ausfuhr  yon  Linsen  hat  sich 
Ton  4290  auf  14  010  dz  erhöht ;  sie  hat  sich  also  mehr  als  verdreifacht. 
Die  höchste  Ausfuhr  hat  im  Jahre  1900  stattgefunden,  welches  ein 
Mehr  Ton  15873  dz  oder  ca.  299%  gegen  das  Vorjahr  aufweist.  Die 
Binfnhr  ist  trotzdem  eine  ganz  erhebliche,  da  die  Ausfuhr  nur  eine 
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unbedeutende  Kolle  spielt.  Die  Mehreiofulir  schwankt  ganz  erheb- 
lich. Im  Jahre  1900  erreichte:  sie^  mit  196  257  dz  ihren  höchsten  Stand ; 
demgegenüber  war  sie  im  Jahre.  1898  am  geringsten  und  betrug  nur 
etwas  über  100  000  dz. 

tSber  die  bei  der.  Versorgung  Deutschlands  mit  ausländischen 
Linsen  in  Betracht  kommenden  Lander  gibt  die  folgende  Tabelle 
für  das  Jahr  1901  Auskunft: 

Land  dz  ^o 

Rußland   .....  148621  97,4 

Österreich-Ungarn      .  3  305  2,2 

ChUe 216  0,1 


Jahressumme  152  546  99,7 


Der  Hauptlieferant  ist  demnach  unzweifelhaft  Rußland,  welches 
über  97  ^/^  aller .  aus  dem  Auslande  bezogenen  Linsen  zuführte. 
Österreich  steht  mit  3305  dz  an  zweiter  Stelle.  Interessant  ist,  daß 
auch  Chile  sich  an  der  Einfuhr  von  Linsen  nach  Deutschland,  wenn 
auch  nur  mit  215  dz  beteiligt  hat. 

Die  direkt  aus  dem  Auslande  nach  Halle  gehenden  Linsen- 
öendungeü  sind  sehr  gering.  Wie  die  Tabelle  XLIII  zeigt,  wurden 
in  dem  Jahre,  das  dieser  Arbeit  zugrunde  gelegt  wurde,  nur  15009  kg 
aus  Rußland  importiert. 

Sehr  stark  dagegen  sind  die  Quantitäten  von  ausländischen  Linsen, 
die  der  Zwischenhandel  vermittelte.  So  kamen  namentlich  aus 
Magdeburg  und  Stettin  bedeutende  Mengen;  die  erstgenannte. Stadt 
führte  im  ganzen  191500  kg  zu,  das  sind  ca.  15960  kg  im  Monats- 
durchschnitt. Aus  Stettin  bezog  Halle  in  dem  genannten  Zeitraum 
77500  kg  Linsen,  die  nach  den  Angaben  eines  Stettiner  Spediteurs 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  aus  Rußland  stammen.  Auch  die  per 
Kahn  aus  Ostpreußen  nach  Halle  beförderten  1000  kg  werden  russischen 
Ursprungs  und  durch  den  ziemlich  lebhaften  Handel  der  Ostseeprovinzen 
yermittelt  sein.  Das  im  ganzen  nach  Halle  eingeführte  Quantum 
ausländischer  Linsen  beläuft  sich  demnach  auf  285  009  kg,  von  denen 
nur  15009  kg  also  etwa  5  7o  direkt  aus  dem  Auslande  und  270000  kg 
oder  ca.  95  %  durch  den  Zwischenhandel  bezogen  wurden. 

Der  Bezug  von  inländischen  Linsen,  der  in  Tabelle  XLIV  ent- 
halten ist,  ist  sehr  gering.  In  dem  ganzen  Jahre  wurden  durch  die 
Babnstatistik  für  den  Empfang  aus  dem  Inlande  nur  9500  kg  nachr 
gewiesen,  und  zwar  stammte  das  gesamte  Quantum  aus  der  Provinz 
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Sachsem-  Auf  den  Regieningsbeeirk  Merseburg  entfielen  von  dem  ge- 
nannten Gresamtquanttim  9000  kg,  während  die  übrigen  500  kg  ads 
dem  Regierungsbezirk  Erfurt  zugeführt  wurden. 

Die  Quantitäten,  welche  in  Sendungen  von  unter  600  kg  ein* 
ginjge&y  sowie  die  Eügutsendungen  isind  wir  leider  nicht  in  der  Lage 
anKugeben>  doch  werden  diese  Mengen  verhättnismäßig  unbedeutend  sein. 

Die  statistischen  Nachweisungen  für  den  Versand  geben  die 
aus  Halle  wieder  ausgeführten  Linsenmengen  auf  20  500  kg  an.  Nach 
diesen  Zahlen  sind  in  den  Monaten  Juni  uod  Januar  keine  bedeutenderen 
Quantitäten  zum  Versand  gelangt.  Die  größten  Versandzahlen  zeigen 
die  Monate  Noyember.  und  März  mit  je  5000  kg.  Man  wird  nicht 
fehl  gehen,  wenn  man  annimmt,  daß  es  sich  bei  den  wieder  ausgeführten 
Quantitäten  ausschließlich  um  ausländische,   russische  Ware  handelt; 

Trotzdem  wir  uns  dessen  bewußt  sind,  daß  ein  zuverlässiges 
Resultat  wegen  der  Unvollständigkeit  der  Zahlen  sich  nicht  erreichen 
läßty  so  wollen  wir  dennoch  den  Versuch  machen,  einen  Anhalt  für 
die  Höhe  des  Konsums  zu  gewinnen. 

Von  den  385009  kg  ausländischer  Linsen  wurden,  wie  eben  er« 
wähnt,  30  500  kg  wieder  ausgeführt.  Demnach  verbleiben  ca.  264  500  kg 
ausländischer  Linisen  in  Halle ;  denen  9500  kg  inländischer  Ware 
gegenüberstehen.  .  Daraus  ergibt  sich,  daß  wenn  diese  Zahlen  zu- 
treffen, 374000  kg  Linsen  zum  Konsum  gelangten,  und  daß  außerdem 
die  inländische  Ware  nur  etwa  den  38.  Teil  der  aus  dem  Auslände 
stammenden  Linsen  ausmacht. 

I^ehmen  wir  die  Bevölkerungssumme  mit  160  000  und  die  Zahl  der 
Haushaltungen  wieder  mit  35432  an,  so  erhalten  wir  einen  relativen 
jährlichen  Konsuip  von  Linsen  von  1,7  pro  Kopf  dei:  Bevölkerung 
und  von  7,7  pro  Haushaltung.  Der. relative  Konsum  bleibt  also  um 
4  V«  ^g  pro  Haushaltung  und  um  fast  1  kg  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
hinter  dem  Kondum  von  Bohnen  zurück: 


8.  Südfrüclite. 

Unter  der  Bezeichnung  Südfrüchte  sind  eine  Reihe  von  Konsums- 
artikeln zusammengefaßt,  von  denen  einige  für  die  Ernährung  auch 
der  niederen  Schichten  der  Bevölkerung  bei  der  mehr  und  mehr  zu- 
nehmenden Wohlhabenheit  derselben  eine  immer  wichtigere  Rolle 
spielen. 
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Diese  Fmchtarten  werden  fast  ausscbließlich  aus  dem  Auslände 
eingeführt  Ehe  wir  auf  die  Versorgung  der  Stadt  Halle  im  be- 
sonderen eingehen,  wollen  wir  einen  kurzen  Blick  auf  die  Bedeutung 
der  Südfrüchte  für  den  gesamten  deutschen  Markt  werfen.  Welche 
Wichtigkeit  diese  Fruchtarten  für  die  Versorgung  des  deutschen 
Marktes  erlangt  haben,  erkennen  wir  am  deutlichsten,  wenn  wir  die 
Einfuhrzahlen  der  letzten  Jahre,  wie  sie  uns  die  deutsche  Beichs- 
statistik  bietet,  betrachten. 

a)  Apfelsinen  und  Zitronen. 

Daß  wir  es  bei  diesen  Südfruchtarten  mit  einem  ganz  bedeuten- 
den Konsumartikel  zu  tun  haben,  erbellt  aus  der  folgenden  Zusammen- 
stellung der  Einfuhr  für  die  Jahre  1898—1901. 

Es  wurden  an  Apfelsinen  und  Zitronen  nach  Deutschland  eingeführt : 


Jahr 

Einfuhr 
in  dz 

Gegen  das  Vorjahr 

mehr  (-[-) 

weniger  (— ) 

•/. 

1898 
1899 
1900 
1901 

415606 

554  563 
647799 

689071 

+  138957 
--    93*36 
-f-    41  272 

+  M 

Nach  diesen  Zahlen  hat  die  Einfuhr  in  den  Jahren  1898  bis  1901 
außerordentlich  zugenommen.  Die  Steigerung  derselben  gegenüber 
dem  Vorjahre  war  am  stärksten  im  Jahre  1899,  wo  sie  138957  dz 
oder  ungefähr  33  7o  betrug.  Die  Einfuhr  im  Jahre  1901  übersteigt 
diejenige  des  Jahres  1898  um  ungefähr  06%. 

über  die  Länder,  die  für  die  Zufuhr  dieses  Artikels  nach  Deutsch- 
land in  Betracht  kommen,  gibt  die  folgende  Zusammenstellung  für  das 
Jahr  1901  Auskunft.  Es  wurden  au  Apfelsinen  und  Zitronen  eingeführt : 


Land  dz 

Italien 452581 

Spanien 208662 


Osterreich-  Ungarn 
Asiatische  Türkei 
Frankreich  •  .  . 
Niederlande.  •  . 
Schweiz  .  .  .  . 
Großbritannien 


18811 

4572 

2183 

1076 

671 

44 


% 
65,7 

30,3 

2,7 

0,7 

0,3 

0,2 

0,1 


Summa:  689071 


100,0 
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Nach  diesen  Angaben  der  Beichsstatistik  wurden  also  452581  d:^ 
oder  fast  zwei  Drittel  aller  Apfelsinen  und  Zitronen  aus  Italien  be- 
zogen. Von  dem  übrigen  Drittel  entfallt  der  weitaus  größte  Teil 
auf  Spanien^  welches  mit  208  662  dz  oder  mit  ca.  30  7o  <^  ^^^  Gte- 
samteinfuhr  des  Jahres  190L  beteiligt  war. 

Von  den  übrigen  in  der  obigen  Tabelle  aufgeführten  Ländern 
ist  noch  Österreich-Ungarn  mit  18811  dz  zu  erwähnen.  Die  von  den 
übrigen  Ländern  zugeßihrten  Quantitäten  sind  nicht  von  erheblicher 
Wichtigkeit,  weshalb  uns  gestattet  sei,  dieselben  unter  Hinweis  der 
obigen  Zusammenstellung  zu  übergehen. 

Die  Qualität  der  Apfelsinen  und  Orangen  der  einzelnen  Länder 
ist  nicht  gleich.  Als  Beweis  dafür  führen  wir  die  Einheitswerte  pro 
Doppelzentner  an.  Wenn  auch  die  Entfemungen  der  einzelnen  Länder 
sehr  yerschieden  sind,  so  differieren  die  Seefrachten  doch  im  großeq 
Ganzen  unerheblich,  und  in  den  erwähnten  Einheitswerten  kommt 
daher  der  Qualitätsunterschied  in  ausreichender  Weise  zum  Ausdruck. 

Für  das  Jahr  1901  wurden  die  Durchschnittspreise  von  Apfelsinen 
und  Zitronen  pro  100  kg  von  der  Schätzungskommission  des  Kaiserlichen 
StatistiBchen  Amts  wie  folgt  festgestellt. 

aus  Frankreich  eingeführte  40  Mk. 

„    der  asiatischen  Türkei  „  ^^     n 

„    Osterreich-Üngam  „  21     „ 

„    der  Schweiz  „  21     »9 

Spanien  „  20    „ 

Italien  „  20    „ 


n 


Die  franzosischen  Früchte  sind  nach  diesen  Angaben  die  feinsten, 
während  die  aus  den  übrigen  angeführten  Ländern  stammenden  nur 
unbedeutende  Qualitätsunterscbiede  aufweisen. 

Untersuchen  wir  nun  die  Frage,  wie  die  Versorgung  der  Stadt 
Halle  mit  diesen  Artikeln  in  dem  bezeichneten  Zeitabschnitt  vor  sich 
gegangen  ist,  so  ergibt  sich  aus  Tabelle  XLV,  daß  51 138  kg  Apfel- 
sinen und  Zitronen  direkt  vom  Ausland  nach  Halle  befördert  und 
daselbst  zur  Verzollung  gelangt  sind.  Hiervon  entfallen  39881  kg 
auf  Italien,  also  fast  vier  Fünftel  der  gesamten  in  Halle  verzollten 
Apfelaiiien.  Von  den  übrigen  Ländern  verdient  noch  Österreich* 
Ungarn  mit  einem  Jahresquantum  von  9817  kg  erwähnt  zn  werden. 
Die  übrigen  in  der  Tabelle  noch  aufgeführten  Länder  sind  weniger 
wegen  der  G-röBe  der  importierten  Quantitäten,  als  wegen  der  großen 
Entfernungen  von  Interesse.    Aus  diesem  Grunde  mögen  die  Ver* 
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'einigten  Staaten  von  Amerika  mit  381  kg,  und  Ägypten  mit  4  kg 
besonders  hervorgehoben  werden.  Die  aus  Großbritannien  und  den 
Niederlanden  eingeführten  Mengen  sind  durch  den  Zwischenhandel 
Vermittelt  worden.  Es  handelt  sich  um  geringe  Quantitäten,  deren 
Ursprungsland  sich  nicht  mit  Sicherheit  hat  feststellen  lassen. 

Viel  bedeutender  sind  diejenigen  Apfelsinen-  und  Zitronen- 
Sendungen,  die  schon  verzollt  nach  Halle  gekommen  sind. 

Nach  den  Angaben  der  statistischen  Nachweisungen  der  Bahn- 
behörde  in  Tabelle  XLYI  wurden  in  dem  Zeitraum  vom  1.  April  1901 
bi9  1.  April  1902  im  ganzen  629  600  kg  Apfelsinen  nach  Halle  be- 
fördert, ein  Quantuni,  welches  die  von  der  Zollbehörde  angegebenen 
Quantitäten  um  das  zWÖlffaclie  übersteigt. 

Wie  aus  dieser  Tabelle  hervorgeht,  werden  die  meisten  in  Halle 
zum  E^onsum  gelangenden  Apfcflsinen  über  Hamburg  bezogen. 

Yon  den  629  500  kg  die  insgesamt  von  der  Bahnstatistik  nach- 
gewiesen Wurden,  kamen  432  500  kg  also  über  zwei  Drittel  über 
Häiiiburg. .  Die  übrigen  197000  kg  wurden  über  Leipzig  zugeführt. 
*  *  Und'  nun'  einen  Überblick  darüber  zu  gewinnen,  aus  welchen 
Ländern  der  hamburgische  Handel  seine  Zufuhr  an  diesem  Artikel 
erhält,  fühnitr.  ynir  im  folgenden  eine  Tabelle  an,  die  den  von  dem 
handelsstatistjiscbe^ri  Büreiau  dieser  Hansastadt  aufgßstellten  Über- 
sichten über  .die/ ^eeeinfuhr  für  das  Jahr  1901  entnommen  ist. 

Danach  betrug  die  Seeeinfuhr  in  Hamburg  an  Apfelsinen  und 
Orangen  im  Jahre  1901: 

Länder  dz  % 

aus  Spanien    .     .                   .     248862  63,2 

„    Italien .213  597  45,7 

„    Syrien. 2478  0,5 

„    Großbritannien      ...        1373  0,3 

„    Cypern      ......           874  0,2 

"      :  übrige  Einfuhr  seewärts  .     .  349 0^ 

zusammen  seewärts:  467  523        100,0 

Wie  diese  Zusammenstellung  zeigt,  erhielt  Hamburg  den  größten 
Teil  seiner  Zufuhr  aus  Spanien  und  Italien.  Die  aus  dem  erst- 
lenannten  Lande  eingeführten  Quantitäten  sind  etwas  größer,  während 
UHch  den  fiihführzahlen  für  das  Deutsche  Reich  im  Jahre  1901  Italien 
über  1'^^  mal  soviel  Apfelsinen  und  Zitronen  importierte  als  Spanien. 
Diese  '£räCheiniing  dürfte  ihre  Erklärung  in  der  Hauptsache   darin 
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finden,  daß  ein  sehr  bedeutender  Teil  von  frischen  italienischen  Süd- 
früchten mit  der  Eisenbahn  nach  Deutschland  befördert  wird.  Die 
aus  Spanien  nach  Hamburg  verfrachteten  Apfelsinen  machen  über 
die  Hälfte  (53^/^)  aller  seewärts  dorthin  eingeführten  Mengen  aus. 
Spanien  und  Italien  zusammen  führten  per  Schiff  fast  99  %  zu ;  daraus 
folgt,  daß  die  aus  den  übrigen  Ländern  stammenden  Apfelsinen  fast 
ohne  Bedeutung  sind.  Von  diesen  ist  noch  zu  erwähnen  Syrien  mit 
2478  dz.  Bemerkenswert  ist  ferner,  daß  der  englische  Zwischen- 
handel 1373  dz  Apfelsinen  Hamburg  zuführten.  Cypem  steht  mit 
349  dz  an  letzter  Stelle. 

In  welcher  Weise  nun  diese  Länder  an  der  Versorgung  der 
Stadt  Halle  mit  Apfelsinen  teilnehmen,  läßt  sich  zahlenmäßig  selbst- 
Terständlich  nicht  feststellen,  doch  ist  nach  dem  oben  Gesagten  an- 
zunehmen, daß  auch  für  den  Bezug  über  Hamburg,  Spanien  und  Italien 
die  Hauptrolle  spielen  werden. 

Die  aus  Leipzig  bezogenen  Quantitäten  im  Gesamtbetrage  von 
197000  kg  dürften  zum  überwiegenden  Teil  auf  dem  Landwege  haupt- 
sächlich aus  Italien,  zum  kleineren  Teile  aus  Österreich,  der  Schweiz 
und  Frankreich  zugeführt  worden  sein. 

Auch  die  in  den  einzelnen  Monaten  des  in  Bede  stehenden  Jahres 
als  Eilgut  beförderten  Apfelsinen  sind  in  der  Tabelle  XL VII  zu- 
sammengestellt. Wie  aus  derselben  hervorgeht,  kommen  als  Ver- 
sandorte nur  Leipzig  und  Hamburg  in  Frage.  Aus  der  erstgenannten 
Stadt  wurden  18  251  kg,  aus  der  letzteren  noch  nicht  der  sechste  Teil 
dieser  Summe,  nämlich  nur  2600  kg  per  Eilgut  bezogen.  Die  Be- 
zugsrerhältnisse  dieser  beiden  Handelsplätze  sind  bereits  oben  erörtert 
worden. 

Bemerkt  mag  an  dieser  Stelle  werden,  daß  unter  die  Eilgut- 
sendungen auch  diejenigen  aufgenommen  worden  sind,  die  in  den 
Schalter-  und  BoUfuhrkarten  als  Südfrüchte  bezeichnet  worden  sind, 
da  diese  Sendungen,  wie  wir  erfahren  haben,  wenn  auch  nicht  aus- 
schließlich so  doch  zum  überwiegenden  Teile  Apfelsinen  enthalten. 

Werfen  wir  nun  noch  die  Frage  auf,  in  welchen  Monaten  der 
Bezug  Yon  Apfelsinen  am  stärksten  ist,  so  ist  dieselbe  kurz  folgender- 
maßen zu  beantworten.  Wie  namentlich  aus  Tabelle  XLV  und  auch 
aus  den  Tabellen  XLVII  und  XLVI  zu  ersehen  ist,  werden  Apfel- 
sinen und  auch  Zitronen  fast  während  des  ganzen  Jahres  eingeführt. 
Die  Hauptbezugsmonate  sind  aber  die  Wintermonate  Dezember  bis 
ApriL  Ganz  besonders  groß  war  die  Zufuhr  im  Februar;  in  diesem 
Monate  wurden   211600  kg  Apfelsinen  nach  Halle  eingeführt.    Die 

LXIII  11 
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Zufuhr  im  März  undJanuar  war  auch  bedeutend,  sie  betrug  174300 
resp.  ca.  135000  kg.  Die  geringsten  Zahlen  weisen  dagegen  die 
Sommermonate  Juli  bis  Oktober  auf;  die  niedrigste  Ziffer  zeigt  der 
Oktober  mit  121  kg. 

Wenn  man  den  Bezug  kurz  charakterisieren  will,  wird  man  auf 
Grund  der  Tabellen  XLY  bis  XLYII  sagen  können,  daß  im  ganzen 
ca.  701500  kg  Apfelsinen  in  der  Zeit  Yom  1.  April  1901  bis 
1.  April  1902  bezogen  wurden,  von  denen  ungefähr  zwei  Drittel  über 
Hamburg  (zur  See)  und  ein  Drittel  (in  der  Hauptsache  auf  dem  Land- 
wege) nach  Halle  kamen. 

Zitronen.  Wie  oben  erwähnt,  sind  unter  der  Nummer  624 
des  statistischen  Warenverzeichnisses  Apfelsinen  und  Zitronen  zu- 
sammengefaßt ;  die  zollamtlichen  Zahlen  geben  also  beide  Fruchtarten 
zusammen.  Auch  bei  der  Bahnbehörde  werden  dieselben  nicht 
immer  scharf  getrennt;  entweder  werden  solche  Sendungen,  welche 
Apfelsinen  und  Zitronen  zugleich  enthalten,  als  Südfrüchte  bezeichnet 
oder  sie  führen  die  Bezeichnung  des  Artikels,  der  den  Hauptbestand- 
teil der  Sendung  ausmacht.  Deshalb  sollen  die  Bezugsverhältnisse 
der  Zitronen  hier  anknüpfend  kurz  erörtert  werden. 

Wie  die  bahnstatistischen  Nachweisungen  (Tabelle  XL  Via) 
zeigen,  wurden  in  dem  fraglichen  Zeitabschnitt  im  ganzen  8000  kg 
Zitronen  auf  dem  Schienenwege  nach  Halle  befördert.  Davon  ent- 
fallen 7000  kg  auf  Hamburg  und  1000  kg  auf  Leipzig.  Diese  Sendungen 
fanden  hauptsächlich  in  den  Monaten  November  bis  April  statt,  also 
in  derselben  Zeit,  in  welcher,  wie  wir  sehen,  auch  der  Bezug  an 
Apfelsinen  am  bedeutendsten  war.  Der  Dezember  weist  mit  1500  kg 
das  höchste  Monatsquantum  auf. 

Als  Eilgut  wurden  im  ganzen  an  Zitronen,  wie  aus  Tabelle  XLYII  a 
hervorgeht,  7068  kg  der  Stadt  Halle  zugeführt.  Der  allergrößte  Teil 
dieses  Quantums  kam  aus  Leipzig,  nämlich  6677  kg.  Den  Best  von 
nur  391  kg  führte  Hamburg  zu,  was  sich  aus  den  bedeutend  höheren 
Frachtkosten  leicht  erklärt.  Die  höchsten  Monatsmengen  wurden  aus 
Leipzig  im  Juni  (1168  kg),  Mai  (922  kg),  November  (897  kg)  und 
Oktober  (825  kg)  bezogen,  während  dagegen  die  Monate  Februar  mit 
132  kg,  März  mit  199  kg  und  Dezember  mit  237  kg  die  niedrigsten 
Ziffern  aufweisen.  Die  gesamten  per  Bahn  nach  Halle  beförderten 
Zitronensendungen  betrugen  in  den  behandelten  Jahre  16068  kg. 

Da,  wie  oben  dargelegt,  unter  der  Bezeichnung  Südfrüchte  im 
engeren  Sinne  meist  Apfelsinen  und  Zitronen  verstanden  werden,  so 
mögen  auch  die  Südfruchtsendungen,  soweit  sie  von  der  Bahn 


—     163    — 

nachgewiesen  werden,  hier  mit  Erwähnung  finden.  Nach  Tabelle  XLVllI 
weist  die  Bahnstatistik  drei  Sendungen  aus  Hamburg  im  Gesamt- 
beträge von  9000  kg  nach,  welche  diese  Bezeichnung  tragen.  Die 
bedeutendste  davon  beträgt  7600  kg  und  fand  im  Monat  Mai  statt. 
Die  als  Eilgut  nach  Halle  expedierten  SüdfruchtsenduDgen  sind  ohne 
Bedeutung,  weshalb  wir  es  unterlassen,  näher  darauf  einzugehen. 

Zum  Schluß  wollen  wir  einen  Versuch  machen,  den  Jahresver- 
brauch an  Südfrüchten  (Apfelsinen  und  Zitronen)  in  Halle  zu  be- 
rechnen. An  Apfelsinen  und  Zitronen  wurden  nach  Halle  eingeführt 
nach  Tabelle  XLV  61138  kg,  femer  an  Apfelsinen  629500  kg  nach 
den  Angaben  der  Bahnstatistik  und  20861  kg  Eilgutsendungen.  Dazu 
kommen  Zitronen  im  ganzen  16068  kg  nach  den  Tabellen  XLYIa 
und  XLVIIa;  endlich  sind  noch  9000  kg  Südfrüchte  (Tabelle  XLVIII) 
hinzuzuaddieren.  Wir  erhalten  hieraus  die  Gesamtsumme  von  rund 
726  000  kg.  Davon  sind  die  wieder  zum  Versand  gelangten  Mengen 
in  Abzug  zu  bringen.  Es  wurden  nach  Angabe  der  bahnstatistischen 
Nachweisungen  über  den  Versand  während  des  behandelten  Jahres 
32  000  kg  Apfelsinen  und  1600  kg  Südfrüchte  wieder  ausgeführt,  so 
daß  die  Summe  von  23  600  kg  in  Abzug  zu  bringen  wäre. 

Diese  Zahl  ist  aber  zweifellos  zu  niedrig,  da  aJIe  Fracht- 
sendungen unter  600  kg  weggefallen  sind.  Wir  glauben  daher  diese 
Zahl  auf  30000  kg  erhöhen  zu  müssen.  Nach  Abzug  dieser  Versand- 
Ziffer  verbleiben  696  000  kg,  die  als  ungefähre  Konsumziffer  angesehen 
werden  könnten.  Bei  einer  Einwohnerzahl  von  160000  würde  sich 
daraus  für  Apfelsinen  und  Zitronen  ein  relativer  Jahreskonsum  pro 
Xopf  der  Bevölkerung  von  ungefähr  4,3  kg  ergeben.  Die  relative 
Verbrauchsziffer  für  Apfelsinen  allein  würde  dann  ungefähr  4  kg  be- 
tragen. Da  nun  auf  1  kg  etwa  6 — ^8,  oder  im  Durchschnitt  7  Apfel- 
sinen zu  rechnen  sind,  so  würden  im  Durchschnitt  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung in  Halle  an  Apfelsinen  28  oder  140  pro  Haushaltung 
jährlich  konsumiert. 

Doch  muß  bei  dieser  Berechnung  noch  erwähnt  werden,  daß  die 

Emballage    nicht    berechnet    worden    ist      Sodann    war    es   uns   in 

diesem  Falle  leider  nicht  immer  möglich,  mit  Sicherheit  festzustellen, 

welche  Quantitäten  von  der  Bahn-  und  Zollbehörde  gleichzeitig  zur 

Notierung  gelangt  sind,  also  doppelt  in  unserer  Aufstellung  erscheinen» 

Dadurch  vrürde  aber  die  relative  Konsumziffer  im  ungünstigsten  Falle 

doch  nicht  viel  unter   4  kg  heruntergehen,  so  daß  diese  Zahl  als 

einigermaßen    den    tatsächlichen   Konsumverhältnissen    entsprechend 

angesehen  werden  kann. 

11* 
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b)  Feigen. 

Die  außer  Apfelsinen  noch  als  Südfrüchte  bezeichneten  and  för 
unsere  Betrachtung  in  Frage  kommenden  Artikel  sind  wohl  sämtlich 
weniger  als  Nahrungsmittel  der  niederen  Bevölkerungsschichten  als 
vielmehr  als  Genußmittel  anzusehen,  die  mehr  auf  der  Tafel  der 
wohlhabenderen  Bevölkerung  wie  auf  dem  Tische  des  gewöhnlichen 
Mannes  zu  finden  sind.  Deshalb  soll  bei  diesen  Artikeln  von  einer 
eingehenderen  Darstellung  Abstand  genommen  werden. 

An  Feigen  importierte  Deutschland  nach  Angabe  der  Beichs- 
statistik  in  den  Jahren  1898  bis  1901  folgende  Quantitäten: 


Jahr 

in  dz 

Gegen  das  Vorjahr 

mehr  (-|-) 

weniger  ( — ) 

in% 

1898 
1899 
1900 
1901 

40313 

46378 

44  757 
51  180 

+  6065 
—  1621 
+  6423 

+  15,0 

j_    3,5 
+  14,4 

Auch  bei  dieser  Südfruchtart  läßt  sich  eine  ziemlich  bedeutende 
Steigerung  der  Einfuhr  von  40000  dz  auf  51000  dz,  also  um  un- 
gefähr 25^0  feststellen.  Nur  das  Jahr  1900  zeigt  einen  Bückgan^ 
um  1621  dz  oder  3,5  7o  gegenüber  dem  Vorjahre. 

Die  für  die  Versorgung  des  deutschen  Marktes  in  Frage  kommen- 
den Länder  sind  aus  der  folgenden  Zusammenstellung;; zu  ersehen,  die 
ebenfalls  der  deutschen  Reichsstatistik  entnommen  ist: 


1901 

Land  dz 

Griechenland 17  750 

Asiatische  Türkei  .     .     .     .  15121 

Italien 7  393 

Spanien 5  677 

Algerien 2968 

Osterreich  -  Ungarn     .     .     .  1493 

Frankreich    .     .     .     .     .     .  371 

Summa:  51180 


/o 

34,7 

29,5 

14,4 

11,1 

5,8 

2,9 

0,7 


99,1 
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Demnach  ist  Griechenland  am  stärksten  an  der  Einfuhr  von 
Feigen  beteiligt,  nämlich  mit  17  760  dz  oder  fast  35^0  ^^^  Gesamt- 
quantams.  Eine  fast  ebenso  hohe  Ziffer  zeigt  die  asiatische  Türkei 
mit  16121  dz.  Die  beiden  ebengenannten  Länder  führten  fast  zwei 
Drittel  des  Gesamtquantums  nach  Deutschland  ein.  An  dritter  Stelle 
steht  Italien,  welches  ungefähr  die  Hälfte  von  der  aus  der  Türkei 
bezogenen  Jahresmenge  zuführte.  Die  anderen  Länder  sind  weniger 
von  Bedeutung;  am  geringsten  ist  die  Einfuhrziffer  Frankreichs, 
nämlich  nur  371  dz  oder  noch  nicht  1  7o  ^^^  Gesamtjahresmenge. 

Die  Versorgung  der  Stadt  Halle  im  besonderen  während  der 
Zeit  Tom  1.  April  1901  bis  1.  April  1902  ist  aus  den  Tabellen  IL 
und  L  zu  ersehen.  Nach  den  Angaben  der  Zollbehörde  (Tabelle  IL) 
wurden  in  dem  eben  bezeichneten  Zeiträume  direkt  aus  dem  Aus- 
lande 6081  kg  eingeführt.  Von  dieser  Summe  entfallen  4382  kg,  also 
über  zwei  Drittel  auf  Spanien  und  1663  kg  oder  fast  ein  Drittel  auf 
Griechenland.  Die  aus  den  anderen  Ländern  eingeführten  und  von 
der  Zollbehörde  notierten  Quantitäten  sind  ohne  Bedeutung. 

Die  Bahnstatistik  (Tabelle  L)  weist  während  des  bezeichneten 
Jahres  nur  1600  kg  Feigen  nach  und  zwar  aus  Leipzig.  Dieselben 
werden  wohl  zum  größten  Teile,  aus  Italien  stammend,  auf  dem 
Bahnwege  nach  dort  befördert  worden  sein. 

An  Eilgut  Sendungen  wurden  während  des  bezeichneten  Zeit- 
raums 348  kg  festgestellt,  die  in  der  Hauptsache  während  der  Winter- 
monate aus  Hamburg  und  Leipzig  bezogen  wurden. 

Bei  der  geringen  Bedeutung  dieses  Artikels  für  die  Volks- 
emährung  soll  von  einer  Berechnung  des  Konsums  Abstand  ge- 
nommen werden. 

c)   Korinthen. 

Die  Einfuhr  von  Korinthen  nach  Deutschland  betrug  nach  An- 
gabe der  Deutschen  Keichsstatistik : 


im 
Jahre 


in  dz 


Gegen  das  Vorjahr 

mehr  (+) 

weniger  ( — ) 


in% 


1898 
1899 
1900 
1901 


166  353 
177633 

125  735 
125  822 


-|-  II  2S0 
—  51  898 

+    87 


+  6,7 
—  29,2 
+  0|07 
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Wie  diese  Zahlen  zeigen,  hat  die  Zufuhr  an  diesem  Artikel  in 
dem  angegebenen  Zeitraum  nicht  unbedeutend  abgenommen,  und  zwar 
ist  dieselbe  von  166363  dz  im  Jahre  1898  auf  126822  dz  im  Jahre 
1901  also  um  fast  26  %  zurückgegangen.  Noch  größer  war  die  Ver- 
minderung der  Einfuhrziffer  im  Jahre  1900,  wo  sie  fast  30  7o  betrug. 
Eine  nennenswerte  Zunahme  in  der  Zufuhr  hat  nur  im  Jahre  1899 
stattgefunden ;  dieselbe  betrug  1 1 280  dz  oder  fast  7  %  gegenüber  dem 
Vorjahr. 

Als  Einfuhrländer  kommen,  wie  die  Zusammenstellung  für  1901 
zeigt,  die  folgenden  in  Betracht: 

1901 
Land  dz  ®/^ 

Griechenland 121415  96,6 

Asiatische  Türkei    ....        3377  2,7 

Niederlande 684  0,4 

Summa:     126822  99,6 

Wie  schon  die  Bezeichnung  dieses  Artikels  erwarten  läßt,  wird 
der  überwiegende  Teil  desselben  aus  Griechenland  bezogen,  und  wir 
sehen,  daß  im  Jahre  1901  in  der  Tat  96,6  %  ^^^  Gesamtjahressumme 
aus  diesem  Lande  eingeführt  wurden.  Daneben  ist  vielleicht  die 
asiatische  Türkei  mit  684  dz  (fast  3  ^/q)  noch  zu  erwähnen. 

Was  nun  die  Versorgung  der  Stadt  Halle  im  besonderen  anlangt, 
so  ist  zu  bemerken,  daß  das  Material  der  Zollbehörde  (Tabelle  LI) 
das  nämliche  Resultat  ergibt.  Es  wurden  im  ganzen  in  dem  be- 
sprochenen Zeitraum  624672  kg  Korinthen  nach  Halle  eingeführt 
und  621 260  kg  oder  über  99  7o  davon  stammten  aus  Griechenland. 
Außerdem  wurden  2930  kg  aus  der  asiatischen  Türkei  und  392  kg 
aus  Italien  nachgewiesen. 

Nach  der  Angabe  der  Bahnstatistik  (Tabelle  LH)  wurden 
127  600  kg  Korinthen  in  verzolltem  Zustande  per  Bahn  nach  Halle 
befördert.  Der  bedeutendste  Teil  dieses  Quantums,  nämlich  122  600  kg, 
kam  aus  Hamburg.  Aus  Magdeburg  wurden  4000  kg  und  aus  Witten- 
berg a.  E.  1000  kg  zugeführt.  Näheres  über  die  aus  Magdeburg 
und  Wittenberg  bezogenen  Quantitäten  ließ  sich  nicht  feststellen. 

Über  die  Provenienz  der  aus  Hamburg  eingeführten  Korinthen- 
sendungen dürfte  folgende  Zusammenstellung,  die  der  tabeUarischen 
Übersicht  des  Hamburgischen  Handels  für  das  Jahr  1901  ent- 
nommen ist,  hinreichend  Auskunft  geben: 
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Einfuhr  zur  See  von  Korinthen  nach  Hamburg 


Land 

Griechenland  und  Jonische  Inseln 

Niederlande    . 

Großbritannien 

Italien    .    . 

Frankreich 

Spanien 

KheinproTinz 

Kleinasien  . 

übrige  Einfahr  seewärts 


zusammen  seewärts 


dz 

83981 
1008 
734 
340 
187 
140 
110 
100 
44 


/o 
97 


86644 


100 


Wie  diese  Tabelle  zeigt,  stammt  auch  die  Hamburgische  Ein- 
fuhr fast  ausschließlich,  nämlich  zu  97  ^/q,  aus  Griechenland.  Ob 
nun  für  die  Sendungen  nach  Halle  auch  noch  einige  yon  den  übrigen 
in  obiger  Zusammenstellung  aufgeführten  Ländern  in  Frage  ge- 
kommen sind,  hat  sich  nicht  mit  Sicherheit  ermitteln  lassen. 

Wie  die  Tabelle  LI  zeigt,  wurden  Korinthen  während  des  ganzen 
Jahres  nach  Halle  eingeführt.  Die  Zufuhr  war  am  stärksten  in  den 
Monaten  Oktober,  November  und  Dezember,  während  die  Sommer- 
monate August  und  September  die  niedrigsten  Ziffern  aufweisen. 

Die  Zufuhr  per  Eilgut  ist  so  unbedeutend,  daß  sie  namentlich 
im  Vergleich  der  ansehnlichen  Quantitäten,  die  von  der  Zollbehörde 
und  in  den  bahnstatistischen  Nachweisungen  zur  Notierung  gelangt 
sind,  gar  nicht  ins  Gewicht  fallen. 


d)   Rosinen. 

In  den  Jahren  1898  bis  1901  wurden  nach  Deutschland  folgende 
Quantitäten  an  Bosinen  eingeführt  (Deutsche  Reichsstatistik): 


Jahr 


1898 
1899 
1900 
1901 


G^egen  das  Vorjahr 

mehr  (-f-) 

weniger  ( — ) 


264  457 

283451 
238  302 

245  085 


+  18994 
—  45  149 
+    6783 


in% 


+    7,2 
--  15,9 

4-  2,3 
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Wie  die  vorstehende  Zusammensielluiig  zeigt,  machte  sich 
während  des  angegebenen  Zeitraums  eine  fallende  Tendenz  in  den 
Einfuhrzahlen  für  Rosinen  bemerkbar.  Im  Jahre  1899  stieg  aller- 
dings der  Import  auf  283451  dz  oder  um  fast  19000  dz  (7,2  7o)  gegen 
das  Vorjahr,  aber  schon  im  folgenden  Jahre  ging  die  Einfuhr  um 
45 149  dz  oder  um  ca.  16^0  zurück  und  erreichte  mit  238302  dz  in 
diesem  Jahre  ihren  niedrigsten  Stand.  Im  Jahre  1901  trat  wieder 
eine  unbedeutende  Erhöhung  um  6783  dz  oder  um  2,3%  ein.  In 
dem  ganzen  Zeitraum  ist  die  Einfuhr  um  19  372  dz  oder  etwas  über 
7  %  vermindert  worden. 

An  der  Versorgung  des  deutschen  Marktes  mit  Rosinen  nahmen 
eine  ganze  Anzahl  von  Ländern  teil,  wie  die  der  deutschen  Reichs- 
statistik entnommene  Zusammenstellung  für  das  Jahr  1901  ergibt: 


Länder 

Asiatische  Türkei    .     . 

Spanien 

Griechenland  .... 
Gibraltar,  Malta,  Cypern 

Persien 

Europäische  Türkei 

Italien 

Niederlande  .... 
V.  St.  V.  Amerika  .  . 
Osterreich -Ungarn  .  . 
Großbritannien  .  .  . 
aus  anderen  Ländern  . 


Summa 


dz 

186  649 

28553 

14547 

4628 

3833 

3682 

1317 

914 

446 

288 

33 

195 


/o 

76,2 
11,6 
5,9 
1,9 
1,6 
1,5 
0,5 
0,4 
0,2 
0,1 
0,0 
0,1 


245  085        100,0 


Nach  der  vorstehenden  Tabelle  ist  das  Hauptbezugsland  für 
diesen  Artikel  die  asiatische  Türkei.  Im  Jahre  1901  wurden  von 
dort  76  7o  A^l^er  nach  Deutschland  importierten  Rosinen  bezogen. 
An  zweiter  Stelle,  mit  einem  bedeutend  geringeren  Jahresquantum 
steht  Spanien  mit  28  553  dz  oder  11,6  7o  ^^^  Gesamtsumme.  Die 
Hälfte  der  aus  dem  letztgenannten  Lande  eingeführten  Menge  lieferte 
Griechenland  mit  14547  dz.  Die  übrigen  Länder  sind  von  geringerer 
Bedeutung,  da  ihre  Gesamtzufuhr  an  Rosinen  nur  etwa  6  %  der  Ge- 
samtjahressumme ausmachte.  Deshalb  übergehen  wir  dieselben  unter 
Hinweis  auf  die  obige  Tabelle. 
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Treten  wir  nun  der  Frage  näher,  in  welcher  Weise  die  Ver- 
sorgung der  Stadt  Halle  mit  diesem  Artikel  vor  sich  ging,  so  ergibt 
sich  aus  den  Tabellen  LIII  und  LIY  folgendes. 

Nach  den  Anschreibungen  der  Zollbehörde  wurden  in  der 
Zeit  vom  1.  April  1901  bis  1.  April  1902  im  ganzen  571 929  kg 
Bosinen  aus  dem  Auslände  nach  Halle  eingeführt.  Der  weitaus 
größte  Teil  dieser  Menge,  nämlich  541 825  kg  oder  fast  95  %,  stammt 
aus  der  europäischen  Türkei.  Ad  zweiter  Stelle  steht  Spanien  mit 
12825  kg  oder  etwas  über  2^0*  Dann  folgen  Griechenland  mit  9082 
und  Italien  mit  5357  kg.  Die  aus  den  übrigen  Ländern  eingeführten 
Quantitäten  sind  ohne  Bedeutung. 

Die  Bahnstatistik  gibt  in  ihren  Nachweisungen  über  den  Empfang 
eine  Gesamtzufuhr  von  41500  kg  Rosinen  an.  Fast  die  Hälfte 
dieser  Summe,  nämlich  20500,  wurde  aus  Hamburg  per  Bahn  nach 
Halle  befordert.  Aus  Leipzig  wurden  9500  kg  yon  der  Bahn  nach- 
gewiesen. Das  aus  Dannenberg  a.  Elbe  verfrachtete  Quantum  von 
10000  kg  ist  höchstwahrscheinlich  auf  der  Elbe  von  Hamburg  zu- 
geführt worden. 

Die  übrigen  Sendungen  aus  Eisleben  und  Wittenberg  sind  ohne 
Bedeutung.  Im  ganzen  wurden  41 500  kg  auf  dem  Bahnwege,  wohl 
sämtlich  in  bereits  verzolltem  Zustande  nach  Halle  befördert.  Somit 
ergibt  sich  aus  den  Tabellen  LIII  und  LIY  ein  Gesamtjahresquantum 
von  über  613  000  kg.  Die  per  Eilgut  eingegangenen  Eosinensendungen 
sind  gegenüber  den  eben  angeführten  Mengen  vollständig  ohne 
Belang. 

Wie  aus  den  beiden  Tabellen  LIII  und  LIV  zu  ersehen  ist, 
wurden  die  Bosinen  in  allen  Monaten  nach  Halle  eingeführt,  wenn 
auch  in  den  verschiedenen  Jahreszeiten  der  Bezug  ein  sehr  ungleicher 
iflt.  Am  bedeutendsten  war  der  Import  in  den  Monaten  Oktober  bis 
Dezember,  unter  denen  wegen  besonders  hoher  Ziffern  die  Monate 
November  312  725  dz  und  Dezember  mit  92  542  dz  besonders  hervor- 
zuheben sind.  Demgegenüber  weisen  die  Monate  Mai,  November  und 
Januar  die  niedrigsten  Einfuhrmengen  auf. 

e)  Mandeln  (getrocknet). 

Als  letzte  der  unter  der  Bezeichnung  Südfrüchte  zusammen- 
gefaßten Fruchtarten  fallen  die  Mandeln,  welche  wohl  ausschließlich 
in  getrocknetem  Zustande  eingeführt  werden,  noch  einer  kurzen  Be- 
traditung  unterworfen  werden. 
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Die  Mandel  gilt  als  Delikatesse  und  gehört  zn  denjenigen  Süd- 
früchten, die  mit  der  Zeit  ein  beliebter  Handelsartikel  nnd  auch  viel- 
fach schon  ein  stark  gefragtes  Rohmaterial  für  eine  Yerarbeitongs- 
industrie  im  großen,  namentlich  für  die  Marzipanindastrie,  geworden 
sind.  Die  Mandelverwertungsindustrie  wird  in  Deutschland  haupt- 
sächlich in  Ottensen  und  Bahrenfeld  bei  Hamburg  im  großen  betrieben, 
ungefähr  SO^Jq  der  gesamten  deutschen  Produktion  und  etwa  90% 
des  gesamten  Elxports  an  Mandelfabrikaten  findet  dort  statt  Be- 
kanntlich gelangen  auf  den  Weltmarkt,  für  den  sich  in  diesem  Artikel 
der  Handel  heute  noch  vorzugsweise  in  Londdn  konzentriert,  haupt- 
sächlich Mandeln  folgender  Provemenz: 

a)  italienische,   besonders  aus  Sizilien,  als  beste  süße  Qualität; 

b)  spanische,  besonders  aus  Majorka; 

c)  marokkanische,  halb  bitter  aus  Mogador  und  Massagan. 

Auch  Frankreich  (Provence)  und  Nordamerika  (Kalifornien)  produzieren 
Mandeln,  doch  scheinen  letztere  weniger  auf  den  Weltmarkt  zu  gelangen. 

Nach  den  Angaben  der  offiziellen  Beichsstatistik  gestaltete  sich 
die  Einfuhr  in  den  freien  Verkehr  nach  Deutschland  in  den  Jahren 
1898—1901  folgendermaßen: 


Jahr 

in  dz 

Gegen  das  Vorjahr 

mehr  {+) 

weniger  ( — ) 

in^/o 

1898 
1899 
1900 
1901 

75848 
84567 
67  126 

94855 

+    8719 

—  17  441 
+  27  729 

+  11,5 
—  20,6 

+  41,3 

Die  Einfuhrzahlen  für  Mandeln  während  dieser  vier  Jahre  be- 
wegen sich  ohne  Zweifel  in  aufsteigender  Richtung.  Nur  das  Jahr 
1900  weist  einen  starken  Rückgang  gegen  das  Vorjahr  um  17441  dz 
oder  um  fast  21%  a^^-  Desto  größer  ist  die  Zunahme  im 
Jahre  1901.  In  diesem  Jahre  stieg  die  Einfuhr  von  67 126  dz  auf 
94855  dz;  also  um  27  729  dz  oder  um  ungefähr  41  %.  In  dem  ganzen 
Zeitraum  ist  der  Import  von  75848  dz  im  Jahre  1898  auf  94855  dz 
im  Jahre  1901  angewachsen;  es  hat  also  eine  Erhöhung  um  25% 
stattgefunden. 

Welche  Länder  an  der  Versorgung  des  deutschen  Marktes  mit 
diesem  Artikel  beteiligt  sind;  zeigt  die  folgende  Zusammenstellung  für 
das  Jahr  1901,  die  ebenfalls  wieder  der  Reichsstatistik  entstammt: 
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Land  dz  ®/^ 

Italien 74924  79,0 

Marokko 9974  10,5 

Frankreich 6971  6,3 

Spanien 3670  S,8 

Persien 629  0,7 

Asiatische  Türkei 207  0,2 

Österreich-Ungarn 149  0,2 

Großbritannien 139  0,1 

aus  den  übrigen  Ländern  zusammen  192  0,2 

Summa :     94  856        100,0 

Wie  diese  Tabelle  zeigt,  nimmt  Italien  den  Hauptanteil  an  der 
Zufuhr  von  Mandeln.  Dieses  Land  führte  in  dem  in  Rede  stehenden 
Jahre  allein  74924  dz  oder  79%  (fast  vier  Fünftel)  aller  im- 
portierten Quantitäten  nach  Deutschland  ein.  Wegen  bedeutenderen 
Sendungen  außerdem  zu  erwähnen  sind  Marokko  mit  9974  dz  (10,5  %), 
dann  Frankreich  mit  6971  dz  oder  6,3%  der  Gesamtsumme  und 
Spanien  mit  2670  dz  (2,8  %).  Die  übrigen  noch  aufgeführten  Länder 
sind  den  soeben  genannten  Summen  gegenüber  fast  ohne  Bedeutung ; 
sie  machen  in  ihrer  Gesamtheit  noch  nicht  1  %  der  Gesamtjahreszufuhr 
aus.    Deshalb  übergehen  wir  dieselben  unter  Hinweis  auf  obige  Tabelle. 

Ton  der  YersorgUDg  der  Stadt  Halle  mit  diesem  Artikel  geben 
die  Tabellen  LV  und  LVI  ein  ausreichendes  Bild.  Die  Zollbehörde 
weist  in  dem  Jahre,  das  für  die  yorliegende  Arbeit  gewählt  wurde, 
im  ganzen  376648  kg  Mandeln  nach,  die  in  unverzolltem  Zustande 
ankamen  und  in  Halle  zur  Verzollung  gelangt  sind.  Der  weitaus 
größte  Teil  dieses  Quantums,  nämlich  335  243  dz  oder  fast  90^0? 
wurden  aus  Italien  bezogen.  Dann  kommen  Frankreich  und  Griechen- 
land mit  ungefähr  gleich  großen  Quantitäten.  Die  asiatische  Türkei 
steht  mit  10640  dz  an  yierter  Stelle.  Die  aus  den  übrigen  ange- 
führten Ländern  stammenden  Quantitäten  sind  geringer.  An  letzter 
Stelle  stehen  die  Niederlande  und  die  Schweiz  mit  5  resp.  1  kg 
Mengen,  deren  Ursprungsland  sich  jedenfalls  nicht  mit  Sicherheit  nach- 
weisen Heß. 

Die  Tabelle  LVI  enthält  die  von  der  Bahnstatistik  aufgeführten 
Quantitäten,  die  bereits  verzollt  nach  Halle  eingeführt  wurden. 

Zunächst  ist  hervorzuheben,  daß  158  000  kg  aus  Italien  per  Bahn 
direkt  nach  Halle  befordert  wurden  und  zwar  zum  allergrößten  Teil 
aus  Venedig. 
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Von  den  deutschen  Versandstationen  kommen  fast  ausschließlich 
Hamburg  und  Leipzig  in  Frage.  Aus  der  erstgenannten  Stadt  wurden 
14600  kg,  aus  der  letzteren  10500  kg  nach  Halle  versandt.  Die 
aus  Leipzig  bezogenen  Mandeln  dürften  fast  ausschließlich  aus  Italien 
stammen.  Im  ganzen  sind  nach  den  Angaben  der  Tabellen  LY  und 
LYI  ca.  560000  kg  in  der  Zeit  Yom  1.  April  1901  bis  zum  1.  April 
1902  nach  Halle  befördert  worden.  Darunter  dürften  ungefähr 
500000  kg  oder  ^^  italienische  Mandeln  sein. 

Gehen  wir  noch  kurz  auf  die  Frage  ein,  wie  sich  diese  Mengen 
auf  die  einzelnen  Monate  des  Jahres  verteilen,  so  müssen  wir  kon- 
statieren, daß  die  größten  Sendungen  in  den  Monaten  September 
(95134  kg),  Oktober  (176018  kg)  und  November  (192091  kg)  eintrafen, 
während  dagegen  in  den  Monaten  April  (5  296  kg),  Mai  (7  766  kg), 
August  (3  063  kg)  und  Januar  (7  576  kg)  die  Zufuhr  an  Mandeln  am 
geringsten  war. 

Die  Eilgutsendungen  sind  von  nur  untergeordneter  Bedeutung 
und  unterlassen  wir  es  deshalb,  näher  darauf  einzugehen. 

Von  der  Berechnung  des  relativen  Konsums  haben  wir  aus  den 
oben  dargelegten  Gründen  Abstand  genommen. 


Schlufs. 


Wenn  wir  jetzt  am  Schiasse  unserer  Betrachtung  die  Ergebnisse  der 
Untersuchung  überschauen,  so  wird  uns  auf  den  ersten  Blick  klar,  daß 
es  müßig  sein  würde,  den  Versuch  zu  machen,  Kreise  für  die  Ver- 
sorgung mit  den  einzelnen  Lebensmitteln  für  unsere  Stadt  in  ähn- 
licher Weise  abzugrenzen,  wie  H.  v.  Thünen  in  seinem  erwähnten 
Werke  es  getan  hat  Es  leuchtet  ohne  weiteres  ein,  daß  bei  der 
außerordentlichen  Entwicklung  der  Verkehrsmittel  einerseits  und  bei 
der  damit  im  Zusammenhange  stehenden  Veränderung  der  Froduk- 
tions-  und  Handelsverhältnisse  andererseits  sich  die  Kreise  sehr  be- 
deutend verschieben  mußten  und  sich  auch  tatsächlich  verschoben 
haben. 

Wenn  wir,  um  ein  Beispiel  anzuführen,  in  der  bedeutenden  Ge- 
müse-, Eier-  und  Butterzufuhr  aus  der  Umgebung  der  Stadt  die 
Spuren  des  ersten  Thünenschen  Kreises  deutlich  wahrnehmen,  so 
dürfen  wir  auf  der  anderen  Seite  auch  diejenigen  Mengen  von  Ge- 
müse nicht  vergessen,  die  wir  aus  Holland,  Dänemark,  Italien  und 
Frankreich  erhielten  und  müssen  auch  die  Riesenquantitäten  von  Eiern 
in  Berücksichtigung  ziehen,  welche  uns  Eußland  und  Österreich- 
Ungarn  zuführten,  wie  ebenso  die  großen  Sendungen  von  Butter, 
welche  besonders  aus  Bußland  nach  Halle  gelangten.  Wer  wollte  es 
hier  unternehmen,  den  ersten  Thünenschen  Kreis  abzugrenzen?  Und 
noch  schwieriger  ist  dies  bei  den  übrigen  Artikeln,  von  denen  einige, 
wie  Südfrüchte,  ausschließlich  aus  dem  Auslande  bezogen  werden 
müssen. 

Doch  wenn  es  auch  nicht  unsere  Aufgabe  sein  konnte,  die 
Thünenschen  Kreise  für  Halle  bei  der  heutigen  Versorgung  dieser 
Stadt  nut  den  wichtigsten  Lebensmitteln  nachzuweisen,  so  bleibt  doch 
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eine  solche  Untersuchung  für  die  Erkenntnis  und  Beurteilung  unserer 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  sicherlich  von  Interesse  und  Bedeutung. 

Von  wesentlich  höherem  Werte  würde  die  vorliegende  Arbeit 
aber  sein,  wenn  es  möglich  wäre,  an  der  Hand  ähnlicher  Unter- 
suchungen für  andere  Großstädte,  namentlich  für  solche,  welche  noch 
heute  einen  Oktroi  erheben,  eine  angemessene  Vergleichung  durchzu- 
führen. Ebenso  wäre  es  in  hohem  Maße  wünschenswert,  daß  derartige 
Untersuchungen  in  bestimmten  Zeitabschnitten  wiederholt  würden,  um 
über  die  Verschiebung  in  den  gesamten  Produktions-  und  Handels- 
yerhältnissen,  die  von  besonderer  Bedeutung  für  die  Beurteilung  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  sein  können,  genauer  unterrichtet  zu 
werden.  Die  letztere  Aufgabe  aber,  diese  ganzen  Verhältnisse  fort- 
gesetzt im  Auge  zu  behalten  und  von  Zeit  zu  Zeit  umfangreiche  und 
vor  allen  Dingen  gleichartige  Erhebungen  über  die  Versorgung  mit 
den  wichtigsten  Eonsumüonsgegenständen  durchzufuhren,  fällt  in  erster 
Linie  den  Kommunen  zu,  die  auch  an  der  Entwicklung  dieser  Ver- 
hältnisse das  größte  Interesse  haben. 

Deshalb  soll  die  vorliegende  Untersuchung  nur  eine  Anregung 
sein,  aUgemeiner  nach  dieser  Bichtung  vorzugehen,  um  dann  nach 
und  nach  einen  klareren  Einblick  in  die  Versorgungsverhältnisse 
unserer  Großstädte  zu  gewinnen. 


statistische  Nachweisungen. 
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TabeUe  L 


Länder 
und  Landesteile 

April 
1901 

Mai 
1901 

Juni 
1901 

Juli 
1901 

August 
1901 

Provinz  Sachsen: 

3Ierseburg 

Magdeburg 

Erfurt 

I  035000 
241  500 

982000 

168000 

20000 

I  030  500 
686000 

554500 

310500 

79000 

790000 

279500 

16000 

Summa 

Anhalt 

Thüringische  Staaten 

Hannover 

Königreich  Sachsen     .    . 

Hessen-Nassau 

Braunschweig 

Mecklenburg-Schwerin  . 

Westfalen 

Ostpreußen     

Kheinhessen 

I  276  500 
196000 

6000 

lOOOO 

I  170000 

118000 
15000 

I  716500 

278500 
36000 

II  000 

944000 

109000 
21  500 

25000 

I  085  500 

34000 

5000 

60000 

Inland:        Gesamtsumme 

Ausland  (direkt) 

Ausländischer      Weizen      aus 
deutschen  Hafenstationen     . 

I  488  500 

30000 

I  303000 

430  650 
94500 

2042000 

300549 
96000 

I  099  500 

1  409  274 
65000 

1  184  500 

2  179932 

ik)ooo 

Ausland:     Gesamtsumme 

30000 

525  150 

396  549 

I  474  274 

2  259  932 

Inland  und  Ansland: 

Ausgeführt  wurden: 

1  518500 
I  198500 

I  828  150 
903500 

2  438  549 
512500 

2  573  774 
426000 

3  444  432 
617000 

blieben  in  Halle: 

320000 

924650 

1926049 

2 147  774 

2827  432 
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Weizen  (in  kg). 


Sept 

Oktober 

Novbr. 

Dezbr. 

Januar 

Februar 

März 

Jahres- 

1901 

1901 

1901 

1901 

1902 

1902 

1902 

Bumme 

674500 

425000 

376500 

659500 

934000 

824500 

318500 

8604500 

251  cxx> 

169000 

27000 

14000 

82500 

76000 

70000 

2  375  000 

IICX» 

6000 

45000 

125000 

166000 

41  000 

20000 

529000 

936500 

600000 

448500 

798500 

I  182500 

941500 

408500 

1 1  508  500 

140000 

16000 

— 

29000 

— 

43000 

283000 

1 246  500 

3icxx> 

10  000 

— 

95000 

31000 

— 

— 

244500 

— 

— 

10  000 

— 

121  500 

— 

— 

191500 

— 

10  000 

— 

— 

10  000 

— 

10  000 

72000 

— 

— 

— 

— 

6000 

20000 

■ — 

26000 

— 

— 

— 

— 

— 

21  000 

— 

21  000 

— 

— 

— 

— 

18000 

18000 

— 

11  000 

— 

— 

II  000 

— 

— 

— 

— 

— 

10  000 

— 

6000 

— 

— 

— 

— 

6000 

I  107500 

653000 

458500 

922500 

I  351  000 

1025500 

719500 

13355000 

I  728  543 

615325 

I  200342 

— 

— 

— 

— 

7864615 

70000 

130000 

30000 

35000 

10  000 

16000 

10000 

666500 

»  798  543 

745  325 

I  230  342 

35000 

10  000 

16000 

10000 

8531115 

2906043 

I  398  325 

I  688  842 

957500 

I  361000 

I  041  500 

729500 

21  886  115 

689000 

539500 

448500 

264000 

344500 

421  000 

944000 

6308000 

2217043 

858825 

1240342 

803500 

1016500 

020500 

214500 

15  578 115 

XLIIJ. 


12 
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TabeUe  HL 


Länder  und  Landesteile 

PrOTinz  Sachsen: 

Merseburg 

Magdeburg 

Erfurt 

Summa 

Anhalt 

Brandenburg 

Pommern 

Ostpreußen 

Mecklenburg-Schwerin  ;  .  . 
Königreich  Sachsen  .  .  .  . 
Großherzogtum  Hessen   .    .    . 

Inland:  Summa 

Ausland  (direkt) 

Aus  deutschen  Hafenstationen 

Ausland :  Summa 

Inland  und  Ansland: 

Versand . 

bleiben  in  Halle 


April 
1901 


Mai 
1901 


Juni 
1901 


Juli 
1901 


August 
1901 


142500 

IG  000 


175000 


146500 


379000 
66000 


413500 
310500 


152500 


100  000 
165000 
664500 

10  000 


175000 


42500 
lOOOO 

494000 


146500 


445000 


724000 


77000 


321000 
90500 


149000 
20000 


99000 
15000 


40000 
10  000 


HO  000 
10  000 


I  092000 


126  510 
18000 


721  500 


250000 
20000 


337500 


906500  I  I  013000 


447054 

30000 


236690 
70000 


416  646 


134510 


I  226510 


270000 


991500 


477  054 


814554 


306690 


214500 


403500 


120500 


I  213  190 


236000 


416  646 


I  429  646 


211  500 


I  012010 


588  000   694  054 


977190 


I  218  146 
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Boggen  (in  kg). 


Septbr. 

Oktober 

Novbr. 

Dezbr. 

Janaar 

Febrnar 

März 

Jahres- 

1901 

1901 

1901 

1901 

1902 

1902 

1902 

summe 

226000 

180500 

224000 

506000 

641  000 

900500 

630500 

4  565  000 

17000 

229000 

150000 

— 

— 

— 

— 

rl2  500 

— 

^ 

— 

2x000 

— 

— 

21  000 

243000 

409500 

374000 

506000 

662000 

900500 

630500 

5  368  500 

161 000 

40000 

65000 

167000 

86000 

80000 

50000 

I  338  500 

— 

68000 

40000 

70000 

125000 

XI  000 

599500 

169500 

329000 

— 

170000 

— 

— 

— 

1333000 

— 

— 

— 

— 

— 

W^H 

— 

593000 

— 

85000 

— 

— 

— 

— 

260000 

20000 

— 

— 

— 

50000 

10  000 

— 

100  000 

5000 

— 

— 

^^.^ 



— 

5000 

598500 

931500 

479000 

913000 

923000 

I  001  500 

680500 

9  597  500 

202703 

265  375 

353  729 

__ 

i^_ 

—^ 

"^ 

2  298  707 

— 

10  000 

60000 

— 

— 



— 

198000 

202703 

275  375 

413  729 

— 



— 

2  496  707 

801  203 

I  206  875 

892729 

913000 

923000 

I  001  000 

680500 

12094207 

116500 

359500 

189500 

63000 

75500 

81  500 

112  000 

2  183  500 

684703 

847  375 

703  229 

850000 

847500 

919500 

568500 

9910707 
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Länder  und  Landesteile 


April 
1901 


Mai 
1901 


Juni 
1901 


Tabelle  V. 


Juli      '   Anguflt 
1901     I     1901 


Provinz  Sachsen: 

Merseburg 

Magdeburg 

£jrJPart 

Summa 

Königreich  Sachsen    .    .    .    . 

Anhalt 

Hannover 

Brandenburg 

Brannschweig 

Mecklenburg 

Posen 

Schlesien 

Hamburg 

Thüringische  Staaten  .    .    .    . 

Bheinprovinz 

Westfalen .    . 

Inland:         Gesamtsumme 
Ansland :      Gesamtsumme 


207000 

157000 

5000 


272000 

207500 

10  000 


282500 
188500 


255000 
254500 


369000 

30500 
74000 
22500 
30000 
30000 
70000 
20000 

lOOOO 

20000 

5000 


489500 
118000 

83500 

10500 
60000 
10  000 
20000 
10  000 
20000 
10  000 


471  000 

91  000 
87000 
36000 
20500 

35000 

40000 
10  000 

lOOOO 


509500 

68000 

75000 

lOOOO 

30000 

75500 

30000 
10  000 
10  000 

5000 


681000 


5000 


831500 


800500 


Inland  und  Ausland:  Summa 


Versand 


686000 


1344000 


Mehrversand 


831500 


I  292  500 


800500 


'1 156500 


823000 


10  000 


888000 


I  171  500 


322000 

2x4500 

500 


537000 

63000 
61  000 
55500 
30000 
58000 
105000 

lOOOO 


lOOOO 


929500 


9848 


089818 


1 195  500 
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Hehl  (in  kg). 


Bahnstatistische  Nachweisungen. 


Septbr. 

Oktbr. 

Novbr. 

Dezbr. 

Januar 

Februar 

März 

Jahres- 

1901 

1901 

1901 

1901 

1902 

1902 

1902 

summe 

265500 

347500 

226000 

235000 

337000 

215500 

223000 

3  188000 

229000 

245500 

179500 

114000 

200000 

20750a 

125000 

2  322  500 

lOOOO 

— 

— 

25500 

494500 

593000 

415500 

349000 

537000 

423000 

348000 

5536000 

68000 

97000 

88500 

57500 

185500 

197000 

167500 

I  231  500 

72000 

61  500 

91500 

38500 

63000 

60500 

72500 

840000 

41500 

50000 

HO  500 

60500 

26000 

41000 

42000 

506000 

60500 

31500 

I  000 

5500 

25500 

47500 

45000 

387000 

50000 

35500 

20000 

10  000 

15  000 

20000 

20000 

379000 

10  000 

lOOOO 

— 

— 

10  000 

295000 

20000 

20000 

10  000 

10  000 

10  000 

20000 

10  000 

160000 

— 

— 

— 

— 

13000 

— 

63000 

— 

— 

— 

— 

15000 

— 

— 

45000 

— 

— 

— 

— 

— 

I  500 

— 

21  500 

10  000 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

10  000 

5000 

— 

— 

— 

— 

— 

5000 

S31500 

898500 

737000 

531000 

877000 

823  500. 

715000 

• 

9479000 

5000 

5000 

— 

lOOOO 

— 

— 

2 

44850 

836  «N> 

903500 

737000 

541000 

877000 

823500 

715002 

9  523  850 

I  015000 

I  051  000 

1 040  500 

795500 

866000 

811  000 

914000 

12  653  000 

3129150 

• 

—     186    — 


TabeUe  VL 


Länder  und  Landesteile 


April 
1901 


Mai 
1901 


Jani 
1901 


Juli 
1901 


August 
1901 


Inland« 

Provinz  Sachsen 

Merseburg : 

Delitzsch 

Querfurt 

Mansfelder  Seekreis  .    .    . 

Eckartsberga 

"Wittenberg 

Saalkreis 

Merseburg 

Torgau 

Sangerhausen   .    .    .    .    . 
Mansfelder  Gebirgskreis    . 

Weißenfels 

Naumburg 

Schweinitz 

Bitterfeld     .    .    .    .    .    . 

Summa 

Magdeburg : 

Magdeburg 

Kaflbe 

Halberstadt 

Aschersleben 

Stendal 

Neuhaldensleben  .    .    .    . 
Jerichow  11 

Summa 

Erfurt: 

Erfurt .    .    « 

Ziegenrück 

Summa 

Königreich  Sachsen 

Leipzig 

Zwickau 

Dresden 

Summa 

Anhalt 

Dessau 

Bernburg 

Zerbst 

Köthen    ....    .    .    .    . 

Summa 


131  500 

20000 

5000 

5000 

20000 
5000 


15500 
5000 


182000 
25000 
10  000 

15000 
25000 
15000 


135000 
50000 
20000 
15000 
15000 
20000 


500 
17000 

lOOOO 


158  000 
30000 

35000 
6500 

lOOOO 
lOOOO 

I  000 

500 

4000 


207000 

136000 
16000 

5000 


272000 

161  000 

16500 

17000 

8000 

5000 


282500 

135000 

26500 
12000 
10000 

5000 


157000 


5000 


5000 


25000 

5500 


30500 


59000 
15000 


207  500 


10  000 


188500 


10  000 


109000 


9000 


91  000 


118000 


73500 

10000 


91  000 


76000 
II  000 


74  000        83  500 1      87  000 


255000 


229500 
12500 


12500 


254500 


68000 


68000 


60000 
15000 


211  000 
22000 

10  000 
x6ooo 
23000 
10  000 
15000 


15000 


322000 


214500 


214500 


500 


500 


63000 


63000 


56000 
5000 


75000        61000 
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HeU  (in  kg). 


Bahnstatistische  NachweisuDgeo. 


Septbr. 

Oktober 

Novbr. 

Dezbr. 

Januar 

Februar 

März 

Jahres- 

1901 

1901 

1901 

1901 

1902 

1902 

1902 

Bumme 

162500 

180500 

140000 

122500 

239000 

116000 

113000 

I  891  000 

30000 

50000 

30000 

50000 

20000 

30000 

55000 

412000 

20000 

10  000 

30000 

30000 

30000 

I  000 

10  000 

201000 

15000 

70000 

— 

— 

— 

5000 

5000 

131  500 

5000 

17000 

10500 

lOOOO 

13000 

15000 

12500 

129000 

5000 

— 

— 

— 

20000 

— 

123000 

10  000 

5500 

6000 

20000 

81  500 

10  000 

lOOOO 

— 

— 

— 

5000 

5000 

46000 

5000 

10  000 

— 

17500 

33500 

5000 

— 

— 

500 

lOOOO 

15500 

13000 

— 

9000 

II  000 

5000 

13500 

5000 

108000 

— 

— — 

— 

— — 

— - 

— 

lOOOO 

5000 
I  000 

— 

I  000 

— 

— 

^__ 

265500 

347500 

226000 

235000 

337000 

215500 

223000 

3  188000 

188500 

218500 

156000 

94000 

175000 

180000 

88000  > 

I  976000 

12000 

17000 

10  000 

5000 

12500 

7000 

135000 

5000 

— 

10500 

— 

lOOOO 

5000 

16000 

69500 

8000 

— 

8000 

— 

1  ^^"^ 

•  20000 

59000 

15500 

— 

5000 

10  000 

— 

10  000 

— 

63000 

10  000 

— 

— 

— 

— 

— 

10  000 

— 

— 

— 

— 

loooo 

-^ 

10  000 

229000 

«45500 

179500 

114  000 

200000 

207  500 

125000 

2  322  500 

_ 

_„_ 

^^ 

_„_ 

1 

^^ 

.^ 

15500 

— 

— 

10  000 

— 

M^HW 

— 

10  000 

— 

lOOOO 

— 

— 

25500 

63000 

72000 

63500 

30500 

125000 

144000 

114000 

968000 

25000 

25000 

12000 

35500 

43000 

47000 

187500 

5000 

— 

— 

15000 

25000 

10  000 

6500 

76000 

68000 

97000 

88500 

57500 

185500 

197000 

167500 

I  231  500 

52000 

46500 

75000 

33500 

43000 

55500 

57000 

687000 

20000 

15000 

10500 

5000 

10  000 

5000 

15500 

137000 

— 

— 

— 

10  000 

— 

— 

10  000 

— 

— 

6000 

— - 



,.    .— . 

6000 

72000 

61  500 

91500 

38500 

63000 

60500 

72500 

840000 
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Tabelle  VI. 


Länder  und  Landesteile 

April 
1901 

iLai 
1901 

Juni 
1901 

JuU 
1901 

August 
1901 

Hannover: 

Hildesheim 

Hannover 

Lüneburg 

22  500 

10500 

21  000 
15000 

10  000 

30000 

20500 

5000 

Summa 
Brandenburg: 

Frankfurt  a.  0 

Potsdam 

Stadt  Berlin 

22500 
30000 

10500 
60000 

36000 
20500 

10  000 

20000 
10  000 

55  500 
30000 

Summa 
Braunschweig: 

Wolfenbüttel 

Braunschweig 

Helmstedt 

30000 
30000 

60000 
10  000 

20500 

30000 
5000 

30000 

60000 
15500 

30000 

40000 
18000 

Summa 

Mecklenburg 

Posen 

30000 

70000 
20000 
10  000 
20000 

5000 

10  000 

20000 
10  000 
20000 
10  000 

35000 

40000 
10  000 
10  000 

75500 

30000 
10  000 
10  000 

5000 

58000 

105000 
10  000 

Schlesien 

Hamburg 

Thüringische  Staaten: 

Schwarzburg-Sondershansen . 
Sachsen-Altenburaf  .... 
Sachsen-Koburg-Gotha     .    . 

IG  000 

Snmma 

Rheinprovinz 

W  estfalen 

5000 

— 

— 

5000 

10  000 

Inland:         Gesamtsumme 

Ausland. 

Österreich-Ungarn 

Vereinigte  Staaten  v.  Amerika 
Schweiz 

681000 

5000 

831500 

800500 

823000 
10  000 

928500 
9848 

Ausland:       Gesamtsumme 

5000 

— 

— 

lOOOO 

9848 

Inland  u.  Ausland :     Ges.-Sa. 
Versand: 

686000 

1344000 

831500 

I  292  500 

800500 
I  156500 

833000 

I  171  500 

938848 
I  195  500 
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(Fortsetzung). 


Septbr. 
1901 

Oktober 
1901 

Novbr. 
1901 

Dezbr. 
1901 

Januar 
1902 

Februar 
1902 

März 
1902 

Summe 

20  000 

21  500 

30000 
20000 

70000 
40500 

40000 
20500 

15000 
11  000 

31000 
10  000 

10500 
31500 

246500 

239500 

20000 

41500 

50000 

110  500 

60500 

26000 

41  000 

42000 

506000 

30000 
20000 
10500 

30000 
I  500 

I  000 

5000 
500 

23000 
2500 

38500 
7500 
1  500 

10000 
35000 

282000 
42  500 
62500 

60500 

31500 

I  000 

5500 

25500 

47500 

45000 

387000 

40000 
10000 

35500 

20000 

10  000 

15000 

20000 

10000 
10  000 

320500 
38500 
20000 

50000 

35500 

20000 

10000 

15000 

20000 

20000 

379000 

10  000 

10000 

— 

— 

— 

10000 

295000 

20000 

20000 

10000 

lOOOO 

10000 

20000 

10000 

160000 

— 

— 

— 

• 

— 

13000 

— 

63000 

~~" 

— ^ 

~~* 

— 

15000 

— 

45000 

— 

— 

— 

— 

— 

1  500 

— 

10000 

10000 

I  500 

— 

— 

— 

1  500 

— 

21  500 

10000 

— 

— 

— 

— 

— 

10  000 

5000 

— 

— 

— 

— 

5000 

831500 

898500 

737000 

531000 

877000 

823500 

715000 

9479000 

5000 

5000 

— 

lOOOO 

— 

— 

2 

19850 
15000 
10000 

5000 

5000 

— 

10000 

— 

— 

2 

44850 

836500 

903500 

737  000 

541000 

877000 

823500 

715002 

9523850 

1015000 

1 051 000 

I  040500 

795500 

866000 

811  000 

914000 

12653000 

Mehr^ 

rersand 

3 120 150 
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TabeUe  VH. 


Länder  und  Landesteile 

April 
1901 

Mai 
1901 

Juni 
1901 

JuU 
1901 

August 
1901 

Merseburg:  Querfurt     .    . 

49 

22 

30 

34 

40 

Mansfelder  Seekr 

133 

9 

SO 

50 

60 

Sangerhausen 

30 

1033 

Weiüenfels      . 

— 

— 

1057 

— 

Delitzsch    .    . 

— 

— 

50 

— 

Saalkreis 

— 

23 

— 

— 

Schweinitz , 

-^ 

27 

— 

16 

Bitterfeld  , 

,         — 

— 

— 

— 

Merseburg , 

— 

— 

— 

50 

— 

Naumburg , 

— 

— 

— 

— 

Torgau  .    . 

— 

— 

— 

— 

— 

Liebenwerda  .    . 

— 

— 

— 

— 

Eckartsberga .    . 

— 

— 

— 

Summa 

k          182 

58 

183 

I  191 

•I  149 

Magdeburg 

22 

__ 

_— 

— ^ 

Erfurt 

■ 

23 

34 

30 

Summa 

i          182 

103 

217 

I  191 

I  179 

Thüringische  Staaten: 

Sachsen-Weimar-Eisenach 

210 

97 

157 

156 

176 

Sachsen-Altenbur&r  .    .    . 
Sachsen- Koburg-Uotha     . 

246 

372 

124  ' 

134 

102 

» 

— 

— 

Schwarzburg-Rudolstadt  . 

• 

— 

— 

Schwarzburg-Sondershausen 

— 

— 

— 

— 

Summa 

t          456 

469 

281 

290 

278 

Brandenburg:  Berlin     .    , 

96 

.67 

87 

53 

18 

Potsdam  . 

146 

289 

301 

248 

106 

Frankfurt  0. 

1 

— 

Summa 

b          242 

356 

388 

301 

124 

Königreich  Sachsen    . 
Anhalt     ,    .     ,     .    .     .     .     , 

_- 

71 

-^ 

12 

12 

10 
I  128 

498 

21 

I  170 

319 
849 

20 
7i5 

__ 

Hannover 

__ 

Westfalen:     Arnsberg     .    . 

894 

Münster  .    .     , 

50 

— 

— 

Summa 

k       I  128 

I  220 

849 

615. 

.   894 

Schlesien 

— 

17 

— 

^^■^ 

^^^ 

Schleswig-Holstein     .    , 

— 

Pommern 

8 

26 
8 

— 

10 

^.^ 

Rheinprovinz     .... 

^.^^ 

Hessen-Nassau 

,^_ 

Mecklenburg-Schwerin  , 

— 

Braunschweifif 

^.^ 

___ 

__ 

.^_- 

_^ 

Westpreußen 

— 

Gesamtsumme 

1 

Ausland:  Österreich-Ungarn  . 

94 

3  . 

I 

3 

>— 

Schweden  .    .    .    . 

— 

— 

— 

Schweiz 

— 

— 

— 

— 

Summa 

i            94 

3 

I 

3 

— 

Statistische  Nach  Weisungen : 

Weißenfels 

23500 

30000 

32500 

25  500 

34000 

Roßlau 

500 

2000 

Rummelsburg 

— 

s< 

iimma 

23500 

30000 

33000 

27  500 

34000 
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Brot  (und  Backwaren)  (in  kg). 

Eilgut. 

Septbr. 
1901 

Oktober 
1901 

Novbr. 
1901 

Dezbr. 
1901 

Januar 
1902 

Februar 
1902 

März 
1902 

Jahres- 
Bumme 

70 

37 

1172 

1930 

150 

50 
1812 

238 

1833 

157 

50 

1175 

14 

140 

H 
1320 

200 
1616 

176 
50 

1541 

1  206 

553 
11532 

2987 
64 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

23 

33 

— 

_ 

75 
19 

"^ 

"^ 

16 

151 
35 

— 

— 

20 

57 
20 

— 

— 

— 

70 

57 
20 

— — 

«.^ 

39 
14 

— 

— 

39 
14 

3242 

I  912 

2  141 

1  620 

1474 

1816 

1783 

16751 

10 
60 

40 
31 

26 

55 

69 
106 

46 
17 

131 

35 

93 

57 

437 
448 

3312 

1983 

2222 

1795 

1537 

I  982 

1933 

17636 

135 
136 

33 

62 
131 

157 
96 

33 

132 
66 
20 
61 

148 

IX)  1 

15 

185 
98 

171 
136 

1786 

1742 

101 

61 

— 

— 

24 

— 

— 

24 

304 

193 

286 

303 

264 

283 

307 

3714 

49 
379 

109 
210 

92 
286 

102 
319 
"5 

98 
308 

115 
243 

129 
281  • 

1  015 
3  116 

115 

428 

319 

378 

536 

406 

358 

410 

4246 

16 
779 



I  170 

1240 

51 

75 
16 

948 

892 

64 
1  076 

24 
952 

255 

25 
I  159 

1293 

593 

495 
11  980 

50 

779 

I  170 

I  240 

948 

I  076 

952 

I  159 

12030 

— 

20 

24 

32 

18 

34 

4 

19 
32 

19 

12 

61 
46 
63 

85 
28 

— 

— 

— 

— 

9 

35 

— 

— 

— 

13 

— 

— 

13 

— 

— 

— 

— 

• 

9 

9 

40347 

4 

I 

^.^ 

3 

5 

II 

6 
4 

3 

129 
9 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

2 

4 

I 

— 

8 

13 

10 

3 

140 

9000 

32000 

38000 

;  38500 

1  — 

41  000 

37500 

35500 

376500 
2000 

— 

— 

— 

— 

_— 

500 

9000 

32000 

38000 

38500 

41  000 

37500 

35500 

379000 
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Tabelle  YIII.    Yiehverkehr  per  Bahn  in  Halle  a.  S.  (in  Stfick). 


Monat 

Rinder 

Kälber 

Schafe 

Schweine 

Perkel 

AprU  1901 

Empfang 
Versand 

Empfang 
Versand 

Empfang 
Versand 

Empfang 
Versand 

• 

Empfang 
Versand 

Empfang 
Versand 

Empfanff 
Versand 

Rmpfang 
Versand 

Empfang 
Versand 

Empfang 
Versand 

Emp£Ekng 
Versand 

Empfang 
Versand 

:>mmenen 
Brsandt: 

1604 
1229 

546 
77 

492 
548 

1558 
185 

2950 
2365 

Mai  1901 

+  375 

1799 
1401 

+  469 

747 
37 

—    56 

1161 
582 

+  1373 

1144 
258 

+    585 

2545 
1790 

Juni  1901 

+  308 

3105 
2829 

+  710 

733 
80 

+  579 

1550 
1448 

+    886 

1838 
637 

+    755 

2346 
1786 

Juli  1901 

+  276 

3058 
2712 

+  653 

325 
29 

+  102 

968 
564 

+  1201 

1074 
346 

+    560 

943 
737 

August  1901 

+  346 

2065 
1880 

+  296 

343 

34 

+  404 

1126 
1204 

+    728 

1714 
102 

+    206 

246  t 
1476 

September  1901 

+  185 

1998 
1323 

+  309 

441 
33 

—    78 

512 
194 

+  1612 

2333 
156 

+    985 

1801 
1623 

Oktober  1901 

+  675 

1801 
1361 

+  408 

350 
105 

+  318 

1504 
1450 

+  2177 

2155 
200 

+    178 

885 
1880 

November  1901 

+  440 

1332 
920 

+  245 

319 
46 

+    54 

428 
256 

+  1955 

1306 
58 

—    995 

2639 
1507 

Dezember  1901 

+  412 

1082 
746 

+  273 

364 
31 

+  172 
168 

+  1248 

783 
9 

+  1132 

1222 
893 

Janaar  1902 

+  336 

1836 
1033 

+  333 

488 
33 

+  168 

481 
305 

+    774 

1508 
"5 

+    329 

3883 
1817 

Februar  1902 

+  803 

2271 
1811 

+  455 

387 
12 

+  176 

482 
598 

+  1393 

1274 
229 

+  2066 

3857 
2444 

März  1902 

+  460 

1994 
[824 

+  375 

656 
39 

116 

292 

144 

+  1045 

1648 
123 

+  1413 

3918 
1837 

Von    den    angek( 
Tieren  wurden  vi 

+  170 

770/0 

+  617 

11% 

+  148 
69% 

+  1525 

i*7o 

+  2081 

79% 
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Tabelle  XXVIU, 


st 


Länder  u.  Landesteile 


April 
1901 


Mai 
1901 


Juni 
1901 


Jali 
1901 


Aug. 
1901 


Sept. 
1901 


Okt. 
1901 


bwki 


Provinz  Sachsen: 
Merseburg     .    .    . 
Magdeburg    .     .    . 
Erfurt 


30081 
22946 

2583 


24829 

16774 

2216 


26563 

19  3U 
1656 


25046 

19862 

2081 


27569 

18666 

2643 


22323 

14499 
I  612 


Summa 


Hannover     ...... 

Bayern 

Schleswig-Holstein  .    . 

Thür.  Staaten 

Braunschweig     .    .    .    . 

Anhalt 

Württemberg 

Schlesien 

Kgr.  Sachsen   (a.  Leipzig) 

Oldenburg    

Hessen-Nassau    .    .    «    . 

Westfalen 

Pommern  (außer  St.  Stettin^ 
Branden  b  ur  g  (außerBerlin) 

Posen 

Hessen  (Grofiherz.) 
Mecklenburg   .    . 
Ostpreußen.     .    . 
WestpreuOen  .    . 
Rheinproyinz .    . 

Baden    

Elsaß-Lothringen 

Hamburg 

Berlin . 

Leipzig 

Stettin 

Lübeck 

Bremen 


55610 

II  603 

243^ 
5078 

2  709 

2329 

2362 

919 

1409 

3Ö6 

722 

1  072 

40S 

565 
44 
30 

58 
60 


1425 

3331 
4422 

13 
696 

18 


43819 

10  301 
4049 

7998 
1979 

2  119 

2583 
396 
798 

1  366 
407 

1335 

423 
292 

18 
31 

95 
294 

225 


1938 
6692 

4316 
249 

18 


47  533 

17066 

II  727 

7726 

2736 

1994 

3209 

841 

1008 

740 
668 

734 
787 
336 

771 
42 

121 
70 


134 


I  270 

3  455 
6  i(;2 


46989 

14  371 
21  110 

5  749 
2396 

2839 
2780 

2  124 

724 

668 

632 

138 
619 

348 
395 
305 
113 
61 


48  878  38  434 


10  661 

19965 
6932 

2865 

4285 

3291 
2370 

945 
617 

45' 
112 

438 

431 
552 
246 

35 


1459 

3325 

3819 

293 

118 


4178 
5530 
8354 

4234 

76 


10746 
9168 

5765 
2378 

3004 
2283 

2565 

855 
447 
368 

117 

515 
306 

29 
31 
79 
34 

73 


27364 

12  391 

I  812 


2397 
3740 

6955 
3342 

77 


41567 

10432 
11487 
5972 
1  800 
2698 
1882 
I  614 
968 

347 

47* 
222 

174 
283 

58 

431 

60 

33 

118 

62 


7584 
5  737 
5  734 
3*44 


Ans  dem  Inland: 

Ausland.    613a.    Butter 

österr.- Ungarn 
Niederlande 
Schweiz  .    .    . 


613  b. 


Summa 

Butterschmalz 
Rußland  .  .  . 
österr.  -Ungarn 


Summa 


Ausland.    613a  u.  613b    . 


Versand  . 
bleiben  in  Halle 


Oesamtsumme: 


97  625  i  92  741  109  202  111 375 


56 


144 
266 


14« 


77 


56 ,   410 


141 


77 


125446 


46 


93708 


177 
21 


102979 

189 

115 


46 


198 


304 


85 


85 


56 


97681 
4000 


410 


141 


93  151 
2500 


to9  343 
I  500 


77 


46   198 :   389 


ui  452  125492  93906 
2  500,  3  500J  4000 


193  681  90651  {107843  108  952I 121  992 


103  368 
6000 


899061  97368 
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Butter  (in  kg). 

Nov. 

Dez. 

Jan. 

Febr. 

März 

Jahres- 

Monats- 

Länder und 

1901 

1901 

1902 

1902 

1902. 

sumne 

durchschnitt 

Landesteile 

26  189 

25683 

24220 

26081 

24372 

310320 

25860 

1 

13752 

13403 

23606 

20822 

25969 

222004 

18  500 

2  172 

1559 

3059 

2861 

2500 

26758 

2  230 

42117 

40645 

50885   49764 

52841 

559082 

46590 

Prov.  Sachsen 

12656 

13  331 

10007     9142 

8732 

139048 

11590 

Hannover 

8417 

5600 

4  529     4  945 

4  599 

108  032 

9004 

Bayern 

4875 

7034 

7114     7140 

9808 

81  191 

6766 

Schleswig  -  Holstein 

3181 

2234 

3528     4176 

3294 

34276 

2859 

Thür.  Staaten 

2838 

2504 

3  378     2  983  , 

3288 

34259 

2855 

BrauBSchweig 

1696 

2099 

2229 

2667 

3409 

30490 

2541 

Anhalt 

686 

434 

400 

488 

717 

13548 

1  130 

Württemberg 

I  302 

936 

I  272 

I  224 

971 

12412 

1034 

Schlesien 

102 

361 

275 

384 

283 

5896 

491 

Königr.  Sachsen 

364 

441 

532 

441 

482 

5980 

498 

Oldenburg 
Hessen  -  Nassau 

163 

275 

380 

379 

213 

5140 

428 

J59 

243 

278 

352 

352 

4948 

412 

Westfalen 

371 

290 

232 

289 

310 

4053 

338 

Pommern 

— 

523 

— 

— 

105 

2495 

208 

Brandenburg 

94 

95 

240 

321 

91 

1957 

.      163 

Posen 

45 

45 

595 

420 

78 

1493 

124 

Grroßhens.  Hessen 

*35 

92 

242 

240 

120 

1368 

114 

Mecklenburg 

"■*" 

"~~ 

_ 

WH  ^ 

^■■M 

555 
225 

46 
19 

Ostpreußen 
Westpreußen 

45 

ao 

^^^ 

«W^ 

30 

157 
134 

13 
11 

Rheinpro  vinx 
Baden 

52 

— 



52 

4 

£baß  -  Lothringen 

5952 

10  321 

461 

487 

442 

379J4 

3  160 

Hamburg 

4823    3480 

465 

153 

228 

40959 

3413 

Berlin 

711^'    7142 

6426 

6939 

6195 

73  573 

6  131 

Leipzig ' 

6857I     - 

— 



18314 

1  526 

Stettin 

Z      1^^ 

^"■^ 

^^^^ 

_^ 

907 

231 

76 

19 

Lübeck 
Bremen 

104  343 

98280 

93468 

9*934 

96588 

I  218689 

*oi  557 

422 

157 

17 

56 

27 

1509 

126 

• 

- — 

— 

— 

402 

34 

5 

— 

5 

•'— 

" 

422 

X62 

17 

56 

27 

I  9x6 

160 

• 

359 

— _ 

_^_ 

«__ 

359 

30 

- 

— 

— 

— 

— 



85 

7 

• 

359     — 

— 



444 

37 

781 

162 

17 

.56 

27 

2360 

197 

■ 

105  134 

9«  442 

93485 

92990 

96615 

I  221  049 

loi  754 

8000 

I  000 

I  000 

3000 

I    500 

38500 

3200 

971*4 

,97442 

92485 

89990 

95  "5 

I  182  549 

98  554 

—     216    — 


TabeUe  XXIX. 


Lander  und  Landesteile 

April 
1901 

Mai 
1901 

Juni 
1901 

Juli 
1901 

August 
1901 

FroyinsL  Sachsen: 

Merseburg       Schkeuditz 
aus  dem  übrigen  Reg.-Bes. 

846 
68 

I  721 
37 

I  100 

235 

2337 
305 

1970 
216 

Summa 

Magdeburg        Magdebarff  . 
aus  dem  übrigen  Reg.-isez. 

914 
6ao 

1758 
«3^4 

1335 
2809 

2642 
»357 

2186 

1380 
13 

Summa 
Brfurt      ......... 

620 

58 

2324 
119 

2809 

1357 
408 

1393 
126 

ProTins  Sachsen     Summa 

Königreich  Sachsen: 

Leipzig 

aus  dem  übrigen  Sachsen 

1592 
3  »4« 

4201 

4798 
22 

4x44 

«935 
36 

4407 

2159 
70 

3705 

4000 
105 

Summa 
Hannover: 

Hannover            Wunstorf 

Osnabrück 

Hildesheim 

314a 

75 
106 

4820 

260 

108 

28 

2971 

50 
359 

2229 

288 
346 

4105 

627 
278 

Summa 
Bayern: 

Nürnberg     

aus  dem  übrigen  Bayern 

181 
19 

396 
36 

409 
93 

634 

203 
314 

905 
394 

Summa 
Brandenburg: 

Berlin 

aus  dem  übrigen  Brandenburg 

19 
329 

36 

93 
180 

517 

4S5 
284 

394 
1284 

Summa 

Hessen-Nassau: 
Frankfurt  a.  M 

BheinproYinz: 
Cleye  u.  Neuß 

Thüringische  Staaten 

Westfalen ,    . 

Anhalt 

239 
68 

35 

340 
210 

180 

18x7 

221 
92 
17 

769 

700 

316 

208 

29 

I  284 

828 

47 

Als£ilgntkamenim  ganzen 

Nach    Angabe    der    s tatist. 
Nachweisungen.    .    .    . 

5266 
85000 

10003 
95500 

9944 
96500 

9809 
in  500 

II  268 

X 12  000 

Inland:            GesnmtsnmMe 

Anslnnd :     Österreich-Ungarn 
Niederlande      .    . 

90266 

119 

106  &08 

104 

106444 

121 SOO 

38 

128268 

Summa 

Versand  (nach  den  statist 
Nachweisungen)     .    .    . 

X19 
3000 

104 
1000 

I  500 

38 
2000 

1500 
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Margarine  (in  kg). 

Eilgut. 

Septbr. 
1901 

Oktober 
1901 

Novbr. 
1901 

Dezbr. 
1901 

Januar 
1902 

Februar 
1902 

März 
1902 

Jahres- 
Bumine 

1437 
108 

2769 
50 

2050 

IIO 

2828 
250 

994 
30 

899 
18 

1508 
6 

20459 
1433 

1S45 

28x9 

2160 

3078 

1024 

9x7 

1514 

21  892 

817 

1884 

X096 

I  421 

X662 

1004 

1070 

17444 

— 

30 

— 

^■^ 

— ^ 

— 

^^ 

43 

817 

1914 

I  096 

I  421 

I  662 

I  004 

1070 

17487 

281 

— 

— 

— 

226 

90 

— 

1308 

2643 

4  733 

3256 

4499 

2912 

2  011 

2584 

40687 

1823 

3226 
110 

180X 
18 

1830 
248 

1891 
18 

1893 

1768 
90 

31266 

7x7 

1823 

3336 

X819 

2078 

1909 

1893 

1858 

31983 

390 

308 
1x6 

X98 

xxo 

126 

289 

180 
18 

2757 
1529 

28 

390 

424 

252 

IIO 

126 

289 

198 

4314 

205 
37 

193 

1x3 

153 

19 

118 
72 

152 

1698 
423 

242 

193 

X13 

153 

19 

190 

152 

2  121 

120 
29 

176 

60 

— 

239 

93 

92 

2778 
493 

M9 

176 

60 

— 

239 

93 

92 

3271 

— 

■ 

— 

I  062 

— 

— 

— 

3287 

2»3 

•^•m 

— 

— 

141 

18 

360 

2691 

— 



""87 

— 

18 

19 

116 

490 
378 
116 

5460 

8862 

5587 

7902 

5364 

4513 

5360 

89338 

162500 

145500 

X26500 

114  500 

72000 

71  000 

108500 

I  301000 

167960 

154362 

182067 

122402 

77364 

75513 

113860 

1390338 

104 
9000 

z 

— 

— 

2 

z 

365 
9002 

9104 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

9367 

2000 

2500 

2500 

40000 

35000 

II  000 

14500 

116500 

\ 
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Meinen  Eltern! 


Vorwort. 


Diese  Abhandlung  yerdaukt  ihre  Entstehung  einer  Anregung  des 
Herrn  Geh.  Regierungsrates  Prof.  Dr.  Joh.  Conrad  in  Halle  a.  S. 
Der  Verfasser  hielt  es  für  eine  dankenswerte  Aufgabe,  der  An- 
regung seines  verehrten  Lehrers  folgend,  der  Finanzgebahrung  der 
Stadt  Halle  a.  S.  bis  zum  Anfang  des  Jahrhunderts  nachzuspüren 
und  damit  zugleich  der  Statistik  der  Gemeindefinauzen  einiges  Material 
zu  liefern. 

Dazu  benötigte  er  eines  umfangreichen  statistischen  Materials, 
und  dieses  wurde  ihm  auf  Empfehlung  des  Herrn  Prof.  Conrad  sofort 
in  liebenswürdiger  Weise  durch  Herrn  Oberbürgermeister  Staude  zu 
Halle  a.  8.  zur  Verfügung  gestellt,  welcher  die  Überlassung  der 
Etats,  Rechnungen  und  Verwaltungsberichte  anordnete  und  die  Be- 
nutzung der  rathäuslichen  Bibliothek  gestattete.  Der  Verfasser  ist 
ihm  hierfür  zu  großem  Dank  yerpäichtet. 

Der  Verfasser  hat  das  ganze  statistische  Material  selbst  ver- 
arbeitet. 

Femer  sei  noch  besonders  Dank  gesagt  den  Herren  Rendant 
Achilles  und  Steuerbureauvorsteher  Merkert  zu  Halle,  die  in  liebens- 
würdigster Weise  dem  Verfasser  Auskunft  erteilten. 

Noch  liegt  es  uns  an  dieser  Stelle  ob,  Herrn  Prof.  Conrad  ganz 
besonderen  Dank  auszusprechen  für  die  Förderung,  welche  er  uns 
auch  bei  dieser  Arbeit  hat  zuteil  werden  lassen. 
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A.  Einleitung. 


Es  kann  nicht  unsere  Aufgabe  sein  in  dieser  kurzen  Abhandlung 
€ine  irgendwie  erschöpfende  Behandlung  des  Finanzwesens  der  Stadt 
Halle  a.  S.  im  ganzen  19.  Jahrhundert  zu  geben. 

Wenn  aber  unser  verehrter  Lehrer,  Herr  Prof.  Conrad,  uns  über- 
haupt Anregung  zur  Bearbeitung  einer  so  interessanten  Materie  gab, 
so  geschah  es  wohl  aus  dem  Q-runde,  der  arg  yemachlässigten  Literatur 
über  Gemeindefinanzen  wieder  einmal  einiges  neue  Material  zu  schaffen. 
Die  finanzwissenschaftliche  Erörterung  hat  sich  bis  jetzt  fast  aus- 
schließlich dem  Staatsfinanzwesen,  insbesondere  den  Staatssteuern  zu- 
gewandt, während  dem  Gemeindefinanzwesen  bis  in  die  neueste  Zeit 
Yon  der  Theorie  kaum  irgend  welche  Beachtung  geschenkt  worden 
ist.  Diese  Erscheinung  in  der  Literatur  hat  seinen  Grund  in  folgendem  ^) : 
Die  Entwicklung  der  Finanzwissenschaft  in  Deutschland  ist  in  erster 
Linie  dahin  gegangen  die  Finanzwirtschaft  des  Staates  in  eingehenden 
Untersuchungen  zu  erörtern,  und  erst  in  neuerer  Zeit  hat  man  be- 
gonnen, auch  der.  Finanzgebarung  der  übrigen  öffentlichen  Körper 
größere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden.  Neben  anderen  Systematikern 
gebührt  dem  nun  verewigten  Frhn.  v.  Reitzenstein  und  dann  fViedberg 
das  Verdienst,  auf  dieses  Gebiet  die  Aufmerksamkeit  gelenkt  zu 
haben  und  mit  der  Verarbeitung  des  vorhandenen  Materials  selbständig 
vorgegangen  zu  sein. 

Der  Grund  zu  dieser  langsamen  Entwicklung  liegt  sowohl  in 
allgemeinen  Verhältnissen  der  Wissenschaft  als  auch  in  den  Verhält- 
nissen der  in  Frage  kommenden  Korporationen.  Die  Finanzwissen- 
schaft als  solche  ist  eine  noch  junge  wissenschaftliche  Disziplin. 

*)  Dr.  jur.  et  phil.  W.  Kahler:  Die  preußischen  Kommunalanleihen  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  auf  eine  Zentralisation  des  Kommunalkredits.  Jena  1897, 
Einleitung. 

XLIV.  1 


—     2     — 

Nun  erklärt  es  sich  aus  dem  Wesen  der  wissenschaftlichen  Ent- 
wicklung, daß  zunächst  die  Behandlung  der  auffallendsten  Er- 
scheinuDgen,  die  sich  zuerst  dem  Auge  darbieten,  in  Angriff  genommen 
wird,  daß  zunächst  an  ihnen  sich  die  wissenschaftliche  Methode  aus- 
bildet, während  die  weniger  an  der  Oberfläche  liegenden  Erscheinungen 
erst  beim  weiteren  Ausbau  in  den  Kreis  der  wissenschaftlichen  Arbeit 
einbezogen  werden. 

So  hat  auch  die  Finanzwissenschaft  zunächst  jden  Staat  als  den 
größten  öffentlichen  Körper  wissenschaftlich  zu  erfassen  gesucht,  hat 
für  ihn  die  grundlegenden  Sätze  abgeleitet,  und  erst,  nachdem  auf 
diesem  Gebiete  eine  gewisse  Klärung  der  Ansichten  eingetreten  war, 
nachdem  hier  gesicherte  Ergebnisse  gewonnen  waren,  hat  sie  ihre 
Untersuchungen  auf  die  Zwangsgemeinwirtschaften  niederer  Ordnung 
ausgedehnt,  und  deren  Finanzgebarung  in  den  Kreis  ihrer  Unter- 
suchungen einbezogen,  um  zu  prüfen,  in  wie  weit  die  auf  dem  Gebiete 
der  Staatsfinanzwirtschaft  gefundenen  Ergebnisse  sich  auf  das  Kommunal- 
finanzwesen übertragen  lassen,  wie  weit  dies  eine  besondere  Behand- 
lung erheischt  und  zur  Bereicherung  und  Vertiefung  finanzwissen- 
schaftlicher Erkenntnis  beizutragen  vermag. 

Wir  glauben  daher,  mit  folgender  kurzen  Abhandlung  der  finanz- 
wissenschaftlichen Erörterung  einen  Dienst  zu  erweisen. 

Bevor  wir  jedoch  in  dieselbe,  eintreten,  scheint  es  uns  unum- 
gänglich nötig,  einiges  über  das  zur  Arbeit  verwandte  Material  und 
seine  Brauchbarkeit  zu  sagen. 

Unsere  Angaben  können  als  ganz  richtig  und  genau  nur  für  die 
Jahre  1857—1900  gelten. 

Die  Verwaltungsberichte  sind  erst  seit  dem  Jahre  1857  erschienen, 
so  daß  wir  für  die  Jahre  1800 — 1857  mit  Etats  und  einzelnen 
Rechnungen  arbeiten  mußten,  die  bei  weitem  nicht  in  ununterbrochener 
Beihe  der  Jahre  vorhanden  sind. 

Wir  haben,  damit  nicht  auch  noch  diese  wenig  zahlreichen  Etats, 
die  wir  finden  konnten,  verloren  gehen  —  es  sind  dies  die  Etats  von 
1810,  11,  13,  19,  20,  21,  22,  35  und  1856  —  uns  erlaubt,  sie  in 
dieser  Abhandlung  zu  bringen,  ebenso  wie  die  Abschlüsse  aus  den 
Jahren  1801/02,  1805/06,  1812,  1832  und  1852,  die  von  Hagen 
uns  überliefert  hat. 

Wir  haben  darum  Gelegenheit  genommen,  uns  für  diese  Jahre 
und  für  die  Jahre  1866 — 79,  deren  Verwaltungsberichte  nicht  vor- 
handen sind,  an  die  vom  Magistrat  der  Stadt  Halle  herausgegebenen 
und  vom  Frhrn.   v.  Hagen   redigierten  ausgezeichneten  Ergänzungs« 
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hefte  „Die  Stadt  Halle"  aDZulehneDy  wie  wir  überhaupt  aus  diesem 
Werke  viel  für  unsere  Untersuchung  brauchbares  Material  gezogen 
haben.  Das  Material,  das  wir  zu  dem  Kapitel:  „Die  Entwicklung 
der  Gremeindesteuem"  benutzten,  ist  weit  vollständiger.  Zugleich 
wollen  wir  noch  bemerken,  daß  wir  die  Frankrechnung  während  des 
westfälischen  Begiments  und  die  TalerrechnuDg  bis  zum  Jahr  1873 
inkl.  in  Markrechnung  umgesetzt  haben,  um  dem  Leser  die  Ver- 
gleichung  zu  erleichtern. 


B.  Die  Bevölkerung  von  Halle  im  19«  Jahrhundert 


„Halle  ^)  ist  bekanntlich  eine  der  ältesten  Städte  Deutschlands 
und  über  seine  Entwicklung  liegen  eine  Menge  und  sehr  eingehende, 
beachtenswerte  Werke  vor.  Genauere  Angaben  über  die  Volkszahl 
sind  aber  erst  seit  Schluß  des  18.  Jahrhunderts  yorhanden  und  erst 
seit  den  zwanziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  können  die  Zählungen 
auf  wirkliche  Zuverlässigkeit  Anspruch  machen. 

Wir  nehmen  für  die  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  ungefähr  14000 

Seelen  an. 

1782  hat  Halle  15602  Einwohner 


1790 

>? 

n 

21140 

1791 

n 

n 

20719 

1794 

n 

n 

20679 

1804 

M 

4« 

21000 

inkl.  der  zwei  AmtsYorstädte  (Glaucha  und  Neumarkt),  die  aber  erst 
1817  einverleibt  wurden.  In  diesen  Zahlen  sind  einbegriffen  die 
Studenten,  nicht  die  Militärpersonen.  „Hagen  und  Bärensprung,  so 
berichtet  Prof.  Conrad,  geben  für  1806:  26000,  letzterer  für  1810: 
14893  an,  doch  mit  der  Bemerkung,  daß  die  Angabe  unsicher  sei 
und  ohne  die  Quellen  zu  zitieren.^ 

Wir  haben  nun  ebenfalls  für  das  Jahr  1809  oder  1810  die  Ein- 
wohnerzahl 14893  gefunden  und  zwar  auf  dem  Titelblatte  des  Etats 
für  1810,  wo  es  heißt:  „Die  Kommune  hat  14893  Einwohner." 

Uns  scheint  es  nun  ganz  einleuchtend,  daß  man  in  den  Etat  für 


^)   Conrad:    Beitrag  zar  Untersuchang  des  Einflusses  Ton    Lebensstellang 
und  Beruf  auf  die  Mortalitätsverhältnisse,  Jena  1877,  S.  14 — 17. 

1* 
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das  Jahr  1810  die  EinwohDerzahl  von  1809  einsetzte,  denn  es  wäre 
doch  gewagt  ein  so  bestimmtes  Einwohnersoll  aufzustellen.  Doch  ist 
es  auch  nicht  unmöglich,  daß  die  Einwohnerzahl  14893  für  das 
Jahr  1810  gilt^  da  die  Etats  (unter  westfälischem  Regiment)  an- 
scheinend erst  im  Laufe  des  Jahres  angefertigt  wurden,  für  das  sie 
gelten  sollten,  was  ich  aus  dem  folgenden  Schreiben  (aus  dem  Vol.  II 
Actorum,  die  Anfertigung  des  städtischen  Budgets  für  das  Jahr  1810 
von  dem  Munizipalrate  der  Kommune  Halle  betreffend)  entnehme 

Mein  Herr  Maire! 

Halle  a.  S.,  den  14.  Jnny  1810. 

Da  die  Einsendung  des  Budgets  von  Ihrer  Commune  höheren 
Orts  lebhaft  urgiert  wird,  so  ersuche  ich  Sie  mit  der  Absendung 
nunmehro  zu  eilen,  indem  ich  nicht  zweifle,  daß  das  Budget  längst 
complett  angefertigt  sein  wird. 

Der  Unterpräfekt  des  Distrikts  Halle. 

Am  Rande  die  Bemerkung  des  Maire:  ad  acta,  da  das  Budget 
ohnehin  schon  bearbeitet  wird! 

Auch  in  dem  Etat  für  das  Jahr  1813  fanden  wir  die  Einwohner- 
zahl 14927;  auch  für  sie  gelten  die  obigen  Ausführungen,  d.  h.  ent- 
weder gilt  sie  für  1812  oder  für  1813,  1816:  19226  Einwohner. 

Seit  1822  sind  dann  die  Ergebnisse  der  amtlichen  Zählung  Yor- 
handen;  aufgeführt  ist  nur  die  ZivilbeTÖlkerung ;  Glaucha  und  Neu- 
markt sind  Ton  1822  an  einbegriffen. 


Jahr 

Einwohner- 
zahl 

Jahr 

Einwohner- 
zahl 

Jahr 

Einwohner- 
zahl 

1822 

23327 

1862 

42914 

1881/82 

74178 

1825 

23000 

1863 

44321 

1883/84 

76531 

1828 

25567 

1864 

45004 

1884/85 

78562 

1831 

24790 

1865 

46064 

1885/86 

80529 

1834 

25  200 

1866 

47158 

1886/87 

82442 

1837 

26447 

1867 

47580 

1887/88 

85959 

1840 

28  149 

1868 

48906 

1888/89 

89336 

1843 

29728 

1869 

49  573 

1889/90 

93782 

1846 

32134 

1870 

50461 

1890/91 

100  051 

1849 

32493 

1871 

51373 

1891/92 

102  535 

1852 

35076 

1872 

53906 

1892/93 

105  233 

1855 

35468 

1873 

55897 

1893/94 

107  179 

1856 

36408 

1874 

57859 

1894/95 

109778 

1857 

37348 

1875 

59901 

1895/96 

114711 

ia58 

38289 

1878 

65  140 

1896/97 

116900 

1859 

39361 

inkl.  Militär 

1897/98 

120  729 

1860 

40433 

1879/80 

70851 

1898/99 

123970 

1861 

41507 

1880  81 

72081 

1899;1900 

■   127  436 
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Das  Anwachsen  der  Einwohnerzabi  von  1822 — 1855  ist  als  ein 
nur  langsames  zu  bezeichnen,  ungefähr  um  500  Seelen  beträgt  die 
jährliche  Yolkszunahme,  so  daß  nach  Ablauf  dieses  Zeitraumes  von 
33  Jahren  die  Bevölkerungsziffer  um  nur  etwa  12  000  gestiegen  ist. 
Vom  Jahre  1855  an  dagegen  bis  zum  Jahre  1871  nimmt  die  Be- 
völkerung jährlich  um  rund  1000  Seelen  zu,  so  daß  nach  Verlauf 
dieser  16  Jahre  (von  1865 — 71)  die  Bevölkerungsziffer  rund  um  16000 
gestiegen  ist,  während  sich  nach  1872,  also  sofort  nach  dem  Kriege, 
die  jährliche  Bevölkerungszunahme  auf  rund  2000  Seelen  erhöht  und 
zwar  bis  zum  Jahre  1886/87,  um  dann  bis  1889/90  sich  auf  rund 
3—4000  zu  erhöhen,  bis  schließlich  vom  Jahre  1889/90  zu  1890/91 
eine  ganz  außerordentlich  starke  Zunahme  von  über  6000  Seelen 
erfolgt;  vom  Jahre  1890/91  an  erfolgt  dann  eine  zwischen  8  und  4000 
schwankende  jährliche  Bevölkerungszunahme,  so  daß  die  Einwohner- 
zahl von  1872  bis  1899/1900  d.  h.  innerhalb  29  Jahren  um  73  000 
gestiegen  ist,  d.  h.  die  jährliche  durchschnittliche  Bevölkerungszunahme 
beträgt  2500  Seelen. 


C.  Die  Entwicklung  der  Oemeindesteuem« 


Die  Einnahmen  aus  der  Besteuerung  bilden  das  eigentliche  Rück- 
grat des  kommunalen  Finanzwesens.  Privatwirtschaftliche  Einnahmen 
und  Gebühren  bilden  mitunter  einen  nicht  unerheblichen  Bestandteil 
der  gemeindlichen  Einkünfte,  aber  sie  allein  reichen  nicht  aus  zur 
Bestreitung  der  Gemeindeausgaben.  Je  größer  der  Aufgabenkreis 
der  Gemeindeverwaltung  wird,  je  größere  Anforderungen  an  deren 
Leistung  gestellt  werden,  desto  mehr  müssen  Steuerquellen  erschlossen 
werden.  So  hat  denn  auch  die  Stadt  Halle  eine  ganze  Reihe  der 
verschiedenartigsten  direkten  und  indirekten  Steuern  im  Verlaufe  des 
19.  Jahrhunderts  aufzuweisen,  zu  deren  näherer  Betrachtang  vom 
Jahre  1820  ab  wir  nach  einigen  Bemerkungen  über  die  Gemeinde- 
abgaben im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  und  über  die  Zeit  des 
westfälischen  Regiments  von  1807 — 13  übergehen  werden. 

Es  sei  darauf  hingewiesen,  daß  die  Entwicklung  des  preußischen 
Kommunalsteuerwesens  in  der  Sichtung  gegangen  ist,  daß  das  Gebiet 
der  indirekten  Besteuerung  ein  immer  beschränkteres  wurde,  während 
in  immer  höheren  Maße  die   direkte  Besteuerung  zur  Grundlage  des 
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kommnnalen  Steuerwesens  geworden  ist.  Doch  ist  es  noch  nicht 
lange  her,  daß  die  indirekte  Besteuerung  eine  bedeutende  Bolle  im 
städtischen  Steuerwesen  spielte.  In  Halle  haben  sich  die  Verhältnisse 
so  entwickelt: 

Das  Steuersystem  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  war,  wie  wir 
sehen  werden,  weder  wissenschaftlich  berechtigt  zu  nennen,  noch  war 
es  ertragreich.  Es  waren  die  Bechte  der  alten  Gemeindeabgaben- 
ordnungen aus  dem  16.  und  16.  Jahrhundert,  die  noch  ganz  auf  mittel- 
alterliche Verhältnisse  zugeschnitten  waren.  Das  westfälische  Begiment 
räumte  zwar  nicht  ganz  mit  diesen  Verhältnissen  auf,  sondern  ließ 
diese  Abgaben  zum  großen  Teil  bestehen  und  führte,  statt  der  einzigen, 
die  man  entfernte,  und  das  war  gerade  das  ertragreiche  Kaufschoß, 
1811  das  Oktroi  ein,  das  die  Stadt  auch  nach  ihrer  Bückkehr  unter 
preußische  Herrschaft  im  Jabre  1813  noch  bis  zum  Jahre  1820 
erhob  d.  h.  bis  zur  Einführung  des  Abgabengesetzes  vom  30.  Mai  1820, 
welches  die  Erhebung  des  Oktrois  verbot. 

Dies  Kommunalabgabengesetz  brachte  überhaupt  erst  einiger- 
maßen System  in  das  städtische  Steuerwesen:  es  wurden  auf  Grund 
des  Gesetzes  neu  eingeführt  die  direkte  Kommunalsteuer  an  Stelle 
des  Octrois,  d.  h.  also  einer  indirekten  Abgabe,  und  der  Zuschlag 
zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  die  eine  Höhe  von  50 7o  zu  der 
Staatssteuer  erreichen  durfte,  daneben  wurden  aber  weiter  noch  die 
alten  Abgaben  erhoben,  wenigstens  erscheinen  sie  noch  bis  zum  Jahre 
1832.  Die  vorerwähnte  Kommunalsteuer  wird  abgelöst  mit  dem 
jähre  1841  durch  eine  Kommunaleinkommensteuer,  deren  Tarif 
schließlich  in  dem  Begulativ  von  1855  endgültig  festgesetzt  wird  und 
beibehalten  wird  bis  zur  Einführung  des  Abgabengesetzes  von  1873, 
das  eine  vollständige  Umwälzung  des  städtischen  Steuerwesens  mit 
sich  bringt. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  noch  einmal  das  Steuersystem  vor  1875, 
so  finden  wir  als  hauptsächlichste  Steuer: 

1.  die  Kommunaleinkommensteuer  von  1855  (als  direkte); 

2.  den  Zuschlag  zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer  von  1820  (als 
indirekte)  Steuer; 

3.  den  Zuschlag  zur  Staatsgebäudesteuer,  der  seit  1.  April  1868 
erhoben  wird  (als  direkte). 

Die  3  hauptsächlichsten  Steuerarten  verschwinden  mit  der  Ein- 
führung des  Abgabengesetzes  von  1873  im  Jahre  1875.  An  ihre 
Stelle  treten : 
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1.  die  Zuschläge  zur  Staatseinkommensteuer  als  Gemeindeein- 
kommensteuer; 

2.  die  städtische  Mietsteuer  (als  indirekte),  und 

3.  die  städtische  Grundsteuer  (als  direkte),  bis  mit  dem  Inkraft- 
treten des  Kommunalabgabengesetzes  von  1893  am  1.  April  1895 
eine  wesentliche  Änderung  der  Grundlagen  der  bisherigen  Kommunal- 
besteuerung eintritt.  Der  Staat  überweist  mit  diesem  Zeitpunkt  den 
Gemeinden  die  sogenannten  Realsteuern,  um  die  Entlastung  und  Frei- 
haltung von  Zuschlägen  der  Staatseinkommensteuer,  die  mit  dem 
Gesetz  von  1891  einen  weseDtlichen  Fortschritt  macht,  zu  erreichen. 

Die  städtische  Mietsteuer  wird  aufgehoben,  die  für  die  Staats- 
kasse außer  Hebung  gesetzte  Grund-  und  Gebäudesteuer  wird  zwar 
für  Rechnung  der  Gemeinde  nicht  erhoben^  dafür  aber  deren  selb- 
ständige städtische  Grundsteuer  vom  Jahre  1875  beibehalten  und  ihr 
Ertrag  in  ein  prozentuales  Verhältnis  zu  dem  der  staatlich  veranlagten 
^Grund-  und  Gebäudesteuer  gesetzt.  Zu  der  staatlich  veranlagten, 
für  die  Staatskasse  ebenfalls  außer  Hebung  gesetzten  Gewerbesteuer 
wird  ein  Gemeindezuschlag  erhoben  und  außerdem  die  Betriebssteuer 
nebst  einem  Zuschlag.    Die  Hauptsteuern  sind  also  folgende: 

1.  der  Zuschlag  zur  Staatseinkommensteuer  als  Gemeindeein- 
kommensteuer  (direkt); 

2.  die  städtische  Grundsteuer  (direkt); 

3.  die  Gewerbe-  und  Betriebssteuer  (direkt). 

Man  sieht,  die  Hauptbesteuerung  verläßt  vom  Jahre  1895  ab 
das  indirekte  Gebiet  ganz  und  überläßt  es  einigen  kleinen  Steuer- 
arten, deren  Erträge  weniger  bedeutend  sind,  ausgenommen  die  beiden 
Biersteuern  von  1886. 

a)  Die  Gemeindeabgaben   im   Anfang  des 

19.  Jahrhunderts. 

Am  8.  März  1688*)  wurde  vom  Kurfürsten  von  Brandenburg 
•die  am  1.  Dezember  1687  publizierte  „verneuerte  Regimentsordnung" 
an  den  Rat  der  Stadt  erlassen.  In  dieser  „  Regimen tsordoung"  werden 
von  den  Gefällen  und  Abgaben  an  die  Gemeinde  auch  die  genannt, 
die  noch  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  fällig  waren,  wie  aus  den 
Abschlüssen  der  Jahre  1801/02  und  1805/06  zu  ersehen  ist.  Wir 
greifen  die  betreffenden  Abgaben  heraus. 

1.  Tal-  und  Herdschoß  von  allen  Salzkoten. 


M  y.  Hagen  U,  S.  226  u.  f. 


—     8     — 

Um  den  Charakter  dieser  Abgabe  zu  yerstehen,  ist  es  notwendig^ 
einiges  über  die  Geschichte  der  Salzkoten  zu  berichten.^)  Halle- 
besitzt  4  Salzquellen,  denen  die  Stadt  ihr  Entstehen  und  Jahrhunderte 
hindurch  fast  ausschließlich  ihren  Wohlstand  zu  verdanken  hatte. 
Die  Sole,  die  diesen  Quellen  entströmte,  wurde  nun  in  ältester  Zeit 
durch  besondere  Bomknechte  mittels  eines  Schwenkwerkes  herauf- 
gefordert und  in  die  Kote  gebracht,  später  durch  ein  Pumpwerk 
heraufgefördert  und  dann  durch  eine  eiserne  Böhrenleituug  zum  Siede* 
prozeß  der  Kote  zugeführt.  Diese  Siedeherde  wurden  1789/91  und 
1798/99  aus  den  einzelnen  Koten,  112  an  der  Zahl,  in  die  beiden* 
großen  neuerbauten  Siedehäuser  zusammengelegt.  „Der  Herdschoß 
wurde  nun  in  alten  Zeiten  von  allen  Salzkoten  erhoben  und  zwar 
von  8  Koten  mit  je  3  Herden,  von  jedem  Kote  9  g.  Gr,  6  Pfg.,  von 
10  Koten  mit  je  einem  Herde,  von  jedem  3  g.  Gr.  2  Pfg.,  von  allen 
übrigen  der  Schoß  von  2  Herden,  von  jedem  6  Gr.  4  Pfg.,  was  zu- 
sammen zu  jener  Zeit  eine  jährliche  Einnahme  von  29  Tlr.  13  g.  Gr^ 
4  Pfg.  repräsentiert." 

Es  folgen 

2.  die  Abgaben,  die  unter  dem  Namen  „ünpflichten  oder  bürger- 
liehe  Ünpflichten"  erhoben  wurden. 

a)  Der  Vorschoß,  von  jedem  Bürger  ohne  Unterschied  alljährlicb 
in  der  Woche  vor  Pfingsten  mit  10  Gr.  zu  entrichten;  man  könnte 
diese  Abgabe  am  besten  mit  einer  Kopfsteuer  vergleichen; 

b)  Der  Haus-  oder  Bürgerschoß,  jährlich  zum  Dreikönigstage  von 
den  Häusern  mit  1  Gulden  von  jeden  100  Gulden  bis  in  Höhe  von^ 
3  Goldgulden.  Diese  immerhin  schon  ganz  annehmbare  Gebäude- 
steuer ergab  die  beträchtlichste  Einnahme  unter  allen  Gemeindeabgaben. 

c)  Das  Wächter-  oder  Grabengeld,  zu  erlegen  zur  Besoldung  der 
Nachtwächter  resp.  Stundenrufer,  sowie  zur  Erhaltung  der  Stadt- 
mauern und  Stadtgräben. 

Diese  Abgaben  wurden  bis  zu  Anfang  des  16.  Jahrhunderts, 
jede  einzeln  und  zu  verschiedenen  Zeiten  auf  Grund  besonderer  voraus- 
gegangener Bepartition  erhoben.  Jeder  Bürger  mußte  behufs  seiner 
Veranlagung  zu  denselben  sein  Vermögen  und  das  Einkommen  aus^ 
dem  von  ihm  betriebenen  Gewerbe  eidlich  angeben.  Da  dieser  Veran- 
lagungsmodus zu  zahlreichen  Denunziationen  Beschwerden  und  Mein- 
eiden Veranlassung  gab,  so  wurde  auf  Antrag  der  Bürgerschaft  von 
der  erzbischöflichen  Regierung  im  Jahre   1502  angeordnet,  daß  die 


')  V.  Hagen  I,  S.  171  u.  f. 
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in  diesem  Jahre  entrichteten  Abgaben  als  Norm  genommen  und  unter 
dem  Namen  „Unpflichten'*,  d.  h.  ohne  eidliche  Verpflichtung,  als  ein 
onus  reale  y  auf  die  Häuser  fixiert  und  jährlich  einmal  erhoben 
werden  sollten.  —  Diese  Abgaben  hatten  sonach  den  Charakter  einer 
Beallast  angenommen,  welche  hypothekarisch  eingetragen  und  als 
Grundzins  entrichtet  wurde ;  natürlich  sehr  primitiv.  Der  Titel  8  der 
„Begimentsordnung"  fuhrt  „die  Ordinär-  aber  steigenden  und  fallenden 
Intraden"  in  der  Stadt  auf;  von  diesen  sind  die  einen  steuerartigen 
Charakter  tragenden  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  noch  vorhanden. 

a)  Das  Bürgerrechtsgeld,  sogen,  ßürgermahl,  für  Beleihung  mit 
dem  Bürgerrecht,  welches  nach  der  Verfassung  vom  Jahre  1625  im 
allgemeinen  auf  10  Goldgulden,  für  Nichtangesessene  je  nach  ihrem 
Erwerbe  auf  2,  3  auch  mehr  Beichstaler  festgestellt  und  an  dessen 
Stelle  von  fremden  im  Stadtgebiete  sich  aufhaltenden  Personen  bei 
länger  als  2tägigem  Aufenthalte  ein  jährliches  Schutzgeld  von  10, 
12 — 18  g.  Gr.  zu  entrichten  war.  Für  Erlangung  des  Bürgerrechts 
hatten  zu  zahlen : 

1.  Extranei  u.  z.  Honoratiores  6 — 3  Tlr.,  Innungsmeister  4  Tlr., 
Handwerksleute  und  wer  ein  ansehnliches  Haus  erwarb  3  Tlr.,  solche 
ohne  Profession  2  Tlr. 

2.  Bürgerssöhne  und  arme  Leute  in  der  Stadt  1  Tlr.  12  Gr. 
Die  sub  1  genannten  hatten  außerdem  ein  sog.  Feuereimergeld  von 
18  Gr.  zur  Kämmerei  zu  zahlen  und  jeder  ohne  unterschied  zur 
Latemenkasse  16  Gr.  bis  1  Hr.  und  zur  Almosenkasse  4 — 8  Gr. 

b)  Der  KaufschoB  von  Häusern,  Tal-  und  anderen  Gütern  im 
Stadtgebiete  terminlich  binnen  6  Jahren  von  Zeit  des  geschlossenen 
Kaufs  und  zwar  zu  einem  Teile  sofort  nach  dem  Kaufe,  mit  3  FI. 
7  g.  Gr.  von  jedem  Hundert  der  Kaufsumme  zu  entrichten.  Diese 
Umsatzsteuer  ist  stets  sehr  einträglich  gewesen. 

c)  Niederlagezins  von  Wein  und  Bier  — 

vom  Wein:  von  jedem  Eimer  Rhein-  oder  Frankenwein  12  Gr., 
jedem  Eimer  Landwein  6  Gr.,  wenn  er  öflfentlich,  und  3  Gr.,  wenn  er 
für  die  Haushaltung  gebraucht  wird  (wohl  am  verwandtesten  mit  der 
modernen  Einlagesteuer  von  Wein); 

Tom  Biere:  von  jeder  Tonne  fremden  Bieres  ohne  Unterschied 
7  Gr.  betragend.  Das  ist  eine  selbständige  Kommunalbiersteuer,  wie 
sie  heutigen  Tages  in  Halle  auch  existiert. 

Das  sind  die  hauptsächlichsten  noch  im  Anfange  des  19.  Jahr- 
liunderts  erhobenen  Kommunalabgaben  mit  steuerartigem  Charakter. 

Die  Einnahmen  aus  diesen  Abgaben  waren  folgende : 


—     10    — 

Es  kamen  ein    1801/02  1805/05 

Mk.  Mk. 

an  1.  Tal-  und  Herdschoß          1934  1934 

2.  Unpflichten  von  Häusern  7  292  6  644 

3.  Bürgerrechtsgeld                   877  682 

4.  Eaufschoß                           5  587  6458 

5.  Niederlagegeld   von    ein- 

gebrachten Getränken  1961  2117 


Sa.  17  651         16835 

d.  h.  1801/02  bildeten  die  Gemeindeabgaben  bei  einer  Gesamtein- 
nahme von  101389  Mk.  17,40%  derselben  und  1805/06  bei  einer 
Gesamteinnahme  von  128  387  Mk.  gar  nur  13,11%,  während  1899 
bis  1900  die  Kommunalsteuern  53,59  7o  der  Einnahme  der  etats- 
mäßigen Verwaltung  ausmachen. 


Die  indirekte  Besteuerung. 

Es  ist  erstaunlich,  wie  sich  diese  primitive  Besteuerung  fast  zwei 
Jahrhunderte  lang  ohne  erhebliche  Änderung  halten  konnte.  Um  so 
mehr  Änderungen  und  Neuerungen  bringt  das  19.  Jahrhundert. 

b)   Das  Oktroi  und  der  Bierpfennig. 

Das  westfälische  Regiment  brachte  es  fertig,  in  kaum  Jahres- 
frist auf  allen  Gebieten  des  kommunalen  Lebens  mit  den  uralten, 
deutschen  Institutionen  gründlich  aufzuräumen;  natürlich  nahm  man 
auch  die  Finanzen  in  Angriff.  So  wurde  z.  B.  der  Kaufschoß,  eine 
der  vorzüglichsten  und  ergiebigsten  Einnahmequellen  aufgehoben, 
dafür  mußte  der  Stadt  natürlich  ein  Äquivalent  geboten  werden; 
dies  geschah  durch  die  Einführung  des  in  Frankreich  so  beliebten 
Oktrois,  d.  h.  die  Erhebung  gewisser  Eingangs-  und  Ausgangsgefalle. 

Leider  ließ  sich  kein  auf  das  Oktroi  bezüglicher  Tarif  finden,  der  uns 
über  die  Handhabung  dieser  Yerbrauchsabgabe  hätte  aufklären  können« 

Es  wurden  jedoch  nach  dem  Pariser  Reglement,  dessen  ver- 
waltungsrechtliche  Grundlagen 

1.  das  Gesetz  vom  18.  Oktober  1798, 

2.  der  Erlaß  vom  18.  Dezember  1814, 

3.  der  königl.  Erlaß  vom  22.  Juli  1831 

bilden,   die  zur  Besteuerung  bestimmten  Konsumartikel  in  5  Eate« 
gorien  eingeteilt: 
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1.  Getränke  und  andere  Flüssigkeiten; 

2.  Eßwaren  (jedoch  werden  Getreide  und  Mehl  von  dem  Pariser 
Oktroi  nicht  besteuert); 

3.  Brennmaterialien; 

4.  Vieh-  und  Pferdefutter; 

5.  Rohstoffe  verschiedener  Art. 

Um  eine  Anschauung  von  der  Höhe  der  Sätze  zu  geben,  werden 
wir  einige  Beispiele  anführen: 


OktroitarifBätze  von 

Paris. 

Gegenstand 

Einheit 
der 

Tarifsatz 

Weitere 
Zuschläge 

Summa 

Erhebung 

Eres. 

Mk. 

Pres. 

Mk. 

Eres. 

Mk. 

Wein  in  Flaschen 

Hektoliter 

3,6o 

2,88 

7,02        5,62 

10,62 

8,50 

Alkohol  in  Brannt- 

wein and  Likör 

1» 

«4,— 

19,20 

55,80 

44,64 

79,80 

63,84 

Apfelwein 

n 

2,— 

1,60 

2,— 

1,60 

4,— 

3,20 

Olivenöl   und   Kon- 

serven, in  Öl 

100  Kilo 

49,83 

39,86 

2,62 

2,09 

52,45 

41,95 

Andere  Ole 

r» 

27,54 

22,04 

5,25 

4,20 

32,79 

26,24 

In  der  Annahme,  daß  man  diese  Tarifsätze  in  Halle  genau  so 
hoch  wie  in  Frankreich  selbst  bestimmte,  dürften  wir  nicht  irren. 

Die  Einnahmen  aus  diesem  Oktroi  sollten  zur  Bildung  eines  Fonds 
zur  Abzahlung  der  Kriegsschulden  und  prompten  Zahlung  der  Zinsen 
der  Stadtobligationen  dienen.  Die  Einfuhrung  dieser  Oktrois  erfolgte 
mit  dem  1.  Dezember  1811. 

Die  Einnahmen  aus  dem  Oktroi  sind  folgende: 

1812:  44624  Mk., 
1813:  40908     „     (nach  dem  Etat), 
1818:  51357     „ 

Wie  schon  aus  der  letzten  Zahl  zu  ersehen  ist,  behielt  man  das 
Oktroi  auch  nach  der  Befreiung  vom  französischen  Joch  im  Jahre 
1813  bei,  wiewohl  man  daneben  auch  den  Kaufschoß  vom  Jahre 
1817  an  wieder  erhob,  allerdings  lediglich  im  Interesse  des  städtischen 
Schuldentilgungsfonds.  —  Der  Kauf  schoß  betrug  S^a  %  des  Kauf- 
wertes von  Häusern  und  Talgütern,  wovon  1^8%  ^^^  Erwerb  eines 
Grundstückes,  1  ^/^  nach  Ablauf  des  ersten  und  der  Best  nach  Ab- 
lauf des  zweiten  Jahres  bezahlt  werden  sollte.  — 

Interessant  ist  ein  Vergleich  der  Einnahmen  aus  dem  Oktroi  in 
den  beiden  Städten  Halle  und  Paris  im  Jahre  1818,  den  wir  tabella- 
risch darzustellen  versuchen: 
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Stadt 

Bevölke- 
rung 

Ein- 
nahmen 
aus  dem 
Oktroi 

Mk. 

D.  8.  pro 
Kopf  der 
Bevölke- 
rung 

Mk. 

Gesamt- 
einnahme 

Mk. 

D.  8.  pro 
Kopf  der 
Bevölke- 
rung 

31k. 

Die  Ein- 
nahme ans 
dem  Oktroi 
beträgt  \ 
der  Gesamt- 
einnahme 

1818  < 

Paris 
Halle 

(rund) 
714000 

(rund) 
20000 

16570000 
51  357 

(rund) 

23 

(rund) 

2,60 

19529000 
78000 

27 

5 

(rund) 

85 
(rund) 

66 

Neben  dem  Oktroi  existiert  noch  vom  11.  November  1817  an 
der  sogenannte  Bierpfennig  —  eine  Art  ßrausteuer  oder  Biersteuer  — : 
für  jede  von  den  hiesigen  städtischen  Brauereien  gebraute  Kanne 
Braun-  und  Weißbier  mußte  1  Pfennig  gezahlt  werden.  Dieser 
Bierpfennig  verschwand  jedoch  schon  wieder  mit  der  Einführung  der 
Kommunalsteuer  im  Jahre  1821. 

Die  Einnahme  aus  dem  Bierpfennig  betrug  1818:  7868  Mk. 


c)  Die  Mahl-  und  Schlachtsteuer. 

Als  wichtigste  indirekte  Gemeindesteuer  folgt  der  Zuschlag 
zur  staatlichen  Mahl-  und  Schlachtsteuer. 

Die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  wurde  eingeführt  durch  das  Ab- 
gabengesetz vom  30.  Mai  1820  und  vom  1.  September  1820  ab  in 
Halle  erhoben.  Der  Staat  nahm  sie  für  sich  in  Anspruch  an  Stelle 
der  mit  ihr  in  Wegfall  kommenden  Personalsteuer,  die  unter  dem 
westfälischen  fi^giment  den  Gremeinden  auferlegt  war;  der  Betrag 
derselben  für  Halle  belief  sich  auf  17  977  Mk.  Die  Stadt  erhob  den 
Zuschlag  von  ^3  zur  Mahlsteuer  und  ^/^  zur  Schlachtsteuer  an 
Stelle  der  Einnahmen  aus  dem  mit  ihr  in  Wegfall  gekommenen  Oktroi 
und  des  schon  erwähnten  Bierpfennigs. 

Bereits  vom  1.  Juni  1822  ab  wurde  der  Zuschlag  zur  Schlacht- 
steuer von  Ve  &uf  V4  ^i'höht,  der  auf  die  Mahlsteuer  dagegen  von  ^j^ 
auf  7*  herabgesetzt,  also  bei  beiden  auf  ^^  oder  25  ^Jq,  1836  aber  von 
beiden  gleichmäßig  auf  %  oder  33^3  ^Iq  normiert.  Diese  Zuschläge  sind 
niedrig,  da  der  betr.  Erlaß  den  130  Städten,  in  denen  diese  staatliche 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  erhoben  wurde,  das  Recht  gibt,  einen  Zu- 
schlag von  50  ^/o  zu  dieser  Steuer  zu  erheben ;  der  Zuschlag  sollte  den 
Charakter  einer  Zwecksteuer  ^)  haben,  d.  h.  die  Einnahmen  daraus  sollten 
zur  Amortisation  der  städtischen  Schuldenlast  dienen.  Diese  Steuer 
hatte  durchaus  den  Charakter  einer  Akzise,  die  Tarife  waren  folgende : 

1)  Rowe  S.  124. 
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Staatsffteuer 

Kommunaler  Zuschlag 

Die  Mahlsteuer  betrug 

pro  Zentner 

pro  Zentner 

1 

2 

3 

4 

6 

vom 

ursprüng- 
lich >) 

1.  Auff. 
1864  bis 

1.  Jan. 
1867  und 

vom 

1.  Septbr. 

1820  bis 

vom 
1.  Jani 

von 
1836  bis 

von  1.  Juli 

1.  Juni 

1822  bis 

1.  Jan. 

1869  bis 
1.  Juli 

1822 

1836 

1875 

1862 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1.  vom  Weizen  zum  Mehl 

2,00 

2,50 

0,67 

0,50 

0,67 

2.  vom  Roggen  und  Gerste 
und  Htusenfruchten 

0,40 

0,49 

o,>3 

0,10 

0,13 

0,50 

0,63 

0,17 

0,13 

0,63 

Die  £ingangB8teuer 

betrug 
3.  für  ßraftmehl,  Stärke, 

Pulver,   Graupe,    Gries 

und  Grütze 

a)   aus  Weizen 

4,00 

5,00 

1,33 

1,00 

1,33 

b)    „  anderen  Getreiden 

1,00 

1,25 

0,33 

0,15 

0,33 

4.  für  Mehl 

» 

a^  aus  Weizen 

b)    „  anderen  Getreiden 

2,68 

3,35 

0,89 

0,67 

0,89 

0,68 

0,85 

0,23 

0,17 

0,23 

6.  für   Schrot   und  Back- 

werk aUer  Art 

a^  aus  Weizen 

2,00 

2,50 

0,67 

0,50 

0,67 

b)    „  anderen  Getreiden 

0,50 

0,63 

0,17 

0,13 

0,17 

6.  für   Fleisch-  und  Fett- 

waren 

4,00 

5,00 

0,67? 

1,00? 

0,67? 

Die  Schlachtsteuer  betrug 

7.  für  Jungvieh 

3,00 
pro  Stück 

3,75 

0,50 

0,75 

1,00 

8.  nach  dem  Stücksatz  be- 

rechnet 

a)  für  Ochs  und  Stier 

16,50 

20,63 

2,75 

4,13 

5,50 

b)     .,    Kuh  und  Ferse 

10,50 

13,13 

1,75 

2,63 

3,50 

c)     „    Kalb 

1,50 

1,83 

0,25 

0,38 

0,50 

d)    „    Hammel,   Schaf 

und  Ziege 

1,13 

1,41 

0,19 

0,28 

0,38 

e)  für  Lamm 

fj    „    Schwein  (seit 

0,76 

0,95 

0,13 

0,19 

0,25 

1.  Dezember  1839) 

4,50 

5,13 

0,75 

1,13 

1,50 

g)  für  Ferkel 

1,13 

1,41 

0,19 

0,28 

0,38 

^)  Diese  Sätze  wurden  in  der  Zeit  vom  1.  August  1854  bis  1.  Januar  1857 
sowie  vom  1.  Juli  1859  bis  1.  Juli  1862  sämtlich  um  25%  erhöht.  Diese  Er- 
höhung betraf  nur  die  staatliche  Steuer,  die  kommunalen  Sätze  blieben  dieselben. 
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Daß  diese  Steuer  natürlich  einen  ziemlich  starken  Einfluß  auf 
die  Preise  hatte,  versteht  sich  von  selbst.  So  konnte  es  denn  auch 
nicht  ausbleiben,  daß  sich  bald  ein  Kampf  gegen  diese  indirekte 
Steuer  erhob.  So  beschlossen  im  Jahre  1833  die  Stadtbehörden  die 
Umwandlung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in  eine  Klassensteuer  zu 
beantragen.  Dieser  Antrag  wurde  abgelehnt.  Der  Staat  kam  aber 
den  Städten  entgegen  und  überließ  unter  dem  1.  Mai  1848  den 
Städten  Vs  ^^^  Mahlsteuer,  die  für  Halle  im  Durchschnitt  der  Jahre 
1844—46  jährUch  102  732  Mk.  betrug.  Dieses  Drittel  der  Mahl- 
steuer sollte  für  Kommunalzwecke  verwendet  werden. 

Dies  Entgegenkommen  des  Staats  fand  aber  bei  der  Stadt  keinen 
Anklang,  vielmehr  beschlossen  die  städtischen  Behörden,  höheren  Orts 
den  gänzlichen  Wegfall  der  Mahlsteuer  von  Roggen,  Qerste,  Hirse, 
Hafer,  Hülsenfrüchten  und  den  daraus  gefertigten  Produkten  für  die 
hiesigen  Einwohner  zu  beantragen,  die  zwei  Drittel  der  Mahlsteuer, 
die  der  Staat  sich  vorbehalten  hatte,  durch  eine  direkte  Steuer  auf- 
zubringen, von  dieser  jedoch  die  Einwohner  mit  einem  Einkommen 
von  nur  240 — 300  Mk.  freizulassen,  ein  Beweis  dafür,  daß  man  diese 
indirekte  Steuer  wieder  los  sein  wollte,  weil  sie  den  armen  Mann  zu 
sehr  drückte.  Dagegen  sollte  die  Steuer  von  Weizen  vorläufig  bei- 
behalten und  der  Stadt  das  ihr  zukommende  Drittel  des  Ertrages 
bar  vergütet  werden. 

Den  durch  Freilassung  von  nicht  weniger  als  2095  mit  einem 
Einkommen  bis  zu  300  Mk.  veranlagten  Haushaltungen  entstehenden 
Ausfall  beschloß  man  aus  dem  städtischen  Anteil  an  der  Weizen- 
steuer zu  decken  und  dem  Staate  zu  vergüten« 

Die  dann  noch  zur  Ersetzung  der  Koggensteuer  aufzubringende 
Steuer  für  den  Staat  und  die  Gemeinde,  die  auf  rund  48900  Mk. 
veranschlagt  war,  sollte  von  den  übrigen  2890  Haushaltungen  durch 
entsprechende  Vermehrung  der  Simpla  der  Kommunalsteuer  um  6 
und  deren  Erhebung  in  monatlichen  S;aten  aufgebracht  werden. 

All  diese  Anträge  wurden  vom  1.  Mai  1848  ab  von  der  Regierung 
genehmigt.  Allerdings  mußte  die  Ersatzsteuer  für  die  Roggen  mahl- 
steuer schon  am  1.  Juli  1841  der  letzteren  wieder  weichen.  Das 
ganze  Verhältnis  hat  sich  vollständig  geändert  durch  das  Gesetz  vom 
25.  Mai  1873,  welches  in  den  betreffenden  Städten  die  Mahlsteuer 
vollständig  aufhob,  ihnen  aber  die  Schlachtsteuer  für  sich  weiter  zu 
erheben  gestattet.  Halle  macht  von  diesem  Recht  keinen  Gebrauch, 
denn  in  dem  Etat  für  1875  ist  von  der  Scblachtsteuer  nicht  mehr 
die  Rede  (das  Gesetz  ist  am  1.  Januar  1875  in  Kraft  getreten). 
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Werfen  wir  einen  Blick  auf  die  Einnahmen  aus  dieser  indirekten 
Steuer,  so  sehen  wir,  daB  sie  eine  sehr  bedeutende  Bolle  spielen 
und  daß  die  Steuer  abgesehen  von  einigen  durch  die  mehrfachen 
Modifikationen  des  Zuschlags  verursachten  Schwankungen  in  steter 
ZuDahme  schließlich  ihren  relativen  Höhepunkt  anfangs  der  70er  Jahre 
erreicht,  indem  Dämlich  im  Jahre  1870  8,39  Mk.  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung erhoben  wurden,  gegen  4,00  Mk.  im  Jahre  1832  und  7,92  Mk. 
im  Jahre  1874. 

Einnahmen  aus  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer. 


I 

TF 

III 

IV 

V 

VI 

VII 

! 

Kom- 
munal- 
Zuschlag 
auf  Mahl- 

Mahl- 

Summe 

Staats- 

Summe 

Pro  Kopf 
der  Be- 

Gesamt- 
einnahme 

III  in 

Steuer- 

von 

Mahl-  und 

von 

völkerung 

an  Xom- 

% 

Jaiir 

und 

Drittel 

I  u.  II 

Schlacht- 

III  u.  IV 

wurde 

munal- 

von 

Schlachfr 
Steuer 

Steuer 

cUoU 

erhoben 

steuem 

IV 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

/o 

1832 

20378 

20378 

8oooo(?) 

looooop) 

4,00  (?) 

93693 

21,75 

1849 

30445 

15950 

46395 

— 

— 

— 

— 

1855 

52674 

35514 

88188 

— 

— 

— 

— 

1856 

52794 

35  3^2 

88106 

167  222 

255  328 

7,01 

184536 

47,74 

1«>7 

61055 

40968 

102023 

— 

— 

216816 

47,06 

1858 

— 

io8  760 

160013 

268  773 

7,02 

228921 

— 

1859 

III  063 

178287 

289  340 

7,35 

— 

— 

1860 

67304 

42664 

109968 

156  177 

266  145 

6,58 

— 

1861 

70630 

42457 

113  087 

2X1  212 

324  299 

7,81 

1862 

— 

116259 

170505 

286  764 

6,70 

— 

— 

1863 

— 

— 

125  567 

182630 

308  197 

6,95 

277  778 

45,21 

1864 

— 

— 

134  194 

194920 

329  114 

7,31 

18a5 

— 

141  816 

217489 

359  305 

7,80 

— 

— 

1866 

— 

— 

132204 

195  132 

327  336 

6,94 

-^ 

1867 

80609 

45420 

126029 

196  786 

322815 

6,70 

300318 

41,96 

1868 

84565 

47  166 

131  731 

202  464 

334  195 

6,83 

359  874 

36,61 

1869 

— 

178443 

223  082 

401  525 

8,10 

369  153 

48,34 

1870 

— 

— 

194442 

228  701 

423  143 

8,39 

442233 

43,97 

1871 

— 

— 

199470 

224434 

423  904 

8,25 

534  729 

37,30 

1872 

— 

— 

197454 

249173 

446  627 

8,28 

599  709 

32,98 

1873 

— 

— 

199797 

253  722 

453519 

8,11 

598116 

33,41 

1874 

"— 

~— ~ 

198900 

259  387 

458  287 

7,92 

613  176 

1 

32,44 

E&  ist  ja  eine  anerkannte  Tatsache,  statistisch  festzustellen,  wie 
groß  gerade  die  Belastung  der  wirtschaftlich  Schwächsten  durch 
Lebensmittelsteuem  überhaupt  ist.  Wenn  nun  gar  eine  Gemeinde 
noch  das  Hecht  hat  einen  Zuschlag  zu  einer  staatlichen  Lebensmittel- 
Steuer  zu  erheben,  so  will  es  mir  scheinen,  als  hätte  man  zu  viel  des 
Guten  getan. 
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Interessant  ist,  wie  z.  B.  der  bayrische  Landtagsabgeordnete  Segitz 
das  Verhalten^)  der  sozialdemokratischen  Gemeindemitglieder  von 
Fürth,  die  das  Oktroi  in  Fürth  aufrecht  erhalten  hatten,  wie  folgt 
verteidigen  will. 

„Was  die  indirekten  Steuern  betrifft,  so  sollte  man  nicht  darüber 
streiten,  wie  die  Steuern  wirken,  sondern  die  Frage  sollte  lauten: 
Werden  durch  Beseitigung  der  städtischen  indirekten  Auflagen  auch 
die  belasteten  Lebensmittel  wirklich  billiger  P'* 

Wie  steht  es  mit  der  Frage? 

Wir  haben  schon  vorhiu  gesagt,  daß  sich  gleich  nach  der  E2m- 
führung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  ein  Kampf  erhob  (namentlich 
im  Jahre  1848)  gegen  die  Verzehrungssteuer,  daß  die  Regierung  aber 
nur  zum  Teil  auf  die  die  Beseitigung  der  Steuer  abzielenden  Anträge 
der  städtischen  Behörden  einging. 

Unserem  Ermessen  nach  müssen  gerade  die  städtischen  Behörden 
guten  Grund  gehabt  haben,  eine  derartige  erbitterte  Opposition  zu 
machen  gegen  die  Steuer;  sie  haben  geglaubt,  daß  nach  Aufhebung 
wenigstens  des  kommunalen  Zuschlags  die  Preise  für  die  von  der 
Steuer  getroffenen  Lebensmittel  niedriger  werden.  Sie  werden  stets 
nur  für  den  armen  Mann  in  dieser  Angelegenheit  eingetreten  sein, 
denn  von  jeher  hat  Halle  sehr  viel  arme  Bevölkerung  gehabt. 

Wir  haben  oben  schon  darauf  hingewiesen,  daß  die  Stadt,  um 
die  arme  Bevölkerung  zu  entlasten,  die  Umwandlung  der  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  in  eine  Klassensteuer  beantragte,  daß  sie  ferner  1848 
beantragte,  die  zwei  Drittel  der  Mahlsteuer,  die  der  Staat  nach 
Überlassung  von  Vs  ^^  ^^^  Gemeinden  sich  vorbehalten  hatte,  durch 
eine  direkte  Steuer  aufzubringen,  von  dieser  jedoch  die  Einwohner 
mit  einem  Einkommen  von  nur  240 — 300  Mk.  freizulassen. 

Durch  diese  Opposition  hat  die  Stadtverwaltung  damals  mit 
vielem  Bechte  für  die  Entlastung  der  unteren  Klassen  gewirkt.  Ob 
das  auch  heute  noch  mit  Recht  geschehen  könnte  oder  ob  andere 
Städte  z.  B.  nicht  vielmehr  gezwungen  sein  könnten,  gerade  eine 
solche  Steuer  weiter  zu  erheben,  soweit  dies  gesetzlich  zugelassen  ist, 
ist  für  jeden  einzelnen  Fall  festzustellen.  So  muß  man  z.  B.  bei 
dem  die  Stadt  Heidelberg  betreffenden  Falle  vom  Jahre  1897  das 
Vorgehen  der  städtischen  Behörden  durchaus  billigen.  Es  heißt  da 
in  dem  Heidelberger  Rechenschaftsberichte  der  städtischen  Kassen 
für  1897:    „Bei  den  namhaften  an  die  Stadt  sich  geltend  machenden 


1)  Damaschke  S.  195. 
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Anforderungen  war  er  auch  vom  praktischen  Standpunkte  aus  durch- 
aus untunlich,  auf  die  Forterhehung  der  Verbrauchssteuer  zu  ver- 
zichten, wenn  man  nicht  eine  sehr  beträchtliche  Steigerung  der  direkten 
Umlagen  herbeiführen  wollte,  die  für  eine  auf  den  Zugang  wohl- 
habender Leute  angewiesene  Stadt  wie  Heidelberg  nur  von  Nachteil 
hätte  sein  können.  Es  wurde  demgemäß,  als  an  den  Bürgerausschuß 
gegen  Ende  des  vorigen  Jahres  die  Notwendigkeit  herantrat,  sich  über 
das  Weiterbestehen  des  Oktrois  schlüssig  zu  machen,  von  diesem 
Kollegium  mit  84  gegen  18  Stimmen  beschlossen,  diese  Einrichtung 
nach  Maßgabe  der  seitherigen  Tarife  auf  unbestimmte  Zeit  beizu- 
behalten." 

Damaschke  verurteilt  deshalb  mit  Unrecht  die  Heidelberger  Stadt- 
verwaltung, die  mit  ihrem  Beschlüsse  keineswegs  „offen  zugegeben 
hat,  daß  die  Aufrechterhaltung  der  Verbrauchssteuern  allein  im 
Interesse  der  wohlhabenden  Bevölkerungsklasse  liegt '^,  sondern  einzig 
und  allein  im  ureigensten  Interesse  der  Stadt  und  ihrer  Bewohner. 

Es  ist  eben  in  jedem  einzelnen  Falle  auf  die  Verhältnisse  und 
besonderen  Eigentümlichkeiten  einer  Stadt  Bücksicht  zu  nehmen, 
ferner  darauf,  wie  hoch  die  wohlhabenden  Bevölkerungsklassen  schon 
belastet  sind,  schließlich  darauf,  ob  durch  eine  Beseitigung  der  Ver- 
brauchssteuer die  Objekte  der  Besteuerung  wirklich  billiger  werden. 
Man  hat  nämlich  gerade  in  den  letzten  Jahren  in  einigen  rheinischen 
Städten  die  Erfahrung  gemacht,  daß  nach  Beseitigung  der  Ver- 
brauchssteuer die  Lebensmittel  keineswegs  billiger  geworden  sind; 
deshalb  will  man  auch  wieder  an  die  Erhebung  von  Verbrauchssteuern 
in  den  betr.  Städten  herangehen.  Damit  würde  auch  allerdings  der 
arme  Mann,  ohne  direkt  wirklich  belastet  zu  werden,  sich  in  dem 
Bewußtsein  wiegen  können,  daß  er  ohne  es  zu  merken  eine  Steuer 
zahlt.  Überhaupt  sind  ja  Verbrauchssteuern  dazu  angetan  einen  Aus- 
gleich gegenüber  den  Leistungen  von  Staat  und  Gemeinde  darzustellen. 
Nur  will  es  uns  scheinen,  daß  gerade  bei  der  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer dieser  Vorteil  der  Steuer  illusorisch  wurde  durch  die  Doppel- 
besteuerung, einmal  nämlich  durch  die  Staatssteuer  und  dann  durch 
den  Zuschlag  der  Gemeinden,  der  bis  zu  50%  der  Staatssteuer 
schließlich  gesteigert  werden  durfte.  Es  dürfte  selbstverständlich  sein, 
daß  dadurch  ein  ziemliches  Steigen  der  Preise  der  Steuerobjekte  ein- 
treten und  daß  eine  Beseitigung  der  Verbrauchssteuer  auf  jeden 
Fall  ein  Niedergehen  der  Preise  im  Gefolge  haben  mußte. 

Aus  obenstehender  Tabelle  ist  zu  ersehen,  daß  während  des  Be- 
stehens der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  der  kommunale  Anteil   daran 
XLIV.  2 
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stets  einen  wesentlichen  Teil  der  Kommunalsteuern  überhaupt  bildete ; 
so  im  Jahre  1832:  21,75  «/^  »Her  Kommunalsteuern,  1869  gar  48,34  % 
und  1874:  32,44%;  wie  bedeutend  die  Summe  war,  die  auch  der 
arme  Mann  als  Steuer  aufbrachte,  zeigt  in  der  Tabelle  Spalte  VI: 
es  wurden  pro  Kopf  der  Bevölkerung  bis  zu  8,39  Mk.  erhoben. 

d)   Biersteuern. 

Kommunaler  Zuschlag    zur   Braumalzsteuer    und   eine   Gfremeinde- 

Steuer  von  Bier  vom  6.  September  1886. 

Unterm  6.  September  1886  wurde  nachstehendes  Regulativ  erlassene 

Auf  Grund  des  §  53  der  Städteordnung  vom  30.  Mai  1853  wird 
hierdurch  für  den  Stadtbezirk  Halle  a.  S.  das  nachstehende  Regulativ 
erlassen. 

§  1.  Von  dem  im  Stadtbezirk  gebrauten  Biere  wird  vom  1 .  April  1887 
ab  ein  Kommunalzuschlag  von  50  %  zu  der  nach  Maßgabe  der  Gesetze 
vom  31.  Mai  1872  zur  Bebung  gelangenden  staatlichen  Braumalz- 
steuer erhoben. 

§  2.  Von  demselben  Zeitpunkte  ab  wird  von  dem  von  auswärts 
in  den  Stadtbezirk  eingeführten  Biere  eine  Kommunalabgabe  von 
65  Pfg.  pro  100  1  erhoben,  welche  der  Empfänger  zu  entrichten  hat. 
Geht  Bier  in  Gebinden  von  mehr  oder  weniger  als  100  1  Inhalt  ein,, 
so  wird  die  Abgabe  nach  Verhältnis  d^s  festzustellenden  Inhalts- 
berechnet und  erhoben. 

§  3.   Von  der  Steuer  befreit  ist 

a)  Bier,  das  in  Mengen  von  weniger  als  100  1  eingeführt, 

b)  Bier,  welches  durch  den  Stadtbezirk  nur  durchgeführt  wird^ 
Diese   beiden  Biersteuern  haben   der  Stadt  recht  nette  Erträge 

geliefert.  Man  kann  aus  der  Tabelle  auch  ersehen,  daß  die  ein- 
heimischen Brauereien  einen  erfolgreichen  Kampf  geführt  haben  gegen 
die  auswärtigen  Brauereien,  insofern  nämlich,  als  die  Steuer  von  dem 
von  auswärts  eingeführten  Biere  während  eines  Zeitraums  von  13 
Jahren  von  31460  Mk.  nur  auf  42  661  Mk.  d.  h,  nur  etwa  um 
11000  Mk.  gestiegen  ist,  während  die  Steuer  der  einheimischen 
Brauereien  in  demselben  Zeitraum  um  55000  Mk.  d.  h.  um  ziemlich 
das  doppelte  gestiegen  sind,  woraus  sich  klar  und  deutlich  der  Schluß 
ziehen  läßt,  daß  auch  ihr  Absatz  sich  verdoppelt  hat.    (Tabelle  S.  19)^ 

e)  Die  Hundesteuer. 

Die  Hundesteuer,  die  den  Zweck  hat,  dem  übermäßigen  Halten 
von   Hunden   vorzubeugen,    wurde   durch  die   König!.   Kabinetsordro 
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Yom  29.  April  1829  genehmigt  und  mit  einem  Maximalsatz  von  9  Mk. 
festgestellt. 

Ferner  kommen  für  diese  Steuer  in  Betracht  der  §  53  der  Städte- 
ordnung vom  30.  Mai  1853,  der  den  Stadtgemeinden  die  Berechtigung 
erteilt  zur  Einführung  einer  Hundesteuer,  ferner  das  Gesetz  vom 
1.  März  1891  betreffend  die  Erhöhung  des  Höchstbetrags. 

Hundesteuer  wurde  erhoben: 


Betrag  der 

Betrag  der  ; 

Zahl  der 

Jahr 

Steaern 

Jahr 

Steuern 

versteuerten 

Mk. 

Mk. 

Hunde 

1857 

1863 

1882/88 

8542 

_^ 

1858 

1955 

8384 

7713 

1859 

1863 

84/85 

8426 

1860 

1827 

85/86 

9223 

— 

1861 

2108 

86/87 

10043 

— 

1862 

2174 

87/88 

10  721 

1049 

1863 

2404 

88/89 

11744 

1170 

1864 

2607 

89,/90 

12482 

1300 

1865 

3127 

90/91 

13828 

1305 

1866 

3105 

91/92 

13377 

1394 

1867 

3586 

92,93 

12323 

1260 

1868 

3924 

93/94 

17712 

1180 

1869 

4378 

94/95 

1 

28  427 

1433 

1870 

4856 

95/96 

25536 

1361 

1871 

5709 

96/97 

25  358 

1219 

1879/80 

97/^8 

25  676 

1213 

1^)/81 

7787 

98/99 

26084 

1197 

1881/82 

1        7968 

99/1900 

27  215 

1249 

Mit  dem  1.  Oktober  1893  ist  das  neue  Hundesteuerregulativ 
vom  7.  März  1892,  bestätigt  unterm  29.  April  1893,  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  1.  März  1891  in  Kraft  getreten.  Damit  ist  die  Er- 
höhung der  Hundesteuer  von  4,50  Mk.  auf  7,50  Mk.  für  das  Halb- 
jahr vom  1.  Oktober  1893  bis  Ende  März  1894  und  auf  20  Mk. 
jährlich  vom  1.  April  1894  ab  eingetreten. 

Trotz  der  erhöhten  Steuer  ist  die  Zahl  der  steuerpflichtigen 
Hunde  nicht  zurückgegangen,  denn  während  mit  Beginn  des  Jahres 
1893 — 94  1180  Hunde  versteuert  wurden,  betrug  am  Schlüsse  des- 
selben die  Zahl  der  zur  Versteuerung  angemeldeten  Hunde  1463. 

Einen  Einfluß  scheint  dagegen  die  Erhöhung  auf  20  Mk.  in 
dieser  Beziehung  ausgeübt  zu  haben,  denn  es  fallt  der  Betrag  der 
Steuer  von  28427  im  Jahre  1894/95  auf  25  636  im  Jahre  1895/96 
und  ebenso  verringert  sich  die  Zahl  der  steuerpflichtigen  Hunde. 

Leider  war  es  uns  nicht  möglich,  die  Zahlen  für  die  erste  Hälfte 
des  Jahrhunderts  zu  finden,   sicher  aber  ist,   daß  auch  in  Halle  die 
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Hundeeteoer  schon  1829  eingeführt  wurde.    Interessant  ist  eine  Yer- 
gleicbnng  dieser  Einnahme    mit  derselben    der  Stadt  Berlin.     Dort 


ergab  die  Hundesteuer 

Jahi 

•     1830 

Eiunahme 

25857  Mk. 

r» 

1835 

n 

17  879     „ 

« 

1840 

n 

37  287     „ 

n 

1845 

n 

67  345     „ 

n 

1850 

n 

81494     „ 

n 

1855 

rf 

60  390     „ 

n 

1860 

5? 

72821     „ 

n 

1865 

n 

153  596     „ 

n 

1870 

» 

171 349     „ 

n 

1875 

n 

256  364     „ 

n 

1880/81 

n 

307 129     „ 

w 

1885/86 

?? 

287  498     „ 

rt 

1890/91 

« 

346  000     „ 

«« 

1891/92 

«« 

348  000     ,. 

Auch  hier  ist  der  Satz  von  9  Mk.  pro  Hund  jährlich  bis  in  die 
letzte  Zeit  festgehalten  worden,  obwohl  die  Stadtverwaltung  wieder- 
holt eine  ErhöhuDg  der  Steuer  beantragt  hat,  da  die  Verminderung 
des  Geldwertes  den  eigentlichen  Zweck  der  Steuer,  dem  übermäßigen 
Halten  von  Hunden  vorzubeugen,  untergraben  hätte.  Auch  hier  wurde 
erst  durch  das  Gresetz  vom  1.  März  1891  diesen  Anforderungen  Folge 
geleistet,  so  daß  vom  1.  April  1892  an  eine  Hundesteuer  von  20  Mk. 
erhoben  wird.^) 

Es  wurden  erhoben  in 


1860 

1870 

1890/91 

Ort 

Mk. 

1 
«.            ein 

^ar        Hund 

Hunde  kam  auf 

(rund)       Ein- 
wohner 

Mk. 

für 
Hunde 
(rund) 

ein 

Hand 

kam  auf 

Ein- 
wohner 

Mk. 

für 
Hunde 
(rund) 

ein 
Rund 

kam  auf 
Ein- 

wohner 

Halle 
Berlin 

I  827 
72821 

200         200 
8090           56 

4856 
171349 

540 
19040 

94 
40 

13828 
346000 

1305 
38440 

77 
40 

Anmerkung:  Außer  dem  Pariser  Oktroi  besteht  in  dieser  Stadt  nur  noch 
die  Hundesteuer  aU  selbständige  indirekte  Gemeindesteuer  —  alle  direkten  Ge- 
meindesteuern in  Paris  (Frankreich)  stellen  nur  Zuschläge  zu  den  Staatssteuern 
dar  —  und  zwar   wurde  sie  eingeführt  durch  das  Gesetz  vom   2.  Mai  1855  (in 

»)  Kowe  8.  134. 
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Preußen  1829).  Das  Gesetz  bestimmt  ein  Maximum  yon  10  Fr.  und  ein  Minimum 
von  1  Fr.  Die  Hunde  werden  klassifiziert,  je  nachdem  sie  dem  Luxus  dienen 
oder  Wachthunde  u.  s.  w.  sind.  Erstere  Klasse  bezahlt  den  höchsten  Betrag, 
letztere  den  mindesten.  Die  Steuer  hat  also  nicht  einen  rein  indirekten  Charakter; 
sie  ergab  1891  eine  Einnahme  von  409620  Mk.,  während  die  Einnahme  aus  der 
Berliner  Steuer  in  demselben  Jahre  346000  Mk.  betrug,  obwohl  der  Steuersatz 
hier  auch  nur  9  31k.  betrug,  außerdem  aber  die  Wachthunde  u.  s.  w.  freigelassen 
waren,  und  obwohl  die  Einwohnerzahl  Ton  Berlin  um  fast  1  Million  niedriger 
war  als  die  von  Paris ;  aus  all  dem  läßt  sich  der  Schluß  ziehen,  daß  in  Paris  und 
Frankreich  überhaupt  bei  einer  Erhöhung  der  Hundesteuer  auf  vielleicht  20  Fr. 
und  Beseitigung  der  Klassifizierung  der  doppelte,  ja  vielleicht  der  3 fache  Ertrag 
zu  erzielen  wäre. 

f)  Die  städtische  Mietsteuer. 

Durch  den  Wegfall  der  Mahl-  und  Scblachtsteuer  im  Jahre  1875 
veranlaßt  wurde  die  Erhebung  einer  städtischen  Grund-  und  lüliet- 
steuer  vom  1.  Januar  1875  ab  von  den  Behörden  beschlossen. 

Die  städtische  Mietsteuer  von  1875 — 95. 


Jahr 

Die  Mietsteuer 

bis  1894;% 

als  5%  vom 

Mietwert 

Zahl  der 
besteuerten 
vermieteten 

\  der 
Einnahmen 
an 

Wohnungen  u. 

Eommunal- 

Geschäftsräume 

steuem 

1875 

1876 

— 

1. 1.  77  bis  30. 3  78 

_ 

1.  4.  78-79 

""" 

1879  80 

249218 

14942 

32,71 

1880,81 

261  007 

15086 

32,88 

1881,82 

271  557 

15684 

32,63 

1882/83 

279  692 

15962 

31,36 

1883,84 

295  059 

16  172 

30,56 

1884,85 

321  158 

16392 

31,21 

1885,86 

328  556 

16  611 

31,05 

1886  87 

342  273 

16840 

31,01 

1887  88 

336  322 

18573 

2S,26 

1888/89 

355  346 

19755 

27,92 

1889/90 

398  423 

20  506 

28,57 

1890/91 

431  119 

21497 

28,32 

1891/92 

450  039 

22  948 

24,35 

1892/93 

360  999 

23044 

20,33 

1893,94 

471  235 

23  686 

23,91 

1894/95 

477  930 

23  970 

23,45      . 

Die  Mietsteuer  lieferte  ganz  bedeutende  Einnahmen.  Die  wich- 
tigsten Paragraphen  des  diesbezüglichen  Mietsteuerregulativs  sind 
folgende : 

§  9.  Die  Mietssteucr  wird  nach  Maßgabe  des  ermittelten  Miets- 
oder Pachtertrages  bezw.  Nutzungswertes  entrichtet  für  die  Benutzung 
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einer  jeden  Räumlichkeit  oder  Liegenschaft,  welche  Bestandteil  oder 
Zubehör  der  im  §  1  (des  Grundsteuerregulatives)  bezeichneten  steuer- 
pflichtigen Grundstücke  ist. 

§  16.  Die  Ausschreibung  der  Mietssteuer  erfolgt  alljährlich  nach 
^en  zur  Zeit  derselben  katastermäßig  festgestellten  Miets-  und  Pacht- 
erträge  bezw.  Nutzungswerten. 

Auch  der  Eigentümer  eines  steuerpflichtigen  Grundstücks  wird 
für  seine  Wohnung  zur  Mietsteuer  herangezogen.  Im  übrigen  ver- 
weisen wir  auf  das  „Regulativ  für  die  Erhebung  der  Grund-  und 
Mietsteuer  in  der  Stadt  Halle  a.  S.     Halle  a.  S.  1890". 

Der  Ertrag  der  Mietsteuer  ist  nach  vorstehender  Tabelle  inner- 
halb 15  Jahren  um  fast  das  Doppelte  gestiegen,  trotzdem  bildet  sie 
am  Ende  ihrer  Existenz  nur  noch  23,45  %  der  Einnahme  an  Kommunal- 
«teuern,  während  sie  kurz  nach  ihrem  Insleben treten  32,71%  der 
Gesamteinnahme  an  Eommunalsteuern  ausmachte.  Der  Prozentsatz 
wäre  im  Laufe  der  Jahre  noch  viel  weiter  heruntergegangen  und 
vielleicht  ganz  unbedeutend  geworden,  wenn  auch  Halle  diese  Steuer 
allmählich,  wie  es  recht  und  billig  gewesen  wäre,  progressiv  gestaltet 
hätte;  es  hängen  nämlich  mit  der  Mietsteuer ^)  wesentlich  finanz- 
politische Bedenken  zusammen. 

Daß  die  Ausgaben  für  Miete  in  den  verschiedenen  Gesellschafts- 
klassen in  gar  keinem  gleichen  Verhältnis  zu  den  einzelnen  Ein- 
kommen stehen,  ist  schon  oft  unwiderleglich  dargelegt  worden.  Ja 
die  statistischen  Untersuchungen  zeigen,  daß  die  Mieten  zum  Ein- 
kommen in  einem  umgekehrten  Verhältnis  stehen,  d.  h.  die  niedrigeren 
Einkommen  müssen  einen  viel  höheren  Prozentsatz  für  Miete  aus- 
geben als  die  höheren.  Bei  einer  gleichen  Belastung  der  Mieten 
von  5  %  wirkt  daher  die  Steuer  wie  eine  umgekehrt  progressive  Ein- 
kommensteuer. 

Die  Gründe,  die  für  ihre  Beibehaltung  sprechen,  können  im  wesent- 
lichen nur  die  sein,  daß  man  eine  bestehende  hochentwickelte^  wenn 
auch  nicht  ganz  befriedigende  Steuer  eher  beibehalten  will,  als  daß 
man  eine  neue  und  vermutlich  gute  aber  noch  nicht  erprobte  einführt. 

So  hat  man  denn  auch  diese  Steuer  in  Halle  beibehalten  bis  zum 
Jahre  1895,  welches  das  neue  Abgabengesetz  realisierte  und  damit  die 
Aufhebung  der  Mietssteuer  brachte.  Man  hat  die  20  Jahre  hindurch 
die  Mieten  gleich  belastet  d.  h.  man  hat  von  1875—1895  5%  vom 
Mietswert  als  Mietssteuer  erhoben,  während  man  in  Berlin  diese  Steuer 


^)  Rüwe,  S.  130. 
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allmählich  progressiv  gestaltete.  Diese  Stadt  wollte  natärlich  auT 
diese  wichtige  Einnahmequelle  auch  nicht  verzichten  —  1880/81  trog 
die  Mietsteuer  etwas  über  97  000  Mk.  mehr  als  die  Gemeindeein- 
kommensteuer  (Mietsteuer  1880/81  9  599  246  Mk.,  Gemeindeeinkommen- 
Steuer  9501  721  Mk.)  — und  dachte  daher^  die  Hauptbedenken  gegen 
diese  Steuer  durch  eine  progressive  Gestaltung  der  Mietsteiiersätze 
beseitigen  zu  können,  dadurch  hätte  die  Mietsteuer  wenigsteas  an* 
nähernd  den  Charakter  einer  Einkommensteuer  angenommen. 

Diesen  Anschauungen  gemäß  wurden  im  Jahre  1884  und  1885- 
verschiedene  Berichte  und  Anträge  sowohl  dem  Oberpräsidenten  der 
Provinz  Brandenburg  als  dem  Ministerium  der  Finanzen  und  des 
Innern  eingereicht. 

Die  städtische  Verwaltung  verlangte  darin  die  Genehmigung  der 
Aufsichtsbehörde  zu  einer  Erhöhung  der  Mietsteuer  von  6^/3  7o  *^^ 
8^8  7o  ^^^  Räume  höheren  Mietwertes  und  eine  Entlastung  der 
billigeren  Wohnungen. 

Aus  verschiedenen  Gründen,  unter  welchen  die  wichtigsten 

1.  eine  befürchtete  überbürdung  der  Mittelklassen  und 

2.  die  von  der  Regierung  beabsichtigte  gänzliche  Beseitigung  der 
Mietsteuer  waren,  wurde  die  Genehmigung  nicht  erteilt.  Die  Stadt- 
verwaltung betrachtete  die  Sache  aber  als  hierdurch  nicht  erledigt. 
In  einem  an  den  Oberpräsidenten  der  Provinz  Brandenburg  gerichteten 
Bericht  vom  19.  September  1888  werden  die  Gründe  angegeben,  die 
für  die  Beibehaltung  der  Mietsteuer  sprechen.  Erst  im  Jahre  1889/90 
wurde  erreicht,  daß  die  Mietssteuer  nach  verschiedenen  Prozentsätzen 
erhoben  wurde  und  zwar  waren  die  Sätze: 

für  Wohnungen  unter       300  Mk.  jährlich  3  % 

von   3—600     „  „         5<^/o 

über        600     „  „         6%  o/^. 


"  n 

«  n 


Daß  diese  Steuererlasse  einen  bedeutenden  Ausfall  in  den  Ein- 
nahmen hervorbringen  würden,  war  vorauszusehen.  Dieser  Ausfall 
gestaltete  sich  folgendermaßen. 

Für  Wohnungen  bis  zu  300  Mk.  wäre  der  Steuerbetrag 

bei  6%7o  gewesen  2168  386,13  Mk. 
während  er    „    3%       nur  war     976  777,76     „ 

also  ein  Ausfall  von  1192  612,37  Mk. 
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Die  WobnuDgen  von  301 — 600  Mk.  würden 

b^i  6^/3  %  ergeben  baben  2  209 138,73  Mk. 
wäbrend    „   5%  der  Betrag  nur     1656854,05     „_ 

war,  also  ein  Ausfall  von     552248,68  Mk. 
Danacb  war  der  Geeamtausfall  1744897,05  Mk. 

Für  das  Etatsjahr  1891/92  wurden  nocb  weitergehende  Steuer- 
klassen beschlossen,  der  Tarif  war  folgender: 

Für  Wohnungen  mit  einem  Mietswerte 

von  201—  400  Mk.  sind  zu  zahlen  2  % 
„    401-  600     „        „      „        „       3% 
„    601-  800     ,        „      „        „       4% 
„    801—1000     „        „      „        „       5% 
„    über   1000     „        „      „        „        5^/3%. 
Diese    Ermäßigungen     bedeuten    einen    weiteren    Ausfall    von 
2000000  Mk.,   so  daß   der  gesamte  Ausfall  seit  Anfang  der  Steuer- 
erlasse im  Jahre  1889  3  700000  Mk.  beträgt. 

g)  Die  Lustbarkeitsteuer. 

Sie  ist  zwar  schon  älteren  Datums,  ist  aber  früher  erhoben 
worden  als  Polizeigebühr  und  floß  als  solche  in  die  Kasse  der 
Armen  Verwaltung,  und  zwar  in  den  Fonds  zur  Unterstützung  ver- 
schämter Armen.  Daß  diese  Abgabe  als  Steuer  einen  höheren  Ehr- 
trag lieferte  als  die  Polizeigebühr,  geht  daraus  hervor,  daß  sie 
1895/96  37  722  einbrachte,  während  1894/95  nur  26  605Mk.  in  die 
Armenkasse  flössen.  Erst  seit  dem  1.  April  1895  mit  Einführung 
eines  neuen  Tarifs  ist  sie  als  Steuer  in  den  Verwaltungsberichten  zu 
finden.  Die  Steuer  wird  erhoben  für  Tanzbelustigungen,  Konzerte 
und  andere  Lustbarkeiten.  Der  Tarif  ist  ein  zu  langatmiger,  als  daß 
er  hier  angeführt  werden  könnte.  Neuerdings  im  Jahre  1902  ist  ein 
neuer  Tarif  festgesetzt,  der  eine  wesentliche  Steigerung  der  Steuer 
zur  Folge  haben  wird,  worauf  wir  in  dem  Kapitel  „Die  Weiter- 
entwicklung der  Gemeindesteuern"  noch  zurückkommen  werden. 

Ehe  wir  ganz  die  Betrachtung  über  die  indirekte  Besteuerung, 
während  des  Jahrhunderts  yerlassen,  wollen  wir  noch  eine  Tabelle 
einfugen  mit  den  Summen,  die  die  indirekte  Besteuerung  während 
der  angeführten  Jahre  des  Jahrhunderts  gebracht  hat,  indem  wir 
TOrausbemerken,  daß  wir  leider  nicht  gleich  große  Abstände  zwischen 
den  einzelnen  Jahren  halten  konnten,   da  einmal  für  diese,    dann  für 
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jene  Steuer  die  Zahlen  fehlten ;  so  haben  wir  dann  nur  die  Jahre 
gewählt,  für  die  die  Summen  sämtlicher  indirekter  Steuern  vorhanden 
sind  und  wir  glauben,  daß  das  entstandene  Bild  genügend  klar  ist, 
um  die  Entwicklung  der  indirekten  Besteuerung  genau  beobachten 
zu  können,  namentlich  ihr  Verhältnis  zur  Gesamtheit  der  Kommunal- 
steuern, dann  der  etatsmäßigen  Einnahmen  überhaupt  und  schließlich 
zur  Bevölkerung. 

Die  obenstehende  Tabelle  zeigt,  wie  noch  in  der  Mitte  des  Jahr- 
hunderts die  indirekte  Besteuerung  einen  wesentlichen  Einfluß  auf  den 
Haushalt  hatte.  Sie  lieferte  ungefähr  ein  Drittel  der  Gesamteinnahme, 
aber  immer  mehr  nimmt  sie  ab,  bis  ihr  schließlich  mit  der  Einführung 
des  Abgabengesetzes  von  1893  fast  ihr  ganzer  Einfluß  auf  den  Haushalt 
genommen  wird.  1832  bilden  die  indirekten  Steuern  ungefähr  23  7o 
der  gesamten  Steuereinnahme,  steigen  schließlich  in  der  Mitte  des 
Jahrhunderts  einmal  bis  über  50  ^o  und  halten  sich  bis  zur  Einführung 
des  Abgabengesetzes  von  93  noch  auf  36%  der  Gesamtsteuerein- 
nahme, um  danach  nur  noch  ungefähr  den  10.  Teil  der  Einnahme  an 
Steuern  auszumachen ;  auch  die  Belastung  mit  indirekten  Steuern  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  zeigt  ein  ähnliches  Bild  und  erreicht  ihren 
Höhepunkt  kurz  vor  der  Einführung  des  Abgabengesetzes  von  1893 
mit  einem  Kopfsatz  über  5  Mk.,  der  sofort  mit  dem  Abgabengesetz 
auf  unter  2  Mk.  zurücksinkt. 

h)   Die  Baupolizeigebühren. 

Sie  sind  vom  1.  April  1895  ab  neu  eingeführt  und  werden  nach 
der  durch  Schätzung  festzustellenden  Höhe  der  Kosten  eines  jeden 
Baues  abgestuft  und  betragen  bei  einer  Höhe  der  Baukosten 

bis  zu  75  Mk.  einschließlich     2,50  Mk. 
bei  mehr  als  75     „     bis  zu    150       5  „ 

„        „       „  150     „       „     „    500        7,50     „ 
„        „       „  500  •„       „     „  1000      10 

Lustbarkeitssteuer  und  Baupolizeigebühren. 


Jahr 


189596 
1896/97 
1897;98 
1898  99 
1899/1900 


Ertrag  der  Ertrag  der 

Lustbarkeitssteuer  Baupolizeigebühren 


37  722  23412 

39  674  22  598 

39693  24611 

43  384  23  580 

52  859  22  118 
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Sie  steigen  bei  Baukosten  von  mehr  als  1000  Mk.  Yon  10  Mk. 
ab  für  jede  angefangene  weitere  Tausend  um  2,50  Mk. 

Bei  Genehmigung  zur  Ausführung  von  Kanaianschlüssen  er- 
mäßigt sich  die  Gebühr  auf  die  Hälfte  der  obigen  Sätze. 


Die  direkte  Besteuerung. 

Eine  nähere  Betrachtung  der  vorliegenden  Tabelle  zeigt  uns^  wie 
bedeutend  die  Rolle  der  indirekten  Steuern  im  städtischen  Haushalt 
bis  zur  Abschaffung  der  Mietsteuer  im  Jahre  1895  ist.  Seit  dem 
ist  die  indirekte  Besteuerung  ein  beinahe  außer  Betracht  kommendes 
Element  im  städtischen  Haushalt.  Gerade  zu  der  Zeit  nach  dem 
großen  Kriege  1870/71,  als  die  Stadt  auf  die  bedeutenden  Ein- 
nahmen der  indirekten  Mahl-  und  Schlachtsteuer  verzichtete,  war  es 
ungefähr,  daß  die  großen  Probleme  einer  heranwachsenden  Großstadt 
an  die  Gemeinde  herantraten,  und  der  notwendige  Geldbedarf  ein 
immer  größerer  und  größerer  wurde.  Man  half  sich  zum  Teil  mit 
der  schon  angeführten  indirekten  Mietsteuer  und  dann  mit  der  direkten 
Grundsteuer,  die  beide  zusammen  den  gewaltigen  Ausfall  an  Zuschlag 
zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer  und  Staatsgebäudesteuer  decken  sollten. 
Dauernd  jedoch  sollte  sich  die  Stadt  auch  der  indirekten  Mietsteaer, 
wie  wir  schon  zeigten,  nicht  freuen,  da  sie  mit  dem  Abgabengesetz 
von  1893  in  Fortfall  kommen  mußte,  so  daß  auch  die  letzte  ertrag- 
reiche indirekte  Gemeindesteuer  zum  größten  Leidwesen  der  städti- 
schen Behörden  1895  aus  dem  Leben  schied.  Wir  wollen  nun  einen 
Blick  werfen  auf  die  Entwicklung  der  direkten  städtischen  Besteue- 
rung^ die  namentlich  vom  Jahre  1895  an  immer  höherer  Blüte  ent- 
gegengeht. 

i)   Die  Kommunalsteuer  und  k)  die  Kommunal- 
einkommensteuer. 

i)  Die  Kommunalsteuer  wurde  als  Ersatz  für  den  durch  den  Weg- 
fall des  Oktrois  entstandenen  Ausfall  von  ungefähr  25000  Thlr. 
(76  000  Mk.)  am  1.  Juli  1821  eingeführt.  Dieselbe  sollte  jedoch 
keine  bleibende  sein  und  jedes  Jahr  nach  Maßgabe  ^)  des  dringendsten 
Bedürfnisses  (für  1821  war  dasselbe  zur  Tilgung  und  Verzinsung  der 
städtischen  Schuld  auf  38  328  Mk.,  für  das  Armenwesen  auf  35  400  Mk. 
berechnet)  besonders   festgestellt  und   erhoben  werden.    Die  Abgabe 

')  V.  Hagen,  II,  S.  311. 
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wurde  auf  5%  Yom  Einkommen  der  Hausbesitzer,  Kapitalisten  und 
Handel-  und  Gewerbetreibenden,  auf  4^/^  von  dem  der  Ackerbesitzer 
und  Pächter,  auf  1  ^^  von  dem  der  Beamten  und  Pensionäre  bis 
750  Mk.,  1V2%  bis  1500  Mk.  exkl.  und  2%  von  1500  Mk.  und 
darüber,  auf  2  und  resp.  1  %  ^^^^  Gesellen-  und  Tagelohn  bis  herab 
zu  dem  Betrage  von  150  Mk.  festgestellt. 

k)  Diese  Kommunalsteuer  wurde  abgelöst  durch  die  Einführung 
einer  Kommunaleinkommensteuer  vom  Jahre  1841  und  durch  die 
schließliche  Festsetzung  des  in  Gemäßheit  des  §  53  der  Städteordnung 
umgearbeiteten  Regulativs  der  Einkommensteuer  für  die  Stadt  Halle 
vom  12.  April  1840  im  Jahre  1855, 

Der  der  Veranlagung  zu  Grunde  liegende,  jedes  Einkommen  unter 
240  Mk.  unbesteuert  lassende  Tarif  berücksichtigt  ein  progressives 
Steigen  des  Steuersatzes  im  Verhältnis  des  steigenden  Einkommens 
und  setzt  den  einfachen  Steuersatz  von  240  bis  exkl.  270  Mk.  auf 
0,20  Mk.;  von  900— 930  Mk.  auf  2,26  Mk.;  von  1200-1230  Mk.  auf 
3,00  Mk.;  von  3000-3030  Mk.  auf  7,50  Mk.;  von  9000—9030  Mk. 
auf  22,50  Mk.  fest. 

Im  Jahre  1857  betrug  das  städtische  Einkommensteuer  -  Soll 
112  174  Mk.  gegen  nur  71700Mk.  im  Jahre  1841.  Diese  Gemeinde- 
einkommensteuer, deren  Ertrag  aus  untenstehender  Tabelle  zu  ersehen 
ist,  bleibt  bestehen  bis  zum  Jahre  1875.  Von  da  ab  ist  sie  eine  in 
ihrer  Höhe  wandelbare  Steuer,  deren  Sätze  nach  Aufhebung  der 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  und  nach  Einführung  der  Klassensteuer  vom 
1.  Januar  1875  in  Prozenten  der  Staatsklassensteuer  und  der  klassifi- 
zierten Einkommensteuer  jährlich  festgestellt  wurden. 

Zur  Gemeindeeinkommensteuer  waren  im  Jahre  1871  veranlagt 
und  zwar  mit  einem-  Einkommen  von 


240  Mk. 

2118  Steuer&;ahler 

16  050-30  000  Mk. 

10  Steuerzahler 

270-  4Ö0 

n 

3293 

n 

36000 

n 

■*■       r 

480—  750 

n 

1163 

r 

39  (XX) 

n 

■*■       r 

780--  1080 

n 

543 

r) 

45  000 

n 

^                 r 

1110^  1500 

T) 

512 

n 

120000 

J7 

■*•       w 

1  530-  2 100 

n 

284 

r 

150000 

n 

■■•       r 

2  lÖJ—  3  000 

n 

315 

n 

151 920 

n 

■*•       r 

3180   4500 

n 

136 

r 

166  380 

n 

•*■        r> 

4590—  6000 

n 

86 

r> 

240000 

n 

^                 n 

6300—  7  500 

r 

28 

r 

275  280 

r 

■*■       r 

8100-  9000 

n 

43 

r 

300000 

n 

■*•       >' 

9150  15  000 

r 

35 

r> 

Das  sind  8677  Steuerzahler  von  51373  Einwohnern. 
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Erwähnen  wollen  wir  noch,  daß  in  Berlin  eine  Gemeindeein- 
kommensteuer erst  seit  dem  1.  Jan.  1869  eingeführt  ist.  Allerdings 
wurde  auf  kurze  Zeit  schon  im  Jahre  1848  eine  Gemeindeeinkommen- 
steuer eingeführt.^)  Die  Ereignisse  nämlich  des  Jahres  1848  hatten 
große  Anforderung  an  die  Stadtkasse  gestellt,  denen  sie  nicht  nach- 
kommen konnte,  ohne  zu  dem  Mittel  einer  Einkommensteuer  zu 
greifen,  die  jedoch  nur  vom  1.  Mai  1848  bis  zum  31.  Dezember  1850 
erhoben  wurde.  Die  Steuer  betrug  1  %  des  reinen  Einkommens  aller 
selbständigen  Einwohner  mit  einem  Einkommen  von 

1.  mindestens  900  Mk.  wenn  einzelstebend, 

2.  „         1200     „     bei  einer  Familie  von  2  Personen, 

3.  ^         1 500    ^       ^        r,  M  M  mehr  als  2  Personen. 


n 


Diese  Steuer  brachte  ein  vom  1.  Mai  1848  —  31.  Dezbr.  1850  — 
397  453  Mk. 

Die  Berliner  Gemeindeeinkommensteuer  lehnte  sich  insofern  an 
die  Staatsklassen-  und  klassifizierte  Einkommensteuer  an,  als,  obwohl 
die  Staatsklassensteuer  in  Berlin  als  einer  mahl-  und  schlachtsteuer- 
pflichtigen Stadt  nicht  erhoben  wurde,  sie  doch  nach  denselben 
Einkommenstufen  erhoben  wurde.  Als  Normalsätze  wurden  also  an- 
gesehen die  Steuersätze  der  einzelnen  Einkommenstufen  der  Staats- 
klassensteuer und  der  klassifizierten  Einkommensteuer.  Da  aber  diese 
Einkommensteuer  in  ihrer  Höhe  eine  wandelbare  sein  sollte,  d.  h.  die 
Höhe  ihres  Ertrages  je  nach  dem  Bedürfnisse  des  Stadthaushaltes 
sich  regeln  sollte,  so  wurde  jährlich  eine  Quote  dieses  Normalsatzes 
festgestellt,  die  dann  erhoben  werden  sollte. 

Aus  folgender  Tabelle  ist  die  Entwicklung  der  Gemeindeein- 
kommensteuer der  Stadt  Berlin  vom  Jahre  1869 — 1875   zu  ersehen. 


. 

Gesamt  andere  direkte 

Jahr 

Einwohner- 
zahl 

Ertrag 

pro  Kopf 

der 

Bevölkerung 

städtische 
Summa 

k  Steuern 

pro  Kopf 

der 
Bevölkerung 

31k. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1869 
1870 
1875 

745  520 
768  380 

948  500 

854  106 
I  367  468 
8036614 

1.15 
1,78 
8,47 

5  899  047 

6  161  597 

12  484  352 

'         7,91 
8,02 

')  Kowe  S.  138. 
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Von  1875  ab  bleibt  auch  in  Berlin  die  Gemeindeeinkommen- 
steuer  eine  supplementäre,  in  ihrer  Höbe  wandelbare  Steuer,  deren 
Sätze  in  Prozenten  der  Staatsklassensteuer  und  der  klassifizierten 
Einkommensteuer  jährlich  festgestellt  wurden. 


Die  selbständige  Eommnnalsteuer  1821—1840  und 
Eommnnaleiiikoininensteuer  von  1841 — 54  und  von  1855—75. 


Vo  der 

«/o  der 

Jahr 

Mk. 

Gesamt- 
steuer- 
einnahme • 

Jahr 

• 

Mk. 

Gesamt- 
ste aer- 
einnahme 

1832 

64373  (im 

71  705    (  n 

Ist) 

68,7 

1864 

154870 

'        53,88 

1841 

Soll) 

• 

1865 

158655 

52,26 

1852 

71  709   (  n 

Ist) 

42,83 

1866 

163463 

55,48 

1865 

102  230  (  „ 

Soll) 

1867 

170890 

56,92 

1856 

106  145    (  „ 

n    ) 

57,46 

1868 

184710 

56,32 

1857 

112  927    (  „ 

Ist)      . 

51,94 

1869 

192  811 

52,22 

1858 

118  206 

51,64 

1870 

254015») 

57,44 

1859 

150539 

56,78 

1871 

282  603 

52,85 

1860 

119  826 

51,73 

1872 

337  323 

56,26 

1861 

127333 

52,51 

1873 

330  342 

55,23 

1862 

132030 

52,71 

1874 

341  310 

55,65 

1863 

148455 

53,46 

Lieferte  die  Kommunalsteuer  und  die  Kommunaleinkommen- 
steuer bis  zum  Jahre  1854  absolut  nur  einen  geringeren  Ertrag,  so 
bildet  sie  doch  im  Jahre  1832  68,7  %  der  Gesamteinnahme  an 
Kommunalsteuern. 

Aber  sofort  nach  dem  neuen  Regulativ  von  1855  schnellt  sie  im 
Jahre  1856  um  30000  Mk.  in  die  Höhe,  trotzdem  aber  schwankt  ihr 
Anteil  an  der  Gesamtsteuereinnahme  bis  zum  Jahre  1874  nur  zwischen 
51  und  o8  7o>  welches  Sinken  dem  Aufschwünge  der  indirekten  Be- 
steuerung bis  zu  demselben  Jahre  zuzuschreiben  ist. 

Der  Prozentsatz  geht,  wie  aus  der  folgenden  Tabelle  (S.  32)  zu 
ersehen  ist,  einige  Jahre  nach  1874  Hand  in  Hand  mit  dem  abso- 
luten Ertrag  infolge  der  Umwandlung  der  selbständigen  Steuer  in 
eine  Zuschlagssteuer  zur  Staatseinkomniensteuer  gar  bis  auf  48 
zurück,  fällt  Yor  der  Einführung  des  Einkommensteuergesetzes  ver- 
schiedene Male  gar  bis  auf  46,  um  dann  aber  sofort  nach  Ein. 
führung  des  Gesetzes  von  1891  auf  fast  58%  zu  steigen  und  sich  bis 
zum  Ende  des  Jahrhunderts  auf  dieser  Höhe  zu  halten. 


*)  Infolge  des  Krieges  wurden  1870  15  Simpla  gegen  die  12  im  Jahre  1869 
erhoben. 
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Es  bleibt  uns  nun  noch  übrig,  die  Quellen  des  Einkommens  und 
der  Vermögensentwicklung  in  Halle  darzustellen,  wie  wir  sie  nach- 
folgend für  die  physischen  und  nichtphysischen  Personen  mit  mehr 
als  3000  Mk.  Einkommen  zusammenstelleu. 

Die  Arten  des  Einkommens,  welches  bei  der  Veranlagung  der 
mit  mehr  als  3000  Mk.  veranlagten  Personen  zu  Grunde  gelegt  ist, 
stellen  sich  wie  folgt: 

Arten  des  Einkommens  in  Mark  der  physischen 

Personen. 


1895/96    '    1896/97    '    1897/98 


1898/99 


99/1900 


1900/01 


Veranlagt  sind 

ans  KapitalyermÖgen 
r,    Gebäuden 
„    Liegenschaften 
n    Pachtungen 
„    Handel  u.  Gewerbe 
n    gewinnbringender  £e- 
schäftigung 


2810 

10  328  606 

4031074 

8024 

47097 
9  597  959 


2958 

10249905 

4  1 76  809 

7526 

150250 

10699  121 


3173 

10349845 
4  114  458 

44  182 

463  135 
1 1  384  503 


6  768  704     7  263  160     7  762  768 


3424 

10790854 

4  138  972 

43989 
447  008 

12  175  572 
8  647  982 


3717 

II  249921 

4345571 
85966 

488  789 

13  976  115 

9  447  549 


4209 

12  778  542 

4834715 
91885 

445  H6 
15  674028 

10979036 


30781464 


in  Abzug  sind  zu  bringen 
an  Schuldenzinsen,  Renten, 
dauernden  Lasten ,  Bei- 
trägen zu  Kranken-,  ünfall- 
nnd  Witwenkassen  für 
die  eigene  Person,  Lebens- 
versicherungsprämie 


3  324  642 


32546771 


34118891136244377   39  593  911 


3529859     3775266 


3  875  594 


44  803  352 


Nach  Abzug  dieser  Summe 
von  der  obigen  ergibt  sich 
ein  Reineinkommen  Ton: 
und  auf  jede  der  veran- 
lagten Personen  durch- 
schnittlich : 
XLIV. 


27  456  822 


29  016  912  30343625  32368783 


9771 


9890 


9563! 


9  426 


4  27 1  396 


4  773  700 


35322515  40029652 


9503     9510 
3 
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Nichtphysische  Personen  sind  veranlagt: 

a)  Aktiengesellschaften  und  Kommanditgesellschaften. 


Deren  ein- 

Im Jahre 

gezahltes 
Aktienkapital 

bezw. 

eingezahlter 

Geschäftsanteil 

Zahl  der 
Gesell- 
schaften 

Der 

3Vs'/.tige 

Abzug  vom 

Aktienkapital 

Das  steuer- 
pflichtige 
Einkommen 

mit  einem 

jährlichen 

Steaerbetrage 

von 

in  Mk. 

in  Mk. 

in  Mk. 

in  Mk. 

1892/93 

36  508  000 

15 

I  277  780 

3  289  142 

129  120 

1893/94 

40771  000 

17 

I  338610 

3  127  518 

122478 

1894;95 

38  993  000 

14 

I  364  755 

2  724  505 

106  482 

1895/96 

42075500 

18 

I  449017 

2  756  762 

107  228 

1896,97 

41  863  700 

16 

465  230 

2  587  286 

100802 

1897/98 

41  403  700 

17 

I  499  130 

2  292  254 

88270 

1898/99 

37  320  200 

14 

I  306  207 

2  678  082 

105  180 

1899/1900 

39  260  200 

15 

I  374  107 

2932713 

115  240 

1900/1901 

55  960  200 

20 

I  958  607 

5  000  282 

197  492 

b)   lierggewerkschaften. 


Mit  Aktien- 
resp.  Grund- 
kapital von 
in  Mk. 

1892/93 

2486  178 

4 

87017 

77  773 

2624 

1893/94 

6196785 

4 

.216885 

97013 

3284 

1894  95 

4  683  353 

4 

163917 

162997 

5878 

1895,96 

2  032  960 

2 

71  154 

56858 

1  912 

1896,97 

2  032  960 

2 

71  154 

45  143 

I  420 

1897^98 

5  094  S98 

3 

17S321 

85617 

2810 

1898/99 

5  159  199 

3 

180572 

141  791 

4960 

1899/1900 

2  032  960 

2 

71  154 

92511 

3260 

1900/1901 

5  759  228 

4 

201  573 

146  263 

5000 
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c)  Eiogetragene  Genossenschaften  m.  b.  H. 


Im  Jahre 


Zahl 

aV'a  %iger 

der- 

Abzog 

selben 

von 

Mk. 

Steuer- 


mit 
einem 


kommen  i 
von      ' 


Mk. 


Steu  er- 
heirate 
von 

Mk. 


Summe 

der 
Censiten 


Summe 

des 
Steuer- 
betrages 

in 

Mk. 


1892/93 
1893/'94 
1894/95 
1895/96 
1896/'97 
1897/98 
1898/99 
1899fl900 
1900/1901 


16907 
14868 
23056 
22  122 
22763 
12  570 
18307 


I 
I 
2 
2 
2 
2 
2 


— 

— ' 

592 

2259 

520 

2208 

807 

4179 

774 

4209    , 

797 

5  190 

440 

15  184 

641 

33  553 

36 
36 
67 

lOI 

436 
970 


1892/93 

14564 

1893/94 

— 

1894/95 

1895.^ 

20033 

1896/97 

33500 

1897/98 

56265 

1898/99 

74762 

1899A900 

79429 

1900/1901 

192  220 

d) 

Konsumvereine 

• 

2 

509 

50477 

1666 

21 
21 

I 

701 

42798 

1440 

19 
22 

I 

1173 

76288 

2800 

21 

I 

1969 

126600 

5000 

23 

2 

2617 

196  345 

7746 

21 

2 

2780 

281  255 

10960 

21 

4 

6727 

534  076 

20  746 

30 

133  410 

125  762 

112  396 
IIO616 
105  089 

96145 
117987 

129  896 

224  208 

Die  Arten  des  Vermögens,  welches  bei  der  Veranlagung  der  mit 
einem  IHnkommen  von  mehr  als  3000  Mk.  veranlagten  Ergäuzungs- 
steuerpflichtigen  zu  Grunde  gelegt  ist,  stellen  sich  wie  folgt: 


1895,/96  * 

1896/97 

1897/98 

2413  Censiten 
Mk. 

2524  Censiten 
Mk. 

2646  Censiten 
Mk. 

Kapitalvermögen 

Grundvermögen 

Anlage  und  Betriebskapital 
Werte  der  selbständigen  Rechte 
und  Gerechtigkeiten      .     .     . 

247567529          247916447           255535886 

157345506           160932989           158622344 

80  586  149     1       74  680  825            94  258  386 

1 061 253     1            446590                 596338 

Summe 

Davon  sind  in  Abzug  gebrachte 
Schulden 

486  560  437 
67919471 

483976851 
74  189684 

509012954 
81  940562 

Sodaß   ein  Reinvermögeu   ver- 
bleibt von 

418640966 

.409  787  167 

427  072  392 

3* 


I'l 


S  [    I 
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Verhältnis  der  Zahl  der  Einkommensteuerpflichtigen 

von  Halle  zur  Bevölkerung. 


Bevölkerung 

Einkommensteuerpflichtige 

Jahr 

Summe 

physische 

nicht- 
physische 

%  der 

Personen 

Personen 

Bevölkerung 

1891/92 

I02  535 

13575 

13575 

^ 

13,24 

1892/93 

105  233 

15540 

15519 

21 

14,77 

1893/'94 

107  179 

15  281 

15260 

21 

14,26 

1894/95 

109778 

14947 

14928 

19 

13,62 

1895/96 

114711 

15  227 

15205 

22 

13,28 

1896/97 

116900 

16954 

16933 

21 

i4;5o 

1897/98 

120729 

17846 

17823 

23 

14,78 

1898/99 

123970 

1968$ 

19667 

21 

15,81 

1899/1900 

127  436 

21  142 

21  121 

21 

16,59 

1900/1901 

154515 

25  726 

25696 

30 

16,65 

Im  Jahre  1895/96  unterlagen  der  Staatseinkommensteuer  nicht 
65 109  Personen,  weil  das  steuerpflichtige  Einkommen  den  Betrag  von 
900  Mk.  nicht  überstieg.  Steuerpflichtig  waren  48275  Personen  bei 
einer  Bevölkerung  von  114711  Seelen. 


1)  Die  Bürgerrechts-,  Einzugs-   und  Hausstandsgelder. 

Diese  Einnahmen  sind  teils  steuerartig,  teils  gebühren  artig,  doch 
sind  sie  in  Halle  so  gehandhabt  worden,  daß,  während  das  Einzugs- 
geld einen  nur  gebührenartigen  Charakter  hat,  das  Bürgerrechtsgeld 
und  Hausstandsgeld  eine  große  Ähnlichkeit  mit  einer  Klassen-  oder 
Einkommensteuer  aufweist,  wie  wir  zeigen  werden. 

Unter  den  Gemeindeabgaben  für  den  Anfang  des  Jahrhunderts 
haben  wir  oben  schon  das  Bürgerrechtsgeld,  sogenanntes  „Bürger- 
mahl**  für  Beleihung  mit  dem  Bürgerrecht  aufgeführt.  Da  nun  mit 
der  neuen  Städteordnung  vom  30.  Mai  1863  die  förmliche  Erteilung 
des  Bürgerrechts  und  mit  demselben  zugleich  die  Gebühr  dafür  in 
Wegfall  gekommen  war,  so  beschlossen  die  städtischen  Behörden,^) 
den  hierdurch  für  die  Stadtkasse  entstehenden  Ausfall  durch  Anord- 
nung der  im  §  52  der  Städteordnung  vorgesehenen  Erhebung  eines 
Einzugs-  und  Hausstandsgeldes  zu  decken.  Bereits  unter  dem  14.  Fe- 
bruar 1854  hatten  sich  die  städtischen  Behörden  über  ein  diesbezüg- 


')  V.  flagen  II,  S.  457. 
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liches  Regulativ  geeiDigt^  welches  durch  Beekript  der  königlichen 
Regierung  zu  Merseburg  vom  10.  April  bestÄtigt,  unter  dem  19.  April 
vom  Magistrat  publiziert  wurde.  Naeh  diesem  nach  kaum  6jähr^er 
Geltung  im  Jahre  1860  wieder  aufgehobenen  Regulativ  wurde  erhoben : 

a)  Einzugsgeld  von  36  Mk.  von  allen  hier  neu  einziehenden  Per- 
sonen, sobald  dieselben  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  hier 
ihren  Wohnsitz  ergreifen. 

b)  Hausstandsgeld  von  jedem  einen  selbständigen  Haushalt 
gründenden  Einwohner  und  zwar  bei  einem  zur  städtischen  Ein- 
kommensteuer veranlagten  Einkommen 

von    750—1497  Mk.  inkl.  15  Mk. 
„    1600—2  397     „         „     30     „ 
„    2  400  Mk.  und  darüber  45     „ 

c)  Eine  Hausstands-Ergänzungssteuer  von  jedem  Einwohner, 
welcher  hier  ein  Gewerbe  beginnt  oder  ein  Grundstück,  Soolgüter 
oder  Siedegerechtigkeiten  hier  erwirbt,  sofern  er  das  hiesige  Bürger- 
recht noch  nicht  besitzt,  noch  Hausstandsgeld  bezahlt  hat,  und  zwar 
beim  Beginn  eines  Gewerbes  nach  Maßgabe  seines  jährlichen  Ge- 
samteinkommens nach  den  für  das  Hausstandsgcld  normierten  Sätzen, 
bei  Grundstücks-  u.  s.  w.  Erwerbungen  bei  einem  Wert  bis  zu 
3000  Mk.  15  Mk.,   bis  zu  9000  Mk.  30  Mk.,   über  9000  Mk.  45  Mk. 

Dies  Regulativ  ^)  wurde  1860,  wie  oben  schon  gesagt,  aufgehoben 
und  an  seine  Stelle  trat  das  Regulativ  vom  13.  April  1860,  nach 
welchem  von  allen  in  Halle  einziehenden  Personen,  sobald  sie  hier 
nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen  ihren  Wohnsitz  ergreifen,  ein 
Einzugsgeld  von  30  Mk.,  und  von  allen  Einwohnern  des  Stadtbezirks, 
welche  den  Vorschriften  des  §  5  der  Städteordnung  entsprechend  neu 
in  die  Bürgerrolle  eingetragen  werden,  ein  Bürgerrechtsgeld  an  die 
Kämmerei  zu  zahlen.  Letzteres  beträgt,  sofern  die  Eintragung  er- 
folgt wegen  Besitz  eines  Wohnhauses,  wegen  selbständigen  Gewerbe- 
betriebes mit  wenigstens  2  Gehilfen  oder  bei  einem  steuerpflichtigen^ 
fünkommen  bis  zu  1500  Mk.  15  Mk.,  bei  einem  solchen  von  1503  bis 
2400  Mk.  inkl.  30  Mk.,  von  mehr  45  Mk. 

Das  in  diesem  Regulativ  aufgeführte  Einzugsgeld  wurde  vom 
Jahre  1867  an  nicht  mehr  erhoben.  Die  Einnahmen  aus  diesen 
Bürgerrechts-,  Einzugs-  und  Hausstandsgeldern  waren  folgende: 
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1 

Hausstands- 

Hausstands- 

• 

Jahr 

Bürgerrechisgeld 

Einzügsgeld 

geld 

ergänzungssteucr 

llk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1801/02 

879  \  inkl.  Feuer- 

1805/06 

684 )     eimergeld 

— 

— 

— 

1857 

1854  aufgehoben 

6948 

1275 

— 

1858 

wieder  eingeführt 

7983 

1643 

780 

1859 

I  860 
1470 

5832 
7266 

1635 

1860 

—   aufgelioben     — 

1861 

2070 

5685 

— 

1862 

2025 

5520 

1863 

2205 

6360 

mmm^ 

1864 

1935 

7500 



— 

1865 

2580 

U.  8.  W. 

6930 
1867  auf- 
gehoben 

ßürgerrechtsgelder  wurden  auf  Grund  des  RegulativB  für  die 
Erhebung  der  Bürgerrechtsgelder  vom  24.  Juli  1874  und  Nachtrag 
vom  26.  Oktober  1875  erhoben,  wonach  zu  zahlen  sind: 

bei  einem  jährlichen  Steuerbetrage  von  12 — 24  Mk.  mit  16  Mk. 

„     30—48  Mk.     „    30  Mk. 
bei  jedem  höheren  Steuerbetra^  46  ]Mk. 


Dieses  Regulativ  wird  abgelöst  durch  das  vom  Bezirksausschusse 
zu  Merseburg  unterm  10.  August  1893  genehmigte. 

Es  wird  erhoben  nach  Maßgabe  des  veranlagten  Steuerbetrags, 
welchen  der  Verpflichtete  zur  2^it  des  Erwerbs  des  Bürgerrechts  zu 
zahlen  hat  und  zwar  in  folgenden  Beträgen: 

a)  von  denjenigen,  welche  von  der  Staatseinkommensteuer  auf 
Grund  des  §  6  des  Einkommensteuergesetzes  vom  24.  Juli  1891  frei- 
gelassen, oder  welche  zu  derselben  mit  einem  Steuersatze  von  6  Mk. 
veranlagt  sind:  3  Mk.; 

b)  von  denjenigen,  welche  zur  Staatseinkommeusteuer  veranlagt 
sind  mit  einem  Steuersatze : 

von 


n 


n 


n 


n 


9  bis 

16  Mk. 

:  6  Mk. 

21    „ 

36 

n 

12     „ 

44    „ 

60 

IJ 

20     „ 

70    „ 

92 

J5 

30     „ 

104    „ 

132 

n 

45     „ 

mehr  als 

138 

M 

60     « 
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Im  Jahre  1896/97.  wurde  das  Bürgerrechtsgeld,  durch  Gemeinde- 
beschluß  aufgehoben. 


Die  weitere  Entwicklung  des  Bärgerrechtsgeldes. 


Jahr 


Ertrag  des 

Bürger- 
rechtsgeldes 

Mk. 


Zahl  der  in 
die  Bürger- 
rolle neu 

einge- 
tragenen 
Einwohner 


Jahr 


Ertrag  des 

Bürger- 
rechtsgeldes 

Mk. 


Zahl  der  in 
die  Bürger- 
rolle neu 

einge- 
tragenen 
Einwohner 


1880/81 
1881/82 
1882/83 
1883/84 
1886/«? 
1887/88 
1888/89 
1889;90 
1890/91 
1891/92 


5781 

3938 

5583 
8  III 

6934 
6812 

8372 

8747 
II  440 


281 1) 
380 

466 
605 
614 
682 


1892/93 
1893/94 


> 


20717 
Soll-Einnahme 


2595 

von  hier  ab 

Einführung 

des  neuen 

Regulativs 


1894/95 
1895/96 
1896/97 


555 

|on-  X  7  566 

nähme  '    •  343 


2947 

I  524 
I  812 


Im  Jahre  1896/97  wurde  das  Bürgerrechtsgeld 
durch  Gemeindebeschluß  auigehoben. 


m)   Die   städtische   Grundsteuer. 

1.  Die  städtische  Grundsteuer  von  1876 — 96. 

Wie  wir  schon  unter  „Mietsteuer"  mitteilten,  wurde,  durch  den 
Wegfall  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  im  Jahre  1876  veranlaßt,  die 
Erhebung  einer  städtischen  Grund-  und  Mietsteuer  vom  1.  Januar  1875 
ab  von  den  Stadtbehörden  beschlossen,  und  der  Ertrag  derselben  zur 


\)  VerwaltuDgsbericht  von  1882/83.  S.  90.  Der  Erwerb  des  Bürgerrechts 
wird  gemäß  §  5  der  Städteordnung  neben  anderen  Voraussetzungen  bekanntlich 
durch  den  Besitz  eines  „eigenen  Hausstandes''  bedingt.  —  Man  nahm  seither  an, 
daß  darunter  der  Besitz  derjenigen  Oegensiände  zu  verstehen  sei,  welche  zur 
Einrichtung  einer  häuslichen  Wirtschaft  gehören,  gelangte  indessen  nach  erneuter 
Prüfung  zu  der  Überzeugung,  daß  die  gedachte  Auffassung  unhaltbar  sei,  die 
Selbständigkeit,  auf  welche  nach  der  erwähnten  Vorschrift  der  Städteordnung  aus 
dem  eigenen  Hausstande  geschlossen  werden  soll,  nach  allgemeinen  Rechts- 
begriffen  vielmehr  eine  persönliche  Einschränkung  nicht  zulasse.  Man  hat  dem- 
gemäß neuerdings  den  Grundsatz  adoptiert,  daß  unter  dem  eigenen  Hausstande 
nicht  sowohl  eine  eigene  Hanshaltung  oder  Wirtschaftsführung,  sondern  die  in  der 
Nichtzugehörigkeit  zu  einer  fremden  Haushaltung  erkennbare  wirtschaftliche 
Unabhängigkeit  zu  begreifen  sei,  und  für  diese  Ansicht  die  Billigung  der  Auf- 
sichtsbehörde erhalten.  Der  dadurch  bedingte  Wechsel  in  der  Veranlagungs- 
praxis hat  eine  erhebliche  Zunahme  der  Zahl  der  Bürger,  sowie  wesentlich  bessere 
Erträgnisse  an  Bürgerrechtsgeldem  gehabt. 
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Deckung  des  Ausfalls  des  Zuschlags  zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  des 
100 ^Zotigen  Zuschlags  zur  Staatsgebäudesteuer ^)  und  der  unter  dem 
Namen  „Unpflichten,  Umlage-  und  Haussteuer"  bestehenden  Eämmerei- 
abgaben  im  Gesamtbetrage  von  283  353  Mk.,  sowie  zur  Deckung  des 
durch  die  veränderte  Form  der  Erhebung  der  städtischen  Einkommen- 
steuer entstandenen  Ausfalls  von  10  722  Mk.  bestimmt.  Die  Grund- 
steuer wird  nach  Maßgabe  des  Regulativs  vom  31.  Dezember  1875 
erhoben,  und  es  erfolgt  die  Veranlagung  nach  dem  jeweiligen  Nutzungs- 
werte der  Gebäude  und  Liegenschaften  ohne  Rücksicht  auf  etwaige 
Schulden  und  sonstige  Abgaben.  Es  wurden  von  dem  Nutzungswert 
2^/2  %  als  Grundsteuer  erhoben. 

Die  staatliche  Grund-  und  Gebäudesteuer  ist  wesentlich  verbessert 
durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1861.  Dieses  Gesetz  setzte  den  Betrag, 
der  dem  Staate  aus  der  Grundsteuer  zufließen  sollte  auf  30 
Millionen  Mark  fest.  Die  Steuer  wurde  dann  repartiert,  d.  h.  die 
Gesamtsumme  wurde  unter  die  einzelnen  Provinzen,  in  jeder  Provinz 
unter  die  einzelnen  Kreise,  in  jedem  Kreise  unter  die  einzelnen  Grund- 
stücke verteilt.  Vom  1.  April  1895  ab  hat  der  Staat  diese  Grund- 
steuer nicht  mehr  erhoben,  aber  er  führt  nach  wie  vor  den  Kataster. 

Die  Gebäudesteuer.  In  den  Streitigkeiten  alter  Zeiten  über 
die  Gebäudesteuer  machte  die  Besteuerung  der  Häuser  besonders  große 
Schwierigkeiten,  weil  hier  viel  mehr  Änderungen  eintraten,  als  in  dem 
Grund  und  Boden,  der  z.  B.  zum  Ackerbau  verwandt  wurde. 

Als  daher  im  Jahre  186  L  die  Grundsteuer  auf  einen  festen  Betrag 
gestellt  wurde,  schied  man  die  Steuer  auf  die  Gebäude  vollständig  aus. 
Das  tat  man  hauptsächlich  deswegen,  weil  in  dem  Bestände  und 
Werte  der  Häuser  allzuhäufige  Änderungen  eintraten.  Die  Veran- 
lagung findet  alle  15  Jahre  statt.  Der  Ertrag  wird  nach  dem  Durch- 
schnitt der  letzten  10  Jahre  berechnet.  Bei  Wohnhäusern  beträgt 
die  Gebäudesteuer  ungefähr  4%  der  Erträge,  die  steuerpflichtigen 
gewerblichen  Gebäude  (Fabriken,  Mühlen,  Schmieden)  werden  nur 
mit  dem  halben  Satze  der  Steuern  (2  %  des  Ertrags)  herangezogen. 
Die  4%  und  2%  werden  nicht  genau  berechnet,  sondern  nach  den 
Stufen  erhoben,  die  der  Tarif  angibt.^)  Bis  zum  Jahre  1875  erhob 
Halle,  wie  schon  gesagt,  eine  Gemeindegebäudesteuer  in  Form  eines 
100  Zotigen  Zuschlags  zur  Staatsgebäudesteuer.  Vom  1.  Januar  1875 
ab  aber  gibt  die  Stadt  diesen  Zuschlag  auf  und  erhebt  selbständig  die 
städtische  Grund-  und  Mietsteuer.     Sie  wirft  die  vom  Staate  getrennte 

^)  Wurde  vom  1.  April  1868  ab  erhoben. 
«)  Jastrow  S.  161. 
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Grund-  und  Gebäudesteuer  wieder  zusammen  und  erhebt  sie  als 
städtische  Grundsteaer« 

§  1  des  Regulativs  lautet: 

Die  Gebäudesteuer  ist  eine  auf  den  innerhalb  des  städtischen  G^meinde- 
bezirks  (Stadtbezirks)  belegenen  Grundstücken  und  deren  Zubehörungen 
haftende  Grundabgabe,  welche  von  dem  gesamten  Nutzungs werte  der 
Grundstücke  ausgeschrieben  und  von  Eigentümern  derselben  erhoben  wird. 

§  2.  Zu  den  Zubehörungen  der  steuerpflichtigen  Grundstücke  werden 
auch  Feldgrundstücke,  Baustellen,  Höfe,  Plätze,  Gärten  u.  s.  w.  gerechnet, 
ohne  Unterschied,  ob  sie  zum  Erwerbe  oder  anderen  Zwecken  dienen. 

§  3.  Die  Grundsteuer  wird  alljährlich  nach  dem  kataster- 
mäßig festgestellten  Nutzungswerte  des  voraufgegangenen  Kalender- 
jahres ausgeschrieben. 

Als  nun  im  Jahre  vom  1.  April  1895  ab  der  Staat  seine  Grund- 
und  Gebäudesteuer  den  Gemeinden  abtrat,  machte  Halle  von  dieser 
Überlassung  keinen  Gebrauch,  sondern  behielt  seine  Grundsteuer  bei  und 
zwar  als  wandelbare,  und  die  Höhe  ihres  Ertrages  so  bemessen,  daß  sie 
125  %  der  staatlich  veranlagten  Grund-  und  Gebäudesteuer  ausmacht. 

Die  wichtigsten  Paragraphen  der  neuen  Gnindsteuerordnung  für 
Halle  a.  S.  vom  8.  März  1895  lauten: 

§  1.  Von  allen  im  Gemeindebezirk  belegenen  bebauten  und  unbe- 
bauten Grundstücken  wird,  soweit  ihnen  nicht  gemäß  §  24  des 
Kommunalabgabengesetzes  Befreiung  von  der  Gemeindesteuer  vom 
Grundbesitz  zusteht,  eine  Gemeindegrundsteuer  erhoben. 

§  2.  Der  Besteuerung  wird  der  jährliche  Nutzungswert  der  steuer- 
pflichtigen Grundstücke  zu  Grunde  gelegt. 

§  7,  Die  Gemeindegrundsteuer  wird  in  Prozenten  der  festgestellten 
Grundstückserträge  erhoben.  Die  Höhe  des  Prozentsatzes  wird  für 
jedes  Rechnungsjahr  durch  Gemeindebeschluß  festgelegt. 

Die  städtische  Grundsteuer  vom  Jahre  1868—1874. 


Als  100%tiger 

Zuschlag  zur 

Jahr 

Staatsgebäude- 
Steuer 

in  Mk. 

1868 

43836 

Wird    erhoben    seit    dem 

1869 

60070 

1.       April      1868      zur 

1870 

61440 

Deckung   des   Mehrauf- 

1871 

62853 

wandes   für  die  Verzin- 

1872 

64932 

sung     der     1867     kon- 

1873 

67977 

trahierten  Anleihe  von 

1874 

72966 

1  800  000  Mk. 
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2.  Die  städtische  Grundsteuer  vom  Jahre  1895/96 — 1899;1900. 

Mit  dem  1.  April  1895  ist  die  städtische  iMietsteuer  aufgehoben* 
Die  für  die  Staatskasse  außer  Hebung  gesetzte  Grund-  und  Gebäude- 
steuer wird  für  Rechnung  der  Gemeinde  nicht  erhoben,  dagegen  die 
bisher  neben  der  Mietsteuer  bestehende  städtische  Grundsteuer  bei- 
behalten und  die  Höhe  ihres  Ertrages  so  bemessen,  daß  derselbe 
126  %  der  staatlich  veranlagten  Grund-  und  Gebäudesteuer  ausmacht, 
es  wurden  erhoben: 


Jahr 


1895/96 
1896/97 
1897/98 
1898  99 
1899/1900 


Mark 


^%  des 
Nutzungs- 
wertes der 

steuer- 

pflichtififen 

Grundstücke 


%  der 
Gesamt- 
steuer- 
einnahme 


443  223 

571  747 
583  638 
594  642 
623  547 


5 
4,95 
4,83 
4,83 


22,19 

23,14 
22,94 

22,22 

21,67 


Vorstehende  Tabelle  zeigt,  daß  der  Ertrag  der  selbständigen 
Grundsteuer  vom  Jahre  1875  an  bis  3894/95  keinen  hohen  Prozent- 
satz der  Gesamtsteuereinnahme  bildet,  daß  er  außerdem  relativ  während 
dieses  Zeitraumes  herabgeht  und  zwar  von  über  16%  auf  über  13%. 

Dieselbe  Erscheinung,  daß  nämlich  die  Steuer  relativ  sinkt,  haben 
wir  bei  der  Mietsteuer  und  schließlich  folglich  bei  beiden  zusammen. 

Nach  der  Aufhebung  der  Mietsteuer  nun  im  Jahre  1896,  wurde, 
wie  wir  schon  sagten,  die  städtische  Grundsteuer  beibehalten,  die 
Höhe  ihres  Ertrages  aber  so  bemessen,  daß  sie  125  %  der  staatlich 
veranlagten  Grund-  und  Gebäudesteuer  ausmacht.  Diese  Maßregel 
mußte  natürlich  ein  Emporschnellen  der  absoluten  Höhe  des  Grund- 
steuerertrages hervorrufen  —  die  Steuer  betrug  1894/95  280300; 
1895/96  443  223  — -  brauchte  aber  damit  nach  der  Einführung  des 
Abgabengesetzes,  das  ja  eine  totale  Umbildung  des  städtischen  Steuer- 
systems mit  sich  brachte  noch  keineswegs  auch  ein  relatives  Empor- 
schnellen der  Steuer  im  Gefolge  zu  haben.  Aber  auch  der  relative 
Ertrag  ging  in  die  Höhe,  indem  nämlich  die  Grundsteuer  1894/95 
13,73  %  der  Gesamtsteuereinnahme  betrug,  während  sie  schon  1895/96 
22,19%  derselben  ausmachte  und  sich  dann  bis  zum  Ende  des  Jahr- 
hunderts auf  dieser  Höhe  ungefähr  hielt. 


—    45     — 


n)  Die  Gewerbesteuer  und  die  Betriebssteuer. 

1.  Die  Gewerbesteuer. 

Die  Gewerbesteuer  wird  vom  Staate  veranlagt,  aber  nicht  mehr 
von  ihm  erhoben,  sondern  ist  auch  durch  das  Abgabengesetz  vom 
14.  Juli  1893  den  Gemeinden  überlassen  worden.  Das  neueste  Ge- 
werbesteuergesetz selbst  dadiert  vom  24.  Juni  1891.  Wir  wollen  nicht 
unterlassen,  die  wichtigsten  Paragraphen  herauszugreifen. 

§  6.  Die  Besteuerung  erfolgt  in  vier  Gewerbeklassen. 

In  Klasse  I  sind  diejenigen  Betriebe  zu  besteuern,  deren  jähr- 
licher Ertrag  50000  Mk.  oder  mehr,  oder  bei  denen  der  Wert  des 
Anlage-  und  Betriebskapitales  1 000  000  Mk.  oder  mehr  beträgt. 

Die  Gewerbesteuerklasse  II  umfaßt  die  Betriebe  mit  einem  jähr- 
lichen Ertrage  von  20000  Mk.  bis  ausschließlich  50000  Mk.  oder  mit 
einem  Anlage-  und  Betriebskapital  im  Werte  von  150000  Mk.  bis 
ausschließlich  1000000  Mk. 

Zur  Gewerbesteuerklasse  III  gehören  die  Betriebe  mit  einem 
jährlichen  Ertrage  von  4000  bis  ausschließlich  20  000  Mk.  oder  mit 
einem  Anlage-  und  Betriebskapitale  im  Werte  von  30000  Mk.  bis 
ausschließlich  160  000  Mk. 

Zur  Gewerbesteuerklasse  IV  gehören  die  Betriebe  mit  einem 
jährlichen  Ertrag  von  1500  Mk.  bis  ausschließlich  4000  Mk.  oder  mit 
einem  Anlage-  und  Betriebskapitale  von  3000—30000  Mk. 

§  9.  Die  Steuer  ist  in  Klasse  I  von  jedem  Gewerbebetriebe  mit 
Einem  von  Hundert  des  jährlichen  Ertrags  mit  der  Maßgabe  zu  ent- 
richten, daß  bei  einem  Ertrage  von  60000  Mk.  —  54800  Mk.  exkL 
die  Steuer  524  Mk.  beträgt,  und  für  die  höheren,  in  Stufen  von  je 
4800  Mk.  steigenden  Erträge  die  Steuersätze  in  Stufen  von  je  48  Mk. 

Anmerkung  zu  §  9.  Da  in  Klasse  I  alle  Betriebe  mit  mindestens 
1000000  Mk.  Geschäftskapital  Aufnahme  finden,  selbst  wenn  ihr 
Ertrag  vorübergehend  unter  50  000  Mk.  sinkt,  so  mußte  auch  für 
solche  Betriebe  eine  Bestimmung  getroflfen  werden.  Der  Steuertarif 
für  Klasse  I  lautet  danach  wie  folgt.  ^)    (Siehe  Tabelle  S.  46.) 

§  10.  Yeranlagungsbezirke  für  die  Klasse  I  sind  die  einzelnen 
Provinzen  und  die  Stadt  Berlin. 

§  11.  Veranlagung  in  Klasse  II  bis  IV. 


^)  Jastrow,  8.  165. 
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Steuertarif  für  Klasse  I. 
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VeranlaguQgsbezirke  bilden : 

für  Klasse  U  die  Kegiemngsbezirke 
„        „       III  und  IV  die  Kreise. 

§  13.  Die  Steuerpflichtigen  des  Veranlagungsbezirkes  werden  in 
jeder  der  Klassen  II  bis  IV  zu  einer  Steuergesellschaft  v.ereinigt, 
welche  für  das  Veranlagungsjahr  die  Summe  der  für  jeden  Betrieb 
in  Ansatz  kommenden  Mittelsätze  aufzubringen  hat. 

§  14.  Steuersätze.    Die  Mittelsätze  betragen 

in  Klasse  11    300  Mk. 

III  80 

IV  16 

Die  Steuersätze  sollen  bis  zu  40  Mk.  um  je  4  Mk.,  von  da  ab 
bis  96  Mk.  um  je  8  Mk.,  weiter  bis  192  Mk.  um  je  12  Mk.  und 
weiter  bis  zu  480  Mk.  um  je  36  Mk.  steigend  abgestuft  werden. 
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2.  Die  Betriebssteuer. 

§  59.  Für  den  Betrieb  der  Gastwirtschaft,  der  Schankwirtschaft, 
sowie  des  Kleinhandels  mit  Branntwein  oder  Spiritus  ist  jährlich  eine 
besondere  Betriebssteuer  zu  entrichten. 

§  60.  Die  Betriebssteuer  beträgt  für  jeden,  der  eines  oder  mehrere 
dieser  Gewerbe  allein  oder  in  Verbindung  mit  anderen  Gewerben 
betreibt, 
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1.  wenn  er  von  der  Gewerbesteuer  wegen  eines  hinter  der  Grenze 
der  Steuerpflicht  zurückbleibenden  Ertrags-  und  Anlage-  und  Betriebs- 
kapitals befreit  ist^  10  Mk. ; 

2.  wenn  er  zur  Gewerbesteuer  veranlagt  ist 

a)  in  Klasse  TV  15    Mk. 

b)  „        „       III  25 

c)  ^        „       II    60 

d)  r        „       I      100     „ 

Die  Steuer  wird  bei  allen  Betrieben,  welche  geistige  Getränke 
verabfolgen,  für  jede  Betriebsstätte  besonders  erhoben. 

Gewerbe-  und  Betriebssteuer.  Die  Gewerbe-  und  Be- 
triebssteuern werden  also  seit  dem  1.  April  1895/96  erhoben  als 
prozentualer  Zuschlag  zu  den  vom  Staate  veranlagten  Beträgen  und 
zwar  wandelbar,  so  lauge  man  noch  keine  selbständige  Gewerbesteuer, 
die  sich  von  der  staatlichen  Veranlagung  freimacht,  hat. 

Der  Ertrag  der  Gewerbesteuer  und  Betriebssteuer  war  folgender : 
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297  841 
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45 
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Während  also  noch  1895/96  durch  beide  Steuern  nur  229  243  Mk. 
einkommen,  ist  dieser  Ertrag  im  nächsten  Jahre  schon  auf  284  390  Mk. 
angewachsen,  was  zum  Teil  nur  wieder  durch  die  Unsicherheit  der 
Veranlagung  und  Erhebung  im  Jahre  1894/96,  dann  aber  besonders 
zu  erklären  ist  durch  den  erhöhten  Zuschlag  1896/97.  Beide  Steuern 
zusammen  haben  während  der  6  ersten  Jahre  ihres  Bestehens  einen 
sehr  stabilen  Anteil  von  etwas  über  11  ^  ^  der  Gesamtsteuereinnahme. 

Die  Verteilung  der  Betriebe  und  der  Steuer  auf  die  einzelnen 
Steuerklassen  geht  aus  folgender  Aufstellung  hervor;  die  staatliche 
Veranlagung  war  folgende: 
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Betriebsstener  in  den  gewerbesteuerfreien  Betrieben. 


1895/^ 
Mk. 

1896/97 
Mk. 

1897/98 
Mk. 

1898/99 
Mk. 

1899/1900 
Mk. 

I020 

io8o 

I2IO 

1690 

2160 

Es  unterlagen  also  der  Steuer  gewerbesteuerfreie  Betriebe: 


1895/96 

1896/97 

1897/98 

1898/99 

1899/1900 

102 

108 

121 

169 

216 

8.  Die  Wanderlagersteuer. 

Die  Wanderlagersteuer  wurde  eingeführt  durch  das  Gesetz  vom 
27.  Februar  1880  am  1.  April  1880. 

Die  Steuer  wird  für  die  Gemeinde  erhoben.  Sie  wird  pro  Woche 
erhoben  (früher  waren  auch  noch  Wanderversteigerungen  gestattet, 
die  jedoch  durch  die  neue  Gewerbeordnung  beseitigt  und  nur  dann 
statthaft  sind,  wenn  es  sich  um  den  schnellen  Vertrieb  schnell  ver- 
derbender Waren  handelt)  und  zwar  beträgt  dieselbe  in  größeren 
Städten  mit  mehr  als  50  000  Einwohnern  60  Mk.,  in  kleineren  Städten 
40  Mk.,  in  Städten  von  2000  Einwohnern  und  darunter  30  Mk. 

Einnahmen  aus  der  Wanderlagersteuer. 
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Daß  die  Wanderlagersteuer  so  geringe  Beträge  bringt,  ist  nicht 
wunderlich;  sie  soll  ja  dazu  dienen,  daß  Wanderlageryerkäufe  mög- 
lichst nicht  mehr  stattfinden. 

Auch  hier  am  Ende  der  Betrachtung  der  direkten  Steuern  wollen 

wir  eine  Tabelle  einfügen,  die  die  Suminen  enthält,  welche  die  direkte 

Besteuerung  während  des  Jahrhunderts  gebracht  hat,  um  auch  hier 
XLIV.  4 


wieder  ihre  EntwickluDg  tabellarisch  darzustellen  und  ihr  Verhältnis 
zur  Gesamtheit  der  Kommunalsteuern,  dann  der  etatsmäßigen  Ein- 
nahmen und  schließlich  zur  Berölkening  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Die  direkte  BeBtenernng. 
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Die  Tiibelle  zeigt  klar,  daß  die  direkte  Besteuerung  fast  durch- 
weg über  die  Hälfte  der  Einnahmen  an  Steuern  überhaupt  liefert, 
daß  sie  gar  gegen  Ende  des  Jahrhunderts  nach  dem  Rückgang  der 
indirekten  Besteuerung  fast  die  ganze  Einnahme  an  Steuern  allein 
ausmacht,  daß  femer  ihr  Anteil  an  der  Gesamteinnahme  sich  durch 
das  ganze  Jahrhtmdert  fast  gleich  geblieben  ist,  wenigstens  nur  zwischen 
32  und  49^/0  geschwankt  bat,  und  daß  dieser  Anteil  auch  während 
der  Blute  der  indirekten  Besteuerung  doch  immer  größer  war  als  der 
der  letzteren.  Die  Belastung  der  Bevölkerung  mit  direkten  Steuern 
ist  vom  Jahre  1832 — 1899/1900  ganz  bedeutend  gestiegen,  indem 
nämlich  der  Kopfsatz  an  direkten  Steuern  1899/1900  fast  das  zehn* 
fache  von  dem  aus  dem  Jahre  1832  ist. 

Durch  die  folgende  Tabelle  wollen  wir  zeigen,  daß  der  Einfluß 
der  Kommunalsteuern  auf  die  etatsmäßigen  Einnahmen  während  des 
Jahrhunderts  ein  recht  verschiedener  war,  daß  der  Prozentsatz  einige 
Male  sogar  Über  70  hinausging,  daß  aber  allmählich  dieser  Prozent- 


—    51    — 


satz  eine  absteigende  Tendenz  verfolgt.  Hingegen  steigt  die  Steuer- 
quote pro  Kopf  der  Bevölkerung  stetig,  so  daß  die  vom  Jahre  1832 
nur  gerade  den  7.  Teil  derjenigen  vom  Jahre  1899/1900  ausmacht. 

Der  Einflufs  der  EonununalBteuem  auf  die  etatsmäXsigen 
Einnahmen  und  ihr  Verhältnis  zur  Bevölkerung. 
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Betrachtet  man  das  Verhältnis  der  Leistungen  an  direkten^) 
Staats-  und  Gemeindesteuern  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  so  ergibt 
sich  für  die  beiden  letzten  Dezennien  des  Jahrhunderts  folgendes: 
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1879'80 

7,96 

10,36 

18,32 

130 

1 
1890/91 

9,69 

13,87 

23,56 

141,5 

1880/81 

8,63 

10,82 

19,45 

121;       ' 

1891/92 

10,53 

14,24 

24,77 

138,4 

1881/82 

8,16 

11.38 

19,54 

139 

1892/93 

14,69 

15,62 

30,31 

108,4 

1882/83 

8,18 

11,83 

20,01 

144 

1893/94 

14,45 

16,68 

31,13 

113,9 

1883/84 

8,88 

12,37 

21,25 

139 

1894/95 

14,63 

16,78 

31,41 

113 

1884/'85 

9,13 

12,92 

22,05 

141 

1895;96 

12,21 

15,29 

27,50 

126,62 

1885/86 

8,93 

12,69 

21,62 

142 

1896/97 

12,58 

19,24 

31,82 

155,93 

1886/87 

9,45 

13,21 

22,66 

139 

1897/98 

12,48 

19,59 

32,07 

156,97 

1887  88 

9,69 

12,52 

22,21 

132 

1898,/99 

13,01 

20,03 

33,04 

153,96 

1888,89 

9,77 

12,93 

22,70 

135 

1899/1900 

13,67 

22,47 

36,14 

164,38 

1889^90 

9,66 

13,60 

23,26 

139 

Wir  haben  erst  mit  dem  Jahre  1879/80  begonnen,  weil  es,  wie 
wir  des  öfteren  hervorhoben,  so  sehr  schwierig  ist,  vor  diesem  Jahre 
die  einzelnen  Steuern  auseinander  zu  halten,  d.  h.  die  direkten  von 
den  indirekten  zu  trennen;  das  Material  ist  zu   kärglich.    Im  Jahre 

4* 
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1879/80  beträgt  die  direkte  Staatssteuerleistung  pro  Kopf  7,96  Mk., 
die  GemeindesteaerleistiiDg  10,36  also  fast  2^/^  Mk.  mehr;  diese  Kopf- 
sätze steigen  bis  zum  Jahre  1891/92  fast  gleichmäßig,  so  daß  die 
Staatssteuerleistung  10,53  Mk.,  die  Gremeindesteuerleistung  14,24,  d.  h. 
also  nur  ungefähr  3^/^  Mk.  mehr  als  die  Staatssteuerleistung. 

Sofort  aber  mit  der  Einführung  des  neuen  Einkommensteuer- 
gesetzes von  1891  schnellt  die  Staatssteuerleistung  im  Jahre  1892/93 
um  über  4  ML  in  die  Höhe,  d.  h.  auf  14,69  Mk.,  während  die 
Gremeindesteuerleistung  nur  um  etwas  über  1  Mk.  sich  erhöht.  Die 
Staatssteuerleistung  hält  sich  dann  bis  zur  Einführung  des  Abgaben- 
gesetzes von  1893  im  Jahre  1895/96  auf  der  1892/93  erreichten  Höhe, 
um  sofort  nach  der  Einfuhrung  des  Gesetzes  Yon  1893  über  2  Mk. 
zurückzugehen  und  wesentlich  nicht  wieder  zu  steigen;  die  Gtemeinde- 
steuerleistung  dagegen  arbeitet  sich  Tor  der  Einfuhrung  des  Ab- 
gabengesetzes noch  bis  zu  16,78  empor,  um  dann  mit  der  Einfuhrung 
des  Gesetzes  auf  15,29  Mk.  zurückzusinken,  was  auf  die  Unsicherheit 
der  Erhebung  zurückzuführen  ist,  da  ja  mit  diesem  Jahre  ein  vollständig 
neues  Steuersystem  in  die  Erscheinung  tritt,  sofort  aber,  nachdem  diese 
Unsicherheit  geschwunden,  im  Jahre  1896/97  mit  19,24  Mk.  zu  erscheinen 
und  am  Ende  des  Jahrhunderts  1899/1900  22,47  Mk.  zu  betragen. 

Während  also  1879/80  die  Gemeindesteuerleistung  an  direkten 
Steuern  rund  130  derselben  Staatssteuerleistung  betrug,  war  der 
Prozentsatz  1892/93  nur  noch  108  —  Folge  des  Einkonmiensteuer- 
gesetzes  — ,  schnellte  1895/96  bei  der  Einführung  des  Abgabengesetzes 
von  1893  auf  126,62  und  stieg  bis  zum  Ende  des  Jahrhunderts  rapid, 
nämlich  bis  164,38. 

Anschließend  an  diese  Betrachtung  bemerken  wir,  daß  wir  die 
städtische  Mietsteuer,  die  in  der  Praxis  bald  zu  den  direkten,  bald 
zu  den  indirekten  gerechnet  wird,  zu  den  direkten  der  vorstehenden 
Tabelle  gerechnet  haben  (auch  das  K.  A.  G.  sieht  in  der  Miet- 
steuer eine  direkte  (§  23))  mit  nachfolgender  Begründung: 

Ganz  abgesehen  davon,  daß  sie  stets  die  Gemeindesteuer  ist,  die 
bezüglich  der  Höhe  ihres  Ertrages  an  zweiter  Stelle,  sofort  nach  der 
Einkommensteuer  steht,  weist  die  Mietsteuer,  so  wie  sie  stets  in  Halle 
erhoben  wurde,  während  eines  Zeitraumes  von  20  Jahren,  nämlich 
als  5%  vom  Mietwerte  jeder  Mitwohnung,  eher  die  Momente  einer 
direkten  Steuer  auf,  ja  sie  läßt  sogar  ein  wichtiges  Moment  der 
indirekten  Steuer  vermissen,  wobei  wir,  wie  wir  bemerken,  uns  streng  an 
die  Definition  von  Prof.  Conrad  ^)  halten,  die  wir  vollständig  anerkennen. 

^]  Conradi  FinaDzwissenschaft,  S.  19. 
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„Basiert  man  die  Einteilung  von  direkten  und  indirekten  Steuern 
auf  das  Grundprinzip,  und  bezeichnet  die  direkten  als  diejenigen,  bei 
denen  man  von  den  Einnahmen  (resp.  Besitz)  unmittelbar  auf  die 
Leistungsfähigkeit  schließt,  und  stellt  diesen  diejenigen  gegenüber, 
bei  denen  man  von  den  Ausgaben  auf  die  Einnahmen  schließt  und 
dadurch  indirekt  auf  die  Leistungsfähigkeit,  so  ist  ohne  Zweifel  die 
Mietsteuer  als  eine  indirekte  aufzufassen ^S  wenn  sie  nämlich  nach 
wissenschaftlichen  Grundsätzen  aufgelegt  ist,  und  zwar  so,  daß  man 
von  der  Ausgabe  für  Miete  auf  das  Einkommen  und  damit  auf  die 
Leistungsfähigkeit  einen  Schluß  ziehen  kann.  Man  hat  von  jeher  an 
der  unumstößlichen  Wahrheit  festgehalten,  daß  je  kleiner  das  Ein- 
kommen ist  desto  größer  die  Quote  ist,  die  die  Wohnungsmiete  in 
Anspruch  nimmt,  daß  also,  wenn  eine  solche  unwissenschaftliche  und 
ungerechte  Mietsteuer  erhoben  wird,  diese  Steuer  in  Hinblick  auf  das 
Einkommen  in  umgekehrtem  Verhältnis  zu  der  durch  das  Einkommen 
bedingten  Leistungsfähigkeit  steht,  also  wie  eine  umgekehrte  progressive 
Einkommensteuer  wirkt  (Moment  der  direkten  Steuer).  Trotz 
dieser  Einsicht  zieht  man  einen  falschen  Schluß,  oder  besser,  man 
zieht  überhaupt  keinen  Schluß,  und  besteuert  ohne  jedwede  Bücksicht 
auf  das  Verhältnis  des  Einkommens  zur  Ausgabe  für  Miete,  also 
ohne  Rücksicht  auch  auf  die  Leistungsfähigkeit,  überall  ganz  gleich 
den  Teil  des  Einkommens,  den  die  Miete  verschlingt.  In  dem  Kapitel 
„die  Entwicklung  der  Gemeindesteuern'^  haben  wir  die  Mietsteuer 
allerdings  zu  den  indirekten  gerechnet,  wohin  sie,  wie  wir  schon 
sagten,  gehört,  wenn  sie  nach  wissenschaftlichen  Grundsätzen  erhoben 
wird;  wir  wahren  damit  nur  das  Prinzip. 

Interessant  ist  auch  die  Bemerkung  Orteis  in  seiner  „Städte- 
ordnung Liegnitz  1900" :  „in  Betreff  von  Steuern,  wie  der  Mietsteuer, 
Hundesteuer  und  gewisser  sogenannter  Luxussteuern  besteht  keine 
gleichmäßige  Praxis,  nämlich  in  der  Unterscheidung  von  direkten 
und  indirekten  Steuern."  uns  scheint,  als  hätte  man  stets  vor  allen 
die  Luxussteuem  zu  den  indirekten  gerechnet,  was  auch  den  Grund- 
prinzipien entspricht;  auch  die  Hundesteuer  muß  unbedingt  in  den 
Reigen  der  indirekten  Steuern  aufgenommen  werden,  denn  was  ist 
die  Hundesteuer  anders  als  eine  Luxussteuer,  was  schon  daraus 
hervorgeht,  daß  die  „Hunde,  die  zum  Gewerbe  oder  zur  Bewachung 
unentbehrlich  sind,  dieser  Steuer  nicht  unterliegen."  Wer  sich  zu 
seinem  Vergnügen  einen  Hund  hält,  hat  zur  Unterhaltung  dieses  Ver- 
gnügens Ausgaben  zu  machen,  die  nicht  gering  sind,  und  wer  zu  seinem 
Vergnügen  nicht  geringe  Ausgaben  machen  kann,   ist  leistungsfähig. 
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Zum  Vergleich  der  Steuerverhältnisse  der  Stadt  Halle  mit  denen 
der  anderen  größeren  Städte  Preußens  lassen  wir  nachstehende  Über- 
sicht, das  Ergebnis  einer  von  dem  statistischen  Amte  der  Stadt  Magde- 
burg yeraustalteten  Erhebxmg,  folgen.  Der  Vergleich  fallt  für  die  Stadt 
nicht  ungünstig  aus,  denn  der  Steuerkraft  nach,  die   in   der  auf  den 

Übersicht  der  Steuerverhältnisse  23  gröfserer  Städte  zum  Vergleich  mit 


s 

Zuschläge  zu  den  staatlich  veranla 

gten  Steuern 

Seelenzahl 
nach  der 

B 

^J  ^%^^««^%  v%  ^%v^ 

irersonen- 

s 

Städte 

Einkommensteuer 

Gebäudesteuer 

Gewerbesteuer 

Stands- 
aufnahme 

1896/97 

1897/98 

1898/99 

1896/97 

1897/98 

1898/99 

1896/97  1897/98 

1898/99 

1896/97 

1897;« 

^ 

% 

0/ 

/o 

/o 

% 

% 

% 

% 

0/ 
/o 

% 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

11. 

12. 

1 

Wiesbaden 

90 

90 

90 

112V, 

112V2 

112V, 

112  Vt 

112% 

112V« 

1 
73067    75062 

2 

Kassel 

96 

96 

96 

136 

136 

136 

136 

136 

136 

79  373   «2129 

3 

Potsdam 

105 

105 

100 

155 

155 

155 

100 

100 

100 

57  988    57  505 

4 

Düsseldorf 

140 

140 

140 

166% 

i66«/3 

166% 

190 

190 

190 

173897 

182  197 

4.  Kl. 

166«/, 

dasselbe 

ö 

Essen 

150 

150 

180 

200 

200 

200 

200 

1.  2.  150 

200 

200 

951 17100539 

'1.  200 

2.  180 

3.  4.  135 

8.  150 

4.  135 

6 

Aachen 

100 

100 

HO 

135 

125 

145 

— 

*- 

108905 

127399 

7 

Halle  a.  S. 

120 

120 

120 

150 

148Va 

145 

150 

148V2 

145 

115  922119  925 

8 

Magdeburg 

112V2 

112V2 

118 

133V8 

133V8 

140 

i33Vs 

133V8 

140 

213  133,217410 

9 

Stettin 

HO 

114 

120 

165 

171 

180 

165 

171 

180 

132309  141  366 

10 

Elberfeld 

176 

176 

176 

165 

163 

163 

165 

163 

163 

135  406  140  135 

11 

Breslau 

122 

115 

125 

150 

135 

142 

150 

135 

142 

368189384643 

12 

Erfurt 

HO 

116 

116 

136 

140 

140 

136 

140 

140 

78446   81863 

13 

M.-Gladbacli 

150 

140 

145 

153 

140 

145 

153 

140 

H5 

52996^  54226 

14 

Barmen 

180 

156 

168 

165 

153 

159 

165 

153 

159 

126457 

129  956 

15 

Görlitz 

90 

90 

90 

135 

135 

135 

135 

135 

135 

67558 

74996 

16 

Posen 

132 

132 

142 

132 

132 

142 

132 

132 

142 

71  117 

70857 

17 

Königsberg 

i.  Fr. 

180 

170 

170 

165 

160 

160 

165 

160 

160 

171  406 

173937 

18 

Duisburg 

138 

145 

200 

170 

160 

200 

170 

160 

200 

68746 

72884 

19 

Kiel 

175 

180 

180 

230 

230 

230 

125 

150 

ISO 

86016 

88276 

20 

Bochum 

158 

150 

150 

154 

150 

150 

154 

150 

150 

53478 

55  537 

21 

Liegnitz 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

51  027 

51926 

22 

Frankfurt 

a.  0. 

156 

156 

156 

156 

156 

156 

156 

156 

156 

58645 

59135 

23 

Danzig 

188 

188 

188 

182 

182 

182 

160 

144 

144 

125002 

126989 
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Kopf  der  Bevölkerung  berechneten  Staatssteuerleistung  in  Spalte  21 
zum  Ausdruck  kommt,  nimmt  dieselbe  unter  den  in  Betracht  gezogenen 
23  Städten  die  7.  Stelle  ein;  in  Bezug  auf  die  Inanspruchnahme  der 
Steuerkraft  für  kommunale  Zwecke,  wie  Spalte  23  ergibt  sogar  die 
5.  Stelle,  wobei  die  am  wenigsten  belastete  als  1.  gedacht  ist. 

denen  der  Stadt  Halle  a.  S.  allein  während  der  Jahre  1896/97—1898/99. 


Einkommen- 
steuer-Soll 


Ergänzangs- 
steuer-SoU 


Auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  beträgt 


Einkommen* 
Steuer 


Ergänzungs* 
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Steuerleistung 
1897/98  pro  Kopf 
der  Bevölkerung 


1896/'97  1 1897/98 
Mk.     I    Mk. 


1896/97 
Mk. 


1897/98 
Mk. 


1896/97 
Mk. 


1897/98 1896/97 


Mk. 


Mk. 


1897/98 
Mk. 


an  den 
Staat 

(18^_20) 


an  die 
Gemeinde 

Mk. 


Die 
Gemeinde- 
steuer- 
leistung 
beträgt  \ 
der  Staats- 
steuer- 
leistung 


o 

B 

B 

a 

a> 

a 

•a 


13. 


14. 


15. 


16. 


17. 


18. 


19. 


20. 
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653  938 
I  760371 


I  461  996 

I  067  684 

67s  632 

1944856 

I  176  886 


1 107008 

1090478 
1221145 

2212059 
I  360  873 
1240427 

3997904 
641055 

414  833 
944690 

530028 
537992 

1 159  941  1254527 
447872I  519391 
600702I  611  979 
359168,  378049 
305749!   323022 

347562'   349187 
689545    716675 


1  427  164 
1251743 

2  235  202 
I  439  702 
I  371  687 

3  328  552 
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447  «76 
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221  942 
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1 14  405 
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71756 
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10,28 
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10,18 
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7,13 
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D. 
I.  Das  Armenwesen. 

„Die  ersten  Spuren  ^)  der  öffentlichen  Armenpflege  in  Halle  finden 
sich  im  Jahre  1457,  in  welchem  der  Bat  am  Dienstage  nach  Johannis 
dem  Täufer  zum  ersten  Male  jedem  Armen  direkt  eine  Spende  Yon 
Brot  zu  3  Pfg.,  1  Maß  Bier  und  1  Pfund  Speck  austeilen  ließ.  In 
der  Reformationszeit  wurde  für  die  Verteilung  der  sogen.  BÄtsspenden 
eine  eigene  Verwaltung  gebildet,  welche  1598  eine  besondere  1688 
verbesserte  „Almosen-  und  Bettelordnung"  erhielt  und  von  dem  Um- 
stände, daß  ehemals  während  des  Gottesdienstes  an  den  Kirchtüren 
Becken  zur  Aufnahme  von  Almosen  für  die  Armen  ausgesetzt  wurden, 
den  Namen  „das  Beckenamt"  erhielt.  Die  Einnahmen  dieses  Becken- 
amtes bestanden  in  den  Erträgen  -  der  allwöchentlich  durch  einen 
besonderen  Boten,  den  Korbmann,  vor  den  Türen  eingesammelten 
Brot-  und  Geldgeschenken,  in  den  Zinsen  einiger  Legate  und  dem, 
was  in  den  Büchsen  vorgefunden  wurde,  die  in  den  Kirchstübchen, 
auf  dem  Katskeller,  in  den  Gasthöfen,  vor  den  Kirchtüren  und  auf 
dem  Gottesacker  vorhanden  waren.  Die  Verwaltung  stand  unter  8 
vom  Kate  aus  der  Bürgerschaft  gewählten  sogen.  Beckenherren  und 
einem  Almoseninspektor. 

Die  Gassenarmen  erhielten  täglich  3  Pfennige  und  Brot  zu 
gleichem  Werte,  die  Hausarmen  und  Waisen  wöchentlich  zwei  bis 
sechs  gute  Groschen. 

Eine  geregelte  Armenverwaltung  trat  jedoch  erst  ins  Leben  (nach 
dem  Vorgange  und  Muster  der  von  August  Herrmann  Franke  für 
seine  Glauchaische  Gemeinde  entworfenen  Almosenordnung)  mit  der 
von  der  Begierung  und  dem  Konsistorium  erlassenen  und  landes- 
herrlich bestätigten  „Allgemeinen  Armenordnung  für  die  Stadt  Halle" 
vom  16.  Oktober  1706.  Dieselbe  ordnete  die  Einrichtung  einer 
allgemeinen  Armenkasse  für  die  Stadt  Halle,  die  Amtsstädte  Glaucha 
und  Neumarkt  und  sämtliche  Vorstädte  an  und  stellte  die  Verwaltung, 
welche  einem  Kassierer,  einem  Sekretär,  sechs  Armenvoigten  und  vier 
Kollektoren  anvertraut  wurde,  unter  ein  Almosenkollegium,  welches 
unter  dem  Vorsitz  eines  Königl.  Kriegs-  und  Domänenrates  als 
Dirigenten,  aus  je  einem  Mitgliede  des  Konsistorii,  der  Universität, 
des  Magistrats,  aus  einem  Oberbornmeister,  dem  Hofprediger  der 
deutsch-reformierten  Domkirche,   den  3  Pastoren  zu.    U.  L.  Frauen, 
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St.  Ulrich  nnd  St.  Moritz,  aus  dem  Hospitalprediger,  dem  Diakonus 
zu  Glaucha  und  dem  Fastor  auf  dem  Neumarkt  gebildet  ward. 

An  Einnahmen  wurden  der  Kasse  überwiesen:  die  Erträge  der 
monatlich  abzuhaltenden  Hauskollekten ,  gewisse  Dispensations^, 
Konzessions-  und  Ordinationsgebühren,  die  bei  Festlichkeiten  und  in 
den  in  öffentlichen  Lokalen  angebrachten  Büchsen  gesammelten  milden 
Spenden,  gewisse  Folizeistrafgelder  u.  s.  w.,  sowie  bestimmt  normierte 
Beiträge  der  Königl.  Kammer,  der  Kämmerei  (jährlich  100  Tlr.),  der 
Talgerichte  und  der  einzelnen  Kirchenärarien. 

Gegen  Ende  des  Jahrhunderts  aber  reicht  schon  die  Tätigkeit 
dieses  Almosenkollegiums  nicht  mehr  aus,  um  die  zunehmende  Menge 
der  Armen  genügend  zu  unterstützen,  die  durch  das  Stocken  der 
noch  im  Anfang  des  Jahrhunderts  in  beträchtlicher  Zahl  hier  vor- 
handenen Wollfabriken,  durch  die  von  den  vom  hiesigen  Regiment 
vielfach  desertierenden  Ausländem  zurückgelassenen  Familien  und 
durch  das  Gesindel,  welches  die  Lage  der  Stadt  als  Grenzort  aus- 
beutend sich  hier  scharenweise  niederließ,  stark  rekrutiert  wurde. 

Auf  Veranlassung  des  nachmaligen  Kanzlers  Niemeyer  trat  daher 
am  28.  August  1799  eine  „Gesellschaft  freiwilliger  Armenfreunde" 
zusammen,  welche  die  Stadt  in  25  Reviere  einteilte,  für  jedes  Revier 
nach  Bedarf  6 — 9  Armenväter  (im  ganzen  134)  und  einen  Referenten 
ernannte  und  Kommissionen  einsetzte  zur  Erhaltung  und  Vermehrung 
der  Fonds  der  Almosenkollegia,  zur  Prüfung  der  von  den  Armen- 
vätern eingehenden  Nachrichten  und  Anträge  und  zur  Verhütung  gänz- 
lichen Verarmens  fleißiger  Bürger,  um  möglichst  weite  Kreise  für 
diese  Gesellschaft  zu  interessieren,  gründete  Niemeyer  mit  dem  Prediger 
Magnitz  das  „Hallische  Patriotische  Wochenblatt",  dessen  Reinertrag 
außerdem  dazu  verwandt  wurde,  der  Not  einer  großen  Zahl  sogen, 
verschämter  Armen  abzuhelfen. 

Die  Bedeutung  dieser  Gesellschaft  für  das  Armenwesen  trat  bald 
in  die  Erscheinung.  Während  sich  nämlich  die  Einnahmen  der 
Almosenkasae  im  Jahre  1785  auf  nur  5515  Tlr.  (16  545  Mk.)  beliefen, 
waren  sie  im  Jahre  1800  bereits  auf  16059  Tlr.  (45177  Mk.)  ge- 
stiegen. Leider  stellte  sie  gerade  in  dem  Unglücksjahr  1806  inmitten 
der  Umwälzung  alles  Bestehenden  ihre  Tätigkeit  ein. 

Auch  die  Hauskollekten,  die  1800  noch  7531  Tlr.  (22  593  Mk.) 
lieferten,  gingen  bei  der  zunehmenden  Bedrängnis  der  Bürger  im 
Jahre  1806  trotz  der  auf  26  000  Köpfe  gestiegenen  Einwohnerzahl 
bis  auf  5397  Tlr.  (16191  Mk.)  zurück,  und  waren  im  Jahre  1816  bei 
einer  Einwohnerzahl  von  19 136  Köpfen  bis  auf  nur  1580  Tlr.  (4740  Mk.) 
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gefallen.  Dazu  kam  noch^  daß  der  Easse  mit  dem  Jahre  1806  auch 
die  ihr  bis  dahin  durch  königliche  Gnade  aus  den  Lotterieüber- 
schüssen jährlich  gewährten  1000  Tlr.  und  die  von  ihr  aus  der  sogen. 
Spendenkasse  des  Amts  Giebichenstein  bezogene  Unterstützung  Ton 
jährlich  30  Tlr.  entzogen  ward,  so  daß  natürlich  das  Almosenkollegium 
sich  genötigt  sah,  trotz  der  rapid  zunehmenden  Zahl  der  wirklich 
unterstützungsbedürftigen  Armen  die  Almosenspenden,  den  yerminderten 
Einnahmen  entsprechend^  auf  das  äußerste  zu  beschränken.  Wie  be- 
deutend dieser  Rückschlag  war,  ist  aus  der  Tabelle  zu  ersehen.  Es 
betrugen  in  runder  Summe  die  Einnahmen  und  Ausgabe  in  Mark: 


18C6     1807  '  1808 


1809 


1810  :  1811 


1812 


1813 


1814 


1815 


1816 


Die  Einnahmen 
Die  Ausgaben 


42843 
41748 


19365 
18561 


22044 
21  882 


15048 


16800 


14550J  16242 


19602 
19335 


21  801 
21  567 


16635 
16575 


20  145 
19092 


21  519 

21  162 


26433 
25503 


Unter  den  Einnahmen  stecken  nicht  weniger  als  43  779  Mk. 
Kapitalien  von  Legaten,  die  ohne  bestimmte  Zwecke  und  Maßgaben 
verliehen  während  der  Kriegsjahre  nach  und  nach  für  die  Armen- 
pflege verwandt  wurden. 

Die  Bewilligung  des  Zuschusses  aus  den  Lotterieüberschüssen 
war  erfolgt  durch  Kabinettsordre  Friedrich  Wilhelms  II  vom 
12.  April  1797  in  Anerkennung  der  Unterstützung,  welche  trotz  der 
Unzulänglichkeit  der  Mittel  der  städtischen  Armenfonds  den  zahl- 
reichen in  Halle  lebenden  Invaliden,  Soldatenwitwen  und  -Kindern 
gewährt  wurde. 

Die  Folge  dieser  traurigen  Verhältnisse  war  natürlich  eine 
kolossale  Zunahme  der  Straßenbettelei,  so  daß  man  sich  genötigt  sah 
im  Jahre  1814  den  Kämmereizuschuß  von  300  Mk.  auf  10350  Mk. 
zu  erhöhen,  um  dann  im  Jahre  1817  zu  einer  gründlichen  Revision 
der  städtischen  Armenpflege  zu  schreiten. 

Am  1.  Januar  1818  trat  an  Stelle  des  bisherigen  Konigl. 
Almosenkollegiums  eine  „Armendirektion^  zur  Besorgung  sämtlicher 
Armensachen  der  Stadt  (inkl.  der  eingemeindeten  Städte  Grlaucha 
und  Neumarkt).  Der  Direktion  wurde  in  den  einzelnen,  auf  die  Zahl 
von  24  festgesetzten  Stadtbezirken,  die  bürgerlichen  Bezirksvorsteher 
als  Organe  beigegeben,  und  die  einzelnen  Bezirke,  zusammen  2174 
Häuser  umfassend,  wieder  in  88  Quartiere  eingeteilt,  in  welchen  die 
spezielle  Aufsicht  und  die  Vorarbeiten  für  die  Beschlüsse  der  Direk- 
tion besonderen  Armenvätem  übertragen  wurde. 
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Die  Armendirektioii  wurde  gebildet  aus:  dem  Vorsitzenden 
Magistratsmitgliede  als  Dirigenten,  einem  Deputierten  der  Universität, 
sämtliclien  Fredigem  der  Stadt  und  dem  Hospitalprediger,  dem  die 
exßkutive  Polizei  besorgenden  Magistratsmitgliede,  den  24  Bezirks- 
vorstehem,  dem  Vorsteher  des  Hospitals  St.  Cyriaci,  den  bürger- 
lichen Vorstehern  der  städtischen  Arbeits-,  Speise-  und  Versorgungs- 
anstalten, den  Kassenkuratoren  und  dem  Stadtphysikus. 

Das  KönigL  Almosenamt,  welches  am  31.  Dezember  1817  seine 
letzte  Sitzung  hielt,  tibergab  seiner  iNachfolgerin  nach  den  abge- 
schlossenen Rechnungen  ein  Kapitalvermögen  von  1 1 620  Tlr.  (34  860  Mk.) 
und  bar  977  Thr.  (2931  Mk.) 

Trotz  dieser  Neugestaltung  des  Armenwesens  und  trotzdem  der 
für  die  Armenpflege  aus  der  Lotteriekasse  gezahlte  Zuschuß  von 
3000  Mk.  von  1818  ab  bis  auf  weiteres  wieder  gewährt  wurde,  und 
trotz  der  mannigfachsten  Manipulationen  der  Armendirektionen  wollten 
«ich  die  Verhältnisse  doch  nicht  günstiger  gestalten. 

So  entschloß  man  sich  denn  endlich  das  Defizit  der  Armenkasse 
auf  den  Kämmereietat  zu  übernehmen.  Es  konnte  jedoch,  zumal  da 
die  Kämmerei  durch  die  mit  dem  1.  Januar  1820  erfolgte  Aufhebung 
•des  städtischen  Oktrois  und  der  Bierpfenniggefälle  nahezu  die  Hälfte 
ihrer  G-esamteinnahme  (gegen  75000  Mk.)  verloren  und  durch  den 
städtischen  Zuschlag  zu  der  am  1.  September  1820  eingeführten  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  nur  einen  ungenügenden  Ersatz  erhalten  hatte,  an 
eine  solche  Belastung  des  Kämmereietats  erst  dann  gedacht  werden, 
-als  auf  dringendes  Verlangen  der  Stadtbehörde  die  Einführung  einer 
besonderen  Kommunalsteuer,  die  wir  unter  den  Kommunalsteuern 
Aufgeführt  haben,  Yon  der  Regierung  genehmigt,  und  hierdurch  auch 
für  die  Bedürfnisse  der  Armenverwaltung  eine  neue  Einnahmequelle 
erschlossen  war. 

Mit  der  Einfuhrung  dieser  Steuer  am  1.  Juli  1821  hörte  die  bis 
•dahin  bestandene  Einziehung  der  freiwilligen  Armenbeiträge  für  immer  auf. 

Seitdem  hat  die  Kämmerei  jährlich  bedeutende  Zuschüsse  an 
•die  Armenkasse  geleistet,  wie  aus  der  Haupttabelle  zu  ersehen  ist. 

Bis  zum  Jahre  1860  blieb  es  im  wesentlichen  bei  dieser  Organisation 
-der  Armenverwaltung ;  in  diesem  Jahre  trat  jedoch  eine  prinzipiell 
wichtige  ümibildung  der  Verwaltung  des  Armenwesens  ein ;  man  führte 
"das  sogen.  Elberfelder  System  ein,  auf  welches  wir  nicht  näher  ein- 
gehen wollen,  das  aber  folgende  3  Hauptgrundsätze  aufweist: 

1.  die  unbedingte  Verpflichtung  der  zur  unmittelbaren  Fürsorge 
^r  die  Armen  berufenen  Armenvorsteher  zur  persönlichen   Unter- 
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Buchung  und  fortgesetzten  Kontrolle  der  Verhältnisse  der  Armen, 
sowie  zur  persönlichen  Verabreichung  der  Almosen  unter  Ausschluß 
aller  Vermittlung  durch  Beamte  irgend  welcher  Art; 

2.  die  unmittelbare  Bewilligung  der  Almosen  durch  die  Armen- 
Yorsteher  selbst,  ohne  direkte  Einwirkung  eines  nur  zur  Kontrolle 
und  nur  zur  Feststellung  der  allgemeinen  Grundsätze  berufenen  Ver- 
waltuugskoUegii ; 

3.  die  Beschränkung  des  Geschäftskreises  des  Armenvorstehers 
auf  die  Sorge  für  eine  möglichst  kleine  Zahl  von  Familien  oder 
Einzelstehende. 

Im  Sinne  dieser  Prinzipien  wurde  die  Stadt  in  13  Bezirke  einge- 
teilt und  für  einen  jeden  dieser  Bezirke  eine  aus  dem  Bezirksvor- 
steher als  Vorsitzenden  und  6 — 8  Armenvorstehern  bestehende  Bezirks- 
armenkommission gebildet,  welche  an  Stelle  der  bisher  für  die  ganze 
Stadt  bestehenden  einen  Armendirektion  mit  ihren  30  Bezirksvorstehem 
die  Armenpflege  im  Bezirke  zu  üben  hat.  Jedem  Armenvorsteher 
wird  durch  die  Bezirkskommission  ein  bestimmter  Teil  des  Bezirks 
zugewiesen,  in  welchem  er  die  eingehenden  Almosengesuche  persönlich 
zu  prüfen,  die  bewilligten  Almosen  persönlich  an  die  Armen  zu 
verabreichen  und  letztere  fortgesetzt  zu  kontrollieren  hat. 

Die  Armendirektion  dagegen,  aus  2  Magistratsmitgliedern,  2  Stadt- 
verordneten, dem  Rektor  der  Volksschule  und  den  13  Bezirksvor- 
stehern bestehend,  bildet  auch  nach  der  neuen  Einrichtung  die  Spitze 
der  städtischen  Armenverwaltung. 

Für  die  aus  der  Armenkasse  selbst  zu  bewilligenden  Unter- 
stützungen ist  als  leitender  Grundsatz  angenommen,  daß  Arbeitsmangel 
kein  Grund  zu  Unterstützungen  ist  und  daß,  da  die  Mittel  zur  Be- 
willigung von  Unterstützungen  im  Wege  der  Steuererhebung  aufge- 
bracht werden  müssen,  nur  das  Notwendige  nach  sorgfältiger  Prüfung 
der  Verhältnisse  berücksichtigt  und  gegeben  werden  kann« 

Aus  der  Armenkasse  werden  Unterstützungen  in  der  Kegel  ge- 
geben als : 

1.  regelmäßige  Unterstützungen  sogen.  Almosen  an  die,  die  durch 
Alter,  Gebrechlichkeit,  dauernde  Krankheit  oder  sonst  gänzlich  oder 
teilweise  erwerbsunfähig  und  deshalb  dauernd  hilfsbedürftig  geworden 
sind,  sowie  an  Witwen,  welche  außer  stände  sind,  ihre  Kinder  selbst 
zu  ernähren; 

2.  Pflegegeld  für  die  bei  Privatpersonen  untergebrachten  Kranken 
und  altersschwachen  Personen; 


—    63    — 

3.  außerordentliche  Geldunterstützung,  namentlich  bei  vorüber- 
gehenden Krankheitsfallen,  bei  Todesfällen  und  als  Mietsunterstützung; 

4.  Pflegegeld  für  die  unter  Aufsicht  des  Prauenvereins  bei  ordent- 
lichen Familien  in  Pflege  gegebenen  hilfsbedürftigen  sowie  für  ver- 
wahrloste Kinder,  welche  auf  Beschluß  der  Armendirektion  in  eine 
Besserungsanstalt  untergebracht  werden; 

5.  Kleidungsstücke,  welche  nur  bei  dringendem  Bedürfnis,  und 
zwar  nur  ordentlichen  Personen,  und  deren  Kindern,  bewilligt  und 
ihnen  direkt  aus  dem  Kleidermagazin  der  Armenkasse  verabfolgt  werden ; 

6.  Braunkohlensteine; 

7.  Bruchbandagen  und  chirurgische  Instrumente. 

Dies  sind  die  Hauptgrundsätze  der  neuen  Organisation  des 
Halleschen  Armenwesens,  die  auch  noch  gegenwärtig  fast  vollständig 
in  Kraft  sind. 

Der  Gesamtaufwand  für  die  städtische  Armenpflege,  offene  und 
geschlossene  während  des  Jahrhunderts  ist  in  folgender  Tabelle 
(S.  64)  verzeichnet: 

Im  Jahre  1800  betrug  der  Gesamtaufwand  31  730  Mk.,  so  daß 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (21 078)  Einwohner  1,55  Mk.  kommen, 
während  am  Ende  des  Jahrhunderts  1899/1900  die  Ausgaben  für  das 
Ajrmenwesen  auf  460  872  Mk.  gestiegen  sind,  d.  h.  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung (127  436  Einwohner)  3,63  Mk.  betragen.  1800  betrug  deren 
Zuschuß  der  Kämmerei  zur  Armenpflege  nur  300  Mk.  1899/1900 
dagegen  327 133  Mk.,  d.  h.  2,53  Mk.  pro  Kopf  der  Bevölkerung. 

Die  geschlossene  Armenpflege  allein  wurde  1899/1900   ausgeübt 

1.  in  den  königl.  Universitätskliniken  als  Krankenpflege.  Es 
wurden  dort  ärztlich  behandelt  und  verpflegt  606  männliche  und  642 
weibliche  Kranke; 

2.  Siechenanstalt:  die  Zahl  der  in  dieser  Anstalt  befindlichen 
Pfleglinge  betrug  245; 

3.  in  Irrenanstalten:  Ende  März  1900  wurden  94  Geisteskranke 
verpflegt ; 

4.  in  Anstalten  für  Epileptische,  Schwachsinnige,  Blinde,  Taub- 
stumme u.  s.  w.  waren  Ende  März   1900  79  Kranke  untergebracht; 

5.  als  "Waisenpflege :  in  Privatpflege  in  und  außerhalb  Halle,  im 
Kinderasyl  und  anderen  wohltätigen  Stiftungen  befanden  sich  zur 
Erziehung  verwaiste  bezw.  solche  arme  Kinder,  deren  Eltern  moralisch 
verkommen,  gefänglich  eingezogen  oder  sonst  zur  Erhaltung  und  Er- 
ziehung der  Kinder  außer  stände  oder  ungeeignet  sind,  zusammen 
146  Knaben  und  149  Mädchen 
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Ausgaben  für  das  Armenwesen. 


Jahr 

Einwohner- 
zahl 

Gesamt- 
betrag der 
Ausgabe 

Pro  Kopf 

der 

Bevölkerung 

Eämmerei- 
Zuschuß 

Pro  Kopf 

der 

Bevölkerung 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1800 

12078 

31730 

1,55 

— 

1806 

26000 

41748 

1,60 

— 

— 

1807 

— 

18  561 

^■^^ 

— 

1808 

— 

21  882 

— 

— 

1809 

14893 

14550 

0,99 

— 

1810 

16242 

— 

—  . 

— 

1811 

— 

19335 

— 

— 

1812 

14927 

21  567 

1,45 

— 

1813 

— 

16575 

— 

— 

1814 

— 

19092 

— 

1815 

— 

21  162 

— 

1816 

19226 

25503 

1,34 

— 

— 

1818 

21  000 

50496 

2,40 

— 

— 

1821 

— 

— 

35400 

1825 

23000 

44  943 

1,95 

35  574 

1,55 

1828 

25567 

57  549 

2,25 

41565 

1,63 

1832 

24790 

56304 

2,27 

43863 

1,77 

1833 

— 

54348 

44  757 

— 

1834 

25  200 

47682 

1,90 

39107 

1835 

51  130 

40638 

— 

1836 

— 

49698 

42704 

— 

IS31 

26447 

51943 

1,96 

45  579 

1,73 

1838 

52483 

— 

45101 

— 

1839 

— . 

52328 

— 

43228 

— 

1840 

28149 

50409 

1,78 

44361 

1,58 

1841 

— 

44803 

— 

1842 

— 

48  113 

— 

42123 

— 

1843 

29728 

48300 

1,62 

41835 

1,41 

1844 

52071 

— 

45438 

— 

1845 

— 

53675 

— 

47072 

— 

1846 

32134 

51297 

>,S9 

45225 

1,41 

1847 

60455 

53451 

— 

1848 

— 

62327 

56178 

— 

1849 

32493 

78283 

MI 

70323 

2,17 

1850 

63460 

56832 

1851 

— 

63634 



58897 

— 

1852 

35076 

67  296 

1,92 

60  126 

1,72 

1853 

72345 



65874 

— 

1854 

— 

79  188 



69888 

— 

1855 

35468 

82863 

2,34 

69336 

1,96 

1856 

36408 

83091 

2,28 

75260 

2,07 

1857 

37348 

76095 

2,03 

69134 

''5§ 

1858 

38289 

80235 

2,09 

71  817 

1,88 

1859 

39361 

81  040 

2,08 

72568 

1,84 

1860 

40433 

81757 

2,02 

73391 

1,81 

1861 

41507 

84546 

2,04 

75790 

1,82 

1862 

42914 

84546 

1,97 

74049 

1,72 

1863 

44321 

86624 

1,95 

76  119 

1,72 

1864 

45004 

87081 

1,94 

76358 

1,70 

1865 

46064 

91  586 

1,99 

75463 

1,64 

1866 

47158 

— 

— 

88005 

1,87 
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Jabr 

Einwohner- 
zabl 

Gesamt- 
betrag der 
Ausgabe 

Pro  Kopf 

der 

£eYÖlkeraiig 

Xämmerei- 
Zaschnß 

Pro  Kopf 

der 
Beyölkerang 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1870 

50461 

118886 

2,36 

_ 

— 

1873 

55897 

121  305 

2,17 

101  406 

1,81 

1876 

60503 

107  515 

1,78 

90  107 

1,51 

1879/80 

71505 

153364 

2,14 

106009 

1,48 

1884/85 

78562 

217739 

2,77 

129  928 

1,66 

1885/86 

80529 

230  164 

2,86 

153479 

''f7 

1886/87 

82442 

241  178 

2,92 

153  391 

1,83 

1887/88 

85959 

244519 

2,84 

148  139 

1,69 

1888/89 

89336 

258  273 

2,89 

160649 

1,77 

1889;90 

93782 

266  459 

2,84 

166  526 

1,75 

1890/91 

100  051 

268  142 

2,68 

163641 

1,61 

1891/92 

102535 

305  957 

2,95 

200931 

1,93 

1892/93 

105  233 

378  228 

3,59 

255  839 

2,42 

1893/94 

107179 

385  884 

3,60 

259  977 

2,39 

1894/95 

109  778 

419  561 

3,82 

291  832 

2,62 

1895/96 

114711 

415072 

3,6i 

295  81 1 

2,58 

1896/97 

116  900 

409  287 

3,50 

292  185 

2,46 

1897;98 

120  729 

438710 

3,63 

303  475 

2,48 

1898/99 

123  970 

440  975 

3,56 

320  069 

2,55 

1899/1900 

127  436 

460872 

3,63  ■ 

327  133 

2,53 

6.  durch  die  Natural-  und  Verpflegungsstation,  d.  h.  als  Ver- 
sorgung fremder  Eeisender,  die  irgend  einer  „christlichen  Herberge 
zur  Heimat"  vertragsmäßig  übertragen  wird  gegen  festgesetzte  Ver- 
gütungen.   Frequenz  und  Aufwand  waren  hier  folgende: 


1898/99         9  662 
1899/1900   10336 


?  Personen 


483" 
5475 


5/ 


Mk. 


Aufwendung  in  den  Jahren 

1888/89  71561  ^ 

1889  90  5737  F^"^^^^ 


3259 
2653 


?  Mk.  Aufwendung. 


7.  im  Asyl  für  Obdachlose: 

es  wurden  während  des  Jahres  1899/1900  von  der  Armenverwaltung 
in  den  beiden  städtischen  Asylen  untergebracht  58  Frauen  mit  175 
Kindern. 

Bevor  wir  zu  einer  Scheidung  der  Simimen  für  offene  und 
geschlossene  Armenpflege  übergehen,  bringen  wir  eine  Tabelle, 
in  der  die  in  barem  Gelde  gewährten  Unterstützungen  während 
des  Jahrhunderts  (die  wir  mühsam  zusammensuchen  mußten),  ver- 
zeichnet sind. 

XLIV.  6 
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In  Geld  gewährte  Untersttttzungen. 


I 

II 

UI 

na 

•  h  fl 

•* 
• 

K«® 

i^S.   © 

a  P 

ag 

-4  <D  !_. 

pro  . 

Kopf 

betrag  d.  außerorde 
Armen  gewährte 
Unterstützung 

pro 

1^ 

Betrag  der  Ui 
stützungssurnnK 
vorstehende  Ai 

Summe 

Kopf 

hei 

Jahr 

Ein- 
wohner- 
zahl 

ahl  der  regel 
erstützenden 

der 
Armen 

der 
Be- 
völke- 
rung 

von 
I  u.  II. 

der 
Be- 
völke- 
rung 

u 

© 

a 

© 

P3 

0  M 

Mk. 

Mk. 

1  Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1800 

21  078 

800 

24310 

30,40 

1,15 

2376 

26686 

1,26 

1805 

21  000 

780 

23670 

30,35 

i,i5 

3022 

26692 

1,27 

1806 

26000 

(für  1822.) 

800 

25434 

31,79 

0,98 

3368 

28802 

1,11 

1819 

23000 

1289 

17  400 

13,56 

0,75 

— 

1857 

37348 



42980 

— 

1,15 

3564 

46544 

1,24 

1858 

38289 

42871 

1,12 

4374 

47245 

1,23 

1860 

40433 



51953 

1,29 

1861 

41507 

848 

— 

— 

51363 

1,24 

1864 

45729 

822 

51  315 

1,12 

1865 

46064 

830 

49289 

59,26 

1,03 

1866 

47158 

812 

48S49 

60,16 

1,04 

— 

1867 

47580 

940 

60273 

64,12 

1,27 

1868 

48906 

969 

64854 

66,85 

1,33 

— 

1869 

49  573 

962 

64737 

67,71 

1,31 

— 

— 

— 

1870 

50461 

957 

64236 

67,12 

1,27 

— 

1871 

51373 

939 

64398 

68,29 

1,25 

1872 

53906 

887 

618270 

58,43 

1,15 

1873 

55897 

808 

58095 

71,90 

1,04 

— 

. 

1874 

57859 

767 

55761 

72,70 

0,96 

BBB» 

1875 

59901 

726 

54306 

75,08 

0,91 

1876 

684 

51921 

75,91 

187980 

70851 

983 

78543 

79,90 

1,10 

— 



1884  85 

78562 

1178 

109404 

92,87 

1,39 

— 

1 

1889  90 

93782 

1316 

120  671 

91,69 

1,35 

4700 

125  371 

1,34 

189495 

109778 

1602 

167022 

104,39 

1,52 

6822 

173844 

1,59 

1 

1899/1900 

127436 

1565 

160235 

102,39 

1,27 

8430 

168  665 

1  1,32 

1 

1 

Scheidung  zwischen  offener  und  geschlossener 

Armenpflege. 

Die  offene  Armenpflege  ist  die,  die  dem  Bedürftigen  die  EUlfe 
in  das  Haus  trägt,  ihn  also  in  seiner  Häuslichkeit,  eventuell  dem 
eigenen  Familienkreise  beläßt;  die  geschlossene  dagegen  ist  die,  die 
ihn  in  eine  Anstalt  überführt,  ihn  daher  aus  seiner  Häuslichkeit 
herausreißt.^) 


*)  Conrad,  Volkswirtschaftspolitik,  S.  530. 
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Das  Für  und  Wider  der  beiden  Arten  der  Armenpflege  zu  er- 
greifen, ist  hier  nicht  der  Ort.  Wir  wollen  jedoch  darauf  hinweisen, 
daß  auch  wir  vollständig  mit  der  Definition  Conrads  einverstanden  sind. 

Leider  wird  nämlich  unter  geschlossener  Armenpflege  in  den 
meisten  Städten  viel  zu  wenig  verstanden. 

Man  rechnet  darunter  meist  nur  die  Armen-  resp.  Kranken- 
pflege, die  in  den  der  Stadt  gehörigen  eigenen  Anstalten  ausgeübt 
wird.  Nach  obiger  Definition  ist  unter  geschlossener  Armenpflege 
auch  die  Unterbringung  der  Armen  oder  Kranken  in  jedwede  Anstalt 
zu  verstehen,  die  geeignet  ist,  ihn  entweder  von  seiner  Krankheit  zu 
heilen  oder  dem  Hungertode  zu  entreißen.  Man  hat  ja  schon  viel 
über  das  Für  und  Wider  der  offenen  und  geschlossenen  Armenpflege 
geredet  und  geschrieben,  und  dabei  sind  auch  schon  in  der  Unter- 
scheidung unseres  Erachtens  Fehler  vorgekommen.  Die  Kranken- 
pflege z.  B.  die  den  Kranken  einer  Klinik  überweist  und  dafür  von 
der  betreffenden  Stadt  vertragsmäßig  entschädigt  wird,  ist  keine 
offene,  sondern  eine  streng  geschlossene  Krankenpflege.  Die  aus- 
übenden Organe  der  Krankenpflege  halten  es  eben  für  geraten,  die 
kranke  Person  aus  seiner  an  sich  schon  engen  Häuslichkeit  heraus- 
zureißen, um  sowohl  eine  einem  Kranken  dienlichere  Umgebung  zu 
schaffen  und  somit  einen  event.  Heilungsprozeß  zu  beschleunigen, 
dann  aber  auch  um  die  anderen  Familien-  resp.  Hausstandsglieder  in 
ihren  Erwerbsverhältnissen  nicht  stören  zu  lassen.  Daneben  spielen 
natürlich  die  bessere  Kontrolle  und  Pflege  der  Kranken,  wie  über- 
haupt hygienische  Rücksichten  in  jeder  Beziehung  eine  große  Rolle. 

In  den  Verwaltungsberichten  der  Stadt  Halle  dagegen  findet 
man  folgende  Scheidung: 

Offene  Armenpflege. 

I.  Unterstützung  durch  bares  Geld  und  Naturalien, 
II.  Pflege   blinder,  epileptischer   und  schwachsinniger  Personen, 

III.  Zwangserziehung  verwahrloster  Kinder, 

IV.  Pflege  geisteskranker  Personen, 
V.  Krankenpflege, 

VI.  Beerdigungskosten. 

Geschlossene  Armenpflege. 

I.  Siechenanstalt, 

II.  Kinderasyl, 

5* 
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lU.  NataralTerpflegungsanstalt  und  einige  andere  Aufwendungen, 
die  über  das  Maß  der  gesetzlichen  Armenpflege  hinausgehen. 

Die  Fehler  in  dieser  Unterscheidung  sind  nach  dem  Vorher- 
gesagten leicht  ersichtlich.  Man  hat  hier  vor  allen  in  die  offene 
Armenpflege  alle  Pflegegelder  aufgenommen  ohne  unterschied,  ob  sie 
dem  kranken  Armen,  der  in  seiner  Behausung  belassen  wurde,  als 
Arzthonorar,  Medikamente  oder  sonstiges  Pflegegeld  zufließen,  oder 
ob  sie  irgend  einer  Anstalt,  in  der  der  kranke  Arme  untergebracht 
wird,  als  Entgelt  für  die  gesamte  ärztliche  Besorgung  und  leibliche 
Verpflegung  verabfolgt  werden. 

Um  noch  ein  kurzes  Wort  der  geschlossenen  Armenpflege  zu 
reden,  ist  sie  auch  von  finanziellem  Standpunkte  stets  Torzuziehen, 
namentlich  die  geschlossene  Ejrankenpflege.  Es  ist  schon  darauf 
hingewiesen,  daß  sie  eine  genaue  Kontrolle  über  den  Kranken  zu- 
läßt, die  auf  keinen  Fall  in  dem  Maße  in  seinem  eigenen  Hausstand 
über  ihn  ausgeübt  werden  kann;  die  Folge  ist,  daß  es  weniger  Ver- 
stöße der  Ejranken  resp.  Pfleger,  gegen  die  ärztlichen  Vorschriften 
gibt,  deren  genaue  Beobachtung  die  Vorbedingung  eines  normalen 
Krankheitsverlaufes  und  eventueller  schneller  Heilung  ist.  Dadurch 
werden  die  Kosten  einer  langsamen  Rekonvaleszenz  aufgehoben.  Die 
betreffende  Person  kann  viel  eher  wieder  für  ihre  Familie  resp.  sich 
selbst  verdienen,  ganz  abgesehen  davon,  daß  durchweg  alle  Anstalten 
den  Preis  für  die  ganze  Pflege  des  Kranken  viel  niedriger  gestalten 
können,  als  eine  Pflege  des  Kranken  in  seiner  Behausung  Kosten 
verursachen  würde. 

So  wurden  z.  B.  1897/98  die  kranken  Armen  auf  Grund  des  mit 
der  Königl.  Universitätsverwaltung  abgeschlossenen  Vertrags  in  der 
Königl.  Klinik  gegen  einen  Verpflegungskostensatz  von  1,60  Mk.  für 
den  Kopf  und  Tag  ärztlich  behandelt  und  verpflegt,  ein  Kostensatz 
der  für  eine  zureichende  Behandlung  und  Verpflegung  in  der  Be- 
hausung des  Kranken  keineswegs  ausreichen  würde. 

Nach  alle  dem  kommen  wir  zu  folgender  Unterscheidung:  zur 
offenen  Armenpflege  gehören  nur 

I.  Unterstützung  durch  bares  Geld  und  Naturalien, 

II.  Pflegegeld  für  die  bei  Privatpersonen  untergebrachten  ver- 
wahrlosten Kranken  und  altersschwache  Personen. 

Alle  anderen  Arten  der  Armenpflege  gehören  zur  geschlossenen. 

Diese  Unterscheidung  haben  wir  in  folgender  tabellarischen  Dar- 
stellung, die  die  Ausgaben  für  die  offene  und  geschlossene  Armen- 
pflege meint,  angewandt. 


J»hp 

Armen- 
pflege 

Armen- 
pflege 

Armen- 

pflege 

Hanpt- 

summe 

filf 

n  • 

danemd 

(Jnter- 
Blützten 

MiGer- 
ordent- 

lieh 
ünter- 
stütztea 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1879/80 

»1757 

13919 

60673 

112890 

78543 

_ 

983 

1880,81 

22  149 

15616 

62100 

1 19  233 

81102 

loiS 

1881/82 

27506 

31364 

6166a 

12S  536 

83652 

1061 

1862/83 

24941 

26485 

61S2Z 

127  679 

87324 

1086 

1883/W 

30150 

27635 

65656 
68525 

127  933 

95244 

1105 

1884/85 

35*41 

32903 

130  670 

109404 

1178 

1885/86 

39  535 

29453 

70452    '  142252 

126108 

1246 

1886/87 
1887/88 

42665 

29412 

85  076    1  143  439 

101  959 

7642 

1208 

48594 

34B20 

84420    I15394B 

111459 

8115 

1257 

1240 

1888f88 

45568 

40746 

87603    .159877 

118  676 

7652 

1300 

iiai 

1888/90 

49117 

37932 

92887      159  395 

120671 

4700 

1316 

711 

1890,91 

54078 

41434 

93432      165  709  1    124349 

3  437 

'350 

540 

1891/92 

51955 

46986 

105572    '190464 

132890 

1445 

1182 

1892/93 

4844a 

53183 

117944      219834 

155835 

8168 

1552 

"75 

189S'94 

49192 

58658 

110622    1219336 

164501 

6899 

1540 

947 

1894/95 

50660 

56530 

125696      22S405 

167022 

6822 

1602 

^li 

189596 

59283 

46867 

14B972    ,208536 

156661 

5456 

1474 

1896/97 

56977 

44306 

148255     i°=755 

147  527 

6,58 

1515 

73S 

1897/98 

61017 

46494 

160081     207107 

151  229 

7215 

1541 

95S 

1898,99 

56589 

48916 

164554     211  540 

155368 

7293 

154» 

857 

1899/1900 

63324 

53177 

171  192     222292 

160235 

8430 

1565 

9S6 

190001 

71  150 

58593 

206211    1272547 

190616 

11907 

190Ö 

1501 

1901,02 

75136 

64537 

337593    1312743 

206655 

21  941 

2083 

"647 

D 

as  Verhäl 

tnis  der 

Zahl  der  Älmoaenempräi 

ger  zur 

Bevölke 

ning 

ist  iD 

olgender 

Tabelle 

dargestellt : 

kommt 

1  Almosen- 

kom 

mt  1  Alm 

08en- 

im 
Jahrs 

•°fs 

ger  auf  je 
wohner 

im 
Jahre 

em 

Jt^nwohne 

fje 

1800 

27 

1868 

SO 

1806 

27 

1869 

51 

1806 

33 

1870 

53 

1818 

1871 

55 

1819 
1832 

18 
33 

1872 
1873 

6[ 
69 

1843 

39 

1874 

75 

1852 

4> 

1875 

82 

1861 

48 

1879/80   1 

72 

1864 

55 

188485   i 

67 

1866 

56 

1889/90 

71 

1866 

58 

1894/95   1 

69 

1867 

51 

1899/1 

900 

8i 
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Wie  schwer  belastet  die  Gemeinde  im  Anfang  des  Jahrhunderts 
war,  namentlich  nach  den  Freiheitskriegen,  dann  aber  besonders 
wieder  nach  dem  Jahre  1866,  welches  durch  die  Cholera  der  Stadt 
so  schweres  Unglück  zufügte  —  das  Fallen  der  Quote  von  58  im 
Jahre  1866  auf  51  im  Jahre  1867  ist  einzig  und  allein  darauf  zurück- 
zuführen —  geht  aus  der  Tabelle  hervor. 

Besonders  fällt  auch  auf  das  stete  Sinken  der  Quote  nach  dem 
Jahre  1870,  welches  zurückzuführen  ist  auf  die  günstige  Wirkung 
der  Alters-  und  Invalidenversicherung,  dann  aber  auf  den  Aufschwung 
des  Fabrikwesens. 

Dieser  letztere  Punkt  wird  vielleicht  abgeschwächt  durch  die 
Wirkung  des  im  Jahre  1871  in  Kraft  getretenen  Unterstützungs- 
wohnsitzgesetzes vom  6.  Juni  1870,  welches  schon  nach  zweijähriger 
Anwesenheit  an  einem  Orte  vom  24.  Lebensjahre  ab  den  Unter- 
stützungswohnsitz daselbst  erwerben  läßt,  in  Verbindung  mit  dem 
Freizügigkeitsgesetz  vom  1.  November  1867,  das  die  arbeitende  haupt- 
sächlich aber  auch  besitzlose  Bevölkerung  weniger  seßhaft  und  im 
allgemeinen  geneigt  gemacht  hat,  sich  den  größeren  Orten  mit  be- 
quemeren Verdienst  und  angenehmeren  Leben  zuzuwenden.  Die 
Schwankungen  während  der  letzten  beiden  Dezennien  sind  zurückzu- 
führen auf  die  gelegentlich  auftretenden  wirtschaftlichen  Depressionen. 

Im  großen  ganzen  aber  weist  Halle  recht  gesunde  Verhältnisse 
auf,  was  besonders  ein  Vergleich  mit  denselben  Verhältnissen  von 
Paris  dartut,  wo  z.  B.  1863  auf  je  16  Einwohner  1  Almosenempfänger 
kommt. 


n.  Das  Schulwesen. 

Mit  den  Schulanstalten  ^)  der  Stadt,  außer  denen  der  Franckeschen 
Stiftungen,  sah  es  bis  zum  Anfang  dieses  Jahrhunderts  in  Halle  sehr 
dürftig  aus.  Erst  durch  die  Gründung  der  Franckeschen  Stiftungen 
am  Ende  des  17.  und  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  ward  den 
dringendsten  Bedürfnissen  abgeholfen. 

Wohl  hatte  man  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  vier  Gymnasien 
(zwei  städtische  und  zwei  auf  den  Franckeschen  Stiftungen),  eigentliche 
Volksschulen  aber  im  Sinne  der  heutigen  überhaupt  nicht.  Für  den 
Elementarunterricht  scheinen  im  18.  Jahrhundert  —  außer  den  für 
die  Französische,  die  Römisch-katholische  und  die  Judengemeinde  ein- 

*)  V.  Hagen  I,  S.  546,  550  u.  552. 
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gerichteten  Schulen,  drei  vom  Almosenamte  unterhaltenen  und  mit 
demselben  zugleich  (1706)  gebildeten  Armenschulen  —  die  Schulen 
der  Stiftungen  ausgereicht  zu  haben. 

Im  zweiten  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  stellte  es  sich  aber 
mehr  und  mehr  heraus,  daß  der  Umfang  der  letzteren  nicht  genügte, 
um  allen  den  Kindern  der  Stadt  Unterricht  zu  erteilen,  die  von  ihren 
Eltern  den  Schulen  des  Waisenhauses  zugeführt  wurden.  Auch 
mehrere  Privatanstalten  für  die  Kinder  bemittelter  Einwohner  reichten 
nicht  aus.'  Die  sogenannten  Parochialschulen  —  bei  den  einzelnen 
Kirchen  der  Stadt  im  13.  14.  und  15.  Jahrhundert  gegründete 
Schulen  — ,  die  auch,  nachdem  das  Recht  über  diese  Schulen  mit 
der  Keformation  an  den  Magistrat  gekommen  war,  lediglich  auf  die 
Schulgeldereinnahmen  angewiesen  waren,  konnten  natürlich  den  An- 
forderungen nicht  genügen,  ebensowenig  als  die  am  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts  (Oktober  1800)  von  der  Gesellschaft  freiwilliger 
Armenfreunde  errichtete  Armen-  resp.  Erwerbsschule  und  als  die 
älteren  Vorstadtschulen.  Seitens  der  Kgl.  Regierung  zu  Merseburg 
wurde  deshalb  im  Juni  1817  eine  Kommission  mit  dem  Auftrage 
eingesetzt,  das  städtische  Schulwesen  zu  revidieren  und  Vorschläge  zu 
einer  zweckmäßigen  Reform  desselben  zu  beraten.  Diese  Kommission 
hat  das  Schulwesen  der  Stadt  bedeutend  gehoben.  Im  Jahre  1827 
waren  folgende  zum  städtischen  Schulverbande  gehörige  Schulen  vor- 
handen : 

1.  die  Marienschule  mit    2  Lehrern  und      95  Kindern 


2.     « 

Nikolaischule 

» 

2 

JJ 

n 

139 

r> 

3.     „ 

Ulrichsschule 

n 

2 

rj 

n 

109 

» 

4.     „ 

Moritzschule 

n 

2 

n 

n 

154 

r> 

5.     „ 

Schule  des  Strohhofs 

n 

1 

n 

w 

86 

9J 

6.     „ 

Schule  zu  Neumarkt 

n 

2 

n 

n 

235 

n 

7.     „ 

Armenknabenschule 

n 

2 

n 

n 

166 

n 

8.     „ 

Armenmädchenschule 

n 

2 

n 

n 

166 

n 

9.     „ 

Uilfsklasse  der  Armenschule 

n 

1 

n 

r) 

90 

« 

16  Lehrern  und  1240  Kindern 

Am  28.  September  1836  wurden  sämtliche  städtische  Schulen, 
frühere  Parochialschulen,  mit  Ausnahme  derer  zu  Glaucha  (diese 
Schule  war  erst  1833  in  den  städtischen  Schulverband  aufgenommen) 
und  Neumarkt  zu  einer  Bürgerschule  vereinigt. 

Im  Jahre  1862  wurden  alle  Kinder  der  Freischnlen,  sowie  die 
Kinder  der  Bürgerschulen,  welchen   das  Schulgeld   (6  Thlr.,   vorher 
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3  Thlr.)  zu  schwer  fiel  in  die  neugegründete  städtische  Volksschule 
aufgenommen,  aus  der  sich  dann  das  heute  so  blühende  Volksschul- 
wesen der  Stadt  entwickelt  hat.  Das  Schulgeld  war  nicht  gering, 
aber  die  meisten  Kinder  waren  von  der  Zahlung  desselben  befireit. 
Einen  starken  Zuwachs  erhielt  die  Volksschule^)  als  im  Jahre  1880 
das  Schulgeld  für  die  Volksschule  aufgehoben  wurde.  In  rascher 
Folge  sind  neue  Volksschulhäuser  gebaut,  den  hygienischen  Forde- 
rungen der  Neuzeit  völlig  entsprechend  und  planvoll  über  die  Stadt 
verteilt.  Eine  höchst  segensreiche  Einrichtung  der  Volksschule  ist 
die  „Hilfsschule^  seit  1899  als  solche  mit  einer  Vorstufe  und  3  auf- 
steigenden Klassen  organisiert.  Aufgenommen  werden  nicht  normal 
beanlagte  Kinder,  die  1  bis  2  Jahr  die  öffentliche  Schule  erfolglos 
besucht  haben.  Sie  verbleiben  in  der  Hilfsschule  bis  zur  Konfirmation 
und  erhalten  ein  bescheidenes,  aber  abgeschlossenes  Maß  von  Kennt- 
nissen.    Zurzeit  bestehen  6  derartige  Klassen. 

Die  Frequenz  der  städtischen  Schulen  im  Jahre  1843  war: 

2100  Kinder  in  30  Klassen  mit  29  Lehrern  und  6  Lehrerinnen. 

Die  Zahl  der  Lehrer  betrug  1864:  56,  1866:  61.  Seit  dem  Jahre 
1836  sind  die  Ausgaben  für  das  städtische  Schulwesen,  vor  allen  für 
das  Volksschulwesen  beharrlich  gestiegen,  was  aus  nachfolgender 
Tabelle  zu  ersehen  ist.  Bemerken  wollen  wir  nur  noch,  daß  im 
April  1899  die  Altstadt  (ohne  eingemeindete  Vororte)  16  evangelische 
Volksschulen  mit  242  Klassen  und  13839  Kindern,  Ostern  1900: 
247  Klassen  aufwies.  Die  evangelischen  Volksschulen  der  Gesamt- 
stadt umfaßten  nach  der  Osteraufnahme  des  Jahres  320  Klassen  mit 
18  373  Kindern.    (Siehe  Tabelle  S.  73.) 

Die  Ausgaben,  die  in  Tabelle  S.  79  oben  verzeichnet  sind,  zeigen, 
daß  Halle  es  sich  hat  nicht  nehmen  lassen,  nicht  nur  das  erforder- 
liche Minimum  für  die  Volksschulen  zu  bewilligen,  sondern  daß  es 
weit  darüber  hinaus  sich  auch  an  dem  mittleren  Unterrichts- 
wesen   (der  Mittelschulen)  ^)    und    sogar   eifrig   an   den  höheren  be- 

})  Die  katholische  Volksschale,  über  deren  Gründung  amtliche  Nachrichten 
nicht  vorliegen,  fristete  seit  1834  ein  kümmerliches  Dasein.  Im  Jahre  1864  über- 
nahm der  Magistrat  die  Schale  ganz  auf  städtische  Kosten. 

')  Die  Mittelschalen  sind  aus  den  Bürgerschulen  hervorgegangen.  Nachdem 
im  Jahre  1837  aus  den  besseren  Elementen  der  Parochialschulen  die  erste  Bürger- 
schule gegründet  war,  trat  im  Jahre  1884  eine  Trennung  der  letzteren  in  eine 
Knaben-  und  in  eine  Mädchenschule  ein.    Zu  Ostern  des  Jahres  1896  wurden  die 

4  unteren  Stufen  der  Bürgerschule  in  Mittelschulklassen  umgewandelt.  Von  den 
4  oberen  Stufen  fiel  demgemäß  in  jedem  folgenden  Jahre  eine  fort,  so  daß  Ostern 
1900  die  Mittelschule  die  Vollendung  ihres  Aufbaues  erreichte. 
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teiligt  hat.     Der  Stand  des  höheren  Schulwesens^)  war  Ostern  1899 
folgender : 

1.  Stadtgymnasium  mit  185  Klassen  und  594  Schülern,  dazu 
deren  Vorschule  mit  6  Klassen  und  189  Schülern. 

2.  Städtische  Oberrealschule  mit  16  Klassen  und  149  Schülern. 

3.  Städtische  höhere  Mädchenschule  mit  19  Klassen  und  505 
Schülerinnen.  Wenn  man  die  Fortbildungs-  und  gewerbliche 
Zeichenschule  dazu  rechnet. 

4.  Fortbildungsschule  1899/1900: 

Schülerzahl,  ünterrichtskurse 
Im  Sommersemester  109  11 

Im  Wintersemester  166  15 

Gewerbliche  Zeichenschule : 
Im  Sommersemester  603 

Im  Wintersemester  784. 

Immerhin  überrascht  es,  daß  am  Ende  des  Jahrhunderts  eine  so 
geringe  Anzahl  städtischer  Schulen  vorhanden  ist.  Dieses  jedoch 
nur  scheinbare  diesbezügliche  Zurückbleiben  der  Stadt  gegenüber 
anderen  Städten  erklärt  sich,  wenn  man  bedenkt,  daß  die  Franckeschen 
Stiftungen,  deren  wir  schon  verschiedene  Male  Erwähnung  taten,  ein 
starkes  Kontingent  an  Schulen  stellen. 

Die  Schulen  der  Stiftungen,  die  aus  eigenen  Mitteln  sich  halten, 
und  ihre  Frequenz  waren  1898/99  folgende: 


')  1.  Das  Gymnasium.  Die  beiden  vorhin  schon  erwähnten  aus  dem 
16.  und  17.  Jahrhundert  stammenden  städtischen  Gymnasien,  das  „Lutherische*' 
(Schola  Halensis)  und  das  „Gymnasium  illustre  et  regium"  wurden  1806  von  der 
Kgl.  westfälischen  Behörde  mit  dem  Gymnasium  in  den  Franckeschen  Stiftungen 
zur  „Lateinischen  Hauptschule''  verschmolzen;  so  blieb  Halle  lange  Zeit  ohne 
städtisches  Gymnasium.  Die  städtischen  Behörden  erweiterten  jedoch  die  1860 
errichtete  und  noch  heute  als  eine  Vorbereitungsanstalt  für  das  Gymnasium  be- 
stehende Vorschule  zu  einem  Vollgymnasium,  dem  heutigen  Stadtgymnasium. 

2.  Die  städtische  Oberrealschule.  Wegen  Überfullung  der  in  ein 
Realgymnasium  verwandelten  Realschule  der  Frankeschen  Stiftungen  schufen  die 
städtischen  Behörden  eine  städtische  lateinlose  Realschule  mit  6  aufsteigenden 
Klassen  und  7  jährigem  Kursus.  Zu  Ostern  1884  wurde  die  Anstalt  mit  2  onteraten 
Parallelklassen  im  Gymnasialgebäude  eröffiiet,  indessen  schon  1895  zu  einer  Ober- 
realschule erweitert. 

3.  Die  städtische  höhere  Mädchenschule.  Die  Anstalt  hat  sich 
aus  der  höheren  Privatschule  des  Fräulein  Haym  (frühere  Töchterschule  des  Doms) 
zu  ihrer  jetzigen  Größe  entwickelt.  Nachdem  die  Schule  zu  Ostern  des  Jahres  1883 
zu  einer  städtischen  Anstalt  geworden  war,  wurde  sie  im  Jahre  1895  unter  das 
Kgl.  Pro vinzial- Schulkollegium  zu  Magdeburg  gestellt 


—     76    — 


Lehrer 

Anzahl 

bleiben 

also 

Hallenser 

Nr. 

Bezeichnung  der  Schulen 

und 
Lehrerinnen 

der 
Schüler 

darunter 
auswärtige 

1. 

Lateinische  Hauptschule 

31  Lehrer 

648 

403            i    245 

2. 

Realgymnasium        bezw. 

unkl.  45  Ausländer) 

Oberrealschule 

17  Lehrer 

491 

295                 196 
Cinkl.  45  Ausländer) 

3. 

Seminar  für  Lehrerinnen 

/  5  Tiehrer 

\  4  Lehrerinnen 

\     98 

55 

43 

Höhere  Mädchenschule 

(  5  Lehrer 

\  9  Lehrerinnen 

>   377 

68 

309 

Knaben-Bürgerschule 

14  Lehrer 

656 

90                566 

6. 

Vorschule  für  d.  lateinische 

Hauptschule     und   das 

Realgymnasium 

5  Lehrer 

203 

30 

173 

7. 

Mädchen-Bürgerschule 

(  5  Lehrer 
\10  Lehrerinnen 

}   497 

26 

471 

Summe 

r82  Lehrer 

\24  Lehrerinnen 

\2970 

967 
(inkl.  90  Ausländer) 

2003 

Setzt  man  diese  Zahlen  in  Verhältnis  mit  denen  der  städtischen 
Schulen,  so  ergibt  sich  folgendes. 

Die  städtischen  Schulen  und  ihre  Frequenz  waren  folgende: 


Nr. 

Bezeichnung  der  Schulen 

Anzahl 

der 
Schüler 

darunter 
Auswärtige 

bleiben  also 
Ein- 
heimische 

1. 

2. 
3. 
4. 
5. 
6. 
7. 
8. 

9. 

Stadtgymnasium 

dessen  Vorschule 
Städtische  Oberrealschule 

„           höhere  Mädchenschule 
Knaben-Bürgerschule 
„      -Mittelschule 
Mädchen-Bürgerschule 
„       -Mittelschule 
Evangel.  Volksschulen  aj  Knaben 

b1  Mädchen 
Kikthol.  Volksschule     a)  Knaben 

b)  Mädchen 

570 
191 

397 
506 

320 

1923 
418 

1559 

5967  \, 2. 7, 
6  873/ '^^^3 

3^5  \     605 
300/         ^ 

85 
11 

133 
53 
19 
69 

4 
21 

485 
180 

264 

453 
301 

1854 
414 

1538 

Summe 

18962 

395 

18567 

In  diese  Tabelle  die  Fortbildungsschule  und  die  gewerbliche 
Zeichenschule,  ferner  die  Privatschulen  aufzunehmen  schien  uns  nicht 
ratsam.  *) 

*)  Die  JFortbildungsanstalten.  1.  Die  gewerbliche  Zeichenschule. 
Die  im  Jahre  1870  gegründete  gewerbliche  Zeichenschule  erfreute  sich  zwar  zu- 
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Setzt  man  also  die  Zahlen  für  Schulen  der  Franckeschen  Stif- 
tungen und  die  der  städtischen  Schulen  in  Verhältnis,  so  ergibt  sich, 
daß  die  Stiftungen  13,542  %  aller  Schüler  und  Schülerinnen  der  Stadt 
unterrichten,  daß  also  die  Stiftungen  die  Stadt  stark  entlasten.  Dieser 
Prozentsatz  wird  etwas  verringert,  wenn  man  nur  die  einheimischen 
Schüler  und  Schülerinnen  berücksichtigt;  die  Stiftungen  unterrichten 
dann  nur  9,737  ^/^  aller  einheimischen  Schüler  und  Schülerinnen. 

Es  betrugen  nun  die  Kämmereizuschüsse  im  Jahre  1898/99  für 

1.  die  höheren  Schulen  der  Stadt  122039  Mk. 

2.  die  Mittelschulen  und  Volksschulen  (inkl.  Bürgerschule)  der  Stadt 
669 191  Mk.  Es  kommen  also  auf  den  Schüler  der  städtischen  höheren 
Schulen  71,64  Mk.  Zuschuß,  während  der  Zuschuß  auf  den  Schüler 
der  städtischen  Mittel-  und  Volksschulen  nur  31,76  Mk.,  also  weit 
über  die  Hälfte  weniger  beträgt. 

Man  sieht  also,  daß  die  Ausgabe  der  Stadt  für  den  Elementar- 
schüler eine  ungleich  geringere  ist,  als  für  den  höheren  Schüler,  daß 
somit  für  die  begüterten  Klassen  in  dieser  Beziehung  weit  mehr  getan 
wird,  als  für  die  minder  begüterten.  Dieser  ungleich  höhere  Zu- 
schuß für  die  höheren  Schulen  könnte  bei  weitem  verringert  werden 
und  somit  zum  großen  Teil  der  Stadt  erhalten  werden,  wenn  die 
höheren  Schulen  ein  entsprechendes  Schulgeld  verlangten. 

Die  Hebungen  von  den  Schülern  der  höheren  Schulen  betrugen 
im  Jahre  1898/99  216860  Mk.,  d.  h.  pro  Schüler  wurden  126,30  Mk. 
erhoben.  Wir  wollen  nun  annehmen,  von  jedem  Schüler  würden 
durchschnittlich  176  Mk.  erhoben,  eine  Mehrerhebung  von  ungefähr 
60  Mk.  pro  Schüler,  die  wahrlich  die  begüterten  Klassen  auf  ihre 
Schultern  nehmen  könnten,  so  würden  schon  über  %  des  städtischen 
Zuschusses  für  die  höheren  Schulen  erspart  bleiben  und  ein  eim'ger- 
maßen  billiges  Verhältnis  der  Zuschüsse  für  höhere  Schulen  einerseits 
und  der  Mittel-,  Bürger-  und  Volksschulen  andererseits  herauskommen. 

Nach  der  obigen  Angabe  erhielten  also  die  höheren  Schulen  der 
Franckeschen  Stiftungen  im  Jahre  1898/99  der  Stadt  einen  jährlichen 


nächst  keiner  besonderen  Anerkennung  seitens  der  Bürgerschaft,  heute  steht  die- 
selbe jedoch  in  ungemein  hoher  Blüte.  Im  Herbst  1900  hat  diese  Anstalt  mit 
etwa  800  Schülern  als  Handwerkerschule  den  stattlichen,  nach  den  neuesten  Er- 
fahrungen auf  diesem  Gebiete  hergestellten  Neubau  in  der  Oleariusstraße  bezogen. 
2.  Die  Fortbüdnngsschule.  Der  Unterricht  ist  fakultativ  und  fäUt  an  Wochen- 
tagen in  die  Abendzeit  von  TVa— SVa  Uhr,  am  Sonntag  in  die  Zeit  von  7 Vi  bis 
9Va  Uhr  vormittags.  Der  durchschnittliche  Besuch  beträgt  160  Schüler,  für  alle 
Lehrfächer  sind  au&teigende  Klassen  vorhanden. 
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Zuschuß  von  129988(18)  Mk.,  also  ungefähr  noch  11000  Mk.  mehr 
als  schon  der  Zuschoß  zu  den  städtischen  höheren  Schulen  betrug, 
und  die  Bürger-  und  Volksschulen  der  Stiftungen  erhielten  der  Stadt 
einen  Zuschuß  von  36607(76)  Mk.  Es  wären  mithin  der  Stadt  im 
Jahre  1898/99  für  das  Schulwesen,  wenn  die  Stiftungen  nicht  existierten, 
Mehrkosten  erwachsen  im  Gesamtbetrage  von  ungefähr  166596  Mk. 
Diese  Annahme  ist  ja  immerhin  gewagt,  man  sieht  aber  aus  der  Be- 
rechnung, wie  sehr  die  Stadt  gerade  bezüglich  des  Schulwesens  durch 
die  Stiftimgen  Franckes  entlastet  wird;  der  Zuschuß,  den  die  Stadt 
schon  seit  dem  18.  Jahrhundert  bis  auf  den  heutigen  Tag  den 
Stiftungen  gewährt,  ist  sich  immer  gleich  geblieben  und  beträgt  nur 
3000  Mk. 

Was  die  Frage  anbetrifft:  wie  weit  decken  die  Schulgelder  die 
Ausgaben  für  das  Schulwesen?  wollen  wir  sie  damit  zu  beantworten 
suchen,  daß  wir  an  der  Hand  der  Rechnungsergebnisse  einzelner 
Schulen  die  Verhältnisse  betrachten. 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben  für  das  Gynmasiom  betrugen: 


Titel 

Einnahmen 
1898/99 

Mk.         Pfg. 

Ause 
ISS 

Mk. 

faben 
18/99 

I 

n 
ni 

IV 

V 

VI 

Kapitalvermögen 

Hebungen  von  den  Schülern 

Persönliche  Kosten 

Unterrilhtsräume 

Unterrichtsmittel  u.  Bureaubedürfnisse 

Insgemein 

128 

95248 
86 

7 

45 
76 

15 
68 

128 

765 

145  124 

4312 

2387 

827 

45 

60 

56 
24 

43 

Summe 
Hierzu: 

Beste 

Eingegangene  Kapitalien 

95471 
63 

04 

153545 
1914 

48 
40  >) 

Summe  der  Einnahmen 
„          „     Ausgaben 

95  534 
153  545 

04 
48 

153545 

Sumn 
Aus^ 

48 

le  der 
raben 

Städtischer  Zuschuß 

58011 

44 

Man  sieht,  daß  die  Hebungen  von  den  Schülern  fast  100%  der 
Einnahmen  von  Titel  I — VI  und  von  den  Gesamteinnahmen  inkl. 
städtischer  Zuschuß  ungefähr  62  %  bilden.     Fast  ganz  gleich  sind  die 

^)  Angelegte  Kapitalien. 
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YerhältDisse  bei  den  anderen  höheren  Schulen,  bedeutend  anders  ge- 
staltet bei  den  Volksschulen. 

Die  Rechnungsergebnisse  stellen  sich  für  die  evangelischen  Volks- 
schulen und  in  der  Auflösung  begriffenen  Bürgerschulen  wie  folgt : 


Titel 

Einnahmen 
1898/99 

Mk.        Pfg. 

Ausgraben 
1898/99 

Mk.            Pfg. 

I 

n 

III 

IV 

V 

VI 

Kapitalvermögen 
Staatszuscbuß 

Hebung  von  d.  Schülern  d.  Bürger- 
schulen 
Persönliche  Kosten 
Unterrichtsräume 

Unterrichtsmittel  u.  Bureaubedürfnisse 
Insgemein 

590 
30089 

14  321 
4912 

1493 
542 

422 

86 

39 

50 
38 

44 
79 

486 

75 
482514 

23653 
12676 

I  864 

45 

41 
06 

09 

24 

88 

Summe 
Hierzu : 

Reste 

Eingegangene  Kapitalien 

52372 

23536 
74 

36 
70 

521  270 
74 

13 

70») 

Städtischer  Zuschuß 

445361 

77 

In  diesem  Abschlüsse  finden  sich  nur  die  Hebungen  von  den 
Schülern  der  Bürgerschule  im  Betrage  von  14  321  Mk.  39  Pfg., 
während  Hebungen  von  den  Schülern  der  Volksschule  seit  dem  Jahre 
1888  nicht  mehr  erfolgen. 

Die  Einnahmen  der  Volksschulen  beschränken  sich  fast  auf  nur 
den  Staatszuscbuß^)  von  30  000  Mk.  und  den  städtischen  Zuschuß. 

Diese  Leistungen  des  Staats  und  der  Gemeinde  für  die  imteren 
Erlassen  werden  natürlich  von  den  letzteren  nicht  anerkannt,  obwohl 
sie  doch  ganz  gewiß  einen  Ausgleich  gegenüber  den  Staatssteuem 
dieser  Klassen  darstellen. 

Der  Gesamtaufwand  für  das  Schulwesen  während  der  letzten 
20  Jahre  bestand  in  folgenden  Zuschüssen: 


^)  Angelegte  Kapitalien. 

^)  Dieser  Staatszuscbuß  tritt  in  die  Erscheinung  mit  dem  oft  genannten 
Gesetze  vom  14.  Juni  1888,  betreifend  die  Erleichterung  der  Yolksschullasten. 
Nach  §  1  dieses  Gesetzes  ist:  „zur  Erleichterung  der  nach  öffentlichem  Rechte 
ZOT  Unterhaltung  der  Volksschulen  \' erpflichteten  aus  der  Staatskasse  ein  jähr- 
licher Beitrag  zu  den  Diensteinkommen  der  Lehrer  und  Lehrerinnen  an  diesen 
Schulen  zu  leisten. 
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7o  der 

"^W  •  t  Ä       1 

Spezial- 

Höhere 

Gesamt- 

Mittel-, 

%  der 

anstalten,  als : 

Jahr 

Schulen 

ansgabe 

Bürger-  und 

Gesamt- 

gewerbliche 

Sonstige 

m^  WAA^ 

^■^^^**  UfcA  ^0^m 

für  das 

Volksschulen 

1 

Zeichenschule 

Anstalten 

Schul- 

ausgäbe 

u.  s.  w. 

Mk. 

wesen 

Mk. 

Mk. 

1880,«1 

26986 

21,7 

95  196 

76,6 

2043 

1881/82 

30391 

23,0 

97910 

74,0 

3  995 

1882/83 

28711 

21,2 

103  285 

76,2 

3484 

188384 

21  480 

15,4 

113  131 

80,4 

5  975 

— 

1884  85 

20005 

12,8 

130  014 

83,1 

6402 

18ao86 

27754 

15,8 

143440 

81,2 

4092 

1886/87 

35914 

17,3 

165  875 

80,0 

5245 

1887  88 

40934 

18,1 

179099 

79,4 

5529 

— 

1888;89 

42870 

17,1 

200  171 

80,0 

7462 

188990 

53988 

18,7 

224  699 

77,9 

9791 

— 

1890.91 

66294 

18,5 

281  797 

78,7 

10  041 

— 

189i;92 

69770 

18,3 

300238 

78,7 

II  487 

— 

1892  93 

78910 

19,5 

315303 

77,8 

II  007 

— 

1893/94 

77970 

17,9 

345  648 

79,4 

11  786 

1894/95 

94213 

19.3 

381  477 

78,3 

II  562 

— 

1895,^6 

91  121 

17,9 

406  122 

79,9 

II  032 

1455 

1896/97 

102  564 

16,6 

504  458 

81,5 

II  786 

2324 

1897/98 

114659 

15,6 

607  360 

82,8 

II  396 

16  019 

1898;99 

122039 

17,6 

559  191 

79,2 

12  281 

2801 

1899,1900 

1 

122692 

»5,5 

651  248 

82,5 

14999 

2282 

Während  der  letzten  20  Jahre  wurden  für  das  Schulwesen  an 
Zuschüssen  überhaupt  ausgegeben  7  243  222  Mk.,  d.  h.  für  jedes  Jahr 
durchschnittlich  362 161  Mk.  und  pro  Kopf  der  Bevölkerung  bei 
einer  jährlichen  durchschnittlichen  Bevölkerungsziffer  von  96  850 : 
3.74  Mk, 


Die  Ausgaben  für  das  Unterrichtswesen. 


Jahr 

Ein- 
wohner- 

Aasgaben 

pro 

Kopf 

der  Be- 

0/    der 
ordent- 
lichen 

denn  die  ordentliche 
Gesamtausgabe 

zahl 

volke- 

Gesamt- 

betrug 

Mk. 

rung 
Mk. 

ausgabe 

Mk. 

1810 
1811 

14839 

Nach  Etat  Z;^- 

0,51 

6,9 
6,2 

wAoI^!  nach  Etat 
116093/ 

1812 

14924 

7360 

0,49 

5,3 

138223 

1813 

— 

f    7  944 

4,8 

165247 

-4  9^  Lach  Etat 

96  515  j 

1819 

1820 

^■^^ 

Nach  Etat  • 

7350 
7350 

__ 

7,0 
7,8 

1822 

23327 

7350 

0,32 

7,6 

1832 

24790 

10968 

0,44 

6,0 

181    812 

1835 

Nach  Etat      1 1  078 

5,8 

191  286  nach  Etat 

1852 

35076 

18055 

0,51 

7,5 

242  302 

1856 

— 

Nach  Etat 

22011 

7,9 

277  081  nach  Etat 

dr&. 

lieben 

Gessmtaiugsbe 

TÖlke- 

Qesamt- 

bstrng 

TI 

aaagabe 

Uk. 

0,64 

7,5 

289596 

1,13 

12,01 

383661 

'.17 

11,61 

476022 

1,4» 

'3,38 

519119 

1,64 

13.67 

618815 

1,68 

8,93 

1084518 

1,49 

8,69 

1  036  626 

1,73 

898 

1383039 

1,78 

6,78 

1949998 

7,2a 

1877090 

1,84 

7,71 

1  823  990 

1,99 

8,48 

1  844  265 

2, 18 

7,86 

2230023 

a,5' 

9,95 

2081  161 

2,62 

10,77 

2  093  650 

2,81 

12,14 

2063598 

3,08 

",87 

2429611 

3;ss 

12,97 

2  76[  863 

3,72 

12,88 

2960576 

3,85 

i».S5 

322777* 

4,06 

11,30 

38536.6 

4,44 

12,42 

3922511 

4,43 

l»,34 

4118  208 

5,29 

14,21 

4354642 

6,07 

15,67 

4  653  377 

5,59 

14,67 

4  723  220 

6,19 

'6,03 

4921621 

III.  Bauwesen. 

Bei  eiDer  Stadt  wie  Halle  ist  es  klar,  daß  man  jede  Angelegen- 
heit, deren  Ordnung  in  den  Bereich  der  Stadtverwaltung  ^It,  auch 
TODi  Gesichtspunkte  ihrer  Wirkung  auf  den  Stadthaushalt  prüft;  es 
hedarf  dies  nach  den  Ergebnissen  der  vergleichenden  Finanzstatistik 
der  preußischen  Städte  keiner  weiteren  Begründung  mehr. 

War  doch  Halle  im  Jahre  1897/98  unter  den  23  anderen  größeren 
Städten  Preußens  die  Stadt,  die  in  Bezug  auf  die  Inanspruchnahme 
der  Steuerkraft  für  kommunale  Zwecke  die  fUnfte  Stelle  einnahm, 
wohei  die  am  wenigsten  heiastete  als  erste  gedacht  ist.  Es  ist  also 
vorauszusehen,  daß  in  Halle  die  städtische  Steuerscbraube  noch  weiter 
gedreht   wird,   wie   es   schon  jetzt  im  Jahre  1902   geschehen  ist.    Ja 
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wir  rechnen  mit  Bestimmtheit  damit,  wenn  das  große  Kanalprojekt 
realisiert  wird,  wie  ja  überhaupt  heutzutage  der  Titel  „Bauwesen" 
vermöge  seiner  Höhe  dem  ganzen  Etat  seinen  Stempel  aufdrückt. 
Die  Ausgaben  im  Titel  „Bauwesen"  des  städtischen  Etats  betrugen 
Yon  den  gesamten  Ausgaben  im  Jahre 


1812 

9,8  «/o 

1832 

9,7  7* 

1863 

IMVo 

1886/86 

34,22  o/o 

1890/91 

17,38  % 

1895/96 

14,21  % 

1899/1900 

13,17  % 

Es  ist  bei  diesen  Zahlen  natürlich  zu  berücksichtigen,  daß  ein  Etat 
z.  B.  in  der  Mitte  des  Jahrhunderts  oder  gar  am  Anfang  desselben  in 
gar  keinem  Verhältnis  steht  zu  einem  Etat  aus  jüngster  Zeit,  da  seit- 
dem die  Aufgaben  der  Gemeinde  sehr  stark  angewachsen  sind,  so  daß 
also  der  Bauetat  von  früher  noch  viel  niedriger  ist  im  Verhältnis 
zum  heutigen. 

Worin  hat  nun  das  Anwachsen  dieses  Titels  im  Laufe  des  Jahr- 
hunderts Tor  allem  seinen  Grund? 

Zur  Beantwortung  dieser  Frage  muß  man  einen  Blick  werfen 
in  die  Ausdehnungsverhältnisse  des  Stadtgebietes  und  vorzüglich  auf 
das  Aussehen  der  Stadt  in  früheren  Zeiten,  denn  es  ist  ganz  klar, 
daß  die  geschichtliche  Entwicklung  der  Straßenverhältnisse,  die  Breite 
und  Länge  der  Straßen  einen  großen  Einfluß  auf  die  Finanzen  aus- 
üben. In  Städten,  deren  Entwicklung  dazu  geführt  hat,  daß  eine 
Menge  kurzer  krummer  Straßen  beseitigt  werden  mußte,  um  den 
Anforderungen  der  Gesundheitspflege  und  den  Verkehrsverhältnissen 
gerecht  zu  werden,  wird  stets  ein  Mehraufwand  im  Bauwesen  gemacht 
sein  als  in  Städten,  die  von  Yomherein  einen  mehr  regelmäßigen 
Bauplan  aufweisen. 

Schon  1848  nahm  Halle  eine  Anleihe  zum  Straßenbau  auf,  auf 
die  wir  noch  einmal  zurückkommen  werden.  Doch  lassen  wir  den 
Chronisten  über  die  Verhältnisse  berichten,  von  Hagen  ^)  sagt  darüber 
wie  folgt: 

„Halle  war  Jahrhunderte  lang  ein  schlecht  gebauter,  ungesunder 
Ort  mit  ebenso   engen   und  krummen   als   schmutzigen  Straßen,  und 


1)  V.  Hagen  I,  S.  113  u.  f. 
XLIV.  6 
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erst  der  Neuzeit  war  es  vorbehalten  zu  reformieren  und  zu  bessern, 
was  in  dieser  Beziehung  unter  einmal  gegebenen  ungünstigen  Ver- 
hältnissen überhaupt  umgestaltet  und  gebessert  werden  kann. 

Noch  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  umschlossen  die  eigentliche 
Stadt  Halle  drei  parallel  fortlaufende  Mauern,  zwischen  welchen  nach 
innen  zu  ein  ziemlich  hoher,  zur  Besetzung  mit  Geschütz  und  Mann- 
schaften aufgeworfener  Wall  lag,  während  die  beiden  äußeren  Mauern 
den  tiefen,  sehr  breiten,  mit  einzelnen  Bäumen  bepflanzten  und  von 
sumpfigen  Gräben  und  Teichen  durchzogenen  Stadtgraben  umschlossen. 

Das  Innere  der  eigentlichen  Stadt  hatte  wie  noch  jetzt  (also  um 
das  Jahr  1867)  fast  nur  krumme  und  enge  Straßen  aufzuweisen,  deren 
Schmutz,  schlechtes  Pflaster  und  mehr  als  dürftige  Beleuchtung  sprich- 
wörtlich geworden  war;  In  unmittelbarster  Nähe  der  Tore  waren 
gewaltige  Düngerhaufen  aufgetürmt,  welche  im  Verein  mit  den  stinken- 
den Stadtgräben,  dem  frei  abfließenden  Sauerwasser  der  zahlreichen 
Stärkefabriken,  und  den  Exkrementen  einer  stattlichen  Anzahl  zur 
Mast  gehaltener  Schweine  das  ihre  dazu  beitrugen,  daß  der  Fremde 
die  Nähe  der  Stadt  weit  früher  durch  den  Geruchsinn  yerspürte,  als 
er  noch  ihre  Thurmspitzen  vor  seinen  Augen  auftauchen  sah." 

Dieser  klägliche  Zustand  der  Dinge  noch  zu  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts kann  nicht  befremden,  wenn  man  bedenkt,  wie  sehr  Halle 
im  16.  Jahrhundert  durch  den  schmalkaldischen,  im  17.  Jahrhundert 
durch  den  30jährigen,  im  18.  Jahrhundert  durch  den  7jährigen  Krieg 
und  demnächst  auch  wieder  durch  die  schweren  Prüfungsjahre  Ton 
1806 — 1814  äußerlich  wie  innerlich  in  seiner  Entwicklung  gehemmt 
worden  ist. 

Erst  mit  dem  mit  dem  Friedensschlüsse  im  Jahre  1815  wieder- 
kehrenden frischeren  Leben  konnte  ein  energischer  Ansatz  zur  Be- 
seitigung  jener  XJbelstände  und  zur  räumlichen  Erweiterung  der  Stadt 
mit  Aussicht  auf  Erfolg  gemacht  werden. 

Es  wurde  dann  auch  eine  solche  alsbald  in  zwei  Richtungen  hin 
bemerklich.  Einerseits  nämlich  machte  die  Stadtbehörde  in  den 
Jahren  1816,  1817  und  1818  den  Anfang  mit  dem  Abbruche  der 
alten  Befestigungsmauem,  und  vor  allem  der  düsteren  und  verkehrs- 
hinderlichen  Torkastelle ;  auf  der  anderen  Seite  dagegen  drängte  die 
erwachende  Baulust  die  Einwohner  immer  mehr  ins  Feld  hinaus.'' 
So  weit  der  Chronist.  Und  heute  ?  Halle  ist  heute  eine  schöne  Stadt, 
die  wenigen  noch  vorhandenen  krummen  und  engen  Straßen  aus  der 
früheren  Zeit,  verunzieren  nicht  etwa,  sondern  sind  nur  dazu  angetan, 
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in   das    angenehme   Bild    einer   modernen    Stadt  eine    reizvolle    Ab- 
wechselung zu  bringen. 

Bäumlich  hat  sich  Halle  im  Laufe  der  Jahrhunderte  enorm  aus- 
gedehnt;  so  daß  die  Fläche  des  Stadtkreises,  die  im  Anfang  des  Jahr- 
hunderts auf  ungefähr  1500  ha  angenommen  werden  muß,  auf  2563  ha^ 
95  ar,  47  qm  im  Jahre  1899/1900  angewachsen  ist,  welcher  Flächen- 
inhalt infolge  der  durch  das  Gesetz  vom  31.  März  1900  vollzogenen 
Eingemeindung  von  4  Vororten  eine  Vermehrung  um  1486  ha,  54  ar, 
87  qm  erfuhr  und  somit  auf  4040  ha,  49  ar,  87  qm  angewachsen  ist. 
Daß  man  neben  der  Berücksichtigung  der  Anforderungen,  die  in 
baulicher  Beziehung  an  eine  moderne  Stadt  gestellt  werden,  auch 
diese  Verhältnisse  für  ein  Verständnis  der  Ausgaben  für  das 
Bauwesen  der  Stadt  im  19.  Jahrhundert  mit  berücksichtigen  muß, 
leuchtet  ein. 

In  folgender  Tabelle  (S.  85)  bringen  wir  die  Entwicklung  der 
Ausgaben  für  das  Bauwesen  der  Stadt.  Wenn  die  Tabelle  an  ün- 
Vollständigkeit  leidet,  so  ist  das  dem  überaus  verschiedenartig  ge- 
stalteten Material  zuzuschreiben,  das  wir  zur  Aufstellung  der  Tabelle 
benutzen  konnten. 

Bis  zum  Jahre  1869  sind  die  Ausgaben  für  das  Bauwesen 
nur  in  der  Kämmereirechnung  verrechnet,  ebenso  die  Einnahmen. 
Dann  aber  vom  Jahre  1872  an  tritt  eine  Scheidung  ein,  da  von 
diesem  Zeitpunkt  ab  die  Stadt  immer  mehr  zu  außerordentlichen 
Einnahmen  (in  Anleihen  u.  s.  w.  bestehend)  greift,  um  die  baulichen 
Bedürfnisse,  deren  gewaltiges  Anwachsen  gerade  von  den  70  er  Jahren 
ab  in  die  Erscheinung  tritt,  eine  Scheidung  in,  wir  wollen  sagen 

1.  Ausgaben  für  ö£feDtliche  Baubedürfnisse  überhaupt, 

2.  Ausgaben  für  das  Bauwesen  der  Kämmerei. 

Denn  es  ist  selbstverständlich,  daß  z.  B.  große  Brückenbauten, 
große  neue  Kanalanlagen  u.  s.  w.,  die  nicht  nur  der  gegenwärtigen 
Generation,  sondern  vor  allem  auch  den  nachfolgenden  Geschlechtern 
zu  gute  kommen,  nicht  mit  den  Steuern  der  gegenwärtigen  Generation 
bezahlt  werden  können,  sondern  eben  durch  außerordentliche  Ein- 
nahmen bezahlt  werden  müssen.*   (Siehe  Tabelle  S.  83.) 

Wie  schon  gesagt,  geht  die  Entwicklung  des  Bauwesens  seit  1872 
einer  immer  größeren  Blüte  entgegen,  so  daß  auch  der  Anteil  der 
Kämmerei  ein  immer  größerer  wird.  Namentlich  seit  dem  Jahre  1890/91 
bis  zum  Ende  des  Jahrhunderts  ist  die  Kämmerei  sehr  stark  am 
Bauwesen   beteiligt,  wie  nachstehende   spezialisierte  Rechnung  zeigt: 
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Wie    anders    nimmt    sich    der    Banetat    vom   Jahre   1810    aus 
(in  Mark): 


A.  Gehalte  für  Baubediente 

B.  Wegen  der  Gebäude 
G.  Wegen  der  Straßen 

D.  Wegen  der  Brunnen 

E.  Wegen  der  WasBerleitungen 

F.  Wegen  der  Brücken  u.  Kanäle 

G.  Wegen  der  öffentl.  Erleuchtung 


Summe 


I  133  (RechnuDgsführery  Aufseher,  Bauvoigt 
605  Mk.  148  Mk.    380  Mk.) 

13538 
3213  (Besserung  der  Pflaster  u.  Reinigung.) 

292 
2308 
2922 
5260 


28  660 


IT.  Die  Strafien-Belenclitimg,  -Beinigung,  -Besprengimg. 

Wir  kommen  hier  zu  einem  sehr  wichtigen  Gebiete  der  städtischen 
Verwaltung.  Nach  der  Handhabung^)  dieser  Verwaltung  wird  oft, 
und  zwar  mit  einem  gewissen  Bechte,  die  ganze  städtische  Verwaltung 
beurteilt.  Für  den  Fremden  ist  dies  oft  der  beinahe  ausschließliche 
Maßstab.  Wie  einseitig  dieser  auch  sein  mag,  ist  er,  wenn  wir  die 
Großstädte  der  westlichen  Kulturländer  betrachten,  ein  ziemlich  exakter 
Barometer  für  die  Tüchtigkeit  der  Verwaltung.  Für  Halle  scheidet 
hier  schon  die  Straßenreinigung  aus,  da  die  Stadt  nur  die  Reinigung 
der  öffentlichen  Plätze  übernommen  hat,  in  den  Straßen  dagegen 
jeder  von  jeher  vor  seiner  Tür  kehren  muß. 

Auch  die  Straßenbesprengung  ist  erst  jüngeren  Datums,  so  daß 
für  den  Verlauf  des  ganzen  19.  Jahrhunderts  hauptsächlich  nur  die 
Straßenbeleuchtung  in  Betracht  kommt. 

Die  Straßenbeleuchtung^)  wurde  in  Halle  eingeführt  in- 
folge einer  Königl.  Kabinettsordre  vom  7.  Mai  1729. 

Auf  Grund  dieser  Kabinettsordre  wurde  „die  zum  Latemenwesen 
verordnete  Kommission"  gebildet,  welche  im  Interesse  der  öffent- 
lichen Sicherheit  die  nächtliche  Beleuchtung  der  Stadt  anordnete. 
Um  die  Kosten  derselben  aufzubringen  wurde  eine  eigene  Abgabe, 
das  sogen.  Ölgeld,  eingeführt,  zu  welcher  jeder  Bürger  und  Einwohner 
nach  Verhältnis  seines  Einkommens  veranlagt  wurde.  Die  neue  Ein- 
richtung, auf  die  Wintermonate  Oktober   bis  März  beschränkt,  trat 


1)  Rowe  S.  51. 

«)  V.  Hagen  H,  S.  268. 
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gelegentlich  der  Rückreise  des  Königs  Friedrich  Wilhelm  I.  und 
seines  Gefolges  von  Karlsbad  über  hiesige  Stadt  bereits  am 
1.  August  1729  mit  600  Stück  Laternen  ins  Leben."  Diese  Be- 
leuchtung der  Stadt  durch  OUatemen  bis  zur  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts war  natürlich  eine  höchst  mangelhafte.  Das  „Olgeid"  reichte 
nie  aus,  um  eine  den  billigsten  Anforderungen  einigermaßen  genügende 
Beleuchtung  herstellen  zu  können.  Eine  wesentliche  Besserung 
hierin  trat  ein,  als  im  Jahre  1856  die  neugegrüudete  Gasanstalt  die 
Straßenlaternen  zum  großen  Teil  mit  Gaslicht  versah.  Am  Schlüsse 
des  Jahres  1858  waren  635  Stück  Straßenlaternen  vorhanden  (inkl. 
112  SolaröUaternen) 

1864  waren    695  Stück  Laternen  vorhanden 

1865  .,         699 
1872 
1875 
1878/79 

Die  Gasanstalt  hat  schließlich  das  ganze  Beleuchtungswesen  der 
Stadt  in  die  Hand  genommen  und  ist  von  der  Stadt  dafür  bezahlt 
worden.  (Auch  die  Speisung  der  Ollaternen  geschieht  durch  die 
Gasanstalt)  1899/1900  beträgt  die  Gesamtzahl  der  Straßenlaternen 
3196  Stück,  davon  waren  nur  135  Petroleumbrenner.  Die  Ausdehnung 
und  das  Anwachsen  der  Straßenbeleuchtung  zeigt  sich  in  folgender 
Tabelle  (S.  89).  Bemerken  wollen  wir  noch,  daß  seit  dem  Herbst  1902 
die  Beleuchtung  einiger  Hauptstraßen  schon  durch  elektrische  Bogen- 
lampen geschieht. 

Die   Straßenreinigung. 

Wie  man  im  Anfang  über  Straßenreinigung  dachte,  haben  wir 
in  einer  Anmerkung  zur  Tabelle  S.  89:  „Ausgaben  für  Straßen- 
beleuchtung, Reioigung,  Besprengung"  erwähnt.  Es  sollte  eben  jeder 
vor  seiner  Tür  kehren,  eine  derartig  untergeordnete  Sache  keine  be- 
sonderen Kosten  verursachen. 

Eine  wirkliche  Ausgabe  für  das  Straßenreinigungswesen  scheint 
nach  der  Tabelle  erst  die  zweite  Hälfte  des  Jahrhunderts  mit  sich 
gebracht  zu  haben.  Die  Reinigung  der  Straßen  geschieht  bis  auf 
den  heutigen  Tag  durch  die  Hausbesitzer,  die  der  öffentlichen 
Plätze  u.  8.  w.  durch  die  Stadt,  die  1899—1900  5  Vorkehrer  und  27 
Kehrer  mit  einer  Gesamtlöhnung  von  25  297  Mk.  beschäftigte. 


Die   Straßenbespreogung. 

Von  einer  Straßen  bespreugQug  kanii  man  erst  seit  dem  Jahre  1876 
reden.     Ton  Hagen  berichtet  darüber.*) 

Eine  wesentliche  Förderung  des  Straßenwesens  hat  mit  Hilfe  der 
neuen  etädtiachen  Wasserleitung  (vom  Jahre  1868)  ermöglicht  werden 
können,  durch  Einführung  einer  planmäßigen  Besprengung  der  Straßen. 
Während  anfänglich  (nach  Eröffnung  des  Wasserwerks)  den  Haus- 
Ausgaben  für  Strafsen-Belenchtung,  -Reinigung,  -Besprengiing. 


öeleuchtniiff 

gung 

Mk. 

Uk. 

5260 

876 

5400 

4  944 

750 

4500 

45"') 

4044 

365 

3558 

3810 

755 

4  745 

755 

6717 

257s 

(4443) 

'7 

(5427) 

^3 

z8 

32 

- 

45 
5'  .  . 

1 

~ 

58369 

14184 

109698 

16711 

165217 

37  537 

223109 

41930 

195  148 

65738 

1610 
1812 
1819 


1856 
1K7 
1858 


189091 
189ö,'96 
1899/1900 


')  5.  Ergh.  8.  83. 

*)  Die  Sgl.  it«giernng  zu  Ueraebnrg;  äuQert  sich  zu  diesen  Aa^abeposteu 
folgeudermalieii:  Dieser  Posten  wird  gestridien,  da  bereits  200  Uk.  für  2  Horkt- 
kehrer  verausgabt  stehen,  ein  jeder  fiauabegitzer  obne  hier  vor  seiner  Tür  za  fegen 
verbanden  ist  und  auch  notigenfallfl  die  aufgegriffenen  Vagabunden  und  Bettler 
zu  dieser  Arbeit  gebraucht  werden  können.  Sollte  diese  Ausgabe  zum  Wegfahren 
des  Unrats  bestimmt  eein,  so  ist  eelbiges  gewiß  ijberflüssig.  In  anderen  be- 
deutenden Städten  wird  der  Unrat  sogar  gegen  Bezahlung  von  den  Landleuten 
und  Feldbesitzern  abgeholt. 
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besitzen!  nach  einer  Bekanntmachung  des  Magistrats  vom  24.  Juli  1868 
das  Besprengen  der  Bürgersteige  und  Straßen,  der  Eeinigung  oder 
Hitze  wegen  nur  mit  der  Gießkanne  unbeschränkt,  mittels  Schläuchen 
dagegen  nur  nach  Vereinbarung  mit  der  Wasserwerksverwaltung  ge- 
stattet war,  auf  den  öffentlichen  Plätzen,  Promenaden  u.  s.  w.  dagegen 
die  Staubwolken  zum  größten  Nachteil  für  die  menschlichen  Lungen 
noch  immer  unbekämpft  ihr  Wesen  treiben  konnten,  weil  man  die 
Besorgnis  hegte,  daß  die  Wasserleitung  den  zu  ihrer  Beseitigung  er- 
forderlichen Wasserkonsum  nicht  werde  decken  können,  wurde  nach 
polizeilicher  Anregung  schließlich  doch  1875  die  Anschaffung  Ton 
2  Sprengwagen  beschlossen.  1899/1900  waren  13  Sprengwagen  vor- 
handen; das  Wasser,  das  zur  Sprengung  gebraucht  wird,  muß  die 
Stadt  an  das  Wasserwerk  bezahlen. 


Nr. 

Jahr 

Besprengnng 

pro  Kopf  der 
Bevölkemog 

Mk. 

Mk. 

1 

1876 

2  666 

^ 

2 

1877 

2092 

9 
a 

3 

1880/81 

4254 

-§ 

0,03  (7) 

4 

1885/86 

7117 

0 

0,08  (8) 

5 

1890/91 

10287 

0,10  (3) 

6 

1895/96 

10756 

1 

0,0    (9) 
0,10  (3) 

7 

1899/1900 

13  io6 

^ 

y.   Die  städtisclieii  Gewerbebetriebe. 

Es  ist  dies  eine  der  wichtigsten  Fragen  im  Gebiet  ^)  des  städtischen 
Finanzwesens.  Die  Ausgaben  und  die  Einnahmen  des  Privatgewerbe- 
betriebes spielen  eine  sehr  bedeutende  Kolle  in  den  Städten  des 
preußischen  Staates.  Es  gilt  hier  allerdings  das  gleiche,  was  man 
von  4Lhnlichen  Erwerbsanstalten  des  Staates,  z.  B.  den  Verkehrs- 
anstalten,  sagen  kann ;  sie  werden  nicht  ausschließlich  oder  auch  nur 
vorwiegend  des  Gewinnes  willen  betrieben,  sondern  zumeist  deshalb, 
weil  damit  ein  öfiFentlicher  Zweck  erfüllt  wird.  Aber  tatsächlich 
werfen  sie  doch  so  bedeutende  Einnahmen  ab,  daß  man  dieselben 
kaum  anders  denn  als  Erwerbseinkünfte  wird  auffassen  können. 


1)  Kowe  S.  86. 
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Nach  den  sehr  wertvollen  UntersuchnngeD  Herrfiirths  über  diese 
Yerhältmsse  ergibt  sich,  daß  in  den  Städten  mit  10000  Einwohnern 
und  darüber  die  Einnahmen  ans  dem  Privatgewerbebetrieb  schon 
früher  wesentliche  waren: 

Die  Zahlen  sind  ans  dem  Jahre  1876. 

Gasanstalten 27  977  279  Mk. 

Wasseryersorgnngsanstalten 8305025    „ 

Märkte  und  Markthallen 809615    „ 

Schlachthäuser 305  287    ,, 

Entwässemngs-  nnd  AbfahraDstalten  .     .  450  338    „ 

Die  neueren  Zahlen  sind  folgende:  die  Kechnungsergebnisse  der 
15  größten  deutschen  Städte  bezüglich  ihrer  hauptsächlichsten  Gewerbe- 
betriebe, der  Gas-,  Wasser-  und  Elektrizitätswerke,  ergaben  1894  bezw. 
1894/95  nach  dem  statistischen  Jahrbuche  deutscher  Städte  VI,  S.  70  f. 
und  276  ff.  folgendes  Bild : 


Überschüsse  nach  Abzug  der  Aufwendungen  für 

öffentliche  Zwecke. 


Städte 

Gaswerke 

Elektrizitäts- 

Wasser- 

Werke 

werke 

Berlin 

2986000 

_ 

5451000 

Hamburg 

— 

— 

1  703000 

München 

— 

138000 

887000 

Leipzig 

535000 

— 

809000 

Breslau 

300000 

127000 

737000 

Dresden 

348000 

892000 

Cöln 

827000 

82000 

866000 

Frankfurt  a.  M. 

— 

— 

I  312000 

Magdeburg 

274 

458  000 

Hannorer 

437000 

Düsseldorf 

379000 

— 

413000 

Könififsberg 
Nürnberg 

189000 

73000 

266000 

328000 

238000 

Stuttgart 

— 

— 

422000 

Chemnitz 

— — 

322000 

Dabei  ist  zu  bemerken,  daß  hier  nur  die  Eeingewinne  uach 
Streichung  der  laufenden  Posten  etc.  und  unter  der  Annahme,  daß 
überall  die  Kosten  der  öffentlichen  Beleuchtung  von  dem  Gaswerk  zu 
tragen  sind,  Aufnahme  gefunden  haben. 
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Auch  für  Halle  iat  von  jeher  die  Frage  des  Privatgewerbebetriebes 
nnd  der  aus  den  bezüglichen  Anstalten  herrührenden  Ausgaben  und 
Einnahmen  von  Wichtigkeit  gewesen.  Wir  beschränken  uns  darauf, 
die  Zahlen  für  folgende  3  uns  am  wichtigsten  erscheinenden  Gewerbe- 
betriebe zu  geben,  für  a)  die  Wasserversorguog,  b)  Gasversorgung, 
c)  den  städtischen  Schlacht-  und  Viehhof. 


a)  Die  Wasserversorgung. 
Ausgaben  und  Einnahmen  der  Wasserversorgung. 


Für  die  Wasser- 

kunst, Wasserleitung, 

Nach 

Nach 

Nr. 

Jahr 

Brunnen  und 

XI  OrVXA 

A.\  QpVXX 

Pumpen 

Etat 

Rechnung 

Mk. 

1 

1810 

2300 

E. 

2 

1819 

3168 

E. 

3 

1820 

3270 

E. 

4 

1821 

3420 

E. 

5 

1822 

5229 

E. 

6 

1832 

3195 

R. 

7 

1833 

3645 

E. 

8 

18a5 

2950 

E. 

9 

1856 

2250 

E. 

10 

1858 

2022 

R. 

11 

1865 

4950 

R. 

Die  Wasserversorgung  der  Stadt  geschah  bis  zum  Jahre  1868 
durch  eine  Wasserleitung,  die  den  Einwohnern  das  Wasser  aus  der 
Saale  vermittelst  Brunnen  und  Pumpen  spendete.  Am  2.  November  1868  ^) 
erfolgte  die  Einstellung  des  Betriebes  der  alten  Stadtwasserkunst, 
durch  welche  die  Beseitigung  der  Mehrzahl  der,  dem  öflFentlichen  Ver- 
kehr vielfach  hinderlich  gewesenen,  hölzernen  und  eisernen  Bohrkasten 
und  Pumpen,  sowie  die  Zudeckung  resp.  Beseitigung  der  von  der 
Kunst  gespeisten  Bassins  bedingt  war. 

Am  6.  März  1867  beschließt  die  Stadtverordnetenversammlung, 
daß  zur  Deckung  des  Geldbedarfs*)  für  den  Bau  eines  neuen  um- 
fassenden Wasserwerks  und  anderer  städtischen  Anlagen  die  Ge- 
nehmigung der  Staatsregierung  nachgesucht  werden  soll  zur  Emission 


^)  Ergh.  2,  S.  188. 
•)  Ergh.  2,  S.  32. 
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einer  Anleihe  im  Nominalbetrag  von  1800  000  Mk.,  verzinslich  zu 
4^/2  %  ^^^  zu  amortisieren  mit  jährlich  1  %. 

Am  15.  Juli  schon  wird  die  städtische  Finanzkommission  von  der 
Stadtverordnetenversammlung  zur  sofortigen  Begebung  der  ganzen 
neuen  Anleihe  von  1800000  Mk.  ermächtigt.  Der  Bau  des  Werkes 
konnte  erst  in  den  letzten  Tagen  ^)  des  Juli  1867  beginnen,  aber  schon 
Anfang  April  1868  konnte  es  eröfifnet  werden. 

Die  Baukosten  betrugen  einschließlich  der  Kosten  der  Bauleitung 
1243  322  Mk.,  die  des  Grunderwerbs  12  771  Mk.,  die  Gesamtkosten 
mithin  1256  093  Mk. 


Von  der  Aus- 

Jahr 

Einnahme 

Ausgabe 

•  • 

Überschuß 

gabe  sind  ab- 
geführt an  die 
Stadthauptkasse 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1869 

29679 

32005 

2326 
Mehrausgabe 

1870 

48253 

41934 

6319 

1871 

52476 

48478 

3998 

— 

1872 

56926 

46546 

10380 

1873 

77 129    1 

63467 

13662 

1874 

lOOOIO     1 

1 

80919 

19  091 

— 

1875 

179876   1 

161  120 

18756 

1876 

180  912 

167  173 

13739 

- — 

1877/78 

226  287 

199  559 

26728 

1878,79 

201 168   ' 

182317 

18  851 

— 

1879/80 

232  986    1 

192953 

40033 

— 

1880/81 

285  741 

265  205 

20536 

1881/82 

373016 

355  739 

17277 

1882/83 

250 102    1 

244774 

5328 

1883.84 

235  789   1 

233  958 

1831 

1884/85 

315390 

267  086 

48304 

•  1885/86 

525 155 

492  554 

32602 

1886,87 

394  367 

354971 

39396 

— 

1887/88 

363  686 

319001 

44685 

1888/89 

329 121    1 

321  099 

8022 

— 

1889/90 

371292     ! 

353  008 

18284 

1890/91 

367  435 

340  047 

27388 

— 

1891/92 

387312    . 

348  578 

38734 

1892/93 

406  069    1 

369055 

37014 

1893/94 

388031 

351429 

36602 

1894/95 

364551  ; 

328  354 

36197 

1895/96 

499  687  1 

499  132 

555 

153892 

1896/97 

497  599  ' 

491  054 

6545 

155555 

1897/98 

528317 

492  405 

35912 

139000 

189^/99 

552  024 

495000 

57024 

127  500 

1899/1900 

568  033  1 

528  554 

39  479 

130000 

>)  £rgh.  2,  S.  107. 
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b)  Die  Gasversorgung. 

Das  BeleuchtuDgswesen  der  Stadt  ist  schon  berührt  unter  D  lY. 
Bis  zum  Jahre  1866  wurde  die  Erleuchtung  durch  Öllampen  bewirkt^ 
in  welchem  Jahre  die  eben  eröffnete  Gasanstalt  die  Mehrzahl  der 
Straßen  mit  Gasbeleuchtung  versorgte. 

Die  Anstalt,  deren  Anlage  gegen  660000  Mk.  gekostet  hat 
(Anleihe  von  600  000  Mk.)  hatte  in  Einnahme  und  Ausgabe  folgende 
Besultate  : 


Jahr 


Ein- 

1 

Über- 

nahme 

AiiBgabe 

schaß 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

6i8  387 

613026 

5361 

490410 

310  195 

180215 

522314 

316476 

205  838 

564417 

337  153 

227  264 

627  625 

398  723 

228902 

569  378 

331  913 

237  465 

827  208 

75«  512 

75696 

877  458 

506  995 

370  463 

972  850 

924  922 

47928 

I  067019 

986761 

80258 

I  125033 

I  099  107 

25926 

I  149299 

I  073  332 

75967 

I  133  713 

I  100628 

33085 

I  073  307 

1  034  875 

38432 

I  102  162 

1044317 

57845 

I  214025 

I  128905 

85  120 

I  336  509 

I  224000 

112  509 

I  427  909 

I  321638 

106  271 

I  416  112 

X  388  288 

27824 

I  623  413 

1582  159 

41254 

Von  den  Ausgaben 

sind  abgeführt 

an  die  Stadt- 

haaptkasse 

Mk. 


Für  die  öffentliche 

Beleuchtung  hat 

die  Stadt  an  das 

Werk  bezahlt 

Mk. 


1856  bis 
1.  1.  1857 
1880/81 
1881/82 
1882/83 
1883/84 
1884/85 
1886/87 
1887/88 
1888/89 
1889/90 
1890/91 
1891/92 
1892/93 
1893/94 
1894/95 
1895/96 
18%/97 
1897/98 
1898/99 
1899/1900 


237  739 
268  379 

239  369 
279  761 

280452 

281  528 

272619 

287  524 

302063 

318365 
287  652 
304000 


21  071 
22916 

24447 
28331 

29065 

31686 

34  743 
36206 

37078 

42416 

46639 

53020 

70487 

75268 


c)   Städtischer  Schlacht-  und  Viehhof. 

„Die  Schlachthausfrage  ^)  hat  sehr  lange  auf  der  Tagesordnung 
der  städtischen  Behörden  gestanden.    Dieselben  waren  allerdings  schon 


^)  Denkschrift  des  Magistrats  zur  Betriebseröffnung  des  Schlacht-  und  Vieh- 
hofes am  9.  Januar  1893. 
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seit  einem  Jahrzehnt  darüber  einig,  daß  ein  öffentliches  Schlachthaus 
unter  Einführung  des  Schlachtzwanges  in  städtischer  Begie  errichtet 
und  betrieben  werden  müsse.  Mehr  Schwierigkeiten  und  Zeitaufwand 
verursachte  die  für  die  Wahl  des  Bauplatzes  so  wichtige  Vorfrage, 
ob  in  Verbindung  mit  dem  Schlachthause  ein  Handelsviehhof  anzu- 
legen sei.  Erst  im  Jahre  1888  sprachen  sich  die  städtischen  Kollegien 
dafür  aus,  nachdem  die  Fleischerinnung,  welche  früher  dagegen  war, 
sich  zustimmend  geäußert  hatte.  Man  begründete  diesen  Umschwung 
der  Meinungen  damit,  daß  mit  der  Erweiterung  des  Eisenbahnnetzes 
in  den  Umgebungen  von  Halle  der  Ankauf  des  Schlachtviehes  auf 
dem  Lande  für  die  hiesigen  Fleischer  immer  mehr  erschwert  sei, 
sowie,  daß  die  Konkurrenz  der  Leipziger  Fleischer  und  Viehhändler 
in  der  hiesigen  Gegend  fühlbarer  würde;  zugleich  wurde  darauf 
hingewiesen,  daß  die  am  hiesigen  Bahnhofe  bestehenden  Privatriehhöfe 
Yon  Jahr  zu  Jahr  umfangreichere  Geschäfte  machten  und  von  hiesigen 
Fleischern  stark  in  Anspruch  genommen  würden." 

So  stand  denn,  da  außerdem  die  zum  Bau  nötigen  Mittel  in  der 
7  000000  Mk.  betragenden  Anleihe  vom  31.  Oktober  1892  vorgesehen 
waren,  der  Ausführung  des  Werkes  nichts  mehr  im  Wege  und  schon 
am  9.  Januar  1893  konnte  der  städtische  Schlacht-  und  Viehhof 
eröffiiet  werden. 

Die  Anstalten,  deren  Anlage  rund  2  403  000  Mk.  kostete,  hatten  in 
Ausgabe  und  Einnahme  folgende  Resultate: 


Schlachthof. 


Gebühren 

£%  1               ^ 

Ver- 
waltungs- 

£^ t               ^ 

Ein- 

Aus- 

7o der 

%  der 

Nr. 

Jahr 

nahmen 

gaben 

Einnahmen 
aas  dem  Be- 

/ V 

Gesamt- 

und 
Betriebs- 

IV 

Gesamt- 

trieb selbst 

einnähme 

kosten 

ausgaben 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1 

1. 1.  bU 

77407 

77  993 

43514 

56,21 

25412 

32,58 

1.  4.  1893 

(Nor  3  Monate) 

2  ,  1893/94 

380474 

380  474 

212  760 

55,92 

94  994 

24,94 

3      1894.95 

358  742 

358  742 

205  485 

57,28 

91  826 

25,6 

4      1895/96 

373023 

372981 

221  473 

59,38 

94  335 

25,29 

5  '  1896/97 

455  950 

455  950 

253  166 

55,74 

98730 

21,65 

6  1  1897/98 

440  S19 

440819 

252911 

57,37 

95564 

21,23 

7 

1898^99 

502  572 

502  572 

268  837 

53,49 

100  555 

20,07 

8 

1899A900 

511  700 

511680 

283  698 

55,44 

loi  833 

19,9 

Nr. 

Jfthr 

nahmen 

gaben 

aus  dem  Be- 
tneb  selbst 

Gegam^ 

ßeSiebB- 
kosten 

Gwamt- 

ausgabe 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1 

1H92/93 

'3  771 

13771 

5806 

.,„ 

3812 

27,75 

2 

1893,94 

69096 

69096 

34789 

50,4 

13260 

32,21 

3 

1894/95 

62972 

62972 

29  z  14 

46,39 

16034 

2546 

4 

1895,^ 

53  421 

53421 

18596 

34,82 

1318. 

24,68 

5 

ISäGIdl 

53123 

53123 

21940 

41,32 

13130 

24,72 

6 

1897/98 

5482a 

54822 

21770 

39,73 

13797 

25,18 

7 

1898.;J9 

53054 

53054 

22152 

41,72 

13251 

24,98 

8 

1899/1900 

56146 

56.46 

24382 

43.42 

13299 

23,68 

Betrachtet  man  diese  Rechnungsergebnisae  der  PriTatge  werbe - 
betriebe  der  Stadt,  so  wird  es  auf  den  ersten  Blick  klar,  daß  die 
HoffDungen,  die  man  bei  ihrer  GriünduDg  auf  sie  gesetzt,  sich  glänzend 
erMIt  haben.  Namentlich  tritt  das  zu  Tage  bei  dem  Qas-  und  Wasser- 
werke. Wenn  die  Erfolge  bei  dem  Schlacht-  und  Viehhof  bisher 
nodh  nicht  so  glänzend  waren ,  so  liegt  das  wohl  an  der  Jugend 
dieses  Unternehmens.  Die  Betriebsergebnisse  des  städtischen  Vieh- 
hofs haben  allerdings  b^i  weitem  nicht  die  Erwartungen  erfüllt,  welche 
an  dieselben  gestellt  wurden,  wenngleich  sie  von  Beginn  an  mit  Kück- 
sicht  darauf,  daß  hierselbst  bisher  kein  Schlachtviehmarkt  bestanden 
hat,  keine  hohen  waren.  Die  Auftriebsziffer  war  demgemäß  durch- 
weg eine  schwache  und  an  den  Markttagen  nur  ein  mittelmäßiger 
und  ruhiger  Auftrieb  vorhanden;  in  Bindern  und  Kleinvieh  war  der 
Auftrieb  manchmal  so  unbedeutend,  daß  von  einer  bestimmten  Preis- 
bildung nicht  gesprochen  werden  konnte. 

Die  Schuld  iUr  diese  Erscheinungen  ist  sowohl  bei  dem  Ver- 
käufer wie  bei  den  Käufern  zu  suchen.  Die  Händler  benutzten  nach 
wie  vor  aus  Bequemlichkeit  ihre  Handelsställe  zur  Abmachung  der 
Geschäfte  und  die  Fleischer  deckten  ihren  Bedarf  vorzugsweise  auf 
dem  Lande,  womit  sie  ihrer  alten  Gewohnheit  treu  blieben. 

Es  ist  dies  Verbalten  der  Interessenten  um  so  bedauerlicher  als 
der  Viehhundel  von  Halle  ein  recht  bedeutender  ist  und  Lage  ood 
Verkehrsverhältnisse  der  Stadt  so  güustige  siud,  daß  die  allmähliche 
Entwicklung  eines  bedeutenden  Schlachtviehmarktee  erwartet  werden 
sollte,  der  nicht  nur  im  stände  ist,  den  einheimischen  Bedarf  zu 
decken,  sondern  auch  dem  Exporte  zu  dienen. 
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Letzteres  ist  natürlich  nicht  zu  erreichen,  so  lange  die  hiesigen 
Geschäftstreibenden  ihren  alten  Gewohnheiten  treu  bleiben,  und  da- 
durch der  Auftrieb  auf  den  Märkten  naturgemäß  ein  geringer  ist. 
£in  einigermaßen  bemerkbares  Steigen  der  Auftriebe  war  erst  im 
Betriebsjahre  1898/99  zu  verzeichnen.  In  den  einzelnen  Jahren  war 
der  Vieh- Auf-  und  Abtrieb  folgender: 


1 

I 

TT 

III 

Jahr 

Auftrieb 

nach  dem 

Viehhof 

Auftrieb  nach 

I 

Gegen  das  Vorjahr 

Xr 

dem 
Schlacht- 
hof 

aus- 
wärts 

% 

^^  1  * 

mehr 

/o 

weniger 

1 

3 

4 
5 
6 
7 

8 

9.  Jan.  bis  März 

1893 

1.  April  1893  bis 

31.  März  1894 

1894-95 

1895-96 

1896—97 

1897-98 

1898—99 

1899—1900 

4  559 

24  997 
27  711 

14406 

17738 
19469 

23537 
26445 

23988 

27489 

14059 
17568 

19300 

23444 
25097 

1009 
222 

347 
170 

114 

148 
1348 

3286 

3332 

1731 
4068 

3053 

13,14 

23,06 

29,75 
20,89 

12,93 

13305 

52 

Als  Kachtrag  bringen  wir  die  Gebührenordnung  für  den  städtischen 
Schlacht-  und  Viehhof: 

A.   Schlachthof 

I.  Untersuchungsgebübren. 

1  Bind 1,50  Mk. 

1  Kalb 0,40    „ 

1  Schaf  oder  Ziege 0,30    „ 

1  Schwein 0,75    „ 

IT,  Schlachtgebühren. 

1  Ochse  oder  Bulle       4,—  Mk. 

1  Kuh  oder  Färse 3,50     „ 

1  Kalb  (bis  140  kg  lebend  oder  85  kg  Schlachtgewicht)  .  1, —     „ 

1  Schaf  oder  Ziege 0,75     „ 

1  Schwein 2,25     „ 

1  Spanferkel  (bis  4  Wochen  alt) 0,25     „ 

1  Zicklein  (bis  zu  10  kg  lebend  oder  6  kg  Schlachtgewicht  0,25     „ 

1  Pferd 4,—     „ 

1  Hund 0,50     „ 

XLIV.  7 
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III.  Schaugebühren  für  eingeführtes  frisches  Fleisch. 

1  Rindernertel 0,80  Mk. 

1  halbes  Kalb 0,45     „ 

1  halbes  Schaf  oder  Ziege 0,36     „ 

1  halbes  Schwein 1, —     „ 

1  Schweins-  oder  Kalbsleber 0,05     „ 

1  Spanferkel  (bis  4  Wochen  alt) 0,20     „ 

1  Zicklein  (bis  6  kg 'Schlachtgewicht) 0,20     „ 

1  Pferdeviertel 0,80    „ 

1  Hund 0,45     „ 

lY.  Trichinenschaugebühren. 

Für    die    Untersuchungen    eines    ganzen    Schweines    oder 

eines  Teils 0,75  Mk. 

V.  Wiegegebühren. 

Für  jede  angefangenen  50  kg 0,05  Mk. 

mindestens. für  jede  Wägung 0,10 

für  ein  lebendes  Tier  jedoch  nicht  mehr  als 0,50 


r 
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B.  Viehhof. 

I.  Marktgebühren. 

1  Rind 1,50  Mk. 

1  Kalb 0,40    „ 

1  Schaf  oder  Ziege 0,30     „ 

1  Schwein 0,75     „ 

II.  Wiegegebühren. 

Für  jede  angefangenen  50  kg 0,05  Mk. 

mindestens  für  jede  Wägung 0,10    „ 

für  ein  lebendes  Tier  jedoch  nicht  mehr  als 0,50     „ 

Vergleichen  wir  einmal  die  Schlachtgebühren  1898  für  verschiedene 
Städte,  so  ergibt  sich  folgendes  (Beträge  in  Mark.): 


—    99     — 


Rinder 

^9  ••  V  ■ 

Schafe  und 

^r^  A           ^ 

Stadt') 

Ochsen 

Kühe 

Schweine 

Kälber 

anderes 
Kleinvieh 

Pferde 

Aachen 

5,00 

3,20—3,50 

2,20 

1,00 

0,80 

« 

5,00 

Barmen 

2-^ 

3—3,50 

1,00 

0,75 

7,00 

Berlin 

hSo 

1,00 

0,50 

0,30 

Breslau 

4,30 

3,50 

0,45 

0,35 

3,80 

Dortmnnd 

0,75 

1,25—2,50 

0,70—1,00 

0,50 

5,00 

Frankfurt 

2,50 

2,00 

1,00 

0,50 

0,10—0,35 

2,50 

HaUe  a.  S. 

5,00 

4,50 

2,50 

1,10 

0,90 

4,00 

Hamburg 

300 

0,80 

1,00 

0,30 

4,00 

Hannover 

3,10            1,60 

1,15 

0,55 

0,40 

2,50 

£öln 

2,25—4,00 

1,80—2,30 

0,70 

0,45 

4,50 

Mannheim 

1,30 

0,50 

0,30 

0,30 

1,50 

Düsseldorf  (1900) 

3,50 

2,00 

1,40 

0,50 

0,40 

3,50 

Hieraus  zeigt  sich,  daß  Halle  neben  Aachen  und  Bannen  die 
hei  weitem  höchsten  Sätze  hat,  die  die  allerdings  abnorm  niedrigen 
Sätze  in  Berlin  und  Mannheim  um  das  2-,  3-  und  sogar  4  fache  über- 
steigen, wie  ja  iLberhaupt  die  ganze  Tabelle  die  Verschiedenartigkeit 
der  Gebührenhöhe  in  den  durchweg  großen  Städten  zeigt. 

Zu  bemerken  ist  noch,  daß  die  Gebührenordnung  im  Laufe  der 
Jahre  yerschiedentlich  geändert  wurde,  daß  diese  Änderungen  aber 
stets  nur  unbedeutende  Herabsetzungen  resp.  Erhöhungen  der  Gebühren 
darstellen. 

Am  Ende  des  Jahrhunderts  war  es  dem  Schlacht-  und  Viehhof 
allerdings  noch  nicht  möglich,  Überschüsse  an  die  Eämmerei  abzu- 
führen, wie  das  bei  dem  Gas-  und  Wasserwerk  der  Fall  ist,  was 
aber  bei  der  Jugend  des  Unternehmens  —  erst  7  Jahr  alt  —  durch- 
aus erklärlich  ist. 

Wir  sehen  aus  den  Tabellen,  daß  sich  auch  in  Halle  Einnahme- 
quellen haben  erschließen  lassen,  die  keinerlei  Belastung  der  Arbeit 
darstellen. 

Diese  Unternehmungen  garantieren  um  ihres  konkurrenzlosen 
Charakters  willen  auch  den  Gewinn.  „Hier  steht  wohl  noch^',  um  mit 
Adolf  AVagner  zu  reden,  ,.eine  bedeutende  Entwicklung  in  Aussicht, 
je  mehr  man  von  dem  Bestreben  abkommt,  eine  Menge  wichtiger  ge- 
meinnütziger Einrichtungen  der  Aktiengesellschaft  zur  Ausbeutung  zu 
überlassen  und  sie  in  finanziell  oft  recht  vorteilbafter  Weise  auf 
Rechnung  des  interessierenden.  Selbstverwaltungskörpers  ausführt  und" 


0  Brandt,  S.  304. 
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betreibt".  Das  Monopol  der  Beleuchtung  ist  früher  vielfach  von  den 
Gemeinden  dem  privaten  Großkapital  überantwortet  worden.  Schon 
jetzt  versteht  man  es  kaum  noch,  wie  unsere  Väter  selbst  aus- 
ländischen, z.  B.  englischen  Aktiengesellschaften  das  Beleuchtungs- 
wesen deutscher  Städte  ausliefern  konnten.  So  hat  z.  B.  Berlin^) 
im  Jahre  1825  einer  englischen  Gesellschaft  das  ausschließliche  Recht 
gegeben,  die  öffentlichen  Straßen  und  Plätze  innerhalb  der  Bing- 
mauer  teils  mit  Gaslicht,  teils  durch  Öllampen  zu  beleuchten.  Die 
Eonzession  lief  auf  21  Jahre.  Als  sie  am  1.  Januar  1847  geendigt 
war,  fing  die  Stadt  Berlin  an,  selbst  Gasanstalten  zu  gründen.  Nach- 
dem man  einige  Zeit  mit  einem  Defizit  gearbeitet  hatte,  stellten  sich 
schließlich  Überschüsse  heraus,  die  im  Etatsjahr  1891/92  5  320450  Mk. 
betrugen,  wovon  4855000  Mk.  Reingewinn  waren.  1896/97  hat  Berlin 
aus  seinen  städtischen  Gaswerken^)  außer  der  Verzinsung  und 
Amortisationsquote  noch  einen  Überschuß  von  4116685  Mk.  heraus- 
gezogen,  Hamburg  stellte  aus  diesen  Überschüssen  für  allgemeine 
Zwecke  zur  Verfügung  3  593416  Mk.,  Köln  815  765  Mk.,  Barmen 
417138  Mk.,  Altena  193  054  Mk.  Halle,  wie  in  der  Tabelle  ver- 
zeichnet ist,  1899/1900  304000  Mk. 

„Bei  der  Abgabe  von  Licht",  so  sagt  Damaschke  S.  197,  „hat  die 
oft  erhobene  Forderung,  daß  man  den  Abnehmern  größerer  Quanti- 
täten einen  Ausnahmepreis  gewähre  keine  Berechtigung.  Die  großen 
Etablissements,  die  hier  in  Betracht  kommen,  Caf6s,  Hotels  u.  s.  w. 
sollen  den  Durchschnittspreis  zahlen.  Jeder  Pfennig,  der  hier  ein- 
kommt, entlastet  auf  der  anderen  Seite,  und  es  sind  in  der  Begel 
starke  Schultern,  die  große  Quantitäten  Licht  den  Gemeindebetrieben 
entnehmen.  Auf  der  anderen  Seite  soll  die  Gemeinde  aber  auch 
diesen  Durchschnittspreis  in  sachlich  gerechtfertigten  Grenzen  halten. 
Zahlreiche  Gemeinden  versuchen  aber,  das  Beleuchtungsmonopol 
zu  einer  wesentlichen  Einnahmequelle  für  allgemeine  Zwecke  zu  be- 
nutzen^, was  nach  unserer  unmaßgeblichen  Meinung  auch  nur  gerecht- 
fertigt erscheint. 

Wir   möchten   auf   die    oben   erwähnte    Forderung    mit  einigen 
Worten  eingehen. 

Wir  halten   es    nur   für    angebracht,    den  Abnehmern   größerer 

Quantitäten  einen  Ausnahmepreis  zu  gewähren  aus  folgenden  Gründen : 

In  Halle   spielt  jetzt  neben  der  Gasbeleuchtung  die  elektrische 


1)  Rowe,  S.  86. 

*)  Damaschke,  S.  197. 
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Beleuchtung  eine  große  Rolle.  Nicht  nur,  daß  jetzt  alle  größeren 
Qeschäfte  elektrische  Beleuchtung  haben,  schon  die  Hauptstraßen 
sind  elektrisch  beleuchtet.  Diese  Beleuchtungsart  wird  immer  mehr 
in  Anwendung  kommen,  so  daß  schließlich  die  städtische  Gasanstalt 
nach  und  nach  immer  geringere  Einnahmen,  die  nun  in  die  Kasse 
des  Elektrizitätswerks  fließen  werden,  haben  wird.  Die  Gasanstalt 
wird  sich  nach  neuen  Abnehmern  umsehen  müssen,  sie  wird  also  vor 
allem  neben  einer  Preisermäßigung  für  Leuchtgas,  das  Gas  für  Koch- 
und  Heizzwecke,  dessen  jetziger  Preis  10  Pfg.  pro  Kubikmeter  beträgt, 
auch  noch  billiger  abgeben  müssen. 

Mau  muß  vor  allem  daran  denken,  daß  bei  einem  Rückgange 
des  Gasbedarfs  und  der  Gasproduktion  auch  ein  Ausfall  an  Neben- 
produkten der  Gasgewinnung  eintreten  wird,  und  mit  ihm  ein  weiterer 
Ausfall  an  Einnahmen.  Nun  könnte  man  einwenden:  Was  die  Gas- 
anstalt an  Einnahmen  verliert,  kommt  dem  Elektrizitätswerke  zugute. 

Allerdings!  Nur  muß  man  dabei  bedenken,  daß  die  städtischen 
Gewerbebetriebe  für  sich  wirtschaften,  daß  sie  also  auch  ihre  Ver- 
zinsung und  Amortisationsquote  herausarbeiten  müssen,  daß  sich  bei 
starkem  Rückgange  der  Einnahmen  die  Anlage,  die  dann  vielleicht 
für  die  geringe  Produktion  zu  großartig  wäre,  gar  nicht  bezahlt  macht. 

Es  würde  das  eine  ähnliche  Unrentabilität  ergeben,  wie  die,  die 
Damaschke  von  den  Gasanstalten  und  Wasserwerken  verlangt,  daß 
die  Gemeinden  nämlich  nur  so  viel  Gewinn  aus  ihnen  ziehen,  „daß 
das  zu  öffentlichen  Zwecken  gebrauchte  Gas  und  Wasser  von  den 
Einnahmen  aus  der  Privatabgabe  mitgetragen  werde ^^  Rentabel  jedoch 
müssen  derartige  Gewerbebetriebe  sein,  wenn  wir  auch  nicht  auf  dem 
Standpunkte  stehen,  daß  z.  B.  eine  Stadt  wie  Stettin,  wo  der  Selbst- 
kostenpreis für  1  cbm  Wasser  8  Pfg.  beträgt,  ihrerseits  18  Pfg.  fordert. 
In  Halle  betrug  1899/1900  der  Durchschnittserlös  für  1  cbm  Wasser 
13,02  Pfg.  gegen  13,28  Pfg.  im  Jahre  vorher.  Der  Selbstkostenpreis 
für  1  cbm  Wasser  betrug  9,23  Pfg.  gegen  8,81  Pfg.  im  Jahre  vorher. 
Diese  Durchschnittspreise  von  13,02  und  13,28  Pfg.  sind  als  „in  sach- 
lich gerechtfertigten  Grenzen  gehalten''  zu  betrachten. 

Wir  geben  in  folgenden  Tabellen  für  die  letzten  10  Jahre  den 
Verbrauch  an  Gas. 

Die  bei  1897/98,  1898/99,  1899/1900  fehlenden  7,  8  und  6  %  be- 
rechnen sich  auf  Gasverlust. 

Der  Abgabepreis  für  den  Kubikmeter  Gas  betrug  ursprünglich 
für  Leuchtgas  an  Private  18  Pfg.,  von  1898/99  an  16  Pfg.,  für  Gas 
zu  Heiz-,  Kraft-  u.  s.  w.  Zwecken  13,5  Pfg.,  jetzt  10  Pfg. 
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TL    Die  Schulden  der  Stadt 
Schulden,  ioBbesondere  Anleihen. 

£b  ist  nicht  unsere  Absicht,  das  ganze  städtische  Schuldenwesen 
zu  betrachten,  wir  begnügen  uns  im  wesentlichen  damit,  die  von  der 
Stadt  aufgenommenen  Anleihen  zu  betrachten. 

Im  18.  Jahrhundert  hatte  die  vom  Staat  in  zentralistischem 
Sinne  durchgeführte  ßeform  der  städtischen  Verwaltung  Yor  allem 
die  ÜberBchuldung  der  Städte  beseitigt  (Fiiedr.  Wilhelm  I.  ließ  lun 
die  Zustände  in  Halle  a.  S.  völlig  zu  bessern,  den  offenen  Konkurs 
über  die  Stadt  anssprechen) ,  so  daß  die  grofie  Mehrzahl  der 
preußischen  Städte,  wenn  auch  nicht  schuldenfrei,  doch  nur  mit 
einem  mäßigen,  durch  den  aktiven  VermögeuBstand  gedeckten  Be- 
stand an  Kämmereischulden  iu  das  19.  Jahrhundert  eintraten. 
(Wie  schon  erwähnt,  finden  wir  im  Jahre  1606  die  enorme 
Schuldenlast  der  Stadt  auf  den  geringfügigen  Betrag  von  23070  Tlr. 
(6d310  Mk.)  berabgedrückt.)  Die  politischen  Ereignisse  der  beiden 
ersten  Jahrzehnte  des  19.  Jahrhunderte  griffen  in  die  Entwicklimg 
des  Scbuldenwesens  nach  zwei  Richtungen  ein.  Die  ungeheuren 
Leistungen,  welche  einzelnen  Städten,  von  den  feindlichen  Befehls- 
habern auferlegt  wurden,  und  welche  später  die  Reaktion  gegen  die 
französische  Herrschaft  in  den  Befreiungskriegen  verlangte,  konnten 
aus  den  laufenden  Aasgaben  nicht  bestritten  werden.  Die  Städte 
nahmen  daher  in  weitestem  Umfange  fremde  Kapitalien  auf. 
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Die  EeorganisatioD  des  preußischen  Staates  aber  brachte  den 
Städten  die  Selbstverwaltung  nnd  als  deren  erste  große  Aufgabe  die 
Wiederherstellung  des  Gleichgewichts  im  städtischen  Haushalt. 

Auch  Halle  sah  sich  zu  Obligationenanleihen  genötigt.  Unter 
der  Gesamtschuld  der  Stadt  im  Jahre  1816  im  Betrage  von  382  000  Tlr. 
(696000  Mk.)  (a.  1806,  23070  Tlr.  (69  210  Mk.)  befanden  sich  für 
181740  Tlr.  (546220  Mk.)  Obligationsschulden.  Diese  Obligationen 
der  Städte  sind  zum  Teil  als  Anfang  des  heutigen  Kommunalschulden- 
wesens  anzusehen,  weil  ihre  Beste  vielfach  den  Gegenstand  der  den 
Anfang  des  neueren  Anleihewesens  bildenden  Konsolidierung  in  der 
Mitte  dieses  Jahrhunderts  bildeten,  und  ihre  Bückzahlung  noch 
nicht  beendet  war,  als  die  moderne  Entwicklung  des  Städtehaushaltes 
die  Entstehung  neuer  Schulden  bedingte. 

Im  Jahre  1817  *)  wurde  ein  Bürgerausschuß  unter  dem  Namen 
„Schxddentilgnngskommission"  eingesetzt,  welche  ganz  unabhängig 
vom  Magistrate  fungieren  sollte  und  die  getrennt  von  der  Kämmerei, 
welche  gewisse  Einnahmen  an  sie  abzuführen  hatte,  verwaltet  wurde, 
jedoch  mit  der  Beschränkung,  daß  Ausfälle  der  Kämmerei  aus  ihren 
Beständen  gedeckt  werden  mußten.  Mit  dieser  Beschränkung  wurden 
ihr  zunächst  die  Einnahmen  aus  dem  Bierpfennig  (1818:  2622  ^/^  Tlr. 
=  7868  Mk.)  die  Oktroi-  und  Wagegeldgefälle  (1818:  17119  Tlr. 
=  51357  Mk.)  der  Kaufschoß  (1818:  1396  V«  Tlr.  =  4190  Mk.), 
sowie  der  Erlös  von  zu  verkaufenden  Grundstücken  und  eine  andere 
geringfügige  Abgabe  (für  Kähne)  überwiesen. 

Der  Gesamtschuldenstand  der  drei  Städte  (Glaucha  und  Neu- 
markt waren  am  1.  November  1813  eingemeindet)  betrug  einschließlich 
der  23  070  Tlr.  =  69  210  Mk.  vom  Jahre  1806  266  259  Tlr.  =  798  777  Mk. 
Obwohl  der  Staat  die  gegen  ihn  für  nicht  bezahlte  Leistungen  in  den 
Jahren  1806—13  liquidierten  Beträge  von  39971  Tlr.  =  119931  Mk. 
nicht  ersetzte,  •  so  gelang  es  doch  der  Kommission  nicht  nur  diesen 
Betrag  bis  zum  Jahre  1824  auf  74891  Tlr.  =  224673  Mk.  zu  re- 
duzieren, sondern  auch  vom  1.  Juli  1825  ab  die  Zinsen  sämtlicher 
Stadtschulden  auf  4%  herabzudrücken  und  die  infolge  dieser  Kon- 
vertierung gekündigten  Kapitalien  von  60  535  Tlr.  =  181605  Mk. 
prompt  zurückzuzahlen.  Es  wurde  zugleich  beschlossen,  die  nicht 
gekündigten  Beträge  nunmehr  durch  jährliche  Verlosung  planmäßig 
zu  amortisieren,  auch  der  Kasse  zur  Durchführung  dieser  Tilgung 
den  Ertrag  des  Zuschlags  zu  der  inzwischen  vom  1.  September  1820 


^)  V.  Hagen  U,  S.  308  u.  309. 
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ab  erhobenen  Mahl-  und  Schlachtsteuer  an  Stelle  der  Einnahmen  aus 
der  mit  derselben  in  Wegfall  gekonamenen  Personalsteuer  ^)  und  das 
Oktroi  und  die  Bierpfenniggefälle  zu  überweisen.  Am  Ende  des  Jahres 
1829  wurde  die  Kommission  aufgelöst,  nachdem  unter  ihrer  Ver- 
waltung die  Stadtschulden  auf  den  Betrag  von  147  618  Tlr. = 442  864  Mk. 
und  die  Zinslast  von  jährlich  13  200  Tlr.  =  39600  Mk.  auf  4745  Tlr. 
=  14235  Mk.  reduziert  .waren,  ein  Resultat,  welches  außer  durch 
eine  umsichtige  Verwaltung  sehr  wesentlich  durch  den  Verkauf  oder 
Vererbpachtung  einiger  mehr  oder  weniger  wertvoller  städtischer 
Grundstücke  erzielt  wurde.  Nach  der  Auflösung  der  Kommission 
fiihr  man  mit  der  Tilgung  der  Stadtschulden  fort.  Sehr  wesentlich 
half  hierbei  ein  Kgl.  Gnadengeschenk  von  30  000  Tlr.  =  90  000  Mk. 
für  die  nicht  erfolgte  Zurückzahlung  der  gegen  den  Staat  aus  den 
Jahren  1806 — 13  liquidierten  Beträge. 

Bereits  a.  1841  waren  nur  noch  Stadtobligationen  im  Betrage 
von  64800  Tlr.  =  194400  Mk.  vorhanden,  die  von  1844  amortisiert 
werden  sollten:  372^0  Zinsen  %  7o  alljährlicher  Tilgungsquote,  so 
daß  die  Tilgung  innerhalb  48  Jahren  bewirkt  sein  sollte. 

Anmerkang.  Die  Schuldentilgungskommisslon  begann  ihre  Tätigkeit  mit  der 
Aufforderung  an  die  Einwohner,  ihre  Forderungen  an  die^ei  vereinigten  Städte 
zu  liquidieren  und  gewärtig  zu  sein,  dafür  neu  auszugebende  anriOO,  50,  2d  und 
10  Tlr.  lautende  b^/^ige  Stadtobligationen  zu  empfangen,  mit  deren  Ausgabe 
schon  am  8.  Dezember  1817  begonnen  werden  konnte.  Dies  ist  die  oft  zitierte 
Anleihe  von  1818,  deren  Hauptzweck  die  Tilgung  der  Kriegsschulden  öus  den 
Befreiungskriegen  war,  der  Kriegsschulden,  die  eben  in  den  Forderungen  der 
Einwohner  an  die  3  vereinigten  Städte  bestanden.  — 


Ahnlich  wie  Halle  gingen  einige  andere  Städte  der  Provinz  voi% 
so,  daß  um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  ein  großer  Teil  ihrer  Schulden^ 
abgezahlt  war.    Freilich  war  dieser  Erfolg  *)  auch  in  Halle  nur  durch  ""- 
den  Verzicht^  auf  die  Ausführung  solcher  Anlagen   erkauft,   die  nur  | 
durch  weitere  Anspannung  der  finanziellen  Kräfte  der  Städte  hätten  S 
geschaffen  werden  können.  ^ 

Trat  hiermit  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  zweifellos 
ein  Stillstand  in  der  Entwicklung  des  Städtewesens  ein   (namentlich 
während   der  Jahre  1819 — 22),    so  ist   der  Grund   für   denselben  in     : 
dieser  Entwicklung  des  Kommunalschuldenwesens  zu   suchen.     Aber 
andererseits  ist  nicht  zu  verkennen,   daß   der   gewaltige  Fortschritt, 

^)  Unter  französischem  Kegiment  belief  sich  der  Betrag  der  Person alsteuem 
für  Halle  auf  22  472  Frcs.  =  17  978  Mk. 
•)  Kahler,  S.  91. 


\ 
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den  die  städtische  Verwaltung  auf  allen  ihren  Gebieten  unter  aus» 
gedehnter  Inanspruchnahme  des  öfifentlichen  Kredits  in  der  zweiten 
Hälfte  dieses  Jahrhunderts  gemacht  hat,  unmöglich  gewesen  wäre, 
wenn  die  finanzielle  Kraft  der  Städte  noch  allgemein  und  dauernd 
durch  die  Abzahlung  jener  alten  Kriegsschulden,  die  nun  einmal  vor- 
handen waren  und  daher  getilgt  werden  mußten,  in  Anspruch  ge- 
nommen wäre.  Die  Tilgung  der  in  der  ersten  Periode  des  städtischen 
Schuldenwesens  kontrahierten  Schulden  ist  demnach  eine  der  wesent- 
lichsten Vorbedingungen  für  die  gewaltige  Entfaltung  des  Kommunal- 
Schuldenwesens  in  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  gewesen, 
des  Schuldenwesens,   das  für  Halle  mit  dem  25.  Juni  1848   beginnt. 

Es  folgt  eine  Zusammenstellung  der  aufgenommenen  Anleihen. 
(Siehe  Tabelle  S.  106.) 

Dies  sind  die  gesamten  Anleihen,  die  bis  zum  Ende  des  Jahres 
1900/1901  von  der  Stadt  Halle  a.  S.  aufgenommen  wurden.  Wir 
haben  in  der  Tabelle  schon  kurz  die  Zwecke,  zu  welchen  sie  ver- 
wendet worden  sind,  angegeben. 

Wir  wollen  jedoch  auf  die  älteren  Anleihen,  die  schon  alle  getilgt 
sind,  nämlich  die  Anleihen  von  1818 — 1871,  deren  Verwendung 
spezialisiert  nicht  mehr  recht  nachzukommen  ist,  noch  etwas  näher 
eingehen. 

1.  Die  Anleihe  von  1818  ist  eine  sogenannte  Kriegsanleihe,  die 
die  Stadt  aufnahm,  um  die  Kriegsschulden,  die  sie  infolge  der  Be- 
freiungskriege zunächst  bei  den  Einwohnern  machte,  zu  tilgen;  und 
zwar  geschah  dies  einfach  durch  Hergabe  von  Obligationen :  es  wurden 
10  Tlr..,  25  Tlr.-,  50  Tlr.-  und  100  Tlr.-Stücke  hergegeben  und  zwar 
so,  daß  von  den  10  Tlr.-Stücken  immer  10,  von  den  25  Tlr.-Stücken 
immer  4  und  von  den  50  Tlr.-Stücken  immer  2  dieselbe  Nummer 
hatten,  so  daß  die  Einheit  immer  100  Tlr.  war.  Diese  Anleihe  betrug 
im  ganzen  560280  Mk.  Ihr  Zinsfuß  bei  der  Begebung  war  ö^/^;  er 
wurde  aber  mehrfach  konvertiert  und  sank  schließlich  auf  37«  %• 
Der  letzte  Rest  dieser  Anleihe  wurde  am  2.  Januar  1891  getilgt,  so 
daß  sie  72  Jahre  gelaufen  ist. 

2.  Die  Anleihe  von  1848  in  Höhe  von  180000  Mk.  wurde  ver- 
wandt zum  Straßenbau.  Sie  wurde  begeben  in  2  Abteilungen,  eine 
zu  4  und  eine  zu  5*^/^.  Leider  sind  aber  die  diesbezüglichen 
Kontrollbücher  nicht  mehr  vorhanden,  so  daß  nähere  Angaben  unter- 
bleiben müssen.  Der  letzte  Rest  dieser  Anleihe  wurde  zurückbezahlt 
am  1.  April  1888,  so  daß  sie  also  40  Jahre  gelaufen  ist. 
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3.  Die  ÄDleihe  von  1856  im  Betrage  von  600000  Mk.  wurde 
aufgenommen  zum  Bau  der  Gasanstalt.  Der  Zinsfuß  bei  der  Be- 
gebung war  5%.  Gekündigt  und  zurückgezahlt  wurde  die  Anleihe 
im  Jahre  1880  (1.  Oktober),  so  daß  sie  24  Jahre  gelaufen  ist. 

4.  Die  Anleihe  von  1867  im  Betrage  von  1800000  Mk.  wurde 
aufgenommen  zum  Bau  der  Wasserleitung  und  des  Gymnasiums  und 
wurde  verzinst  mit  .4^2  %.  Sie  wurde  im  Jahre  1882  aufgenommen 
in  die  neue  Anleihe  von  1500000  Mk.,  so  daß  sie  also  mit  diesem 
Jahre  verschwindet;  sie  ist  mithin  15  Jahr  gelaufen. 

5.  Die  Anleihe  von  1871  im  Betrage  von  900000  Mk.  wurde 
aufgenommen  zur  Ausfuhrung  von  Bauten  und  gemeinnützigen  Unter- 
nehmungen und  sollte  mit  5  7o  verzinst  werden,  verschwand  aber  schon 
im  Jahre  1874  in  der  in  diesem  Jahre  aufgenommenen  3  000  000  Mk.- 
Anleihe  mit  4^/,  %iger  Verzinsung. 

Das  sind  die  schon  getilgten  Anleihen  der  Stadt  Halle  a.  S., 
deren  Verwendung  aber,  wie  schon  bemerkt,  nicht  mehr  recht  nach- 
zukommen ist,  was  uns  jedoch  gelungen  ist  für  alle  nachfolgenden 
Anleihen,  die  allesamt  noch  nicht  getilgt  sind. 

Die  noch  nicht  getilgten  Anleihen  der  Stadt  Halle  a.  S. 


Nr. 

Jahr  der 
Anleihe 

Betrag 
Mk. 

Schloßjahr 

der 

Tilgung 

Es  waren  Zinseu- 

und  Tilgunsrsraten 

im  Jahre  1902  zu 

bezahlen 

Mk. 

1 
2 
3 
4 
5 
6 

1874 
•1882 
1883 
1886 
1892 
1900 

3000000 
I  500000 
450000 
6000000 
7000000 
12000000 

R.  J.  F. 
1915 
1928 

1928/1937 

162  080,50 
81  605,50 

20  548,75 
283  090,50 

319977  — 
273  720,— 

Summe 

29  950  000 

I  141  022,25 

6.  Den  Reigen  eröflFnet  die  3  000  000- Anleihe  vom  Jahre  1874. 
Diese  Anleihe  wird  dem  Reicbsinyalidenfond  entnommen  gegen 
Schuldverschreibung.  Hierbei  wollen  wir  bemerken^),  daß  die  vom 
Keichsinvalidenfond  gewährten  Anleihen  streng  genommen  überhaupt 
nicht  Inhaber-  sondern  Namenanleihen  sind.  Denn  über  jede  Anleihe 
ist  nur  eine  Schuldverschreibung  auf  den  Namen  des  Beichsinvaliden- 
fond  ausgestellt.    Aber  der  Keichsinvalidenfond  hat  diese  Darlehen 


>)  Kahler,  S.  17. 
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nur  unter  der  Bedingung  begeben,  daß  die  Schuldner  jederzeit  auf 
Verlangen  des  Keichsinvalidenfond  oder  seines  Rechtsnachfolgers  diese 
Namenanleihe  mit  nur  einer  Schuldurkunde  in  eine  Inhaberanleihe 
unter  den  im  Privileg  festgestellten  Bedingungen  umschreiben  müssen. 
Es  kann  also  jederzeit  jede  Anleihe  im  jeweiligen  Nominalbetrage  in 
eine  Inhaberanleihe  umgewandelt  werden ;  freilich  ist  dieser  Fall  noch 
nicht  eingetreten  und  so  auch  nicht  bei  unserer  Anleihe  die  zur 
Tilgung  älterer  Anleihen,  nämlich  der  von  1848  und  1871,  aufgenommen 
wurde.     Der  Zinsfuß  bei  der  Begebung  betrug  4^/,  %. 

über  die  spezialisierte  Verwendung  dieser  und  der  folgenden  An- 
leihen werden,  wie  gesagt,  die  folgenden  Tabellen  Aufschluß  geben. 

7.  Die  nächste  Anleihe  von  1883,  die  sogenannte  Theateranleihe 
wurde  zum  Bau  des  Stadttheaters  verwandt,  und  es  betrug  ihr  Nominal- 
wert 450000  Mk.,'  ihr  Zinsfuß  bei  der  Begebung  S^/g  *^/p ;  daß  sie  aber 
für  diesen  Zweck  nicht  ausreichte,  zeigt  schon 

9.  Die  Anleihe  von  1886,  die  im  Betrage  von  6  000  000  Mk.  allen 
möglichen  Zwecken  dienen  sollte:  so,  wie  schon  gesagt,  noch  zum 
Theaterbau,  dann  zur  Erweiterung  der  Kanalisation,  der  Gas-  und 
Wasserwerke,  zu  dem  Bau  des  Schlachthofes,  des  Leihamtes,  der 
Marktplatzeinrichtung,  zum  Bau  des  Ratskellers  (neues  Rathaus), 
archäologischen  Instituts,  zum  Bau  von  Schulen,  zur  Anlage  eines 
Friedhofs  und  zur  Straßenregulierung, 

Der  Zinsfuß  bei  der  Begebung  war  S^/g  ^/q. 

10.  Ebenso  mannigfaltige  Bedürfnisse  sollte  die  Anleihe  von 
1892  befriedigen  im  Nominalbetrage  von  7  000000  Mk.  bei  SVo  und 
4 Zotiger  Verzinsung. 

Ihre  Verwendungszwecke  sind,  wie  gesagt,  sehr  mannigfaltig: 
Erweiterung  der  Kanalisation,  der  Mädchenschule,  des  Rat- 
hauses, des  Schlachthofes,  Bau  des  Ratskellers,  des  Landwehrzeug- 
hauses, von  Mittelschulen  und  Pfarrwohnhäusern,  Grundstückerwerb 
und  Straßenregulierung.  Bau  einer  Desinfektionsanstalt,  eines  Feuer- 
wehrdepots, eines  Elektrizitätswerks,  einer  Volksbadeanstalt,  von  Saale- 
brücken, einer  Restauration  auf  der  Peißnitz. 

11.  Schließlich  seien  noch  die  Verwendungszwecke  der  Anleihe 
von  1900  im  Nominalbetrag  von  12000000  Mk.  bei  3 V^  %iger  Ver- 
zinsung angeführt:  für  das  G-aswerk,  Wasserwerk,  für  die  Kanalisation, 
Schulbauten,  Straßenregulierungen,  verschiedene  Hochbauten,  Brücken- 
bauten, Bau  einer  städtischen  Schwimm-  und  Badeanstalt,  Kasemen- 
bau,  Tilgung  älterer  Anleihen  (1874)  und  für  Verschiedenes. 
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Es  dürfte,  wie  wir  schon  sagten,  nun  von  großem  Interesse  sein, 
genau  zu  verfolgen,  einmal  wieviel  von  den  Anleihen  ^)  für  die  be- 
treffenden Zwecke  aufgewandt  wurde,  dann  aber  auch,  inwiefern  der 
Verzinsung  und  Tilgung  diejenigen  Verwaltungen  obliegen,  die  durch 
ihren  industriellen  Charakter  die  Beträge  dafür  aus  ihren  Gewinnen 
zu  bestreiten  haben. 

Wir  haben  schon  hervorgehoben,  daß  die  „städtischen  Gewerbe- 
betriebe" die  Zinsen  und  Tilgung  der  durch  sie  verursachten  Schulden 
aus  ihren  eigenen  Erträgen  zu  bestreiten  haben.  Wir  haben  aber 
auch  gesehen,  daß  die  Anleihen  auch  zu  anderen  Zwecken  benutzt 
worden  sind,  wie  z.  B.  für  Schul-,  Brücken-,  Straßenbauten  u.  s.  w. 
Dies  sind  alles  Zweige  der  städtischen  Verwaltung,  die  obwohl  von 
größter  Wichtigkeit,  doch  ihrer  Natur  nach  nicht  imstande  sind,  selbst 
die  Verzinsungs-  und  Tilgungßsumme  aus  ihren  Erträgen  aufzubringen. 
Sie  machen  die  eigentliche  Kämmereischuld  aus,  deren  Verzinsung 
und  Tilgung  aus  der  Stadthauptkasse,  i.  a.  w.  aus  den  Steuern  zu 
bezahlen  sind.  Es  ist  immerhin  für  ein  städtisches  Finanzwesen  von 
großer  Wichtigkeit,  inwieweit  die  Schuldenverzinsung  und  Tilgung 
aus  den  Erträgen  ihrer  industriellen  Unternehmungen  bestritten  werden 
kann  oder  nicht.  In  den  folgenden  Tabellen  wollen  wir  diese  Frage 
also  von  den  verschiedenen  Gesichtspunkten  aus  betrachten. 

Wir  müssen  jetzt  die  noch  nicht  getilgten  Anleihen  in  zwei 
Gruppen  scheiden,  nämlich: 

1.  Die  Schulden  der  städtischen  Werke,  die  aus  ihren  Erträgen 
soweit  als  möglich  die  Verzinsung  sowohl  als  Tilgung  bezahlen  müssen. 
Im  großen  ganzen  reichen  die  Erträge  samt  und  sonders  aus,  ja 
einige  liefern,  wie  wir  gesehen  haben,  noch  darüber  bedeutende  Über- 
schüsse an  die  Kämmerei  ab. 

2.  Die  eigentliche  Kämmereischuld,  welche  diejenigen  Teile  der 
Anleihen  in  sich  schließt,  deren  Verwendungszwecke  einen  mehr  allge- 
meinen Charakter  haben  und  sich  weniger  als  industrielle  Unter- 
nehmungen, wie  dies  bei  den  städtischen  Werken  der  Fall  ist,  aus- 
zeichnen. 

Demgemäß  kann  im  allgemeinen  auch  nicht  aus  ihren  Erträgen 


^)  Die  getilgten  Anleihen,  obwohl  von  einem  gewissen  historischen  Interesse, 
bieten  wenig  für  unsere  jetzige  Zeit,  und  hauptsächlich  darum,  weil  die  meisten 
durch  spätere  Anleihen  gedeckt  sind.  So  wird  der  Grund  ihrer  Nichtverfolgung, 
daß  wir  nämlich  den  einzelnen  Verwendungszwecken  aus  Materialmangel  nicht 
mehr  nachkommen  konnten,  noch  verstärkt. 
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die  Verzinsung  und   Tilgung  bestritten   werden,  sondern  diese  muS 
aus  den  allgemeinen  ordentlichen  Einnahmen  der  Stadt  bezahlt  werden. 

Folgende  Tabellen   sollen  die   Verwendung  der  29950  000  Mk. 
und  zwar  nach  den  yorhergehenden  G-esichtspunkten  angeben: 


Verwendung  der  Anleihen  zu  städtischen,  industriellen  und 
anderen  Unternehmungen  hezw.  städtischen  Werken. 


Datum 
der 

Betrag 

Für 
städtische 
Gaswerke 

Für 
städtische 
Wasser- 
werke 

Für  den 

Sohlacht- 

und 

Für 

das 

Leih- 

Summe 

Rest 

Anleihe 

ver- 
wendet 

ver- 
wendet 

Viehhof 

amt 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

jp. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Anleihe  1874 

3000000 

_ 

776  548 

^ 

_ 

776  548 

2  223  452 

Darlehn 

n        1882 

I  500000 

— 

— 

— 

— 

1  500000 

«        1883 

450000 

— 

— 

— 

450000 

„        1886 

6000000 

500000 

500000 

I  000000 

150000 

2  150000 

3850000 

n        1892 

7000000 

350000 

550000 

I  000000 

— 

I  900000 

5  100  000 

1900 

12000000 

450000 

400000 

— 

— 

850000 

II  150000 

Summe 

29950000 

I  300000 

2  226  548 

2000000 

150000 

5  676  548 

24  273  452 

29  950  000 

Wir  wollen  im  Anschluß  an  die  Tabelle  über  die  Verwendung 
der  durch  Anleihen  aufgebrachten  Summen  zur  Einrichtung  städtischer 
Werke  eine  kurze  Übersicht  über  die  Verwendung  der  eigentUchen 
Kämmereianleihen  geben,  um  zu  zeigen,  in  welchen  Maße  die  „nicht- 
industriellen^  städtischen  Anstalten  und  Einrichtungen  an  diesen 
Anleihen  beteiligt  sind.    (Siehe  Tabelle  S.  111.) 

Wir  haben  schon  Gelegenheit  gehabt,  die  Bedingungen  der  Ver- 
zinsung und  Tilgung  jeder  einzelnen  dieser  Schulden  zum  Teil  dar- 
zulegen. 

Es  dürfte  wohl  nicht  ohne  Interesse  sein,  zu  zeigen,  wie  weit 
die  Tilgung  dieser  Anleihen  am  Ende  des  Etatsjahres  1902/03  fort- 
geschritten ist  und  wie  sich  die  Verzinsung  derselben  verteilt.  (Siehe 
Tabelle  S.  112  u.  113.) 
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Entwicklung  der  Tilgung  der  Anleihen 


Datum 

der 
Anleihe 


Bis  zum 

Betrag 

1.  April 

der 

1902 

Anleihe 

getilgte 

Summe 

2 

3 

Betrag  der 

Schuld 

am 

1.  April  1902 


Betrag  der 

Tilgungs- 

Verzinsung 

rate 

im 

im 

Jahre 

Jahre 

1902/03 

1902/03 

5 

6 

Betrag  der 

Schuld  am 

31.  März  1903 

nach  Abzug 

der 
Tilgungsrate 


Kämmereischnld 

oder  die 
aus  der  Stadt- 
hauptkasse xa 
bezahlende 


Ver- 
zinsung 

8 


Tilgungs- 
rate 


1874 
(Darlehn) 
'  1882 
1883 
1886 
1892 
1900 


3000000 

I  500000 

450000 

6000000 

7000000 

12000000 


2  261  200 

656200 
loi  500 
I  095000 
4978001 

37  500 ! 


738800 

843800 

348500 

4905000 

6  502  200 

1 1  962  500 


26  905,50 

28  605,50 

12  048,75 

169  690,50 

227  577,00 

197  220,00 


135  175 

53000 
8500 

113  400 

92400 

76500 


603625 

790800 

340000 

4791600] 

6  409  800  \ 

X I  886  000  ) 


26  905,50 

28  605,50 
12048,75 


462811,22 


135  175  *) 


53000«) 
8500 


231*83,53 


Summe 


29  950  000 


4  649  200  25  300  800   662  047,25   478  975   24  821  825  530  370,97 


427  958.53 


Einige  Geschichtliche  Daten  zur  Erklänmg  der 
Finanzlage  am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts. 


Fehlen  uns  leider  auch  detaillierte  urkundliche  Auskünfte  über 
die  Finanzlage  der  Stadt  bis  zum  Anfang  des  15.  Jahrhunderts,  so 
kann  doch  mit  Bestimmtheit  angenommen  werden,  daß  sie  schon 
damals  nicht  ganz  günstig  waren. 

Die  fast  Jahrhunderte  sich  hinziehenden  inneren  Zwistigkeiten 
zwischen  den  aristokratischen  Elementen,  den  Pfännern,  und  den 
Demokratischen,  den  Zünften,  die  Kriege  und  Fehden,  in  die  die  Stadt 
nach  außen  hin  verwickelt  wurde,  vor  allem  mit  den  Erzbischöfen 
mußten  nicht  nur  einen  sehr  nachteiligen  Einfluß  auf  manche  Haupt- 
einnahmequelle der  Kämmerei  ausüben,    sondern  auch  die  Behörden 


^)  Diese  beiden  Beträge  (Verzinsung  und  Tilgung,  Spalte  10  und  11  —  An- 
leihe von  1874)  sind  in  den  Beträgen  von  Spalten  8  und  9  mit  enthalten,  weil 
eine  Trennung  nicht  erfolgen  konnte.  Dieselben  sind  daher  nur  der  besseren 
Übersicht  halber  mit  aufgeführt.  Die  Verzinsung  und  Tilgung  der  l^heater- 
anleihe  von  1883  erfolgt  durch  die  Kämmereikasse. 
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und  Verteilang  der  Verzinsnng  (in  Mk.). 


Schuld  der 
Gasanstalt 

-Betrag  für 

Schuld  der 
Wasserwerke 

Betrag  für 

Schuld  des 

Schlacht-  und 

Viehhofs 

Betrag  für 

Gottesacker- 
kasse 

Betrag  für 

Leihamt 
Betrag  für 

Elek- 

trizitäts- 

Werk 

Betrag  für 

Ver- 
zinsang 

10 

Til- 

gungs- 

rate 

11 

Ver- 
zinsung 

12 

Til- 

gangs- 

rate 

13 

Ver- 
zinsung 

14 

Til- 
gungs- 
rate 

15 

Ver- 
zinsung 

16 

Til- 

gungs- 

rate 

17 

Ver- 
zinsung 

18 

Til- 
gungs- 
rate 

19 

tg 

20 

21 

1    - 

1 

4526,50 

3642145») 

57775,19') 

67491,39 

25  950,49 

4071,91 

2689,09 

5922,84 

3077,16 

1    - 

8520,00; 

8  180,79 
37  489,35 

3  954,18  \ 
10819,05) 

8520,00 

4526.50 

45670,14 

14  773,33 

67491,39 

25  950,49 

4071,91 

2689,09 

5922,84 

3077,16 

— 

— 

der  Stadt  zu  vielen  anßergewöhDlichen  Ausgaben  nötigen,  die  nur 
durch  Ausschreibung  außerordentlicher,  die  Bürgerschaft,  je  nach 
dem  Verhältnis  ihres  Vermögens  in  Anspruch  nehmender  Kollekten 
bestritten  werden  konnten.  Die  häufige  Wiederkehr  solcher  Aus- 
schreibungen und  der  wohl  nicht  unbegründete  Verdacht,  daß  seitens 
der  herrschenden  Geschlechter  die  Mittel  der  Stadt  nicht  immer  if^ 
rein  städtischem  Interesse  verwendet  wurden,  ist  jedenfalls  eine  Hauf^h 
veranlassuDg  zu  dem  Aufstande  gewesen,  der  a.  1427  der  All^e^ 
herrscbaft  der  Patrizier  im  Bäte  ein  Ende  machte.  .ji  ,no 

Doch  scheinen  unter  dem  neuen  demokratischen  Regimentibiotf 
die  finanziellen  Verlegenheiten  eher  gemehrt  als  gemindert  3(1  föitben. 
Jedenfalls  hatte  die  Stadt  bereits  a.  1438  eine  für  die  damaßg^oi^V^h 
hältnisse  äußerst  bedeutende  Schuldenlast  von  über  16OOOO|l[.L(ung0fj|hr) 
257  000  Mk.)  aufzuweisen.  Um  nicht  bei  der  eigenen  Pfir^Qt)  ia  M^ 
kredit  zu  geraten,  mußte  der  Bat  die  fehlenden  Mi^l  iMlf-n^y^^ 
anderem  als  auf  dem  früher  beliebten  Wege  außerordenAttfh^^^^U^liitf^ 
beschaffen.  Man  machte  weiter  Schulden  in  der  I^oymiifoM  Dn^l^tli 
und  legte  dadurch  den  Grund  zu  der  fast  beis^^Hpulti  <>  j^iu«pi7h 
kalamität,  welcher  mehrere  Jahrhunderte  späte]^|.^rp[  g^j^^.^n^^err* 
lieber  Machtspruch  ein  Ende  machen  konnte.    .^,.^  j^ifoihMiia  v.mh)  ^ih 

So  erkaufte  man  sich  die  Erlaubnis,  Yon ^^^fpi^j^jx^^^^j\^in  die 
Stadt  kommenden  Wagen  3  Pfg.  Wegepfeni^i§|.5ijj„^^ijßnjjja,pJ,i^^. 
XLIV.  ^  8 
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vom  Erzbischof  Friedrich  mit  einem  Darlehn  von  8000  rhein.  Gulden 
(ungefähr  13  760  Mk.). 

Namentlich  für  den  Kardinal  Albrecht  mußte  die  Stadt  viel 
leisten  und  borgen.  So  kam  es,  daß  in  kaum  48  Jahren  (1536 — 1583) 
der  Gesamtbetrag  des  in  solcher  Weise  von  der  Stadt  für  nicht 
kommunale  Zwecke  gemachten  Aufwandes,  d.  h.  also  der  im  Interesse 
des  Kardinals  seitens  des  Rates  kontrahierten  Schulden  die  enorme 
Höhe  von  356592  Gulden  17  Gr.  10  Pfg.  (ungefähr  614540  Mk.) 
erreicht  hatten,  ohne  die  sehr  beträchtlichen  Naturalleistungen  der 
Stadt  in  den  Kriegsjahren  und  die  bedeutenden  Geschenke,  die  den 
Erzbischöfen  Älbrecht  (1513—45),  Johann  Albrecht  (1546—50),  Fried- 
rich IV  (1551—52),  Sigisraund  (1552—66)  und  Joachim  Friedrich 
(1567 — 98)  aus  Anlaß  der  ihnen  zu  leistenden  Huldigung  und  bei 
anderen  festlichen  Gelegenheiten  nach  damaligen  Brauch  „verehrt" 
wurden,  sowie  die  Unkosten  für  Feste,  die  ihnen  und  ihren  fürstlichen 
Gästen  zu  Ehren  vom  Rat  veranstaltet  wurden. 

Im  Jahre  1622  waren  1464189  Gulden  (ungefähr  2  518404  Mk.) 
Schulden  vorhanden;  im  Jahre  1623  konnte  man  nicht  einmal  die 
fälligen  Zinsen  ohne  finanzielle  Anstrengung  vollständig  und  regel- 
mäßig bezahlen.  Schließlich  kam  es  natürlich  dahin,  daß  die  Bürger 
nichts  mehr  mit  „des  Kats  Schulden^'  zu  tun  haben  wollten. 

Sie  wollten  dem  finanziellen  Elend  durch  eine  unter  Mitwirkung 
der  Regierung  zustande  gebrachte  „neue  Ordnung  und  Verwaltung 
der  Güter  und  Einnahmen  der  Stadt"  (21.  Januar  1625)  Einhalt 
tun;  dieser  Plan  wurde  aber  durch  das  Kriegselend  dieser  Zeit  ver- 
eitelt, denn  schon  am  5.  November  1625  ergab  sich  Halle  den  Truppen 
Wallensteins. 

Es  begann  nun  eine  neue  finanzielle  Aussaugung  der  Stadt,  von 
der  sich  Halle  erst  unter  dem  großen  Kurfürsten  wieder  einigermaßen 
erholte.  Dieser  fand  bei  den  Arbeiten,  die  auf  die  organische  Ein- 
fügung der  Stadt  in  den  HohenzoUernschen  Staat  hinzielten,  große 
Verwirrung  in  den  Finanzen  vor.  Es  folgte  natürlich  eine  genaue 
Prüfung  der  Finanzlage  und  Feststellung  des  Umfanges  der  Schulden, 
die  die  Höhe  von  4692817  Tlr.  (14078451  Mk.)  erreicht  hatten, 
d.  h.  pro  Kopf  der  Bevölkerung  335  Tlr.  (1005  Mk.). 

Der  große  Kurfürst  erließ  daher  eine  „neue  Kegimentsordnung", 
die  einer  möglichst  sparsamen  Wirtschaft  die  Wege  ebnen  sollte. 

So  wurde  ein  Aufsichtsbeamter  über  das  städtische  Finanzwesen 
angestellt,  der  zugleich  städtischer  und  landesherrlicher  Beamter  war. 
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Er  führte  mit  zwei  Kämmerern  und  dem  Kämmereischreiber  die  Finanz- 
yerwaltnng.  Durch  das  kurfürstliche  Kabinett  wurde  der  jährliche 
Etat  vorgeschrieben  und  halbjährliche  Visitation  der  Finanzlage  vor- 
behalten. Trotzdem  konnte  die  Stadt  jährlich  nur  1800  Tlr.  Schulden 
abzahlen  (6400  Mk.);  darum  ließ  Friedrich  Wilhelm  L,  um  die  Zu- 
stände völlig  zu  bessern,  den  offenen  Konkurs  über  die  Stadt  aus- 
sprechen, unter  dem  26,  Juli  1717  wurde  in  Berlin  ein  neues 
Reglement  des  Halleschen  Ejreditwesens  erlassen,  wodurch  die  Gemeinde- 
schuld auf  10  %  herabgesetzt  wurde ;  es  sollten  ferner  zur  schnelleren 
Abstoßung  des  Restes  jährlich  womöglich  3—4000  Tlr.  (=  9—12  000  Mk.) 
abgezahlt  werden.  Die  Gemeinde  hatte  also  immer  noch  trotz  der 
radikalen  Regulierung  des  Schuldenwesens  470  000  Tlr.  (=  1 410  000  Mk.) 
zu  amortisieren  und  verzinsen.  Die  anfanglich  zu  diesem  Zwecke  im 
Kämmereietat  ausgeworfenen  1 800  (=  5400  Mk.),  dann  sogar  3 —4000  Tlr. 
(=  9 — 12  000  Mk.),  waren  nach  und  nach  mit  Rücksicht  auf  ander- 
weitig dringliche  Ausgaben  bis  auf  600  Tlr.  (=  1800  Mk.)  herab- 
gesetzt, und  selbst  dieser  Betrag  hatte  in  manchen  Jahren  nicht  gezahlt 
werden  können.  Dazu  kamen  nun  noch  die  schweren  Opfer,  die  der 
7  jährige  Krieg  der  Stadt  auferlegte,  rund  551 949  Tlr.  (=  1 655  847  Mk.), 
und  für  welche  die  von  Friedrich  den  Großen  durch  2  Kabinetsordres 
von  1764  und  1766  zur  Verteilung  auf  die  geschädigten  Einwohner 
geschenkweise  überwiesenen  40000  Tlr.  (=  120000  Mk.)  nur  einen 
geringen  Ersatz  gewähren  konnten.  Es  muß  überraschen,  wenn  man 
trotzdem  die  Schulden  der  Stadt,  und  zwar  einschließlich  der  von 
den  Kämmerern  und  anderen  Beamten  und  städtischen  Pächtern  ge- 
leisteten Kautionen  im  Jahre  1806  auf  den  geringfügigen  Betrag  von 
23070  Tlr.  (=69  210  Mk.)  herab,  d.  h.  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
auf  0,887  Tlr.  (2,62  Mk.)  gedrückt  findet 

Wie  es  möglich  gewesen  ist,  innerhalb  90  Jahren  (1717 — 1806) 
ein  so  überaus  günstiges  Resultat  zu  erzielen,  trotz  der  das  ganze 
18.  Jahrhundert  dauernden  mißlichen  Verhältnisse,  darüber  geben 
leider  die  Akten  im  Archiv  auch  nicht  die  geringste  Auskunft.  So 
viel  steht  fest,  daß  hierbei  der  Verkauf  von  städtischem  Grundeigen- 
tum keine  namhafte  Rolle  gespielt  haben  kann  (nach  Hagen). 

Es  läßt  sich  (nach  derselben  Quelle)  die  schnelle  Abstoßung  der 
Schulden  vielleicht  durch  die  Annahme  erkläreo,  daß  viele  Gläubiger 
der  Stadt,  die  infolge  der  lange  Jahre  trostlosen  Finanzen  die 
städtischen  Schuldscheine  von  deren  früheren  Besitzern  zu  Spott- 
preisen  an   sich  gebracht,   sich  zur  Einlösung  derselben  mit  einen 

mäßigen  Profit  begnügend,  noch  unter  dem  reduzierten  Betrage  von 

8* 
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10^/^  des  Nennwertes  herbeigelassen  haben,  dann  aber  anch  durch 
das  vom  großen  Kurfürsten  angebahnte  und  von  seinen  Nachfolgern 
streng  festgehaltene  System  der  äußersten  Sparsamkeit,  ein  System,, 
das  freilich  auch  in  seinen  Eonsequenzen  dahin  führte,  daß  durch 
Berücksichtigung  nur  des  unbedingt  Notwendigsten,  die  öffentlichen 
Anstalten  in  ihrer  Entwicklung  gehemmt,  für  Erhaltung  der  Straßen 
und  Plätze  so  gut  wie  nichts  und  für  die  Erhaltung  der  öffentlichen 
Gebäude  gerade  nur  soviel  getan  wurde,  als  im  Interesse  der  Sicher- 
heit und  Wohnbark eit  nötig  erschien. 

Den  Beweis  hierfür  liefern  die  Kämmereirechnungen  ans  dem  An- 
fang dieses  Jahrhunderts.  (Es  folgen  die  Abschlüsse  von  1801/02  und 
1805/06  S.  117.)  Wir  wollen  diese  beiden  Abschlüsse  kurz  betrachten^ 
leider  aber  ist  es  nicht  möglich,  diese  Abschlüsse  nach  irgend  welchen 
Schema  zu  betrachten,  da  sie  erstens  detailiert  nicht  mehr  vorhanden 
sind,  und  zweitens  aus  diesen  Abschlüssen,  die  uns  v.  Hagen  über- 
liefert hat,  die  Art  der  einzelnen  Einnahmen  und  Ausgaben  heute 
gar  nicht  mehr  zu  erkennen  ist.  Wir  ziehen  es  daher  vor,  uns  eng 
an  V.  Hagen  ^)  anzuschließen,  während  wir  für  die  spätere  Zeit,  da 
von  1810  an  die  Akten  noch  vorhanden  sind,  die  Budgets  für  die 
Jahre  1810 — 13  bringen  werden,  an  deren  Hand  der  Leser  sich  ein 
Bild  machen  kann  von  dem  finanziellen  Zustande  der  Stadt  unter 
westfälischem  Regiment;  im  übrigen  verweisen  wir  auf  v.  Hagen  11, 
287 — 291,  wo  die  finanzielle  Lage  der  Stadt  in  diesen  Jahren  eine 
eingehende  Berücksichtigung  findet. 

Also  die  Abschlüsse  ergeben  neben  Erträgen  von  städtischen 
Grundstücken  sehr  schwankende  und  unsichere  Einnahmen,  und  unter 
den  Ausgaben  vermißt  man  vor  allen  diejenigen  Ausgaben,  die  in 
den  städtischen  Etats  heutigentags  einen  sehr  bedeutenden  Platz 
einnehmen,  so  die 

Ausgaben  für  städtisches  Yolksschulwesen, 
Armenwesen,  Bauwesen,   die  Beleuchtung  u.  s.  w. 

1.  Da  die  geringen  sub  3  imd  10  des  Abschlusses  pro  1805/0& 
aufgeführten  Beträge  sich  lediglich  auf  das  lutherische  Gymnasium 
beziehen,  so  bleibt  für  das  Yolksschulwesen  bei  einer  Bevölkerung 
von  rund  26000  Menschen  nichts  übrig. 

2.  Auch  mit  dem  städtischen  Armenwesen  war  es  schlecht  be- 


1)  V.  Hagen  II,  S.  264,  65,  66,  67. 
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stellt.     Zur  Armenpflege  leistete  die  Kämmerei   nur  einen  unter  18 
der  Ausgabe  steckenden  Zuschuß  von  100  Tlr. 

Die  eigentlichen  Beiträge  zur  Armenpflege  wurden  durch  das 
König].  Almosenamt,  wenn  auch  in  durchaus  ungenügender  Weise 
durch  Hauskollekten,  beziehentlich  durch  die  zur  Unterstützung  des- 
selben im  Jahre  1799  vom  Kanzler  Niemeyer  gestiftete  Gesellschaft 
freiwilliger  Armenfreunde  aufgebracht. 

3.  Es  gehören  dahin  endlich  die  Kosten  der  Straßenbeleuchtung, 
die  durch  eine  besondere  „Kommission  der  halleschen  Stadtlaternen 
und  Straßenbeleuchtung"  direkt  von  den  Einwohnern  unter  der  Be- 
zeichnung „Olgeid"  eingezogen  wurden,  jedoch  nie  ausreichten,  um 
eine  auch  nur  leidlich  genügende  Beleuchtung  zu  liefern. 

Auch  die  Aufwendungen  für  die  städtischen  Grundstücke  (wozu 
man  unseres  Erachtens  nach  auch  die  Erhaltung  der  Straßen  u.  s.  w. 
rechnen  muß,  also  für  das  Bauwesen)  waren  gering;  a.  1805/06  bean- 
spruchten sie  kaum  den  10.  Teil  der  Gesamteinnahme,  während  sie 
1864  fast  den  5.  Teil  derselben  absorbierten  und  1900  13,17  <>/;  der 
Gesamtausgabe  ausmachten.  Dahingegen  erforderten,  um  dies  ein- 
zufügen im  Jahre  1805/06  die  Besoldungen  des  Magistrats  und  der 
rathäuslichen  und  Stadtbedienten  nahezu  22  %,  im  Jahre  1864  hingegen 
nur  wenig  über  8®/o  von  der  Gesamtausgabe  oder  pro  Kopf  (Be- 
völkerung 1806:26000)  1806  etwa  11  Sgr.,  1864  (45  700)  rund 
8%  Sgr.,  trotzdem  1806  der  Stadtpräsident  nur  625  Tlr.  (=  1875  Mk.) 
(max.),  der  jüngste  Katmann  nur  202  Tlr.  (min.)  oder  606  Mk.  erhielt, 
und  1900/01  erforderte  diese  Ausgabe  2,364  7o  von  der  Einnahme 
nach  dem  laufenden  Haushaltsplan. 

So  waren  die  Finanzverhältnisse  der  Stadt  in  den  ersten  Jahren 
dieses  Jahrhunderts.  Wie  aus  den  obenstehenden  Abschlüssen  zu 
ersehen  ist,   schloß  man  in   diesen  Jahren  immer  mit  Überschuß  ab. 

Gesund  kann  man  ein  derartiges  Sparsystem,  das  wie  vorhin 
schon  gesagt,  nur  die  allernotwendigsten  Aufwendungen  machte  und 
wichtige  kulturelle  Pflichten  vernachlässigt,  nicht  nennen ;  und  vielleicht 
hätten  sich  mit  der  Zeit,  der  Anfang  dazu  war  gemacht,  die  Finanz- 
verhältnisse der  Stadt  wieder  gehoben,  so  daß  man  sich  auch  höheren, 
gemeinnützigen  Aufgaben  schon  damals  hätte  zuwenden  können,  da 
brach  das  Verhängnis  von  neuem  herein. 

Am  17.  Oktober  1806  wurde  Halle  durch  die  Franzosen  erobert; 
die  Stadt  kam  zunächst  unter  den  Druck  eines  französischen 
Kommandanten,  dessen  Aufgabe  es  im  Verein  mit  einem  Intendanten 
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war,  für  den  richtigen  und  piinktlicheQ  Eingang  der  ihr  zur  Last  ge- 
legten schweren  Eontributionen  zu  sorgen.  Bis  ins  nächste  Jahr 
hinein,  bis  zum  Abschluß  des  Tilsiter  Friedens,  blieb  seitens  des 
Magistrats  die  Verbindung  mit  den  preußischen  Behörden  bestehen, 
dann  kam  die  Stadt  monatelang  unter  das  eiserne  Szepter  eines  rück- 
sichtslosen Militärregiments,  das  sich  aber  immer  noch  der  bis  dahin 
bestandenen  Organisation  der  städtischen  Verwaltung  bediente,  bis 
am  7.  Dezember  in  dem  1.  Bulletin  des  lois  du  royaume  de  West- 
phalie  die  Konstitution  des  Königreichs  Westfalen,  dessen  Geschicke 
nunmehr  die  Stadt  teilen  sollte,  publiziert  wurde. 

Das  Königreich  wurde  auf  Grund  der  Fundamentalsätze  der 
Konstitution  durch  Königl.  Dekret  vom  24.  Dezember  1807  in  8 
Departements  eingeteilt,  jedes  Departement  unter  Leitung  eines 
Präfekten  wieder  in  3—5  Distrikte  unter  Leitung  eines  ünterpräfekten, 
jeder  Distrikt  in  Kantone  und  Munizipalitäten  unter  Leitung  eines 
Maire  eingeteilt.  Halle  gehört  zum  Departement  der  Saale,  Distrikt 
Halle,  Kanton  Halle  (Munizipalstadt). 

Es  würde  zu  weit  führen,  die  Grundzüge  der  neuen  Verwaltungs- 
organisation  zu  erörtern,  jedenfalls  aber  wurde  die  Verwaltung  aus- 
schließlich in  die  Hände  des  Maire  gelegt,  dem  zur  Seite  ein  aus 
20  Mitgliedern  bestehender  Munizipalrat,  der  aber  nur  dekorativ 
wirkte  ^),  und  3  Adjunkten  und  2  Polizeikomissare  standen. 

Die  Kollegialverwaltung  war  also  vollständig  beseitigt.  Natür- 
lich mußten  unter  einem  derartigen  Regiment  auch  die  Finanzen 
stark  leiden,  da  ja  den  Bürgern  das  Kecht  des  Einspruchs  und  der 
Kontrolle  einfach  genommen  war.  Es  begann  also  unter  dem  west- 
fälischen Regiment  der  abermalige  Verfall  des  städtischen  Haushalts, 
und  der  Zustand  der  Kämmerei  wurde  umso  mißlicher  als  zu  gleicher 
Zeit,  in  der  sie  schon  mit  einer  bedeutenden  Kriegsschuld  belastet 
war,  nicht  allein  eine  ihrer  vorzüglichsten  Quelle,  die  Abgabe  des 
Kaufschosses *)   durch   Aufhebung  desselben   versiegte,   sondern   ihr 


^)  Für  jedes  Jahr  wurde  eine  lOtägige  Sitzong  des  Munizipalrates  (Beginn 
15.  NoTember)  angeordnet,  in  welcher  der  Maire  die  von  ihm  dem  Ünterpräfekten 
zu  legende  Rechnung  über  die  Munizipal-Einnahmen  und  Ausgaben  unter  Abgabe 
des  Vorsitzes  vorzulegen  und  der  Rat  über  die  bestehenden  Ortsbedürfnisse,  über 
die  zur  Bestreitung  derselben  nötigen  Anleihen,  Oktrois  u.  s.  w.  zu  berat- 
schlagen hatte. 

*)  T.  Hagen  U,  S.  228,  außerdem  siehe  „Die  Abgaben  im  Anfang  des 
19.  Jahrhunderts*^.  Der  Kauüschoß  von  Häusern,  Tal-  und  anderen  Gütern  im 
Stadtgebiete,  terminlich  binnen  6  Jahren  von  Zeit  des  geschlossenen  Kaufs,  und 
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auch  durch  Aufnahme  der  Kosten  für  die  öffentliche  Straßenbeleuchtung 
und  eines  jährlichen  Zuschusses  von  1200  Tlr.  zur  Armenpflege  in 
ihrem  Etat  neue  und  verhältnismäßig  große  Ausgaben  wurden. 


F.   Betrachtungen  über  das  Finanzwesen 
der  Stadt  unter  besonderer  Berücksichtigung  der 

Eommunalsteuenu 


I^ach  diesen  wenigen  geschichtlichen  Daten  zur  Erklärung  der 
Finanzlage  im  Anfang  des  Jahrhunderts,  wollen  wir  übergehen  zur 
Betrachtung  der  Gemeindefinanzen  im  Verlaufe  des  letzten  Jahr- 
hunderts. 

Es  schien  uns  einmal  angemessen  bei  der  Betrachtung  der 
Finanzen  einer  Gemeinde  während  des  großen  Zeitabschnittes  von 
100  Jahren  nicht  ein  Schema  anzuwenden,  wie  es  etwa  für  die 
theoretische  Betrachtung  der  Gemeindefinanzen  in  Betracht  kommt, 
sondern  es  ist  uns  yielmehr  von  Wichtigkeit,  die  Gemeindefinanzen 
von  Halle  a.  S.  während  des  19.  Jahrhunderts  im  engsten  An- 
schluß an  die  Abschlüsse  und  Etats  zu  betrachten. .  Erst^res  Vor- 
gehen nämlich  würde  ein  zu  unübersichtliches  Bild  der  Ent- 
wicklung hervorbringen,  während  letzteres  in  steter  Verbindung  mit 
der  Frage: 

„Welches  ist  das  Verhältnis  der  Gemeindesteuern  zur  städtischen 
Finanzgebahrung  während  des  Jahrhunderts?"  für  eine  solche  Be- 
trachtung einmal  ganz  zweckdienlich  ist,  zumal  da  die  Hauptaus- 
gaben und  -Einnahmen  fast  während  des  ganzen  Jahrhunderts  unter 
demselben  Titel  erscheinen.  Wir  verhehlen  uns  natürlich  nicht,  daß 
es  immerhin  recht  gewagt  erscheint,  unter  diesen  Gesichtspunkten 
eine  Betrachtung  anzustellen,  da  einmal  noch  in  der  Mitte  des  Jahr- 


zwar  zu  einem  Teile  sofort  nach  letzterem  mit  3  fl.  6  ggr.  von  jedem  Hundert  der 
Kaufsumme  zu  entrichten. 

Titel  8,  1  der  „Ordnung  und  Verfassung  über  die  Administration  und  Ver- 
waltung gemeiner  Stadtgüter  und  Einkünfte  in  der  Stadt  Halle  (1687). 
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hunderts    die    EtatS'    und   Verwaltungsberichte   in   höchst  primitiver 
Form   erscheinen,  ja  daß  sie  nicht  viel  von  dem  Aussehen  der  im 
Anfange  des  Jahrhunderts  geschriebenen  Etats  eingebüßt  haben.    Eine 
wesentliche  Änderung  oder  besser  Neuerung  tritt  in  die  Erscheinung 
mit  dem  Jahre  1861,  in   dessen  Verwaltungsbericht  zum  ersten  Male 
die   außerordentlichen    Einnahmen   und   Ausgaben    verzeichnet   sind, 
die  früher  anscheinend  selbständig  registriert  wurden,  und  denen  des- 
wegen nicht  mehr  nachzukommen  ist.     Aber  auch  die  einzelnen  Titel 
dieser  außerordentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  wechseln  bis  zum 
Ende  des  Jahrhunderts  häufig,  erscheinen  wohl  hin  und  wieder  auch 
in  den  ordentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben.    Dieser  Wirrwar  ist 
ja  ganz  erklärlich^   wenn  man  bedenkt,   daß  noch  im  letzten  Drittel 
des  Jahrhunderts  die  Form  der  Etats  oft  geändert  wurde ;  so  wurden 
z.  B.    unter  7  aufeinanderfolgenden  Bürgermeistern    die    Form   des 
Etats    6 mal    geändert,    wodurch    natürlich    kein    System    entstehen 
konnte,   das  eine  deutliche  Übersicht   ermöglichte.    So  wären   auch 
späteren  Versuchen,    eine  genaue  Gruppierung  der  einzelnen  Bedürf- 
nisse durchzuführen,  unglaubliche  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gelegt, 
ganz   abgesehen   davon,   daß   während  des  ganzen  Jahrhunderts  eine 
Beibe   von  Institutenkassen   und  Fonds    neben   der  Stadthauptkasse 
(Kämmerei)  bestanden,  die  zum  Teil  mit  dieser  in  Beziehung  stehen, 
z.  B.  die  Kassen   des  Gas-  und  Wasserwerks  u.  s.  w.,  die  entweder 
ihre   Überschüsse    an   die   Kämmerei    abliefern    oder    Unterstützung 
brauchen  und  diese  in  den  Zuschüssen  der  Kämmerei   erhalten,  zum 
Teil  immer  ganz  selbständig  neben  der  Kämmerei   verwaltet  wurden, 
ohne   der  Stadt  weder  direkte  Vorteile  noch  Nachteile  zu  bringen, 
z.   B.   die  Kassen  der   Stiftungen   und  dergleichen.     Von  all  diesen 
Kassen,  soweit  sie  nicht  in  Beziehung  zur  Kämmerei  stehen,  müssen 
wir  natürlich  absehen,    um  nicht  die  Übersicht  über  die  Rechnungs- 
resultate   der  eigentlichen  Betriebsverwaltung,   d.  h.  die   ordentlichen 
Einnahmen   und  Ausgaben   der  Kämmerei,   das   eigentliche   Bild  der 
Entwicklung   der  städtischen  Finanzen  zu  verwischen,   vor  allem,  da 
es  uns    bei   unserer  Betrachtung  darauf  ankommt  das  Verhältnis  der 
Gemeindesteuern  zu  den  ordentlichen  Einnahmen  und  Ausgaben,  deren 
Verhältnis    nur   durch   die   Steuern    ausgeglichen   werden   kann,    zu 
berücksichtigen . 

Der  Stand  der  Finanzen  kurz  vor  der  Eroberung  der  Stadt  durch 
die  Franzosen,  war,  wie  wir  schon  hervorhoben,  ein  durchaus 
ungünstiger.  Von  den  92  980  Mk.  betragenden  Ausgaben  bilden 
28  759  Mk.  „Besoldungen  des  Magistrats,  der  rathäuslichen  und  Stadt- 
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bedienten,  d.  h.  also  fast  22%  der  Gesamtausgaben,  während  unter 
den  128  387  Mk.  betragenden  Einnahmen  der  Ertrag  vom  Grund- 
eigentum in  der  Höhe  von  50  263  Mk.  die  größte  Rolle  spielte,  indem 
er  39,15%  der  Gesamteinnahme  darstellt. 

Die  Einnahmen  aus  den  Gemeindeabgaben  zeigen,  wie  schon  oben 
erwähnt,  ein  buntes,  verworrenes  Bild:  nur  ungefähr  16000  Mk. ; 
also  rund  12%  der  ganzen  Einnahme  betrugen  die  Gemeindeabgaben, 
während  1899/1900  die  Gemeindeabgaben  53,59%  der  Einnahmen 
der  etatsmäßigen  Verwaltung  darstellen. 

Wir  fügen  nun  die  betreffenden  Etats  resp.  Abschlüsse  in  unsere 
Betrachtung  ein. 


I.  Während  des  westfälischen  Regiments  von  1807—13. 

Das  Jahr  1805/06,  in  dem  Halle  unter  französische  Herrschaft 
geriet,  schließt  immerhin  noch  mit  einem  Überschuß  von  35407  Mk. 
ab.  Dieser  Überschuß  stellt  sich  im  wesentlichen  als  Bestand  aus  den 
Vorjahren  dar,  so  daß  wesentlich  gesteigerte  Einnahmen  sich  nicht 
finden  lassen,  und  auch  die  Ausgaben  bieten  kein  mehr  als  natürlich 
verändertes  Bild  dar.  Ganz  anders  sieht  sich  der  Etat  und  Abschluß 
von  1810,  11  und  12  an. 


Budget  für  1810  u.  1811. 


1810 

Mark 

1 

1 

1811 

Nr. 

Einnahmen 

Nr. 

Einnahmen 

3Iark 

1. 

Zinsen  von  Kapitalien 

1 
1440 

1. 

Zinsen  von  Kapitalien 

1472 

2. 

Eingehende  Kapitalien 

2. 

Eingehende  Kapitalien 

I  916 

3. 

Ertrag  von  Crrundstücken 

55  732  ; 

3. 

Von  Grundstücken 

61  116 

4. 

Ertrag  von  Berechtigungen 

16  156 

4. 

Ertrag  von  Berechtigungen 

20272 

5. 

Ertrag    von    Polizeistraf- 

5. 

An  Folizeistrafgeldern 

240 

geldern 

240  ' 

6. 

Sonstige  Einnahmen  (dar- 

6. 

Verschiedene  Einnahmen 

964 

1 
1 

unter      augenscheinlich 

7. 

Kommunalsteuern 

21  464 

die  Kommunalsteuern) 

19832 

Summa 

96430  ! 

Summa 

104  84S 
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1810 


1811 


Nr.  Ausgaben 


1.  Zinsen        von        liquiden 

Schulden 

2.  Steuern  u.  Grundabgaben 

von  den  gemeinheitlichen 
Grundstücken  und  Be- 
trachtungen 

3.  Abonnementsgelder 

4.  Entschädigungen ,    Besol- 

dungen, Löhne 

5.  Büreaukosten 

6.  Pensionen    für    ehemalige 

städtische  Oßizianten 

7.  Unterhaltung  der  gemein- 

heitlichen Grundstücke 

8.  Unterhaltung  des  Gottes- 

dienstes 

9.  Unterhaltung    der    Schul- 

anstalten 

10.  Unterhaltung  der  Armen- 

u.  der  Arbeitsanstalten 

11.  Gesundheitspolizei 

12.  Verschiedene  Ausgaben 


Mark 


Überschuß 


3980 


15076 
16 

22  392 
12784 

7960 

14560 

2544 
7  160 

536 

936 

7528 


Summa         95  372 

Mithin  Einnahme  96  430 

„       Ausgabe  95  372 


1058 


,Nr. 

Ausgaben 

Mark 

'  1. 

Zinsen       von       liquiden 

1 

Schulden 

3968 

1  2. 

1 

Steuern  u.  Grundabgaben 
von  den  gemeinheitUchen 

1 

Grundstücken 

15060 

3. 

Zu  belegende  Kapitalien 

I  916 

1  4- 

Abonnementsgelder 

20 

0. 

Entschädigungen ,    Besol- 

1 

dungen,  Löhne 

22728 

,    6. 

Büreaukosten 

12784 

,    7. 

Pensionen    für    ehemalige 

1 

städtische  0£&zianten 

6280 

'   8. 

Unterhaltung  von  gemein- 

1 

heitlichen  Grundstücken 

21  892 

.   9. 

Unterhaltung  des  Gottes- 

dienstes 

3128 

10. 

Unterhaltung    der    Schul- 

anstalten 

7168 

11. 

1 

Unterhaltung     und    Ver- 
besserung    der    Feuer- 

versichernngsanstalten 

140 

12. 

Gesundheitspolizei 

532 

13. 

Sonstige  Ausgaben 

20476 

14. 

Armen  -    und    Arbeitsan- 

stalten 

536 

Summa 

116  092 

Mithin  Einnahme  104848 

„       Ausgabe  1 16  092 

Defizit  von         1 1  244 


Dieses  Defizit  soll  gedeckt 
werden  durch 

1.  Beiträge  der  Einwohner 
zur  Stadtbeleuchtung 

2.  Oktroi  von  Bier  und  W  ein, 
die  eingeführt  werden 

3.  Schoß  von  {läusern 

4.  Schoß  von  Ackern 
ö.  Anderes 


Jttk. 

5596 

880 
9  200 

880 
1440 


Summa      1 7  996 
Defizit     II  244 


Bleibt  Bestand  von    6752  3ik., 

der  zur  Tilgung  von  Kommunalschnlden 
verwendet  werden  soll. 
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Einnahmen-  und  Ausgaben-Soll  und  Ist  des  städtischen 
Budgets  von  1812.    (14893  Einwohner.) 


im 

im 

1 

im 

im 

Nr. 

Einnahmen 

Soll 

Ist 

Nr. 

Ausgaben 

Soll 

Ist 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1. 

einen  Bestand  von  1811 

29740 

29740 

1. 

Zinsen        von       liquiden 

2. 

an  Resten  von  1811  von 

16968 

2458 

Schulden 

23325 

6988 

außerdem 

2. 

Zu  belegende  Kapitalien 

17250 

17250 

3. 

Zinsen  von  Kapitalien 
Eingegangene  Kapitalien 
An  Grundstücken 

1377 

697 

3. 

Steuern  u.  Grundabgaben 

14  104 

15670 

4. 

23250 

23250 

4. 

Besoldungen  und  Löhne 

28297 

29515 

5. 

58780 

56037 

6. 

Bureau  kosten 

13124 

13124 

6. 

von  Berechtigungen 

8305 

7255 

6. 

Pensionen 

6843 

7139 

7. 

an  Polizeistrafj^eldern 

254 

397 

7. 

Unterhaltung  des  Gottes- 

8. 

an  sonstigen  Einnahmen 

874 

24202 

dienstes 

3  734 

3  »34 

9. 

Ertrag  vom  Oktroi 

36000 

44624 

8. 

Unterhaltung    der   Schul- 
anstalten 
Unterhaltung  der  Grund- 

7360 

7360 

Summa 

175548 

188660 

9. 

stücke 

13636 

17034 

10. 

Feuerversicherungs- 

anstalten 

143 

113 

11. 

Armen-    und    Arbeitsan- 

stalten 

9855 

3661 

12. 

Gesundheitspolizei 

539 

539 

13. 

Sonstige  Ausgaben 

7940 

16696 

1 
1 

Summa 

146  150 

138223 

Einnahmen  im  la 

it            188660  Mk. 

Ausgaben  im  Ist 

138223     „ 

•  • 

Überschuß  im  So 

11            50437  Mk, 

Einnahmen  im  So 

11            175548  Mk. 

Ausgaben  im  Soll 

146  150    „ 

•  • 

U 

berschul 

l  im  Soll 

29398  Mk. 

Kaum  war  nämlich  Halle  französisch  gewordeD,  so  begann  man^ 
Anforderungen  an  den  Säckel  der  Stadt  und  der  Bürger  zu  stellen, 
denen  diese  nicht  gewachsen  waren,  und  Neuerungen  einzuführen,  die 
altbewährte  Prinzipien  der  Verwaltung  einfach  über  den  Haufen 
warfen,  wenn  man  sich  auch  nicht  verhehlen  soll,  daß  das  westfälische 
Kegiment  manche  praktische  Neuerung  einführte.  So  wurden  z.  B. 
die  Ölgelder,  die  zu  einer  anständigen  Straßenbeleuchtung  nie  aus- 
reichten, aus  der  Welt  geschafft,  und  der  Eämmerei  diese  Ausgabe 
ganz  abgetreten;  man  widmete  auch  den  Armen,  deren  Scharen  in- 
folge der  Kriegsnot  auch  in  Halle  immehr  mehr  anwuchsen  einige 
Aufmerksamkeit  und  stellte  für  sie,  da  die  Almosenpflege  infolge  der 
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Kriegswirrnisse  ihre  Tätigkeit  (siehe  „Armenwesen^)  fast  ganz  einge- 
stellt hatte  und  die  Armen  sich  selbst  und  der  öffentlichen  Barm« 
herzigkeit  überließ,  einen  Zuschuß  von  3600  Mk.  statt  der  536  Mk. 
noch  im  Jahre  1811  in  den  Etat  ein;  dagegen  hob  man  allerdings 
den  schon  öfter  erwähnten  Kaufschoß,  der  als  eine  der  Yorzüglichsten 
und  ergiebigsten  Einnahmequellen  der  Kämmerei  galt,  einfach  auf, 
so  daß  natürlich  in  dem  Einnahmetitel  „Steuern"  ein  beträchtlicher 
Ausfall  entstehen  mußte  (1801/02  befanden  sich  unter  den  Einnahmen 
von  Steuern  im  Betrag  von  ungefähr  16000  Mk.  fast  5500  Mk.  an 
Kaufschoß).  Es  ist  ganz  natürlich,  daß  bei  einer  derartigen  will- 
kürlichen Veränderung  der  Einnahmen  und  einer  unverhältnismäßigen 
Erhöhung  der  Ausgaben  die  Rechnung  nicht  stimmen  kann,  und  daß 
ein  Defizit  die  Folge  ist.  Schon  1810  ist  nur  ein  ganz  geringer 
Überschuß  von  1058  Mk.  vorhanden,  während  1811  bereits  ein  Defizit 
von  11244  Mk.  aufweist,  das  1812  bei  Berücksichtigung  der  in  den 
Etat  neu  eingestellten  Summen  noch  viel  größer  geworden  wäre,  wenn 
man  nicht  an  die  Erschließung  neuer  Einnahmequellen  gedacht  hätte; 
und  was  hätte  wohl  dem  französischen  Regiment  näher  liegen  sollen 
als  die  Einführung  eines  städtischen  Oktrois,  d.  h.  die  Erhebung 
gewisser  Eingangs-  und  Ausgangsgefalle,  die  ursprünglich  die  Mittel 
zur  „Bildung  eines  Fonds  zur  Abtragung  der  Kriegsschulden  und 
prompten  Zahlung  der  Zinsen  von  den  Stadtobligationen''  aufbringen 
sollten ;  daß  dieser  Hauptzweck  nicht  erreicht  wurde,  sieht  man  daraus^ 
daß  noch  nicht  einmal  ein  Drittel  der  etatisierten  Zinsen  der  liquiden 
Stadtschulden  gezahlt  werden  konnten  und  daß  die  Ausgaben  für  die 
Armenpflege  fast  auf  ein  Drittel  des  Solls  reduziert  wurden. 

Unverständlich  geradezu  ist  es,  daß  man,  trotzdem  so  vieles  noch 
zu  leisten  war,  sowohl  im  Soll  als  im  Ist  einen  derartig  hohen  Über- 
schuß herausarbeitet  und  nicht  verwendet,  ja  nicht  einmal  die  auf 
Grund  der  vorgesehenen  Mehreinnahmen  in  den  Etat  eingestellten 
Mehrausgaben  berücksichtigt.  Schon  die  Höhe  des  Überschusses  an 
sich  im  Verhältnis  zu  der  Gesamteinnahme  und  Ausgabe  ist  ein  nonsens. 
Eingenommen  werden  im  ganzen  188660  Mk.  und  ausgegeben  nur 
138223  Mk.,  da  erscheint  in  so  schweren  Zeiten  doch  ein  Überschuß 
von  50437  Mk.  recht  lächerlich.  Allerdings  setzte  man  in  den  Etat 
des  folgenden  Jahres  1813  unter  die  Ausgaben  21612  Mk.  Zinsen 
von  liquiden  Gemeindeschulden  und  gar  40520  Mk.  für  Abzahlung 
auf  Passivkapitalien ;  aber  nach  der  bisherigen  Wirtschaft  zu  urteilen 
(ein  Beleg  dafür  ist  nicht  vorhanden)  werden  diese  Beträge  wohl  ja 
auf  ein  Drittel  reduziert  worden  sein. 
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Budget  für  1813. 


Nr. 


Einnahmen 


Mark 

I  o«;6 

13  144 

52024 

8132 

240 

652 

4090S 

21  228 

1. 

2. 
3. 

4. 
5. 
6. 
7. 
8. 


Zinsen  von  Kapitalien 

Eingehende  Kapitalien 

£rtrag  von  Ürondstücken 

Ertrag  von  Berechtigungen 

Polizeistrafgelder 

Zulällige  Einnahmen 

Ertrag  vom  Oktroi 

Kaufgelder  von  zu  verkaufenden  KommunalbeBitzungen   .    . 

Summa 


Ausgaben 

Zinsen  von  liquiden  Gemeindeschulden    .    .    . 

Zu  belegende  Kapitalien 

Steuer  und  Grundabgaben 

Abonnementsgelder 

Entschädigungen,  Besoldungen  und  Löhne  .    . 

Bureaukosten 

Pensionen  für  städtische  Ofßzianten  .... 
Unterhaltung  der  gemeinheitlichen  Grundstücke 

„  des  Gottesdienstes 

„  der  Schulanstalten 

„  „    Eeuerversicherungsanstalten  . 

„  „    Armen-  und  Arbeitsanstalten 

Gesundheitspolizei 

Zufällige  und  unvorhergesehene  Ausgaben  .    . 

Militärausgaben 

Abzahlung  auf  Passivkapitalien 


1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
16. 


137384 


21  612 

14426 

17 
28293 
12000 

6444 
12484 

3712 

7  945 

525 
9600 

725 

6944 

40520 


Summa  der  Ausgaben 
.         .     Ein^men 


Defizit 


165  247 
137  384 


27863 


Durch  die  Einsetzung  dieser  Summen  —  zusammen  62132  — 
hat  man  im  Etat  schon  wieder  ein  Defizit  von  27  863  Mk.,  dessen 
Vorhandensein  unsere  obige  Annahme  nur  bestätigt. 


II.  Yon  der  Bfickkehr  der  Stadt  unter  preußisches  Be^ment  an 
bis  zur  Einführung  der  Kommunalsteuer  im  Jahre  1855. 

Die  erste  Aufgabe  der  Verwaltung  der  Stadt  nach  ihrer  Rück- 
kehr unter  preußische  Herrschaft  mußte  es  natürlich  sein,  diese 
zerrütteten  Finanzverhältnisse  zu  beseitigen.  Dazu  waren  natürlich 
die  größtmöglichen  Vorarbeiten  nötig,  die  denn  auch  sofort  nach  Ab- 
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werfung  des  fremden  Jochs  durch  eine  ganze  Anzahl  von  Reformen 
in  die  Erscheinung  traten,  die  das  Wiederaufblühen  der  Stadt  nach 
den  schweren  Leidensjahren  *)  wesentlich  förderten,  den  besseren  Teil 
der  Bürgerschaft  mit  Mut  und  Vertrauen  erfüllten  und  die  Fort- 
schritte ermöglichten,  welche  von  da  ab  auf  den  meisten  Gebieten 
des  städtischen  Lebens  von  Jahr  zu  Jahr  in  erfreulicher  Weise  stets 
mehr  bemerklich  werden.  Es  gehört  dahin  die  durchgreifende  Um- 
wandlung des  im  argen  Verfall  geratenen  städtischen  Armenwesens 
(siehe  „Armenwesen^),  die  Verbesserung  und  neue  Organisation  des 
städtischen  Schulwesens  (siehe  „Schulwesen^),  das  Inslebentreten  und 
die  großartige  Entwicklung  einer  Anzahl  von  Instituten  und  Vereinen 
zur  Förderung  des  Handels  u.  s.  w.,  die  zweckmäßigere 
Regulierung  des  städtischen  Abgabewesens,  vor  allem 
aber  die  großartige  und  erfolgreiche  Tätigkeit  der  für 
das  Stadtschuldentilgungswesen  eingesetzten  städti- 
schen Kommission,  und  schließlich  die  Vereinigung  der  Städte 
Glaucha  und  Neumarkt  mit  der  Stadt  Halle  (13.  Oktober  1817). 
Glaucha  hatte  ungefähr  3000  und  Neumarkt  2000  Einwohner,  so  daß 
die  Gesamtstadt  ungefähr  19000  Seeleu  aufwies.  Diese  beiden  früheren 
Amtsstädte  waren  natürlich  durch  die  westfälische  Gesetzgebung  in 
andere  Bahnen  geraten,  namentlich  bezüglich  des  städtischen  Haus- 
haltungswesen, das  infolge  der  Kriegsnot  und  der  verhältnismäßig 
hohen  Verwaltungskosten  ^  und  der  Verzinsung  der  Kriegsschulden 
ebenso  zerrüttet  war  wie  das  hallesche. 

So  zeigen  denn  die  Etats  der  Jahre  1819,  20,  21  und  22 
ein  weit  erfreulicheres,  wenn  auch  im  großen  und  ganzen  etwas 
mageres  Bild. 


>)  v.  Hagen  II,  S.  303. 

^)  Im  Kanton  Glaacha  fungierten  1  Maire  mit  1600  Mk.,  2  Adjunkts  mit 
400  und  320  Mk.,  1  Mairesekretär  mit  600  Mk.,  1  Kommunaleinnehmer  mit 
206  Mk.,  1  Polizeidiener  mit  240  Mk.,  zusammen  2368  Mk.  Gehalt.  Im  Kanton 
^eumarkt  1  Maire  mit  480  Mk.,  1  Sekretär  mit  240  Mk.,  1  Steuererheber  mit 
160  Mk.,  1  Gemeindeeinnehraer  mit  60  Mk.,  1  Polizeidiener  mit  60  Mk.  und  1 
Nachtwächter  mit  60  Mk.  Gehalt,  zusammen  1060  Mk.  Dabei  beti-ugen  anno  1814 
bei  1520  Einwohnern  die  gesamten  eigenen  Einnahmen  der  Amtsstadt  Neumarkt 
rund  233  Mk.,  die  Ausgaben  dagegen  3040  Mk.  Von  den  Ausgaben  verschlang 
die  Verwaltung  also  fast  den  3.  Teil  oder  34,87  «V 
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Budget  für  1819,  1820,  1821  und  1822. 


Nr. 


Einnahmen  im  Soll 


1819 
Mk. 


1820 
Mk. 


1821 
iMk. 


1822 
Mk. 


1. 
2. 
3. 
4. 
5. 
6. 


Zinsen  von  unablöslichen  Kapitalien 
An  beständigen  Gefällen    . 
An  unbeständigen  Gefällen 
An  Pachtgeldern    .... 
Von  ausstehenden  Besten  . 
Insgemein 


124 

15780 

9782 

48795 
2400 

1379 


124 

124 

15820 

15768 

10093 

10393 

49021 

49026 

2400 

I  800 

1397 

I  HO 

124 
15768 

9  373 

48774 
I  800 

I  216 


Summe 


78260        78855        78222        77058 


Summa  1819—22       312395  Mk. 


Nr. 


Ausgaben  im  Soll 


1819 
Mk. 


1820 
3Ik. 


1821 
Mk. 


1822 
Mk. 


1. 
2. 
3. 
4. 
5. 
6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
13. 


An  Besoldungen 

An  fixierten  rosten 

An  Stipendien 

An  Steuern  und  Grundabgabon .    . 

An  Pensionen 

Für  Unterhaltung  der  gemeinheit- 

lichen  Grundstücke 

Für  Bureaukosten 

Für  Beleuchtung  der  Stadt  durch 

Laternen 

An  Ausfallen  durch  inexigible  Reste 

Zur  Armenversorgun^ 

Zur  Abtragung  schuldiger  Kapitalien 
An  Zinsen  von  Kapitalien .... 
Insgemein .     . 


39414 

14392 

1775 

5727 

6356 

19777 

3  333 

4  944 
750 

3600 

3000*) 

I  257 ») 

600 


38090 

14673 
1775 
5727 
5  945 

18712 
2  796 

4500 
750 


38457 
14  661 

1775 
5850 
5685 

15771 
2807 

4044 
600 


unter  Nr.  2 


632 


440 


37  973 
14  619 

1775 
5769 

7148 

20895 
2807 

4044. 
600 


865 


Summa       |  104952        93600     |    90090 


96515 


Ausgabe  Summa  1819—22    385 
Einnahme  Summa  1819-22    312 


130  Mk. 

395     n 


Defizit      74  735  M.k. 


Abschlüsse 

1819 
Mk. 

1820 
Mk. 

1821 
Mk. 

1822 
31k. 

Einnahme  Soll 
Ausgabe  Soll 

78260 
104  925 

78  855        78  222        77  058 
93600        90090        965^5 

Defizit 

26665 

14745 

11868 

19457 

^)  Nr.  11  und  12  fallen  aus,   da  alle  Kapital-  und  Zinszahlungen  ohne  Aus- 
nahme auf  den  städtischen  Schuldtügungsfonds  übernommen  worden  sind. 
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Unter  den  Einnahmen  spielen  die  Hauptrolle  immer  noch  die 
vom  Gemeindebesitz,  die 

1819  62,36  % 

1820  62,16% 

1821  62,68  % 

1822  60,67  X 

Die  zweite  Stelle  in  den  Einnahmen  bilden  die  Gefalle,  die  als 
beständige  und  unbeständige  insgesamt 


/o 


der  Gesamteinnahmen 
bildeten. 


1819  25662  Mk.l 

1820  25913  „ 

1821  26 161  „ 

1822  25 141  « 


oder 


32,66  o/o  ] 
32,86  % 
33,44 
32,63 


/o 


der  Gesamteinnahmen 
bilden. 


Diesen  Haupteinnahmen  stehen  gegenüber  als  Ausgaben: 


1819  104926  Mk.l 

1820  93  600 

1821  90090 

1822  96  616 


n 


insgesamt. 


Von  diesen  Ausgaben  fallen  die  hauptsächlichsten 

1.  auf  die  Yerwaltung;  an  Besoldungen  waren  zu  zahlen: 


1819  39414  Mk.l 

1820  38090     „ 

1821  38467     „ 

1822  37  973     „ 


37,56  % 

40,70  % 

^^^^    42,68% 

39,34  % 


der  Gesamtausgabe. 


Einen  wesentlichen  Teil  der  Ausgaben  bilden  auch  die  Unter^ 
haltungsausgaben  für  gemeinheitliche  Grundstücke,  also  die  Ausgabea 
für  das  Bauwesen: 


1819  19  777  Mk. 

1820  18712  „ 

1821  16  771 

1822  20896 


n 


oder 


18,86  %  ] 

20,00  % 

17  69^/  f  ^^^  Gesamtausgabe. 

21^66  % 


Die  Ausgaben  für  die  Beleuchtung  der  Stadt  sind  jetzt  merklieb 

zurückgegangen.   Während  im  Jahre  1810  die  Beleuchtung  der  Straßen 

durch  Laternen  5260  Mk.  benötigte,  werden  jetzt  zu  diesem  Zwecke 

trotz  der  Vereinigung  mit  Glaucha  und  Neumarkt  nur  4044 — 4944  Mk» 

in  den  Etat  eingesetzt. 

XLIV.  9 
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Ausgaben  für  Kapital-  und  Schuldenwesen  finden  sich  nur  noch 
in  dem  Etat  für  1819,  da  sie  1817  in  der  Hauptsache  der  städtischen 
Schuldentilgungskasse  überwiesen  waren,  die  dann  vom  Jahre  1820 
ab  alle  Kapital-  und  Zinszahlungen  ohne  Ausnahme  übernahm. 

Bei  unseren  Untersuchungen  der  Etats  von  1819 — 22  sind  wir 
auf  einige  unerklärliche  Funkte  gestoßen.  So  hätten  wir  z.  B.  gern 
erfahren,  wo  in  dem  Etat  für  1821  (die  von  v.  Hagen  angegebenen) 
35  400  Mk.  für  das  Armenwesen,  die  durch  die  Kommunaleinkommen- 
steuer  aufgebracht  werden  sollten,  geblieben  sind.  Sie  finden  sich  in 
dem  Etat  weder  unter  „Armenversorgung"  noch  unter  „fixierten  Posten". 

Nun  gab  es  zwar  noch  außer  der  Stadtkasse  (von  der  bisher 
immer  die  Rede  war,  die  wir  aber  dem  Sprachgebrauch  entsprechend 
„Kämmerei"  genannt  haben,  cf.  Akten)  bis  zum  1.  April  1829  die 
besondere  Schuldentilgungskasse  und  die  Kommunalsteuerkasse  (außer- 
dem noch  die  Wegegelderkasse),  die  in  dem  ebengenannten  Jahre  erst 
zur  Kämmerei  vereinigt  wurden.  Die  für  das  Armenwesen  vorge- 
sehene Summe  also  wird  direkt  aus  der  Kommunalsteuerkasse  an  die 
Armendirektion  abgeführt  worden  sein.  So  sind  noch  manche  andere 
derartige  Fälle  vorhanden,  die  nicht  gerade  zur  EUärung  der  Finanz- 
lage der  Stadt  in  jener  Zeit  beitragen.  So  ist  es  denn  auch  erklär- 
lich, daß  in  den  Etats  und  Abschlüssen  die  größten  Schwankungen 
in  deü  Einnahmen  an  Kommunalsteuern  zutage  treten,  daß  wir 
ferner  nicht  den  Einfluß  der  Kommunaleinkommensteuer  und  der 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  im  speziellen  auf  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben festzustellen  imstande  waren. 

Die  Ausgaben  für  das  Schulwesen  sind  zu  suchen  unter  ,,an 
fixierten  Posten" ;  sie  betrugen : 


1819  7350  Mk.  (nach  Etat) ' 

1820  7350     „     (    „        „    ) 
1822       7350     „     (    „        „    )j 


7% 
oder     7,8  7^ 

7,6  7o  J 


der  Gesamtausgabe, 


und  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet 


18191 
1820 
1822  J 


ungefähr  0,32  Mk.,  während  1863  1,13  Mk. 


und  1899/1900  6,19  Mk.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kommen. 

Diese  Voranschläge  für  1819 — 22  schließen  alle  mit  einem  Defizit. 
I)aß  auch  noch  nach  10  Jahren  ungesunde  Finanz  Verhältnisse  herrschen, 
wenn  auch  in  anderer  Weise,  beweist  der  Etat  und  Abschluß  von  1832. 
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Nr. 


Soll-  und  Ist-Einnahmen  1832 


Soll 
Mk. 


Ist 
Mk. 


.  1. 
2. 
3. 
4. 
5. 


An  Zinsen 

Beständige  Gefälle 

Unbeständige  (refälle 

An  Pachtgeld 

Insgemein 

Summa 


175 

15784 

143046 

56895 
2  709 


175 

14509 

113  780 

55  459 
2666 


218609 


x86  589 


Nr. 


Soll-  und  Ist-Ausgaben 


Soll 
Mk. 


Ist 
Mk. 


1812 
Mk. 


1. 
2. 
3. 
4. 

6. 
6. 
7. 
8. 
9. 
10. 

11. 
12. 


An  Besoldungen 

„    Fixis 

p    Stipendien 

„    Steuern  und  örundabgaben 

„    Pensionen 

„    Unterhaltung    gemeinheitl.    Grundstücke 

„    Bnreaukosten 

„    Stadterleuchtungskosten 

„    Itemissionen 

Zur  Deckung  des  Defizits  anderer  städtischer 

Kassen 

Zur  Tilgung  u.  Verzinsung  der  Schulden 
Insgemein 

Summa 


43485 
19  021 

2330 

5760 

7785 

23034 

3560 

3709 
20145 

51757 
42  168 

»4833 


42459 
19021 

I  790 

5  743 

6730 

17685 

3307 

3  599 

78 

51757 
22789 

6854 


29515 


15670 

7139 
17034 
13  124 

5400 


236  587 


181  812   I 


Einnahmen  im  Ist 

186  589  Mk. 

Ausgaben  im  Ist 

181  812    „ 

■  m 

UberschuXi  im  Ist 

4  777  Mk. 

Einnahmen  im  Soll 

218609  Mk. 

Ausgaben  im  Soll 

236587     n 

Defizit  im  Soll 

17978  Mk. 

Einnahmen  im  Ist  1882 

186589  Mk. 

.     „    1812 

188660    „ 

Mehreinnahmen  im  Ist  1812 

2071  Mk. 

Ausgaben  im  Ist  1832 

181  812  Mk. 

n       »     1812 

138223     „ 

Mehrausgaben  im  Ist  1832        43  589  Mk. 


9* 
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Bei  der  Besprechung  dieses  Etats  und  Abschlusses  werden  wir 
uns  der  Genauigkeit  halber  streng  an  v.  Hagen  halten,  der  spezialisierte 
Rechnung  bringt. 

An  Pachtgeldern,  d.  h.  also  vom  Grundeigentum  ist  wiederum 
eine  bedeutende  Einnahme  vorbanden.  Die  Ist-Einnahme  von  55  459  Mk. 
bleibt  nur  um  1436  Mk.  hinter  der  Soll- Einnahme  zurück,  ein  Zeichen 
für  die  Zuverlässigkeit  der  Binnahmen  vom  Grundeigentum  einer 
Gemeinde;  sie  beträgt  29,72%  ^^^  Gesamteinnahme. 

Unter  beständige  Gefälle  sind  verrechnet  die  Erbzinsen,  Bohr- 
wasserzinsen, Unpfiichten  und  ähnliche  Abgaben  (mit  rund  10670  Mk.), 
Tal-  und  Herdeschoß  (rund  1315  Mk.)  sowie  Betglocken  und  Opfergeld; 
unter  „unbeständige  Gefälle ^^  die  Einnahmen  an  Schoß  von  Bürgern 
ohne  Haus  (rund  2250  Mk.) ;  Marktgefälle  (5467  Mk.),  Kommunal- 
steuer (64  373  Mk.),  Kommunalzuschlag  auf  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
(20377  Mk.),  Kaufschoß  (6990  Mk.)  (v.  Hagen  II,  S.  323). 

Während  sonach,  abgesehen  von  der  an  Stelle  des  Oktroy  ge- 
tretenen, weit  ergiebigeren  Kommunalsteuer  und  des  außerdem  hinzu- 
gekommenen Kommunalzuschlags  auf  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  die 
Einnahmen  kaum  die  des  Jahres  1812  erreichen,  sind  die  Ausgaben 
dagegen  zum  Teil  nicht  unerheblich  gestiegen. 

Unter  den  Ist- Ausgaben  sind  besonders  hervorzuheben 

1.  Besoldungen: 

3600  Mk.  für  den  Oberbürgermeister^) 

2250  n  n      n     ersten  Stadtrat 

1800  „  ff     „    zweiten  Stadtrat 

600  „  „      „     Syndikus  (Diätar) 

900  n  „  n     Stadtbaumeister 

3000  n  „  „    Kämmerer 

3750  „  „  drei  Kämmereisekretäre 

1800  „  „  einen  Kanzleiinspektor 

1500  „  „  den  Stadtsekretär 

900  n  n      n    Begistrator 

1980  „  „  zwei  Sekretäre 

810  n  n      n     Exekutoren 

1140  „  „  drei  Boten 


^)  Titel  am  19.  JuU  1832  verüehen. 
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360  Mk.  für  einen  Kanzlisten 

510  „  y,       „     Hausvogt  (Kastellan) 

2700  „  „  zwei  Polizeiinspektoren 

1200  „  „  einen  Polizeisekretär 

750  n  n       n      Polizeiassistenten  . 

760  n  n       n      Polizeikommissar 

3744  „  „  neun  Polizeisergeanten  (d.  ungefähr  420  Mk.) 

288  „  „  einen  Polizeigefangenwärter 

909  „  „  zwei  Hilfskanzlisten 

288  „  „  einen  Hilfsarbeiter 

1859  „  j,  zwölf  Nachtwächter  {k  ungefähr  155  Mk.) 

300  „  „  einen  Wagemeister 

180  „  „  den  Marktkehrer 

315  „  „  „     Türmer  und  rund 

180  n  n  n    Stadtwundarzt. 

2.  An  Fixis: 

.  3000  Mk.  an  die  Franckeschen  Stiftungen  (siehe  Schulwesen) 

4941  „  für  Parochial-  und  Armenschulen  (siehe  ebenda) 

2565  „  an  die  Marktkirche 

1003  „  „     „    Ulrichskirche 

1047  „  „      „    Moritzkirche 

203  „  „      „    Domkirche  und 

1488  „  „    das  Stadthospital. 

4.  Steuern: 

3858  Mk.  rund  an  das  Königl.  Rentamt 
534     „    Grundsteuer  von  Kommunalbesitzungen. 

6.  Unterhaltung  gemeinheitlicher  Grundstücke: 

3097  Mk.  rund  für  Pflasterunterhaltung  und  Straßenreinigung 
3195     „    Unterhaltung  der  städtischen  Wasserleitung. 

7.  Stadterleuchtung: 

873  Mk.  Latemenwärterlöhne 

(pro  Mann  durchschnittlich  3  Mk.  pro  Woche). 

Die  Ausgabe  für  die  Erleuchtung  selbst  wird  also   anscheinend 
noch  durch  Abgaben  aufgebracht. 


—     134    — 

10.  Zur  Deckung  von  Defizits  anderer  städtischer  Kassen,  Aus* 
gaben,  die  also  reine  Kämmereizuschüsse  darstellen: 

48  969  Mk.  an  die  Armenkasse  und 
2877     „      „      „    Schulkasse. 

Das  Steigen  der  Ausgaben  tritt  besonders  hervor  bei  den  Be- 
soldungen und  bei  den  Aufwendungen  für  die  Armenpflege,  bei 
letzterer  gegen  die  Ausgabe  von  1812  um  fast  45  000  Mk.  Dagegen 
sind  die  Ausgaben  für  die  Unterhaltung  der  städtischen  Gebäude  und 
namentlich  aubh  für  das  Schulwesen  fast  auf  den  Betrag  von  1812 
stehen  geblieben,  die  Ausgaben  für  gemeinnützige  Einrichtungen,  z.  B. 
für  das  städtische  Beleuchtungswesen,  sogar  heruntergegangen,  während 
die  etatisierte  Summe  von  42168  Mk.  zur  Tilgung  und  Verzinsung 
der  Schulden  nur  wenig  über  die  Hälfte  in  der  Ist- Ausgabe  erscheint 
(22  789  Mk.). 

Auffallend  bei  dem  Etat  für  1832  ist,  daß  die  vorgesehenen 
Ausgaben  die  vorgesehenen  Einnahmen  um  ein  Bedeutendes  über- 
schreiten (17  978  Mk.);  dieser  Umstand  erscheint  als  ein  schlimmes 
Zeichen  für  den  Ordnungssinn  und  die  Umsicht  der  maßgebenden 
Behörden.  Daß  tatsächlich  noch  ein  Überschuß  von  4777  Mk.  beim 
Abschluß  sich  ergibt,  ist  nur  herbeizuführen  gewesen  durch  Verzicht 
auf  wieder  einmal  einen  großen  Teil  der  Ausgaben  für  die  wichtigsten 
Zweige  der  Verwaltung,  z.  B.  beim  Kapital-  und  Schuldenwesen,  wie 
oben  schon  erwähnt. 

Betrachtet  man  die  Abschlüsse  von  1812  und  1832,  also  ein 
Unterschied  von  genau  20  Jahren,  im  ganzen,  so  findet  man,  daß 
gegen  1832  1812  eine  Mehreinnahme  von  2071  Mk.  vorhanden  ist, 
und  daß  trotzdem  1832  43  589  Mk.  mehr  als  1812  ausgegeben  ¥nirden; 
wir  halten  das  für  ein  Zeichen  dafür,  daß  damals  die  Verwaltung  des 
städtischen  Haushalts  viel  zu  wünschen  übrig  ließ  und  daß  sie 
vielleicht  nicht  in  geeigneten  Händen  war,  was  schon  aus  den  Vor- 
anschlägen zu  ersehen  ist,  und  daß,  was  wir  nicht  stark  genug  be- 
tonen können,  wesentliche  Pflichten  der  Gemeinde,  z.  B.  die  Sorge  für 
das  Schulwesen,  arg  vernachlässigt  wurden. 

Sehen  wir  zu,  ob  nach  Verlauf  weiterer  20  Jahre  diese  Verhält- 
nisse sich  gebessert  haben! 

Wir  bringen  den  aus  dieser  Zeit  allein  noch  vorhandenen  Etat 
und  Abschluß  des  Jahres  1852. 
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Nr. 


Soll-  und  Ist-Einnahmen  1852 


Soll 
Mk. 


Ist 
Mk. 


1. 
2. 
3. 
4. 
5. 
6. 


Vom  Grundeigentum 

An  Zinsen  von  Aktiria 

Au  Berechtigungen 

Von  Kommunalstenern  u.  ähnlichen  Erhebungen 

An  Insgemein 

An  Kgl.  Polizei-Gratifikationsgeldem     .    .     .    . 

Summa 


70  100 

3  333 

10089 

161  747 

729 

I  200 


70422 
3480 

10040 

170826 

7249 

I  200 


247  198 


263217 


Nr. 


Soll-  und  Ist-Ausgaben 


Soll 
Mk. 


Ist 
Mk. 


1. 
2. 
3. 

4. 

•« 
o. 

6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
16. 
17. 


An  Verwaltungskosten 

Zinsen  von  Passivis 

Abgaben  und  Lasten 

Pensionen 

Zur  Unterhaltung  der  Schulen 

Stipendien 

Unterhaltungskosten  der  städtischen  Grundstücke 
„  ^  Feuerlöschgerätschaften 

Zuschüsse  zur  Armenpflege 

Zu  polizeilichen  Zwecken 

Zu  militärischen  Zwecken 

Straßenerleuchtung  und  Wasserkünste   .    .    .    . 
Prozeß-  und  Insertionskosteo,  Abonnements  .    . 

Zur  Schuldentilgung 

Zur  Vermehrung  der  Bibliothek 

Insgemein 

KgE  Polizei-Gratifikationsgelder 

Summa 


55197 

56839 

I96I5 

17932 

II 540 

II 425 

7730 

8179 

16367 

18298 

1790 

1 790 

44148 

37280 

342 

838 

61  062 

63035 

7431 

7849 

I  581 

277 

II  662 

8964 

441 

309 

5400 

4500 

81 

94 

I  611 

3523 

I  200 

I  170 

247  198 


242  302 


Einnahmen  im  Ist 
Ausgaben  im  Ist 


Mehrausgaben  1852 


263217  Mk. 
242  302    „ 


Überschuß  1852 

20915  Mk. 

Einnahmen  im  Ist  1852 

263  217  Mk. 

n       r,     1832 

186589  „ 

Mehreinnahmen  1852 

76628  Mk. 

Ausgaben  im  Ist  1852 

242302  Mk. 

.    .  .    1832 

181  812  „ 

60490  Mk. 


! 
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Vorteilhaft  vom  Etat  1832  unterscheidet  sich  der  von  1852  da- 
durch, daß  Einnahme  und  Ausgabe  balancierten,  und  daß  im  Ab- 
Schluß  ein  Überschuß  von  20915  Mk.  sich  ergab. 

Auch  in  diesem  Abschluß  ist  die  Einnahme  vom  Grrundeigentum 
eine  hohe  und  gegen  die  von  1832  (55459  Mk.)  um  14963  Mk.  ge- 
stiegen, d.  h.  sie  beträgt  jetzt  immer  noch  26,75  ^/^  der  Gesamteinnahme. 

unter  2,  Zinsen  von  Aktivis,  finden  sich  als  Zinsen  von 

1.  unablöslichen  Kapitalien  86  Mk;  Kalandszinsen,  von 

2.  ablöslichen  Kapitalien  3394  Mk. 

Unter  den  ablöslichen  Kapitalien  befinden  sich  60  000  Mk.  erkaufte 
Thüringer  Eisenbahn-Prioritäts- Aktien,  45000  Mk.  Staatsanleihe  von 
1852,  sowie  ein  der  Gottesackerkasse  geliehenes  Kapital  von  27  000  Mk. 
und  die  Teilzinsen  von  7050  verkauften  Halleschen  Stadtobligationen. 

unter  3.  Berechtigungen  : 

die  Marktgefalle,  Buden-  und  Standgelder  in  Höhe  von  6873  Mk. 
und  für  die  Erteilung  des  Bürgerrechts  2836  Mk. 

unter  4.  Kommunalsteuem : 

der  Kommunalsteuerzuschlag  auf  Mahl-  und  Schlachtsteuer  und 
Mahlsteuerdrittel  mit  94489  Mk.  (gegen  nur  20378  Mk.  im  Jahre  1832), 
die  städtische  Einkommensteuer  mit  71709  Mk.  (gegen  64373  Mk.  im 
Jahre  1832)  und  die  Hundesteuer  mit  1248  Mk. 

Die  Eionahme  an  Kommunalsteuern  und  ähnlichen  Erhebungen 
beträgt  170826  Mk.  (die  an  Kommunalsteuem  allein  167436  Mk.), 
d.  h.  63,65  %  der  Gesamteinnahme,  gegen  128  289  Mk.  im  Jahr  1832. 
Dabei  ist  allerdings  zu  berücksichtigen,  daß  am  27.  Juni  1836  nach 
der  Bestimmung  des  §  35  der  revidierten  Städteordnung,  wonach  „alle 
Leistungen,  zu  denen  das  Kämmereivermögen  nicht  ausreicht,  von 
allen  Mitgliedern  der  Kommune  gleichmäßig  getragen  werden  soll" 
alle  hiermit  in  Widerspruch  stehenden  Abgaben  früherer  Zeiten,  als: 

Bürgerschoß  von  Bürgern  ohne  Haus,  Schutzgeld  von  Schutz- 
verwandten und  Opfergeld  (1832  ungefähr  3000  Mk.)  aufgehoben  wurden. 

Dieser  Ausfall  vom  Jahre  1836  an  wurde  bei  weitem  gedeckt 
durch  die  Erhöhung  des  Mahl-  und  Schlachtsteuerzuschlages  von  25 
auf  33V3  o/o. 

Diesen  innerhalb  eines  Zeitraums  von  20  Jahren  um  rund  30  000  Mk. 
gestiegenen  Einnahmen,  unter  welchen  bereits  die  Zinsen  eines,  zunächst 
aus  empfangenen  Ablösungssummen  sich  bildenden  Kapitalvermögens 
auftreten,  und  die  steigende  Rente  vom  städtischen  Grundbesitz,  sowie 
die  ganz  besonders  gestiegenen  Einnahmen  aus  dem  Mahl-  und 
Schlachtsteuerzuschlage  und  der  städtischen  Einkommensteuer  Beach- 
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timg  verdienen;  stehen  nnr  242302  Mk.  Ausgaben  gegenüber,  so  daß 
beim  Abschluß  1862  sich  ein  Überschuß  von  20915  Mk.  ergibt. 

Unter  den  Ist-Ausgaben  sind  verrechnet  unter 

1.  Verwaltungskosten: 

3600  Mk.  und  1200  Mk.  Eepräsentationsgelder  für  den 

Oberbürgermeister 
2700  Mk.  für  den  ersten  Stadtrat 


2250 

» 

n 

n 

zweiten      „ 

2250 

» 

n 

n 

dritten       „ 

1800 

« 

n 

fi 

Stadtbaumeister 

2400 

W 

n 

n 

Kämmerer 

1200 

w 

n 

n 

Kämmereikontrolleur 

1050 

rt 

rt 

» 

Kämmereisekretär 

1650 

n 

n 

n 

Stadtsekretär 

1650 

n 

n 

» 

zweiten  Kämmereirendanten 

450 

w 

n 

w 

Rendanten  des  Quartieramtes 

1530 

« 

n 

n 

Registrator 

675 

n  . 

w 

n 

Registraturassistenten 

900 

n 

fj 

» 

Stadtsekretärassistenten 

360 

n 

n 

n 

Hilfsarbeiter  auf  dem  Quartieramt 

610 

n 

n 

f) 

Kastellan 

1242 

r> 

rt 

4  Boten 

762 

n 

n 

2  Exekutoren 

1800 

n 

« 

13  Nachtwächter 

900 

rf 

w 

den  Türmer 

32 

« 

w 

1  Forstaufseher  in  Beesen 

156 

>? 

n 

den  Ratsuhrmacher 

75 

5? 

r 

w 

Stadtwundarzt 

225 

» 

n 

n 

Stadtmusikus 

1800 

n 

n 

n 

Polizeünspektor 

1500 

n 

n 

n 

Folizeikommissar 

3000 

n 

n 

3  Polizeisekretäre 

1507 

rt 

n 

2  Assistenten 

5044  Mk  1 

--        '  J  Kleidergelder  für  14  Polizeisergeanten 

288     „    für  1  Polizeigefangenwärter. 

Außerdem : 

Bureaubedürfnis-,  Heizungs-   und   Beleuchtungskosten;    Kohlen, 
Diäten  u.  s.  w. 
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2.  Zinsen  von  Passivis:  17932  Mk. ;  darunter  die  Zinsen  Yon 
177  600  Mk.  alte  Hallesche  Stadtobligationen  zu  3^2  ^/o* 

Die  Zinsen  von  30000  Mk.  neuen Salleschen  Stadtobligationen  zu  4%. 

Die  Zinsen  von  einem  dem  Hospital  schuldigen  Kapital  von 
53  804  Mk.  zu  4:% 

Die  Zinsen  von  einem  dem  Siechenhausfond  schuldigen  Kapital 
von  45000  Mk.  zn  S^I^^Iq. 

Die  Zinsen  von  einem  dem  Bürgerrettungsfonds  schuldigen  Kapital 
von  48000  Mk.  zu  3Vs%. 

Die  Zinsen  von  einem  der  Sparkassengesellschaft  schuldigen 
Kapital  von  13800  Mk.  zu  4^^  und  endlich  die  Zinsen  von  43  500  Mk. 
Rest  des  Staatsdarlehns  zum  Bau  der  Moritzkirche  zu  2  7o-  ^^  Summa 
waren  also  zu  verzinsen  411704  Mk. 

Interessant  zu  beobachten  ist  es,  welchen  Einfluß  die  stürmischen 
Jahre  von  1847  und  folgende  auf  den  städtischen  Vermögensstand 
ausgeübt  haben.    Es  betrugen 


die  Aktiva: 

die  Passiva: 

1846   179477  Mk. 

414493  Mk. 

1847   164191  „ 

462  626  „ 

1848   136047  „ 

466129  „ 

1849   116301  „ 

498713  „ 

1850   123  802  . 

514896  „ 

Die  Aktiva  waren  also  in  diesen  5  Jahren  um  55675  Mk.  ver- 
mindert, während  die  Passiva  um  100403  Mk.  gestiegen  waren,  das 
Kämm erei vermögen  also  um  nicht  weniger  als  156078  Mk.  verringert. 

5.  Zur  Unterhaltung  der  Schulen. 

Einen  wesentlichen  Aufwand  erfordert  jetzt  schon  alljährlich  das 
Schulwesen,  dessen  kräftige  Reform  im  4.  Jahrzehnt  des  Jahrhunderts 
begann  (siehe  Schulwesen). 

Seit  dem  Jahre  1832  sind  die  Ausgaben  stetig  gestiegen,  so  daß 
im  Jahre  1852  bereits  ein  Kämmereizuschuß  von  18  298  Mk.  gegen 
7360  Mk.  anno  1812  und  10968  Mk.  anno  1832  zu  finden  ist. 

Im  einzelnen  stellt  sich  die  Ausgabe  so :  an  die  lateinische  Haupt- 
schule 3000  Mk.  Zuschuß,  zur  städtischen  Schulkasse  14455  Mk. ; 
Zuschuß  zur  städtischen  Sonntagsschule  ^)  211  Mk.  und  Zuschuß  für 
die  Provinzialgewerbeschule  ^  390  Mk. 

^)  Diese  Sonntagsschale  wurde  errichtet  1839  und  ist  mit  36  jungen  Hand- 
werkern am  28.  April  feierlich  eröffnet  worden.     Ihre  Bestimmung  ist,  Hand* 
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Es  kommen  an  Ausgaben  für  das  Schulwesen  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung : 


1812 

0,49  Mk. 

1832 

0,44     „     und 

1852 

0,61     „     während 

1899/1900 

6,19     „    pro  Kopf  ausgegeben  werden. 

1812         stellten  diese  Ausgaben  5,3% 

1832 
1852 
1899/1900      „ 

6  o/o 
7,5  % 
„         16,03  % 

der  Gesamtaus 

9.  Zuschüsse  zur  Armenpflege. 

Wieder  ganz  bedeutende  Ausgaben  erfordert  das  Armenwesen, 

dessen  Bedürfnisse  erst  durch  einen  Kämmereizuschuß  von  63  035  Mk. 

gedeckt  werden  können;   pro  Kopf  der  Bevölkerung  beträgt  dieser 

Zuschuß 

1852  ungefähr  1,75  Mk. 

1832  ^         1,77     „ 

Auf  den  Kopf  der  Armen  entfallen  vom  Kämmereizuschuß 

1852  ungefähr  64,80  Mk. 
1832         „  58,30     „ 

10.  Unter  den  Ausgaben  zu  polizeilichen  Zwecken  befinden  sich 
2575  Mk.  für  die  Reinigung  der  Kommunalstellen. 

12.  Straßenerleuchtung. 

Ebenfalls  eine  Steigerung  der  Ausgaben,  und  zwar  um  fast  das 
Doppelte  der  1832  für  diesen  Zweck  gemachten  Aufwendungen,  erheischt 
die  Straßenerleuchtang. 

In  der  unter  12.  des  Abschlusses  angeführten  Summe  sind  für 
die   Straßenerleuchtung  6717   Mk.   enthalten,   was  aber  in  Hinblick 

Werkslehrlingen  und  Gesellen  einen  Nachhilfeunterricht  im  Zeichnen,  Kechnen, 
Geometrie,  Stilübung  u.  s.  w.  zu  erteilen  und  dieselben  überhaupt  geistig  weiter 
fortzubilden.    Der  Zuschuß  der  Eämmerei  betrug  1864 :  96  Mk.,  1852 :  211  Mk. 

*)  Die  Provinzialgewerbeschule  ward  auf  Antrag  der  städtischen  Behörden 
18ö2  Ton  Naumburg  nach  Halle  verlegt  und  hier  am  20.  Oktober  mit  20  Schülern 
eröffnet.  Die  Kosten  der  Unterhaltung  tragen  der  Staat  und  die  Stadt  zu 
gleichen  TeUen.  1852  zahlte  die  Stadt  nur  390  Mk.,  während  1864  schon  2406  Mk. 
erforderlich  sind.  Das  Schulgeld  betrug  jährlich  48  Mk.,  es  kamen  1864  an  Schul- 
geld 2532  Mk.  ein. 
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auf  die  Ausgabe  von  1832  in  Höhe  von  3598  Mk.  nicht  viel  sagen 
will,  deswegen,  weil  1852  auch  nicht  mehr  schlecht  leuchtende 
Öllampen  vorhanden  waren  als  im  Jahre  1832,  ja  sogar  nur  einige 
mehr  als  1729  bei  Einführung  der  öffentlichen  Beleuchtung;  die  An- 
zahl der  Laternen  schwankt  in  diesem  Zeitraum  von  über  100  Jahren 
zwischen  600  und  625 — 630.  Diese  Mehraufwendungen  im  Jahre  1852 
werden  also  zum  großen  Teil  für  die  Beleuchtung  der  städtischen 
Verwaltungsgebäude  gemacht  sein  (früher  erschien  nämlich  dieser 
Titel  immer  unter  dem  Namen  „Stadterleuchtung",  nicht  ,.Straßen- 
erleuchtung"). 

14.  Schuldentilgung. 

Für  die  Schuldentilgung  setzte  man  in  den  Etat  5400  Mk.  ein, 
während  in  Wirklichkeit  nur  4500  Mk.  abgezahlt  wurden.  An  Zinsen 
waren,  wie  oben  schon  erwähnt,  17  932  Mk.  zu  zahlen,  so  daß  das 
Kapital-  und  Schuldenwesen  in  diesem  Jahre  22432  Mk.  erforderte 
(1832  :  22  787  Mk.). 

Die  Vergleiche  der  einzelnen  Hauptausgabeposten  mit  den  ent- 
sprechenden des  Jahres  1832  haben  uns  gezeigt,  daß  z.  B.  bezüglich 
der  Verzinsung  und  Tilgung  der  Passiva  eine  nur  unerhebliche 
Besserung  der  städtischen  Finanzen  um  einige  hundert  Mark  jähr- 
licher Minderausgabe  eingetreten  ist,  dagegen  tritt  uns  ein  erheblicher 
Fortschritt  entgegen  in  den  Mehrausgaben  für  die  Unterhaltung  der 
Schulen  und  in  den  Unterhaltungskosten  für  die  städtischen  Grund- 
stücke, die  um  das  Dreifache  gestiegen  sind. 

Welchen  Einfluß  die  Anleihe  vom  Jahre  1848  im  Betrage  von 
180000  Mk.  auf  das  städtische  Haushai tungswesen  ausübte,  läßt  sich 
leider  nicht  mit  Bestimmtheit  feststellen,  da  Anhalte  nicht  mehr  zu  finden 
sind.    Die  Anleihe  wurde  aufgenommen  zum  Zwecke  des  Straßenbaues. 

III.  Yen  1855—1871  und  folgende  wegen  der  Folgeerscheinungen 

des  Krieges  inkL  1875,  d.  h.  Ms  zur  Aufhebung  der  Mahl- 

und  Schlachtsteuer  durch  Gesetz  rom  25.  Mai  1873. 

Das  Jahr  1855  wurde  von  den  städtischen  Behörden  durch  die 
am  2.  Januar  erfolgte  schließliche  Festsetzung  des  gemäß  des  §  53 
der  Städteordnung  umgearbeiteten  Regulativs  der  Einkommensteuer 
für  die  Stadt  Halle  vom  12.  April  1840,  die  an  Stelle  der  seit  1821 
erhobenen  Kommunalsteuer  getreten  war,  eröflFnet.  Da  diese  neue 
Ordnung  wesentlich  gesteigerte  Einnahmen  an  Einkommensteuer  mit 
sich   bringt,    wollen    wir   ihre  Grundzüge   kurz    mitteilen«     Der   der 
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VeranlaguDg  zu  Grande  zu  legende,  jedes  Einkommen  unter  240  Mk. 
unbesteuert  lassende  Tarif,  welcher  ein  progressives  Steigen  der  Steuer- 
sätze im  Verhältnis  des  steigenden  Einkommens  berücksichtigt,  wurde 
unverändert  aus  dem  alten  in  das  neue  Regulativ  übernommen. 


1. 
2. 
3. 
4. 

5. 


Vom  Grundeigentum 

Zinsen  von  Aktivkapitalien 

Von  Berechtigungen 

KommunaIsteuei*n  und  andere  Erhebungen 
Insgemein 


64334 
408 

15732 

107  919 

2898 


55960 

18033 

12801 

187  766 

2526 


Summa 


191  291 


277  086 


Nr. 


Soll-Ausgaben 


1835 
Mk. 


1856 
Mk. 


1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 
10. 
11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
16. 


An  Verwaltungskosten 

Zinsen  und  Passivkapitalien 

Grund-  und  andere  Abgaben 

Pensionen 

Unterhaltung  der  Schulen 

Stipendien 

Unterhaltung  der  Gebäude , 

„  „    Feuerlöschgerätschaften .    . 

Zuschüsse  zur  Armenpflege 

Zu  polizeilichen  Zwecken 

Zur  Unterhaltung  der  Militäranstalten  .  .  . 
Straßenbeleuchtung  imd  Wasserkunst  .  .  . 
Prozeßkosten,  Abonnementsgelder  u.  a.      .    . 

Zur  TUgunff  der  Schulden 

Zur  Vermehrung  der  Bibliothek 

Insgemein 

Summa 

Einnahme  Soll 
Ausgabe  Soll 


49220 

13950 
13506 

4968 

10079 

I  790 

23347 
380 

40840 

4485 

1413 
7  690 

459 

13500 

90 

5569 


67455 

19950 
8623 

IG  570 
22013 

1790 
41  192 

578 
71  640 

7470 
2412 

14679 

543 
6300 

120 

I  926 


191  286 
191  291 

191 280 


277081 

277  086 
277081 


balanciert 


Einnahme  Soll  1856 
„     1835 


277086  Mk. 
191  291 


n 


Mehreinnahmen  1856 

Ausgabe  Soll  1856 
n    w  1835 
Mehrausgaben  1856 


85  795  Mk. 

277081  Mk. 
191  286 


85  795  Mk. 
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Was  die  Steuerverpflichtung  selbst  betrifft,  von  welcher  anßer 
dem  Fiskus,  der  Kämmerei,  den  Kirchen,  Schulen  und  milden 
Stiftungen  nur  die  im  §  4  der  Städteordnung  näher  angegebenen 
Personen  resp.  Einkommen  befreit  sind,  so  war  dieselbe  nach  dem 
alten  Regulativ  (§  2)  auf  alle  Personen,  welche,  im  Genuß  eines  selb- 
ständigen Einkommens,  hier  ihren  Wohnsitz  hatten,  beschränkt,  jedoch 
als  Objekt  der  Besteuerung  das  gesamte  Einkommen,  gleichviel  ob  es 
dem  Pflichtigen  innerhalb  des  Gemeindebezirks  oder  von  anderen 
Orten  zufloß,  angenommen. 

Nach  dem  neuen  Regulativ  unterliegen  der  Steuer  nicht  allein 
alle  ein  selbständiges  Einkommen  beziehenden  Einwohner  des  Stadt- 
bezirkes, sondern  auch  diejenigen,  welche  in  letzterem,  ohne  Ein- 
wohner zu  sein,  behufs  Erwerbung  ihres  Unterhaltes  länger  als 
3  Monate  sich  aufhalten  —  und  zwar  vom  Ablauf  des  3.  Monats 
ab  — ,  desgleichen  auch  die,  welche,  ohne  im  Stadtbezirk  zu  wohnen, 
hier  Grundbesitz  haben  oder  ein  stehendes  Gewerbe  treiben,  nach 
Verhältnis  ihres  Einkommens  aus  diesen  Quellen,  die  juristischen 
Personen  von  ihrem  Grundbesitz  im  Stadtbezirk  oder  ihrem  in  dem- 
selben betriebenen  stehenden  Gewerbe,  endlich  auch  im  Stadtbezirke 
sich  aufhaltende  Ausländer  nach  einem  Aufenthalte  Yon  3  Monaten. 

Dagegen  bleibt  nach  dem  neuen  Regulativ  das  Einkommen  von 
dem  außerhalb  des  Stadtbezirks  belegenen  Grundeigentum  außer 
Berechnung. 

Die  Umgestaltung  der  Gemeindeeinkommensteuer  bringt,  wie  schon 
gesagt,  wesentlich  gesteigerte  Einnahmen  mit  sich ;  1854  betrug  die 
Einkommensteuer  71709  Mk.  d.  h.  27,24%  der  Gesamteinnahme, 
während  sie  1857  schon  97 140  Mk.  d.  h.  33,82  %,  und  1858  103  754  Mk. 
d.  h.  34,93%  ^^^  Gesamteinnahme  beträgt. 

Diese  Steuer  blieb  bestehen  bis  zum  Jahre  1875;  von  da  ab 
wird  diese  selbständige  Einkommensteuer  verwandelt  in  eine  Zu- 
schlagssteuer zu  der  staatlichen  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommen- 
steuer, wie  ja  überhaupt  das  Jahr  1875  eine  vollständige  Umwälzung 
des  Gemeindesteuerwesens  mit  sich  bringt ;  wurde  doch  im  Jahre  1875 
außerdem  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  vollständig,  der  100% ige 
Zuschlag  zur  Staatsgebäudesteuer  und  ferner  die  unter  dem  Namen 
„Unpflüchten,  Anlage-  und  Haussteuer^  bestehenden  'Kämmereiabgaben 
aufgehoben.  All  diese  Ausfalle  sollten  gedeckt  werden  durch  die  Ein- 
führung der  schon  oft  erwähnten  Grund-  und  Mietsteuer. 

Der  Zeitabschnitt  Yon  1855 — 1875  bringt  ja  überhaupt  eine  große 
Menge  neuer  Gemeindeeinrichtungen,  so  den  Bau  der  Gasanstalt  und 
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der  Leibanstalt  im  Jahre  1856,  die  Eröffnung  der  Sparkasse  im 
Jahre  1857  und  des  Wasserwerks  1868;  diese  Neueinrichtungen 
erforderten  natürlich  große  Ausgaben,  die  z.  T.  durch  Anleiben  aui- 
gebracht  wurden,  so  die  Anleihe  vom  17.  Mai  1856  zum  Bau  der 
Gasanstalt  im  Nominalbetrage  von  600  000  Mk.  und  des  Gymnasiums  — 
1800000  Mk.  — ;  die  Anleihe  vom  19.  Juli  1871  zur  Ausführung  von 
Bauten  und  gemeinnützigen  Unternehmungen  =  9000000  Mk.  und 
schließlich  die  Anleihe  vom  27.  Mai  1874  zur  Tilgung  der  Anleihen 
Ton  1848  und  1871  im  Nominalbetrage  von  3  000  000  Mk.  (siehe  die 
•Schulden  der  Stadt). 

Aber  abgesehen  von  diesen  durch,  wie  es  der  Wissenschaft  ent- 
spricht, außerordentliche  Einnahmen  zu  deckenden  Ausgaben^)  wird 
-es  sich  fragen,  ob  auch  der  ordentliche  Haushalt  nach  dem  Kriege 
von  70/71  wesentlich  höhere  Einnahmen  und  Ausgaben  aufweist,  wie 
man  immer  analog  dem  ^enormen  Aufschwung  der  Städte  nach  dieser 
großen  Zeit"  behauptet.  Wir  geben  ein  sofortiges  merkliches  Steigen 
schon  im  Jahre  1872  zu,  werden  aber  an  der  Hand  der  beiden  großen 
Tabellen  für  die  Zeit  von  1872 — 79/80  nachzuweisen  suchen,  daß  in 
Wirklichkeit  das  Steigen  der  Ausgaben  und  Einnahmen  nach  dem 
großen  Kriege  kein  so  durch  die  Verhältnisse  forciertes  ist,  wie 
allgemein  neben  der  Annahme  des  schnellen  Anwachsens  der  Be- 
völkerung in  diesem  Dezennium  vermutet  wird. 

Der  Laie  macht  sich  gar  zu  gern  ein  zu  grelles  Bild  von  diesen 
Yerhältnissen  und  spart  keine  Farben.  Es  ist  vielmehr  ein  stetiges 
gleichmäßiges  Anwachsen  in  der  Zeit  1872 — 80  sowohl  der  Be- 
völkerung um  jährlich  rund  2000  Seelen  *),  als  auch  der  ordentlichen 
Einnahmen  und  Ausgaben  zu  beobachten,  wenn  auch  das  Bild  der 
letzteren  mehr  schwankend  ist,  keineswegs  aber  läßt  sich  ein  der- 
artiges Emporschnellen  der  Finanzen  konstatieren,  wie  es  gar  zu  gern 
der  Phantasie  des  Laien  entspringt. 

■     ■  ■  ■  -  ■■■«■■■—  .^mm 

')  Im  Kapitel  „Die  Schulden  der  Stadt"  haben  wir  schon  darauf  hingewiesen, 
daß  eine  Anleihe  durchschnittlich  40  Jahre  hindurch  lauft,  daß  also  immer 
40  Jahresgesellschaften  an  diesen  außerordentlichen  Einnahmen  (eventuelle  Bei- 
trage) und  Ausgaben  (Verzinsung  und  Tilgung  der  Anleihen]  beteiligt  sind. 

^)  Interessant  zu  beobachten  ist,  wie  Tor  dem  Jahre  1872  vom  Jahre  1855 
an  die  Bevölkerang  jährlich  um  rund  1000  Seelen  zunimmt,  während  sich  nach 
1872  diese  .jährliche  Bevölkerungszunahme  auf  rund  2000  Seelen  erhöht  und  zwar 
bis  zum  Jahre  1886/87,  um  dann  bis  zum  Jahre  1889/'90  sich  auf  rund  3 — 4000  zu 
erhöhen«  bis  schließlich  vom  Jahre  1889/90  zu  1890/91  eine  ganz  außerordentlich 
starke  Zunahme  von  über  6000  Seelen  erfolgt;  vom  Jahre  1890/91  an  erfolgt  dann 
eine  zwischen  2000  nnd  4000  schwankende  jährliche  Bevölkerungszunahme. 
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Kehren  wir  jedoch  vorerst  zurück  zur  BetrachtuDg  der  ordent- 
lichen Einnahmen  und  Ausgaben  nach  der  Einführung  des  neuen 
Regulativs  der  Kommunaleinkommensteuer  vom  Jahre  1855. 

Während  noch  im  Jahre  1852  die  Kommunaleinkommensteuer 
nur  71 709  Mk.  betrug,  d.  h.  42,83  %  der  Gesamteinnahme  an  Steuern 
darstellte,  schnellt  sie  sofort  nach  Einführung  des  Regulativs  von  1855 
auf  102  230  Mk.  und  1856  auf  106 145  Mk.  oder  57,46  %  der  Ge- 
samtsteuereinnahme,  ist  also  um  über  14%  emporgeschnellt. 

Diese  bedeutende  Mehreinnahme  hat  natürlich  einen  großen  Ein- 
fluß auf  den  ganzen  Etat;  wir  bringen  deswegen  die  Resultate  der 
Kämmereirechnungen  für  die  folgende  Reihe  der  nächsten  Jahre 
1856—74. 

Die  Gesamteinnahme  der  etatsmäßigen  Verwaltung  und  der 
Anteil  der  Kommunaleinkommensteuer  daran  betrug: 


Gesamt- 

Eommunal- 

Das  sind  %  der 

Jahr 

einnahme 

einkommensteuer 

0  esamteinnahme 

in  Mk. 

in  Mk. 

rund  in  Mk. 

1856 

277  086 

1 

106  145 

39 

1857 

322  537 

112  927 

35 

1858 

346  775 

118  206 

34 

1859 

523  068 

150539 

29 

1860 

351  190 

119  826 

34 

1861 

365  863 

127333 

35 

1862 

528  534 

132030 

25 

1863 

391  575 

148455 

38 

1864 

421  650 

154870 

37 

1865 

433  739 

158655 

36 

1866 

434  187 

163463 

38 

1867 

434  724 

170890 

39 

1868 

545  927 

184710 

34 

1869 

617  517 

192  811 

3» 

1870 

770754 

254015 

33 

1871 

809287 

282  603 

35 

1872 

884919 

337  323 

38 

1873 

867714 

330  342 

38 

1874 

I  088  496 

341310 

31 

Die  Tabelle  zeigt,  einen  wie  bedeutenden  Anteil  an  den  ordent- 
lichen Gesamteinnahmen  die  selbständige  Kommunaleinkommensteuer 
während  der  19  Jahre  stets  gehabt  hat.  Der  Prozentsatz  schwankt 
abgesehen  von  zwei  exzeptionellen  Fällen  während  der  ganzen  Zeit 
zwischen  31  und  39^07  während  die  Steuer  vor  der  Einführung  des 
Regulativs  von  1865  z.  B.  im  Jahre  1852  nur  27  %  ^^^  ordentlichen 
Gesamteinnahme  ausmacht.    Das  Bemerkenswerteste  daran  ist  aber, 
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daß  der  Anteil  der  Steuer  an  der  ordentlichen  Gesamteinnabme  von 
27  %  im  Jahre  1852  auf  39  %  im  Jahre  1856  gesprungen  ist. 

Der  Anteil  der  Steuer  an  der  Gesamtsteuereinnahme  betrug  1852 
nur  42,83  7o  ^^^  ^^^  ^^^^  &^f  57,46  geschnellt,  um  im  Verlauf  der 
weiteren  Jahre  bis  zum  Jahre  1874  zwischen  51  und  58  7o  zu  schwanken, 
also   stets  die  gute  Hälfte  der  Gesamtsteuereinnahmen  auszumachen. 

Während  also  die  Einnahmen  an  Einkommensteuer  insbesondere 
1856  39%  und  die  Kommunalsteuem  überhaupt  68%  der  ordent- 
lichen Gesamteinnahmen  ausmachen,  verteilen  sich  die  übrig  bleibenden 
32%  auf  folgende  Einnahmen:  vom  Grundeigentum  55960  Mk. 
oder  20  %,  Zinsen  von  Aktivkapitalien  6%  %,  von  Berechtigungen 
4%  %  ^iid  Insgemein  1  %,  während  1832  vom  Grundeigentum  (Pacht- 
geld) auch  55459  Mk.  eingingen,  d.  h.  30%  der  Gesamteinnahme, 
an  Zinsen  von  Aktivkapitalien  nur  175  Mk. 

Ein  wesentlich  anderes  Bild  bieten  schon  die  Abschlüsse  vom 
Jahre  1871  an.    (Siehe  Tabellen  S.  146—153;. 

Während  nämlich  nach  1856  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
277  086  Mk.  betragen,  ist  nach  Verlauf  von  nicht  ganz  20  Jahren  im 
Jahre  1874  die  Million  schon  erreicht,  d.  h.  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben haben  sich  mehr  als  verdreifacht,  während  die  Bevölkerung 
von  36408  Seelen  auf  57  859  Seelen  gestiegen  ist,  also  nur  rund  um 
22000  Seelen,  sich  also  noch  nicht  einmal  verdoppelt  hat. 

Es  tritt  bei  der  Betrachtung  der  Abschlüsse  von  1871—79  uns 
sofort  wieder  eine  andere  Form  der  Einteilung  entgegen,  die  als  be- 
sonders geschickt  kaum  zu  betrachten  sein  dürfte,  nämlich  die  Ein- 
teilung in  Vermögenshaushalt,  Wirtschaftshaushalt  und  Steuern.  Daß 
damit  manche  Schiefheit  unterläuft,  ist  leicht  ersichtlich.  Die  Aus- 
gaben z.  B.  für  das  Bauwesen  oder  wie  der  Titel  früher  hieß,  „die 
Unterhaltung  der  gemeinheitlichen  Grundstücke^  sind  in  den  ganzen 
Haushalt  zerstreut;  der  Bau  z.  B.  und  die  Unterhaltung  der  Kanäle 
findet  sich  unter  Gesundheitspflege,  während  wiederum  andere  Aus- 
gaben für  das  Bauwesen  unter  Grundbesitz  erscheinen,  so  daß  ein 
übersichtliches  Bild  der  einzelnen  Bedürfnisse  in  diesen  Abschlüssen 
nicht  zu  erwarten  ist.  Ja  man  geht  sogar  so  weit,  einzelne  un- 
bedeutende Steuerarten,  z.  B.  die  Hundesteuer,  gar  nicht  mit  unter 
die  Abteilung  Steuern  zu  verrechnen,  sondern  entkleidet  diese  Abgabe 
einfach  ihres  Steuercharakters,  indem  man  sie  unter  „Berechtigungen^ 
mit  den  Markt-  u.  a.  Gefällen  aufführt.  Eine  derartige  Einteilung  ist 
weder  wissenschaftlich  noch  praktisch  zu  nennen.    Wir  ziehen  es  vor,  nur 

die  hauptsächlichsten  Einnahme-  und  Ausgabeposten  kurz  zu  betrachten. 
XLIV.  10 
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Titel 


A. 


I. 


1. 
2. 
3.a) 

4.a) 


5. 
6. 


b) 


7.a) 
b) 


Bezeichnung 


Einnahme 


1871 


Mark 


Etatmäßige  Verwaltung 

Vermögenshaushalt 

Grundbesitz  .... 
Kommunalanstalten .  . 
Berechtigungen  .  .  . 
Zinsen  von  Aktivis  .  . 
Verzinsung   der  Anleihen 

und  Schulden  .  .  . 
Amortisation  derselben 

Legate 

Diverse  Lasten     .    .    . 

Stipendien 

Zinsen  und  Dotation  von 

Reservefonds     .    .    .    . 


I. 


II. 


8. 


s 


9. 
10. 
11. 


a) 


b) 


12. 


y) 


aj 
b 
ej 
d 


13. 
14. 
15. 


Vermögenshaushalt   Sa. 


Wirtschaftsh  aushalt 

Zentralverwaltung    .    . 

Ma^istratsverwaltung  . 

Polizeiverwaltung     .    . 

Unterrichtswesen      .    . 

Armenpflege    .... 

Öflfentliche  Sicherheit,  Ver 

,,  kehr  u.  s.  w.     .    .    . 

Öffentliche  Sicherheit  . 

Feuerlöschwesen  .     .     . 

Gehälter  der  Sicherheits- 
beamten (Nachtwächter) 

Förderung  des  Verkehrs  . 

Unterhaltung  der  Ver- 
kehrswege und  Brücken 

Straßenbeleuchtung .    .    . 

DiTcrses  (Stadtuhren)  .    . 

Gesundheitspflege     .    .    . 

Unterhaltung  der  Kanäle 

Bau  neuer  Kanäle   .    .    . 

Straßenreinigung.    .     .    . 

Impfwesen  und  Sonstiges 

Verschönerung  u.  Wasser 
zu  öflentl.  Zwecken  .     . 

Staats-,  Provinzial-,  Kreis- 
und  andere  Lasten   .    . 

Förderung  von  Kunst  und 
Wissenschaft     .     .    .    . 


79  737  io,33 

69 105  8,95 

17646  2,28 

31983  4,14 


1872 

1873 

187 

1 

Mark 

0 

Mark 

%  der  Oi 
einnah 

Mark 

il 


79581 
77556 

18087 

35568 


8,99 

8,77 
2,04 

4,02 


83706 
80094 
18921 

33  573 


9,65 

9,23 
2,18 

1,87 


86  274.  7,9J 

76  497  7,03 

19635  1,80 

139434  I2t8i 


72  07s      6,62 


198  471 


6024 
6312 


25,70 


)y 


60 


210  792 


23,82 


6084 

5278 


0.0 1 


II  298 


IL  { Wirtsohaftshaushalt     Sa.    |  38961      5,05!  74  4i8i    8,41!  53,304 


}  1,51 


216294 


24,93    3939151   36,19 


Vi'^)^'^       tg^^MT 


0.00 


9432;         1,07 


903, 
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2185' 


>    4,48 
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0.02 


10764'         1,24 


II   967 


1,35 


3873 
6498 

3432 


885 
13758 


)  'i59 

0,10 
1,59 


OD 


0,00 


48  8 10       4.49 


747.1 

,  » 

1890! 

I 

9 

13968 


0,24 
0,00 


6,14,  81405    7,4» 
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Aus 

gäbe 

1871 

1872 

1873 

1874 

^ 

^ 

•^ 

• 

a 

B 

B 

B 
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CS     9 
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s  -^ 

S  'S 

s  -s 

s  4 

Mark 
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0 
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©^ 
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0,87 
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0,67 

4878 

0,62 
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0,70 

72 
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789 

}  0,11 

2271 

}    0,29 

60 
17  103 

}       1,58 

105003 

16,64 

134952 

18,15 

125  283 

16,02 

182055 

16,79 

29775 

4,72 

33895 

4,80 

48066 

^     6,15 

168  285 

15,22 

4650 

0,74 

4647 

0,63 

4050 

) 

4650 

0,41 

5  544 

0,88 

5769 

0,78 

6438 

}     1,64 

4246 

0,59 

2541 

0,40 

2241 

0,30 

I  716 

j 

I  641 

0,15 

29913 

4,74 

42453 

5,71 

40512 

5»i8 

15  180 

1,40 

200706 


66504 

51675 
84609 

100761 


4407 
9807 

31326 

31827 

540 

2961 

9057 

12666 

1943 

5655 

13446 

1251 


31,81 


10,54 
8,19 
13,41 
15,97 


1 

I 


2,25 


10,09 


}   4,21 

0,90 
2,13 

0,20 


255441 


69525 

61353 
84258 

99048 


2  169 
12549 


31911 
33330 

534 

3150 

37  497 
14265 

1197 
6663 

24327 
5529 


34,37 


9,35 

8,25 

",34 

13,33 


U 


,98 


} 


8,85 


7,55 


0,89 
3.27 
0,74 


246  753 


78813 

76056 

97980 

101  406 


2496 
13998 

31  155 
36330 

534 

3729 
21  384 

15279 

1  161 

8373 

35217 

4896 


31,55 


10,08 

9,73 

12,53 
12,97 


l  2,11 

I  8,70 

5,31 

1,07 

4,50 
0,62 


444383 


98484 
93690 

96765 
103947 


3  597 
15066 

83928 

40212 

657 

4  533 
19284 

15  720 

1  206 

17241 

39918 

5313 


40,99 


9,08 
8,64 
8,92 
9,58 


l 


1,72 


11,51 


3,76 

1,59 
3,68 

0,49 


428415  I  67,89  I  487305    65,55  I  528807 


67,62 


639561 
10* 


58,97 
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Einnahme 

1871 

1872 

1873 

1874              1 

1 

J> 

^ 

^ 

Titel 

Bezeichnung 

03    d 

SR  ° 

g« 
^B 

t 
1 

Mark 

Mark 

1-9 

Mark 

0)    r] 

Mark    1 

1 

r^    V 

rö    0 

r^  a> 

I 
1 

na  0 

.    0 
0^ 

0* 

e 

1 

1 

0 

m. 

Steuern 

1 

16.  a) 

Zuschlag   zur  Mahl-   und 

i 

1 

1 

• 

Schlachtsteuer  50% .    . 

189  270 

69,25 

197  454 

V 

199797 

198900 

] 

% 

Einkommensteuer     .    .    . 
Zuschlag     zur     Gebäude- 

282 603 

337  323 

67,77 

330  342 

68,93 

341310 

[  56.33 

steuer  100%     .... 

62856 

64932 

1 

67977 

72966 

1 

III. 

Steuern                       Sa. 

534729 

69,25 

599  709 

67,77598116 

68,93 

613  176 

5633 

Wiederholung 

I. 

Vermögenshaushalt .    .    . 
Wirtschaftshaushalt .    .    . 

198  471 

25,70 

210792 

23,82216294 

24,93 

393915 

36,19 

II. 

38961 

5,05 

74418 

8,41      53304 

6,14 

81  405 

748 

III. 

Steuern 

534  729 

69,25  599  709 

67,77598116 

68,93 

613  176 

5603 

A. 

Etatmäßige  Verwaltg.  Sa. 

772  161 

ioo7o  884919  100%  867  714 

100% 

1088496 

100% 

Die  Verwaltung  fiir  die  Jahre  1871—1874  ergab  einen  Überachul 

I  von 

1963917 

diesem  Überschuß  tritt  zu  der  Bestand  aus  ult.  1870  im  Betrage  von 

64245 

' 

2  028  162 

B. 

Verwaltung  außer  dem  Etat 

1 

I. 

Bewegung  des  Vermögens 

782  883 

— 

462  954 

626544!   — 

5  834  937 

— 

Es  sind  also  nach  Ablauf  des  Jahres  1874 

flüssig  geblieben 

767  508 

— 

II. 

Posten    zur   Verrechnung 
auf    die    Anleihen    von 

■ 

1871  u.  1874     .... 

— 

2817 

1524 

___ 

2991 

_- 

III. 

Sonstige  Posten  (darunter 

•^      ■ 

^  ^ 

Kriegskosten)    .... 

59256 

_ 

128220 

^ 

— 

(Kriegskosten)  *) 

(6  780) 

'     '  ■ 

(70083)!    — 

— 

— — 

')1 

870  betrugen   die  Ausgabe 

n 

an  Kriegs 

kosten                                                    158  199  Mk.,  hierzu  die  Kriegs-] 

^etto-Au 

sgaben 

von  1871  n.  72  im  J 

tietrage  t 

on             1 

140646    „ 

80  daß  die  gesamten  Kriegskosten  betrugen  298  845  Mk.,  d.  h.  pro  Kopf  der  Bevölkerung  bei 

einer  durchschnittlichen  Einwohner- 
zahl von  51  350:  5,82  Mk. 

Der  Staat  erstattete:  60  555     „      Kriegskosten,    so   daO    nach  Abzug 

dieser    pro  Kopf   der  Bevölkerung 
kommen:  4,65  Mk. 
238790  Mk. 
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Aus 

gäbe 

1871 

1872 

1873 

1874 

Mftrk 

S  S) 

» § 

Mark 

1^  s 

Mark 

Mark 

1 

0^ 

-5 
0" 

.0 

.0 
0" 

I  140 
759 

[  0,30 

573 

l  0,08 

456 
6000 

0,83 

474 

l  0,04 

— 

— 

— 

1 

1899 

0,30 

573 

0,08 

6456 

0,83 

474 

0,04 

200706 

428415 
1899 

31,81 
67,89 

0,30 

255441 

487305 

573 

34,37 

65,55 
0,08 

246  753 
528807 

6456 

31,55 

67,62 

0,83 

444483 

639  561 

474 

40,99 

58,97 

0,04 

631  020 

looo/. 

743  319 

100% 

782  016 

100% 

1084518 

ioo7o 

644283 

— 

454  377 

— 

509049 

— 

5332251 

— 

70  128 

• 

235  338 

__ 

214  863 

»^ 

I  017408 

_- 

269298 

(216084) 

— 

60204 

(1425) 

— 

^_ 

— 

— 

— 

AbschlaÜ. 

£8  waren  also  an  anßeretatmäOigen  Ausgaben  zu  decken: 

1.  Die  Posten  ä  conto  der  Anleihen:  i  010 076  Mk. 

2.  Sonstige  Posten:  142 026    „ 


Summa        i  152  102  Mk. 


Zur  Deckung  dieser  Ausgaben  waren  yorhanden: 

1.  Aus  dem  Yermögen :  767  508  Mk. 

2.  Überschuß  der  etatsmäßigen  Verwaltung:  436 662    „ 


Summa        i  304  170  Mk. 
A.  I  152  102  Mk. 


£s  Yerblieb  also  ult.  1874  ein  Bestand  Yon: 


52068  Mk. 
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Einnahme 

1875 

187a 

pro  I.Jan.  1877 
bi831.Mäizl878 

I.April  1878  79 

^ 

• 

^ 

• 
•** 

1 

Titel 

Bezeichnung 

3  ® 

§  0 

is 

Ss 

Mark 

Mark 

Mark 

0 

Mark 

'S  5 

. 

0 

e 

A. 

Etatmäßige  Verwaltung 

I. 

y  ermögenshaushalt 

1. 

Grundbesitz 

90449 

7,55 

93819 

8,15 

108  484 

7,63 

99  768,    8,02 

2. 

Kommunalanstalten .    .    . 

72672 

6,07 

74848 

6,50 

104977 

7,39 

104216    8.3s 

3.a) 

Berechtigungen    .... 

14651 

1,22 

9  397 

0,82 

13543 

0,95 

II  782    0,95 

b) 

Zinsen  von  Aktivis  .    .    . 

221805 

iÄ,5a 

145686 

12,65 

165506 

11,65 

i^J  625   12.19 

4.a) 

Verzinsung  der  Schulden 

— 

54 

0,00 

77 

0,0Q 

38     0,00 

b) 

Tilgung  derselben    .    .    . 

— 

— 

— 

— 

—      1    — 

L 

Vermögenshaushalt     Sa. 

399  577 

33,36 

323804 

28,12 

392  587 

27,62 

367429  29,54 

U. 

Wirtschaftsfaaushalt 

« 

8. 

Zentralverwaltung    .    .    . 

— 

— . 

— 

wm^m 

—          • — 

a) 

Magistratsverwaltung   .    . 

— 

— 

— 

—     ■ 

— 

—          — 

% 

Persönliche  Kosten  .    .    . 

67  420 

V 

/    8,12 

58  115 

57824 

)S,S8 

47  088  \ 

Sachliche  Kosten     .    .    . 

.     15  167 

15874 

21.410 

17  820  /  ^^' 

b) 

Polizeiverwaltung     .    .    , 

— 



—          — 

«) 

Persönliche  Kosten .    .    . 

2325 

2850 

}',34 

3750 

}  1,54 

3<»o\ 
13  55'/    '^^ 

ß) 

Sachliche  Kosten     .    .    . 

12365 

12595 

18  121 

9. 

Unterrichtswesen      .    .    . 

— 

'— 

~— 

w 

10. 

Armenpflege 

— 

— 

— 

— 



11. 

Offenthche  Sicherheit  .    . 

— 

— 

^^^ 

___ 

— 

.^                   

•) 

Öif entliche  Sicherheit  .    . 

— . 

._ 

— 

^>»                   -^ 

«) 

Feuerlöschwesen  .... 

148 

0,01 

115 

OjOI 

148 

0,01 

7     0,00 

ft 

Sicherheitsbeamte  (Nacht- 

1 

wächter)  

— 

— 

— 

___ 

___ 

— 

■^^ 

Gesundheitspflege     .    .    . 
Unterhaltung  u.  Keinigung 

— 

— 

— 

• 

— 

p    ^^ 

«) 

der  Kanäle 

28 

— 

1556 

) 

2256 

■ 

ß\ 

Bau  neuer  Kanäle   .    .    . 

7438 

7909 

12174 

8880 

u 

Straßenreinigung .... 

Impfwesen    und   sonstige 

Kosten 

261L 

0,84 

2560 

:  0,91 

4294 

1,27 

3  554 

.   1,18 

^) 

— 

1 

-^ 

^ 

— 

12. 

Förderung  des  Verkehrs  . 

— 

— 

— 

— 

—          — 

a) 

Unterhaltung     der     Ver- 

- 

1 

kehrswege    .    .    .    •    . 

H  539 

) 

22656 

) 

4d6a2 

[  3,07 

34461) 

-     «77 

5 

Straßenbeleuchtung .    .    . 
Sonstige  Kosten  .... 

S    1,22 

^^w 

l  1,97 

_ 

13. 

Verschönerung  der  Stadt 

; 

(öffentliche  Anlagen) 

I  1S5 

0,10 

127 

0,01 

370 

0,02 

305         0,03 

14. 

Wasserversorgung    .    .    . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

15. 

Staats-,  Provinzial-,  Kreis- 

und  andere  Lasten  .    . 

15282 

1,28 

20636 

1,79 

— - 

— 

1        *^ 

16. 

Zur  Förderung  von  Kunst 

und  Wisflenachaft     .    . 

— 

— 

""^ 

— 

■""                   "~_ 

n. 

Wirtschaftshaushalt    Sa. 

138  508 

11,57 

H3  437 

12,46 

163269 

11,49 

130  932 

10,53 
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Aus 

gäbe 

1875 

167^ 

pro  1.  Jan.  1877  bis 
31.  März  1878 

1.  April  1878/79 

J. 

^ 

a 

3 

^ 

s  9 

08  0 

c8    0 

tf     0) 

S  -9 

S  'S 

S  'S 

S  ^  . 

Mark 

0  ä 

Maak 

0  S) 

Mark 

0    & 

Mark 

0  S) 

- 1 

^  3 

.0 

.^ 

',0 

.^ 

0^ 

0^ 

o" 

o~ 

14783 

1,33 

8584 

0,83 

17  116 

1,22 

18984 

1,74 

505 

0,05 

2091 

0,20 

3578 

0,26 

I  500 

0,14 

3  753 

}    0,34 

72 
430 

}  0,0s 

75 
1095 

}       0,08 

51 
4366 

}•  °'^' 

245614 

22,17 

158142 

15,26 

243  793 

17,39 

1 52  202 

14,0 

78294 

7,07 

50  945 

4,91 

57  939 

4,13 

46345 

4,26 

342949 


160673 

30924 


30,96 


^  17 


\ 


86655 
16828    / 

87382 

100085 


30 


9,34 

7,89 
9,03 


220264 


6335     ] 
«3  979- 


5  937 
12  715 

16901 
4345 

39  959 

40323 
450 

8642 
79506 

48187 

5069 


\     1,83 


3,59 


1 


7,29 

0,78 
7,18 

4,35 
0,46 


155617 
30287 

90254 
21033 
90  107 

9M73 


9524 
13678 


4  543 
6492 

16471 
6296 


53  375 

45  433 

543 

6317 
84  191 

854^11 

5135 


21,25 


} 


323  596 


17,93 

10,74 

8,69 
8,82 


1 
i 


2,24 


3,26 


1 


9»38 


0,61 
8,12 

8,25 
0,50 


183  728 
43425 

123  470 
29568 
127  099. 
127  851 


9889 
17499 


6226 

36343 
20825 

5280 


110463 

62261 

1  133 

9089 
10^938 

47874 
8334 


23,08 


\    16,20 

}    10,91 
9,06 

9,12 


1 


1,95 


223448 


4,90 


} 


12,40 

0,65 
7,63 

3,41 
0,59 


152839 
40344 

99796 

24371 

115  510 
109662 


6420 
14070 


&417 

18917 
20586 

4606 


55569 

52344 

2447 

5948 
S6654 

39732 
4170 


20,55 


} 


\ 


} 
I 


17,77 

11,42 

10,62 
10,09 

1,89 


4,83 


}■"• 


15 


0,55 
7,97 

3,65 
0,38 


764  795        69,04 


816260 


7*,74 


I  077  295 


76,81»        8fo402 


79,32 


! 
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Bezeichnung 

Einnahme 

1875 

1876 

pro  I.Jan.  1877 
bis31Jrärzl878 

1.  April  187^ 

Titel 

Mark 

öl 

Hark 

Mark 

§1 

.52 -2 

1 

1 

Mark 

1 

■4» 

h 

0* 

0 
0 

0 

III. 

Steuern 

t 

1 
t 

a) 
b) 

100%  Zuschlag  zur  Klas- 
sen-  und  klassifizierten 
Einkommensteuer     .    . 

Grund-  und  Mietsteuer    . 

335062 
324  392 

)55,07 

334  525\.oA2 
349  493  P^*^ 

437  575 
427  738 

}6o,89 

357  587  U  9. 

387  933  r^^'^^ 

in. 

Steuern                      Sa. 
Wiederholung 

659  454 

55,07 

684018 

59,42 

865313 

60,89'   745  Saol  5MJ 

1 

1 

! 

1 

L 

n. 
in. 

Vermöffenshaushalt .    «    . 
Wirtscnaftshaushalt .    .    . 
Steuern 

399  577 
138  508 
659  454 

33,36 
11,57 
55,07 

323804 

143437 
684018 

28,12 
12,46 

59,42 

392  587 
163269 

865313 

27,52 

11,49 
60,89 

367  429  29,54 
130932   10,53 
745520  59,9S 

A, 

EtatmäfiigeEinnahme  Sa. 

1  197  539 

100% 

I  151  259 

100% 

I  421  169 

loo^/o 

1243881 

loo«; 

• 

Die  Verwaltung  fiir  die  Jak 
diesem  Überschuß  tritt  zu 

• 

e  1875  bii 
der  Best 

»1.4.1 
and  ac 

)78/79  6rfi 
IS  ult  18' 

ab  ein< 
74  im 

in  Überschuß  von 
Betrag  von 

379  947 
52067 

Überschuß 

432014 

B. 

Verwaltung  außerdem  Etat 

I. 

n. 

Bewegung  des  Vermögens 

Posten   zur   Verrechnung 
auf  die  Anleihe  von  1874 

I  295  500 
Es  sind 

18632 

desha 

578648 
Ib   aus  d 

98634 

em   Vt 

821  638 

»rmögen  i 
geb 

15319 

diissig 
lieben 

906793 
36291 

938 

1 
1 

Abschluß. 

Es  waren  also  an  außeretatmäßigen  Ausgaben  zu  decken 
Zur  Deckung  dieser  Ausgaben  waren  vorhanden: 

1.  Aus  dem  Vermögen 

2.  Die  Überschüsse  der  Etatverwaltung 

80  daß  sich  ein  Bestand  ergibt  von  49675  ML 


418630  Mk. 

36291  „ 
432014  ^ 


468305  Mk« 
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Ausj 

gäbe 

1875 

1878 

pro  1.  Jan.  1877  bis 
31.  März  1878 

1.  April  1878/79 

^ 

1 

3   a> 

^ 

OB    0 

aS    Q> 

S  0 

Mark 

St 

Mark 

0  S) 

Mark 

^   bß 

Mark 

it 

|i 

^  9 

0 

0 

0 

0 

0^ 

o~^ 

e 

e 

33 

0,00 

102 

0,01 

1304 

0,10 

1453 

0,13 

33 

0,CX) 

102 

0,01 

1304 

0,10 

1453 

0,13 

342949 

30,96 

220  264 

21,25 

323  596 

23,08 

223448 

20,55 

764  795 

69,04 

816260 

78,74 

I  077  295 

76,82 

862402 

79,32 

33 

0,00 

102 

0,01 

1304 

0,10 

1453 

0,13 

1  107  777 

«00% 

I  036  626 

100  0/0 

I  402  195 

100% 

I  087  303 

lOO®/* 

1  281  873 

— 

637  447 

— 

724  858 

— 

922  109 

— 

103  618 

— 

144472 

— 

200357 

— 

103706 

— 
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Der  Yermögenshaushalt. 

Qrundbebitz:  Die  Einnahmen  aus  dem  Grundbesitz,  die  im 
Jahre  1856  nur  56  960  Mk.  betrugen,  sind  bis  zum  Jahre  1871  er- 
höht auf  79737  Mk.,  haben  also  eine  Steigerung  von  fast  24000  Mk. 
erfahren;  während  sie  aber  1856  noch  20%  ^^^  Gesamteinnahme 
ausmachten,  sind  sie  1871  bis  auf  10,33%  zurückgesunken,  befolgen 
also  immer  noch  eine  absteigende  Tendenz.  Ihr  Einfiuß  auf  die  Ein- 
nahmen wird  immer  schwächer. 

Die  Einnahmen  vom  Grundbesitz  bilden  nämlich  Tom  Anfang  des 
Jahrhunderts  an  verfolgt  folgende  Prozentsätze  der  Gesamteinnahme: 


1801/02 

40,76  7o 

1805/06 

39,11  0/, 

1810 

57,79  % 

1812 

29,70  o/o 

1813 

37,86  7o 

1819 

62,36  \ 

1892 

60,67  % 

1832 

29,72  % 

1852 

26,75  •/, 

1866 

20      o/o 

1871 

10,33  o/o 

bis  sie  am  Ende  des  Jahres  1874  zwar  86274  Mk.  betragen,  immer- 
hin aber  nur  mehr  7,93%  d^i*  Gesamteinnahmen  bilden. 

Die  Ausgaben  für  den  Grundbesitz  sind  aufzufassen  als  Grund- 
abgaben, Ausgaben  för  Bauliches  u.  s.  w.  und  sind  im  Laufe  der 
Jahre  1871 — 78  wesentlich  nicht  gestiegen 


1871  betrugen  sie  17304  Mk.  d.  h.  2,74% 
1874         „  „     41617     „„    „    1,65% 

1878        „  „       1898     „„    „    1,74% 


der  Gesamt- 
ausgabe. 


Kommunalanstalten:  Die  Einnahmen  aus  Kommunal- 
anstalten treten  zum  1.  Male  auf  in  dem  Abschlüsse  für  1868,  indem 
dort  die  im  Jahre  1856  eröffnete  Gasanstalt  60494  Mk.  Überschuß 
an  die  Kämmerei  zahlt  1869  zahlt  sie  zur  Verzinsung  der  Anleihe 
von  1800000  Mk.    (1867)   51757  Mk.   und   1870  63045  Mk.     Diese 


—     1Ö5     — 

•• 

Überschüsse'  steigen  bis  zum  Bnde  des  Jahrhunderts  wesentlich,  so 

daß  im  Jahre  1899/1900  das  Wasserwerk  der  Eämmerei  304000  Mk. 

zur  Verfügung  stellt. 

Femer  erscheinen  in  dem  Abschluß  von  1867  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  des  Wasserwerks  rechnungsmäßig  selbständig,  die  im 
Anfang  seines  Bestehens  nicht  getrennt  erschienen. 

Die  69105  Mk.,  die  die  Kommunalanstalten  1871  an  die 
Kämmerei  liefern,  sind  zum  allergrößten  Teil  also  Zuschüsse  des 
Gaswerks. 

Die  in  diesem  Titel  Yorhandenen  Ausgaben  sind  solche  für  den 
Betrieb  des  Wasserwerks. 

Zinsen  von  Aktivis:  Während  noch  1856  die  Zinsen  von 
Aktiv-Kapitalien  nur  3480  Mk.  betrugen,  d.  h.  1,34  7o  der  Gesamt- 
einnahme, sind  sie  im  Jahre  1871  schon  auf  31983  angewachsen, 
betragen  immerhin  aber  nur  4,14  ^/^  der  Gesamteinnalune.  Das 
Kapitalvermögen  hat  sich  im  Laufe  der  Jahre  folgendermaßen  ent- 
wickelt: 


1871 
1874 
1878 


2680580  Mk. 
4691056     „ 
4618328    „ 


1871 
1874 
1878 


Diesen  J^apital vermögen  stehen  als  Schulden  gegenüber: 

3522968  Mk. 
5  327465     „ 
4967  212     „ 

während  diesen  Gesamtschulden  der  Stadt  ein  Aktiv-Vermögen;  von 

1871:         6090  738  Mk. 
1874:         a  363  802     „ 
1878:         85496.18     „ 

gegenübersteht,  so  daß  das  reine  Vermögen  demnach  betrug : 


1871 
1&74 
1878 


2667  770  Mk 
30363a7     ^ 
3592406     „ 


Die  Verzinsung  der  Schulden  betrug: 

1871:    105003  Mk.  d.  h.  16,64  ^/o) 

1874:    18»Q06     „     „    „    16,79  o/,  i  der  Gesamt- 

1878:    IM  202    „      „    „    14      X\      ^""^^ 
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Dieser  Verzinsung  steht  gegenüber  die  Einnahme  an  Zinsen  yon 
Aktivis  im  Betrag  von: 

1871:     31983  Mk.  d.  h.     4,14  7o] 
1874:139434     „      „    „    12,81  %  i  ^®^  ^®^°^*- 
1878:  151625     „      „    „    12,19%)     einnähme 

Diese  erheblichen  Steigerungen  sowohl  beim  Kapitalvermögen  als 
bei  der  Gesamtschuld  und  ihrer  Verzinsung  sind  zum  großen  TeU  her- 
vorgerufen durch  die  Aufnahme  der  Anleihen  von  1871  im  Betrage 
von  900000  Mk.  und  von  1874  im  Betrage  von  300000  Mk.  (siehe 
Schulden  der  Stadt). 

Dies  sind  die  hauptsächlichsten  Einnahme-  und  Ausgabeposten 
des  Vermögenshaushalts: 

Die  Einnahme  des  Vermögenshaushaltes  beträgt: 


der  Gesamt- 
einnahme, 


der  Gesamt- 
ausgabe, 


1871:  198471  Mk.  oder  25,70% 
i874:  393915  „  „  36,19% 
1878:    367429     „         „      29,54% 

während  die  Ausgabe  folgende  ist: 

1871:  200706  Mk.  oder  31,81% 

1874:  444383     „  „  40,99% 

1878:  223448     „  „  20,55^0 
80  daß  also 

1871  die  Ausgaben  einen  Steuerzuschuß  von    2  235  Mk. 
1874     „  „  „  „  „     50468     „ 

erfordern,  während  1878  ein  Einnahmeüberschuß  von  143  981  Mk. 
sich  ergibt. 

Im  ganzen  ergab  der  Vermögenshaushalt  während  der  Jahre 
1871—78/79  einen  Überschuß  von  246  329  Mk. 

Daß  der  Vermögenshaushalt  einen  sehr  starken  Einfluß  auf  den 
Gesamthaushalt  hatte,  zeigt  sich  darin,  daß  er  in  der  Einnahme 
während  der  angeführten  Jahre  zwischen  23  und  37%  der  Gesamt- 
einnahme  und  in  der  Ausgabe  zwischen  20  und  41%  schwankt. 

Der  Wirtschaftshaushalt. 

Es  fallt  bei  der  Betrachtung  der  betreffenden  Tabelle  sofort  die 
verschwindend  kleine  Einnahme  dieses  Haushalts  ins  Auge,  was  ja 
bei  dem  Charakter  desselben  erklärlich  ist;  es  ist  der  Haushalt,  der 
eben  die  eigentliche  Gemeindewirtschaft  einschließt. 
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Begionen  wir  mit  der  Zentralverwaltung ;  sie  zerfallt  in  Magistrats- 
nnd  Polizeiverwaltung.    Die  erstere  erforderte  im  Jahre 


1871 
schon  1874 
und      1878/79 


66  504  Mk.  d.  h.  10,54  X 

98484     „      „    „      9,08  7, 

193183     „      „    „    17,770/0, 


worin,  wie  auch  in  den  folgenden  Zahlen,  neben  den  persönlichen 
Ausgaben  auch  die  sachlichen  enthalten  sind  (Bureaukosten),  während 
die  Yerwaltungskosten  im  Jahre  1852  nur  erst  56839  Mk.,  d.  h. 
23,46  %  der  Gesamtausgabe  betrugen ;  1832 :  45  766  Mk.,  d.  h.  25,15  % ; 
1822:  40  780  Mk.,  d.  h.  42,26%;  1812:  42  639  ML,  d.  h.  30,90%; 
1805;06:  29  774Mk.,  d.h.  32%  iind  schließlich  1801/02:  23430  Mk., 
d.  h.  28,40  %,  indem  wir  bemerken,  daß  in  den  Zahlen  bis  zum 
Jahre  1852  die  Ausgaben  für  die  Polizeiverwaltung  mit  enthalten  sind. 
Es  erscheint  nun  angebracht,  die  Ausgaben  für  die  Verwaltung 
bis  zum  Jahre  1832  noch  in  persönliche  und  sachliche  zu  trennen, 
weil  die  letzteren  in  früheren  Jahren  mitunter  eine  ganz  enorme 
Höhe  haben  und  in  keinem  Verhältnis  zu  der  ganzen  Ausgabe 
stehen  (in  Mark). 


1801/02 

1805/06 

1812 

1822 

1832 

persÖDliche  Kosten 
sachliche           „ 

22  772 
658 

28759 
I  015 

2951S 
13 124 

37  973 
2807 

42459 
3307 

Hieraus  ist  ersichtlich,  daß  die  Verwaltungskosten  bis  zur  Mitte 
des  Jahrhunderts  eine  relativ  sinkende  Tendenz  verfolgen,  was  bis 
zum  Ende  des  Jahrhunderts  gar  noch  mehr  der  Fall  sein  würde, 
wenn  man  bedenkt,  daß  Magistrats-  und  Polizeiverwaltung  zusammen 
im  Jahre  1871  nur  fast  19%  gegen  23,46%  der  Gesamtausgabe 
ausmachen. 

Will  man  die  Ausgaben  für  die  Polizeiverwaltung  näher  be- 
trachten, so  ist  es  nötig,  einiges  über  das  Polizeiwesen  selbst  nach- 
zuholen. 

Während  nämlich  nach  der  im  Jahre  1818  durchgeführten  Re- 
organisation durch  den  Magistrat  als  eine  kollegialische  Behörde  die 
örtliche  Polizeiverwaltung  als  ein  Ausfluß  ^)  der  magistratualischen  ^) 
betrachtet  und  im  Namen  des  Magistrats  unter  Leitung  des  Ober- 
bürgermeisters   durch   ein    im    wesentlichen   an    die    Beschlüsse    des 

*)  Die  bisher  als  besondere  Behörde  bestehende  Kgl.  Polizeidirektion  wurde 
^anz  aufgehoben. 

*)  V.  Hagen  U,  S.  439. 
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Magistratskollegiums  gebundenes  Magistrat^mitglied  geführt  worden 
war,  wurde  dieselbe  durch  das  Gesetz  vom  11.  März  1850  einem 
Gemeindebeamten  (nach  §  62  sub  U  der  neuen  Städteordnung  dem 
Bürgermeister)  oder  nach  dem  Belieben  des  Ministers  des  Innern 
einem  besonderen  Staatsbeamten  übertragen  und  nicht  im  Namen  des 
Magistrats,  sondern  des  Königs  geführt,  die  Ernennung  aller,  Ton  den 
Gemeindebehörden  anzustellenden  Polizeibeamten  von  der  Bestätigung 
der  Staatsregierung  abhängig  gemacht,  mithin  auch  in  dieser  Be- 
ziehung die  Kompetenz  des  Magistrats  wesentlich  eingeschränkt,  und 
den  Kommunalbehörden  eine  Einwirkung  auf  die  Polizeiverwaltung 
überhaupt  nur  insoweit  belassen,  als  die  mit  letzterer  beauftragte 
Behörde  ortspolizeiliche  Vorschriften  nur  nach  Beratung  mit  dem 
Gemeindevorstand  resp.  der  Gemeindevertretung  erlassen  kann. 

Schon  die  neue  Gemeindeordnung  vom  Jahre  1850,  mit  der  zu- 
gleich das  Gesetz  über  die  Polizeiverwaltung  erschien,  spricht  davon, 
daß  es  dem  Staate  freistehe,  bei  Städten  über  10000  Einwohner  die 
Polizeiverwaltung  selbst  zu  übernehmen  (auf  seine  Kosten).  Der 
Stadt  Halle,  die  diese  Übernahme  sofort  beantragt^  wäre  damit  eine 
jährliche  Ausgabe  von  ungefähr  18000  Mk.  erspart  worden,  aber  es 
kam  nicht  soweit,  denn  schon  im  Jahre  1852  (Kabinettsordre  vom 
19.  Juni)  wurde,  da  inzwischen  die  Ansichten  über  die  Möglichkeit 
und  Zweckmäßigkeit  der  neuen  Gemeindeordnuog  sich  geändert  hatten, 
diese  vom  Minister  des  Innern  sistiert.  Doch  blieb  die  Sache  nicht 
auf  sich  beruhen,  vielmehr  kam  es  ganz  anders,  als  man  gedacht. 

Mit  Rücksicht  nämlich^)  auf  die  Haltung  der  Mehrzahl  der 
größeren  Städte  der  Monarchie  in  den  Jahren  1848  und  1849  hatte 
die  Staatsregierung  es  für  geraten  befunden,  von  der  ihr  durch  §  2 
des  Gesetzes  über  die  Polizeiverwaltung  vom  11.  März  1850  bei- 
gelegten  Befugnis  zur  Übertragung  der  örtlichen  Polizeiverwaltung  an 
besondere  Staatsbeamte  Gebrauch  zu  machen,  wie  wir  schon  sagten, 
und  seitens  des  Ministers  des  Innern  war  die  Absicht  zu  erkennen 
gegeben,  auch  in  Halle  einen  Kgl.  Polizeidirektor  anzustellen,  zumal 
die  städtischen  Behörden  direkt  um  Übernahme  der  städtischen 
Polizeiverwaltung  durch  den  Staat  petitioniert  hatten.  Eine  solche 
Anstellung,  die  1853  erfolgte  und  welche  nur  die  Unterordnung  der 
bisherigen  städtischen  Polizeibeamten  unter  einen  Kgl.  Beamten  und 
nicht  zugleich  Befreiung  des  städtischen  Budgets  von  den  lästigen 
Ausgaben   für   das  Polizeiwesen    zur  Folge   haben    sollte,    entsprach 


i)  V.  Hagen  n,  S.  427. 
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natiirliidi  gar  nicht  dem  Wunsche  und  den  Intentionen  der  Stadt^ 
vielsiehr  brachte  sie  neue  Kosten  mit  sich,  da  durch  die  neue  Ein* 
richtung  neue  Beamte  erforderlich  wurden. 

Also  abgesehen  von  der  empfindlichen  Beschränkung  der  Macht- 
sphäre des  Magistrats  erwuchs  durch  die  neue  Einrichtung  gleich  von 
vornherein  der  Gemeinde  durch  Vermehrung  des  Exekutivpersonals 
der  Polizeiverwaltung  und  Erhöhung  der  Gehälter  desselben  eine 
nicht  unbedeutende  und  bleibende  Mehrbelastung,  wie  folgende  Gegen* 
überstellung  ergibt: 


vor 


£s  fungierten  als  exekutive  Folizeibeamte 

nach 


der  Einführung  der  Königlichen  Polizeiver waltung 


1  Polizeiinspektor  mit                1500  Mk. 

1  PoUzeiinspektor                    2  010  Mk. 

2  PolizeikommiBsare   mit  1200 

(inkl.  510  Mk.  Pferdegeld) 

u.  WO  T^fk.  =                         2100 

n 

3  Polizeikommissare  mit  1800, 

1  Polizeiwachtmeister  mit           750 

ff 

1650  und  1500  Mk.  «        4  950    „ 

(inkl.  150  Mk.  Kleider-  und 

Wohnungsgeld). 

4  Polizeisergeanten  ä  960  Mk. 

Gehalt  u.  150  Mk.  Kleider- 

5  Polizeisergeanten  ä  840  Mk. 

oitd  Wohnungsgeld                1440 

n 

5              „               i780    „ 

5  Polizeisergeanten  ä  300  Mk. 

±^               n                  Ä720    „ 

und   150  Mk.    Kleider-   und 

15    Polizeisergeanten   mit  im 

Wohmmgsgeld  =                   2250 

n 

ganzen                                11 700    „ 

1  Gefangenwärter  mit                 228 

n 

1  Polizeisergeant  mit                 000     „ 

Im   ganzen   ausschließlich   der 

20  Personen  mit   einem  Ge- 

Nachtwächter   14    Personen 

halt  von                                20 100  Mk. 

mit  einem  Gehalt  von            S268  Mk. 

SO  daß  dieser  Fersonaletat  seit  Rückgabe  der  Polizeiverwaltung  an 
die  Stadt  im  Jahre  1818  nach  Wiederherstellung  der  Kgl.  Polizei- 
yerwaltung  um  fast  12000  Mk.  und  das  Personal  um  5  Personen 
gestiegen  ist,  eine  Zunahme,  welche  allerdings  nicht  allein  in  der 
neuen  Organisation,  sondern  auch  in  der  fast  durchgängig  eingetretenen 
Steigerung  der  Preise  aller  Lebensbedürfnisse,  sowie  in  der  bedeuten- 
den Zunahme  der  Bevölkerung  und  des  gesamten  städtischen  Verkehrs 
ihren  Grund  hat. 

Doch  schon  im  Jahre  1861  wurde  der  Stadt  die  Polizeiverwaltung 
zurückgegeben.  *)  Die  Veranlassung  hierzu  war  der  für  die  Stadt 
günstige  Ausfall  des  Prozesses,   den  die  Stadt  sofort  nach  der  An- 


*)  v.  Hagen  II,  S.  492. 
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stelluDg  des  KgL  Polizeidirektors  gegen  den  Fiskus  wegen  Tragong 
der  persönlichen  Kosten  der  Polizeiverwaltung  anstrengte.  Das  Urteil 
erkannte  den  von  der  Stadt  aufgestellten  Rechtsgrundsatz  als  richtig 
an,  daß  nämlich,  wenn  die  Staatsregierung  nach  §  2  des  Gesetzes 
Ton  1850  die  örtliche  Polizeiverwaltung  in  einer  Gemeinde  über- 
nommen habe,  sie  die  Gehälter  aller  zur  Besorgung  der  Geschäfte 
der  Polizeiverwaltung  erforderlichen  Beamten  zu  zahlen  verpflichtet  sei. 
Durch  diesen  Beschluß  fand  sich  der  Fiskus  nicht  allein  zur  Zurück- 
nahme der  eingelegten  Nichtigkeitsbeschwerde  gezwungen,  sondern 
zur  Zahlung  der  von  der  Stadt  gegen  ihn  liquidierten  persönlichen  auch 
Kosten  der  Polizeiverwaltung  von  1853  ab  im  Betrage  von  159900  Mk., 
d.  h.  für  das  Jahr  durchschnittlich  17  766  Mk. ;  doch  schon  im  Jahre 
1871  ist  die  Ausgabe  für  das  Polizeiwesen  auf  51675  Mk.,  1874  auf 
93  690  Mk.,  1878/79  auf  124167  Mk.  gestiegen,  wovon  9979  Mk.  per- 
sönliche Kosten  sind ;  diese  persönlichen  Kosten  sind  sofort  erklärlich^ 
wenn  man  bedenkt,  daß  1878/79  folgende  Personen  im  Polizeiwesen 
tätig  waren: 

1 .  in  den  Bureaus  der  Polizeiverwaltung :  6  Sekretäre,  3  Assistenten, 
eine  wechselnde  Zahl  von  Diätaren,  1  Registrator,  2  ßegistratur- 
assistenten,  2  Kanzlisten,  3  Boten,  außerdem  im  Baupolizeibureau: 
1  Stadtbaumeister,  1  Bauvogt  und  5  Revier-  und  Kriminalschreiber; 

2.  als  Exekutivbeamte  fungieren :  1  Polizeiinspektor,  5  Kommissare, 
6  Wachtmeister  und  40  Sergeanten,  von  welch  letzteren  jeder  Wacht- 
meister ein  jährliches  Gehalt  von  1500  Mk.,  9  Sergeanten  ein  solches 
von  je  1350,  9  von  je  1200,  12  von  je  1122  und  10  von  je  1050  Mk., 
die  Wachtmeister  außerdem  je  60  Mk.  und  die  Sergeanten  je  45  Mk. 
Kleidergelder  bezogen.  Die  Anzahl  der  Nachtwächter  belief  sich 
auf  27. 

Die  Ausgaben  für  das  Polizeiwesen  beliefen  sich  für  die  Jahre 
1871—78/79  auf  774749,  d.  h.  für  jedes  Jahr  96844  Mk.  Die  Ein- 
nahmen der  Polizeiverwaltung  während  dieser  Zeit  betrug  nur  96  839  Mk., 
d.  h.  für  jedes  Jahr  durchschnittlich  12 105  Mk. 

Die  Polizeiverwaltung  verlangt  also  für  den  Zeitraum  von  etwas 
über  8  Jahre  einen  Steuerzuschuß  von  im  ganzen  677  910  Mk.,  d.  h. 
für  jedes  Jahr  durchschnittlich  ungefähr  84740  Mk. 

Während  also  1850  die  Ausgaben  nur  rund  18000  Mk.  betrugen, 
sind  sie  bis  zum  Jahre  1871  auf  fast  52000  Mk.  und  1878/79  auf 
über  124000  Mk.  gestiegen,  haben  sich  also  im  Laufe  von  fast 
30  Jahren  fast  gerade  versiebenfacht. 
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Die  Ausgabe  pro  Kopf  der  BeTölkemng  beträgt: 


1850 

0,55  Mk. 

1871 

1,00     „ 

1878/79 

1,90     „ 

Der  Anteil  der  Ausgabe  ftir  die  Polizeiverwaltung  an  der  Ge- 
samtausgabe   schwankt    während    der    Jahre    1871 — 79    zwischen    8 

und  12%. 

Das  ünterrichtswesen.  Die  Ausgaben  für  das  Unterrichts- 
wesen haben  wir  schon  in  dem  Kapitel  „das  Schulwesen''  eingehend 
behandelt.  Während  noch  im  Jahre  1852  nur  18065  Mk.,  d.  h.  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  0,51  Mk.  Kämmereizuschuß  aufgewandt  wurden, 
beträgt  dieser  Kopfsatz  im  Jahre  1871,  nach  noch  nicht  20  Jahren, 
bei  einem  Kämmereizuschuß  von  84009  Mk.  1,64  Mk.,  1877  bei 
96  765  Mk.  1,68  Mk.  und  1878/79  bei  115  510  Mk.  1,77  Mk.,  bis 
schließlich  im  Jahre  1899/1900  pro  Kopf  6,19  Mk.  aufgewandt  werden. 
Der  Gesamtzuschuß  der  Kämmerei  zum  Unterrichtswesen  beträgt 
während  der  Jahre  1871—78/79  783  710  Mk.,  d.  h.  für  jedes  Jahr 
durchschnittlich  97  964  Mk. 

DasArmenwesen.  Auch  dies  ist  schon  näher  erörtert  worden. 
Wir  wollen  jedoch  auch  hier  eine  kurze  Betrachtung  anschließen. 

Während  1800  und  1806  die  Armenkasse  von  der  Kämmerei  nur 
300  Mk.  Zuschuß  (0,36  %  der  Gesamtausgabe),  d.  h.  etwas  über  einen 
Pfennig  (0,014  Mk.)  pro  Kopf  der  Bevölkerung  erhielt,  war  dieser 
Zuschuß  im  Jahre  1825  schon  auf  35574  Mk.  (ungefähr  36  ^/o  der 
Gesamtausgabe),  d.  h.  1,55  Mk.  pro  Kopf,  1849  auf  70323  Mk.  (un- 
gefähr 31  %  ^^^  Gesamtausgabe),  d.  h.  2,17  Mk.  pro  Kopf  und  1866 
auf  88005  Mk.  (ungefähr  15^^/^  der  Gesamtausgabe),  d.  h.  1,87  Mk. 
pro  Kopf  gestiegen. 

1871   beträgt  der  Zuschuß    100  761  Mk.  d.  h.  15,97  «/o 


1872 

« 

n 

n 

99048 

n 

n 

n 

13,33  \ 

1873 

n 

n 

n 

101 406 

n 

n 

n 

12,97  o/o 

1874 

» 

n 

w 

103  947 

n 

n 

n 

9,58  7o 

1875 

n 

n 

w 

100085 

n 

n 

w 

9,03  % 

1876 

n 

n 

n 

91473 

fj 

n 

n 

8,82  0/, 

1.  Jan.  1877 

bis  31.  März   1878 

n 

n 

n 

127  851 

n 

n 

n 

9,12% 

1878/79 

» 

n 

n 

109  662 

n 

n 

n 

10,09  7o 

der  Gesamtausgabe, 

so 

daß 

während 

der  Jahre 

1871- 

-78/79    die 

XLIV. 

11 
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Armenkasse  834293  Mk.   Zuschuß  von  der  Kämmerei  erhielt,  d.  h. 
pro  Jahr  durchschnittlich  104261  Mk. 

Unter  den  Ausgaben  für  die  öffentliche  Sicherheit  sind 
vor  allem  hervorzuheben  die  Ausgaben  für  das  Feuerlöschwesen, 
die,  sind  sie  auch  bisher  stets  gering  gewesen,  doch  sich  durch  das 
ganze  Jahrhundert  hindurchziehen.  Zuerst  treten  diese  Ausgaben  auf 
als  solche  für  Unterhaltung  und  Verbesserung  von  Feuerversicherungs- 
anstalten auf  Gegenseitigkeit  (Feuerkassen),  so  z.  B.  im  Jahre  1810 
in  dem  allerdings  geringen  Betrage  von  140  Mk.,  1812  113  Mk., 
1813  525  Mk. 

Außerdem  befindet  sich  unter  dem  Titel  „an  Fixis^  in  dieser 
Zeit  stets  auch  ein  sehr  geringfügiger  Betrag  für  „Unterhaltung  der 
Feuerlöschgerätschaften^,  der  ja  allerdings  zur  Unterhaltung  der 
wenigen  Sturmfasser  und  der  dazu  gehörigen  Feuereimer  und  Feuer- 
leitern und  -Haken  ausgereicht  haben  mag.  Noch  im  Jahre  1852 
betragen  die  Unterhaltungskosten  der  Feuerlöschgerätschaften  nur 
838  Mk.,  sind  jedoch  1871  schon  auf  4407  Mk.  gestiegen  und  betragen 
1876  9524  Mk.,  1878/79  6420  Mk.,  während  im  Jahre  1899/1900  für 
das  Feuerlöschwesen  84239  Mk.  aufgewandt  wurden. 

Eine  schon  ziemlich  bedeutende  Ausgabe  unter  „öffentliche 
Sicherheit^  ist  die  für  die  Nachtwächter,  die  merkwürdig  genug 
nicht  unter  „Polizeiverwaltung**  verrechnet  wird.    Im  Jahre 

1871    betrug  dieser  Ausgabeposten    9807  Mk. 
1874         „  „  „  15  066     „ 

1878/79       „  „  ,,  14070     „ 

Einen  relativ  niedrigen  Prozentsatz  der  Ausgaben  beansprucht 
die  öffentliche  Gesundheitspflege;  unter  diesem  Titel  fallen: 
Unterhaltung  der  Kanäle,  Bau  neuer  Kanäle,  Straßenreinigung, 
Impfwesen  und  Sonstiges.  Für  die  öflFentliche  Gesundheitspflege 
wurden  ausgegeben: 

1871  26627  Mk.  =  4,21  <>/o 

1874  40  743     „     —  3,76% 

1878/79  52  526     „     =  4,83  % 

der  Gesamtausgabe,  während  die  Einnahmen  auf  diesem  Gebiete  ver- 
hältnismäßig hoch  waren  und  z.  B.  1871  10005  Mk.  und  1878/79 
14700  Mk.  betrugen. 

Ein  weit  anspruchsvolleres  Gebiet  der  städtischen  Verwaltung 
bildet  in  dieser  Zeit  die  Förderung  des  Verkehrs. 


I 


—     163     — 

Dies  Gebiet  enthält  vor  allem  die  Unterhaltuog  der  Yerkehrs- 
wege,  also  Straßen  und  Brücken  und  die  Straßenbeleuchtung. 

Während  noch  1862  die  Unterhaltung  der  gesamten  städtischen 
Grundstücke  inkl.  Straßen  und  Brücken  37  280  Mk.  erfordert,  gibt 
die  Stadt  nur  für  die  Unterhaltung  der  Verkehrswege: 

1871  31326  Mk. 

1872  31911  „ 

1873  31 156  „ 

1874  83  928  „ 

1875  39  959  „ 

1876  53  375  „ 
1.  Jan.  1877  bis  31.  März    1878  110463  „ 

1878/79  66  669     „ 

d.  h.  jedes  Jahr  durchschnittlich  64710  Mk.  aus,  während  die  Ein- 
nahmen   auf    diesem    Gebiet,    die    zumeist    in    Adjazentenbeiträgen 

bestehen 

1871  11298  Mk. 

1872  9  432  „ 


n 


1873  10  764 

1874  48810  „ 
1876  14539 
1876  22  656 


n 


w 


1.  Jan.  1877  bis  31.  März    1878  43622     „ 

1878/79  34461     „ 

betrugen,  d.  h.  jedes  Jahr  durchschnittlich  24450  Mk.,  so  daß  jährlich 
durchschnittlich  ungefähr  30000  Mk.  durch  Steuern  gedeckt  werden 
mußten. 

Die    Straßenbeleuchtung,    die    die    Gasanstalt    vollständig    über- 
nommen hat,  erfordert  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  Kosten ;  diese  betrugen : 

1871  31872  Mk. 

1872  33  330  „ 

1873  36  330  „ 

1874  40  212  „ 
1876  40323  „ 
1876  45433  „ 

1.  Jan.  1877  bis  31.  März  1878     62261  „ 

1878/79    52344  „ 

11* 
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d.  h.  jedes  Jahr  durchschDittlich  42  763  Mk.,  die  allerdings  bei  weitem 
durch  den  Zuschuß  der  Gasanstalt  zur  Kämmereikasse  gedeckt 
wurden,  denn  die  Gasanstalt  zahlte  als  Zuschuß: 


1871/72 

68900  Mk. 

1872/73 

77195  „ 

1873/74 

80025  „ 

1874/75 

76  497  „ 

1875/76 

72636  „ 

1876/77 

72  598  „ 

1877/78 

126 135  „ 

1878/79 

107  544  „ 

d.  h.  pro  Jahr  durchschnittlich  85190  Mk.,  so  daß  für  jedes  Jahr 
nach  Abzug  der  Kosten  der  Straßenbeleuchtung  der  Stadt  durch- 
schnittlich ungefähr  42000  Mk.  von  dem  Zuschuß  der  Gasanstalt  zu 
anderen  gemeinnützigen  Zwecken  übrig  blieben. 

Staats-,  Provinzial-,  Kreis^  und   andere  Lasten. 

Es  ist  dies  ein  Gebiet,  das  sich  namentlich  seit  Einführung  der 
Städteordnung  von  1853  wesentlich  erweitert  hat. 

Die  Städteordnung  von  1808  ist  in  Halle  bekanntlich  nie  zur 
Anwendung  gelangt;  die  Städteordnung  von  1830  und  die  von  1853 
sind  hier  maßgebend.  Es  lassen  sich  vor  allem  zwei  Arten  von 
Staatslasten  unterscheiden  nämlich  1.  die  Militärlasten  und  2.  die 
Pro  vinziallasten . 

•  _ 

Kreislasten  resp.  Abgaben  sind,  sobald  Halle  zum  Stadtkreise 
wurde,  nicht  mehr  vorhanden,  höchstens  erscheinen  sie  sehr  niedrig 
als  Kosten  des  Stadtausschusses,  der  in  Halle  mit  dem  Ausscheiden 
der  Stadt  aus  dem  Landkreise  Halle  gebildet  wurde. 

Auch  die  Kosten  für  das  Standesamt  erreichen  nicht  eine  Höhe, 
die  irgendwie  auffallend  wäre.  Hingegen  sind  ganz  bedeutend  die 
Ausgaben  für  das  Militärwesen  und  die  Provinzialabgaben. 

Betrachtet  man  den  Anteil  des  Wirtschaftshaushaltes  an  den 
Gesamt  -  Einnahmen  und  Ausgaben,  so  fällt  sofort  der  niedrige 
Prozentsatz  der  Einnahme  auf;  während  der  Jahre  1871 — 78/79  hat 
er  geschwankt  zwischen  5  und  13%,  während  die  Ausgaben  dieses 
Haushalts  stets  den  bei  weitem  größten  Teil  der  Gesamtausgaben 
ausmachen;  der  Prozentsatz  bewegt  sich  zwischen  58  und  80. 
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Der  dritte  Haushalt,  der  der  Steuern  nämlich»  erfährt  während 
der  Jahre  1871 — 78/79  eine  wesentliche  Umwälzung  seiner  inneren 
Eänrichtung,  indem  nämlich  die  während  eines  Zeitraums  von  über 
50  Jahren  stets  sehr  ergiebige  indirekte  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
durch  Gesetz  vom  25.  Mai  1873  aufgehoben  wird,  und  an  ihre  Stelle 
mit  dem  1.  Januar  1875  die  städtische  Grund-  und  Mietsteuer  tritt. 
die  wir  ebenso  wie  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  genau  schon  be- 
trachtet haben. 

Wir  möchten  nur  noch  einmal  darauf  hinweisen,  daß  die  Stadt 
von  dem  Rechte  der  WeitererhebuDg  der  Schlachtsteuer  (nur  6 — 8 
preußische  Städte  haben  noch  nach  1875  eine  Schlachtsteuer  erhoben) 
keinen  Gebrauch  machte.  Außerdem  wird  mit  dem  1.  Januar  1875 
aus  der  selbständigen  vom  Jahre  1841  ab  datierenden  Gemeinde- 
einkommensteuer eine  in  ihrer  Höhe  wandelbare  Steuer,  deren  Sätze 
in  Prozenten  der  Staatsklassensteuer  (Einführung  der  Elassensteuer 
am  1.  Januar  1875)  und  klassifizierten  Einkommensteuer  jährlich  fest- 
gestellt werden.  Diese  völlige  Umwandlung  des  städtischen  Steuer- 
systems konnte  natürlich  nicht  ohne  Einfluß  bleiben  auf  den  absoluten 
Steuerertrag.  Doch  blicken  wir  noch  einmal  kurz  zurück  auf  die  Steuer- 
verhältnisse des  Jahres  1852,  das  wir  zuletzt  betrachteten.  Der  Steuer- 
ertrag dieses  Jahres  belief  sich  auf  167  436  Mk.,  davon  entfielen  auf 
die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  94489  Mk.,  auf  die  städtische  Ein- 
kommensteuer 71709  Mk.,  auf  die  Hundesteuer,  die  im  Jahre  1871 
u.  f.  gar  nicht  berücksichtigt  wird,  1248  Mk.  Pro  Kopf  der  Bevölke- 
rung werden  1852  4,76  Mk.  und  vor  der  Umwälzung  des  städtischen 
Steuersystems  vom  Jahre  1875: 

1871  10,41  Mk. 

1874  10,60     „ 

erhoben.    Nach  der  Umwälzung  des  städtischen  Steuersystems  beträgt 

dieser  Kopfsatz: 

1875  11,01  Mk. 

1878/79  11,47     „ 

Man  sieht,  daß  von  1852  bis  1874,  d.  h.  inoerhalb  eines  Zeit- 
raumes von  22  Jahren  der  Kop&atz  von  4,76  auf  10,60  Mk.,  also 
weit  über  das  Doppelte  bei  sich  fast  gleichbleibenden  Steuerarten 
gestiegen  ist  Allerdings  muß  man  berücksichtigeD,  daß  seit  dem 
1.  April  1868  zur  Deckung  des  Mehraufwandes   für  die  Verzinsung 
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der  1867  kontrahierten  Anleihe  von  1800000  Mk.  ein  lOO^/^iger 
Zuschlag  zur  Staatsgebäudesteuer  erhoben  wird,  der  von  43836  Mk. 
im  Jahre  1868  auf  72966  Mk.  im  Jahre  1874  gestiegen  ist.  Der 
Kopfsatz  im  Jahre  1875,  also  nach  der  Einführung  des  neuen  Steuer- 
systems ist  nur  um  0,41  Mk.  gestiegen  und  im  Jahre  1878/79  auf 
11,47  Mk.  angewachsen.  Dieser  Kopfsatz  erscheint  zunächst  niedrig 
im  Verhältnis  zum  absoluten  Ertrag  der  Steuer,  doch  darf  nicht  ver- 
gessen werden,  daß  die  Bevölkerung  vom  Jahre  1871  nicht  wie  früher 
durchschnittlich  pro  Jahr  um  1000,  sondern  um  2000  zunimmt. 

Wie  verhält  es  sich  nun  mit  dem  absoluten  Ertrage  der  einzelnen 
Steuerarten? 

Der  Ertrag  der  einzelnen  Steuerarten  belief  sich  auf  Mk. 


1871 

1872 

1873 

1874 

also  im 

Durchschnitt 

der  Jahre 

1871-74 

1.  Zuschlag  zur  Mahl-  und 
Schlachtoteuer 

2.  Gemeindeeinkommen- 

st  euer 

3.  100%      Zuschlag       zur 
Staatsgebäudesteuer 

189  270 

282  603 

62856 

197454 

337  323 
64932 

199  794 

330342 
67977 

198900 

341  310 

72966 

196605 

325  395 
67183 

Summa 

534  729 

599709 

598  116 

613  176 

589  183 

Nach  Einführung  des  neuen  Steuersystems,  dessen  Grundzüge  die 
waren,  daß  der  Ausfall  an  Zuschlag  zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
und  Staatsgebäudesteuer  durch  den  Ertrag  der  städtischen  Grund- 
und  Mietsteuer,  und  die  wegfallende  selbständige  Gemeindeeinkommen- 
steuer  durch  Zuschlag  zu  den  beiden  Staatssteuern  ersetzt  werden 
sollte,  belief  sich  der  Ertrag  der  einzelnen  Steuerarten  auf  Mk. 


I.Zuschlag  (100<>/oiger)  zur 
Klassen-  u.  klassifizierten 
Einkommensteuer 

2.  Städtische  Grund-  und 
Mietsteuer 


187Ö 


335062 
324  392 


1876 


334  525 
349  493 


1. 4. 1877 
his 

1. 3. 1878 


1878/79 


354  603 
360000 


357  587 
387  933 


Summa     |   659454  {    684018  |    714603  I    745520 


also  im 

Durchschnitt 

der  Jahre 

1875-79 


345  444 
355  455 


700899 
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Diese  Tabellen  klären  uns  darüber  auf,  daß  durch  Einführung 
des  neuen  Steuersystems  ein  größerer  absoluter  Steuerertrag  nicht 
erreicht  wird ;  bedeutender  dagegen  ist  die  ideelle  Wirkung  des  neuen 
Systems,  das  ja  die  Aufhebung  der  gefährlichen  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer mit  sich  bringt.  Leider  wird  diese  Wirkung  einigermaßen 
abgeschwächt  durch  die  verwerfliche  Natur  der  städtischen  Mietsteuer, 
die,  wie  wir  schon  andeuteten,  wie  eine  umgekehrt  progressive  Ein- 
kommensteuer wirkt.  Allerdings  hätte  eine  gerecht  eingerichtete 
Mietsteuer,  wie  man  sie  in  Berlin  schließlich  hatte,  einen  starken 
Ausfall  mit  sich  gebracht,  der  auch  nur  wieder  durch  eine  neue,  viel- 
leicht indirekte  Steuer  hätte  gedeckt  werden  können.  Wie  ergiebig 
Grund-  und  Mietsteuer,  die  den  Zuschlag  zur  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer und  zur  Staatsgebäudesteuer  ablöste,  im  Verhältnis  zu  diesen 
Zuschlägen  war,  geht  daraus  hervor,  daß  die  Summe  der  Zuschläge 
zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer  und  zur  Staatsgebäudesteuer  im  Durch- 
schnitt der  Jahre  1871—74  nur  263  788  Mk.  betrug,  während  die 
städtische  Grund-  und  Mietsteuer  im  Durchschnitt  der  oben  benannten 
4  Jahre  356455  Mk.,  also  fast  100000  Mk.  mehr  einbrachte. 

Man  hat  wohl  auch  in  Halle  die  ideelle  Unzulänglichkeit  der 
Mietsteuer  erkannt,  hat  sie  aber  trotzdem,  da  ihr  Ertrag  ein  hoher 
und  sicherer  war,  beibehalten  bis  zum  Jahre  1895,  das  die  Einführung 
des  Abgabengesetzes  von  1893  brachte,  welch  letzteres  die  ßei- 
behaltung  der  Mietsteuer  verbot ;  sonst  hätte  man  sie  wohl  heute  noch, 
denn,  so  sagte  man  uns,  „die  Mietsteuer  wurde  zum  größten  Leid- 
wesen der  städtischen  Behörden  aufgehoben  ^^ 

lY. .  Ton  da  ab  bis  zur  Einführung  des  Abgabengesetzes 

vom  14.  Juli  1893  im  Jahre  1895. 

Gehen  wir  in  der  Betrachtung  der  Steuern  sofort  20  Jahre  weiter^ 
so  finden  wir,  daß  im  Jahre  1894  kurz  vor  der  Einführung  des  Ab- 
gabengesetzes von  1893  das  Gemeindesteuerwesen  sich  folgendermaßen 
entwickelt  hat: 

Es  werden  noch  erhoben  die  Zuschläge  zur  Klassen  und  klassi- 
fizierten Einkommensteuer  und  die  städtische  Grund-  und  Mietsteuer. 
Dazu  sind  im  Laufe  der  Jahre  gekommen: 

1880  die  unbedeutende  Wanderlagersteuer,  1886  der  Zuschlag 
zur  staatlichen  Braumalzsteuer  und  eine  Gemeindesteuer  von  Bier.. 
Eemer  haben  sich  im  Laufe  der  Jahre  die  Hundesteuer  und  die  Bürger- 
rechtsgelder zu  recht   bedeutenden    Einnahmequellen   entwickelt,    sa 
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daß  sie  hier  ohne  weiteres  berücksichtigt  werden  müssen.  In  folgender 
Tabelle  bringen  wir  das  Bild  des  Gemeindesteuerwesens  vor  der  Ein- 
führung des  Abgabengesetzes  von  1893  (in  Mark): 


1889/90 

1891/92 

1894/95 

1.  Gemeindeeinkommensteuer 

2.  Grund-  und  Mietsteuer 

3.  Braumalz-  und  Bier-Einfulirsteuer 

4.  Wanderlagersteuer 
6.  Hundesteuer 

6.  Bürgerrechtsgeld 

653714 
621  886 

98678 
240 

12482 

8747 

763  833 
696  525 

109  112 

440 

13377 

I  083  998 

758  230 

116311 

700 

28484 

555 

Summe 

I  395  747 

I  583  287 

I  988  278 

Der  Ertrag  an  Gemeindesteuern  ist  also  in  einem  Zeitraum  yon 
20  Jahren,  1876— 94/96,  um  mehr  als  1328000  Mk.  gestiegen,  beträgt 
also  im  Jahre  1894/96  das  Dreifache  des  Ertrages  von  1876.  Diese 
kolossale  Ertragssteigerung  ist  sowohl  auf  die  rapide  Bevölkenmg»- 
znnahme  zurückzuführen,  als  auch  vor  allem  auf  die  Mitwirkung  der 
maßgebenden  Steuergesetze,  einmal  durch  den  wesentlichen  Fortschritt, 
den  die  Einkommensteuergesetzgebung  mit  dem  Gesetz  von  1891 
machte,  dann  durch  die  Einführung  der  Biersteuern  vom  Jahre  1886 
und  schließlich  durch  die  konsequente  Durchführung  der  wissenschaft- 
lich nicht  berechtigten  Mietsteuer  verbunden  mit  der  städtischen 
Grundsteuer. 

Die  Steuerquote  pro  Kopf  der  Bevölkerung  betrug  im  Jahre  1876 
fast  genau  11  Mk.  (bei  69901  Einwohnern),  im  Jahre  1894^96  dagegen 
18,11  Mk.  (bei  109  778  Einwohnern);  sie  hat  sich  also  noch  nicht  ganz 
verdoppelt.  Ein  ähnliches  Verhältnis  findet  sich  bei  der  etatmäßigen 
Ausgabe ;  während  nämlich  im  Jahre  1876  pro  Kopf  der  Bevölkerung 
ungefähr  18  Mk.  ausgegeben  werden,  beträgt  dieser  Kopfsatz  1894/96 
noch  nicht  ganz  36  Mk„  es  werden  also  im  Jahre  1876  durch  nicht 
steuerartige  Einnahmen  7  Mk.,  d.  h.  39  %  von  dem  18  Mk.  betragen- 
den Ausgabe-Kopfsatz  gedeckt,  während  1894/96  auf  diese  Weise 
18  Mk.,  d.  h.  60%,  von  dem  ungefähr  36  Mk.  Ausgabe-Kopfsatz 
gedeckt  werden.  Es  bedeutet  dies  eine  erfreuliche  Steigerung  der 
nicht  steuerartigen  Einnahmen  des  Haushaltes  und  damit  eine  relative 
Entlastung  der  Steuerpflichtigen. 

Vorerst  jedoch  wollen  wir  einen  Blick  werfen  auf  die  Entwicklung 
der  nicht  steuerartigen  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Stadt.  Zu  diesem 
Zweck  fügen  wir  den  Abschluß  des  Jahres  1894/96  ein. 
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Bezeichnang 


fiinnahme 
1894/95 


Mark 


7o  der 
Ge- 

samt- 
ein- 

nahme 


Ausgabe 
1894/95 


Mark 


7o  der 
Ge- 

samt- 
au9- 

gabe 


A.  YerwaltuDg  nach  dem  laufenden  Haus- 
haltunesplane 
I.  Überschuß  der  Kämmereirechnung 
II.  Vom  Grundeigentum 

III.  Berechtigungen 

IV.  Gemeindeanstalten 

V.  Anteil   am  Ertrag   der   landwirt- 
schaftlichen Zölle 

VI.  Kapital-  und  Schuldenverwaltung 
VII.  Allgemeine  Verwaltung  .... 

VIJI.  Pohzei Verwaltung 

IX.  Staats-  und  Provinziallasten    .     . 

X.  Kirchenwesen 

XI.  Schulwesen 

XII.  Armenwesen 

XIII.  Feuerlöschwesen 

XIV.  Bauwesen 

XV.  Reinigung  und  Besprengung  der 

Straßen 

XVI.  Straßenbeleuchtung 

XVII.  Wasserversorgung 

XVnL  Anlagen 

XIX.  Kunst  u.  Wissenschaft  u.  sonstige 

gemeine  Zwecke 
emelndeabgaben 

XXI.  Unvorhergesehenes 


176943 
291  774 

29847 
376  119 

95648 
362721 

8364 
24924 

19584 

IOC 

358  455 
127  729 

2596 

122  798 

334 


1249 

676 
2041  885 

3 


4,38 

7,22 

0,74 
9,31 

2,36 

8,97 
0,21 

0,62 

0,48 

8,87 
3,16 
0,64 

3,38 


0,03 


50,52 


40134 

15 
26217 


794814 
184812 

336715 
199  304 

3931 
845  208 

419  595 

57  334 
389410 

72462 
220806 
105  320 

33880 

81  722 

105  337 

5  495 


1,02 


0,67 


20,26 

4,72 
8,58 
5,08 
0,1 

21,54 
10,70 

1,46 
9,92 

1,84 

5,63 
2,68 

0,86 

2,08 
2,68 
0,14 


A.  Verwaltung  nach  dem  laufenden  Haus- 
haltungsplane       

B.  VerwaHung  außerhalb  desselben  .    .    . 
(darunter    Kämmerei  -  Vermögens  -  Ver- 

waltnng) 


4041  749 
5  521  700 

(5  462  167) 


100 


3  922  511 
5178917 

(5  "9  340 


100 


Summe  der  beiden  Verwaltungen 


9563449  I     — 


9  loi  428 


Wir  betrachten  des  besseren  Verständnisses  halber  die  Einnahme 
und  Ausgabe  der  einzelnen  Titel  zusammen.  Einen  wesentlichen 
Anteil  an  der  Einnahme  bildet  schon  seit  langem  der  Überschuß  des 
Haushaltes. 


Er  betrug: 


1870 
1874 
1878/79 
1884/85 
1889/90 
1894/96 


64245  Mk. 

52067 

46  203 
267  577 
417  893 
176943 


»» 


n 


n 


n 


r 
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Das  Grundeigentum  ergibt  eine  Einnahme  von  291774  ML, 
während  1875  nur  90449  Mk.  eingenommen  werden.  Dieser  Titel 
beansprucht  1876  14  783  Mk.,  so  daß  also  in  diesem  Jahre  da& 
Grundeigentum  eine  Reineinnahme  von  75  666  abwirft;  während 
1894/95  40 134  Mk.  erzielt  wird. 

Unter  Berechtigungen  sind  zu  verstehen  vor  allem  die  Markt- 
gefalle,  dann  Erbzinsen,  Anerkennungsgebühren  und  ähnliche  GeföUe. 
Die  Einnahme  an  Berechtigungen  beträgt  29847  Mk.,  von  denen 
allein  28391  Mk.  Marktgefälle  und  ähnliche  sind;  im  Jahre  1852 
betrug  die  Einnahme  10040  Mk.,  im  Jahre  1813  8132  Mk. 

Der  Titel  Gemeindeanstalten  bringt  in  diesem  Jahre  die  ver- 
schiedenartigsten Einnahmen,  in  Summa  376 119  Mk.,  während  die 
Ausgaben  nur  26  217  14  k.  betragen,  so  daß  sich  eine  Reineinnahme 
von  349  902  Mk.  ergibt. 

Die  Einnahme  verteilt  sich  folgendermaßen: 

Betriebsgewinn  der  städtischen  Gaswerke 272619  Mk. 

städtische  Sparkasse  aus  den  Überschüssen  von  1893  .  91000  „ 

Eich-  und  Wageamt  aus  den  Überschüssen  von  1893  .  1500  „ 

Betriebsunternehmen  der  Stadtbahn:  Miete      ....  11000  „ 

Im  Durchschnitt  der  Jahre  1871/72—1878/79  lieferten  die  Gas- 
werke jährlich  85  190  Mk.  Zuschuß  an  die  Kämmerei,  der  sich 
nach  Abzug  der  Kosten  der  Straßenbeleuchtung  durch  die  Stadt  auf 
42000  Mk.  verringerte.  Dieser  Zuschuß  ist  im  Jahre  1894/95  auf 
272  619  Mk.  gestiegen,  so  daß  nach  Abzug  der  Summe  von  220 806  Mk., 
die  die  Kämmerei  für  die  Straßenbeleuchtung  an  das  Gaswerk  zahlt, 
immer  noch  51813  Mk.  für  gemeinnützige  Zwecke  übrigbleiben. 

Einen  weiteren  bedeutenden  Zuschuß  an  die  Kämmerei  liefert 
die  städtische  Sparkasse,  deren  Geschichte  wir  kurz  verfolgen  möchten.^) 

Die  Sparkasse  wurde  dem  Verkehr  übergeben  am  1.  Mai  1857; 
trotz  der  Konkurrenz  der  seit  dem  Jahre  1819  bestehenden  Privat- 
sparkassengesellschaft,  einer  der  ältesten  Sparkassen  in  Preußen,  und 
der  Sparkasse  des  Saalkreises  von  1846  beteiligten  sich  Städter  und 
Landbewohner  in  erfreulicher  Weise  an  dem  neuen  Institut,  so  daß 
in  8  Monaten  des  ersten  Rechnungsjahres  852  Einlagen  mit  einem 
Kapital  von  79  280  Mk.  gemacht  wurden;  allerdings  veranlaßten  die 
Einrichtungskosten  im  ersten  Jahre  ein  Defizit  von  1168  Mk.,  doch 
schon  1859  ist  ein  Überschuß  von  1264  Mk.  vorhanden. 


>)  V.  flagen  I,  S.  447. 
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Noch  günstiger  gestalteten  sich  die  Geschäfte,  als  1859  die  er- 
wähnte Sparkassengesellschaft  ihre  Tätigkeit  einstellte  und  ihre  Ge- 
schäfte der  städtischen  Sparkasse  überwies;  schon  im  Jahre  1863 
belief  sich  der  Reingewinn  auf  21 662  Mk.  und  1864  auf  26 180  Mk. 

Schon  im  Jahre  1884/85  war  es  der  Sparkasse  möglieb,  aus  ihren 
Überschüssen  70000  Mk.  Zuschuß  an  die  Kämmerei  zu  entrichten, 

1889/90  100000  Mk.  und 

1894/95  91000     „     bis  er  im  Jahre 

1899/1900  auf  112390     „     angewachsen  ist. 

Die  Ausgaben  für  die  Gemeindeanstalten  bestehen  in  dem  Zu- 
schuß von  26217  Mk.  für  den  im  Jahre  1893  zugleich  mit  dem  Schlacht- 
hof errichteten  Viehhof. 

Den  Anteil  am  Ertrage  landwirtschaftlicher  Zölle  erhielt 
die  Stadt  durch  das  bei  weitem  wichtigste  Gesetz  der  staatlichen  Zu- 
wendungen betreflFend  ^),  die  sogenannte  „Lex  Huene",  welches  folgenden 
Titel  führt:  „Gesetz  betreffend  Überweisung  von  Beträgen,  welche  aus 
den  landwirtschaftlichen  Zöllen  eingehen,  an  die  Kommunalverbände." 
Nach  diesem  Gesetz  sollen  die  Erträge  aus  den  Getreide-  und  Vieh- 
zöllen nach  Abzug  von  150000000  an  die  Stadt-  und  Landkreise  über- 
wiesen werden. 

Die  Verteilung  unter  die  einzelnen  Gemeinden  erfolgt  zu  %  nach 
der  aufgebrachten  Grund-  und  Gebäudesteuer  und  zu  ^g  nach  der 
Einwohnerzahl  berechoet.  Die  Verwendungszwecke  dieser  Summen 
waren  durch  das  Gesetz  nur  allgemein  geregelt.  Es  wurde  bestimmt, 
daß  die  überwiesenen  Summen  zur  Erfüllung  solcher  Aufgaben  zu 
verwenden  seien,  „für  welche  seitens  der  Land-  und  Stadtkreise  die 
Mittel  durch  Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuem  oder  durch 
direkte  Gemeindesteuern  aufgebracht  werden."  Wie  bedeutend  die 
Einnahmen  aus  dieser  Quelle  für  den  Gemeindehaushalt  der  Stadt  Halle 
sind,  ist  aus  folgenden  Zahlen  ersichtlich. 

1889/90  :  75  388  Mk. 

1894/95:  95  648    „ 

Die  Einnahmen  aus  diesem  Titel  fließen  von  1886/87—1894/95, 
in  welchem  Jahre  das  Gesetz  außer  Kraft  trat. 

Den  ganz  bedeutenden  Einnahmen  beim  Kapital-  und 
Schuldenwesen    im  Betrage    von  362  721  Mk.   stehen  doppelt  so 

')  Rowe  S.  158. 
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hohe  Ausgaben,  nämlich  794814  Mk.  gegenüber.  Es  gingen  an 
Kapitalien  ein:  von  den  städtischen  Werken,  a.  d.  s.  Wasserwerk, 
Gaswerk,  Schlacht-  und  Viehhof,  23  233Mk. 

An  Zinsen:  von  Wertpapieren,  Kapitalien,  dann  Zuschüsse  der 
städtischen  Werke  zur  Verzinsung  der  Stadtschulden  u.  a.  274036  Mk. 
und  schließlich 

Zuschüsse  zur  Tilgung  der  städtischen  Schulden  im  Betrage 
Ton  65462  Mk. 

Die  Ausgaben  verteilen  sich  so: 

Ausgehende  Kapitalien:  37383  Mk. 

Z  i  n  8  e  n :  1.  zur  Verzinsung  der  Stiftungs-,  Legaten-  und  Stipendien- 
Kapitalien  und  der  Reservefonds:  10116  Mk. 

2.  Verzinsung  der  Hypothekenschulden  und  Darlehn:  34071  Mk. 

3.  Verzinsung  der  zeitweise  aufgenommenen  Kapitalien  23  499  Mk.  u. 

4.  Verzinsung  der  privilegierten  Anleihen:  457  746  Mk.,  so  daß 
die  Verzinsung  allein  einen  Gesamtaufwand  von  25  434  Mk.  erfordert. 

Tilgung:  Tilgung  der  städtischen  privilegierten  Anleihen 
231998  Mk. 

Durch  Steuern  sind  also  von  den  Ausgaben  für  das  Kapital- 
und  Schuldenwesen  zu  decken  432093  Mk.  (Im  übrigen  verweisen 
wir  auf  das  Kapitel  „die  Schulden  der  Stadt".) 

Das    Kapitalvermögen    der    Stadt    beträgt    Ende    März    1895 

(Kurswert). 

Aktiva: 

Hypothekenforderungen   .     .     .     395  311  Mk. 
Sonstige  Forderungen      .     .     .  4595  075     „ 

EfiFekten 894450     „ 

Baare  Kassenbestände  .  .  .  534926  „ 
Vorschüsse  der  Kämmerei  .  .  58657  „ 
Einnahmerechte  der  Kämmerei     209695     „ 

Summa  der  Aktiva  6  688114  Mk. 

Passiva: 

Konsolidierte  Anleihen 13109  300  Mk. 

Hypotheken  und  sonstige  Darlehnsschulden   ....       953996     „ 
Alte  Schulden  aus  Stiftungen,  Legaten  u.  s.  w.  220347     „ 

Asservate  der  Kämmerei 112  725     „ 

Reservefonds 380794     ^ 

Ausgabereste 591355     ^ 

Summa  der  Passiva    16368517  Mk. 
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Hierzu  treten  die  Passiva  der  seit  dem  1.  April  1893  mit  der 
Kämmerei  yereinigten  Verwaltungszweige  und  zwar: 

der  Armenverwaltung 143  733  Mk. 

„     Siechenhausverwaltung —        „ 

des  städtischen  Gymnasiums 3757„ 

der           „          Oberrealschule 3 108     „ 

„             „          Elementarschulen 17  234     „ 

„    Portbildungsschule 2  236     „ 

Summe  der  Passiva    15368  517  Mk. 
„         „     Aktiva      6  688114     „ 

Es  überschreiten  die  Passiva  die  Aktiva  um      8  680403     „ 

Dieser  Mehrbetrag  an  Passiv-Kapitalien  wird  gedeckt  durch  das 
Nicht -Kapital -Vermögen  in  Höhe  von  14751490  Mk.,  so  daß  die 
Bilanz  folgende  ist: 

Die  Aktiva  betragen  .     .     .     21439  604  Mk. 
„     Passiva        „         .  15  368517     „ 

so  daß   ein   „Reinvermögen"  bleibt  von      6  071087  Mk. 

Betrachtet  man  diese  Verhältnisse  mit  den  früheren  Jahren,  so 

*.  

ergibt   sich   folgende  Übersicht  über    die  Entwicklung  des  Kapital- 
vermögens : 


Passiva 

Jahr 

Aktiva 

Passiva 

pro  Kopf 
der  Bevölkerung 

Mk. 

Alk. 

Mk. 

1806 

— 

69210 

2,62 
ungefähr 

1817 

798717 

4,1 

1824 

224  673 

9,75 

1829 

— 

442  854 

17 

1841 

194400 

6,80 

1852 

140—150000 

411  704 

Ji,75 

1861 

441735 

464  428 

11,20    • 

1871 

2  680  580 

3  865  223 

75,25 

Ende  März 

1881 

5  630  897 

5919440 

80 

Ende  März 

1895 

6  688  114 

15368  517 

135 

Epde  März 

1900 

7  374  365 

19  213  034 

15« 
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Die  Zahlen  sprechen  selbst;  vor  allem  zeigt  sich  in  dieser  Tabelle 
das  gewaltige  Anwachsen  des  städtischen  Schuldenwesens  im  letzten 
Drittel  des  Jahrhunderts,  dessen  hohe  Kopfsätze  vor  allem  durch  die 
privilegierten  Anleihen  hervorgerufen  werden. 

Bevor  wir  aber  dies  Gebiet  verlassen,  bringen  wir  noch  eine 
Zusammenstellung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  beim  Kapital-  und 
Schuldenwesen,  um  namentlich  die  Verzinsung  und  Tilgung  der 
Schulden  zu  berücksichtigen.    (Siehe  Tabelle  S.  175.) 


y.   Ton  1895—1900  mit  der  Frage :   Hat  die  Miquelsche  Beform 
der  Gemeindesteuern  die  Gemeinden  entlastet? 

Wenden  wir  uns  nun  vor  allem  der  Frage  zu: 

Hat  die  Miquelsche  Reform  der  Gemeindesteuern  die  Gemeinde 
entlastet,  d.  h.  erzielte  die  Gemeinde  durch  Überweisung  der  soge- 
nannten Kealsteuern  an  sie  durch  den  Staat  eine  wesentliche  Steuer- 
Mehr-Einnahme,  und  ist  ferner  eine  Entlastung  der  einzelnen  Gemeinde- 
mitglieder  eingetreten?  Auf  den  Grund  dieser  Überweisung  haben 
wir  schon  des  öfteren  hingewiesen.  Die  Ziele  der  Reform^)  lassen 
sich  negativ  und  positiv  in  folgender  Weise  näher  umschreiben: 
negativ  dahin,  daß  Gemeindezuschläge  zu  der  auf  Selbsteinschätzung 
begründeten  staatlichen  Einkommensteuer  in  tunlichst  engen  Grenzen 
zu  halten  sind,  und  zwar  sowohl  im  Interesse  des  Staates^  dessen 
künftighin  einzige  direkte  Steuer  nicht  durch  die  Steueransprüche  der 
Gemeinden  „demoralisiert^  werden  darf  (Finanzminister  Miquel  in 
den  Verhandlungen  des  Abgeordnetenhauses  29.  April  1893,  Yerh. 
S.  2310),  als  im  Interesse  der  Gemeinden  selbst,  deren  Haushalt  durch 
eine  Begründung  auf  diese,  in  ihren  Erträgnissen  sehr  wechselnde 
Steuer  gefährlichen  Schwankungen  und  Störungen  ausgesetzt  wird; 
positiv  dahin,  daß  einmal  die  von  der  Wissenschaft  geforderte  tun- 
lichste Ausdehnung  der  Besteuerung  nach  dem  Interesse  (also  auf 
Grund  des  Prinzips  von  Leistung  und  Gegenleistung)  tatsächlich  zur 
Durchführung  gebracht  wird,  und  andererseits  auch  die  indirekten 
Steuern  mehr  als  bisher  entwickelt  werden. 

Um  namentlich  über  das  letztere  positive  Ziel  in  Bezug  auf 
Halle  einige  Worte  zu  sagen,  sei  daran  erinnert,  daß  beziehentlich 
der  Grund-  und  Gebäudesteuer  sich  Halle   nicht  in  der  ungünstigen 


1)  Adickes,  S.  2. 
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Lage  befand,  wie  die  zahlreichen  Städte,  die  seither  nur  Zuschläge 
zur  staatlichen  GruDd-  und  Gebäudesteuer  mit  ihrer  nur  alle  15  Jahre 
stattfindenden  Veranlagung  erhoben  haben  und  damit  auch  nie  einen 
entsprechenden  Ertrag  und  billige  Verteilung  erzielten;  Halle  hatte 
seit  dem  Jahre  1875  eine  selbständige  Steuer  nach  dem  Nutzungs- 
werte der  steuerpflichtigen  Grundstücke,  die  in  ihren  Vorzügen  der 
Steuer  nach  dem  gemeinen  Werte  immerhin  nahe  kommt,  ja  diese 
letztere  Steuer  in  dem  einen  Punkte  übertrifft,  daß  sie  sich  besser 
den  Schwankungen  des  tatsächlichen  Ertrags  anschließt,  daß  die 
Steuer  also  schon  vor  Einführung  des  Abgabengesetzes  von  1893  ein 
einigermaßen  gerechte  Verteilung  der  Last  erzielte. 

Auch  hinsichtlich  der  Gewerbesteuer  hatte  man  dies  Ziel  gleich 
nach  der  Einfuhrung  des  Abgabengesetzes  vor  Augen,  indem  man 
im  Jahre  1897  in  Aussicht  nahm,  das  System  der  Erhebung  von  Zu- 
schlägen zu  der  staatlichen  Veranlagung  zu  verlassen  und  in  einer 
lokalen  Ordnung  durch  stärkere  Belastung  gewisser,  große  Auf- 
wendungen erfordernder  Betriebe  das  Prinzip  von  Leistung  und 
Gegenleistung  besser  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Dies  Projekt  aber 
wurde  erst  wieder  aufgenommen  am  Anfang  des  Jahres  1903.  Was 
schließlich  die  regierungsseitliche  Empfehlung  der  Pflege  indirekter 
Steuern  betrifft,  so  ist  darüber  zu  sagen,  daß  in  Halle  abgesehen  von 
den  beiden  Biersteuern,  die  aber  schon  lange  vor  1895,  im  Jahre  1886 
eingeführt  wurden  und  der  Lustbarkeitssteuer  vom  Jahre  1895,  die 
früher  schon  als  Polizeigebühr  in  die  Armenkasse  floß,  und  der  einen 
steuerartigen  Charakter  tragenden  Baupolizeigebühr  vom  Jahre  1896, 
ebenfalls  bis  zum  Anfang  des  20.  Jahrhunderts  in  dieser  Beziehung 
nichts  geschah,  zu  welchem  Zeitpunkte  die  Lustbarkeitssteuer  eine 
Revision  erfuhr,  die  ihren  Ertrag  wesentlich  zu  steigern  den  Zweck 
hatte. 

Aus  all  dem  ersieht  man,  daß  durch  das  Gesetz  von  1893  für 
die  Steuern  der  Gemeinde  noch  keine  feste  Gestaltung,  sondern  zu- 
nächst nur  die  Grundlage  einer  solchen  geschaffen  worden  ist,  und 
erst  der  Ausbau  dieser  Grundlage  und  die  Ausführung  und  Ein- 
richtung des  Gebäudes  selbst,  womit  man  in  dem  letzten  Jahr  begann, 
wird  eine  Entscheidung  der  Frage  ermöglichen,  ob  die  Zwecke  der 
Reform  auf  der  vom  Gesetz  gegebenen  Grundlage  in  der  Tat  erreicht 
worden  sind. 

Für  uns  handelt  es  sich  also  darum,  zu  untersuchen,  ob  über- 
haupt  die  Überweisung  der  Realsteuern  an  die  Gemeinde  für  die- 
selbe etwas  gewonnen  wurde,  namentlich 
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1.  hinsichtlich  der  absoluten  Steuererträge,  daim  aber  ob 

2.  für  die  einzelnen  Gemeindemitglieder  eine  Entlastung  bezüg- 
lich der  Gemeindesteuern  eingetreten  ist. 

Zur  Beantwortung  der  ersten  Frage,  ob  nämlich  durch  das  Ge- 
setz wesentlich  höhere  Steuererträge  erzielt  wurden,  müssen  wir  uns 
den  Stand  des  Gemeindesteuerwesens  vor  Einführung  des  neuen 
Steuersystems  vergegenwärtigen.    (Siehe  Tabelle  S.  178.) 

Die  Tabelle  zeigt,  daß  hinsichtlich  der  3  Hauptsteuern,  nämlich 
der  Einkommensteuer,  der  Grundsteuer  und  der  Mietsteuer,  diese 
letztere  fast  den  dritten  Teil  ihrer  Summe  ausmacht,  daß  ihre  Be- 
seitigung also  immerhin  eine  Ersetzung  durch  ertragreiche  Steuern 
verlangt. 

Wir  bemerken  hierbei,  daß  auch  nach  der  Einführung  des  neuen 
Systems  die  anderen  direkten  und  indirekten  Steuern  fast  durchweg 
nach  denselben  Ordnungen  wie  vor  dem  neuen  System  erhoben  wurden. 
Der  Staat  verzichtet  auf  die  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer, 
welche  drei  dem  Staat  die  in  nebenstehender  Tabelle  verzeichneten 
Erträge  während  der  2  Jahre  brachte: 


1893/94: 

Grundsteuer 
8014 

8017 

G 

ebäudeste 
268  877 

1894/95: 

276  891 
307902 

299885 

16  031 

568  762 

584  793 

Gewerbe- 
u.  Betriebssteuer 


in  Mk. 
177502        =       454  393 

191878       =       499780 


369380        =       954^73 
184690 


d.  h.  also  im  Durchschnitt 

dieser  beiden  Jahre:      292397 

954  173 
d.  h.  also  im  Durchschnitt  dieser  beiden 

Jahre  477  086 

Die  Mietsteuer  dagegen  brachte  ein  im  Verlaufe   dieser  beiden 

1893/94:                       471235  Mk. 
1895/96  ; 477  930     ^ 

1893/94—1896/96         949165  Mk., 

d.  h.  also  im  Durchschnitt  der  beiden  Jahre  474582  Mk. 

Non  muß  allerdings  berücksichtigt   werden,    daß    die   staatliche 
Grund-  und  Gebäudesteuer   von   der   Gemeinde   nicht   übernommen 
XLIV.  12 
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wurde,  sondern  daß  die  Gemeinde  ihre  eigene  Grundsteuer  auch  in 
dem  neuen  System  behielt. 

Die  Erträge  dieser  Steuer  vor  dem  neuen  System  waren  folgende 

1893/94:  275722  Mk. 

1895/96  :  280  300     ^ 

556022  Mk. 

d.  h.  also  im  Durchschnitt  der  beiden  Jahre  278011  Mk.,  so  daß 
sich  für  den  Durchschnitt  dieser  beiden  Steuern  nur  ein  Unterschied 
von  14000  Mk.  ergibt,  die  leicht  zu  ersetzen  waren;  zieht  man  diese 
Differenz  von  dem  Ertrag  der  staatlichen  Realsteuern  im  Betrage  von 
477  086  Mk.  ab,  so  ergibt  sich,  daß  die  Miets teuer  im  Durchschnitt  der 
beiden  Jahre  immer  noch  11 000  Mk.  mehr  einbrachte  als  dieRealsteuem. 
Diese  Differenz  konnte,  und  damit  kommen  wir  zugleich  auf  die  Be- 
antwortung der  zweiten  Frage,  ob  nämlich  die  einzelnen  Gemeindeglieder 
entlastet  wurden,  einfach  durch  einen  Zuschlag  auf  die  städtische 
Grundsteuer  gedeckt  werden,  weil  ja  für  die  Grundsteuerpflichtigeu 
die  staatliche  Grundsteuer  ganz  in  Wegfall  kann.  Man  richtete  die 
Grundsteuer  so  ein,  daß  sie  125%  der  staatlich  veranlagten  Beträge 
ausmachte,  was  immer  noch  eine  große  Entlastung  der  Grundsteuer- 
pflichtigen bedeutet.  Wir  erläutern  dies  durch  folgendes  Exempel: 
Es  werden  erhoben  im  Durchschnitt  der  Jahre  1893/94  und  1894/95 

staatliche  Grund-  und  Gebäudesteuer    292397  Mk. 
städtische  Grundsteuer  278011     „ 

zusammen     570408  Mk. 

Nun  wird  also  die  städtische  Grundsteuer  beibehalten  und  ihr 
Ertrag  von  278011  Mk.  so  erhöht,  daß  er  125%  der  staatlichen 
Steuer  ausmacht,  d.  h.  also  125%  von  292  397  Mk.  erhoben,  was 
einen  Betrag  von  365496  Mk.  entspräche;  die  Grundsteuerpflichtigeu 
wären  also  um  204912  Mk.  entlastet  im  Durchschnitt  der  beiden 
Jahre.  Eine  Wiederbelastung  bringt  allerdings  die  staatliche  Er- 
gänzungssteuer vom  Grundvermögen  mit  sich,  leider  lassen  sich  Zahlen 
dafür  nicht  beibringen,  da  eine  getrennte  Veranlagung  der  Ergänzungs- 
steuer nach  dem  Grundvermögen,  Kapitalvermögen  und  dem  Werte 
des  Anlage-  und  Betriebskapitals  nicht  stattfindet,  vielmehr  die  Werte 
angegebener  Vermögensarten  zusammengefaßt  und  von  der  Gesamt- 
summe der  Steuersatz  (0,50  Mk.  pro  mille)  berechnet  wird. 

Es  tritt  femer  mit  dem  neuen  System  eine  Belastung  des  Gewerbe- 
betriebes ein,  insofern  als  die  Gemeinde  die  staatliche  Veranlagung 
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beibehält,  aber  die  Steuer  erhebt  in  weit  über  100  ^/^  igen  Zuschlägen 
zu  den  staatlich  yeranlagten  Beträgen,  so: 

1896/97  150^0 

1897/98  148  Vj% 

1898/99  145  % 

1899/1900  145  % 

Eine  weitere  Belastung  des  Gewerbebetriebes,  allerdings  nicht 
durch  die  Gemeinde  sondern  durch  den  Staat  tritt  ebenfalls  wieder 
in  die  Erscheinung  mit  der  Ergänzungssteuer  vom  Werte  des  Anlage- 
und  Betriebskapitals.  Daß  die  Grundsteuerpflichtigen  trotz  der 
Wiederbelastung  durch  die  staatliche  Ergänzungssteuer  vom  Grund- 
vermögen doch  noch  wesentlich  entlastet  sind,  geht  daraus  hervor, 
daß  der  Ertrag  der  gesamten  Ergänzungssteuer  vom  Grundvermögen, 
Kapitalvermögen  und  von  dem  Werte  des  Anlage-  imd  Betriebs- 
kapitals 1895/96  sich  auf  250000  Mk.  belief,  während  die  Entlastung 
der  Grundsteuerpflichtigen  allein  in  demselben  Jahre  (anberücksichtigt 
der  Wiederbelastung  durch  die  staatliche  Ergäuzungssteuer  von  Grund- 
vermögen) über  200000  Mk.  betrüg. 

So  glauben  wir  denn  kurz  dargelegt  zu  haben,  daß  durch  die 
Überweisung  der  sogenannten  Bealsteuem  an  die  Gemeinde  die  Ge- 
meinde wohl  entlastet  ist,  insofern  als  das  neue  Steuersystem  viel  be- 
weglichere Steuerarten  in  sich  schließt  als  das  alte,  daß  der  Gemeinde 
hinsichtlich  der  Erzielung  des  Steuerertrags  ein  viel  weiterer  Spiel- 
raum gelassen  ist  als  früher,  daß  damit  allerdings  auch  eine  XJber- 
lastung  der  einzelnen  Steuergruppen  in  der  Gemeinde  Tür  und  Tor 
geöffnet  ist.  Die  Frage,  ob  für  die  einzelnen  Gemeindemitglieder  eine 
Entlastung  eingetreten  ist,  haben  wir  so  beantwortet,  daß  der  Grund- 
besitz eine  wesentliche  Entlastung  erfuhr,  während  der  Gewerbebetrieb 
sehr  viel  höher  belastet  wurde  als  früher.  Ein  Beweis  dafür,  wie 
stark  die  Beweglichkeit  des  neuen  Steuersystems  ausgenutzt  wurde, 
ist  der  Umstand,  daß  während  1894/95  im  ganzen  1988278  Mk. 
oder  18,11  Mk.  pro  Kopf  erhoben  wurden,  schon  1896/97  2472  229  Mk. 
oder  21,15  Mk.  pro  Kopf  erhoben  wurden,  was  einen  Unterschied 
von  fast  500000  Mk.  oder  etwas  über  3  Mk.  pro  Kopf  ausmacht; 
dabei  ist  zu  berücksichtigen,  daß  der  Zuschlag  im  Jahre  1895/96  von 
100%  zur  Einkommensteuer  1896/97  schon  auf  120%  gestiegen  ist, 
und  daß  ferner  die  Lustbarkeitssteuer  und  die  Baupolizeigebühr  von 
1895/96  an  neu  erhoben  werden. 
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Im  großen  ganzen  ist  also  die  Wirkung  des  Abgabengesetzes  Ton 
1893  auch  für  Halle  dahingegangen,  daß  es  sich  bei  der  großen  Steuer- 
reform nicht  um  Überweisung  staatlicher  Steuererträge,  sondern  um 
Eröffnung  lebendiger  und  für  die  richtige  Ausgestaltung  des  Gemeinde- 
steuerwesens unentbehrlicher  Steuerquellen  handelt,  was  sich  noch 
mehr  zeigen  wird,   wenn  erst  in  Halle  die  große  Steuerrevision  vom 
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A.    Verwaltung    nach    dem 
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vu. 
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XIV. 

16. 

XV. 

17. 

XVI. 

18. 

XVIL 

19. 
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20. 

XTX. 

21. 

XX. 

22. 

XXI. 

Überschuß  der  Käm- 
mereirechnung .    .    . 
Vom  Grundeigentum 
Berechtigungen    .    . 
Gemeindeanäalten    . 
Anteil  am  Ertrage  der 
land Wirtschaft!.  Zölle 
Kapital-  u.  Schulden- 
verwaltunfif  .    .    .     . 
Allgem.    Verwaltung 
Polizeiverwaltung 
Staats-  u.  Provinzial- 
kassen      .... 
Kirchenwesen  .    . 
Schulwesen  .    .    . 
Armenwesen     .    . 
Feuerlöschwesen  . 
Bauwesen     .    .    . 
Reinigung    und    Be 
s{Mrengung  d.  Straßen 
Straßenbeleuchtung 
Wasserversorgung 
Anlagen  .... 
Kunst  u.  Wissenschaft 
und  sonstige  gemein 
nüteige  Zwecke    . 
Gemeindeabgaben 
Unvorhergesehenes 


240003 
275  164 

552  Ol  I 

131  954 

358  198 
9506 

53073 
28395 


361  859 

119  261 

3143 
145  435 


5,56 

6,37 
0,72 

12,79 
3,06 

8,29 
0,22 

1,23 
0,66 


1 19  238 
272800 

30974 
568  343 


287409 

9  557 

52399 

3  943 


8,38 
2,76 

0,07 

3,37 


340      — 


7194 


594 

1  996  937 

1442 


0,16 


43,95 
0,03 


382  459 

117  102 

1852 

202  474 

467 


7321 


41 
2467  100 


2,58 

5,91 
0,67 

12,31 


6,22 
0,2  X 

1,14 


0,08 


197  986    4,06 

283732;  5,83 

33  43M  0,68 
569880  11,71 


371  033 
II  185 

53253 
3762 


8,29 

2,54 
0,04 

4,39 


0,16 


53,46 


36     - 


444834 
124780 

I  910 

220  407 

458 


7,62 

0,23 
1,94 

0,07 


9,15 
2,56 
0,04 

4,53 


7663    0,16 


38 
2543816 

475 


52,26 


260343    5'i 
275865    S42 

35619  o.o; 
528885  15.^ 


401 631  7.^7 

10796  0^1 

52617  1,05 

3815  0.07 

12000  044 

44288s  S.69 

120906  2.J7 

3076  0,06 


259991    y 


10 ; 


486    - 


7923  0*^ 


45    - 
2  675  48s  5^  S3 


A.  Verwaltung  nach  d.  laufen- 
den Hanshaltsplan     Summe 

B.  Verwaltung  außerhalb  des 
Haushaltsplans       .    .    .    . 

(darunter      Kämmerei  -  Ver- 
mögens -  Verwaltung      .    . 


4316194 
5  068  311 
(5  052  137) 


100 


4614985 
6  846  234 

(6795273) 


100 


4  868  643 

8533813 

(8518557) 


100 


5092785    »00 
6  538  923 
—     (6  535  290). 


Summe  beider  Verwaltungen : 


9384505  I   —   I11461219     — 


13402456     —     II 631 708    - 
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Jahre  1903  einige  Jahre  in  Kraft  gewesen  ist,  und  wenn  man  schließ- 
lich den  Atisbaa  der  Yerkehrbt  teuern  in  Angriff  genommen  haben  wird. 
Als  Schluß  dieser  Betrachtungen  bringen  wir  in  einer  Tabelle 
ditf  Entwicklung  der  Gemeindefinanzen  nach  der  Einführung  des  Ab- 
gabengesetzes von  1893  bis  zum  Ende  des  Jahrhunderts,  an  deren 
Hand  sich  der  Leser  sofort  orientieren  kann. 
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Es  müssen  zu  dieser  Tabelle  einige  Erläuterungen  gegeben 
werden.  Während  nämlich  in  dem  Verwaltungsberichte  bis  zum 
Jahre  1860  nur  die  etatlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  erscheinen, 
finden  sich  von  1861  an  auch  die  außeretatlichen  Summen,  als  da 
sind  aus  der  Restverwaltuog,  Vermögensbewegung  u.  s.  f.  in  den  Ab- 
schlüssen. Wir  haben  daher  vom  Jahre  1860  an  die  Scheidung  von 
Gesamt- Einnahmen  und  Ausgaben  nur  etatmäßige  Eiunabmen  und 
Ausgaben  vorgenommen  d.  h.  den  ordentlichen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Betriebsverwaltung. 


O.  SchluTs :  Die  Weiterentwicklung  der  Gemeindesteuern 

in  Halle  a.  S. 


Wir  werden  diese  Frage  vor  allem  zu  beantworten  suchen  im 
engsten  Anschluß  an  die  „Denkschrift  über  eine  Reform  der  Gemeinde- 
steuern  der  Stadt  Halle  a.  S.'^  und  die  Protokolle  der  Kommission 
zur  VorberatUDg  einer  Steuerreform.  Die  Denkschrift  berücksichtigt 
nur  die  Hundesteuer,  Lustbarkeitssteuer,  Immobiliar-Umsatzsteuer  und 
Gewerbesteuer.  Bevor  wir  jedoch  näher  auf  diese  eingehen,  wollen 
wir  auf  die  Möglichkeit  der  Einführung  weiterer  indirekter  Steuern 
hinweisen. 

Das  Kommunal-Abgaben-Gesetz  vom  Jahre  1893  hat  verboten, 
Steuern  auf  notwendige  Nahrungsmittel  neu  einzuführen,  was  auch 
nur  recht  und  billig  ist;  femer  sind  der  Getränkebesteuerung  in 
Preußen  hohe  reichsgesetzliche  Schranken  entgegengesetzt  —  Wein 
und  Branntwein  darf  gar  nicht  und  Bier  nur  mit  dem  niedrigen  Satze 
von  65  Pfg.  für  das  eingeführte  Hektoliter  und  einem  Zuschlag  von 
50^0  zur  Brausteuer  der  einheimischen  Brauereien  besteuert  werden. 

So  scheint  denn  trotz  der  lebhaften  regierungsseitigen  Empfehlung 
nur  ein  sehr  geringer  Spielraum  für  die  Entwicklung  indirekter  Steuern 
gelassen  zu  sein,  und  dies  würde  in  der  Tat  zutreffen,  wenn  es  keine 
anderen  Gegenstände  einer  eventuellen  indirekten  Besteuerung  gäbe 
als  die  Getränke  und  notwendigen  Lebensmittel.  Glücklicherweise 
liegt  die  Sache  jedoch  anders,  und  der  energische  Hinweis  der 
Regierung  auf  die  Pflege   indirekter   Steuern    ist   namentlich  in  der 
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BichtuBg  Yon  größter  Bedeutung,  als  die  Staataregieruiig  es  jetzt  als 
ein  ganz  eminentes  Staatsinteresse  anerkennt,  die  gesunde  Entwicklung 
der  auf  Selbsteinschätzung  beruhenden  Staatseinkommensteuer  durch 
tunlichste  Freihaltung  von  Gtemeindezuschlägen  zu  sichern. 


a)  Verbrauchssteuern. 

Adickes  fuhrt  in  seinem  Werke  folgende  indirekte  (event.  einzu- 
führende) Verbrauchssteuern  an 

1.  die  Biersteuer  (die  in  Halle  schon  eingeführt  ist). 

2.  Die  Beleuchtungssteuer,  ,,die  in  zahlreichen  Gemeinden  und 
wohl  in  allen,  welche  eigene  Gasanstalten  besitzen,  in  Form  einer  im 
Kaufpreise  verhüllten  Gassteuer  erhoben  wird^  (wäre  also  in  Halle 
auch  schon  vorhanden;  (wir  identifizieren  ünternehmergewinn  und 
Steuer  nicht.) 

3.  Steuern  auf  Ol  und  Lichter  würden  in  Orten  ohne  Oktroi- 
einrichtungen  schwerlich  die  Erhebungskosten  lohnen.  (Petroleum 
kann  übrigens  schon  wegen  des  auf  ihm  lastenden  hohen  Eingan^s- 
zoUes  nicht  mit  kommunalen  Zuschlägen  belastet  werden.)  Diese  01- 
tind  Lichtsteuern  würden  aber  unseres  Erachtens  im  Effekt  auch  eine 
Besteuerung  notwendiger  Lebensmittel  darstellen  und  sind  darum 
doppelt  zu  verwerfen.  Anmerken  dazu  wollen  wir,  daß  nach  §  14 
des  Kommunal-Abgaben- Gesetzes  Steuern  auf  den  Verbrauch  von 
„Brennstoffen  aller  Art"  nicht  neu  eingeführt  werden  dürfen,  und  es 
wurde  daher  im  Hause  der  Abgeordneten  (Verhandlungen  über  das 
K.-A.-G.  S.  2287)  die  Frage  gestellt,  ob  Petroleum,  welches  zugleich 
als  Leucht-  und  Heizmaterial  verwandt  werde,  hierunter  falle. 
Regierungsseitig  wurde  auf  erneute  Anfrage  in  der  Kommission  des 
Herrenhauses  (Bericht  S.  405)  hierauf  erwidert,  daß  der  Ausdruck 
„Brennstoffe  aller  Art"  aus  den  Zollvereinsverträgen  übernommen 
und  daher  aus  diesen  zu  interpretieren  sei.  Hiemach  wird  es  nicht 
zweifelhaft  sein  können,  daß  —  wie  in  den  Oktroiordnungen  auch  jetzt 
noch  zwischen  Leucht-  und  Brennstoffen  unterschieden  wird  —  die 
Brennstoffe  an  sich  die  Leuchtstoffe  nicht  umfassen,  und  die  Be- 
steuerung der  letzteren  daher  nicht  verboten  ist.  Soweit  freilich 
Leuchtstoffe  als  Brennstoffe  benutzt  werden,  wird  eine  Besteuerung 
derselben  auf  Grund  des  §  14  für  ausgeschlossen  zu  erachten  sein.^) 


*)  Adickes,  S.  12  a.  13. 


^ 
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Neben  dem  Gaslicht  eignet  sich  jedenfalls  die  den  Luxuscharakter 
im  allgemeinen  noch  stärker  an  sich  tragende  elektrische  Beleuchtung 
noch  mehr  für  eine  Verhrauchsbesteuerung.  Es  müßten  dann  aber 
auch  alle  anderen  Arten  modernster  Beleuchtung,  z.  B.  durch  Acetylengas, 
einer  entsprechenden  Steuer  unterworfen  sein,  und  so  kann  man  sich 
nicht  verhehlen,  daß  einer  Einrichtung  und  Erhebung  solcher  Steuern 
nicht  unerhebliche  Schwierigkeiten  entgegenstehen,  ganz  abgesehen 
davon,  daß  die  Objekte  solcher  Besteuerung  doch  recht  gesuchte 
sind;  man  sollte  derartige  Steuern  ebenso  wie  eine  Baumaterialien- 
steuer, die  in  Straßburg,  Mühlhausen  und  Metz  im  Jahre  1889/90 
257  993  Mk.,  140184  Mk.,  22925  Mk.  einbrachten,  unberücksichtigt 
lassen  trotz  der  hohen  Erträge. 

b)  Indirekte  Aufwand-  und  Luxussteuern. 

Das  Kommunalabgabengesetz  erwähnt  als  derartige  Steuern  nur 
die  Lustbarkeits-  und  Hundesteuer ;  diese  sehen  in  Halle  ihrer  Beform 
entgegen  aus  folgenden  Gründen: 

Der  Umstand,  daß  mit  Ende  des  Etatsjahres  1902/03  das  den 
ehemaligen,  1900  eingemeindeten  Vororten  Giebichenstein  und  Trotha 
durch  Eingemeindungsvertrag  zugesicherte  Privilegium  auf  Beibehaltung 
ihrer  Lustbarkeits-  und  Hundesteuerordnuog  abläuft,  und  hierdurch 
der  Gedanke  nahegelegt  wird,  gleichzeitig  etwaige  in  den  althallischen 
Statuten  hervorgetretene  Anstände  zu  beseitigen.  Man  wird  zwar  die 
Steuer  auf  dem  Höchstbetrag  von  20  Mk.  lassen,  da  eine  Erhöhung 
der  Steuer  vielfach  die  Abschaffung  des  Steuerobjekts  und  damit 
keine  Steigerung  der  Einnahmen  zur  Folge  haben  würde,  aber  die 
genannten  Vororte  werden  dieselbe  Hundesteuerordnung  wie  die  Alt- 
stadt haben. 

Anders  liegt  es  mit  der  Lustbarkeitssteuer.  Diese  könnte  eine 
materielle  Änderung  nach  zwei  Richtungen  hin  erfahren.  Einerseits 
ist  dieselbe  von  dem  ihr  anhaftenden,  oft  beklagten  Fehler  zu  be- 
freien, daß  ihre  Sätze  die  einzelne  Lustbarkeit  gleichmäßig  und  ohne 
Rücksicht  auf  deren  Umfang  und  die  Zahl  der  Teilnehmer  treffen. 
Zum  anderen  ist  dringend  zu  empfehlen,  durch  geeignete  Vorschriften 
eine  Erhöhung  ihrer  Erträgnisse  herbeizuführen,  denn  sie  ist  nicht 
nur  theoretisch  als  Luxussteuer,  sondern  auch  praktisch  auf  Grund 
der  gemachten  Erfahrungen  als  diejenige  Steuer  zu  bezeichnen,  die 
am  ehesten  und  mit  dem  geringsten  Maß  von  Druck  eine  Ertrags- 
steigerung möglich  macht  und  verheißt.    Es  ergibt  sich  dies,  wenn 
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man  vergleicht,  wie  sich  diese  SteigeruDg  einerseits  bei  der  Einkommen- 
steuer und  andrerseits  bei  der  Lustbarkeitssteuer  seit  dem  Jahre  1895 
als  demjenigen  Zeitpunkt  geltend  gemacht  hat,  an  welchen  die  letztere 
Steuer  ihre  derzeitige  Form  erhalten  hat.  Während  die  erstere  seit- 
dem nur  eine  Erhöhung  von  36%  erfahren  hat,  ist  bei  der  Lust- 
barkeitssteuer eine  solche  von  netto  100  %  zu  verzeichnen,  da  sie  ein- 
schließlich der  mit  6000  Mk.  von  den  Vororten  hinzugekommenen 
Einnahmen  von  30  000  auf  66  000  Mk.  gestiegen  ist.  Bei  den  Gesichts- 
punkten dürfte  man  am  besten  durch  Einfuhrung  eines  gemischten, 
in  Magdeburg  und  Elberfeld  wohlbewährten  Steuersystems  gerecht 
werden,  nach  welchen  bei  den  gegen  Lösung  von  Eintrittskarten  zu- 
gänglichen Lustbarkeiten  eine  sogenannte  Bületsteuer  erhoben  wird, 
bei  Lustbarkeiten  dagegen,  die  entweder  unentgeltlich  oder  gegen  ein- 
fache Geldzahlung  gestattet  sind,  feste  nach  der  Größe  des  Lokals 
abgestufte  Steuersätze  zur  Hebung  gelangeo. 

Nach  dem  uns  vorliegenden  Entwurf  einer  Lustbarkeitssteuer- 
Ordnung  für  Halle  sind  für  jede  ausgegebene  Eintrittskarte 

a)  bei  einem  Eintrittsgeld  von  1,50  Mk.  und  weniger  0,05  Mk., 

b)  bei  einem  Eintrittsgeld  von  mehr  als  1,50  Mk.  0,10  Mk. 
zu  entrichten.  Der  Tarif  für  Lustbarkeiten  ohne  Eintrittskarte  oder 
einen  sonstigen  billetsteuerpflichtigen  Ausweis,  ist  zu  umfangreich, 
als  daß  er  hier  vollständig  wiedergegeben  werden  könnte.  Die  Steuer- 
sätze, die  erhoben  werden 

L  für  Tanzbelustigungen,  schwanken  zwischen  3  und  20  Mk.; 

II.  für  Karnevalssitzungen,  Narrenabende,  Kostümbazare,  Kostüm- 
feste u.  dergl.  ohne  Tanz,  zwischen  1  und  15  Mk.; 

III.  für  eine  Theatervorstellung,  bei  welcher  ein  höheres  Kunst- 
interesse obwaltet  10  Mk. ; 

lY.  für  Singspiele,  Gesangs-  und  deklamatorische  Vorträge,  Schau- 
stellungen von  Personen  und  theatralische  Vorstellung,  ohne  daß  ein 
höheres  Interesse  der  Kunst  oder  Wissenschaft  dabei  obwaltet 
(sogenannte  Spezialitäten  oder  Varietes),    zwischen   10  und  20  Mk. ; 

V.  für  eine  deklamatorische  Vorlesung,  Rezitation  (Gewinn- 
erzielung  zum  eigenen  Vorteile,   berufs-  oder  gewerbsmäßig)  5  Mk.; 

VI.  für  ein  Konzert  zwischen  2  und  7,50  Mk. ; 

Vn.  für  die  Veranstaltung  einer  Kunstreitervorstellung  30  Mk. ; 
VIU.  für  ein  Wettrennen,  Wettrudern,  Wettfahren  30  Mk. ; 
IX.  für  den  Betrieb  eines  Orchestrions  oder  eines  sonstigen  durch 
mechanische  Kraft  in  Bewegung  gesetzten  Musikwerkes, 
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a)  wenn  dasselbe  mehrere  Musikinstramente  wiedergibt,  für  jedes 
angefangene  Kalendervierteljahr  bis  zum  31.  März  1905  20  Mk^  vom 
1.  April  1905  ab  30  Mk.; 

b)  wenn  es  nur  ein  Musikinstrument,  z.  B.  Klavier  spielt,  für 
jedes  angefangene  Kalendervierteljahr  10  Mk.; 

X.  für  den  Betrieb  eines  Hippodroms  10  Mk. ; 

XI.  für  den  Betrieb  eines  Karussels  und  ähnlicher  Veranstaltungen 
zwischen  2  und  20  Mk. ; 

XII.  für  den  Betrieb  einer  Würfelbude  pro  Tag  5  Mk. ; 

XIII.  für  den  Betrieb  einer  Schießbude  pro  Tag  und  Schieß* 
stand  2  Mk. ; 

XIV.  für  Vorstellungen  von  Gymnastikem,  Equilibristen,  Seil- 
tänzem  u.  s.  w.  pro  Tag  zwischen  2  und  5  Mk. ; 

XV.  für  alle  sonstigen  Belustigungen  und  Schaustellungen,  als 
Betrieb  eines  Marionettentheaters,  Panorama,  Wachsfigurenkabinett, 
Museen,  Vorzeigen  fremder  Menschenrassen,  abgerichteter  und  nicht 
abgerichteter  Tiere ,  Luftballonsteigen ,  Feuerwerksveranstaltnngen, 
Kraftmesser  pro  Tag  2 — 5  Mk. 

Diese  beiden  Arten  a  und  b  der  indirekten  Besteuerung  sind 
also  nur  in  beschränktem  Maße  auch  nach  dem  Abgabengesetz  zu- 
lässig, während  eine  dritte  Art  von  Steuern,  die  Verkehrssteuem, 
die  man  unter  die  Ergänzungssteuem  zu  rechnen  hat  ^),  „weil  sie  sich 
nicht  in  die  Abteilungen  der  direkten  und  indirekten  Steuern  unter- 
bringen lassen,  und  welche  als  Ergänzung  zu  jenen  eingeführt  werden, 
um  noch  die  Einkommenteile  in  einer  besonderen  Weise  zu  erfassen, 
bei  welchen  man  eine  besondere  Leistungsfähigkeit  voraussetzt,  und 
die  man  auf  anderen  Wegen  noch  nicht  genügend  erfaßt  zu  haben 
glaube,"  sehr  empfohlen  werden.  Sie  werden  noch  einmal  eme  große 
Bolle  in  der  Gemeindebesteuerung  spielen,  wie  auch  Adikes  sagt  (Seite  19). 

Die  Verkehrssteuern  haben  nach  der  in  neuerer  Zeit  wohl  als 
herrschend  zu  bezeichnenden  Auffassung  vor  allem  die  Aufgabe,  eine 
Ergänzung  des  direkten  Einkommens  und  Ertragsbesteuerung  zu 
bilden  und  Lücken  derselben  auszufüllen. 

c)  Verkehrssteuern. 

Von  den  Verkehrssteuern  berücksichtigt  der  neue  Entwurf  die 
Umsatzsteuer.  Bisher  erhob  Halle  (nach  der  Ordnung  für  die  Er- 
hiBbung  einer  Gemeindesteuer  bei  dem  Erwerb  von  Grundstücken  vom 

^)  Conrad,  Finanzwissenschaft,  S.  111. 
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7.  März  1900)  bei  jedem  im  Wege  freiwilliger  Veräußerung  oder 
der  Zwangsversteigerung  erfolgenden  Erwerb  des  Eigentums  an  einem 
im  Stadtbezirk  belegenen  bebauten  oder  unbebauten  Grundstücke  als 
Steuer  l^o- 

Künftig  erhöht  sich  die  Steuer  beim  Erwerb  von  unbebauten^ 
Grundstücken  auf  den  doppelten  Betrag  (2%),  und  das  mit  Kecht, 
denn  mit  der  außerordentlichen  Wertsteigerung ,  welche  die  unbe- 
bauten Grundstücke  in  aufstrebenden  Industriestädten  durch  den 
raschen  Übergang  von  Ackerland  zu  Bauland  erfahren,  ist  auch  eine 
stärkere  Steuerbelastung  gerechtfertigt. 

Wir  kommen  in  folgendem  bei  Betrachtung  der  Grundsteuer  noch 
näher  auf  die  Yerkehrssteuern  zurück. 

Die  Denkschrift  spricht  auch  von  direkten  Gemeindesteuern  resp, 
ihrem  Ausbau,  nämlich  von  der  Gewerbesteuer  und  der  Grundsteuer. 

d)  Die   Gewerbesteuer. 

Bereits  vor  5  Jahren  war  in  Aussicht  genommen,  das  gegen- 
wärtige System  der  Erhebung  von  Zuschlägen  zu  der  staatlichen 
Veranlagung  zu  verlassen  und  in  einer  lokalen  Ordnung  durch  stärkere 
Belastung  gewisser,  große  Aufwendungen  erfordernden  Betriebe  das 
Prinzip  von  Leistung  und  Gegenleistung  besser  zum  Ausdruck  zu 
bringen.  Für  eine  solche  Bevision  war  damals  als  der  einzig  gangbare 
Weg  derjenige  bezeichnet  worden,  auf  den  der  Minister  in  der  im 
Jahre  1897  mitgeteilten  Musterordnung  I  verweist.  Derselbe  besteht, 
wie  in  jener  Schrift  näher  dargelegt,  im  wesentlichen  darin,  daß 

1.  den  Klassen  I  und  II  von  vornherein  ein  gewisser  Zuschlag 
auferlegt, 

2.  der  Steuersatz  in  ein  bestimmtes  prozentuales  Verhältnis  zu 
dem  Anlage-  und  Betriebskapital  gesetzt,  und  daß 

3.  ein  weiterer  Zuschlag  teils  nach  der  Kopfzahl  der  beschäftigten 
Arbeiter,  teils  nach  dem  Nutzungswert  der  Geschäftsräume  erhoben  wird. 

Inzwischen  haben  aber  einige  Städte  nt)ch  andere  Wege  einge- 
schlagen. So  haben  namentlich  Köln  nnd  Elbing  unter  gänzlicher 
Aufgabe  der  Mittelsatzbesteuerung  eine  mit  dem  steigenden  Ertrage 
bezw.  dem  steigenden  Anlage-  und  Betriebskapital  nach  Prozenten 
wachsende  Besteuerung  eingeführt,  bei  welcher  die  bisherige  Klasse  IV 
nur  zu  1  ^Iq,  Klasse  III  zu  1,1  bezw.  1,2  %  und  die  Klassen  I  und  II 
zu  1,5  bezw.  1,6%  herangezogen  werden.  Gegen  diese  Form  der 
Steuerordoung  bleibt  aber  immerhin   einzuwenden,   daß  sie  sich   zu 
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einseitig  an  den  Ertrag  und  damit  an  die  Leistungsfähigkeit  der 
Steuerpflichtigen  anlehnt,  dagegen  das  wichtige  Steuermoment  außer 
acht  läßt,  inwieweit  und  wie  schwer  der  einzelne  Betrieb  die  Gemeinde 
zu  Aufwendungen  veranlaßt  und  dadurch  zu  besonderen  Gregen- 
leistuDgen  berechtigt.  Es  ist  also  wohl  das  obenerwähnte  ministerieUe 
Muster  doch  die  beste  Lösung,  und  es  wird  zu  prüfen  sein,  ob  die  sämt- 
lichen für  die  Steuerbemessung  in  Vorschlag  gebrachten  Maßstäbe, 
und  eventuell,  welche  Prozentsätze  für  die  hiesigen  Verhältnisse  passen. 
Änderungen  sind  vorzunehmen  in  zwei  Punkten,  die  eigentümlicher- 
weise auch  in  dem  eine  gleiche  Reorganisation  beabsichtigenden 
Magdeburg  hervorgetreten  sind.  Es  sind  folgende :  Zunächst  erscheint 
der  Präzipualzuschlag  von  26  7o>  welchen  die  Musterordnung  für 
Klasse  I  und  II  auswirft,  an  und  für  sich  zu  hoch,  zugleich  aber 
deshalb  nicht  annehmbar,  weil  er  trotz  der  Verschiedenheit  des  Er- 
trags und  des  Anlagekapitals  der  beiden  Klassen  für  dieselben  der 
gleiche  ist.  Femer  ist  es  nicht  gerechtfertigt  aus  der  Größe  des 
Nutzungswertes  der  dem  Gewerbebetrieb  dienenden  Bäume  ^)  eine 
Veranlassung  zur  Erhebung  eines  weiteren  Zuschlags  zu  entnehmeD, 
da  der  hierfür  angegebene  Grund,  daß  die  Unkosten  für  Ausbau, 
Unterhaltung,  Beleuchtung  und  Reinigung  der  Straßen  hauptsächlich 
dem  Gewerbebetriebe  zugute  kämen,  entschieden  nicht  zutrifft,  diese 
Aufwendungen  vielmehr  im  Interesse  der  gesamten  Einwohnerschaft 
gemacht  werden.  Außerdem  erscheint  es  auch  nicht  angemessen, 
die  Höhe  des  Umlage-  und  Betriebskapitals  in  anderen  als  den 
Klassen  I  und  II  für  die  Feststellung  des  Steuersatzes  maßgebend 
sein  zu  lassen,  da  in  den  beiden  unteren  Klassen  die  Verteilung  des 
Mittelsatzes  jetzt  bereits  so  viele  Schwierigkeiten  bereitet,  daß  es  nicht 
angezeigt  ist,  dieselben  noch  durch  Heranziehung  eines  neuen  be- 
lastenden Momentes  zu  vermehren.  Ebensowenig  wird  es  für  nach- 
ahmenswert zu  erachten  sein  nach  dem  Beispiel  von  Magdeburg  auch 
für  die  Klasse  II  das  zur  Zeit  nur  für  Klasse  I  geltende  Prinzip 
einzuführen,  daß  die  Besteuerung  nicht  unter  Zugrundelegung  eines 
Mittelsatzes,  sondern  nach  Prozenten  des  Ertrages  erfolgt.  Denn  ab- 
gesehen davon,  daß  eine  solche  Maßregel  schwerlich  einen  wesent- 
lichen   Nutzeffekt   herbeifuhren   wird,    besitzt   sie  unzweifelhaft  den 


^)  Die  Gewerbesteuer  in  Frankreich  —  eine  Quotitätssteuer  —  berücksichtigt 
dies  Moment  ebenfalls.  Sie  besteht  in  einer  festen  Abgabe,  welche  sich  für  Ter- 
schiedene  Gewerbe  und  nach  der  Einwohnerzahl  der  Gemeinde  abstuft,  und  in 
einer  proportionalen,  welche  nach  dem  Mietswert  der  von  Industriellen  benutzten 
Räume  gerechnet  wird. 
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Nachteil,  daß  sie  die  Einheitlichkeit  der  staatlichen  VeranlaguDg  stört. 
Entweder  soll  man  die  Grundlagen  der  letzteren  für  alle  Klassen 
beibehalten  und  das  Wesen  der  lokalen  Abänderung  nur  in  Zu- 
schlägen zu  den  Staatssteuersätzen  suchen^  oder  nach  dem  Vorbild 
Yon  Köln  und  Elbing  für  alle  Klassen  die  Mittelsätze  aufgeben  und 
die  prozentuale  Ertragssteuer  einführen. 

Danach  wäre  also  folgender  Weg  der  geeignetste: 

1.  Für  die  Klassen  I  und  11  einen  Präzipualzuschlag  zu  der  staat- 
lieh veranlagten  Gewerbesteuer  festzusetzen,  der  bei  der  ersteren 
20%  und  bei  der  letzteren  10 7^  beträgt; 

2.  allen  Klassen  für  Betriebe,  die  mehr  als  20  Arbeiter  be- 
schäftigen,  je  nach  der  Zahl  der  beschäftigten  Personen  einen  Zu- 
schlag in  ungefährer  Höhe  der  vom  Musterstatut  vorgeschlagenen 
Prozente  zu  erheben,  um  wenigstens  eine  kleine  direkte  Gegen- 
leistung für  die  großen  Ausgaben  zu  erlangen,  die  der  Stadtgemeinde 
besonders  auf  dem  Gebiete  des  Armen-,  Schul-  und  Polizeiwesens 
durch  die  Anhäufung  von  Arbeitermassen  erwachsen.^) 

Der  Entwurf  der  Gewerbesteuerordnung  nach  den  Beschlüssen 
der  zweiten  Lesung  der  gemischten  Kommission  zur  Vorberatung 
einer  Steuerreform  lautet  in  seinen  hauptsächlichsten  Paragraphen 
wie  folgt: 

§  2.  Die  Veranlagung  der  Gemeindegewerbesteuer  geschieht 
unter  Anwendung  der  für  die  Veranlagung  zur  Gewerbesteuer  nach 
dem  Gesetze  vom  24.  Juni  1891  geltenden  Grundsätze  und  unter 
Zugrundelegung  der  in  demselben  festgestellten  Steuersätze  mit  der 
Maßgabe^  daß  die  in  den  §§  9  und  14  des  genannten  Gesetzes  fest- 
gestellten Steuersätze  unter  Erhöhung  um  20  vom  Hundert  für  die 
Gewerbesteuerklasse  I  und  10  vom  Hundert  für  die  Gewerbesteuer- 
klasse II  der  Gemeindebesteuerung  zu  gründe  gelegt  werden. 

§  4.  Für  Betriebe,  in  denen  mehr  als  50  Personen  beschäftigt 
werden,  erhöhen  sich  die  Steuersätze  in  sämtlichen  vier  Steuerklassen. 

a)  um  5  von  Hundert  bei  einer  Zahl  von  51 — 100  Personen; 

b)  um  weitere  3  vom  Hundert  für  jede  fernere  angefangene  Zahl 
von  50  Personen. 


^)  Ein  ähnlicher  Präzipualzuschlag  findet  sich  in  der  modernen  französischen 
Gewerbesteuer,  die  ja  allerdings  sonst  ganz  anders  geartet  ist.  Die  Steuer  ist 
eine  Quotitätssteuer  (Gesetz  vom  15.  Juli  1880).  Für  Paris  wurde  nun  für  die 
Klasse  „6^  ein  fester  Satz  von  2000  Fr.  festgesetzt,  dazu  kam,  daß  für  jede  in 
einem  Gewerbe  dieser  Klasse  beschäftigte  Person  eine  Abgabe  von  50  Fr.  zu  ent- 
richten ist. 

XLIV.  13 
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§  7.  Die  Erhöhung  der  Steuersätze  auf  Grund  des  §  4  darf 
nicht  mehr  als  150  vom  Hundert  betragen. 

§  8.  Diese  berechneten  Steuersätze  stellen  100  ^o  ^^^  Gemeiode- 
gewerbesteuer  dar.  Von  dem  sich  hieraus  ergebenden  Betrage  werden 
als  wirklich  zu  entrichtende  Steuer  diejenigen  prozentualen  Zuschläge 
erhoben,  welche  zur  Deckung  des  Steuerbedarfs  in  jedem  Rechnungs- 
jahre durch  Gemeindebeschluß  für  die  Steuer  vom  Gewerbebetrieb 
festgestellt  werden. 

Die  von  uns  angeführte  Revision  der  einzelnen  Steuern,  als  da 
sindy  Hundesteuer,  Lustbarkeitssteuer,  Umsatzsteuer  und  Gewerbe- 
steuer ist  bereits  soweit  gediehen,  daß  sie  nur  noch  der  Genehmigung 
der  vorgesetzten  Behörden,  des  Kreisausschusses  und  des  Herrn 
Ministers  des  Innern  bedarf,  die  ihr  wohl  kaum,  bei  der  warmen 
regierungsseitlicher  Empfehlung  des  Ausbaues  direkter  und  indirekter 
Gemeindesteuern  behufs  möglichster  Freihaltung  der  staatlichen  Ein- 
konmiensteuer  von  städtischen  Zuschlägen,  versagt  werden  dürfte. 


Gewerbesteuer  bei  einem  Jahresbetrage  von  100000  Mk. 


1 

2 

Nor- 

mal- 

steuer- 

satz 

mit 

Ertrags- 

zuschlagf 

von  20% 

Mk. 

Mk. 

mit  Personal- 
Zuschlag  von 

6°/o  fiir 
50-100 

Arbeiter  und 

von  3«;o  für 

je  weitere 

50  Arbeiter 


bei  einem 

Ge- 
meinde- 
zuschlag 

von  160% 

Mk. 


Ver- 
hält- 
nis der 
Steuer 
zum 
Er- 
trag 


10 


A.  nach  früherem  Recht 

B.  nach  dem  Entwurf 

1.  bei  bloßem  Ertragszuschlag 

2.  bei  Ertrags-  u.  Personalzuschlag 

a)  bei    100  Arbeitern 

b)  „     260 

c)  „     600 

d)  „    1000 


lOOO 

looo 

lOOO 
lOOO 
lOOO 
lOOO 


I200 

1200 
I200 
I200 
I200 


/o 
5 

14 

29 

59 


Mk. 
1260 

1368 

1548 

1908 


1600 

1920 

2016 
2189 

2477 
3053 


1,92 

2,02 
2,19 
2,48 
3i05 


f  S  c 


'11 


Ms 


—     196    — 

hieran  anschließeiid  möchten  wir  an  die  Möglichkeit  der  Auf- 
hebung der  Betriebssteuer  aufmerksam  machen,  für  den  FaU  nämlich, 
daß  man  auch  bei  uns  sich  entschließen  könnte,  wie  in  Norwegen, 
Schweden  und  Finland  das  sogenannte  Gothenburger  Ausschanksystem 
einzuführen;  das  konstitutive  Element^)  des  Systems  besteht  darin, 
daß  jedweder  Ausschank,  —  teilweise  auch  der  Detailverkauf  —  ton 
Branntwein  oder  überhaupt  Spirituosen  Getränken  in  einer  Stadt  oder 
innerhalb  einer  Landgemeinde  an  eine  Aktiengeselbchaft  (schwedisch 
„Bolag",  norwegisch  „Samlag")  übertragen  wird,  deren  Mitglieder 
Yon  dem  eingesetzten  Kapital  nur  begrenzte  Zinsen  (5  %)  bekommen, 
während  der  erübrigte  Nettogewinn  zum  Besten  allgemeiner  oder  wohl- 
tätiger Zwecke  verwendet  wird,  sowie  ferner,  daß  die  Vorsteher  der 
Ausschankstellen  fest  besoldete  Personen  sind,  die  von  dem  Ausschank 
gar  keinen  direkten  oder  indirekten  Vorteil  ziehen  können.  Wo  diese 
Regeln  eingeführt  sind,  ist  man  berechtigt,  die  Ordnung  als  Gothen- 
burger System  zu  bezeichnen;  es  gelangte  1865  in  Gothenburg  zur 
Ausbildung  und  wurde  erst  dann  allgemein  bekannt,  obwohl  es  schon 
vorher  in  einzelnen  kleinen  Städten  vorhandBu  gewesen  war.  Damit 
das  System  aber  in  seiner  Beinheit  und  mit  dem  Gedanken  der 
ursprünglichen  Stifter  durchgeführt   charakterisiert  werden  soll,  muß 

noch    folgendes    hinzugefügt    werden:    die    Direktion    der    Gesell- 

•• 

Schaft  muß  über  die  Verwendung  des  Überschusses  zu  beschließen 
haben.  Diese  Nutzbarmachung  des  Überschusses  muß  vorzüg- 
lich darauf  gerichtet  sein,  teüs  die  Mäßigkeits-  und  Enthaltsam- 
keitsbestrebungen zu  unterstützen,  teils  in  anderer  Weise  den 
ärmeren  Klassen  zu  frommen.  Es  muß  dafür  Sorge  getragen 
werden,  daß  die  Schanklokale  rein  und  luftig  und  ordentlich  seien, 
daß  auf  Kredit  nicht  verkauft  werde  —  daß  berauschten  oder 
minderjährigen  Personen  nichts  verabreicht  werde.  Es  wird  da- 
hin zu  streben  seien ,  daß  die  Zahl  der  Ausschankstellen  und 
die  Zeit,  in  welcher  sie  offen  sind,  eingeschränkt  werde.  Stellt  man 
indessen  dergestalt  strenge  Forderungen  an  ein  reines  und  durch- 
geführtes Gothenburger  System,  so  möchte  zu  behaupten  sein,  daß 
dasselbe  überall  oder  beinahe  überall,  wo  es  aufgenommen  worden 
ist,  zurzeit  iiur  in  einer  mehr  oder  weniger  modifizierten  Form 
besteht. 

So  sind  denn  auch  die  wichtigsten  Angriffspunkte  gegenüber  dem 
Gothenburger  System   von  den  Totalisten  und  den   Anhängern  der 


^)  Handwörterbuch  der  Staats  Wissenschaften,*  Jena  1900,  IV,  Seite  768  u.  f. 
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Yerbotsgesetze  anff^egriffen  worden;  sie  richten  sich  mehr  gegen 
die  Durchführung  des  Systems  in  dem  einzelnen  Lande  oder  in 
der  einzelnen  Stadt  als  gegen  das  System  selbst,  insoweit  es  in 
seiner  Reinheit  nach  dem  Plane  der  Begründer  durchgeführt  ge- 
dacht wird. 

Wir  werden  hier  punktweise  die  wichtigsten  Gründe  anführen, 
die  öffentlich  in  Schrift  und  Verträgen  gegen  das  System  laut  geworden 
sind.    Man  sagt: 

a)  Durch  die  direkte  und  indirekte  Verknüpfung  der  kommunalen 
Interessen  mit  dem  Branntweinverkauf  habe  man  nur  die  egoistische 
Grewinnsncht  tch*  einer  kollektiyen  ablösen  wollen,  auf  gut  deutsch : 
der  Gewinn  üieBt  nun  anstatt  in  die  l^asche  des  Privaten  in  den 
Gemeindesäckel;  natürlich  habe  die  Gemeinde  ein  großes  Interesse 
an  einem  möglichst  hohen  Gewinn,  so  daß  die  ursprünglich  beab- 
sichtigte Wirkung  der  Ordnung,  nämlich  die  Einschränkung  des  Miß- 
brauche spirituöser  Getränke  ran  den  Gemeinden  selbst  ins  Gegenteil 
verwandelt  werde.  Dagegen  ist  zu  sagen,  daß  ja  mit  dem  Recht  der 
Gemeinde,  über  den  Überschuß  zu  disponieren,  noch  keineswegs  auch 
die  Leitung  des  Geschäfts  in  der  Hand  der  Gemeinde  zu  liegen 
braucht.  Sollte  das  aber  doch  der  Ftiä  sein,  so  wird  eine  Gemeinde 
kaum  so  kurzsichtig  sein,  daß  sie  nicht  sähe,  daß  sie  durch  einen 
größtmöglichen  Umsatz  nicht  nur  nicht  dem  Mißbrauch  spirituöser 
Getränke  entgegenwirkt,  sondern  daß  sie  sich  neue  Aufwendungen 
event.  für  das  Armenwesen  aufbürdet,  die  einen  hohen  Gewinn  aus 
dem  System  wieder  wett  machen. 

b)  Mit  jenem  Einwurfe  gegen  das  System  im  nahen  Zusammen- 
hange steht  derjenige,  daß  durch  die  Bestreitung  ordinärer  kommunaler 
Ausgaben  mittels  der  beim  Branntweinhandel  gewonnenen  Erträge 
die  gewöhnlich  am  meisten  trinkenden  unteren  Klassen  unverhältnis- 
mäßig besteuert  werden  zu  gunsten  der  besser  situierten. 

Gegen  diesen  Einwand  ist  zu  sagen,  daß,  vor  allem  wenn  eine 
Verteuerung  des  Branntweins  im  Interesse  der  reinen  Durchfuhrung 
des  Systems  eingetreten  ist,  allerdings  —  doch  auch  wenn  es  nicht 
der  Fall  ist  —  durch  die  Bestreitung  ordinärer  kommunaler  Aus- 
gaben mittels  des  beim  Branntweinhandel  gewonnenen  Ertrags  das 
System  wirkt  wie  eine  hohe  Verbrauchssteuer;  aber  das  soll  sie  ja 
gerade  sein;  sie  kann  nicht  so  wirken,  wenn  der  Einzelne  spirituöse 
Gretränke  nicht  mißbraucht  —  oder  wenn  er  sie  überhaupt  nicht 
braucht. 
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Auch  werden  wir  nicht  fehl  gehen,  wenn  wir  annehmen,  daß  der 
Überschuß  stets  von  Staat  sowohl  wie  von  Gemeinde  unter  Mäßig- 
keits-  und  andere  gemeinnützige  Vereine  und  Institutionen  yerteilt 
wird.  So  werden  z.  B.  nach  der  geltenden  schwedischen  Gesetz- 
gebung von  dem  Reingewinne  20  %  durch  die  Samlage  zur  Verteilung 
unter  Mäßigkeits-  und  andere  gemeinnützige  Vereine  und  Institutionen, 
nur  15%  durch  die  Kommunalbehörden  und  65%  durch  den  Staat 
disponiert.  Die  letztgenannten  65%  sollen  vorläufig  gesammelt  uod 
die  Verwendung  derselben  später  durch  ein  Gesetz  bestimmt  werden;  i 

sollten  sie  nicht  den  armen  Leuten  zufallen? 

c)  Der  dritte  Einwurf  lautet  so:  Dadurch  daß  angesehene 
Männer  an  der  Spitze  des  Verkaufs  von  Spirituosen  stehen,  die 
Lokale  verbessert,  Ordnungen  durchgeführt  werden  und  der  Überschuß 
nützlichen  Zielen  zu  gute  komme,  daß  überhaupt  der  Branntwein- 
verkauf organisiert  werde,  dadurch  würde  dem  Branntweinhandel 
ein  falscher  Nimbus  der  Moralität  gegeben,  welcher  die  Mäßigkeits- 
bestrebungen hindere. 

Auf  diesen  naiven  Einwurf  einzugehen,  lohnt  sich  wohl  kaum 
der  Mühe. 

d)  Da  die  Einnahmen  der  Gesellschaften  so  bedeutend  seien,  und 
die  Vorstände  an  Sparsamkeit  kein  Interesse  hätten,  so  werde  man 
hierdurch  zu  unökonomischem  Betriebe  verleitet. 

Wir  möchten  das  Gegenteil  behaupten.  Es  wird  vor  allem  der 
Fall  sein,  daß  Leute,  die  den  Bestrebungen  der  Mäßigkeitsvereine 
u.  s.  w.  sympatisch  gegenüberstehen,  ihre  Kapitalien  in  der  Samlage 
anlegen  werden,  und  daß  wohlmöglich  aus  deren  Mitte  heraus  meist 
das  Direktorium  gewählt  wird,  daß  also  damit  ein  unökonomischer 
Betrieb  unmöglich  gemacht  wird.  So  würden  sich  auch,  z.  B.  in 
Deutschlaild,  die  Freunde  der  Mäßigkeit  sofort  mit  ihren  Kapitalien 
an  derartigen  Systemen  beteiligen. 

e)  Der  für  uns  wichtigste  Punkt  ist  der  folgende: 

Wenn  der  Ausschank,  wie  in  Schweden,  mit  Speisewirtschaft  ver- 
bunden ist,  so  würde  auch  der  nüchterne  Arbeiter  in  das  Ausschank- 
lokal hingezogen  und  zum  Trinken  verleitet;  das'  Schamgefühl  beim 
Besuchen  solcher  Stellen  falle  fort,  und  die  strengeren  Begeln  bezüg- 
lich der  Schließung  der  Lokale  etc.,  welche  einem  mit  Speisewaren- 
verkaufe  nicht  verbundenem  Schanklokale  gegenüber  zur  Anwendung 
gebracht  werden  könnten,  könnten  hier  nicht  aufrecht  erhalten  werden. 
Dazu  komme,  daß  die  wohlbesoldeten  Vorsteher  der  Bolagslokale  in 
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ungeziemender  Weise  mit  den  privaten  Speisewirten  konkurrierten, 
bei  denen  starke  Getränke  nicht  serviert  würden,  wodurch  teilweise 
verursacht  werde,  daß  sowohl  von  Schankvorstehem  als  von  Speise- 
wirten schlechtes  Essen  geliefert  werde. 

"Wir  möchten  uns  auch  prinzipiell  gegen  die  Vereinigung  von 
Schankstellen  mit  Speisewirtschaften  aussprechen,  weil  tatsächlich  die 
Verführung  für  den  nüchternen  Mann  zu  groß  ist.  Es  empfiehlt  sich 
auch  eine  Vereinigung  nicht  wegen  der  tatsächlichen  Gefahr  einer 
ungesunden  Konkurrenz  mit  Speisewirtschaften,  in  denen  spirituöse 
Getränke  nicht  serviert  werden,  die  also  an  sich  schon  ein  Mittel  zur 
Bekämpfung  des  Mißbrauchs  solcher  Getränke  darstellen. 

All  diese  Einwände  können,  wie  wir  sahen,  dem  System  an  sich 
wenig  Abbruch  tun ;  und  daß  das  System  wenigstens  in  einem  gewissen 
Grade  den  Zustand  verbessert  hat,  wird  von  vielen  anerkannt.  Namentlich 
wird  es  inbetreff  Norwegens  nicht  bestritten,  daß  die  Samlagsordnung 
Anteil  hat  an  der  erheblichen  Verminderung  des  Eranntweinkonsums, 
obgleich  es  streitig  ist,  ein  wie  großer  Teil  dieser  Ehre  den  Samlagen 
zuzuschreiben  sei  und  ein  wie  großer  Teil  den  direkten  Mäßigkeits- 
bestrebungen und  der  dadurch  hervorgerufenen  größeren  Nüchtern- 
heit der  Bevölkerung.  Auch  für  Schweden  wird  eine  unparteiische 
Beobachtung  zu  dem  Resultate  führen,  daß  der  Konsum  noch 
größer,  als  er  jetzt  ist,  sein  würde,  wenn  das  System  nicht  eingeführt 
worden  wäre. 

Neben  anderen  Resultaten,  die  das  System  gezeitigt  hat,  ist  vor 
allem  das  Sinken  des  Branutweinkonsums  in  den  betreffenden  Ländern 
hervorzuheben;  vrir  führen  zur  Illustration  der  Verhältnisse  einige 
Zahlen  an. 

Der  Gesamtkonsum  des  Branntweins  hat  in  Schweden  seit  der 
Einführung  des  Gothenburger  Systems  mehrere  Fluktuationen  durch- 
gemacht. In  den  Jahren  1865  bis  1868  war  der  Konsum  im  Sinken 
begriffen,  stieg  aber  dann  in  der  Periode  1868 — 74,  seit  welch  letzterem 
Jahre  er  wieder  im  Sinken  begriffen  ist  (11,8  1  ä  50%  Tralles  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  in  den  Jahren  1871—75;  7,2  1  1896).  Denn 
insofern  der  Umsatz  der  Gesellschaften  in  den  größten  Städten  gleich- 
mäßig und  bedeutend  gesunken  ist  (in  Stockholm  von  26,56  1  pro 
Kopf  im  Jahre  1877/78  auf  15,59  1  pro  Kopf  im  Jahre  1896/97,  in 
Gothenburg  von  24,80  1  im  Jahre  1878  auf  14,59  1  im  Jahre  1898) 
deutet  dies  jedenfalls  darauf  hin,  daß  die  Gesellschaften  in  der  Aus- 
dehnung,   in  welcher    dieselben    den    Branntwein    beherrschen,    die 
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Mäßigkeitsbestrebungen  zu  fördern  gesucbt  haben.  In  Norwegen  ist 
seit  der  Einfuhrung  der  Samlagsordnung  ein  sehr  beträchtliches 
Sinken  des  gesamten  BrajintweinkonBums  erweisbar,  nämlich  yon  5  1 
ä  50  %  Tralles  pro  Kopf  der  Bevölkerung  im  Jahre  1870  auf  8^6  1 
im  Jahre  1896  (kleinster  Konsum  aller  europäischen  Länder).  Zu 
gleicher  Zeit  ist  der  Umsatz  der  Mehrzahl  der  Samlage  verringert 
worden.  Beispielsweise  hatten  15  vor  1876  gegründete  Samlage  in 
demselben  Jahre  einen  Umsatz  von  880000  1,  im  Jahre  1889  dagegen 
von  nur  560000  1.  7  Samlage  von  1876  hatten  im  Jahre  1877  einen 
Umsatz  von  707000  1  und  im  Jahre  1889  von  610000  1  u.  s.  w.  Für 
die  neueren  Samlagen  stellt  sich  die  Statistik  in  dieser  Beziehung 
nicht  so  günstig.     , 

Ein  weiterer  Erfolg  des  Gothenburger  Ausschanksystems  liegt  in 
dem  Verhältnis  des  Kopfsatzes  der  in  Frage  kommenden  Länder 
(Schweden  und  Norwegen)  zu  dem  anderer  europäischer  Länder. 

Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  treffen  Mitte  der  neunziger  Jahre 
des  19.  Jahrhunderts  annähernd  folgende  Litermengen  im  Jahre : 

Deutsches  Reich     4,00  1  Branntwein 
Österreich-Ungarn  4,00  1         „ 

w 


Frankreich 

7,70  1 

England 

2,68  1 

Italien 

1,40  1 

Rußland 

3,37  1 

Spanien 

3,16  1 

Belgien 

4,46  1 

Dänemark 

6,20  1 

Holland 

4,46  1 

Norwegen 

1,84  1 

Schweden 

3,26  I 

Schweiz 

3,16  1 

Ver.  Staaten 

2,40  1 

n 
n 


Hieraus  läßt  sich  vor  allem  ersehen,  welch  niedriger  Kopfsatz 
neben  einigen  anderen  Ländern  besonders  Norwegen,  weniger  Schweden 
aufweist.  Um  jedoch  ein  richtiges  Bild  von  diesen  Verhältnissen  zu 
erhalten,  ist  es  nötig,  auch  den  Konsum  anderer  geistiger  Getränke 
zu  berücksichtigen,  wie  wir  dies  in  nachfolgender  Tabelle  für  die  oben- 
genannten Länder  tun. 
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Conrad,  Finanzwissenschaft,  S.  91 

Beataehes  Beich 

Oaterreick-Ungarn 

Jfrankreich 

finffland 

Itauen      

Knßland 

Spanien 

Belgien 

^Snemark 

Holland 

Sorwegen 

Seliweaen 

Schweiz 

Yereinigte  Staaten 


Bier 


4t40 

4,40 
7,70 
2,68 
1,40 

3,37 
3,16 

4,45 
6,20 

4,46 
1,84 
3,25 

3,16 
2,40 


6,40 
22,00 
94,00 

2,00 
95,00 

3,00 
1,00 

3,00 
1,00 

2,00 

1,00 

1,00 

1,00 

? 


115,70 
33,00 

22,00 

143,90 
0,90 
4,60 

45,00 

187,00 

33,00 
39,00 

29,50 
11,00 

45,00 
31,30 


Auch  in  Deutschland  hat  es  nicht  an  Vorkämpfern  für  diese 
OdiLung  gefehlt,  welche  ihre  Einführung  im  Reiche  warm  empfahlen 
und  es  dürfte  nicht  ausgeschlossen  sein,  dsß  im  Deutschen  Reiche  der 
Kopfsatz  noch  viel  weiter  heruntergeht  als  im  kalten  Norden^  wo 
Man  an  sich  schon  viel  mehr  scharfe  Getränke,  vor  allem  eben  Brannt- 
i^ein,  zu  trinken  versucht  ist. 


Die   vorgesehene  Neuregelung  der  Grundsteuer  (nach 

dem  gemeinen  Wert). 

Sie  soll  nach  der  Denkscfarüil;  nicht  eine  Erhöhung  des  Ertrags, 
aoodern  eine  gerechtere  Verteilung  der  Last  bezwecken.  Allerdings 
befindet  sidi  die  Stadtgemeinde  Halle  nicht  in  der  ungünstigen  Lage, 
wie  die  zahlreichen  Städte,  die  bisher  nur  Zuschläge  zur  Grund-  und 
fikbäudestener  erhoben  und  erst  seit  dem  Übergänge  zur  Besteuerung 
Bftch  dem  gemeinen  Wert  einen  entsprechenden  Ertrag  und  billige 
Tartdlung  gewonnen  haben.  Denn  die  seit  dem  Jahre  1875  (siehe 
Grund-  und  Mietssteuer)  hier  bestehende  Steuer  nach  dem  Nutzungs- 
werte der  stenerpfliehtigen  Grundstücke  kommt  in  ihren  Vorzügen  der 
Steuer  nach  dem  gemeinen  Wert  immerhin  näher  und  übertrifft  diese 
sogar  in  dem  einen  Punkte,  daß  sie  sich  besser  den  Schwankungen 
das  talsäcUichen  Ertrags  anschließt. 

Letzterer  Nachteil  der  Steuer  ist  jedoch  nach  den  gemachten 
flrfahrungen  ein  außerordentlich  geringer,  da  die  von  der  Besteuerung 
freigelassenen  Mietsausfälle  pro  Jahr  noch  nicht  einmal  1  %  des 
Stenersolis  erreicht  haben. 
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Wir  wollen  uns  vergegenwärtigen,  was  die  Besteuerung  nach 
dem  gemeinen  Wert,  der  der  objektive  Wert  einer  Sache  ist,  der 
Wert,  den  dieselbe  nach  ihrer  objektiven  Beschaffenheit  für  jeden 
Besitzer  hat,  und  der  daher  nach  dem,  im  wirtschaftlichen  Verkehr 
unter  normalen  Verhältnissen  für  gleichartige  Sachen  erzielten  Kauf- 
preise zu  ermitteln  ist,  bedeutet: 

1.  soll  sie  eine  Besteuerung  der  sogenannten  Zuwachsrente  d.  h. 
der  Wertsteigerung  des  nackten  Bodens,  die  ohne  jede  Verbesserung 
des  Bodens  an  sich,  ohne  jede  Arbeit  des  einzelnen  Bodeneigentümers 
erfolgt,  in  sich  schließen.  Diese  Forderung  ist  nur  gerecht,  denn  die 
Zuwachsrente  ist  allein,  ganz  allein  das  Produkt  der  Zusammenarbeit 
aller  und  nie  das  Produkt  der  Arbeit  eines  einzelnen,  oder  wie  die 
Denkschrift  sich  ausdrückt:  Durch  eine  solche  Steuer  werden  die 
unbebauten  Grundstücke,  deren  Besitzer  durch  das  Anwachsen  der 
Gemeinde  und  die  Erschließung  ihrer  Grundstücke  zu  Baustellen 
außerordentlichen  Vermögenszuwachs  erhalten,  in  einer  dieser  Wert- 
steigerung mehr  entsprechenden  Weise  erfaßt 

2.  Bin  indirekter  aber  nicht  zu  unterschätzender  Vorzug  liegt 
auch  darin,  daß  die  Steuer  zugleich  wie  eine  Bauplatzsteuer  wirkt, 
daß  sie  im  stände  ist,  den  in  schnell  wachsenden  Ortschaften  sich 
fortgesetzt  steigernden  Wert  der  Bauplätze  steuerlich  genügend  zu 
erfassen,  daß  der  Grundstücksspekulant,  welcher  in  der  Hoffnung  auf 
einen  größeren  Gewinn  oft  an  ausgebauten  Straßen  mit  dem  Verkauf 
der  Grundstücke  zurückhält,  durch  die  gerade  ihn  besonders  treffende 
Steuer  vom  gemeinen  Werte  veranlaßt  werden  wird,  zu  verhältnis- 
mäßig angemessenen  Preisen  zu  verkaufen  und  dadurch  ein  Hindernis 
zu  beseitigen,  welches  zurzeit  vielfach  in  Industriestädten  der 
Schaffung  billiger  und  gesunder  Wohnungen  entgegensteht. 

3.  Ein  weiterer  Vorzug  der  Steuer  vom  gemeinen  Wert  ist  der, 
daß  sie  eine  Entlastung  der  von  den  unbemittelten  Klassen  bewohnten 
Gebäude  im  Gefolge  hat,  denn  da  der  Nutzungswert  von  herrschaft- 
lichen Häusern  erheblich  hinter  dem  gemeinen  Wert  derselben  zurück- 
bleibt, gerade  das  Gegenteü  aber  bei  Arbeiterhäusem  oder  sonstigen 
minderwertigen  Gebäuden  wegen  der  in  Anrechnung  zu  stellenden 
Mietsausfalle  und  stärkerer  Abnutzung  zuzutreffen  pflegt,  bringt  die 
Steuer  nach  dem  gemeinen  Wert  eine  Entlastung  der  von  den  un- 
bemittelten Klassen  bewohnten  Gebäude  und  eine  stärkere  Belastung 
der  besseren  Wohnhäuser,  Villen  u.  s.  w.  mit  sich. 

Daß  diese  Momente  und  namentlich  die  unter  1  und  3  auf- 
geführten auch  hier  von  Bedeutung  sind,  hat  eine  Probeveranlagung 
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der  hiesigen  Grundsteuer  nach  dem  gemeinen  Wert  ergehen.  Denn 
während  jetzt  hei  einer  Ertragssteuer  Ton  5,07  %  ^om  Nutzungswerte 
a)  der  hehauten  Grundstücke  in  Höhe  von  15986  900  Mk.  eine  Steuer 
▼on  810536  Mk.,  b)  der  unbebauten  Grundstücke  in  Höhe  von 
379850  Mk  eine  Steuer  von  19  258  Mk.  oder  von  den  ersteren 
97,68  %  und  von  der  letzteren  2,32  %  des  gesamten  Grundsteuersolls 
erhoben  wird,  würden  nach  Einfuhrung  der  Steuer  nach  dem  ge- 
meinen Wert  zur  Erreichung  desselben  Solls  2,48  pro  Mille  des  ge- 
meinen Werts  zur  Hebung  gelangen  müssen,  und  demgemäß  sich  der 
Bedarf  bei  Schätzung  des  Wertes  a)  der  bebauten  Grundstücke  auf 
311304000  Mk.  und  b)  der  unbebauten  Grundstücke  auf  22  733  000  Mk. 
auf  erstere  mit  772034  Mk.  oder  92,68%  des  Gesamtsolls  und  auf 
letztere  mit  56  378  Mk.  oder  7,32^0  desselben  verteilen.  Die  be- 
bauten Grundstücke  werden  also  bei  diesem  ersten  Überschlag  schon 
um  37  000  Mk.  entlastet,  um  welche  Summe  die  unbebauten  belastet 
werden  würden;  eine  sehr  günstige  Wirkung  der  Steuer  (Bauplatz- 
steuer). 

über  die  Schwierigkeiten,  die  bei  Einführung  der  Steuer  ent- 
stehen würden,  ist  schon  viel  gesagt  und  geschrieben  worden,  ebenso 
oft  aber  sind  diese  Bedenken  auch  widerlegt  worden.  Gerade  die 
Städte,  die  die  Steuer  schon  eingeführt  haben,  äußern  sich  sehr  günstig, 
sowohl  was  ihre  Veranlagung  als  ihre  Erhebung  betrifft.  Es  ist  ganz 
natürlich,  daß  von  den  Interessenten,  z.  B.  den  Bodenspekulanten, 
heftig  gegen  diese  Steuer  agitiert  wird,  es  ist  aber  auch  vorauszu- 
sehen, daß  sollte  sie,  wie  es  in  Halle  der  Fall  zu  werden  verspricht, 
nicht  von  der  Gemeindevertretung  genehmigt  werden,  man  Mittel  und 
AVege  finden  wird,  die  Bauplätze  wenigstens,  um  die  es  sich  in  der 
Bezeichnung  „unbebaute  Grundstücke"  zum  größten  Teil  handeln 
wird,  und  ihre  unverdiente,  den  Besitzern  ohne  ihr  Zutun  zufallende 
Wertsteigerung  durch  eine  angemessene,  einen  Akt  der  Gerechtigkeit 
darstellende  Besteuerung  zu  treffen. 

Man  wird  dann  eventuell  doch  zu  einer  besonderen  Bauplatzsteuer 
greifen  müssen,  die  zwar  da,  wo  sie  eingeführt  wurde,  nach  kurzer 
Zeit  wieder  verschwand  infolge  großer  Streitigkeiten  bezüglich  ihrer 
Veranlagung. 

Die  einen  schlagen  nun,  um  diesen  strittigen  Punkt  aus  der  Welt 
zu  schaffen,  die  Selbsteinschätzung  vor  und  zwar  mit  dem  Zusätze, 
daß  die  Gemeinde  jederzeit  das  Eecht  hat,  zu  dem  vom  Besitzer 
selbst  geschätzten  Wert  den  Bauplatz  zu  erwerben,  um  eine  beab- 
sichtigte Steuerhinterziehung  von  vornherein  unmöglich  zu  machen. 
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UnB  scheint  dieses  Vorgehen  nicht  richtig,  denn  dann  kommen  wir 
wieder  auf  den  Standpunkt  des  alten  deutschen  Rechts;  so  muBte 
z,  B.  in  Schwäbisch-Hall  jeder  Bürger  zum  Zweck  der  Steuer- 
veranlagung seinen  gesamten  Besitz  beschwören.  Um  zu  verhindern, 
daß  der  Einzelne  sein  Vermögen  zu  niedrig  anschlug,  war  die  Be- 
stimmung getroffen,  daß  der  Bat  der  Stadt  das  Recht  hatte,  wenn  er 
den  Vermögensstand  des  betreffenden  Bürgers  für  zu  niedrig  erachtete 
den  ganzen  Besitz  um  den  beschworenen  Betrag  zu  übernehmen. 
Eine  derartige  Bevormundung  der  Grundbesitzer  ist  heute  unan- 
gebracht. 

Empfehlenswerter  scheint  uns  folgender  Weg:  Die  Stadt  zieht 
aus  den  in  einem  Jahre  stattgehabten  Verkaufen  von  Bauplätzen  den 
Durchschnitt  pro  Quadratmeter  und  schätzt  im  folgenden  Jahre  so 
den  Wert  der  einzelnen  Grundstücke  selbst  ab.  Es  ist  dabei  zugleich 
das  Prinzip  bei  d€r  Besteuerung  nach  dem  gemeinen  Wert  zur  An- 
wendung gekommen,  d.  h.  auch  für  Bauplätze  ist  bei  der  Veranlagung 
der  Steuer  der  Wert  maßgebend,  der  nach  den  unter  normalen  Ver- 
hältnissen fiir  Grundstücke  erzielten  Kaufpreisen  zu  ermitteln  ist. 
Wir  wollen  uns  nicht  verhehlen,  daß  auch  diesem  Verfahren  irnm^* 
hin  noch  Schwierigkeiten  entgegenstehen,  denn  es  ist  selbstverständlich, 
daß  Bauplätze  im  Zentrum  der  Stadt  viel  teurer  sein  werden  als  z.  B. 
in  der  Peripherie,  und  daß  dann  eine  unnatürliche  Durchschnitts* 
berechnung  in  die  Erscheinung  tritt,  d.  h.,  daß  der  Verkaufispreis  für 
jeden  in  der  Peripherie  gelegenen  Bauplatz  zu  hoch  ist  Die  Be- 
messung der  Steuer  würde  zu  viel  Härten  in  sich  schließen.  Diesem 
Übel  könnte  man  vielleicht  durch  eine  „Zoneneinteilung  der  Stadt 
behufs  Baustellentaxation^  abhelfen;  immerhin  wird  aber  heutigen 
Tags  das  Gros  der  Baustellen  in  der  Peripherie  liegen  und  die  Zahl 
der  Baustellen  im  Zentrum  des  betreffenden  Ortes  wird  demg^enüber 
eine  verschwindende  sein. 

Ferner  ist  zu  bedenken,  daß  auch  die  Fluchtlinienfestsetzung 
eins  der  Moment«  ist,  das  für  die  Preisbewertung  eines  Grundstücks 
in  Frage  kommt  Nun  aber  eilt  die  Versteigerung  der  Fluchtlinien* 
festsetzung  voraus,  die  Besteuerung  hinkt  nach  und  trifft  gerade  da 
nicht,  wo  sie  die  durch  die  Ausdehnung  der  Städte  sich  bildenden 
Werte  treffen  sollte. 

Das  aber  dieses  Moment  ausschlaggebend  sei,  kann  nicht  be- 
hauptet werden. 

Ein  anderes  wirksames  Mittel  gegen  die  Bauplatz*  und  überhaupt 
die  Grundstücksspekulanten,  deren  Spekulation  z.  B.  die  Bauplätze, 
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deren  Bebauung  yielleicfat  einer  bestehenden  Wohnungsnot  abhelfen 
könnte,  der  Baulust  vorenthält,  wäre  eine  von  bodenreformeriseher 
Seite  empfohlene  Zuwachssteuer  für  unbebaute  und  bebaute  Grund- 
stücke, d.  h.  eine  Steuer,  die  bei  jedem  Verkauf  ein  und  desselben 
Grundstücks  den  Zuwachswert  treffen  soll  und  so  der  Gesamtheit 
wenigstens  einen  Teil  der  Zuwachsrente  erhalten  soll« 

Ein  Beispiel:  Ein  Grundstück,  sagen  wir  ein  Bauplatz,  ist  im 
Jahre  1900  für  200000  Mk.  verkauft  worden,  im  Jahre  1905  wird  es 
für  240000  Mk.  von  dem  Eigentümer  wieder  verkauft;  dieser  hat  also 
einen  Bruttogewinn  von  40000  Mk.,  den  er  mit,  schlagen  wir  vor, 
25  %  versteuern  müßte ;  nun  aber  kann  er  den  Nachweis  führen,  daB 
er  im  Laufe  der  6  Jahre  10000  Mk.  für  Verbesserungen  au  dem 
Grundstück  —  die  Grundsteuer  darf  nicht  angerechnet  werden  —  aus- 
gegeben hat,  so  daß  ihm  noch  30000  Mk.  Nettogewinn  bleiben.  Von 
diesen  30000  Mk.  also  zahlt  er  25^0  Zuwachssteuer,  d.  h.  also 
7500  Mk.,  die  bar  zu  entrichten  wären,  ein  Moment,  das  nicht 
zu  unterschätzen  ist.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  Besteuerung 
der  Uausgrundstücke.  Selbstverständlich  müßte  auch  diese  Steuer 
Erleichterungen,  die  von  anderer  Seite  schon  empfohlen  sind,  in  sich 
schließen.  ^ 

Bei  einer  Nichteinführung  weder  der  Steuer  vom  gemeinen  Wert, 
noch  eine  Bauplatzsteuer,  wäre  eine  solche  Zuschlagssteuer  von  25  ^/^ 
des  Wertzuwachses  aus  den  angegebenen  Gründen  wohl  zu  empfehlen. 

Es  fragt  sich  schließlich  noch,  ob  bei  der  Steuer  vom  gemeinen 
Wert  eine  Berücksichtigung  der  Schulden  stattfinden  soll.  Prinzipiell 
möchten  wir  diese  Frage  verneinen.  Es  ist  zu  erwarten,  daß  der 
Preis  der  Grundstücke  weiter  steigt,  daß  also  der  Besitzer  stets  einen 
Kapitalzuwachs  haben  wird;  dies  Moment  vor  allem  spricht  gegen 
eine  prinzipielle  Berücksichtigung  der  Schulden.  Um  jedoch  einer 
sehr  starken  Verschuldung  gerecht  zu  werden,  müßten  Rechtsnormen 
geschaffen  werden,  die  dem  Schuldner  gestatten,  dem  Gläubiger  die 
die  Schulden  des  ersteren  treffende  Steuer  in  Abzug  zu  bringen. 

Allerdings  ist  dann  eine  Abwälzung  möglich  insofern,  als  der 
Gläubiger  allmählich  den  Zinsfuß  hinaufschraubt,  bis  er  sich  seiner- 
seits wiederum  schadlos  hält. 

Anschließend  an  diese  Betrachtungen  über  die  gerechte  Be- 
lastung der  Grundbesitzer  in  der  Stadt  und  über  die  damit  Hand  in 
Hand  gehende  Zurückgewinuung  der  Zuwachsrente  für  die  Gemeinde, 
d.  h.  also  eine  die  Bodenreform  bezweckende  Besteuerung,  möchten 
wir  nicht  versäumen  auf  den  Versuch  der  Verwaltung  der  Stadt  Halle 
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hiüzuweiseD,  sich  in  der  praktischen  Anwendung  des  Erbbaurechtes 
zu  betätigen;  das  ja  ganz  besonders  angetan  ist,  dem  Bodenwucher 
zu  steuern. 

Doch  nicht  um  direkt  dem  Bodenwucher  zu  steuern,  sondern  um 
der  Wohnungsnot,  die  ja  meist  als  die  Frucht  des  Bodenwuchers  zu 
bezeichnen  ist,  abzuhelfen,  sah  sich  die  Gemeinde  veranlaßt,  im  Jahre 
1901  einen  Erbbauvertrag  zu  schließen,  d.  h.  gewisse  Bauplätze  in 
Erbbaurecht  zu  vergeben.  Die  einschlägigen  Paragraphen  des 
B.G.B.  sind: 

§  1012.  Ein  örundslück  kann  in  der  Weise  belastet  werden, 
daß  demjenigen,  zu  dessen  Gunsten  die  Belastung  erfolgt,  das  ver- 
äußerliche  und  vererbliche  Recht  zusteht,  auf  oder  unter  der  Ober- 
fläche des  Grundstückes  ein  Bauwerk  zu  haben. 

§  1013.  Das  Erbbaurecht  kann  auf  die  Benutzung  eines  für 
das  Bauwerk  nicht  erforderlichen  Teiles  des  Grundstücks  erstreckt 
werden,  wenn  sie  für  die  Benutzung  des  Bauwerks  Vorteil  bietet. 

§  1014.  Die  Beschränkung  des  Erbbaurechts  auf  einen  Teil  des 
Gebäudes,  insbesondere  ein  Stockwerk,  ist  unzulässig. 

§  1016.  Das  Erbbaurecht  erlischt  nicht  dadurch,  daß  das  Bau- 
werk untergeht. 

Die  Vergebung  des  Erbbaurechts  muß  auf  eine  bestimmte  Zeit 
erfolgen;  in  Halle  ist  der  Zeitraum  auf  70  Jahre  gestellt.  Der  Erb- 
bauzins ist  auf  10  bezw.  1 5  Pfg.  pro  qm  festgesetzt,  während  bei  der 
bisherigen  Verpachtung  die  Grundstücke  nur  eine  Pacht  von  7  Pfg. 
pro  qm  brachten.  Bei  Ablauf  des  Erbbauvertrags  soll  dem  Erb- 
bauberechtigten der  vierte  Teil  des  vollen  Wertes  (Material-  und 
Ertragswert)  von  der  Stadt  entschädigt  werden.  Ein  Schiedsgericht, 
zu  dem  die  Erbbauberechtigten  einen,  der  Magistrat  den  anderen 
und  im  Notfalle  der  Regierungspräsident  zu  Merseburg  einen  Obmann 
erwählt,  bestimmt  den  Wert. 

Die  Gemeinde  Halle  hat  festgesetzt,  daß  kein  einzelnes  Wohn- 
gebäude mehr  als  12  Wohnungen  enthalten  darf,  und  daß  keine  der 
Wohnungen  mehr  als  drei,  ausnahmsweise  vier  Wohnräume  ent- 
halten darf. 

Im  übrigen  hat  sich  die  Bebauung  lediglich  nach  den  Bestimmungen 
der  Bauordnung  zu  richten.  Die  Straßenbaukosten  trägt  die  Gemeinde, 
die  das  Grundstück  betreffenden  Lasten  der  Erbbauberechtigte. 

Dieser  Versuch  der  Stadt  Halle  war  übrigens  der  erste  einer 
deutschen  Stadtverwaltung. 
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Aus  all  diesen  Betrachtungen  ist  zu  ersehen,  daß  die  Verwaltung 
der  Stadt  vor  der  Hand  noch  nicht  in  Sorge  zu  sein  braucht,  um 
Beschaffung  neuer,  die  Allgemeinheit  nicht  drückender  Steuern.  Es 
ist  aus  Gründen  der  Gerechtigkeit^  sollten  neue  Steuern  benötigt 
werden,  wohl  zu  empfehlen  und  zu  rechtfertigen,  namentlich  die  Steuern 
▼cm  Verkehr,  dann  aber  besonders  die  Grundsteuer  nach  dem  ge- 
meinen Wert  gehörig  auszubauen,  einmal  um  dem  Bodenwucher  zu 
steuern,  dann  überhaupt  um  die  durch  die  Arbeit  der  Gesamtheit 
gesteigerten  Grundstückswerte  angemessen  und  gerecht  mit  Steuern 
zu  treffen. 


Lippert  &  Co.  (G.  Pätz'sche  Bnohdr.),  Naumburg  a.  S. 
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Vorwort. 


Indem  ich  die  vorliegende  Schrift  der  Öffentlichkeit  ühergebe, 
möchte  ich  zuvörderst  allen  denen,  welche  mich  bei  der  Ausarbeitung 
unterstützt  haben,  meinen  Dank  aussprechen,  —  meinen  Dank  vor 
allen  Herrn  Geheimrat  Professor  Dr.  Conrad  in  Halle,  der  mir  die 
erste  Anregung  gab  und  die  Vollendung  mit  Bat  und  Tat  förderte^ 
sowie  dem  Magistrate  der  Stadt  Erfurt,  namentlich  Herrn  Oberbürger- 
meister Dr.  Schmidt,  der  mir  mit  größter  Liberalität  das  vorhandene 
Archiv-  und  Bibliotheksmaterial  zur  Verfügung  stellte. 

Ich  bin  mir  wohl  bewußt,  daß  dieser  Arbeit  manche  Mängel  an* 
haften.  Aber  bei  der  geringen  Beachtung,  welche  die  Gemeinde« 
Verwaltung  und  ihre  Entwicklungsgeschichte  seither  in  der  national 
ökonomischen  Literatur  gefunden  haben,  bei  dem  Mangel  an  zweck* 
entsprechenden  Vorarbeiten  kann  es  sich  einstweilen  noch  immer  nur 
um  erste  Versuche  handeln,  das  fast  unübersehbare  Material  zu  sichten 
und  in  eine  gedrängte  Darstellung  zusammenzufassen. 

Es  kam  mir  darauf  an,  einen  kurzen  Überblick  zu  geben  über 
die  Entwicklung  der  Verfassung  und  Wirtschaft  einer  deutschen  Stadt, 
und  zwar  der  Stadt  Erfurt,  beginnend  vom  Mittelalter  und  fortgeführt 
bis  zur  Gegenwart.  Eine  eingehendere  Bearbeitung  hat  der  Stadt- 
haushalt während  des  19.  Jahrhunderts  erfahren,  doch  bin  ich  be- 
müht gewesen,  bei  den  einzelnen  Zweigen  der  Einanzverwaltung  nach 
Möglichkeit  auch  auf  die  früheren  Jahrhunderte  zurückzugreifen. 
Insbesondere  habe  ich  es  für  zweckmäßig  gehalten,  von  der  zwischen 
der  mittelalterlichen  Blütezeit  und  der  Aera  der  modernen  kommunalen 
Selbstverwaltung  liegenden  Periode  des  absoluten  landesherrlichen 
Begimes  ein  Bild  zu  entwerfen,  um  den  Untergrund  zu  zeigen,  auf 
dem  sich  die  Stein'sche  Städteordnung  vom  Jahre  1808  aufbaut. 
Weiter  und  vor  allem  detaillierter  in   die  Vergangenheit  ein- 
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zudringen,  mußte  ich  mir  —  wenigstens  hinsichtlich  der  Finanz- 
yerwaltuDg  —  leider  versagen^  da  das  bezügliche  Quellenmaterial  in 
mehreren  Städten  und  Archiven  yerstreut  lag  und  es  in  Erfurt  an 
brauchbaren  Publikationen  alter  StadtrechnuDgeu  fehlt.  Was  die 
neuere  Zeit,  nach  Verleihung  der  Selbstverwaltung,  anlangt,  so  habe 
ich  mich  bei  dereu  Darstellung  grundsätzlich  darauf  beschränkt,  einige 
der  wichtigsten  Verwaltungszweige  herauszugreifen  und  im  übrigen 
einen  allgemeinen  Überblick  über  die  gesamte  Gemeindeverwaltung  zu 
geben.  Ein  näheres  Eingehen  auf  Einzelheiten  schien  mir  für  diese 
Zeit,  deren  kulturelle  und  soziale  Eigenarten  man  im  allgemeinen  als 
bekannt  voraussetzen  darf,  unnötig,  ja  sogar  geeignet,  das  Gesamtbild 
zu  verwischen,  —  abgesehen  davon,  daß  die  Arbeit  dann  den  doppelten 
oder  dreifachen  Umfang  gewonnen  hätte.  Dagegen  habe  ich  es  vor- 
gezogen, einen  größeren  Abschnitt  über  die  Grundzüge  des  preußischen 
Stadtrechtes  einzuschalten,  deren  Kenntnis  zur  Beurteilung  der 
modernen  Stadtverwaltung  unentbehrlich  ist;  auch  sonst  habe  ich  bei 
den  einzelnen  Verwaltungszweigen  die  einschlägigen  Rechtsvorschriften 
kurz  skizziert. 

Speziell  für  den  Kenner  der  Erfurter  Kommunalverwaltung  sei 
mir  noch  folgendes  zu  bemerken  gestattet:  es  ist  möglich,  daß  dieses 
oder  jenes  für  die  Entwicklung  Erfurts  und  seiner  Stadtwirtschaft  an 
sich  vielleicht  bedeutsame  Ereignis  mir  entgangen  ist;  sollte  das  ge- 
schehen sein,  so  bitte  ich  zu  berücksichtigen,  daß  mir  die  Erfurter 
Verhältnisse  vor  Beginn  meiner  Arbeit  völlig  fremd  waren,  ich  auch 
später  nur  wenige  Wochen  zu  Studien  an  Ort  und  Stelle  verwenden 
konnte,  im  übrigen  aber  darauf  angewiesen  war,  den  Stoff  fem  von 
Erfurt  zu  verarbeiten. 

Cöln  am  Rhein,  Pfingsten  1904. 

Wilhelm  Hofd. 
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I. 

Vom  13.  bis  zum  15.  Jahrhundert  stand  das  deutsche  Städte- 
wesen auf  dem  Gipfel  seiner  Macht.  Ihre  überlegene  wirtschaftliche 
Kultur,  ihr  stetig  wachsender  Eeichtum  gab  den  Städten  die  Kraft, 
auch  in  politischer  Hinsicht  die  größte  Unabhängigkeit  und  Selb- 
ständigkeit zu  erriDgen.  In  diesem  Bestreben  wurden  sie  durch  die 
eigenartigen  Verhältnisse  jener  Zeit  fortdauernd  unterstützt.  —  Ein 
Eingreifen  der  Acic hsgew alt  brauchten  sie  nicht  zu  fürchten,  deren 
Inhaber  war  nur  mehr  ein  Kaiser  von  der  Fürsten  Gnaden.  Aber 
auch  die  Territorialherren  mußten  in  ihrem  eigenen  Interesse 
sich  jeder  Einmischung  in  die  inneren  Angelegenheiten  der  Städte 
enthalten.  Sie  yerbrauchten  ihre  Kraft  in  heftigen  Fehden  gegen- 
einander, —  immer  nur  das  eine  Ziel  im  Auge,  nicht  verschlungen 
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zu  werden  yoü  den  Mächtigeren,  die  Schwächeren  aber  sich  zu  unter* 
werfen  — ,  und  in  diesen  unaufhörlichen  Kämpfen  konnten  sie  die 
Neutralität  und  die  unentbehrliche  finanzieUe  Unterstützung  der 
reichen  und  selbstbewußten  Städte  nur  um  den  Preis  weitgehender 
Zugeständnisse  und  eines  allmählichen  Verzichtes  auf  die  Ausübung 
ihrer  Hoheitsrechte  erkaufen.  Endlich  trat  hierzu  die  gegenseitige 
Förderung  und  der  gemeinsame  Zusammenschluß  der  Städte  in  großen 
Städtebünden^  deren  Mitglieder  sich  in  dem  Bestreben  unterstützten, 
ein  möglichst  ausgedehntes  Gebiet  sowohl  politisch  als  auch  wirt- 
schaftlich zu  beherrschen. 

Bis  zum  Ausgange  des  Mittelalters  haben  die  deutschen  Städte 
ihre  Macht  zu  wahren  gewußt.  Dann  aber  begann  eine  Periode  rück- 
schreitender Entwicklung,  unaufhaltsamen  Verfalles.  Die  Ursachen 
lagen  teils  in  den  äußeren  Zeitumständen,  teils  in  den  inneren  Ver- 
hältnissen der  Städte.  Ihr  Reichtum,  die  bis  dahin  unerschöpfliche 
Quelle  ihrer  Macht,  versiegte  infolge  ungünstiger  wirtschaftlicher 
Konjunkturen :  mit  der  Entdeckung  des  Seeweges  nach  Amerika  und 
Ostindien  wurden  die  Wege  des  G-roßhandels  aus  dem  inneren  Deutsch- 
land an  die  Westküste  Europas  verlegt.  Inmitten  der  Bürgerschaft 
bildeten  sich  scharfe  Gegensätze  zwischen  den  Ständen:  die  Rats- 
stellen wurden  mehr  und  mehr  das  ausschließliche  Privileg  einiger 
reicher  Patriziergeschlechter  und  erbten  sich  dort  ununterbrochen 
fort,  so  daß  alle  übrigen  Bürger  von  jeder  Teilnahme  am  Bat,  da- 
mit aber  auch  von  jeder  Kontrolle,  ausgeschlossen  waren.  So  konnte 
es  nicht  wunder  nehmen,  daß  in  die  städtische  Verwaltung  schwere 
Mißbräuche  eindrangen.  Ungetreue  und  eigennützige  Verwendung  des 
Gemeingutes  und  übermütige  Gewalttätigkeiten  forderten  zur  Auf- 
lehnung geradezu  heraus.  Neue  Uneinigkeit  brachte  schließlich  die 
Reformation  mit  sich,  indem  sie  neben  dem  alten  Kampfe  der  Stände 
den  neuen  der  Konfes&rionen  entfachte. 

Alle  diese  Zwistigkeiten  boten  den  Fürsten  und  geistlichen  Herren 
erwünschten  Anlaß,  den  lange  entbehrten  Einfluß  auf  die  Leitung 
der  städtischen  Angelegenheiten  wiederzugewinnen,  —  um  so  mehr, 
als  die  staatsrechtlichen  Verhältnisse  vielfach  unklar  waren  und  be- 
queme Angriffspunkte  darboten.  Nach  dem  30jährigen  Kriege,  in 
der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts,  haben  die  Städte  die  letzten 
Beste  ihrer  früheren  Unabhängigkeit  verloren.  Mehr  und  mehr  be- 
mächtigten sich  die  Landesherren  der  Herrschaft. 

Aber  dieser  Verlust  der  alten  Selbständigkeit  war  für  die  weitere 
Entwicklung  des  Städtewesens  eine  Notwendigkeit,  bedingt  durch  die 
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Unfähigkeit  der  Städte,  ihre  Aufgaben  weiter  aus  eigener  Kraft  zu 
erfüllen  und  durch  die  Teilnahmlosigkeit  des  Volkes  an  den  öffent- 
lichen Dingen,  —  und  er  war  ein  Segen,  denn  allenthalben  ließen  es 
sich  die  Landesherren  angelegen  sein,  in  den  unterworfenen  Städten 
neues  wirtschaftliches  Leben  zu  erwecken  und  die  gesamte  städtische 
Verwaltung  gründlich  zu  reformieren. 

Li  dem  Maße  allerdings,  wie  in  die  Stadtgemeinden  wieder  ge- 
ordnete Verhältnisse  einzogen,  wie  sich  neuer  Wohlstand  in  ihnen 
entfaltete,  wie  Handel  und  Gewerbe  wieder  zu  blühen  begannen, 
wuchs  später  —  besonders  gegen  das  Ende  des  18.  Jahrhunderts  — * 
die  Unzufriedenheit  der  Bürger  mit  der  staatlichen  Bevormundung 
und  ihr  Verlangen  nach  größeren  politischen  Rechten.  Das  eng- 
herzige unzeitgemäße  Zunftsystem  mit  seinen  kleinlichen  Privilegien 
und  das  Accisewesen  mit  seinen  Ghikanen,  seiner  lästigen  Erhebung 
und  seinen  zahllosen  Verkehrsbeschränkungen  standen  ebenso  wie  die 
bureaukratische  Allmacht  der  Beamten  einer  gesunden  wirtschaftlichen 
Entwicklung  im  Wege. 

Indessen  mußte  zu  der  inneren  Notwendigkeit  erst  noch  dei; 
Zwang  der  äußeren  Verhältnisse  treten,  ehe  die  deutschen  Fürsten 
sich  entschlossen,  den  Bedürfnissen  des  Volkes  entgegenzukommen. 
In  Preußen  und  den  meisten  anderen  größeren  deutschen  Staaten 
ließ  der  unglückliche  Krieg  mit  Napoleon  I.  die  inneren  Schäden 
des  Landes  grell  hervortreten  und  veranlaßte  so  die  leitenden  Staats- 
männer, den  Plan  zu  einer  Reorganisation  der  inneren  Verwaltung  — 
im  Sinne  einer  Dezentralisation  und  einer  Heranziehung  der  Unter- 
tanen zur  Öffentlichen  Verwaltung  —  ernstlich  ins  Auge  zu  fassen. 
Fast  die  erste  Tat  in  dieser  Richtung  war  die  Preußische  Städte- 
ordnung vom  19.  November  1808,  welche  den  Gemeinden  die  Ver- 
waltung ihrer  eigenen  Angelegenheiten  und  ihres  Vermögens  zurück- 
gab und  in  dem  Institute  der  Stadtverordneten  zum  ersten  Male  der 
gesamten  Bürgerschaft  einen  Anteil  am  Stadtregiment  verschaffte. 
Dieses  Gesetz,  das  große  Werk  des  Freiherrn  Karl  vom  Stein,  bedeutet 
in  der  Geschichte  des  deutschen  Städtewesens  den  Beginn  einer  Periode 
des  höchsten  Aufschwunges,  es  enthält  bereits  alle  Hauptprinzipien 
des  heutigen  preußischen  Stadtrechts  und  ist  die  Grundlage  ge- 
worden für  alles,  was  seither  in  Deutschland  für  Selbstverwaltung 
der  Gemeinden  geschehen  ist 
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Es  liegt  im  Wesen  dieser  Entwickiang,  daß  sich  die  Aufgaben 
der  städtischen  Verwaltang  im  Laufe  der  Jahrhunderte  wesentlich 
geändert  haben.  Im  Mittelalter  hatten  die  Städte  ihre  höhere  wirt- 
schaftliche Kultur  erworben  im  Kampfe  mit  den  Fürsten  und  mit 
dem  platten  Lande.  Diesen  gegenüber  ihre  wirtschaftliche  Überlegen- 
heit zu  behaupten,  war  die  erste  und  wichtigste  Aufgabe  der 
städtischen  Gemeinwesen,  deren  Erfüllung  davon  abhing,  wie  weit  sie 
sich  auch  politisch  unabhängig  und  selbständig  zu  machen  ver- 
mochten. Die  Territorien  der  Landesherren  hatten  in  der  Kultur- 
entwicklung  mit  den  Städten  nicht  gleichen  Schritt  gehalten,  die 
Politik  der  Fürsten  hatte  nicht  die  Wohlfahrt  ihres  Landes,  sondern 
einzig  ihres  Hauses  Macht  und  Ansehen  im  Auge.  So  blieb  den 
Stadtgemeinden  nur  übrig,  unbekümmert  um  die  Literessen  der  Gte^ 
samtheit  in  der  äußeren  Politik  wie  in  der  inneren  Verwaltung  ihre 
eigenen  Ziele  zu  verfolgen  und  sich  von  der  Herrschaft  der  Fürsten 
/rei  zu  machen.  Der  Schutz  ihrer  Unabhängigkeit  vor  äußeren  An- 
griffen und  die  Verteidigung  und  Erweiterung  ihrer  Erwerbsquellen 
gegenüber  dem  platten  Laude  und  anderen  Städten  —  das  waren  die 
wichtigsten  Interessen  jeder  Stadt  und  diesen  vor  allen  hatte  die 
städtische  Verwaltung  zu  dienen.  Dagegen  waren  die  Aufgaben  der 
inneren  Wohlfahrt,  die  heute  den  Kernpunkt  der  kommunalen  Tätig- 
keit bilden,  als  G-egenstand  der  öffentlichen  Verwaltung  damals 
noch  unbekannt.  Das  Schulwesen,  die  Armenpflege,  die  Gesundheits- 
pflege und  die  heute  so  weit  ausgedehnte  Sorge  für  die  materielle 
und  geistige  Wohlfahrt  der  Bevölkerung  waren  dem  einzelnen  oder 
der  Kirche  überlassen.  Der  Stadtobrigkeit  lag  es  ob,  die  notwendige 
Grundlage  fär  die  freie  wirtschaftliche  Arbeit  der  Bürger  zu  schaffen : 
nämlich  die  äußere  Sicherheit  des  Stadtgebietes  und  der  Verkehrs- 
wege, die  Erhaltung  und  Erweiterung  des  Absatzgebietes  fUr  die  aus 
der  Stadt  ausgeführten  Waren  und  die  Unschädlichmachung  der 
fremden  Konkurrenz.  Diesen  Zwecken  diente  teils  der  Abschloß 
großer  Städtebündnisse  oder  die  Erkämpfung  wertvoller  Rechte  und 
Vorrechte  von  den  Fürsten  durch  Geld  oder  Heeresmacht,  teils  Maß- 
nahmen zur  Beschränkung  der  Konkurrenz :  Gästerecht,  Stapelzwang 
und  Bannmeilenrecht. 

Die  frühere  Einseitigkeit  der  landesherrlichen  Interessen  hatte 
die  Voraussetzung  der  unabhängigen  Städte  gebildet.  Je  mehr  die 
Landeshoheit  der  Fürsten  erstarkte,  je  mehr  diese   die  Vertretung 
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aller  Volksinteressen  als  ihre  Aufgabe  erkannteD,  desto  gefahrlicher 
bedrohten  sie  die  Freiheit  und  politische  Sonderstellung  der  Städte. 
Ihre  Autonomie  wurde  schließlich  durch  den  absoluten  Staat  voll- 
ständig vernichtet.  Waren  sie  solange  selbständige  Körper  mit 
tatsächlich  so  gut  wie  unbegrenzten  Rechten  gewesen,  so  wurden  sie 
jetzt  unlösbar  dem  Staatsganzen  eingefügt,  ihre  Wirksamkeit  bekam 
immer  mehr  den  Charakter  einer  vom  Staate  befohlenen  und  wurde 
auf  einen  scharf  begrenzten  Kreis  im  Namen  des  Staates  ausgeübter 
Pflichten  —  denn  Rechte,  auf  die  sie  einen  Anspruch  gehabt  hätten, 
waren  es  nicht  —  beschränkt.  Anfanglich  wurden  die  städtischen 
Behörden  nur  der  landesherrlichen  Aufsicht  unterstellt,  später  führte 
die  zentralisierende  Tendenz  des  absoluten  Staates  dazu,  sie  allmählich 
in  staatliche  Organe  mit  lokal  begrenzten  Funktionen  zu  verwandeln. 
Und  wie  die  städtische  Verwaltung  nichts  anderes  war,  als  die  auf 
einen  bestimmten  Ort  beschränkte  staatliche  Verwaltung,  so  hatten 
die  Stadtgemeinden  in  jener  Periode  auch  keine  selbständigen  Auf- 
gaben zu  erfüllen,  sondern  nur  den  Zwecken  des  Staates  zu  dienen. 
Aber  der  absolute  Staat  fühlte  sich  doch  in  einem  höheren  Grade 
auch  für  die  innere  Entwicklung  des  Landes  verantwortlich.  Die 
merkantilistischen  Anschauungen  führten  zwar  einmal  zur  Ein- 
schränkung und  Beseitigung  des  Selbstbestimmungsrechtes  der  Ge- 
meinden, andererseits  aber  zu  einer  gewaltigen  Vermehrung  der 
öffentlichen  Zwecke. 

Im  Grunde  hat  erst  der  letzte,  mit  dem  19.  Jahrhundert  be- 
ginnende Abschnitt  die  städtische  Selbstverwaltung  geschaffen  und 
damit  die  Möglichkeit,  zwischen  kommunaler  und  allgemein  staatlicher 
Verwaltung  überhaupt  zu  unterscheiden.  Nicht  etwa  in  dem  Sinne, 
als  ob  den  Kommunen  jetzt  selbständige,  von  den  Aufgaben  des 
Staates  geschiedene,  Funktionen  zuständen.  Unsere  heutigen  Stadt- 
gemeinden haben  hinsichtlich  ihrer  Stellung  innerhalb  des  Staates 
keine  Ähnlichkeit  mit  den  mittelalterlichen  Städten.  Waren  jene 
ihrem  Wesen  nach  streng  nach  außen  isolierte  Rechts-  und  Interessen- 
genossenschaften,  so  ist  die  Stadtgemeinde  heute  ein  untrennbares 
Glied,  ein  Organ  des  Staatskörpers.  Des  Staates  Macht  und  Wohl- 
fahrt ist  der  oberste  Gesichtspunkt,  nach  dem  sich  Richtung  und 
Grenzen  der  kommunalen  Wirksamkeit  grundsätzlich  bestimmen. 
Staatliche  Aufgaben  sind  es  im  letzten  Grunde,  deren  Durch- 
führung den  Gemeinden  nach  dem  vom  Staate  gesetzten  Recht  und 
unter  weitgehender  Kontrolle  des  Staates  obliegt.  Das  Stein'sche 
System  der  städtischen  Selbstverwaltung  ist  nichts  anderes,  als  eine 
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aus  Zweckmäßigkeitsrücksichten  geschaffene  Form  der  staatlichen 
Verwaltung,  um  mit  den  besonderen  Mitteln  der  kommunalen 
Korporation  die  Staatszwecke  zu  erreichen.  Von  der  zur  Zeit  des 
absoluten  Staates  bestehenden  unmittelbaren  staatlichen  Ver- 
waltung aber  unterscheidet  sich  das  jetzt  geltende  System  vor  allem 
dadurch,  daß  der  moderne  Staat  den  Gemeinden  nicht  nur  die  Ver- 
pflichtung, staatliche  Aufgaben  zu  vollziehen,  auferlegt,  sondern 
ihnen  zugleich  auch  ein  für  allemal  ein  subjektives  öffentliches 
Becht  auf  Ausübung  der  in  ihre  Zuständigkeit  fallenden  Funktionen 
eingeräumt  hat;  zum  anderen  dadurch,  daß  er  durch  seine  Qesetze 
nur  allgemein  das  Feld  und  die  Ausdehnung  der  Gemeindearbeit  be- 
zeichnet, innerhalb  dieser  Grenzen  jedoch  im  einzelnen  die  Art  der 
Ausführung  den  Gemeinden  völlig  überläßt;  und  zum  dritten 
durch  das  den  Gemeindeangehörigen  zugestandene  Recht,  bei  der 
Bildung  der  Gemeindeorgane  mitzuwirken. 


Erster  Teil. 

Die  Entwicklung  der  wlrtschaftllclien  Verhältnisse 
und  der  Stadtverfassung  zu  Erfurt 


I.  Kapitel. 

Die  Geschichte  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  Erfurts. 


Literatar : 

KarlBeyer,  Geschichte  der  Stadt  Erfurt  bis  zur  UnterwerfuDg  unter  die  Mainzische 
Landeshoheit  im  Jahre  1664.    (Balle  1893.) 

Heinr.  Aug.  Erhard,  Erfurt  mit  seinen  Umgebungen.    (Erfurt  1829.) 

AI  fr.  Overmann,  Die  ersten  Jahre  der  preußischen  Herrschaft  in  Erfurt,  1802 
bis  1806.    (Erfurt  1902.) 

Fritz  Regel,  Die  wirtschaftlichen  und  industriellen  Verhältnisse  Thüringens, 
im  Katalog  der  Thüringer  Gewerbe-  und  Industrieausstellung  zu  Erfurt  1894. 

Louis  Roll,  Erfurt  in  Thüringen  (3.  Aufl.,  Zürich,  o.  J.). 

Wilh.  Frhr.  v.  Tettau,  Erfurts  Unterwerfung  unter  die  Mainzische  Landes- 
hoheit.   (Halle  1887.) 

I. 

Die  Stadt  Erfurt  hat  sehr  früh  unter  den  deutschen  Städten 
eine  hervorragende  Bedeutung  gehabt,  die  sie  in  erster  Linie  ihrer 
günstigen  geographischen  Lage  im  Mittelpunkte  Thüringens  verdankte. 
Von  alters  her  war  sie  ein  bekannter  Handelsplatz  mit  einem  natür- 
lichen Markte,  den  wichtige  Privilegien  wirksam  förderten.  Die 
großen  Verkehrsstraßen,  welche  das  Mittelmeer  mit  dem  Norden  und 
Osten  Europas  und  die  Länder  am  Oberrhein  mit  denen  jenseits  der 
Elbe  verbanden,  kreuzten  sich  in  Erfurt,  und  so  bildete  sich  hier 
ganz  von  selbst   der  Hauptstapelplatz  des  mitteldeutschen  Handels, 
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an  dem  die  reiseodeii  Kaufleute  zusammenkamen,  um  untereinander 
itire  Waren  auszutauschen.  Für  einen  damals  sehr  wichtigen  Handels- 
artikel, die  Waidpflanze  ^);  war  Erfurt  überhaupt  der  größte  Markt, 
bis  dieses  Färbemittel  im  17.  Jahrhundert  durch  die  Einführung  des 
Indigo  in  Deutschland  verdrängt  wurde.  Durch  den  Handel  wurde 
der  Beichtum  gewonnen,  mit  dem  die  Stadt  sich  Freunde  erwarb, 
Feinde  beschwichtigte  und  Rechte  erkaufte.  Mit  dem  wachsenden 
Selbstbewußtsein  wuchs  das  Streben,  sich  unabhängig  zu  machen  von 
den  Erzbischöfen  von  Mainz,  zu  deren  Gebiet  Erfurt  seit  dem  frühen 
Mittelalter  gehörte.  Eine  völlig  freie  Stadt  ist  Erfurt  zwar  nie  ge- 
worden; aber  es  gelang  im  13.  Jahrhundert,  wie  allenthalben  in  den 
größeren  deutschen  Städten,  so  auch  der  Erfurter  Bürgerschaft, 
wichtige  bisher  landesherrliche  Rechte  allmählich  zu  erringen,  vor 
allem  die  städtische  Verwaltung  in  ihre  Hand  zu  bringen.  Die  Ober- 
hoheit des  Mainzer  Erzbischofs  blieb  formell  erhalten,  in  Wirklichkeit 
jedoch  war  die  Stadt  in  der  Zeit  ihrer  größten  Blüte,  bis  zum  Aus- 
gange des  15.  Jahrhunderts,  stark  genug,  jeden  Versuch  der  Ein- 
mischung, der  von  mainzischer  Seite  unternommen  wurde,  zu  vereiteln. 
Sein  Reichtum  ^  machte  Erfurt  zu  einer  von  den  stets  geldbedürftigen 
Fürsten  vielumworbenen  Macht.  Mit  diesen  schloß  es  Bündnisse  und 
Verträge,  nicht  selten  gegen  seinen  rechtlichen  Landesherm,  ließ  sich 
gegen  Q^ld  Dörfer   und  Güter   verpfänden   und   erwarb   so  binnen 


^)  Nach  dem  Erfurter  „Waidanger^  mußte  der  überall  in  der  Umgegend  ge- 
baute Waid  zu  Markte  gebracht  werden.  „Niemand  durfte  kaufen,  bevor  nicht 
die  Waidglocke  geläutet  war;  Fremde  kamen  erst  an  die  Heihe,  wenn  die  Ein- 
heimischen ihren  Bedarf  befriedigt  hatten;  Waid  wurde  in  etwa  300  Fluren 
Mittelthüringens  kultiviert.  Eine  reiche  Quelle  des  Erwerbes  strömte  in  dieser 
Färbepflanze  nicht  nur  dem  Waidbauer  und  seinen  Erntegehilfen  zu,  sondern 
auch  Tausenden  von  Fuhrleuten,  Gastwirten,  Handwerkern  und  Beamten.  Diese 
Pflanze  baute  den  „Waidjunkern*'  Erfurts  Paläste;  man  erließ  Waidordnungen, 
am  Erfurter  Kathaus  hing  der  Waidring  für  die  NormalgröOe  der  Waidballen, 
man  erhob  das  Waidgeld  usw.  Der  Winter waid  wurde  3 — 4  mal,  der  Frühjahrs- 
oder Brachwaid  2 — 3  mal  geschnitten.  —  In  der  Zeit  seiner  Blüte  soll  der  deutsche 
Waidhandel  jährlich  drei  Tonnen  Goldes  abgeworfen  haben.  —  Im  Jahre  1631 
führten  7  Schiffe  aus  Ostindien  in  Holland  580000  Pfund  Indigo  im  Werte  Ton 
5  Tonnen  Goldes  ein.  Statt  300  Fluren  waren  1629  nur  noch  30  Dorfer  mit 
675  Morgen  am  Waidbau  beteiligt.  1747  gab  es  keine  Waidpflanze  mehr  in  der 
Erfurter  Flur,  (regenwärtig  ist  diese  wichtige  Kultur  Thüringens  unwieder» 
bringlich  dahin.*'    (Regel.) 

')  Allein  an  städtischem  Geschoß  soll  Erfurt  (nach  Breslau,  Statist.  Mitteil., 
S.  2)  ums  Jahr  1400  die  außerordentliche  Summe  von  jährlich  etwa  34  000  Talern 
vereinnahmt  haben. 
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kurzer  Zeit  ein  an  Umfang  einem  Fürstentume  gleichkommendes  Ge- 
biety  das  vom  Erzstifte  Mainz  unabhängig  und  auch  den  thüringisch- 
sächsischen Fürsten  nur  dem  Namen  nach  lehosuntertänig,  zum  Teil 
sogar  reichsunmittelbar  war.  In  den  unaufhörlichen  Händehi  der  be- 
nachbarten Machthaber  hatte  Erfurt  damals  oft  die  Eotscheidung ; 
seine  Bundesgenossenschaft  oder  G-egnerschaft  gaben  den  Ausschlag 
in  den  Fehden  des  Landes.  Und  diesen  Einfluß  wußte  der  umsichtige 
Rat  der  Stadt  durch  eine  kluge  Politik  auszunutzen,  stets  als 
wichtigstes  Ziel  die  Sicherung  des  Handels  und  der  Handelsstraßen, 
die  Lebensbedingung  der  Stadt,  im  Auge  haltend.  Die  beiden  ge- 
fahrlichsten Feinde,  den  Erzbischof  von  Mainz  und  den  Landgrafen 
von  Thüringen  —  Ton  denen  der  eine  als  rechtlicher  Landesherr  der 
Stadt,  der  andere  als  ihr  Nachbar  ringsum  und  als  Lehnsherr  ihres 
Landgebietes  ein  Interesse  an  der  Beherrschxmg  des  mächtigen  Erfurt 
hatte  —  machte  eine  schlaue  Diplomatie  unschädlich :  bald  mit  diesem, 
bald  mit  jenem  sich  verbündend  hielt  der  Rat  die  beiden  Bivalen 
gegenseitig  in  Schach  und,  während  jene  miteinander  stritten,  konnte 
Erfurt  ungestört  seine  eigenen  Ziele  weiter  verfolgen.  In  allen 
kriegerischen  Verwickelungen  behauptete  die  Stadt,  der  es  ihr  Reich- 
tum gestattete,  stehende  Söldnertruppen  zu  unterhalten,  ihre  Stellung. 

Auch  innere  Krisen,  wie  die  Revolution  des  Jahres  1310,  welche 
die  ausschließliche  Geschlechterherrschaft  brach  und  den  Zünften 
einen  angemessenen  Anteil  am  Stadtregiment  verschaffte,  überstand 
sie  glücklich  und,  obgleich  Seuchen  und  Feuersnöte  oft  die  stark  be- 
völkerte und  winkh'g  gebaute  Stadt  heimsuchten,  so  blieb  ihre  Macht  doch 
ungebrochen.  Ihre  Universität,  1392  gegründet,  —  die  erste  Europas, 
welche  alle  vier  Fakultäten  vereinigte,  die  erste  Deutschlands,  welche 
▼on  einer  Gemeinde  erhalten  wurde,  die  fünfte  in  Deutschland  über- 
haupt —  genoß  bald  einen  ausgezeichneten  Ruf  und  lockte  aus  allen 
Teilen  des  Reiches  die  Studenten  nach  Erfurt.^)  Die  Einwohnerzahl 
wuchs  im  14.  und  15.  Jahrhundert  auf  die  sehr  bedeutende  ^)  Zahl 
von  26  bis  30000.  Kurz:  so  hoch  stieg  das  Ansehen  der  Stadt,  daß 
die  deutschen  Kaiser  im  16.  Jahrhundert  von  den  Mainzischen  Hoheits- 
rechten nichts  mehr  zu  wissen  schienen.  Schon  die  goldene  Bulle 
hatte  den  Rat  von  Ehrfurt  als  Besitzer  der  Herrschaft  Kapellendorf 
unter  den  unmittelbaren  Reichsständen  aufgeführt.    Jetzt  wurde  Erfurt 


')  Nach  Conrad  Stolle  zählte  man  z.  B.  im  Jahre  1483  2141  Univenitäts- 
angehörige. 

*)  Vgl  unten  8.  30. 
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sogar  als  Reichsstadt  behandelt:  die  Kaiser  beriefen  die  Stadt  zu 
den  Reichstagen^  forderten  von  ihr  Abgaben  für  das  Reich  und 
Heereskontingente  zu  den  Reichskriegen.  Es  wäre  damals  für  Erfurt 
ein  Leichtes  gewesen,  die  Reichsstandschaft  zu  erwerben  und  sich  so 
nicht  nur  ein  für  allemal  von  Kurmainz  loszureißen,  sondern  auch 
überhaupt  einen  ungleich  stärkeren  politischen  Einfluß  zu  sichern. 
Aber  der  Rat  scheute  die  damit  verbundenen  Kosten,  er  berief  sich 
auf  die  in  bisher  sorgfaltig  verborgenen  Urkunden  verbriefte  Ab- 
hängigkeit von  Mainz,  und  zu  spät  erkannte  man,  daß  man  mit  dieser 
kurzsichtigen  Handlungsweise  den  Erzbischöfen  selbst  die  Mittel  an 
die  Hand  gegeben  hatte,  die  Herrschaft  über  die  „mainzische  Land- 
stadt" Erfurt  wiederzugewinnen. 


II. 

Mit  dem  Ende  des  15.  Jahrhunderts  begann  der  Rückgang  des 
Wohlstandes  und  Ansehens  der  Stadt.  Die  Politik  des  Hin-  und 
Herlavierens  zwischen  den  Thüringer  Landgrafen  und  den  Mainzer 
Erzbischöfen  mußte  naturgemäß  ein  Ende  finden,  als  ein  sächsisch- 
thüringischer  Fürst  Erzbischof  von  Mainz  wurde.  Der  vereinten 
Macht  konnte  Erfurt  nicht  Widerstand  leisten ;  so  war  es  gezwungen, 
den  Frieden  durch  Zugeständnisse  und  Gebietsabtretungen  zu  er- 
kaufen. Vor  einem  allzu  rücksichtslosen  Eingreifen  der  Erzbischöfe, 
besonders  in  die  städtische  Verwaltung,  bewahrte  die  Stadt  die 
Rivalität  von  Kursachsen,  das  mehr  als  einmal  versuchte,  sich  Erfurt 
anzueignen.  Noch  hätte  Erfurt  damals  die  Möglichkeit  gehabt, 
sächsisch  statt  mainzisch  zu  werden,  und  ohne  Zweifel  hätte  die  Stadt 
sowohl  nach  ihrer  geographischen  Lage  wie  nach  dem  Temperament 
ihrer  Bürger  besser  zu  Kursachsen  als  zu  Mainz  gepaßt.  Indessen 
Erfurt  erkannte  nicht,  daß  es  nur  die  Wahl  hatte  zwischen  Sachsen 
und  Mainz :  man  nahm  eine  unentschiedene  Stellung  ein  und  paktierte 
bald  mit  dem,  bald  mit  jenem,  in  der  Hoffnung,  die  einst  verschmähte 
Reichsstandschaft  noch  jetzt  erlangen  zu  können. 

Aber  der  Verfall  der  alten  Macht  war  unaufhaltsam.  Erfurts 
bedeutsame  Stellung  auf  dem  Weltmarkte  erhielt  mit  der  Entdeckung 
Amerikas  und  des  neuen  Seeweges  nach  Ostindien  einen  starken 
Stoß,  die  alten  binnenländischen  Handelsstraßen  begannen  zu  veröden. 
Die  Stadt  Leipzig  erhielt  im  Umkreise  von  15  Meilen  ein  Stapel- 
recht und   wurde  infolgedessen   mehr  und  mehr  der  Mittelpunkt  des 
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innendeutschen  Handels,  der  solange  Erfurt  gewesen  war.  Im 
Inneren  der  Stadt  zerstörte  eine  große  Feuersbrunst  die  Hälfte  der 
Häuser  und  damit  viel  Vermögen.  Nachlässige  uud  verscliwenderisclie 
Verwaltung  der  städtischen  Finanzen  verursachte  einen  Aufruhr  der 
Gemeinde  gegen  den  Hat  und  die  Geschlechter  („das  tolle  Jahr  von 
Erfurt"  1509),  —  dabei  offenbarte  sich,  daß  die  Schuldenlast  der 
Stadt  auf  550000  Gulden^)  angewachsen  war.  Die  Reformation 
brachte  neue  Unruhen  der  Handwerker  und  Studenten  gegen  die 
Pfaffen.  Die  Unsicherheit  der  Verhältnisse  bewog  viele  wohlhabende 
Bürger,  mit  ihrem  Hab  und  Gut  der  Stadt  den  Rücken  zu  kehren. 
Die  Universität  verlor  ihre  Anziehungskraft  —  es  war  die  Zeit,  wo  die 
Beformatoren  die  Studenten  zu  Tausenden  nach  Wittenberg  lockten  — , 
und  auch  später  hat  die  Erfurter  Hochschule  nur  ein  kümmerliches 
Dasein  gefristet.^)  Die  Bevölkerungszahl  ging  schnell  zurück:  am 
Ende  des  16.  Jahrhunderts  hatte  die  Stadt  nur  noch  gegen 
15000  Einwohner.  Die  Leitung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  be- 
fand sich  im  Besitze  einiger  weniger  Patriziergeschlechter,  die  ihre 
Stellung  oft  zu  ihrem  Privatnutzen  ausbeuteten.  —  Dann  kam  der 
30jährige  Krieg.  Auch  Erfurt  hatte  furchtbar  unter  ihm  zu  leiden, 
so  daß,  als  endlich  der  Friede  kam,  die  Stadt  völlig  verarmt  war. 
Die  letzten  Mittel  hatte  der  Rat  darauf  gewandt,  um  mit  Schwedens 
Hilfe  die  Reichsstandschaft  zu  erlangen.  Alle  dahin  zielenden  Be- 
mühungen scheiterten  an  dem  Widerspruche  von  Mainz  und  Kur- 
sachsen. Neuen  Fehden  und  Bürgerzwisten  ein  Ende  zu  setzen  und 
zur  Strafe  für  die  Mißhandlung  kaiserlicher  Kommissare  wurde  end- 
lich über  Erfurt  des  Reiches  Acht  ausgesprochen  und  zum  Voll- 
strecker der  Erzbischof  von  Mainz  ernannt,  der  die  Stadt  1664  in 
Besitz  nahm. 


m. 

Damit  war  ihre  Selbständigkeit  ein  für  allemal  vernichtet.  Es 
begann  nun  eine  äußerlich  sehr  stille  Zeit,  während  der  die  Erz- 
bischöfe und  ihre  Statthalter  (unter  letzteren  Karl  Theodor  Frhr. 
V.  Dalberg,  1772 — 1802)  sich  bemühten,  im  Inneren  die  Spuren  des 
Verfalls  zu  tilgen   und   die  Bürger  zwar  nicht  zu  dem  alten  Glanz 

')  Der  damalige  Golden  ist  nahezu  gleich  6  Mark  heutigen  Geldes  zu  setzen. 
Die  Schuldensumme,  nach  heutigem  Gelde  also  etwa  3  300000  Mark,  war  mit 
jährtich  30  000  Gulden  (5,45  ^q)  ^^  verzinsen. 

«)  1803  zählte  sie  nur  noch  38  Studenten,  1816  wurde  sie  ganz  aufgehoben. 
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und  Reichtum,  aber  zu  eiuem  bescheidenen  Wohlstande  zu  fuhren. 
In  die  städtische  Verwaltung  wurde  ordnend  eingegriffen,  an  die 
Stelle  der  früheren  Selbstverwaltung  eine  Verwaltung  durch  mainzische 
Beamte  gesetzt,  das  gesamte  Vermögen  der  Stadt  entzogen  und  mit 
der  allmählichen  Tilgung  ihrer  Schuldenlast  begonnen.  Die  ganze 
Periode  der  mainzischen  Herrschaft  steht  unter  dem  Zeichen  des 
absoluten  Staates;  von  einer  selbständigen  Initiative  der  Bürger  in 
Gemeindeangelegenheiten  war  keine  Rede.  Der  Stadt  auch  nur  an- 
nähernd wieder  zu  ihrem  ehemaligen  Glänze  zu  verhelfen,  war  den 
Kurfürsten  und  ihren  Beamten  nicht  gegeben:  als  Erfurt  1802  auf 
Grund  des  Friedens  von  Luneville  infolge  der  Säkularisation  des  Erz- 
bistums Mainz  an  Preußen  kam,  war  es  an  Größe  und  Einwohnerzahl 
zu  einer  Mittelstadt,  an  Bedeutung  aber  zu  einer  Kleinstadt  herab- 
gesunken. 

Mitten  in  die  Zeit  der  tatkräftig  begonnenen  preußischen  Reformen 
fällt  die  Übergabe  Erfurts  an  Frankreich  im  Oktober  1806.  Bis 
zum  Januar  1814  dauerte  die  französische  Herrschaft:  eine  Zeit,  in 
der  die  Erfurter  Bürger  vom  Glänze  des  Fürstenkongresses,  den 
Napoleon  1808  nach  Erfurt  berief,  bis  zum  furchtbarsten  Elend  ge- 
führt wurden.  Dann  trat  wieder  die  preußische  Regierung  ein,  und 
unter  ihr  hat  sich  Erfurt  seitdem  von  neuem  zu  einem  blühenden 
Gemeinwesen  erhoben. 


lY. 

Die  Geschichte  der  Stadt  ist  reich  an  wechselvollen  Ereignissen. 
Wenige  Städte  sind  zu  solchem  Ansehen  und  Reichtum  gelangt, 
wenige  dann  so  tief  gedemütigt  worden.  Man  muß  sich  die  Ver- 
gangenheit Erfurts  vergegenwärtigen,  um  seine  jetzige  wirtschaftliche 
Bedeutung  richtig  abzuschätzen,  —  um  zu  begreifen,  warum  diese 
Stadt,  einst  im  Mittelalter  die  hervorragendste  Binnendeutschlands, 
in  der  neueren  Zeit  doch  nur  den  Rang  einer  Mittelstadt  eingenommen 
hat  und  erst  in  der  Gegenwart  sich  anschickt,  in  die  Reihe  der  Groß- 
städte einzutreten.  Erfurts  Geschichte  läßt  sich  kurz  dahin  zusammen- 
fassen: stets  war  sein  Streben  darauf  gerichtet,  politisch  und  wirt- 
schaftlich die  Hauptstadt  Thüringens  zu  werden,  aber  nie  hat  es 
dieses  Ziel  vollständig  erreicht.  Mag  dieser  Kampf  um  die  Vor- 
herrschaft immerhin  im  Mittelalter  einen  tatkräftigen  und  erwerbs- 
tüchtigen Bürgerstand  großgezogen  haben,  —  im  entscheidenden 
Augenblicke  fand  doch  der  große  Gedanke  ein  kleines  Geschlecht. 
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Denn  als  Erfart  Tersäumte,  freie  Keichsstadt  zu  weiden,  yielmehr 
statt  dessen  die  Berechtigung  der  mainzischen  Ansprüche  selbst  an- 
erkannte, da  mußte  es  auch  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  seine  führende 
Stellung  unter  den  thüringischen  Gemeinwesen  einbüßen.  Gewiß 
hätte  es  sich  als  freie  Reichsstadt  schwerlich  auf  die  Dauer  behaupten 
können,  aber  vermutlich  wäre  es  doch  als  solche  wenigstens  dem  Ge- 
schick, mainzisch  zu  werden,  entgangen.  Die  mainzische  Oberhoheit 
ist  trotz  aller  Einsicht  und  Fürsorge  der  Kurfürsten  und  ihrer  Statt- 
halter für  Erfurt  nicht  zum  Segen  gewesen.  Die  Stadt  war  durch 
ihre  Lage  bestimmt,  den  Mittelpunkt  der  sächsisch-thüringischen 
Politik  zu  bilden,  —  statt  dessen  wurde  sie  zu  einer  kurmainzischen 
„Landstadt"  herahgedrückt,  und  über  ihrer  zu  zwei  Dritteln  evan- 
gelischen Bevölkerung  waltete  der  erzbischöfliche  Krummstab.  Rings 
war  das  kleine  Gebiet  durch  ausländische  Zollschranken  isoliert,  in 
unmittelbarer  Nähe  begannen  die  beiden  Residenzstädte  Weimar  und 
Gotha  emporzublühen,  —  was  Wunder,  wenn  in  Erfurt  Handel  und 
Verkehr  immer  mehr  zurückgingen!  Die  Stürme  des  beginnenden 
19.  Jahrhunderts,  das  französische  Interregnum  mit  seinen  unerhörten 
Kontributionen,  die  Belagerung,  die  übertrieben  sparsame  preußische 
Verwaltung,  die  erst  1822  und  unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen 
erfolgte  Einführung  der  Selbstverwaltung,  die  beengenden  Fesseln  des 
FestuDgsringes,  —  das  alles  konnte  natürlich  nicht  dazu  beitragen, 
Erfurt  zu  einem  neuen  Aufschwünge  zu  verhelfen. 

Ausschlaggebend  für  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Stadt 
in  der  neueren  Zeit  war  aber  der  Umstand,  daß  hier  die  natürlichen 
Bedingungen  fehlten,  welche  eine  Großindustrie  hätten  entstehen 
lassen  können.  Denn  großindustrielle  Unternehmungen  können  nur 
in  solchen  Gegenden  gedeihen,  wo  das  Rohmaterial  entweder  selbst 
gewonnen  wird  oder  doch  bequem  und  billig  herbeigeschafft  werden 
kann.  Das  letztere  war  vor  dem  Zeitalter  der  Bisenbahnen  nur 
möglich  auf  größeren  Flüssen,  die  mit  dem  Meere  in  Verbindung 
stehen.  Eine  solche  Wasserstraße,  die  einen  bedeutenden  Verkehr 
zu  bewältigen  imstande  wäre,  fehlt  nun  der  Erfurter  Gegend,  wie 
überhaupt  dem  Thüringer  Lande,  vollständig.  So  konnte  sich  hier 
z.  B.,  obgleich  der  Thüringerwald  reich  ist  an  Eisenerzen,  eine 
nennenswerte  Eisenindustrie  wegen  des  fast  gänzlichen  Mangels  von 
Steinkohle  nicht  entfalten.  Auch  die  Eisenbahnen  haben  später  diese 
Ungunst  der  natürlichen  Lage  nicht  völlig  auszugleichen  vermocht. 
Noch  heute  ist  der  Vorsprung,  den  Halle  als  Sitz  der  Großindustrie 
vor  allem  durch  die  Ausnutzung  der  Kohlenschätze  in  der  Umgegend 


—     14     — 

hat,  so  bedeutend,  daß  Erfurt  wohl  auch  in  Zukunft  nur  ein  Industrie- 
ort zweiten  Ranges  bleiben  wird. 

Dagegen  begünstigten  die  physischen  Verhältnisse  das  Auf- 
kommen einer  Menge  kleinerer  Produktionszweige :  Mühlen  aller  Art, 
chemische  Industrie,  Fabrikation  von  Porzellan-  und  Glaswaren,  von 
Leder-  und  Schuhwaren,  von  musikalischen,  optischen  und  medizinisch- 
wissenschaftlichen  Instrumenten  u.  a.  m.  Ferner  wurde  Erfurt  der 
Hauptsitz  für  den  Gretreide-  und  Landesproduktenhandel  Thüringens. 
Insbesondere  aber  ließ  die  Milde  des  Klimas,  die  gegen  rauhe  Winde 
geschützte  Lage  und  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens  hier  schon  im 
Mittelalter  eine  intensive  Gartenkultur  erblühen,  die  sich  namentlich 
seit  dem  Ende  des  18.  Jahrhunderts  einen  Weltruf  erobert  hat.  In 
der  neuesten  Zeit  ist  es  dann  dahin  gekommen,  daß  nicht  nur  die 
Erfurter  Handelsgärtnereien  ihre  eigenen  Erzeugnisse  —  Gemüse, 
Wurzel-  und  Handelsgewächse,  Gemüse-  und  Blumensämereien  — 
nach  allen  Weltgegenden  versenden,  sondern  Erfurt  auch  für 
gärtnerische  Produkte  aller  Erdteile  ein  bedeutender  Handelsplatz  ist. 

Schließlich  sei  hier  noch  kurz  einiger  lokalgeschichtlicher  Er- 
eignisse gedacht,  welche  den  wirtschaftlichen  Aufschwung  Erfurts  im 
vergangenen  Jahrhundert  am  wirksamsten  gefördert  haben.  Da  ist  zu 
nennen  die  Gründung  des  deutschen  Zollvereins  1833,  an  den  sich 
die  thüringischen  Staaten  anschlössen ;  für  Erfurt,  dessen  Gebiet  fast 
völlig  von  den  thüringischen  Staaten  umschlossen  ist,  war  durch  die 
Wegräumung  der  zahlreichen  kleinlichen  Zollschranken  erst  die 
Möglichkeit  einer  freieren  Entwicklung  von  Handel  und  Verkehr  ge- 
schaffen. Mit  dem  Bau  der  Thüringer  Eisenbahn  1846  und  1847  be- 
gannen die  modernen  Yerkeliirsmittel  auch  Erfurt  und  sein  Gebiet  zu 
erobern;  nunmehr  war  der  alte  Frankfurt — Leipziger  Straßenzug  im 
modernen  Sinne  ausgebaut.  Im  Jahre  1869  wurde  die  Strecke 
Erfurt — Nordhausen  und  1881  die  Strecke  Erfurt — Artern  (Sanger- 
hausen) eröffnet.  In  südlicher  Kichtung  hob  die  1884  vollendete,  den 
Thüringer  Wald  durchschneidende  Bahnlinie  Erfurt — Kitschenhausen 
die  verkehrshemmende  Wirkung  des  Gebirges  auf  und  brachte  die 
hochbedeutsame  Verbindung  mit  Bayern  (ünterfranken),  so  daß  Erfurt 
jetzt  einen  wichtigen  Eisenbahnknotenpimkt  bildet.  Als  dann,  bald 
nach  dem  französischen  Kriege  (1872),  ihre  militärische  Zweck- 
bestimmung als  Festung  gefallen  war,  konnte  die  Stadt  sich  auch 
äußerlich  ungehindert  nach  allen  Richtungen  ausbreiten. 
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I. 

Die  Stadtgemeinde  Erfurt  war  ursprünglichy  im  frühesten  Mittel- 
alter, wohl  nichts  anderes,  als  eine  Anzahl  nebeneinander  bestehender 
dorfahnlicher  Einzelgemeinden  (Markgenossenschaften) ,  von  denen 
sieben  unter  dem  Namen  „Spezialgemeinden^  sich  merkwürdigerweise 

—  natürlich  bei  wesentlich  veränderten  Funktionen  —  bis  in  die 
neueste  Zeit  erhalten  haben.  Diese  Einzelgemeinden  waren  gegründet 
auf  das  gemeinschaftliche  Eigentum  an  Acker,  Weide  und  Wald; 
ihre  Zahl  mag  bereits  gegen  das  Ende  des  11.  Jahrhunderts  28  be- 
tragen haben.  Zunächst  war  ihr  Zusammenhang  untereinander  nur 
lose;  erst  als  in  jeder  Gemeinde  einige  durch  vermehrten  Grundbesitz 
ausgezeichnete  patrizische  („Gefrunden^-)  Geschlechter  sich  abzusondern 
and  mit  ihren  Standesgenossen  in  den  übrigen  Gemeinden  Fühlung 
za  suchen  begannen  und  als  gleichzeitig  von  außen  her  der  Gesamt- 
stadt gegenüber  der  Einfluß  der  königlichen  und  geistlichen  Gewalt 
sich  mehr  und  mehr  geltend  machte,  kam  es  zu  einem  engeren  Zu- 
sammenschlüsse. Schon  im  11.  Jahrhundert  hat  ein  Bat  der  Gesamt- 
gemeinde bestanden.  Das  Charakteristische  seiner  Verfassung  war, 
daß    die   Einzelgemeinden   selbst,    gewissermaßen    koUegialisch    an- 
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einander  gereiht,  durch  ihre  ausschließlich  den  Geschlechtem  ent- 
nommenen Vertreter  das  Stadtregiment  hildeten.  In  den  Jahren 
1255 — 1310  vollzog  sich  dann,  bedingt  durch  die  inzwischen  YöUig 
veränderten  wirtschaftlichen  und  politischen  Verhältnisse,  eine  durch- 
greifende Umwälzung  in  der  Organisation  des  Rates:  die  Einzel- 
gemeinden hörten  auf,  das  Fundament  für  die  Zusammensetzung  der 
Stadtobrigkeit  zu  bilden ;  an  die  Stelle  des  bisherigen  einfachen  fiates 
trat  ein  mehrgliedriger  Ratsturnus ;  die  Vorherrschaft  der  Geschlechter, 
also  des  Grundbesitzes,  wurde  durch  eine  ständische,  aber  gleichfalls 
vorwiegend  aristokratische  Verfassung  verdrängt,  welche  dem  Kauf- 
manusstande  und  den  ZünfteD  einen  ihrer  jetzigen  sozialen  Bedeutung 
entsprechenden  Einfluß  gewährte.  Die  Mitglieder  des  Rates,  „die 
Ratsverwandten^,  verteilten  sich  auf  5  Kollegien,  von  denen  je  eines 
ein  Jahr  lang  als  „sitzender'^,  d.  h.  regierender  Rat  die  Geschäfte 
führte,  so  daß  jeder  Ratsverwandte  ein  Jahr  dem  engeren  und  vier 
Jahre  dem  weiteren  Rate  angehörte.  Der  sitzende  Rat  bestand  aus  2, 
später  4  Ratsmeistern  als  Vorsitzenden  und  12,  dann  24  Ratsherren 
als  Beisitzern.^)  Über  besonders  wichtige  Angelegenheiten  beriet  die 
Gesamtheit  der  Ratsverwandten,  die  sich  auf  über  100  belief.  Bei 
Abgängen  ergänzte  sich  der  weitere  Rat  selbst  durch  Kooptation  aus 
den  ratsfähigen  Bürgern,  den  „Gefrunden^  %  —  zu  denen  man  in 
dieser  Periode  neben  den  alten  Geschlechtern  die  reichen  Kaufleate 
und  die  Meister  der  großen  Zünfte  zählte.  Die  übrige  „Volksmenge*^ 
hatte  so  gut  wie  keinen  Anteil  an  der  öffentlichen  Verwaltung.  Zwar 
hatte  der  Rat  im  Jahre  1310,  gezwungen  durch  einen  Aufstand,  der 
erbitterten  Gemeinde  eine  Vertretung  im  Stadtregiment  durch  die 
„Vierherren"  eingeräumt,  welche,  anfangs  von  der  Gemeinde  ge- 
wählt ^),  ähnlich  wie  die  Volkstribunen  des  alten  Rom  den  Rat  über- 


^)  Der  jährliche  Ratswechsel  und  die  hohe  Hitgliederz&hl  entsprachen  dem 
einfachen  mündlichen  Geschäftsyerfahren  des  Mittelalters  nnd  dem  demokratischen 
Sinne,  der  in  der  Blütezeit  der  Städte  die  Patrizier  und  später  die  Zunftmeister 
beseelte  (Schmoller). 

*)  Deren  es  z.  B.  im  Jahre  1288  nach  einem  urkundlichen  Verzeichnisse  248  gab. 

*)  Die  Wahl  erfolgte  in  vier  Stadtvierteln,  in  die  jetzt  die  Stadt  eingeteilt 
wurde.  Doch  blieben  die  alten  Spezialgemeinden  als  lokale  Bezirke  der  vier 
großen  Stadtteile  bestehen  und  behielten  diejenigen  öffentlichen  Einrichtungen, 
deren  Bestehen  nach  damaliger  Auffassung  im  alleinigen  Interesse  der  Bezirks- 
genossen lag,  in  ihrer  selbständigen  Verwaltung,  als  z.  B. :  die  öffentlichen  Brunnen, 
die  FeuerlÖBchanstalten  und  das  Nachtwachwesen,  namentlich  aber  auch  die  ge- 
meinschaftliche Nutzung  der  Almende  (Weideland,  Hordenschläge,  Gemeinde- 
teiche u.  dgl.). 


—    17    — 

wachen  und  das  Wohl  der  Gemeinde  in  ihm  rertreten  sollten.  Aber 
diese  Männer  wurden  im  Laufe  der  Zeit  mit  in  den  Rat  aufgenommen, 
und  das  frühere  Wahlrecht  der  Oemeinde  nach  und  nach  auf  eine 
rein  formelle  Bestätigung  der  nunmehr  vom  Bäte  selbst  vorgenommenen 
Wahlen  beschränkt.  —  So  war  also  die  Organisation  der  Erfurter 
Gemeindeverfassung  eine  rein  aristokratische:  der  Wille  der  rats- 
fahigen  Bürger  —  des  städtischen  Patriziates  —  entschied  über  die 
Geschicke  der  Stadt,  und  der  so  zusammengesetzte  Bat  war  Dicht 
nur  das  Organ  der  kommunalen  Verwaltung,  sondern  der  souveräne 
Yertreter  des  Erfurter  Staates  in  allen  politischen  Fragen,  unum- 
schränkt in  seinen  Befugnissen,  oberster  Gesetzgeber  und  Bichter. 
Die  wenigen  Bechte,  die  noch  an  die  Oberhoheit  des  Erzstiftes  er- 
innerten, waren  tatsächlich  ohne  Belang. 


n. 

Der  Wiederbeginn  der  mainzischen  Herrschaft  im  Jahre  1664 
hatte  zwar  für  immer  die  Vernichtung  der  bisherigen  Unabhängig- 
keit zur  Folge,  aber  die  alten  städtischen  Behörden  blieben,  obgleich 
ihnen  die  höheren  staatlichen  Funktionen  ein  für  allemal  entzogen 
wurden,  ohne  eine  Verminderung  der  Beamtenzahl  bestehen.  Auch 
darin  wurde  nichts  geändert,  daß  die  Gesamtheit  der  Bürger  keinen 
Einfluß  auf  die  Zusammensetzung  noch  auf  die  Tätigkeit  der  Stadt- 
obrigkeit hatte.  Nur  verlor  das  Stadtregiment  allmählich  seinen 
aristokratischen  Charakter.  Denn  einmal  war  das  städtische  Patriziat 
in  dem  verarmten  und  entvölkerten  Erfurt  sowohl  der  Zahl  als  der 
Bedeutung  nach  beträchtlich  zurückgegangen,  dann  aber  ließ  vor 
allem  die  Aufsicht  der  kurmaiDzischen  Behörden  eine  ständische 
Interessenpolitik  im  Stadtrat  nicht  aufkommen.  Der  Bat  der  Stadt 
Erfurt,  der  bisher  auch  zugleich  der  Souverän  des  Staates  Erfurt  ge- 
wesen, war  fortan  nur  mehr  eine  untere  Staatsbehörde,  und  dem- 
gemäß  entschieden  die  Wünsche  und  Intentionen  der  kurmainzischen 
Begierung  den  Gang  und  die  Handhabung  der  städtischen  Verwaltung. 

Immerhin  bedeutet  die  Unterwerfung  unter  die  mainzische  Landes- 
hoheit denjenigen  Zeitpunkt,  von  dem  ab  eine  Unterscheidung  zwischen 
Staatsverwaltung  und  Stadtverwaltung  überhaupt  erst  möglich  ist, 
freilich  in  einem  ganz  anderen  Sinne,  als  wir  heute  zwischen  beiden 
zu  unterscheiden  pflegen.    Nicht  als  ob  der  Kurfürst  von  Mainz  der 

XLV.  2 
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Stadt  Erfurt  für  die  rein  kommunalen  Augelegeuheiten  die  Selbst- 
yerwaltuDg  gelassen  und  ihr  uur  die  staatliche  Selbständigkeit  ge- 
nommen hätte,  —  auch  der  Stadtrat  hieß  fortan  „kurfürstlich"  — , 
aber  damals  wurden  zum  ersten  Male  die  staatlichen  Funktionen 
besonderen  Behörden  übertragen  xmd  die  Stadtobrigkeit  auf  das  Gre- 
biet  der  speziellen  Gemeindeverwaltung  beschränkt.  Erfurt  blieb  in 
der  Verfassung  vom  Erzstifte  getrennt  und  bildete  eine  besondere 
Provinz  unter  einem  kurfürstlichen  Statthalter  mit  eigenen  Behörden 
für  die  innere  Verwaltung,  das  Militärwesen,  die  G-esetzgebung  und 
die  Rechtspflege.  Die  Zusammensetzung  des  Stadtrates  blieb,  ab- 
gesehen von  der  Beseitigung  der  „Vierherren",  fast  unverändert. 
Nur  wurde  die  Zahl  der  BatskoUegien  oder  transüi*8  von  fünf  auf 
drei  beschränkt,  welche  abwechselnd  je  ein  Jahr  lang  die  Verwaltung 
führten.  Jeder  transitus  zählte  24,  die  Gesamtheit  des  Rates  also 
72  Mitglieder  —  in  einer  Stadt  von  15—16  000  Einwohnern !  *)  *)  Die 
obersten  Ratsherren,  die  „Ratssenioren^,  ernannte  der  Kurfürst,  alle 
übrigen  wählte  der  Rat  selbst.  Die  Hälfte  der  Ratsherren  mußte 
der  katholischen  Konfession  angehören,  obwohl  die  Stadt  zu  zwei 
Dritteln  protestantisch  war.  Zur  Zuständigkeit  des  Stadtrates  ge- 
hörte in  erster  Linie  die  gesamte  Polizeiverwaltung,  einschließlich  der 
Baupolizei  und  der  Oberaufsicht  über  das  Feuerlöschwesen,  dann  die 


^)  „1^®^  jährliche  Wechsel  und  die  hohe  Mitgliederzahl  waren  in  der  Zeit 
des  langsamen  schriftlichen  Verfahrens  ein  Hemmnis  für  jede  konsequente  ein- 
heitliche  und  yerantwortliche  Geschäftsleitung.  Mit  dem  Ratswechsel  bricht  jedes- 
mal die  Verwaltung  ab ;  wenn  nach  Monaten  die  vorgesetzten  Behörden  wegen  der 
wichtigsten  Fragen  monieren,  so  entschuldigen  sich  die  Herren  ganz  harmlos,  sie 
wüßten  ja  von  gar  nichts,  dies  sei  eine  Sache,  die  vor  dem  letzten  Ratsmittel  ge- 
legen. Es  wurde  als  offene  Frage  behandelt,  ob  das  eine  Ratsmittel  an  die  Be- 
Schlüsse  des  anderen  gebunden  sei*'  (Schmoller).  —  übrigens  befanden  sich  in 
Erfurt,  obgleich  der  Kurfürst  1798  die  Reduktion  der  drei  transitus  auf  zwei  and 
die  allmähliche  Beschränkung  der  Zahl  der  Ratsherren  von  72  auf  48  angeordnet 
hatte,  noch  im  Jahre  1804  im  Stadtrat  Leute,  die  kaum  lesen  oder  schreiben 
konnten  oder  halb  taub  waren  (Overmann). 

*)  Wie  hoch  sich  die  Kosten  eines  so  vielköpfigen  Stadtregimentes  beliefen, 
läßt  sich  kaum  berechnen.  Ein  eigentliches  Gehalt  hat  jedenfalls  nur  ein  Teil  des 
amtierenden  engeren  Stadtrates  bezogen.  Alle  Gehälter  aber,  sowohl  der  Rata- 
mitglieder  wie  der  übrigen  städtischen  Beamten,  bestanden  nicht  ausschließlich  in 
Geld,  sondern  zum  grollen  Teil  in  Naturalien  und  anderen  Nebenbezügen.  Die 
Naturalieneinkünfte  waren  hauptsächlich  Getreide  und  Holz;  femer  flössen  die 
Sportein,  welche  bei  Akten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  berechnet  wurden, 
ganz  oder  teilweise  den  Herren  zu.  Unter  den  mancherlei  Privilegien  war  das 
bedeutsamste  die  damals  sehr  wesentliche  Einquartierungsfreiheit.  Endlich  wurde 
alljährlich  beim  Ratswechsel  noch  immer  auf  Stadtkosten  gegessen  und  getrunken. 
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Armenpflege  und  die  Überwachung  des  Zunftwesens.  Daneben  be- 
saß er  zugleich  gerichtliche  Befugnisse  und  zwar  nicht  nur  Funktionen 
der  freiwilligen,  sondern  auch  der  streitigen  Gerichtsbarkeit,  nämlich : 
die  Entscheidung  in  Vormundschafts-  und  Intestaterbschaftssachen,  in 
Lohnstreitigkeiten  der  Handwerker  und  des  Qesindes  und  in  leichten 
Injuriensachen.  Innerhalb  des  Rates  bestanden  femer  zahlreiche 
Deputationen,  oder  einzelne  seiner  Mitglieder  waren  mit  landesherr* 
Uchen  Beamten  zu  kleineren  ünterbehörden  vereinigt.  Alle  diese 
Amter  besaßen  außer  ihren  Yerwaltungsbefugnissen  noch  die  Becht- 
sprechung  unterster  Instanz  in  allen  in  ihr  Bessert  schlagenden 
Fällen.^)  Endlich  bildete  der  evangelische  Teil  des  Stadtrates  das 
ministerium  Augustanae  canfessianis ,  dem  neben  der  Aufsicht  über 
die  evangelischen  Kirchen  und  Schulen  die  geistliche  Gerichtsbarkeit 
über  die  protestantische  Bevölkerung  zustand. 

Die  bedeutendste  Umgestaltung  erfuhr  das  Finanzwesen.  Das 
gesamte  Eämmereivermögen  wurde  landesherrliche»  Eigentum.^)  Alle 
Abgaben  und  Steuern,  Erträge  und  Gefölle  flössen  in  die  Staatskasse, 
aus  der  nunmehr  auch  die  städtischen  Bedürfnisse  zu  befriedigen 
waren.  Auf  die  Vorstellungen  des  Stadtrates  erwiderte  der  Kur- 
fürst 1677,  „daß  er  diese  Veränderung  nicht  aus  Mißtrauen  gegen 
den  Bat,  sondern  deshalb  getan,  weil  er  dafür  gehalten,  daß  dies 
Werk  von  der  Kammer  ressortiere,  deren  Bäte  solche  Verrichtungen 
am  fiiglichsten  kennten,  und  wenn  der  Kämmerei  diese  Last  und 
Verantwortung  entnommen  sei,  der  Bat  desto  besser  auf  die  Stadt- 
polizei vigilieren  könne". •)  Kurz:  in  jeder  Hinsicht  wurde  Erfart 
seiner  bisherigen  Freiheit  beraubt,  die  Selbstverwaltung  der  Gemeinde 
allenthalben  durch  das  absolute  landesherrliche  Begiment  ersetzt.  — 
Wenn  trotzdem  neben  den  neu  errichteten  landesherrlichen  noch  die 
alten  städtischen  Behörden  aus  der  Zeit  der  Unabhängigkeit  ohne 
eine  Verminderung  der  Beamtenzahl  bestehen  blieben,  so  mußte  sich 

^)  Nur  die  „Oberpfarrhauptleute",  das  waren  die  Vorsteher  der  Spezial- 
gemeinden,  hatten  keine  Gerichtsbarkeit.  Nachdem  nämlich  mit  der  neuen 
Ordnung  der  Dinge  die  frühere  Vierteleinteilang  der  Stadt  ihre  politische  Be- 
deutung verloren  hatte,  traten  die  Spezialgemeinden  wieder  in  direkte  Beziehung 
zur  Stadtverwaltung;  die  „Oberpfarrhauptleate"  hatten  jetzt,  unter  Beibehaltung 
ihrer  seitherigen  Funktionen,  als  polizeiliche  Bezirksvorsteher  namentlich  für  die 
Befolgung  der  Ratsverordnungen  innerhalb  ihrer  Gemeinde  zu  sorgen. 

^  Gleichwohl  empfing  die  Stadt  Erfurt  noch  im  Jahre  1802  von  fremden 
geistlichen  und  weltlichen  Herren  die  feierliche  Belehnung  mit  einer  Reihe  von 
Dörfern  und  Gutem,  von  denen  ihr  in  Wirklichkeit  kein  einziges  mehr  gehörte. 

•)  Vgl.  Brf.  Arch.  (d.  h. :  Erfurter  Archiv)  XXV,  Nr.  19,  S.  117. 
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DaturgemäB  sehr  bald  ein  Mißyerh&ltnis  zwischen  Form  und  Inhalt 
der  StadtyeifasBung  zeigen.  Im  Yeigleich  zu  ihren  Aufgaben  war 
die  Zahl  der  Beamten  viel  zu  groB^  —  die  Folge  war  eine  weit- 
läufige und  schwerfallige  Abwicklung  der  Geschäfte.  Zudem  war 
die  Zuständigkeit  der  einzelnen  Amter  nicht  scharf  genug  abgegrenzt, 
insbesondere  Justiz  und  Verwaltung  nirgends  klar  geschieden,  worans 
unaufhörlich  Kompetenzstreitigheiten  und  ßeibereien  unter  den  Beamten 
und  für  die  BeTölkerung  Unklarheit  und  Bechtsunsicherheit  erwuchsen. 
Hier  sei  (mit  Vorbehalt)  eine  Tabelle')  mitgeteilt,  welche  auf 
Grund  der  großen  Stadtrechnungabücher  (^^mäter^)  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  ron  einer  Beihe  Ton  Jahr^i  gegenüberzustellen  sacht. 
Eine  flüchtige  Eontrolle  ergab,  daß  die  angesetzten  Zahlen  mit  den 
Jahresabschlüssen  der  alten  Stadtrechnungen  übereinstimmen;  eine 
genauere  Nachprüfung  konnte  nicht  geschehen.  Ein  wesentlicher 
Mangel  der  Tabelle  ist  der,  daß  sie  über  den  jeweiligen  Betrag  der 
Schulden  im  ungewissen  läßt.  Es  sei  noch  bemerkt^  daß  der  Wert 
des  Schockes  (=  60)  Groschen  —  ohne  die  allmählich  yerringerte 
Kaufkraft  des  Geldes  zum  Ausdruck  bringen  zu  wollen,,  also  unter 
alleiniger  Berücksichtigung  des  Edelmetallgehaltes  —  zwischen  drei 
und  sieben  Mark  heutigen  Geldes  geschwankt  und  im  Durchschnitt 
wohl  fiinf  Mark  betragen  haben  mag.    Wir  finden 
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^)  Vgl.  Statist  Mitt.  aus  d.  Stadtkreise  Erfdrt,  S.  310.   Die  Groschen  und 
Pfennige  sind  hier  vreggelassen.    •     *)  Zeit  tiefer  Verschuldang.   .     *) .  1641  findet 
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m. 

Die  preußische  Regiernng^  welche  1802  Erfurt  in  Besitz  nahm, 
vereinigte  alsbald  das  Erfurter  Gebiet,  das  solange  eine  besondere 
Provinz  gebildet  hatte,  mit  dem  Eichsfelde,  den  Städten  Mühlhausen 
und  Nordhausen  uud  der  Grafschaft  Hohenstein  zu  einem  Ver- 
waltungsbezirke. Für  die  Behörden  der  städtischen  Verwaltung  in 
Erfurt  war  von  besonderer  Bedeutung  die  Errichtung  des  Köuiglichen 
Stadtgerichts  als  Gerichtes  erster  Instanz  in  allen  Zivil*  und  Kriminal- 
sachen. Damit  wurden  dem  Stadtrate  und  den  von  ihm  abhängigen 
Behörden  alle  Jurisdiidionsbefugnisse  genommen  und  ihre  amtliche 
Tätigkeit  auf  die  Verwaltung  beschränkt,  also  endgültig  die  Justiz 
von  der  Verwaltung  getrennt.  —  Die  Reform  der  Stadtverfassung 
vollzog  sich  nach  dem  Reglement  zur  Organisation  des  Polizep- 
magistrats  der  Stadt  Erfurt  vom  4.  September  1804.  Den  beiden 
Hauptmängeln  der  bisherigen  Verfassung  des  Stadtrates,  dem  Uber^ 
maße  an  Beamten  und  dem  jährlichen  Wechsel,  wurde  jetzt  ab- 
geholfen. Der  neue  Magistrat  zählte  nur  fünf  ordentliche  Mitglieder, 
denen  ihr  Amt  auf  Lebensdauer  verliehen  wurde,  nämlich :  der  Stadt- 
direktor, der  Polizeibürgermeister,  der  Syndikus  und  zwei  Senatoren. 
Zu  diesen  fünf  ordentlichen  Magistratsbeamten  traten  noch,  aber  nur 
für  gewisse  Angelegenheiten  (wie  Handelssachen),  vier  kaufmännische 
Beisitzer.  Auch  das  Recht  des  alten  mainzischen  Stadtrates,  frei 
werdende  Ratsstellen  selbst  zu  besetzen,  wurde  aufgehoben.  Sämtliche 
Beamte  des  neuen  Magistrats  ernannte  der  König,  dem  Magistrate 
wurde  nur  ein  Präsentationsrecht  zugestanden,  ausgenommen  die  Stelle 
des  Stadtdirektors,  bei  deren  Besetzung  der  König  völlig  frei  war. 
Die  schematische  Parität  der  Konfessionen,  wie  sie  im  alten  Stadt- 
rat bestanden  hatte,  fiel  naturgemäß  künftig  fort.  Die  neue  Behörde 
erhielt  die  Bezeichnung  Königlicher  Magistrat,  war  also  gleich  dem 
mainzischen  Stadtrat  keine  selbständige  Gemeindeobrigkeit,  sondern 
eine  untere  staatliche  Behörde,  wie  denn  auch  die  Besoldung  der 
Magistratsmitglieder  aus  staatlichen  Kassen  erfolgte.  —  Eine  Ver- 


sieh am  Schlosee  der  Jahresrecfannng  die  Bem^kang,  daß  auf  Befehl  des  Rates  der 
Wert  de«  Silbergeschirres  und  die  außenstehenden  Forderungen,  Kapitalien  usw.  ans 
der  Beehnung  bei  der  Einnahme  fortgelassen  werden  sollten.  Dies  ist  auch  bei 
den  folgenden  Rechnungen  beobachtet  worden.  Ein  besonderer  Nachweis  über 
das  Silbergeschirr  und  die  Forderungen  ergibt  für  1641  die  Summe  yon  insgesamt 
446816  Schock  Groschen,  darunter  369  Schock  Groschen  Silber  wert.  ^)  Letzte 

Kammereirechnung. 
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tretuDg  der  Bürgerschaft  existierte  nach  der  neuen  Organisation  eben- 
sowenig wie  vordem.  Für  einige  Geschäfte  des  Magistrats  wurden 
besondere  Deputationen  gebildet^  in  denen  unter  dem  Vorsitze  von 
Magistratsmitgliedem  auch  andere  Personen  arbeiteten.  Es  waren 
dies  die  Armendirektion  für  die  Armenpflege,  das  evangelische 
Ministerium  für  die  Angelegenheiten  der  evangelischen  Kirchen  und 
Schulen  und  das  Servisamt  für  das  Kanton-  und  Einquartierungs- 
wesen. Unter  Aufsicht  des  Magistrats  standen  endlich  noch  mehrere 
Unterbehörden,  so  als  Organe  der  Polizeiverwaltung  in  den  Spezial- 
gemeinden  —  den  Stadtbezirken  — ,  aber  ohne  vollziehende  Grewalt, 
die  Oberpfarrhauptleute  ^),  sowie  zur  Ausübung  der  Feldpolizei  und 
zur  Aufsicht  über  die  Triften  und  Weiden  der  Einzelgemeinden  die 
„Hegemäler''.  —  Die  Funktionen  des  Magistrats  wurden  durch  das 
neue  Keglement  zwar  wesentlich  beschränkt,  aber  so  scharf  abgegrenzt, 
daß  Unklarheiten  nicht  mehr  entstehen  konnten.  In  erster  Linie 
hatte  der  „Polizeimagistrat"  alle  polizeilichen  Geschäfte  der  Stadt, 
einschließlich  der  Feuerlöschanstalten,  der  Markt-  und  der  Baupolizei, 
zu  verwalten.  Daneben  umfaßte  sein  Bessert  die  Aufsicht  über  die 
gesamte  Armenpflege,  die  Verwaltung  der  Wasserwerke,  die  Schul- 
verwaltung,  die  evangelisch-kirchlichen  Einrichtungen,  das  Medizinal- 
wesen, die  Einquartierungsangelegenheiten,  die  Verwaltung  der  Stadt-, 
Armen-  und  Magistratssportelkasse,  schließlich  aber  auch  die  Förderung 
der  Handels-  und  Gewerbeinteressen  und  das  öffentliche  Feuer- 
versicherungswesen. —  Die  Aufsicht  über  die  Organe  der  städtischen 
Verwaltung  führte  die  Eichsfeld-Erfurtische  Kriegs-  und  Domänen- 
kammer in  Heiligenstadtjt  die  mit  ähnlichen  Funktionen  ausgestattet 
war,  wie  unsere  heutigen  „Begierungen". 


^]  Deren  Geschäftskreis  wurde  1804  durch  zahk^iche  neue  Obliegenheiten, 
übrigens  ohne  eine  Vergütung,  erweitert,  so:  die  Besorgung  der  Ein-  und  Um- 
quartierung, die  Publikation  obrigkeitlicher  Verordnungen,  die  Fertigung  vieler 
£erichte,  Kontrolle  über  Gesinde  und  Fremde,  Eingabe  von  Meldezetteln,  An- 
zeige der  Sterbefölle,  Aufnahme  der  Verzeichnisse  der  Frohnpflichtigen,  Auf- 
stellung mühsamer  Bevölkerungs-  und  Viehstandstabellen  (2  mal  jährlich  mit 
43  Brubriken!),  die  Aufnahme  der  Getreidevorräte,  Aufnahme  und  Ausmessung 
der  städtischen  Gebäude  für  das  Versicherungswesen,  die  Kontrolle  der  Stempel- 
zahlung bei  Mietskontrakten ,  Bestellung  und  Revision  der  NachtpatrouilleD, 
Revision  der  Almosenempfönger ,  Holz-  und  Brotausteilnng ,  Besorgung  der 
Kollekten,  Ausstellung  der  Armenatteste  und  andere  Geschäfte  für  das  Armen- 
wesen. Dagegen  wurden  das  seither  von  den  Spezialgemeinden  besorgte  Feuer- 
löschwesen dem  Magistrate  und  die  Einnahmen  und  Ausgaben  dafür  der  Stadt- 
kasse überwiesen. 
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Es  ist  Yon  großem  Interesse,  an  dieser  Neugestaltung  der  Erftirter 
Stadtverfassung  zu  erkennen,  wie  weit  man  zu  jener  Zeit  —  nur 
4  Jahre  vor  der  Steinschen  Städteordnung  —  noch  von  dem  Gedanken 
der  städtischen  Selbstverwaltung  entfernt  war.  Die  neue  Organisation 
war  auf  ein  System  gegründet,  welches  der  Bürgerschaft  nicht  mehr 
Einfluß  auf  die  Entwicklung  ihrer  Stadt  einräumte,  als  das  150  Jahre 
früher  geltende.  Nicht  genug,  daß  die  Stadtobrigkeit  eine  rein 
königliche  Behörde  war,  —  selbst  der  Vorschlag  der  Organisations- 
kommission, „sechs  Deputierte  aus  der  Mitte  der  Bürgerschaft^ 
heranzuziehen  und  ihnen  „in  Sachen,  die  «das  allgemeine  Interesse 
der  Bürgerschaft  betreffen",  Stimmrecht  zu  gewähren,  wurde  in  Berlin 
abgelehnt.  Das  Verdienst  der  damaligen  preußischen  Reformen  muß 
in  anderem  gesucht  werden  als  in  einer  liberalen  Heranziehung  des 
bürgerlichen  Mittelstandes  zu  den  öffentlichen  Dingen:  es  besteht  in 
der  wesentlichen  Vereinfachung  und  der  sicheren  Begelung  des  Ver- 
waltungsorganismus. 


IV. 

So  groß  die  Umwälzungen  auch  waren,  die  die  Zeit  der  französi- 
schen Herrschaft^)  in  Erfurt  mit  sich  brachte,  so  blieb  doch  die 
Form  der  öffentlichen  Verwaltung  im  wesentlichen  dieselbe,  wie  sie 
die  preußische  Reform  gestaltet  hatte.  Zwar  änderte  man  hier  und 
da  die  Bezeichnungen  der  Behörden,  gab  ihnen  großartige  Namen 
und  yermehrte  vielfach  das  Beamtenpersonal  auf  das  Doppelte  und 
Dreifache,  aber  die  Verteilung  und  Abgrenzung  der  amtlichen  Funktionen 
war  die  gleiche  wie  bisher.  Das  französische  Besitzergreifungspatent 
vom  29.  Oktober  1806^)  ließ  ausdrücklich  „alle  Zivilbehörden  und 
Ortsobrigkeiten  in  ihren  Funktionen^,  hob  auch  die  derzeit  geltenden 
preußischen  Gesetze  nicht  auf.  Vertreter  der  französischen  Staats- 
gewalt und  höchste  Instanz  der  „Provinz"  Erfurt  war  der  „Intendant 
des  Gouvernements  Erfurt",  dem  wiederum  der  „Generalintendant  der 
reservierten  Provinzen"  übergeordnet  wurde.  Der  Magistrat*)  zerfiel 
in  einen  Zivil-  und  MiUtärsenat ;  letzterem  lag  die  Sorge  für  die  Ver- 
pflegung der  französischen  Truppen,  das  Einquartierungswesen  u.  dgl. 
ob.    Die  Polizeiverwaltung  wurde  vom  Magistrate  getrennt  und  einer 


^)  ^gl-  »Erfurt  unter  französischer  Oberherrschaft '^  und  Erhard,  S.  128  £F. 
*)  Vgl.  Heinemann,  im  Anhang. 
»)  Erf.  Arch.  Id,  16;  Va,  28. 
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hesondeFen  Behörde  mit  zahlreichem  Personal,  der  „General-Polizei", 
übertragen  und  daneben  eine  „Geheime  Polizei^  errichtet,  beide  unter 
der  Leitung  eines  „Generalpolizeiinspektors".  Diese  Maßnahmen  sind 
ein  Beweis  dafür,  wie  sehr  damals  das  Wohl  der  französischen  Trappen 
imd  die  Sicherheit  gegen  feindselige  Agitationen  der  Bürgerschaft  im 
YorHergrunde  der  staatlichen  Fürsorge  standen. 

Das  Interesse  der  französischen  Machthaber  war  es  auch,  welches 
den  Anstoß  dazu  gab,  zum  ersten  Male  Bepräsentanten  der  Bürger- 
schaft^) zar  Teilnahme  an  der  Verwaltung  ihrer  Stadt  zu  berufen. 
Die  Franzosen  schrieben  die  ?on  ihnen  geforderten  Kontributionen 
und  Bequisitionen  nicht  auf  die  einzelnen  Ortsgemeinden  aus,  sondern 
gaben  der  Kriegs-  und  Domänenkammer  in  Heiligenstadt  für  ihren 
Bezirk  die  Beschaffung  einer  bestimmten  Summe  Geldes  auf  und  be- 
zeichneten dabei  nur  den  auf  die  „Provinz^  Erfurt  entfallenden  Be- 
trag, während  sie  dessen  gleichmäßige  Verteilung  zwischen  der  Stadt 
Erfurt  und  den  ländlichen  Ortschaften  der  Kammer  überließen.  Diese 
yerfügte  im  Januar  1807,  es  solle  zur  Verteilung  der  französischen 
Ausschreiben  aus  städtischen  und  ländlichen  Deputierten  ein  Aus- 
schuß gebildet  werden,  um  jeden  davon  zu  überzeugen,  daß  weder 
ein  einzelner,  noch  die  Gesamtheit  der  Städter  gegenüber  den  Land- 
bewohnern oder  umgekehrt  benachteiligt  werden  solle.  Von  selten 
der  Stadt  Erfurt  solle  der  Ausschuß  aus  einem  Mitgliede  des  Magi- 
strats und  zwölf  Bürgerschaftsrepräsentanten  bestehen.  Letztere  wurden 
bei  der  ersten  Konstituierung  nach  den  Vorschriften  des  Allgemeinen 
Landrechts  ^)  gewählt,  später  hat  sich  die  Magistrats-  und  Bürger- 
deputaiion  —  wie  sie  offiziell  hieß  —  beim  Abgange  von  Mit- 
gliedern durch  Kooptationen  selbst  ergänzt.  Die  Bildung  der  Bürger- 
deputation nach  Maßgabe  des  Allgemeinen  Landrechts  kennzeichnet 
ihre  Stellung  gegenüber  der  Bürgerschaft.  Der  Titel  6  Teil  II 
Allgemeinen  Landrechts,  dessen  Anwendung  vorgeschrieben  war,  handelt 
nämlich  von  Gesellschaften;  die  Deputierten  sollten  also  die  recht- 
liche Stellung  von  Vertretern  einer  Gesellschaft^)  haben.  Sie  waren 
nicht  in  dem  Sinne  Vertreter  der  Gemeinde,  wie  es  heute  —  ent- 
sprechend den  Landtags-  und  Reichstagsabgeordneten  —  die  Stadt- 
verordneten sind.  Während  heute  die  Stadtverordneten  ihren  Wählern 
gegenüber    für   ihre   Tätigkeit   keine  Kechenschaft  schuldig  und  an 

^)  \g\,  Karl  Uemnann  in  den  „Mitteilungen  des  Vereine  für  die  Geschiebte 
und  Altertumskande  von  firfarf",  7.  Heft,  S.  60  ff. 
")  A.L.R.  Teil  II,  Titel  6  und  8. 
«)  Vgl.  ebenda  §§  114—136. 


j 
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keine  iDStruktioneii  gebunden  sind,  auch  nicht  die  Interessen  einer 
Partei,  sondern  Tielmehr  die  der  Gesamtheit  za  vertreten  haben, 
waren  damals  die  Erfurter  Bürgerdeputierten  Vertreter  im  recht- 
lichen Sinne,  im  Sinne  yob  Beauftragten,  gebunden  an  .die  —  sehr 
beschränkten  —  Vollmachten  der  Bürgerschaft  und  dieser  zur  Kech- 
nungslegung  verpflichtet.^) 

Die  Bürgerdeputation  hatte  —  unter  der  Aufsicht  des  Magi- 
strats —  die  gleichzeitig  mit  ihr  errichtete  „Bürgerkasse^  zu  ver- 
walten, aus  der  künftig  alle  nicht  direkt  der  Stadtkasse  auferlegten 
Kontributionen  zu  bestreiten  waren.  Zu  diesem  Zwecke  war  die 
Bürgerdeputation  befugt,  Anleihen  auf  das  Vermögen  der 
Bürger  aufzunehmen  oder  je  nach  Bedarf  das  sog.  „Geschoß^  zu 
erheben,  —  eine  direkte  Grund-,  Gewerbe-  und  Kapitalsteuer.  Im 
übrigen  hatte  die  Deputation  keinerlei  Mitwirkungsrechte  bei  der 
städtischen  Verwaltung. 

Während  der  französischen  Zeit  übte  das  französische  Gouvernement 
auf  die  Magistrats-  und  Bürgerdeputation  nach  allen  Bichtungen  hin 
einen  starken  Druck  aus,  so  daß  sie  nach  und  nach  sehr  willkürlich 
zusammengesetzt  wurde,  über  die  Bedürfnisse  der  Bürgerkasse  und 
die  Verwendung  der  erhobenen  Gelder  keine  überzeugende  Über- 
sichten gab,  in  der  Verteilung  der  geforderten  Kontributionen  an- 
scheinend willkürlich  verfuhr,  hohe  Anleihen  kontrahierte  usw.') 


y. 

Als  Erfurt  im  Januar  1814  unter  die  preußische  Herrschaft 
zurückkehrte^,  wurde  manche  französische  Neueinrichtung  wieder 
aufgehoben.  Die  „hohe  General-^  und  die  „Geheime  Polizei^  wurde 
aufgelöst  und  die  Polizeiverwaltung  dem  Magistrate  zurückgegeben, 
unter  dessen  Aufsicht  sie  von  der  „Polizeidirektion''  ausgeübt  wurde. 
Mit  dem  1.  April  1816  trat  die  verbesserte  Einrichtung  der  Provinzial- 
behörden  in  Kraft,  Erfurt  wurde  die  Hauptstadt  des  gleichnamigen 
Begierungsbezirkes  der  Provinz  Sachsen.  Die  inzwischen  in  Preußen 
erlassene  Städteordnung  vom   19.  November  1808  konnte  in  Erfurt 


^)  Vgl.  Erf.  Arch.  Je,  Nr.  11.  So  lautete  die  Vollmacht  der  Bürgerschaft 
E.  B.  auf  eine  Kapitalanleihe  bis  50000  Taler.  (Wie  bedeutend  diese  Summe  tat- 
sächlich überschritten  wurde,  siehe  unten!)  YgL  auch  Erf.  Arch.  Vk,  Nr.  49,  Vol.  I. 

«)  Vgl,  Erf.  Arch.  XXV,  Nr.  28  A,  S.  314  flF. 

^  Vgl  Er£  Arch.  I,  Nr.  1. 
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zunächst  nicht  eingeführt  werden^  bevor  man  die  Stadt  vor  allem 
finanziell  in  den  Stand  gesetzt  hatte,  ihre  Angelegenheiten  selbst  zu 
verwalten.  Dies  zog  sich  bis  zum  Jahre  1822  hin.  So  lange  blieb 
die  städtische  Verwaltung  auch  unter  preußischer  Herrschaft  staat- 
lich und  die  Erfurter  Bürger  mußten  vor  der  Hand  noch  des  Rechtes, 
Stadtverordnete  zu  wählen  und  durch  diese  auf  die  Verwaltung  ihrer 
Gemeinde  Einfluß  zu  üben,  entbehren.  Ehe  indessen  Erfurt  im 
Jahre  1822  endgültig  das  Recht  der  Selbstverwaltung  erlangte,  sollte 
sich  aus  der  Magistrats-  und  Bürgerdeputation  eine  Stadtverordneten- 
versammlung entwickeln.  Die  Bürgerdeputation  bestand  nach  der 
Beendigung  der  französischen  Herrschaft  fort,  um  die  ihr  über- 
wiesenen Einnahmen  und  die  zur  Befriedigung  der  französischen  An- 
sprüche aufgenommenen  hohen  Anleihen  weiter  zu  verwalten.  Die 
Bürgerschaft  brachte  ihr  kein  sonderliches  Vertrauen  entgegen,  sah 
in  ihr  insbesondere  keine  legale  Vertretung  der  Bürger.  Im  Jahre 
1817  beantragte^)  eine  Anzahl  Bürger  „im  Namen  der  Bürgerschaft" 
beim  Magistrate,  er  möge  vermitteln,  daß  durch  eine  sektionsweise 
Wahl  der  gesamten  Bürgerschaft  ein  Repräsentantenkollegium  ge- 
bildet werde,  welches  berechtigt  sei,  die  Rechnungen  der  Bürger- 
deputation zu  revidieren  und  dieselbe  zu  dechargieren.  Der  Magistrat 
kam  diesem  Wunsche  nicht  nur  nach,  sondern  beantragte  bei  der 
Regierung,  eine  Vertretung  einzusetzen,  deren  Befugnisse  und 
Funktionen  denen  einer  Stadtverordnetenversammlung  nach  Inhalt  der 
Städteordnung  von  1808  gleichstünden.  Unterm  13.  April  1818  ge- 
nehmigte die  Königl.  Regierung  zu  Erfurt  die  Wahl  eines  Bürger- 
ausschusses und  bestimmte, 

„daß  der  neu  zu  errichtende  Bürgerausschuß  nicht  bloß  zum 
Zwecke  der  fraglichen  Rechnungsrevision,  sondern  im  Sinne  des 
Allgemeinen  Landrechts  Teil  II  Titel  8  §§  110,  1  und  111  und 
im  Sinne  der  Städteordnung,  insbesondere  Titel  6  Abschnitt  2 
§§  108ff.  —  soweit  bei  der  bestehenden  Verfassung 
eine  analoge  Anwendung  dieses  hier  noch  nicht  in 
Kraft  gebrachten  Gesetzes  geschehen  kann  —  als 
Stadtverordnetenversammlung  erwählt  werde," 

Die  Rechte  der  Stadtverordnetenversammlung  waren  von  vorn- 
herein mit  Rücksicht  auf  die  eigentümlichen  Beziehungen  der  Stadt 
zum  Staate  auf  ein  geringes  Maß  beschränkt  worden.  Noch  im  selben 
Jahre  (unterm  12.  Dezember  1818)  verfügte  die  Regierung: 

*)  Vgl.  Karl  HerrmanD,  S.  64  u.  65  und  Erf.  Arch.  XXV,  Nr.  28  A,  S.  314  ff. 
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Die  StadtTerordnetenversammluDg  übe  sämtliche,  ihr  durch  die 
§§  108—133  und  183  und  184  der  Städteordnung  beigelegte  Befug- 
nisse nach  der  zur  Städteordnung  erlassenen  Instruktion  mit  folgenden 
Beschränkungen  aus: 

1.  Die  Yerwaltong  der  Stadtkasse  als  einer  landesherrlichen  stehe  nicht 
unter  Aufsicht  und  Eontrolle  der  Stadtverordnetenversammlung,  und  aUe  der 
Stadtkasse  durch  deren  Etat  zugewiesenen  Grundstücke,  Gerechtsame  und  Ein- 
künfte seien  von  der  Aufsicht  und  Einwirkung  derselben  ausgenommen. 

2.  Alle  Beschlüsse  der  Stadtverordnetenversammlung,  durch  welche  die 
Substanz  des  städtischen  Vermögens  verändert  werde,  also  auch  über  Aufnahme 
und  Verwendung  von  Kapitalien,  über  Prozesse  und  Vergleiche,  über  Abgaben 
und  Dienste  usw.  bedürfen  der  Genehmigung  der  Regierung; 

3.  desgleichen  alle  Anstellungen,  Besoldungen  und  Pensionierungen  von 
städtischen  und  Stiftsbeamten; 

4.  alle  Kassenetats  bedürfen  der  Genehmigung,  alle  Eechnungen  der  Super- 
revision  der  ftegierung; 

6.  den  Vorsitz  in  der  Stadtverordnetenversammlung  führe  der  Bürgermeister 
oder  ein  anderes  Magistratsmitg;lied ; 

6.  die  Ausführung  der  Stadtverbrdnetenbeschlüsse ,  sowie  überhaupt  die 
Verwaltung  stehe  allein  bei  dem  Königlichen  Magistrate. 

Von  dem  wertvollsten  Bestandteile  des  Rechtes  der  Selbst- 
verwaltung, der  selbständigen  Verwaltung  der  städtischen  Finanzen, 
blieb  also  Erfurt  trotz  der  neuen  Stadtverordnetenversammlung  aus- 
geschlossen. 


Tl. 

Auf  die  Dauer  freilich  war  dieser  Zustand  unhaltbar.  Die 
Begierung  mußte  darauf  sinnen,  der  Stadtgemeinde  die  Mittel  zu 
verschaffen  und  sie  in  den  Stand  zu  setzen,  die  Stadtkasse  selbst 
zu  verwalten  und  alle  etatsmäßigen  Bedürfnisse  aus  ihr  zu  be- 
streiten. Früher,  Ausgangs  des  Mittelalters,  in  der  Periode  seiner 
Unabhängigkeit,  war  Erfurt  durch  das  beträchtliche  Gemeindeeigen- 
tum an  Grundstücken  und  Rechten  eine  der  reichsten  Städte  gewesen. 
Der  Jahresertrag  derselben  soll*)  noch  im  Jahre  1661  —  also  kurz 
vor  der  Katastrophe  —  75 128  Schock  Groschen  oder  375  640  Mk. 
heutigen  Geldes  betragen  haben,  —  eine  Summe,  welche  200  Jahre 
später   auf  das  Dreifache   gestiegen  sein   würde.     Aber,   wie   oben 


*)  Vgl.    die   Petition   des   Erfurter  Magistrats    und   Gemeinderats    an   das 
Preußische  Abgeordnetenhaus  vom  11.  Februar  1863.  S.  3  u.  5. 
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erwähnt,  entzog  d«r  Enrfürst  von  Mainz  der  Stadt  nach  ihrer  Crobemng 
im  Jahre  1664  nach  und  nach  das  gesamte  Eigentum  und  T^leibte 
es  dem  Staatsyermögen  ein.  Im  19.  Jahrhundert  war  dann  eine 
WiederaussonderuDg  des  früheren  städtischen  Vermögens  aus  dem 
des  Staates  nicht  mehr^)  möglich.  So  blieb  denn  nichts  übrig,  als 
der  Stadt  nach  Maßgabe  des  Bedürfnisses  aus  der  bisher  gemein- 
schaftlichen Stadtr  und  Staatskasse  die  erforderliche  Ausstattung  in 
Grrundeigentum  und  in  gewissen  beständigen  Einnahmen  zu  gewähren.*) 
Diese  Dotation  erfolgte  durch  Eönigl.Eabinetsordre  vom  18.  April  1822. 
Damit  trat  Erfurt  in  die  Reihe  der  ihr  Vermögen  und  ihre  Bedürf- 
nisse selbst  verwaltenden  Städte,  xmd  fortan  war  die  Anwendung  der 
Städteordnung  in  Erfurt  nicht  mehr  beschränkt.  Seit  jener  Zeit  hat 
sich  die  Erfurter  Stadtrerfassung  regelmäßig  und  ohne  Abweichung 
Yon  den  im  Laufe  der  Zeit  erlassenen,  das  preußische  Stadtrecht  be- 
treffenden allgemeinen  Gesetzen  —  von  denen  in  anderem  Zusammen- 
hange zu  sprechen  ist  —  entwickelt. 

Es  sei  noch  erwähnt,  daß  Erfurt  nach  der  im  Jahre  1815  für 
die  ganze  Monarchie  neu  geordneten  Verwaltungsorganisation  die 
Hauptstadt  eines  Regierungsbezirkes  der  Provinz  Sachsen  wurde, 
während  in  kreiskommunaler  Hinsicht  die  Stadt  mit  ihrem  Weich- 
bilde einen  eigenen  Stadtkreis  bildete.  Im  Jahre  1818  wurde  aber 
die  Verwaltung  des  Stadtkreises  mit  der  des  Landkreises  durch  eine 
Art  Personalunion  —  der  Landrat  des  Landkreises  war  zugleich 
Oberbürgermeister  der  Stadt  —  verbunden.  Diese  Verschmelzung 
der  beiden  Kreisverwaltungen  führte  allmählich  zu  einer  Verdunkelung 
des  ursprünglichen  Rechtsverhältnisses.  Seit  1833  bildeten  beide 
Kreise  tatsächlich  eine  kommunale  Einheit.  Da  aber  die  Unterord- 
nung einer  so  großen  Stadt  unter  den  Landrat  mit  der  Zeit  unbequem 
wurde,  so  ist  seit  dem  1.  Januar  1872  der  selbständige  Stadtkreis 
wiederhergestellt  worden,  in  welchem  nunmehr  der  Oberbüigermeister 
die  landrätlichen  Punktionen  wahrnimmt.  Gleichwohl  blieb  Erfurt 
nach  wie  vor  Kreisstadt  des  Landkreises. 


^)  Wenigstens  nach  Ansicht  der  Regierang  nicht  mehr. 
*)  Vgl.  Er£  Arch.  XXV,  Nr.  19. 
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ni.  Kapitel. 

Die  Bevölkerung. 


Literatur : 

AI  fr.  £irchhoff,  Beiträge  zur  Bevölkerangsstatisük  von  Erfurt  im  V.  Heft 
der  „Mitteilangen  des  Vereins  für  die  Geschichte  und  Altertumskunde  von 
Erfurt«  (1871). 

Wilh.  Frhr.  ▼.  Tettau,  Beitrage  zu  einer  yergleichenden  Topographie  und 
Statistik  Yon  Erfurt,  ebenda  Heft  XII  (1885). 

Statistische  Mitteilungen  aus  dem  Stadtkreise  Erfurt,  bearbeitet  vom  Oberbürger- 
meister Breslau  (Erfurt  1878). 

Wilh.  Hörn,  Zur  Charakterisierung  der  Stadt  Erfurt,  ein  medizinisch'Statistiscfaer 
Beitrag  (Erfurt  1843),  S.  273  £ 

Erfurter  Arohiy  XYIIIa,  Nr.  14  u.a.,  sowie  diä  neueren  VerwAltungsbehchte. 


I. 

Die  hervorrageDde  BedentuDg,  welche  im  Mittelalter  die  deutschen 
Städte  in  der  politischen  und  wirtschaftlichen  G-eschichte  gehabt 
haben,  verführt  leicht  zu  übertriebenen  Vorstellungen  hinsichtlich  der 
Größe  der  städtischen  Beyölkerung.  In  den  Geschichtswerken  des 
18.  und  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  begegnet  man  gerade- 
zu märchenhaft  klingenden  Angaben  über  die  Einwohnerzahl  der 
wichtigeren  deutschen  Städte  in  früheren  Jahrhunderten;  im  Ver- 
gleich mit  diesen  erscheinen  die  der  Wirklichkeit  entsprechenden 
Zahlen,  wie  sie  neuere  statistische  Untersuchungen  festgestellt  haben, 
sehr  unbedeutend. 

Auch  heute  unterliegt  man  bei  derartigen  Berechnungen  noch 
gar  zu  leicht  der  Versuchung,  auf  die  Verhältnisse  jener  Zeit  unseren 
heutigen  Maßstab  zu  übertragen  und  aus  der  höheren  Bedeutung 
einer  Stadt  im  Mittelalter  zu  schließen,  daß  sie  damals  ebenso  Yolk- 
reich  gewesen  sein  müsse,  wie  eine  Stadt  yon  ähnlicher  Bedeutung  in 
unserer  Zeit  es  ist.  Solche  Rückschlüsse  von  heute  auf  ehedem  sind 
aber  aus  zwei  Gründen  unberechtigt.  Einmal  beruht  die  hervorragende 
Stellung  einer  Stadt  in  der  Vorzeit  nicht  ausschließlich  auf  der  Zahl 
ihrer  Bewohner,  sondern  ebenso  sehr  auf  dem  dominierenden  politischen 
und  wirtschaftlichen  Einflüsse,   den  sie  als  befestigter  Platz  und  als 
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Mittelpunkt  des  Handels  und  Verkehrs  eines  Landes^  in  weit  höherem 
Maße  als  heute,  besaß.  Zweitens  aber  ist  alles  Hervorragen  nur 
etwas  relatives;  eine  Stadt  kann  im  Mittelalter  auch  bei  einer  Ein- 
wohnerzahl von  nur  wenigen  Tausend  eine  wichtige  Rolle  gespielt 
haben,  sofern  sie  nur  prozentual,  im  Verhältnis  zu  der  allgemeinen 
Volksdichtigkeit,  auf  dem  Stadtgebiete  einen  größeren  Teil  der  Ge- 
samtbevölkeruDg  des  Landes  vereinigte. 

Auch  in  älteren  und  neueren^)  Werken  über  Erfurt  ist  man 
immer  wieder  in  jenen  Fehler  verfallen,  und  stereotyp  kehrt  die  Be- 
hauptung wieder,  Erfurt  habe  in  seiner  Blütezeit,  im  14.  und  15.  Jahr- 
hundert, 80000  oder  noch  mehr  Einwohner  gehabt.  Es  kann  nach 
dem  uns  erhaltenen  Material  —  kirchliche  Geburts-  und  Sterberegister, 
ferner  vereinzelte  Angaben  über  die  Zahl  der  V^ohnhäuser  und  über 
die  der  Bürger  —  keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  diese  Zahl  zu 
hoch  gegriffen  ist.  Alfred  Kirchhoff  imd  Wilhelm  von  Tettau  haben 
auf  dem  Wege  einer  genauen  statistischen  Untersuchung  durch  eine 
umständliche  Wahrscheinlichkeitsrechnung  Erfurts  Einwohnerzahl  in 
älterer  Zeit  annäherungsweise  zu  bestimmen  versucht.  Von  Tettau 
nimmt  für  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  25 — 30000  Einwohner 
an,  indessen  scheint  das  eine  ziemlich  willkürliche  Schätzung  zu  sein. 
Für  die  Zeit  der  höchsten  Macht,  die  zweite  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts, schwanken  die  Angaben  Ejrchhoffs  und  von  Tettaus  zwischen 
32000  uod  40000,  doch  hat  die  erstere  Ziffer  die  größere  Wahr- 
scheinlichkeit für  sich. 

Vergleicht  man  damit  die  Bevölkerungszahlen  anderer  bedeutender 
Städte  zu  derselben  Zeit,  so  erkennt  man  schon  aus  einer  solchen 
Gegenüberstellung,  daß  Erfurt  unter  den  deutschen  Städten  einen 
hervorragenden  Bang  eingenommen  haben  muß.  Die  Bevölkerung 
Basels  schätzt  man  (Schoenberg)  im  16.  Jahrhundert  auf  höchstens 
10000,  die  von  Frankfurt  a.  M.  auf  ungefähr  8000,  Mainz  etwa 
6000,  Leipzig  etwa  4000,  Meißen  2000.  Nürnbergs  Einwohnerzahl 
wird  im  Jahre  1449  auf  20000,  diejenige  von  Straßburg  ungefähr 
ebenso  hoch  berechnet.  Köln  hat  in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts etwa  37  000  Einwohner  gehabt;  in  Hamburg  finden  wir 
1419:  22000,  1626:  12000,  1594:  19000  Einwohner.«) 


^)  Sog^ar  noch  in  den  „Statistischen  MitteUnngen  aus  dem  Stadtkreise  Erfurt*' 
auf  Seite  2. 

*)  ^S^-  ^'  "^^  Below,  Art.  „Bürger,  Bürgertum"  im  Handwörterbuch  der 
Staatswissensch  aften. 
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Dieser  Eindruck  wird  bestätigt  durch  eine  uns  erhaltene  Tage- 
buchaufzeichnung eines  rassischen  Reisenden  aus  den  Jahren  1436 — 38, 
derzufolge  Erfurt  damals  durch  seine  Volkszahl  unter  allen  Städten 
Deutschlands  hervorragte.^)  Freilich  ging  seit  dem  „tollen  Jahre ^ 
1509  die  Bevölkerung  der  bis  dahin  so  volkreichen  Stadt  in  gleichem 
Schritte  mit  ihrem  Wohlstande  sehr  erheblich  zurück.  Im  Laufe  des 
16.  Jahrhunderts  haben  mehrfach  ausgebrochene  Seuchen  die  Zahl 
der  Stadtbewohner  in  so  außergewöhnlichem  Maße  dezimiert,  daß  sie 
sich  im  Jahre  1604  nach  Kirchhoffs  Berechnung  nur  noch  auf 
15—16000 2)  belaufen  hat;  1624  ergab  eine  offizielle  Zählung  13844 
Stadtbewohner.  In  den  folgenden  Jahren  äußern  sich  die  E^riegs- 
drangsale  in  einem  auffallenden  Überschuß  von  Sterbefällen  über  die 
Geburtenzahlen.  Im  Jahre  1641  wird  Erfurt  kaum  10000,  im  Jahre 
des  Beginns  der  Mainzischen  Herrschaft  —  1664  —  höchstens 
12000  Einwohner  gehabt  haben.  Allmählich  hob  sich  dann  die 
Volkszahl  bis  1681  auf  15000,  um  in  den  furchtbaren  Pest- 
jahren 1682  und  1683  wieder  auf  10000  —  vielleicht  auch  noch  auf 
weniger  —  zu  sinken.  Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  finden 
wir  nur  geringe  Schwankungen,  für  die  Zeit  zwischen  1700  und 
1750  14 — 17  000.  Seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  liegen 
uns  die  Resultate  genauer  Zählungen  vor.  Danach  betrug  die  Ein- 
wohnerzahl 

1758,    also   während   des    7  jährigen    Krieges,    13  602, 

1777 14064, 

1791 16896, 

1798 17684, 

1802,  beim  Beginne  der  preußischen  Herrschaft,  16  580. 


n. 

Die  Bevölkerungsbewegung  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  mag 
folgende  Tabelle  veranschaulichen.    Es  betrug: 


1)  Vgl.  V.  Tettau,  S.  199. 

*)  Die  Bürgerliflte  ergab  nämlich  4329  selbständige  Bürger. 
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Dayon  entfallen  auf 

Verhältnis  des  Militärs 

im 

die  Gesamt- 

zur  Gesamt- 

Jahre 

bevölkerung 

die  Zivil- 

die  Militär- 

bevolkerong in 
Prozent^ 

bevölkemng 

bevölkerung 

1802 

17680 

16580 

1100") 

6,2 

1811 

— 

16965 

") 

1817 

14846 

») 

1820 

20517 

17261 

3356 

15,9 

1826 

23680 

21  211 

2469 

10,4 

1835 

27410 

23894 

3516 

12,8 

1844 

29429 

26  129 

3300 

11,2 

1855 

33625 

28327 

5298 

ISA 

1861 

370^2 

32546 

4466 

12,0 

1867 

41760 

37  3i»4 

4436 

10,6 

1871 

43616 

40449 

3167 

7,3 

1876 

47942 

44437 

3505 

7,3 

1880 

53254 

50188 

3066 

5,7 

1885 

58386 

56064 

2322 

4,0 

1890 

72360 

70  265 

2095 

2,7 

1895 

78167 

75316 

2851 

3,6 

1900 

85  191 

83080 

2111 

a,5 

Aus  der  Tabelle  ergibt  sich  ein  Anwachsen  der  Gesamteinwohner- 
zahl  Erfurts  in  den  Jahren  1802  bis  1900  bis  auf  das  4^/^  fache  des 
ursprünglichen  Betrages.  Zwar  ist  die  Ziffer,  von  der  ab  die  offizielle 
Statistik  die  GroBatädte  rechnet  (100000)  noch  nicht  erreicht,  aber 
doch  so  nahe,  daß  man  Erfurt  jedenfalls  richtiger  schon  zu  den  Groß* 
Städten,  als  noch  zu  den  Mittelstädten  zählen  darf.  Im  einzelnen  be- 
trägt die  BeyQlkeruDgsyermehmng  in  Erfurt,  zugleich  verglichen  mit 
den  beiden  anderen  Großstädten  der  Provinz  Sachsen: 


* 

Erfurt 

Kagdeburgf 

HaUe 

von  1802—1835: 

55,03% 

^3,25% 

31,0  % 

„    1836-1871: 

59,12  „ 

62,76  „ 

100,9    n 

„    1871    1900: 

95,32  „ 

197,60  „ 

198,11  „ 

Dabei  ist  zu  berücksichtigen,  daß  Magdeburg  und  Halle  ausgeprägtere 
Fabrikindustriestädte  sind  und  daß  bei  ihnen  Eingemeindungen  von 
Vororten  sehr  erheblich  ins  Gewicht  fallen. 


^)  seil,  noch  unter  mainzischer  Herrschaft!  Nach  der  preußischen  Besitz- 
nahme stieg  die  Militärbevolkerung  fast  auf  das  Doppelte. 

')  Während  der  französischen  Herrschaft  ist  die  Milltärbevölkerunfjf  wegen 
der  fortwährenden  Durchmärsche  beständigen  Schwankungen  unterworfen  gewesen. 
In  der  Zeit  vom  Dezember  1806  bis  Oktober  1813  hat  Erfurt  —  soweit  eine 
Nach  Weisung  möglich  war  —  an  Einquartierung  .  infolge  der  Durchmärsche  zu 
tragen  gehabt  im  ganzen:  720  Generale,  1500  Stabs-  und  60 000  andere  Offiziere, 
982000  CFnteroffiziere  und  Gemeine  und  95000  Pferde. 

*)  Speziell  nicht  zu  ermitteln  gewesen. 
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Die  allgemeine  BeTÖlkerangsbewegung  in   Erfurt  während  des 
neunzehnten  Jahrhunderts  zeigt  folgende  Übersicht:  es  betrug 


in  den 
Jahren 

die 
Geburts- 
ziffer 

die 
Sterbe- 
ziffer 

die 
Diffe- 
renz 

die  Zahl! 
der  Ehe- 
schließ- 

I 

die  6e- 

völkerungs-i 

zunähme  ! 

überhaupt  1 

! 

•• 

der  Über- 
schuß der 
Gebarten 

9m_ 

der  Über- 
schuß des 
Zuzugs 

ungen  ' 

über  die 

über  den 

im  L 

^urchschn 

litt  pro  mille 

Sterbefalle 

Abzug 

1801—1840 

^IM 

1 

SM  1     -    i 

6480 

1604 

4876 

1849—1853 

33,4 

25,9 

7,5        :.            —         ' 

2  142 

1041 

IIOI 

1854—1858 

32,9 

30,2 

2,7    ;-      —    ! 

2411 

447 

1964 

1869-1863 

33,1 

23,1 

10,0    1       —    ! 

5281 

1827 

34S4 

1864—1868 

35,8 

31,6 

4,2    1      —    1 

2220 

1018 

1202 

1869—1874 

42,0 

26,8 

15,2  ;    11,3  , 

— 

— 

— 

1873—1879 

40,1 

24,7 

15,4  ,i     8,7 

6247 

5128 

IXX9 

1880-1884 

35,4 

23,7 

",7    l|      7,8    ; 

6649 

3220 

3429 

1885—1889 

36,0 

22,1 

13,9    1      9,1    1 

10  651 

4260 

6391 

1890—1894 

35,8 

22^ 

13,5    '      8,4   i 

6947 

4987 

i960 

1895—1899 

32,5 

18,3 

14,2 

1       8,1 

7277 

5809 

1468 

Die  allgemeine  G-eburtenziffer  für  das  Deutsche  Keich  betrug  im 
Jahrzehnt  1891  bis  1900  im  Durchschnitt  37,4,  die  allgemeine  Sterbe- 
ziffer 23,5  auf  1000  Einwohner.  Erfurt  hat  also  auf  der  einen  Seite 
zwar  eine  hinter  dem  Reichsdurchschnitt  zurückbleibende  Geburten- 
ziffer, andererseits  aber  eine  außerordentlich  günstige  Sterbeziffer,  so 
daB  es  als  gesunde  Stadt  gelten  kann. 

Die  Zahl  der  Familienhaushaltungen  belief  sich 

im  Jahre  1802  auf    3  988, 
„        ,,      1867    „     8  502  und 
„      1900    „    17  8n. 

Im  Verhältnis  dazu  hat  die  Vermehrung  der  Wohnhäuser  nicht 
entfernt  gleichen  Schritt  gehalten,  wie  die  nachstehende  Übersicht 
zeigen  mag: 

auf  1  Wohnhaus 
im  Jahre  Zahl  der  Wohnhäuser  entfallen  Personen  der 

Zivilbevölkerung 

1802  3154  5,2 

1835  2724  8,8 

1871  3098  13,0 

1885  3629  15,5 

1900  4592  18,1 

Während  im  Jahre  1802  noch   durchschnittlich  fast  jeder  Familien- 
haushält  sein  eigenes  Wohnhaus  hatte,  kamen  1900  auf  ein  Wohn- 
haus fast  Tier  Familienhaushaltimgen.    Allerdings  zeigt  Erfurt,  yer- 
XLV.  3 
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glichen  mit  anderen  größeren  Städten,  noch  ziemlich  günstige  Wohnungs- 
yerhältnisse.  Es  kamen  im  Jahre  1900  im  Durchschnitt  auf  das  be- 
wohnte Haus:  in  Charlottenburg  62,6,  in  Berlin  60,07,  Breslau  40,7, 
Posen  39,12;  Stettin  38,64,  Chemnitz  30,14,  Dresden  28,68,  Leipzig 
27,84,  Kassel  24,89,  Stuttgart  21,06,  Dortmund  19,86,  Duisburg  19,49, 
Elberfeld  18,87,  Essen  18,73,  Aachen  17,44,  Straßburg  16,97,  Köln 
16,82,  Krefeld  13,96  und  demgegenüber  in  Erfurt  18,1  Personen. 
Immerhin  läßt  sich  auch  in  Erfurt  die  moderne  Großstadtentwicklung 
nach  ihrer  traurigsten  Seite  hin  verfolgen:  mögen  die  Wohnhäuser 
im  Jahre  1900  den  hygienischen  Anforderungen  auch  in  weit  höherem 
Maße  entsprechen  als  im  Jahre  1802  und  mögen  sie  jetzt  im  allge- 
meinen auch  einen  größeren  Rauminhalt  haben,  als  damals,  —  die 
Tatsache  ist  doch  unverkennbar,  daß  sich  von  Jahr  zu  Jahr  mehr 
Bewohner  in  einem  Hause  zusammendrängen. 

Zur  Beurteilung  der  Einkommensverhältnisse  der  Bevölkerung  in 
den  letzten  26  Jahren  diene  die  folgende  Zusammenstellung  als 
ungefährer  Anhalt.  Es  sei  zu  ihr  noch  bemerkt,  daß  sie  sich  auf 
die  VeranlaguDgen  zur  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer, 
bzw.  zur  Staatseinkommensteuer  gründet.  Die  letztere,  welche  1892 
an  Stelle  der  Klassen-  und  klassifizierten  Eiinkommensteuer  trat,  läßt 
bekanntlich  die  Einkommen  unter  900  Mk.  steuerfrei. 


1875 


1880 


1884 


1891 


1895 


1900 


£8  betrag  die  Gesamteinwohnerzahl 
Darunter  aktive  Miiitärpersonen  .  . 
Zahl  der  Personen  mit  über  420  Mk. 
Jahreseinkommen  inkl.  Angehörige 
Personen  mit  noch  nicht  420  Mk.  Ein- 
kommen inkl.  Angehörige  (Militär 

abgerechnet) 

Personen  mit  mehr  als  900  Mk.  Ein- 
kommen inkl.  Angehörifife      .     .     . 
Personen  mit  noch  nicht  900  Mk.  Ein- 
kommen   inkl.    Angehörige    (ohne 

Müitär) 

Zahl  der  Zensiten 

Davon    hatten   ein   veranlagtes  Ein- 
kommen von  420 —     660  Mk. 
660-     900    „ 
900—  1200    „ 
1 200—  1 800    „ 
1800-  3000    „ 
3000-6000    „ 
6000—12000    „ 
mehr  als  12  000 


47  942 
3505 


n 


53254 
3066 


158000 
2904 


3388237434.40007 
10928 


7515 


12733 

4590 

3073 
1809 

I  416 

I  022 

627 

159 

37 


9877 


71  506 
2137 

55879 


12256 


13533 

5245 
2910 

1613 

I  520 

I  130 

843 
229 

43 


14733 

S134 

3  393 
1  827 

1763 

1372 

924 

258 
62 


21  360 

5015 

5  743 
4666 

2288 

1886 

1303 
345 
114 


78  167 
2851 


85  191 
2  III 


37217     48821 


36037 

35  343 

10  798    15  490 

{5  335)^)  {4  701V) 

{5  57öy)  (8  552y) 

3506 

5769 

2818 

3986 

2486 

3069 

1303 

I  740 

500 

635 

185 

291 

^)  Nach  der  Veranlagung  für  die  Gemeindeeinkommensteuer ! 


Zweiter  Teil. 

Das  städtische  Finanzwesen  am  Beginne  des 
19«  Jahrhunderts  Ms  zur  Einfühnmg  der  Selbst 

Terwaltnng  (1802—1822). 


I.  Kapitel. 

Das  Kassen-  und  Reohnnngswesen. 


-  Idteratnr: 

Karl  Bücher,  Der  öffentliche  Haushalt  der  Stadt  Frankfurt  im  Mittelalter,  im 
52.  Bande  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft  (Tübingen  18%). 

Wilhelm  Stieda,  Städtische  Finanzen  im  Mittelalter,  in  den  Jahrbüchern  für 
National-Ökonomie  und  Statistik,  III.  Folge,  Band  17  (Jena  1899). 

Max  Gebauer,  Breslaus  kommunale  Wirtschaft  um  die  Wende  des  18.  Jahr- 
hunderts (Jena  1902). 

Daneben  Archivalien  und  die  bereits  oben  auf  Seite  15  zu  Kapitel  U  zitierten 
£rfurter  Lokalabhandlungen. 

I. 

Karl  Bücher  hat  zuerst  darauf  hingewiesen,  daß  dem  Mittelalter 
der  Gedanke  der  fiskalischen  Easseneinheit  fremd  war,  jener  Grund- 
satz, daß  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  wenigstens  rechnungsmäßig 
durch  eine  Hauptkasse  gehen  müssen.  Dagegen  bestanden  damals 
in  der  Stadtverwaltung  eine  Reihe  besonderer,  für  sich  wirtschaftender 
Ämter  —  so  bezeichnete  man  damals  das,  was  wir  heute  „Ver- 
waltungsabteüung^  oder  „Ressort^'  zu  nennen  pflegen  —  nebeneinander, 
die  ihre  Einnahmen  nicht  unmittelbar  an  die  Hauptkasse  abführten, 
sondern  zunächst  zur  Deckung  der  ihnen  obligenden  Ausgaben  ver- 
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wandten.  Erzielte  ein  solches  Amt  einen  Überschuß,  so  war  dieser 
an  die  Hauptkasse  abzuführen.  Im  entgegengesetzten  Falle  mußte 
aus  der  allgemeinen  städtischen  Finanzverwaltung  ein  entsprechender 
Zuschuß  geleistet  werden.  Auf  jede  Einnahme  waren  also  besondere 
Ausgaben  angewiesen  und  nur,  soweit  sie  Überschüsse  abzuliefern 
oder  Zuschüsse  zu  empfangen  hatten,  traten  die  einzelnen  Amter  und 
ihre  Kassen  mit  der  allgemeinen  städtischen  Finanzverwaltung  in 
Berührung.  Dieses  „Prinzip  der  Sonderhaushaltungen^  hat  sich  in 
den  städtischen  Finanzverwaltungen  bis  in  das  19.  Jahrhundert  hinein 
erhalten.  In  Erfurt  finden  wir  am  Beginne  des  19.  Jahrhunderts 
nicht  weniger  als  35  öffentliche  Kassen  innerhalb  oder  doch  in  Ver- 
bindung mit  der  städtischen  Verwaltung.  Diese  Speauüämterkassen 
waren  ihrem  Wesen  nach  entweder  Sonderkassen  oder  Nebenkassen. ^) 
Die  ersteren  standen  mit  der  städtischen  Hauptkasse  nur  soweit  in 
Verbindung,  als  sie  an  dieselbe  Überschüsse  abzuführen  oder  von  ihr 
Zuschüsse  zu  empfangen  hatten.  Die  Nebenkassen  dagegen  waren 
völlig  unselbständig;  sie  führten  ihre  Einnahmen  an  die  Hauptkasse 
ab,  und  aus  dieser  wurden  auch  ihre  Ausgaben  bestritten ;  ihr  Zweck 
war  also  lediglich  der,  daß  über  Einnahmen  und  Ausgaben  eines 
gewissen  Verwaltungszweiges  spezielle  Rechnung  geführt  wurde.  Eine 
solche  Zersplitterung  im  Kassenwesen  mußte  naturgemäß  mancherlei 
grell  hervortretende  Schäden  im  Gefolge  haben.  Zunächst  macht  sie 
es  dem  Forschenden  fast  unmöglich,  einen  umfassenden  klaren  Über- 
blick über  die  gesamte  Finanzverwaltung  der  Stadt  zu  gewinnen,  da 
in  der  Hauptkämmereirechnung  manche  Spezialämter  gar  nicht, 
andere  nur  mit  ihrem  XJberschuß  bzw.  Defizit  vertreten  sind.  Die 
damaligen  Hauptkämmereirechnungen  vermögen  also  von  dem  Stande 
der  städtischen  Finanzen  nur  ein  unvollständiges  und  ungenaues  Bild 
zu  geben.  Um  es  zu  einem  alle  Zweige  der  städtischen  Verwaltung 
umfassenden  auszugestalten,  müßte  man  die  Hauptkämmereirechnungen 
nach  den  Rechnungen  aller  Sonderkassen  genau  ergänzen,  —  eine  bei 
der  großen  Anzahl  jener  Sonderkassen  (in  Erfurt  20  bis  30)  sehr 
schwere,  bei  dem  naturgemäß  vielfach  lückenhaften  und  unvollständigen 
Materiale  aber  unlösbare  Aufgabe.^ 


*)  Vgl.  Gebauer,  S.  65—77. 

")  Dazu  tritt  in  einer  Stadt  wie  Erfurt,  wo  die  gesamte  städtische  Ver- 
waltung eine  landesherrliche  war  und  wo  stets  noch  besondere  höhere  landes- 
herrliche firegierungsbehÖrden  ihren  Sitz  hatten,  die  weitere  Schwierigkeit,  zwischen 
der  höheren  Landesverwaltung  und  der  ihrem  Wesen  nach  Tor¥riegend  städtischen 
Verwaltung  scharf  zu  trennen. 
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Abgesehen  von  diesem  Mangel  der  Eämmereirechnungen  an  Voll- 
ständigkeit und  Einheitlichkeit  bedingte  jene  Vielzahl  der  Kassen 
eine  schwerfällige  und  umständliche  Abwicklung  der  Geschäfte  und 
brachte  für  Publikum  und  Behörden  in  der  Praxis  häufige  Ungewiß- 
heiten und  Streitigkeiten  über  die  jeweils  zuständige  Kasse  mit  sich. 
Endlich  erforderte  ein  solches  Kassenwesen  ein  unnötig  zahlreiches 
Beamtenpersonal,  wenn  auch  mehrere  Kassen  von  dem  gleichen 
Beamten  verwaltet  wurden.  Es  war  ein  System  übertriebener  Arbeits- 
teilung, ein  System,  welches  die  vorhandenen  Arbeitskräfte  zersplitterte 
und  deshalb  kostspielig  arbeitete. 


n. 

Als  die  Preußen  in  den  Jahren  1803  und  1804  sich  anschickten, 
den  gesamten  Verwaltungsorganismas  in  Erfurt  umzugestalten,  wurde 
auch  das  Kassenwesen  einer  gründlichen  Beform  unterzogen.  Die 
preußische  Begierung  war  fest  entschlossen,  dem  bisherigen  unhalt- 
baren Zustande  ein  Ende  zu  bereiten.  Wenn  es  ihr  nicht  gelang, 
alle  Mängel  des  kurmainzischen  Systems  mit  einem  Schlage  zu  be- 
seitigen, so  darf  man  nicht  vergessen,  daß  damals  in  verwaltungs- 
technischer Beziehung  noch  die  Erfahrungen  fehlten,  die  uns  heute 
als  selbstverständliche  Grundsätze  moderner  Finanztechnik  gelten.  Es 
handelte  sich  damals  darum,  Einrichtungen  zu  reformieren,  die  Jahr- 
hunderte hindurch  bestanden  hatten  und  an  welche  die  Bevölkerung 
und  die  Behörden  gewöhnt  waren.  So  mußte  schon  aus  praktischen 
Gründen  darauf  Bedacht  genommen  werden,  das  Kassenwesen  in  einer 
Weise  zu  organisieren,  daß  das  alte  System  allmählich  in  ein  zwar 
verbessertes  aber  nicht  völlig  neues  und  fremdes  übergehen  konnte. 
Die  Kassen  des  Kammerzahlamtes  und  des  Kriegszahlamtes  und  16 
Spezialkassen  wurden  aufgehoben  und  an  ihrer  Stelle  vom  1.  JuU  1804 
ab  „für  die  Stadt  und  das  Gebiet  Erfurt^  folgende  Kassen  eingerichtet  ^) : 

1.  eine  Kreiskasse,  zu  welcher  künftig  alle  Steuergefälle  des 
platten  Landes  flössen,  mit  Beibehaltung  einiger  Nebenkassen; 

2.  eine  königliche  Stadtkasse,  welche  fortan  den  größten  Teil 
der  aus  der  Stadt  aufkommenden  Einnahmen  beziehen,  die  Fonds 
der  städtischen  Kassen  übernehmen  und  dagegen   „die  Bedürfnisse 


*)  Vgl.  Overmann,  S.  84,  sowie  Epf.  Arch.  Va,  Nr.  28  und  XXV,  Nr.  19 
and  40. 
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der  städtischen  Administration  und  des  gemeinen  Stadtwesens"  be- 
streiten sollte; 

3.  eine  Stadtarmenkasse ,  welche  alle  vorhandenen  öffentlichen 
städtischen  Armenfonds  in  sich  zu  Vereinigen  und  dafür  alle  dahin 
gehörigen  Ausgaben  zu  übernehmen  hatte; 

4.  eine  Magistratssporidhasse. 

Außerdem  blieben  die  Kassen  der  Landämter,  der  Kommeisterei, 
des  Pfandhauses,  des  Exjesuitenfonds,  des  Holz-  und  Wageamtes,  die 
Anlehnskasse,  die  Chaussee-,  die  Kaufholz-  und  die  Serviskasse  ent- 
weder unverändert  oder  mit  geringen  Modifikationen  erhalten. 

Man  sieht :  es  lag  nicht  in  der  Absicht  der  preußischen  Regierung, 
der  städtischen  Finanzverwaltung  den  Charakter  einer  königlichen 
Verwaltung  zu  nehmen,  aber  die  damaligen  Reformen  waren  wohl 
geeignet,  eine  selbständige  städtische  Verwaltung  einzuleiten,  da  man 
die  Einrichtung  der  Stadtkasse  nach  dem  Muster  der  Städte  älterer 
Provinzen  mit  unabhängigen  Kämmereiverwaltungen  vornahm.  War 
es  doch  sogar  die  Absicht  der  preußischen  Organisationskommission 
gewesen,  eine  solche  Kämmerei  auch  in  Erfurt  zu  schaffen.  Die 
Kommission  hatte  sich  von  dem  Vorhandensein  eines  großen  städtischen 
Vermögens  überzeugt  und  dessen  Aussonderung  und  Rückgabe  bean- 
tragt. Die  Kabinetsordre  vom  8.  Februar  1804  lehnte  jedoch  diese 
Vorschläge  ab.  Es  wurde  die  königliche  Stadtkasse  errichtet,  in  die 
etwa  18  frühere  Spezialkassen  ganz  oder  teilweise  übergingen.  Die 
Eigenschaft  der  einzelnen  Einnahme-  und  Ausgabepositionen  der  bis- 
herigen Sonderkassen  wurde  eingehend  —  freilich  ohne  Zuziehung 
einer  Gemeindevertretung  —  geprüft;  die  Resultate  dieser  Unter- 
suchungen bildeten  die  Grundlage  für  die  Stadtkassenetats  der  folgenden 
Jahre.  Der  Etat  von  1818  wurde  dann  die  Basis  für  die  Aus- 
einandersetzung zwischen  dem  Staate  *und  der  Stadt  (die  Dotation). 
Die  praktischen  Konsequenzen  der  Ablehnung  jener  von  der 
Organisationskommission  gemachten  Vorschläge  waren  folgende: 

1.  Die  StacUkasse  wurde  der  Kreiskasse  streng  untergeordnet; 
etwaige  Überschüsse  mußte  sie  an  die  Kreiskasse  abführen;  blieben 
dagegen  die  Einnahmen  hinter  den  Ausgaben  zurück,  so  hatte  wiederum 
die  Kreiskasse  den  Ausfall  zu  decken. 

2.  Die  Magistratspersonen  bezogen  ihre  Gehälter  direkt  aus  der 
Kreiskasse. 

3.  Neben  der  „königlichen^  Stadtkasse  glaubte  man  für  das 
Armenwesen  eine  besondere  Kasse  einrichten  zu  müssen,  „teils  der 
größeren  Einfachheit  wegen,  teils  um  den  Eindruck  zu  vermeiden. 


—     39     — 

daß  Leistungen  und  YermächtnisBe  Dritter   für  das  Annenwesen  in 
einer  königlichen  Kasse  verrechnet  werden." 

Diese  Stadtannenkasse  bekam  in  mehrfacher  Hinsicht  den  Charakter 
einer  von  der  Stadtkasse  unabhängigen  städtischen  Kasse.  Die 
bisherigen  Almosenkassen  und  die  übrigen  Annenfonds,  mit  Aus- 
nahme der  für  besondere  Zwecke  bestimmten  Stiftungen,  wurden  in 
ihr  vereinigt,  so  daß  sie  ihre  unmittelbaren  Einnahmen  hatte  und  aus 
der  Stadtkasse  lediglich  einen  Zuschuß  bezog,  welcher  den  bisher  aus 
landesherrlichen  Kassen  zum  Armenwesen  geleisteten  Zahlungen  ent- 
sprach. Die  Verwaltung  der  Armenkasse  geschah  2war  von  den 
Stadtkassenbeamten,  aber  nach  Maßgabe  eines  besonderen  Etats  völlig 
unabhängig  von  der  Stadtkasse  und  gegen  besondere  Besoldung  aus 
der  Armenkasse.  Etwaige  Überschüsse  verblieben  der  Armenka^e. 
Die  fiir  besondere  Zwecke  bestehenden  Stiftungen  standen  unter  eigener 
Kassenverwaltung,  so  daß  damals  für  das  Armenwesen  in  Erfurt  neben 
der  Stadtarmenkasse  folgende  Sonderkassen  existierten: 

1.  Die  Kasse  der  „vereinten  evangelischen  milden  Stiftungen'*, 
die  an  Bedeutung  der  Armenkasse  gleichkam,  —  wenn  nicht  sie 
überragte.*) 

2.  Die  Kasse  des  Arbeitshauses,  deren  Etat  etwa  mit  dem  halben 
Betrage  des  Etats  der  Stadtarmenkasse  abschloß. 

3.  Die  Kassen  von  sieben  besonderen  Armenfonds  geringerer  Be- 
deutung. 

Auch  die  Magistratssportelkasse  war  ihrem  Wesen  nach  nicht 
eine  Nebenkasse  der  großen  königlichen  Stadtkasse,  sondern  viel- 
mehr eine  selbständige  Sonderkasse,  freilich  nur  von  untergeord- 
neter Bedeutung.  In  sie  flössen  die  bei  gewissen  Akten  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  zu  zahlenden  Gebühren,  z.  B.  die  Bürger- 
rechtsgelder (zu  %),  und  die  Strafgelder,  besonders  die  Handwerker- 
strafen. In  kurmainzischer  Zeit  kamen  die  Bestände  der  Sportelkasse 
den  Mitgliedern  des  Rates  nach  einem  bestimmten  Verhältnis  ohne 
Abzug  als  besondere  Nebeneinnahme  zugute.  Bei  der  neuen 
preußischen  Organisation  wurde  die  Bestimmung  getroffen,  daß  die 
Magistratssportelkasse  den  jeweils  im  Stadtkassenetat  festgesetzten 
Betrag  an  die  Stadtkasse  abzuführen  habe  und  daß  etwaige  Über- 
schüsse zu  Gratifikationen  für  pflichtgetreue  Beamte  verwendet  werden 
sollten.    Solche  Gratifikationen  waren  also  im  gegebenen  Falle  von 


^)  Die  Vereinigangf  der  verachiedenen  Stiftungen  erfolgte  allerdings  erst  im 
Jahre  1823. 
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dem  Willen  der  Begiening  abhängig.  Übrigens  wurde  der  ans  der 
Sportelkasse  an  die  Stadtkasse  abzuführende  Betrag  im  Stadtkassen- 
etat mit  1000  Rtlr.  so  hoch  angesetzt,  daß  an  einen  Überschuß  nicht 
zu  denken  war. 

Neben  den  genannten  Kassen  blieben  in  Erfurt  noch  die  alten 
l^ejriaigetneinddcassen  —  Sonderkassen  der  einzelnen  Stadtbezirke 
—  bestehen  und  haben  sich  bis  zum  1.  Januar  1853,  zum  Teil 
sogar  noch  bis  heute  erhalten.  Aus  ihnen  wurden  kleinere  Aus- 
gaben, wie  Nachtwächterlöhne,  Feldpolizeidienerbesoldungen  und 
Brunnenreparaturen  bestritten.  Die  Einnahmen  bestanden  aus  Bei- 
trägen ihrer  Mitglieder,  dem  „Brunnen-  und  Wächtergeide".  Einige 
Spezialgemeinden  besaßen  sogar  eigenes  Grundvermögen. 

Im  Jahre  1807  wurde  von  der  französischen  Regierung  zu  den 
bestehenden  Kassen  eine  neue  ins  Leben  gerufen:  die  bereits^)  er- 
wähnte Bürgerhasse,  gleichzeitig  mit  der  „Magistrats-  und  Bürger- 
deputation'' gegründet  und  deren  Verwaltung  unterstellt.  Aus  ihr 
sollten  die  von  den  Franzosen  ausgeschriebenen  Kontributionen  be- 
stritten werden,  deren  Eintreibung  die  französische  Regierung  nicht 
der  kaiserlichen  Stadtkasse  auftrug,  sondern  der  Bürgerschaft  selbst 
zu  überlassen  für  gut  befand.  Um  der  Bürgerkasse  die  erforderlichen 
Mittel  zu  verschaffen,  war  die  Deputation  ermächtigt,  die  „Simplen- 
^uer''  zu  erheben,  d.  h.  das  „Geschoß"  —  eine  direkte  Steuer  auf 
Grundstücke,  Gewerbe  und  Kapitalvermögen  —  je  nach  Bedarf  aus- 
zuschreiben.') So  wurden  z.  B.  im  Jahre  1813  72  simpla  ausge- 
schrieben, das  bedeutet:  die  einfache  Geschoßtaxe  wurde  72 mal  er- 
hoben! Da  aber  selbst  durch  eine  solche  Steuerüberlastung  nicht 
entfernt  ausreichende  Mittel  gesammelt  werden  konnten,  um  den  An- 
sprüchen der  Franzosen  zu  genügen,  so  war  der  Bürgerdeputation 
außerdem  die  Befugnis  erteilt,  Anleihen  auf  das  Vermögen  der 
Bürger  aufzunehmen.  Man  behandelte  also  die  Bürgerschaft  in 
ihrer  Gesamtheit  gewissermaßen  als  eine  Genossenschaft  mit  unbe- 
schränkter Haftung,  deren  Geschäftsführer  eben  jene  Deputierten 
waren.  Nachdem  im  Januar  1814  die  Preußen  von  Erfurt  wiederum 
Besitz  ergriffen  hatten,  zeigte  sich  die  preußische  Regierung  nicht 
geneigt,  die  von  der  Bürgerkasse  inzwischen  kontrahierten  hohen 
Kriegsschulden*)  auf  die  königliche  Stadtkasse  zu  übernehmen,   denn 


*)  Vgl.  oben  S.  26. 

')  Vgl.  im  nächsten  Kapitel  anter  Yla. 

>)  Vgl.  unten  Kapitel  III,  am  Ende. 
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sie  hätte  dieselben  damit  als  Staatsschulden  anerkannt  oder  doch 
wenigstens  das  Bedürfnis  der  Stadtkasse  um  einen  außerordentlichen 
Betrag  erhöht,  ohne  ihr  zugleich  die  entsprechenden  Einnahmen  zu 
verschaffen,  so  daß  der  staatliche  Zuschuß  zur  Stadtkasse  bedeutend 
hätte  vermehrt  werden  müssen,  —  ganz  zu  geschweigen  davon,  daß 
auch  die  Dotation,  die  man  schon  damals  ins  Auge  faßte,  von  An- 
fang an  hätte  umfangreicher  gestaltet  werden  müssen.  Die  preußische 
Regierung  ließ  daher  die  Bürgerkasse  mit  der  gleichen  Verfassung 
wie  bisher  und  mit  denselben  Rechten  fortbestehen.  Statt  der  Simplen- 
steuer  erhielt  die  Kasse  vom  Jahre  1821  ab  einen  Kommunalzuschlag 
zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer  von  25  Prozent.  Die  Ausgaben  der 
Kasse  bestanden  nicht  alleiu  in  der  Verzinsung  und  Amortisation  der 
Kriegsschuld,  sondern  aus  ihr  mußten  bis  1824  auch  die  Kosten  der 
Straßenbeleuchtung  bestritten  werden.  Im  Jahre  1835  wurde  endlich 
die  Bürgerkasse  mit  der  Stadtkasse  vereinigt,  die  Kriegsschuld  ist 
indessen  erst  viel  später  amortisiert  worden. 


ni. 

Der  Nachlässigkeit  und  Unordentlichkeit,  mit  der  in  kurmainzischer 
Zeit  die  Finanzverwaltung  in  Erfurt  gehandhabt  wurde  ^),  bereitete 
das  straffe  preußische  Regiment  ein  rasches  Ende.  Mit  peinlicher 
Sorgfalt  und  Genauigkeit  vollzog  sich  die  äußere  Abwicklung  der 
Kassenführung  und  Rechnungslegung.  Alle  Einnahmen  und 
Ausgaben  wurden  doppelt,  zunächst  in  zeitlicher  Reihenfolge  in  ein 
„Journal^,  daneben  aber  noch  in  ein  nach  Titeln  geordnetes  Kiissen- 
buch  („Manual^)  eingetragen.  Am  Ende  jeden  Monats  hatten  die 
Beamten  der  Stadtkasse  einen  Auszug  über  Einnahme  und  Ausgabe, 
nach  den  Titeln  des  Etats  geordnet,  anzufertigen,  welchen  der  Magi- 
strat nach  vorheriger  Revision  der  Kasse  an  die  Elriegs-  imd  Domänen- 
kammer bzw.  —  seit  1816  —  die  Regierung  einreichte.  Die  Haupt- 
rechnungslegung erfolgte  in  der  Weise,  daß  die  Stadtkassenbeamten 
die  Rechnung^)  in  doppelter  Ausfertigung  mit  den  dazu  gehörigen 
Belegen  dem  Magistrate  übergaben,  welcher  sie  nach  erfolgter  Revision 
an  die  Kammer  bzw.  Regierung  zur  Nachprüfung  weiterreichte. 


»)  Vgl.  Overmann,  ö.  85. 

*)  Und  zwar  nicht  nur  diejenige  der  Stadtkasse,  sondern  aach  die  der  Stadt- 
armenkasse und  der  übrigen  Sonder-Armenkassen. 
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IV. 


Die  Aufstellungeines  EtcUs,  d.  i.  eines  Voranschlages  und  Wirt- 
schaftsplanes  als  Norm  für  die  Wirtschaftsführung  des  folgenden  Jahres 
und  als  Grundlage  der  Rechnungskontrolle,  scheint  unter  kurmainzischer 
Regierung  nicht  stattgefunden  zu  haben,  vielmehr  erst  durch  die 
preußische  Organisation  eingerichtet  worden  zu  sein.  Die  Etats  wurden 
nach  einem  vom  Magistrate  angefertigten  Entwürfe  von  der  Kriegs- 
und Domänenkammer,  bzw.  Regierung  —  während  der  französischen 
Herrschaft  von  dem  Intendanten  —  endgültig  festgesetzt.  Die  so 
approbierten  Etats  wurden  unmittelbar  der  Stadtkasse  zugefertigt, 
und  eine  zweite  Ausfertigung  dem  Magistrate  übergeben  mit  dem  Auf- 
trage, die  genaue  Befolgung  der  Etats  seitens  der  Kasse  zu  über- 
wachen. Letztere  ressortierte  also  unmittelbar  von  der  Kammer 
(Regierung),  deren  Aufsichtsorgan  der  Magistrat  war.  Bei  der 
Gründung  der  Stadtverordnetenversammlung  im  Jahre  1818  wurde 
ausdrücklich  ^)  die  Verwaltung  der  Stadtkasse  als  einer  landesherrlichen 
der  Aufsicht  und  Kontrolle  der  Stadtverordneten  entzogen  und  die 
Genehmigung  der  Kassenetats  und  die  Superrevision  der  Rechnungen 
der  Regierung  vorbehalten.  Die  Festsetzung  des  Etats  der  Stadt- 
kasse, der  Stadtarmenkasse  tmd  wahrscheinlich  auch  der  übrigen 
Sonderarmenkassen  erfolgte  grundsätzlich  alljährlich,  doch  wurden 
neue  Etats  nur  etwa  alle  2  bis  3  Jahre  aufgestellt,  im  übrigen  wurde 
einfach  der  vorjährige  Etat  für  ein  weiteres  Jahr  für  maßgebend 
erklärt.  Nur  so  läßt  sich  auch  die  eigentümliche  Erscheinung  ver- 
stehen^  daß  der  Stadtkasse  die  Etats  erst  im  Laufe  des  betreffenden 
Etatsjahres,  ja  sogar  erst  nach  dessen  Ablauf  zugingen,  —  so  z.  £. 
der  Etat  pro  1814  erst  am  26.  September  1814,  der  pro  1818  erst 
am  16.  Januar  1819,  der  pro  1821  bis  1823  erst  am  13.  Juli  1822. 
So  lange  ein  neuer  Etat  der  Stadtkasse  nicht  vorlag,  wurde  die  Ver- 
waltung nach  dem  alten  Etat  geführt.  Die  Feststellung  eines  Etats 
für  ein  bereits  abgelaufenes  Jahr  hatte  also  in  der  Regel  lediglich 
den  Zweck,  geschehene  Etatsüberschreitungen  oder  Abstriche  nach- 
träglich etatsmäßig  zu  machen.  Das  Etatsjahr  lief  von  Trinitatis  zu 
Trinitaüs,  d.  h.  vom  1.  Juni  bis  zum  31.  Mai;  vom  Jahre  1809  ab 
fiel  seine  Dauer  nut  der  des  Kalenderjahres  zusammen.  Die  Natural- 
deputate  spielten  noch  unter  preußischem  Regimente  eine  so  be- 
deutende Rolle  im  Haushalte  der  Stadtkasse,  daß  dieselbe  neben  dem 


^)  Siehe  oben  S.  27. 
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Geldetat  einen  besonderen  Naturalienetat  hatte.  Bei  der  Stadtarmen- 
kasse gab  es  nur  eine  reine  G^ldverwaltung,  da  ihre  geringen  Frucht- 
einkünfte verkauft,  die  Holzdeputate  einiger  Beamten  aber  in  Gelde 
vergütet  wurden.  Überhaupt  bestimmte  eine  Regierungsverordnung 
vom  Jahre  1803,  daß  den  Beamten  alle  Naturalbezüge  künftig  nur 
in  Geld  ausgezahlt  werden  sollten,  aber  diese  Verordnung  ließ  die 
Naturaldeputate  der  Armenanstalten,  Schulen  und  Kirchen  bestehen. 
Unter  französischer  Herrschaft  wurden  die  Naturalprästationen  ganz 
eingestellt  und  auch  bei  der  Wiederbesitznahme  wurde  Preußischer- 
seits  die  reine  Geldzahlung  bis  1817  beibehalten;  1817  wurde  die 
Gewährung  von  Naturalien,  also  auch  der  Naturalienetat  wieder- 
hergestellt und  hat  sich  bis  zur  Dotation  erhalten.  —  Daß  die  Stadt- 
kassenetats kein  vollständiges  Bild  von  dem  Stande  der  gesamten 
städtischen  Finanzen  zu  geben  vermögen,  ist  bereits  angedeutet  worden. 
Neben  der  Stadtkasse  und  der  Stadtarmenkasse  wurde  über  die 
Magistratssportelkasse,  die  Kassen  der  evangelischen  milden  Stiftungen, 
die  Kasse  des  Arbeitshauses,  die  Kassen  von  sieben  besonderen 
Armenfonds,  femer  über  die  Bürgerkasse  und  die  Spezialgemeinde- 
kassen  getrennte  Rechnung  geführt.  In  französischer  Zeit  findet 
sich  neben  dem  Budget  der  Stadtkasse  ein  besonderes  Budget  für 
die  Generalpolizei;  später  —  vom  Jahre  1818  ab  —  wurden  die 
Kosten  der  Polizeiverwaltung  durch  die  preußische  Regierung  eben- 
falls vom  Stadtkassenetat  abgesetzt.  Für  das  Jahr  1818  liegen  sogar 
besondere  Etats  für  den  Feuerungsbedarf  des  Magistrats,  für  den 
Feuerungsbedarf  des  königlichen  Stadtgerichtes,  für  den  Lichtbedarf 
des  Magistrates  und  für  den  Hoizbedarf  im  Arbeitshause  vor.  End- 
lich wurden  über  Aktiv-  und  Passivkapitalien  besondere  Nachweisungen 
gefuhrt,  die  dem  Etat  als  Anhang  beilagen.  Wenn  damals  für  so 
zahlreiche  Zwecke,  die  heute  fast  alle  zum  Geschäftsbereich  einer 
Stadthauptkasse  gehören,  besondere  Kassen  existierten,  so  lassen  sich 
naturgemäß  die  Stadtkassenetats  und  -Rechnungen  aus  jener  Zeit 
nicht,  oder  doch  nur  mit  äußerster  Vorsicht  und  weitgehenden  Ein- 
schränkungen mit  denen  aus  der  Mitte  und  dem  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  vergleichen.  Dabei  fallt  noch  erheblich  ins  Gewicht, 
daß  die  Bubrizieruug  des  Etats  vor  hundert  Jahren  eine  äußerst 
mangelhafte  und  ungenaue  war.  Der  Einnahme-  und  Ausgabeetat 
war  in  eine  Reihe  von  Titeln  zergliedert,  in  welche  die  einzelnen 
Positionen  wenig  systematisch,  vielmehr  ziemlich  willkürlich  eingeordnet 
wurden,  so  daß  die  einzelnen  Titel  oft  recht  heterogene  Posten  um- 
faßten. —  Vor  allem  dokumentiert  sich  der  Gegensatz  zwischen  da- 
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maliger  und  modemer  städtischer  Wirtschaftsführung  darin,  daß  die 
Einnahmen  in  jener  Zeit  das  primäre  waren  und  nach  ihnen  sich  die 
Ausgaben  zu  richten  hatten.  Heute  dagegen  bilden  die  Ausgaben 
das  ausschlaggebendste  Moment;  nach  dem  Bedarfe  werden  die  Ein- 
nahmen, insonderheit  die  Höhe  der  Steuern  festgesetzt.  Es  ist  der 
gleiche  Gegensatz,  wie  er  zwischen  privater  und  öffentlicher  Wirt- 
schaftsführung obwaltet:  dort  bestimmen  die  Einnahmen  die  Grenze 
der  Ausgaben,  hier  die  notwendigen  Ausgaben  die  Höhe  der  Ein- 
nahmen. Wenn  daher  der  Stadthaushalt  vor  hundert  Jahren  einen 
vorwiegend  privatwirtschaftlichen  Charakter  hatte  ^),  so  sei  auch  für 
die  folgende  Darstellung  die  Anordnung  der  Einnahmen  vor  den  Aus- 
gaben gestattet. 


n.  Kapitel. 

Die  EinnalimeiL 


Literatur : 

—  außer  der  Literatur  des  vorigen  Kapitels  — 

Ernst  Meier,  Die  Reform  der  Verwaltungsorganisation  unter  Stein  und  Harden- 
berg (Leipzig  1881). 

R.  van  der  Borght,  Finanzwissenschaft  (Leipzig  1902). 

Karl  Friedrich  Eichhorn,  Einleitung  in  das  deutsche  Privatrecht  (3.  Aufl., 
Göttingen  1829). 

Karl  Herrmann,  Notizen  zu  einer  Finanzgeschichte  der  Stadt  Erfurt  (Hand- 
schrift im  Erfurter  Stadtarchiv). 

Erf.  Arch.  Vk,  Nr.  68  u.a. 

I. 

Die  moderne  Finanzwirtscbaft  unterscheidet  zwei  Arten  von  Ein- 
nahmen öffentlicher  Gemeinwesen :  privatwirtschaftliche  und  öffentlich- 
rechtliche, je  nachdem  dieselben  aus  privatwirtschaftlichen  unter- 
nehmen herrühren  oder  kraft  öffentlicher  Autorität  aus  den  Einkünften 
der  Privatwirtschaften  entnommen  werden.  Die  öffentlich-rechtlichen 
Einnahmequellen  sind  als  Mittel  zur  Beschaffung  des  städtischen  Einanz- 
bedarfes  im  wesentlichen  erst  seit  dem  Beginne  des  19.  Jahrhunderts, 
durch  die  Stein'sche  Eeform  des  Städtewesens  bedeutsam  geworden. 


^)  Vgl.  Gebauer,  S.  78.    Wir  kommen  im  folgenden  noch  darauf  zurück. 
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Die  Städteordnung  vom  19.  November  1808  hat  nicht  nur  den  Städten 
für  ihre  kommunalen  Angelegenheiten  die  Selbstverwaltung  gegeben^ 
sondern  auch  dem  städtischen  Haushalt  nach  und  nach  ein  anderes 
Gepräge  verliehen.  In  früheren  Jahrhunderten  hatte  die  städtische 
Finanzverwaltungy  wie  Ernst  Meier  ^)  treffend  bemerkt,  den  Charakter 
einer  privaten  Vermögensverwaltung.  Privatwirtschaft- 
liche Einnahmequellen  hatten  in  der  Hauptsache  die  Gemeindeaus- 
gaben zu  bestreiten.  Auf  der  einen  Seite  ^)  war  ursprünglich  und 
lange  Zeit  Ausschlag  gebend  das  Grundeigentum  der  Gemeinde,  wie 
es  sich  aus  der  „Almende^  und  der  ,, Gemeinen  Mark''  entwickelt 
hatte.  Dem  traten  später  mit  der  Selbständigmachung  der  Städte 
die  sog.  Gerechtigkeiten  oder  RegsQien  an  die  Seite,  das  sind  nutz- 
bare, ursprünglich  landesherrliche  Rechte,  welche  die  Städte  nach 
und  nach  durch  kluge  Benutzung  der  steten  Geldnot  der  Fürsten  an 
sich  zu  bringen  wußten.^)  Die  Form  der  Übertragung,  der  Titel, 
auf  Grund  dessen  sie  erfolgte,  waren  regelmäßig  privatrechtlicher 
Natur;  die  Städte  besaßen  sie  nicht  vermöge  eines  Hoheitsrechtes, 
sondern  eines  privatrechtlichen  Erwerbstitels.^)  Die  städtischen  Ge- 
rechtigkeiten sind  daher  auch  ihrem  Wesen  nach  zu  den  privatwirt- 
schaftlichen Einnahmen  zu  rechnen. 

Indessen  hat  es  auch  schon  sehr  früh  in  den  Städten  Einnahmen 
von  öffentlich-rechtlichem  Charakter  gegeben.  Soweit  jene  Regalien 
von  den  Städten  selbst  verwertet  und  genutzt  wurden,  entwickelten 
sich  eigene  wirtschaftliche  Betriebe.  Soweit  dagegen  die  Nutzung 
anderen  überlassen  wurde,  gingen  daraus  gebührenartige  Abgaben 
hervor.  Ebenso  führten  die  Gerichtshoheit,  die  Wegehoheit,  das 
Geleitsrecht  u.  dgl.  zur  Erhebung  gewisser  Gebühren.  Die  ver- 
schiedenen gebührenartigen  Abgaben  waren  wiederum  die  Vorstufe 
zur  Erhebung  von  Steuern. 


')  a.  a.  0.  S.  343  u.  348. 

«)  Vgl.  van  der  Borght,  S.  41  ff. 

")  Vgl.  Gebauer,  S.  148  ff.  —  Jene  „Gerechtigkeiten"  waren  also  zunächst 
fürstliche  Hobeitsrechte ,  welche  hervorgingen  aus  dem  lehnsherrlichen  Ober- 
eigentum des  Fürsten  an  allem  Grund  und  Boden  und  dessen  Schätzen.  Sie 
kamen  eines  nach  dem  anderen  durch  Verleihung  in  die  Hände  der  aufblühenden 
Stadtgemeinden. 

*)  Eb  war  ein  privatrechtlicher  Vertrag:  Verkauf  oder  Verpfandung  oder 
Schenkung.  So  haben  die  Regalien  im  Laufe  des  Mittelalters  ihren  ursprünglichen 
Charakter  als  landesherrliche  Hoheitsrechte  vollkommen  verloren;  sie  wurden  zu 
bloßen  Vermögensobjekten  und  waren  fortdauernd  Gegenstand  des  privatrechtlichen 
Verkehrs  (vgl.  Gebauer,  S.  167,  Anm.). 
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In  der  Periode  der  städtischen  Selbständigkeit ,  also  bis  zum 
16.  Jahrhundert,  haben  die  Steuern  für  den  Gemeindehaushalt  nur 
eine  geringe  Bedeutung  gehabt:  die  privatwirtschafüichen  Einkünfte 
deckten  in  der  Hauptsache  den  Bedarf.  Unter  dem  absoluten  Begimente 
des  Staates  kamen  die  Gebühren  und  Steuern  als  Einnahmequelle 
nicht  nur  für  den  öffentlichen  Landeshaushalt,  sondern  auch  für  den 
städtischen  allmählich  mehr  in  Aufnahme.  Allerdings  zeigte  sich  eine 
charakteristische  Vorliebe  für  indirekte  Abgaben,  also  für  ein  Steuer- 
system, welches  die  ärmeren  Volksschichten  weit  mehr  als  die  wohl- 
habenden belastete.  Da  die  gesamte  Verwaltung  der  Stadt,  insonder- 
heit ihre  Finanzyerwaltung,  in  jener  Periode  staatlich  war,  so  handelte 
es  sich  demgemäß  auch  bei  den  Gebühren  und  Steuern  nur  immer 
um  staatliche  Abgaben.  Im  wesentlichen  hat  erst  die  neuere  Ent- 
wicklung im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  den  öffentlich-recht- 
lichen Einnahmequellen  die  maßgebende  Stellung  in  der  öffentlichen 
Einnahmegewinnung  verschafft.  Die  privatwirtschaftlichen  Einnahmen 
haben  ihren  früheren  dominierenden  Einfluß  verloren  (um  erst  in 
neuester  Zeit  wieder  mehr  und  mehr  an  Bedeutung  zu  gewinnen). 
Namentlich  nehmen  die  Steuern  erst  seit  dem  Beginne  des 
19.  Jahrhunderts  einen  breiten  Baum  im  kommunalen  Finanzwesen  ein. 

In  der  Stadt  Erfurt  sind  die  Steuern  für  den  Gemeindehaushalt 
im  19.  Jahrhundert  noch  aus  einem  anderen  Grunde  besonders  wichtig 
geworden.  In  der  Zeit  seiner  Unabhängigkeit  hatte  Erfurt,  wie  wir 
gesehen^),  vermöge  seines  großen  Gemeindevermögens  als  eine  der 
reichsten  Städte  gegolten.  Nach  der  Eroberung  der  Stadt  hatte  der 
Kurfürst  von  Mainz  im  Jahre  1664  ihr  dasselbe  entzogen  und  es  mit 
dem  Staatsvermögen  verschmolzen.  Mit  der  gesamten  städtischen 
Verwaltung  war  auch  die  Finanzverwaltung  in  eine  landesherrliche 
verwandelt  worden.  Der  staatliche  Charakter  war  nicht  nur  während 
der  ganzen  kurmainzischen,  sondern  auch  während  der  ersten  preußischen 
(1802—1806)  und  der  französischen  Zeit  (1806—1814)  unberührt  ge- 
blieben. Als  dann  in  den  folgenden  Jahren  die  preußische  Regierung 
in  Erfurt  die  Selbstverwaltung  wiederherzustellen  begann,  konnte  oder 
wollte  sie  das  frühere  Gemeindevermögen  von  dem  staatlichen  nicht 
wieder  aussondern,  so  daß  der  Staat  gezwungen  war,  der  Stadt- 
gemeinde  durch  Überweisung  von  Domänengrundstücken,  Renten  und 
gewissen  anderen  beständigen  Einnahmen  die  zur  Selbstverwaltung 
erforderliche  Ausstattung  zu  gewähren.    Diese  Dotation  war  eine  so 


^)  Oben  S.  27. 
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kärgliche,  daß  sie  selbst  für  das  damalige  Bedürfnis  —  im  Jahre  1822 
—  sich  als  UDZureichend  erwies.  Obgleich  der  Staat  im  Jahre  1842 
die  Dotation  ergänzte  und  yermehrte,  so  blieb  doch  die  Stadt  darauf 
angewiesen,  ihre  Bedürfnisse  fortan  in  erster  Linie  durch  Steuern  zu 
bestreiten.^) 

Da  Erfurt  erst  mit  jener  Dotation  vom  Jahre  1822  endgültig 
die  kommunale  Selbstverwaltung  erhielt,  so  kann  auch  erst  seitdem 
Yon  selbständigen  städtischen  Finanzen,  yon  einer  besonderen  von 
der  staatlichen  scharf  unterschiedenen  städtischen  Finanzverwaltung 
die  Bede  sein  und  es  kann  vor  dem  Jahre  1822  kommunale 
Steuern  im  strengen  Sinne  des  Wortes  nicht  gegeben  haben.  Wenn 
wir  trotzdem  unser  Augenmerk  auf  jenen  Zeitabschnitt  lenken  wollen, 
so  müssen  wir  die  Einschränkung  vorausschicken,  daß  es  sich  in 
Erfurt  bis  1822  nur  um  den  kommunalen  Steuern  analoge  Abgaben 
handeln  kann.  In  jedem  Falle  sind  es  staatliche  Steuern  gewesen, 
welche  bis  zur  Ausstattung  mit  eigenem  Vermögen  in  Erfurt  in  dem 
ersten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  erhoben  wurden.  Indessen 
einigen  Steuern  gibt  entweder  ihre  Verwendung  für  die  Be- 
dürfnisse der  Stadtverwaltung  oder  die  Art  ihrer  Veranlagung  und 
Erhebung  einen  vorwiegend  kommunalen  Charakter,  so  daß  sie  zwar 
nicht  rechtlich  als  Gemeindesteuern  erscheinen,  wohl  aber  ihrem 
Wesen  und  ihrer  Bestimmung  nach.  Bei  einigen  anderen  Steuern 
endlich  wird  ihr  bedeutsamer  Einfluß  auf  die  Entwicklung  der 
städtischen  Verhältnisse  eine  Berücksichtigung  in  diesem  Zusammen- 
hange rechtfertigen. 

Es  ist  ein  buntes  Bild,  welches  sich  uns  darbietet,  wenn  wir  einen 
Blick  auf  die  Einnahmetitel  der  Stadtkassenetats  jener  Jahre  vor  der 
Dotation  werfen,-)  Zwar  finden  wir  bereits  das  Bestreben,  eine  ahn- 
liehe  Übersichtlichkeit  herzustellen,  wie  sie  die  städtischen  Haushalts- 
pläne und  Verwaltungsberichte  aus  neuerer  Zeit  auszeichnet,  aber  es 
sind  zu  mannigfaltige  Einkünfte,  welche  unter  den  beiden  bedeut- 
samsten Titeln  „an  beständigen  Gefällen''  und  „an  unbeständigen  Ge- 
fällen^'  vereinigt  werden.  Ein  verwirrendes  Durcheinander  von  Steuern 
und  Gebühren,  von  Accisen  und  Zöllen,  von  Konzessionsgeldern,  von  Er- 
trägen städtischer  Gerechtigkeiten  u.  dgl.  m.  —  lauter  Positionen, 
die  mit  geringen  Ausnahmen  nur  höchst  unbedeutende  finanzielle  Er- 
träge —  in  der  Begel  noch  nicht  100  Tlr.  —  abwarfen.    In  wirt- 


^)  Vgl.  Statistische  MitteUangen  aas  dem  Stadtkreise  Erfurt,  S.  3. 
*)  Vgl.  die  Tabelle  am  Schloß. 
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schaftsgeschichtlicher  Hinsicht  allerdings  sind  jene  Einkünfte 
Yon  hohem  Interesse :  nämlich  als  Fragmente  der  ältesten  Einnahme- 
quellen mittelalterlicher  Stadtwirtschaft. 


n.   Das  Abgabenwesen. 

A)  Seit  den  ältesten  Zeiten  bestand  in  Erfurt ,  wie  in  allen 
bedeutenderen  Städten,  ein  Beälgeschoß^)  von  Häusern,  Scheunen, 
Gärten,  Weinbergen  und  Ackern  so  wie  von  den  Fleischbänken  und 
von  den  Erbzinsen.  Schon  in  einer  Verordnung  vom  Jahre  1238 
finden  sich  Spuren  dieser  Grundsteuer,  indem  der  Verkauf  schoßbarer 
Grundstücke  an  Geistliche  —  diese  waren  nämlich  von  der  Steuer 
befreit  —  bei  Strafe  untersagt  wurde.  Im  Jahre  1310  beschwerten 
sich  die  Bürger  über  ungleiche  Anlegung  des  Geschosses;  in  der 
Folge  wurden  aus  ihrer  Mitte  vier  Vertreter  dem  Rate  beigeordnet 
und  zur  Bewirkung  einer  gleichmäßigeren  Verteilung  der  Abgabe 
festgesetzt,  daß  alle  sieben  Jahre  neue  Geschoßbücher  angefertigt, 
oder  doch  die  alten  revidiert  werden  sollten.  Dem  Realgeschoß  unter- 
lagen alle  Grundstücke  mit  Ausnahme  der  dem  Staate,  geistlichen 
Korporationen,  Kirchen,  Schulen  oder  milden  Stiftungen  gehörigen, 
sofern  sie  nicht  schon  zur  Zeit  ihrer  Erwerbung  geschoßpflichtig 
waren. 

Bei  der  Einführung  des  Geschosses  wurden,  um  eine  Kontrolle 
der  Steuereintreibung  zu  ermöglichen,  Register  der  steuerpflichtigen  Ein- 
wohner aufgestellt :  die  „Verrechten",  wie  man  sie  in  Erfurt  nannte. 
Jeder  mußte  vor  dem  Rat  den  Betrag  seines  beweglichen  und  unbe- 
weglichen  Vermögens  angeben  und  beschwören,  und  dieser  wurde 
dann  in  den  Verrechten  hinter  dem  Namen  des  Betreffenden  ver- 
zeichnet. Anfänglich  waren  jene  Register  sehr  einfach  und  enthielten 
nur  eine  allgemeine  Angabe  der  jedem  Einwohner  gehörenden  Mobilien 
und  Immobilien,  ohne  dieselben  näher  zu  spezifizieren.  Später  wurde 
das  bewegliche  Vermögen  ausgeschieden  und  durch  mehrere  Verord- 
nungen eine  größere  Ausführlichkeit  und  Genauigkeit  in  der  Be- 
schreibung der  Grundstücke  bewirkt,  so  daß  man  künftig  aus  den 
Verrechten  nicht  nur  den  Steaerbetrag  eines  Grundstückes,  sondern 
auch   dessen  Größe,   Lage,  Güte,  Rechtstitel  und  dauernde  Lasten 


^)  Vgl.  Heinemann  S.49  u.  483;  femer  eine  Verfügung  der  kÖnigl.  Regierung 
an  die  Erfurter  Stadtbehörden  vom  14.  Juni  1834. 
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ersehen  konnte.  So  kam  es,  daB  die  Verrechten  bei  Rechtsetreitig- 
keiten  ab  Urkunden  des  Grundbesitzes  galten  nnd  gerichtlichen  Glauben 
besaßen ;  sie  zählen  also  zu  den  ältesten  Yorlänfem  unserer  modernen 
Grundbücher  und  sind  ein  Beweis  dafür,  daB  die  letzteren  in  ihren 
äußersten  Anfängen  teilweise  ein  Ausfluß  von  finanziellen  Operationen 
waren. 

Das  Geschoß  wurde  erhoben  auf  Grund  einer  Abschätzung  der 
Ländereien  nach  ihrem  Werte.  Die  Häuser  und  Ackerländereien 
wurden  in  yier  Klassen,  ausnahmsweise  in  unfruchtbaren  Gegenden 
noch  in  zwei  weitere  Klassen,  die  Wiesen  in  zwei  Klassen  geteilt. 
Die  EinreihuDg  des  Grundeigentums  in  diese  Klassen  geschah  nach 
dem  Werte  der  Grundstücke  in  Meißnischen  Gulden,  und  zwar  wurden 
dabei  der  Yerkaufswert,  die  Qualität  des  Grund  und  Bodens,  die 
darauf  haftenden  Lasten  und  die  Verschiedenheit  des  Ackermaßes 
berücksichtigt.^)  Die  Geschoßtaxe  der  Gebäude  wurde  nach  der 
Größe  derselben  reguliert:  man  rechnete  von  jedem  Gespärre  eines 
Hauses  ohne  Stockwerk  1  Meifin.  Gulden  Geschoßtaxe,  von  jedem 
Gespärre  eines  Hauses  mit  einem  Stockwerk  2  Meißn.  Gulden,  mit 
zwei  Stockwerken  3  Meißn.  Gulden  u.  s.  f.  Dabei  galt  der  Grund- 
satz, daß  sich  die  Geschoßtaxe  in  der  Regel  nicht  vermindern,  sondern 
nur  vermehren  konnte.  Offenbar  sollte  damit  verhindert  werden,  daß 
an  Stelle  eines  Hauses  mit  Stockwerken  ein  kleineres  errichtet  oder 
ein  niedergebranntes  Haus  überhaupt  nicht  wieder  aufgebaut  wurde. 
Nähere  Nachrichten  über  das  Taxationsverfahren  fehlen.  Die  so  fest- 
gestellte Geschoßtaxe  war  seit  1715^)  unverändert  geblieben  und  lag 
noch  im  Jahre  1803  der  Erhebung  zugrunde.  Von  einem  jeden 
Meißnischen  Gulden  —  1  Mfl.  ist  etwa  gleich  2,60  Mk.  heutigen 
Geldes  —  Geschoßtaxe  oder  Steuerkapital  wurden  3  Heller  oder 
1^/,  Pfennig  zu  einem  einfachen  Geschoß  gezahlt.  Nach  der  Eroberung 
der  Stadt  durch  Kurmainz  (1664)  wurde  das  Geschoß  zweimal  im 
Jahre,  also  das  Doppelte  des  früheren  Betrages,  erhoben.  In  den 
Jahren  1704  und  1731  wurde  die  Abgabe  von  den  Häusern  insofern 
ermäßigt,  als  von  ihnen  fortan  nur  die  Hälfte  bzw.  ein  Viertel  der 
Geschoßtaxe  wirklich  verschoßt  werden  sollte. 

Als  Immobilien  behandelt  und  deshalb  dem  Geschoß  noch  be- 
sonders unterworfen  wurden  die  „Fleischbänke";  das  waren  Hallen 


^)  Wenigstens  behauptet  dies  Karl  Herrmann  in  seinen  „Notizen  zu  einer 
Finanzgeschichte  der  Stadt  Erfurt",  doch  konnte  ich  seine  Quelle  nicht  feststellen. 
')  Nach  Karl  Hemnann  sogar  seit  1690. 

XLV.  4 
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oder  BudeD,  in  denen  die  Fleischhauer  ihre  Waren  feil  hielten.  Im 
Mittelalter  pflegte  die  Zahl  der  Handelsberechtignngen  beschränkt 
und  an  bestimmte  öffentliche  Verkaufsstätten  gebunden  zu  sein,  — 
eine  Einrichtung,  die  ursprünglich  zu  dem  Zwecke  geschaffen  war, 
das  städtische  Gewerbe  vor  auswärtiger  Konkurrenz  zu  schützen  und 
dem  Rate  die  obrigkeitliche  Beaufsichtigung  und  Überwachung  des 
Detailhandels  zu  erleichtem.  Von  Anfang  an  hatte  die  Heranziehung 
der  Fleischbänke  ^)  zum  Geschoß  weniger  den  Charakter  einer  Grund- 
steuer als  yielmehr  den  einer  Gewerbesteuer:  nicht  sowohl  jene 
Grundstücke  und  Straßenplätze,  sondern  die  an  sie  gebundenen 
Handelsprivilegien  waren  Gegenstand  der  Besteuerung.  Das  Edikt 
über  die  Einführung  einer  allgemeinen  Gewerbesteuer  vom  2.  November 
1810  und  die  darin  durchgeführte  Gewerbefreiheit,  welche  alle  früheren 
Gewerbegerechtigkeiten  aufhob  und  so  auch  die  öffentlichen  Ver- 
kaufsstände überflüssig  machte,  erlangte  in  Erfurt  im  Jahre  1816 
Geltung.  Gleichwohl  hat  hier  das  Geschoß  Ton  den  Fleischbänken 
so  lange  bestanden,  wie  das  Geschoß  von  Grundeigentum  überhaupt, 
nämlich  bis  1835. 

Endlich  war  auch  von  den  Erbzinsen ^)  Geschoß  zu  ent- 
richten, eine  Art  von  Grundrentensteuer,  die  seit  dem  Jahre  1805  in 
Fortfall  gekommen  zu  sein  scheint.  Näheres  über  die  Veranlagung 
und  Erhebung  war  nicht  zu  ermitteln. 

Durch  das  Realgeschoß  wurde  früher  nicht  nur  ein  wesentlicher 
Teil  der  laufenden  städtischen  Bedürfnisse  gedeckt,  sondern  es  bildete 
auch  die  Grundlage  zur  Aufbringung  außergewöhnlicher  Erfordernisse 
sowohl  der  städtischen  als  auch  der  landesherrlichen  Verwaltung:  zu 
solchen  Zwecken  wurden  nämlich  Extrageschosse  erhoben.  — 

Die  großen  Mängel  des  Bealgeschosses  bestanden  vor  allem  in 
dem  Mißverhältnisse  zwischen  den  ihm  zugrunde  liegenden  Taxen  und 
dem  tatsächlichen  Werte  der  Grundstücke.  Denn,  je  ausführlicher 
die  Verrechten  wurden,  desto  seltener  wurden  sie  erneuert,   weil  der- 


')  Ob  früher  auch  andere  Gruppen  von  Händlern  von  den  ihnen  zugewiesenen 
Verkaufslokalitäten  noch  besonders  zum  Geschoß  zu  zahlen  hatten»  läßt  sich  nicht 
entscheiden.  Jedenfalls  hatten  im  alten  Erfurt  außer  den  Fleischhauern  unter 
anderen  auch  die  Löwer,  die  Gemüsehändler,  die  Bötticher  und  Korbmacher,  die 
Schwertfeger,  die  Salzhändler,  die  Leinwandhändler,  die  Schuhmacher,  die  Leder- 
händler, die  „Heringer"  (Fischhändler),  die  Bäcker,  die  Tuch-,  Waid-  und  Schnitt- 
warenbändler  und  die  Geldwechsler  ihre  besonderen  Stände  (vgl.  Kirchhoff,  Erfurt 
im  13.  Jahrhundert). 

»)  Vgl.  unten  S.  Ö7ff. 
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artige  Nachforscbungen  nicht  nur  mit  ungeheuren  Schwierigkeiten  ver- 
knüpft waren,  sondern  auch  viel  Verdruß  und  Mißtrauen  hervor- 
riefen. Die  Geschoßtaxe,  auf  Grund  deren  das  Geschoß  vor  hundert 
Jahren  veranlagt  wurde,  stammte  aus  dem  Jahre  1715  und  ihre  früher 
angeordnete  Erneuerung  oder  Revision  in  bestimmten  Zeitabschnitten 
unterblieb.  Dazu  kam,  daß  später  erbaute  Häuser  in  der  Kegel  nur 
mit  der  Hälfte  ihres  Kaufwertes  in  Ansatz  gebracht  waren,  —  eine 
Maßregel,  durch  die  man  die  sehr  geringe  Baulust  anzuspornen  hoffte. 
Insbesondere  aber  ist  leicht  zu  ermessen,  wie  vieles  sich  in  einem 
Jahrhundert  sowohl  in  den  Bauwerken  der  Stadt  als  in  der  Boden- 
kultur des  zur  Stadt  gehörigen  Gebietes  ändert,  und  daß  daher  die 
alten  Taxen  nach  hundert  Jahren  dem  faktischen  Werte  der  Grund- 
stücke nicht  entfernt  entsprachen.  Die  alte  Taxe  von  sämtlichen 
geschoßpflichtigen  Ackern,  Wiesen,  Gärten  und  Weinbergen  betrug 
200  000  Meißn.  Gulden*),  dagegen  die  im  Jahre  1835  aufgenommene 
Abschätzung  1  281 000  Rtlr.  ergab.  Die  alte  Taxe  der  Häuser  und 
Scheunen  der  Stadt  473  000  Mfl.,  dagegen  der  durch  Sachverständige 
und  verpflichtete  Bürger  ermittelte  Wert  unter  Abrechnung  von  25  ^/^ 
für  Verminderung   des  Wertes  durch  den  Gebrauch:   3  537  000  Rtlr. 

Neben  dem  Eealgeschoß  gab  es  in  Erfurt  am  Beginne  der 
preußischen  Herrschaft  noch  das  Handlungsgeschoß,  ebenfalls  eine 
Ertragssteuer.  Ob  ihr  nur  die  nichtzünftigen  Kaufleute  und  Ge- 
werbetreibenden oder  auch  die  zünftigen  unterworfen  waren,  ist  eine 
schwer  zu  entscheidende  Frage  ^),  doch  sprechen  mehrere  Gründe 
für  die  Beschränkung  der  Abgabe  auf  die  nichtzüuftige  Kaufmann- 
schaft. Die  Erhebung  des  Handlungsgescbosses  haben  wir  uns  wohl 
so  zu  denken,  daß  von  dem  im  Geschäfte  angelegten  Kapital  die 
Zinsen  zu  einem  bestimmten  Prozentsatze  (4  bis  5^/^)  als  Geschoß- 
taxe angenommen  wurden  und  daß  von  diesen  4  oder  5  ^o  Geschoß- 
taxe etwa  1%  auf  ein  Geschoß  zu  zahlen  war. 

Im  Mittelalter  mag  von  aller  fahrenden  und  liegenden  Habe 
Geschoß  erhoben  worden  sein,  indessen  finden  wir  am  Beginne  des 
19.  Jahrhunderts  in  Erfurt  nur  noch  die  oben  beschriebenen  Arten 
des  Geschosses :  das  Realgeschoß  und  das  Handlungsgeschoß.  Zweifel- 
los bildete  das  Geschoß  in  alter  Zeit  auch  in  Erfurt  —  wie  in  vielen 


*)  1  Mfl.  =  2,60  Mark  heutigen  Geldes. 

*)  Wie  ich  denn  überhaupt  im  folgenden  die  Art  der  Veranlagung  und  Er- 
hebung nur  mittelbar  aus  den  Nachrichten  über  die  Simplensteuer  —  soweit  sie 
Handel  und  Gewerbe  betraf  —  schließe. 

4* 
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anderen  Städten^)  —  neben  dem  Grandbesitze  der  Stadt  die  be- 
deutsamste Einnahmequelle  zur  Deckung  des  städtischen  Finaaz- 
bedarfes.  I7m  das  Jahr  1400  soll  beispielsweise  allein  an  GeschoB 
die  für  jene  Zeit  sehr  beträchtliche  Summe  Yon  jährlich  mehr  als 
34000  Talern  rereinnahmt  worden  sein.^)  Im  Stadtkassenetat  pro 
1804/06  waren  es  dagegen  nur  noch  4250  TIr.,  etwa  20  %  ^^^  Gesamt- 
einnahme ^),  welche  durch  das  Beal-  und  das  Handlungsgeechoß  ein- 
kamen, im  Etat  pro  1805/06  sogar  nur  1370  Tlr.  Bealgeschoß.  In- 
zwischen war  nämlich,  besonders  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts, 
eine  Reihe  neuer  Handels-  und  Gewerbeabgaben,  vor  allen  die 
„Accise'^  aufgekommen,  welche  das  Geschoß  mehr  und  mehr  zurüak- 
drängten. 

Immerhin  hat  sich  in  Erfurt  das  Geschoß  länger  als  in  irgend- 
einer anderen  Stadt  erhalten.  Die  preußische  Regierung  ließ  bei  der 
Neuorganisation  des  Steuersystems  im  Jahre  1802  und  in  den  folgenden 
Jahren  das  Geschoß  fortbestehen.  Doch  hob  das  Reskript  vom 
4.  August  1804  das  Geschoß  von  Ackern,  Weinbergen  und  Gärten 
auf,  weil  die  neu  eingeführte  Toraccise  von  Getreide  den  ländlichen 
Grundbesitz  bereits  entsprechend  belastete.  Auch  das  Geschoß  von 
den  Erbzinsen  und  das  Handlungsgeschoß  wurden  vom  Jahre  1805 
ab  beseitigt.  Dagegen  verblieb  das  Geschoß  von  Häusern,  Scheunen 
und  Fleischbänken  der  königlichen  Stadtkasse.  Als  im  Jahre  1815 
die  Toraccise  wieder  abgeschafft  wurde,  trat  man  infolgedessen  der 
Frage  näher,  wie  der  ländliche  Grundbesitz  des  Erfurter  Stadtgebietes 
statt  dessen  zu  besteuern  sei.  Eine  einfache  Wiederherstellung  des 
Geschosses  nach  den  ehemaligen  Grundlagen  hielt  man  nicht  für 
zweckentsprechend.  Das  Geschoß  zeigte  doch  zu  große  Mängel,  man 
wollte  es  lieber  in  eine  Grundsteuer  verwandeln,  dabei  aber  natürlich 
diese  Reform  auf  das  gesamte  Realgeschoß  ausdehnen.  Die  Verwirk- 
lichung dieser  Absicht  zog  sich  bis  zum  Jahre  1835  hin,  —  so  lange 
ist  also  in  Erfurt  das  Realgeschoß  von  Häusern,  Scheunen  und  Fleisch- 
bänken mit  einem  Jahresertrage  von  rund  1300  Rtirn.  forterhoben 
worden.     Die  städtischen  Behörden  beschlossen  1835  die  Aufhebung 


^)  Vgl.  Schmoller  in  der  Zeitschrift  für  preuß.  Geschichte  u.  Landeskunde, 
Jahrg.  VIU,  S.  550  und  Stieda  in  den  Jahrb.  für  Nat.-Ök.  u.  Stetistik, 
m.  Folge,  Bd.  17,  S.  16  ff. 

')  Vgl.  Statistische  Mitteilungen  ans  dem  Stadtkreise  fhrfnrt,  S.  2. 

')  Bei  Berechnung  des  ProzentsatEOs  einer  Einnahme  im  Vergleich  zu  den 
gesamten  Stadtkasseneinkünften  ist  —  auch  im  folgenden  —  der  Staatszuschuff 
mit  in  Ansatz  gebracht  worden. 
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des  Bealgeschosses  und  die  Einführung  einer  mäßigen  Kommunal- 
gnindstener.^) 

B)  Eine  gleichfalls  sehr  alte^  ans  dem  Jahre  1293  herrührende 
Abgabe  war  das  Lotffdd^),  auch  Herdschilling  oder  Herdstätten- 
geld genannt,  eine  direkte  Kopfsteuer.  Jeder,  der  Feuer  und  Herd 
hatte,  also  jeder,  der  eine  eigene  bestimmte  Wohnung  besaß,  war  ihr 
unterworfen.  Auch  SOhoe  und  Töchter,  welche  nach  vollendetem 
34.  Jahre  noch  keinen  eigenen  Herd  hatten,  aber  doch  mindestens 
13  Groschen  Greschoß  entrichteten,  —  mit  anderen  Worten :  alle  bereits 
selbst  erwerbstätigen  Söhne  und  Töchter,  waren  zur  Zahlung  des 
Lotgeldes  yerpflichtet.  Das  einfache  Lot  betrug  7  Gr.  6  Pf.,  seit 
1704  wurden  jährlich  2  Lot,  also  16  Gr.  erhoben;  doch  erließ  man 
später  den  Bürgern  die  Hälfte,  Nichtbürger  hingegen  zahlten  weiter 
Yolle  2  Lot.  Nach  dem  Stadtkassenetat  pro  1804/05  lieferte  die 
Steuer  einen  Ertrag  Yon  1131  Rtlm.  bei  einer  Gesamteinnahme  von 
22000  Rtlm.,  also  etwa  5%.  Im  Jahre  1805  wurde  das  Lotgeld 
der  Stadtkasse  entzogen  und  fortan  zur  Staatskasse  vereinnahmt. 

€)  Neben  dem  Lotgeld  und  zu  seiner  Ergänzung  bestanden  Ton 
alters  her  noch  das  Addie  (d.  h.  Zusatzgeld)  und  das  Kopfgeld, 
auch  Mahlgeld  genannt,  zwei  Kopfsteuern,  deren  Erträge  noch  in 
kurmainzischer  Zeit  ebenfalls  zur  Kämmereikasse  flössen,  bei  Beginn 
der  preußischen  Herrschaft  aber  der  Staatskasse  überwiesen  wurden. 
Alle  drei  Kopfsteuern  —  das  Lotgeld,  das  Addiz  und  das  Kopfgeld 
—  ließ  die  preußische  Regierung  auch  noch  im  Jahre  1814  fort- 
bestehen, da  dieselben  mehr  brachten,  als  die  Personensteuer  nach 
dem  Edikt  vom  7.  September  1811. 

D)  Mit  dem  Aufblühen  des  deutschen  Städtewesens  im  Mittelalter 
ging  Hand  in  Hand  ein  immer  energischer  werdendes  Streben  der 
Bürger,  ihren  Besitz  und  Erwerb  gegen  weitere  Teilhaber  zu  schützen, 
ein  kräftiges  Sichwehren  gegen  fremde  Zuwanderung.    Nicht  all^n 

^)  Dabei  kam  die  Ausnahmestellang  sehr  zu  statten,  welche  die  Stadt  Erfurt 
damals  hinsichtlich  der  Zahlung  einer  Staatigrundsteuer  «innahm:  die  Erfurter 
Grundbesitzer  waren  yon  einer  solchen  frei,  weil  die  Regierung  das  fiealgeschoß 
als  eine  ursprünglich  und  ihrem  Charakter  nach  staatliche  Abgabe  ansah, 
welche  der  Stadtkasse  lediglich  als  Entschädigung  für  das  dem  Staatsy^mögen 
einyerleibte  Gemeindeyermögen  überwiesen  war.  Bei  der  ersten  Dotation  der 
Stadt  im  Jahre  1822  wurde  ihr  das  Geschoß  ausdrücklich  als  Einnahmequelle 
belassen. 

^  VgL  Karl  Herrmann's  Notizen.  —  Ihren  Namen  hatte  die  Steuer  yon  der 
Münze  (Lot),  in  der  sie  ursprünglich  gesahlt  werden  mußte  (Oyermann,  S.  83, 
Anm.  2). 
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das  ganze  mittelalterliche  Zunftwesen  ist  eine  Folge  dieser  egoistiscnen 
Instinkte,  sondern  ihnen  verdanken  auch  das  Bürgergeld  und 
andere  damit  zusammenhängende  Abgahen  ihre  Entstehung.  Man  er- 
schwerte die  Aufnahme  in  die  Bürgerschaft  wie  überhaupt  die  Nieder- 
lassung und  den  Aufenthalt  im  Stadtgebiete  durch  hohe  Gebühren, 
die  in  ihrer  praktischen  Anwendung  nicht  eigentlich  eine  Vergütung 
für  den  zur  Aufnahme  in  den  Gemeindeverband  erforderlichen  Ver- 
waltungsakt  bilden,  sondern  vielmehr  von  der  Niederlassung  von  vorn- 
herein abschrecken  sollten.  Unter  dem  absoluten  landesherrlichen 
Regimente  fiel  dann  der  letztere  Zweck  fort,  die  Abgaben  hatten 
fortan  einen  rein  gebührenartigen  Charakter. 

Die  städtische  Bevölkerung  zerfiel  im  Mittelalter  —  abgesehen 
von  den  Fremden  —  in  Bürger  und  Schutzverwandte.  Bürger  durften 
sich  nur  diejenigen  nennen,  welche  durch  eine  besondere  Amtshandlung 
in  die  Bürgerliste  eingetragen  worden  waren.  ^)  Schutzverwandte 
nannte  man  diejenigen  Nichtbürger,  welche  sich  in  der  Stadt  auf- 
hielten und  daselbst  ihrem  Erwerb  nachgingen.  Jene  Eintragung  in 
die  Bürgerliste  geschah  nur  gegen  Entrichtung  des  Bürgergeldes, 
dessen  Höhe  verschieden  bemessen  war,  je  nachdem  es  sich  um  einen 
Bürgerssohn  oder  einen  Fremden  bzw.  Schutzverwandten  handelte. 
Nach  dem  Etat  pro  1804/05  brachte  das  Bürgergeld  der  Stadtkasse  — 
auch  in  den  folgenden  Jahren  —  eine  Einnahme  von  über  1100  Tlrn«, 
also  5  o/q  der  Gesamteinnahme.  Der  Satz  des  Bürgergeldes,  der  für 
Bürgersöhne,  Fremde  und  Ausländer  verschieden  bemessen  war, 
schwankte  zwischen  11  und  18  Tlrn.,  wovon  die  Stadtkasse  etwa  \, 
die  Sportelkasse  etwa  \  erhielt.  Unter  französischer  Verwaltung 
wurde  der  Betrag  des  Bürgergeldes  im  Jahre  1810  verdoppelt,  belief 
sich  also  auf  23—36  Tlr. 

E)  Die  Schutzverwandten  waren  dafür,  daß  sie  innerhalb  der 
Stadt  ihrem  Erwerb  nachgehen  durften,  dem  SchtUjsgelde  unter- 
worfen, einer  Abgabe,  welche  im  Gegensatz  zum  Bürgergeide  jähr- 

')  Das  Bürgerrecht  umfaßte  regelmäßig  folgende  Rechte: 

1.  das  Hecht,  bürgerlichem  Erwerb  nachzugehen,  wozu  der  Handel,  die  Aus- 
Übung  zünftiger  Gewerbe  und  die  Bierbrauerei  zu  zählen  sind; 

2.  das  Recht,  im  Stadtgebiete  Grundstücke  zu  erwerben  und  die  Gemeinde- 
güter zu  benutzen; 

3.  die  Fähigkeit,  Stadtämter  zu  erhalten; 

4.  den  Gerichtsstand  vor  dem  Stadtgericht; 

(vgl.  Eichhorn,  S.  921  ff.)  endlich  —  was  in  Erfurt  eigentümlicherw^eise  sich  bis 
weit  in  das  19.  Jahrhundert  hinein  erhalten  hat  — 

5.  das  Recht  der  freien  Jagd  in  der  Stadtflur. 
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lieh  entrichtet  werden  mußte.  Da  es  sich  in  der  Hauptsache  um 
fremde  Gewerbetreibende  handelte,  so  bekam  das  Schutzgeld  allmählich 
den  Charakter  einer  Gewerbesteuer.  Die  Höhe  betrug  jährlich 
1  Tlr.,  für  weibliche  Personen  nur  die  Hälfte.  Der  Jahresertrag  war 
durchschnittlich  200  Tlr. 

F)  In  diesem  Zusammenhange  sei  auch  der  JudenzöU  erwähnt, 
durch  dessen  Entrichtung  sich  die  Juden  die  Erlaubnis  zum  Aufent- 
halt in  der  Stadt  erkaufen  mußten.  Ursprünglich  war  der  Juden- 
schutz im  Deutschen  Reich  ein  Begal  des  Königs,  welches  mit  der 
Zeit  auf  die  Landesherren  überging  (z.  B.  auf  die  Kurfürsten  durch 
die  goldene  Bulle).  Die  Juden  waren  des  Rechtsschutzes  nur  auf 
Grund  besonderer  Schutzbriefe  teilhaftig,  für  deren  Gewährung  sie 
hohe  Gebühren  zahlen  mußten.  Wie  so  manches  andere  nutzbare 
landesherrliche  Recht,  so  gelangte  auch  das  Judenregal  durch  Kauf 
oder  andere  Verleihung  in  die  Hände  der  aufblühenden  Stadtgemeinden, 
und  diese  erschwerten  den  Juden  nach  Möglichkeit  durch  hohe  Ab- 
gaben Aufnahme  und  Niederlassung,  um  deren  Konkurrenz  zu  gunsten 
der  Zünfte  und  Gewerke  unschädlich  zu  machen.  Erfurt  besaß  im 
Mittelalter  eine  der  bedeutendsten  jüdischen  Gemeinden,  sowohl  durch 
ihre  Zahl  (durchschnittlich  1000  Köpfe!)  als  durch  ihren  Reichtum 
ausgezeichnet,  der  zur  Bewohnung  ein  besonderes  Stadtviertel  ange- 
wiesen war.  1458  erkaufte  der  Rat  gegen  450  Mark  Silber  und  4000 
Gülden  vom  Kurfürsten  das  Recht,  fortan  keine  Juden  mehr  zu 
dulden,  verkaufte  die  Judenhäuser  an  Bürger  und  belegte  dieselben 
mit  Erbzinsen.  Seitdem  haben  sich  in  Erfurt  Jahrhunderte  lang,  auch 
in  der  mainzischen  Zeit,  keine  Juden  mehr  niederlassen  dürfen.  Erst 
im  Jahre  1789  wurde  den  Juden  gestattet,  gegen  Erlegung  des  Juden- 
geleits (an  den  Toren  zu  zahlen,  und  zwar  1  Rtlr.  beim  Eintritt 
und  1  Rtlr.  beim  Austritt)  die  Jahrmärkte  zu  besuchen.  1791  wurde 
ihnen  auch  sonst  der  vorübergehende  Aufenthalt  in  der  Stadt 
erlaubt,  doch  mußten  sie  den  Judenzoll  zahlen,  nämlich  jeder  durch- 
reisende Jude  1  Tlr.  4  Gr.  für  jeden  Tag  der  Anwesenheit;  für  die 
Erlaubnis  zum  Einkaufe  —  nicht  aber  Verkaufe!  —  von  Kleidern 
und  Wertsachen  war  noch  eine  besondere  Gebühr  zu  entrichten.  Der 
Jahresertrag  der  Abgabe  betrug  beim  Beginne  der  preußischen 
Herrschaft  220  Tlr.  Im  Jahre  1807  wurde  der  Judenzoll  vom 
französischen  Intendanten  aufgehoben,  so  daß  fortan  den  Juden 
der  dauernde  Aufenthalt  in  Erfurt  nicht  mehr  verwehrt  war.  Da- 
gegen blieben  sie  vom  Bürgerrecht  —  damit  aber  auch  von  jedem 
selbständigen    Gewerbebetriebe    —    auch    femer   noch   lange   ausge- 


—  Be- 
schlossen. Zwar  hatte  1810  die  französische  Kammer  entschieden, 
„die  Vorenthaltung  des  Bürgerrechts  könne  nach  dem  jetzigen  Geiste 
der  Zeit  nicht  fortbestehen'^  Aber  mit  dem  Ende  der  Fremd- 
herrschaft verlor  auch  diese  Bestimmung  ihre  Geltung  und,  da  das 
Edikt  betr.  die  bürgerlichen  Verhältnisse  der  Juden  vom  11.  März 
1812  auf  die  neuen  Provinzen  nicht  ausgedehnt  wurde,  so  blieb  alles 
beim  alten.  Die  Stadtbehörden  verweigerten  jedem  Juden  das  Bürger- 
recht ;  mit  außerordentlicher  Energie  verteidigten  sie  gegen  Regierung 
und  Ministeriuia  das  ^Privilegium  de  non  tolerandis  judaeis^,  das  sie 
auf  Grund  jenes  alten  Vertrages  mit  dem  Erzstift  von  1468  noch 
jetzt  zu  Recht  zu  besitzen  glaubten.  In  einer  Immediatvorsteliung 
wandten  sich  schließlich  Magistrat  und  Stadtverordnete  an  den  König 
und  baten  unter  Hinweis  auf  die  moralischen  Gefahren,  welche  durch 
die  Juden  der  Bevölkerimg  imd  namentlich  dem  Handel  drohten,  um 
Anerkennung  und  Schutz  ihres  Privilegs;  doch  entschied  der  König 
1830,  daß  die  Aufnahme  von  Juden  landesherrliche  Gerechtsame  sei.^) 
Aber  erst  das  Gesetz  über  die  Verhältnisse  der  Juden  vom  23.  Juli 
1847  hob  in  Erfurt  die  bisherigen  Schranken  völlig  auf  und  stellte 
die  Juden  in  öffentlich-rechtlicher  Beziehung  den  Christen  im  allge- 
meinen gleich. 

0)  Verfolgten  die  eben  besprochenen  Abgaben  ursprünglich  den 
Zweck,  die  Bürger  nach  Möglichkeit  gegen  fremde  Zuwanderung  und 
Konkurrenz  im  Erwerb  zu  schützen,  so  sollten  einige  andere  Ab- 
gaben die  Auswanderung  einheimischer  Vermögen  verhindern,  damit 
der  einmal  errungene  Besitz  dauernd  der  Stadt  verblieb.  Das 
Abifugsgeld  (oder  „Nachsteuer^)  hatte  jeder  ins  Ausland  ziehende 
Untertan  von  seinem  gesamten  Vermögen  in  der  Regel  mit  5  7o)  j^^ 
retorsionis  auch  wohl  mit  10  bis  15  %,  zu  entrichten,  —  es  sei  denn, 
daß  mit  den  betreffenden  Ländern  eine  wechselseitige  Freiheit  von 
Abzugsgeld  vereinbart  war.  Einen  ähnlichen  Charakter  hatte  das 
KoUateraigeJd,  eine  Art  Erbschaftssteuer  —  freilich  nicht  im  modernen 
Sinne  — ,  welche  von  den  ins  Ausland  (bzw.  in  solche  fremde 
Staaten,  mit  denen  keine  Freizügigkeit  vereinbart  war)  gehenden, 
an  Seitenverwandte  ^)  fallenden  Erbschaften  in  Höhe  von  5^^  erlegt 
werden  mußte.  Nach  den  Etats  pro  1804/05  und  1805/06  brachten 
beide  Abgaben  der  Stadtkasse  jährlich  noch  1300  bis  1600  Rtlr., 
also   6   bis    7^0    ihrer   Gesamteinnahme,    ein.     Unter   französischer 


»)  Vgl.  Brf.  Arch.  XXV,  Nr.  lö;  femer  v.  Tettau,  a.  a.  O.  S.  218  fiF. 
^)  Daher  der  Name! 
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Herrschaft  ging  ihr  Ertrag  erheblich  zurück,  ebenso  lieferten  sie  nach 
den  Etats  pro  1814  und  1818  nur  noch  unbedeutende  Summen  (250 
basw.  100  Rtlr.). 

H)  Schon  im  Mittelalter,  damals  sogar  noch  mehr  als  heute,  war 
die  Besteuerung  des  Grundbesitzes  eine  der  wichtigsten,  wenn  nicht 
die  wichtigste,  Einnahmequellen  für  den  städtischen  Haushalt.  Während 
das  Eealgeschoß  auf  alle  Grundstücke  —  mit  geringen  Ausnahmen  — 
nach  einem  festgesetzten  Maßstabe  gleichmäßig  verteilt  war,  gab  es 
daneben  eine  Reihe  von  Lasten,  welche  nur  auf  bestimmten  Grund- 
stücken ruhten.  Das  waren  die  Grundzinsen^) ,  die  wir  auch  in 
Erfurt  im  Stadtkassen  etat  unter  verschiedenen  Benennungen  —  Erb- 
zins, Freizins,  Laßzins,  Zins-  und  Rauchhühner,  Erb-  und  Brücken- 
zins, Lehngeld,  Mühlenzins  —  wiederfinden.  Ihre  Entstehung  reicht 
teilweise  noch  weiter  zurück  als  die  des  Geschosses.  Als  der  Stadt 
das  Privileg  erteilt  wurde,  daß  kein  Bürger  vor  ein  anderes  Gericht 
als  das  städtische  geladen  werden  durfte,  zogen  es  die  bedeutendsten 
Güterbesitzer  und  Landedelleute  der  Umgegend  vor,  in  die  Stadt  zu 
ziehen  und  dort  das  Bürgerrecht  zu  erwerben,  um  sich  so  dem 
Gericht  des  Grafen  zu  entziehen.  In  jene  Zeit  wird  der  Ursprung 
der  Erbeinsen  in  Erfurt  verlegt.  Die  Herren  konnten  und  wollten 
ihre  Güter  nicht  mehr  verwalten  und  überließen  sie  daher  gegen  einen 
dauernden  unveränderlichen  Zins  ihren  freigelassenen  Hörigen  zum 
freien  Eigentum.  Die  Grundstücke,  auf  denen  Freizinsen  lasteten, 
waren  ehedem  Lehen  des  Erzstifts.  Ein  im  ISJ.  Jahrhundert  regierender 
Erzbischof  erklärte  die  Grundstücke  für  freies  Eigentum  der  Lehns- 
mannen, behielt  aber  dem  Erzstift  einen  jährlichen  Zins  und  ein  bei 
etwaigen  Veräußerungen  des  Grundstückes  von  dem  Kaufgelde  zu 
zahlendes  Lehngeld  vor.  Die  Freizinsen  waren  also  ihrem  Wesen 
nach  nichts  anderes,  als  Erbzinsen,  welche  der  Kirche  geschuldet 
wurden.  Das  Recht,  Erbzinsen  zu  erheben,  erhielt  die  Eigenschaft 
unbeweglicher  Sachen,  wurde  in  die  Verrechten*)  eingetragen  und 
besonders  versteuert*)  und  wurde  somit  auch  Gegenstand  des  privat- 
rechtlichen Verkehrs.  Auf  diesem  Wege  gelangte  ein  Teil  der  Erb- 
zinsen in  das  Eigentum  der  Stadtkämmerei.  Indessen  ist  hiermit 
nicht  der  Ursprung  aller  zur  Stadtkasse  fließenden  Erbzinsen  erklärt. 
Es  gab  vorbehaltene,  aufgelegte  und  angebotene  Erbzinsen.    Vor- 


>)  Vgl.  Heinemann,  S.  36,  104 ff.  and  226 ff.;  Gebauer.  S.  85 ff. 

^  Vj?l.  oben  8.  48. 

')  Daher  z.  B.  das  Realgeschoß  von  den  Erbzinsen. 
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behaltene  waren  solche,  die  der  erste  Eigentümer  der  Grundstücke 
sich  und  seinen  Rechtsnachfolgern  rersprechen  ließ,  als  er  einem 
Anbauer  das  Eigentum  übertrug.  Dieser  Gruppe  von  Erbzinsen  traten 
im  Laufe  der  späteren  Kechts-  und  Yerkehrsentwicklung  andere  an 
die  Seite,  die  dem  Besitzer  eines  Grundstückes  (richtiger :  dem  Grund- 
stücke) auf  Grund  irgendeines  privatrechtlichen  Vertrages  aufgelegt 
oder  die  von  einem  Grundbesitzer  der  Kirche,  einer  Stiftung  oder 
einer  Privatperson  freiwillig  angeboten  wurden.  Am  häufigsten 
waren  die  Erbzinsen  ihrem  Ursprünge  nach  aufgelegte.  Sei  es  nun, 
daß  ein  Darlehnsgeber  sich  Kapital  und  Zinsen  in  dieser  rechtlich 
bevorzugten  Form  durch  eine  Art  Rentenkauf  sicherte,  um  nicht 
gegen  die  kanonischen  Zinsverbote  zu  verstoßen,  oder  daß  ein  Grund- 
stück in  Erbpacht  gegeben  und  ein  bestimmter  Zins  als  Äquivalent 
für  die  Nutzung  des  Bodens  vereinbart  wurde,  oder  daß  es  sich  um 
Veräußerungen  von  Grundbesitz  handelte,  bei  denen  sich  der  Ver- 
käufer neben  dem  Kaufpreise  oder  auch  statt  desselben  eine  dauernde 
Rente  ausbedang.  In  letzterer  Gestalt  spielte  die  Erbzinsleihe  (Erb- 
leihe, Erbpacht)  besonders  unter  dem  absoluten  landesherrlichen 
Regimente  eine  hervorragende  Rolle.  Man  pflegte  Grundstücksver- 
käufe fast  regelmäßig  in  dieser  Form  abzuschließen.  Wir  sehen 
daraus,  daß  die  Grundzinsen  nicht  eigentlich  eine  Art  Grundsteuer 
waren,  sondern  vielmehr  den  Charakter  von  Hypotheken  oder  richtiger 
Rentenschulden  unseres  heutigen  Rechtes  tragen. 

Die  Erbzinsen,  welche  zur  Stadtkasse  flössen,  waren  also  von  ihr 
teils  durch  privatrechtlichen  Vertrag  —  Verkauf,  Verpfändung, 
Schenkung  u.  a.  —  erworben,  teils  bei  der  Veräußerung,  Verleihung 
oder  Verpachtung  von  städtischer  Länderei  vorbehalten  worden.  Die 
Zinsabgabe  bestand  entweder  in  Geld  oder  in  Naturalien.  Wurden 
Naturalien  geschuldet,  so  stand  es  häufig  im  Belieben  des  Schuldners, 
statt  dessen  den  Zins  in  Geld  zu  entrichten.  So  erklärt  sich  z.  B« 
die  Bezeichnung  Zins-undRauchhühnerimGeld  etat  der  Stadt- 
kasse. Einen  besonderen  Ursprung  haben  die  Erb-  und  Brücken- 
zinsen: nämlich  von  der  Krämerbrücke  ^),  auf  welcher  in  älteren 
Zeiten  alles,  was  mit  Ellen  ausgemessen  oder  mit  Gewicht  ausgewogen 
wurde,  verkauft  werden  mußte.  Infolge  dieser  Konzentration  des 
Handelsverkehres  hatten  die  dort  liegenden  Häuser  eine  sehr  bevor- 
zugte Lage;   der  Rat  hatte   daher  jene  Grundstücke  bei  ihrer  Aus- 


^)  Eine  steinerne  Bogenbrücke,  auf  beiden  Seiten  vollständig  mit  Häusern 
besetzt  und  so  zu  einer  Straße  gebildet. 
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leihaDg  mit  einem  besonders  hohen  Zins  belegt,  der  später,  als  sich 
der  Handel  von  der  ELrämerbrücke  wegzog,  bedeutend  vermindert 
wurde,  aber  seine  alte  Benennung  behielt.  Ebenfalls  ein  Erbzins  ist 
der  Mühlenzins,  seiner  Entstehung  nach  der  Ausfluß  eines  alten 
Regals,  welches  die  Kämmerei  durch  spezielle  Verleihung  erlangt 
hatte.  Das  Mühlenregal  war  lediglich  eine  Folge  des  allgemeinen 
Wasserregals,  welches  den  Landesherren  an  allen  schiffbaren  Gewässern 
und  daher  auch  an  ihrer  I^utzung  zustand.  Die  Zahl  der  Mühlen  in 
Erfurt  war  schon  im  Mittelalter  eine  außerordentlich  hohe,  noch  zu 
Beginn  des  19.  Jahrhunderts  gab  es  deren  37.^) 

Der  Jahresertrag,  den  alle  Arten  von  Erbzinsen  der  Stadtkasse 
vor  hundert  Jahren  einbrachten,  schwankt  zwischen  900  und  1000  Tlrn., 
also  etwa  4  bis  5  %  ^^^  Gesamteinnahme. 

I)  Wie  eine  Grundsteuer  wirkte  —  und  sei  deshalb  in  diesem 
Zusammenhange  erwähnt  —  die  Mnqmrtienmgslast^),  welche  be- 
kanntlich vor  Zeiten,  und  in  besonderem  Maße  in  der  Periode  des 
Absolutismus,  gewissermaßen  als  dessen  notwendige  Vorbedingung, 
eine  sehr  drückende  Belastung  des  Grundbesitzes  bedeutete.  Kasernen 
gab  es  ursprünglich  gar  nicht,  später,  gegen  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts nur  ausnahmsweise  und  nur  für  einen  Teil  der  Truppen. 
Die  Städte  waren  verpflichtet,  den  Truppen  Naturalquartier  oder  ent- 
sprechende Quartiergelder  zu  gewähren.  Erfurt  war  kurz  nach  der 
kurmainzischen  Okkupation  vorübergehend  mit  einer  Garnison  von 
4000  Mann  Fußvolk  und  500  Reitern  belegt,  von  denen  etwa  nur  ein 
Zehntel  in  einer  Zitadelle  untergebracht  war.  Den  übrigen  mußten 
Bürgerquartiere  angewiesen  werden.  Später  hat  die  Besatzung  zwischen 
2000  und  1000  Köpfen  geschwankt.  Beim  Übergänge  Erfurts  an 
Preußen  zählte  sie  1100  Mann,  welche  sich  größtenteils  in  Kasernen 
befanden.  Für  die  Befreiung  von  der  Einquartierungslast  hatten  die 
Erfurter  Bürger  jedoch  eine  außerordentliche  Abgabe  zu  zahlen. 
Nach  der  preußischen  Besitznahme  wurde  die  Garnison  fast  ver- 
doppelt und  die  gesamten  Truppen  in  Bürgerquartiere  gelegt,  ohne 
daß  gleichzeitig  jene  Abgabe  aufgehoben  wäre.  Die  Last  war  um  so 
drückender,  als  sie  fast  ausschließlich  auf  der  ärmeren  Bevölkerung 
ruhte,  während  alle  staatlichen  und  städtischen  Beamten,  von  der 
höchsten  bis   zur  geringsten  Stelle   (selbst  die  Pfarrhauptleute),   von 

^)  Vgl.  V.  Tettau,  Beiträge  zur  Topographie  und  Statistik,  S.  189. 

»)  Vgl  Overmann,  S.  32 f.;  v.  Tettau,  Top.  u.  Stat.  v.  E.,  unter  „Müitär- 
bevölkerung";  Servisregulativ  vom  17.  III.  1810  und  die  Einquartierungsregulative 
von  1835  und  1848. 
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der  EinquartieruBgslast  befreit  waren.  Der  Magistrat  erklärte  dazu: 
die  Befreiung  habe  von  jeher  bestanden  und  sei  als  eine  Art  Ton 
Zulage  zu  dem  geringen  Beamteugehalt  betrachtet  worden.  y,Dem 
ärmeren  Teile  der  Bürgerschaft^,  so  berichtete  1802  die  preußische 
Organisationskommission,  „welcher  teils  aus  Mangel  an  Baum,  teils 
bei  der  Teuerung  des  Holzes  im  Winter  sein  ganzes  Hauswesen  in 
eine  einzige  Stube  zusammendrängen  muß,  will  es  gar  nicht  eingehen, 
diese  mit  dem  Einquartierten  zu  teilen  und  ihn  zum  Zeugen  aller 
Auftritte  des  ersteren  zu  machen.^'  Noch  lange  Jahre  blieb  die  Last 
bestehen ;  die  nach  und  nach  wieder  instand  gesetzten  alten  Kasernen 
vermochten  doch  nur  einen  kleinen  Teil  der  Garnison  zu  bergen. 
Erst  nach  der  Dotation  ging  man  mit  größerem  Eifer  an  die  Er- 
richtung neuer  Kasernen.  Naturgemäß  war  die  Einquartierungslast 
in  der  französischen  Zeit  eine  exorbitante  (vgl.  oben  S.  32  Anm.  2).  — 
Ihrer  juristischen  Natur  nach  galt  die  Einquartierung  als  eine  Real- 
last, die  als  solche  auf  den  Häusern  haftete,  und  deren  Verteilung 
sich  lediglich  auf  die  Größe  und  Beschaffenheit  des  darin  befindlichen 
Baumes  gründete.  Die  Bürger  waren  verpflichtet,  den  Soldaten 
Quartier,  Bett,  Holz  zum  Kochen  und  Salz  zu  geben,  sowie  ihnen 
das  zu  kochen  und  zuzurichten,  was  diese  sich  an  rohen  Lebens- 
mitteln eingekauft  hatten. 

Wir  haben  im  vorstehenden  von  solchen  Abgaben  gesprochen, 
welche  den  Ausgangspunkt  der  Besteuerung  im  mittelalterlichen  Erfurt 
bildeten  und  welche  zugleich  damals  den  Hauptbestandteil  der 
städtischen  Einnahmen  ausmachten.  Während  der  Blütezeit  und 
unter  kurmainzischer  Verwaltung  trat  hierin  eine  Änderung  ein,  auf 
welche  die  Entwicklung  des  Handels-  und  Gewerbeverkehrs  von  selbst 
hindrängte:  die  von  der  Bürgerschaft  so  drückend  empfundenen 
Grund-  und  Vermögenssteuern  wurden  vermindert  und  die  städtische 
Finanzwirtschaft  in  weit  höherem  Maße  als  bisher  auf  die  indirekte 
Besteuerung  des  Lebensmittelverbrauches  und  auf  die  fiskalische  Aus- 
nutzung von  Handel  und  Gewerbe  gegründet.^)  Zwar  hatte  es  der- 
gleichen Abgaben  schon  ehedem  gegeben,  aber  ihre  finanzielle  Be- 
deutung war  bisher  gegenüber  der  Belastung  des  Grund-  und  Kapital- 
vermögens eine  nur  untergeordnete  gewesen;  später,  besonders  im 
Laufe  des  17.  und  18.  Jahrhunderts,  traten  sie  mehr  in  den  Vorder- 
grund. 


*)  Vgl.  Stieda,  S.30ff.;  Gebauer,  S.  91  f. 
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K)  Durch  ihre  relative  Höhe  fallen  im  Erfurter  Stadtkassenetät 
pro  1804/05  sofort  die  Einkünfte  vom  Brauwesen  auf:  18 7o  ^^^ 
Gesamteinnahme  (4000  Tlr.).  Die  Entstehung  dieser  Erhebungen^) 
ist  von  besonderem  Interesse.  Im  mittelalterlichen  Erfurt  wurden, 
abgesehen  von  den  Bewohnern  der  Vorstädte,  die  zünftigen  und  die 
nicht  zünftigen  Bürger  streng  unterschieden:  jene  hießen  in  ihrer 
Gesamtheit  die  „Handwerke^,  diese  die  „Viertel^.  Die  nicht  zünftigen 
Bürger  hatten  vor  den  Handwerken  ein  eigentümliches  Vorrecht 
voraus:  das  des  „eigenen  Bieres'^,  d.  h.  die  Braugerechtigkeit,  von 
welcher  die  zünftigen  Bürger  in  Erfurt  das  ganze  Mittelalter  über 
ausgeschlossen  blieben.  Allein  in  den  Biereigenhöfen  (Biereigen  =  Bier- 
eigentümer) durfte  gebraut  werden.  Das  Bierauftun  ging  nach  einer 
festen  Ordnung,  die  der  Bat,  aber  auch  jeder  Biereige,  genau  über- 
waichte,  Reihe  um,  so  daß  also  jeder  Biereigenhof  zeitweise  eine  öffent- 
liche Schenkstube  hatte.  Zweifellos  war  mindestens  der  größte  Teil 
der  nicht  zünftigen  Bürger  Biereigen,  woneben  sie  ja  ungestört  noch 
ihren  besonderen  Geschäften  nachgehen  konnten,  —  gab  es  doch 
später  in  Alt-Erfurt^)  632  solcher  Biereigenhöfe.  Wir  finden  dieses 
sonderbare  Brauprivileg  in  Erfurt  schon  im  13.  Jahrhundert  vor. 
Die  Statuten  der  Stadt  vom  Jahre  1510^)  enthalten  in  einem  besonderen 
Titel  „Von  Biereygen"  eine  ausführliche  Begelung  des  Erfurter  Brau- 
wesens. Diese  Statuten,  welche  nach  der  Bevolution  des  vorher« 
gegangenen  „tollen  Jahres^  überhaupt  die  Tendenz  hatten,  eine 
größere  Rechtsgleichheit  unter  den  Bürgern  herzustellen,  gaben  fortan 
auch  den  zünftigen  Bürgern  die  Möglichkeit,  Biereige  zu  werden. 
Im  übrigen  waren  darin  die  Rechte  und  Pflichten  der  Biereigen  im 
einzelnen  folgendermaßen  fixiert:  zum  Brauen  war  einmal  der  Besitz 
eines  Biereigen  recht  es,  dann  aber  auch  der  eines  Biereigenhofes 
erforderlich.  Das  Biereigenrecht  hatte  die  Eigenschaft  eines  Lehens 
und  war  in  der  Weise  vererblich,  daß  es  auf  die  männliche  Deszendenz 
und  die  Witwe  überging.  Mangels  erbfähiger  Erben  fiel  das  Bier- 
eigenrecht dem  Rate  (bzw.  dem  StaÄte)  zu  weiterer  erblicher  Ver- 
leihung an  andere  Bürger  oder  zu  eigener  Nutzung  mittels  der  jähr- 
lichen „Brauverlosung^  „heimgefallener"  Biereigenrechte  zu.  In 
kurmainzischer  Zeit  erhielten  die  Biereigen  die  Befugnis,  ihre  Ge- 
rechtigkeit mit   landesherrlicher   Genehmigung    zu   veräußern;    auch 


1)  Vgl.  Eirchhoff,  Exfart  im  13.  Jahrhundert,  S.  55  ff. 

*)  In  den  Vontädten  durfte  kein  Bier  feilgehalten  werden. 

')  Abgedruckt  bei  Heinemann,  S.  106  ff. 
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konnte  der  Landesherr  neue  Berechtigungen  ohne  oder  gegen  Ent- 
geld  verleihen.  Die  Zahl  der  Biereigenrechte  betrug  vor  hundert 
Jahren  184.  Ihr  Wert  ging  namentlich  in  der  französischen  Zeit 
sehr  zurück,  wie  ein  Vergleich  der  neueren  Erwerbspreise  mit  den 
älteren  zeigt.  Bei  neueren  Erwerbungen  waren  durchschnittlich  kaumi 
800  Tlr.  gezahlt  worden,  die  Preise  schwanken  zwischen  1200  und 
350  Tlrn.  —  Biereigenhöfe  waren  diejenigen  Wohnhäuser  der  Innen- 
stadt, welche  „vor  Alters  ein  Biereygenhof  gewest."  Ein  jeder  Biereige 
mußte  jährlich  für  die  Nutzung  seines  Privilegs  „400  Gulden  ver- 
schossen und  verrechten,  er  habe  sie  oder  nicht."  Ferner  war  ein 
Maximalquantum  festgesetzt,  welches  beim  Brauen  nicht  überschritten 
werden  durfte.  Als  im  Jahre  1816  das  Edikt  vom  2.  November  1810 
und  das  Gewerbegesetz  vom  7.  September  1811  in  Erfurt  Geltung 
bekamen,  verloren  die  Biereigen  ihre  bisherige  Exklusivberechtigxmg. 
Die  alte  Brauverfassung  wurde  durch  Einführung  der  Gewerbefreiheit 
aufgehoben,  wofür  den  Berechtigten  —  allerdings  erst  im  Jahre 
1824  —  eine  Entschädigung  *)  bewilligt  wurde. 

Die  Einkünfte  des  Postens  „von  den  Brauereien",  die  nach  dem 
Etat  pro  1804/05  noch  fast  4000  Tlr.  ausmachten,  gingen  dann  mehr 
und  mehr  zurück.  Bereits  im  folgenden  Rechnungsjahre  betrugen  sie 
nur  2500,  1814  und  1818  nur  rund  2000  Tlr.  Nachstehende  Zu- 
sammenstellung mag  die  speziellen  Erträge  der  verschiedenen  Brauerei- 
abgaben zeigen  —  und  zugleich  ein  Beispiel  der  Zersplitterung  geben, 
welche  selbst  in  den  einzelnen  Positionen  jedes  Titels  herrschte. 


8 

c) 

i] 


Braukesselgeld 

für  Traber 

für  verkaufte  Biereigenrechte     .     .     . 

für  verkaufte  Braulose 

Spuntgeld  ") 

Bierbett-  und  Wassergeld 

Gebühr  von  Biereigen 

für  verkaufte   ehemalige  Ratsbraulose 

in  Summa  Taler: 


1785'/^ 


*)  Ein  Eegierungsregulativ  vom  12.  Juli  1824  bestimmte,  daß  zur  Ent- 
schädigung und  Ablösung  der  vormaligen  Biereigenberechtigungen  ein  Fonds  ge- 
bildet würde,  aus  dem  zunächst  für  jedes  Biereigenrecht  bis  zur  Amortisation, 
bzw.  bis  zur  Erledigung  durch  Heimfall  eine  jährliche  Rente  von  32  Tlrn.  ge- 
währt wurde.    Die  Besitzer  der  Biereigenhöfe  wurden  als  solche  nicht  ent- 
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Neben  den  obigen  Brauereiabgaben  gab  es  in  Erfurt  noch  eine 
Bieraccise  mit  einem  Ertrage  von  jährlich  12000  Tlrn.  Sie  blieb 
1804  bei  Errichtung  der  Stadtkasse  von  der  Überweisung  an  dieselbe 
ausgeschlossen,  —  „obgleich  sie  für  eine  Kämmereiabgabe  zu  er- 
kennen", —  da  sie  „die  Stadtkasse  über  Bedürfnis  ausstatten  würde."  ^) 
Endlich  wurde  zur  Stadtarmenkasse  noch  das  Malggeld  mit  fast 
2000  Tlrn.  jährlich  erhoben,  für  dessen  nachmaligen  Wegfall  aus  dem 
Ablösungsfonds  der  Biereigen  eine  entsprechende  jährliche  Vergütung 
gezahlt  wurde.  —  Man  sieht  jedenfalls  aus  alledem :  das  Bier  mußte 
bei  der  Besteuerung  tüchtig  herhalten! 

L)  Die  mittelalterliche  Wirtschaftspolitik  der  Städte  ist  charakterisiert 
durch  eine  planmäßige  Bevorzugung  des  Handwerkes,  des  gewerblichen 
Mittelstandes.  Alle  obrigkeitlichen  Maßnahmen  zur  Regelung  des 
Handels  und  Verkehrs,  wie  Bannmeilenrecht,  Stapelzwang  und  Gäste- 
recht, insbesondere  aber  die  ganze  Zunftverfassung  bezweckten  „eine 
Konkurrenzregulierung  im  Interesse  der  örtlichen  Gewerbetreibenden, 
des  lokalen  Marktes"  (Schmoller).  Wir  haben  bereits  oben  in  dem 
Bürgergeide,  dem  Schutzgelde  und  dem  Judenzoll  Abgaben  .gesehen, 
die  ursprünglich  eine  gleiche  Tendenz  (wenigstens  teilweise,  daneben 
freilich  noch  andere  Zwecke)  verfolgten.  Aber  noch  andere  Abgaben 
hängen  damit  zusammen.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  das  Monopol 
der  einheimischen  Handwerker  nicht  durchzuführen  war  ohne  eine 
umfassende  obrigkeitliche  Beaufsichtigung  des  gesamten  Verkehrs, 
und  daß  diese  nun  einmal  unvermeidliche  Kontrolle  ganz  von  selbst 
die  Quelle  einer  bequemen  Verkehrsbesteuerung  wurde.  Jenes  Monopol 
des  städtischen  Handwerkes  erstreckte  sich  nicht  nur  auf  die  Stadt 
selbst,  sondern  das  „Bannmeilenrecht"   verbot   den  Betrieb  gewisser 


schädigt.  Eine  Ablösung  fand  nur  hinsichtlich  derjenigen  Berechtigungen  statt, 
welche  nicht  zum  Heimfall  standen  (die  anderen  erhielten  nur  die  Rente).  Bei  solchen 
Biereigenrechten,  welche  durch  Kauf  erworben  waren,  erfolgte  die  Ablösung 
mit  800  Tim.  —  dem  2ö-fachen  Betrage  der  Rente  — ,  bei  ererbten  Rechten 
hingegen  nur  mit  400  Tlrn.  Über  diese  Beträge  wurden  Obligationen  ausgestellt, 
welche  gleichmäßig  mit  32  Tlrn.  —  also  4  bzw.  8%  —  verzinst  wurden  und 
allmählich  durch  Verlosung  zur  Auszahlung  kamen.  Die  Einnahmen  des  Ent- 
Bchädigungs-  und  Ablösungsfonds  bestanden  in  einem  Kommunalzuschlage  zur 
staatlichen  Braumalzsteuer  mit  einem  J  ahresertrage  von  etwa  6000  Tlrn. 

«)  Fällt  weg;  dagegen  im  Tit.  III  („Pacht  und  Mietzins")  165  Tlr. 

')  Übernimmt  fortan  die  staatliche  Accisekasse. 

*)  Fällt  infolge  der  aufgehobenen  früheren  Brauverfassung  aus. 

')  So  die  Kriegs-  und  Domänenkammer  im  Erläuterungsprotokoll  zum  Ent- 
wurf des  Erfurter  Stadtkassenetats  pro  1804—05  (vgl.  Erf.  Arch.  XXV,  Nr.  19). 
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Gewerbe,  in  Erfurt  auch  das  Brauen,  auf  dem  zum  Stadtgebiet  ge- 
hörigen platten  Lande.  Nur  auf  den  Jahrmärkten,  teilweise  auch  den 
Wochenmärkten,  gestatteten  die  Städte  eine  Art  Freihandel  und  ließen 
fremde  Gewerbetreibende  zu;  und  außerdem  zwang  das  nStapelrecht^, 
das  wie  alle  größeren  ■  Städte  auch  Erfurt  besaß ,  durchreisende 
Händler,  ihre  Waren  eine  Zeitlang  an  bestimmten  Straßenplätzen 
öffentlich  auszustellen  und  feilzuhalten.  Regelmäßig  war  dabei  üblich, 
den  Handel  auf  amtliche  Yerkehrsplätze  zu  beschränken,  um  die 
polizeiliche  Aufsicht  zu  erleichtem,  —  ein  Zwang,  dem  sogar  auch 
die  städtischen  Zunftangehörigen,  später  freilich  nur  noch  auf  den 
Wochen-  und  Jahrmärkten,  unterlagen.  So  entstand  z.  B.  das 
Markt-  und  Standgeld  und  alle  die  anderen  Abgaben,  welche  in 
den  mannigfaltigsten  Formen  für  die  Überlassung  derartiger  Ver- 
kaufsstände zu  entrichten  waren.  Mit  der  alten  Zunftverfassung^) 
und  den  Zunftmonopolen  erhielten  sich  auch  jene  altertümlichen  Ab- 
gaben bis  weit  in  das  19.  Jahrhundert  hinein,  nur  wurde  ihre  enge 
Umgrenzung  naturgemäß  mit  der  Zeit  erweitert.  Vor  hundert  Jahren 
umfaßte  der  Posten  „Markt-  und  Standgeld^  —  mit  einer  Einnahme 
von  kaum  hundert  Talern  —  im  Erfurter  Stadtkassenetat  im  einzelnen : 
Marktgeld  für  das  nach  Erfurt  zu  Markt  gebrachte  Vieh,  Marktgeld 
von  fremden  Töpfer-  und  Schreinerwaren,  von  verliehenen  Kramläden 
und  -Ständen,  von  verstatteten  Hakenrechten  u.  dgl.  In  der  modernen 
Finanzwissenschaft  würden  die  Markt-  und  Standgelder  zu  den  G^ 
bübren  gerechnet  werden.     Die  anderen  ebenfalls  hierher  gehörenden 


^)  Am  Beginne  des  19.  Jahrhunderts  beruhte  die  Organisation  des  Hand- 
werks in  Erfurt  noch  fast  völlig  auf  mittelalterlicher  Grundlage.  Es  gab  62 
zünftige  und  30  zunftfreie  Gewerke.  Die  Zünfte  reichten  meist  bis  ins  16.,  einige 
—  die  sog.  großen  Zünfte  —  sogar  bis  ins  13.  Jahrhundert  zurück.  Die  letzteren 
waren  seit  dem  Mittelalter  im  Bäte  durch  sechs  Abgeordnete  vertreten.  Jede 
Zunft  hatte  von  alters  her  ihre  besondere  Ordnung  und  eigene  Vermögensyer* 
waltung.  Die  laufenden  Geschäfte  besorgte  ein  Ausschuß  mit  dem  Obermeister 
an  der  Spitze;  zu  den  wichtigeren  Innungsgeschäften  versammelte  sich  die  Zunft 
in  den  „Quartals^versammlungen.  Die  alten  Bräuche,  die  vor  Jahrhunderten 
wohl  ihren  Sinn  gehabt  hatten,  waren  unterdessen  überall  zur  leeren  Form  ge- 
worden. So  veranstalteten  die  Innungen  noch  alljährlich  ihre  „JahreetagsesBen^, 
auf  denen  sie  einen  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  längst  nicht  mehr  entsprechenden 
Aufwand  entfalteten.  An  dem  Jahrestagsessen  der  Leineweberzunfb  im  Jahre  1803 
nahmen  z.  B.  nicht  weniger  als  400  Menschen  auf  Kosten  der  Innung  teil !  Die 
Folge  war  natürlich,  daß  Zünfte  und  Meister  tief  in  Schulden  verwickelt  wurden. 
Im  übrigen  ist  das  „Dispensationsgeld"  (vgl.  im  Text!)  ein  sprechender  Beweis 
für  den  allmählichen  Verfall  der  Zünfte  im  17.  und  18.  Jahrhundert.  —  Vgl. 
Overmann,  S.  98  ff. 
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Erhebungen  von  Zünften  und  HandwerJcern  und  an  Zunft-  oder 
Ungeld  hatten  den  Charakter  von  Gewerbe-,  bzw.  Konzessions- 
abgaben der  einzelnen  Zünfte  und  mochten  sich  zum  TeiP)  wohl 
ebenfalls  aus  den  Gebühren  für  jene  Verkaufsstände  entwickelt  haben. 
Soweit  die  Abgabe  die  „Hammer  führenden"  Gewerke  betraf,  war 
sie  eine  "Gegenleistung  für  die  alljährlich  zu  erneuernde  Belehnung 
mit  Heiligen  und  Stab,  —  ein  alter  Brauch,  der  damit  zusammen- 
hängt, daß  die  Zünfte  einen  Heiligen  als  Schutzpatron  hatten,  und 
der  ein  Beweis  dafür  ist,  daß  sie  ehedem  neben  ihren  wirtschaftlichen 
auch  religiöse  Zwecke  verfolgten.  Die  Zahlungen  der  einzelnen  Zünfte 
schwankten  zwischen  7^2  Gr.  und  22  Tlrn.,  der  Gesamtertrag  war 
etwa  140  Tlr.  Bedeutendere  Summen,  340  Tlr.  jährlich,  lieferten  das 
Meistergeld  und  das  Dispensationsgeld,  zwei  ebenfalls  von  den  Zünften 
aufzubringende  Abgaben.  Die  erstere  mußte  entrichten,  wer  das 
Meisterrecht  erhielt;  sie  stammte  also  ebenfalls  schon  aus  alter 
Zeit.  Das  Dispensationsgeld  dagegen  war  neueren  Datums :  es  konnte 
erst  aus  einer  Zeit  herrühren,  da  der  innere  Verfall  des  Zunft- 
wesens bereits  begonnen  hatte.  Durch  Zahlung  dieser  Abgabe  konnten 
sich  wohlhabendere  Handwerker  von  der  Verpflichtung  der  drei 
Wanderjahre,  von  der  „Muthe"  —  einer  halb-  bis  ganzjährigen  Probe- 
zeit vor  Verleihung  des  Meisterrechts  — ,  zuweilen  sogar  auch  von 
der  Anfertigung  eines  Meisterstücks  dispensieren  lassen.  Die  durch 
das  Gewerbesteueredikt  vom  2.  November  1810  und  das  Gewerbe- 
polizeiedikt vom  7.  September  1811  proklamierte  Gewerbefreiheit, 
welche  in  Erfurt  1816  zur  Durchführung  kam,  beseitigte  alle  bisherigen 
Gewerbemonopole  der  Zünfte  und  damit  auch  die  hier  genannten 
Zunftabgaben.  Das  Meistergeld  und  das  Dispensationsgeld  kamen 
schon  sofort  nach  der  zweiten  preußischen  Besitznahme   in  Fortfall. 

M)  Endlich  seien  noch  einige  kleinere,  in  der  Hauptsache  sich 
selbst  erklärende,  Konzessionsgebühren  erwähnt.  Das  Hoher- 
Iconisessionsgeld  hatten  die  Obst-,  Gemüse-  und  Federviehhöker  zu 
entrichten,  —  also  auch  eine  Art  Markt-  und  Standgeld.  Das 
ScAzgeld,  ursprünglich  eine  Konzessionsabgabe  für  das  Privileg  des 
Sakhandels,  wurde  beim  Anfall  Erfurts  an  Preußen, 'als  das  Salz  in 


*)  Daneben  finden  sieh  Zahlungen  für  gewisse  Privilegien,  z.  B.  von 
12  „Futterkästnern'*  (Futterhändler,  welche  allein  befugt  waren,  Futterkasten  für 
Pferde  zu  halten)  „für  das  PriTÜeg  des  Alleinhandels  mit  trockenem  Gemüse  zu 
Maria  Reinigung**;  oder  „von  den  Heringern  (Fischhändlern)  für  das  Handels- 
privileg".    Beide  Abgaben  bestanden  bis  1816! 

XLV.  5 
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das  Monopol  des  Staates^)  tiberging,  in  Form  einer  Entschädigung 
aus  der  Salzfaktoreikasse  beibehalten.  Femer  finden  wir  einen  Kanon 
van  SchiJdgerecktigkeiten,  der  von  drei  „Markedendereien"  zu  entrichten 
war;  ein  Bülardkonaessionsgeld  —  von  jedem  Billard  waren  jährlich 
10  Tlr.  zu  zahlen  — ;  Gebühren  von  den  Portechaisenträgem^  also 
der  Abgabe  entsprechend,  die  heute  die  Droschkenbesitzer,  an  die 
Stadt  zu  zahlen  haben;  zwei  Branntweinkonzessionsabgoiben  und  einen 
Kanon  vom  Scharfrichter.^)  Schließlich  nennt  der  Etat  noch  eine 
Fferdeaccise,  gleichfalls  eine  Art  Marktstandsgeld;  ein  Föhlerdegegeid, 
eine  für  jedes  in  der  Stadt  gelegte  Fohlen  zu  entrichtende  Grebühr; 
eine   Weinaccise,   welche   von   dem  im   Stadtgebiete  gezogenen  Wein 


^)  Daraus  erwachs  den  Gemeindebehörden  eine  unangenehme  Aufgabe. 
Denn  in  den  Grenzprovinzen  wurde,  um  den  Bezug  billigeren  8alzes  aus  den 
Nachbarstaaten  zu  verhindern,  jeder  Kommune  aufgegeben,  für  Entnahme  eines 
bestimmten  Salzquantums  zu  haften.  Die  Verteilung  dieses  Quantums  auf  die 
Einwohner  war  den  Gemeindebehörden  überlassen.  In  Erfurt  erfolgte  sie  derart, 
daß  jeder  entnahmepflichtige  Einwohner  —  man  rechnete  z.  B.  für  jeden  Er- 
wachsenen 12,  für  jedes  Kind  6  Piund  —  vom  Magistrat  ein  Salzbuch  bekam  (in 
welches  die  von  der  Seilerei  entnommenen  Mengen  notiert  wurden)  und  am  Jahres- 
schlüsse das,  was  an  seinem  Quantum  fehlte,  nachzuzahlen  hatte.  Später  trat  an 
Stelle  dieser  Konsumtionssteuer  die  Erhebung  einer  Produktionssteuer  auf  den  Salinen. 

')  In  den  Akten  zum  Etat  pro  1818  finden  sich  über  diesen  Posten  kultur- 
historisch interessante  Einzelheiten.  So  zunächst  eine  Urkunde  vom  Jahre  1802, 
derzufolge  ein  gewisser  D.  den  ihm  vom  Kurfürsten  von  Mainz  erblich  verliehenen, 
mit  dem  Besitz  gewisser  Kealitäten  verbundenen,  Nachrichter  dienst  in  Erfurt  und 
zugehörigen  Landen  an  S.  für  8700  Tlr.  verkauft  und  die  preußische  Interims- 
regierung den  Käufer  für  sich  und  seine  Nachkommen  als  neuen  Erbbeständer 
verpflichtet.  Die  Verpflichtungen  des  Nachrichters  bestanden  teils  in  Geld- 
leistungen,  teils  in  der  Übernahme  gewisser  Geschäfte.  So  enthält  die  Urkunde 
—  im  Jahre  1802!  —  u.a.  folgende  Verpflichtung:  „....macht  Erbbeständer 
sich  anheischig,  bei  Examinierung  der  Malefizpersonen  nach  denen  gradibus  die- 
selben mit  Binden,  Daumeisen  und  Beinschrauben,  auch  wirklichen  Foltern  un- 
parteiisch zu  torquieren  und,  was  er  bei  solchen  peinlichen  Fragen  und  münd- 
lichen Schreckungen  hören  oder  erfahren  wird,  bei  sich  geheim  zu  halten  und 
Niemandem  davon  etwas  zu  oflenbaren,  noch  solches  den  Seinigen  zu  gestatten. 
Auch  ist  er  gehalten,  nach  gefälltem  Urteil  die  Malefizpersonen  seinem  Amt  und 
Nachrichterdienst  gemäß  zu  stäupen,  mit  dem  Schwerte  hinzurichten,  zu  henken, 
zu  vierteilen,  zu  verbrennen,  mit  glühenden  Zangen  zu  zwicken,  und  vne  dgl. 
Urteile  gefällt  werden  mögen.*'  Mit  dem  Nachrichterdienste  war  die  Wasen- 
meistereigerechtigkeit  (Abdeckerei)  verbunden.  Im  Jahre  1811  verkaufte  der 
bisherige  Erbbeständer  seine  Berechtigungen  mit  Genehmigung  der  Kriegs*  und 
Domänenkammer  für  8000  Tlr.  Der  Erwerber  wurde  hinsichtlich  seiner  Ver- 
pflichtungen von  der  Behörde  auf  die  Urkunde  vom  Jahre  1802  verwiesen;  dem 
neuen  Erbbeständer  war  also  auch  damals  —  1811!  —  noch  die  Verpflichtung, 
die  Folter  zu  vollstrecken,  vorbehalten. 
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erhoben  wurde,  und  ein  Hapfenmefsgeld.  Die  Gesamteinnahme  der 
Stadtkasse  von  allen  diesen  Gebühren  betrug  jährlich  wenig  über  400  Tlr. 
N)  Damit  sind  die  beiden  bedeutsamsten  Einnahmetitel  des  Stadt- 
kassenetats, „an  beständigen  Gefallen"  und  „an  unbeständigen  Gefallen^, 
d.  h.  die  Einkünfte  aus  Steuern  und  Gebühren  und  aus  Grundzinsen, 
erschöpft,  welche  zwei  Drittel  des  gesamten  Einnahmeetats  ausmachten» 
Es  muß  auffallen,  daß  wir  der  Accise  jener  spezifisch  städtischen 
indirekten  Steuer,  welche  im  mittelalterlichen  Finanzwesen  der  Städte 
eine  so  wichtige  Bolle  gespielt  hat,  im  Erfurter  Stadtkassenetat  nur 
in  einigen  wenigen  Verbrauchsabgaben  mit  höchst  geringfügigen  Er- 
trägen begegnen.  Dies  erklärt  sich  daraus,  daß  die  Accise,  welche 
in  Erfurt  bis  zum  Jahre  1820,  d.  h.  bis  zur  Einführung  der  Mahl- 
und  Schlachtsteuer  durch  das  Gesetz  vom  30.  Mai  1620,  bestanden 
hat,  in  der  kurmaiozischen  Zeit  aus  einer  städtischen  Steuer  in  eine 
staatliche  übergegangen  war  und  fortan  nur  zu  einem  geringen  Teile 
für  die  Stadtkasse  erhoben  wurde.  Bei  dem  außerordentlichen  Ein« 
flusse,  den  diese  Abgabe  auf  das  wirtschaftliche  Leben  in  Erfurt  — 
wie  allenthalben  —  ausgeübt  hat,  dürfen  wir  sie  in  diesem  Zusammen- 
hange nicht  übergehen.  „Die  Accise"  war  der  zusammenfassende 
Name  für  ein  System  indirekter  Verkaufs-  und  Tor-,  sowie  Gewerbe- 
und  Viehsteuem  mit  ziemlich  mäßigen,  aber  möglichst  auf  alles  sich 
ausdehnenden  Sätzen.  Die  kurmainzische  Wage-  und  Acciseordnung 
vom  Jahre  1761^),  welche  am  Beginne  der  preußischen  Regierung 
im  Jahre  1802  noch  galt,  belastete  den  Erfurter  Handel  und  die 
Industrie  nicht  übertrieben.  Die  Erhebung  erfolgte  teils  an  den 
Toren  teils  auf  dem  Wagamt  nach  einem  nur  wenig  detaillierten  und 
daher  leicht  zu  handhabenden  Tarife.  Man  unterschied  die  Wag- 
accise,  die  Fleischaccise  und  die  Bieraccise.  Die  Wagaccise  umfaßte 
14  E2inzelkategorien  und  brachte  im  Jahre  1800  eine  Einnahme  Ton 
13442  Tim.  (1803:  13  361  Tlr.);  die  Erträge  der  einzelnen  Accis- 
gefälle  des  Wagamts  waren  1800  folgende : 


1.  Braukesselgeld*)    .    . 

2.  Branntweinkesselgeld 

3.  Lagerhausgefälle   .    . 

4.  Kaufhausgefälle     .    . 

5.  Wieggeld 

6.  Markt-  und  Standgeld*) 

7.  Kammer-  und  Bodenzins 


175  Tlr. 

1347  n 

78  n 
4282  „ 

79  „ 
46 
60 


n 


n 


8.  Weinaccise 1356  Tlr 

9.  Branntwein  accise     .    .    .  161  „ 

10.  Essigaccise 37  n 

11.  Mehlaccise 4856  „ 

12.  Eruchtaccise 579  1, 

13.  Fleischaccise 300  „ 

14.  Salzaccise 87 


n 


*)  Vgl.  Overmann,  S.  89fiF. 

*)  Wurde  nachmals  (1804)  der  Stadtkasse  überwiesen. 
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Die  Bieraccise  lieferte  jährlich  rund  12000,  die  Fleischaccise 
6000  Tlr.  Man  sieht,  daß  die  Accise  —  abgesehen  von  Bier,  Wein 
und  Branntwein  —  besonders  stark  das  Getreide  und  das  Fleisch, 
also  die  unentbehrlichen  Nahrungsmittel  der  großen  Masse  in  An- 
spruch nahm  und  damit  die  unteren  Klassen  in  höherem  Maße  als 
die  wohlhabenderen  traf.  Im  allgemeinen  wirkte  aber  die  kurmainzische 
Accise  günstig  auf  Handel  und  Verkehr.  Die  Accise  auf  eingeführte 
Handelswaren  war  niedrig  bemessen,  die  für  die  Erfurter  Industrie 
unentbehrlichen  Rohstoffe  blieben  accisefrei.  Trotz  alledem  stand  die 
Reformbedürftigkeit  dieses  Systems  als  eines  „den  Grundsätzen  einer 
guten  Staatswirtschaft^'  —  soll  heißen :  den  fiskalischen  Interessen  — 
nicht  entsprechenden  bei  der  preußischen  Regierung  von  vornherein  fest. 
Eine  ÜbertraguDg  der  in  den  alten  preußischen  Provinzen  geltenden 
Acciseverfassung  verbot  sich  wegen  der  isolierten  geographischen 
Lage  Erfurts  von  selbst.  Die  neuerworbenen  thüringischen  Gebiets- 
teile waren  ohne  Zusammenhang  unter  sich  und  mit  der  Hauptmasse 
des  Staates,  rings  von  fremden  Ländern  umgeben.  Der  gerade  für 
Erfurt  so  bedeutsame  Transithandel  von  und  nach  dem  Auslande 
wäre  ruiniert  worden,  hätte  man  die  in  den  altpreußischen  Landen 
mit  ihren  verhältnismäßig  eiofachen  Grenzen  damals  maßgebenden 
Einfuhrverbote,  bzw.  hohen  EiofuhrzöUe  auch  auf  Erfurt  ausdehnen 
wollen.  So  erließ  die  Regierung  am  23.  Mai  1804  ein  neues  Accise- 
reglement,  welches  am  1.  Juli  1804  in  Kraft  trat.  Die  neue  Accise 
unterschied  sich  von  der  alten  einmal  durch  einen  weit  umfangreicheren, 
bis  ins  einzelne  gehenden  Tarif  und  dann  durch  ihre  höheren  Ab- 
gabensätze. Besonders  war  die  Eingangsaccise,  der  alle  vom  Aus- 
land —  wozu  auch  die  alten  preußischen  Provinzen  gerechnet  wurden  — 
und  vom  platten  Lande  eingeführten  Waren  unterlagen,  wesentlich 
erhöht.  Die  Accisefreiheit  des  Transithandels  und  der  hauptsäch- 
lichsten Industrierohstoffe  blieb.  Im  einzelnen  umfaßte  die  Accise 
folgende  Abgaben: 

1.  die  Eingangsaccise  für  die  zur  Konsumtion  importierten  Gegenstände 
(der  Durchgangshandel  blieb  unbelastet); 

2.  die  Mahlacoise  von  Getreide  zu  Mehl,  von  Malz,  Branntweinschrot, 
Weizen  zu  Puder  und  Stärke,  Graupen-  und  Grützkorn,  Futter-  und  Gerber- 
schrot, —  eine  von  der  Eingangsaccise  ganz  getrennt  bestehende  Abgabe; 

3.  die  Accise  auf  Getränke,  die  nicht  aus  Getreide  fabriziert  wurden; 

4.  die  Schlachtaccise  von  eingeführtem  Schlachtvieh; 

5.  die  Nachschuß-  und  Ergänzungsaccise  für  im  Inlande  bereits  ver- 
steuerte Waren; 

6.  die  Handlungsaccise  von  verschiedenen  Handelsobjekten; 
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7.  die  Ubertragsaccise,  ein  besonderer  Aufschlag,  der  in  jedem  Falle 
entrichtet  werden  mußte,  wo  die  Abgabe  über  12  Gr.  betrug  (in  der  Regel 
von  jedem  Taler  Accise  noch  3  ür.  besonders); 

8.  die  Acker-,  Garten-  und  Wiesensteuer  von  städtischen  Ländereien; 

9.  die  Yiehsteuer,  eine  iixierte,  vierteljährlich  zahlbare  Abgabe,  welche 
die  städtischen  und  vorstädtischen  Einwohner  von  ihren  Kühen,  Ziegen  und 
Schafen  von  der  Zeit  an,  da  diese  zum  ersten  Mal  geworfen  hatten,  ent- 
richten mußten; 

10.  die  Fixaccisen  waren  Abgaben,  welche  statt  der  Eingangs-  und 
Konsnmtionsaccisen  von  bestimmten  Gegenständen  und  Personen,  deren 
Kontrolle  schwer  durchführbar  war,  entrichtet  wurden;  endlich 

11.  die  Nahrungssteuer  der  auf  dem  platten  Lande  befindlichen  Gewerbe- 
treibenden hatte  den  Zweck,  den  Vorteil,  welchen  die  ländlichen  Hand- 
werker durch  ihre  Freiheit  von  Acciseabgaben  vor  den  städtischen  voraus 
hatten,  auszugleichen. 

Die  Sätze  einiger  Artikel  seien  nach  dem  Accisetarif  hier  mitgeteilt: 

Getreide  aller  Art, 

1.  Eingangsaccise:  Getreide  in  Körnern  pro  Scheffel  4  Pfg.,  in  Garben 
und  Banden  pro  Mandel  4  Pfg., 

2.  Mahlaccise:  Getreide  zu  Mehl  —  Weizen  pro  Scheffel  6  Gr.,  Roggen, 
Gerste,  Erbsen  pro  Scheffel  1  Gr. 

Getreide  zum  Bier-  und  Essigbrauen  (zum  Branntweinbrennen  fast  ebenso) 
—  Weizenmalz  12,  Gerstenmalz  8,  Hafermalz  6  Gr.  pro  Scheffel. 

Inländisches  Mehl  —  Weizenmehl  6  Gr.  4  Pfg.,  Roggen-  und  Gersten- 
mehl 1  Gr.  4  Pfg.  pro  Scheffel. 

Brote  vom  platten  Lande  3  Pfg.,  aus  der  Fremde  6  Pfg.  pro  Stück. 

Kaffee  6  Pfg.  pro  Pfund. 

Zucker  —  roher  1  Tlr.,  raffinierter  1  Tlr.  6  Gr.  pro  Zentner. 

Salz  zum  ökonomischen  Gebrauch  6  Gr.  der  Zentner. 

Fische  —  Heringe  8  Gr.  pro  Tonne,  andere  Fische  im  allgemeinen  1  bis 
1  Va  Gr.  pro  Taler  Wert. 

Handlungs  accise, 

von  Viktualien  —  Exportaccise  für  Ausländer  —  pro  Taler  Wert  9  Pfg., 
vom  Schlachtvieh  —  Yiehhandlungsaccise  —  haben  Verkäufer  vom  Ver- 
kaufs- und  Käufer  vom  Einkaufspreise  zu  zahlen  pro  Taler  Wert  6—9  Pfg. 

Fleisch  pro  Pfund  2  oder  3  Pfg. 

Viehsteuer  quartaliter  Kühe  und  Ziegen  1  Vs  ^t^-i  Schafe  1  Gr.  pro  Stück. 

Ackersteuer  —  Städter  ö,  Landleute  10,  Ausländer  15  Gr.  pro  Hufe 
jährlich. 

Wiesensteuer  —  2  bzw.  4  oder  6  Gr.  pro  Morgen  jährlich. 

Im  Jahre  1809,  unter  französischer  Herrschaft,  wurde  der  so 
lange  unbelastet  gebliebene  Durchgangshandel  mit  einem  besonderen 
Transitozoll  belegt.    Jeder  Frachtfuhrmann  mußte  beim  Eingange 
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in  die  Stadt  1  Gr.  vom  Zentner  Güter  zahlen;  bei  Wagen  rechnete 
man  allgemein  auf  jedes  Pferd  8  Zentner.  Nach  der  Wiederbesitz- 
nahme Erfurts  (1814)  erhielt  Preußen  diese  Abgabe  aufrecht,  hob 
dagegen  1816  die  den  Verkehr  sehr  hemmenden  Toraccisen  wieder 
auf  und  bezog  Erfurt  mit  in  das  Äccisegebiet  der  alten  preußischen 
Provinzen  ein.  Der  Gesamtertrag  der  preußischen  Accise  belief  sich 
für  Erfurt  im  Jahre  1816  auf  etwa  66000  Tlr. 


III.   Andere  Einkflnfte  der  Stadtkasse. 

A)  Der  dritte  Titel  des  Einnahmeetats,  Facht-  und  Midjnns,  um- 
faßte eine  Reihe  kleinerer  Erhebungen  mannigfaltigsten  Charakters, 
die  zum  Teil  —  als  Gebühren  und  Erbzinsen  —  richtiger  zu  den  be- 
ständigen oder  unbeständigen  Gefällen  gehörten.  Da  finden  wir  z.  B. 
Gebühren  für  die  Exklusivberechtigung,  Maskenbälle  zu  veranstalten, 
femer  Erbpachtzinsen  von  Ackerländereien,  aber  auch  von  den  öffent- 
lichen Yerkaufsständen  des  Bäckergewerkes  im  Bathause,  oder  Erb- 
zins von  der  Apothekengerechtigkeit.  Auch  die  „Pacht  für  den 
Schweineschnitt"  ist  richtiger  als  Gebühr  für  die  Nutzung  eines  be- 
stimmten Privilegs  zu  bezeichnen.  Im  übrigen  umfaßte  der  Titel: 
Pachtgelder  für  Ackergrundstücke,  für  Gärten,  Sandgrubenland,  Obst- 
bäume, für  Fischerei  in  den  Stadtgräben,  Ratskellerpacht,  Laden- 
und  Eellermiete  u.  dg),  m.  Daß  der  Ertrag  des  Titels  sich  auf 
insgesamt  nicht  mehr  als  etwa  1100  Tlr.  —  das  waren  6^/^  aller 
Einnahmen  —  belief,  darf  bei  dem  Mangel  eines  besonderen  städtischen 
Grundvermögens  nicht  wunder  nehmen. 

B)  Ebenso  kann  natürlich  auch  der  Titel  Zinsen  von  aus- 
geliehenen Kapitalien  in  einer  Stadtverwaltung  ohne  jegliches 
Kämmereivermögen  nur  von  untergeordneter  Bedeutung  gewesen  sein. 
Es  handelte  sich  hier  in  erster  Linie  um  den  ehemaligen  „Feuer- 
rüstungsfonds", welcher  sich  auf  etwa  13  000  Tlr.  belief  und  zu  einer 
gelegentlichen  Ergänzung  und  Erneuerung  der  Löschgerätschaften 
dienen  sollte.  Da  1804  bei  Errichtung  der  Stadtkasse  dieser  die 
Ausgaben  für  das  Feuerlöschwesen  zugewiesen  wurden,  so  überwies 
man  ihr  mit  Recht  auch  jenen  Fonds  zur  Verwaltung.  Allerdings 
deutet  das  Erläuterungsprotokoll  zum  Etat  pro  1804/06  noch  einen 
anderen  Grund  an:  „da  vielleicht  auch  einst  die  Stadtkasse  in  eine 
wirkliche  Eämmereikasse  umgeändert  wird,  wenn  die  städtischen  Be- 
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dürfhisse  erst  genau  übersehen  und  berechnet  werden  können/'  Ferner 
wurden  der  Stadtkasse  1804  die  Kapitale  der  bisherigen  ^Kammer- 
depositenkasse"  und  der  „Ratsschatulle",  zusammen  etwas  über  4000  Tlr., 
überlassen.  Der  Zinsfuß  der  ausgeliehenen  Beträge  schwankte  zwischen 
2  und  5  (durchschnittlich  4)  Prozent.  Die  Einnahme  von  den  Zinsen 
war  nach  dem  Etat  pro  1804/05  gegen  700,  im  folgenden  Etatsjahre 
aber  bereits  nur  noch  560,  im  Jahre  1809  nur  500  Tlr.  Von  1810 
ab  fiel  der  Titel  ganz  fort,  weil  alle  Kapitale  der  Stadtkasse  von  dem 
französischen  Gouvernement  für  Domänen  erklärt  wurden.  Dabei 
blieb  es  nachmals  auch  unter  preußischer  Herrschaft. 

C)  Unter  den  Titel  für  verkaufte  Naturalien  fiel  der  Erlös, 
welchen  die  Stadtkasse  von  dem  Überschusse  des  Naturalienetats  er- 
zielte.^) Der  Erlös  betrug  durchschnittlich  jährlich  180  bis  200  Tlr., 
vom  Jahre  1817  an  war  der  Überschuß  indessen  nur  verschwindend 
gering. 

D)  Der  Zuschufs  aus  der  MagistratssporteTkasse^)  war  unter 
preußischem  Regiment  gleichmäßig  auf  jährlich  1000  Tlr.  bemessen. 


IT.   Der  Naturalienetat  der  Stadtkasse. 

Es  ist  bereits')  erwähnt  worden,  daß  die  Stadtkasse  neben  der 
Geldverwaltung  eine  Naturalverwaltung  hatte.  Der  Geldwert  der 
Naturaleinkünfte  wurde  auf  etwa  2000  Tlr.  geschätzt,  also  rund  10  7o 
der  Geldeinnahmen  der  Stadtkasse.  In  der  Hauptsache  handelte  es 
sich  um  Zuschüsse  aus  dem  Kornamte  und  dem  Holz-  und  Eorstamte, 
wofür  die  Stadtkasse  die  Naturaldeputate  an  Getreide  und  Holz, 
welche  jene  Amter  früher  direkt  an  die  Empfänger  geliefert  hatten, 
übernahm.  Daneben  waren  aber  noch  einige  Erbzinsen  und  andere 
in  natura  zu  leistende  Abgaben.  An  erster  Stelle  ist,  nicht  wegen 
ihres  Ertrages,  sondern  wegen  ihres  wirtschaftlichen  Charakters, 
die  Magazinabgabe  zu  nennen.  Es  war  dies  eine  alte,  ursprünglich 
landesherrliche  Naturalackersteuer,  die  seiner  Zeit  zur  Fouragierung 
der  kurmainzischen  Garnison  eingeführt  worden  war.  Diese  eigen- 
tümliche ländliche  Grundsteuer  ^iirde  in  Getreide  (ehedem  auch  noch 


^)  Vgl.  unten  S.  72. 
•)  Vgl.  oben  S.  39. 
»)  Oben  S,  43. 
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Stroh)  entrichtet,  und  zwar  von  Winterfeld  in  Roggen,  von  Sommer- 
feld in  Hafer,  die  Brache  dagegen  blieb  frei.  Die  Abgabe  steht 
auf  dem  Naturalienetat  1804/05  mit  13*/^  Malter  Koggen  und  14^/4 
Malter  Hafer.  Im  Jahre  1805  wurde  sie  infolge  der  Neuordnung  der 
Acciseverfassung  aufgehoben,  unter  den  Naturalerbzinsen  befand  sich 
ein  Futterkastenjsfins ,  der  von  den  Futterhändlern  für  ihr  Privileg, 
Futterkasten  für  die  Pferde  zu  halten,  in  Hafer  erhoben  wurde. 
Ferner  hatten  die  Heringer  und  Höker  64  Pfund  Ol  und  1663 
Stück  Heringe  in  natura  zur  Stadtkasse  abzuliefern;  ja  es  bestand 
sogar  eine  beständige  Abgabe  von  llFestbraten  von  den  Schlächtern ! 
Der  Naturalienetat  schloß  insgesamt  mit  einer  Einnahme  von 

13     Klafter  Hartholz, 
665     Schock  Wellenholz, 

68^4  Malter  Roggen, 
772  Malter  Gerste, 

I7V4  Malter  Hafer, 

64     Pfund  Öl, 
1683     Heringen  und 

11     Festbraten 

ab.  Abgesehen  von  der  Magazinabgabe  und  der  Abgabe  der  Fest- 
braten, welche  1805  beseitigt  wurden,  hat  sich  der  Naturalienetat 
ungefähr  in  der  gleichen  Form  bis  zur  Dotation  hin,  also  bis  1824  — 
mit  einer  mehrjährigen,  durch  die  französische  Fremdherrschaft  hervor- 
gerufenen Unterbrechung  —  erhalten.  Soweit  jene  Naturaleinkünfte 
nicht  wieder  in  natura  verausgabt  wurden,  wurden  sie  versteigert, 
und  der  Erlös  floß  unter  dem  Titel  „von  verkauften  Naturalien^  zur 
Geldeinnahme  der  Stadtkasse. 


Y.  Die  Einnahmen  der  Stadtarmenkasse. 

Als  im  Jahre  1804  bei  Errichtung  der  Stadtkasse  zugleich  eine 
besondere  Armenkasse  geschaffen  wurde,  hatte  man  das  Bestreben, 
diese  möglichst  unabhängig  von  der  nach  fiskalischen  Interessen  ver- 
walteten königlichen  Stadtkasse  zu  stellen.  Es  war  dies  kein  Akt 
der  Selbstlosigkeit  der  preußischen  Regierung.  Man  lebte  damals  in 
einer  Zeit,  wo  die  Kirche  noch  immer  den  Mittelpunkt  der  öffent- 
lichen   Armenpflege    bildete    und    wo   kirchliche   Fonds   und   milde 
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Stiftungen  einen  bedeutenden  —  wenn  nicht  den  größten  —  Bestand- 
teil der  Kosten  des  Armenweseus  deckten.  Hätte  man  daher  alle 
jene  Fonds,  die  gerade  in  Erfurt  nicht  unbeträchtlich  waren,  mit  zur 
königlichen  Stadtkasse  ziehen  wollen,  so  würde  man  das  Vertrauen 
der  Bürgerschaft  in  die  stiftungsgemäße  Verwendung  solcher  Gelder 
schwer  erschüttert  und  für  die  Folgezeit  die  Bürger  von  weiteren 
Stiftungen  abgeschreckt,  damit  aber  natürlich  für  die  Zukunft  eine 
Erhöhung  der  staatlichen  Aufwendungen  nötig  gemacht  haben. 
Besonders  mußte  dieser  Gesichtspunkt  in  einer  Stadt  ins  Gewicht 
fallen,  welche  eben  erst  ihre  Staatszugehörigkeit  gewechselt  hatte,  wo 
also  die  Staatsbehörden  sich  das  Vertrauen  der  Bevölkerung  erst 
erwerben  sollten.  —  Die  Einnahmen  der  Stadt armenkasse  erreichten 
eine  Höhe  von  durchschnittlich  10000  Tlrn.  pro  Jahr,  einschließlich 
des  etatsmäßigen  Zuschusses  aus  der  Stadtkasse,  welcher  etwa  3000  Tlr. 
ausmachte.  Dieser  Zuschuß  sollte  eine  Vergütung  für  die  bei  der 
preußischen  Organisation  aufgehobenen,  früher  aus  Staatskassen  zur 
Almosenkasse  geleisteten  Beiträge  darstellen;  sein  Betrag  war  also 
unveränderlich  und  richtete  sich  nicht  nach  den  wechselnden  Bedürf- 
nissen der  Armenverwaltung.  Im  übrigen  bestanden  die  Einkünfte 
der  Stadtarmenkasse  teils  in  Abgaben,  freiwilligen  Beiträgen  und  Zu- 
wendungen, teils  in  Erbzinsen,  Pachtgeldern  und  Kapitalzinsen.  Von 
den  Abgaben  verdienen  die  Mälzgelder,  eine  Brauereiabgabe, 
hervorgehoben  zu  werden.^)  Ihr  Ertrag  belief  sich  auf  1800  bis 
2000  Tlr.  und  wurde  nach  Aufhebung  der  ehemaligen  Brauereiver- 
fassung aus  dem  Biereigenablösungsfonds  fort  gezahlt. 

Der  Hauptbestandteil  der  Einnahmen  wurde  durch  freiwillige 
Beiträge  der  Bürgerschaft  herbeigeführt,  welche  zu  Ostern,  Pfingsten, 
Weihnachten  und  Neujahr  in  der  Stadt  eingesammelt  wurden.  An 
dem  Resultate  der  Sammlungen  waren  die  betreffenden  Boten  durch 
Tantiemen  interessiert.  Im  Etatsjahre  1805/06  kamen  auf  diesem 
Wege  gegen  2700,  1818  sogar  3800  Thr.  zusammen,  d.  h.  30  bzw. 
38 ^^  der  Gesamteinnahme.  Freilich  war  die  „Freiwilligkeit"  der 
Beiträge  etwas  illusorisch.  Nicht  immer  war  der  Ausfall  der  schon 
in  kurmainzischer  Zeit  eingeführten  Sammlungen  reichlich  gewesen, 
so  daß  man  schließlich  durch  Ebrenstrafen  diejenigen  zum  Almosen- 
geben zwingen  wollte,  welche  solche  nicht  freiwillig  leisteten.  Noch 
im  Jahre  1802  verordnete  eine  kurfürstliche  Ordre,  daß  die  „renitenten 


M  Vgl.  oben  S.  63. 
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und  morosen  Debenten^  durch  ein  Verzeichnis  zu  höchster  Kenntnis 
gebracht,  ihre  Namen  öffentlich  bekannt  gegeben  und  die  Bettelhaufen 
vor  ihre  Türen  gebracht  werden  sollten;  fruchte  das  nicht,  so  sollten 
Exekutionen  erfolgen.  Noch  im  selben  Jahre  hatte  die  Juristen- 
fakultät der  Universität  die  Frage,  ob  die  Almosenbeiträge  von  der 
Obrigkeit  vorgeschrieben  und  im  Weigerungs-  oder  Renitenzfalle 
exekutive  beigetrieben  werden  könnten,  mit  Ja  beantwortet.^)  „Frei- 
willige Beiträge",  welche  eventuell  erzwungen  werden,  sind  keine 
Geschenke,  sondern  Steuern.  Auch  die  Geistlichkeit,  namentlich  die 
katholische  Geistlichkeit,  leistete  einen  regelmäßigen  Beitrag :  1805/06 
rund  660,  1818  rund  400  Tlr.  Nicht  ganz  unbedeutenden  Ertrag 
lieferte  die  von  gewissen  Erbschaften  und  Vermächtnissen  in  Höhe  von 
1  7o  zu  zahlende  Abgabe. 

Ein  Posten  besonderer  Art  waren  die  Pachtgelder  von  der  Tor- 
sperre,  welche  400  bis  500  Tlr.  jährlich  brachten.  Die  8  AuBen- 
tore  —  daneben  gab  es  noch  einige  Innentore  zwischen  den  Vor- 
städten und  der  inneren  Stadt  —  konnte  man  nach  Eintritt  der 
Dunkelheit  nur  gegen  Entrichtung  eines  Offnungsgeldes,  welches  vor 
Mitternacht  9  Pfg.,  nach  Mitternacht  aber  das  Doppelte  betrug, 
passieren;  doch  erfolgte  das  Offnen  auch  dann  nur  für  diejenigen, 
welche  in  die  Stadt  wollten;  hinausgelassen  wurde  nach  Toresschluß 
überhaupt  niemand  ohne  besondere  obrigkeitliche  Erlaubnis.  Wunder- 
barerweise war  die  Stunde,  von  deren  Eintritt  ab  die  Abgabe  zu  ent- 
richten war,  für  die  Einheimischen  eine  andere  wie  für  die  Fremden, 
so  z.  B.  vom  15.  Dezember  bis  15.  Januar  für  jene  5  ühr,  für  diese 
4  Uhr  nachmittags.  Während  des  Gottesdienstes  blieben  sämtliche 
Tore  gänzlich  geschlossen.^)  Daß  die  Erhebung  der  Gebühr  ver- 
pachtet war,  darf  nicht  wundernehmen:  es  war  dies  noch  in  den 
ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  keine  seltene  Erscheinung, 
besonders  bei  solchen  Abgaben,  bei  denen  häufig  Steuerhinterziehungen 
vorkamen  (z.  B.  war  in  Erfurt  1810  der  TrausitozoU  für  9300  Tlr. 
verpachtet). 

Die  Kapitale  der  Stadtarmenkasse  waren,  wenn  man  bedenkt, 
daß  die  zu  besonderen  Zwecken  gemachten  Stiftungen  für  sich  ver- 
waltet wurden,  ziemlich  beträchtlich.  In  kurmainzischer  Zeit  waren 
die  damaligen  beiden  Almosenkassen  so  reichlich  fundiert  gewesen 
und  so  wenig  in  Anspruch  genommen,   daß  sie  ihre  jährlichen  Uber- 


*)  Vgl.  WUhehn  Hörn,  Zur  Charakterisierung  der  Stadt  Erfurt  (1843),  S.  236. 
')  Vgl.  y.  Tettau,  Beiträge  zur  Topographie  und  Statistik,  S.  92  f. 
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Schüsse  kapitalisieren  konnten.  Diese  Kapitale  kamen  dann  der 
Armenkasse  zugute;  sie  waren  auch  die  einzigen,  welche  in  der 
französischen  Zeit  der  Annexion  entgingen.  1805/06  belief  sich  das 
Kapitalvermögen  auf  18  300,  1818  auf  15  300  Tir.  Der  Zinsfuß  be- 
trug in  der  Regel  5  %  (865  bzw.  737  Tlr.). 

Die  zur  Stadtarmenkasse  fließenden  Erbzinsen  waren  in  der 
Hauptsache  Naturalabgaben  (Getreide)  und  zunächst  an  die  Stadt- 
kasse abzuliefern,  welche  sie  dann  unter  Berechnung  einer  ^KoUektur- 
gebühr"  zu  gunsten  der  Armenkasse  verkaufte,  so  daß  letztere  nur 
eine  Geldverwaltung  hatte. 


TL  Die  franzosische  Zeit  (1806—1814). 

Es  wird  —  außer  Hamburg  —  kaum  eine  zweite  deutsche  Stadt 
geben,  welche  unter  der  französischen  Herrschaft  so  gelitten  hat,  wie 
Erfurt,  Der  Bürgerschaft  wurden  ungeheure  Kontributionen  und 
Lasten  auferlegt,  welche  ihrer  Leistungsfähigkeit  nicht  entfernt  ent- 
sprachen und  ihre  finanziellen  Kräfte  über  die  Maßen  anstrengten. 
Die  bestehenden  Steuern  reichten  zur  Deckung  der  Kriegsauflagen 
nicht  aus,  wenngleich  sie  teilweise  bis  auf  das  Doppelte  erhöht  wurden ; 
verschiedene  neue  Steuern  mußten  den  Säckel  des  französischen 
Gouvernements  —  und  nicht  zum  wenigsten  auch  den  der  französischen 
Beamten  —  füllen  helfen.  Können  jene  Zeitverhältnisse  auch  in 
finanzwirtscbaftlicher  Hinsicht  nur  als  Ausnahmezustände  gelten  und 
deshalb  mit  den  Zeiten  des  Friedens  kaum  verglichen  werden,  so  sind 
doch  die  damals  eingeführten  Steuern  deshalb  von  besonderem  Interesse, 
weil  sie  ihrer  ganzen  Anlage  und  ihrem  Wesen  nach  gegenüber  den 
seitherigen,  zumeist  veralteten  und  unzeitgemäßen  Steuern  in  Erfurt 
einen  entschiedenen  Fortschritt  bedeuten  und  wohl  geeignet  sind, 
vermittelnd  zu  dem  modernen  Abgabenwesen  hinüberzuleiten. 

A)  Charakteristisch  ist  in  dieser  Hinsicht  besonders  die  Simplen" 
Steuer,  welche  zwar  auf  Grund  des  alten  Geschosses,  aber  mit 
einigen  beachtenswerten  Verbesserungen  und  Erweiterungen  erhoben 
wurde.  Im  Vergleich  zu  dem  Geschosse,  welches  mehr  und  mehr  zu 
einer  unveränderlichen  Beallast  geworden  war,  war  man  bei  Ein- 
führung der  Simplensteuer  bemüht  gewesen,  eine  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit des  einzelnen  Bürgers  abgestufte  und  nach  dem  Bedarf  der 
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Stadtkasse  bewegliche  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  zu  schaffen. 
Daß  die  Simplensteuer  zur  Bürgerkasse  floß  und  von  der  Magistrats- 
und Bürgerdeputation  ausgeschrieben  wurde,  ist  bereits^)  erwähnt 
worden.  Man  suchte  £.eal-,  Kapital-,  Handels-  und  Oewerbe-  und 
Gehaltsbesteuerung  in  ein  gerechtes  Verhältnis  zu  einander  zu  bringen. 
Der  vierte  Teil  des  sonst  üblichen  jährlichen  Geschoßsatzes,  also  ein 
halbes  Eealgeschoß,  wurde  als  simplum,  d.  h.  Einheit,  zugrunde  ge- 
legt und  hierauf  alles  übrige  bezogen  und  reduziert.  Auf  1  simplum 
war  also  grundsätzlich  ein  halbes  Geschoß  zu  entrichten.  Indessen 
beschloß  man  aus  Billigkeitsgründen,  daß 

die  Fleischbänke  nur  ^/j^, 

die  Häuser  nur  ^s? 

die  Gelderbzinsen  nur  ^^  und 

die  Scheuern  nur  ^/^  Geschoß 

statt  eines  halben  Geschosses  auf  1  simplum  geben  und  nur  die 
anderen  Grundstücke  und  die  Fruchterbzinsen  das  volle  halbe  Geschoß 
entrichten  sollten.  Den  Betrag  eines  halben  Realgeschosses  nahm 
man  nun  —  also  wahrscheinlich  unabhängig  von  den  alten  Taxen  — 
zu  1  %  des  durchschnittlichen  Nutzungswertes  eines  Grundstückes  an. 
Was  die  Belastung  des  Kapitals  angeht,  so  setzte  man  mit  Rücksicht 
auf  die  unsichere  Ausleihung  von  Kapitalien  und  den  unsicheren  Ein- 
gang der  Zinsen  ^J^^Iq  von  den  zu  4%  berechneten  Zinsen  fest*) 
Bei  den  Besoldungen  und  Pensionen  wurde,  da  die  meisten  Gehälter 
kaum  den  notwendigsten  Lebensunterhalt  gewährten,  als  simplum  der 
Gehaltssteuer  V«  ^/o  oder  4  Groschen  von  jedem  Hundert  Taler  ange- 
nommen. In  gleicher  Weise  wurde  auch  der  Verdienst  der  Justiz- 
kommissare  (Rechtsanwälte)  und  der  praktischen  Arzte  besteuert. 
Die  Abgabe  von  Leibrenten,  Kuxen,  Salzwerken,  Blaufarbenwerken 
u.  dgl.  wurde  zu  Vs  %  ^uf  1  simplum  berechnet.  Bei  der  Be- 
stimmung der  Handels-  und  Gewerbesteuer  wurden  die  Zinsen  von 
dem  im  Geschäft  angelegten  Kapitale  zu  4  %  ^Q^  davon  1  %  als 
simplum  angenommen.  Bei  solchen  Gewerbebetrieben,  deren  Kapital 
nicht  in  Geld,   sondern  in  der  Arbeit  bestand,   wurde  ein  nach  dem 


*)  Oben  S.  40. 

')  Wer  also  den  Betrag  seiner  Kapitalsteuer  ermitteln  wollte,  berechnete  die 
von  seinen  Kapitalien  einkommenden  Zinsen  ohne  Unterschied  zn  4%  und  zahlte 
aof  1  simplam  von  jedem  Hundert  Taler  Zinsen  '/^  Taler  Steaer. 
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Verdienste  berechneter  progressiver  Maßstab  zugrunde  gelegt,  und 
zwar  waren  z.  B.  bei  einem  jährlichen  Verdienste  von 

50  Talern  auf  1  simplum    2  Groschen 
100       „         „     „         „  5 

500 
1000 

zu  entrichten.  Dieser  Steuer  waren  die  zünftigen  und  die  nicht- 
zünftigen Handwerker  unterworfen.  Die  von  der  Biereigenschaft  als 
Korporation  zu  zahlende  Simplensteuer  betrug  40  Tlr.  auf  1  simplum. 
Um  diese  Summe  aufzubringen,  mußte  jeder  Biereige,  der  nur  seine 
Lose  verkaufte,  1  Tlr.,  jeder  aber,  der  selbst  das  Braugewerbe  be- 
trieb, vom  Malter  Malz  1^/^  Gr.  zahlen. 

Wenn  nun  eine  gewisse  Summe  als  Kontribution  beschafift  werden 
sollte  und  die  Bürgerdeputation  die  Zahl  der  erforderlichen  simpla 
ausgeschrieben  hatte,  so  konnte  jeder  leicht  den  auf  ihn  entfallenden 
Betrag  selbst  berechnen.  Auf  diese  Weise  war  von  vornherein  der 
bei  so  häufigen  und  in  der  Begel  sehr  hohen  Ausschreiben  natur- 
gemäß leicht  aufkommende  Verdacht,  gegenüber  anderen  Bürgern 
benachteiligt  zu  sein,  ausgeschlossen. 

Die  Simplensteuer  ist  in  Erfurt  bis  !^um  Jahre  1820  forterhoben 
worden,  um  die  Bürgerkasse  in  den  Stand  zu  setzen,  die  von  ihr 
kontrahierten  hohen  Kriegsschulden  zu  verzinsen  und  zu  amortisieren. 
Die  Einführung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  hatte  ihre  Beseitigung 
zur  Folge. 

Im  Dezember  1816  wurde  der  Bepartitionsplan  dahin  abgeändert, 
daß  künftig 

1.  bei  der  Kapitalsteuer  von  den  zu  4  %  berechneten  Zinsen  bei 
Privatpersonen  nur  Va  7o>  b®i  milden  Stiftungen  sogar  nur  %  7o  ^^^ 
1  simplum  in  Ansatz  gebracht, 

2.  bei  der  Handelssteuer  der  Betrag  der  Zinsen  des  im  Geschäft 
angelegten  Kapitals  zu  5^/^  angenommen  und 

3.  der  Beitrag  der  Biereigen  zu  1  simplum  von  40  auf  32  Tlr. 
ermäßigt  wurde. 

Um  beispielsweise  hier  anzuführen,  mit  welchen  Summen  die  Be- 
völkerung in  dem  für  Erfurt  durch  die  Belagerung  der  Stadt  besonders 
schweren  Kriegsjahre  1813  zu  der  Simplensteuer  herangezogen  wurde, 
mögen  folgende  aus   der  Rechnung  pro  1813  gezogene  Data  dienen. 

Es  wurden  erhoben : 
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1.  von  den  G  rundbeBitzern  30  simpla  mit 27875  Hrn. 

2.  „       „    Kapitalisten 10348  „ 

3.  „       „    Pupillenvermögen 202  „ 

4.  ,,       „    Leibrenten ^9  » 

5.  „  „     Justizkommissaren,  Ärzten  u.  Zinseinnehmern  ....  526  „ 

6.  „     der  Biereigenschaft 1 200  „ 

7.  „  den   Materialisten,   Grossisten,   Apothekern,   Weinhändlern, 

Buchhändlern  und  Sensalen 4425     „ 

8.  „     den  Fabrikanten  und  Verlegern 2  255     „ 

9.  „       „     Eaufleuten  in  Schnitt-,  Galanterie-  und  Kurzwaren  .    .      i  165     „ 

10.  „     den  zünftigen  Gewerken 7  7^3     n 

11.  „       „    Handwerksgesellen 240     „ 

12.  „       „    unznnftigen  Gewerken ■    •     »    ■      4  773     » 

zusammen  60  773  Tlr. 

Dazu  an  eingezogenen  Resten  von  früheren  Ausschreiben    .    .     .    .      4827     „ 

in  Summa  65  600  Tlr. 

Die  Zahl  der  EinwohDer  war  1813  bis  auf  15000  zurückgegangen, 
80  daß.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  eine  Jahres-Ext rasteuer  von 
fast  4^2  Tim.  kam.  Gleichwohl  reichten  die  auf  diesem  Wege  er- 
hobeoen  hohen  Summen  nicht  aus,  die  französischen  Kontributionen 
zu  bezahlen,  vielmehr  mußte  die  Bürgerdeputation  zu  dem  Zwecke 
von  der  ihr  übertragenen  Befugnis,  Anleihen  auf  das  Vermögen  der 
Bürger  aufzunehmen  ^),  ausgiebig  Gebrauch  machen.  Bis  zum  Schlüsse 
des  Jahres  1813  war  die  verzinsliche  Kriegsschuld  auf  226096  Tlr. 
angewachsen;  die  jährlichen  Zinsen  beliefen  sich  auf  11276  Tlr. 

B)  Aber  auch  abgesehen  von  den  Kontributionen  nahm  die 
französische  Regierung  in  den  sieben  Jahren  ihres  Interregnums  noch 
mehrfach  Gelegenheit,  durch  neue  Steuern  ihre  Einkünfte  zu  ver- 
mehren. Vor  allem  ist  das  Pflastergeld ^)  zu  nennen,  welches  zu- 
nächst zur  Staatskasse  floß,  im  Jahre  1814  aber  von  der  preußischen 
Kegierung  der  Stadtkasse  überwiesen  wurde.  Es  wurde  im  Jahre  1809 
durch  Verordnung  des  französischen  Intendanten  eingeführt,  und  sein 
Ertrag  sollte  zur  Unterhaltung  des  Straßenpflasters  und  der  Straßen- 
beleuchtung dienen.  Beides,  der  schlechte  Zustand  des  Straßen- 
pflasters und  der  Mangel  einer  Straßenbeleuchtung  hatte  im  Jahre  1808 
bei  den  anläßlich  des  Fürstenkongresses  in  Erfurt  stattfindenden 
glänzenden  Festlichkeiten  den  lebhaftesten  Unwillen  Napoleons  hervor- 
gerufen,  und  der  Kaiser  hatte  selbst  die  bestimmtesten  Befehle  ge- 


*)  Vgl.  oben  S.  40  und  unten  S.  108. 
«)  Vgl.  Erf.  Arch.  Id,  Nr.  24. 
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geben,  diesen  Mängeln  abzuhelfen.  Von  allen  Pferden,  welche  in  die 
Stadt  kamen,  wurde  an  den  Stadttoren  durch  die  Acciseeinnehmer 
ein  Pflastergeld  von  durchschnittlich  1  Gr.  erhoben.  Die  Erhebung 
der  Abgabe  stand  unter  spezieller  Aufsicht  des  Magistrats.  Die 
Stadtkasse,  welche  von  1814  ab  das  Pflastergeld  bezog,  hatte  hier- 
durch eine  beträchtliche  Einnahme.  Im  Jahre  1814  waren  es  2650, 
1818  3100,  1821  4000  Tlr.,  d.  h.  13,  13  und  17%  des  Gesamtetats 
der  Stadtkasse. 

C)  Ebenfalls  im  Jahre  1809  führte  der  französische  Intendant 
den  früher^)  erwähnten  Transitozdll  ein,  eine  den  Durchgangs- 
handel belastende  Verkehrssteuer,  deren  Ertrag  in  die  Provinzial- 
kriegskasse  abzuliefern  war.  Die  Erhebung  geschah  an  den  Toren 
der  Stadt  und  war  für  jährlich  9000  bis  10  000  Tlr.  verpachtet,  ob- 
wohl man  sie  anfänglich  nur  auf  2220  Frs.,  also  noch  nicht  den 
zehnten  Teil,  geschätzt  hatte  (tatsächlich  brachte  sie  jährlich  gegen 
16000  Tlr.). 

D)  Ferner  wurde  vom  1.  Januar  1810  ab  „unter  weisen  Ein- 
schränkungen eine  Abgabe  auf  Handel,  Profession  und  Gewerbe" 
eingeführt:  die  PcUentsteuer,  welche  an  Stelle  einiger  altertümlicher 
Handlungs-,  Gewerbe-  und  Handwerksabgaben,  der  landesherrlichen 
„Paragraphengelder",  treten  sollte.  Alle  Handel  und  Gewerbe 
treibenden  Personen  hatten  sich  mit  einem  Patent  zu  versehen  und 
für  dessen  Ausstellung  eine  Gebühr  zu  zahlen.  Die  Patentgebühren  — 
denn  die  Bezeichnung  „Patents teuer"  ist  eigentlich  dem  Charakter 
der  Abgabe  nicht  entsprechend  —  waren  in  6  Klassen  und  eine 
Eztraklasse  abgestuft  und  schwankten  zwischen  19^/^  und  2^/«  Rtlr. 
(in  der  Extraklasse  zwischen  53  und  Vj^^  Rtlr.).  Die  Patente  mußten 
jährlich  erneuert  werden.  Der  Ertrag  der  Gebühr  wird  ^)  auf  9000  Tlr. 
angegeben ;  er  floß  zur  Polizeikasse  und  sollte  dazu  dienen,  die  Kosten 
der  beträchtlich  vermehrten  Polizei  zu  decken. 

E)  Endlich  verordnete  der  Intendant  im  Jahre  1809  die  Ein- 
richtung einer  Hundesteuer  in  Höhe  von  1  Tlr.  pro  Hund.  Die 
Steuer  blieb  auch  unter  preußischem  Regimente  und  ist  später  — 
1829  —  der  Stadtkasse  überwiesen  worden. 


1)  Auf  S.  69. 

•)  Vgl.  „Erfurt  unter  französischer  Oberherrschaft",  S.  102. 
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III.  Kapitel. 

Die  Ausgaben. 


Literatur : 

—  abgesehen  von  den  bereits  auf  S.  15  aufgezählten  Erfurter  Lokalabhandlungen 
insbesondere  — 

Wilhelm  Hörn,  Zur  Charakterisierung  der  Stadt  Erfurt,  ein  medizinisch- 
statistischer  Beitrag  (Erfurt  1843). 

Oonstantin  Beyer,  Neue  Chronik  von  Erfurt  oder  Erzählung  alles  dessen, 
was  sich  vom  Jahre  1736  bis  zum  Jahre  1815  in  Erfurt  Denkwürdiges  er- 
eignete (Erfurt,  o.  J.). 

Karl  Beyer,  Zur  Geschichte  der  Hospitäler  und  des  Armenwesens  in  Erfurt 
(Sonderabdr.  aus  den  Mitteil,  des  Vereins  f.  d.  Gesch.  u.  Altertumskunde 
V.  Erfurt). 

Max  Gebauer,  Breslaus  kommunale  Wirtschaft  um  die  Wende  des  18.  Jahr- 
hunderts (Jena  1902). 

Femer  Archivalien,  besonders:    Erf.  Arch.  XXV,  Nr.  4,  19,  28  u.  40. 

I. 

Der  vorwiegend  privatwirtschaftliche  Charakter,  welchen  der 
städtische  Haushalt  noch  vor  hundert  Jahren  hatte,  schließt  es  in 
sich,  daß  die  Ausgaben  sich  mit  peinlicher  Genauigkeit  nach  den 
Einnahmen  zu  richten  hatten.  Dafür  sorgte  schon  die  strenge  Kontrolle, 
welche  die  höheren  Landesbehörden  über  die  Verwaltung  der  könig- 
lichen Stadtkasse  als  einer  Staatsanstalt  ausübten.  Das  absolute 
landesherrliche  Begime  war  in  kultureller  und  politischer  Hinsicht 
der  Erbe  des  Stadtstaates  gew^orden  und  so  hielt  es  sich  auch  für 
berechtigt,  mit  der  Sorge  um  das  Gemeinwohl  der  Bürger  zugleich 
die  reichen  Einnahmequellen  der  Städte  selbst  zu  übernehmen.  Dieser 
Übergang  hatte  sich  im  Laufe  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  voll- 
zogen. Am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  w^ußten  es  die  landesherrlichen 
Regierungen  gar  nicht  mehr  anders,  als  daß  es  von  jeher  staat- 
liche Mittel  gewesen,  aus  denen  die  Kosten  der  städtischen  Ver- 
waltung bestritten  wurden.  Man  trug  deshalb  auch  keinerlei  Bedenken, 
bisweilen  gewisse  Fonds  und  regelmäßige  Gefälle,  deren  Erträge  seit 
den  ältesten  Zeiten  zur  Stadtkasse  geflossen  waren,  aus  Gründen 
momentaner  Geldverlegenheit  in  der  Staatskasse  oder  auch  nur  aus' 
verwaltungstechnischen  Rücksichten  der  Stadtkasse  zu   entziehen  und 
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anderen  öffentlichen  Kassen  zuzuweisen.  Waren  es  doch  eben  immer 
Gelder  des  Staates;  und  wenn  auf  diese  Weise  die  Stadtkasse  einen 
bedeutenden  Ausfall  erlitt,  so  wurde  sie  dafür  entweder  durch  Zu- 
schüsse aus  der  Staatskasse  entschädigt,  oder  es  wurde  ihr  Aufgaben- 
und  Ausgabenkreis  zu  Lasten  der  Staatskasse  entsprechend  vermindert. 
Im  allgemeinen  erwuchs  der  Bevölkerung  im  18.  Jahrhundert  aus 
der  geringen  Fundierung  der  Stadtkasse  und  aus  der  Entziehung  des 
ehemaligen  Kämmereivermögens  kein  nennenswerter  Nachteil.  Zu 
einer  der  heutigen  Selbstverwaltung  analogen  selbständigen  Finanz- 
verwaltung wäre  die  Bürgerschaft  damals  ohnedies  unfähig  gewesen; 
und  man  kann  andererseits  den  Fürsten  den  Buhm  nicht  versagen, 
daß  —  mit  wenigen  Ausnahmen  —  sie  es  gewesen,  die  nach  den 
unglücklichen  Zeiten  des  30  jährigen  Krieges  in  ihren  Territorien  aus 
den  Buinen  neues  Leben  erweckten.  Später  indessen,  um  die  Wende 
des  18.  und  am  Beginne  des  19.  Jahrhunderts  sollte  jenes  Verhältnis 
der  Stadtkasse  zur  Staatskasse  und  die  Geringfügigkeit  der  Mittel, 
welche  der  ersteren  geblieben  waren,  für  die  städtische  Verwaltung 
und  für  die  Wohlfahrt  der  Bürgerschaft  verhängnisvoll  werden.  Die 
Unruhe  der  Zeiten,  die  drohende  Aussicht  eines  Krieges  ließ  die 
Landesherren  mit  ängstlicher  Sparsamkeit  in  den  Staatskassen  die 
Gelder  zusammenhalten.  Die  Unsummen,  die  die  militärischen 
Büstungen  erforderten,  ließen  weder  für  Kulturzwecke  noch  selbst 
für  die  notwendigsten  Aufgaben  der  inneren  Verwaltung  hinreichende 
Mittel  übrig.  Von  ihren  regelmäßigen  Einkünften  wurden  der  Stadt- 
kasse alle  über  den  momentanen  notdürftigsten  Bedarf  hinausgehenden 
entzogen.  Von  den  Ausgaben  wurden  nicht  nur  die  irgend  entbehr- 
lichen, sondern  auch  viele  unentbehrliche  gestrichen  oder  doch  auf 
das  äußerste  beschränkt.  Wenn  wir  von  den  traurigen  Zeiten  des 
17.  Jahrhunderts  absehen,  mag  es  in  der  Geschichte  des  deutschen 
Städtewesens  kaum  eine  zweite  Periode  geben,  welche  ein  ähnliches 
Bild  von  Not  und  Entbehrung  bietet,  wie  die  ersten  Jahre  des 
19.  Jahrhunderts.  Besonders  aber  haben  damals  diejenigen  Städte 
gelitten,  welche  kürzere  oder  längere  Zeit  in  den  Händen  der 
französischen  Eroberer  gewesen  sind.  Sie  haben  fast  ausnahmslos 
mehrere  Jahrzehnte  gebraucht,  ehe  sie  zu  einer  hoffnungsvolleren 
Entwicklung  gelangten;  manche  von  ihnen,  wie  Erfurt,  haben  an  den 
unter  dem  Druck  der  Fremdherrschaft  von  ihnen  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten bis  in  die  Gegenwart  zu  tragen  gehabt. 

Wir  mußten  diese  Skizze  voranschicken,   um  die  Ausgaben  der 
Stadtkasse  in  jener  Zeit  richtig  beurteilen  und  würdigen  zu  können. 
XLV.  6 
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Wir  werden  dann  nicht  der  Versuchung  erliegen,  vom  Standpunkte 
des  modernen  Kulturmenschen,  der  es  „so  herrlich  weit  gebrachf*, 
mit  geringschätziger  Kritik  auf  die  damalige  Stadtverwaltung  zurück- 
zublicken. Denn  immerhin  bilden  jene  traurigen  Verhältnisse  die 
geschichtliche  Grundlage  der  späteren  glänzenden  Entwicklung  der 
Städte,  und  auf  dem  dunklen  Hintergrunde  hebt  sich  um  so  leuchtender 
die  Tat  des  Freiherm  vom  Stein,  die  preußische  Städteordnung  von 
1808,  ab.^)  Andererseits  wird  uns  nun  verständlich  sein,  daß  bei  so 
beschränkten  Mitteln  im  städtischen  Haushalt  für  die  Verfolgung 
höherer  Kulturzwecke  nichts  übrig  blieb.  Die  heute  in  den  Städten 
so  hoch  entwickelte  öffentliche  Fürsorge  für  die  geistige  und  materielle 
Förderung  der  Gemeindeangehörigen  wurde  damals  selbst  den  be- 
scheidensten Ansprüchen  —  und  wie  bescheiden  war  man  vor  hundert 
Jahren  in  dieser  Hinsicht  I  —  nicht  gerecht.  Ausgaben  für  Kunst 
und  Wissenschaft  werden  wir  in  den  Stadtkassenrechnungen  jener 
Zeit  vergeblich  suchen.  Aber  auch  die  öffentliche  Gesundheitspflege 
(im  weitesten  Sinne)  und  die  Einrichtungen  zur  Erleichterung  des 
Verkehrs  waren  nur  höchst  dürftig  bedacht. 


II. 

Wenden  wir  uns  den  Ausgabetiteln  des  Stadtkassenetats  im 
einzelnen  zu,  so  sind  es  eigentlich  nur  die  Titel  „Besoldungen",  „Armen- 
wesen", „Schulwesen"  und  „Bauten  und  Reparaturen",  welche  durch 
größere  —  vierstellige  —  Zahlen  unsere  Aufioaerksamkeit  zu  fesseln 
vermögen. 

A)  Der  höchste  Prozentsatz  der  Ausgaben  entfällt  auf  den  Titel 
Besoldungen,  nämlich  1804/05:  35%,  1814:  Sb%  1818:  41^ 
(1810:  45%).  Gleichwohl  umfaßt  dieser  Titel  nur  die  Besoldungen 
der  Magistrats-  und  Polizeibeamten*);  diejenigen  der  Lehrer  sind 
beim  Schulwesen  mit  verrechnet.  Femer  waren  im  Jahre  1810  die 
Gehälter  der  Polizeibeamten  vom  Stadtkassenetat  abgesetzt  und  der 
Kasse  der  „Generalpolizei"  überwiesen.    Im  großen  und  ganzen  blieben 


^)  Deren  —  in  ihrem  vollen  Umfange  —  die  Stadt  Erfurt,  wie  erwähnt,  erst 
im  Jahre  1822,  mit  der  Dotation,  teilhaftig  wurde. 

^  Obwohl  die  Gehälter  der  höheren  Magistratsbeamten  direkt  aus  der  Kreis- 
kasse gezahlt  wurden,  brachte  man  sie  mit  zum  Etat,  ,, damit  der  Etat  ein  volles 
Bild  der  Verwaltung  gebe**. 
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auch  in  der  folgenden  preußischen  Zeit  die  Kosten  der  Polizeiver- 
waltung von  der  Stadtkasse  getrennt.  Daß  die  Besoldungen  der 
Magistratspersonen  trotzdem  einen  so  bedeutenden  Prozentsatz  der 
Ausgaben  ausmachten,  ist  nicht  verwunderlich.  An  und  für  sich  war 
der  Betrag  des  Titels  kein  abnorm  hoher  —  1804/06:  7647,  1810: 
5662,  1814:  7265,  1818:  9377  Tlr.  — ,  für  das  Verwaltungspersonal 
einer  Stadt  von  ca.  15 — 17  000  Zivileinwohnem  gewiß  wenig  genug! 
Zudem  gehörten  eben  die  Besoldungen  zu  den  allemotwendigsten  Ver- 
waltungskosten, an  denen  sich  nicht  weiter  sparen  ließ,  wenn  anders 
man  nicht  überhaupt  den  Fortgang  der  städtischen  Verwaltung  ge- 
fährden wollte.  Schließlich  mag  auch  das  oben  ^)  geschilderte  Spezial- 
ämterwesen  einen  höheren  Aufwand  verursacht  haben,  als  bei  größerer 
Zentralisierung  erforderlich  gewesen  wäre.  Im  einzelnen  waren  die 
Gehälter,  selbst  bei  Berücksichtigung  des  weit  höheren  Geldwertes 
in  jener  Zeit,  gering  bemessen.  Der  Stadtdirektor  (Oberbürgermeister) 
bezog  1804/05  ein  Einkommen  von  800,  1814  von  1200  Tlrn.;  im 
Jahre  1818  wurde  der  Posten  mit  dem  des  Landrates  für  den  Kreis 
Erfurt  vereinigt  und  fortan  aus  der  Staatskasse  mit  2000  Tlm.^) 
dotiert.  Der  Bürgermeister  wnrde  mit  700,  der  erste  Senator  mit 
600,  der  zweite  Senator  und  der  Sekretär  mit  500,  der  Polizei- 
inspektor und  der  Magistratsregistrator  mit  400,  der  Syndikus  mit 
200,  ein  Begistraturassistent  mit  100  Tlrn.  u.  s.  f.  besoldet.  Dabei 
dürfen  wir  nicht  außer  acht  lassen,  daß  diese  knappen  Gehälter  nicht 
einmal  pensionsfähig  waren.')  Nur  ausnahmsweise  erhielten  alte  ver- 
diente Beamte  auf  dem  Gnadenwege  ein  unbedeutendes  Buhegehalt. 
Hierin  trat  erst  mit  Einführung  der  Stein'schen  Städteordnung  eine 
Änderung  ein:  in  Erfurt  stellte  die  Begierung  im  Jahre  1818  im 
Stadtkassenetat  einen  Pensionsfonds  von  350  Tlrn.  bereit,  —  aber 
nur  ante  lineam,  so  daß  der  Betrag  nur  im  Bedarfsfalle  aus  der 
Begierungskasse  an  die  Stadtkasse  gezahlt  wurde. 

B)  Der  nächste  Titel  des  Stadtkassenetats  jsum  Armenwesen 
vermag  uns,  allein  betrachtet,  von  Art  und  Umfang  der  öffentlichen 
Armenpflege  im  damaligen  Erfurt  kein  Bild  zu  geben.  Was  wir 
unter  diesem  Titel  aufgezählt  finden,  ist  nur  ein  Jahr  für  Jahr  in 
fast  gleicher  Höhe  —  ungefähr  3000  Btlr.  —  wiederkehrender  Zu- 

')  S.  35ff. 

*)  Noch  heute  erhält  die  Stadt  Erfurt  zur  Besoldung  ihres  Oberbürger- 
meisters aus  der  Staatskasse  eine  jährliche  Beihilfe  von  3600  Mk. 

')  übrigens  auch  in  anderen  Städten;  vgl.  z.  B.  für  Breslau:  Gebauer, 
8.  172,  Anm.  3. 

6* 
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Bchuß  an  die  Stadtarmenkasse  und  außerdem  ein  paar  Hundert  Taler 
ergänzender  Beihilfen  an  einige  Armenanstalten.  Das,  was  ans 
städtischen  Mittehi  für  die  Bedürfnisse  der  Armenverwaltung  ge- 
schah, zeigen  uns  im  wesentlichen  nur  die  Etats  und  Rechnungen  der 
Stadtarmenkasse.  Wollen  wir  indessen  über  die  gesamte 
öffentliche  Armenpflege,  die  gerade  in  Erfurt  damals  verhältnismäßig, 
im  Vergleich  zu  den  übrigen  Zweigen  der  öffentlichen  Verwaltung, 
gut  fundiert  war,  einen  Überblick  gewinnen,  so  müssen  wir  in  diesem 
Zusammenhange  auch  einige  besonderen  Zwecken  dienende  Stiftungen 
berücksichtigen,  welche,  wie  wir  sahen,  neben  der  Stadtarmenkasse 
selbständig  für  sich  verwaltet  wurden. 

Das  Armenwesen  ist  ja  seit  den  ältesten  Zeiten  dasjenige  Gebiet 
der  öffentlichen  Wohlfahrtspflege  gewesen,  dem  —  besonders  in 
früheren  Jahrhunderten  unter  dem  Einflüsse  der  Kirche  —  die  meisten 
freiwilligen  Zuwendungen  von  Privatpersonen  zuflössen.  Solche  Stiftungen 
wurden  ehedem  fast  ausnahmslos  der  Aufsicht  der  Kirche  anvertraut, 
so  daß  sie  von  den  wechselnden  Verhältnissen  der  Staats-  und  der 
Stadtverwaltung  meist  unberührt  blieben.  Was  und  wieviel  auf  solche 
Weise  durch  Vermitteluog  der  Kirche  geleistet  wurde,  ist  natürlich 
unmöglich  genau  zu  übersehen.  Die  Stadt  Erfurt  war  anerkannter- 
maßen von  jeher  reich  an  wohltätigen  Anstalten,  nur  wurde  deren 
Segen  durch  den  Mangel  an  Einheit  in  ihrer  Leitung  und  Verwaltung 
lange  Zeit  beeinträchtigt.  1758  unterstellte  sie  deshalb  eine  kurfürst- 
liche Ordre  der  Aufsicht  der  Regierung,  die  sich  dazu  nachher  in 
preußischer  Zeit  des  Magistrates  bediente.  Erst  1823  gelang  es, 
wenigstens  die  evangelischen  milden  Stiftungen  zu  einem  Fonds 
zu  vereinigen.  Was  neben  jenen  besonderen  Stiftungen  aus  städtischen 
Mitteln,  d.  h.  aus  der  Stadt-  und  der  Stadtarmenkasse,  zum  Armen« 
wesen  geleistet  wurde,  beschränkte  sich  im  allgemeinen  auf  subsidiäre 
Beihilfen. 

a)  Trotz  der  vielen  Fonds  vermochte  man  in  Erfurt  der  Armut 
nicht  Herr  zu  werden,  und  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  man  zwar 
für  arbeitsunfähige,  alte  und  kranke  Personen  reichliche  Anstalten 
hatte,  für  vorübergehend  Notleidende  und  Arbeitslose  dagegen 
schlecht  gesorgt  war.  Der  Schwerpunkt  der  öffentlichen  Armen- 
verwaltung lag  in  der  geschlossenen,  der  Anstaltspflege,  während 
die  offene  Armenpflege  nicht  als  Aufgabe  der  Allgemeinheit  ange- 
sehen wurde.  Diese  Erscheinung  ist  ja  überhaupt  charakteristisch  für 
das  frühere  Armenwesen,  vom  Mittelalter  an  bis  in  die  neuere  Zeit: 
die  Fürsorge  erstreckte  sich  nur  auf  Arbeitsunfähige   und  allenfalls 
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noch  auf  Armen-  und  Waisenkinder,  —  arbeitsscheue  und  unver- 
schuldet arbeitslose  Personen  hingegen  überließ  man  ihrem  Schick- 
sale, d.  h.  solche  waren  darauf  angewiesen  zu  betteln.  Es  ist  bekannt, 
wie  tief  in  früheren  Jahrhunderten  die  Bettelei  eingewurzelt  war. 
Es  herrschten  in  dieser  Hinsicht  auch  andere  Ansichten,  als  heute: 
das  Betteln  galt  nicht  als  eine  Schande,  sondern  als  ein  Beruf,  auf 
den  bei  den  wirtschaftlichen  Zuständen  oft  Tausende  zum  Nahrungs- 
erwerb angewiesen  waren. 

Bis  ins  14.  Jahrhundert  zurück  reichen  in  Erfurt  die  Nach- 
richten über  diesen  Gegenstand;  von  jener  „Blütezeit^*  der  Stadt 
an  bis  ins  19.  Jahrhundert  können  wir  die  Tätigkeit  des  Rates 
gegen  das  Betteln  verfolgen.  Man  begann  (1389)  —  und  das  ist 
charakteri^isch  —  damit,  durch  Erlaß  von  „Bettlerordnungen" 
die  Konkurrenz  der  fremden  Bettler  einzuschränken,  um  die  ein- 
heimischen in  ihrem  Gewerbe  zu  schützen.^)  Ernstlicher  trat  der 
Bettelei  eine  zweite,  etwa  100  Jahre  später  erlassene  Ordnung  ent- 
gegen: ein  besonderer  Beamter,  der  „Bettelmeister",  wurde  bestellt 
und  hatte  dafür  zu  sorgen,  daß  nur  die  wirklich  Bedürftigen  in  der 
Stadt  um  Almosen   baten. ^)    Damit  hatte  es   dann  lange  Zeit  sein 


')  So  wurde  den  Bettlern  verboten,  an  Straßen  und  auf  Kirchhöfen  Hütten 
zu  bauen  und  dort  zu  nächtigen.  Das  richtete  sich  besondere  gegen  die  fremden 
Bettler,  die  in  der  Stadt  keine  Wohnung  hatten  und  auch  in  den  Herbergen 
keine  Aufnahme  fanden.  Diese  waren  eine  unerträgliche  Plage  geworden,  seitdem 
mit  dem  Wachsen  der  Stadt  auch  der  Raum,  der  früher  den  Obdachlosen  für 
die  Nacht  angewiesen  war,  mit  Bürgerhäusern  bebaut  war.  Es  war  dies  ein 
Platz  inmitten  der  Stadt,  der  „Bettlerhayn'',  wohin  die  Stadtknechte  allabendlich 
das  fremde  Volk  zusammentrieben  und  darüber  wachten,  daß  es  nicht  zur  Nacht- 
zeit ausbrach  und  die  Straßen  beunruhigte.  Dort  nächtigten  alle  fahrenden  Leute 
und  Bettler,  um  am  Morgen  wieder  ihr  Gewerbe  aufisunehmen.  Nachdem  aber 
der  Platz  hatte  Häusern  weichen  müssen  und  so  der  Zufluchtsort  yerschwunden 
war,  suchten  sich  die  Fremden  auf  den  von  den  Bürgern  des  Nachts  gemiedenen 
Kirchhöfen  ihr  Nachtlager  und  machten  von  hier  aus,  der  Aufsicht  der  Stadt- 
knechte nunmehr  ledig,  die  Straßen  unsicher.  Außerdem  verbot  jene  Ordnung 
den  Bettlern,  in  den  Kirchen  und  Klöstern  umherzulaufen  und  die  Anwesenden 
laut  schreiend  um  Gaben  anzubetteln,  wodurch  der  Gottesdienst  oft  frevelhaft 
gettört  wurde.  Jedoch  blieb  ihnen  gestattet,  in  Kirchen  oder  Klöstern  an  einer 
Stelle  stehen  oder  sitzen  zu  bleiben  und  von  hier  aus  die  Vorübergehenden  an- 
zusprechen.   (Vgl.  Karl  Beyer.) 

*)  Das  Betteln  war  nur  gegen  Vorzeigung  eines  blechernen  „Bettelzeichens" 
erlaubt.  Dieses  mußte  gegen  eine  Gebühr  von  3  Pfennigen  vom  Bettelraeister 
gelöst  werden,  jedoch  hatte  der  Bettelmeister  genau  nach  Herkunft  und  Be- 
dürftigkeit der  Armen  zu  forschen,  auch  sich  ein  Zeugnis  eines  Pfarrers  vorlegen 
zu   lasseen,    daß  sie  gebeichtet  hatten,   absolviert  seien,   das  Pater  noster,   Ave 
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Bewenden^),  wenigstens  wird  uns  erst  aus  dem  30jährigen  Kriege 
wieder  von  einem  Eingreifen  des  Rates  berichtet.  Natürlich  war  die 
Stadt  während  des  Krieges  der  Zufluchtsort  von  Tausenden  Yon 
flüchtigen  Landbewohnern  und  Fremden  geworden,  die  Zahl  der 
Bettler  war  ungeheuer.  Schließlich  wußte  man  sich  nicht  mehr  anders 
zu  helfen,  als  daß  man  die  Fremden  auswies  und  neuen  Zuwanderem 
den  Eintritt  durch  die  Tore  versagte.  In  jedem  Stadtviertel  wurde 
ferner  ein  „  Bettel vogf^  eingesetzt,  der  den  Anordnungen  des  Rates 
Geltung  zu  verschaffen  hatte.  Das  Betteln  durch  einzelne  Personen 
wurde  untersagt,  nur  in  Gruppen  von  je  8  und  durch  obrigkeitliche 
„Bettelzeichen^  legitimiert  durften  sie  umherziehen,  wöchentlich  aber 
nur  ein-,  höchstens  zweimal  vor  dieselbe  Türe  kommen;  der  Ertrag 
mußte  abgeliefert  werden  und  wurde  gleichmäßig  unter  alle  Armen 
verteilt.*) 

Maria,  den  Glauben  ond  die  zehn  Gebote  auswendig  konnten.  Den  Krüppeln 
und  Kranken  wurde  verboten,  ihre  yerstümmelten  Glieder  oder  ihre  Wunden  zu 
entblößen.  GebrechÜche  Priester,  die  unfähig  waren  eines  Amtes,  durften  vor 
den  Kirchen  um  Aknosen  bitten.  Den  fahrenden  Schülern  wurde  das  Betteln 
untersagt,  sofern  sie  nicht  regelmäßigen  Schulbesuch  nachwiesen;  auch  durfte  sie 
kein  Bürger,  Gastwirt  oder  Garkoch  länger  als  3  Tage  beherbergen,  wenn  sie 
nicht  durch  das  Zeugnis  des  Schulmeisters  fleißigen  Besuch  der  Schule  nachwiesen. 
Den  Aussätzigen  war  es  streng  verboten,  ihre  Spitäler  zu  verlassen  und  zu  betteln; 
für  sie  sollten  Gesunde  in  den  Straßen  und  Häusern  Gaben  sammeln  dürfen« 
Besonders  rücksichtsvoll  kam  man  den  verschämten  Armen  entgegen,  die  sich 
am  Tage  zu  betteln  genierten:  sie  durften  im  Sommer  zwei,  im  Winter  drei 
Stunden  während  der  Nacht  um  Gaben  bitten. 

^)  Möglich,  daß  im  16.  Jahrhundert  die  sich  beträchtlich  mehrenden  Ver- 
mächtnisse und  Stiftungen  die  Not  etwas  linderten.  Da  aber  mit  deren  Ver- 
waltung der  Sitte  der  Zeit  gemäß  stets  die  Kirchen  beauftragt  wurden,  so  wissen 
wir  nicht,  ob  auch  auf  dem  Gebiete  der  offenen  Armenpflege,  insonderheit  gegen 
das  Bettlerunwesen,  etwas  geschah.  Nur  eine  Stiftung  ist  um  ihres  Zweckes 
willen  und,  weil  ihre  Verwaltung  nicht  einer  Kirche  übertragen  war,  zu  nennen: 
der  Bürger  Kranichfeld  setzte  1521  unter  Einwilligung  des  Rates  ein  Kapital  von 
2800  Gulden  aus,  dessen  Zinsen  (136  Gulden)  dazu  dienen  sollten,  Hausarme  aus 
der  ganzen  Stadt,  die  sich  des  Betteins  schämten,  mit  Lebensmitteln  zu  unter- 
stützen. Die  Bewerber  mußten  Erfurter  Bürger  sein,  alle  Steuern  entrichtet  und 
sich  des  Betteins  enthalten  haben.  Verwalter  waren  die  Vorsteher  der  Tuch- 
macherinnung. Bemerkenswert  daran  ist,  daß,  abgesehen  von  der  kirchlichen 
Wohltätigkeit,  hier  zum  ersten  Male  in  Erfurt  halböffentlich  durch  eine  positive 
Leistung  etwas  zur  Linderung  der  Not  für  verschämte  Hansarme  geschah. 

*)  Das  Elend  muß  furchtbar  gewesen  sein.  1637  starben  in  den  beiden 
Armenhäusern  1148  Personen,  davon  die  Hälfte  Hungers.  Der  Rat  ernannte  aus 
seiner  Mitte  eine  Armenkommission,  2  Mitglieder  für  jedes  Viertel;  diese  führten 
eine  Liste  der  würdigen  und  bedürftigen  Armen,  nur  solche  erhielten  das  „Bettel- 
zeichen.*'    Fremden  armen  Pfarrern  wurde  das  Betteln  auf  bestimmte  Zeit  ge- 
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Indessen  —  alle  solche  Anordnungen  des  Kates  wurden  nur  eine 
Zeit  lang  beobachtet,  wie  sie  selbst  auch  lediglich  unter  dem  eisernen 
Drucke  der  höchsten  Not  als  äußerstes  Mittel  zur  Aufrechterhaltung 
der  öffentlichen  Sicherheit  erlassen  waren.  Zielbewußt  und  energisch 
wandte  sich  dagegen  die  kurmainzische  Begierung  gegen  die 
Bettlerplage.  Eine  Verordnung  von  1686  gestattete  das  Betteln  nur 
gegen  Vorzeigung  eines  Scheines.  Im  Jahre  1695  wurde  dann  die 
Armenpflege  von  Grund  aus  nach  wohldurchdachten  Gesichtspunkten 
neu  geregelt.  Bürger,  welche  sich  freiwillig  zu  diesem  Ehrenamt 
gemeldet  hatten,  führten  über  die  Bürger  ihres  Bezirkes  Listen,  worin 
bei  den  einzelnen  Namen  die  von  den  Betreffenden  in  Aussicht  ge- 
stellten regelmäßigen  Unterstützungen  vermerkt  waren.  Alle  Be- 
dürftigen hatten  sich  bei  dem  „Almoseninspektor"  zu  melden,  der  sie 
den  einzelnen  „Almosenherren"  —  so  hießen  die  Bürger,  welche 
jenes  Ehrenamt  übernommen  hatten  —  zuteilte.  Die  Almosenherren 
schickten  die  Armen  nun  denjenigen  Bürgern  zu,  die  sich  durch  Ein- 
tragung in  die  Listen  moralisch  zu  Gaben  (in  Geld  oder  in  natura) 
verpflichtet  hatten.  Da  aber  das  Selbstabholen  der  Gaben  seitens  der 
Armen  sich  als  unpraktisch  erwies,  so  wurde  1698  eine  Almosen- 
kasse  gegründet,  in  welche  die  Bürger  direkt  die  versprochenen 
Unterstützungen  zahlten.  Zu  ihrer  Verwaltung  wurden  vier  „Armen- 
kommissare" bestellt,  diese  zahlten  gegen  eine  vom  Armeninspektor 
ausgestellte  Anweisung  die  Almosen  aus,  wobei  wiederum  die  ein- 
heimischen Armen,  besonders  die  Hausarmen,  bevorzugt  wurden. 
Fremdes  Bettelvolk,  besonders  Aussätzige,  Krüppel  und  offenbare 
Landstreicher,  hatten  die  Torwachen  bereits  abzuweisen.  Alles  Betteln 
wurde  auf  das  strengste  untersagt.  Eine  kurfürstliche  Ordre  be- 
stätigte 1706  alle  diese  Anordnungen  und  bedrohte  das  Betteln  mit 
den  schärfsten  Strafen:   Karbatsche,  Einstecken  unter  die  Soldaten, 


stattet.  Handwerksburschen,  Studenten  und  fahrende  Schüler  durften  nicht  mehr 
in  die  Häuser  gehen  oder  vor  denselben  singen ;  sie  erhielten  vom  Zunftobermeister 
oder  in  der  Zweiermannskammer  (=?  Polizeiinspektion)  eine  Unterstützung.  Auf- 
sichts-  und  obdachlos  umhertreibende  elternlose  Kinder  wurden  bei  Handwerks- 
meistern in  die  Lehre  gegeben  oder  in  die  für  die  Waisen  eingerichteten  Spinn- 
stuben geschickt.  Bettler,  welche  die  „Fleischbänke*'  (das  waren  Buden  und 
offene  Gewölbe)  oder  die  Misthaufen  des  Marstallhofes  als  Nachtquartier  auf- 
gesucht hatten,  sollten  yon  den  BettelvÖgten  ohne  Gnade  in  die  Armenhäuser 
gebracht  werden,  wo  es  nicht  zum  besten  herging.  Kranke  Hausarme  wurden 
von  den  Kanzeln  herab  den  Kirchenbesuchern  besonders  zur  Unterstützung 
empfohlen;  in  Fällen  schwerer  Krankheit  suchte  sie  der  Stadtarzt  auf  und  versah 
sie  mit  Arznei. 
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Pranger  und  Ausweisung;  vier  Bettelvögte  hatten  die  Straßen  regel- 
mäßig zu  revidieren  und  die  betroffenen  Bettler  zu  ergreifen.  Eltern- 
lose Kinder  und  Kinder  erwerbsunfäMger  Eltern  wurden  in  die 
Waisenhäuser  gegeben.  Leider  liefen  aber  die  freiwilligen  Beiträge 
zur  Almosenkasse  nicht  in  dem  erwarteten  und  notwendigen  Maße 
ein,  die  Kasse  krankte  fortdauernd  an  Geldmangel,  wie  dringend 
auch  die  Regierung  zur  Hilfe  aufrief  und  wie  sehr  sie  auch  ver- 
sicherte, daß  nichts  ferner  liege,  als  aus  den  Beiträgen  eine  neue 
Steuer  zu  machen.^)  Der  Bettlerunfug  blühte  bald  von  neuem.  1711 
verordnete  schließlich  der  Statthalter,  daß  alle  die,  welche  bisher  ihr 
Brot  vor  den  Kirchen,  Häusern  und  auf  den  Gassen  gesucht,  sich 
zu  einer  bestimmten  Stunde  in  der  Almoseustube  einfinden  sollten, 
während  die  Nichterscheinenden  vom  „öffentlichen  Betteln"  —  in 
einzelnen  Haufen,  geführt  von  den  Bettelvögten  —  ausgeschlossen 
bleiben  würden.  1720  wurde  ebenfalls  angeordnet,  daß  die  ein- 
heimischen Armen  —  die  fremden  blieben  überhaupt  ausgeschlossen  — 
sich  wöchentlich  einmal  versammeln  und  in  zwei  Haufen,  von  Bettel- 
vögten begleitet,  die  Runde  durch  die  Stadt  machen  sollten ;  wer  aber 
einzeln  bettelnd  betroffen  wurde,  wanderte  in  das  ,.Blockhaus".  Noch 
verschiedene  Male  versuchte  die  Regierung  von  neuem,  die  Bürger 
zu  größeren  Leistungen  an  die  Almosenkasse  zu  bewegen,  aber  stets 
ohne  Erfolg.  Die  Bettler  ließen  sich  weder  durch  Zuchthausstrafe 
noch  durch  die  Peitschenhiebe  der  Bettelvögte  schrecken,  sie  fanden 
sogar  bei  den  Bürgern  Schutz  und  Versteck.  1758  wurden  auf 
herrschaftliche  Kosten  Spinnräder  unter  die  Armen  verteilt,  um  sie 
an  Arbeit  zu  gewöhnen;  aber  viele  verkauften  das  Spinnrad  und 
zogen  den  Bettelerwerb  vor.  Um  die  Bürger  zu  reichlicheren  Beiträgen 
an  die  Armenkasse  zu  zwingen,  wurde  1789  angeordnet,  daß  die 
Bettelvögte  die  Bettlerhaufen  vor  die  Türen  der  säumigen  Zahler 
treiben  und  sie  dort  so  lange  verweilen  lassen  sollten,  bis  sie  ein 
angemessenes  Almosen  empfangen  hätten.  Das  gleiche  drohte  noch 
1802  ein  kurfürstlicher  Befehl  den  Bürgern  an. 

Demgegenüber  war  in  manchen  Anstalten  das  Geld  geradezu  im 
Überfluß  vorhanden.  So  lesen  wir  z.  B.,  daß  es  im  „großen  Hospitale" 
üblich  war,  die  Inspektoren  fOr  den  Saal  in  Ol  malen  zu  lassen. 
1786  verschrieb  man  sich  zu  diesem  Zwecke  einen  Kabinetsmaler  aus 


*)  Diese  Versicherung  war  den  Pfarrhaaptleuten  besonders  znr  Pflicht  ge- 
macht, wenn  sie  in  ihren  Bezirken  die  Bürger  aufsuchten,  um  sie  „mit  freund- 
lichen Worten"  zur  Einzeichnung  in  die  Listen  der  freiwilligen  Almosenbeiträge 
aufzufordern. 
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Weimar,  der  außer  einem  festen  Honorar  von  40  Tlrn.  für  jedes  Bild 
noch  Reisekosten  und  freie  Gasthofsverpflegung  für  sich  und  seine 
Familie  erhielt.^)  Vergebens  hatte  die  Regierung  versucht,  aus  dem 
reichen  Vermögen  der  Hospitäler  einen  Beitrag  an  die  allgemeine 
Almosenkasse  zu  bekommen.  Der  Stadtrat  lehnte  unter  Berufung 
auf  die  Religionsversicherung  von  1664,  die  sich  nicht  nur  auf  die 
evangelischen  Kirchen,  sondern  auch  auf  die  Hospitäler  bezog,  alle 
dahin  zielenden  Anträge  ab.*)  So  blieb  es  denn  bei  dem  Kuriosum, 
daß  auf  der  einen  Seite  das  Betteln  verboten  und  mit  den  härtesten 
Strafen  bedroht,  andererseits  aber  geradezu  von  der  Obrigkeit  legitimiert 
und  öffentlich  organisiert  wurde.  Bis  endlich  die  preußische  Regierung 
seit  1818  energisch  eingriff,  die  Stiftungen  für  die  offene  Armen- 
pflege heranzog  und  das  Armenwesen  durch  die  Ordnung  von  1824 
nach  neuen  Grundsätzen  reformierte. 

b)  Die  Armenverwaltung  wurde  in  Erfurt  nach  der  preußischen 
Besitzergreifung  in  der  Weise  organisiert,  daß  eine  Magistratsdeputation, 
die  „Armendirektion",  eingesetzt  wurde^  welche  die  Zentralstelle  für 
das  gesamte  Armenwesen  bilden  und  die  Oberaufsicht  über  alle  öffent- 
lichen und  privaten  Anstalten  und  Fonds  führen  sollte.  Unter  der 
Armendirektion  arbeiteten  als  eine  Art  Bezirksarmenpfleger  (statt  der 
früheren  „Almosenherren")  die  Pfarrhauptleute  der  Spezialge meinden 
und  daneben  die  den  einzelnen  Stiftungen  vorstehenden  Inspektoren. 
Die  Verwaltung  ist  in  dieser  Form  bis  zum  Erlaß  des  „Statutes  über 
die  verbesserte  Einrichtung  des  Armenwesens  zu  Erfurt"  im  Jahre  1824 
geführt  worden. 

Die  Leistungen  der  einzelnen  Armenfonds  waren  folgende : 

1.  Die  Stadtarmenkasse  hatte  einen  Jahresetat  von  rund 
10000  Tlrn.  Davon  entfielen  auf  Besoldungen  —  an  die  Beamten 
der  Stadtkasse,  femer  Entschädigungen  an  Arzte  und  Geistliche, 
Tantiemen  für  Einsammlung  der  „freiwilligen  Beiträge"  u.  dgl.  — 
5  bis  IO^/q.  Den  Hauptanteil  an  den  Ausgaben  hatte  der  Titel 
„Armenunterstützungen" ;  er  betrug  6000  bis  6500  Rtlr.  (59  bis  68  %). 
Unter  diesem  Titel  war  alles  zusammengefaßt,  was  in  Erfurt  auf  dem 


^)  3Ian  hatte  damals  gerade  drei  Bilder  anzufertigen.  Das  Hospital  bezahlte 
dem  Maler  u.  a.  fär  einen  etwa  vi  er  wöchentlichen  Aufenthalt  im  Gasthof  65  Taler, 
und  als  er  kurz  darauf  verarmt  starb,  wurde  er  noch  auf  Kosten  des  Hospitals 
begraben. 

*)  Rechtlich  war  ja  auch  in  Wahrheit  das  Geld  in  den  Anstalten  an 
einen  besonderen  Zweck  gebunden  und  konnte  deshalb  der  offenen  Armenpfle^^e 
nicht  dienstbar  gemacht  werden. 


n 
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Gebiete  der  offenen  Armenpflege  geschah.    Der  Stadtarmenkassen- 
etat  pro  1818  spezialisiert  den  Titel  wie  folgt: 

a)  wöchentlich  za  verteilende  Almosen 4000  EÜr. 

b)  za  außerordentlicher  Unterstützung  hülfsbedürftiger  Personen,  be- 
sonders um  schuldlos  Herabgekommenen  in  ihrem  Gewerbe  und 
Nahrungsstande  durch  eine  bedeutende  Gabe  wieder  aufzuhelfen   .  400     „ 

c)  Kleidungsstücke  für  Arme 100 

d)  Medikamente  für  Arme 700 

e)  Unterstützung  armer  Durchreisender 100     „ 

f)  Unterstützung  der  Findlinge  und  elternloser  Kinder 700     „ 

g)  Begräbniskosten 50» 

h)  Aufdingungskosten  für  arme  Gewerbslehrlinge 50     „ 

i)   Transportkosten  armer  Kranker .    .    .      100     ,, 

in  Summa  6200  Btlr. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  diese  Mittel  zu  den  notdürftigsten 
Unterstützungen  nicht  ausreichen  konnten,  insbesondere  da  die  Zahl 
der  Bedürftigen  infolge  des  Krieges,  der  französischen  Okkupation, 
der  BelageruDg  von  1813  ufid  der  Teuerung  des  Jahres  1817  fort- 
dauernd gestiegen  war.  Die  Zahl  der  regelmäßig  (wöchentlich)  unter- 
stützten Armen  betrug  etwa  500  bis  600.  Der  Titel  „zur  Unter- 
haltung der  Kranken-  und  Armenanstalten"  (1818:  3792  Rtlr.)  ent- 
hielt nur  einige  ergänzende  Zuschüsse,  vornehmlich  für  das  Arbeits- 
haus und  das  Polizeikrankenhaus  (1620,  bzw.  1760  £.tlr.). 

2.  Das  Arbeitshaus.  Am  Beginne  des  18.  Jahrhunderts  war 
dieses,  verbunden  mit  einem  Zuchthause,  sowohl  für  Bettler  von 
Profession  als  für  Verbrecher  eingerichtet  worden,  die  man  darin  mit 
allerhand  Arbeiten^)  beschäftigte.  Später,  gegen  1780,  wurde  damit 
ein  Polizeihaus  für  obdachlose  Arme  verbunden.  Beim  Beginne  der 
preußischen  Herrschaft  bestand  im  Polizeiarbeitshause  eine  Fabrik 
für  wollene  Strümpfe  und  Mützen.*)    Etwa  100  Arme  fanden  so  Be- 


')  dämlich:  Arbeiten  für  die  HauBverwaltung,  Straßenreinigung,  Kranken- 
transporte, Tagelöhnerarbeiten  bei  Bürgern  der  Stadt,  Anfertigung  von  Lehm- 
backsteinen.  Spinnen,  Flechten,  Zwirnen  u.  dgl. 

^)  Der  Verwalter  war  eigentlich  als  Fabrikherr  anzusehen.  Zwar  waren  die 
Fabrikgeräte  auf  herrschaftliche  Kosten  beschafft,  aber  er  lieferte  das  Material, 
gab  den  Arbeitshäuslem  unentgeltliche  Kost  und  den  freiwilligen  wöchentlich 
1  Groschen  Lohn,  wogegen  ihin  der  Erlös  der  Arbeitsprodukte  zustand.  Für 
Beschafifung  des  Bettgerätes,  Brennmaterials  und  Lichtes  erhielt  er  jährlich 
1000  TIr.  aus  der  Almosenkasse.  Sonstige  Kosten  (Folizeiarzt,  Chirurgos,  Geist- 
liche) etwa  300  Tlr.  1822  übernahm  die  Anstalt  das  Fabrikgeschäft,  der  Werk- 
meister wurde  als  Beamter  (mit  200  Tlr.  Fixum)  angestellt. 
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scbäftigung,  doch  wurden  auch  ihre  Kinder,  zusammen  etwa  200  bis 
300  Personen,  aufgenommen.  Die  Zwangsarbeiter  befanden  sich  gleich- 
zeitig darin  in  leichter  Haft.  Den  unverschuldet  Arbeitslosen  wurde 
sehen  freier  Station  auch  ein  geringer  Verdienst  gewährt.  Eine  strenge 
Absonderung  der  freiwilligen  von  den  Zwangsarbeitern  war  nicht 
durchgeführt,  auch  wurde  erst  1818  das  Zuchthaus  von  dem  Arbeits- 
hause getrennt.  Infolgedessen  galt  die  Aufnahme  in  das  Arbeitshaus 
bei  der  Bevölkerung  als  eine  Ehrenminderung  und  war  wenig  begehrt, 
auch  die  freiwillig  in  dasselbe  Eintretenden  waren  daher  bereits  mehr 
oder  weniger  verwahrloste  Elemente.  Schließlich  ließ  sich  bei  einer 
solchen  Einrichtung  die  Demoralisierung  der  wenigen  noch  Unver- 
dorbenen nicht  vermeiden.  Erst  das  Armenstatut  von  1824  bemühte 
sich,  diesen  Mängeln  abzuhelfen,  indessen  war  die  von  ihm  vorge- 
schriebene Trennung  der  freiwilligen  von  den  Zwangsarbeitern  in  der 
Praxis  bei  der  Überfüllung  der  Anstalt  und  aus  anderen  Gründen 
(geringes  Aufsichtspersonal,  unzulängliche  Arbeitsgelegenheit)  un- 
durchführbar. Der  Etat  des  Arbeitshauses  schloß  jährlich  mit  etwa 
4700  RÜm.  ab. 

3.  Die  evcmgelischen  milden  Stiftimgen,  deren  Verwaltung  1824 
vereinigt  wurde,  waren :  das  große  und  das  kleine  Hospital,  das  Lazaret 
und  das  evangelische  Armen-  und  Krankenhaus.  Wie  vermögend 
sie  waren,  zeigt  eine  Aufstellung  aus  dem  Jahre  1820.  Danach 
hatte  das  große  Hospital:  einen  Kapitalfonds  von  23000  Tlrn., 
ferner  10  Wohnhäuser,  7  Nebenhäuser,  568  Morgen  Waldung, 
74  Morgen  Wiesen,  662  Acker  Arthland,  9^9  Morgen  Garten  und 
bedeutende  Geld-  und  Fruchtzinsen ;  das  kleineHospital:  7184  Tlr. 
Kapital,  9^1^  Morgen  Wiesen,  76  Morgen  Land,  4  Morgen  Weinberg 
und  beträchtliche  Geld-  und  Fruchtzinsen;  das  Lazaret  ein  Kapital 
von  58  260  Tkn.  und  verschiedene  Zinsen;  endlich  das  evan- 
gelische A  rmenhaus  6414 Tlr.  und  dasKrankenhaus  6859 Tlr. 
Kapital.  Die  beiden  Hospitäler,  das  sog.  Lazaret  und  das  Armen- 
haus hatten  den  Zweck,  altersschwachen  und  kränklichen  Personen 
teils  gegen  ein  nach  Alter  und  Vermögen  abgestuftes  Einkaufsgeld, 
teils  unentgeltlich  Unterkommen  und  Verpflegung  zu  bieten.  Durch- 
schnittlich wurden  in  den  vier  Anstalten  zusammen  jährlich  etwa 
80  Personen  gegen  Einkaufsgeld  („Pfründner")  und  110 — 120  ohne 
eine  Vergütung  („Steinhäusler")  verpflegt.  Das  Krankenhaus,  ver- 
bunden mit  einem  Entbindungsinstitute  und  einer  Augenheilanstalt, 
gewährte  unbemittelten  kranken  Einwohnern  und  Fremden  unentgelt- 
liche Pflege  und  ärztliche  Behandlung.     Es  war  auf  20 — 30  Kranke 
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eingerichtet,  wurde  aber  1822  so  erweitert,  daß  es  danach  durch- 
schnittlich täglich  50  Kranke  —  auch  Bemittelte  gegen  Vergütung 
der  Kosten  —  verpflegte.  Sämtliche  5  Anstalten  hatten  einen  jähr- 
lichen Gesamtetat  von  10 — 12  000  Tim.,  wovon  fast  die  Hälfte  auf 
die  Verwaltung  des  großen  Hoepitales  entfiel.  Die  Einkünfte  setzten 
sich,  abgesehen  von  den  Kapitalzinsen,  Erbzinsen  und  Pachtgeldern, 
zusammen  aus  Zuschüssen  der  Stadtverwaltung,  Vermächtnissen,  Ein- 
kaufsgeldem  und  Nachlaßgeldem.  Die  Hospitäler  und  das  Lazaret 
hatten  z.  B.  an  dem  Nachlasse  der  Hospitaliten  ein  gesetzliches  Erb- 
recht. An  das  Krankenhaus  zahlten  ferner  die  zünftigen  Gewerke 
für  ihre  Kranken  bestimmte  Sätze. ^)*)  Kurz:  die  Einnahmen  waren 
so  reichlich  in  allen  Anstalten,  daß  sie  nicht  verbraucht  wurden, 
sondern  zur  immer  größeren  Vermehrung  des  Vermögens  dienten. 
Jene  mainzische  Religionsversicherung  von  1664,  welche  den  Stadtrat 
als  snmmus  episcopus  über  alle  Evangelischen  bestätigte  und  ihm  die 
ausschließliche  Verfügung  auch  über  die  evangelischen  Stiftungen 
beließ,  konnte  dem  König  von  Preußen  gegenüber  nicht  mehr  gelten: 
auf  ihn  ging  diese  an  sich  landesherrliche  Befugnis  mit  der  Besitz- 
nahme der  Stadt  über.  Was  daher  der  mainzischen  Regierung  nicht 
gelungen,  sondern  stets  an  dem  rechtlich  begründeten  Widerspruche 
des  Stadtrats  gescheitert  war,  konnte  nunmehr  ernstlich  in  Angriff 
genommen  werden:  nämlich  die  Einkünfte  der  Anstalten  der  offenen 
Armenpflege  mit  zugute  kommen  zu  lassen.  Dieses  Ziel  wurde  im 
allgemeinen  erst  durch  das  Armenstatut  von  1824  erreicht,  welches  die 
eben  genannten  Stiftungen  —  die  katholischen  weigerten  sich,  konnten 
auch  nicht  gezwungen  werden ,  sich  dem  anzuschließen  —  in  der 
Verwaltung  vereinigte.  Gleichzeitig  wurden  das  Lazaret  und  das 
evangelische  Armenhaus  aufgehoben. 

4.  Das  Clinicum  war  ursprünglich  mit  der  Universität  ver- 
bunden und  sollte  zum  praktischen  Unterricht  angehender  Arzte, 
gleichzeitig  aber  auch  zur  kostenlosen  Behandlung  armer  Kranken 
dienen.     Trotz  des  allmählichen  Verfalls  und  der   schließlichen  Auf- 


^)  So  die  Schuhmacher  pro  Mann  und  Woche  1  Tlr.  2  Gr.,  außerdem  an 
den  Krankenhausarzt  jährlich  10  Tlr.,  femer  die  Weber  18  Gr.,  die  Schneider 
20  Gr.,  die  Tischler  16  Gr.  Die  meisten  Gewerke  hielten  übrigens  zur  Unter- 
stützung in  Krankheits-  und  Sterbelällen  in  ihren  Gewerkskassen  Mittel  bereit. 

*)  Als  Verpflegungssatz  wurde  im  Krankenhause  1823  angenommen  (pro 
Kopf  und  Tag) :  für  Beköstigung  1  Gr  8  Pfg.,  für  Arznei  9  Pfg.  (woljei  in  der 
Akte  der  Vermerk  „schweres  Geld!"  steht),  für  Feuerung,  Licht  und  Wäsche  8  Pfg., 
zusammen  3  Gr.  1  Pfg. 
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hebimg  der  Universität  blieb  die  Klinik  für  sich  erhalten.  Im  Jahre 
1801  erhielt  sie  eine  yerbesserte  Einrichtung :  die  kurfürstliche  Kammer 
ernannte  einen  Direktor  und  vier  „Viertelsäxzte",  hielt  auch  die 
Krankenhausärzte  zu  regelmäßiger  Mitwirkung  an.  Später  wurde 
sogar  jeder  in  Erfurt  sich  niederlassende  Arzt  durch  eine  Verordnung 
verpflichtet,  ein  Jahr  lang  an  der  Klinik  mitzuarbeiten.  Die  Ver- 
sammlungen der  Arzte,  welche  der  Anstalt  ihre  Dienste  ohne  eine 
Vergütung  widmeten,  fanden  täglich  in  einer  bestimmten  Apotheke 
statt.  Die  Klinik  verfugte  also  nicht  einmal  über  eigene  Bäume, 
noch  war  mit  ihr  eine  Art  Krankenhaus  verbunden.  In  jener 
Apotheke  erhielten  die  Kranken  Rezepte  uod  Medikamente,  im  Not- 
falle fanden  sie  in  einem  der  bestehenden  Krankenhäuser  Aufnahme. 
Abgesehen  von  den  täglichen  klinischen  Versammlungen  wurden  unbe- 
mittelten Kranken  in  ihrer  Wohnung  unentgeltliche  Behandlung 
durch  die  Viertelsärzte,  freie  Medizin  und  Anweisungen  auf  Kranken- 
suppen  gewährt.  Infolge  dieser  Freigebigkeit  wuchs  die  Zahl  der  in 
der  £[linik  behandelten  Kranken  derartig,  daß  im  Jahre  1804  der 
Armenkasse  daraus  allein  an  Medikamenten  eine  Ausgabe  von 
1200  Rtlm.  erwuchs.  Die  Verabreichung  kostenloser  Arznei  wurde 
daher  demnächst  auf  die  in  den  Armenlisten  geführten  Almosen- 
partizipanten  beschränkt  und  den  Ärzten  aufgetragen,  „bei  ihren  Ver- 
ordnungen sich  der  teuern  ausländischen  Medikamente  zu  enthalten, 
sobald  diese  durch  wohlfeilere  inländische  ersetzt  werden  könnten.  ^^ 
Die  Medizinrechnung  und  die  Zahl  der  behandelten  Kranken  zeigt 
folgende  Übersicht: 


Jahre 

behandelte  Kranke 

Medikamentenkosten 

1800 

763 

1098  Rtlr. 

1804 

V 

• 

1200 

» 

1815  ^ 

197 

n 

1816 

1509 

209 

n 

1817 

294 

n 

1818 

566 

454 

r» 

1819 

690 

554 

n 

1820 

751 

540 

n 

1821 

742 

622 

n 

1822 

973 

635 

n 

5.  Lediglich  tmter  kirchlicher  Aufsicht  standen  folgende  Wohl- 
tätigkeitsanstalten : 

a)  Das  katholische  Krankenhaus,  für  etwa  14  Kranke 
eingerichtet,  mit  einem  Etat  von  1000  bis  1200  Rtlr.  Der  Fonds 
der  Anstalt  bestand  1820  in  14480  Rtlm.  Kapital; 
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b)  das  evangelische  Waisenhaus;  etwa  50  Waisenkinder 
solcher  Eltern,  die  in  Erfurt  ihren  Wohnsitz  hatten ,  wurden  darin 
erzogen  und  unterrichtet.  Einnahme  und  Ausgabe  betrug  jährlich 
3500  bis  4000  Rtlr.  Das  Stammkapital  des  Institutes  belief  sich  auf 
27  809  Rtlr.; 

c)  das  katholische  Waisenhaus  verfolgte  den  gleichen 
Zweck  wie  das  evangelische;  in  ihm  befanden  sich  durchschnittlich 
40  Kinder.  Der  Jahresetat  belief  sich  auf  1800  bis  2000  Rtlr.  (mithin 
bedeutend  weniger  als  das  evangelische  Waisenhaus,  weil  keine  be- 
sondere Waisenschule  damit  verbunden  war),  das  Kapital  betrug 
1820:  18  354  Tlr. 

6.  Unter  der  Oberaufsicht  der  städtischen  Armendirektion  und 
der  königlichen  Regierung  befanden  sich  einige  Privatstiftungen,  aus 
deren  Mitteln  zu  besonderen  Zwecken  Armenlegate  gewährt  wurden. 

Es  waren  dies  1822: 


Bezeichnung 
des  Fonds 


Zweck 


Kapitalvermögen 

bzw.  jährliche 

Zinsen 


Verwaltung 


Jacobischer  Fonds 

Bleifußscher  Fonds 

Weißenbornscher 
Fonds 


Kranichfeld-Börner- 
scher  Fonds 

Kratzensteinscher 
Fonds 

Kuchscher  Fonds 


Jtingerscher  Fonds 


Das    „Reiche    Al- 
mosen** 

Döringscher  Fonds 


Unterstützung  armer 
Katholiken 

Unterhaltung  armer 
Geisteskranken 

Verpflegung  armer,  in 
der  Erfurter  Ent- 
bindungsanstalt 
geborener  Kinder 

Unterstützung  von 
eyangel  Hausarmen 

Unterstützung  von 
evangelischen  Armen 

Unterstützung  kranker 
Handwerksgesellen 

Unterstützung  armer 
Handwerkslehrhnge 

Unterstützung  von  ver- 
schämten Hausarmen 

Unterstützung  armer 
alter  Personen 


6  ooo  Rtlr.  Kapital 


I  500 


n 


2700   „ 


IG  000 


II  000 


Sog 


n 


jährlich  8  Rtlr. 
Ertrag 

12  000  Rtlr.  Kapital 


13000     r, 


St.  Wigberti- 
kirche 

Stadtkasse 


Magistrat 

Stadtkasse 

die     Obermeister 
der  betr.  Gewerke 

2  Familien 

die   Tuchmacher- 
innung 

das  evangelische 
Jüinisterium 


Außer  diesen  Fonds  gab  es  noch  eine  Anzahl  anderer  Stiftungen,  die  wir 
hier  übergehen  können,  weil  sie  nur  bestimmten  Familien  zugute  kamen  oder 
lediglich  von  kirchlichen  Behörden,  ohne  Konkurrenz  der  Armendirektion,  ver- 
waltet wurden. 
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C)  Ahnlich  wie  die  Leistungen  der  Stadtkasse  zum  Armenwesen 
waren  auch  ihre  Aufwendungen  für  das  Schulwesen  nur  ergänzende 
Zuschüsse.  Das  gesamte  Elementarunterrichts wesen  stand  vor  hundert 
Jahren  noch  unter  der  direkten  Aufsicht  und  Leitung  der  Kirche 
und  wurde  größtenteils  aus  den  Kirchenkassen  unterhalten.  Erst  all- 
mählich gelangten  die  Bestimmungen  des  Allgemeinen  Landrechts 
und  der  Stein'schen  Städteordnung,  welche  die  Schulen  zu  Anstalten 
des  Staates  erklärten  und  sie  der  Oberaufsicht  und  der  Fürsorge  der 
Staats-  und  Gemeindebehörden  unterstellten,  zur  Durchführung.  Von 
eigentlichen  Kommunalschulen  und  öffentlichen  Elementarschulen 
konnte  insbesondere  in  Erfurt  am  Beginne  des  19.  Jahrhunderts  keine 
Bede  sein.  Das  hier  erst  nach  der  preußischen  Besitzergreifung  ein- 
geführte Landrecht  stand  subsidiär  hinter  Provinzialrecht  und  erlangte 
erst  nach  Beendigung  der  Fremdherrschaft  Tolle  Geltung.  Da  jedoch 
die  Städteordnung  von  1808  io  Erfurt  endgültig  und  in  ihrem  ganzen 
Umfange  erst  1822  zur  Anwendung  kam  und  die  Reform  des  Schul- 
wesens sorgfaltiger  Vorbereitungen  bedurfte,  so  zog  sich  die  Neu- 
organisation bis  zu  den  Jahren  1827  und  1828  hin.  Wir  würden  dem 
damaligen  Unterrichtswesen  nicht  gerecht  werden,  wollten  wir  es  mit 
der  mustergültigen  Fürsorge,  welche  heute  nicht  nur  der  Staat, 
sondern  vor  allem  gerade  die  größeren  Städte  diesem  Gegenstande 
zuteil  werden  lassen,  vergleichen.  Wie  hätten  auch  in  jenen  ernsten 
ZeitTerhältnissen  die  Unsummen  beschafft  werden  sollen,  welche  in 
der  Gegenwart  Staat  und  Gemeinde  für  Schulzwecke  opfern! 

a)  Die  Erfurter  „Trivialschulen''  —  so  nannte  man  damals  die 
Elementarschulen  —  waren  vor  hundert  Jahreo  streng  konfessionelle 
Parochialschulen.  Mit  einer  jeden  Kirche  war  eine  besondere  Schule 
verbunden,  meist  einklassig,  nur,  wo  es  die  Mittel  erlaubten,  mehrere 
—  höchstens  3  —  Klassen  umfassend.  Über  den  Zustand  der  Schul- 
gebäude berichtete  1805  die  preußische  Organisationskommission  an 
die  Regierung :  „sie  gleichen  fast  Gefängnissen  und  können  unmöglich, 
wenn  man  nicht  die  äußere  Achtung  gegen  Schulen  aufopfern  will,  in 
dem  Zustande  verbleiben".  Die  nächste  Aufsichtsbehörde  der  Schulen 
war  der  Pfarrer  der  betr.  Gemeinde,  die  Oberaufsicht  führte  über 
die  evangelischen  Schulen  das  „evangelische  Ministerium^,  also  eine 
Magistratsdeputation,  über  die  katholischen  Schulen  das  Geistliche 
Gericht.  Die  Kosten  der  Schulen  wurden  aus  den  Kirchenkassen ^ 
aus  besonderen  Schulfonds,  aus  Zuschüssen  der  Stadtkasse  und  aus 
Schulgeldern  bestritten.  Bei  der  unwürdigen  Besoldung  der  Lehrer 
konnten   sie   auch   nur  geringfügig   sein.     Das   Gehalt   der    „Schul- 
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bedienten^  betrug  jährlich  im  DurchschDitt  112  Rtlr.  Die  Zuschüsse 
der  Stadtkasse  zur  Besoldung  der  evangelischeD  Lehrer^)  beUefen 
sich  nach  dem  Etat  von 

1804/05  auf  1891  »/a  Rtlr. 

18U      „    1525  V«      n 
1818      „    1024  V«      , 

diejenigen  zur  Besoldung  der  katholischen  Lehrer 

1804/05  auf  883  Rtlr. 

1814      „    977      „ 
1818      „    783      « 

Die  Gesamtausgaben  der  Stadtkasse  unter  dem  Titel  „zum  Schul- 
wesen und  für  Kirchendiener^,  einschließlich  der  Beiträge  zu  den 
Schulanstalten  selbst  und  einiger  Vergütungen  an  Geistliche,  standen 
im  Etat  von 

1804/05  mit  4259  Rtlra.  (19  «/o  des  Etats) 
1814  „  3388  „  (16%  n  n  ) 
1818      „     2436      „       (11 0/0    „        „    ) 

In  dem  erwähnten  Berichte  der  Organisationskommission  hieß 
es  u.  a.  über  die  Lehrergehälter:  „Diese  geringe  Besoldung  allein 
kann  es  schon  erklären,  warum  im  ganzen  unter  den  Lehrern  kein 
Eifer  und  Wettflug  statt  hat."  Ihr  Gesamturteil  über  die  Erfurter 
Trivialschulen  faßte  die  Kommission  dahin  zusammen,  „daß  sie  mit 
dem  Geiste  unseres  Zeitalters  größtenteils  im  Widerspruche  stehen. 
Die  katholischen  Schulen  haben  besonders  in  Hinsicht  auf  Religions- 
unterricht noch  alle  den  uralten  mönchischen  und  fehlerhaft  klöster- 
lichen Zuschnitt,  und  die  protestantischen  Schulen  sind  in  ihrer  Ver- 
fassung fast  eben  nicht  viel  weiter  vorgerückt,  als  wie  sie  die  Rats- 
schulordnung vom  Jahre  1658  feststellte".  Da  es  besondere  Vor- 
schulen für  das  Gymnasium  nicht  gab,  so  war  der  Lehrplan  der 
Trivialschulen  mit  einer  Menge  von  Gegenständen  überlastet,  die  nur 
für  einige  wenige  als  Vorbildung  zum  Gymnasium  einen  Sinn  hatten 
(z.  B.  Lateinisch  und  Griechisch);  die  große  Menge  dagegen,  welche 
ein  bürgerliches  Gewerbe  erstrebte,  mußte  gerade  der  einfachsten  und 
unentbehrlichsten  Kenntnisse  entbehren.  Am  schlimmsten  stand  es 
mit  den  Mädchenschulen,  deren  ebenfalls  jede  Parochie  eine  hatte« 
Hier  war  der  Unterricht  meist  einer  Schulmeisterin  (in  der  Regel 

')  So  erhielten  aus  der  Stadtkasse  beispielsweise:  der  „Professor 
Augustanae  confessionis'^  148,  der  Gymnasialdirektor  124,  6  Gymnasialprofessoren 
je   70,   1   Rektor  87  V^,  7  Rektoren  je  35,   1  Konrektor  52,   1   „KoUaborator" 

;  17  Vs  Rtlr.  teils  bar,  teib  in  Getreide-  imd  Holzdeputaten. 

j 
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einer  Kantors-  oder  Kirchnerswitwe)  anvertraut,  MädchenscbuUehrer 
fanden  sich  nur  wenige.  Sie  bekamen  nämlich  kein  Grefaalt,  sondern 
waren  nur  auf  die  Schulgelder  angewiesen.  Die  Lehrkräfte  waren 
daher  ungenügend;  eine  Schule  für  die  Mädchen  besserer  Stände 
fehlte.  Auch  das  evangelische  und  das  katholische  Gymnasium  waren 
in  schlechter  Verfassung ;  der  Unterricht  wurde  nach  völlig  veralteten 
Grundsätzen  erteilt.  —  Die  Folgen  eines  so  yernachlässigten  Schul- 
wesens traten  natürlich  auch  im  öffentlichen  Leben  klar  zu  Tage:  so 
waren  noch  1804  unter  den  Mitgliedern  des  alten  Stadtrates  Leute, 
die  kaum  lesen  und  schreiben  konnten! 

b)  So  reformbedürftig  aber  am  Beginne  der  preußischen  Herr- 
Schaft  die  Schulverhältnisse  auch  waren,  die  folgenden  Eriegsjahre 
und  die  Zeit  der  französischen  Fremdherrschaft  brachten  statt  der 
ersehnten  Verbesserungen  weiteren  Rückgang  und  Verfall.  Die 
französische  Begierung  entzog  den  katholischen  und  evangelischen 
Geistlichen  und  den  bestehenden  Schulkommissionen  die  Aufsicht  über 
die  Schulen  und  errichtete  ein  aus  13  Mitgliedern  (!)  bestehendes  Schul- 
kollegium. Zur  Bestreitung  der  Ausgaben  und  zur  Besoldung  der 
neuen  Schulräte  wurde  der  „ProTinz''  eine  neue  Abgabe,  der  „Schul- 
dreier" —  3  Pfennig  von  jedem  Acker  Land  — ,  auferlegt.  Trotz- 
dem gingen  die  Schulanstalten  so  zurück,  daß  beinahe  alle  Winter- 
monate hindurch  in  den  meisten  Schulen  wegen  Mangel  an  Holz  kein 
Unterricht  gegeben  wurde.  Die  Lehrergehälter  wurden  äußerst  un- 
regelmäßig gezahlt,  alle  Naturaldeputate  —  die  einen  sehr  bedeutenden 
Bestandteil  der  Besoldung  bildeten  —  wurden  den  Lehrern  entzogen. 
Zwar  sollten  sie  dafür  durch  eine  nach  25jährigem  Durchschnitt  be- 
rechnete und  daher  schon  an  sich  ungenügende  Vergütung  entschädigt 
werden,  aber  diese  kam  meist  gar  nicht  zur  Auszahlung.  Die  Lehrer 
beklagten  sich  über  den  Mangel  an  eigenem  Unterhalt  und  über  den 
Mangel  an  Feuerung;  statt  Abhilfe  zu  schaffen,  „ermahnte  man  sie, 
die  Schulen  zu  der  höchsten  Stufe  aller  Vollkommenheit  zu  bringen.^* 
Die  Jahresrechnung  des  Schulkollegiums  yom  Jahre  1809  sei  hier 
mitgeteilt.    Es  betrug 

I.  die  Einnahme: 

1.  die  Erhebung  der  Abgabe  von  den  Einnahmen  der  Kirchen     .  6oo  RÜr. 

2.  die  Erhebung  von  5  Atlm.  von  den  Einnahmen  der  Gemeinden  500     „ 

3.  die  Abgabe  von  3  Pfg.  von  jedem  Acker  Land 1700     „ 

4.  Genuß,  welchen  die  jetzt  abgedankte  Kommission  hatte    ...        5^     ^ 

5.  Gebühren  von  den  Kirchen  der  Stadt .    .  174     n 

Summa  3024  Rtlr. 
XLV.  7 
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II.  die  Ausgabe: 

1.  drei  Inspektoren , 800  Rtlr. 

2.  der  Sekretär i«>  n 

3.  der  Kassierer 100  „ 

4.  der  Bote 24  „ 

5.  für  die  Ergänzung  des  Gehalts  der  Lehrer  für  die  nötigsten  Be- 
dürfnisse ^)    1200  „ 

6.  zum  Ankauf  der  Bücher  für  arme  Kinder 400  „ 

7.  verschiedene  Ausgaben  zum  Unterhalt  der  Schulden     ....  200  „ 

8.  zum  Unterhalt  des  Kunstfleißes  in  den  Schulen    .    .    .    .     .    .  200  „ 

Summa  3024  Htlr. 

c)  Nach  der  Wiederbesitznahme  der  Stadt  durch  Preußen  wurden 
zwar  die  fragwürdigen  französischen  Neuerungen  und  die  Unregel- 
mäßigkeiten in  den  Zahlungen  an  Schulen  und  Lehrer  beseitigt,  im 
allgemeinen  blieb  jedoch  das  Schulwesen  in  demselben  Zustande,  wie 
yor  der  französischen  Zeit.  Eine  durchgreifende  neue  Organisation 
erfolgte  erst  1827  und  1828.  Bis  dahin  gab  es  also  in  Erfurt: 
9  evangelische  Parochialschulen,  in  denen  in  1  bis  3  Klassen  Knaben 
und  Mädchen  —  zum  Teil  sogar  gemeinschaftlich  —  unterrichtet 
wurden;  3  katholische  Parochialschulen  für  Knaben,  2  für  Mädchen, 
1  für  Knaben  und  Mädchen  gemeinschaftlich;  1  Garnisonschule  für 
Soldatenkinder;  seit  181 L  auch  eine  höhere  Töchterschule;  ferner  an 
höheren  Schulen :  das  evangelische  Batsgymnasium  und  das  katholische 
Gymnasium^),  das  Lehrerseminar  (bis  1820  mit  dem  Batsgymnasium 
verbunden)  und  die  königliche  Kunst-  und  Bauhandwerksschule,  seit 
1820  auch  eine  königliche  Gewerbeschule.  In  allen  diesen  Schulen 
mußte  Schulgeld  gezahlt  werden.  Eigentliche  „Armenschulen" 
fehlten,  abgesehen  von  der  mit  dem  Seminar  verbundenen  Übungs- 
schule  und  der  Schule  des  evangelischeu  Waisenhauses,  ganz.  Erst 
um  das  Jahr  1820  wurde  eine  „Frei-  und  Erwerbschule"  ins  Leben 
gerufen. 

Das  Hauptübel  der  Erfurter  Schulverfassung  lag  damals  in  der 
Verbindung  von  Kirche  und  Schule.  Man  ging  von  dem  Grundsatze 
aus,  daß  jeder  Einwohner  mit  der  Kirche  seiner  Parochie  und 
folglich  auch  mit  der  Schule  seiner  Kirche,  da  diese  eben  unter 
dem   Patronat  der  Kirche  stand,    eng   verwachsen   sei  und  bleiben 


')  Welche  die  Lehrer  aber  nicht  bekamen! 

*)  Das  erstere  übernahm  1820  der  Staat,  das  letztere  wurde  1822  in  ein 
Prog^'mnasiam  verwandelt  und  später  mit  dem  evangelischen  zu  einer  Simultan- 
anstalt vereinigt. 
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müsse.  Weniger  wäre  indessen  mehr  gewesen:  Durch  eine  Zu- 
sammenlegung der  vielen  Parochialschulen  zu  2  oder  3  großen 
Elementarschulen  hätte  man  die  Lehrkräfte  besser  verwerten  uud 
durch  Verteilung  der  Kinder  auf  mehrere  Klassen  nach  ihrem  Alter 
einen  umfassenderen  Lehrstoff  bewältigen  können.  Allerdings  mochten 
einer  Trennung  von  Kirche  und  Schule,  die  bereits  die  preußische 
Organisationskommission  1804  ins  Auge  gefaßt  hatte,  zunächst  gewichtige 
finanzpolitische  Bedenken  entgegenstehen :  wurden  doch  die  Parochial- 
schulen teilweise  aus  kirchlichen  Legaten  erhalten,  die  den  betreffenden 
Parochialkirchenkassen  zu  entziehen  seine  juristischen  Schwierigkeiten 
hatte.  ^) 

D)  Der  bedeutendste  Anteil  der  Ausgaben  entfiel  nächst  dem 
Titel  „Besoldungen"  auf  den  Titel  Bau-  und  Reparatur  kosten: 
4500  bis  5000  Rtlr.  oder  20  bis  25  %  des  Etats.  Dessenungeachtet  war 
wohl  kaum  ein  Zweig  der  städtischen  Verwaltung  so  dürftig  aus- 
gestattet als  das  Bauwesen,  wenn  man  berücksichtigt,  wie  umfassend 
das  Gebiet  der  Bauverwaltung  war.  Wie  ein  roter  Faden  ziehen  sich 
durch  die  Akten  die  Klagen  des  Magistrats  über  die  Unmöglichkeit, 
mit  so  beschränkten  Mitteln  auch  nur  die  dringendsten  Baubedürfnisse 
zu  decken.  Die  Stadt  hatte  aus  diesem  Titel  alle  öffentlichen 
städtischen  Gebäude,  die  Schulhäuser,  die  Uhrtürme,  aber  auch  die 
Stadttore,  Mauern,  Wälle,  Schutztürme,  Uferdämme,  Brücken  und 
Schleusen^  ferner  das  Straßenpflaster,  die  Kanäle  und  Fußsteige  zu 
unterhalten,  endlich  noch  eine  Bemuneration  für  den  Bauaufseher,  so- 
wie die  Feuersozietätsbeiträge  zu  zahlen.  Es  ist  kaum  zu  glauben, 
daß  der  Stadtkasse  bei  ihrem  geringen  Etat  auch  noch  zugemutet 
wurde,  die  Befestigungen  der  Stadt  (Tore,  Mauern,  Wälle,  Brücken, 
Wehre  u.  dgl.)  in  Stand  zu  halten,  —  Ausgaben,  die  billigerweise  dem 
Fortifikationsfiskus  hätten  zufallen  sollen.^  Der  Etat  pro  1817 
spezialisiert  den  l^itel  folgendermaßen: 


^)  1827  und  1828  half  die  Stadtgemeinde  sich  in  der  Weise,  daß  sie  immer 
zwei  Parochialschulen  zusammenlegte  und  Patronat  und  Unterhaltungspflicht  selbst 
übernahm,  wogegen  die  Kirchengemeinden  fortan  vertragsmäßig  festgestellte  Zu- 
schüsse an  die  städtische  Schulkasse  zahlten. 

*)  Die  preußische  Regierung  stellte  sich  auf  den  Standpunkt,  daß  alle  diese 
Anlagen  nicht  zur  Festung,  sondern  zur  Stadt  gehörten  und  daß  nicht  die  Stadt, 
sondern  nur  die  Zitadelle  auf  dem  Petersberge  als  Festung  angesehen  werden 
köune.  Indessen  war  das  nur  ein  Versuch,  die  Belastung  der  Stadtkasse  mit 
jenen  Unterhaltungskosten  zu  rechtfertigen,  in  Wirklichkeit  wurde  sonst  die  Stadt 
in  jeder  Hinsicht  als  Festung  behandelt. 

7* 
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Rathaus  und  Folizeihaas  ^) 400  ^tlr. 

Kanäle  und  Schleusen 'S^  y» 

Moritzwehr 200  ,, 

Ratskeller 100  „ 

Brauhaus 150  „ 

Fredigerhof  (ein  Platz) 10  „ 

katholische  Schulen 100  „ 

evangelisches  Gymnasium 5^  n 

Uhrtürme 40  r 

Straßenpflaster  und  Briickenunterhaltung  ....  3130  „ 

Mauern  und  Tore 300  „ 

Schleusen  und  Schutztürme 5^  n 

Spritzen  und  Leiterhäuser 100  „ 

Insgemein  inkl.  Feuerversicherung    .     .    .    .    .    .  220  „ 

Summa  5000  Rtlr. 

Die  einzelnen  Beträge  reichten  natürlich  kaum  zu  den  not- 
dürftigsten Reparaturen  aus,  an  Neubauten  war  gar  nicht  zu  denken. 
Die  öffentlichen  Gebäude ,  besonders  die  Schulen,  stammten  aber 
größtenteils  noch  aus  der  Zeit  vor  der  kurmainzischen  Unterwerfung 
her  uod  waren,  da  auch  unter  mainzischer  Regierung  nur  wenig  ge- 
schehen, im  höchsten  Maße  der  Erneuerung  oder  doch  eines  um- 
fassenden Aus-  und  Umbaues  bedürftig.  Statt  dessen  unterblieben 
wahrend  der  französischen  Zeit  selbst  die  dringendsten  Ausbesserungen, 
so  daß  die  Gebäude  immer  mehr  verfielen.  Gleichwohl  brachte  aber 
der  Wiederbeginn  der  preußischen  Herrschaft  wenig  Besserung:  die 
Regierung  machte  alljährlich  an  den  ihr  vorgelegten  Etatsentwürfen 
besonders  beim  Bauwesen  bedeutende  Abstriche  und  drückte  den  Be- 
trag dieses  Titels  auf  ein  Minimum  herab.  Man  kann  sich  denken, 
daß  die  Stadtbehörden,  als  Erfurt  endlich  die  Selbstverwaltung  ein- 
geräumt wurde,  dem  Bauwesen  besondere  Fürsorge  widmen  mußten, 
und  daß  die  Aufgaben,  welche  auf  diesem  Gebiete  solange  in  geradezu 
unverantwortlicher  Weise  vernachlässigt  waren,  nunmehr  doppelte 
Arbeit  und  —  Kosten  erforderten. 

E)  Was  insonderheit  die  Straßenpflästerung  angeht,  die  fast 
zwei  Drittel  des  Bauetats  ausmachte,  so  sind  uns  hierüber  so  wie 
auch  über  Straßenreinigung  und  -Beleuchtung,  über  Bewässerung  und 
Bauart  der  Häuser  einige  Nachrichten  erhalten,  die  uns  ein  kultur- 
geschichtlich wertvolles  Bild  über  den  äußeren  Zustand  der  Strafsen 
in  damaliger  Zeit  geben.  Wir  müssen  voranschicken,  daß  das  Straßen- 
bild noch  vor  hundert  Jahren  wenig  mit  unseren  modernen  Straßen- 

^)  Worin  sich  auch  das  Zuchthaus  und  Kriminalgefängnis  befand. 


—    101     — 

anlagen  gemein  hatte.  Pflasterung,  Keinigung  und  Beleuchtung  der 
Straßen,  ferner  Kanalisieruug  und  Wasserleitung  sind  ja  überhaupt 
Bedürfnisse,  die  erst  allmählich  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  einen 
größeren  Aufwand  der  Gemeindeverwaltungen  hervorgerufen  haben. 
Der  Grund  liegt  einmal  in  den  erhöhten  Ansprüchen,  welche  durch 
die  größere  Verbreitung  von  Wohlstand  und  Bildung  und  durch  die 
Zunahme  des  gesellschaftlichen  und  gewerblichen  Lebens  geweckt 
sind,  andererseits  in  den  Fortschritten  der  medizinischen  Wissenschaft 
und  der  durch  sie  geförderten  Erkenntnis  der  Gefahren,  welche  vor 
allem  in  den  größeren  Städten  das  enge  Zusammenwohnen  und  das 
Wachstum  der  Bevölkerung  mit  sich  bringen.  Unsere  Vorväter  waren 
in  dieser  Hinsicht  nicht  so  anspruchsvoll. 

a)  Wenn  wir  in  Erfurt  bereits  im  Jahre  1550  von  der  Pflasterung 
einiger  weniger  Straßen  lesen,  so  dürfen  wir  uns  davon  keine  über- 
triebenen Vorstellungen  machen.  Höchstwahrscheinlich  handelte  es 
sich  dabei  nur  um  chaussierte  Wege.  Selbst  die  Hauptstraßen  waren 
noch  im  Jahre  1804  in  einem  solchen  Zustande,  „daß  an  gar  vielen 
Orten  sich  tiefe  Löcher  finden,  wo  gar  leicht  Menschen  und  Vieh 
samt  dem  Fuhrwerk  verunglücken  können."  ^)  Napoleon  muß  es  bei 
seiner  Anwesenheit  in  Erfurt  gelegentlich  des  Fürstenkongresses  im 
Jahre  1808  selbst  sehr  unangenehm  empfunden  haben,  denn  er  äußerte 
sich  über  den  schlechten  Zustand  des  Straßenpflasters  sehr  ungnädig 
und  erteilte  „die  gemessendsten  Befehle",  diese  Mängel  zu  beseitigen* 
Aber  noch  im  Jahre  1819  erwähnt  eine  Immediatvorstellung  der 
Erfurter  Stadtverordneten  an  den  König,  daß  das  1809  eben  zu  jenem 
Zwecke  eingeführte  Pflastergeld  oft  zu  dringenderen  Bedürfnissen  der 
Stadt  habe  verwendet. werden  müssen.  Jedenfalls  hat  man  erst  nach 
der  Dotation  gründliche  und  umfassende  Abhilfe  schaffen  können. 
In  dem  hier  in  Bede  stehenden  Zeitabschnitte  waren  offenbar  nur 
die  wichtigsten  Straßen  gepflastert.  Wie  man  auf  Erfurter  Straßen- 
ansichten aus  jener  Zeit  ersehen  kann,  verwandte  man  dabei  un- 
behauene Feldsteine  und  belegte  mit  diesen  nicht  nur  den  Fahrdamm, 
sondern  auch  die  Bürgersteige.  Die  heute  bei  letzteren  üblichen 
großen  Steinplatten  waren  also  damals  ein  unbekannter  Luxus. 

b)  Was  im  übrigen  das  Aussehen  der  Straßen  anlangt,  so  war 
ihre  Anlage,  da  sich  die  Stadt  äußerlich  seit  dem  Mittelalter  wenig 
verändert  hatte,  eine  sehr  unregelmäßige.^)    Die  Straßen  waren  mit 


')  Vgl.  Overmano,  S.  23  f.  und  den  dort  angeführten  Magistratsbericht. 
«)  Vgl.  V.  Tettau,  Topographie  und  Statistik  von  Erfurt,  S.  19  £F. 
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geringen  Ansnahmen  eng  und  krumm  und  hatten  viele  Ecken  und 
Winkel,  da  früher  niemand  gehindert^)  war,  sein  Haus  so  zu  bauen, 
wie  es  ihm  gerade  paßte:  vorspringend  oder  zurückliegend.  —  Die 
Häuser  selbst  spiegelten  in  ihrem  Stil  und  ihrer  Beschaffenheit  deut- 
lich die  Geschichte  der  Stadt  wieder.  Einige  alte  unverwüstliche 
Patrizierhäuser  und  Jahrhunderte  alte  Klöster,  Kirchen,  Stifter  und 
Kurienbauten,  Zeichen  einer  großen  Vergangenheit,  ragten  vereinzelt 
unter  dem  Gewirr  der  Holz-  und  Fachwerkhäuser  hervor,  die  mit 
Schindeln  und  Brettern  bedacht  waren  und  deren  Wände  aus  ge- 
branntem Lehm  ^)  bestanden.  Bei  dieser  Bauweise  ragte  in  der  Begel 
jedes  höhere  Stockwerk  über  das  untere  heraus,  so  daß  die  gegen- 
überstehenden Häuser  im  Verhältnis  zur  Höhe  sich  einander  näherten 
und  dadurch  in  engen  Gassen  das  Tageslicht  fern  hielten.  Eine  vom 
französischen  Intendanten  im  Jahre  1811  aufgenommene  Statistik') 
gibt  die  Zahl  der  massiven  (en  pierre)  Gebäude  auf  nur  95  an,  wobei 
öffentliche  Gebäude  und  Kirchen  mitgezählt  sind.  Im  übrigen  be- 
zeichnet die  Statistik  1297  Gebäude  als  „logeables*^,  1648  als  „non 
logeables*' ^),  das  soll  heißen:  1648  Häuser  befanden  sich  in  einem 
solchen  Zustande,  daß  die  französische  Militärverwaltung  ihren 
Soldaten  nicht  zumuten  wollte,  dort  einquartiert  zu  werden.  —  Dach- 
rinnen und  Abfallröhren  hat  es  in  Erfurt  bis  1855  nur  ausnahmsweise 
gegeben ;  solange  war  es  dem  B.egenwasser  polizeiUcherseits  nicht  ver- 
wehrt, sich  unmittelbar  von  den  Dächern  auf  die  Passanten  zu  er- 
gießen und  die  Wände  der  Häuser  aufzuweichen. 

c)  Eine  Eigentümlichkeit  der  Stadt  waren  früher  die  fast  durch 
alle  Straßen  geleiteten  Kanäle  mit  fließendem  Wasser.  Diese  Kanäle 
waren  in  der  Begel  offen,  befanden  sich  in  der  Mitte  der  Straße  und 
waren  flach  und  breit,  so  daß  sie  bei  der  Enge  der  Straßen  meist 
den  Fahrdamm  für  die  Wagen   bildeten.     Um  trockenen  Fußes  von 


^)  Zwar  hatte  man  nach  einer  großen  Feuersbrunst  1736  versucht,  durch 
obrigkeitliche  Anordnungen  aui'  eine  regelmäßigere  Bauart  für  Neubauten  hinzu- 
wirken, aber  die  Maßregel  wurde  nur  sehr  zaghaft  durchgeführt  und  blieb  ver- 
einzelt. 

')  Massive  Brandmauern  wurden  für  alle  Neubauten  und  Hauptreparatnren 
erst  1872  vorgeschrieben.  Noch  1873  bis  1875  waren  unter  769  polizeilich  ge- 
nehmigten Neubauten  nur  14  in  Massivbau,  alle  übrigen  in  Holzfachwerk. 

*)  Im  ganzen  wurden  damals  in  der  Stadt  3023  Wohnhäuser,  307  Scheunen, 
87  Stalle,  femer  nicht  weniger  als  426  durch  Brand  oder  sonst  verwüstete  und 
nicht  wieder  bebaute  Häuserstätten,  22  benutzte  Kirchen,  4  ungangbare  Kirchen, 
25  Schulen  und  111  gewerblichen  Zwecken  dienende  Gebäude  gezählt. 

^)  Endlich  noch  78  als  „exemptes  de  logements". 
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einer  StraßeDseite  zur  anderen  gelangen  zu  können,  dienten  aus  dem 
Wasser  des  Kanals  ragende  Trittsteine.  An  den  Kreuzungsstellen 
waren  die  Kanäle  in  hölzernen  Gerinnen  übereinander  weg  geführt. 
Die  Stadt  war  auf  diese  uralte,  schon  im  13.  Jahrhundert  vorhandene 
künstliche  Bewässerung  nicht  wenig  stolz,  — ^  im  Mittelalter  mag 
Erfurt  damit  unter  den  deutschen  Städten  allerdings  einzig  da- 
gestanden haben.  Gleichwohl  ließ  doch  die  Beinlichkeit  der  Straßen 
viel  zu  wünschen  übrig. ^)  —  Die  zahlreichen  durch  die  Stadt 
fließenden  größeren  Gräben  und  Flaßarme  bereiteten  dem  Straßen- 
verkehr viele  Unbequemlichkeiten,  da  man  selbst  an  verkehrs- 
reichen Stellen  Fußgängerbrücken  für  ausreichend  gehalten  hatte, 
während  die  Fuhrwerke  in  daneben  angelegten  Furten  das  Ge- 
wässer passieren  mußten.  Die  Zahl  der  größeren  Brücken  war  be- 
schränkt. 

d)  Trotz  des  Wasserreichtums  war  es  mit  der  Sauberkeit  der 
Strafsen  in  Erfurt  nichh  hervorragend  bestellt,  wenngleich  es  um  jene 
Zeit  in  mancher  anderen  Stadt  noch  schlimmer  ausgesehen  haben  mag. 
Bei  dem  oben  beschriebenen  Zustande  der  Straßen  muß,  besonders 
wenn  Kegenwetter  eintrat,  ein  Straßenbesuch  für  Fußgänger  miit 
mancherlei  Gefahren  verbunden  gewesen  sein.  Die  Kanäle  traten 
dann  natürlich  leicht  über,  auf  die  Bürgersteige  ergoß  sich  ungehindert 
das  Wasser  von  den  vorstehenden  Giebeln  der  Häuser  herab.  Eine 
regelmäßige  und  geordnete  Straßenreinigung  wurde  erst  1817  durch- 
geführt; bis  dahin  scheint  man  nur  gelegentlich  den  ärgsten  Schmutz 
beseitigt  zu  haben.  Kurz  vor  dem  Einzug  der  Preußen  im  August  1802 
ordnete  der  Bat  an,  daß  mehrere  Straßen,  die  „noch  mit  allerhand 
Unrat  und  Schlamm  voll  lägen,  in  aller  Eile  abgefahren  und  die 
Gassen  gereinigt  werden  sollten''.  „Zur  Wegräumung  des  Gassen- 
kots'' —  wie  man  weniger  euphemistisch  für  „Straßenreinigung" 
sagte  —  war  im  Stadtkassenetat  ein  besonderer  Titel  vorgesehen, 
der  1804/05  mit  540,  1805/06  mit  640,  1814  mit  840  und  1818  mit 
800  Btlm.  ausgestattet  war. 

e)  Eine  Strafsenbdeuchtung  wurde  in  Erfurt  erst  während  der 
französischen  Zeit  im  Jahre  1810  eingeführt.  Früher  wurde  nur  ganz 
ausnahmsweise,  z.  B.  bei  fürstlichem  Besuch  den  Bürgern  eine  Be- 
leuchtung   anbefohlen.      So    ließ    der    Bat    in    Erfurt    einmal    im 


^)  Daa  nötige  Trinkwasser  lieferten  Pnmpbrannen,  welche  sich  entweder  auf 
einzelnen  Frivatgrundstücken  oder  auf  öfifentlichen  Plätzen  befanden;  doch  war 
es  kein  reines  Qnellwasser,  sondern  sehr  kalkhaltiges  Grundwasser. 
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Jahre  1616,  als  der  Einzug  des  Kurfürsten  Albert  you  Mainz  bevor- 
stand^ in  allen  Gassen  Laternen  aufhängen.  Eine  allgemeine  Stadt- 
beleuchtung existierte  nicht;  wer  die  Dunkelheit  scheute,  mußte  eine 
Laterne  bei  sich  tragen.  Im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  wurde 
allerdings  in  den  meisten  größeren  Städten  eine  Straßenbeleuchtung 
eingeführt,  in  Erfurt  hatte  jedoch  erst  eine  ungnädige  Äußerung 
Napoleons  deren  Entstehung  1810  zur  Folge.  Die  Laternen  mußten 
von  der  Stadt  —  wahrscheinlich  aus  der  Bürgerkasse  —  angeschafft 
werden,  die  Erleuchtungskosten  wurden  aber  aus  der  Staatskasse, 
namentlich  aus  der  Transitokasse  bestritten.  Da  nach  einer  Ver- 
fügung der  preußischen  Vizelandesdirektion  1814  diese  Ausgabe  fort- 
an nicht  mehr  aus  einer  Staatskasse  bestritten  werden  sollte,  so  fiel 
die  Straßenbeleuchtung  kurzerhand  bis  zum  Jahre  1818  aus.  Dann 
wurde  sie  endlich  auf  Veranlassung  der  Regierung,  aber  auf  Kosten 
der  Stadt  wieder  eingeführt.    Man  verwandte  damals  in  den  Straßen 

und  auf  den  öffentlichen  Plätzen  ^)  68  Hängelatemen  und  180  kleine 

..  .. 

feststehende  Laternen  (Ollaternen).  Übrigens  wurden  die  Straßen  nur 
während  der  Wintermonate  und  nur  vom  Einbrüche  der  Dunkelheit 
an  bis  10  Uhr  abends  erleuchtet.  Wenn  nach  dem  Kalender  heller 
Mondschein  sein  sollte,  sowie  in  den  Sommermonaten  wurden  die 
Laternen  nicht  angezündet.  Die  Kosten  der  Straßenbeleuchtung  be- 
stritt bis  1824  die  Bürgerkasse. 

f)  Auch  die  Hattmummer-  und  Strafsenschüder  sind  erst  den 
Franzosen  zu  verdanken,  die  sie  gleichfalls  im  Jahre  1810  ins 
Leben  riefen.  Solange  war  jedes  Haus  allgemein  nur  nach  seiner 
besonderen,  meist  aus  dem  Mittelalter  stammenden  Benennung  be- 
kannt. Eine  im  Jahre  1690  erfolgte  ^Numerierung  der  Grundstücke 
war  nur  zu  Zwecken  der  Stadtverwaltung  geschehen.  Wer  also  nicht 
ganz  genau  Bescheid  wußte,  konnte  sich  in  dem  kleinen  Erfurt  nicht 
zurechtfinden. 

F)  Was  schließlich  die  ü  b  r  i  g  e  n  T  i  t  e  1  des  Stadtkassenetats  be- 
trifft, so  ist  über  diese  nur  wenig  zu  sagen.  Bei  dem  Titel  Zinsen 
fmd  Abgehen  van  Grundstücken  (jährlich  rund  100  Tlr.)  handelte  es 
sich  im  wesentlichen  wohl  um  solche  nach  und  nach  von  der  Stadt 
erworbene  Grundstücke,  welche  dem  Erzstifte  erbzinspfiichtig  waren. 
Die  Titel  an  Geschenken  und  an  Vergütungen  (insgesamt  etwa 
350  Tlr.)  enthalten   eine  Reihe  merkwürdiger,  größtenteils  noch  aus 


^)  Im  Jahre  1800  soll  £rfart  6  große  Plätze,  30  Straßen  und  gegen  200 
Gassen  gehabt  haben. 
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dem  Mittelalter  herrührender  Positionen,  beispielsweise:  „den  Weh- 
müttern wegen  des  sonstigen  Maxtintrunks'';  oder:  den  evangelischen 
und  katholischen  Geistlichen  „wegen  des  ehemaligen  Ratskirchganges'', 
der  früher  alljährlich  beim  ßatswechsel  stattfand ;  oder :  „für  das  Ton 
Zünften  und  Handwerkern  einkommende  Geld  den  betreffenden  Ober- 
meistern", also  eine  Art  Tantieme;  oder:  „den  Stadtmusikanten  zu 
Neujahr  und  für  die  sonst  bezogenen  Naturalien",  wofür  jenen  wahr- 
scheinlich die  Verpflichtung  oblag,  an  hohen  Festtagen  vom  Rathaus 
zu  blasen;  oder  endlich:  „der  Schützenkompagnie"  ein  Beueüzium^), 
welches  die  jährlichen  Zinsen  eines  von  der  Stadt  Mühlhausen  für 
geleisteten  Beistand  in  Kriegszeiten  gezahlten  Kapitals  darstellen 
sollte.  Ein  weiterer  Titel  zur  Feuerrüstumg,  welcher  die  Ausgaben 
der  Stadtkasse  zur  Unterhaltung  der  Eeuerlöschvorrichtungen  umfaßte, 
war  mit  jährlich  280  Rtlm.  sehr  gering  ausgestattet.  In  dem  Titel 
Insgemein  (jährlich  1700  bis  2000  Tlr.)  muß  die  Höhe  der  Aus- 
gaben „für  rathäusliche  Bedürfnisse"  —  jährlich  rund  1500  Tlr.  — 
auffallend  erscheinen,  wenn  man  bedenkt,  daß  der  Licht-  und  Holz- 
bedarf des  Rathauses  besonders  verrechnet  wurde. 

Endlich  hatte  der  Ausgabeetat  der  Stadtkasse  bis  1814  noch 
zwei  weitere  Titel:  an  Jurisdiktionskosten  und  für  das  ZucMhaus, 
jeder  jährlich  rund  500  Tlr.  ausmacheud.  Wiewohl  im  Jahre  1804 
bei  der  Reform  der  städtischen  Verwaltung  dem  Stadtrate  alle  Juris- 
diktionsbefugnisse genommen  und  einem  besonderen  königlichen  Stadt- 
gerichte übertragen  wurden,  blieben  die  Gerichts-  und  Gefängnisunter- 
haltungskosten doch  zu  Lasten  der  Stadtkasse.  £s  ist  dies  ein  Beleg 
dafür,  wie  wenig  man  damals  Bedenken  trug,  der  städtischen  Finanz- 
verwaltung die  Sorge  für  Bedürfnisse  aufzulegen,  welche  mit  ihr  im 
/  Grunde  nichts  zu  tun  hatten. 


m. 

Um  einen  vollständigen  überblick  über  den  Erfurter  Stadthaus- 
halt im  ersten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  zu  gewinnen,  um  insonder- 
heit den  Umfang  der  Aufgaben  richtig  würdigen  zu  können,  welche 
Yom  Beginne  der  zweiten  preußischen  Periode  an  in  der  städtischen 
Finanzverwaltung  der  Lösung   harrten,    müssen   wir  noch  kurz  der 


^)  Betrug  damals  162  Rtlr.  9  Gr.  und  wird  noch  heute  von  der  Stadtkasse 
jährlich  mit  463,13  Mk.  gezahlt. 
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franeösischen  Zeit  gedenken  nnd,  wie  während  derselben  (1806  bis 
1814)  für  die  städtischen  Bedürfnisse  gesorgt  wurde.  Der  Stadt- 
kassenetat wurde  von  Jahr  zu  Jahr  vom  französischen  Intendanten 
auf  das  willkürlichste  reduziert,  und  zwar  bis  auf  die  Hälfte  des- 
jenigen Betrages,  den  er  unter  preußischer  B^giemng  gehabt  hatte. 
Das  „Budget"  schloß  in  Einnahme  und  Ausgabe  im  Jahre 

1809  mit  i8  450, 

1810  „     12430, 

1811  „     10624  und 

1812  „     ii37oTlrD. 

ab,  während  es  noch  1805/06  22100  Tlr.  betragen  hatte.  Allerdings 
wies  das  französische  Gouvernement  einige^)  Aufgaben  anderen  Kassen 
zu,  besonders  wurden  1810  die  Kosten  der  Polizeiverwaltung,  deren 
Personal  die  Franzosen,  wie  wir  sahen*),  außerordentlich  vermehrt 
hatten,  vom  Stadtkassenbudget  abgesetzt ')  und  eine  spezielle  General- 
polizeikasse errichtet.  Gleichwohl  blieben  aber  die  Beschränkungen, 
welche  der  Stadtkassenverwaltung  auferlegt  wurden,  so  bedeutend, 
daß  dieselbe,  wie  die  unregelmäßigen  Gehaltszahlungen  beweisen, 
selbst  ihren  feststehenden  Verbindlichkeiten  nicht  nachkommen  konnte. 
Vor  allen  wurden  die  Titel  Armenwesen  und  Schulwesen  beträchtlich 
gekürzt,  ohne  daß  auf  diesen  Gebieten  gleichzeitig  auch  der  Kreis 
der  Verpflichtungen  eine  Einschränkung  erfahren  hätte.  Der  Titel 
„Bauten  und  Reparaturen^  wurde  vom  Jahre  1810  an  völlig  ge- 
strichen, doch  war  die  Stadtkasse  auch  noch  im  folgenden  Jahre  in 
Ungewißheit,  ob  man  ihr  damit  zugleich  auch  die  Pflicht  zur  Unter- 
haltung der  städtischen  Gebäude  hatte  abnehmen  wollen.  Wenn 
dies  die  Absicht  gewesen  war,  so  hatte  indessen  jedenfalls  keine 
andere  Kasse  diese  Pflicht  übernommen,  —  man  ließ  die  Dinge  eben 
gehen,  wie  sie  wollten.  Die  Naturalien  wurden  der  Stadtka^e,  ohne 
ihr  dafür  eine  Geldvergütung  zu  gewähren,  ganz  entzogen  und  zur 
Fouragierung  der  Truppen  verwandt.  Hierdurch  erlitten  besonders 
die  Lehrer,  deren  Besoldung  noch  zu  einem  großen  Teil  in  Natural- 
deputaten  bestand,  ferner  die  Schulen  und  die  Armen-  und  Kranken- 
anstalten großen  Schaden. 


^)  z.  B.  die  Straßenreinigang. 

«)  Oben  S.  24. 

*)  Im  wesentlichen  bedeutete  das  aber  nar  eine  Entlastung  des  Titels  „Be- 
soldungen^, die  Jurisdiktions-  oder  Geföngnisunterhaitungskosten  wurden  der 
Stadtkasse  belassen. 
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Ob  es  der  Stadtkasse  überhaupt  möglich  war,  nach  so  erheblichen 
Abstrichen  mit  den  bewilligten  Beträgen  selbst  bei  der  größten  Spar- 
samkeit auszukommen,  kümmerte  das  französische  Gouvernement 
wenig.  Ohne  auf  die  einzelnen  Posten  einzugehen,  ohne  eine  An- 
deutung zu  geben,  nach  welchen  Grundsätzen  eine  Verminderung  der 
Ausgaben  erfolgen  solle,  setzte  der  französische  Intendant  die  Beträge 
der  verschiedenen  Titel  ganz  willkürlich  herab,  während  er  anderer- 
seits die  Titel  des  Einnahmeetats  ebenso  unbegründet  nach  oben  ab- 
rundete. Das  Ziel,  welches  er  dabei  im  Auge  hatte,  war  das,  den 
staatlichen  Zuschuß  zur  Stadtkasse,  wo  nicht  völlig  entbehrlich  zu 
machen  —  was  trotz  allem  nicht  gelingen  wollte  — ,  so  doch  auf  ein 
Minimum  herabzudrücken.  Charakteristisch  für  das  Verfahren,  welches 
dabei  üblich  war,  sind  die  Verhandlungen,  die  sich  an  die  Festsetzung 
des  Budgets  für  1809  knüpften.  Der  Magistrat  wurde  bei  der  Kriegs- 
und Domänenkammer  vorstellig  und  bat  um  nähere  Spezialisierung 
der  an  den  einzelnen  Titeln  vorgenommenen  Absetzungen.  Er  wisse 
nicht,  ob  gewisse  Einnahme-  bzw.  Ausgabegattungen  überhaupt  aus 
dem  Etat  entfernt  oder  ob  nur  allgemeine  Reduktionen  der  Summen 
erfolgt  seien;  einige  Ausgabetitel  fehlten  zudem  gänzlich.  Darauf 
erwiderte  die  Kammer:  sie  könne  selbst  nicht  angeben,  welche  Aus- 
gabeverminderungen vom  Intendanten  ins  Auge  gefaßt  seien;  durch 
allgemeine  größtmögliche  Sparsamkeit  müsse  gesucht  werden,  mit  den 
Etatssummen  auszureichen.  Bei  den  Titeln  für  das  Armenwesen  und 
für  Schulzwecke  müsse  das  Entbehrlichste  wegfallen  ^)  und  im  übrigen 
eine  Reduktion  der  einzelnen  Ausgabeposten  eintreten.  Was  die 
Jurisdiktionskosten  betreffe  —  die  der  Intendant  kurzerband  gestrichen 
hatte  — ,  so  werde  die  Kammer  versuchen,  sie  als  ganz  unentbehrlich 
noch  bewilligt  zu  bekommen ;  auf  andere  gestrichene  Titel  aber  dürfen 
keine  Ausgaben  gemacht  werden.  Auch  im  Jahre  1810  beantragte 
der  Magistrat  bei  der  Kammer,  daß  für  die  Kassenverwaltung  ein 
detaillierter  Etat  angefertigt  werde.  Die  Antwort  der  Kammer  ging 
dahin :  sie  habe  keine  Kenntnis  über  die  vom  Intendanten  beibehaltenen 
oder  gestrichenen  Posten  und  könne  daher  ein  detailliertes  Ver- 
zeichnis nicht  geben.  Da  sie  jedoch  aus  dem  Budget  ersehen  habe, 
daß  dasselbe  viele  Einnahmeposten  enthalte,  welche  jetzt  auf  keinen 
Fall  mehr  einkommen  würden,  so  habe  sie  dem  Intendanten  ein  neues 
Budget  zur  Approbation  vorgelegt.  In  beiden  Fällen  geschah  übrigens 
keine  Änderung,  so  daß  der  Magistrat  es  in  den  folgenden  Jahren 


^)  Das  bedeutete:  die  Gehälter  mässen  gekürzt  werden. 


—     108     — 

aufgab,  die  Unmöglichkeit  vorzustellen,  in  solcher  Weise  die  Ver- 
waltung zu  fuhren. 

Aber  selbst  an  den  derartig  herabgedrückten  Etats  erlitt  die 
Stadtkasse  noch  erhebliche  Verluste.  Im  Jahre  1809  beliefen  sich 
die  Ausfalle  an  den  Einnahmen  auf  über  2000  Tlr.,  da  man  u.  a.  alle 
Kapitale  und  Erbzinsen  der  Stadtkasse  zur  kaiserlichen  Domäne^) 
erklärt  hatte.  Das  Schlimmste  aber  war,  daß  das  Gouvemement  die 
auf  das  geringste  Maß  beschränkten  Staat^znschüsse  schuldig  blieb. 
Als  dann  die  preußische  Kegierung  wieder  ihren  Anfang  nahm,  lehnte 
das  Finanzministerium  die  nachträgliche  Auszahlung  aller  aus  der 
Zeit  vor  dem  1.  November  1813  herrührenden  Rückstände  ab,  so  daß 
die  Stadtkasse  beispielsweise  pro  1813  statt  des  im  Etat  auf  3000  Tlr. 
bemessenen  Staatszuschusses  nur  500  Tlr.  bekam. 

Am  besten  wird  eine  Gegenüberstellung  der  Stadtkassenetats  in 
preußischer  und  französischer  Zeit  die  abnormen  Verhältnisse  des 
städtischen  Haushalts  veranschaulichen.     (Tabelle  S.  109.)  — 

Die  Kriegsschuld,  Eine  Nach  Weisung  *)  der  vom  Anfange  des 
Jahres  1807  bis  zum  31.  Oktober  1819  zur  Bestreitung  der  Kriegs- 
kosten erhobenen  Gelder  ergibt :  746  000  Tlr.  Davon  waren  durch  die 
Simplensteuer  (198  simpla)  aufgebracht  430  000  Tlr.,  femer  150  000  Tlr. 
„Beitrag  des  platten  Landes  zu  den  in  der  Schreckensnacht  bezahlten 
Geldern"  und  etwa  45  000  Tlr.  Einquartierungs-Entschädrgungsgelder. 
Der  Rest  war  im  wesentlichen  durch  Anleihen  herbeigeschafft.  Eine 
eigentliche  städtische  Schuld  hat  Erfurt  vor  der  Selbstverwaltung 
natürlich  nicht  gehabt.  Jene  Anleihen  mußten  daher  von  der  Bürger- 
kasse ^)  aufgenommeil  werden ;  sie  betrugen  rund  250  000  Tlr.,  das 
macht  auf  den  Kopf  der  Zivilbevölkerung  (ca.  16000)  berechnet 
15  bis  16  Tlr.  Später  hat  die  Stadt  die  Schuld  übernommen  und 
daran  bis  in  die  neueste  Zeit  zu  tragen  gehabt.  Die  Höhe  der 
Kriegsschuld  muß  geradezu  ungeheuer  erscheinen,  wenn  man  be- 
denkt, daß  für  ihre  Tilgung  zunächst  lediglich  das  private  Ver- 
mögen der  Bürger  haftete. 


')  Gleichzeitig  wurden  auch  alle  öfTentlichen  Gebäude  zu  Domänen  erklärt 
und  den  betreffenden  Behörden  gegen  einen  festgesetzten  Zins  in  Erbpacht  ge- 
geben. Die  Stadtkasse  hatte  für  das  Kathaus  vom  Jahre  1812  an  68  Tlr.  zu 
zahlen.  Für  alle  öffentlichen  Gebäude  in  Erfurt  mußte  die  Kriegs-  und  Domänen- 
kammer an  den  Generaldomänendirektor  einen  jährlichen  Erbpachtzins  von 
5000  Frs.  abliefern. 

")  Vgl.  Erf.  Arch.  Vk,  Nr.  1,  Vol.  I. 

•)  Vgl.  oben  S.  25  f.,  40  u.  75  ff. 
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Bezeichnung  dea  Titels 


Preußische 
Zeit 


1805/06 
Taler 


Französische  Zeit 


1809 
Taler 


1810 

1811 

Taler 

Taler 

2280 

2068 

5950 
32 

4444 
32 

gestriohen 
169 

gestrichen 
81 

I  000 

I  000 

3000 

3000 

— 

1812 
Taler 


Einnahme: 

Beständige  Gefalle   .    .    .    . 

Unbeständige  Gefalle    .    .    . 

Pacht-  und  Mietzins     .    .     . 

Zinsen  von  ausgeliehenen  Ka- 
pitalien      

Verkaufte  Naturalien    .    .    . 

Zuschuß  aus  der  Magistrats- 
Sportelkasse 

Zuschuß  aus  der  Staatskasse 

Aus  der   Generalpolizeikasse 


2389 

7  594 
1  154 

560 
186 

I  000 
9  353 


2280 

5  793 
32 

505 
169 

I  000 
8670 


I  980 

4250 

28 

gestrichen 
102 

I  250 

3000 

762 


Summa 

Ausgabe: 

Besoldungen 

Armenwesen 

Schulwesen 

Geschenke 

Vergütungen 

Zinsen  von  Grundstücken 
Bauten  und  Reparaturen . 
Straßenreinigung  .... 

Zuchthaus 

Jurisdiktionskosten  .    .    . 

Feuerrüstung 

Bremissionen 

Insgemein 

Mietzins  für  das  Rathaus . 

Summa 


22  103 


7633 

3438 
2381 

242 

16 

107 

4478 

643 
556 

454 
272 

93 
1789 


18450 


8992 
2400 
2000 

gestrichen 

n 

n 
2242 

500 

606 

gestrichen 

340 
gestrichen 

1370 


12430 


5561 

2400 

2000 

gestrichen 

n 

n 
» 

600 

gestrichen 

340 

gestrichen 
1529 


10625 


4788 

1  200 

2  171 
gestrichen 

n 

m 

n 

n 

n 
700 

gestrichen 

300 

gestrichen 

I  466 


II  372 


4948 

1  200 

2  171 

gestrichen 

» 

n 

n 
800 

gestrichen 

300 

gestrichen 

1885 

68 


22  103 


18450 


12430 


10  625         1 1  372 


IV.   Kapitel. 

Kritischer  Rückblick.    Der  Übergang  zur  Selbst- 
verwaltung. 


I. 

Wenn  wir  noch  einmal  den  Haushalt  der  Erfurter  Stadtverwaltung 
tiberblicken,  wie  er  sich  uns  nach  dem  Vorangehenden  am  Beginne 
des  19.  Jahrhunderts  bis  zur  Dotation  hin  darstellt,  und  ihn  nach 
seinen  Eigentümlichkeiteii  zu  charakterisieren  suchen,  so  möchten  wir 
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fast  yersacht  seio,  uns  in  das  Mittelalter  oder  richtiger  in  die  ersten 
Zeiten  nach  dem  Vorfall  des  alten  Städtewesens  zurückversetzt  zu 
denken.  So  weit  hinter  uns  scheinen  die  sozialen  Verhältnisse  zu 
liegen,  deren  Abbild  uns  der  Spiegel  des  städtischen  Haushaltes 
wiedergab.  Die  Einnahmen:  eine  ermüdende  Reihe  kleiner  und 
kleiuster  Posten,  lauter  letzte  Reste  einer  ehemaligen  großen  Ver- 
gangenheit, die  —  mit  verschwindenden  Ausnahmen  —  bereits  in  den 
mittelalterlichen  Stadtrechnungen,  nur  in  einem  bedeutenderen  Maß- 
stabe, figuriert  haben  mögen.  Und  ebenso  erscheint  uns,  bei  einem 
Blick  auf  die  Ausgaben,  fast  unmöglich,  daß  uns  von  einer  solchen 
Stadtwirtschaft  noch  nicht  hundert  Jahre  trennen.  Kurzum  —  weder 
Yon  politischer  Macht  noch  von  hohen  Kulturbedür&issen  noch  von 
einem  wohlhabenden,  erwerbstüchtigen  Bürgerstande  wissen  uns  die 
Zahlen  der  städtischen  Finanzverwaltung  jener  Jahre  zu  erzählen. 

Und  doch  finden  wir  bei  tieferem  Eindringen  gegenüber  der 
mittelalterlichen  Stadtverwaltung  einen  wesentlichen  Fortschritt  in 
derjenigen  Richtung,  in  welcher  in  der  neuesten  Zeit  das  Städtewesen 
sich  vorzugsweise  entwickelt  hat:  daß  überhaupt  Aufgaben  der  inneren 
Wohlfahrt  schon  zu  dem  Wirkungskreis  der  Gemeindeverwaltung 
zählten,  das  i9t  das  Verdienst  der  zwischen  der  mittelalterlichen  und 
gegenwärtigen  Blütezeit  der  Städte  liegenden  Periode.  Wir  wissen*), 
daß  zur  Zeit  des  Stadtstaates  ungefähr  drei  Vierteile  der  Gesamt- 
ausgaben für  die  militärische  und  diplomatische  Sicherheit  verwandt 
wurden^  und  daß  der  Rest  im  wesentlichen  für  Repräsentationszwecke  ^ 
draufging,  so  daß  für  Zwecke  der  inneren  Verwaltung  wenig  übrig 
blieb.  Das  änderte  sich,  als  die  Landesherren  in  den  Städten  das 
Regiment  an  sich  rissen.  Künftig  blieb  die  Tätigkeit  der  Stadt- 
behörde auf  die  Sorge  für  die  innere  Wohlfahrt  ihres  Gemeinwesens 
beschränkt,  und  dieser  Grundsatz   ist  bis  heute  festgehalten  worden. 

Freilich  —  eng  genug  waren  die  Grenzen,  innerhalb  deren  die 
Stadtobrigkeit  schalten  und  walten  konnte,  denn  es  fehlte  an  den 
nötigen  materiellen  Mitteln.  Und  besonders  in  Erfurt!  Wie  ärmlich 
war  hier  der  Haushalt  vor  hundert  Jahren  ausgestattet,  wie  mußten 
sich  die  Bürger  in  ihren  Ansprüchen  an  die  öffentliche  Verwaltung 
bescheiden!  Und  gerade  die  Jahre,  die  wir  in  den  vorangeschickten 
Abschnitten  eingehender  untersucht  haben,  bedeuten  wohl  den  tiefsten 


')  Vgl.  von  Below,  das  ältere  deutsche  Städtewesen  und  Bürgertum  (1898) 
S.  76 ff.;  femer  Stieda  a.  a.  O. 

')  Worunter  die  Festessen  der  Stadtyäter  eine  hervorragende  Rolle  spielten. 
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Stand,  den  (wenigstens  in  Erfurt)  die  städtische  Wirtschaft  jemals 
erreicht  hat.  Zwar  dürfen  wir  die  Zahlen  der  damaligen  Stadtkassen- 
etats nur  mit  äußerster  Vorsicht  denjenigen  des  18.  Jahrhunderts 
vergleichen,  weil  die  Stadtkasse  noch  lange  Zeit  mit  Ausgaben  für 
allgemein-staatliche  Zwecke  (deren  Verwaltung  die  Gemeinde  im  übrigen 
nichts  anging)  belastet  war,  —  aber  wenn  wir  im  Jahre  1744  von 
75  000  Tlrn.  Ausgaben  der  Stadtkasse  lesen,  so  muß  es  damals  doch 
wohl  um  die  Erfüllung  der  rein  städtischen  Aufgaben  besser  bestellt 
gewesen  sein,  als  in  den  Jahren  1802  bis  1822. 

Wir  haben  bereits  darauf  hingewiesen,  welche  Nachteile  der 
Erfurter  Stadtkasse  in  den  bewegten  Zeiten  des  zu  Ende  gehenden 
18.  und  beginnenden  19.  Jahrhunderts  aus  ihrer  Eigenschaft  als  einer 
landesherrlichen  Kasse  erwuchsen.  Ihr  Bedarf  wurde  auf  ein  unzu- 
reichendes Minimum  herabgedrückt,  mit  dem  die  Stadt  fertig  werden 
mußte,  so  gut  oder  vielmehr  so  schlecht  es  eben  gehen  wollte.  Als 
dann  unter  der  Wirkung  der  £j:iegsnöte,  denen  Erfurt  mehr  als 
andere  Städte  ausgesetzt  war,  die  Ansprüche  an  das  städtische  Finanz- 
wesen ^)  von  Jahr  zu  Jahr  größer  wurden,  erlitt  sein  Etat  noch  weitere 
Beschränkungen  in  einem  solchen  Maße,  daß  dabei  eine  reguläre 
Verwaltung  überhaupt  nicht  mehr  fortgesetzt  werden  konnte.^)  Es 
war  der  Stadtkasse  jede  Möglichkeit  genommen,  zu  dem  wechselnden 
Bedarfe  die  etatsmäßigen  Einnahmen  in  ein  richtiges  Verhältnis  zu 
bringen  oder  bei  außerordentlichen  Anforderungen  zu  dem  Mittel  der 
Anleihen  zu  greifen.  Auf  der  einen  Seite  fehlte  es  an  einer,  etwa 
unserer  modernen  Einkommensteuer  analogen  beweglichen  Steuer, 
deren  Ertrag  sich  mit  den  wachsenden  Ausgaben  hätte  steigern  lassen. 
Andererseits  war  das  frühere  beträchtliche  Kämmereivermögen,  durch 
dessen  Verpfändung  die  Stadtgemeinde  bei  selbständiger  Verwaltung 
die  Gläubiger  einer  städtischen  Schuld  hätte  sicher  stellen  können, 
längst  landesherrliches  Eigentum  geworden.  Ganz  zu  geschweigen 
davon,  daß  die  Staatsbehörden  eine  Erhöhung  der  städtischen  Ein- 
künfte, wenn  sie  möglich  gewesen  wäre,  doch  nur  zum  Zwecke  der 
Verringerung  des  staatlichen  Zuschusses  herbeigeführt  hätten. 

Die  regelmäßigen  Einkünfte  der  Stadtkasse  waren  ihrem  Wesen 
nach  in  ihrer  Ergiebigkeit  unveränderlich.  Sie  rührten  fast  alle  noch 
aus  dem  Mittelalter  her.  Ihr  Ursprung  war  vergessen,  die  Grund- 
sätze,  nach   denen   ehedem   die  Abgaben   aufgelegt  worden,   kannte 


^)  Vgl.  Armenwesen,  Schulwesen  und  Bauwesen! 
*)  Vgl.  die  französische  Zeit! 
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niemand.  Das  Geschoß,  jene  alte  G-rundsteuer,  hatte  mittlerweile  den 
Charakter  einer  in  ihrer  Höhe  ein  für  allemal  feststehenden  Bealla&t 
angenommen.  Die  Accise,  die  einzige  Steuer,  die  sich  dem  Bedürf- 
nisse hätte  anpassen  lassen,  war  dem  Staate  vorbehalten.  Die  Ab- 
gaben der  Zünfte  und  Handwerker,  die  Gefälle  der  alten  Gerechtig- 
keiten, endlich  alle  die  Einkünfte,  welche  die  Nutzung  der  gleichfalls 
aus  dem  Mittelalter  her  noch  erhalten  gebliebenen  Privilegien  der 
Stadtkasse  brachte,  gingen  an  Zahl  und  Ertrag  infolge  der  gesetz- 
geberischen Keformen  —  besonders  durch  die  Einführung  der  Gewerbe- 
freiheit —  zurück. 

In  welchem  Maße  sie  zurückgingen,  das  zeigt  am  besten  die  Höhe 
des  staatlichen  Zuschusses,  der  —  wir  sehen  zunächst  von  der 
französischen  Zeit  ab  —  von  Jahr  zu  Jahr  vermehrt  werden  mußte, 
obgleich  der  Gesamtetat  immer  in  der  gleichen  Dürftigkeit  verblieb. 
Der  Staatszuschuß  betrug: 


4729  Tir.  bei  einer  Gesamteinnahme  von  21  960  Tlrn.,  also  21,5^/0 

')     9  353      n         »  n  n  „      «2  IO3        „  „     42,5  */© 

9521      „         n  n  n  n      «^  ^oS        „  „     45     \ 

16080         „  y,  „  „  „  27700  ««  60         O/o 

11700    „      „       „  „  „     22750      „        „    53    •/• 

1821-23  je  12  700    „      „       „  „  „     22865      „„    55    % 


1804/05 

1805/06 

1814 

1817 

1818 


Wir  erkennen:  mit  den  alten,  mittelalterlichen  Deckungsmitteln, 
die  solange  noch  immer,  in  ihren  Eigentümlichkeiten  fast  unverändert^ 
das  Gerippe  des  städtischen  Eiunahmeweseus  gebildet  hatten,  konnte 
die  städtische  Finanzpolitik  auf  die  Dauer  immer  weniger  auskommen. 
Neue  Quellen  standen  jedoch  nicht  zu  Gebote.  Und  wie  in  Erfurt, 
so  harrte  allenthalben  vor  hundert  Jahren  die  Fioanzwirtschaft  der 
Städte  des  Mannes,  der  sie  von  ihren  veralteten  und  verknöcherten 
Formen  befreien  und  sie  von  Grund  aus  reformieren  sollte. 

Was  bedeutet  in  dieser  Hinsicht  die  Städteordnung  des  Freiherm 
vom  Stein!  Die  landläufige  Würdigung  dieses  Gesetzes  pflegt  sich 
auf  die  Anerkennung  zu  beschränken,  daß  es  durch  die  Übertragung 
des  konstitutionellen  Gedankens  der  Volksvertretung  auf  das  städtische 
Leben  den  alten  freien  Bürgersinn  wieder  geweckt  und  zur  Anteil- 
nahme am  öffentlichen  Leben  erzogen  habe.  Damit  ist  indessen  die 
Bedeutung  der  Stein'schen  Reform  keineswegs  erschöpft.^)    Was  würde 


^)  Rückgang  des  Realschosses,  der  Einnahmen  vom  Brauwesen,  Aufhebung 
des  Lotgeldes. 

■)  Vgl.  Gebauer,  Breslaus  kommunale  Wirtschaft  (1902)  S.  197. 
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jene  neue  VerwaltungsorganisatioD  genützt  haben  ^  hätte  man  dm 
Städten  nicht  gleichzeitig  das  Mittel  in  die  Hand  gegeben,  um  den 
erhöhten  Geldbedarf,  den  nun  einmal  jede  Vermehrung  der  öffent- 
lichen Zwecke  mit  sich  bringt,  zu  beschaffen!  Gerade  diese,  die 
finanzpolitische  Seite  des  Gesetzes  war  damals  zunächst  von 
ungleich  höherer  Bedeutung,  als  jener  ideelle  Nutzen^  Denn  in  Wirk- 
lichkeit vergingen  erst  noch  viele  Jahre,  ehe  sich  die  Bürger  an  die 
ihnen  eingeräumte  Mitwirkung  bei  der  städtischen  Verwaltung  ge- 
wöhnten und  von  diesem  Rechte  regen  Gebrauch  machten.^)  Wa5 
aber  die  Gemeindefinanzverwaltung  angeht,  so  war  den  Städten  mit 
dem  Besteuerungsrechte  die  Möglichkeit  zugestanden,  die  von 
ihnen  für  notwendig  erachteten  Aufgaben  auch  in  Wirklichkeit  durch- 
zufuhren. „Die  Stadtgemeinde  ist  verbunden,  alles  dasjenige,  was  zur 
Befriedigung  des  öffentlichen  Bedürfnisses  der  Stadt  erfordert  wird 
und  aus  dem  Gemeindeeinkommen  nicht  bestritten  werden  kann,  auf 
die  Stadteinwohner  zu  verteilen  und  aufzubringen.^  *)  Man  vergegen- 
wärtige sich  die  allgemeine  Finanzgebarung  vor  dem  Stein'schen 
Gesetze,  wie  wir  sie  an  dem  besonderen  Beispiele  Erfurts  kennen 
gelernt  haben,  und  man  wird  begreifen,  daß  das  Gesetz  bei  seiner 
Einführung  vor  allem  in  finanzwirtschaftlicher  Beziehung  wie  eine 
befreiende  Tat  gewirkt  haben  muß.  Fortan  war  die  Stadtverwaltung 
nicht  mehr  mit  jener  früheren  starren  Notwendigkeit  an  ein  Einnahme- 
system gebunden,  das  einer  Variierung,  einer  Anpassung  an  den  zeit- 
weiligen Bedarf  nicht  fähig  war.  Fortan  waren  nicht  mehr  die  Ein- 
nahmen das  erste  Gegebene,  nach  denen  sich  die  Ausgaben,  es  mochte 
biegen  oder  brechen,  unbedingt  zu  richten  hatten.  Vielmehr  sollte 
künftig  grundsätzlich  zunächst  das  öffentliche  Bedürfnis  der 
Stadt  festgesetzt  und  dieses  dann  —  eben  au^  dem  Wege  der  Be- 
steuerung —  auf  die  Einwohner  verteilt  werden,  so  weit  es  nicht  aus 
dem  sonstigen  Gemeindeeinkommen  bestritten  werden  konnte. 


n.  Die  Dotatton. 

Es  liegt  nahe,  die  Frage  aufzuwerfen,  warum  die  preußische 
Begierung  solange  zögerte,  ehe  sie  die  Stein'sche  Städteordnung  in 
Erfurt  endgültig  zur  Einführung   brachte,     und  andererseits  muß  es 

^)  Wofür  z.  B.  in  Erfurt  interessante  zahlenmäßige  Belege  über  die  Beteiligung 
an  den  Siadtverordnetenwahlen  vorliegen. 

*)  Preußische  Städteordnung  vom  19.  November  1808,  §  56. 

XLV.  •  8 
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Verwunderung  erregen,  daß  die  Regierung  im  Jahre  1822  noch  immer 
den  Stadtkassenetat  auf  wenig  über  22000  Tlr.  festsetzte ,  obwohl 
doch  zweifellos  unterdessen  die  finanziellen  Kräfte  des  preußischen 
Staates  sich  von  den  Kriegswunden  einigermaßen  erholt  hatten.  Die 
Erklärung  dafür  ist  in  der  Vorbereitung  der  Dotation  zu  suchen. 
Da  der  Stadt  Erfurt  bei  der  Unterwerfung  unter  Kur-Mainz  das 
ehemalige  Kämmereivermögen  entzogen  worden  war  und  auch  die 
preußische  Regierung  dasselbe  bei  ihrem  Antritte  mit  in  den 
preußischen  Staatsbesitz  aufgenommen  hatte,  so  konnte  der  Staat 
billigerweise  Erfurt  die  Selbstverwaltung  nicht  geben,  ohne  gleich- 
zeitig die  Stadt  für  ihren  Vermögens  Verlust  durch  eine  anderweite 
Ausstattung  zu  entschädigen.  Vor  allem  war  eine  selbständige 
städtische  Finanzverwaltung  nicht  denkbar,  ohne  die  Stadtkasse  von 
den  bisherigen  staatlichen  Zuschüssen  unabhängig  zu  machen,  welche, 
wie  wir  sahen,  in  den  letzten  Jahren  über  die  Hälfte  ihres  gesamten 
Einnahmeetats  ausmachten.  Die  Beratungen  der  Staatsbehörden  über 
die  Höhe  der  Ausstattung  zogen  sich  lange  hin.  Inzwischen  war  es 
das  Bestreben  der  Regierung,  den  Etat  der  Stadtkasse  fortdauernd 
auf  einem  möglichst  geringfügigen  Betrage  zu  halten.  Denn  der 
Plan,  welcher  bei  der  Dotation  vorschwebte,  war  dieser,  daß  der 
Stadt  eine  Entschädigung  gewährt  werden  sollte,  deren  Jahresertrag 
lediglich  dem  damaligen  jährlichen  Zuschüsse  der  Staats-  zur  Stadt- 
kasse entsprach.  So  herrschte  denn  bis  zur  Dotation  in  der  könig- 
lichen Stadtkassenverwaltung  ein  Sparsamkeitssystem,  wie  es  die  Stadt 
um  ihre  langen  Entbehrungen  nicht  verdient  hatte,  und  welches  nur 
zu  deutlich  die  Absicht  der  Regierung  erkennen  ließ.  Wie  ungerecht 
es  war,  die  Dotierunj^  nach  den  damaligen  Bedürfnissen  —  man  legte 
den  Etat  von  1818  zugrunde  —  zu  bemessen,  liegt  auf  der  Hand. 
Nachdem  die  Stadtkasse  zwei  Jahrzehnte  hindurch  sich  in  dem  dürftigsten 
Zustande  befunden  und  man  deshalb  z.  B.  auf  dem  Gebiete  des  Bau- 
wesens viele  unabweisbare  Erfordernisse  von  Jahr  zu  Jahr  hinaus- 
geschoben hatte,  war  eine  beträchtliche  Erhöhung  des  Etats  am  Ende 
nicht  mehr  zu  umgehen.  Eine  solche  Dotation,  wie  die  Regierung 
sie  gewährte,  —  weit  davon  entfernt,  den  wachsenden  Ansprüchen 
der  Bürger  an  die  Stadtverwaltung,  sowie  der  Bevölkerungsvermehrung 
Rechnung  zu  tragen  —  konnte  die  Stadt  nicht  einmal  in  den  Stand 
setzen,  auch  nur  ihre  damaligen  laufenden  Ausgaben  zu  be- 
streiten. An  außerordentliche  Notlagen,  denen  zu  dienen  doch 
ein  wichtiger  Zweck  eines  jeden  Kämmereivermögens  ist,  hatte  man 
überhaupt  nicht  gedacht.   Was  aber  das  SchUmmste  war :  die  Regierung 
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hatte  nicht  im  geriogsten  berücksichtigt,  daß  jene  alten  Gefälle, 
welche  seither  die  selbständigen  Einkünfte  der  Stadtkasse  gebildet 
hatten,  im  Ertrage  immer  mehr  zurückgingen  und  durch  ihren  wirt- 
Bchaftlicben  und  rechtlichen  Charakter  notwendig  dem  Untergange 
geweiht  waren.  Es  ist  klar,  daß  eine  derartige  Ausstattung  keines- 
wegs im  Interesse  der  Stadt,  sondern  nur  in  dem  des  Staates  lag. 
Wäre  es  bei  der  alten  königlichen  Finanzverwaltung  geblieben, 
so  hätte  der  Staat  jedes  Jahr  seinen  Zuschuß  zur  Stadtkasse  erhöhen 
müssen ;  das  zu  yermeiden,  war  eine  rechtzeitige  Abfindung  der  Stadt 
der  einfachste  Weg. 

Wenn  in  den  ersten  Jahren  der  preußischen  Kegierung,  bis  1806, 
und  dann  in  der  französischen  Zeit  die  Finanzen  der  Stadtverwaltung 
im  argen  lagen,  so  werden  wir  uns  das  aus  den  unglücklichen  Zeit- 
yerhältnissen  und  aus  dem  Kriegsrechte  des  Eroberers  erklären,  — 
daß  aber  bis  1822  hin  in  der  städtischen  Finanzverwaltung  und  dann 
bei  der  Dotation  lediglich  fiskalische  Interessen  bestimmend  waren, 
war  durch  die  allgemeinen  Zeitumstände  nicht  oder  doch  nicht  in 
dem  Maße  bedingt  und  gereicht  der  preußischen  Regierung  nicht 
gerade  zur  Ehre.  Man  wird  begreifen,  daß,  als  endlich  1822  die 
Dotation  zum  Abschlüsse  kam,  die  Stadt  nichts  weniger  als  eine 
jubelnde  Dankbarkeit  zeigte :  die  Stadtbehörden,  denen  mit  der  Selbst- 
yerwaltung  auch  die  Selbstverantwortung  gegeben  war,  unter- 
ließen nicht,  alsbald  ihre  Bedenken  zu  äußern,  ob  d  i  e  s  e  Ausstattung 
zulänglich  sein  würde. 

Wie    ausschließlich    die    Regierung    bei    der    Handhabung    der 

städtischen  Finanzverwaltung  von   dem  Bestreben  geleitet  war,   den 

Stadtkassenetat    im   Hinblick    auf  die   geplante   Auseinandersetzung 

möglichst  niedrig  zu  bemessen,    zeigt  am  besten  ein  Vergleich  der 

Etats    Yon    1816   und    1817    mit   dem   der   Dotation   als   Unterlage 

dienenden  von  1818.    Es  betrug 

1816  u.  1817  1818 

die  Gesamtflamme  des  Etats 27  700  Tlr.        22  750  TIr. 

der  ZuBchaß  aas  der  Kegierangsbauptkasse         16  018    „  11  700    „ 

Während  die  Staatsbehörden  also   1816  und  1817  bereits  einen 

höheren  Bedarf  anerkannt   hatten,   setzten   sie   den  Etat  von  1818 

wieder  um  5000  Tlr.  herab.    Interessant  für  die  Beurteilung  der  auf 

den  Etat  von   1818  basierten  Dotation  ist  die  Gegenüberstellung  des 

vom  Magistrat  —  im  Anschluß  an  den  vorjährigen  Etat  und   mit 

Rücksicht  auf  nachgewiesene  Bedür&isse  —  entworfenen  und  des 

8* 
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Tom  Mimfiterium  erlassenen  Etats.  Ohne  in  eine  weitere  Yor- 
yerhandlung  mit  dem  Magistrat  einzutreten,  setzte  das  Ministerium 
-an  mehreren  Ausgabetitehi  so  bedeutende  Summen  ab,  daß  das  nach 
^em  Etatsentwurfe  mit  22  094  Tim.  erforderliche  Zuschußbedärfhis 
auf  nur  11  700  Tlr.  festgestellt  wurde.  Allerdings  entsprach  bei  dem 
.Titel  „Besoldungen^  der  Absetzung  yon  6000  Tlrn.  die  Übernahme 
,der  Kosten  der  Polizeiverwaltung  auf  die  Staatskasse. 

Etatsentworf      £tat 

Einnahme  Tit.     I.   ßeständifire  Gefälle i  954  Tlr.  i  845  Tlr. 

„     11.   Unbeständige  Gefälle 7  044  »  7096  „ 

„   III.   Pacht-  und  Mietszins i  105  „  1  105  „ 

„    IV.   Wiederkäufliche  Zinsen 2  „  2  „ 

„      V.    Verkaufte  Naturalien i  „  i  „ 

^    VI.    Sportelkasenüberschuß 500  ,,  1 000  „ 

„  VII.  Zuschuß  aus  der  Regierungshauptkasse  22  094  „  11  700  „ 

in  Summa  32  700  Tlr.     22  750  Tlr. 

Ausgabe    Tit.     I.  Besoldungen 14  465  Tlr.  9  377  Tlr. 

„     IL  Unterhaltung  der  Armenanstalten  .    .  3359   „  3^5^   n 

„    III.  Unterhaltung  der  Kirchen  und  Schulen  2  236   „  2  436   „ 

M    IV.  Geschenke 246    „  354   „ 

„      V.  Zinsen  und  Abgaben  von  Grundstücken  77    n  77   n 

„    VI.  Bauten  und  Reparaturen S37S   „  4  500   „ 

„  VII.  Straßenreinigung 793    n  793    » 

„VIII.  Feuerrüstung 840  „  285   „ 

„     IX.  Remissionen 100   „  100   „ 

„      X.  Rathäusliche  Bedürfnisse 2  096    „  1 433    „ 

„    XI.  Insgemein —     n  ^44» 

in  Summa  32  700  Tlr.    22  750  Tlr. 

Dieser  Etat  pro  1818  wurde  auch  pro  1819  und  1820  fiir  maß- 
gebend erklärt;  ein  neuer  Etatsentwurf,  yerfiigte  die  Regierung  aus- 
drücklich, könne  ausgesetzt  bleiben.  Das  beweist,  wie  sehr  man  bei 
dem  Projekte,  die  Stadt  abzufinden,  alles  vermied,  das  im  Etat  pro 
1818  viel  zu  gering  bemessene  Bedürfnis  der  Stadtkasse  nochmals  zu 
erörtern.  Die  Folge  war  denn  auch,  daß  die  Stadtverwaltung  in 
Wirklichkeit  mit  den  Etatsbeträgen  nicht  auskommen  konnte.  Nach 
der  Hauptrechnung  der  Stadtkasse  pro  1819  schloß  die  Ist-Ausgabe, 
obwohl  aus  der  Regierungshauptkasse  bereits  1120  Tlr.  über  den 
Etatsbetrag  hatten  angewiesen  werden  müssen,  doch  noch  mit  einem 
Defizit  von  2723  Tlrn.  ab^),   das  naturgemäß  der  Staatskasse   zur 

*)  Wobei  Resteinnahmen,  Vorschüsse  and  Bestausgaben  mit  verrechnet  sind. 
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Last  fiel.  Vor  allem  war  der  Titel  „Banwesen"  um  mehr  als 
5000  Tlr.  tiberschritten  worden.  Nach  der  Hanptrechnung  pro  1820 
betrug  die  Etatsüberschreitung  bei  demselben  Titel  sogar  über 
6200  Tlr. ;  die  Stadtkasse  erforderte  in  diesem  Jahre  einen  Staats- 
zuschuß, der  den  im  Etat  vorgesehenen  um  fast  5000  Tlr.  übertraf. 
Aber  trotz  aller  dieser  Erfahrungen  blieben  die  Staatsbehörden  dabei, 
der  Dotation  den  Etat  von  1818  ohne  eine  Änderung  zugrunde  zu 
legen.  Als  die  Kegierung  für  die  Jahre  1821  bis  1823  einen  neuen 
Etat  festsetzen  mußte,  weil  der  Abschluß  der  Ausstattung  noch  nicht 
zustande  gekommen  war,  wurde  der  Gesamtbetrag  in  gleicher  Dürftig- 
keit wie  derjenige  des  Etats  pro  1818  angenommen,  der  Staatszuschuß 
nur  um  1000  Tlr.  erhöht  und  insonderheit  der  Titel  „Bauwesen^ 
wiederum  nur  mit  4500  Tlrn.  bedacht.  Daß  die  Baukosten  mit  diesem 
Betrage  nicht  gedeckt  werden  konnten,  beweist  schlagend  die  praktische 
Erfahrung  der  Jahre  1816  bis  1820.  Nach  den  bezüglichen  Haupt- 
rechnungen waren  für  Baukosten  tatsächlich  verausgabt :  1816:  7488, 
1817:  6511,  1818:  7940,  1819:  5083  und  1820:  8003  Tlr. 

Der  erste  Etat  nach  Überweisung  der  Dotation,  der  pro  1823, 
schloß  denn  auch  bereits  mit  einem  Defizit  von  1680  Tim.  ab.  Gegen 
den  nach  6jährigem  Durchschnitt  zu  6691  Tlrn.  angenommenen  Bau- 
kostentitel fand  die  Regierung  jetzt  nichts  mehr  einzuwenden. 


Was  die  Höhe  der  Dotation  anlangt,  so  war  diese  durch  den  Zweck  be- 
stimmt, welchen  die  Regierung  dabei  nach  dem  Wortlaute  der  Kabinetsordre 
vom  18.  April  1822  im  Auge  hatte,  nämlich:  „Abfindung  der  Stadt  Erfurt  für 
die  ihr  von  der  Hegierung  entzogenen  Einkünfte^  und  „Deckung  ihrer  Ausfälle, 
welche  auf  13  685  JEttlr.  20  Or.  3  Ffg.  ermittelt  sind.''  Dieses  zu  deckende  Defizit 
ergab  sich  durch  folgende  Becbnung: 

„nach  dem  Etat  pro  1818  zu  deckender  Ausfall  inkl. 

350  Tlr.  als  Pensionsfonds  für  künftig  ausscheidende 

Magistrats-  und  ünterbeamte 11850  Tlr. 

aufgehobene  Einkünfte  aus  den  Brauerschaftsrechten, 

für  verkaufte  Biereigenrechte 612     „12  Gr. 

für  verkaufte  Braulose i  109     „     12    „ 

im    Etat    pro  1819  niedergeschlagener  Geschoß   und 

Brückenzins 13     „     12    „    3  Pfg. 

in  Summa  13  585  Tlr.  12  Gr.  3  Pfg." 

Die  entsprechende  Entschädigung  wurde  gewährt  durch  Überlassung  eines  bisher 
fiskalischen  Miteigentumsrechtes  an  einem  Gute,  einige  Kapitalien,  kleinere 
Domanialgrundstücke  —  deren  Wert  aber  nach  dem  damaligen  Pachtertrage  an- 
gesetzt war  — ,  Erbpachts-  und  andere  Gefälle,  verschiedene  Getreidezinsen  und 
kleine  Natnraldeputate. 
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Infolge  des  in  den  nächstfolgenden  Jahren  eintretenden  Hackganges  der 
Fruchtpreise  nnd  Pachterträge  war  nach  dem  Stadtkassenetat  pro  1826 — 28  an 
den  Dotationsgegenständen  bereits  ein  Ausfall  von  1906  Tlrn.  zu  verzeichnen. 
Eine  Kabinetsordre  vom  16.  April  1827  gewährte  der  Stadt  vom  1.  August  1827 
ab  —  zur  Besoldung  eines  Stadtbaurats  —  eine  jährliche  Unterstützung  von 
dOO  Tim.  (die  bald  darauf  durch  Überweisung  von  Domänenrevenüen  abgelöst 
wurde).  Endlich  wurde  auf  (rrund  einer  Kabinetsordre  vom  28.  August  1841 
die  Dotation  noch  einmal  endgültig  ergänzt.  In  dem  betreffenden  Rezesse  (vom 
25.  August  1842)  mußte  die  Stadt  ausdrücklich  „auf  alle  und  jede  aus  ihren 
früheren  oder  jetzigen  Vermögens-  und  Gemeindeverhältnissen  hergeleitete  oder 
noch  herzuleitende  Ansprüche  an  den  Staat  auf  das  rechtsverbindlichste  Verzicht 
leisten  und  sich  wegen  aller  solcher  Anforderungen  ein  far  allemal  für  abgefunden 
erklären;*'  sie  erhielt  dafür: 

1.  als  Entschädig^g  für  zukünftige  Ausfälle  an  der  ersten  Dotation,  sowie  zur 
Verstärkung  des  Banfonds  und  als  Entschädigung  für  fortge&llene  Abgaben 
eine  bare  Rente,  vom  1.  Januar  1841  ab,  jährlich  2500  Tlr.,  welche  Rente 
von  der  Regierung  bald  darauf  mit  dem  25-fachen  Betrage  als  Eapital- 
entschädigung  abgelöst  wurde.    Außerdem  einmalig: 

2.  an  Entschädigungen  für  die  Vergangenheit: 

a)  für  Ausfälle  an  der  Dotation,  1823—1840    .  2  266  Tlr.  23  Gr.  9  Pfg. 

b)  far    fortgefallene    Bierträber-   und   Wasser- 
bottichgelder, 1832—1840 854    „      9    n  7     n 

c)  für  fortgefallene  Torsperrgelder,  1832—1840  5251     „     11    „  9     „ 

8  372  TLf.  15  Gr.     I  Pfg. 

3.  Aversionalentschädigung  für  die  im  Dezember 
1813  an  den  General  d' Alton  gezahlte  EÜegs- 
kontribution 10  500  Tlr. 

4.  Zur  Besoldung  des  Oberbürgermeisters  aus  der 
Staatskasse  eine  jährliche  Rente  von.    .    .    .      1200    „ 

5.  Für  die  1834  aufgehobene  städtische  Pilastergeld- 

einnahme  eine  Jahresrente  von 4  3^3    „    20  Gr.  10  P%., 

wovon  aber  1656  Tlr.  20  Gr.  10  Pfg.  durch  Übernahme  der  Pflasterung 
nnd  Unterhaltung  einiger  städtischen  Straßenstrecken  auf  fiskalische  Kosten 
und  nur  der  Rest  (2767  Tlr.)  in  barer  Rente  gewährt  wurden. 


Dritter  Teil. 

Die  Grnndzüge  des  preußischen  Stadtrechts 

im  19.  Jahrhundert 


I.  Kapitel. 

Die  Verfassung  der  preuTsischen  Städte. 


Literatur : 

ConradBornliak,  Preafilsches  StaatBrecht.   Zweiter  Band.   (Freibnrg  i.  B.  1889.) 
Eugen  Leidig,  Preußisches  Stadtrecht.    (Berlin  1891.) 

Edgar  Loening,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts.    (Leipzig  1884.) 
Leo  S.  Rowe,  Die  Gemeindefinanzen  von  Berlin  und  Paris.    (Jena  1893.) 
Städteordnung  für  die  sechs  östlichen  Provinzen  der  Monarchie  und  Nebengesetze; 

Ausgaben    von    H.   Gräff  (Breslau  1863)    und   J.   Gerstmeyer  (Kiel    und 

Leipzig  1901). 

I. 

1.  Die  kammuncHe  SelbstverwaUung  ist  dasjenige  Merkmal,  welches 
die  letzte,  mit  dem  19.  Jahrhundert  beginnende  Periode  der  deutschen 
Städtegeschichte  von  den  früheren  Perioden  unterscheidet.  Der  Wende- 
punkt wird  gekennzeichnet  durch  die  Preußische  Städteordnung  vom 
19.  November  1808.^)  Erst  seit  dieser  Zeit  haben  wir  überhaupt  die 
Möglichkeit,  zwischen  Staatsverwaltung  und  Stadtverwaltung  begrifflich 
zu  unterscheiden.  Unter  dem  absoluten  Kegime  gab  es  auch  in  den 
Städten  nur  unmittelbare  Staatsverwaltung,  die  Stadtbehörden  waren 
unmittelbar  Organe  des  Staates,  und  die  Aufgaben,  mit  denen  sie 
betraut  waren,  waren  teils  solche  der  allgemeinen  Landesverwaltung^ 


1   Abgekürzt:  St.-0.  von  1808. 


f 
f 


\ 


—     120    — 

teils  solche  der  speziellen  G-emeindeyerwaltuDg  —  ohne  SonderuDg. 
Die  Stein'sche  Reform  entzog  nun  den  Städten  zunächst  die  all- 
gemeineren staatlichen  Funktionen,  wie  die  Gerichtsbarkeit  und  Polizei, 
auf  deren  einheitliche  Handhabung  der  Staat  nie  verzichten  kann, 
und  beschränkte  die  kommunalen  Aufgaben  der  Gemeinde  auf  das 
Gebiet  der  Wohlfahrtspflege,  wo  örtliche  Abweichungen  natürlich  und 
notwendig  sind.  Innerhalb  des  ihnen  gebliebenen  Geschäftskreises 
haben  seitdem  die  Städte  das  Recht,  ihre  Angelegenheiten  selbst  zu 
verwalten.^)  Die  kommunale  Selbstverwaltung  ist  ihrem  Begriffe  nach 
diejenige  staatliche  Verwaltung,  welche  nicht  durch  Behörden  und 
Beamte  des  Staates,  sondern  durch  ihm  zwar  untergeordnete,  aber 
innerhalb  ihres  Wirkungskreises  selbständige  Korporationen  (oder 
Einzelpersonen)  versehen  wird.^  Jene  andere  Auffassung,  welche 
nach  dem  Vorgänge  Rudolf  Gneists  das  Wesen  der  Selbstverwaltung 
in  der  Verwaltung  durch  unbesoldete  Ehrenbeamte,  im  Gegensatz 
zur  Verwaltung  durch  besoldete  Berufsbeamte,  erblickt'),  mag  zwar 
gewiß  für  das  englische  selfgovemment  zutreffen,  widerspricht  aber, 
auf  das  preußische  System  angewandt,  dem  Sinn  und  Inhalt  der  maß- 
gebenden Gesetze  und  dem  allgemeinen  Sprachgebrauche,  wie  er  sich 
nach  jenen  Gesetzen  gebildet  hat  und  noch  jetzt  der  herrschende  ist. 

3.  In  den  Eingangsworten  der  Städteordnung  von  1808  ist  als 
Zweck  des  Gesetzes  ausgesprochen:  „den  Städten  eine  selbständigere 
und  bessere  Verfassung  zu  geben,  in  der  Bürgergemeinde  einen  festen 
Vereinigungspunkt  zu  bilden,  den  Bürgern  eine  tätige  Einwirkung  auf 
die  Verwaltung  des  Gemeinwesens  beizulegen  und  durch  diese  Teil- 
nahme Gemeinsinn  zu  erregen  und  zu  erhalten.^  Es  ist  die  Idee 
einer  repräsentativen  Verfassung,  welche  den  Kerngehalt  der 
kommunalen  Selbstverwaltung  bildet:  über  alle  inneren  und  äußeren 
städtischen  Angelegenheiten  hat  die  Stadtverordnetenver- 
sammlung, als  Vertretung  der  Bürgerschaft  und  von  ihr  gewählt, 
zu  beschließen.  Nicht  gleich  dem  Rate  der  mittelalterlichen  Städte 
eine  der  Gemeinde  wie  ein  selbstherrlicher  Souverän  gegenüberstehende, 
nur  einer  £oterie  dienende  Obrigkeit;  auch  nicht  wie  die  Bürger- 
repräsentanten des  Allgemeinen  Landrechts  Bevollmächtigte  ihrer 
Wähler  und  an  deren  Instruktion  gebunden :  vielmehr  „Vertreter  der 
ganzen  Bürgerschaft^   sind  die  Stadtverordneten,  „das  Gesetz  und 


»)  Vgl.  oben  S.  6. 

*)  Ebenso  namentlich  Laband  und  Zorn. 

•)  Wie  z,  B.  Loening. 
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ihre  Wahl  sind  ihre  Vollmacht,  ihre  Überzeugung  nnd  ihre  Ansicht 
Yom  gemeinen  Besten  der  Stadt  ihre  Instruktion,  ihr  Gewissen  aber 
die  Behörde,  der  sie  deshalb  Kechenschaft  zu  geben  haben^  —  so 
will  es  das  Gesetz.^)  Der  Stadtverordnetenversammlung  kommt  keine 
nach  außen  wirkende  Vertretungsmacht  zu,  und  die  Stadtverordneten 
sind  ihren  Wählern  gegenüber  unabhängig  und  unverantwortlich,  es 
handelt  sich  also  um  eine. Vertretung  im  politischen  Sinne,  —  analog 
der  Volksvertretung.  Die  Zahl  der  Stadtverordneten  bestimmt  sich 
nach  der  Größe  der  Einwohnerzahl. 

3.  Wenn  die  Stadtverordneten  für  das  Wohl  ihres  Gemeinwesens 
yerantwortlich  sein  sollten,  so  mußte  ihnen  auch  die  Möglichkeit 
gegeben  sein,  die  erforderlichen  Mittel  herbeizuschaffen,  um  die  nach 
ihrer  besten  Überzeugung  unabweislichen  Aufgaben  erfüllen  zu  können. 
Dies  ist  geschehen  durch  die  Verleihung  des  Besteuerungs^ 
rechtes.  „Für  die  Beschaffung  der  öffentlichen  Geldbedürfoisse 
haben  die  Stadtverordneten  zu  sorgen.''  Sie  „entscheiden  über  die 
Art  der  Deckung  und  verteilen  das  von  den  Stadteinwohnern  auf- 
zubringende Quantum  auf  die  Bürger  und  Schutzverwandten.''  ^) 

4.  Über  der  Stadtverordnetenversammlung  steht  der  Magistrat^ 
eine  kollegial  organisierte  Behörde  mit  teils  besoldeten,  teils  unbe- 
soldeten Mitgliedern.  Er  hat  eine  doppelte  Funktion :  einmal  ist  er  Organ 
des  Staates  und  diesem  dafür  verantwortlich,  daß  bei  der  Verwaltung 
des  Stadtwesens  die  staatlichen  Gesetze  und  Maßregeln  beobachtet 
werden  und  nichts  dem  Staatszwecke  Zuwiderlaufendes  geschieht; 
sodann  aber  ist  der  Magistrat  Repräsentant  und  ausführendes  Organ 
der  Stadt.  Dieser  Doppelstellung  im  Verhältnis  zu  Stadt  und  Staat 
entspricht,  daß  die  einzelnen  Magistratsmitglieder  zwar  von  den  Stadt- 
verordneten gewählt  werden,  aber  der  Bestätigung  der  Aufsichtsbehörde 
bedürfen.  Da  die  Magistratsmitglieder,  ebenso  wie  alle  Kommunal- 
beamten, mit  den  kommunalen  Aufgaben  mittelbar  Aufgaben  des 
Staates  zu  erfüllen  haben,  so  sind  und  heißen  sie  mittelbare  Staats- 
beamte. Wenngleich  dem  Magistrate  die  Leitung  der  Verwaltungs- 
geschäfte, die  Ausführung  der  Stadtverordnetenbeschlüsse  und  die 
Vertretung  der  Gemeinde  nach  außen  obUegt,  so  ruht  der  Schwer- 
punkt der  Verwaltung  dennoch  bei  der  Stadtverordnetenversammlung : 
sie  hat  in  allen  Gemeindeangelegenheiten  die  letzte  Entscheidung 
ohne  Konkurrenz  des  Magistrats  und  diesem  steht  nur  das  Kecht, 


»)  St.-0.  von  1808,  §  110. 

^  St.-O.  Ton  1808,  §  184,  vgl.  auch  §  109. 
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aber  in  seiner  Eigenschaft  als  Staatsorgan  auch  die  Pflicht  zu, 
Staats-  und  gesetzwidrige  oder  für  das  Gemeinwohl  gefahrliche  Be- 
schlüsse zu  beanstanden. 

5.  Eine  wichtige  Stellung  im  städtischen  Verwaltungsorganismus 
nehmen,  namentlich  in  größeren  Städten,  die  besonderen  VerwaltungS" 
ausschüsse  ein,  wie  sie  je  nach  Bedarf  entweder  zur  dauernden 
Verwaltung  oder  Beaufsichtigung  einzelner  Geschäftszweige  oder  , 
zur  Erledigung  bloß  vorübergehender  Aufträge  gebildet  , 
werden.  Die  Aufgaben  einer  Stadtverwaltung  sind  so  mannigfach,  | 
daß  zu  ihrer  Bewältigung  eine  weit  größere  Zahl  besoldeter  Be- 
rufsbeamten nötig  wäre,  als  tatsächlich  gebraucht  wird,  hätte  die 
Stein'sche  Reform  nicht  vorgesehen,  zu  solchen  Funktionen  die  ehren- 
amtliche Tätigkeit  der  Bürger  in  weitem  Umfange  heranzuziehen. 
Andererseits  dienen  die  Verwaltungsausschüsse  auch  zur  Entlastung 
der  Stadtverordnetenversammlung.  Diese  müßte  sonst  bei  der  Fülle 
der  Geschäfte  Gefahr  laufen,  sich  in  Einzelheiten  zu  verlieren  und 
den  Gesamtüberblick  über  das  Gemeindeleben  einzubüßen,  abgesehen 
davon,  daß  unter  solchen  Umständen  die  Bürger  sich  nur  nüt  Wider- 
willen und  ohne  Interesse  dem  Stadtverordnetenamte  widmen  würden. 
Die  Deputationen  bestehen  aus  ^)  Mitgliedern  beider  Gemeindebehörden 
und  aus  stimmfähigen  Bürgern. 

6.  Sowohl  die  Stadtverordneten  wie  die  Mitglieder  der  Ausschüsse 
versehen  ihre  Funktionen  als  ein  unentgeltliches  Ehrenamtj  und  jeder 
Bürger  hat  mit  dem  Bürgerrecht  zugleich  die  gesetzliche  Ver- 
pflichtung, solche  städtischen  Ehrenämter  zu  übernehmen  und 
mindestens  drei  Jahre  lang  zu  versehen.  Zur  Ablehnung  berechtigen 
nur  die  gesetzlich  fixierten  Entschuldigungsgründe.  Ungerechtfertigte 
Weigerung  ist  mit  Strafe  bedroht.  Das  gleiche  gilt  auch  von  den 
unbesoldeten  Magistratsämtem,  sowie  ferner  von  den  Bezirksvorstehem 
—  das  sind  gewisse  Unterbehörden  des  Magistrats.  (In  größeren 
Städten  können  nämlich  kleinere  Verwaltungsbezirke  gebildet  werden, 
wo  die  Bezirksvorsteher  als  Hilfsorgane  des  Magistrates  tätig  sind.) 

Die  städtischen  Ehrenämter  sind  für  die  zweckmäßige  Durch- 
führung der  Selbstverwaltung  von  höchster  Bedeutung:  sie  wecken 
das  Interesse  der  Bürger  am  öffentlichen  Leben,  und  vor  allem  hat 


*)  Die  Magistratsmitglieder  unter  ihnen  werden  yom  Bürgermeister  ernannt, 
die  übrigen  von  der  Stadtverordnetenversammlung  auf  sechs  Jahre  gewählt. 
Übrigens  bilden  die  Deputationen  keine  selbständigen  städtischen  Behörden, 
sondern  sind  Organe  des  Magistrats  und  diesem  dienstlich  untergeordnet 


—     123    — 

•  • 

der  gesetzliche  Zwang  zur  Annahme  solcher  Ämter,  die  scharfe  Be- 
tonung der  mit  den  Rechten  verbundenen  Pflichten  einen  günstigen 
erzieherischen  Einfluß  auf  die  soziale  Gesinnung  der  Bürgerschaft 
ausgeübt. 

7.  Die  aus  dem  Oberaufsichtsrechte  des  Staates  fließenden 
Kontrollbefugnisse  sind  gesetzlich  festgelegt  und  eng  umgrenzt.  Sie 
beschränken  sich  nach  der  Städteordnung  von  1808  auf  die  Ent- 
scheidung von  Beschwerden,  Bestätigung  der  Ortsstatuten  und  der 
Magistratsmitglieder  wählen,  Aufsicht  über  die  Geschäftsführung  des 
Magistrats,  sowie  —  in  der  Finanzverwaltung  —  auf  die  Einsicht- 
nahme in  die  Rechnungen.  —  Daß  das  Stein'sche  Gesetz  hierbei  über 
das  Ziel  hinausschoß  und  die  staatliche  Aufsicht  allzusehr  ab- 
schwächte, ist  nicht  zu  leugnen.  Doch  wußte  die  Staatsregierung  in 
der  praktischen  Anwendung  des  Gesetzes  ihre  Rechte  sehr  erheblich 
auszudehnen  und  namentlich  ihren  Einfluß  auf  die  städtische  Finanz- 
führung zu  erweitern  durch  die  Interpretation,  daß  eine  Anzahl  das 
Verwaltungsrecht  der  Kommunen  beschränkender  Bestimmungen  des 
Allgemeinen  Landrechts  durch  die  Städteordnung  nicht  aufgehoben 
seien.  Auf  diese  Weise  nahm  die  Regierung  für  sich  das  Recht  in 
Anspruch,  den  Schuldenzustand  der  Städte  zu  überwachen,  eventuell 
gegen  neue  Anleihen  einzuschreiten  und  eine  regelmäßige  und  ent- 
sprechende Schuldentilgung  zu  fordern.  Für  die  EHnführung  neuer 
oder  Abänderung  bestehender  städtischer  Steuern  war  in  der  Städte- 
ordnung das  Erfordernis  der  staatlichen  Genehmigung  nicht  vorgesehen. 
Sofern  jedoch  gegen  solche  Regulierungen  Reklamationen  einliefen, 
hielt  sich  die  Regierung  kraft  des  ihr  vorbehaltenen  Rechtes,  über 
Beschwerden  der  Bürger  zu  entscheiden^  auch  zu  nachträglichem 
Einschreiten  für  befugt;  infolgedessen  zogen  es  die  städtischen  Be- 
hörden in  der  Regel  vor,  zu  dergleichen  Maßnahmen  sich  der  vor- 
gängigen Zustimmung  der  Regierung  zu  versichern.  Endlich  wurde 
die  landrechtliche  Bestimmung,  daß  Korporationen  ohne  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörden  weder  zum  Erwerbe  noch  zur  Veräußerung 
oder  Verpfändung  von  Grundstücken  berechtigt  seien,  auch  für  die 
städtischen  Gemeinden  gültig  erklärt.  Hatten  auch  diese  Ergänzungen 
und  Beschränkungen,  welche  die  Stein'sche  Städteordnung  bei  ihrer 
praktischen  Anwendung  erfuhr,  zunächst  schwerlich  in  der  Absicht 
des  Gesetzgebers  gelegen,  so  waren  sie  doch  zweifellos  notwendig, 
wenn  anders  eine  gewisse  Einheitlichkeit  der  verschiedenen  Stadt- 
verwaltungen unter  einander,  ferner  der  Zusammenhang  zwischen 
staatlicher  und  kommunaler  Verwaltung  und  vor  allem  die  Prävalenz 
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des  Staatszweckes  gewahrt  bleiben  sollten.  Die  späteren  Städte- 
ordnungen haben  dann  jene  Grundsätze  ausdrücklich  in  den  Gesetzes- 
text übernommen. 

8.  Was  OegensUmd  der  städtischen  Kommuncdverwaltung  ist, 
wird  gesetzlich  nirgends  prinzipiell  ausgesprochen.  Nur  in  zahllosen 
Einzelbestimmungen  werden  diese  oder  jene  Angelegenheiten  der 
Kommunalverwaltung  ausdrücklich  überwiesen,  sonst  bleibt  es  der 
Stadt  unbenommen,  aus  eigener  Initiative  auch  andere  Gegenstände, 
auf  welche  der  Staat  seine  Tätigkeit  noch  nicht  selbst  ausgedehnt 
hat,  in  den  Kreis  der  kommunalen  Verwaltung  zn  ziehen.  Aber  die 
städtische  Kommunalverwaltung  bewegt  sich  einzig  und  allein 
auf  dem  Gebiete  der  Wohlfahrtspflege,  da  alle  anderen  Auf- 
gaben des  Staates  durch  dessen  unmittelbare  Verwaltung  geführt 
werden.     Im  einzelnen  kann  man  unterscheiden: 

einfncU  obligatorische  Aufgaben,  das  sind  die  den  Städten 
gesetzlich  vorgeschriebenen,  z.  B. :  Armenpflege,  niederes  Unterrichts- 
wesen, Feuerlöschwesen ; 

sodann  fakultative  Aufgaben,  das  sind  solche,  welche  die 
Stadtgemeinden  sich  innerhalb  ihrer  Zuständigkeit  selbst 
freiwillig  stellen,  oder  welche  über  das  gesetzlich  geforderte  Minimum 
hinausgehen,  z.  B. :  Straßenbahnen,  Markthallen,  Schlachthöfe,  höhere 
Schulen,  Pflege  von  Kunst  und  Wissenschaft; 

endlich  bedient  sich  der  Staat  der  Mitwirkung  der  Stadtgemeinden 
bei  Durchfuhrung  einiger  rein  staatlicher  Aufgaben,  die  eine 
besondere  Ortskenntnis  voraussetzen,  als  z.  B. :  Polizei,  Führung  der 
Stammrolle  und  andere  Geschäfte  für  die  Militärverwaltung,  Mit- 
wirkung bei  Durchführung  der  Arbeiterversicherung.  Aber  diese 
Geschäfte  der  allgemeinen  Landesverwaltung  zählen  nicht  zu  den 
Aufgaben  der  Kommunal  Verwaltung;  die  Stadtverordnetenversamm- 
lung hat  auf  ihre  Führung  nicht  den  geringsten  Einfluß.  Vielmehr 
sind  bei  solchen  Funktionen  die  städtischen  Beamten  dienstlich  völlig 
dem  Staate  untergeordnet;  es  besteht  lediglich  eine  Art  Personal- 
union  der  Amter. 


n. 

Das  sind  in  großen  Umrissen  die  wichtigsten  Grundsätze  der 
preußischen  Städteverfassung,  wie  sie  bereits  die  Stein'sche  Städte- 
ordnung vom  Jahre  1808  normiert  hat,  und  wie  sie  dann  auch  in 
die  späteren  Städteordnungen  übergegangen  sind. 
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1.  Die  StaatsregieruDg  trug  nämlich  mancherlei  Bedenken,  die 
Städteordnung  yon  1808,  so  wie  sie  war,  kurzerhand  auf  die  1816 
neu-  oder  wiedergewonnenen  Landesteile  auszudehnen.  Das  Ministerium 
mochte  sich  —  abgesehen  yon  anderen  Gründen  —  bei  seiner  eigen- 
artigen Auslegung  des  Stein'schen  Gesetzes  wohl  selbst  nicht  ganz 
rechtssicher  fühlen.  Es  erging  daher  für  die  Städte  der  mit  dem 
Staate  neu  vereinigten  Gebiete  (sodaß  also  die  Städteordnung  von 
1808  dort,  wo  sie  eingeführt  war,  nicht  aufgehoben  wurde)  die  revi- 
dierte Städteordnung  vom  17.  März  1831.^)  In  Anknüpfung  an  die 
Reformbestrebungen  des  Jahres  1848  wollte  dann  die  Gemeinde* 
Ordnung  vom  11.  März  1860^)  die  hergebrachte  Unterscheidung 
zwischen  Städten,  Landgemeinde-  und  Gutsbezirken  aufheben  und  die 
Gemeindeverfassung  für  alle  drei  Kategorien  von  Ortschaften  gleich- 
mäßig regeln;  nur  die  Einwohnerzahl,  sofern  sie  über  oder  unter 
1500  betrug,  sollte  einen  Unterschied  begründen.  Ferner  galt  es  ihr, 
den  Gemeinden  das  Kecht  der  Selbstverwaltung  in  dessen  weitestem, 
wie  immer  mit  dem  Staatsinteresse  verträglichen  Umfange  zu  ge- 
währen: die  staatliche  Aufsicht  sollte  ebenfalls  in  die  Hand  von 
Selbstverwaltungsbehörden  (Bezirksrat  und  Kreisausschuß)  gelegt 
werden  und  die  Mitwirkung  des  Staates  auf  den  Vorsitz  in  diesen 
Behörden  beschränkt  sein.  Die  beabsichtigte  Gleichstellung  aller  Ge- 
meinden erwies  sich  indessen  in  der  Praxis  als  unausführbar;  die 
Gemeindeordnung  wurde  1853  wieder  aufgehoben,  und  unmittelbar 
darauf  die  noch  heute  geltende  Städteordnung  für  die  sechs  östlichen 
Provinzen  vom  30.  Mai  1853  erlassen,  welche  in  der  Hauptsache  an 
die  Gemeindeordnung  anknüpft,  jedoch  zu  dem  Grundsatz  der  un- 
mittelbaren Staatsaufsicht  zurückkehrt. 

Was  speziell  die  Stadt  Erfurt  anlangt,  so  sind  hier  im  Laufe 
des  19.  Jahrhunderts  alle  vier  preußischen  Stadtgrundgesetze  gelten- 
des Recht  gewesen.  Denn  da  die  Einführung  der  Städteordnung  von 
1808  zunächst,  im  Jahre  1818,  nur  teilweise,  aber  auch  später,  1822 
bei  der  Dotation,  nicht  durch  ausdrückliche  Anordnung,  sondern  nur 
stillschweigend  erfolgt  war,  so  trat  hier  die  revidierte  Städteordnung 
von  1831  in  Kraft.  Auch  die  Gemeindeordnung  von  1850  gelangte 
zur  Einführung. 

2.  Ein  kurzer  Vergleich  der  Städteordnung  von  1808  mit  der 
revidierten  Städteordnung  von  1831   und   der  Städteordnung   für  die 


^)  Abgekürzt:  St-O,  von  1831. 
*)  Abgekürzt:  Gem.-0.  von  1850. 
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sechs  östlichen  Provinzen  von  1853  wird  die  Tendenz  der  späteren 
Entwicklung  des  preußischen  Stadtrechts  kennzeichnen.  (Auf  die 
Gemeindeordnung  von  1860  näher  einzugehen,  mag  sich  bei  deren  nur 
vorübergehender  Anwendung  und  wegen  ihrer  weitgehenden  Überein- 
stimmung mit  der  Städteordnung  von  1853  erübrigen.)  Die  einzelnen 
Abweichungen  der  drei  Städteordnungen  treten  namentlich  hervor 

a)  bei  den  Bestimmungen  über  das  Bürgerrecht  und   über  da^ 
für  die  Stadtverordnetenwahlen  geltende  Wahlsystem; 

b)  hinsichtlich   der  Funktionen  des  Magistrats,  besonders  seiner 
Rechte  gegenüber  der  Stadtverordnetenversammlung; 

c)  bei  Normierung  des  Umfanges   und  Inhaltes   des  staatlichen 
Aufsichtsrecbtes ;  endlich 

d)  bei  den  Bestimmungen  über  die  Befugnis  der  Städte  zur  Er- 
richtung von  Ortsstatuten. 

a)  Das  ßürgerrecht  wird  von  den  drei  Gesetzen  grundsätzlich  nicht  allen 
Einwohnern  der  Stadtgemeinde  beigelegt.  Den  Bürgern  stehen  die  „ Schatz- 
verwandt  en''  —  die  Städteordnang  Ton  1853  nennt  sie  einfach  die  übrigen  „Ein- 
wohner" —  gegenüber.  Der  Erwerb  des  Bürgerrechts  ist  nach  der  St.-0.  von 
1808  und  der  von  1831  die  unerläßliche  Voraussetzung  für  den  Betrieb  eines 
städtischen  (stehenden)  Gewerbes  und  für  den  Besitz  eines  städtischen  Grund- 
stücks.^) In  allen  drei  Gesetzen  ist  sodann  die  Ausübung  der  politischen  Ge- 
meinderechte von  dem  Besitze  des  Bürgerrechts  abhängig  gemacht.  Die  Stein'sche 
Städteordnang  legt  diese  politischen  Rechte  nur  denjenigen  Bürgern  bei,  welche 
entweder  angesessen  sind  oder  ein  bestimmtes  jährliches  Mindesteinkommen  be- 
ziehen; im  übrigen  ist  das  Wahlrecht  gleich.  Die  revidierte  Städteordnung  von 
1831  erkennt  zwar  das  aktive  Wahlrecht  allen  Bürgern,  das  passive  jedoch 
nur  den  wohlhabenderen  zu.  Die  Städteordnung  von  1853  bezeichnet  alle  Bürger 
für  wahlberechtigt  und  wahlfähig,  vor  allem  aber  unterscheidet  sie  sich  von  den 
beiden  älteren  Gesetzen  sehr  wesentlich  durch  die  ungleichartige  Verteilung  des 
aktiven  Wahlrechts.  Sie  adoptiert  nämlich  (nach  dem  Vorgange  der  Gemeinde- 
ordnung von  1850)  das  für  die  Wahlen  zum  Abgeordnetenhause  geltende  Drei- 
Klassensystem,  d.  h.  sie  bestimmt  das  Wahlrecht  nach  dem  Maße  der  zu  tragenden 
Steuerlast.')  Gemeinsam  ist  allen  drei  Städteordnungen  eine  weitgehende  Be- 
vorzugung der  städtischen  Hausbesitzer,  die  sich  in  der  neuesten  Zeit,  namentlich 
in  den  Großstädten,  nicht  immer  als  segensreich   erwiesen  hat.    Es  ist  nämlich 


^)  Nach  der  St.-O.  von  1831  erst  von  einem  bestimmten  Umfange  des  Be- 
triebes oder  Wert  des  Besitzes  ab. 

^)  Die  Stimmen  haben  demnach  ungleichen  Wert.  Die  Wähler  werden  in 
drei  Abteilungen  geteilt,  von  denen  jede  ein  Drittel  der  Stadtverordneten  wählt. 
Die  Wahlabteüungen  werden  nach  Maßgabe  der  von  den  Bürgern  zu  entrichtenden 
direkten  Gemeinde-,  Kreis-,  Provinzial-  und  Staatsstenern  gebildet,  derart,  daß 
auf  jede  Abteilang  ein  Drittel  des  Gesamtbetrages  der  Steuern  aller  stimmfähigen 
Bürger  entfällt.  Wählbar  ist  jeder  stimmföhige  Bürger  in  jeder  Abteilung.  Vgl. 
übrigens  das  Gesetz  vom  30.  Juni  1900. 
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bestimmt,  daß  ein  Teil  der  Stadtverordneten  —  nach  der  Städteordnung  Ton  1808 
zwei  Drittel,  sonst  mindestens  die  Hälfte  —  Besitzer  städtischer  Häuser  (bzw. 
Grundstücke)  sei. 

b)  Was  die  Rechte  des  Magistrats  gegenüber  der  Stadtyerordneten- 
yersammlung  und  ihren  Beschlüssen  anlangt,  so  hat  die  Städteordnung  von  1853 
die  Autorität  und  den  EinJ^aß  des  Magistrats  dadurch  erheblich  verstärkt,  daß  sie 
sein  bloßes  Beanstandungsrecht  gegenüber  gesetzwidrigen  oder  gemeingefähr- 
lichen Beschlüssen  in  ein  Recht  der  Zustimmung  bei  allen  Beschlüssen  ver- 
wandelt hat,  sofern  es  sich  um  solche  Angelegenheiten  handelt,  welche  durch  das 
Gesetz  dem  Magistrate  zur  Ausführung  überwiesen  sind.  Danach  bedürfen  im 
allgemeinen  nur  diejenigen  Beschlüsse  nicht  der  Zustimmung  des  Magistrats, 
welche  lediglich  die  Geschäftsführung  (nicht  aber  die  eigentliche  städtische  Ver- 
waltung) betreffen. 

c)  Von  den  Bestimmungen  über  die  Befugnisse  der  staatlichen  Aufsichts- 
behörde sei  nur  hervorgehoben,  daß  die  Städteordnangen  von  1831  und  1853  die 
Fälle  noch  vermehrt  haben,  in  denen  zu  Dispositionen  über  das  Kommunal  ver- 
mögen und  zur  Ausübung  des  Besteuerungsrechtes  die  vorherige  Genehmigung 
der  Aufsichtsbehörde  verlangt  wird.  Ferner  sind  die  Städte  seit  1831  verpflichtet, 
jährlich  einen  Haushaltsetat  zu  entwerfen  und  an  die  vorgesetzte  Behörde  ein- 
zureichen. Endlich  hat  die  Gemeindeordnung  von  1850  und  nach  ihr  die  Städte- 
ordnung von  1853  der  Staatsregierung  ein  bedeutsames  Recht,  das  Recht  der 
Zwangsetatisierung,  vorbehalten .  Der  Inhalt  dieses  Rechtes  ist  der :  „unter- 
läßt oder  verweigert  eine  Stadtgemeinde,  die  ihr  gesetzlich  obliegenden 
Leistungen  auf  den  Haushaltsetat  zu  bringen  oder  außerordentlich  zu  genehmigen, 
so  verfügt  der  Regierungspräsident  unter  Anführung  der  Gründe  die  Eintragung 
in  den  Etat,  bzw.  die  Feststellung  der  außerordentlichen  Ausgabe.  (Gegen  die 
Verfügung  des  Regierungspräsidenten  steht  der  Gemeinde  die  Klage  bei  dem 
Oberverwaltungsgerichte  zu.)*) 

d)  Ein  wichtiges  Attribut  des  städtischen  Selbstverwaltungsrechtes  ist  das 
Recht  der  Autonomie,  das  ist  die  Befugnis,  durch  Errichtung  von  Ortsstatuten 
bestimmte  Gegenstände  der  städtischen  Verfassung  zu  regeln.  Die  Städteordnung 
von  1808  verlieh  dieses  Recht  den  Gemeinden  nur  in  sehr  beschränktem  Umfange: 
innerhalb  einer  peremtorischen  Frist  von  drei  Monaten  (nach  Publikation  des 
Gesetzes)  sollten  die  einzelnen  Städte  ein  Statut  zur  staatlichen  Bestätigung  ein- 
reichen, in  dem  die  bisherige  Ortsverfassung  und  die  übrigen  ortsrechtlichen  Be- 
stimmungen, soweit  sie  nicht  der  Städteordnung  widersprachen,  kodifiziert  waren. 
(Soweit  bekannt,  hat  von  diesem  Rechte  keine  Stadt  Gebrauch  gemacht.)  Ganz 
im  entgegengesetzten  Sinne  verlangte  die  revidierte  Städteordnung  von  1831  die 
Errichtung  eines  Ortsstatutes  als  notwendige  Ergänzung  des  Gesetzes  selbst,  um 
alle  diejenigen  Verhältnisse  zu  ordnen,  in  denen  die  Städteordnung  entweder  aus- 
drücklich auf  das  Ortsstatut  verwies  oder  doch  innerhalb  gewisser  Grenzen  Ver- 
schiedenheiten gestattete.^)   Nach  geltendem  Rechte  sind  statutarische  Anordnungen 


*)  Vgl.  Gesetz  über  die  Zuständigkeit  der  Verwaltungs-  und  Verwaltungs- 
gerichtsbehörden vom  1.  August  1883,  §  19. 

*)  Vorbehaltlich  der  Bestätigung  durch  den  Minister  des  Innern.  Unter  der 
Bedingung  der  landesherrlichen  Genehmigung  durfte  das  Ortsstatut  sogar  Ab- 
weichungen von  der  St.-O.  (contra  legem)  enthalten. 


1 
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salässig:  1.  über  solche  Angelegenheiten  der  Stadtgemeinde  und  über  solche 
Bechte  und  Pflichten  ihrer  Mitglieder,  hinsichtlich  deren  die  Stadteordnang  Ver- 
schiedenheiten gestattet  oder  keine  ausdrücklichen  Bestimmungen  enthält;  2.  über 
sonstige  eigentümliche  Verhältnisse  und  Einrichtungen,  insbesondere  hinsichtlich 
der  den  gewerblichen  Genossenschaften  bei  Einteilung  der  stimmfähigen  Bürger 
und  bei  Bildung  der  WahlTcrsammlungen  und  der  städtischen  Vertretung  eu  ge- 
währenden angemessenen  Berücksichtigung.^)  Die  Ortsstatute  bedürfen  der  Be- 
stätigung des  Bezirksausschusses. 

3.  Das  geltende  Becht  (die  Stadteordnang  Ton  1853j  scheidet 
streng  zwischen  der  GemeindeangehöriglceU  und  der  Burgereigen» 
Schaft  Die  Gemeindeangehörigkeit  wird  bereits  durch  die 
Tatsache  des  Wohnsitzes  im  Gemeindebezirk  begründet;  alle  ESin- 
wohner,  mit  Ausnahme  der  seryisberechtigten  aktiven  MilitärpersoneUi 
gehören  zur  Stadtgemeinde.  Die  Gemeindeangehörigkeit  gibt  1.  einen 
Bechtsanspruch  auf  Mitbenutzung  der  öffentlichen  Gemeindeanstalten, 
aber  auch  2.  die  Verpflichtung  zur  Teilnahme  an  den  städtischen  Ge- 
meindelasten. Damit  ist  der  Inhalt  des  Rechts  der  Gemeindeange- 
hörigkeit erschöpft.  Nicht  mehr  ist  die  Gemeindeangehörigkeit  Be- 
dingung für  den  Erwerb  städtischen  Grundbesitzes  und  den  Betrieb 
von  Handel  und  Gewerbe,  und  selbst  das  Becht  auf  Fürsorge  seitens 
der  Gemeinde  im  Falle  der  Not  ist  nicht  mehr  von  der  Mitglied- 
schaft in  derselben  abhängig,  sondern  überall  in  Deutschland  ein 
gleichmäßiges. 

Von  den  Gemeindeangehörigen  scheidet  sich  der  engere  Kreis 
der  Bürger.  Das  Bürgerrecht  besteht  1.  in  dem  Bechte  zur  Teil- 
nähme  an  den  Wahlen  und  2.  in  der  Befähigung  zur  Übernahme  un- 
besoldeter Amter  in  der  Gemeindeverwaltung  und  zur  Gemeinde- 
yertretung.  Der  Erwerb  des  Bürgerrechts  geschieht  ipso  jure,  sobald 
folgende  Voraussetzungen  gegeben  sind:  1.  männliches  Geschlecht, 
2.  preußische  Staatsangehörigkeit,  3.  vollendetes  24.  Lebensjahr, 
4.  eigener  Hausstand  (Selbständigkeit),  5.  Gemeindeangehörigkeit  seit 
einem  Jahr,  6.  Besitz  der  bürgerlichen  Ehrenrechte,  7.  der  Betreffende 
darf  seit  einem  Jahre  keine  öffentliche  Armenunterstützung  empfangen 
haben,  8.  er  muß  seit  einem  Jahre  die  ihm  obliegenden  Gemeinde- 
abgaben bezahlt  und  9.  seit  einem  Jahre  einen  gewissen  Yermögens- 
zensus  —  Besitz  eines  Wohnhauses  im  Stadtbezirk  oder  selbständiger 
Betrieb  eines  stehenden  Gewerbes  von  gewissem  Umfange  oder  zur 
Einkommensteuer  mit  einem  Einkommen  von  mindestens  660  Mk, 
veranlagt  —  erfüllt  haben.  —  Wo  die  Stadtgemeinden  auf  Grund  des 


I 


»)  Vgl.  St.-0.  von  1863,  §  11. 
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Gesetzes  vom  14.  Mai  1860  dDrch  Oemeindebeschluß  ein  Bürger- 
rechtsgeld  eingeführt  haben,  darf  vor  dessen  Berichtigung  das 
Bürgerrecht  nicht  ausgeübt  werden. 

4.  Nach  dem  Vorbilde  der  Städteordnung  für  die  sechs  östlichen 
Provinzen  von  1853  sind  für  die  übrigen  Provinzen  der  Monarchie 
besondere  Städteorduungen  erlassen^),  inhaltlich  alle  im  wesentlichen 
übereinstimmend.  Nur  der  Rheinischen  Städteordnung  kommt 
insofern  eine  gewisse  Ausnahmestellung  zu,  als  sie  für  die  Organisa- 
tion des  Stadtvorstandes  nicht  das  Eollegialsystem,  sondern  das 
französische  Bureausystem  gewählt  hat.  Danach  wird  der  Kommunal- 
vorstand nicht  durch  ein  Magistrats kollegium,  sondern  durch  einen 
Einzelbeamten,  den  Bürgermeister,  repräsentiert,  welchem  Bei- 
geordnete als  Gehilfen  zur  Seite  gestellt  sind.  Der  Bürgermeister 
ist  in  der  Stadtverordnetenversammlung  Vorsitzender  und  stimm- 
berechtigtes Mitglied ;  gegenüber  den  Beschlüssen  der  Stadtverordneten- 
versammlung hat  er  demgemäß  auch  nur  das  Recht  (die  Pflicht)  der 
Beanstandung,  nicht  der  Zustimmung. 

5.  Die  Verordnung  wegen  Bildung  der  ersten  Kammer  vom 
12.  Oktober  1854  hat  einer  Anzahl  von  Städten  einen  Einfluß  auf 
die  Bildung  des  Staatswillens  vorbehalten.  Danach  steht  denjenigen 
Städten,  welchen  der  König  dieses  Recht  beigelegt  hat  (regelmäßig 
den  größeren  Städten),  die  Befugnis  zu,  dem  Könige  ein  Magistrats- 
mitglied zur  Einberufung  in  das  Herrenhaus  zu  präsentieren.  Der 
zu  präsentierende  Vertreter  wird  vom  Magistrate  (in  den  Städten  mit 
Bureauverfassung  von  der  Stadtverordnetenversammlung)  erwählt  und 
vom  Könige  für  die  Dauer  seines  Amtes  berufen.  Der  Stadt  Erfurt 
ist  das  Präsentationsrecht  durch  Allerhöchsten  Erlaß  vom  21.  Oktober 
1854  beigelegt  worden. 

6.  Auf  diesen  Grundlagen  beruht  noch  heute  die  Verfassung  der 
preußischen  Städte.  Die  späteren  das  preußische  Stadtrecht  be- 
rührenden Gesetze  haben  im  wesentlichen  nur  Ergänzungen  gebracht; 
erheblichere  materielle  Änderungen  waren  nicht  beabsichtigt. 
Das  Baufluchtliniengesetz  vom  2.  Juli  1875  beseitigte  die  Aufsicht 
des  Staates  über  die  Bebauung  der  Städte.  Durch  das  Zuständigkeits- 
gesetz  vom   1.  August   1883  wurden  die  Städte   in   das  System  der 


^)  So  für  Westfalen,  die  RheinproviDz,  Schleswig-HolsteiD,  Hessen-Nassau, 
sowie  für  die  Stadt  Frankfurt  a.  M.  Für  Neuvorpommem  und  Rügen  ließ  ein 
Gesetz  von  1853  die  alten  Städteverfassungen  mit  geringen  Änderungen  fort- 
bestehen. 

XLV.  9 
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nenen  Yerwaltangsorganisation  eingefügt*  —  Eine  eigenartige  neue  In- 
stitution, das  städtische  Gewerbegericht,  ist  infolge  des  Beichsgesetzes 
betr.  die  Gewerbegerichte  vom  29.  Juli  1890  zn  den  bestehenden 
städtischen  Einrichtungen  hinzugetreten.  Die  Errichtung  eines  solchen 
Gewerbegerichts  ist  im  allgemeinen  dem  Ermessen  der  Städte  anheim- 
gegeben und  erfolgt  auf  Grund  eines  Ortsstatutes.  Die  Unterhaltungs- 
kosten des  Gewerbegerichts  fallen,  sofern  sie  nicht  durch  eigene  Elin- 
nahmen  —  Gebühren,  Kosten,  Strafen  —  gedeckt  werden,  der 
Kommune  zur  Last.  Die  Funktion  des  Gewerbegerichts  ist  eine 
dreifache:  erstens  ist  das  Gewerbegericht  zur  Entscheidung  zivilrecht- 
licher  Streitigkeiten  berufen,  zweiteos  ist  es  eine  begutachtende  Be- 
hörde, die  mit  ihrer  Sachkunde  die  Staatsverwaltuug  unterstützen  soll, 
und  drittens  hat  das  Gewerbegericht  die  wichtige  soziale  Aufgabe,  in 
den  gewerblichen  Streitigkeiten  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern 
die  unparteiische  Stelle  zu  sein,  wo  die  widerstrebenden  Ansprüche 
geprüft  und  nach  Möglichkeit  ausgeglichen  werden.  —  Die  Be- 
stimmungen der  Städteordnung  von  1853  über  die  Veränderuog  der 
Grenzen  von  Stadtbezirken  sind  durch  die  Landgemeindeordnung  vom 
3.  Juli  1891  (§§  2flF.)  abgeändert  worden.  Von  der  Beform  des  Ab- 
gabenwesens durch  das  Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1893 
wird  noch  im  nächsten  Kapitel  zu  sprechen  sein.  Das  Gesetz  vom 
30.  Juli  1899  hat  die  Bechtsverhältnisse  der  Kommunalbeamten  neu 
geregelt.  Endlich  ist  durch  einige  Gesetze  aus  den  Jahren  1891  bis 
1900  im  Anschluß  an  die  Beform  des  Staatssteuerwesens  und  an  die 
hierdurch  bewirkten  Verschiebungen  des  Dreiklassenwahlrechts  auch 
das  Verfahren  bei  den  Gemeinde  wählen  und  die  Voraussetzungen  des 
Wahlrechts  in  einigen  Beziehungen  anders  gestaltet  worden,  jedoch 
ist  dadurch  das  kommunale  Wahlsystem  im  Prinzip  unberührt 
geblieben. 

7.  Die  nächste  Zukunft  wird  schwerlich  eine  durchgreifende  Neu- 
regelung des  Städteverfassungsrechts  bringen.  Dafür  ist,  wie  sich  in 
den  letzten  Jahren  wiederholt  gezeigt  hat,  weder  bei  der  Staats- 
regierung noch  bei  den  parlamentarischen  Körperschaften  Stimmung 
vorhanden.  Noch  harren  aber  viele  berechtigte  Wünsche  der  Er- 
füllung. Was  zunächst  das  für  die  Stadtverordnetenwahlen  geltende 
Wahlsystem  anlangt,  so  ist  dasselbe  zwar  kein  ideales,  aber  doch 
immerhin  besser  als  sein  Buf.  Eine  Abänderung  dieses  Systems  steht, 
solange  der  gleiche  Modus  für  die  Wahlen  zum  preußischen  Ab- 
geordnetenhause beibehalten  wird,  kaum  zu  erwarten.  Sicher  ist  jeden- 
falls, daß  eine  schematische  Übertragung  des  Beichstags Wahlrechts 
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auf  das  städtische  GemeindeleboD  aus  verschiedenen  Gründen  verfehlt 
sein  würde.  Gegen  die  demokratische  Beweglichkeit  einer  nach  solchei|L 
Modus  gebildeten  Stadtvertretung  wäre  der  Magistrat  —  der  ja  erst 
von  ihr  gewählt  wird  —  ein  ungeeignetes  und  unzureichendes  Gegen^ 
gewicht.  Wo  aber  die  Geschicke  eines  Gemeinwesens  von  der 
Majorität  derer  abhängen^  die  sich  mehr  von  ihren  Leidenschaften 
als  von  politischen  Erwägungen  leiten  lassen,  da  bedarf  es  zum 
mindesten  eines  solchen  Korrektivs,  soll  das  Gemeinwesen  nicht  io 
dem  Wirbel  der  Ideen  zu  einer  Unruhe  der  Entwicklung  verurteiU 
sein,  der  so  gewichtige  Körper  nicht  folgen  können,  ohne  in  ihrem 
Organismus  geschädigt  zu  werden.  Ferner  wird  auch  künftig  an  dem 
Grundsatze  festgehalten  werden  müssen,  daß  das  Gemeindewahlrecht 
billigerweise  nur  dem  zusteht,  der  wenigstens  seit  einem  Jahre  zur 
Gemeinde  gehört,  von  dem  also  erwartet  werden  kann,  daß  er  mit 
deren  Eigenart  einigermaßen  vertraut  ist. 

Immer  dringender  fordern  die  Bedürfnisse  der  Praxis  einige 
Beformen,  welche  innerhalb  des  Bahmens  der  heutigen  preußischen 
Städteverfassung  unschwer  durchführbar  sind.  So  ist  die  den 
städtischen  Hausbesitzern  ^)  eingeräumte  Bevorzugung,  daß  wenigstens 
die  Hälfte  aller  Stadtverordneten  aus  ihrer  Mitte  gewählt  werden 
muß,  auf  die  Dauer  unhaltbar.  Das  ursprüngliche  Motiv  dieser  Ba- 
vorrechtung,  daß  „von  allen  anderen  äußeren  Verhältnissen  keines 
in  gleichem  Maße  wie  der  Grundbesitz  an  die  Gemeinde  fessele^,  hat 
mit  der  Zeit  seinen  Sinn  verloren.  So  berechtigt,  ja  wünschenswert 
es  sein  mag,  innerhalb  der  hin-  und  herwogenden  Bevölkerung  einen 
alteingesessenen  Stamm  mit  größeren  Rechten  auszustatten,  so  ist 
doch  in  dieser  Hinsicht  die  bloße  Tatsache  des  Grundbesitzes  — 
namentlich  in  größeren  Städten  —  längst  kein  zuverlässiges  Kriterium 
mehr.  In  allen  den  Städten,  die  eine  lebhafte  EJutwicklung  zeigen, 
sind  die  Häuser  zu  einem  sehr  großen  Teile  (Mietkasernen !)  Handels- 
ware geworden,  —  wie  Damaschke  richtig  bemerkt:  „ein  Geschäfts- 
objekt, das  man  kauft  und  verkauft,  wie  der  Vorteil  des  Marktes  es 
gebietet.''  ^)  Adolph  Wagner  äußert  sich  in  ähnlichem  Sinne :  „Das 
geltende  Becht  der  Städteordnungen  gibt  bei  uns  dem  Grundbesitz 
eine  mit  den  heutigen  Bedürfnissen  und  mit  der  Stellung  dieses 
Besitzes,  bzw.  seiner  Eigentümer,  in  den  (großen)  Städten  nicht  mehr 

^)  Eigentümer,  Niefibraucher  und  solche,  die  ein  erbliches  Besitzrecht  haben. 
Vgl.  St-0.  von  1863^  g  16. 

')  In  den  30  Jahren  1865 — 1895  hat  z.  B.  in  Berlin  im  Durchschnitt  jedes 
Hans  mehr  ab  dreimal  seinen  Besitzer  gewechselt  (Damaschke). 

9* 
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vereinbare  Überlegenheit  in  der  Gemeindevertretung.  Die  Sachlage 
ist  hier  eine  grundverschiedene  von  den  Landgemeinden  und  wird  es 
täglich  mehr.  Das  Interesse  der  städtischen  6rund-(Haus-)besitzer 
steht  hier  oftmals  mit  den  finanz-  und  steuerpolitischen  Anforderungen 
an  die  Entwicklung  der  städtischen  Einnahmen  aller  Art,  zumal  der 
Gebühren  und  Steuern,  in  einem  scharfen  Gegensatz.  Wo  der  Grund- 
besitz, wie  in  Großstädten,  so  sehr  Spekulationsobjekt  geworden  ist, 
so  oftmals  den  Eigentümer  wechselt,  so  stark  verschuldet  ist,  sind 
die  jeweiligen  öfters  nur  momentanen  und  nominellen  Eigentümer  kein 
Element  mehr,  welches  Anspruch  auf  eine  so  einflußreiche  Stellung, 
wie  die  ihnen  noch  gebliebene,  in  der  Gemeindevertretung  erheben 
könnte."  Wir  wollen  unsererseits  nicht  so  weit  gehen,  die  völlige 
Aufhebung  des  den  Hausbesitzern  gegenwärtig  zustehenden  Privilegs 
zu  fordern,  sondern  möchten  es  wenigstens  für  die  Mittel-  und  Klein- 
städte in  beschränktem  Maße  aufrechterhalten  wissen;  denn  auch 
heute  gilt  noch,  daß  das  Interesse  der  städtischen  Grundbesitzer  in 
stärkerem  Grade  als  das  der  übrigen  Einwohner  mit  dem  Wohl  und 
Wehe  der  Gemeinde  verbunden  ist.  Aber  das  geltende  System, 
welches  den  Hausbesitzern  in  der  Stadtverordnetenversammlung  regel- 
mäßig die  Mehrheit^)  sichert,  ist  z.  B.  für  die  namentlich  in 
Großstädten  so  dringende  Bekämpfung  der  Wohnungsnot  schon  oft 
verhängnisvoll  gewesen.  Daß  schließlich  mit  ähnlichem  Rechte  wie 
die  Hausbesitzer  auch  andere  Interessengruppen,  wie  die  Handel- 
und  Gewerbetreibenden,  eine  analoge  Bevorrechtung  beanspruchen 
können,  mag  hier  nur  angedeutet  werden. 

Nicht  zuletzt  ist  der  öfiFentlich  -  rechtliche  Begriff  der  Städte 
selbst  dringend  reformbedürftig.  „Städte"  sind  nach  heutigem 
Rechte  diejenigen  Ortschaften,  welche  seit  alters  (d.  h.  zur  Zeit  des 
Erlasses  der  Städteordnung  von  1863)  Stadtrecht  besitzen  oder  es 
durch  königliche  Verordnung  erhalten  haben.  So  trägt  aus  histo- 
rischem Rechte  eine  Menge  von  Orten  den  Namen  „Stadt",  wird  der 
Städteordnung  unterworfen  und  steht  doch  in  bezug  auf  die  Be- 
völkerung hinter  sehr  vielen  Landgemeinden  zurück.*)    Es  gibt  eine 

^)  Zur  näheren  Illustration  diene  folgende  Zusammenstellung.  Am  1.  Januar  1900 
hatte  Berlin  unter  144  Stadtverordneten  96  Hausbesitzer,  in  Breslau  war  das  Ver- 
hältnis 102:65,  in  Magdeburg  72:46,  in  Stettin  63:38,  in  Danzig  60:38,  in 
Halle  a.  S.  54:41,  in  Charlottenburg  66:  40,  in  Erfurt  48:30;  noch  schlimmer 
in  der  Rheinprovinz:  so  in  Köln  45 :  43,  in  Düsseldorf  36 :  31,  in  Krefeld  30 :  30  (!), 
in  Aachen  36 :  33,  in  Essen  36 :  26  (Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte,  IX). 

•)  Vgl.  Karl  Bücher,  die  Großstädte  in  Gegenwart  und  Vergangenheit  („Die 
Großstadt",  Jahrbuch  der  Gehe-Stiftung,  Dresden  1903). 
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ganze  Reihe  von  Landgemeinden,  die  10,  15,  20,  30,  ja  selbst  über 
40  000  Einwohner  haben  und  doch  noch  immer  der  Verwaltungs- 
organisition  der  Landgemeinden  unterstehen.  Im  Jahre  1890  hatte 
Preußen  unter  1263  Städten  68  mit  je  noch  nicht  1000  und  346  mit 
weniger  als  2000  Einwohnern,  m.  a.  W. :  mehr  als  ein  Viertel  aller 
Gemeinden,  die  sich  stolz  Städte  nennen,  waren  in  ihrer  Einwohner- 
zahl auf  der  Stufe  der  Dörfer  geblieben.  Mehr  als  drei  Fünftel  aller 
Städte  (762)  hatten  noch  nicht  einmal  4000  Einwohner.  „Die  Statistiker 
haben  denn  auch  längst  erkannt,  daß  der  alte  Stadtbegriff  sinnlos 
geworden  ist  und  daß  man  heute  die  Wohnorte  nur  nach  der  Größe 
der  Bevölkerung  unterscheiden  kann."  Diesem  Gedanken  hatte  bereits 
die  Gemeindeordnung  vom  Jahre  1850  Kechnung  getragen,  indem  sie 
von  dem  Grundsatze  ausging,  daß  die  Einwohnerzahl,  je  nachdem  sie 
über  oder  unter  1500  betrug,  einen  Unterschied  in  der  Gemeinde- 
verfassung begründen  sollte.  Es  ist  eine  Forderung  des  Rechts- 
empfindens, daß  Städte,  die  in  Wahrheit  noch  Dörfer  sind,  —  etwa 
alle  Gemeinden  mit  noch  nicht  4000  Einwohnern  —  der  Verfassung 
der  Landgemeinden,  und  Landgemeinden,  die  sich  zu  Städten  ent- 
wickelt haben,  der  Verfassung  der  Städte  unterstellt  werden. 

Aber  trotz  einzelner  Mängel  haben  wir  doch  in  dem  preußischen 
Stadtrecht  ein  Werk  vor  uns,  das  seinen  Meister  lobt.^)  Die  preußische 
Städteverfassung  vereinigt  die  Selbständigkeit  der  städtischen  Gemeinden 
mit  dem  Literesse  des  Staates  an  der  Handhabung  der  Verwaltung 
nach  einheitlichen  Gesichtspunkten,  die  ehrenamtliche  Tätigkeit  der 
einzelnen  Bürger  im  Dienste  der  Gemeinde  mit  der  Leitung  der 
Geschäfte  durch  berufsmäßige  Beamte,  die  freie  Entwicklung  mit 
der  Staatseinheit.  Ohne  die  zweckmäßige  Organisation  der  Verwaltung 
hätte  das  deutsche  Städtewesen  im  vergangenen  Jahrhundert  sich  nicht 
so  kraftvoll  entwickeln  können,  wären  die  hervorragenden  und  viel- 
seitigen Leistungen  der  Städte  im  öffentlichen  Leben  undenkbar,  durch 
die  Deutschland  sich  vor  allen  anderen  Ländern  auszeichnet.  „Der 
Freiherr  Karl  vom  Stein  ist  in  tieferem  Sinne  als  König  Heinrich, 
der  nur  Festungen  bauen  konnte,  der  Städteerbauer  Deutschlands 
geworden." 


')  An    dem   kommunalen  Dreiklassenwahlsystem   ist  Stein   bekanntlich   un- 
schuldig. 
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IL  Kapitel. 

Das  städtische  Fmanzreoht  im  besonderen. 


Literatur : 

Die  zum  vorigen  Kapitel  zitierten  Werke  von  Bomhak  und  Leidig. 

Rudolf  G-neist,  Die  preußische  Finanzreform  durch  Regulierung  der  Gemeinde- 
steuern (Berlin  1881). 

Aus  dem  „Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften*'  die  Artikel:  „Schlacht-  und 
Mahlsteuer'',  „Einkommensteuer",  „Kommunalabgaben**. 

Ministerialanweisung  vom  10.  Mai  1894  zur  Ausfuhrung  des  Kommunalabgaben- 
gesetzes. 

I. 

Die  städtische  GemeindeverwaltuDg  ist  aus  den  eigenen  Mitteln 
der  Kommune  zu  führen.  Diese  bedarf  daher  zur  Erfüllung  ihrer 
Aufgaben  dauernder  Einnahmequellen.  Wie  die  kommunalen  Auf- 
gaben bald  höhere,  bald  geringere  sind,  so  müssen  auch  die  Einkünfte 
je  nach  dem  Umfange  der  Stadtverwaltung  variahel  sein :  beide,  Auf- 
gaben und  Einkünfte,  stehen  in  beständiger  Wechselwirkung  zu- 
einander. Bis  in  die  neueste  Zeit  war  die  wichtigste  Einnahmequelle 
der  Städte  in  der  Begel  das  städtische  Grundvermögen.  Aus  der 
Rente  des  letzteren  und  daneben  aus  den  Mitteln,  welche  die  Nutzung 
der  städtischen  „ Gerechtigkeiten '^  oder  „Regalien'^  gewährte,  wurde 
die  Stadtverwaltung  geführt ;  Steuern  wurden  erst  in  letzter  Linie  zur 
Ergänzung  herangezogen. 

Auch  die  Städteordnung  des  Jahres  1808  setzt  noch  voraus,  daß 
die  Erträge  des  städtischen  Vermögens  in  der  Hauptsache  ausreichen 
werden,  den  Bedarf  der  Gemeindeverwaltung  zu  decken:  erst  „was 
aus  dem  Gemeindeeinkommen  nicht  bestritten  werden  kann",  soll  durch 
Verteilung  auf  die  Stadteinwohner  aufgebracht  werden.^)  Im  übrigen 
war  über  die  Handhabung  des  städtischen  Besteuerungsrechts  nur  so- 
viel bestimmt,  daß  eine  Prägravation  einzelner  nur  auf  Grund  eines 
Gesetzes  stattfinden  dürfe.^)  Aber  die  Annahme,  daß  die  Städte  von 
dem  Besteuerungsrechte  nur  ausnahmsweise  Gebrauch  machen  würden, 
erwies  sich  bald  als  irrig.  Auf  der  einen  Seite  stellte  besonders  nach 
dem  Kriege  Jahr  um  Jahr  an  die  Stadtkasse  neue  und  erhöhte  An- 

^)  et.O.  von  1808,  §  66. 
*)  £benda  §  57. 
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forderuDgen,  währeod  andererseits  die  Erträge  des  Grundvermögens 
nnd  der  Gerechtigkeiten,  von  denen  ein  Teil  durch  die  Gesetzgebung 
sogar  aufgehoben  wurde,  immer  mehr  zurückgingen.  So  waren 
Eommunalsteuem  nicht  mehr  zu  entbehren,  ja  sie  bildeten  sehr  bald 
den  Hauptbestandteil  der  städtischen  Einnahmen,  das  eigentliche  Rück- 
grat der  kommunalen  Finanzverwaltung.  Nunmehr  konnte  natürlich  die 
Staatsregierung  den  Stadtverordneten  nicht  mehr  ein  völlig  autonomes 
Besteuerungsrecht  belassen.  Im  Jahre  1820  (Gesetze  vom  30.  Mai) 
beginnt  die  staatliche  Gesetzgebung  —  einige  Ministerialerlasse  er- 
gingen schon  vorher  —  das  kommunale  Abgabenwesen  eingehender 
zu  regeln. 

Zur  Yeranschaulichung  der  verschiedenen  Arten  städtischer  Ein- 
nahmen diene  folgendes  Schema: 

A.  Ordentliche  Einnahmen: 

a)  privatrechtlichen  Charakters  (Erwerbseinkünfte): 

a)  aus  Grundeigentum, 
ß)  aus  Gewerbebetrieb; 

b)  öffentlich-rechtliche  Einkünfte: 

a)  Regalien, 
ß)  Gebühren, 
y)  Beiträge, 

d)  Steuern, 

e)  Zuwendungen  des  Staates  und  der  höheren  Eommunal- 
ver  bände. 

B.  Außerordentliche  Einnahmen  (stets  privatrechtlicher  Natur): 

o)  Schenkungen, 

ß)  Veräußerungen  der  Substanz  des  Stadtvermögens, 

y)  Anleihen. 

Die  einzelnen  Einnabmearten  streng  von  einander  abzusondern, 
ist  oft  unmöglich;  im  Laufe  der  geschichtlichen  Entwicklung  haben 
sich  die  Grenzen  mannigfach  verschoben. 

Wir  werden  uns  im  folgenden  auf  eine  Skizzierung  der  wichtigsten 
Rechtsnormen  —  soweit  sie  für  die  östlichen  Provinzen  in  Frage 
kommen  —  beschränken,  dabei  aber  bei  den  bedeutsamsten  Einnahme- 
arten auf  die  geschichtliche  Entwicklung  zurückgreifen. 
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n. 

1.  Das  Stadtvermögen  zerfällt  in  das  Kämmereivermögen, 
dessen  EigeDtum  und  Nutzung  der  Stadtgemeinde  zusteht,  und 
das  Bürg  er  vermögen,  das  im  Eigentum  der  Stadt  steht,  dessen 
Nutzungen  aber  die  einzehien  Gemeindeangehörigen  als  solche  anteilig 
genießen.  Das  Bürgervermögen  hat  nur  noch  geschichtliches  Inter- 
esse, es  ist  mit  verschwindenden  Ausnahmen  überall  in  Kämmerei- 
vermögen yerwandelt  worden,  so  daß  die  Erträge  zur  Stadtkasse 
fließen.  Anlangend  das  Kämmereivermögen,  so  haben  über  dessen 
Nutzung  die  Stadtverordneten  zu  beschließen.  Die  G-enehmigung  der 
Aufsichtsbehörde  ist  hierbei  erforderlich :  ^) 

a)  zur  Veräußerung  von  Grundstücken  und  ihnen  gleichstehenden 
Gerechtsamen, 

b)  zur  Veräußerung  oder  wesentlichen  Veränderung  von  Gegen- 
ständen, die  einen  besonderen  wissenschaftlichen,  historischen 
oder  künstlerischen  Wert  besitzen, 

c)  zu  Veränderungen  in  dem  Genüsse  von  Gemeindenutzungen 
(Wald,  Weide,  Haide,  Torfstich  u.  dgl.). 

Besondere  gesetzliche  Beschränkungen  bestehen  noch  für  die 
Benutzung  und  Bewirtschaftung  der  Gemeindewaldungen. 

2.  Für  gewerbliche  Unternehmungen  der  Gemeinde  gilt  der 
Grundsatz,  daß  durch  die  Einnahmen  mindestens  die  gesamten  durch  die 
Unternehmung  der  Gemeinde  erwachsenden  Ausgaben,  einschließlich 
der  Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlagekapitals,  aufgebracht  werden 
sollen.  Ausnahmen  von  diesem  Prinzip  sind  zulässig,  sofern  die  Unter- 
nehmung zugleich  einem  öffentlichen  Interesse  dient,  welches  sonst 
unbefriedigt  bleibt.*) 

3.  Wird  der  Stadt  eine  SchenJcung  angeboten,  so  bleibt  es  dem 
freien  Beschlüsse  der  städtischen  Organe  unbenommen,  dieselbe  ab- 
zulehnen; zur  Annahme  ist,  sofern  der  Wert  3000  Mark  übersteigt, 
königliche  Genehmigung  einzuholen. 

4.  Zu  Anleihen,  durch  welche  die  Gemeinde  mit  einem  Schulden- 
bestand belastet  oder  der  bereits  vorhandene  vergrößert  wird,  ist  die 


^)  Vgl.  St.-0.  von  1853,  §  60.    In  der  Regel  erteilt  der  Bezirksausschaß  die 
Genehmigung. 

')  Vgl.  Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1893,  §  3. 
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Genehmigimg  des  Bezirksausschusses  erforderlich.  Derselben  bedarf 
es  jedoch  nicht,  sofern  es  sich  um  Darlehen  handelt,  mittelst  deren 
die  Stadtgemeinde  nur  augenblickliche,  bald  yorübergehende  Geld- 
verlegenheiten beseitigen  will.  Der  gewöhnliche  Weg  für  die  Be- 
gebung städtischer  Anleihen  ist  die  Ausgabe  von  Inhaberpapieren  — 
Papieren,  in  denen  die  Zahlung  einer  bestimmten  Geldsumme  an  jeden 
Inhaber  versprochen  wird.  Schon  vor  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch 
durfte  die  Ausgabe  solcher  Papiere  seitens  der  Stadtgemeinden  nur 
auf  Grund  eines  königlichen  Privilegs  erfolgen,  das  seine  rechtlichen 
Wirkungen  bestimmen  mußte.  Auch  nach  §  795  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  bedarf  es  der  staatlichen  Genehmigung.  Die  Erteilung 
der  Genehmigung  darf  nur  nachgesucht  werden,  wenn  es  sich  um 
Beschaffung  der  Mittel  für  außerordentliche  Ausgaben  zu  gemein- 
nützigen, nicht  bloß  der  Gegenwart,  sondern  auch  der  ferneren 
Zukunft  zu  gute  kommenden  Zwecken  handelt.^)  Zur  Tilgung  der 
Anleihen  sind  mindestens  1  %  des  ursprünglichen  Schuldkapitals,  so- 
wie die  durch  die  Tilgung  ersparten  Zinsen  zu  verwenden;  jedoch 
kann  die  Aufsichtsbehörde  eine  darüber  hinausgehende  Amortisation 
verlangen.^)  Die  in  größeren  Städten  regelmäßig  wiederkehrenden 
einmaligen  Ausgaben  für  minder  erhebliche  Bauausführungen  und 
Beschaffungen  dürfen  nicht  durch  Anleihen  gedeckt  werden.^ 


ni. 

1.  ImkommunsAen  Abgabenwesen  sind  zu  unterscheiden:  Ge- 
bühren,  Beiträge  und  Steuern.  Über  die  einzelnen  Begriffe  und  darüber, 
wie  die  öffentlichen  Einkünfte  unter  sie  einzureihen  sind,  herrscht  keine 
Übereinstimmung.^)    Im  rein  juristischen  Sinne  sind  GAühren  öffent- 


^)  Ministerialerlasse  vom  1.  Juni  1891,  15.  März  1890,  10.  Oktober  1889, 
6.  August  1892. 

')  Ministerialerlasse  vom  1.  Juni  1891  und  1.  November  1879. 

*)  Ministerialerlaß  vom  6.  August  1892. 

^]  Im  allgemeinen  werden  wir  uns  mit  ScbmoUers  (Grundriß,  I.  TeU,  4.  Aufl., 
S.  906)  Abgrenzung  einverstanden  erklären  können:  man  bezahlt  da,  wo  die 
einzelne  Leistung  der  Gemeinde  und  der  spezielle,  einer  Person  daraus  erwachsende 
Vorteil  klar  zu  schätzen  ist,  einen  entsprechenden  Preis  wie  in  der  Privat- 
wirtschaft; da,  wo  Leistung  und  Vorteil  weniger  deutlich  korrespondieren,  eine 
Gebühr,  d.  h.  einen  herkömmlich  feststehenden  mäßigen  Pauschalpreis;  da,  wo 
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liehe  Abgaben,  welche  als  Vergütung  ^)  nach  eiDheitlichen  Sätaen  von 
denen  zu  entrichten  sind,  die  eine  im  öffentlichen  Interesse  errichtete 
Anstalt  oder  Einrichtung  der  Gemeinde  benutzen,  oder  Yon  denjenigen, 
welche  die  Vornahme  einer  Amtshandlung  seitens  der  Gemeindeorgane 
in  ihrem  Interesse  veranlassen^:  „Beoutzungs-"  oder  „Verwaltungs- 
gebühren". Die  Gebühren  können  —  das  unterscheidet  sie  Ton  privat- 
rechtlichen  Leistungen  —  nicht  durch  Parteivereinbarung  bestinmit 
oder  abgeändert  werden,  sie  richten  sich  in  jedem  einzelnen  Falle  nach 
dem  im  voraus  festgesetzten  Tarife,  der  öffentlichen  Rechts  ist. 
Doch  können  für  Unbemittelte  im  Tarife  Ermäßigungen  vorgesehen 
sein.  ~-  Benutzungsgebühren  müssen  erhoben  werden,  wenn  die 
von  der  Gemeinde  unterhaltene  Veranstaltung  einzelnen  Gemeinde- 
angehörigen oder  einzelnen  Klassen  von  solchen  vorzugsweise  zu  gute 
kommen.  Die  Gebührensätze  sind  in  der  Regel  so  zu  bemessen,  daß 
die  Verwaltungs-  und  Unterhaltungskosten  der  Einrichtung,  sowie  die 
Ausgaben  für  Verzinsung  und  l'ilgung  des  aufgewendeten  Kapitals  ^ 
gedeckt  werden ;  doch  gelten  von  diesem  Grundsatz  zwei  Ausnahmen« 
Erstens:  die  Gebührensätze  können  entsprechend  ermäßigt  werden 
oder  die  Erhebung  kann  ganz  unterbleiben,  sofern,  die  Gemeinde- 
angehörigen zur  Benutzung  der  betr.  Veranstaltung  verpflichtet  oder 
auf  dieselbe  angewiesen  sind.  Zweitens :  auf  Bildungs-  und  Kranken- 
anstalten, sowie  auf  vorzugsweise  den  Bedürfnissen  der  unbemittelten 
Volksklassen  dienende  Einrichtungen  finden  die  obigen  gesetzlichen 
Bestimmungen  keine  Anwendung,  d.  h.:  bezüglich  dieser  Veran- 
staltungen ist  es  dem  Ermessen  der  Gemeinde  überlassen,  ob  und  in 
welcher  Höhe  Gebühren  für  ihre  Benutzung  zu  erheben  sind;  nur 
müssen   die  Gemeinden  in  ihren  höheren   Lehranstalten   und  Fach- 


gewisse dauernde  Leistungen  der  Gemeinde  einzelnen  Torzugsweise  zu  gute 
kommen,  belegt  man  sie  mit  Beiträgen  (z.  B.  die  Adjazenten  einer  neuen 
Straße),  die  auch  als  Pauschalsumme  für  die  Leistung  der  Kommune  sich  dar- 
stellen; da,  wo  aber  die  Leistungen  der  Stadt  nicht  sowohl  einzelnen  in  be- 
stimmten klar  erkennbaren  Akten  zu  gute  kommen,  sondern  in  ihrer  Gesamtheit 
allen  oder  der  Mehrzahl  in  einer  Weise,  daß  yon  einer  Abmessung  des  Vorteils 
gar  nicht  die  Rede  sein  kann,  da  erhebt  man  Steuern,  d.  h.  Geldbeitrage, 
welche  der  einzelne  als  Gemeindeangehöriger  zahlt,  ohne  genaue  Beziehung  von 
Vorteil  und  Leistung  aufeinander. 

^)  Es  gehört  zum  Wesen  der  Gebühr,  daß  sich  die  Gemeinde  diese  Ver- 
gütungen erst  durch  eigene  Dienstleistungen  rerdienen  muß. 

*)  Vgl.  Kommunalabgabengesetz  Tom  14.  Juli  1893,  §§  4  ff. 

')  Eine  obere  Grenze  für  die  Gebührensätze  ist  im  übrigen  nicht  vollge- 
schrieben. 
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schulen^)  ein  angemesBenes  Schnlgeld  erheben.  Abweichende 
FestsetzuDg  der  Benutzungsgebühren  bedarf  der  Genehmigung  der 
Aufsichtsbehörde  (Bezirksausschuß),  bei  den  Verwaltungsgebühren  ist 
dieselbe  stets  Erfordernis.  —  Sonstige  bereits  bestehende  Gebühren, 
z.  B.  Verkehrsabgaben  (Pflaster-,  Wege-,  Brückengelder  u.  dgl.),  hat 
das  Kommunalabgabengesetz  unberührt  gelassen.  Die  Schlachthaus- 
gebühren dürfen  derart  erhöht  werden,  daß  durch  ihr  jährliches  Auf- 
kommen außer  den  ünterhaltungs-  und  Betriebskosten  noch  8%  des 
Anlagekapitals  und  der  etwa  gezahlten  Entschädigungssumme  —  in 
denjenigen  Gemeinden,  wo  Verbrauchssteuern  auf  Fleisch  erhoben 
werden,  nur  5%  —  gedeckt  werden.  —  Für  die  Bemessung  der 
Verwaltungsgebühren  ist  bestimmt,  daß  deren  Aufkommen 
grundsätzlich  die  Kosten  des  betreffenden  Verwaltungszweiges  nicht 
übersteigen  soll. 

2.  Seinem  Wesen  nach  ist  das  Bürgerrecktsgdd  zu  den  Gebühren 
zu  zählen.  Die  geschichtliche  Entwicklung  dieser  Abgabe  ist  wichtig. 
Die  Städteordnung  Yon  1808  enthielt  keine  Bestimmungen  über  sie, 
doch  nahm  die  Verwaltungspraxis  ihre  Zulässigkeit  an  und  ein 
Ministerialerlaß  setzte  1809  die  Höhe  der  Gebühr  für  große  Städte 
auf  10  Tlr.,  für  mittlere  auf  6  und  für  kleine  auf  3  Tlr.  fest.  Nach 
der  revidierten  Städteordnung  von  1831  sollten  die  Bürgerrechtsgelder 
wie  bisher  forterhoben,  eventuell  auch  mit  ministerieller  Genehmigung 
neu  eingeführt  und  abgeändert  werden.  Die  Gemeindeordnung  von 
1850  und  nach  ihr  die  Städteordnung  von  1853  hoben  dagegen  die 
Bürgerrechtsgelder  auf,  jedoch  nicht  ohne  den  Stadtgemeinden  in 
anderen  ähnlichen  Abgaben  einen  Ersatz  zu  geben.  Den  Gemeinden 
wurde  gestattet,  von  neuanziehenden  Personen  ein  Einzugsgeld, 
sowie  von  jedem,  der  in  der  Stadt  einen  eigenen  Hausstand  be- 
gründete —  gleichgültig,  ob  er  bereits  zur  Gemeinde  gehörte  oder 
erst  neu  anzog  —  ein  Eintritts- oder  Hausstandsgeld  zu  erheben. 
Von  der  Entrichtung  des  Einzugsgeldes  konnte  die  Niederlassung  in 
der  Gemeinde,  von  der  des  Hausstandsgeldes  die  Teilnahme  am 
Bürgerrecht  abhängig  gemacht  werden.  Endlich  waren  die  Gemeinden 
befugt,  für  die  Teilnahme  an  besonderen  Gemeindenutzungen 
(Wald,  Weide,  Haide,  Torfstich  etc.)  entweder  eine  jährliche  Abgabe 
oder  ein  einmaliges  Einkaufsgeld  zu  erheben,  doch  hatte  die  Nicht- 
entrichtung  keine   andere  Folge,  als  daß  der  Betreffende  von  dem 


^)  Bezieht  sich  nicht  auf  Fortbildungs-,  Näh-,  HaushaHangs-  und  ähnliche 
Schnlen  niederer  Art,  yielmehr  nur  auf  höhere  Fachschulen. 
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Genüsse  solcher  besonderen  Gemeindenutzangen  ausgeschlossen  blieb; 
—  in  größeren  Städten  war  diese  Abgabe  daher  belanglos. 

Das  Gesetz  vom  14.  Mai  1860  betr.  das  städtische  Einzugs-, 
Bürgerrechts-  und  Einkaufsgeld  beseitigte  das  Hausstandsgeld  und 
setzte  an  dessen  Stelle  das  Bürgerrechtsgeld.  Das  Gesetz  vom 
2.  März  1867  ordnete  sodann  au,  daß  ein  Einzugsgeld  oder  eine 
andere  Kommunalabgabe  wegen  des  Erwerbes  der  Gemeindeangehörig- 
keit —  als  der  Freizügkeit  widersprechend  —  nicht  mehr  erhoben 
werdeu  dürfe.  Es  blieben  also  1.  das  Bürgerrechtsgeld  bei  Erwerb 
des  Bürgerrechts  und  2.  das  Einkaufsgeld  anstatt  oder  neben  einer 
jährlichen  Abgabe  für  die  Teilnahme  an  den  besonderen  Gemeinde- 
nutzuugen.  An  diesem  Rechtszustande  hat  auch  das  Kommunal- 
abgabeDgesetz  von  1893  ^}  nichts  geändert.  Es  kann  danach  in  den 
Städten  durch  Ortsstatut  ein  Bürgerrechtsgeld  eingeführt  werden, 
Abstufungen  im  Betrage  sind  statthaft.  Vor  Berichtigung  der  Ab- 
gabe darf  das  Bürgerrecht  nicht  ausgeübt  werden. 

3.  Den  Gebühren  verwandt  sind  die  Beiträge,  in  ihrer  jetzigen 
Form  erst  durch  das  Kommunalabgabengesetz^)  eingeführt.  Man 
versteht  darunter  Geldleistungen,  welche  Grundeigentümer  und  Ge- 
werbetreibende zu  den  Herstellungs-  und  Unterhaltungskosten  gewisser, 
im  öffentlichen  Interesse  erforderlicher  Veranstaltungen  der  Gemeinde, 
durch  welche  ihnen  besondere  wirtschaftliche  Vorteile  erwachsen, 
zahlen.  Es  handelt  sich  dabei  namentlich  um  Straßenanlagen,  Ent- 
und  Bewässerungsanlagen,  Kanalisationen,  Gasleitungen  u.  dgl.  Die 
Höhe  der  Beiträge  ist  nach  dem  Vorteil  zu  bemessen,  der  den  Bei- 
tragspflichtigen durch  solche  Einrichtungen  ermöglicht  wird.  Bei- 
träge müssen  erhoben  werden,  wenn  —  und  das  wird  in  der  Regel 
zutreffen  —  anderenfalls  die  Kosten  durch  Steuern  aufzubringen  sein 
würden.  Wie  die  Gebühren,  so  verfolgen  auch  die  Beiträge  den 
Zweck,  diejenigen  Personen,  denen  durch  eine  Veranstaltung  der  Ge- 
meinde besondere  Vorteile  erwachsen,  nach  dem  Grundsatze  von 
Leistung  und  Gegenleistung  vor  den  übrigen  Gemeindeangehörigen 
zu  den  Kosten  dieser  Veranstaltung  heranzuziehen.  Das  Unter- 
scheidende liegt  in  folgendem:  1.  Beiträge  können  nur  Grundeigen- 
tümern und  Gewerbetreibenden  auferlegt  werden;  2.  Gebühren  können 
nur  unter  der  Voraussetzung  der  Benutzung  der  Anlage,  Beiträge 
dagegen  auch   ohne  solche  Benutzung,  lediglich  auf  Grund   der  er- 


^)  Ebenda  §  96,  Absatz  7. 
«)  Vgl.  §  9  daselbst. 
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möglichten  Vorteile  erhoben  werden;  3.  Gebühren  sind  ferner,  je 
nachdem  die  Benutzung  erfolgt,  jedesmalig  oder  fortdauernd  zu  ent- 
richten, wogegen  es  sich  bei  den  Beiträgen  um  einen  einmaligen  Zu- 
schuß^) handelt.  Die  Beitragsleistungen  dürfen  sich  aber  niemals 
auf  den  gesamten  Kostenbedarf  einer  Anlage  erstrecken,  yielmehr 
ist  der  dem  öffentlichen  Interesse  entsprechende  Teil  der  Kosten 
durch  die  allgemeinen  Einkünfte  der  Gemeinde  zu  decken.  Die  Auf- 
erlegung von  Beiträgen  erfolgt  auf  Grund  eines  von  der  Aufsichts- 
behörde genehmigten  Gemeindebeschlusses.  Gegen  den  Beschluß 
steht  den  Beteiligten  die  Beschwerde  an  den  Bezirksausschuß  offen. 
Übrigens  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß  bei  einer  und  derselben  An- 
lage zugleich  Gebühren  und  Beiträge  erhoben  werden.  Endlich  hat 
das  Kommunalabgabengesetz  gestattet,  daß  zu  den  Anlage-  und 
Unterhaltungskosten  der  Straßen  die  angrenzenden  Eigentümer  nicht, 
wie  bisher^),  ausschließlich  nach  Verhältnis  der  Länge  ihrer  die 
Straße  berührenden  Grenze  Beiträge  leisten  sollen,  sondern  daß  diese 
Beiträge  nach  einem  anderen  Maßstabe,  insbesondere  nach  der  be- 
bauungsfähigen Fläche  bemessen  werden  dürfen  (§  10). 


IT. 

Alle  bisher  erörterten  Einnahmequellen  der  Stadtgemeinden  sind 
aus  finanzpolitischen  Gründen  und  ihrer  Natur  nach  keiner  unbe- 
schränkten Steigerung  und  Ausdehnung  fähig.  Je  mehr  daher  im 
Laufe  des  19.  Jahrhunderts  mit  dem  Aufgabenkreis  der  Stadtver- 
waltungen ihr  Finanzbedarf  gewachsen  ist,  desto  mehr  haben  die 
Städte  zu  den  Steuern  greifen  müssen.  Namentlich  gilt  dies  von  den 
modernen  Großstädten. 

1.  Bis  zum  Erlasse  des  Kommunalabgabengesetzes  (1893)  waren 
in  Preußen  die  Vorschriften  über  Gemeindesteuern  in  zahlreichen 
Gemeindeverfassungsgesetzen  und  Spezialgesetzen  zerstreut,  und  tat- 
sächlich war  das  Steuerwesen  in  den  einzelnen  Städten  in  der  ver- 
schiedenartigsten Weise  geregelt  Die  Stein'sche  Städteordnung  ent- 
hielt über  den  Modus  der  Steueraufbringung,  wie  erwähnt,  überhaupt 
keine  Bestimmung.     Aber  schon  1809  brachte   eine  Deklaration  Be- 

^)  Der  jedoch  je  nach  dem  Gemeindebeschlasse  auch  in  Teil-  oder  Renten- 
zahlungen entrichtet  werden  kann. 

•)  Gesetz  betr.  die  Anlegung  und  Veränderung  von  Straßen  und  Plätzen  in 
Städten  und  ländlichen  Ortschaften  Tom  2.  Juli  1876,  §  15. 
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scbräDkuDgen  des  städtischen  BesteueruDgsrechtes  hinsichtlich  der 
Beamten.  Die  Edikte  vom  27.  und  28.  Oktober  1810  —  zunächst 
lediglich  das  System  der  Staatslasten  reformierend  —  waren  aach 
für  das  kommunale  Steuerwesen  bedeutungsvoll.  Sie  proklamierten 
den  damals  völlig  neuen  Gedanken  einer  ^gleichmäßigen  Verteilung 
der  Staatslasten  auf  alle  Staatsbürger  nach  ihrer  persönlicheii 
Leistungsfähigkeit^^,  hoben  die  bestehenden  Privilegien,  Be- 
freiungen und  lokalen  Verschiedenheiten  in  der  Hauptsache  auf  und 
setzten  an  Stelle  des  alten  Verbrauchssteuersystems  —  der  Accise  — 
ein  neues,  auf  20  Artikel  beschränktes,  das  Stadt  und  Land  in  allen 
Provinzen  einheitlich  umfassen  sollte.  Der  Schwerpunkt  des  neuen 
Systems  lag  in  der  Besteuerung  von  Fleisch,  gemahlenem  Getreide, 
Bier  und  Branntwein.  Tatsächlich  wurde  jedoch  im  Drange  der  Zeit 
die  alte  Accise  ruhig  forterhoben,  auch  sonst  an  den  Gemeindeabgaben 
möglichst  wenig  geändert.  Schon  1811  stellte  ein  Edikt  den  früheren 
Unterschied  zwischen  Stadt  und  Land  wieder  her:  das  Verbrauchs- 
Steuersystem  blieb  nur  in  den  größeren  Städten  erhalten,  während  in 
den  kleineren  und  auf  dem  platten  Lande  eine  Kopfsteuer  eingeführt 
wurde.  —  Eine  endgültige  Regelung  erfolgte  erst  durch  die  Gesetze 
vom  30.  Mai  1820.  In  den  kleinen  Städten  und  auf  dem  Lande 
wurde  die  Kopfsteuer,  allerdings  in  der  verbesserten  Form  einer 
Klassensteuer,  beibehalten,  in  132  namentlich  aufgeführten 
größeren  und  mittleren  Städten  aber  die  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer —  die  sich  also  nach  und  nach  aus  der  Accise  entwickelt 
hat  —  weitergeführt.  Diese  staatliche  Mahl-  und  Schlachtsteuer  ist 
dann  ein  halbes  Jahrhundert  hindurch  in  den  Groß-  und  Mittelstädten 
die  Grundlage  der  Gemeindebesteuerung  gewesen.  Die  Mahlsteuer 
wurde  von  allen  Getreidearten,  Körnern  und  Hülsenfrüchten  erhoben, 
welche  zu  Mehl,  Schrot,  Graupen,  Grütze  und  Gries  durch  eine  Mühle 
bereitet  werden.  Der  Steuersatz  betrug  vom  Zentner  Weizen  16  Gr., 
Boggen,  Gerste,  Buchweizen  und  andere  Getreidearten  4  Gr.  Die 
Schlachtsteuer  war  von  allem  geschlachteten  Bindvieh,  Schafen, 
Ziegen  und  Schweinen,  auch  Kälbern,  Lämmern  und  Ferkeln  zu  ent- 
richten; Gänse  und  Geflügel  waren  steuerfrei.  Die  Steuer  wurde 
entweder  nach  dem  Gewicht  des  geschlachteten  Viehes,  pro  Zentner 
1  Tlr.,  oder  nach  Stücksätzen  bemessen,  welche  der  Finanzminister 
für  die  Verhältnisse  jeder  Stadt  bestimmte.  Die  Städte  erhielten 
ihre  Einkünfte  aus  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  durch  Zuschläge 
bis  zu  60%.  Übrigens  hatten  die  Stadtgemeinden  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  die  Wahl   zwischen  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer 
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oder  der  Elassensteuer ;  yon  den  132  mahl-  und  schlachtsteuer- 
pflichtigen Städten  gingen  demzufolge  bis  1847  30  zur  Klassen- 
ateuer  über. 

Die  Stein-Hardenbergische  Gesetzgebung  hatte  das  Grundsystem 
der  Verteilung  der  Gemeindelasten  nach  dem  „Herkommen^  unver- 
ändert gelassen,  aber  auch  die  folgenden  Jahrzehnte,  bis  1851,  haben 
—  abgesehen  yon  der  Mahl-  und  Schlacht-,  bzw.  der  Klassenateuer  — 
sonst  nur  bescheidene  Änderungen  gebracht.  Die  revidierte  Städte- 
ordnung von  1831  und  die  Ministerialinstruktion  vom  18.  Februar 
1834  zeichneten  der  praktischen  Regulierung  der  Gemeindesteuern 
folgende  Grundlinien  vor: 

als  Regel:  Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuern.  Zur  Gewerbe- 
steuer jedoch  nur,  wo  besondere  örtliche  Gründe  dafür  sprechen.  Zur  Grund- 
steuer nur,  wo  dieselbe  nach  gleichen  Grundsätzen  für  alles  Grundeigentum  ver- 
anlagt ist.  Zuschläge  zur  Elassensteuer  dagegen  sind  überall  gestattet. 
Es  können  dabei  auch  für  die  oberen  Steuerklassen  erhöhte  Zuschläge  eingeführt, 
auch  besondere  Gemeindeeinkommenstenem  mit  gewissen  Vorbehalten  konstruiert 
werden.  Die  Bezirksregierungen  können  ohne  Rückfrage  die  Genehmigung  er- 
teilen für  Zuschläge  zu  der  Elassensteuer  bis  zu  */i5  des  Jahresbetrages,  zu  den 
Grundsteuern  bis  zu  29%^  zu  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  bis  zu  25%. 

Ein  Reskript  vom  Jahre  1838  brachte  ein  Normalschema  zu  be- 
sonderen Gemeindeeinkommenstenem  mit  dem  Grundsätze:  neben 
der  Gemeinde  ein  kommen  Steuer  sind  andere  Gemeindesteuern  nur 
ausnahmsweise  zulässig. 

1848  wurde  provisorisch,  1851  definitiv  ein  Drittel  der  staatlichen 
Mahlsteuer  den  Städten  für  Gemeindezwecke  überlassen.  Das  Gesetz 
vom  1.  Mai  1851,  welches  die  Fortbildung  der  alten  staatlichen 
Klassensteuer  zur  folgerichtigen  Einkommensteuer  brachte,  ließ 
die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  bestehen.  Die  Klassensteuer  wurde 
auf  die  Einkommenstufen  bis  zu  1000  Tlr.  beschränkt  und  daneben 
als  Ergänzung  eine  klassifizierte  Einkommensteuer  für  alle  1000  Tlr. 
übersteigenden  Einkommen  eingeführt.  Die  Klassensteuer  sollte, 
da  sie  ursprünglich  einen  Ersatz  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  auf 
dem  Lande  und  in  den  Landstädten  bildete,  auch  jetzt  in  den  mahl- 
und  Schiachtsteuerpflichtigen  Städten  nicht  erhoben  werden.  Die 
klassifizierte  Einkommensteuer  dagegen  gelangte  überall  zur  An- 
wendung, es  konnten  folglich  auch  in  den  mahl-  und  schlachtsteuer- 
pflichtigen Städten  Kommunalzuschläge  zu  ihr  erhoben  werden.  Das 
Gesetz  vom  25.  Mai  1873  brachte  schließlich  die  Klassensteuer  in 
allen    Städten   zur   Durchführung   und    hob  zugleich  die  Mahlsteuer 
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'  YÖllig  uDd  die  Schlachtsteuer  als  Staatssteuer  auf.     Als  GS-e- 

'  meindeabgabe   durfte  die  Schlachtsteuer  uuter  gewissen  Voraus- 

'  Setzungen   mit   besonderer   Genehmigung   forterhoben   werden.     Die 

Neueinführung  von  Schlachtsteuern  ist  den  Gemeinden  durch  das 

Kommunalabgabengesetz  untersagt  worden.    Heute  besteht  die  Steuer 

in  Preußen  nur  noch  ganz  vereinzelt.^) 

Die  Städteordnung  von   1853   gab  für  die  Gemeindebesteuerung 

folgende  Grundsätze: 

die  Kommanalsteuern  können  teils  in  Zuschlägen  zu  den  Staatssteuern,  teils  in 
besonderen  direkten  oder  indirekten  Steuern  bestehen.  Die  besonderen  Ge- 
meindesteuern unterliegen  überall  der  Genehmigung  der  Regierung.  Bei  den 
KommunalzQschlägen  ist  diese  Genehmigung  vorbehalten: 

a)  iür  alle  Zuschläge  zur  Einkommensteuer; 

b)  für  Zuschläge  zu  den  übrigen  direkten  Staatssteuern,  sofern  der  Zu- 
schlag öO^/o  übersteigen  oder  nicht  nach  gleichen  Prozentsätzen  auf 
diese  Steuern  gelegt  werden  soll.  Zur  geringeren  Belastung  der  letzten 
Elassensteuerstufe  bedarf  es  jedoch  keiner  Genehmigung; 

c)  für  Zuschläge  zu  den  indirekten  Steuern. 

Die  Einführung   einer  besonderen  Gemeindeeinkommensteuer   wird  nur 
„aus  überwiegenden  Gründen^  genehmigt. 

Danach  standen  den  Städten  also  für  Zuschläge  offen:  die 
klassifizierte  Einkommen-  und  die  Klassensteuer,  die  Steuer  vom  Be- 
triebe des  stehenden  Gewerbes,  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  (nach 
ihrer  Regulierung  1861)  und  schließlich  auch  —  nach  dem  Reichs- 
gesetz wegen  Erhebung  der  Brausteuer  Tom  31.  Mai  1872  (§  44)  — 
die  Reichsbrausteuer.  Als  selbständige  Eommunalsteuem  kamen 
Vermögens-  und  Erbschafts-,  Einkommen-  und  Ertragssteuern,  sowie 
Aufwandssteuem  und  Yerkehrsabgaben  in  Betracht.  Bei  der  Ein- 
führung von  Verbrauchssteuern  wurden  die  Gemeinden  reichsrechtlich 
durch  den  Zollvereinsvertrag  vom  8.  Juli  1867  —  der  durch  Art.  40 
der  Reichsverfassung  den  Charakter  eines  Reichsgesetzes  bekam  — 
insofern  beschränkt,  als  dergleichen  Abgaben  nur  von  gewissen  für  die 
örtliche  Konsumtion  bestimmten  Gegenständen  erhoben  werden  durften. 
Soweit  hiernach  den  Kommunen  die  Besteuerung  von  Branntwein,  Wein 
und  Bier  zustand,  waren  sie  an  bestimmte  Maximalgrenzen  gebunden. 

2.  Werfen  wir  nach  diesem  geschichtlichen  Rückblick  die  Frage 
auf:  nach  welchen  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkten  hat  die  staat- 
liche Gesetzgebung  in  der  skizzierten  Entwicklung  das  Gemeinde- 
steuerwesen geregelt?,   so  werden  wir  vergeblich  nach  einer  Antwort 


')  Vgl.   anten  S.  148,  A,  1  a.  E.:  Zollgesetz  vom  25.  Dezember  1902,  §  13. 
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suchen.  Die  in  dem  Gewirre  der  Einzelgesetze  sich  offenbarende 
Grundsatzlosigkeit  des  Kommunalsteuersystems  —  der  allerdings  in 
der  volkswirtschaftlichen  Theorie  eine. gleiche  Unsicherheit  auf  diesem 
Gebiete  entsprach  —  hat  schon  ßudolf  Gneist  gekennzeichnet.  Die 
Verhältnisse  drängten  aber  immer  mächtiger  zu  einer  Reform.  Herr- 
furths  verdienstvolle  statistische  Arbeiten  boten  der  Regierung  und 
der  Wissenschaft  das  erforderliche  Material  zur  Erkenntnis  der 
Mängel.  Die  städtischen  Gemeindelasten  zeigten  ein  beunruhigendes 
Anschwellen.  Es  betrugen  die  Gemeindesteuern  der  S  t  a  d  t  gemeinden 
in  den  8  älteren  Provinzen  der  Monarchie  im  Jahre 


1849 
1869 
1876 


17  231  595  Mk., 

39  949  953  «  » 
71668517  „  . 


Für  alle  11  Provinzen  ergaben  sich  folgende  Zahlen: 

1869:  47879352  Mk., 

1876:  84077062     „    . 

Auf  den  Kopf  der  städtischen  Bevölkerung  entfielen  im  Jahre 
1849:  3,77  Mk.,  1869:  6,47  Mk.,  1876:  9,58  Mk.  Noch  rapider  war 
die  Steigerung  in  den  größeren  und  größten  Städten.  Die  Gemeinde- 
abgaben der  32  einen  selbständigen  Kreis  bildenden  Städte  betrugen : 


1849: 

9088335  Mk., 

1869: 

26787870  „  , 

1876: 

49064851  „  . 

Diese  Steuerlast  ruhte  in  der  großen  Mehrzahl  der  Städte  der 
Hauptsache  nach  auf  den  Schultern  aller  Steuerzahler,  und  zwar 
—  infolge  des  den  Grund-  und  Gebäudebesitzem  im  Verein  mit  den 
Gewerbetreibenden  in  den  Gemeindevertretungen  teils  gesetzlich,  teils 
tatsächlich  zustehenden  Übergewichtes  —  auch  für  solche  Gemeinde- 
einrichtungen, welche  vorzugsweise  dem  Grundbesitze  und  dem  Ge- 
werbetriebe zu  gute  kamen.  So  wurden  in  einer  Menge  von  Städten 
Zuschläge  zu  den  Personalsteuern  in  einer  Höhe  erhoben,  daß  daraus 
sowohl  für  den  Staat  als  für  die  Gemeinden  selbst  schwere  Bedenken 
erwuchsen.  Die  starken  Schwankungen,  denen  namentlich  das  ge- 
werbliche Einkommen  unterworfen  ist,  und  die  Verluste,  welche  durch 
den  Tod  oder  Wegzug  hochbesteuerter  Gemeindemitglieder  entstanden, 
gefährdeten  die  Stetigkeit  des  kommunalen  Haushalts  in  hohem  Grade. 
Ganz  zu  geschweigen  von  der  Demoralisation  der  Steuereinschätzungen, 
zu  der  dieses  System  in  weiterer  Rückwirkung  führte. 

XLV.  10 
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Schon  in  den  60er  Jahren  des  verflossenen  Jahrhunderts  regte 
Rudolf  Gneist  den  Gedanken  an,  daß  die  Aufgaben  der  Ortsgemeinde 
wesentlich  und  in  höherem  Maße  als  in  Reich  oder  Staat  wirt- 
schaftlicher Natur  sind;  für  die  Gemeindebesteuerung  müsse 
daher  nicht,  wie  bei  den  Staatssteuem,  nur  der  Grundsatz  der  Ver- 
teilung nach  der  Leistungsfähigkeit,  sondern  in  größerem  Umfange 
das  Prinzip  von  Leistung  und  Gegenleistung  maßgebend  sein;  das 
Gemeindesteuersystem  sei  demgemäß  in  erster  Linie  auf  die  Real- 
steuern und  erst  in  zweiter  auf  die  Personalsteuem  zu  gründen.  An- 
hänger der  Freihandelspartei,  wie  Karl  Braun,  O.  Wolff,  O.  Michaelis 
und  Jul.  Faucher,  bildeten  den  Gedanken  weiter  aus.  Eine  Reihe 
von  Gemeindevertretungen  forderten  direkt  eine  Überweisung  der 
Hälfte  der  Staatsgrund-  und  Gebäudesteuer  an  die  Kommunen.  Be- 
sonders dringend  wurde  das  Bedürfnis  einer  durchgreifenden  Reform 
nach  dem  Kriege  1870/71,  als  alle  die  großen  Aufgaben,  welche  ein 
schneller  wirtschaftlicher  Aufschwung  brachte,  an  die  Städte  heran- 
traten. Bei  der  Beschränktheit  des  kommunalen  Steuerwesens  konnte 
diesen  Aufgaben  nur  durch  eine  Überspannung  der  direkten  Steuern 
entsprochen  werden.  1881  wurden  in  der  Mehrzahl  der  preußischen 
Provinzen  allein  von  den  Gemeinden  meistens  Zuschläge  von  100  bis 
200  7o  zur  staatlichen  Einkommensteuer  erhoben,  in  etlichen  Provinzen 
waren  sogar  200  bis  300%  die  Regel.  1883  wurden  in  233  Ge- 
meinden mehr  als  300%,  in  13  mehr  als  500%  erhoben,  ja  es  kamen 
bis  675%  vor  (nach  Otto  Gerlach).  Man  erwäge,  daß  bei  300% 
Zuschlag  die  Staats-  und  Gemeindesteuer  zusammen  12%,  bei  500% 
gar  18%  des  Gesamteinkommens  betrug.  Diese  Zuschläge  ver- 
hinderteu  übrigens  auch  die  so  notwendige  Beweglichkeit  der  Staats- 
steuer selbst. 

Den  Bedürfnissen  der  Gemeinden  hat  das  neue  preußische 
Kommunalabgabengesetz  von  1893  in  der  Hauptsache  Rechnung  ge- 
tragen. —  Ihm  ging  voraus  das  Gesetz  betr.  Ergänzung  und  Ab- 
änderung einiger  Bestimmungen  über  Erhebung  der  auf  das  Ein- 
kommen gelegten  direkten  Kommunalabgaben  vom  17.  Juli  1887, 
kurz  „Kommunalsteuernotgesetz''  genannt.  Dasselbe  regelte,  um  den 
dringendsten  Bedürfnissen  der  Praxis  abzuhelfen,  einstweilen  einige 
Streitfragen,  so  besonders  die  Vorschriften  zur  Vermeidung  der 
Doppelbesteuerung,  die  Heranziehung  der  Forensen,  der  juristischen 
Personen,  der  Erwerbsgesellschaften  und  des  Fiskus.  Die  Be- 
stimmungen wurden  größtenteils  in  das  neue  Gesetz  von  1893  auf- 
genommen.   —   Die   überraschend   günstigen   Erfolge   der   1891  neu- 
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gestalteten  EiDkommenstener  und  der  Einführung  der  Deklarations- 
pflicht, femer  die  Beseitigung  der  früher  auf  Grund  der  lex  Huene  ^) 
an  die  Kommunalverbände  erfolgenden  Überweisungen  und  endlich 
die  Einführung  einer  Vermögenssteuer,  der  „Ergänzungssteuer'',  ge- 
währten dem  Staate  die  Möglichkeit,  auf  die  Einkünfte  aus  den  Er- 
tragssteuern zu  gunsten  der  Gemeinden  zu  verzichten  und  damit  die 
Grundlage  für  eine  rationelle  Reform  des  Kommunalabgabenwesens 
zu  gewinnen.  Durch  das  Gesetz  betr.  die  Aufhebung  direkter  Staats- 
steuern vom  14.  Juli  1893  gab  der  Staat  die  Grund-,  Gebäude-,  Ge- 
werbe- und  Betriebssteuer  auf  und  überwies  dieselben  völlig  den  Ge- 
meinden, übernahm  aber  gleichwohl  die  Verpflichtung,  „den  Kataster 
fortzuschreiben"  und  zur  Gebäude-,  Gewerbe-  und  Betriebssteuer  zu 
veranlagen.  Nur  in  der  Form  der  Fersonalsteuern  vom  Einkommen 
(mit  steigenden  Sätzen  von  0,62 — 4%)  und  vom  Vermögen  (mit 
einem  einheitlichen  Satze  von  ^/^  pro  mille)  erhebt  der  Staat  noch 
direkte  Steuern.  Am  gleichen  Tage  erging  das  Kommunalabgaben- 
gesetz*), das  am  1.  April  1895  in  Kraft  getreten  und  durch  die 
Novelle  vom  30.  Juli  1895  in  einigen  Einzelbestimmungen  modifi- 
ziert ist. 

3.  Das  K.A.6.  regelt,  wie  schon  die  Bezeichnung  andeutet, 
lediglich  das  kommunale  Abgabenwesen,  hat  also  im  übrigen  das 
städtische  Pinanzrecht  unberührt  gelassen.  Wir  verweisen  bezüglich 
der  Beiträge  und  Gebühren  auf  die  obigen  Ausführungen  und 
beschränken  uns  hier  auf  die  Bestimmungen  über  die  Gemeinde- 
besteuerung. Die  Ziele  der  Reform  lassen  sich  kurz  dahin 
zusammenfassen :  Gemeindezuschläge  zur  staatlichen  Einkommensteuer 
sollen  in  möglichst  engen  Grenzen  gehalten  werden,  und  zwar  sowohl 
im  Interesse  des  Staates,  dessen  einzige  direkte  Steuer  durch  die 
Steueransprüche  der  Gemeinden  nicht,  wie  Miquel  sagte,  „demoralisiert** 
werden  darf,  als  auch  im  Interesse  der  Gemeinden  selbst,  deren  Haus- 
halt durch  eine  Begründung  auf  diese  in  ihren  Erträgen  sehr  wechsel- 
reiche Steuer  gefahrlichen  Schwankungen  und  Störungen  ausgesetzt 
wird.     Dagegen  wird  die  von  der  Wissenschaft  längst  geforderte  Aus- 


^)  Gesetz  Tom  14.  Mai  1885,  wonach  die  gemäß  der  Franckenstein^schen 
£laa8el  (Reichsgesetz  vom  15.  Juli  1879,  §  8]  an  Preußen  gelangenden  Reichszoll- 
überschüsse, soweit  sie  15  Millionen  Mark  überstiegen,  an  die  Kommunalverbände 
verteUt  wurden.  Soweit  die  Städte  selbständige  Kreise  bildeten,  erhielten  sie 
die  Überweisungen  direkt  von  der  Staatsregierung,  andernfalls  durch  Vermittlung 
der  Kreisverwaltungen. 

■)  Abkürzung:  K.A.G. 

10* 
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dehnung  der  Besteuerung  nach  dem  Interesse  nunmehr  zur 
Durchführung  gebracht,  auch  die  indirekten  Steuern  werden  mehr 
als  bisher  entwickelt. 

A.  Indirekte  Steuern, 

I.  Zunächst  ist  das  Recht  der  Gemeinden  zur  Erhebung  solcher  Steuern 
reichsgesetzlich  sehr  beschränkt.  Nach  dem  noch  geltenden  Zollvereinigungs- 
Tertrage  vom  8.  Juli  1867  (Art.  5)  sollen  ausländische  Erzeugnisse,  die  bereits 
mit  einem  Zolle  von  mehr  als  3  Mk.  für  100  kg  belegt  worden  sind,  keiner 
weiteren  Abgabe  für  Rechnung  der  Kommunen  unterliegen,  wodurch  z.  B.  Tabak 
und  Delikatessen  der  Kommunalbesteuerung  entzogen  sind.  Doch  ist  diese  Ein- 
schränkung, soweit  es  sich  um  Mühlenfabrikate,  Backwaren,  Fleischwaren,  Bier 
und  Branntwein  handelt,  durch  Reichsgesetz  vom  27.  Mai  1886  aufgehoben.  — 
Bezüglich  der  iminlande  hergestellten  Waren  gilt  folgendes:  1.  zur  Kommunal- 
besteuerung sind  allgemein  nur  Bier,  Essig,  Malz,  Obstwein,  die  einer  Schlacht- 
und  Mahlsteuer  unterliegenden  Erzeugnisse,  sowie  Brennmaterialien,  Markt- 
viktualien  und  Fourage  zugelassen,  Wein  nur  in  den  eigentlichen  Weinländem, 
Branntwein  nur  ausnahmsweise  und  ohne  Erhöhung  da,  wo  eine  solche  Abgabe 
schon  vor  dem  ZolIvBreinigungsyertrage  von  1867  und  seitdem  ununterbrochen 
bestanden  hat;  2.  die  Steuersätze  für  die  Getränke  (Wein,  Bier,  Branntwein)  sind 
außerdem  an  mäßige  Maximalbetrl^e  gebunden;  3.  die  Produkte  aus  allen  Vereins- 
staaten müssen  gleichmäßig  behandelt  werden  und  4.  nur  die  zur  örtlichen 
Konsumtion  bestimmten  Gegenstände  dürfen  besteuert  werden,  der  Durchgangs- 
handel muß  also  unbelastet  bleiben.  —  Endlich  dürfen  nach  dem  Zollgesetze  vom 
25.  Dezember  1902  (§  13]  künftig  vom  1.  April  1910  an  Abgaben  auf  Mühlen- 
fabrikate, Backwaren  und  Fleischwaren  für  Rechnung  der  Kommune  nicht  mehr 
erhoben  werden. 

II.  Neben  diesen  reichsgesetzlichen  Beschränkungen  gelten  für  Preußen  noch 
folgende  landesrechtliche:  Steuern  auf  den  Verbrauch  von  Fleisch,  Getreide, 
Mehl,  Backwerk,  Kartoffeln  und  Brennstoffe  dürfen  weder  neu  eingeführt  noch 
erhöht  werden;  doch  sind  Wildprei-  und  Geflügelsteuem  von  diesem  Verbot  aus- 
drücklich ausgenommen  (K.A.G.  §  14). 

Nach  alledem  ist  für  kommunale  Verbrauchssteuern  nur  ein  enger  Spielraum 
gegeben :  abgesehen  von  Wildpret-  und  Geflügelsteuem  kommt  eigentlich  nur  ein 
mäßiger  Zuschlag  zur  Brausteuer,  sowie  die  Biersteuer  in  Betracht. 

III.  Endlich  ist  den  Gemeinden  gestattet,  auf  Lustbarkeiten  und  auf  Schau- 
stellungen herumziehender  Künstler,  sowie  auf  das  Halten  von  Hunden  Steuern 
zu  legen:  Luxussteuern  (K.A.G.  §  löf.). 

B.  In  der  Hauptsache  sind  die  Gemeinden  zur  Deckung  ihres  Steuerbedarfea 
auf  direkte  Steuern  —  und  zwar  namentlich  auf  die  Besteuerung  des  Realbesitzea 
—  angewiesen.  Dabei  gilt  das  Prinzip  der  Allgemeinheit  und  Gleichmäßigkeit: 
die  Steuern  sind  auf  alle  Pflichtigen  nach  festen  und  gleichmäßigen  Grundsätzen 
zu  verteilen.  Jedoch  kann  —  mit  Genehmigung  der  Aufsichtsbehörde  —  bei 
Veranstaltungen,  welche  in  besonders  hervorragendem  oder  geringem  Maße  einem 
Teile  des  Gemeindebezirks  oder  einer  Klasse  von  Gemeindeangehörigen  zu  statten 
kommen,  eine  entsprechende  Mehr-  oder  Minderbelastung  dieser  Gruppen  erfolgen, 
sofern  nicht  bereits  Beiträge  erhoben  werden  (K.A.G.  §  20).   Miets- imd  Wohnungs- 
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«tenem  dürfen  nicht  neu  eingeführt,  die  bestehenden  nur  mit  ausdrücklicher  und 
überdies  ministerieller  Genehmigung  forterhoben  werden. 

Als  direkte  Gemeindesteuern  sind  ausschließlich  gestattet:  Bealsteuem  und 
Einkommensteuern^)  (K.A.G.  §  23).  Zuschlage  zur  staatlichen  Vennögens-(„Er- 
gänzungs-")8teuer  sind  den  Gemeinden  untersagt  (K.A.G.  §  36). 

I.  Die  Gemeinderealsteuern  können  sowohl  Zuschläge  zur  staat- 
lichen Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  als  auch  selbständige  Steuern 
vom  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  sein.  Da  für  die  Staatssteuerveranlagung 
ganz  andere  Grundsätze  gelten  und  gelten  müssen,  als  für  eine  rationelle 
Kommunalbeste nerung  maßgebend  sein  sollen,  so  geht  das  K.A.G.  davon  aus,  daß 
die  Gemeinden  sich  vornehmlich  der  selbständigen  Steuern  zu  bedienen  haben. 
Die  Gemeinden  sollen  die  ihnen  erteilte  Befugnis,  ihre  Realbesteuerung  von  der 
Staatssteuerveranlagung  loszulösen  und  besonders  zu  regeln,  dazu  benutzen,  ihr 
System  mehr  den  lokalen  Verhältnissen  anzupassen.  Um  ihnen  das  zu  erleichtern, 
hat  das  Gesetz  die  Ausbildung  jener  selbständigen  Steuern  im  wesentlichen  der 
Initiative  der  Gemeinden  überlassen  und  sich  darauf  beschränkt,  einige  Maßstäbe 
zur  Auswahl  zu  stellen.^  So  kann  die  Umlegung  bei  besonderen  Steuern  vom 
Grundbesitz  namentlich  erfolgen  nach  den  Reinertrage  bzw.  Nutzungswerte  eines 
oder  mehrerer  Jahre,  nach  dem  Facht-  bzw.  Mietswerte  öder  dem  gemeinen 
Werte  der  Grundstücke  und  Gebäude,  nach  den  in  der  Gemeinde  stattfindenden 
Abstufungen  des  Grundbesitzes  oder  nach  einer  Verbindung  mehrerer  dieser 
Maßstäbe  (K.A.G.  §  25).  Besondere  Gewerbesteuern  können  namentlich  bemessen 
werden  nach  dem  Ertrage  des  letzten  Jahres  oder  einer  Reihe  von  Jahren,  nach 
dem  Werte  des  Anlagekapitals  oder  des  Anlage-  und  Betriebskapitals,  nach 
sonstigen  Merkmalen  des  Betriebes  oder  nach  einer  Verbindung  mehrerer  dieser 
Maßstäbe  (E.A.G.  §  29).  —  Das  Prinzip  der  Gleichmäßigkeit  der  Steuerum- 
legung  darf  in  gewissen  Fällen  durchbrochen  werden:  beim  Grundbesitz  durch 
Einführung  einer  Bauplatzsteuer  ')  (K.  A.G.  §  27) ;  bei  Gewerbesteuern,  wenn  einzelne 
Gewerbearten  in  verschiedenem  Maße  von  den  Veranstaltungen  der  Gemeinde 
Vorteil  ziehen  oder  ihr  Kosten  verursachen^),  oder  wenn  gewerblich  benutzte 
Räume  einer  Mietsstener  unterliegen  oder  stärker  als  nach  den  Ghrundsätzen  der 
staatlichen  Gebäudesteuer  zur  Gebäudesteuer  herangezogen  werden  (K.A.G.  §  31). 

II.  Gemeindeeinkommensteuern  dürfen  nur  auf  Grund  der  Veran- 
lagung zur  Staatseinkommensteuer  imd  in  der  Regel  nur  in  der  Form  von  Zu- 
schlägen erhoben  werden.  Diese  Zuschläge  müssen  gleichmäßig  sein.  Über  die 
subjektive  Steuerpflicht  gelten  im  wesentlichen  ähnliche  Grundsätze  wie  bei  der 
Staatseinkommensteuer,  doch  ist  der  Gemeinde  gegenüber  auch  der  Fiskus  steuer- 


')  Die  Einkommensteuer  kann  zum  Teil  durch  Aufwandssteuern  ersetzt 
werden,  dieselben  dürfen  aber  grundsätzlich  die  geringeren  Einkommen  nicht 
verhältnismäßig  höher  als  die  größeren  belasten. 

')  Ohne  damit  die  Wahl  anderer  Maßstäbe  auszuschließen. 

')  Liegenschaften,  welche  durch  die  Festsetzung  von  Baufluchtlinien  in  ihrem 
Werte  erhöht  worden  sind  (Bauplätze),  können  nach  Maßgabe  dieses  höheren 
Wertes  zu  einer  höheren  Steuer  herangezogen  werden. 

*)  Und  nicht  schon  anderweit  (durch  Gebühren,  Beiträge,  Mehrbelastung^ 
eine  Ausgleichung  erfolgt 
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pflichtig  fdr  sein  Einkommen  aas  den  von  ihm  in  der  Gemeinde  betriebenen  gre- 
werblichen  Unternehmungen,  sowie  aas  Domänen  und  Forsten  (K.A.G.  §§  36  u.  33). 
—  Selbständige  Gemeindeeinkommensteuem  sollen. nur  aus  besonderen Chünden 
genehmigt  werden.  Die  bei  der  staatlichen  Veranlagung  erfolgte  Feststellung  des 
Einkommens  und  die  Stufen  des  staatlichen  Steuertarifes  dürfen  überhaupt  nicht, 
die  Steuertarifsätze  nur  mit  der  Maßgabe  abgeändert  werden,  daß  der  Prozent* 
satz  der  Einkommenbesteuerung  bei  den  unteren  Stufen  nicht  höher  sein  darf, 
als  bei  den  oberen  Stufen,  und  daß  das  Steigerungsverhältnis  der  Staatssteuer- 
sätze nicht  zu  Ungunsten  der  oberen  Stufen  modifiziert  werden  darf.  Steuer- 
pflichtige mit  einem  Einkommen  bis  900  lllk.  bat  das  Gesetz  vor  übermäßiger 
Belastung  noch  besonders  geschützt:  bis  420  Mk.  beträgt  der  Steuersatz  %%und 
höchstens  1,20  Mk. ;  von  420  bis  660  Mk. :  2,40  Mk. ;  von  660  bis  900  Mk. :  4  Mk. 
Auch  ist  den  Gemeinden  anheimgestellt,  diese  Gruppen  mit  geringeren  Sätzen 
heranzuziehen,  ja  sogar  ganz  freizulassen  (K.A.G.  §§  37  u.  38). 

Die  Bestimmungen  über  Berechnung  des  steuerpflichtigen  Einkommens  der 
fiskalischen  Domänen,  Staats-  und  Privatbahnen,  sowie  über  Vermeidung  von 
Doppelbesteuerung^)  können  wir  übergehen,  da  sie  mehr  den  Zweck  haben, 
Probleme  der  Steuertechnik  zu  entscheiden. 

0.  Über  die  Frage,  wie  die  Gemeinden  ihren  Bedarf  auf  die 
einzelnen  Abgabenarten  zu  verteilen  haben,  enthält  das  K.A.G.  ein- 
gehende Vorschriften.  Zunächst  gilt  der  Grundsatz,  daß  diejenigen  Ausgaben, 
welche  in  erkennbarer  Weise  zum  Vorteile  einzelner  Gemeindeangehörigen  oder 
gewisser  Klassen  von  solchen  aufgewendet  oder  von  ihnen  verursacht  werden, 
dementsprechend  in  der  Hauptsache  nach  dem  Maßstabe  von  Leistung  und 
Gegenleistung  (durch  Gebühren,  Beiträge  und  Realst euem,  aber  auch  auf  steuer- 
lichem Gebiete  durch  Vor-  oder  Mehrbelastung),  sonstige  Ausgaben  aber  vor- 
zugsweise nach  dem  Maßstabe  der  Leistungsfähigkeit  (durch  die  Einkommen- 
steuer) aufzubringen  sind.  —  Die  Gemeinden  dürfen  von  ihrem  Besteuernngsrechte 
nur  insoweit  Gebrauch  machen,  als  ihre  sonstigen  Einnahmen  —  insbesondere  aus 
dem  Gemeindevermögen,  aus  Gebühren,  Beiträgen  und  den  vom  Staate  oder 
weiteren  Kommunalverbänden  überwiesenen  Mitteln  —  zur  Deckung  ihrer  Aus- 
gaben nicht  ausreichen.  Diese  sonstigen  Einnahmen  sind  also  nutzbar  zu  machen, 
bevor  zur  Erhebung  von  Steuern  geschritten  wird.  Auf  Hunde-  und  Lustbarkeits- 
steuern  dagegen,  sowie  auf  sonstige  Steuern,  die  nicht  oder  doch  nicht  aus- 
schließlich durch  finanzielle,  sondern  mehr  durch  soziale  Rücksichten  bestimmt 
werden,  findet  jene  Regel  keine  Anwendung,  sie  können  also  erhoben  werden, 
ohne  daß  die  Deckung  des  Gemeindebedarfs  ihre  Erhebung  nötig  macht.  —  Be- 
vor direkte  Steuern  ausgeschrieben  werden,  ist  das  Aufkommen  der  indirekten 
Steuern  auf  den  gesamten  Steuer  bedarf  in  Anrechnung  zu  bringen  (K.A.G. 
§§  1  u.  2).  Sofern  es  sich  nicht  nur  um  Zuschläge  zu  den  vom  Staate  veranlagten 
Steuern  handelt,  kann  die  Einführung  neuer  und  die  Veränderung  bestehender 
direkter  Gemeindesteuern  nur  durch  Steuerordnungen  erfolgen,  welche  der 
Genehmigung  bedürfen  (K.A.G.  §  23). 

Ist  der  durch  direkte  Gemeindesteuern  aufzubringende  Bedarf  festgestellt, 
so  erfolgt  dessen  Verteilung  auf  die  Gesamtheit  der  Realsteuern  einerseits  und 


^)  Wenn  sich  ein  steuerpflichtiger  Erwerb  über  mehrere  Gemeinden  erstreckt. 
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die  Einkommenstener  andererseits  und  alsdann  die  Unterverteilung  innerhalb 
dieser  beiden  Oruppen.  —  Das  Verhältnis,  nach  welchem  Verteilung  und  Unter- 
yerteilung  zu  geschehen  haben,  ist  vom  Gesetze  in  Prozenten  der  entsprechenden 
vom  Staate  veranlagten  Steuern  bestimmt.  Anlangend  die  besonderen  Ge- 
meindesteuern, so  ist  deren  Aufkommen  auf  denjenigen  Teil  des  Bedarfes,  welcher 
durch  Zuschläge  aufzubringen  ist,  zu  verrechnen.  —  Die  vom  Staate  veranlagten 
Bealsteuern  sind  in  der  Regel  mindestens  zu  dem  gleichen  und  höchstens  zu 
einem  um  die  Hälfte  höheren  Prozentsätze  zur  Kommunalsteuer  heranzuziehen, 
als  Zuschläge  zur  Staatseinkommensteuer  erhoben  werden.  Eine  Einkommensteuer 
darf  nie  allein  eingeführt  werden,  wohl  aber  ist,  solange  die  Bealsteuern  100% 
nicht  übersteigen,  die  Freilassung  oder  eine  geringere  Heranziehung  der  Ein- 
kommensteuer zulässig.  Erhebt  die  Gemeinde  mehr  als  100%  Bealsteuern,  so 
muß  sie  auch  eine  Einkommensteuer  einführen ,  die  letztere  darf  aber  den 
Prozentsatz  der  Bealsteuern  nicht  übersteigen  und  muß  mindestens  %  der  Beal- 
steuern betragen.  Mehr  als  200%  der  Bealsteuern  dürfen  in  der  Begel  nicht 
erhoben  werden.  —  Die  Unterverteüang  soll  bei  den  Beal-  (Grund-,  Gebäude- 
und  Gewerbe-)  Steuern  in  der  Begel  nach  gleichen  Prozentsätzen  erfolgen,  doch 
sind  auch  hier  Abweichungen  vorgesehen,  wo  sich  eine  Anwendung  des  Prinzips 
der  Leistung  und  Gegenleistung  empfiehlt.  Jedenfalls  sollen  aber  Grund-  und 
Gebäudesteuer  höchstens  doppelt  so  stark  herangezogen  werden,  wie  die  Gewerbe- 
steuer und  vice  versa.    (K.A.G.  §§  54  ff.) 

D.  Die  Gemeinden  sind  endlich  befugt,  die  Steuerpflichtigen  zu  Natural- 
di ensten  (Hand-  und  Spanndienste)  heraifisuziehen.  Spanndienste  sind  von  den 
gespannhaltenden  Grundbesitzern  nach  dem  Verhältnis  der  Anzahl  ihrer  Zugtiere, 
Handdienste  von  sämtlichen  Steuerpflichtigen  gleichheitlich  zu  leisten.  Die  Dienste 
können,  außer  in  Notfällen,  durch  taugliche  Stellvertreter  geleistet  werden.  Die 
Gemeinde  kann  gestatten,  daß  an  Stelle  des  Naturaldienstes  ein  angemessener 
Geldbeitrag  geleistet  wird.    (K.A.G.  §  68.) 

Das  KommuDalabgabengesetz  beabsichtigte  also  bewußt  eine  Um- 
gestaltung der  kommunalen  Finanzen  in  dem  Sinne,  daß  die  Gemeinden 
ihr  direktes  Steuersystem  mehr  auf  die  gerade  für  sie  besonders  ge- 
eigneten Ertragssteuern  gründen  und  die  Einkommensteuer  erheblich 
von  ihren  Zuschlägen  entlasten  sollten.  Gleichzeitig  verwies  es  die 
Gemeinden  mehr  auf  die  privatwirtschaftliche  Einnahmequelle,  auf 
Gebühren  und  Beiträge,  sowie  auf  indirekte  Steuern,  so  daß  ihr  im 
Wege  der  direkten  Steuern  aufzubringender  Finanzbedarf  tunlichst 
beschränkt  wird.  Die  Reform  hat  die  erwarteten  Wirkungen  durchaus 
gehabt.  Nach  Gerlach  ist  in  den  1169  Städten,  in  denen  das  Gesetz 
gilt,  der  Pinanzbedarf  von  1894  bis  1896  von  206  auf  237  Millionen 
Mark  gestiegen;  dagegen  ist  der  Teil,  der  durch  die  Einkommen- 
steuer und  ihr  gleichgestellte  Abgaben  aufgebracht  wird,  von  143 
(69%)  auf  105  (44%)  Millionen  Mark  gesunken. 
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y.  Haushaltsetat,  Eassenwesen  und  Bechnungslegang. 

1.  Die  Wirtschaft  einer  Stadt  wird  geführt  auf  Grund  eines 
Wirtschaftsplanes,  der  seinen  ziffermäßigen  Ausdruck  im  städtischen 
Haushaltsetat  findet.  Man  versteht  darunter  „die  Berechnung 
bzw.  Schätzung  der  in  einer  bevorstehenden  Finanzperiode  erforder- 
lichen Ausgaben  sowie  der  zur  Deckung  derselben  zu  erwartenden 
Einnahmen  einer  öffentlichen  Wirtschaft"  (Schanz).  Für  den  Gemeinde- 
baushaltsetat  dient  das  Staatsbudget  als  Vorbild.  Verpflichtet  zur 
regelmäßigen  Aufstellung  eines  Etats  sind  die  Städte  erst  seit  der 
revidierten  Städteordnung  von  1831,  nach  welcher  vor  Anfang  eines 
jeden  Jahres  ein  Haushaltsetat  zu  entwerfen  ist.  Jetzt  gelten  die 
Bestimmungen  der  Städteordnung  von  1853  §  66  ff.  mit  der  Modi- 
fikation (K.A.G.  §  95),  daß  das  Rechnungsjahr  vom  1.  April  bis 
31.  März  läuft.  1) 

Über  alle  Ausgaben  und  deren  Deckungsmittel,  welche  sich  im 
voraus  bestimmen  lassen,  entwirft  der  Magistrat  jährlich  für  das 
folgende  Rechnungsjahr  den  Haushaltsetat.  Dieser  Entwurf  ist  eine 
der  wichtigsten  Aufgaben  des  Magistrats.  Er  ist  eine  gewisse  Zeit 
lang  zur  Einsicht  aller  Stadteinwohner  auszulegen  und  wird  alsdann 
von  den  Stadtverordneten  festgestellt.  Können  Magistrat  und  Stadt- 
verordnete sich  nicht  einigen,  so  gilt  der  Entwurf  als  abgelehnt,  es 
bleibt  dann  nur  das  Einigungsverfahren  durch  eine  gemeinsame 
Kommission  und  eventuell  die  Entscheidung  des  Bezirksausschusses 
übrig.  Diejenigen  Ausgaben  können  nicht  verweigert  werden,  die 
durch  ausdrückliche  Gesetzesvorschrift  Rechtspflicbt  der  Gemeinde 
geworden  sind;  werden  sie  es  dennoch,  so  macht  erforderlichenfalls 
der  Regierungspräsident  von  dem  ihm  zustehenden  Rechte  der  Zwangs- 
etatisierung ^)  Gebrauch.  Die  Mitwirkung  der  Stadtverordneten- 
versammlung bei  der  Etatsfeststellung  ist  wohl  der  bedeutsamste  Aus- 
druck des  städtischen  Selbstregierungsrechts.  Der  festgestellte  Etat 
ist  alsbald  in  Abschrift  der  Aufsichtsbehörde  einzureichen. 

Der  Magistrat  hat  nunmehr  darüber  zu  wachen,  daß  der  Haushalt 
nach  dem  Etat  geführt  wird.  Sollen  Ausgaben  außerhalb  des  Etats 
(Etatsüberschreitungen)  geleistet  werden,  so  ist  das  Votum  der  Stadt- 


^)  Zugleich  ist  den  Gemeinden  überlassen,  die  Etatsperiode  2  oder  3  Rechnungs- 
jahre dauern  zu  lassen. 

«)  Siehe  oben  S.  127. 
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yerordneten  eiDzuholen.  Bis  zu  deren  Zustimmung  ist  der  Magistrat 
der  Stadtgemeinde  für  solche  Ausgaben  verantwortlich.  (St.-O.  von 
1853,  §  67.) 

In  dem  Etat  sind  auch  die  unter  städtischer  Verwaltung  stehenden 
Anstalten,  Stiftungen  usw.  zu  besücksichtigen.  Für  diese,  sowie  über- 
haupt für  einzelne  Zweige  der  Verwaltung  können  Spezialetats 
aufgestellt  werden,  im  Hauptetat  brauchen  dann  Einnahmen  und  Aus- 
gaben derselben  nur  im  Gesamtbetrage  zu  erscheinen. 

Man  unterscheidet,  wie  beim  Staatsbudget,  ordentliche,  das 
sind  fortlaufende  oder  periodisch  wiederkehrende,  also  dauernde,  und 
außerordentliche,  das  sind  einmalige,  vorübergehende  Aus- 
gaben und  Einnahmen.  So  gehören  z.  B.  zu  den  ordentlichen 
Einnahmen  diejenigen  aus  privatrechtlichen  Nutzungen ,  laufenden 
Zuwendungen  des  Staates  oder  höherer  Kommunalverbände,  Steuern, 
Gebühren  und  Beiträgen,  zu  den  außerordentlichen  diejenigen  aus 
Schenkungen,  Veräußerungen  von  Grundeigentum  u.  dgl.,  namentlich 
aber  aus  Anleihen,  welche  dann  aus  den  ordentlichen  Einnahmen 
verzinst  werden.  Demgemäß  zerfällt  der  Etat  in  der  Regel  in  ein 
Ordinarium  und  ein  Extraordinarium. 

Da  sich  die  städtische  Wirtschaft  nicht  in  so  streng  voneinander 
gesonderte  Perioden  zertrennen  läßt,  wie  es  der  Etat  verlangt,  so 
macht  sich  im  städtischen  Finanzwesen  eine  Restverwaltung  not- 
wendig. Eine  Restausgabe,  für  welche  der  zur  Deckung  voraussichtlich 
nötige  Betrag  in  das  folgende  Rechnungsjahr  übertragen  werden  darf, 
liegt  dann  vor,  wenn  die  Ausgabe  wirtschaftlich  dem  abgelaufenen 
Rechnungsjahre  angehört,  aus  rechtlichen  oder  tatsächlichen  Gründen 
aber  erst  nach  Ablauf  derselben  zur  Zahlung  gelangen  kann. 

2.  Die  städtische  Kassenverwaltung  wird  vom  Magistrate 
gefiihrt.  Er  erteilt  der  Stadtkasse  Anweisungen,  von  wem  und  wieviel 
sie  vereinnahmen,  an  wen  und  wieviel  sie  verausgaben  soll.  Die  Kassen- 
beamten befolgen  lediglich  die  Befehle  des  Magistrats,  der  für  die 
Rechtmäßigkeit  der  Einnahmen  und  Ausgaben  allein-  verantwortlich 
ist.     (St.-0.  von  1863,  §  66,  Nr.  4.) 

Der  Magistrat  hat  ferner  darüber  zu  wachen,  daß  sich  die 
städtischen  Kassen  und  das  Hebungswesen  stets  in  der  vorgeschriebenen 
Ordnung  befinden.  Zu  diesem  Zwecke  erfolgen  von  Zeit  zu  Zeit 
Kassenrevisionen.  Aus  dem  allgemeinen  Kontrollrecht  der 
Stadtverordneten  folgt  ihre  Befugnis,  an  den  Revisionen  teilzunehmen ; 
dieselben  werden  daher  durch  deputierte  Stadtverordnete  und  Magistrats- 
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mitglieder  vorgeooixmien.  Die  Bevisionen  sind  entweder  regelmäßige 
(meist  monatlich)  oder  außerordentliche  (mindestens  einmal  im  Jahre 
zu  unvermuteter  Zeit). 

Die  spezielle  Kassenführung  wird  durch  besondere  Ge- 
schäftsordnungen geregelt,  für  die  im  wesentlichen  folgende  Grund- 
prinzipien maßgebend  sein  müssen:  1.  im  Interesse  des  Publikums 
eine  schnelle  und  glatte  Abwicklung  der  Kassengeschäfte,  2.  klare 
Übersicht  der  Bücher  trotz  knapper  Führung,  3.  Erschwerung  von 
Unterschleifen,  4.  möglichste  Billigkeit  der  Geschäftsführung.  Von 
besonderer  Bedeutung  für  eine  praktische  Kassenführung  ist  der  Auf- 
bau der  Kasse.  In  dieser  Hinsicht  ist  man  neuerdings  fast  allgemein, 
besonders  in  den  Großstädten,  zu  der  Erkenntnis  gekommen,  daß  eine 
möglichste  Zentralisation  des  Kassenwesens  am  vorteil- 
haftesten  ist.  Sie  gewährleistet  1.  eine  klare  Übersicht  über  das 
ganze  Kassenwesen,  2.  eine  schnelle  und  bequeme  Abfertigung  des 
Publikums,  3.  die  ergiebigste  Ausoutzung  der  Kassenbestände  und 
4..  Ersparnis  an  Beamten.  Für  die  wirtschaftlich-gewerblichen  Unter- 
nehmungen der  Stadt  bestehen  in  der  Regel  jedoch  besondere 
Kassen,  die  ihre  Überschüsse  an  die  Hauptkasse  abliefern,  bzw.  von 
dort  die  nötigen  Zuschüsse  empfangen.  Überall  wird  in  der  Kassen- 
verwaltung ein  Manual  und  ein  Journal  geführt,  jenes  zur  syste- 
matischen, dieses  zur  chronologischen  Buchung  aller  Ein-  und  Aus- 
zahlungen. 

3.  Der  Magistrat  hat  über  alle  Teile  des  Stadtvermögens  — 
natürlich  nur  von  einer  bestimmten  Wertgrenze  an  —  ein  Verzeichnis, 
das  Lagerbuch,  zu  führen.  Dasselbe  ist  mit  den  während  der 
letzten  Periode  eingetretenen  Veränderungen  der  Stadtverordneten- 
versammlung bei  der  Rechnungsabnahme  zur  Erklärung  vorzulegen. 
(St..O.  von  1853,  §  71.) 

4.  Für  die  Rechnungslegung  gilt  folgendes:  Binnen  Jahres- 
frist nach  Ablauf  des  Rechnungsjahres  muß  die  Jahresrechnung  über 
die  städtischen  Einnahmen  und  Ausgaben  gelegt  und  festgestellt  sein. 
Zunächst  reicht  die  Stadtkasse  die  von  ihr  aufgestellte  Rechnung  dem 
Magistrat  zur  Revision  ein.  Dieser  legt  sie  nach  genauer  Prüfung 
mit  seinen  Bemerkungen  der  Stadtverordnetenversammlung  vor.  Hat 
letztere  ihre  Revision  beendigt,  so  wird  die  Rechnung  durch  Gemeinde- 
beschluß festgestellt.  Die  Revision  darf  sich  natürlich,  wenn  anders 
sie  nicht  eine  bloße  Form  sein  soll,  nicht  auf  eine  Prüfung  der 
kalkulatorischen  Richtigkeit  der  Rechnung  beschränken,  sondern  muß 
sich  auch  auf  die  Kontrolle  der  Gesetzmäßigkeit,  Sorgfalt  und  Zweck- 
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mäßigkeit  der  gesamten  Verwaltung  erstrecken.  Der  Magistrat  hat 
eine  Abschrift  des  Feststellungsbeschlusses  an  den  Begierungspräsidenten 
einzureichen.    (St-0.  von  1853,  §§  69  und  70.) 

6.  Der  Magistrat  hat  ferner  in  jedem  Jahre,  bevor  die  Stadt- 
verordnetenversammlung zur  BeratuDg  des  Etats  schreitet,  derselben 
öffentlich^)  über  die  Verwaltung  und  den  Stand  der  Gemeinde- 
angelegenheiten einen  vollständigen  Bencht  (Verwaltung sberichf) 
zu  erstatten  (St.-O.  von  1853,  §  61).  Zweck  und  Aufgabe  des  Berichts 
ist  es,  einmal  den  Stadtverordneten  zur  Ausübung  des  ihnen 
zustehenden  Kontrollrechts  die  nötige  Unterlage  zu  geben,  dann  aber 
auch,  den  Stand  der  Gemeindeverwaltung  ausführlich  und  zusammen- 
hängend so  darzulegen,  daß  jeder  Bürger  sich  über  die  Art  und  die 
Besultate  der  Verwaltung  ein  selbständiges  Urteil  bilden  kann.  Bericht 
und  Etat  werden  überdies  in  größeren  Städten  regelmäßig  durch  Druck 
veröffentlicht. 


^)  Tag  und  Stunde  sind  der  Gemeinde  vorher  bekannt  zu  geben. 


Vierter   Teil. 

Die  Finanzyerwaltung  der  Stadt  Erftirt  vom  Beginne 
der  Selbstverwaltung  bis  zur  Gegenwart. 


I.  Kapitel. 

Die  wichtigsten  Ausgabeverwaltungen. 


Literatur : 

Victor  Böhmert,  Das  Armenwesen  in  77  deutschen  Städten  und  einigen 
Landarmenverbänden.    (Dresden  1886.) 

Wilhelm  Kahler,  Die  preußischen  Kommunalanleihen  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  eine  Zentralisation  des  Kommunalkredits.    (Jena  1897.) 

Otto  Brandt,  Studien  zur  Wirtschafts-  und  Verwaltungsgeschichte  der  Stadt 
Düsseldorf.    (Düsseldorf  1902.) 

I.  Die  Armenpflege. 

1.  Die  einschlägigen  Rechtsvorscliriften.  Das  allge- 
meine Landrecht  legte  den  Städten  die  Fürsorge  auf  für  ihre  ver- 
armten Mitglieder,  die  bis  zu  ihrer  Verarmung  die  Gemeindelasten 
mitgetragen  hatten.  War  kein  anderer  Verband  zur  Armenpflege 
verpflichtet,  so  übernahm  die  Stadt  die  Sorge  für  den  Verarmten. 
Gegen  arbeitsscheue  Personen  sollte  mit  Strafen  oder  Arbeitszwang 
vorgegangen,  Arbeitslosen  Arbeit  zugewiesen  werden.  Auf  neue 
Grundlagen  wurde  das  Armen wesen  durch  das  preußische  Gesetz  vom 
31.  Dezember  1842  gestellt,  auf  dem  dann  das  heute  maßgebende 
Reichsgesetz  vom  6.  Juni  1870  aufgebaut  wurde.  Danach  hat  die 
Stadt  als  Ortsarmenverband  für  jeden,  der  im  Stadtbezirk  hilfs- 
bedürftig wird,  zu  sorgen,  und  zwar  muß  gewährt  werden:  Obdach, 
unentbehrlicher  Lebensunterhalt,  in  Krankheitsfällen  die  erforderliche 
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Pflege  und  im  Falle  des  Ablebens  angemessenes  Begräbnis.  Die 
Unterstützungspflicht  der  Stadt  ist  entweder  eine  endgültige  oder  eine 
vorläufige.  Endgültig  ist  sie  bei  denjenigen,  die  im  Stadtbezirk  ihren 
Unterstützungswohnsitz  haben;  in  den  übrigen  Fällen  kann  die  Stadt 
die  verauslagten  Kosten  von  den  eigentlich  Verpflichteten  zurück- 
fordern. 

2.  Um  das  Armenwesen  einer  Gemeinde  richtig  beurteilen  zu 
können,  ist  es  nötig,  eine  Reihe  der  verschiedensten  Momente  mit  zu 
berücksichtigen.  Je  nach  der  durchschnittlichen  Wohlstands-  und 
Kulturstufe  der  Bevölkerung  gehen  die  allgemeinen  Anschauungen 
über  den  Begri£P  der  Armut  in  den  einzelnen  Städten  auseinander :  sie 
sind  in  den  großen  Städten  andere  als  in  den  kleinen,  auf  dem 
platten  Lande  andere  als  in  den  Städten,  in  den  westlichen  Gegenden 
unseres  Vaterlandes  andere  als  in  den  östlichen.  Sodann  wird  der 
Umfang  der  öffentlichen  Gemeinde-Armenpflege  wesentlich  beeinflußt 
durch  Volkssitten,  politische  und  volkswirtschaftliche  Ereigoisse,  den 
Ausfall  der  Ernte,  Krisen  und  Epidemien,  Arbeitseinstellungen  und 
Arbeiterunruhen,  plötzliche  Stockungen  oder  rasches  Aufblühen 
wichtiger  Gewerbe,  sowie  durch  die  Ausdehnung  der  aus  privaten, 
kirchlichen  oder  Vereinsmitteln  gewährten  Unterstützung  u.  a.  m. 
Es  ist  unmöglich,  diese  im  praktischen  Leben  stets  mehr  oder  weniger 
ineinanderfließenden  Erscheinungen  genau  festzustellen,  voneinander 
abzusondern,  oder  gar  im  einzelnen  Falle  zu  ermitteln  und  zahlen- 
mäßig auszudrücken,  in  welchem  Grade  ein  einzelnes  Moment  die 
Armenpflege  der  Gemeinde  beeinflußt  hat.  Ein  Vergleich  zwischen 
mehreren  Städten  wird  erschwert  durch  die  Verschiedenheiten  in  der 
jeweiligen  Organisation  und  in  den  leitenden  Grundsätzen  der  Armen- 
verwaltung. Vor  allem  aber  muß  man  darauf  verzichten,  die  Zahl 
der  wirklich  Armen,  die  wirkliche  Armut  einer  Stadt  richtig  zu  er- 
mitteln; man  wird  nur  diejenigen  Personen  feststellen  können,  die  in 
der  öfientlichen  Armenpflege  unterstützt  worden  sind. 

Der  gefährlichste  Feind  jeder  gesunden  Armenverwaltung  ist  die 
Bettelei.  Es  ist  oben^)  gezeigt  worden,  wie  in  Erfurt  bis  in  das 
19.  Jahrhundert  hinein  die  öffentliche  Armenpflege  fortdauernd  unter 
dem  Übermaße  des  Bettlerunwesens  krankte.  Noch  jetzt  erlangt  das 
Bettelgeschäfb  durch  planloses  Almosengeben  des  Publikums  von 
Zeit  zu  Zeit  immer  wieder  neue  Nahrung.  Gemeinde  und  Staat  sind 
daher  seit  langer  Zeit  bemüht,   der  Bettelei   durch  Bettelverbote  und 

')  S.  84ff. 
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der  Armut  überhaupt  durch  positiye  HilfsroaßregelD  entgegenzuwirkeu. 
Aber  wichtiger  als  alle  Armengesetze  und  äußeren  öffentlichen  Ein- 
richtungen zur  Linderung  der  Not  ist  der  Umschwung,  der  sich  allmählich 
in  den  Anschauungen  über  die  soziale  Bedeutung  der  Armut  und  in 
den  Grundsätzen  der  Armenpflege  vollzogen  hat.  Die  Prinzipien  der 
modernen  Armenpflege  lassen  sich  kurz  dahin  zusammenfassen : 

1.  individuelle  Behandlung  des  einzelnen  Armen; 

2.  die  Überzeugung,  daß  eine  Beseitigung  der  Not  im  einzelnen 
Falle  nicht  genüge,  vielmehr  die  Gesamtwohlfahrt  im  Auge 
behalten  und  eine  nachhaltige  Besserung  der  sozialen  Zu- 
stände überhaupt  erstrebt  werden  müsse; 

3.  das  Streben,  wo  irgend  angängig,  den  Armen  statt  Almosen 
Arbeit  zu  geben  und 

4.  die  Fürsorge  auch  auf  die  Familie  des  Verarmten  auszu- 
dehnen und  namentlich  die  Kinder  der  Armen  vor  dem  Ver- 
kommen im  Proletariat  zu  bewahren. 

Wenn  es  nun  feststeht,  daß  die  Aufgaben  einer  gerechten  und 
erzieherischen  Armenpflege  am  besten  da  erfüllt  werden  können,  wo 
auf  den  einzelnen  Verarmten  mit  besonderer  Sorgfalt  geachtet  wird, 
so  gibt  es  für  die  Erreichung  dieses  Zieles  in  größeren  Gemeinwesen 
keinen  anderen  Weg,  als  denjenigen,  den  die  Elberfelder  Stadt- 
verwaltung 1853  eingeschlagen  hat,  und  auf  dem  ihr  seither  zahl- 
reiche deutsche  Städte,  mit  größeren  oder  geringeren  Abweichungen 
in  Einzelheiten,  gefolgt  sind:  die  Organisation  und  oberste  Leitung 
der  Armenpflege  liegt  in  den  Händen  besonderer  Gemeindebeamt^n, 
die  weitere  Durchführung  dagegen  ist  einem  ausgedehnten  Kreise 
ehrenamtlich  angestellter  Pfleger  überlassen. 

3.  Die  Organisation  der  Armenverwaltung  hat  sich  in  Erfurt 
folgendermaßen  entwickelt : 

Das  Statut  vom  21.  April  1821  unterstellte  das  gesamte  städtische 
Armenwesen  der  Leitung  einer  dem  Magistrate  untergebenen  perma- 
nenten Armenkommission,  welche  aus  Mitgliedern  des  Magistrats  und 
der  Stadtverordnetenversammlung,  aus  Geistlichen  beider  Konfessionen, 
aus  dem  Armenarzte  und  einer  Anzahl  von  etwa  14  Bürgern  als  Be- 
zirksarmeninspektoren zusammengesetzt  war.  Die  Bezirke  der  letzteren 
konnten  wiederum  in  ünterbezirke  geteilt  und  für  jeden  ünterbezirk 
ein  Armenpfleger  bestellt  werden.  Über  die  Vergebung  der  einzelnen 
Unterstützungen  hatte  in  der  Regel  die  Armenkommission  zu  be- 
schließen. 
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Diese  EinrichtuDg  blieb,  von  geringfügigen  Änderungen  abgesehen, 
bis  man  im  Jahre  1877  zu  einer  umfassenderen  Reorganisation  (auf 
Grund  des  Beichsgesetzes  über  den  Unterstützungswohnsitz  von  1870) 
schritt.  Indessen  lehnte  man  damals  ausdrücklich  die  Annahme  des 
Elberfelder  Systems  ab :  „abgesehen  von  den  prinzipiellen  Bedenken 
gegen  eine  Vereinigung  der  öffentlichen  und  der  Privat -Wohl  tätig- 
keitspflege  stellen  sich  der  praktischen  Durchführung  dieses  Systems 
mannigfache  Hindemisse  entgegen,  namentlich :  die  Schwierigkeit  eine 
große  Anzahl  guter  Armenpfleger  zu  finden,  die  Erschwerung  der 
Durchführung  einheitlicher  Grundsätze  bei  der  Armenverwaltung, 
sowie  die  beträchtliche  Mehrbelastung  des  städtischen  Armen- 
budgets''. 

Man  behielt  daher  das  bisherige  System  der  Armenverwaltung 
und  die  Grundsätze,  welche  für  die  Ausübung  der  öffentlichen  Armen- 
pflege bisher  maßgebend  waren,  im  allgemeinen  bei  und  beschränkte 
sich  darauf,  die  Organisation  insoweit  umzugestalten,  als  dies  durch 
die  im  Laufe  der  Zeit  eingetretenen  tatsächlichen  und  rechtlichen 
Veränderungen  geboten  schien.  Die  wesentlichste  Verbesserung  be- 
stand in  der  Entlastung  der  Armeninspektoren,  namentlich  durch  Ab- 
sonderung des  Amtes  eines  Waisenrates,  indem  die  Waisenratsfunk- 
tionen auf  ein  besonderes  Waisenratskollegium  übertragen  wurden. 

Im  Jahre  1892  erging  die  noch  jetzt  geltende  Armen-  und 
Waisenordnung,  welche  sich  im  Gegensatze  zu  ihren  Vorgängerinnen 
an  das  Elberfelder  System  und  dessen  Hauptgrundsätze,  Dezentralisa- 
tion und  Individualisierung,  anschließt.  Die  Oberleitung  führt  eine 
unter  dem  Magistrat  stehende  ständige  Deputation,  die  „Armen- 
direktion", als  Zentralbehörde.  Dieselbe  besteht  aus  2  Magistrats- 
mitgliedern, 3  Geistlichen,  4  Stadtverordneten,  den  Vorsitzenden  der 
Armenbezirkskommissionen ,  den  Volksschulrektoren  und  1  Arzte. 
Die  Armendirektion  vertritt  selbständig  die  Stadtgemeinde  in  allen 
Angelegenheiten  der  öffentlichen  Armenpflege ;  ihr  ist  die  Verwaltung 
des  gesamten  städtischen  Armen-  und  Armen  -  Stiftungs -Vermögens, 
sowie  der  städtischen  Armen-  und  Wohltätigkeitsanstalten  über- 
wiesen. Zur  Ausübung  der  offenen  Armenpflege  wird  die  Stadt 
in  Armenbezirke  eingeteilt,  welche  durch  Armenbezirkskommissionen 
verwaltet  werden.  Die  Armenbezirke  zerfallen  wiederum  in  Pfleg- 
schaften, für  welche  je  ein  Pfleger  fungiert.  Die  Zahl  der  Armen 
einer  Pflegschaft  soll  in  der  Regel  5  und  nicht  mehr  als  10  Arme 
(Einzelnstehende  oder  Familienhäupter)  betragen.  Jede  Armenbezirks- 
•kommission  besteht  aus  dem  Vorsteher  („Armenrat")?   dessen  Stell- 
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Vertreter,  dem  ArmeDarzte  des  Bezirks,  sämtlichen  Pflegern  und 
Pflegerinnen  des  Bezirks  und  je  einem  evangelischen  und  katholischen 
Geistlichen.  Armenräte  und  Pfleger  werden  von  den  Stadtverordneten 
auf  6  Jahre  gewählt.  Die  Amter  sind  Ehrenämter,  zu  ihrer  Über- 
nahme ist  also  jedes  Gemeindemitglied  verpflichtet.  1903  waren  bei- 
spielsweise tätig:  20  Armenräte,  217  Pfleger  (inkl.  2  Geistliche),  20 
Geistliche  (nicht  Pfleger),  unter  den  Armenräten  und  Pflegern 
waren:  18  Damen,  2  Geistliche,  3  Rechtsanwälte,  34  Beamte,  28 
Lehrer,  52  Handwerker,  15  Bentner,  55  Kaufleute,  20  Industrielle. 
Nach  der  angegebenen  Armen-  und  Waisenordnung  und  der  er- 
gänzenden Geschäftsanweisung  ist  das  Verfahren  das  folgende :  Jeder 
Hilfsbedürftige  erhält  die  seinen  Verhältnissen  entsprechende 
Unterstützung.  Zur  Bemessung  der  Höhe  und  der  Notwendigkeit  der 
Unterstützung  ist  die  Berechnung  eines  von  der  Armendirektion  fest- 
gestellten Ausschlußsatzes  zu  gründe  zu  legen;  ist  derselbe  vor- 
handen, so  ist  eine  öifentliche  Unterstützung  in  der  Regel  ausge- 
schlossen. Erwachsene,  gesunde  und  arbeitsfähige  alleinstehende 
Personen  erhalten  Unterstützung  nur,  wenn  sie  nachweisen,  daß  sie 
trotz  ihrer  Bemühungen  Arbeit  und  Verdienst  nicht  finden  konnten; 
sie  sind  verpflichtet,  die  ihnen  etwa  beschafi'te  oder  angewiesene 
Arbeit  zu  verrichten.  Uuterstützungsgesuche  müssen  von  dem  Hilfs- 
bedürftigen auf  dem  Bureau  der  Armendirektion  gestellt  werden,  wo 
sofort  von  dem  betr.  Beamten  die  erforderlichen  Ermittelungen  an- 
gestellt werden.  Das  Gesuch  wird  sodann  mit  den  Akten  durch  den 
Armenrat  dem  zuständigen  Pfleger  zur  Antragstellung  in  nächster 
Bezirkskommissionssitzung  zugewiesen.  Bei  dringendster  Not  kann 
der  Pfleger  mit  Genehmigung  des  Armenrates  sofort  Hilfe  gewähren. 
In  jedem  Falle  ist  der  Pfleger  zur  eingehendsten  Prüfung  der  Ver- 
hältnisse des  Bedürftigen  verpflichtet.  Alle  14  Tage  treten  die 
Pfleger  zu  einer  Bezirksversammlung  zusammen,  und  die  Bezirks- 
kommissionen haben  bez.  der  Art  und  Höhe  der  Unterstützungen 
vollständig  freie  Entschließung.  Die  Armenunterstützung  erfolgt  ent- 
weder im  Wege  der  offenen  oder  der  geschlossenen  Armenpflege. 
Für  die  offene  Armenpflege  gilt:  Laufende  Unterstützung  wird  nur 
von  einer  ordentlichen  Sitzung  zur  anderen  bewilligt  und  jedenfalU 
nicht  länger  als  12  Wochen.  Außerordentliche  Unterstützungen  be- 
tragen bei  Einzelpersonen  höchstens  5  Mk.,  bei  Familien  15  Mk. 
Für  Pflegekinder,  die  in  Familienpflege  untergebracht  sind,  werden 
wöchentlich  2  Mk.  Pflegegeld,  außerdem  Kleidung  gewährt.  Arzt- 
liche Behandlung  durch  den  Armenarzt  erfolgt  auf  Zuweisung  durcl^ 
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die  Zentralbehörde.  Die  Arzneien  erhält  die  Armenverwaltung  von 
den  Apotheken  mit  20  7o  Rabatt.  Alle  Unterstützungen  in  öifentr 
licher  Armenpflege  werden  grundsätzlich  nur  als  Vorschüsse  gewährt, 
deren  Rückerstattung  nicht  nur  den  gesetzlich  zum  Unterhalte  Ver- 
pflichteten, sondern  auch  den  Unterstützten  selbst  —  sobald  ihre 
Verhältnisse  sie  dazu  befähigen  —  obliegt. 

4.  Wir  geben  zunächst  nach  den  jährlichen  „Nachrichten  über 
die  Verwaltung  des  Armenwesens"  aus  früheren  Jahren  und  nach 
den  neueren  Verwaltungsberichten  eine  Übersicht  über  die  in  der 
allgemeinen  Armenpflege  geleisteten  Ausgaben  und  über  deren  Deckung. 
Bei  den  Ausgaben  handelt  es  sich  im  wesentlichen  um  alle  Leistungen 
der  Stadt  auf  dem  Gebiete  der  offenen  Armenpflege,  —  jedoch 
nicht  ausschließlich.  Vielmehr  sind  unter  den  Ausgaben  auch  andere, 
z.  B.  Verwaltungskosten  und  gewisse  Kosten  der  geschlossenen 
Armenpflege,  die  zu  eliminieren  sich  nicht  empfahl.  Die  Tabelle 
zeigt  also  alle  Ausgaben  der  städtischen  Armenpflege,  ausgenommen 
die  Kosten  der  unmittelbar  städtischen  Armenanstalten.  Zum  Ver- 
ständnis der  Tabelle  auf  S.  162  sei  folgendes  bemerkt: 

Der  geringe  Betrag  des  städtischen  Zuschusses  pro  1832,  1839 
und  1846  ist  aus  dem  Bestehen  der  „Armensteuer'*  ^)  zu  erklären, 
deren  Einnahmen  direkt  zur  Stadtarmeukasse  flössen,  bis  die  Steuer 
1851  aufgehoben  wurde.  Das  Jahr  1855  stellte  an  die  Armenkasse 
besonders  hohe  Anforderungen  infolge  des  Auftretens  der  Cholera 
und  anhaltender  Teuerung.  Sonst  zeigen  die  Zahlen  fast  ausnahms- 
los von  Jahr  zu  Jahr  eine  der  Bevölkerungsvermehrung  im  ganzen 
entsprechende  Zunahme.  Der  Posten  „Rückerstattungen"  beginnt 
unter  den  Einnahmen  überhaupt  erst  1875  zu  erscheinen,  während 
vom  gleichen  Jahre  an  bei  den  Ausgaben  die  „Erstattungen"  erheb- 
lich anwachsen.  Der  Grund  für  diese  Erscheinung  ist  das  Reichs- 
gesetz über  den  Unterstützungswohnsitz  von  1870:  die  Gemeinde  hat 
sich  seitdem  aller  in  ihrem  Bezirke  hilfsbedürftig  werdenden  anzu- 
nehmen, doch  sind  die  gesetzlich  Unterstützungspflichtigen  (Armen- 
verband oder  alimentationspflichtige  Verwandte)  ersatzpflichtig.  Das 
besonders  starke  Anwachsen  der  Rückerstattungen  von  1890  auf  1895 
hängt  zusammen  mit  dem  Inkrafttreten  der  Arbeiterversicherung, 
deren  Krankengelder  und  Renten  eventuell  den  Rückansprüchen  der 
städtischen   Armenpflege   unterliegen.     Die   erhebliche  Zunahme   der 
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gesamten  Ausgaben  von  1890  auf  1896  wird  zum  größten  Teil  der 
Einführung  des  Elberfelder  Systems  zuzuschreiben  sein.  —  Wir  geben 
im  folgenden  noch  eine  spezielle  Übersicht  der  in  der  städtischen 
Armenpflege  geleisteten  ö£Pentlichen  Unterstützungen.  Bis  1880  ein- 
schließlich sind  nur  die  fortlaufenden,  in  den  späteren  Jahren 
alle  städtischen  öffentlichen  Unterstütungen  (jedoch  nur  offene  Armen- 
pflege) gezählt. 


Betrag 

der  gezahlten 

Unter- 

Davon enfallen 

Zahl  der 

durchschnittlich 

Auf  100  Ein- 

Jahr 

unterstützten 

auf  jede 

auf  den  Kopf 

wohner 

Personen 

stützungen 

unterstützte 
Person 

der 
Bevölkerung 

kommen 
Unterstützte 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1832 

86 1 

17068 

19,82 

0,63 

3,19 

1839 

ii6o 

20907 

18,02 

0,75 

4,14 

1846 

1170 

21598 

18,46 

0,72 

3,93 

18&6 

? 

33166 

? 

0,99 

? 

1861 

953 

23077 

24,22 

0,62 

2,57 

1865 

889 

25203 

28,35 

0,63 

2,21 

1870 

873 

29765 

34,09 

0,66 

1,93 

1875 

755 

27908 

36,16 

0,58 

1,57 

1880 

1282 

55837 

43,55 

1,05 

2,41 

1886 

1181 

91854 

77,78 

1,51 

1.95 

1890 

1335 

104063 

77,95 

1,44 

1,84 

1895 

1606 

117  956 

73,45 

1,51 

2,05 

1897 

1428 

1 13  230 

79,29 

1,40 

1,77 

1900 

1204 

108  451 

90,08 

1,27 

«,4i 

1902 

1289 

116  188 

90,14 

1,30 

1,45 

Die  Übersicht  ergibt: 

1.  eine    ziemlich  regelmäßige  Abnahme  des  Prozentsatzes  der 
Unterstützten ; 

2.  eine  erhebliche  Zunahme  des  durchschnittlichen  Betrages  einer 
Unterstützung. 

Das  Erste  ist  ein  Beweis  dafür,  wie  im  Laufe  der  Zeit  die 
allgemeinen  Wohlstandsverbältnisse  sich  verbessert  haben.  Denn, 
wenn  die  Statistik  auch  niemals  die  tatsächliche  Armut  richtig  auf- 
zudecken vermag,  die  Zahl  der  Unterstützten  also  nicht  gleich  der 
der  Unterstützungsbedürftigen  ist,  so  ist  doch  das  Eine  sicher, 
daß  in  den  letzten  30  Jahren  die  Zahl  der  Unterstützten  den  tat- 
sächlichen Verhältnissen  bedeutend  mehr  entspricht,  als  in  früheren 
Jahrzehnten.  Einmal  infolge  des  gesetzlich  normierten  Grund- 
satzes, daß  jeder  Hilfsbedürftige  unterstützt  werden  soll,  und  zweitens 

speziell   in  Erfurt   infolge   der  Einführung   des    Elberfelder  Systems, 

11* 


—     164    — 

das  die  größtmögliche  Sicherheit  dafür  bietet,  daß,   wo  Not  ist,  ent- 
sprechend geholfen  wird.    Zweifellos  war  diese  Sicherheit  in  früheren 
Jahren   nicht   gegeben;    die   Zahl   der  Bedürftigen   ist   früher   weit 
größer  gewesen,   als  in  den  Zahlen  zum  Ausdruck  kommt    Dazu 
kommt,    daß   infolge  der   Steigerung    der   Lebensansprüche    in    der 
neueren  Zeit  überhaupt  schon  weit  früher  Bedürftigkeit  angenommen 
wird,  als  z.  B.   noch  in  der  ersten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts, 
wo  ein  Einkommen  als  völlig  auskömmlich  galt,   das  jetzt  als  unzu- 
reichend angesehen  wird.     Im   übrigen   spiegelt  sich  in  den  Prozent- 
zahlen die  wirtschaftliche  Lage  wieder.    Seit  den  60er  «fahren  bietet 
sich    den   Arbeitsfähigen   immer  reichlichere  Arbeitsgelegenheit,    be- 
sonders   nach   dem   Kriege    1870/71.     1880  ist  ein  Eückschlag    ein- 
getreten.    Die  Zunahme    des  Prozentsatzes   im  Jahre  1895   ist  mit- 
verursacht durch  die  Einführung  des  Elberfelder  Systems,  jedoch  ist 
die  Zunahme  weit  geringer,  als  die  Stadtverwaltung  befürchtet  hatte. 
Interessant  ist,   daß  das  Freizügigkeitsgesetz   von  1867  die  Zahl  der 
Almosenempfänger  nicht   auffallend  vermehrt  hat,   obwohl  der  Ver- 
waltungsbericht pro  1869  schreibt:  „Die  Personenstandslisten  ergeben, 
daß  seit  dem  Erscheinen  dieses  Gesetzes  hier,  wie  in  allen  größeren 
Städten,  eine   große  Anzahl  von  Personen  zugezogen  sind,   die  sich 
auf  die  Dauer  nicht  selbständig  werden  ernähren  können  und  bei  der 
geringsten  Störung  in  ihren  Erwerbsverhältnissen  der  Armenkasse  zur 
Last  fallen  werden,   ohne   daß   der  Stadt  ein  gesetzliches  Mittel  zu 
Gebote   steht,  sich  ihrer  wieder  zu  entledigen."     Wenn  irgend,  hätte 
die    befürchtete   Wirkung  im  Kriegsjahre   eintreten   müssen,  —  sie 
blieb  jedoch   aus.     Was  die  Wirkung  der  gesetzlichen   Arbeiterver- 
sicherung anlangt,  so  ist  deren  Einfluß  in  Erfurt  verwischt  durch  den 
Übergang  zum  Elberfelder  System  im  Jahre  1892.     Daß  die  Arbeiter- 
versicherung die   Rückerstattungen   beträchtlich   vermehrt   hat,    ohne 
dieselbe  also  eine  noch  stärkere  Erhöhung  des  städtischen  Zuschusses 
nötig    gewesen    wäre,    ist    bereits    erwähnt.      Der    Prozentsatz    der 
Almosenempfänger    selbst   scheint  dadurch  jedoch  nicht,   oder  doch 
nur  sehr  wenig  vermindert  zu  sein.     Im  allgemeinen  ist  der  Prozent- 
satz der  Unterstützten  in  Erfurt  überhaupt,   verglichen   mit  anderen 
größeren  Städten,  ein  mäßiger.     Erfurt  steht  in  dieser  Hinsicht  weit 
xinter  solchen  Städten,  wo  eine  hochentwickelte  Großindustrie  hervor- 
tritt undwo  jede  Schwankung  in  den  Arbeitsverhältnissen  die  Armen- 
last   beeinflußt.     Mittelbar   hat   sicherlich   auch   die   Errichtung   des 
städtischen  Arbeitsamtes  im  Jahre  1894  das  Erfurter  Armenbudget 
entlastet 
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Zweitens  ergab  die  obige  Zusammenstellung  eine  beträcht- 
liche Zunahme  des  Durchschoittsbetrages  der  einzelneu  Unterstützung. 
Die  Ursachen  dafür  liegen  teils  in  der  allgemeinen  Verbesserung  der 
Lebenshaltung,  der  Vermehrung  der  Bedürfnisse,  teils  in  der  Steigerung 
der  Preise  der  notwendigsten  Lebensmittel,  teils  —  und  nicht  zum 
wenigsten  —  in  der  erheblichen  Verteuerung  der  Wohnungsmieten 
(die  ja  bekanntlich  gerade  in  neuerer  Zeit  die  Armenlast  besonders 
stark  beeinflussen),  teils  endlich  in  der  verbesserten  Handhabung  der 
öffentlichen  Armenpflege.  Denn  gerade  die  Grundsätze  der  Indivi- 
dualisierung und  Dezentralisation,  namentlich  in  der  Durchführung 
des  Elberfelder  Systems,  bieten  in  der  neueren  Zeit  eine  hinreichende 
Garantie  dafür,  daß  die  Unterstützten  auch  wirklich  bedürftig  sind, 
und  ermöglichen  dadurch  im  einzelnen  Falle  eine  ausgiebigere 
Unterstützung;  sodann  ist  die  nachhaltige  Fürsorge  überhaupt 
einer  der  wichtigsten  Grundsätze  moderner  Armenpflege;  endlich  er- 
achtet es  die  Armenpflege  heute  weit  mehr  als  früher  für  ihre  Pflicht, 
nicht  nur  dem  Bedürftigen  selbst,  sondern  auch  seiner  Familie  zu 
helfen. 

5.  Die  geschlossene  Armenpflege,  soweit  sie  zur  städtischen 
Armenverwaltung  gehört,  umfaßt :  das  Siechenhaus,  das  große,  kleine 
und  das  Armenhospital. 

Das  Siechenhaus,  1872  errichtet,  1882  wesentlich  erweitert, 
dient  zur  Aufnahme  unheilbar  kranker  und  siecher  Personen.  In  der 
Anstalt  wurden  durchschnittlich  1875:  14,  1882:  77,  1891:  86, 
1900:  85  und  1902:  90  Personen  verpflegt.  Der  städtische  Zuschuß 
betrug  1875:  1422  Mk.,  1882:  16  982  Mk.,  1891:  13  307  Mk.,  1900: 
7854  Mk.  und  1902:  8641  Mk. 

Die  dreiHospitäler  („Vereinte  evangelische  milde  Stiftungen"). 
Das  große  und  kleine  Hospital  dienen  zur  Aufnahme  ortsangehöriger 
Einwohner,  die  nach  einem  einwandfreien  Lebenswandel  „wegen  Alter 
und  abgenommener  Körperkräfte  oder  großer  Gebrechlichkeit  nicht 
mehr  im  stände  sind,  sich  ohne  Aufopferung  des  letzten  Bestes  ihres 
kleinen  Vermögens  zu  ernähren,  gleichwohl  aber  ihre  Lebenstage, 
ohne  der  Stadtarmenkasse  zur  Last  zu  fallen,  in  Ruhe  zu  verleben 
gedenken".  Die  Hospitaliten  zerfallen  in  „Pfründner"  und  „Stein- 
häusler". Die  Einzahluugssumme  betrug  1902  für  erstere  (51  Stellen) 
mindestens  1200  Mk.,  für  letztere  (28  Stellen)  mindestens  450  Mk. 
Gewährt  wird  Wohnung,  eine  wöchentliche  Geldportion  (4,20  Mk., 
bezw.  3,50  Mk.)  und  Holzgeld.  Außerdem  sind  im  kleinen  Hospital 
noch  39  Stellen  gegen  Einzahlung  von  mindestens  150  Mk.  zu  vergeben. 
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—  Im  Armenhospital  finden  71  evangelische  Personen,  die  alt  und 
gebrechlich  geworden  sind,  unentgeltliche  Aufnahme,  wenn  sie  einen 
christlichen  Lebenswandel  gefuhrt  haben.  Gewährt  wird  freie 
Wohnung,  Mittagskost  und  wöchentlich  2,10  Mk.  Außerdem  wurden 
1902    noch    110    Extrahospitalportionen    (ohne   Wohnung)    gezahlt. 

—  Die  Kasse  der  drei  Hospitäler  wird  erst  seit  1875  von  der 
Stadthauptkasse  verwaltet.^)  Die  Kosten  werden  aus  dem  sehr 
beträchtlichen  eigenen  Vermögen  —  Nennwert   1902   2039  740  Mk. 

—  gedeckt.  Die  Ausgaben  betragen  1875:  71520  Mk.,  1902: 
110  850  Mk. 


!!•  Das  Schulwesen. 

1.  Die  einschlägigen  Rechtsvorschriften.  Zur  Ver- 
wirklichung der  allgemeinen  Schulpflicht  sind  allenthalben  öffentliche 
Volksschulen  errichtet,  denen  diejenigen  Kinder  zuzuweisen  sind,  die 
nicht  anderweitig  einen  von  der  Schulaufsichtsbehörde  (d.  i.  die 
Regierung,  Abteilung  für  Kirchen-  und  Schulwesen)  für  genügend 
erachteten  Unterricht  erhalten.  Zur  Weiterführung  der  Volksschul- 
bildung dienen  die  Fortbildungsschulen,  während  Bürger-,  Mittel-  und 
höhere  Schulen  eine  umfassendere  Bildung  vermitteln  sollen.  Alle 
öffentlichen  Schulen  sind  in  Preußen  Staats anstalten,  ihr  Unterrichts- 
plan und  ihre  sonstige  Verfassung  wird  lediglich  durch  staatliche  An- 
ordnungen geregelt  —  Die  Unterhaltung  der  Volksschulen  wird 
zunächst  aus  dem  etwaigen  (de  facto  jedoch  nur  selten  vorhandenen) 
eigenen  Vermögen  der  einzelnen  Anstalten  bestritten,  im  übrigen  liegt 
sie  —  soweit  nicht  besondere  Zweckgemeinden  (Schulsozietäten)  gebildet 
sind  —  den  Städten  ob,  denen  dafür  auch  die  Einkünfte  der  Schulen 
zufließen.  Jedoch  ist  die  wichtigste  Einnahmequelle,  das  Schulgeld, 
durch  Gesetz  vom  14.  Juni  1888  aufgehoben,  wenigstens  für  alle 
Kinder  einheimischer  Eltern.  Die  Unterhaltungslast  wird  der  Stadt 
erleichtert  durch  Staatszuschüsse  zur  Besoldung  der  Lehrer,  doch 
sind  die  Staatsbeiträge  für  größere  Städte  durch  Qesetz  vom  3.  März 
1897  (Beschränkung  auf  ein  Maximum  von  25  Lehrerstellen)  erheblich 
herabgesetzt.  —  Was  diejenigen  Schulen  anlangt,  deren  Ziele  über 
die  Volksschule   hinausgehen,   so  hat  deren  Lasten  grundsätzlich  der 
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Staat  zu  tragen.  Tatsächlich  ist  aber  der  Rechtszustand  in  den 
Städten  wesentlich  anders.  In  allen  bedeutenderen  Städten  bestehen, 
teils  noch  aus  alter  Zeit,  mittlere  und  höhere  Schulen,  deren  Unter- 
haltung ganz  oder  teilweise  aus  Gemeindemitteln  bestritten  wird. 
Nicht  selten  sind  die  Kosten  zwischen  Staat  und  Gemeinde  geteilt. 
Fortbildungsschulen,  niedere  Fachschulen  und  ähnliche  werden  meist 
Yon  den  Gemeinden  allein  errichtet  und  unterhalten.  —  Die  Leitung 
der  äußeren  wirtschaftlichen  Angelegenheiten  des  städtischen  Schul- 
Wesens  liegt  in  den  Händen  des  Magistrats,  die  Aufsicht  über  das 
innere  Leben  der  Schulen  führen  staatliche  Behörden.  Da  die  beiden 
Gebiete  in  der  Praxis  oft  ineinander  überfließen,  so  hat  man  zur 
Vermeidung  von  Unzuträglichkeiten  die  gesamte  Leitung  des  städtischen 
Schulwesens  yereinigt  und  einer  Behörde  von  ebensowohl  staatlichem 
wie  städtischem  Charakter  übertragen  (Verordnung  vom  26.  Juni  1811). 
Dies  ist  der  städtische  Schulausschuß,  bestehend  aus  Kreis-  und  Orts- 
schulinspektor, je  einem  von  der  Regierung  bestimmten  Vertreter  der 
Schulen  nicht  städtischen  Patronats  und  aus  3  bis  9  gewählten  und 
von  der  Regierung  bestätigten  Mitgliedern  des  Magistrats,  der  Stadt- 
verordnetenversammlung und  der  Bürgerschaft.  Der  Schulausschuß 
hat  die  Aufsicht  über  die  Privatschulen  in  der  Stadt  und  die  Leitung 
des  gesamten  niederen  Schulwesens  (hinsichtlich  der  öffentlichen  höheren 
Lehranstalten  nur  die  äußeren  Angelegenheiten).  Oberaufsichtsbehörde 
ist  die  Bezirksregierung. 

2.  Wenn  man  sich  des  Erfurter  Schulwesens,  wie  es  am  Beginne 
des  19.  Jahrhunderts  sich  darstellte^),  erinnert,  so  ist  es  eine  wahr- 
haft großartige  Arbeit,  die  auf  diesem  Gebiete  bis  zur  Gegenwart 
geleistet  ist.  Von  den  Verbesserungen,  welche  im  Laufe  der  Zeit  die 
innere  Gestaltung  des  Unterrichts  erfahren  hat,  ist  hier  nicht  zu 
sprechen;  die  Erweiterung  der  Lehrziele  und  die  methodischen  Fort- 
schritte sind  nach  dem  Inhalte  des  preußischen  Schulrechts  im  wesent- 
lichen durch  staatliche  Normen  bewirkt,  doch  haben  alle  namhafteren 
Städte  und  so  auch  Erfurt  die  Entwicklung  indirekt  durch  mannig- 
fache Maßnahmen  gefördert  und  begnügen  sich  längst  nicht  mehr  mit 
der  Erfüllung  des  gesetzlich  geforderten  Minimums.  Den  Bedürfnissen 
der  Bürgerschaft  entsprechend  hat  die  Stadt  höhere  und  mittlere 
Lehranstalten  ins  Leben  gerufen.  Die  Tätigkeit  der  Volksschulen 
wird  mittelbar  in  verschiedenen  Beziehungen  unterstützt :  Vermehrung 
der  Klassenzahl,  Errichtung  neuer,  zeitgemäß  und  hygienischen  An- 
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forderungen  entsprechend  eingerichteter  Schulgebäude,  sorgfaltige  Aus- 
veahl  und  bessere  Besoldung  der  Lehrkräfte,  endlich  besondere  soziale 
Fürsorge  für  die  Schüler,  als  z.  B. :  Unterhaltung  einer  Hilfsschule 
für  geistig  zurückgebliebene  Kinder,  Koch-  und  Haushaltungsunterricht 
an  die  Mädchen  des  letzten  Schuljahres,  unentgeltliche  Lehrmittel  für 
bedürftige  Schüler,  Schulsparkassen ,  Schulärzte  (auch  zahnärztliche 
Behandlung),  Unterstützung  der  Ferienkolonien,  Heilkurse  für  stotternde 
Schulkinder,  planmäßige  Blumenpflege  durch  Schulkinder.  Schon  diese 
Aufzählung  läßt  erkennen,  daß  die  Stadt  Erfurt  gerade  für  das 
Volksschulwesen  weit  über  die  gesetzlichen  Pflichten  und  über  den 
Durchschnitt  des  sonst  Üblichen  hinaus  gesorgt  hat. 

Im  einzelnen  ist  über  die  Entwicklung  des  Erfurter  Schulwesens 
folgendes  zu  bemerken: 

3.  Volksschulen. 

Sie  standen  zunächst,  wie  oben  auf  Seite  98  ausgeführt  wurde, 
als  Parochialschulen  unter  direkter  Aufsicht  und  Leitung  der  Geist- 
lichen der  betrefifenden  Parochie  und  wurden  größtenteils  aus  den 
resp.  Kirchenkassen  unterhalten.  Im  Jahre  1821  wurden  in  9  evan- 
gelischen Parochialschulen  1464  Kinder  von  50  Lehrern  (wovon  aber 
26  nur  aushilfsweise  mit  wenigen  Stunden  beschäftigt  waren)  unter- 
richtet; das  Durchschnittsgehalt  der  Lehrer  betrug  135  Taler.  —  Mit 
der  Reorganisation  des  städtischen  Schulwesens  in  den  Jahren  1827 
und  1828  gingen  Patronat  und  Unterhaltspflicht  der  Elementarschulen 
auf  die  Stadtgemeinde  über;  die  Kirchenkassen  zahlten  nur  noch 
gewisse  vertragsmäßig  festgestellte  Zuschüsse  an  die  städtische  Schul- 
kasse. Hinsichtlich  der  Schulaufsicht  galt  der  alte  landrechtliche 
Grundsatz,  daß  die  nächste  und  unmittelbarste  Beaufsichtigung,  die 
„Spezialinspektion'*  der  evangelischen  und  der  katholischen  Elementar- 
schulen, den  Geistlichen  der  betreffenden  Parochien  zustand.  Dieser 
Grundsatz  fand  aber  in  der  Verfassung  des  Erfurter  Schulwesens  eine 
weitergehende,  schließlich  auch  die  Oberaufsicht  der  städtischen 
Schulkommission  durchdringende  Anwendung.  Auf  dem  Grund- 
gedanken der  kirchlichen  Schulaufsicht  beruhte  sowohl  die  räumliche 
Abgrenzung  der  einzelnen  Schulbezirke,  als  auch  die  Zusammensetzung 
der  Schulkommission  und  deren  Trennung  in  eine  evangelische  und 
eine  katholische  Abteilung,  sowie  die  Wahrnehmung  der  Kreisschul- 
inspektionsgeschäfte  durch  einen  evangelischeu  und  einen  katholischen 
Oberschulaufseher.  Ein  solches  Maß  kirchlichen  Einflusses  auf  das 
Elementarschulwesen  mochte  am  Beginne  des  19.  Jahrhunderts  gerecht- 
fertigt gewesen  sein,  zu  einer  Zeit,  wo  fast  die   gesamten  Schullasten 
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von  den  Kirchen  getragen  wurden^),  später  aber,  seit  1828,  entsprach 
es  den  tatsächlichen  Verhältnissen  nicht  mehr,  denn  die  fixierten 
Schulbeiträge  der  Kirchen  waren  gegen  die  Aufwendungen  aus 
städtischen  Mitteln  verschwindend  gering.  Vor  allem  aber  wider- 
sprach eine  solche  Verfassung  dem  Prinzipe  der  Schulaufsicht  als 
eines  Ausflusses  der  Staatsgewalt  und  dem  Grundsatze  der  Staat s- 
schule.  Erst  im  Jahre  1874  wurde  die  bisherige  kirchliche  Spezial- 
aufsicht  aufgehoben  und  die  Leitung  und  Beaufsichtigung  der  Ele- 
mentarschulen besonderen  Rektoren  übertragen,  während  die  Ober- 
aufsicht über  das  gesamte  städtische  Schulwesen  als  Organ  der  Schul- 
kommission ein  Stadtschulrat  führte. 

Die  Berichte  aus  den  ersten  Dezennien  klagen  über  die  Uberfüllung 
der  Klassen,  die  ungenügende  Beschaffenheit  der  Schulgebäude  und 
die  Beschränktheit  der  Lehrergehälter.  Anfang  der  30  er  Jahre  begann 
man  mit  dem  Bau  neuer  Schulhäuser,  doch  konnte  die  Stadt  in  dieser 
Hinsicht  wegen  der  geringen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mittel  nur  schritt- 
weise vorgehen.  Schulgeld  wurde  von  den  Kindern  der  Parochial- 
schulen  bis  zum  1.  Januar  1874  erhoben,  und  zwar  jährlich  3  Mk. 
Für  ganz  arme  Kinder  existierte  eine  schulgeldfreie  Armenschule  (so- 
wie die  Ubungsschule  des  kgl.  Seminars). 

Die  Stadt  verfuhr  jedoch  bei  der  Eintreibung  der  geringfügigen 
Schulgelder  in  den  Parochialschulen  mit  solcher  Liberalität  —  oft 
die  Hälfte,  wenigstens  aber  ein  Drittel  aller  Schulkinder  hatten  halbe 
oder  ganze  Schulgeldfreiheit  — ,  daß  die  Armenschule  ihren  Zweck 
verfehlte  und  darum  1853  aufgehoben  wurde.  Seit  dem  1.  Januar 
1874  haben  in  den  Volksschulen  nur  noch  auswärtige  Schulkinder 
jährlich  12  Mk.  Schulgeld  zu  entrichten. 

Die  Zahl  der  Unterrichts  stufen  war  in  den  Parochialschulen 
nach  der  Reorganisation  1828  zunächst  2,  von  1835  an  3,  von  1865 
an  4,  von  1870  bis  1873  5,  von  1873  bis  1896  6,  seitdem  7. 

Alles  weitere  zeigt  die  Tabelle  auf  S.  170. 

Die  Übersicht  zeigt,  wie  die  Aufwendungen  der  Stadt  für  das 
Volksschulwesen  seit  den  70  er  Jahren  unaufhörlich  gewachsen  sind. 
Auffallend  ist  das  Anschwellen  des  städtischen  Zuschusses  von  1865 
auf  1875.  Diese  Erscheinung  ist  jedoch  nicht  in  erster  Linie  auf 
die  Reorganisation   des  Volksschulwesens  —   Aufhebung  des   Schul- 


*)  Die  Kirchen  sorgten  nicht  nur  für  die  nötigen  Schullokale  und  deren 
Ausrüstung,  sondern  meist  auch  für  die  nötigen  Lehrkräfte  insofern,  als  den  betr. 
Kirchenbeamten  (Kirchnern,  Kantoren)  das  Lehramt  mit  übertragen  wurde. 
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geldes,  Erweiterung  der  Schulen  aus  3-  und  4-stufigen  im  Jahre  1866 
in  6-stufige  im  Jahre  1875  —  zurückzuführen,  sondern  auf  die  Er- 
höhung der  Lehrergehälter.  Auch  hier  tritt,  wie  in  allen  Zweigen 
der  städtischen  Verwaltung,  der  außerordentliche  Aufschwung  zu  tage, 
den  das  wirtschaftliche  Leben  nach  dem  deutsch-französischen  Kriege 
allenthalben  nahm,  und  der  naturgemäß  auch  eine  beträchtliche  Er- 
höhung der  Gehälter  erforderte. 


Jahr 


Evangelische  (Parochial-,  Elementar-)  Volksschulen 


Frequenz 


Zahl  der 
Klassen 


Zahl  der 

etatsmäßigen 

Lehrkräfte 


Gehälter 
inkl.  Re- 
munerationen 

Mk. 


Städtischer 
Zuschuß 

Hk. 


der  städt. 
Zuschuß 
betr&gft 
pro  Kopf 
der  Schul- 
kinder 

Mk. 


1821 

1835 
1842 
1851 
1855 
1865 
1875 
1880 
1885 
1889 
1895 
1900 
1903 


1842 
1851 
1855 
1865 
1875 
1880 
1885 
1889 
1895 
1900 
1903 


1464 

? 

1985 

25 

2254 

35 

2351 

37 

2488 

37 

2669 

42 

2909 

55 

3417 

59 

4387 

70 

4086 

62 

4488 

70 

5803 

88 

6274 

103 

24 

U.86  Hilfslehrer 

32 
48 

41 
38 
54 
67 

? 

? 

? 

■ 

94 
112 


20235 
? 

• 

23760 
26304 
37068 
73620 
86856 
105  279 

95  260 
140495 
216093 
218267 


ca.   6000 

? 
ca.  12000 
ca.  13000 

21555 
32799 

83317 
64  126 

HO  301 

1 19  470 

132236 

193  192 
232  283 


4,10 

? 

5,33 

5,53 
8,66 

12,25 

28,18 

18,77 
25,14 
32,88 

29,46 

33,29 
37,02 


Katholische  (Parochial-,  Elementar-)  Volksschulen. 


990 

20 

1010 

21 

1080 

21 

1058 

21 

1024 

23 

1051 

21 

II74 

22 

991 

16 

995 

20 

1057 

22 

1089 

24 

22 

? 

ca.  8000 

8,08 

22 

16434 

8094 

8,01 

23 

16605 

8502 

7,87 

23 

18495 

8154 

7,77 

^5 

32528 

28767 

28,09 

? 

31527 

30785 

29,29 

9 

• 

32028 

35414 

30,16 

? 

25468 

25513 

25,74 

? 

38935 

28304 

28,45 

22 

49210 

34459 

32,60 

25 

52  115 

47551 

43,67 

Von   den   Gehältern  und  Remunerationen  entfallen  nach  ohiger 
Zusammenstellung  durchschnittlich  auf  1  Lehrer  (bezw.  Lehrerin): 


im 
Jahre : 

1851 
1875 
1903 


bei  den  evangelischen 
Volksschulen : 

579,51  ^k. 
1095,82    „ 
1948,81     „ 


bei  den  katholischen 
Volksschulen : 

747  Mk. 
1301,12     „ 
2084,60    „ 
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Auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kommen  vom  gesamten  städtischen 
Zuschuß  für  das  Y olksschulwesen : 

1842:        0,70  Mk.  1875:        2,33  Mk.  1903:        3,14  Mk. 

Die  Durchschnittsfrequenz  einer  Yolksschulklasse  betrug: 

im  bei  den  eyangelischen  bei  den  katholischen 

Jahre :  Volksschulen :  Volksschulen : 

1842  64  49,5 

1875  52,9  44,5 

1903  60,9  45,4 

Immerhin  haben  nach  dem  Yerwaltungsberichte  pro  1902/03  in 
den  evangelischen  Yolksschulen  nicht  weniger  als  16  Klassen  je  70 
und  mehr  Schulkinder,  die  niedrigste  Frequenz  ist  53. 

Seit  einigen  Jahren  bestehen  an  den  städtischen  Yolksschulen 
Einrichtungen,  deren  Zweck  über  den  eigentlichen  unterrichtlichen 
weit  hinausgeht.  —  Im  Jahre  1897  beschloß  man,  den  Koch-  und 
Haushaltungsunterricht  in  den  Lehrplan  der  Yolksschule  auf- 
zunehmen und  allen  Schülerinnen  des  letzten  Schuljahres  eine  praktische 
Ausbildung  auf  dem  Gebiete  der  WirtschaftsführuDg  zu  bieten.  Der 
Unterricht  wird  in  3  Stunden  wöchentlich  erteilt.  1902  waren  in  den 
Schulgebäuden  zu  diesem  Zwecke  7  Kochküchen  eingerichtet;  in 
wöchentlich  44  Kursen  wurden  18  Lehrerinnen  beschäftigt;  die  Ge- 
samtausgaben betrugen  9452  Mk.  —  Die  Hygiene  in  den  Schulen 
hält  die  Schulverwaltung  ebenfalls  schon  seit  Jahren  für  eine  ihrer 
wesentlichsten  Aufgaben.  Eine  Reihe  neuer  Schulhäuser  ist  er- 
baut und  mit  allen  modernen  Einrichtungen,  als:  Zentralheizung, 
ausreichenden  Yentilationsvorrichtungen,  Schulbädern  u.  a.  yersehen. 
Zum  besseren  Schutze  der  Gesundheit  der  Schulkinder  haben  die 
Stadtbehörden  Ostern  1899  an  den  Yolksschulen  4  Schulärzte  an- 
gestellt. Diese  haben  die  Aufgabe,  den  Gesundheitszustand  der  Schul- 
kinder zu  überwachen,  die  Schulräume  und  deren  Einrichtungen  in 
hygienischer  Beziehung  zu  kontrollieren  und  dem  Rektor  und  Kollegium 
ihrer  Schule  in  wichtigen  Fragen  der  Schulgesundheitslehre  mit  Be- 
lehrung und  Rat  zur  Seite   zu  stehen.^)    Die  Kosten  betrugen  1902 

*)  Interessant  ist  die  praktische  Durchführung  (vgl.  Verwaltuügsbericht  pro 
1899).  Die  Schulärzte  untersuchen  die  neu  eintretenden  Schulkinder  genau  auf  ihre 
Körperbeschaffenheit  und  ihren  Gesundheitszustand,  um  festzustellen,  ob  ärztlicher- 
seits empfohlen  werden  muß,  die  Einschulung  noch  ein  Jahr  zu  verschieben,  oder 
ob  sie  einer  dauernden  ärztlichen  Überwachung  oder  besonderen  Berücksichtigung 
beim  Schulunterricht,  z.  ß.  Dispensation  vom  Turnunterricht,  Anweisung  eines 
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(5  Schulärzte)  1800  Mk.  Ferner  ist  Ostern  1903  in  den  Volksschulen 
die  zahnärztliche  Beobachtung  der  Schulkinder  eingeführt  (Kosten  : 
600  Mk.).  —  Im  Jahre  1892  beschloß  der  Erfurter  Gartenbauverein, 
durch  unentgeltliche  Verteilung  von  Topfgewächsen  an  Schulkinder 
der  planmäßigen  Blumenpflege  Eingang  in  Schule  und  Haus 
zu  verschaffen.  Die  städtischen  Behörden  unterstützten  das  Unter- 
nehmen durch  einen  Jahresbeitrag  von  anfangs  150,  dann  300,  jetzt 
400  Mk.  Alljährlich  findet  eine  öffentliche  Ausstellung  der  verteilten 
Topfgewächse  statt,  verbunden  mit  einer  Preisverteilung.  Erfurt  ist 
mit  dieser  Veranstaltung  bahnbrechend  und  vorbildlich  geworden; 
viele  deutsche  Städte  haben  sie  nachgeahmt.^) 


besonderen  Sitzplatzes  wegen  Gesichts-  oder  Gehörfehlern  usw.  bedürfen.  Im  all- 
gemeinen besucht  der  Schularzt  die  Schule  alle  14  Tage  einmal ;  wenn  ansteckende 
Krankheiten  auftreten,  öfter.  Die  erste  Hälfte  der  Besuchszeit  dient  zu  einem 
je  10— 15  Minuten  dauernden  Besuch  der  Klassen  während  des  Unterrichts.  Hierbei 
werden  sämtliche  Kinder  einer  allgemeinen  äußeren  Revision  unterzogen ;  erscheinen 
einzelne  Kinder  einer  genauen  Untersuchung  bedürftig,  so  wird  diese  nachher  in 
einem  besonderen  Zimmer  vorgenommen.  Zu  dieser  Untersuchung  werden  auch 
Kinder  aus  anderen  an  dem  Tage  nicht  besuchten  Klassen  dem  Arzte  zugeführt, 
jedoch  nur  in  dringenden  Fällen,  besonders  bei  Verdacht  auf  ansteckende  Er- 
krankungen. Die  ärztliche  Behandlung  erkrankter  Schulkinder  ist 
nicht  Sache  des  Schularztes.  Solche  Kinder  werden  vielmehr  an  ihren 
Hausarzt  oder  den  zuständigen  Armenarzt  verwiesen.  Das  geschieht  durch  eine 
„Mitteilung^'  an  die  Eltern  des  betreffenden  Kindes,  jedoch  nur  bei  ernsten, 
wichtigen  Erkrankungen,  wo  das  Interesse  des  Kindes  oder  der  Schule  es  fordert 
Endlich  widmet  der  Schularzt  noch  seine  besondere  Aufmerksamkeit  den  Simulanten. 
Diese  werden  auf  Antrag  des  Schulleiters  in  ihrer  Wohnung  aufgesucht,  um,  falls 
die  Eltern  kein  anderweites  genügendes  ärztliches  Zeugnis  beibringen,  festzustellen, 
ob  eine  Schulversäumnis  gerechtfertigt  ist.  Im  Jahre  1902  waren  unter  7343 
Volksschulkindern  993  oder  13,5%  untersuchte  kranke  Kinder;  bei  1,9%  der 
Neuaui'zunehmenden  erfolgte  der  Vorschlag  auf  Zurückstellung  auf  ein  Jahr;  unter 
ärztliche  Kontrolle  wurden  10,4%  aller  Schüler  gestellt,  am  Ende  des  Jahres 
standen  noch  7,7%  unter  Kontrolle;  Mitteilungen  an  die  Eltern  sind  3,5 7o  erfolgt, 
davon  haben  bei  den  Eltern  %  Beachtung  gefunden;'  gebessert,  resp.  geheilt 
wtirden  im  Berichtsjahre  42,5%  der  untersuchten  kranken  Kinder. 

*)  „Die  Veranstaltung  will  im  kindlichen  Gemüt  Liebe  zu  den  Blumen  und 
der  schönen  Natur  wecken,  kräftigen  und  pflegen  und  dadurch  erziehend  und 
veredelnd  auf  die  Kinder  einwirken,  auch  der  jagendlichen  Zerstörungswut  durch 
Gewöhnung  zum  Guten  energisch  vorbeugen."  Außer  den  Kindern  der  Volks- 
schulen erhalten  auch  die  der  II.  Bürgerschulen  Blumen,  und  zwar  werden  solche 
gewählt,  die  an  die  Weiterpflege  nicht  allzu  hohe  Ansprüche  stellen.  1902  wurde 
folgendes  Resultat  erzielt:  es  wurden  verteilt:  an  Knaben  1959,  an  Mädchen  2161, 
zusammen  4120  Pflanzen;  zur  Ausstellung  wurden  von  den  Knaben  1530  und  von 
den  Mädchen    1759  Pflanzen  eingeliefert;    durch   Preise   wurden   9,8%   bei   den 
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4.    Andere   Schulen. 

Um  die  Entwicklung  des  mittleren  und  höheren  SchulweseDs 
und  der  städtischen  Aufwendungen  für  dasselbe  kurz  zu  skizzieren, 
geoügt  es,  einige  Jahre  herauszugreifen  und  gegenäberzuetellen. 


Ojrmnuiam,  Lehrer- 
aemiuar,  Prov,-E  unit- 
DDd  Bauhand  Werks- 
schule,  ProT.-Üe- 
werbeBchule. 


GymiiaBium.    Kriegs- 

Bchal  e,  Leb  re  rsemi  u  a  r, 

23,35    Kunst- und  Bauhand- 

werksBchule ,     Pro?.- 

•bescliiile. 


I  Uymiiasium . 
,84,77]  gymnaBium. 
38,24!  Seminar.  Baal 
41,63'  scbiile ,  Semii 

I        ÜbuogMchule. 


Ueal- 
;hrer- 


KnabeD  und  ebenfalls  9,8°/»  <'«''  eingelieferten  Bilanzen  bei  den  Mädchen  aui- 
gezeichnet;  in  den  al Igem ei nea  Leistungen  für  die  Ausstellung  waren  die  Mädchen 
den  Knaben  um  3%  voraus. 
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Die  städtischen  Zuschüsse  für  das  Schulwesen  betrugen: 


1875 

zur  Kealschule  I.  Ordnung  .  20  i68  lik. 

höheren   Mädchenschule  10395  „ 

Mittelbürgerschule     .    .  11 938  „ 

zu  den  evangel.  Elementar- 
schulen       83317  „ 

ZU  den  katholischen  Elemen- 
tarschulen       28  767  „ 


r 


n 


n 


n 


Zusammen  154585  Mk. 

hierzu  der  städtische  Zuschuß 

z.gewerb1.Fortbildungs8chule  708    „ 

zur  Prov.  •  Gewerbeschule    ,  2  116 

zum  Gymnasium      ....  2063 
zur  Schule  der  lutherischen 

Gemeinde 225    „ 

z.  Priv.-Lehrerinnenseminar  1  125    „ 

Ergibt  Gesamtzuschuß  der 
Stadtkasse  für  das  Schul- 
wesen   160822  Mk. 


1902—1903 

zur  Realschule 

„    höheren  Mädchenschule 

„    Mittelschule 

„    I.  Bürgerschule  f.  E  nahen 
„I.  »        f-  Mädchen 

zu  den  ev.  II.  Bürgerschulen 
zur  kathol.  Bürgerschule 
zu  den  evang.  Volksschulen 
zur  kathol.  Volksschule   .    . 

Vorschule 

obligatorischen  gewerbl. 
Fortbildungsschule  .  . 
den  Knaben  -  Zeichen- 
klassen der  Handwerker- 
u.  Kunstgewerbeschule . 
zur  Koch-  u.  Haushaltungs- 
schule   

für  allgemeine  Schulzwecke 
bauliche  Unterhaltung 
der  Schulhäuser    .    .    . 


« 


zu 


» 


46  933  Mk. 

20916  „ 

12946  „ 

36514  n 

26373  n 

116  673  „ 

35569  t, 

232  282  „ 

47551  « 

1083  „ 

II  977  » 


301  n 

9159  n 

18076  „ 

18224  „ 


Zusammen  634  578  Mk. 


hierzu  der  städtische  Zuschuß 

zum  Realgymnasium   .    .    . 

„     Gymnasium     .    .    .    . 

zur  landwirtschafLl.  Schule  . 

„    Baugewerkschule  .    .    . 

Handwerker-  u.  Kunst- 

gewerbeschule  .    .    .    . 


n 


17400  „ 

1899  „ 

300  „ 

12000  „ 

17  129  « 


Ergibt  Gesamtzuschuß  der 
Stadtkasse  für  das  Schul- 
wesen   683  306  Mk. 


Die  gesamten  Aufwendungen  (Zuschüsse)  aus  der  Stadtkasse  für 
das  ünterrichtswesen  waren  im  Jahre 


1825:      6380  Mk.,  also  pro  Kopf  der  Bevölkerung:  0,27  Mk. 


1830:     18130 

» 

n 

n 

n 

n 

n 

0,68 

n 

1840:    26421 

n 

n 

n 

n 

»j 

n 

0,94 

n 

1850:    28641 

w 

n 

n 

n 

r 

n 

0,92 

r 

1860:     51201 

n 

n 

n 

n 

n 

n 

1.42 

n 

1870:     74410 

n 

11 

r 

n 

» 

n 

1,75 

n 

1875:  160822 

n 

n 

n 

n 

« 

n 

3,35 

n 

1880:  203482 

n 

r 

n 

n 

n 

n 

3,82 

n 
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1886:  336  177  Mk.,  also  pro  Kopf  der  BevölkeraDg:  5,51  Mk. 
1891 :  362  980     „       „       „        „        „  „  5,08    „ 

1895:413  596     „        „       „        r        n  n  5,29     „ 

1900:  602  108     „       „       „        „        „  „  7,07     „ 

1902:683306     „       „       „        „        „  „  7,67     n 

In  diesen  Zahlen  sind  nicht  mit  inbegriffen  die  für  den  Neubau, 
bzw.  Dmbau  von  Schulgebäuden  yon  der  Stadtgemeinde  aufgewendeten 
Kosten,  die  beispielsweise  allein  in  den  Jahren  1868  bis  1877  zu- 
sammen 375  829  Mk.  ausmachten. 


IIL  Die  Ortspolizei 

1.  Die  einschlägigen  Bechtsvorschriften.  Bis  1808 
hatten  die  Städte  als  Korporationen  das  Becht  auf  Ausübung  der 
Polizei.  Die  Stein'sche  Städteordnung  entzog  den  Städten  das  Becht 
und  übertrug  es  dem  Staate,  dem  also  seither  ausschließlich  die 
Polizeigewalt  zusteht.  Die  OrtspolizeiTerwaltung  ist  in  den  Städten 
in  der  Begel  einem  Organe  der  Stadtkorporation  (meist  dem  Bürger- 
meister, bisweilen  auch  einem  anderen  Mitgliede  des  Magistrates) 
überwiesen.  Die  Ortspolizei  ist  jedoch  keine  Funktion  der  Stadt* 
gemeinde,  sondern  eine  staatliche  Funktion;  das  mit  der  Ortspolizei- 
verwaltung beauftragte  Gemeindeorgan  ist  alsPolizei  Staatsbehörde. 
Daraus  folgt,  daß  die  Ortspolizei  nicht  nach  den  Bechtsnormen  zu 
verwalten  ist,  welche  die  Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten 
bestimmen',  ferner,  daß  die  Ortspolizeibehörde  als  Behörde  der 
Staatsverwaltung  der  Aufsicht  und  den  Anweisungen  der  vorgesetzten 
Staatsbehörden  unterworfen  ist;  und  endlich,  daß  die  Ortspolizeiver- 
waltung jederzeit  vom  Staate  einem  anderen,  nicht  städtischen  Be- 
amten übertragen  werden  kann.  Nach  dem  Gesetz  über  die  Polizei- 
verwaltung vom  11.  März  1850  kann  der  Minister  des  Innern  in  den 
Städten  mit  mehr  als  10000  Einwohnern  die  Ortspolizei  einem  un- 
mittelbaren Staatsbeamten  übertragen.  Wo  dies  geschehen  ist,  spricht 
man  von  „Königlicher  Polizei'^  <loch  ist  dieser  Sprachgebrauch  un- 
genau und  irreführend,  denn  „königlich'*,  d.  h.  staatlich  ist  die  Polizei- 
verwaltung immer. 

Die  Ortspolizei  hat  die  polizeilichen  Aufgaben  in  räumlicher 
Beschränkung  auf  den  Ortspolizeibezirk  wahrzunehmen.  Sie  darf 
femer  nicht  in  das  Gebiet  der  Landespolizei  übergreifen.  Endlich 
sind  einzelne  Zweige  der  Polizeiverwaltung  Sonderbehörden  übertragen. 
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z.  B.  Strom-,  Scbiffahrts-  und  Hafenpolizei,  Chausseepolizei  (sowohl 
Bau-  wie  Verkehrspolizei),  Bergpolizei,  Eisenbahn polizei.  Aufrecht- 
erhaltung der  äußeren  kirchlichen  Ordnung  und  der  äußeren  Heilig- 
haltung der  Sonn-  und  Feiertage. 

Bezüglich  der  Kosten  der  Ortspolizeiverwaltung  gilt  zunächst 
der  allgemeine  Grundsatz,  daß  alle  Kosten  der  Ortspolizei  der  Stadt 
zur  Last  fallen,  soweit  die  Ortspolizeibehörde  (und  nicht  Sonder- 
behörden) zuständig  ist.  In  denjenigen  Städten,  welche  im  Sinne  des 
allgemeinen  Sprachgebrauclies  „königliche^'  Polizei  haben,  hat  der 
Staat  die  Gehälter  der  Polizeibeamten  zu  tragen  (Ges.  y.  11.  März 
1850,  §  3).  Nach  dem  Gesetz  vom  20.  April  1892  trägt  der  Staat 
nur  die  unmittelbaren  Kosten  der  Polizei,  die  Stadt  trägt  die  mittel- 
baren Kosten  und  hat  außerdem  zu  den  dem  Staate  zur  Last  fallen- 
den Kosten  einen  nach  der  Kopfzahl  der  Bevölkerung  berechneten 
Beitrag  zu  zahlen.  Wo  keine  königliche  Polizei  im  engeren  Sinne 
des  Wortes  besteht,  fallen  alle  Kosten  der  Stadt  zur  Last.  Etwaige 
Einnahmen  aus  der  Polizeiverwaltung  (Schreibgebühren,  besonders 
auch  Exekutivstrafen)  bezieht  die  Stadtgemeinde. 

2.  Bis  1874  ist  in  Erfurt  über  die  Polizeiverwaltung  keine  ge- 
trennte Rechnung  geführt  worden,  die  bez.  Kosten  sind  solange  mit 
bei  den  allgemeinen  Verwaltungskosten  verrechnet  worden.  Die 
Polizei  wird  in  Erfurt  vom  Oberbürgermeister  verwaltet.  Im  Jahre 
1830  waren  folgende  Polizeibeamte  vorhanden :  I  Stadtrat  und  Polizei- 
inspektor, 2  Kommissare,  6  Sergeanten,  1  Kanzlist,  1  Bote,  4  Türmer; 

—  im  Jahre  1875 :  2  Polizeiinspektoren,  2  Kommissare,  2  Sekretäre, 
1  Kegistrator,  1  Meldeamtsvorsteher,  3  Kaiizlisten,  28  Sergeanten, 
4  Flurschützen,  l  Hilfsbote,  3  Türmer,  32  Nachtwächter;  —  im 
Jahre  1900 :  1  Stadtrat  als  Polizeidezernent,  I  Inspektor,  6  Kommissare, 
7  Wachtmeister,  81  Sergeanten,  4  Flurschützen,  30  Nachtwächter, 
3  Sekretäre,  2  Registratoren,  6  Assistenten,  1  Kanzlist,  3  Diätare, 
1  Bote,   2  Türmer,   1  Bauamtssekretär,   1  Assistent,    1  Bauaufseher; 

—  in  Summa:  1880:  16  Beamte,  1875:  79  Beamte,  1900:  151  Beamte. 

Die  Jahresrechnungen  pro  1875  und  pro  1900  seien  zum  Ver- 
gleich einander  gegenübergestellt: 

1875:  Die  Einnahmen  (namentlich  Strafgelder)  betrugen    .     .    .  7813  Mk. 

die  Ausgraben  (namentlich  7oock>  Mk.  Besoldungen]      .    .  78659  „ 

mithin  der  städtische  Zuschuß 70846  „ 

1900:  Die  Einnahmen  (besonders  Baugebühren  und  Strafgelder)  37255  „ 

die  Ausgaben :  persönliche  Kosten  220  948  3lk. ,  sächliche 

Kosten  18455  ^^^-j  i^  Summa 239403  „ 

mithin  der  städtische  Zuschuß 202 148  ^ 
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Vom  städtischen  Zuschuß  kommen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
1875:  1,48  Mk.  und  1900:  2,37  Mk. 

Das  Feuerlöschwesen.  Die  Ausgaben  der  Stadt  hierfür 
betrugen  1830:  1666  Mk.,  1860:  1791  Mk.,  1874:  1942  Mk.,  1886: 
5967  Mk.,  1895 :  5433  Mk.  und  1900 :  21 442  Mk. 


IT.  Das  Bauwesen. 

Dieser  Verwaltungszweig  hat  an  die  finanziellen  Kräfte  der  Stadt 
stets,  namentlich  aber  in  den  letzten  drei  Jahrzehnten,  außerordent- 
liche Anforderungen  gestellt.  Im  Jahre  1902  betrugen  beispielsi^eise 
die  gesamten  Ausgaben  der  zum  eigentlichen  Stadthaushalt  gehörigen 
Verwaltungen  rund  4^2  Millionen,  davon  kamen  allein  auf  das  Bau- 
wesen rund  1 160  000  Mk.,  so  daß  dieser  Zweig  hinsichtlich  der  Höhe 
der  Ausgaben  an  erster  Stelle  steht. 

Im  Jahrzehnt  1822  bis  1831  betrugen  die  Ausgaben  der  Stadt- 
kasse „für  Bauten  und  Reparaturen^': 


1822 
1823 
1824 
1825 
1826 


17  724  Mk. 
18435    » 

17397      n 
29  673      n 

35172      n 


1827: 

30054  Mk. 

1828 

23550  „   ' 

1829: 

16044  „ 

1830: 

22368  „ 

1831: 

23940  „ 

in  Summa  1822 — 1831 :  234  357  Mk.,  also  darchschnitÜich  jährlich  23  436  3Ik. 

Im  Jahrzehnt  1856  bis  1866  war  der  städtische  Baukostenaufwand 
der  folgende: 

1856 
1857 
1858 
1859 
1860 


35  352  Mk. 
71676    „ 

47  397  „ 
51465  » 
53  235     » 


1861 

28  143  Mk. 

1862 

83409  „ 

1863 

99261  „ 

1864: 

63618  „ 

1865 

91  881  „ 

in  Summa  1856 — 1865:  625437  Mk.,  also  durchschnittlich  jährlich  62544  Mk. 

Ein  ganz  anderes  Bild  zeigt  das  Jahrzehnt  1875  bis  1884: 


1875: 

166  651  Mk. 

1876: 

275853  „ 

1877 

345900  „ 

1878: 

198781  „ 

1879: 

375703   n 

1880: 

852  084  Mk. 

1881 

584977  n 

1882: 

500444  „ 

1883 

670357  „ 

1884: 

321698  „ 

in  Summa  1875 — 1884 :  4  292  448  Mk.,  also   durchschnittlich  jährlich  429  245  Mk. 
XLV.  12 
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In  den  fünf  Jahren  1896  bis  1900 : 

1896:      701996  Mk.  1898:      843677  Mk.  1900:      1779681  Mk. 

1897:      393760    „  1899:      818830    „ 

zusammen  1896—1900:  4  537  944  Mk.,  also  im  Durchschnitt  jährlich  907589  Mk. 

Schon  diese  Zahlen  zeigen,  wie  die  Aufgaben  der  städtischen 
Bauverwaltung  gewachsen  sind.  Dabei  ist  jedoch  noch  zu  berück- 
sichtigen, daß  die  mitgeteilten  Zahlen  nur  den  innerhalb  des  eigent- 
lichen Stadthaushaltes  entstandenen  Bauaufwand  bezeichnen. 
Die  aus  besonderen  Fonds  gedeckten  Baukosten  sind  in  jenen  Zahlen 
nicht  enthalten.  So  ist  z.  B.  der  Bau  des  neuen  Bathauses  in  den 
70er  Jahren  aus  einem  besonderen  Rathausbaufonds  bestritten  worden 
(gesamte  Baukosten:  rund  850000  Mk.).  Ferner  existiert  seit  der 
Entfestigung  der  Stadt  (1875)  ein  besonderer  Stadterweiterungsfonds, 
dessen  Ausgaben  hauptsächlich  in  den  Kosten  der  Umgestaltung  des 
ehemaligen  Festungsgeländes  —  Anlage  neuer  Straßen,  Kanalisierung 
derselben  und  Anschluß  an  die  Wasserleitung  — ,  sowie  in  der  Ver- 
zinsung und  Tilgung  der  seiner  Zeit  zum  Ankauf  des  Festungs- 
geländes seitens  der  Stadt  aufgenommenen  Anleihen  bestehen,  während 
die  Einnahmen  namentlich  aus  Erstattungen  der  Straßenanlieger  und 
aus  Grundstücksverkäufen  (vom  Festungsgelände)  herrühren.  (Ein- 
nahme 1902:  721211  Mk.,  Ausgabe  1902:  530519  Mk.;  die  Mehrein- 
nahme geht  als  Bestand  ins  nächste  Kechnungsjahr  über.) 

Im  übrigen  i^t  über  die  Entwicklung  der  städtischen  Bauver- 
waltung folgendes  zu  sagen:  Bis  in  die  70er  Jahre  ist  dieser  Ver- 
waltungszweig durch  die  äußerste  Sparsamkeit  gekennzeichnet.  Die 
laufenden  Ausgaben  beziehen  sich  ausschließlich  auf  die  Unter- 
haltung der  städtischen  Gebäude,  des  Straßen pfiasters,  der  Brücken, 
Kanäle,  Brunnen,  der  wenigen  öffentlichen  Anlagen;  die  ein- 
maligen Ausgaben  betreffen  fast  nur  unvermeidliche  Neupflaste- 
rungen, -Chaussierungen  und  -Kanalisierungen,  kurz  Aufgaben  des 
Tief  bau  Wesens;  nennenswerte  neue  Hochbauten  finden  sich  kaum. 
Die  vorhandenen  Armen-  und  Krankenhäuser  mußten  genügen,  neue 
konnten  nur  aus  eigenen  Mitteln  der  Stiftungen  errichtet  werden,  die 
Stadt  stellte  dazu  keine,  oder  doch  nur  ganz  geringfügige  Beiträge. 
Ebenso  stand  es  auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens.  Zwar  wurden 
seit  den  30er  Jahren,  den  sehr  dringenden  Bedürfnissen  entsprechend, 
einige  neue  Schulhäuser  errichtet,  aber  die  Kosten  wurden  nicht  direkt 
aus  der  Stadtkasse,  sondern  aus  der  evangelischen,  bzw.  katholischen 
Schulkasse  gedeckt.     Die  Stadtkasse    zahlte  zur  Schulkasse  nur  den 
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etatsmäßigen  Zuschuß,  der  auf  außerordentliche  Bedürfnisse 
keine  Bücksicht  nahm.  Die  unvermeidlichen  neuen  Schulbauten 
konnte  man  nur  in  der  Weise  bewerkstelligen,  daß  man  Jahre,  oft 
Jahrzehnte  vorher  in  der  evangelischeo,  bzw.  katholischen  Schulkasse 
durch  äußerste  Sparsamkeit  einen  Baufonds  anzusammeln  begann. 
Der  städtische  Bauetat  war  also  im  wesentlichen  nur  zur  Unter- 
haltung der  städtischen  Gebäude,  der  Straßen  und  Kanäle,  sowie  zu 
Neupilasterungen  bestimmt,  aber  auch  hier  geschah  nur  das  AUer- 
notwendigste.  Bezeichnend  ist,  daß  das  städtische  Bauwesen  bis  1864 
nicht,  wie  alle  übrigen  Verwaltungszweige,  alljährlich  nach  Bedürf- 
nis ans  der  Stadtkasse  dotiert  wurde,  sondern  nur  fixierte  Zu- 
schüsse bezog;  zeigte  die  Baurechnung  am  Ende  des  Jahres  ein 
Defizit,  so  kam  dafür  nicht  die  Stadtkasse  auf,  sondern  das  Defizit 
wurde  auf  das  nächste  Jahr  übertragen. 

Mit  den  70er  Jahren  trat  in  dieser  Handhabung  der  Bau» 
Verwaltung  ein  Wendepunkt  ein.  Die  Schulen  wurden  1874  unmittel- 
bar in  die  städtische  Verwaltung  übernommen.  Die  Entfestigung 
der  Stadt  forderte  große  Aufwendungen.  Namentlich  aber  stellte 
nach  dem  Kriege  die  aufstrebende  wirtschaftliche  Entwicklung 
gerade  an  die  Bauverwaltung  mannigfache  kostspielige  Aufgaben. 
Umstehende  Tabelle  gibt  eine  Übersicht  über  die  ordentlichen 
und  außerordentlichen  Ausgaben  der  Bauverwaltung  seit  1875.  An 
den  außerordentlichen  Aufwendungen  auf  dem  Gebiete  des 
Hochbauwesens  sind  an  erster  Stelle  die  Schulbauten  beteiligt 
(rund  60  bis  70  7o)>  ferner  mit  sehr  erheblichen  Beträgen  das 
städtische  Krankenhaus,  das  Theater,  das  Schlachthaus  und  das 
Elektrizitätswerk;  geringere  Summen  sind  für  Volksbadeanstalten, 
Kleinkinderbewahranstalt  und  Asyle  für  Obdachlose  verwandt  worden ; 
aus  besonderen  Fonds  sind  die  Kosten  des  Rathausbaues  und  der 
Wasserleitung  gedeckt  worden.  Wasserwerk,  Schlachthaus  und 
Elektrizitätswerk  sind  produktive  Anlagen^  die  nicht  nur  sich  selbst 
erhalten,  sondern  das  aufgewendete  Anleihekapital  verzinsen  uod  tilgen 
und  obendrein  mit  Überschüssen  arbeiten;  dagegen  erfordert  das 
Theater  beträchtliche  Zuschüsse.  Auf  dem  Gebiete  des  Tiefbaues 
haben  zunächst  die  Entfestigungsarbeiten  (Niederlegung  der  Festungs- 
tore,  RegulieruDg  der  Gräben,  Abtragung  und  Planierung  der  Wälle) 
große  Opfer  erheischt.  Sodann  bedingte  der  Aufschwung  des  Ver- 
kehrs eine  Neu-  oder  Umpflasterung  aller  größeren  und  vieler  kleineren 
Straßen,   ferner   die    Anlage  mehrerer   neuer   Brücken  über   die   die 

Stadt  durchschneidenden  Flußarme,  die  Regulierung  des  Geraflusses 

12* 
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nod  zahlreiche  StraßenverbreiteniDgen  und  -Durchbrüche  (meist  mit 
erheblichen  Opfern).  Endlich  hat  die  Kanalisierung  der  Stadt,  wie 
die  Tabelle  zeigt,  große  Kosten  verursacht. 

Wie   sich  die  Kosten  des  Ordinariums  verteilen,   soll   eine 
Gegenüberstellung  der  Jahre  1875  und  1902  zeigen: 


1875 

VerwaltuDg^kosten .    .    . 

Gebäude,  UnterhaltuDg   . 
„         Emeuerangen  . 

Unterhaltung  der  Straßen 
Chausseen,  Wege,  Plätze 
Brücken,  Kanäle,  Dämme 
Ufer  und  Brunnen 

öffentliche  Anlagen,  Baum- 
pflanznngen  U.Baumschule 

Unterhaltung  u.  Reinigung  d. 
Flußbettes  d.  wilden  Gera 

Insgemein 


i6  3i8Mk. 
14288    „ 


34480  „ 

2594  n 

349  n 

97  „ 


69  355  Mk. 


n 
n 


1902 

Yerwaltungskosten  ....    59  236  Mk. 

Gebäude,  Unterhaltung  .    .     11 828 
„         Erneuerungen .    .      5  667 

Straßen  und  Wege,  Unter- 
haltung u.  Erneuerungen  153  558 

Kanäle  und  öffentliche  Be- 
dürfoisanstalten,  Unter- 
haltung u.  Erneuerungen    37  766 

Die  Öffentl.  Anlagen  bilden 
einen  Titel  für  sich. 

Elnßläufe,  Unterhaltung  .    .     12458 

Insgemein 28234 


n 


308  755  Mk. 


Das  Beamtenpersonal  der  städtischen  Bauverwaltung  war  im 
Jahre  1875:  1  Stadtbaurat,  1  Garteninspektor,  1  Bauassistent,  3  Bau- 
aufseher, 1  Bureauassistent,  1  Aufseher  der  öffenthcheu  Anlagen  und 

1  Schleusenwärter.    Im  Jahre    1900:    2  Stadtbauräte,    1   Ingenieur, 

2  Bauamtssekretäre,  6  Bauamtsassistenten,  2  Bauaufseher,  2  Bau- 
techniker, 1  Bauamtszeichner,  I  Bureaudiätar  und  einige  Hilfsarbeiter. 
Zu  den  Baubeamten  würden  1900  —  analog  1875  —  auch  die  Be- 
amten für  die  öffentlichen  Anlagen,  I  Qartendirektor  und  3  Stadt- 
gärtner, zu  zählen  sein. 

Den  Ausgaben  der  Bauverwaltung  stehen  als  eigene  Ein- 
nahmen im  wesentlichen  nur  Beiträge  der  StraQenanlieger,  bisweilen 
auch  des  Fiskus,  der  Provinz  oder  von  Stiftungen,  sowie  Chaussee- 
gelder, Erlöse  aus  Grundstücksverkäufen  oder  von  auf  Abbruch  ver- 
kauften Häusern  gegenüber,  die  jedoch  nur  einen  verhältnismäßig 
geringen  Prozentsatz  der  Gesamtausgabe  der  Bauverwaltung  aus- 
machen. Im  Jahre  1900  standen  z.  B.  einer  Gesamtausgabe  von 
1780000  Mk.  nur  rund  100  000  Mk.  eigene  Einnahmen  gegenüber; 
der  städtische  Zuschuß  belief  sich  auf  rund  190000  Mk.,  während 
220000  Mk.  aus  dem  städtischen  Aktiv -Kapitalvermögen  und  der 
Best  mit  1270000  Mk.  aus  Anleihemittehi  herrührten.  Weitaus  der 
größte  Teil  der  Ausgaben   im  städtischen  Bauwesen  wird  also  durch 
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Anleihen  bestritten,  wie  denn  überhaupt  die  außerordentlichen 
Aufgaben,  die  zur  Aufnahme  von  Anleihen  drängen, 
ausschließlich  auf  dem  Grebiete  der  Bauverwaltuhg 
entstehen. 


IL   Kapitel. 

Schulden  und  Vermögen  der  Stadt 


I. 

Fast  in  allen  den  Städten,  in  denen  der  absolute  Staat  nach 
dem  Verfall  der  städtischen  Macht  das  Regiment  an  sich  riß,  richtete 
er  in  erster  Linie  sein  Augenmerk  darauf,  die  Überschuldung  der 
Städte  zu  beseitigen.  Er  hat  dieses  Ziel  so  vollkommen  erreicht, 
daß  in  den  in  Betracht  kommenden  Städten  am  Beginne  des  19.  Jahr- 
hunderts, in  der  Kegel  keine  oder  nur  unbedeutende  Kämmereischulden 
zu  konstatieren  sind.  Wohl  ist  es  richtig,  daß,  namentlich  am  Aus- 
gange des  18.  und  Beginne  des  19.  Jahrhunderts,  wirklich  produktive 
Zwecke  fehlten  und  eine  Schuldaufuahme  meist  nur  zu  unproduktiven 
Verwendungen  hätte  dienen  können,  indessen  solche  Erwägungen  des 
Zweckes  lägen  jener  Zeit  fern,  und  ausschlaggebend  war  vielmehr 
der  Umstand,  daß  nach  der  damaligen  Anschauungsweise  in  Theorie 
und  Praxis  überhaupt  das  Schuldenmachen  als  Zeichen  einer  schlechten 
Wirtschaft  angesehen  und  daher  im  Prinzipe  verworfen  wurde. 
Die  Entwicklung  des  Eommunalschuldenwesens  setzt  im  allgemeinen 
erst  im  ersten  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  ein,  als  die  Ansprüche 
der  französischen  Machthaber  viele  Städte  zur  Aufnahme  ungeheurer 
Schuldenlasten  zwangen.  Als  dann  den  Städten  die  Selbstverwaltung 
verliehen  war,  bildeten  diese  Kriegsschulden  noch  lange  Zeit  einen 
Hemmschuh  für  die  gedeihliche  Entwicklung  der  Kommunen.  Eine 
lebhaftere  Laanspruchnahme  des  Kommunalkredites  setzt  erst  (unge- 
fähr) mit  dem  50er  und  60er  Jahren  ein,  um  besonders  hoch  in  den 
Jahren  1874  (jedoch  meist  nur  Konvertierungen!),  1886 — 1887  und 
1891 — 1893  zu  steigen.    Interessant  ist  die  Tatsache,   daß  man  den 

• 

allgemeinen  Grundsatz,  öffentliche  Schulden  nur  zur  Bestreitung 
außerordentlicher  Ausgaben  aufzunehmen,  in  früheren  Zeiten 
weniger  streng  innehielt,  als  in  den  letzten  Jahrzehnten.  Die  Beengt- 
heit des  Kommunalabgabenwesens  hat  früher  die  Städte  nicht  selten 
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gezwungen,  gelegentlich  auch  zur  Deckung  ordentlicher  Ausgaben 
zu  jenem  Mittel  zu  greifen.  Des  näheren  zu  untersuchen,  wann  die 
Aufnahme  von  Anleihen  als  gerechtfertigt  gelten  darf  und  wann  nicht, 
ist  hier  nicht  der  Ort.  I)ur  das  sei  noch  bemerkt,  daß  das  erheb- 
liche Anwachsen  der  Eommunalschulden  in  den  80er  und  90er  Jahren 
des  vorigen  Jahrhunderts  zumeist  eine  durchaus  gesunde.  Erscheinung 
ist  Einmal  sorgen  schon  die  gesetzlichen  Bestimmungen^)  und  das 
Erfordernis  der  staatlichen  Genehmigung  für  die  Aufstellung  und 
Einhaltung  eines  angemessenen  Amortisationsplanes,  sodann  aber  sind 
gerade  in  den  letzten  20  Jahren  die  Anleihen  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  ein  Mittel  zur  Begründung  dauernder  Einnahme- 
quellen geworden,  indem  mit  ihrer  Hilfe  städtische,  auf  dauernde 
Einnahmebeschaffang  gerichtete  Betriebe  und  Anlagen  ins  Leben  ge- 
rufen wurden. 

Auch  Erfurt  hat  am  Beginne  des  19.  Jahrhunderts  keine  städtische 
Schuld  gehabt.  Wie  hätte  sich  eine  solche  auch  mit  dem  Begriffe 
der  „Königlichen '^  Stadtkasse  vereinbaren  lassen !  Und  ebenso  waren 
in  den  Jahren  1806  bis  1814  die  Franzosen  vorsichtig,  genug,  die 
Anleihen,  die  zur  Deckung  der  Kriegskontributionen  (außer  den 
Extrasteuern)  nötig  wurden,  nicht  von  der  „Kaiserlichen*^  Stadtkasse 
aufiaehmen  zu  lassen,  sondern  zu  diesem  Zwecke  eine  besondere 
„Bürgerkasse*^  zu  errichten^,  deren  Kredit  auf  die  Solidarhaft 
der  Bürger  gegründet  war.  Die  Bürgerschaft  mußte  ihr  Privat- 
vermögen verpfänden,  jeder  Bürger  wurde  pro  rata  Mitschuldner. 
Zwar  ließ  die  Ausstattung  der  Bürgerkasse  mit  eigenen  Einnahmen 
(25%  Zuschlag  zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer)  auch  später  einen 
Regreß  auf  die  einzelnen  Bürger  nicht  nötig  werden;  aber  trotzdem 
wurde  das  Prinzip  der  Solidarhaft  insofern  aufrechterhalten,  als  wohl- 
habendere Bürger  aus  der  Stadtgemeinde  nicht  scheiden  durften, 
bevor  sich  nicht  andere  leistungsfähige  Bürger  bereit  erklärt  hatten, 
an  ihrer  Stelle  die  Haftpflicht  zu  übernehmen.^)  Endgültig  wurde 
erst  1835  zugleich  mit  der  Aufhebung  der  Bürgerkasse  deren  Schuld 
in  eine  städtische  verwandelt. 

In  den  Jahren  1807  bis  1814  —  oder  richtiger,  da  einige  aus 
der  Kriegszeit  herrührende  Forderungen  erst  später  liquid  wurden: 
bis  1820  —  sind  an  verzinslichen  Kriegsschulden  aufgenommen  worden 


')  Vgl.  oben  S.  137. 

«)  Vgl.  oben  S.  40  und  108. 

«)  Vgl.  Erf.  Arch.  Vk,  Nr.  49,  Vol.  1. 
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308  860  Rtlr.  (926  660  Mk.)  und  zwar  in  Form  von  Schuldverschrei- 
bungen auf  den  Inhaber.^)  Der  Zinsfuß  war  6%,  doch  wurden 
in  den  Jahren  1821  und  folgende  die  6prozentigen  Kapitalien  in 
4prozentige  konvertiert.  1833  wurde  die  noch  vorhandene  Kriega- 
schuld,  soweit  sie  in  Obligationen  bestand^),  von  der  städtischen 
Sparkasse  übernommen.  Der  sorgfaltigen  Verwaltung  der  Bürger- 
kasse durch  die  Bürgerdeputation  gelang  es,  die  Kriegsschuld  bis 
zum  Jahre  1827  auf  439  206  Mk.  zu  reduzieren  ') ;  die  Konvertierung 
in  4prozentige  Obligationen  war  bereits  1825  vollständig  beendigt. 
1843  wurde  der  Zinsfuß  der  Obligationen  auf  3^$  %  herabgesetzt. 
Die  Kriegsschuld  ist  endgültig  erst  im  Jahre  1878  aus  den  Mitteln 
der  damaligen  1^/^  Millionen  -  Anleihe  getilgt  worden. 

In  übrigen  hat  sich  die  städtische  Schuld  wie  folgt  entwickelt: 
es  betrug 


• 

die 

die  eigentliche 

die 

im 
Jahre 

Kriegsschuld 

Kämmereischnld 

Geeamtschuld 

• 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1827 

439  205 

27000 

466205 

1830 

377  196 

30000 

407  196 

1835 

319981 

130000 

450  529 

1840 

219  931 

146000 

366  829 

1845 

198031 

152400 

350431 

1850 

189606 

278  073 

467  679 

1856 

172956 

275790 

448746 

1861 

? 

388  875 

1864 

160950 

207  450 

368400 

1870 

160350 

266550 

426900 

1875 

157350 

I  834  627 

1  991  977 

1878 

151  350 
Konsolidation 

I  774  054 

I  925  404 

*)  Ihr  (anscheinend  niedrigster)  Kurs  war  im  Jahre  1818  90^/0. 
')  Daneben  existierte  noch  ein  Bankanlehen  von  15000  Mk.  zu  3®/o. 
')  Nach  einer  amtlichen  Nachweisung  sind  in  den  Jahren  1821  bis  inkl.  1827 
aus  der  Bürgerkasse  folgende  Zahlungen  geleistet  worden: 


1.  Verzinsung  der  Kriegsschuld 

2.  Tügung 

3.  Erwerb  eines  Hauses     .    .     . 

4.  Vorschuß  an  die  Stadtkasse  . 

5.  Dgl.  an  die  evang.  Schulkasse 

6.  Für  neue  Feuerlöschgerätschaften 

7.  Zur  Verschönerung  eines  Platzes 

8.  Straßenbeleuchtung  (7  J  ahrel) 


180300  Mk. 

375155  « 

15000  „ 

12000  „ 

6000  „ 

13395  r 

4281  ^ 

18273  „ 


in  Summa  624  384  Mk. 
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• 

die 

im 

Gesamtachuld 

Jahre 

Mk. 

1880 

2  367  240 

1885 

3  789  480 

1889 

3936000 

1894 

4  673  785 

1897 

4  827  960 

1900 

8  552  926 

1903 

II  546051 

Auf  den   Kopf  der  BevölkeruDg  entfiel  danach  an   städtischer 
Schuld : 


1827 

17,00  Mk. 

1864 

9,18  Mk. 

1897: 

60,00  Mk. 

1835: 

16,44  n 

1875: 

41,50  „ 

1900: 

100,60  „ 

1845: 

11,70  « 

1880 

44,45  n 

1903: 

129,73  n 

1856 

13,00  » 

1889: 

:   56,23  „ 

Der  Zinsfuß^  bis  etwa  1821  5^/o  betrageDd,  stand  vom  Jahre 
1824  ab  Torwiegend  auf  4^0  (Anfang  und  Mitte  der  30er  Jahre 
finden  sich  teilweise  sogar  nur  3%).  Von  1843  ab  überwiegt  der 
Zinsfaß  S^s*  Der  Zinsfuß  der  von  1873  ab  aufgenommenen  Anleihen 
ergibt  sich  aus  der  Tabelle  auf  Seite  186. 

In  der  obigen  Zusammenstellung  läßt  sich  deutlich  erkennen,  wie 
die  Eommimalschuld  bis  1870  stagniert,  dann  aber  von  1870  auf  1875 
auffallend  anschwillt.  Bis  1872  bestand  die  eigentliche  Eämmerei- 
schuld  fast  nur  aus  schwebenden  Schulden,  deren  Gläubiger  im 
wesentlichen  allein  die  städtische  Sparkasse  war:  Schulden,  die 
jederzeit  zurückgezahlt  werden  konnten  und*  die  nur  zur  laufenden 
Balanzierung  des  Haushalts  aufgenommen  waren,  um  vorübergehend 
erhöhte  Bedürfnisse  ohne  Steueryermehrung  zu  befriedigen.  Die  glück- 
liche Entwicklung  des  wirtschaftlichen  Lebens  nach  dem  Kriege  und 
die  außerordentlichen  Aufgaben,  die  daraus  der  Stadtverwaltung  er- 
wuchseU;  machten  eine  erheblich  stärkere  Zuhilfenahme  des  Kredites 
notwendig,  um  so  mehr,  als  man  bis  dahin  überhaupt  in  dem  Be- 
streben, sich  so  sparsam  als  möglich  durchzuschlagen,  etwas  zu  weit 
gegangen  war  und  Versäumnisse  nachzuholen  hatte.  Andererseits  war 
es  gerade  angesichts  dieser  Notwendigkeit  ein  großer  Vorteil,  daß 
durch  die  bisherige  sparsame  Verwaltung  die  alte  Kriegsschuld  er- 
heblich reduziert  war  und  infolgedessen  die  finanzielle  Kraft  der  Stadt 
sich   imgehindert   den   neuen  Aufgaben    widmen  konnte.     Erst  jetzt 


II       J 


im 
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beglDnen  die  fundierten  Stadtschulden.  Abgesehen  von  der  beim 
Beichsinvalidenfonds  aufgenommenen  Anleihe  von  1873  handelt  es 
sich  auf  der  Tabelle  (Seite  186)  um  Obligationenanleihen.  Der 
öffentliche  Kredit  wird  in  Anspruch  genommen.  Verzinsung  und 
Tilgung  geschieht  nach  einem  genauen  vorher  aufgestellten  Plane; 
den  Gläubigem  steht  kein  Kündigungsrecht  zu;  die  Schulden  sind 
langfristige,  3  bis  4  Jahrzehnte  laufend.  Zu  ihrer  Aufnahme  bedarf 
es  eines  besonderen  Privilegs.  Daneben  bleiben  auch  jetzt  noch 
schwebende  Schulden  in  geringerer  Höhe  und  mit  kürzerer  Tilgungs- 
frist, fast  nur  bei  der  städtischen  Sparkasse  aufgenommen,  üblich. 


II. 

Um  von  dem  städtischen  Schuldenwesen  ein  richtiges  Bild 
zu  bekommen,  ist  es  nötig,  das  Aktivvermögen  der  Stadt  zum 
Vergleich  heranzuziehen.  Erfurt  gehört,  wiiB  erwähnt,  nicht  zu  den- 
jenigen Städten,  welche  von  alters  her  großes  Kapital-  und  Grund- 
vermögen ihr  eigen  nennen  können.  Vielmehr  war  die  Stadt  vorzugs- 
weise auf  die  Steuerkraft  der  Bevölkerung  angewiesen  uud  hat  erst 
nach  und  nach  durch  weise  Sparsamkeit  Kapitalien  angesammelt  und 
Grundvermögen  erworben. 

Die  Aktivkapitalien  der  Stadtkasse  —  ursprünglich  aus  den 
Kapitalien  der  Dotation  bestehend,  allmählich  vermehrt  durch  Ent- 
schädigungskapitalien, ferner  durch  Kapitalien,  die  zur  Ablösung  von 
B.enten  gezahlt  wurden,  durch  Veränderung  städtischen  Grundbesitzes 
u,  dgl.  —  betrugen: 


1827 

58  700  Mk. 

1830: 

78191  „ 

1835 

97  241  n 

1840 

106830  „ 

1845 

265  143  „ 

1850 

255  276  Mk. 

1856. 

335682  „ 

1864: 

538867  „ 

1870 

534478  „ 

In   der   gleichen  Zeit   ist   der  Wert   der    kommunalen  Grebäude 
nach  der  Feuerversicherungssumme  wie  folgt  gestiegen : 

1830:    ioi7ooMk.       1840:  115  830  Mk.    .   1852:30373531k.        1868:  463300  Mk. 
1835:    105000    „  1847:  197565    „  1858:  365742    „  1872:  813420    „ 

Einen  genaueren  Einblick  in  den  Vermögens-  und  Schuldenstand 
der  Stadt  ermöglichen  einige  besondere  amtliche  Nachweisungen  (unten- 
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steheDde  Tabelle).    Leider  geben  die  Verwaltungsberichte  aus  der  Zeit 
zwischen  1874  und  1897  keine  Nachweisungen  von  gleicher  Ausfuhr- 


1851 
Mk. 

1859 
Mk. 

1869 
Mk. 

1874 
Mk. 

1897 
Mk. 

1903 
Mk. 

Aktiva: 

Grundbesitz 

Gerechtigkeiten,   stän-) 
difi^e  Zinsen,  Renten,  l 
Erbpachtffelder   (ka- 1 
pitalisiertj                  ) 

JSlommunalgebäude     .    . 

Aktivkapitalien ,      Be-  \ 
triebs-,  Emeuerungs-  > 
und  Reservefonds       | 

Rathaus-ßaufonds  .    .    . 

Stadterweiterungsfonds  \ 
(Entfestigungstonds)   / 

Städtisches    Wasserwerk 

Städtisches  Schlachthans 

Städt.   Elektrizitätswerk 

Museum,  ethnograph.  u."! 
Altertumssammlungen,  > 
Volksbibliothek            | 

Städt.  BibHothek^  Mo-  \ 
biliar  u.  Materialien- 1 
bestände    der   städt.  | 
Anstalten                    ) 

480780 
380625 

349  1 10 
258609 

618894 
441  882 

349  785 
370881 
207  672 

7350 

589007 

I  219017 

568719 
I  255  978 

660  223 

358  395 

I  194474 
3  002  347 

I  109576 

I  000  150 

6  296  686 
I  685  045 

3  169076 

I  418  073 
608196 

666510 

< 

893423 

952344 

8309091 

2  802  834 

3  552  941 

1649491 
670  242 

I  360  122 
>  I  431  295 

Passiva: 
•Städtische  Schulden  .    . 

I  469  124 
470  679 

I  996  464 
412344 

3  632  721 
366900 

5215439 
I  862  543 

15  953  312 
6821  170 

21  621  784 
II  546051 

lichkeit.  Aus  der  Tabelle  ist  zu  ersehen,  wie  die  Anleihemittel  vor- 
zugsweise zu  neuen  KommunalgebäudeD,  zu  industriellen  Anlagen  und 
zur  Bildung  des  Entfestigungsfonds  gedient  haben.  Letzterer  Fonds 
(auch  ,,Stadterweiterungsfonds^^)  enthält  namentlich  das  bei  der  Ent- 
festigUDg  von  der  Stadt  erworbene  frühere  Festungsterrain  und  einige 
dazu  erworbeoe  Grundstücke,  die  die  Stadt  als  Bauterrain  wieder 
verkaufen  will.  Auf  der  Tabelle  ist  bei  den  Wertangaben  teils  der 
Feuerversicherungswert,  teils  ein  durch  besondere  Abschätzung  ge- 
wonnener Wert  (Gebäude)  io  Ansatz  gebracht;  vom  Grundbesitz,  von 
dauernden  Nutzungsrechten  ist  meist  der  Kapital  wert  zum  25  fachen 
Betrage  der  Jahresreute  angenommen;  Aktivkapitalien  sind  zum 
Nominalbetrage,  als  Kapitalwert  der  industriellen  Anlagen  ist  das 
Anlagekapital   nach    Abzug   der   getilgten   Beträge    angesetzt.     Das 


—     189     — 

Vermögen  der  evangelischen  milden  Stiftungen  ist  auf  der  Tabelle 

nicht   mit   angegeben,    es   betrug  (Grund-  und  Gebäudebesitz  und 

Aktivkapitalien) : 

1897:        2387713  Mk. 

1903:        3204366    „ 

Vergleicht  man  mit  diesen  summarischen  Vermögensnachweisungen 
die  Höhe  der  städtischen  Schulden,  so  kann  die  Stadt  Erfurt  nur 
als  mäßig  verschuldet  angesehen  werden,  und  dieses  Resultat  wird 
man  bestätigt  finden,  wenn  man  die  Schuldenlast  anderer  Städte  ver- 
gleicht.^) Bei  der  gegebenen  Gegenüberstellung  von  Vermögen  und 
Schulden  ist  noch  zu  beachten,  daß  der  Wert  des  Grundvermögens 
offenbar  zu  niedrig  angesetzt  ist;  im  freien  Verkehr  würde  dasselbe 
zweifellos  beträchtlich  höher  bewertet  werden.  Die  Fläche  des  Grund- 
eigentums der  Stadtgemeinde  Erfurt  betrug  1901  im  ganzen  373,83  ha, 
davon  innerhalb  des  Stadtbezirkes  192,90  ha,  außerhalb  desselben 
180,93  ha.  Außerdem  standen  unter  städtischer  Verwaltung  Stiftungs- 
grundstücke von  insgesamt  273,64  ha,  wovon  innerhalb  des  Stadt- 
bezirkes 173,63  ha  und  außerhalb  100,01  ha  lagen.  Endlich  ist  noch 
in  Erwägung  zu  ziehen,  daß  ein  erheblicher  Teil  der  städtischen 
Schuld  auf  industrielle  Anlagen  entfällt,  die  sich  selbst  erhalten. 
Es  betrug: 


1880 
Mk. 


1886 
Mk. 


1892 
Mk. 


1897 
Mk. 


1900 
Mk. 


1903 
Mk. 


Die  gesamte  städtische 
Schald 

Davoii  entfiel  auf  die  sich 
selbst  erhaltenden  in- 
dustriellen Anlagen 
der  Stadt 

So  daß  all  eigentliche 
Kämmereischuld  übrig 
blieben 


2  367  240 


i  682  946 


684  294 


3  789  480 


I  926  849 


I  862631 


4  070  558 


I  758  649 


2  311  908 


6821  169 


I  993  209 


4  827  960 


8  552  926 


2612  101 


5  940  825 


II  546051 


3805051 


7  741  000 


*)  Wir  müssen  dafür  auf  das  „Jahrbuch  deutscher  Städte"  verweisen. 


n 
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III.  Kapitel. 

Die  Kommunalabgaben. 


I. 

Vor  der  VerleihuDg  der  Selb8tverwaltung  traten,  wie  wir 
sahen,  unter  den  Einnahmen  der  Stadtverwaltung  die  Steuern  wenig 
hervor.  Zahlreiche  Gerechtigkeiten  und  Gefalle,  aus  einer  weit 
zurückliegenden  Vergangenheit  herrührend,  und  daneben  Zuschüsse 
aus  der  Staatskasse  —  als  Ersatz  für  den  vom  Staat  annektierten 
Grundbesitz  der  Gemeinde  —  hatten  vornehmlich  den  Bedarf  zu 
decken.  Hierin  trat  alsbald  nach  dem  Beginne  der  Selbstverwaltung 
ein  Wandel  ein,  äußerlich  gekennzeichnet  durch  die  Einführung  eines 
Kommunalzuschlages  zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer.  Fortan  war  das 
städtische  Finanzwesen  vorzugsweise  auf  Steuern  basiert.  Sie  waren 
und  sind  diejenige  Einnahmequelle,  die  sich  am  ehesten  dem  Bedarf 
anpassen  läßt;  ohne  sie  hätten  die  Städte  den  unaufhörlich  wachsen- 
den Aufgaben  der  Gemeindeverwaltung  nicht  gerecht  werden  können. 

In  Erfurt  war  das  Verhältnis  der  Kommunalsteuem  zu  den 
ordentlichen  Gesamteinnahmen,  in  Prozenten  ausgedrückt,  ungefähr 
das  folgende: 


1826: 

630/0 

1840 

40  »/o 

1865 

57% 

1870 

46  »/o 

1880: 

53% 

1890 

54% 

1900 

60% 

Daß  in  den  Jahren  1870  bis  1900  der  Anteil  der  Gemeinde- 
steuern an  den  ordentlichen  Gesamteinkünften  nicht  in  stärkerem 
Maße  gestiegen  ist,  hat  seinen  Grund  in  der  gleichzeitigen  Entwick- 
lung der  Einnahmen  aus  den  kommunalen  Gewerbebetrieben. 

Für  die  weiteren  Erörterungen  diene  uns  die  nebenstehende 
Tabelle  als  Ausgangspunkt.     Aus  ihr   ergibt  sich  zunächst  zweierlei: 

Erstens  finden  wir  in  der  Zeit  von  1825  bis  1900  eine  Steige- 
rung der  Steuerleistung  der  Bevölkerung  von  4  Mk.  pro  Kopf  auf 
mehr  als  24  Mk.  Bis  1870  sind  die  Veränderungen  unerheblich,  der 
auf  den  Kopf  der  Zivilbevölkerung  entfallende  Gemeindesteuerbetrag 
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schwankt  zwischen  4  Mk.  und  6,70  Mk.  Innerhalb  des  Zeitraumes 
von  1870  auf  1876  erfolgt  ein  plötzliches  Anschwellen  des  Betrages 
auf  das  Doppelte,  und  von  da  ab  läßt  sich  eine  stetige  Zunahme  be- 
obachten, die  besonders  stark  ist  in  dem  Jahrfünft  1896  bis  1900 
(von  16,13  bis  24,43  Mk.). 


Jahr 


Direkte  Steuern 


Indirekte  Steuern 


1821 

1823 

1824 

1829 
1835 

1848 
1851 


1857 


1864 


1872 

1875 
1876 
1880 
1886 

1893 

1895 


1901 


„Armensteaer"  an  Stelle  der  seitherigen 
„freiwilligen  Beiträge"  zur  Armenkasse. 


Aufhebung  des  alten  Kealgeschosses. 
Kommunalgrundsteuer  eingeführt. 

Klassensteuer  als  Staatssteuer.  Progres- 
siver Kommunalzuschlag  zur  Klassen- 
steuer. 

Als  Staatssteuer  tritt  an  Stelle  der 
Klassensteuer  die  Klassen-  und  klassi- 
fizierte Einkommensteuer.  Gleich- 
mäßiger Kommunalzuschlag  zu  ihr  ein- 
geführt.   Aufhebung  der  Armensteuer. 

Der  Zuschlag  zur  Klassen-  und  klassi- 
fizierten Einkommensteuer  wird  durch 
die  „allgemeine  Kommunal-Einkommen- 
steuer"  ersetzt. 

Aufhebung  der  Kommunalgrundsteuer. 
Staats-    Grund-    und    Gebäudesteuer. 
Kommune      durch     Staatsrente     ent- 
schädiget. 

„Gemeinde-Einkommensteuer^  an  Stelle 
aer  allgemeinen  Kommunal-£inkommen- 

Steuer. 

Kommunalzuschlag  zur  Gebäudesteuer. 

Kommunalzuschlag  zur  Gebäudesteuer 
aufgehoben. 

Kommunalzuschlag    zur    Grund-    und 
Gebäudesteuer  (bis  1895). 

Inkrafttreten    des   Kommunalabgaben- 
gesetzes:  Gebäude- j   Grund',  Gewerbe- 
und  Betriebssteuer  werden  der  Kommune 
überwiesen. 


Mahl-  u.  Schlachtsteuer  als  Staats- 
steuer. Kommunalzuschlag  y .  25%. 


Kommunalzuschlag  zur  Braumalz- 
Steuer.^) 

Hundesteuer. 


Aufhebung  der  Mahl-  u,  Schlacht- 
steuer. 


Bierimportsteuer. 
Wanderlagersteuer. 


Lustbarkeitssteuem, 
Umsatzsteuer. 


Bülettsteuer. 
Warenhaussteuer. 


')  Die  in  Schrägschrift  gedruckten  Steuern  werden  noch  gegenwärtig  erhoben. 
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Zweitens:  ein  Vergleich  der  direkten  mit  den  indirekten 
Steuern  beweist,  daß  der  Schwerpunkt  des  kommunalen  Steuerwesens, 
der  noch  1845  in  der  indirekten  Besteuerung  lag,  von  1850  ab 
bei  den  direkten  Steuern  zu  suchen  ist.  Die  Ursache  für  diese 
plötzliche  Verschiebung  bildet  die  Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer (bzw.  des  Zuschlages  zu  ihr),  an  deren  Stelle  dann  eine  direkte 
Einkommensteuer  tritt.  Auch  das  Anschwellen  der  durchschnittlichen 
Steuerleistung  der  Einwohner  in  den  letzten  30  Jahren  tritt  in  weit 
überwiegendem  Maße  bei  den  direkten  Steuern  hervor,  während 
die  Durchschnittsleistung  an  indirekten  Steuern  im  Vergleich 
dazu  nur  unerheblich  zugenommen  hat.  —  Mit  dem  Letztgesagten  ist 
zugleich  die  Kichtung  angedeutet,  die  für  den  weiteren  Ausbau  der 
Gemeindebesteuerung  in  erster  Linie  wird  ins  Auge  gefaßt  werden 
müssen:  eine  stärkere  Inanspruchnahme  der  indirekten  Steuern. 
Wir  kommen  darauf  noch  zurück. 

Über  die  geschichtliche  Entwicklung  der  nach  Verleihung  der 
Selbstverwaltung  bis  zur  Gegenwart  in  Erfurt  erhobenen  Gemeinde- 
steuern vergleiche  man  die  Skizze  auf  Seite  192. 


II.  Die  indirekten  Steuern. 

1.   Der  Zuschlag  zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer. 

Mit  der  Einführung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  30.  Mai  1820  ^)  fiel  die  alte  von  Kurmainz  herüber- 
genommene Accise  '^)  fort.  Auch  die  in  französischer  Zeit  ins  Leben 
gerufene  Simplensteuer  ^),  welche  dann  zur  Verzinsung  und  Tilgung 
der  Kriegsschuld  für  Rechnung  der  Bürgerkasse  weiter  erhoben  wurde, 
gelangte  damit  zur  Aufhebung.  Als  Ersatz  erhielt  die  ßürger- 
kasse  vom  Jahre  1821  ab  einen  26  %- Kommunalzuschlag  zur 
staatlichen  Mahl-  und  Schlachtsteuer.  Daneben  wurde  vom  1.  Oktober 
1824  ab  zur  Stadtkasse  ein  weiterer  Zuschlag  von  12^2  ^/o  ^^' 
hoben,  der  in  den  Etats  als  „Extrasteuer  zur  Deckung  des  Ausfalls*' 
figuriert  (gemeint  sind  die  Ausfalle  an  den  alten  Gerechtigkeiten  und 
Gefällen    und  an  den  Dotationsgegenständen).     Als  1833  die  Rech- 


')  Vgl.  oben  S.  142. 
«)  Vgl.  oben  S.  67  ff. 
3)  Vgl.  oben  S.  75  ff. 

XLV.  13 
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nung  der  Bürgerkasse  mit  der  der  Stadtkasse  vereinigt  wurde,   floß 
der  gesamte  Zuschlag  von  37  Vs  %  in  die  Stadtkasse. 

Der  Zuschlag  wurde  von  allen  durch  die  Stadttore  eingeführten 
Mühlenfabrikaten,  Back-,  Fleisch-  und  Fettwaren  erhoben,  welche 
vom  klassensteuerpflichtigen  Inlande  oder  vom  zoUvereinsländischen 
Auslande  kamen  und  der  staatlichen  Mahl-  und  Schlachtsteuer  unter- 
lagen. Nicht  betroffen  wurden  diejenigen  Mühlenfabrikate,  Back-, 
Fleisch-  und  Fettwaren,  welche  aus  anderen  mahl-  und  schlachtsteuer- 
pflichtigen Städten  der  Monarchie  mit  Versendungsscheinen  eingingen 
oder,  sofern  sie  über  die  gemeinschaftliche  Zollinie  kamen,  bereits 
mit  dem  Grenzeingangszolle  belegt  waren. 

Nach  einer  amtlichen  Notiz  belastete  im  Jahre  1844  die 
Schlachtsteuer  in  Erfurt  jedes  Pfund  Fleisch  mit  einer  Durch- 
schnittssteuer von  4^/2  Pfennig. 

Seit  dem  Jahre  1836  machte  sich  in  der  Bürgerschaft  gegen  die 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  eine  lebhafte  Agitation  geltend.  Zunächst 
baten  die  Fleischer-,  Bäcker-  und  Müllergewerke  1835  in  einem  Ge- 
suche die  städtischen  Behörden,  bei  der  Kgl.  Regierung  die  Auf- 
hebung der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  und  statt  dessen  die  Einfuhrung 
der  Klassensteuer  zu  beantragen.  Als  Nachteile  der  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  führten  sie  an:  1.  Verteuerung  der  nötigsten  Lebens- 
mittel und  daher  Schädigung  der  drei  Gewerkschaften  in  ihrem  Ver- 
dienst, 2.  die  verhältnismäßig  stärkere  Belastung  der  Unbemittelten 
im  Vergleich  zu  den  Bemittelten,  3.  die  entsittlichende  Wirkung  der 
Steuer  (Anreiz  zu  Defraudationen).  Dagegen  beriefen  sich  die  Stadt- 
verordneten auf  die  lange  Gewohnheit,  sowie  auf  die  Leichtigkeit  und 
ünvermerktheit  der  Erhebung  und  lehnten  das  Gesuch  ab.  Weitere 
Vorstellungen  der  drei  Gewerke  bei  der  Regierung,  sogar  bei  dem 
König,  hatten  den  gleichen  Mißerfolg.  Aber  der  Widerspruch  gegen 
die  Steuer  ging  doch  so  weit,  daß  sich  1843  aus  zahlreichen 
Bürgern  ein  „Petitionsverein  zur  Aufhebung  der  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer in  Erfurt"  bildete.  Schließlich  führte  die  politische  Bewegung 
des  Jahres  1848,  welche  sich  in  Erfurt  bis  zu  einem  Straßenkampf 
am  24.  November  1848  steigerte,  zur  Aufhebung  der  Steuer.  Der 
entscheidende  Beschluß  der  städtischen  Körperschaften  wurde  übereilt 
gefaßt,  ehe  man  nur  einmal  festgestellt  hatte,  welchen  Ersatz  nach 
Höhe  und  Steuerart  der  Staat  in  Anspruch  nehmen  und  wie  die 
Kommune  ihren  Ausfall  decken  werde.  Mit  Bestürzung  sah  man 
sich  vor  die  Notwendigkeit  gestellt,  durch  eine  neue  Steuer  mehr  als 
60  000  Taler  jährlich  —  einschließlich  das  an  den  Staat  als  Ersatz 
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zu  zahlende  Kontingent  —  aufzubringen.  Vom  1.  Oktober  1848  ab 
wurde  nach  Maßgabe  des  Abgabengesetzes  vom  30.  Mai  1820  die 
Klassensteuer  mit  einem  progressiven  Kommunalzuschlage  erhoben. 

Interessant  ist  es  zu  sehen,  wie  der  Gemeinderat  schon  im  Jahre 
1861  der  Frage  näher  tritt,  ob  nicht  die  Mahl-  upd  Schlachtsteuer 
wieder  einzufuhren  sei.  Man  machte  als  indirekten  Nutzen  der 
Schlachtsteuer  geltend,  daß  sie  die  Metzger  veranlaßt  habe,  besonders 
gutes  Schlachtvieh  einzuführen,  da  die  Steuer  in  der  Kegel  pro  Stück 
und  Gewicht  ohne  Rücksicht  auf  die  Qualität  erhoben  sei.  Femer 
habe  die  Steuer  auch  die  Militärpersonen  und  die  in  der  Stadt  an« 
wesenden  Fremden,  die  durch  eine  direkte  Kommunalsteuer  nicht 
betroffen  würden,  zu  den  Gemeindelasten  herangezogen.  Es  wurden 
Ermittelungen  angestellt,  ob  die  Brot-  und  Fleisßhpreise  nach  Ab- 
schaffung der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  im  richtigen  Verhältnisse  ge- 
sunken seien,  und  zwar  verglich  man  die  Brot-  und  Fleischpreise 
vom  April  1844  und  August  1851,  „da  zu  beiden  Zeiten  die  Frucht- 
preise gleich  gewesen  sind,  nach  den  Preisen  der  Früchte  als  haupt- 
sächlichstem Futter  für  das  Schlachtvieh  aber  sich  vorzugsweise  die 
Fleischpreise  richten,  mithin  die  Preisdifferenz  fast  lediglich  der 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  zuzuschreiben  sei'^  Es  kostete  durch- 
schnittlich 

im  April  1844: 
der  Scheffel  Roggen    .    .    .     i  Tlr.  24  Sgr.  3  Pfg. 

2    «       4    «     8     » 


„  „        Weizen    . 

das  Pfund  Schwarzbrot 
„         „      Weißbrot    . 
^         „      Semmel  .    . 
„         „      Bindfleisch 
„         „      Kalbfleisch . 
„        „      Hammelfleisch 
Schweinefleisch 


II 

1  «     3 

2  »     6     „ 


n 


n 


3  n  6 

2  „  4 

3  „  — 

4  «  — 


n 


n 


im  Augast 

1851: 

I  Tlr.  25  Sgr. 

II  Pfg. 

2      «          In 

I     » 

10     » 

l      n 

I      n 

I      n 

6      n 

3      „ 

n 

I      n 

8      n 

2      „ 

2      n 

3      n 

3      n 

Übrigens  blieb  es  bei  der  Aufhebung. 

Noch  einmal  ist  die  Einführung  einer  Kommunalschlachtsteuer 
1881  in  Erwägung  gezogen  worden,  als  ein  von  der  Regierung  dem 
Landtag  vorgelegter  Gesetzentwurf,  betr.  die  Qemeindeabgaben,  auch 
die  Wiedereinführung  der  Schlachtsteuer  ins  Auge  gefaßt  hatte.  Die 
in  Erfurt  geplante  Steuer  würde  das  Pfund  Fleisch  durchschnittlich 
mit  1^2  Pfennig  belastet  haben. 

2.   Der  Zuschlag  zur  Braumalzsteuer. 

Als  zur  Entschädigung   der  vormaligen   Biereigen  vom   1.  Juli 

1824  ab  ein  Ablösungs verfahren   eingeleitet  wurde,   führte  man  zur 

13* 
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Aufbringung  der  erforderlichen  jährlichen  Entschädigungssumme  einen 
Kommunalzuschlag  zur  staatlichen  Braumalzsteuer  ein.  Die  Staats- 
steuer wurde  nach  dem  Gesetz  vom  28.  Februar  1819  mit  20  Sgr. 
pro  Zentner  Braumalz  erhoben.  Der  Kommuualzuschlag  betrug  40  ^^^ 
also  8  Sgr.  pro  Zentner;  er  wurde  durch  die  staatlichen  Organe  für 
Rechnung  der  Staatskasse  miterhoben  gegen  eine  Hebegebühr  Ton 
1  ^Iq,  die  vom  1.  Januar  1851  ab  auf  S^o  erhöht  wurde.  Der  Zu- 
schlag betraf  nur  in  Erfurt  verwendetes  Braumalz,  aber  nicht  ein- 
geführte Biere.  Nach  Tilgung  der  zur  Ablösung  der  Biereigenrechte 
aufgebrachten  Entschädigungskapitalien  wurde  1847  von  der  Aufsichts- 
behörde die  Forterhebung  des  Zuschlages  in  der  alten  Höhe  —  pro 
Zentner  ßraumalz  80  Pf.  oder  40^0  der  Staatssteuer  —  genehmigt. 
Erst  von  diesem*  Jahre  ab  kamen  die  Erträge  eigentlich  der  Ge- 
meindeverwaltung zu  gute,  bis  dahin  flössen  sie  in  einen  besonderen 
Ablösungsfonds.  Vom  1.  April  1888  ab  wurde  der  Zuschlag  auf 
50  ^If^  erhöht.  Übrigens  ist,  wie  die  Tabelle  zeigt,  dieser  Zuschlag 
die  einzige  Gemeindesteuer,  die  von  1824  ab  bis  zur  Gegenwart  nach 
fast  unveränderten  Grundsätzen  erhoben  worden  ist. 

3.  Die   Bierimportsteuer. 

Diese  Steuer  wird  seit  dem  15.  April  1875  von  dem  in  die 
Stadt  eingeführten  Biere  mit  65  Pf.  pro  Hektoliter  erhoben.  Von 
der  Steuer  befreit  ist  (bzw.  wird  die  bereits  entrichtete  Steuer  wieder 
zurückerstattet):  1.  Bier,  welches  in  Mengen  von  weniger  als  10  Litern 
eingeführt,  und  2.  Bier,  welches  durch  Erfurt  nur  durchgeführt  wird. 

4.  Die   Hundesteuer. 

Die  während  der  französischen  Herrschaft  1809  ins  Leben  ge- 
rufene Hundesteuer  (pro  Hund  1  Tlr.)  war  mit  dem  Ende  der  Fremd- 
herrschaft wieder  aufgehoben  worden.  1829  beschloß  man,  sie  von 
neuem  einzuführen,  „nicht  in  der  Absicht,  eine  Finanzspekulation  zu 
machen,  sondern  weil  die  Sucht  Hunde  zu  halten  zu  einem  allgemein 
gefühlten  polizeilichen  Ubelstande  ausgeartet  war^^  Der  jährliche 
Steuersatz  wurde 


1829 

auf 

4,50  Mk. 

1854 

n 

6,-  „ 

1869 

n 

9, 

1892 

n 

15,    „     and 

1895 

n 

20,—  „ 

bemessen.    Hunde,   welche   entweder  zur  Bewachung  oder  zum  Ge- 
werbebetriebe unentbehrlich  sind,  bleiben  steuerfrei. 
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6,   Die   Wanderlagersteuer. 

Nach  dem  Gesetz  vom  27.  Februar  1880  hat  jeder,  der  außer- 
halb seines  Wohnortes  und  ohne  Begründung  einer  gewerblichen 
Niederlassung  die  Waren  eines  Wanderlagers  von  einer  festen  Yer- 
kaufsstätte  aus  feilbieten  will,  vom  1.  April  1880  ab  —  neben  und 
unabhängig  von  der  Steuer  für  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  — 
in  jedem  Orte,  an  welchem  er  das  Geschäft  betreibt  oder  durch  einen 
daselbst  einheimischen  Verkäufer  oder  Auktionator  betreiben  läßt, 
zugunsten  der  Gemeindekasse  eine  Steuer  zu  entrichten.  Dieselbe 
betrug  in  Erfurt  für  jede  Woche  des  Wanderlagerbetriebes  40  Mk. 
und  ist  durch  das  Gewerbesteuergesetz  vom  24.  Juni  1891  (§  1)  in 
Städten  mit  mehr  als  60000  Einwohnern  vom  1.  April  1893  ab  auf 
50  Mk.  erhöht  worden.  Die  Erträge  sind  höchst  geringfügig,  finanzielle 
Interessen  kommißn  bei  dieser  Steuer  gar  nicht  in  Frage. 

6.  Die  Lustbarkeitssteuern. 

Diese  Steuern  werden  vom  Jahre  1895/96  ab  auf  Grund  der 
Ordnung  vom  24.  Juni  1895  erhoben.  Schon  vorher  waren  „für  die 
Erlaubnisscheine  zum  Konzert-  und  Tanzhalten^^  Gebühren  zu  ent- 
richten, welche  bei  der  Armenverwaltung  vereinnahmt  wurden  und 
ziemlich  bedeutende  Erträge  lieferten.  Den  Lustbarkeitssteuern 
unterliegen  jetzt:  Tanzbelustigungen  (6  —  36  Mk.);  Kunstreiter- 
vorstellungen (10 — 20  Mk.);  Konzerte  (5  Mk.);  Theatervorstellungen 
(6  Mk.);  Tingel-Tangel,  Variete,  Spezialitätenvorstellungen  u.  dgl. 
(10  Mk.);  das  Spielen  eines  Klaviers  oder  eines  anderen  Musik- 
instrumentes in  Vergnügungslokalen  (3 — 6  Mk.) ;  Karussels  (2— lOMk.) ; 
Glücksbuden  (2—6  Mk.);  Schießbuden  (3  Mk.)  usw.  Auf  Ver- 
anstaltungen,  bei  denen  ein  höheres  wissenschaftliches  oder  Kunst- 
interesse obwaltet,  erstreckt  sich  die  Steuer  nicht. 

Im  Zusammenhang  damit  steht  dieBilletsteuer,  welche  durch 
die  Ordnung  vom  22.  Februar  1901  eingeführt  und  mit  dem  1.  Mai 
1901  in  Kraft  getreten  ist.  Derselben  unterliegen  die  Eintrittskarten 
zu  Theatervorstellungen,  Konzerten,  Zirkusvorstellungen,  Spezialitäten, 
Vari6tevorstellungen  u.  dgl.,  Wettrennen  und  Wettfahren.  Der  Steuer- 
satz beträgt  5,  10  oder  15  Pf,  je  nach  dem  Preise  der  Eintrittskarte. 

7.  Die  Umsatzsteuer  (Steuer  bei  dem  Erwerbe  von 
Grundstücken). 

Nach  der  Ordnung  vom  25.  März  1895  unterliegt  jeder  auf 
Grund  einer  freiwilligen  Veräußerung  oder  im  Zwangsversteigerunge- 
verfahren  erfolgende  Eigentumserwerb  eines  im  Stadtbezirk  belegenen 
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Grundstückes  einer  Steuer  von  1  Prozent  des  Grundstückswertes.  Bei 
Erhebung  der  Steuer  werden  die  landesgesetzlich  für  die  Beurkundung 
von  Besitzwechseln  und  Auflassungen  geltenden  Steuerrorschriften 
mit  den  darin  enthaltenen  sachlichen  und  persönlichen  Steuerbefrei- 
ungen,  insbesondere  des  Staatsfiskus,  zu  Grrunde  gelegt.  Mit  dem 
12.  August  1900  ist  ein  Nachtrag  Yom  8.  Juni  1900  in  Kraft  ge- 
treten, wonach  beim  Erwerbe  von  unbebauten  Grundstücken  ein 
Zuschlag  zur  Umsatzsteuer  (erhöhte  Umsatzsteuer)  von  1  Prozent 
desjenigen  Betrages  erhoben  wird,  um  welchen  der  Erwerbspreis  den 
Wert  des  veräußerten  Grundstückes  als  landwirtschaftlich  nutzbares 
Land  übersteigt. 

8.  Die  Warenhaussteuer. 

Nach  dem  am  1.  April  1901  in  Kraft  getretenen  Gesetz,  betr. 
die  Warenhaussteuer,  vom  18.  Juli  1900  hat  derjenige,  der  das 
stehende  Gewerbe  des  Klein- (Detail-)Handels  mit  bestimmten  Waren- 
gattungen und  einem  Jahresumsätze  von  über  400000  Mk.  betreibt, 
an  die  Gemeinde  seiner  Betriebsstätte  eine  Warenhaussteuer  zu  ent- 
richten. In  Erfurt  kommt  nur  eine  Filiale  eines  auswärtigen  Waren- 
hauses in  Frage,  deren  Steuer  1901  312  Mk.  und  1902  1379  Mk.  betrug. 


III.  Die  direkten  Steuern. 

A.   Die  Realbesteuerung. 

1.   Die  Kommunalgrundsteuer. 

Wir  haben  bereits  oben^)  die  Gründe  berührt,  welche  zur  Auf- 
hebung des  alten  Realgeschosses  führten.  Seit  der  Abschaffung  der 
Toraccise  im  Jahre  1815  war  der  ländliche  Grundbesitz  des  Stadt- 
bezirkes von  jeder  Grundsteuer  frei  und  genoß  damit  eine  ganz  un- 
gerechtfertigte Bevorzugung  vor  den  Hausbesitzern,  denn  nur  diese 
waren  seit  1804  dem  RealgeschoB  unterworfen.  Dazu  kam,  daß  der 
Stand  der  städtischen  Finanzen  immer  dringender  eine  Vermehrung 
der  Einnahmen  forderte.  Eine  einfache  Wiederherstellung  des  früheren 
Ackergeschosses  war  aber  aus  dem  Grunde  ausgeschlossen,  weil  die 
der  Erhebung  zu  Grunde  liegenden  Taxen  aus  dem  Jahre  1715 
stammten,  mithin  —  weder  bei  dem  ländlichen  Grundbesitze  noch 
bei  den  Gebäuden  —  dem  tatsächlichen  Werte  mehr  entsprachen.*) 
So  beschlossen  denn  die  städtischen  Behörden  1835,  die  alten  Ge- 
schoßtaxen auf  den  damaligen  Wert  des  Grundbesitzes  zu  regulieren 

')  S.  52. 

«)  Vgl.  oben  S.  50  f. 
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und  von  den  Häusern,  Gärten  und  Ackern  im  Stadtbezirke  vom 
1.  Januar  1835  ab  eine  Grundsteuer  zu  erheben.  Der  Steuersatz 
wurde  auf  5  Sgr.  vom  Hundert  Taler  (=  ^^  7o)  ^®s  abgeschätzten 
Wertes  festgesetzt  und  so  auf  den  gesamten  Grundbesitz  von  4818333 
Taler  Wert  ^)  die  Summe  von  7526  Talern  aufgebracht.  Wie  aus  der 
Tabelle  (S.  191)  zu  ersehen  ist,  haben  die  Erträge  der  Grundsteuer 
von  1850  auf  1856  erheblich  zugenommen  und  zwar  stieg  infolge 
einer  neuen  Regulierung  der  Taxen  im  Jahre  1854  das  Steuersoll 
von  1854  auf  1855  um  44%.  Von  der  Steuer  befreit  waren  die 
der  Kommune,  dem  Staate,  den  geistlichen  Korporationen,  Kirchen 
und  milden  Stiftungen  gehörigen  Grundstücke. 

Bis  1855  waren  auch  Neubauten  zeitweise  von  der  Steuer  befreit, 
wodurch  man  die  Baulust  anzuspornen  hoffte.  So  bestimmte  im 
Jahre  1822,  also  noch  unter  der  Geltung  des  alten  Geschosses,  ein 
Regulativ,  daß  Neubauten,  soweit  sie  auf  einem  noch  nicht  bebauten 
Platze  errichtet  wurden,  außer  der  Einquartierungsfreiheit  ^)  10  Jahre 
lang  Geschoßfreiheit  genießen  sollten;  für  andere  Neubauten  (auf 
Brandstätten  oder  an  Stelle  baufälliger  Häuser)  wurde  eine  4jährige 
Geschoßfreibeit  bewilligt.  Ein  Regulativ  von  1850  änderte  dies 
dahin,  daß  nur  Wohnhäuser  innerhalb  der  Stadt  grundsteuerfrei 
bleiben  sollten,  und  zwar  ohne  Unterschied  2  Jahre  hindurch;  doch 
ging  die  Steuerbefreiung  bei  Verkäufen  innerhalb  dieser  Frist  auf 
den  Erwerber  über. 

Die  Grundsteuer  wurde  bis  zum  Jahre  1864  erhoben  und  bildete 
für  die  Stadtverwaltung  eine  erhebliche,  in  fortwährendem  Steigen 
begriffene  Einnahmequelle.  Mit  der  Einführung  einer  Staats-,  Grund- 
und  Gebäudesteuer  wurde  vom  1.  Januar  1865  ab  der  Kommune 
diese  Einnahme  entzogen  und  ihr  dafür  auf  Grund  des  Gebäude- 
steuergesetzes vom  21.  Mai  1861  (§  21,  Nr.  2)  der  pro  1864  ange- 
nommene Steuerbetrag  als  eine  mit  dem  20  fachen  Betrage  ablösbare 
Staatsrente  gewährt.  Immerhin  erlitt  die  Stadt  insofern  eine  erheb- 
liche Einbuße,  als  eine  fortdauernd  wachsende  Einnahme  jetzt  in  eine 
feststehende  Geldrente  verwandelt  wurde.  Da  die  neue  Staatssteuer 
eine  erhebliche  Mehrbelastung  des  Grundbesitzes  brachte  (nämlich 
bei  den  Liegenschaften  68,44%  und  bei  den  Gebäuden  25,08% 
mehr),  so  mußte  die  Stadtverwaltung  von  der  Einführung  eines 
Kommunalzuschlages  zur  Staatssteuer,  wenigstens  vorläufig,   absehen. 

^)  Bei  den  Gebäuden  brachte  man  übrigens  von  dem  durch  Sachverständige 
ermittelten  Werte  25  %  für  Verminderung  des  Wertes  durch  den  Gebrauch  in  Abzug. 
«)  Vgl.  oben  S.  59. 
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2.  Der  Zuschlag  zur  Gebäudesteuer  und  zur  Grund- 
steuer. 

Zur  teilweisen  Deckung  der  durch  den  Bau  der  Wasserleitung 
verursachten  Kosten  beschlossen  •  die  städtischen  Behörden ,  vom 
1.  Januar  1876  ab  einen  60  ^/^  -  Zuschlag  zur  Staatsgebäudesteuer 
zu  erheben.  Vom  1.  Januar  1880  ab  wurde  der  Zuschlag  auf  45  %, 
vom  1.  April  1883  ab  auf  10%  ermäßigt  und  vom  1.  April  1886 
ab  ganz  aufgehoben. 

Als  nun  in  der  Folgezeit  mit  dem  wachsenden  Budget  die  Zu- 
schläge zur  Staatseinkommensteuer  zu  unerträglicher  Höhe  (200%) 
anschwollen,  beschloß  man,  um  wenigstens  eine  Ermäßigung  von 
20%  eintreten  lassen  zu  können,  vom  1.  April  1893  ab  einen  Zu- 
schlag zur  staatlichen  Grund-  und  Gebäudesteuer  in  Höhe  von  60  % 
zu  erheben,  der  bis  zum  Inkrafttreten  der  Reform  des  Eommunal- 
abgabenwesens,  also  bis  zum  1.  April  1895,  bestanden  hat. 

Von  da  ab  werden  die  Gebäude-,  Grund-  und  Gewerbesteuer  mit 
der  Betriebssteuer  für  Rechnung  der  Gemeinde  erhoben^)  und  zwar 
im  Rechnungsjahre  1895:  120%,  1896:  136%,  1897  und  1898:  140%, 
1899:   152%  und  1900:    160%  der  staatlich  veranlagten  Steuersätze. 

B.   Die   Einkommenbesteuerung. 

Bei  weitem  die  wichtigste  Steuerquelle  der  Gemeinde  ist  die 
Einkommensteuer.  Wie  aus  der  Tabelle  (S.  191)  hervorgeht,  hat  sie 
die  größten  Erträge  geliefert.  Sie  ist  diejenige  Steuer,  welche  sich 
am  leichtesten  dem  Bedarfe  anpassen  läßt. 

1.   Die   Armensteuer. 

Diese  Steuer  hat  sich  aus  den  früheren  „freiwilligen  Beiträgen" 
der  Bürger  zur  Stadtarmenkasse  -)  entwickelt.  Die  Armenkasse  hatte 
durch  den  Wegfall  einiger  regelmäßigen  Bezüge  nicht  unbedeutende 
Verluste  erlitten,  aber  alle  Versuche,  durch  Aufforderung  zu  höheren 
Beiträgen  ein^  Ersatz  zu  bewirken,  waren  ohne  Erfolg  geblieben. 
Auf  Anregung  der  Regierung  beschlossen  daher  die  städtischen  Be- 
hörden, vom  Jahre  1823  ab  die  bisherigen  Almosenbeiträge  zu  er- 
höhen und  auf  Grund  einer  Einschätzung  der  Einwohner  in  gewisse 
nach  dem  Einkommen  abgestufte  Klassen  zu  erheben. 


^)  Vgl.  oben  S.  147. 

*)  Vgl.  oben  S.  73.  Übrigens  wurden  in  den  jährlichen  „Nachrichten  über 
die  Verwaltung  des  Armenwesens"  bis  1846  regelmäßig  Namen  und  Steaerbetrag 
der  Armensteuerzahler  veröffentlicht,  so  daß  jeder  die  Möglichkeit  hatte,  fest- 
zustellen, wie  hoch  irgend  ein  Mitbürger  sein  Einkommen  geschätzt  hatte.  Die 
Folge  davon  w'aren  häufige  Denunziationen. 


—     201     — 
Übersicht  der  Almosenklassen: 


Klasse 

Einkommen 

Monatlicher  Beitrag 

I 

von 

150 

bis    225  '. 

blk. 

0,09 

Mk. 

11 

ri 

225 

n        450 

« 

0,18 

r 

ITI 

n 

450 

n        750 

n 

0,30 

r 

IV 

n 

750 

n      1200 

n 

0,50 

n 

V 

r 

1200 

r      1650 

n 

0,75 

r> 

VI 

n 

1650 

„      2100 

n 

I, 

r 

VII 

ri 

2100 

„      2700 

n 

1,50 

n 

VIII 

n 

2700 

n     3600 

n 

2,~ 

y 

IX 

n 

3600 

„      4800 

n 

3,- 

n 

X 

n 

4800 

n      6000 

n 

4r5o 

r 

XI 

n 

6000 

und  mehr 

n 

6- 

n 

Es  blieb  zunächst  jedem  beitragspflichtigen  Einwohner  überlassen, 
sich  selbst  in  eine  dieser  Klassen  einzuschätzen ;  in  Ermangelung  der 
Selbsteinschätzung  jedoch  oder  bei  augenscheinlich  falscher  Ein- 
schätzung, wurde  das  Einkommen  von  der  Behörde  —  vorbehaltlich 
des  Rekurses  an  die  obere  Instanz  —  abgeschätzt. 

Der  obige  Klassifikationstarif  erfuhr  im  Jahre  1847  eine  Revision, 
deren  Steuersätze  —  zugleich  mit  den  Veranlagungsergebnissen  pro 
1848  —  die  folgenden  waren: 


Klasse 

Einkommen 

Monatl.  Steuersatz 

Zahl  der  Steuer 

Pflichtigen 

I 

von 

225 

bis 

300 

Mk. 

0,10 

Mk. 

') 

TT 

n 

300 

n 

450 

n 

0,20 

r> 

959 

TTI 

» 

450 

n 

600 

r> 

0,30 

r 

576 

IV 

n 

600 

n 

750 

n 

0,40 

>i 

38 

V 

u 

750 

n 

900 

n 

0,50 

n 

484 

VI 

n 

900 

n 

1200 

n 

0,70 

n 

184 

VII 

n 

1200 

n 

1500 

n 

0,90 

>« 

250 

VIU 

n 

1500 

n 

1950 

n 

1,20 

n 

172 

IX 

n 

1950 

n 

2400 

n 

hSo 

n 

161 

X 

n 

2400 

n 

3000 

n 

2,— 

n 

71 

XT 

n 

3000 

n 

3600 

n 

2,50 

}'. 

42 

xn 

n 

3600 

n 

4200 

n 

3- 

n 

50 

XTir 

n 

4200 

» 

5100 

n 

4,50 

n 

3i 

XIV 

n 

5100 

n 

6000 

n 

6- 

r 

15 

XV 

n 

6000 

n 

7500 

n 

9~ 

r 

8 

XVI 

n 

7500 

n 

9000 

n 

12,— 

ji 

8 

U8W 

.  für  j 

6  3000  Mk.  Mehreinkommeu 

3  Mk.  mehr  Steuer.  3049 

Monatlicher  Gesamtbetrag:     2218  Mk. 
Jahresertrag:  26616  Mk. 


')  Die  unterste  Steuerklasse  wurde  zeitweilig  freigelassen. 
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Die  Armensteuer  bestand  in  dieser  Gestalt  bis  zum  1.  Juli  1851, 
d.  h.  bis  zur  Einfiihrung  der  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer. 

2.  Der  Zuschlag  zur  Klassensteuer. 

Als  im  Jahre  1848  von  den  Stadtbehörden  die  Aufhebung  der 
Mahl-  und  Schlachtsteuer  beschlossen  war,  handelte  es  sich  darum, 
einmal  für  den  Staat  und  dann  für  die  Kommune  einen  Ersatz  zu 
schaffen.  Man  beschloß,  vom  1.  Oktober  1848  ab  nach  Maßgabe  des 
Gesetzes  vom  30.  Mai  1820  die  Klassensteuer  als  Staatssteuer  mit 
einem  progressiven  Kommunalzuschlage  einzuführen. 

Diese  Klassensteuer  des  Jahres  1820  war  nur  eine  WeiterbUdung  der  alten 
preullischen  Personalsteuer  des  Jahres  1812,  welche  bekanntlich  pro  Kopf  aller 
über  12  Jahre  alten  Einwohner  jährlich  Va  ^^1^*  betragen  hatte,  ohne  die  Ver- 
schiedenheit der  Einkommen  zu  berücksichtigen.  Die  Klassensteuer  zerfiel  in 
4  Klassen  und  jede  Klasse  wiederum  in  3,  zusammen  also  12,  Steuerstufen.  Die 
unterste  Stenerstufe  umfaßte  alle  Einkommen  von  noch  nicht  375  Mk.,  der  jähr- 
liche Steuersatz  betrug  pro  Kopf  1,50  Mk. ;  es  handelte  sich  abo  in  dieser  Steuerstufe 
lediglich  um  eine  Fortsetzung  der  rohen  Personalsteuer  von  1812.  In  den  übrigen 
Steuerstufen  stieg  mit  den  Einkonmien  der  Steuersatz,  jedoch  so,  daß  Personen 
ohne  eigenen  Haushalt  den  halben  Satz  zu  ihrer  Abteilung  zu  zahlen  hatten.  Die 
Einschätzung  der  Pflichtigen  erfolgte  durch  eine  von  der  Behörde  aus  angesehenen 
Bürgern  gebildete  Kommission.  Der  Kommunalzuschlag  war  progressiv  abgestuft 
und  betrug  25,  50,  75,  90  oder  100  Prozent.  Wir  geben  auf  der  folgenden  Seite 
nach  der  Veranlagung  pro  1849  eine  Übersicht,  aus  der  alles  Nähere  zu  ersehen  ist. 

3.  Der  Zuschlag  zur  Klassen-  und  klassifizierten 
Einkommensteuer. 

Die  eben  behandelte  Klassensteuer  und  der  Zuschlag  zu  ihr 
haben  in  Erfurt  nur  wenige  Jahre  bestanden.  Nach  dem  Gesetz 
vom  1.  Mai  1851  trat  an  Stelle  der  Klassensteuer  vom  1.  Juli  1851 
ab  die  Klassen-  und  klassifizierte  Einkommensteuer. 

Die  Klassensteuer  blieb  im  wesentlichen  in  der  bisherigen  Einrichtung  be- 
stehen. Die  unterste  Steuerstufe  hatte  also  noch  immer  den  Charakter  einer 
Kopfsteuer,  nur  einige  geringe  Erleichterungen  waren  geschaffen.  Künftig  war 
die  Kopfsteuer  nicht  mehr,  wie  bisher,  von  allen  über  12  Jahre  alten  Personen 
zu  zahlen,  sondern  die  Altersgrenze  war  auf  16  Jahre  erhöht;  femer  waren 
Personen  über  60  Jahre,  sowie  fortdauernd  durch  die  öffentliche  Armenpflege 
unterstützte  Arme  —  für  die  früher  die  Gemeinde  aufkommen  mußte  —  steuerfrei. 
Die  Steuerpflichtigen  zerfielen  in  12  Steuerstufen.  Der  jährliche  Steuerbetrag 
bewegte  sich  zwischen  1.50  Mk.  und  72  Mk.  Die  neue  Klassensteuer  beschränkte 
sich  auf  die  Einkommen  bis  zu  3000  Mk.,  die  oberen  Stufen  der  früheren  Klassen- 
steuer wurden  durch  die  klassifizierte  Einkommensteuer  ersetzt.  Die  letztere  zerfiel 
ebenfalls  in  12  Steuerstufen  mit  dem  niedrigsten  jährlichen  Steuersatze  von  90  Mk. 
und  dem  höchsten  von  21600  Mk.  Die  Feststellung  der  Steuerpflicht  geschah 
durch  kommissarische  Einschätzungen. 
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Die  weitere  Entwicklung  der  Klassen-  und  klassifizierten  Einkominen Steuer 
war  die  folgende:  Das  Gesetz  vom  25.  Mai  1873,  welches  die  Mahl-  und  Schlacht- 
steuer aufhob,  dehnte  zugleich  die  Klassensteuer  auf  die  ganze  Monarchie  aus, 
ließ  aber  wenigstens  alle  Einkommen  bis  420  Mk.  steuerfrei.  Im  übrigen  stieg 
der  Steuersatz  in  12  Klassen  von  0,60  ^/o  bis  auf  2,70  ®/o.  Bei  der  klassifizierten 
Einkommensteuer  wurden  die  Steuerstufen  durch  Verkleinerung  der  Intervalle 
vermehrt  und  die  obere  Grenze  beseitigt.  —  Eine  weitere  Änderung  erfolgte  durch 
das  Gesetz  vom  26.  März  1883,  indem  die  beiden  untersten  Grenzen  der  Klassen- 
steuer (420  bis  660  Mk.  und  660  bis  900  Mk.)  als  Staatssteuer  aufgehoben 
wurden.   Die  Anlagemethode  war  immer  noch  die  Einschätzung  durch  Kommissionen. 

Die  Ziele  der  Miquel'schen  Reform  der  Einkommensteuer  waren  die  Ver- 
besserung des  Veranlagungs Verfahrens,  namentlich  die  Einführung  obligatorischer 
Selbstdeklaration,  und  die  Entlastung  der  kleinen  und  mittleren  Einkommen. 
Zu  diesem  Zwecke  ist  durch  das  Gesetz  vom  24.  Juni  1891  aus  der  Klassen-  und 
klassifizierten  Einkommensteuer  eine  einheitliche  Einkommensteuer  mit  progressivem 
Steuerfuße  gebildet  worden.  Steuerpflichtig  sind  physische  und  nichtphysische 
Personen  bez.  ihres  Jahreseinkommens,  mag  dasselbe  aus  Kapitalvermögen,  aus 
Grundvermögen,  aus  Handel  und  Gewerbe,  auch  Bergbau,  oder  aus  gewinn- 
bringenden Diensten  und  Leistungen  fließen.  Die  Einkommensteuer  beginnt  erst 
bei  einem  Einkommen  von  900  Mk. ;  der  Steuertarif  ist  progressiv:  die  Steuer- 
sätze betragen  z.  B.  bei  einem  Einkommen  von  900  bis  1060  Mk.:  0,62 ^/^  (6  Mk.), 
bei  einem  solchen  von  3000  bis  3300  Mk.:  1,9%  (60  Mk.),  bei  5000  bis  5500  Mk.: 
2,5%  (132  Mk.),  bei  9600  bis  10500  Mk.:  3%  (300  Mk.).  Das  statistische  Ver- 
hältnis der  einzelnen  Einkommenstufen  in  der  Monarchie  war  1895: 


Einkommen  von  900  bis  3000  Mk. 

„  3000    „    6000     „ 

n  6000     „     8000       „. 

„  „  8000  und  mehr  „ 


87,25  % 

8,32% 

1,57% 
2,86%. 


Zum  Gesamtbetrage  der  Einkommensteuer  trugen  dagegen  bei  (1895): 

die  Einkommen  von       900  bis      3000  Mk.; 

;,       3000    „       6000    „ 
„       6000    „       9500    „ 

«  r         9500      ,:        30500      „ 

,1  «     30500     „    looooo     „ 

„  „  „         über       100  000    „ 

Für  Erfurt  vergleiche  man  die  Tabelle  auf  Seite  34. 


28,6  % 

16,32% 

9,78^0 
18,68% 

13,62% 
13      %. 


Der  Fortschritt  der  neuen  Staats-  Klassen-  und  klassifizierten 
Einkommensteuer  bestand  darin,  daß  die  wohlhabendere  Bevölkerung 
in  stärkerem  Grade  als  bisher  zu  den  Staatslasten  herangezogen 
wurde.  In  der  richtigen  Erkenntnis,  daß  die  alte  Klassensteuer  die 
höheren  Einkommen  unverhältnismäßig  gering  belastete,  hatten  in 
Erfurt  die  städtischen  Behörden  seinerzeit  wenigstens  den  Kommunal- 
zuschlag progressiv  gestaltet.     Jetzt,  nach  Einführung   der   Klassen- 


—     205     — 

und  klassifizierten  Einkommensteuer,  war,  wie  man  meinte,  der  Billig- 
keitsgrund für  die  Beibehaltung  eines  verschiedenen  Prozentsatzes  bei 
Bemessung  des  Kommunalzuschlages  fortgefallen.  Letzterer  wurde 
daher  gleichmäßig  für  alle  Einkommenstufen  auf  100  7o  festgesetzt. 
Jene  Argumentation  war  indessen  unrichtig.  Während  bei  der  alten 
Klassenstener  der  Kommunalzuschlag  für  die  Einkommen  von  unter 
3000  Mk.  zwischen  26  und  90%  abgestuft  war,  belief  er  sich  nach 
Einführung  der  neuen  Steuer  überall  auf  100  7o>  brachte  also  gerade 
für  die  geringen  Einkommen  eine  nach  unten  zunehmende  Mehr- 
belastung von  10  bis  75%.  Mit  anderen  Worten:  im  Vergleich  zur 
früheren  Klassensteuer  brachte  die  neue  Steuer  als  Staats  Steuer 
nicht  eine  Entlastung  der  geringeren,  sondern  nur  eine  billige  Mehr- 
belastung der  höheren  Einkommen,  als  Kommunal  Steuer  dagegen 
eine  bedeutende  Mehrbelastung  der  unteren  Einkommenstufen.  Aller- 
dings wurde  gleichzeitig  die  bisherige  Armensteuer  aufgehoben. 

Bezüglich  des  Kommunalzuschlages  galten  gewisse  gesetzliche  Befreiungen 
und  Privilegien.  Völlig  befreit  waren:  1.  aktive  servisberechtigte  Militärpersonen 
(ausgenommen  Militärärzte  bez.  ihres  Einkommens  aus  einer  Zivilpraxis),  sowie 
zur  Disposition  gestellte  Offiziere  hinsichtlich  ihrer  Pension;  2.  Geistliche,  Kirchen- 
diener und  Eiementarschullehrer  bez.  ihres  Diensteinkommens,  soweit  ihnen  diese 
Befreiung  schon  vor  der  Gemeindeordnung  von  1860  zustand;  3.  derjenige  Teil 
des  Einkommens  eines  Einwohners,  den  außerhalb  der  Gemeinde  gelegener  Grund- 
besitz oder  Gewerbebetrieb  lieferten;  4.  alle  weniger  als  750  Mk.  betragenden, 
aus  staatlichen  Kassen  zahlbaren  Pensionen,  Witwen-  und  Waisengelder  und  Unter- 
stützungen. Ferner  durften  Beamte  nur  mit  der  Hälfte  des  nach  ihrem  Dienst- 
einkommen bemessenen  Staatssteuersatzes  zur  Kommunalsteuer  herangezogen 
werden;  dasselbe  galt  für  Pensionäre  und  Wartegeld empianger.  Durch  alle  diese 
Bevorrechtungen  erlitt  die  Stadt  an  der  Kommunalsteuer  im  Vergleich  zur  Staats- 
steuer sehr  erhebliche  Ausfälle,  jährlich  etwa  20  bis  30000  Mk. 

4.   Die  allgemeine  Kommunaleinkommensteuer. 

Die  Kommunalsteuer  in  der  Form  eines  Zuschlages  zur  Klassen- 
und  klassifizierten  Einkommensteuer  des  Staates  bevorzugte  gewisse 
Personen,  welche  vermöge  ihrer  Beziehungen  zur  Stadtgemeinde  die 
Kommunallasten  mittragen  und  nach  den  gesetzlichen  Eestimmungeu 
dazu  herangezogen  werden  konnten.  Der  Zuschlag  traf  nicht:  1.  die 
mit  Heimatschein  und  Pässen  versehenen  (d.  h.  auswärts  sich  auf- 
haltenden) Einwohner ;  2.  auswärtige  Personen,  die  in  der  Stadt  Grund- 
besitz hatten  (Forensen);  3.  auswärtige  Personen,  die  in  der  Stadt 
ein  stehendes  Gewerbe  betrieben;  4.  Ausländer,  welche,  ohne  Ein- 
wohner zu  sein,  im  Stadtbezirk  sich  aufhielten;  5.  juristische  Per- 
sonen.   Insbesondere  war  die  Befreiung  der  letzteren  für  die  Kommune 
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sehr  empfindlich,  befand  sich  doch  unter  diesen  z.  B.  die  große 
Thüringische  Eisenbahngesellschaft,  ferner  die  große  Versicherungs- 
gesellschaft Thuringia  und  die  Dessauer  Gasgesellschaft.  An  Stelle 
des  Zuschlages  zur  Staatssteuer  wurde  daher  vom  1.  Juli  1857  ab 
(durch  Regulativ  vom  20.  März  1857)  eine  allgemeine  Eommunal- 
einkommensteuer  eingeführt-,  deren  Veranlagung  jedoch  im  übrigen 
nach  den  bei  der  Staatssteuer  maßgebenden  Einschätzungsgrundsätzen 
und  Steuerstufen  erfolgte.  Der  neuen  Gemeindesteuer  waren  —  un- 
beschadet der  gesetzlichen  Befreiungen  —  unterworfen: 

a)  alle  Einwohner  des  Stadtbezirks; 

b)  alle  Personen,  die  sich,  ohne  Einwohner  zu  sein,  im  Stadt- 
bezirke aufhalten,  um  dort  ihren  Unterhalt  zu  erwerben; 

c)  alle  Personen,  welche,  ohne  im  Stadtbezirke  zu  wohnen,  da- 
selbst Grundbesitz  haben  oder  ein  Gewerbe  betreiben,  aus 
welchem  ihnen  ein  Einkommen  zufließt. 

Leider  gelang  es  der  Stadt  nicht,  auf  Grund  dieser  neuen  Ord- 
nung die  Thüringische  Eisenbahngesellschaft  zur  Kommunalsteuer 
heranzuziehen;  ein  deshalb  von  ihr  angestrengter  Prozeß  wurde  ver- 
loren. Der  Ausfall,  den  die  Kommune  dadurch  erlitt,  belief  sich 
jährlich  auf  nicht  weniger  als  ca.  9000  Mk. ! 

Der  Unterschied  zwischen  der  Kommunaleinkommensteuer  und 
dem  früheren  Zuschlage  bestand,  wie  gesagt,  lediglich  in  einer  Er- 
weiterung des  der  Steuer  unterworfenen  Fersonenkreises ;  im  übrigen 
richtete  sich  die  selbständige  Kommunalsteuer  völlig  nach  den  Sätzen 
der  Staatssteuer,  war  also  der  Sache  nach  in  Wahrheit  ein  Zuschlag 
zur  Staatssteuer.    Sie  bestand  bis  zum  31.  Dezember  1871. 

5.    Die  Gemeindeeinkommensteuer. 

Durch  die  Steuerordnung  vom  23.  Oktober  1871  wurde  vom 
1.  Januar  1872  ab  die  Gemeindeeinkommensteuer  eingeführt,  von  der 
vorigen  darin  sich  unterscheidend,  daß  sie  zwar  nach  den  für  die 
Staatssteuerveranlagung  maßgebenden  Grundsätzen  zu  veranlagen  war, 
aber  von  den  Staatssteuerstufen  wesentlich  abwich.  Nach  dem  Tarife 
wurden  auch  die  geringsten  Einkommen  mit  recht  erheblichen  Steuer- 
sätzen herangezogen.  Erst  nachdem  durch  Gesetz  vom  25.  Mai  1873 
die  Staatssteuer  reformiert,  insbesondere  für  die  Einkommen  unter 
420  Mk.  Steuerfreiheit  proklamiert  war,  wurde  auch  der  Tarif  der 
Gemeindeeinkommensteuer  in  Erfurt  dementsprechend  modifiziert.  Die 
Tarifsätze  für  die  Einkommen  bis  6000  Mk.  seien  zum  Vergleich 
gegenübergestellt. 
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Vom  1.  Januar  1876  ab  muBteo  auf  Änweisnog  der  Kegierung 
ancb  die  einzelDen  Stufen  der  Gemeindeeinkommensteuer  mit  denen 
der  Staatssteuer  in  Einklang  gebracht  werden;  die  Steuer  bekam 
TJeder  den  Charakter  von  Zuschlägen  zur  Staats- Klassen-  and 
klassitizierten  Einkommensteuer,  allerdings  mit  dem  wesentlichen 
Unterschiede,  daß  auch  juristische  Personen  und  Forensen  steuer- 
pflichtig waren.  Es  wurden  danach  erhoben:  im  Jahre  1675  und 
1876  ein  Zuschlag  von  nOX,  1877  bis  1881:  166-/3%,  1882  bis 
1885:  200«/(„  1886  bis  1892:  190%.  Auch  nach  Einführung  der 
einheitlichen  Staatseinkommensteuer  1892  wurde  für  die  Kommunal- 
Steuer  die  Zuschlagsform  beibehalten,  aber  schon  1693  und  1894 
könnt«  der  Zuschlag  auf  170%  und  nach  der  allgemeinen  Refonn 
des  Kommunal  abgaben  wesens  1896  auf  nur  noch  100  %  ermäßigt 
werden.  Seitdem  sind  die  Zuschläge  mäßig  gestiegen:  1896:  110%, 
1897  und  1898:   116%,  1899:  126%,  1900:  134%. 
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6.  Die  Einkommensteuer -Veranlagungen  sind  eine  wertvolle  und 
zuverlässige  Unterlage,  um  die  Schichtung  der  Bevölkerung  zu  er- 
kennen. Wir  verweisen  an  dieser  Stelle  auf  die  Tabelle  auf  Seite  34, 
bei  deren  Verwertung  wohl  zu  beachten  ist,  daß  das  Prinzip  der 
Selbsteinschätzung  erst  seit  1892  gilt.  Zur  Ergänzung  geben  wir 
noch  folgende  Zusammenstellungen: 

a)  Nach  den  Veranlagungen  zur  Klassen-  und  klassifizierten  Ein- 
kommensteuer betrug: 


1880 

1884 

1 
1888      1891 

Die  Gesamtzahl  der  Zensiten      ........ 

Das  sind  Prozent  der  Bevölkerung  (inkl.  Militär)    . 
Das  Durchschnittseinkommen  eines  Zensiten  .     .     . 

13  543    »4  737 

25,4«/,  ;  25,4% 

1334:    1339 

20841 

32,2% 

I  112 

21  360 

30% 
1449 

Die  Zahl  der  Zensiten  mit  über  3000  Mk.  Einkommen 
Das  Durchschnittseinkommen  dieser  Zensiten  .     . 

I  1 1 5      1  248     I  528  '    I  762 
5692     5233,    4597,    6353 

Die  Zahl  der  Zensiten  mit  unter  3000  Mk.  Einkommen 
Das  Durchschnittseinkommen  dieser  Zensiten  .     . 

12428 
943 

13489 
978 

19  313 
990 

19598 
I  009 

b)  Nach  den  Veranlagungen  zur  Einkommensteuer  betrug: 


Die  Gesamtzahl  der  Zensiten  .  . 
Das   sind  Prozent  der  Bevölkerung 

(inkl.  Militär) 

In  der  Stadt  Düsseldorf*)  sind  die 

Prozentsätze  die  folgenden :  .  . 
In  Halle  a.  S.«): 


10199       10806       12  851 
13,9   %    14,2   %li5,7    ^' 


10,01  «/o    11,7    \ 
14,26  0/,,  13,280/, 


14125 
16,3    % 


12,69%'  13,7    Vo 

14,78^116,59% 


15500 

17,9  % 

18,01  % 

16,65% 


c)   Durclischnittlich  kamen  in  Erfurt  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung an  Einkommensteuer: 


1893 

7,91   Hk. 

1897 

8,25  Mk. 

1894 

'         7,99     „ 

1898 

8,64    „ 

1895 

8,11     „ 

1899 

9,19     „ 

1896 

8,32     „ 

1900 

9,96    „ 

Die  entsprec 

jhenden  Zahlen  für  Düsseldorf 

sind: 

1893 

9,78  Mk. 

1897: 

10,16  3Ik. 

1894 

9,28    „ 

1898: 

10,90    „ 

1895: 

8,59     „ 

1899: 

10,56    „ 

1896 : 

9,59    „ 

1900: 

»2,30    „ 

*)  Nach   Otto   Brandt,    Wirtschafts-   und  Verwaltungssreschichte   der   Stadt 
Düsseldorf  (1902). 

^)  Nach  Hugo  Allendorf,  das  Finanzwesen  der  Stadt  Halle  a.  8.  (1904). 
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Es   ist  jedoch   zu   bemerken;    daß  die  Zunahme  in  Düsseldorf 
weitaus  die  bedeutendste  in  ganz  Preußen  ist. 

In  21  anderen  Städten  entfielen  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
Mark  Einkommensteuer: 


Wiesbaden.    .    .    . 

Kassel 

Potsdam     .    .    .    . 

Essen 

Aachen 

Halle  a.  S 

Magdeburg     .    .    . 

Stettin 

Elberfeld    .    .    .    . 

Breslau 

München-Gladbach . 


1896 

1897 

1 

i8,74 

19,61 

12,49 

13, 

11,28 

11,75  • 

11,64 

11,71 

10,01 

11,20 

10,53 

10,44 

10,38 

10,28  1 

10,29 

10,18  : 

9,23 

9,79 

8,14 

8,65  , 

7,83 

8,26  , 

Barmen  .... 
Görlitz    .... 
Posen      .... 
Königsberg  i.  Pr. 
Duisburg    .    .     . 

*:iel 

Bochum  .  .  . 
Liegnitz  .  .  . 
Frankfurt  a.  0.  . 
Danzig  .... 


1897 


7,47 
7,85 
7,56 
6,77 
6,51 
6,98 
6,72 

5,99 
5,93 

5,52 


8,03 
7,89 
7,71 

7,21 

7,13 

6,93 
6,81 

6,22 
5,90 
5,64 


d)  Die  Veranlagung  der  nichtphysischen  Personen  Erfurts 
(Aktiengesellschaften  und  eingetragene  Genossenschaften)  hatte  folgende 
Ergebnisse : 


im  Jahre  1893  waren  veranlagt  8  GeseUschaften  mit  18898  Mk.  Einkommensteuer 


» 

n 

1894 

n 

n 

7 

n 

n 

15254  „ 

« 

n 

1895 

n 

n 

8 

n 

n 

14352  „ 

n 

n 

1896 

n 

n 

8 

n 

n 

11458  „ 

n 

}i 

1897 

n 

n 

8 

n 

n 

11322  „ 

r» 

» 

1898 

n 

n 

9 

n 

ßt 

13  HO  „ 

r. 

■  1» 

1899 

n 

» 

10 

» 

n  . 

15874  „ 

7t 

n 

1900 

w 

n 

10 

» 

n 

28774  „ 

n 
n 
n 
n 
n 
» 
n 


e)  Das  Gesamteinkommen,  welches  bei  der  Veranlagung  der 
physischen  Personen  mit  mehr  als  3000  Mk.  Einkommen  zu  gründe 
gelegt  ist,  verteilt  sich  auf  d i e  einzelnen  Einkommensquellen 
folgendermaßen:   (Siehe  Tabelle  S.  210.) 

Die  Zahlen  für  1880,  1888  und  1891  beruhen  auf  den  Ver- 
anlagungen zur  klassifizierten  Einkommensteuer.  Die  Veranlagungs- 
grundsätze sind  bei  der  Einkommensteuer  im  allgemeinen  die- 
selben geblieben.  Das  auffallende  Anwachsen  der  Zahlen  zu  a)  und  f) 
von  1891  auf  1893  wird  seinen  Grund  vornehmlich  in  der  Einführung 
der  Selbsteinschätzung  haben. 

XLV.  14 
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1880 


Zahl  der  Zensiten  mit  über  3000  Mk. 
Einkommen 


Einkommen 

a)  aus  Kapitalvermögen   .    .    . 

b)  aus  Gebäuden 

c)  aus  Liegenschaften  .    .    .    . 

d)  aus  Pacntungen 

e^  aus  Handel  und  Gewerbe    . 
f)  aus     i^e'winnbringender    Be- 
schäftigung  


in  Summa 


Davon  gehen  ab  Schuldzinsen, 
Lasten,  Kranken-  und  Unfall- 
kassenbeiträge etc. 


Bleibt  reines  Gesamteinkommen 
Durchschnittseinkommen           eines 
Zensiten 


III5 
Mk. 


1888 


1528 
Mk. 


I  978  438  2  237  984 


I  161  262 


I  295  321 


294  583    346  470 

39  800,     58  264 

I  983339,2  100870 


I  857  973  I  996  580   2  583  060 


1891 


I  762 

Mk. 
2  493  020 
I  483  250 

359  720 
63450 

s  525  730 


7315395 


968444 


8  035  489 


I  01 1305 


12508230 


I  314770 


1893 


1938 
Mk. 

4  484  020 
I  860  773 

235  494 

27489 

5500919 


1897 


2  110 

Mk. 
4  628  636 
2217610 

54  443 
204252 

6510223 


1900 


3666 

Mk. 
5  902602 
2  807  907 

79894 

223  347 

8  964  895 


4053537    4792030J  6284170 


16  162232 


I  799  973 


18  407  194 


2135950 


24262815 


2  799  386 


6  346  95 1 
5692 


7024  184 
4  597 


II  193460  14  362  259!  16  271  244 


63531 


7411 


7711 


21463429 


8051 


f)  Die  Veranlagungen   zur  Ergänzungssteuer  zeigen  folgen- 
des Bild: 


Gesamtzahl  der  veranlagten  Zensiten 

Steuersoll  insgesamt 

Zahl  der  Zensiten  mit  unter  3000  Mk.  Einkommen 
Zahl  der  Zensiten  mit  über  3000  Mk.  Einkommen 
Steuersoll  der  Zensiten  bis  3000  Mk.  Einkommen 
Steuersoll  der  Zensiten  mit  mehr  als  3000  Mk. 
Einkommen 

Von  allen  Zensiten  waren  veranlagt  mit  einem 
Vermögen : 

von  6000  Mk.  bis  20000  Mk. 
„  20000  „  „  32000  „ 
„  32000  „  „  52000  „ 
»  52000  „  „  100000  „ 
„  looooo  „  „  200000  „ 
„  200000  „  „  500000  „ 
„  500000  „  „  1 000000  „ 
„  1 000000  „  „  2000000  „ 
„  mehr  als  2000000  Mk. 


3767 
117  582 

2143 

I  624 

22558 

95024 

I  710 

455 
576 

529 
288 

158 

34 

14 

3 

3  743 
123675 

2079 
1  664 

21  985 

101  690 


1483 
665 

534 

534 
301 

173 

33 

17 

3 


3880 
139367 

1971 
1909 

21867 
117500 


1473 
685 

557 

557 

347 
201 

36 
19 

5 


Durchschnittlich  entfiel  in  Erfurt  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
an  Ergänzungssteuer: 

1895:     1,54  Mk.  1897:     1,51  Mk.  1900:     1,62  Mk. 
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Im  Jahre  1897  betrug  die  Ergänzungssteuer  pro  Kopf  der  Be- 
Yölkerung  in 


Wiesbaden 
Kassel  .  . 
Potsdam  . 
Düsseldorf 
Essen  .  . 
Aachen  . 
Halle  a.  S. 
Magdeburg 
Stettin .  . 
Elberfeld  . 
Breslau     . 


5,85  Mk. 

2,50 

2,62 

2,60 

1,76 

2,26 

2,10 

1,80 

1,59 
1,82 

1,57 


n 


» 


ji 


V 


11 


11 


11 


11 


11 


11 


München-Gladbach 
Barmen     . 
Görlitz      .    .    , 
Posen    .... 
Königsberg  i.  Pr. 
Duisburg  .    .    . 

Kiel 

Bochum  .  .  . 
Liegnitz  .  .  . 
Frankfurt  a.  0. 
Danzig      .    .    . 


1,55  Mk. 
1,48 


11 


1,59 

1,17 
1^20 

1,15 
1,18 

0,89 

1,38 

1,13 

0,93 

in  Erfurt  bei  der 


,, 


„ 


,» 


„ 


„ 


,» 


„ 


„ 


,, 


Über  die  Arten  des  Vermögens,  welches 
Veranlagung  der  physischen  Personen  mit  einem  Einkommen  von 
mehr  als  3000  Mark  zu  gründe  gelegt  ist,  geben  wir  folgende  pro 
1900  geltende  Übersicht: 

a)  Kapitalvermögen  . 130028  139  Mk. 

b)  Grundvermögen 95  758  064    „ 

c)  Wert  des  Anlage-  und  Betriebskapitals 5^354  548    „ 

d)  Wert  der  selbständigen  Hechte  und  Gerechtigkeiten 234005     ^ 

Gesamt  vermögen :  282  374  756  Mk. 

In  Abzug  zu  bringender  Kapitalwert  der  Schulden.    .  52069231 

Bleibt  steuerbares  Vermögen 230  305  525 

Jahresbetrag  der  veranlagten  Ergänzungssteuer    ...  117  500    „ 

g)  Ferner  geben  wir  eine  Übersicht,  welche  zeigen  soll,  wie  sich 
zu  verschiedenen  Zeiten  die  Steuerleistung  des  einzelnen  an  den  Staat 
zu  derjenigen  an  die  Gemeinde  verhalten  hat.  In  Erfurt  kamen  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  (Militär  inbegriffen): 


11 


n 


im  Jahre 

direkte  Staatssteuern 

xxuuiiuuuaioi/cuoru 

(direkte  u.  indirekte) 

Mk. 

Mk. 

1867 

6,86 

4,17 

1870 

7,11 

4,36 

1872 

7,30 

6,72 

1875 

7,91 

8,90 

1877 

8,57 

10,98 

1880 

9,23 

10,94 

1882 

7,82 

13,03 

1885 

8,57 

13,13 

1887 

8,89 

13,59 

1890 

9,14 

14,84 

1892 

11,37 

15,68 

1894 

11,58 

15,34 

1895 

9,39 

15,83 

1897 

9,89 

19,42 

1899 

11,10 

22,22 

1900 

11,71 

24,15 

14' 
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h)  Nach  dem  statistischen  Jahrbuch  deutscher  Städte  (neunter 
und  elfter  Jahrgang)  ergibt  ein  Vergleich  der  Gemeindesteuerbelastung 
Erfurts  und  anderer  Städte  folgendes  Bild: 

Verhältnis  der  Leistungen  an  Gemeindesteuern 
überhaupt  und  an  Verbrauchssteuern  insbesondere  zur 

Einwohnerzahl.    Rechnungsjahr  .1900. 


kommen  auf  1  Ein- 

. 

■  kommen  auf  1  Ein- 

. wohner 

wohner 

• 

^ 

Ver- 

c 

Ver- 

In 

Gemeinde- 

brauchs- 

In 

Gemeinde- 

brauchs- 

steuern 

steuern 

steuern 

steuern 

überhaupt 

ins- 
besondere 

überhaupt 

ins- 
besondere 

Aachen    .    .    . 

29,97 

6,46 

Freiburg  i.  Br. 

iS,86 

4,49 

Augsburg    .    . 

24,08 

6,81 

Görlitz    .    .    . 

15,88 

0,29 

Barmen  .    .    . 

26,49 

•     o,5s 

Halle  a.  S. 

21,66 

0,81 

Berlin      .    .    . 

32,12 

0,42 

Karlsruhe 

19,81 

3,8i 

Braunschweig  . 

21,73 

0,95 

Kiel     .    .    , 

22,40 

Breslau    .    .    . 

28,53 

5,59 

1  Magdeburg 

24,71 

0,92 

Cassel      .    ,     . 

30,12 

6,02 

Mainz .    . 

33,06 

7,85 

Gharlottenburg 

32,80 

— 

Metz   .    . 

20,62 

18,86 

Crefeld    .    .    . 

26,62 

0,81 

München 

25,96 

5,00 

Danzig    .    .    . 

22,24 

— 

Posen .    . 

21,35 

5,36 

Dortmund   .    . 

3^,96 

— 

Potsdam  . 

24,78 

7,49 

Dresden  .    .    . 

27,08 

5,15 

Spandau . 

16,05 

0,80 

Düsseldorf  .    . 

31,73 

0,94 

Stettin     . 

22,73 

0,49 

Duisburg     .    . 

26,87 

0,73 

Straßburg  i. 

K 

26,02 

21,72 

Elberfeld     .    . 

32,03 

0,91 

Stuttgart 

31,79 

6,46 

Erfurt    .    .    . 

23,85 

»,13 

Wiesbaden 

39,77 

8.43 

Essen  .... 

37,86 

0,93 

Würzburg 

17,81 

6,26 

JPrankfurt  a.  M. 

45,08 

0,36 

Zwickau  . 

19,41 

"^— 

Die  Gegensätze  zwischen  den  einzelnen  Bundesstaaten  treten  un- 
verkennbar hervor.  Die  preußischen  Städte  haben  in  der  Regel  —  aus- 
genommen, wo  noch  eine  Schlachtsteuer  besteht  —  nur  ganz  gering- 
fügige Verbrauchssteuern.  In  Baiern,  Baden,  Sachsen  und  Württemberg 
ist  der  Anteil  der  Verbrauchssteuer  weit  höher.  In  den  elsaß- 
lothringischen  Städten  decken  die  Verbrauchssteuern  80  bis  90  Prozent 
des  ganzen  Steuerbedarfes,  sie  umfassen  in  diesen  Städten  auf  Grund 
umfassender  Oktroitarife  äußerst  zahlreiche  Gegenstände.  Getreide, 
Mehl  und  Backwerk  sind  aber  in  Metz  und  Straßburg  steuerfrei,  be- 
sonders hoch  dagegen  sind  die  Getränkesteuern  mit  etwa  7  Mk.  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung.  Unter  den  preußischen  Städten  nimmt 
Erfurt  mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  Verbrauchsbesteuerung  —  wenn 
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wir  TOD  den  Städten  mit  Schlachtstener  absehen  —  noch  die  erste 
Stelle  ein,  es  handelt  sich  dabei  um  einen  Zuschlag  zur  Braumalz- 
Steuer  und  eine  Bierimportsteuer. 


Prozentsätze  der  Erhebung  staatlich  veranlagter 
direkter  Steuern  in  preußischen  Städten. 

Rechnungsjahr  1900. 


Es  wurden  erhoben  Prozente  der 

In 

Ein* 

Grund- 

Gebäude- 

Gewerbe- 

Betriebs- 

kommen- 

steuer 

steuer 

steuer 

steuer 

steuer 

fiarmen    .    .     . 

i6o 

160 

160 

160 

170 

Berlin  .    . 

ISO 

150 

150 

150 

IOC 

Bochum   . 

HS 

HS 

145 

145 

130 

Cassel  .    . 

136 

136 

136 

100 

96 

Danzig.    . 

182 

182 

140 

150 

188 

Düsseldorf 

166«/, 

166  V, 

I.—m.  Klasse:  190 
lY.  Klasse  166*/, 

190 

140 

Erfurt     . 

160 

160 

i6o 

160 

134 

Essen  .    . 

200 

200 

200 

200 

200 

Frankfurt  a. 

0. 

164 

164 

164 

164 

164 

Halle  a.  S. 

145 

145 

145 

145 

120 

Kiel     .    . 

230 

230 

150 

150 

180 

Magdeburg 

139 

139 

139 

139 

117 

Münster   . 

141 

141 

100 

100 

141 

Posen  .    . 

132. 

132 

132 

200 

132 

Potsdam  . 

150 

150 

100 

IOC 

100 

Rixdorf    . 

213 

213 

180 

100 

133  Vs 

Spandau  . 

170 

170 

170 

IOC 

180 

Stettin     . 

171 

171 

171 

100 

114 

Wiesbaden 

112V2 

112  V, 

•   112  V, 

112  V. 

90 

Aus  den  gegebenen  Zusammenstellungen  ergibt  sich: 

1.  Erfurt  besitzt  eine  im  Durchschnitt  weder  besonders  wohl- 
habende noch  arme  Bevölkerung.  Das  Verhältnis  der  Zahl  der  Ein- 
kommensteuerpflichtigen zur  Einwohnerzahl  überhaupt  ist  ein  durch- 
aus gesundes.  Ferner  nimmt  Erfurt,  verglichen  mit  anderen  größeren 
Städten,  hinsichtlich  des  auf  jeden  Einwohner  entfallenden  Einkommen- 
steuerbetrages, also  hinsichtlich  der  Einkommensverteilung  eine 
mittlere  Stellung  ein.  Das  gleiche  trifft  auch  für  die  Vermögens- 
verteilung zu,  wie  der  pro  Kopf  der  Bevölkerung  veranlagte  Er- 
gänzungssteuerbetrag  erweist. 
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2.  Charakteristisch  ist  für  Erfurt,  daß  die  Einkommens-  und 
Wohlstandsverhältnisse  eine  ruhig,  ohne  große  Sprünge  fortschreitende 
Entwicklung  zeigen.  In  dieser  Beziehung  ist  Erfurt  von  anderen 
Städten,  die  anfangs  ungünstiger  standen,  überholt  worden,  nament- 
lich von  solchen  Städten,  die  als  Industrieorte  eine  besondere  Be- 
deutung erlangt  haben.  Eine  nennenswerte  Großindustrie  hat  Erfurt 
nicht  aufzuweisen.  Trotzdem  ist  Erfurt  nicht  etwa,  gleich  mancher 
Kesidenzstadt,  ein  Ort,  wo  die  Bevölkerung  verbraucht,  was  sie  anderswo 
erworben  hat,  vielmehr  bilden  ein  lebhafter  Handel  und  Verkehr 
auch  hier  die  Grundlage  des  wirtschaftlichen  Lebens.  Nur  handelt 
es  sich  dabei  in  erster  Linie  um  Waren,  deren  Produktion  nicht  in 
dem  Maße  unberechenbaren  Schwankungen  unterworfen  ist,  wie  so 
oft  in  der  Großindustrie.    Vgl.  oben  Seite  13  u.  14! 

3.  Die  Erfurter  Gemeindesteuern  stehen,  im  Vergleich  zu  anderen 
größeren  Städten,  auf  der  Mittellinie  und  stellen  an  die  Bevölkerung 
durchaus  normale  Anforderungen. 


IT,  Die  Oebtthren. 

Es  kann  hier  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  alle  jemals  in  Erfurt 
erhobenen  Gebührenarten  zu  charakterisieren.  Wir  beschränken  uns 
vielmehr  hier  auf  einige  besonders  bedeutungsvolle  Gebühren. 

1.  Die  Gebühren  vom  Marktverkehr. 

Die  Markt-  und  Standgelder  finden  sich  in  den  Bechnungen  der 
Stadt  seit  den  ältesten  Zeiten.  Sie  geben  noch  heute  der  Stadtver- 
waltung erhebliche  Einnahmen.  Hier  sei  zunächst  zu  den  obigen^) 
Ausführungen  über  diese  Abgabe  einiges  Bemerkenswerte  nach- 
getragen. Am  Beginne  des  19.  Jahrhunderts  wurden  in  Erfurt  all- 
jährlich 3  Frei-(Jahr-)Märkte  und  wöchentlich  2  Wochen-  und  2  Vieh- 
märkte abgehalten.  Der  Verkehr  regelte  sich  nach  der  kurmainzi- 
schen  Marktordnung  vom  31.  März  1801  und  mehreren  ergänzenden 
Instruktionen.  Zur  Besichtigung  des  Marktverkehres  bestand  ein 
„Marktamt*^  und  eine  „ Zweiermannskammer ^^  Die  obere  Leitung 
hatte  ein  „Obermarktherr",  welchem  die  ganze  Einnahme  von  Hausier- 
zetteln, Geldstrafen  der  Hausierer,  ^8  ^^^  -^^'  ^^^  Abschreibe- 
gebühren der  Marktstände  etc.  als  Entschädigung  zufiel.  Ferner  gab 
es    einen    „Untermarktherrn",    mehrere    Marktmeister,    Sack-    und 

^)  Vgl.  S.  63  f. 
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Kohlenträger,  Torscbreiber  und  Budensetzer  als  Unterbeamte.  Für 
die  Yiehmärkte  fungierte  ein  „  Viehmarktmeister^  mit  4  Markthelfern 
oder  ,,Scbwein8besehern^^  Daß  bei  einem  so  zahlreichen  Personal 
der  Profit  für  die  Stadt  nur  gering  war,  liegt  auf  der  Hand.  Die 
polizeilieben  Zwecke  überwogen  damals  bei  weitem ;  es  galt  vor  allein 
die  örtlichen  Gewerbetreibenden  vor  der  Konkurrenz  auswärtiger 
Händler  nach  Möglichkeit  zu  schützen.  Das  geht  besonders  aus  den 
einzelnen  Bestimmungen  der  Marktordnung  von  1801  hervor.  Früchte 
und  Yiktualien  von  auswärts  durften  danach  nur  auf.  den  Markt- 
plätzen, nicht  auf  den  Straßen,  zum  Kaufe  angeboten  werden.  Es 
bestand  eine  ,,Hegezeit^',  während  welcher  die  Aufkäufer,  Mäkler  und 
Höker  nicht  allein  nicht  kaufen,  sondern  den  Markt  nicht  einmal  be- 
treten durften.  Die  Hegezeit  war  für  die  verschiedenen  Waren  ver- 
schieden; für  Getreide  z.  B.  dauerte  sie  bis  11  Uhr  morgens,  für 
Obst  den  ganzen  Markttag  hindurch.  Während  der  Wochenmärkte 
durften  Yiktualien  in  den  Straßen  überhaupt  nicht,  außer  der  Markt- 
zeit nur  von  den  Einheimischen  verkauft  werden.  Die  Höker  und 
Bäcker  mußten,  nach  amtlichen  Taxen,  die  monatlich  festgestellt 
wurden,  verkaufen.  Durch  ähnliche  eingehende  Anordnungen  war 
der  Getreidemarkt,  der  Fleischmarkt,  der  Holz-  und  Kohlenmarkt, 
der  Topfmarkt  und  der  Yerkauf  von  Seife  und  Lichtern  geregelt. 
Z.  B.  mußten  Holz  und  Kohlen,  die  von  auswärtigen  Händlern  ein- 
geführt wurden,  mindestens  zwei  Stunden  auf  den  Marktplätzen  zum 
Yerkauf  gestellt  sein,  ehe  sie  anderweit  ausgeboten  werden  durften. 
—  Die  Wochenmärkte  waren  infolgedessen  am  Beginne  des  19.  Jahr- 
hunderts weit  ausgedehnter  und  bedeutungsvoller  —  wenigstens 
relativ  —  als  später.  Der  Handel  mit  Lebensmitteln  und  sonstigen 
Yerbrauchsartikeln  der  großen  Masse  war  vorzugsweise  den  Wochen- 
märkten zugewiesen  und  dabei  waren  die  Konsumenten  gegenüber 
allen  denen,  die  gewerbsmäßig  größere  Yorräte  einkauften,  planmäßig 
bevorzugt. 

Eine  alte  mit  dem  Marktverkehr  in  Yerbindung  stehende  Ab- 
gabe war  die  zur  Lösung  fester  Stände.  Yon  alten  Zeiten  her  waren 
die  Marktplätze,  soweit  sie  zu  Yerkauf sstellen  benutzt  werden  konnten, 
nach  festen  Tableaux  in  Marktstände  von  verschiedener  Größe  ein- 
geteilt, und  außerdem  wurden  noch  einige  Stände  auf  anderen  öffent- 
lichen Plätzen  und  in  geeigneten  Straßen  bezeichnet.  Die  Stände 
waren  nummeriert,  über  sie  wurde  ein  „Marktbuch"  geführt.  Bis  in 
die  60er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  betrug  die  Gesamtzahl  der 
Marktstände    nach    dem    im    18.    Jahrhundert    aufgestellten   Markt- 
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buche  440.  Die  besondere  Bedeutung  und  Ausdehnung,  die  der 
Marktyerkehr  durch  jene  obrigkeitliche  Regelung  erlangte,  hatte  zur 
Folge,  daß  auswärtige  und  einheimische  Händler  sich  durch  Lösung 
fester  Stände  einen  Platz  für  alle  von  ihnen  besuchten  Märkte  zu 
sichern  suchten.  Die  Stände  wurden  im  allgemeinen  gegen  ein- 
malige Zahlung  auf  Lebenszeit  verliehen;  1824  beschlossen  die  Be- 
hörden eine  Erhöhung  der  Anschreibegebühren  und,  daß  die  Ver- 
leihung der  Stände  alle  3  Jahre  gegen  entsprechende  Benova- 
tionsgebühren  zu  erneuern  sei.  Diesen  für  die  Wochenmarktstände 
zu  zahlenden  Gebühren  entsprach  ein  Jahrmarktsstandgeld,  das 
„Stättegeld  auf  Freimärkten^^  —  Außer  diesen  einmaligen  nicht  sehr 
hohen  LÖsegeldem  für  feste  Stände  gab  es  bis  1809  keine  weitere 
Marktabgabe.  Dann  wurde  aber  das  Marktstandgeld  oder,  wie  es 
nach  der  Mehrzahl  seiner  Beträge  hieß,  der  „Marktdreier^^  eingeführt, 
—  eine  gemischte  Abgabe,  die  sich  teils  als  Pfiastergeld  darstellt,  da 
man  daraus  einen  Fonds  zur  Unterhaltung  des  Straßenpflasters  bilden 
wollte.  Der  Marktdreier  wurde  auf  den  Marktplätzen  von  jedem 
Yerkaufsstande  für  jeden  Tag  erhoben.  Außerdem  war  in  den 
Toren  Ton  jedem  mit  Marktwaren  beladenen  Wagen  pro  Pferd  1  Gr., 
pro  Ochse  V«  Gr.  und  pro  Kuh  V*  Gtt.  zu  zahlen.  Später,  von  1824 
an,  wurde  wegen  der  zahlreichen  Hinterziehungen  auch  der  Marktdreier 
unter  scharfer  Kontrolle  in  den  Toren  erhoben. 

Die  kurmainzische  Marktordnung  von  1801  ist  bis  zum  Erlaß 
der  Marktordnung  von  1850  angewandt  worden,  soweit  ihr  nicht 
Landesgesetze  oder  Veränderungen  in  der  städtischen  Verfassung  und 
im  Zunft-  und  Innungswesen  entgegenstanden.  Speziell  das  Markt- 
amt und  die  Zweiermannskammer  waren  inzwischen  schon  eingegangen 
und  der  Marktverkehr  statt  dessen  der  Aufsicht  der  Polizeiverwaltung 
unterstellt.^)  Namentlich  aber  war  ein  großer  Teil  jener  zahlreichen 
Beschränkungen,  denen  der  Handel  während  und  außer  der  Marktzeit 
unterlag,  durch  das  neue  System  der  Gewerbefreiheit  aufgehoben. 
Überhaupt  trat,  je  mehr  sich  die  Wirkungen  der  Gewerbefreiheit 
äußerten,  ein  Umschwung  im  Marktverkehr  ein.  Die  Marktordnung 
mußte  milder  gehandhabt  werden.  Die  Konsumenten  waren  nicht 
mehr  auf  die  Märkte  angewiesen;  dementsprechend  nahm  auch  die 
Zahl  der  die  Märkte  besuchenden  Verkäufer  erheblich  ab,  so  daß  es 
auch  ohne  Sicherung  eines   festen  Standes  selten  an  geeigneten  Ver- 


')  Doch  blieb  die  Erhebung  der  Marktstandgelder  in  den  Toren  anch  noch 
nach  1850. 
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kaufssteilen  fehlte  und  daher  feste  Marktstände  schließlich  überhaupt 
nicht  mehr  gelöst  wurden.  Erst  später  kam  wieder  mehr  und  mehr 
das  Streben  auf,  bestimmte  Yerkaufsstände  zu  mieten,  um  von  er- 
worbenen Kunden  stets  leicht  aufgefunden  werden  zu  können. 

In  neuerer  Zeit  haben  die  Gebühren  Tom  Marktverkehr  Yorzugs- 
weise  finanziellen  Zwecken  zu  dienen  und  sind  eine  wichtige  Ein- 
nahmequelle der  Stadt  geworden.  Sie  gelangen  auf  den  Jahr-  und 
Christmärkten,  den  Wochenmärkten  und  den  Eoß-  und  Viehmärkten 
zur  Erhebung.  Die  Entwicklung  der  Einnahme  zeigt  folgende  Zu- 
sammenstellung, bei  der  zu  beachten  ist,  daß  die  in  den  Zahlen  ent- 
haltenen Verwaltungskosten  früher  sehr  bedeutend  waren,  in  der 
neueren  Zeit  aber  beträchtlich  zurückgegangen  sind: 


1825. 

5461 

Mk. 

1830 

5233 

1838: 

10440 

1845. 

10857 

1850 

:       9138 

1855: 

8137 

1860 

:       8955 

1865: 

8556 

1870: 

5085 

1875 

7  543 

Mk 

1880 

6090 

»j 

1884 

6725 

jj 

1888- 

12  220 

V 

1891: 

II  092 

V 

1895 

16  512 

1t 

1898 

:     14507 

7» 

1900: 

15  610 

}} 

1902: 

16640 

n 

2.  Das  Bürgerrechtsgeld,  das  Einzugsgeld  und  das 
Hausstandsgeld.^) 

Schon  längst  gab  es  in  Erfurt  ein  „Bürgergeld",  aus  dem  die 
Stadtkasse  ziemlich  erhebliche  Einnahmen  erzielte.^)  Das  auf  Grund 
der  revidierten  Städteordnung  von  1831  abgefaßte  Statut  für  die 
Stadt  Erfurt  vom  13.  Januar  1836  hob  den  früher  zwischen  Bürgers- 
söhnen, In-  und  Ausländern  gemachten  Unterschied  auf  und  setzte 
das  Bürgerrechtsgeld  gleichmäßig  auf  75  Mk.  fest.  In  diesem  Be- 
trage waren  nicht  enthalten:  Stempel  und  Sportein  für  die  Be- 
scheidungen auf  das  Bürgerrechtsgesuch  und  der  Stempel  zum  „Bürger- 
briefe".   Der  Erwerb  des  Bürgerrechts  war 

1.  eine  Pflicht  für  diejenigen,  welche  im  Stadtbezirke 

a)  Grundbesitz  von  mindestens  2400  Mk.  hatten  oder 

b)  ein   stehendes    Gewerbe    trieben    und   daraus   mindestens 
900  Mk.  jährlich  Reineinkommen  bezogen; 

2.  ein  Recht  bei  einem  Einkommen  von  mindestens  1200  Mk. 
nach  2jährigem  Wohnsitz  in  der  Stadt. 

1)  Vgl.  oben  S.  139. 
")  Vgl.  oben  S.  53 f. 
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Wenn  man  erwägt,  daß  das  aktive  und  passive  Wahlrecht  zur 
StadtvertretuDg  vom  Besitze  des  Bürgerrechts^)  abhing,  so  erkennt 
man  leicht^  wie  beschränkt  der  Kreis  derer  war,  welche  auf  die  Ge- 
schicke der  Gemeinde  einen  Einfluß  auszuüben  vermochten.  Die 
Nichtbürger  oder  ,,Schutzverwandten'^  hatten  bei  ihrem  Einzüge  und, 
solange  sie  Schutzverwandte  blieben,  weder  ein  Einzugsgeld  noch  eine 
dem  Bürgerrechtsgelde  entsprechende  Abgabe  zu  zahlen. 

Mit  der  Einführung  der  Gemeindeordnung  von  1850,  die  weder 
Bürger  noch  Schutz  verwandte,  sondern  nur  noch  „Einwohner"  kannte, 
kam  1851  auch  das  Bürgerrechtsgeld  in  Fortfall.  Statt  dessen  stand 
den  Städten  jetzt  das  Recht  zu,  Einzugs-  und  Hausstandsgelder  zu 
erheben.  In  Erfurt  machten  die  Stadtbehörden  noch  1851  von  diesem 
Rechte  Gebrauch.  Von  allen  im  Stadtbezirke  sich  niederlassenden 
selbständigen  Personen  wurde  ein  Einzugsgeld  in  Höhe  von 
45  Mk.  —  1858  erhöht  auf  60  Mk.  —  gefordert  und  von  dessen 
Entrichtung  die  Niederlassung  abhängig  gemacht.  Für  Beamte,  Pen- 
sionäre und  deren  Witwen  galten  erleichternde  Bestimmungen. 

Ferner  war  jeder  Einwohner  der  Stadt  bei  der  Begründung 
eines  selbständigen  Hausstandes  im  Stadtbezirk  einer  ähnlichen  ein- 
maligen Abgabe,  dem  Haus  Stands  gelde,  unterworfen,  von  dessen 
Zahlung  die  Teilnahme  am  Bürgerrechte  abhängig  gemacht  war. 
Neuanziehende  unterlagen  dem  Hausstandsgelde  neben  dem  Einzugs- 
gelde  stets,  namentlich  auch  dann,  wenn  sie  schon  früher  einen  selb- 
ständigen Hausstand  begründet  hatten.  Bis  1858  waren  Ausländer 
zur  Zahlung  des  Einzugs-  und  Hausstandsgeldes  nicht  verbunden, 
wodurch  Erfurt  infolge  seiner  Lage  an  der  Grenze  manchen  Ausfall 
erlitt.  1858  wurden  hier  daher  nach  dem  Muster  Berlins  beide  Ab- 
gaben auch  auf  die  Ausländer  ausgedehnt,  jedoch  mit  der  Ein- 
schränkung, daß  die  Ausländer  damit  Rechte  gleich  den  Inländern 
nicht  erwarben,  nur  bez.  der  Benutzung  der  städtischen  Schulen  den 
übrigen  Einwohnern  gleich  gestellt  sein  sollten.  —  Im  Gegensatz 
zum  Einzugsgelde  war  das  Hausstandsgeld  in  seiner  Höhe  nach  den 
Erwerbs-  und  Vermögensverhältnissen  abgestuft  und  schwankte 
zwischen  12  und  72  Mk. 

Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  14.  Mai  1860  wurde  das  Haus- 
standsgeld  in  ein  Bürgerrechtsgeld,  zu  entrichten  bei  Erwerb 


*)  Ferner  war  mit  dem  Bürgerrechte  verbunden  das  Recht  der  niederen 
Jagd  im  „Bürger- Jagdreviere"  gegen  Lösung  eines  Jagdscheines,  dessen  Gebühren 
mit  zur  Stadtkasse  flössen. 
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des  Bürgerrechts,  verwandelt,  im  übrigen  aber  unverändert  (mit  den 
Sätzen  des  Hausstandsgeldes)  forterhoben.  Das  Einzugsgeld  wurde 
durch  das  Gesetz  vom  2.  März  1867  beseitigt^),  so  daß  von  nun  ab 
in  Erfurt  nur  noch  das  Bürgerrechtsgeld  bestand.  Dasselbe  betrug: 
bei  der  Einschätzung  zur  Klassensteuerstufe  I:  12  Mk.,  U — IV :  24  Mk., 
V — VII:  48  Mk.  und  in  den  höheren  Steuerstufen  72  Mk.  Im  Jahre 
1874  wurden  die  Sätze  auf  Grund  des  Klassen-  und  klassifizierten 
Einkommensteuergesetzes  von  1873  folgendermaßen  normiert:  bei 
Steuerfreiheit:  12  Mk,  I.  und  II.  Steuerstufe:  24  Mk.,  III.  und  IV. 
Stufe:  36  Mk.,  V.  und  VI.  Stufe:  48  Mk.,  VU.  und  Vni.  Stufe: 
60  Mk.,  darüber  hinaus:  72  Mk.  Staatsbeamte,  die  gemäß  dienst- 
licher Verpflichtung  ihren  Wohnsitz  in  Erfurt  nahmen,  waren  befreit. 
Vor  der  Entrichtung  des  Bürgerrechtsgeldes  durfte  das  Bürgerrecht 
nicht  ausgeübt  werden.  Vom  1.  April  1887  ab  fiel  das  Bürgerrechts- 
geld auf  Gemeindebeschluß  fort. 

Die  Einnahmen  aus  den  Bürgerrechts-,  Einzugs-  und  Hausstands- 
geldem  waren  folgende: 


im  Jahre 

Bürger- 
rechts- 
gelder 

Mk. 

Einzugs- 
gelder 

Mk. 

Hausstands- 
gelder 

Mk. 

im  Jahre 

Bürger- 
rechts- 
gelder 

Mk. 

1838 
1846 
1850 
1852 

2310 
3600 
5625 

1700 

« 

5675 

1870 
1873 
1875 
1877 
1880 
1882 
1884 
1886 

4872 
10848 
18323 
II  966 

1860 

13 

539 

7603 
7805 

1865 

15 

539 

7640 
10250 

3.  Die  Gebühren  für  Benutzung  der  städtischen 
Siele  und  Flußläufe. 

Eine  Eigentümlichkeit  Erfurts  sind  die  zahlreichen  durch  die 
Stadt  fließenden  größeren  Gräben  und  Flußarme  und  die  teilweise 
schon  im  Mittelalter  angelegten  Kanäle  %  die  von  den  Anliegern  zu 
den  mannigfaltigsten^  besonders  zu  gewerblichen  Zwecken  ge-  und 
wohl  auch  mißbraucht  werden.    Auf  Grund  des  Kommunalabgaben- 


1)  Vgl.  oben  S.  140. 
«)  Vgl.  oben  S.  102  f. 


—     220    — 

gesetzes  beschlossen  die  städtischen  BehördeD,  Tom  1.  April  1895 
ab  von  denjenigen  Grundstücken  bzw.  gewerblichen  und  maschinellen 
Anlagen  und  ßetrieben,  die  ihre  Abwässer  durch  die  städtischen 
Siele  (=  Kanäle)  fortleiten  oder  den  städtischen  Flußläufen  zufahren, 
eine  Benutzungsgebühr  zu  erheben.  Für  bebaute  Grundstücke  wird 
die  Gebühr  nach  dem  Gebäudesteuersoll  bemessen,  mit  dem  die- 
selben veranlagt  sind;  so  sind  bei  einem  Gebäudesteuersoll  bis  zu 
10  Mk.  jährlich  zu  entrichten:  0,40  Mk.;  bei  10—80  Mk.:  0,80  Mk.; 
bei  20—30  Mk. :  1,20  Mk. ;  bei  30—40  Mk. :  1,60  Mk. ;  bei  40-50  Mk. : 
2,40  Mk.;  bei  50-60  Mk.:  3,20  Mk.;  bei  60—70  Mk.:  4  Mk.  etc. 
Für  unbebaute  Grundstücke  und  für  gewerbliche  Anlagen  und  Be- 
triebe berechnet  sich  die  Gebühr  nach  dem  durchschnittlichen  Maße 
der  Benutzung  (für  jedes  cbm  zugeleiteten  Wassers  3  Pf.).  Es  sind 
erhoben  worden:  1895:  22481  Mk.,  1897:  26465  Mk.,  1899: 
26  815  Mk.,   1900:  27  704  Mk.,    1902:  29066  Mk. 

4.  Die  Gebühren  für  die  Genehmigung  und  Beauf- 
sichtigung von  Bauten. 

Seit  dem  1.  April  1895  (auf  Grund  der  Ordnung  vom  28.  De- 
zember 1894)  ist  für  die  ortspolizeiliche  Genehmigung  und  Beauf- 
sichtigung von  Neubauten,  Umbauten  und  Baureparaturen  im  Stadt- 
bezirke eine  nach  dem  voraussichtlichen  Kostenaufwande  (Bauwert)  zu 
bemessende  Gebühr  zu  entrichten.  Instandsetzungen,  die  durch 
elementare  Ereignisse  veranlaßt  sind,  oder  Bauten,  deren  Bauwert 
unter  100  Mk.  beträgt,  bleiben  gebührenfrei;  Staatsbauten  zahlen  Vs 
der  Gebührensätze.  Nach  der  geltenden  Ordnung  vom  23.  Januar 
1899  sind  beispielsweise  zu  entrichten:  bei  einem  Bauwerte  von 
100—300  Mk. :  0,60  Mk. ;  von  300—500  Mk :  1  Mk. ;  von  500—700  Mk. : 
2  Mk.;  ferner  von  1000—1500  Mk.:  5  Mk.;  von  2000—2500  Mk.: 
10  Mk.;  4000—5000  Mk.:  20  Mk.;  9000—12000  Mk.:  50  Mk.; 
20  000—25  000  Mk. :  100  Mk.  etc.  Dazu  tritt  für  solche  Neubauten, 
die  an  einer  gemäß  dem  Gesetze  vom  2.  Juli  1875  festgesetzten 
Fluchtlinie  errichtet  werden,  eine  Gebühr  von  30  Mk.  zur  Vergütung 
der  Kosten  der  Aufstellung  des  Bebauungsplanes.  Die  Einnahmen 
aus  diesen  Gebühren  waren  die  folgenden  (die  eingeklammerten  Zahlen 
geben  die  Zahl  der  erteilten  Baukonsense  an):  im  Rechnungsjahre 

24  703  Mk.  (850)  1901 :  19  878  Mk.  (772) 
23625  „  (707)  1902:  23694  „  (849). 
21  262  „  (745) 

Lehrreich  ist  ein  Vergleich  mit  den  in  früheren  Jahren  erteilten 
Baukonsensen : 


1895: 

10347  Mk.  (590) 

1898 

1896: 

16046    „     (678) 

1899 

1897: 

»9360    „     (724) 

1900 
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1865:  558 

1866:  404 

1867:  470 

1868:  380 

1869:  357 


1870:  334 

1871:  466 

1872:  691 

1873:  522 

1874:  704 


1875:  632 

1876:  610 

1877:  74a 

1878:  660 

1879:  638 


1880:  684 

1881:  693 

1882:  637 

1883:  600 

1884:  586 


1885:  633 

1886:  596 

1887:  673 

1888:  869 

1890:  773 


1891:  632 

1892:  589 

1893:  521 

1894:  535 


Die  Mehrzahl  der  Bauerlaubnisscheine  betreffen  natürlich  geringere 
umbauten  und  Reparaturen,  auf  größere  Neu-  und  Umbauten  ent- 
fallen jeweils  ^/^  bis  7$  ^^^  angegebenen  Summe.  Von  1865  ab  ist 
bis  1871  ein  Abnehmen  der  Privatbautätigkeit  deutlich  zu  bemerken. 
Namentlich  war  in  diesen  Jahren  die  Baulust  zu  Neubauten,  be- 
sonders zu  Massivbauten,  eine  sehr  geringe.  Sofort  nach  dem  Kriege 
nimmt  die  Bautätigkeit  erheblich  zu  ^),  aber  gelegentlich  finden  sich 
in  den  Yerwaltungsberichten  der  70er  Jahre  Klagen  der  städtischen 
Behörden  darüber,  daß  die  Neubauten  meist  in  Holzfachwerk  aus- 
geführt wurden.  1872  schrieb  man  für  Neubauten  und  Haupt- 
reparaturen wenigstens  massive  Brandmauern  vor.  Aber  noch  1877 
waren  von  den  neu  errichteten  Wohngebäuden  nur  etwa  12^0  massiv 
erbaut.  In  den  folgenden  Jahren  ist  bez.  des  ümfanges  der  Bau- 
tätigkeit ein  erheblicher  Rückgang  zu  konstatieren,  dafür  zeigt  in- 
•dessen  die  Solidität  der  Neubauten  einen  Fortschritt:  1878  sind 
bereits  32^0  silier  neuen  Wohnhäuser  massiv  gebaut.  Durch  eine 
neue  Bauordnung  wurde  dann  von  1880  ab  der  Massivbau  für  alle 
mehr  als  einstöckigen  Häuser,  mit  Ausnahme  der  zweistöckigen  Einzel- 
häuser (Villen)  vorgeschrieben.  Die  weiteren  Zahlen  lassen  die 
Bückwirkung  der  wirtschaftlichen  Konjunkturen  deutlich  erkennen. 


')  Bezeichnend  für  die  „Gründerjahre"  ist  eine  Bemerkung  in  den  „statistiBchen 
Mitteilungen  aus  dem  Stadtkreise  Erfurt",  wonach  die  Kaufpreise  für  Häuser  von 
1872  bis  1876  bis  fast  auf  das  Doppelte,  die  Mietpreise  durchschnittlich  um  75% 
gestiegen  waren! 
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IV.Kapitel. 


Zusammenfassender  Überblick.     Die  Aufgaben 
der  Stadtverwaltungen  in  Vergangenheit  und  Gegenwart 


Literatur : 

G.  Brecht,  Die  wirtschaftliche  und  finanzielle  Lage  der  Stadtgemeinden  (Vor- 
trag) (Berlin  1875). 

Die  sanitären  Anlagen  der  Stadt  Erfurt.    Bericht  des  Magistrats.     1881. 

Adickes,  Die  sozialen  Aufgaben  der  deutschen  Städte  (Vortrag)  (Leipzig  1903). 

H.  Waentig,  Die  vrirtschaftliche  Bedeutung  der  Großstädte  (in:  „Die  Groß- 
stadt", Jahrbuch  der  Gehe-Stiftung  1903,  S.  147—184). 

I. 

Die  Zeit  von  der  Verleihung  der  Selbstverwaltung  an  bis  fast 
zum  deutsch-französischen  Kriege  bedeutet  in  der  deutschen  Städte- 
geschichte eine  Periode  der  Stagnation.  Die  Städteordnung  von  1808 
war  von  den  Städten  nicht  erstritten,  sondern  sie  war  ein  Greschenk, 
gegeben  in  der  Hoffnung,  daß  die  Stadtgemeinden  es  erwerben 
würden,  um  es  zu  besitzen.  Weil  aber  das  Geschenk  einen  zu  reichen 
Inhalt  hatte,  wurde  es  in  mancher  Hinsicht  verhängnisToU.  Das 
Besteuerungsrecht  der  Städte  war  allerdings  eine  unvermeidliche 
Notwendigkeit,  es  war  auch  das  einzige  Mittel,  mit  dem  der  Staat 
den  Q-emeinden,  da  er  ihnen  selbst  keine  Opfer  zu  bringen  ver- 
mochte, aus  ihrer  finanziellen  Kalamität  helfen  konnte.  Dagegen 
waren  aber  die  Stadtgemeinden  für  die  Selbstverwaltung  zu- 
nächst noch  nicht  reif.  Der  Zeit  und  den  übrigen  staatlichen 
Bildungen  weit  voranschreitend  erhielten  die  Städte  einen  solchen 
Grad  privilegierter  Selbständigkeit,  die  Gesetzgebung  war  ihnen  so 
günstig,  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  die  Gestaltung  des 
Weltverkehrs  entwickelten  sich  so  ruhig  und  allmählich  und  stellten 
den  Stadtverwaltungen  so  wenige  neue  große  Aufgaben,  daß  die 
Städte  sich  darauf  beschränken  konnten,  sich  in  ihren  im  großen  und 
ganzen  einfachen  Verhältnissen  so  behaglich  als  möglich  einzurichten, 
und  daß  sie  sich  um  die  Zukunft  und  um  diejenigen  öffentlichen 
Interessen,  welche  sich  mit  den  ihrigen  nicht  unmittelbar  berührten, 
keine  großen  Sorgen  machten.  Dennoch  kann  nicht  geleugnet  werden, 
daß  diese  Zeit  der  Stagnation  von  großem  Segen  war  als  eine  Zeit 
der  Vorbereitung  auf  die  hohen  Aufgaben,  welche  nach  dem  sieg- 
reichen Kriege  gegen  Frankreich  an  die  deutschen  Städte  herantraten. 
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Man  gewöhnte  sieb  inzwischen  an  die  außerordentliche  Selbständigkeit, 
mit  der  man  zunächst  —  nach  den  Demütigungen  des  sturmbewegten 
ersten  Dezenniums  des  Jahrhunderts  —  nichts  Rechtes  anzufangen 
wußte,  nnd  man  lernte  so  die  Fähigkeit,  von  der  gegebenen  Freiheit 
in  dem  Momente,  wo  es  darauf  ankam,  den  richtigen  Gebrauch  zu 
machen.  Einstweilen  jedoch  finden  wir  in  jener  Zeit  innerhalb  der 
Stadtverwaltungen  nur  selten  ein  kühnes  Yorwärtsdrängen,  nur  wenige 
große  Entschlüsse.  Man  war  zufrieden,  wenn  man  seine  Existenz  an- 
ständig fristen  konnte.  Daß  trotzalledem  gegenüber  der  Zeit  unter 
dem  absoluten  Begime  ein  gewaltiger  Fortschritt  erreicht  war,  liegt 
auf  der  Hand.  Er  bestand  darin,  daß  die  städtische  Verwaltung 
ihren  gesetzlichen  oder  vertragsmäßigen  Verbindlichkeiten  nach- 
kommen und  den  einmal  als  unabweisbar  anerkannten  Bedürfnissen 
gerecht  werden,  daß  sie  (vermöge  des  Besteuerungsrechtes)  die  Ein- 
nahmen und  folglich  auch  die  Ausgaben  überhaupt  steigern  konnte; 
kurz:  es  war  eine  geregelte,  wenn  auch  bescheidene  Wirtschafts- 
führung möglich.  Auch  ist  gewiß,  daß  die  Stadtgemeinden  ohne  die 
zurückhaltende  Sparsamkeit,  welche  die  Signatur  des  städtischen 
Haushaltes  in  den  20er  bis  60er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts 
ist,  nicht  so  leistungsfähig  den  nach  dem  Kriege  gewachsenen  und 
neu  entstandenen  Aufgaben  hätten  gegenübertreten  können,  wie  es 
nötig  war.  Was  ferner  speziell  die  Städte  anlangt,  welche  längere 
Zeit  in  der  Gewalt  der  französischen  Eroberer  gewesen  waren,  so 
lastete  auf  ihnen  eine  gewaltige  Kriegsschuld,  die  jede  freiere  Initiative 
lähmen  mußte  und  die  äußerste  Sparsamkeit  zur  Pflicht  machte. 

Diese  allgemeine  Charakteristik  trifft  auch  auf  Erfurt  zu.  Eine 
hohe  Kriegsschuld  mußte  verzinst  und  getilgt  werden.  Die  Dotation 
aus  der  Staatskasse,  welche  einen  Ersatz  für  das  einst  der  Stadt  ge- 
hörige Kommunalvermögen  bilden  sollte,  war  verhältnismäßig  sehr 
kärglich  — ,  die  Stadt  mußte  also  ihre  Bedürfnisse  hauptsächlich 
durch  Steuern  bestreiten.  Und  die  letzteren  zu  erhöhen,  dazu  durften 
die  städtischen  Behörden  sich  angesichts  der  Armut  der  Erfurter 
Bevölkerung  nur  vorsichtig  entschließen.  Noch  ein  besonderes 
Moment  ist  hier  zu  erwähnen,  welches  die  Steuerkraft  der  ohnehin 
armen  Bevölkerung  noch  mehr  schwächte.  Wie  aus  einer  Petition 
Erfurter  Einwohner  an  das  Abgeordnetenhaus  vom  Jahre  1860  her- 
vorgeht, waren  noch  damals  von  den  4  bis  5000  Soldaten  der 
Garnison  nicht  weniger  als  2  bis  3000  Mann  als  ständige  Ein- 
quartierung auf  die  Bürgerhäuser  gelegt.  Erfurt  hatte  damals  rund 
32  000  Zivileinwohner  und  3000  Wohnhäuser ;  da  es  unter  den  letzteren 
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aber  eine  erhebliche  Anzahl  gab,  die  ihrer  geringen  Räumlichkeit 
wegen  mit  Einquartierung  nicht  belegt  werden  konnten,  so  traf  diese 
Naturallast  die  übrigen  Hausbesitzer  um  so  härter.  Von  der  großen 
Zahl  dieser  Hausbesitzer,  welche  wegen  ihrer  geschäftlichen,  häus- 
lichen und  sonstigen  Verhältnisse  die  Einquartierung  nicht  in  natura 
nehmen  konnten,  sondern  ausmieten  mußten  —  und  dies  waren 
wenigstens  %  der  Gesamtzahl  — ,  mußte  jeder  Mann  noch  (außer 
dem  Servis)  mit  monatlich  0,75  Mk.  bis  1  Mk.,  also  jährlich  mit 
9  bis  12  Mk.  an  die  Ausmiete wirte  vergütet  werden.  Dazu  kam,  daß 
Erfurt  als  Waffen-  und  Etappenplatz  häufig  den  Haltepunkt  für  die- 
jenigen Truppen  bildete,  welche  vom  Osten  nach  dem  Westen  des 
Landes  und  umgekehrt  dirigiert  wurden,  und  daß  es  als  G-renz- 
festung  bei  Mobilmachungen  eine  besonders  her?orragende  Bedeutung 
hatte.  Auch  sonst  lagen  in  der  Eigenschaft  Erfurts  als  Festung  mannig- 
fache Beschränkungen.  Der  Verkehr  unterlag  vielfachen  Hemmungen. 
Der  äußeren  Ausbreitung  der  Stadt  stand  das  Rayongesetz  im  Wege. 
Die  Erfurter  Bürger  mußten  es  ertragen,  daß  die  benachbarten 
Banken  in  Gotha,  Weimar,  Sondershausen,  obwohl  sie  großenteils 
mit  Erfurter  Geldern  dotiert  waren,  Darlehen  auf  Erfurter  Gebäude 
verweigerten,  daß  selbst  die  unter  Verwaltung  der  Königlichen  Re- 
gierung zu  Erfurt  stehenden  Institute  grundsätzlich  nicht  auf  Erfurter 
Häuser  ausleihen  durften,  —  alles  aus  der  wohlbegründeten  Erwägung, 
daß  der  Brandschaden  durch  Krieg,  welchem  die  Häuser  einer 
exponierten  Festung  vorzugsweise  ausgesetzt  sind,  von  keiner  Ver- 
sicherungsgesellschaft vergütet  wurde.  Infolge  dieser  Beeinträchtigung 
des  Realkredits  und  der  sonstigen  durch  die  Eigenschaft  als  Festung 
gebotenen  Beschränkungen  wurde  Erfurt  von  wohlhabenderen  Privatiers 
und  Unternehmern  gemieden,  Handel  und  Verkehr  blieben  zurück. 
Die  hauptsächlichste  und  allein  einer  Steigerung  fähige  Einnahme  der 
Gemeindeverwaltung,  die  Steuerquelle,  konnte  also  aus  Rücksicht  auf 
die  Bevölkerung  nur  mäßig  in  Anspruch  genommen  werden.  Zudem 
hatte  die  Stadtverwaltung  aus  den  ersten  beiden  Jahrzehnten  her, 
wie  wir  sahen,  noch  so  viele  Versäumnisse  nachzuholen,  daß  dadurch 
die  Sorge  für  die  Gegenwart  und  erst  recht  die  für  die  Zukunft  er- 
heblich erschwert  war. 

Nach  alledem  wird  man  sich  über  die  vorsichtige  Sparsamkeit 
in  der  städtischen  Finanzverwaltung  nicht  wundern  können,  wird  darin 
vielmehr  den  Beweis  einer  pflichtbewußten  Verwaltung  erblicken 
müssen.  Denn  trotz  aller  Sparsamkeit  tat  die  Stadtobrigkeit  doch, 
was   sie    konnte,    um    die    öffentlichen    Bedürfhisse   zu    befriedigen. 
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StraßenreinigaDg  und  Straßenbeleuchtuiig  standen  jetzt  nicfat  mehr, 
wie  früher  vor  der  Selbstverwaltung,  nur  auf  dem  Papiere.  Man 
sorgte  für  die  Instandhaltung  des  Straßenpflasters,  der  Brunnen, 
Flußläufe  und  Kanäle,  für  die  nötigen  Baureparaturen,  für  das  Feuer- 
löschwesen, für  das  Schulwesen  und  das  Armenwesen,  man  kam  den 
sonstigen  Verbindlichkeiten  der  Stadt  (Besoldungen,  Vergütungen  etc.) 
regelmäßig  nach,  —  kurz:  die  Stadtkasse  wurde  nicht  geradezu 
zahlungsunßlbig.  Und  neben  den  laufenden  Verwaltungsausgaben 
(einschließlich  der  Verzinsung  und  Tilgung  der  Kriegsschulden)  war 
auch  für  außerordentliche  Bedürfhisse  Geld  vorhanden.  Wie  die 
städtischen  Behörden  die  Erfüllung  solcher  besonderen  Aufgaben  er- 
möglichten, kann  nicht  genug  anerkannt  werden:  mit  vorsorglicher 
Sparsamkeit  begann  man  bei  Zeiten  für  diejenigen  Anforderungen, 
die  sich  voraussehen  ließen,  Fonds  anzusammeln  (z.  B.  für  Bathaus 
und  Friedhof)  und  arbeitete  dadurch  der  Zukunft  vor. 

Mit  den  60er  «fahren  setzte  eine  etwas  lebhaftere  Entwicklung 
der  Stadt  ein.  Infolge  der  Eröffnung  der  Thüringischen  Eisenbahn 
(1847)  belebte  sich  der  Verkehr  wieder  und  führte  der  Stadt  neue 
Kräfte  zu.  Eine  tüchtige  Stadtverwaltung  sorgte  für  mancherlei  Ver- 
besserungen (z.  B.  auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens),  soweit  sie  bei 
den  bescheidenen  Mitteln  im  Bereiche  der  Möglichkeit  lagen. 

Im  Jahre  1870  war  die  Entwicklung  der  Stadt  so  weit  fort- 
geschritten, daß  infolge  der  Zunahme  der  Bevölkerung  und  des  Ver- 
kehrs viele  neue  und  umfangreiche  Bedürfnisse  hervortraten,  deren 
Befriedigung  sich  nicht  länger  verschieben  ließ.  Wie  eine  Denkschrift 
aus  diesem  Jahre  beweist,  gingen  denn  auch  die  städtischen  Be- 
hörden bereits  mit  dem  Gedanken  um,  die  Gi?meindeein kommensteuer 
zu  erhöhen  und  zur  Aufnahme  einer  Anleihe  zu  schreiten.  Es 
kam  der  deutsch-französische  Krieg.  Wie  bedeutungsvoll  dieser  für 
die  Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschaft,  und  besonders  für 
Handel  und  Industrie,  folglich  für  die  Städte  und  gerade  auch  die 
größeren  Städte  gewesen  ist,  ist  bekannt.  Speziell  für  Erfurt 
brachte  der  Krieg  noch  die  Aufhebung  der  Festung  1872.  Wie  die 
Bevölkerung  in  den  folgenden  Jahren  zunahm,  zeigen  die  Übersichten 
auf  Seite  32  und  33. 

Worin  bestehen  nun  die  Anforderungen,  welche  nach  dem  Kriege 
und  nach  der  Entfestigung  der  Stadt  an  die  Erfurter  Gemeindever- 
waltung herantraten  ?  Wodurch  ist  die  ungewöhnliche  Steigerung  der 
kommunalen  Aufgaben  hervorgerufen? 

XLV.  15 
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Das  uDTerhältnismäßige  AnwachseD  einzelner  Ausgabegattimgen 
im  städtischen  Haushalt  ist  teils  auf  besondere  positive  gesetzliche 
BestimmuDgeu,  teils  auf  allgemeinere  Verhältnisse  zurückzuführen. 
In  ersterer  Hinsicht  sind  u.  a.  die  Bestimmungen  zu  DeDueu,  welche 
den  Städten  eine  vermehrte  Fürsorge  für  Schulen  und  Kranken- 
anstalten auferlegten.  Ferner  erheischte  der  §  56  der  Städteordnung 
von  1863,  wonach  die  Magisträte  die  Verfügungen  der  ihnen  vor- 
gesetzten Behörden  auszuführen  haben,  von  den  Städten  große  Opfer 
an  Geld,  aber  auch  an  Zeit  und  Arbeit.  Auf  Grund  dieser  und 
anderer  Bestimmungen  wurde  den  Magisträten  die  Besorgung  einer 
außerordentlich  großen  Menge  reiner  Staatsgeschäfte  übertragen, 
deren  Schwierigkeit  und  Zahl,  je  mehr  sich  die  Staatsverwaltung  ver- 
tiefte, desto  mehr  wuchs.  Die  Wahrnehmung  der  Reichs-  und  Staats- 
geschäfte absorbierte  einen  großen  Teil  der  städtischen  Aufwendungen 
für  die  allgemeine  Verwaltung  und  entzog  die  Gemeindebeamten 
ihrem  eigentlichen  Wirkungskreise.  Solche  Geschäfte  waren:  die 
Führung  der  Militärstammrollen,  die  Mitwirkung  bei  dem  Aushebungs- 
preschäfte,  die  Verwaltung  der  politischen  und  gerichtlichen  Polizei, 
die  Besorgung  der  Polizeianwaltschaft,  die  Arbeiten  für  die  Arbeiter- 
versicherung, die  Vorbereitimg  der  politischen  Wahlen,  die  Volks- 
zählungen und  andere  statistische  Arbeiten,  die  Erstattung  von  Gut- 
achten aller  Art  über  Veränderungen  der  bestehenden  Einrichtimgen 
oder  der  Gesetzgebung,  vor  allem  auch  die  Führung  der  Standesämter. 
—  Sodann  ist  hier  die  finanzielle  Mehrbelastung  zu  erwähnen,  welche 
die  durch  die  allgemeine  Entwicklung  gebotene  Steigerung  der 
Provinzialumlagen  bedingte.  — 

Weit  mehr  indessen,  als  diese  durch  Gesetz  der  Stadtgemeinde 
auferlegten  Lasten,  fällt  das  allgemeine  unverhältnismäßige  Anwachsen 
der  Ausgaben  in  den  meisten  Verwaltungszweigen  ins  Gewicht, 
Hauptsächlich  handelt  es  sich  dabei  um  die  Ausgaben  für  die  all- 
gemeine Verwaltung,  für  die  Armen-  und  Krankenpflege,  für  das 
Schulwesen  und  für  das  Bauwesen;  daneben  macht  sich  allgemein 
eine  ungeheuere  Steigerung  der  Ausgaben  bemerkbar,  welche  die 
Erleichterung  des  Verkehrs,  die  Besserung  des  öffentlichen  Gesund- 
heitszustandes, die  Verschönerung  der  Straßen,  Plätze  und  Um- 
gebungen der  Stadt  bezwecken. 

In  der  allgemeinen  Verwaltung  mußten  infolge  der  Geld- 
entwertung und  der  gestiegenen  Lebensan Sprüche  die  Gebälter  erhöht 
und  außerdem  entsprechend  den  immer  mehr  wachsenden  Verwaltungs- 
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aufgaben  auch   die  Zahl  der  städtischen  Beamten  von  Jahr  zu  Jahr 
erheblich  vermehrt  werden. 

Die  Zunahme  der  Armenlast  war  weniger  durch  die  Ver- 
mehrung der  Bevölkerung  bedingt,  als  vielmehr  durch  die  Steigerung 
der  Preise  der  notwendigsten  Lebensbedürfnisse,  insbesondere  der 
Wohnungsmieten,  femer  durch  die  Verbesserung  der  Organisation 
der  Armenverwaltung,  endlich  durch  die  Erschwerungen,  welche  die 
Gesetzgebung  (Freizügigkeitsgesetz  vom  1.  November  1867  und  Gesetz 
über  den  Unterstützungswohnsitz  vom  6.  Juni  1870)  den  Städten  be- 
reitete. Dazu  kommt  in  jeder  größeren  Stadt  wie  Erfurt,  •  die  zu- 
gleich eine  Stadt  des  Handels  und  der  Industrie  ist,  die  schädliche 
Rückwirkung  der  Wirtschaftskrisen  auf  die  Armenlast,  —  eine  Gefahr, 
die  um  so  größer  ist,  je  mehr  ein  einzelner  Handels-  oder  Industrie- 
zweig vorherrscht. 

Wohl  die  bedeutendsten  Opfer  hat  im  städtischen  Haushalt  daa 
Schulwesen  gefordert,  wenn  man  berücksichtigt,  wie  stark  die 
städtischen  Schulen  auch  an  dem  Titel  „Bauwesen"  beteiligt  sind. 
Indessen  —  wenn  diese  Ausgaben  auch  drückende  sind,  so  kann  es 
doch  bessere,  nachhaltigere,  produktivere  nicht  geben.  Übrigens 
handelte  es  sich  auf  diesem  Verwaltungsgebiete  in  den  60er  und  70er 
Jahren  zunächst  um  eine  Nachholung  schwerer  Versäumnisse  aus  den 
vorhergehenden  Jahrzehnteq,  die  ihren  Grund  teils  in  der  allgemeinen 
Stagnation  der  öffentlichen  Verhältnisse,  teils  in  dem  infolge  der 
kirchlichen  Spezialaufsicht  nur  mittelbaren  Einflüsse  der  Stadtver- 
waltung hatten.  Die  Schulklassen,  welche  in  bezug  auf  Größe,  Licht, 
gesundheitlichen  Bau  und  Heizbarkeit  meist  sehr  viel  zu  wünschen 
übrig  ließen,  mußten  durch  bessere  ersetzt,  neue  Schulen  gebaut  und 
die  übermäßige  Schülerzahl  in  jeder  Klasse  auf  das  erziehhch  zu- 
lässige Maß  beschränkt  werden.  Der  Lehrplan  der  Volksschulen 
wurde  erweitert.  Die  hygienischen  Ansprüche  stiegen  immer  mehr. 
Man  überzeugte  sich  von  der  Bedeutung  der  Lehr-  und  Anschauungs- 
mittel, von  der  außerordentlichen  Wichtigkeit  zweckmäßig  gebauter 
Schultische  und  Bänke  nicht  nur  für  das  körperliche  Gedeihen  der 
Kinder,  sondern  auch  für  den  Erfolg  des  Unterrichtes.  Man  er- 
kannte mehr  und  mehr  den  Wert  einer  tüchtigen,  über  das  vorge- 
schriebene Maß  hinaus  vorgebildeten  Lehrerschaft  und  begriff,  daß 
die  Wirkung  der  Erziehung  in  hohem  Grade  von  einer  angemessenen 
Besoldung   der  Lehrer  abhängt.^)     Auch  der  körperlichen  Erziehung 

^)  Im  Jahre  1870  betrug  das  Anfangsgehalt  der  Elementarlehrer  600  31k. 
und    stieg   nur   sehr    allmählich  in   Sätzen   von  75  Mk.   bis  zum   Maximum   von 

15* 
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trag  man  Rechiiang  und  wandte  sich  mit  Eifer  der  Pflege  des  Tura- 
wesens  zu,  was  die  AüstelluDg  besonderer  Turnlehrer  und  die  Er- 
richtung von  Turnhallen  zur  Folge  hatte.  Ferner  erforderte  der 
Handarbeits-  und  der  Koch-  und  Haushaltungsunterricht  die  An- 
stellung besonderer  Lehrkräfte.  Dieser  Sorge  für  die  Volksschulen 
trat  diejenige  für  die  mittleren,  höheren  und  Fachschulen  zur  Seite, 
die  in  demselben  Grade  wuchs,  als  die  Wohlhabenheit  der  Be- 
völkerung. Zwar  wäre  die  Sorge  für  das  höhere  Schulwesen  nach 
dem  Allgemeinen  Landrechte  Sache  des  Staates  gewesen,  indessen 
widmete  sich  der  Staat  derselben,  soweit  finanzielle  Opfer  zu  bringen 
waren,  nur  in  durchaus  ungenügendem  Maße,  unterließ  aber  nicht, 
die  innere  Ordnung  der  von  anderen  gegründeten  Lehranstalten 
nach  seinem  Ermessen  zu  regeln,  eine  Vermehrung  der  Lehrer- 
zahl zu  fordern  und  die  Städte  zu  zwingen,  die  sogenannten  Normal- 
etats  zu  erfüllen,  d.  h.  die  Ausgaben  für  die  Gehälter  erheblich  zu 
vermehren.  Immer  beweglicher  baten  die  Städte  den  Staat  um  Über- 
nahme solcher  höheren  Lehranstalten.  In  den  80er  (teilweise  schon 
in  den  70er)  Jahren,  als  sich  die  Finanzen  des  Staates  gebessert 
hatten,  ist  diesen  Wünschen  auch  in  Erfurt  wiederholt  Rechnung  ge- 
tragen worden. 

Außerordentlich  gewachsen  sind  namentlich  auch  die  Ausgaben 
^T  Gesundheitspflege,  Wohlfahrts-  und ÄnnehmlichJceitS' 
einrichtungen.  Hier  handelt  es  sich  in  der  Hauptsache  um  die 
Befriedigung  von  Bedürfnissen,  welche  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten 
geweckt  sind  durch  die  Zunahme  des  gesellschaftlichen  und  gewerb- 
lichen Lebens,  durch  die  größere  Verbreitung  von  Wohlstand  und 
Bildung,  durch  die  Anforderungen  der  heutigen  medizinischen  Wissen- 
schaft und  durch  die  jetzt  allgemeine  Erkenntnis  der  Gefahren,  welche 
in  den  größeren  Städten  das  engere  Zusammenwohnen  und  das  schnelle 
Wachstum  der  Bevölkerung  mit  sich  bringen.  Vor  dem  Kriege  1870/71 
war  in  sanitärer  Hinsicht  in  Erfurt  wenig  geschehen.  Die  Resultate 
der  Choleraepidemie  des  Jahres  1866,  der  über  1000  Personen 
(d.  i.  mehr  als  2%  der  Bevölkerung)  zum  Opfer  fielen,  mahnten  zu 
energischerem  Vorgehen.  Die  Straßen,  welche  von  alters  her  mit 
einem   überall   hin  verzweigten  Netz  von  oflFenen  Kanälen  durchzogen 

1200  Mk.  Erst  nach  lOjähriger  Dienstzeit  bekamen  die  Lehrer  7ö0  Mk.  und  nach 
etwa  20—25  Dienetjahren  900—1050  Mk.  Die  im  Genuß  von  1200  Mk.  befind- 
liehen  Lehrer  waren  sämtlich  langer  als  33  Jahre  im  Amte.  Mehr  als  1200  Mk. 
und  bis  zu  1350  Mk.  bezogen  überhaupt  nur  3  Lehrer.  Eine  erhebliche  Auf- 
besserung war  also  dringend  nötig. 
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wurden,  waren  namentlich  im  Sommer  mit  üblen  Gerüchen  erfüllt, 
nachdem  man  wegen  des  gewachsenen  Straßenverkehres  die  solange 
offenen  Kanäle  zugedeckt  hatte.  Beim  Ausbruch  ansteckender  Krank- 
heiten hatten  die  alle  Straßen  durchziehenden  Wasserläufe,  deren 
Wasser  zu  allen  möglichen  wirtschaftlichen  Zwecken  verwendet  wurde, 
die  schnelle  Verbreitung  der  Krankheiten  außerordentlich  begünstigt. 
Der  Untergrund  der  tausendjährigen  Stadt  war  nach  und  nach  sehr 
verunreinigt  und  infolgedessen  waren  auch  die  Brunnen  der  Stadt 
fast  sämtlich  mehr  oder  weniger  infiziert.  Die  starke  Verunreinigung 
des  Untergrundes  der  Stadt  war  in  der  Hauptsache  dadurch  bewirkt, 
daß  die  Gruben  zur  Aufnahme  der  Exkremente  undicht  waren  und 
außerdem  unzählige  Senkgruben  existierten,  um  die  Haus-  und  Wirt- 
schaftswässer in  den  Untergrund  zu  führen.  Diese  schädlichen  Stoffe 
wurden  dann  durch  das  Grundwasser  den  Brunnen  zugeführt,  auch 
bei  hohem  Grundwasserstande  der  Terrainoberfläche  wieder  genähert 
und  durch  deren  Ausdünstung  der  Atmosphäre  mitgeteilt.  Durch 
polizeiliche  Verfügung  wurden  1879  alle  Senkgruben  beseitigt  und  für 
alle  vorhandenen  Düngergruben  wasserdichte  Herstellung  gefordert, 
außerdem  die  Anlage  neuer  Abtrittsgruben  untersagt  und  für  die 
Abtrittseinrichtungen  das  Kübelsystem  eingeführt.  Im  Jahre  1896 
kehrte  man  jedoch  wieder  zum  Grubensystem  (aber  mit  geeigneten 
Schutzmaßregeln)  zurück.  1898  nahm  die  Stadt  das  Abfuhrwesen, 
1902  auch  die  Müllabfuhr  in  eigene  B.egie.  Die  Gesamt  anlagekosten 
des  ' städtischen  Abfuhrwesens  betrugen  228000  Mk.  —  Um  an 
Stelle  des  ungesunden  Brunnenwassers  gesundes  Trink-  und  Wirt- 
schaftswasser zu  bieten,  wurde  1875  mit  dem  Bau  einer  Wasser- 
leitung begonnen,  und  zwar  führte  man  der  Stadt  in  einer  drei 
Meilen  langen  Rohrleitung  gutes  Quellwasser  vom  Fuße  des  Thüringer 
Waldes  her  zu.  Die  erste  Anlage  kostete  rund  IV2  Millionen  Mark. 
Über  die  günstigen  sanitären  Erfolge  des  Wasserwerkes  berichtet  ein 
Gutachten  des  Kgl.  Kreisphysikus  an  die  Regierung;  danach  starben 
vor  Eröffnung  der  Wasserleitung  in  den  Jahren 

1842 — 1875  durchschnittlich  27,04  pro  Mille  der  Bevölkerung, 

nach  Eröffnung  in  den  Jahren 

1876—1878  durchschnittlich  nur  23,09  pro  Mille. 

Noch  prägnanter  tritt  der  günstige  Umschlag  hervor  bei  Prüfung  der 
Typhuserkrankungen.  Bekanntlich  wird  gerade  diese  Krankheit  von 
vielen  Ärzten  als  häufige  Folge  infizierten  Trinkwassers  angesehen. 
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Durchschnittlich  erkrankten  1847 — 1875  jährlich  302  und  starben 
45  Menschen,  1876 — 1878  dagegen  erkrankten  durchschnittlich  110 
und  starben  16  Menschen  jährlich;  oder  —  nach  einer  anderen  Zu- 
sammenstellung —  starben  am  Typhus 

1849 — 1869        5i9^/o  tler  Verstorbenen,  also  von    907  Einwohnern  i, 
1872-1875       2,9%    n  „  „       „     1293  n  I, 

1876-1878        1,4^     „  „  „       „    2957  „  i. 

—  Im  Jahre  1876  wurde  sodann  mit  einer  Kanalisierung  der 
Stadt  begonnen  in  der  Weise,  daß  zur  Abführung  der  Regen-  und 
Wirtschaftswässer  nach  und  nach  durch  die  ganze  Stadt  ein  unter- 
irdisches Rohmetz  gelegt  wurde,  wobei  die  alten  bedeckten  oder  offenen 
Kanäle  in  Fortfall  kamen.  Die  gesamten  der  Stadt  erwachsenen 
Kanalisierungskosten  betrugen  bis  31.  März  1903  rund  1  Million  Mk. 

—  Im  Jahre  1880  wurde  das  städtische  Schlachthaus  in  Betrieb 
gesetzt  und  zugleich  der  Schlachtzwang  eingeführt.  Damit  wurden 
durch  die  Aufhebung  der  einzelnen  Privatschlachtstellen  zirka 
90  Brutstätten  für  Verpestung  der  Luft  in  der  Stadt  beseitigt,  vor 
allem  aber  die  Garantie  gegeben,  daß  den  Einwohnern  nur  mehr  ge- 
sundes Fleisch  zur  Nahrung  geboten  wurde.  Der  Bau  des  Schlacht- 
hauses kostete  exkl.  Grunderwerb  340000  Mk.  (1880),  doch  waren 
bis  zur  Gegenwart  mehrfache  Erweiterungen  und  neue  Anlagen  er- 
forderlich. Das  Schlachthaus  erhält  sich  aber  selbständig  (Ver- 
waltungskosten, Betriebskosten,  bauliche  Unterhaltung  und  außer- 
ordentliche Neuanlagen),  verzinst  und  tilgt  ferner  das  Anlagekapital 
und  hatte  außerdem  1903  einen  durch  ITberschüsse  gesammelten  Er- 
neuerungsfonds von  45500  Mk.  —  Im  Jahre  1880  wurde  die  Er- 
bauung eines  großen  allgemeinen  städtischen  Krankenhauses 
außerhalb  der  Stadt  in  freier  gesunder  Lage  mit  einer  allen  An- 
forderungen der  Wissenschaft  entsprechenden  Einrichtung  in  Angriff 
genommen.  Das  gesamte  Anlagekapital  betrug  am  31.  März  1903 
1218  776  Mk.  Die  Betriebskosten  der  Anstalt  waren  1902  rund 
163  000,  wovon  durch  Zuschuß  der  Kämmereiverwaltung  79  572  Mk. 
gedeckt  werden  mußten.  —  Die  Begräbnisplätze  der  Stadt, 
welche  in  den  ältesten  Zeiten  in  unmittelbarer  Nähe  der '  Kirchen 
lagen,  waren  später  auf  das  linke  Ufer  der  Gera  verlegt  worden,  wo 
sich  sonst  die  Umwallung  der  Stadt  befunden  hatte.  So  umschlossen 
die  Friedhöfe  in  einem  großen  Halbkreise  die  innere  Stadt  und  ge- 
fährdeten die  Gesundheit  der  Bevölkerung  durch  Ansteckungsstoffe 
und  durch  Infizierung  des  die  öffentlichen  Brunnen  speisenden  Grund- 


—     231     — 

Wassers.  1871  wurde  außerhalb  der  Stadt  in  größerer  EntfernuDg 
ein  städtischer  Friedhof  angelegt  und  mit  einer  Leichenhalle  versehen, 
welche  die  Leichen  tunlichst  bald  nach  dem  Tode  aufnehmen  soll. 
Der  Gebührentarif  für  die  Grabstellenbenutzung  ist  nach  dem  Ein- 
kommen differenziert.  Die  Innenfriedhöfe  ließ  man  eingehen.  —  Zu 
den  Aufwendungen  für  sanitäre  Zwecke  gehören  sodann  auch  die- 
jenigen für  öffentliche  Anlagen.  Wie  gewaltig  hier  die  An- 
sprüche und  Leistungen  gestiegen  sind,  zeigen  wenige  Zahlen.  Die 
Ausgaben  der  Stadt  für  diesen  Zweck  betrugen  1875:  kaum  2700  Mk., 
1880:  rund  4000  Mk.,  1886:  rund  5500  Mk.,  1891:  rund  17  000  Mk., 
1895:  27  700  Mk.,  1900:  68500  Mk.,  1902:  48  700Mk.  —  Dasselbe 
gilt  von  den  Ausgaben  für  Straßenreinigung^)  und  Straßen- 
beleuchtung. 

Dieselben  betrugen  1875:         16531,  bzw.  24863  Mk., 


1880: 

21  643, 

„     31 455 

1886: 

29  375, 

n       37  088 

1891: 

48712, 

„     54  826 

1895: 

53  889, 

„     61 370 

1900: 

54  750, 

„     72  845 

1902: 

55  779, 

„     89  673 

n  » 
»  I 
n    , 


Wie  durch  alle  diese  mannigfaltigen  Einrichtungen  die  Gesund- 
heit der  Erfurter  Bevölkerung  gefördert  und  Erfurt  nach  und  nach 
eine  außerordentlich  gesunde  Stadt  geworden  ist,  beweist  die  Sterbe- 
ziffer.    Im  Durchschnitt  starben  in  Erfurt  auf  1000  Einwohner: 


1849-1869 

27,7  Personen, 

1869    1874 

26,8 

n            , 

1873    1879 

24,7 

n           1 

1880—1884 

23,7 

n           » 

1885-1889 

22,1 

n           } 

1890—1894 

22,3 

n           1 

1895—1899 

18,3 

n           i 

1900 

18,03 

n           » 

1901 

17,63 

n          , 

1902 

16,76 

» 

Die  allgemeine  Sterbeziffer  für  das  Deutsche  Reich  betrug  da- 
gegen im  Jahrzehnt  1891 — 1900  im  Durchschnitt  23,5. 

Im  Gebiete  der  Bauverwaltung  sind  zu  unterscheiden  das 
Hochbauwesen  und  das  Tiefbauwesen.  An  den  Ausgaben  für  Hoch- 
bauten  sind  in  allererster  Linie   die  Schulen  beteiligt,   ferner  hat 

^)  Einschließlich  Besprengung. 
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der  Bau  des  Schlachthauses,  des  Theaters,  des  Krankenhauses,  der 
Badeanstalt  und  des  Elektrizitätswerkes  große  Summen  absorbiert 
Ganz  erheblich  sind  auf  dem  Gebiete  des  Tief  bau  w  es  ens  in  allen 
größeren  (übrigens  auch  in  den  meisten  kleineren)  Städten  die  Auf- 
wendungen für  die  Straßen  gewesen.  Man  kann  ohne  Übertreibung 
sagen,  daß  infolge  dieser  Aufwendungen  sich  das  äußere  Bild  der 
Städte  auch  in  ihren  ältesten  Stadtteilen  vöUig  verändert  hat.  In 
Erfurt  war  in  früherer  Zeit  für  Straßenpflasterungen  wenig  geschehen. 
Die  Straßen  waren  größtenteils  mit  runden  Kieselsteinen  oder  weichen 
Kalksteinen  gepflastert.  In  den  letzten  30  Jahren  sind  sie  fast  aus- 
nahmslos neu  gepflastert  worden  unter  Anwendung  von  bearbeiteten, 
gegen  das  Eindringen  der  Feuchtigkeit  in  den  Boden  besseren  Schutz 
gewährenden  Porphyrbasaltsteinen  —  ein  Material,  das  allerdings  auch 
doppelt  und  dreimal  so  teuer  als  das  früher  übliche  war.  Die 
schmalen  Bürgersteige  sind  durch  breite  Asphalttrottoire  oder  Beläge 
von  Zementplatten  und  Zementbeton  ersetzt  worden.  Nachdem  Erfurt 
aufgehört  hatte  Festung  zu  sein,  erwarb  man  im  Jahre  1878  den 
größten  Teil  der  ehemaligen  Festungswerke  für  Zwecke  der  Stadt 
und  arbeitete  seitdem  unausgesetzt  daran,  die  engen  und  den  Verkehr 
überaus  hemmenden  Torpassagen  durch  Abbruch  der  alten  Tore  und 
der  Festungswerke  zu  beseitigen  und  den  anliegenden  Stadtteilen  Luft 
und  Licht  zuzuführen.  Nach  der  Entfestigung  konnte  auch  die  Be- 
bauung der  Fluren  außerhalb  der  Stadt  rüstig  fortschreiten ;  ein  genau 
ausgearbeiteter  Bebauungsplan  sorgte  dafür,  daß  die  neuen  Wohn- 
gebäude in  breiten  luftigen  Straßen  errichtet  wurden.  Unmittelbar 
am  früheren  Festungsgraben  entlang  schuf  man  in  einem  Halbkreis 
um  die  Stadt  herum  unter  Benutzung  der  alten  Glacis  breite  Promenaden 
mit  schönen  Blumen-  und  Ziersträucheranpflanzungeu,  Bänken  und 
Spielplätzen.  Außerordentlich  glücklich  muß  die  Art  genannt  werden, 
wie  man  das  Problem  der  Entfestigung  zu  lösen  verstand,  ohne  den 
Stadtsäckel  übermäßig  zu  belasten :  durch  Bildung  des  „Entfestigungs- 
fonds«.  1) 


II. 

Dieser  allgemeine  Überblick  läßt  erkennen,  wie  gewaltig  nach 
dem  deutsch -französischen  Kriege  auf  allen  wichtigeren  städtischen 
Verwaltungsgebieten    die    Aufgaben    und   Ausgaben    gestiegen    sind. 

^)  Auch  „Stadterweiterungsfonds"  genannt.    Vgl.  oben  S.  178. 
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Vergleicht  man  damit  die  Zunahme  des  Staatshaushaltes,  so  zeigt 
sich,  daß  die  Aufgaben  des  Staates  nicht  in  gleichem  Maße  ge- 
wachsen sind,  vielmehr  macht  sich  bei  der  Austeilung  der  öffentlichen 
Aufgaben  zwischen  dem  Staat  und  den  kommunalen  Verbänden 
immer  mehr  das  Prinzip  der  Dezentralisation  geltend.  Einmal 
nimmt  der  Anteil  der  Gemeinden  an  der  Erfüllung  von  Staatsauf- 
gaben stetig  zu  und  zwar  in  der  Weise,  daß  den  Gemeinden  nicht 
nur  die  praktische  Durchführung,  sondern  meist  auch  die  Kosten- 
deckung vorwiegend  zur  Last  fällt,  sodann  wird  auch  das  Gebiet  der 
obligatorisch-kommunalen  Aufgaben  durch  die  staatliche  Gesetzgebung 
weniger  der  Zahl  als  dem  Umfange  nach  fortdauernd  erweitert,  und 
endlich  ist  die  enorme  Steigerung  der  kommunalen  Verwaltungstätig- 
keit bewirkt  durch  das  Hinzutreten  und  auffallend  schnelle  Anwachsen 
der  freiwilligen  Aufgaben.  An  die  Städte  sind  in  den  letzten 
30  Jahren  zahlreiche  neue  Aufgaben  herangetreten,  die  weder  durch 
Überlieferung  noch  durch  Gesetz  begründet  sind.  Besonders  in  den 
Großstädten  wird  es  als  eine  Notwendigkeit  erachtet,  daß  die  Ge- 
meindeverwaltung ihre  Tätigkeit  freiwillig  auf  Gebiete  ausdehnt, 
wo  man  früher  jeden  einzelnen  auf  eigene  Gefahr  schalten  und  walten 
ließ:  Aufgaben  sozialpolitischer  und  gemeinwirtschaftlicher  Art.  Ja 
man  ist  seit  einer  kurzen  Reihe  von  Jahren  auf  diesem  Wege  soweit 
vorgeschritten,  daß  man  schon  vollständige  Systeme  städtischer  Sozial- 
und  Wirtschaftspolitik  aufstellen  zu  können  geglaubt  hat :  ich  erinnere 
nur  an  den  namentlich  in  England,  Frankreich  und  Belgien  ent- 
wickelten Munizipalsozialismus.  ^)  Es  läßt  sich  nicht  ver- 
kennen, daß  diese  Richtung  auch  bei  uns  in  Deutschland  Schule  ge- 
macht hat,  nicht  nur  in  sozialistischen  und  kommunistischen  Kreisen, 
vielmehr  haben  auch  angesehene  Männer  innerhalb  der  praktischen 
Gemeindeverwaltung,  ohne  den  Boden  der  Wirklichkeit  zu  verlassen, 
den  Ruf  nach  sozialen  Reformen  erhoben.  „Indem  sie  die  sozialistische 
Ej*itik  des  individualistischen  Systems  vielfach  und  insbesondere  in 
der  Richtung  als  berechtigt  anerkennen,  daß  die  ungehemmte  wirt- 
schaftliche Freiheit  zu  einem  wilden  Konkurrenzkampf,  der  den 
Schwächeren  zu  Boden  wirft,  und  in  dem  nur  zu  oft  die  Gewissen- 
losen  siegen,  und  zu  einer  Übermacht  der  großen  Kapitalkräfte  führt, 
welche   die  schwersten  Gefahren   für  das  gesamte  Volksleben  in  sich 


*)  Man  vergleiche  die  von  Adickes  im  Anhang  zu  seinem  Vortrage  „Die 
sozialen  Aufgaben  der  Städte"  mitgeteilten  sozialistischen  und  kommunistischen 
Gemeindeprogramme. 
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schließt,  —  indem  sie  ferner  zugeben,  daß  die  Stellung  der  Lohn- 
arbeiterschaft in  der  industriellen  Entwicklung  noch  eine  vielfach  un- 
befriedigende ist,  —  fordern  sie,  daß  von  den  öffentlichen  Ge- 
walten alles  geschieht,  was  ohne  Gefahrdung  der  gedeihlichen  Weiter- 
entwicklung des  staatlichen  und  wirtschaftlichen  Lebens,  ohne  Unter- 
grabung der  unentbehriichen  Triebkräfte  der  Selbstverantwortlichkeit 
und  der  individuellen  Schaffensfreudigkeit  geschehen  kann,  um  die 
Schwachen  zu  stützen,  die  Gewissenlosen  in  Schranken  zu  halten,  der 
Übermacht  des  Kapitalbesitzes  entgegenzutreten  und  die  gesellschaft- 
lichen Gegensätze  durch  Hebung  der  unbemittelten  Klassen  zu  mildern'* 
(Adickes).  Man  spürt  in  unseren  modernen  Großstädten  wieder  etwas 
von  dem  alten  genossenschaftlichen  Geiste,  von  dem  die  „Gemeinden" 
des  Mittelalters  getragen  waren,  und  wie  er  in  der  damaligen  Stadt- 
wirtschaft in  mannigfacher  Beziehung  zum  Ausdruck  kam.  Gewiß 
stehen  unsere  modernen  Stadtgemeinden  erst  am  Beginne  ihrer  sozial- 
politischen Laufbahn  und  die  Hauptsache  bleibt  erst  noch  zu  tun, 
aber  es  ist  auch  schon  manches  Erfreuliche  geleistet.  Wie  umfassend 
die  Ziele  sind,  die  eine  tüchtige  Stadtverwaltung  sich  gerade  in  unseren 
Tagen  erfolgreich  setzen  kann,  werden  einige  Beispiele  zeigen. 

In  allen  größeren  Städten  macht  sich  das  Streben  bemerkbar, 
Unternehmungen,  die  sonst  ausschließlich  der  privaten  Tätigkeit  über- 
lassen waren,  in  die  Hände  der  Gemeinde  zu  übernehmen.  Der 
Prozeß  der  Verstadtlichung  ist  in  stetem  Fortschreiten,  das 
Prinzip  des  laissez  faire  laissez  aller  ist  überwunden.  Solche  gemein- 
wirtschaftliche  Einrichtungen  werden  von  den  Gemeinden  nicht  so- 
wohl um  des  Gewinnes  willen,  als  vielmehr  im  öffentlichen  Interesse 
erworben  oder  geschaffen.  Man  denke  an  Gas-,  Elektrizitäts-,  Wasser- 
werke, Markthallen,  Fleischbänke,  Straßenbahnen  u.  dgl.  Die  Vor- 
teile des  Gemeindebetriebes  sind  leicht  zu  erkennen.  Die  Gemeinde 
ist  leichter,  als  ein  Privatunternehmer  in  der  Lage,  das  nötige  An- 
lagekapital zu  beschaffen;  sie  ist  Eigentümerin  des  Straßenkörpers 
und  zahlreicher  Baulichkeiten,  deren  Benutzung  für  die  Ausführung 
solcher  Anlagen  unerläßlich  ist;  diese  Anstalten  sind  häufig  für  die 
Erfüllung  anderer  öffentlicher  Zwecke  unentbehrlich  (man  denke  an 
die  Wichtigkeit  der  Wasserwerke  für  das  Feuerlöschwesen) ;  die  Vor- 
züge eines  einheitlichen  Großbetriebes  lassen  sich  nur  auf  diese  Weise 
vollkommen  verwirklichen.  Das  wichtigste  ist  aber,  daß  der  Gemeinde- 
betrieb eine  monopolistische  Ausbeutung  des  Publikums  durch  Privat- 
unternehmer vermeidet,  die  um  so  gefährlicher  ist,  je  allgemeiner  und 
dringender   die    in    Frage    kommenden   Bedürfnisse    sind.     Man    hat 
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früher  versucht,  dieser  Gefahr  vorzubeugen  durch  vertragsmäßige 
Regelung  der  Verkehrs-,  Konsum-  und  Tarifverhältnisse  und  der 
sonstigen  Bedingungen  für  lange  Zeit  hinaus,  aber  fast  regelmäßig 
machten  die  Kommunen  dabei  schlechte  Erfahrungen.  Heute  dienen 
die  kommunalen  Gewerbebetriebe  mit  dem  öffentlichen  zugleich  auch 
in  immer  steigendem  Maße  einem  finanziellen  Bedürfnisse  und  werfen 
sehr  bedeutende  Einnahmen  ab.  Die  Überschüsse  können  im  Ge- 
meindehaushalt verwendet  werden,  dienen  also  zur  Entlastung  der 
Steuerzahler.  Wie  bedeutende  und  allgemeine  Interessen  durch  die 
öflfentlichen  Gemeindebetriebe  wahrgenommen  werden  können,  mag 
hier  nur  angedeutet  werden.  So  läßt  sich  durch  Straßenbahnen  die 
Stadterweiterung  erheblich  beeinflussen  und  die  Wohnungspolitik 
fördern.  Für  Zwecke,  die  bisher  vom  Staat  und  von  den  Privat- 
banken noch  nicht  genügend  berücksichtigt  sind,  namentlich  auf  dem 
Gebiete  des  Wohnungswesens,  kann  sich  die  Schaffung  städtischer 
Kreditorganisationen  empfehlen.  Autoritäten  der  medizinischen 
Wissenschaft  haben  den  Gedanken  einer  städtischen  Milchversorgung 
angeregt.  Die  Erkenntnis  der  ungeheueren  Schädigung  der  wirtschaft- 
lichen und  moralischen  Gesundheit  unseres  Volkes  durch  den  Alkohol- 
mißbrauch hat,  zuerst  in  Schweden  (Gothenburg),  zu  der  Forderung 
einer  Verstadtlichung  der  Gastwirtschaften  geführt. 

In  engem  Zusammenhange  damit  steht  die  Frage  der  richtigsten 
Bodenpolitik  der  Gemeinde.  Früher  ist  bekanntlich  das  städtische 
Grundvermögen  unter  dem  Einfluß  der  physiokratischen  und  Adam 
Smith'schen  Lehren  bedeutend  vermindert  worden ;  das  Grundeigentum 
ist  vielfach  durch  Aufteilung  in  das  Privateigentum  der  Gemeinde- 
glieder übergegangen.  Die  neueren  Städteordnungen  haben  dann  die 
Fehler  der  Vergangenheit  nach  Möglichkeit  wieder  gut  zu  machen 
versucht,  indem  sie  für  Verkäufe  kommunalen  Grundbesitzes  staat- 
liche Genehmigung  forderten.  Auch  die  Stadtverwaltungen  suchten, 
wenigstens  von  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  ab,  zu  er- 
halten, was  noch  zu  erhalten  war.  Gegenwärtig  wird  die  Vermehrung 
des  städtischen  Grundbesitzes  in  vielen  Städten  planmäßig  betrieben, 
wie  in  Erfurt  das  Beispiel  des  „Entfestigungsfonds"  zeigt. 

Das  schnelle  Anwachsen  der  modernen  Großstädte,  die  Steigerung 
der  Grundstücks-  und  Mietpreise,  die  Grundstücksspekulation  und 
ähnliche  damit  zusammenhängende  ungesunde  Erscheinungen  stellten 
die  Stadtverwaltungen  vor  ganz  neue  Aufgaben.  Zu  Beginn  der  80er 
Jahre  tauchte  in  England  (Henry  George)  die  Idee  einer  Verstadt- 
lichung des  gesamten  Grundbesitzes  auf,  ein  Gedanke,  der  dann  auch 
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von  deutschen  Kommunisten  aufgenommen  und  lebhaft  verteidigt 
wurde.  Wenn  dieser  Gedanke  auch  phantastisch  und  unausführbar 
ist,  so  steht  doch  soviel  fest,  daß  in  den  modernen  Großstädten  gerade 
auf  baulichem  Gebiete  noch  manche  Aufgaben  der  Lösung  harren. 
Unter  allen  Problemen  der  neuesten  Städteentwicklung  steht  die 
Wohnungsfrage  obenan  und  wird  immer  akuter.  Hilfe  kann  hier, 
wie  Karl  Bücher  meint,  nur  gebracht  werden,  „wenn  die  Gemeinde 
aufhört,  das  Bauen  und  Vermieten  als  reines  Privatgeschäft  zu  be- 
trachten, wenn  sie  den  Grund  und  Boden  ihres  Weichbildes  der 
Gewinnspekulation  entzieht  und  wenn  sie  den  Grad  der  Ausnutzung, 
welchen  dieser  Boden  für  Wohnzwecke  erfahren  darf,  ein  für  allemal 
vorschreibt. '^  Wenn  auch  eine  Yerstadtlichung  des  gesamten  städtischen 
Grund  und  Bodens  unmöglich  ist,  so  stehen  der  Stadtverwaltung  doch 
auch  andere  Wege,  die  Bodenpolitik  zu  beeinflussen,  zur  Verfügung. 
So  sind  in  verschiedenen  Städten  erfolgreiche  Versuche  mit  der  An- 
wendung des  Erbbaurechtes  und  mit  dem  Vorbehalte  des  Rückkauf- 
rechtes gemacht  worden.  In  hohem  Maße  beachtenswert  ist  die  zu- 
erst von  Faucher  vertretene  Idee,  nach  Analogie  der  „Bergbaufreiheit^ 
zu  gunsten  Baulustiger  eine  „Häuserbaufreiheit^  gegenüber  solchen 
Grundbesitzern  zu  begründen,  die  im  Interesse  der  Spekulation  weder 

H  bauen  noch  an  Baulustige   verkaufen  wollen.     Mit  vollem  Recht  ist 

weiterhin  die  Forderung  aufgestellt  worden,  unter  Umständen  auch 
die  Enteignung  unbebauten  Landes   zum  Zweck  der  Errichtung  von 

I  Wohngebäuden  ebenso  zuzulassen,  wie  sie  für  Eisenbahnen,   Straßen, 

Kirchhöfe  u.  dgl.  schon  besteht,  „da  die  gute  Befriedigung  des 
Wohnungsbedürfnisses  im  allgemeinen  Interesse  mindestens  ebenso 
wichtig  ist,  wie  die  Fürsorge  für  die  Verstorbenen  und  das  Fahren 
auf  der  Eisenbahn ^^  Einen  großen  Fortschritt  der  Gesetzgebung 
bedeutet  die  „lex  Adickes",  welche  —  leider  nur  für  Frankfurt  a.  M. 
—  die  zwangsweise  Umlegung  von  Grundstücken  verschiedener  Eigen- 
tümer gestattet.  Die  Ausdehnung  dieses  Gesetzes  auf  andere  preußische 
Gemeinden  wäre  dringend  zu  wünschen.  Ferner  ist  es  kein  unbilliges 
Verlangen,  das  Karl  Bücher  stellt,  daß  nämlich  ein  Hausbesitzer,  der 
eine  für  ihren  Zweck  unbrauchbare  oder  durch  Feuchtigkeit,  Mangel 
an  Luft  und  Licht  gesundheitsschädliche  Wohnung  vermietet,  genau 
so  bestraft  werde,  wie  der  Verkäufer  unreifen  Obstes  oder  verfälschter 
Butter.  Eines  der  wirksamsten  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Spekulation 
ist  den  Stadtverwaltungen  in  der  Besteuerung  des  Grundbesitzes  ge- 
geben, über  deren  zweckmäßigste  und  gerechteste  Ausgestaltung  noch 
zu  reden  sein  wird.    In  jedem  Falle  ist  aber  daran  festzuhalten,  daß 
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die  VermehruDg  des  städtischen  Grundbesitzes  zwecklos  oder  vielmehr 
schädlich  ist,  wenn  sie  nur  geschieht  zum  Zwecke  eines  bedingungs- 
losen Wiederverkaufes.  Da  wird  die  Stadt  naturgemäß  nach  Er- 
zielung der  höchsten  erreichbaren  Preise  —  wegen  der  sonst  unver- 
meidlichen Begünstigung  einzelner  —  streben  und  so  zur  Teilnehmerin 
an  der  Steigerung  der  Bauplatzpreise  werden  müssen.  Die  Schwierig- 
keiten liegen  gerade  in  der  richtigen  Verwertung  des  städtischen 
Grundeigentums.  In  den  seltensten  Fällen  wird  die  Stadt  selbst  zur 
Erbauung  von  Wohnhäusern  übergehen  können.  Daß  dies  aber  in 
besonderen  Fällen  —  bei  Wohnungsmangel  oder  in  der  ausdrücklichen 
Absicht,  das  Monopol  der  Hausbesitzer  hinsichtlich  gewisser  Wohnungen 
(für  Arbeiter)  zu  brechen  —  gerechtfertigt  sein  kann,  unterliegt 
keinem  Zweifel.  Schon  heute  wird  ja  der  Bau  städtischer  Wohn- 
häuser für  die  eigenen  Beamten  und  Arbeiter  immer  allgemeiner  üblich. 
Ein  anderes  durch  die  neueste  großstädtische  Entwicklung  ge- 
schaffenes Problem  bildet  die  Frage,  welche  Mittel  der  Stadtverwaltung 
zur  Verfügung  stehen,  um  die  sozialen  Gegensätze  überbrücken  zu 
helfen.  Durch  die  dauernde  Zuwanderung  proletarischer  Volksmassen 
auf  der  einen  Seite  und  andererseits  durch  die  schnelle  Bereicherung 
städtische]:  Grundbesitzer,  die  Niederlassung  wohlhabender  Kaufleute 
und  Unternehmer,  sowie  endlich  durch  das  Aufkommen  einer  in- 
dustriellen Rentnerklasse  ist  im  Verlaufe  der  moderneu  Großstadt- 
entwicklung die  Kluft  zwischen  Arm  und  Reich  immer  tiefer  ge- 
worden. Hier  vermittelnd  einzugreifen  ist  eine  der  wichtigsten,  aber 
auch  schwierigsten  Aufgaben  der  Stadtverwaltung.  Schwierig  deshalb, 
weil  in  dieser  Hinsicht  durch  vereinzelte  Maßregeln  wenig  oder  nichts 
zu  erreichen  ist.  Das  Einzige,  was  von  der  städtischen  Obrigkeit 
verlangt  werden  kann  und  muß,  ist  eine  streng  unparteiische  Haltung 
in  allen  Angelegenheiten  der  Verwaltung,  der  Finanz-  und  Wirtschafts- 
politik, und  besonders  in  den  Streitigkeiten  zwischen  Arbeitgebern 
und  Arbeitern,  wie  überhaupt  das  ernste  Bestreben,  „alles  zu  ver- 
meiden, was  die  soziale  Scheidung  der  Klassen  irgendwie  vergrößern 
und  verschärfen,  und  alles  zu  tun,  was  den  Gemeinsinn  der  Stadt- 
bewohner wecken  und  stärken  kann".  Indirekt  hat  die  Stadt  die 
Möglichkeit,  durch  eine  wohlwollende  Behandlung  ihrer  eigenen 
Arbeiter  auch  die  Lage  der  übrigen  zu  heben  und  zu  fördern.  Be- 
sondere Anerkennung  verdient,  daß  man  schon  jetzt  in  zahlreichen 
Städten  einheitliche  Bestimmungen  über  die  Löhne  der  städtischen 
Arbeiter  getroffen  hat,  wonach  die  Löhne  nicht  mehr  nach  Angebot 
und    Nachfrage    schwanken,     sondern     in    abgestuften,    nach    den 
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Dienstjahren  steigenden  Sätzen  fest  normiert  sind.  Vielleicht 
kann  eine  solche  dem  steigenden  Einkommen  der  Beamten  ent- 
sprechende Regelang  einmal,  wie  Adickes  hervorhebt,  für  die  Kollektiv- 
verträge zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  eines  Berufes  vorbild- 
lich werden.  Allerdings  müßten  die  Arbeiter  sich  bereit  zeigen,  mit 
Beamtenrechten  auch  Beamtenpflichten  zu  übernehmen.  Des  weiteren 
sollten  die  Stadtverwaltungen  zum  Schutze  der  auf  Grund  von  Sub- 
missionen städtischer  Lieferungen  beschäftigten  Arbeiter  in  ihre 
Kontrakte  mit  den  Unternehmern  die  Forderung  aufnehmen,  daß  die 
zwischen  den  Organisationen  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  ver- 
einbarten Löhne  und  Arbeitsbedingungen  einzuhalten  sind.  Im 
übrigen  müßte  bei  der  Vergebung  städtischer  Arbeiten  mehr  als  bisher 
nach  dem  Rufe  und  der  Leistungsfähigkeit  der  Unternehmer  gesehen 
werden ;  das  jetzt  übliche  Unterbietungsverfahren  führt  in  letzter 
Konsequenz  zu  Lohndrückerei  gegenüber  den  beteiligten  Arbeitern; 
am  besten  wäre  wohl  das  neuerdings  in  Mannheim  angewandte 
„Mittelpreisverfahren" . 

In  vielen  Städten  sind  seitens  der  Gemeindeverwaltungen  Ver- 
suche gemacht  worden,  die  Härten  des  heutigen  Konkurrenzkampfes 
zu  mildem  und  den  am  schwersten  davon  betroffenen  Arbeitern  nach 
Möglichkeit  zu  helfen.  Zur  Ausgleichung  des  wechselnden  Arbeiter- 
bedarfes sind  kommunale  Arbeitsnachweisstellen  eingerichtet  worden, 
welche  die  größten  Erfolge  da  aufzuweisen  haben,  wo  ein  enger  Zu- 
sammenhang mit  dem  umliegenden  platten  Lande  und  den  umliegen- 
den Städten  besteht. 

In  Erfurt  erfolgte  die  Errichtung  eines  städtischen  Arbeitsamtes  im 
Jahre  1894.  Nach  dem  bezüglichen  Ortsstatut  hat  das  Arbeitsamt  den  Zweck, 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  Arbeit,  bzw.  Stellung  zu  vermitteln. 
Das  Arbeitsamt  steht  unter  Leitung  einer  Kommission,  als  deren  Vorsitzender 
der  jeweilige  Magistratsdezernent  für  Kranken vcrsicherungs-  und  Gewerbe wesen 
fungiert;  6  Beisitzer  und  4  Stellvertreter  werden  von  der  Stadtverordnetenver- 
sammlung je  zur  Hälfte  aus  dem  Stande  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  ge- 
wählt. Die  Beschlüsse  der  Kommission  werden  nach  Stimmenmehrheit  gefaßt; 
es  muß  jedoch  unter  den  Beisitzern  die  gleiche  Zahl  von  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  vertreten  sein.  Zur  Beschlußfähigkeit  gehört,  daß  alle  Beisitzer 
geladen  und  mindestens  5  Mitglieder  einschließlich  des  Vorsitzenden  anwesend 
waren.  Die  Beisitzer  aus  dem  Kreise  der  Arbeitnehmer  erhalten  für  jede  Sitzung 
eine  Entschädigung  von  3  Mk.,  deren  Zurückweisung  nicht  statthaft  ist.  Die  Beamten 
des  Arbeitsamtes  werden  vom  Magistrat  nach  Anhörung  der  Kommission  gewählt. 
Die  Aufbringung  der  Kosten  steht  der  Beschlußfassung  der  städtischen  Behörden  zu. 

Die  männliche  Abteilung  des  Arbeitsamtes  wurde  am  16.  April  1894,  die 
weibliche  am  1.  Oktober  1894  eröffnet. 
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Die  Kesultate  waren  folgende: 


Männliche  Abteilung 

Weiblkhe  Abteilung 
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Er-  . 

1 

Einge- 

Er- 

Einge- 

Er- 

gangen  !  ledigt 
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1894/95 
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1278 

2652    ,  1323 

1 
2009    '  1808 

2125 

1788 

2154 

1895  96 

3755 

3161 

6228      3161 

7063    '  6454 

7797 

6454 

2404 

1896/97 

6u9 

4823 

7802 

4823 

!      7982 

7571 

8757 

7571 

3381 

1897/98 

6875 

5660 

8409 

5660 

'      6941 

6533 

7618 

6533 

3711 

1898/99 

5659 

4180 

7551 

4180 

6006 

5352 

6706 

5352 

3975 

1899/1900 

7145 

5314 

8707 

5314 

6238 

5055 

6295 

5055 

4400 

1900,01 

5446 

4761 

6284 

4761 

6380 

5084 

6180 

5084 

4476 

19Q2,m 

5247 

4740 

8127 

4740 

5615 

4335 

5915 

4335 
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Die  Ausgaben  für  das  Arbeitsamt  trug  die  Stadtkasse,  weder  von  den 
Arbeitgebern  noch  von  den  Arbeitnehmern  wurde  eine  Gebühr  erhoben. 

Währeud  die  kommuDalen  Arbeitsnach weisstellen  im  allgemeinen 
sich  bewährt  haben,  ist  man  mit  den  hier  und  da  ins  Leben  gerufenen 
städtischen  Arbeitslosenversicherungen  weniger  glücklich  gewesen. 
Wir  möchten  uns  hier  dem  Urteil  Adickes'  anschließen:  „Die  ver- 
schiedensten Gesichtspunkte  sind  gleichzeitig  zu  berücksichtigen:  die 
außerordentlichen  Gefahren,  welche  eine  einseitige,  auf  die  großen 
Städte  beschränkte  Fürsorge  durch  Gewährung  von  Arbeit  oder  durch 
Versicherung  für  die  Steigerung  des  sozial,  und  gerade  für  die  an- 
sässigen Arbeiter  selbst,  so  äußerst  bedenklichen  Einströmens  der 
arbeitenden  Bevölkerung  in  die  Städte  hat ;  die  bereits  in  erfreulicher 
Entwicklung  begriffene  Ausdehnung  der  Arbeitslosenversicherung 
durch  die  zentralisierten  Genossenschaften  (1902  schon  26);  die  Not- 
wendigkeit einer  Unterscheidung  zwischen  Arbeitswilligen,  welche 
durch  Krisen,  Stockungen  uud  Entlassungen  ihre  Stellen  verloren 
haben  und  andere  nicht  finden,  und  denjenigen  Elementen,  welche  ge- 
wohnheitsmäßig nur  zeitweilig  und  widerwillig  arbeiten,  sowie  zwischen 
Berufen  mit  andauernder  und  mit  sogen.  Saisonarbeit;  die  Unmöglich- 
keit stadtseitiger  Beschäftigung  mit  wirklich  zweckmäßigen,  dem 
Berufe  der  einzelnen  entsprechenden  Arbeiten  und  die  Mißlichkeit 
cier  allgemeinen  Verwendung   bei   Erd-   und  Steinschlagarbeiten;   die 


*)  Seitens  der  Arbeitgeber. 
*)  Seitens  der  Arbeitnehmer. 


—     240     — 

geriDgen,  oft  weit  überschätzten  Wirkungen  einer  Verscliiebung 
städtischer  Arbeiten  auf  den  Winter;  endlich  die  großen  Bedenken, 
welche  einer  dauernden  Unterstützung  Arbeitsfähiger  durch  Arbeit 
außerhalb  der  gesetzlichen  Armenpflege  entgegenstehen:  alle  diese 
Erwägungen  und  Umstände  werden  wohl  immer  wieder  darauf  hin- 
führen, daß  die  Städte  zwar  bei  Notständen  so  gut  als  möglich 
helfend  eingreifen  sollen,  daß  aber  eine  wirkliche  Hilfe  nur  durch 
eine,  Stadt  und  Land  zugleich  umfassende  obligatorische  Reichs- 
arbeiterversicheruDg  in  irgend  einer  Form  geschaffen  werden  kann."  — 

Bedeutsame  Aufgaben  erwachsen  den  Stadtverwaltungen  in  der 
Fürsorge  für  die  kulturelle  Hebung  der  Bevölkerung.  Was  zunächst 
das  Volksschulwesen  anlangt,  so  hat  es  den  Anschein,  als  ob  wir 
neuerdings  auf  diesem  Gebiete  in  bezug  auf  praktische  Ausgestaltung 
und  erziehliche  Wirkung  des  Unterrichts  von  anderen  Ländern  über- 
holt seien  und  gegenüber  dem  Wissen  das  Können  und  die  Erziehung 
des  Charakters  vernachlässigt  hätten.  Um  so  wichtiger  ist  es,  daß 
die  Städte  neben  der  Pflege  des  Volksschulwesens  in  neuester  Zeit 
auch  für  die  aus  der  Schule  entlassene  Jugend,  sowie  überhaupt  für 
die  nach  weiterer  Fortbildung  yerlangenden  Erwachsenen  besondere 
Einrichtungen  geschaffen  oder  doch  wenigstens  kräftig  gefördert  haben, 
als  z.  B. :  Fortbildungs-  und  gewerbliche  Fachschulen,  Lehrlings«  und 
Mädchenheime,  Volksbibliotheken,  Lesehallen,  populäre  Vortrags- 
kurse u.  a.  m.  Endlich  beginnen  auch  die  Bestrebungen,  den  breiteren 
Volksschichten  die  edlen  Freuden  echter  Kunst  zugänglich  zu  machen, 
bei  unseren  städtischen  Behörden  Verständnis  und  Unterstützung  zu 
finden.  Den  Städten  stehen  in  dieser  Hinsicht  manche  Mittel  zur 
Verfügung:  billige  Volksvorstellungen  in  den  städtischen  Theatern, 
Führungen  durch  die  Museen  und  Gemäldegalerien  (wie  sie  z.  B.  in 
Hamburg  Professor  Lichtwarck  eingerichtet  hat),  volkstümliche 
Konzerte  u.  dgl.  Daß  in  unserem  Volke  das  Verlangen  nach  geistiger 
Kost  und  künstlerischer  Erhebung  vorhanden  ist,  ist  gewiß  eine  er- 
freuliche Tatsache ;  die  Stadtverwaltungen  sollten  nicht  zaudern,  diesem 
Verlangen  entgegenzukommen.  Wird  dem  Bildungshunger  des  Volkes 
nicht  gute  Nahrung  geboten,  so  sucht  es  schlechte,  und  es  gibt  keine 
anderen  Mittel  als  die  oben  genannten,  um  den  Kneipen,  Spelunken 
und  Tingel-Tangeln  ihr  unheilvolles  Handwerk  zu  legen. 

Mit  der  Frage,  was  die  städtischen  Verwaltungen  für  die  Er- 
ziehung zur  Kunst  tun  können,  steht  im  engsten  Zusammenhang  die 
andere,  welche  Mittel  zur  Erhaltung  der  körperlichen  Gesundheit  der 
Stadtbevölkerung  zu  Gebote   stehen.     Mit  der  Einwohnerzahl  wächst 
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der  äa£ere  XJmfaDg  unserer  Großstädte  von  Tag  zu  Tag.  Neue 
Häuser,  neue'  Straßen,  neue  Stadtteile  entstehen.  Daß  aber  auch 
und  gerade  im  Städtebau  künstlerische  Gesichtspunkte  zu  berück- 
sichtigen sind,  das  scheint  unseren  Stadtobrigkeiten  in  den  letzten 
Jahrzehnten  nicht  zum  Bewußtsein  gekommen  zu  sein.  Seit  einigen 
Jahren  haben  yerschiedene  angesehene  Kunstgelehrte  wiederholt  auf 
die  unsinnigen  Fehler  hingewiesen,  die  in  unseren  modernen  Straßen- 
anlagen und  Bebauungsplänen  begangen  sind.  Wer  jemals  mit 
•empfänglichen  Sinnen  den  Zauber  uralter,  seit  Jahrhunderten  un- 
Teränderter  Straßen  in  Nürnberg,  Hildesheim,  Erfurt  und  anderen 
Städten  hat  auf  sich  wirken  lassen  und  damit  die  modernen  Stadtteile 
unserer  Großstädte  vergleicht,  wo  die  Langeweile  und  Geschmack- 
losigkeit zu  Hause  ist,  der  wird  es  kaum  begreifen,  daß  unsere  Stadt- 
baumeister von  dem  Vorbilde  der  alten  Städte  nichts  gelernt  haben. 
Eine  Menge  schnurgerader  senkrechter  und  wagerechter  Linien:  das 
sind  unsere  Straßen;  oder  ein  Punkt,  in  dem  4 — 8  oder  noch  mehr 
Linien  zusammenlaufen:  das  sind  unsere  Plätze;  die  einzelnen  Häuser- 
komplexe: mathematisch  gejiaue  Dreiecke,  Quadrate  oder  Rechtecke. 
Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die  eingehenden  und  unanfechtbaren  Wider- 
legungen, die  das  ganze  System  des  modernen  Städtebaues  seitens 
berufener  Autoritäten  ^)  gefunden  hat,  zu  wiederholen ;  nur  die  Er- 
gebnisse seien  kurz  registriert.  Die  krumme  Straßenführung  ist 
gegenüber  der  geradlinigen  schöner,  weil  sie  die  einzelnen  Häuser- 
fassaden besser  zur  Geltung  bringt,  sie  ist  aber  auch  zweckmäßiger 
und  gesünder.  Die  öflfentlichen  Plätze,  welche  den  Zweck  haben,  im 
Verkehrsgetriebe  Orte  der  Ruhe  und  Erholung  zu  sein,  sind  mit 
Rücksicht  darauf  nicht  als  Schnittpunkte  von  4  und  mehr  Straßen, 
sondern  seitlich  von  den  Hauptverkehrsstraßen  und  abseits  vom  großen 
Verkehr  anzuordnen.  Gegenüber  unseren  übertrieben  breiten  modernen 
Straßen  verdienen  schmalere  Straßen  den  Vorzug,  die  auch  einen 
groß.en  Verkehr  zu  bewältigen  vermögen,  wenn  Querstraßen  möglichst 
vermieden  werden.  Die  modernen  „Ringstraßen"  sind  nichts  weniger 
als  gesunde  Straßen ;  Staubwolken  ziehen  darüber  hin ;  auf  ihren  sog. 
Promenadenanlagen  können  ebensowenig  wie  in  den  schmalen,  völlig 
zwecklosen  Vorgärten  der  anliegenden  Häuser  Bäume  und  Blumen 
gedeihen.  Die  übermäßige  Straßenbreite  und  die  Vorgärten  lassen  sich 
nur  auf  Kosten  der  innerhalb  der  Häuserkomplexe  gelegenen  Hof-  und 
Gartenräume  ermöglichen,  die  dafür  um  so  kümmerlicher  und  folglich 


•« 

*)  Vgl.  z.  ß.  Cornelius  Gurlitt,  Über  Baukunst.     (Berlin,  o.  J.) 
XLV.  16 
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auch  ungesunder  ausfalleo,  so  daß  die  Häuser  weder  nach  der 
Straßenseite  noch  nach  hinten  freundliche  und  gesunde  Wohnräume 
besitzen.  Bei  dem  fortschreitenden  Wachstum  der  großstädtischen 
Bevölkerung  wird  die  Anlage  und  Ausbildung  von  Stadterweiterungen 
eine  immer  ernstere  und  wichtigere  Frage.  Vor  allem  räume  man 
mit  dem  alten  Vorurteil  auf,  daß  im  Städtebau  ästhetische  Rück- 
sichten sich  nicht  vereinen  ließen  mit  den  Interessen  des  Verkehrs 
und  der  Gesundheitspflege.  Jedenfalls  ist  das  bisherige  System  in 
jedem  Betracht  verfehlt. 


Anhang. 


Eventualitäten  für  die  weitere  Entwicklung  der 

Eommiinalabgaben. 


Literatur : 

F.  Adickes,  Studien  über  die  weitere  Entwicklung  des  Gemeindesteuerw^esens, 
in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft,  1894,  Heft  3  und  4 
(Tübingen  1894). 

Adolph  Wagner,  Die  finanzielle  Mitbeteiligung  der  Gemeinden  an  kulturellen 
Staatseinrichtungen  und  die  Entwicklung  der  Gemeindeeinnahmen  (Jena  1904). 

Adolf  Damaschke,  Aufgaben  der  Gemeindepoiitik,  4.  Aufl.  (Jena  1901). 

Wir  können  im  folgenden  dieses  Problem  nur  allgemein  behandeln^ 
ohne  zu  den  besonderen  Fragen  des  Erfurter  Kommunalabgaben- 
wesens  Stellung  zu  nehmen  und  ohne  ein  Urteil  darüber  abgeben  zu 
wollen,  welche  Eventualitäten  speziell  in  Erfurt  am  zweckmäßigsten 
zur  Erschließung  neuer  Einnahmequellen  ins  Auge  zu  fassen  sind. 
Diese  wichtigen  Fragen  mit  Eücksicht  auf  eine  bestimmte  Stadt  zu 
entscheiden  vermag  nur  einer,  der  die  Eigenarten  dieser  Stadt  und  ihrer 
Bewohner  genau  kennt  und  mitten  in  der  betreffenden  Stadtverwaltung 
steht.  Das  wird  um  so  notwendiger  sein,  je  größer  die  Stadt,  je 
komplizierter  also  die  Verhältnisse  sind.  Da  wollen  die  verschiedensten 
Berufs-  und  Klasseninteressen  gegeneinander  abgewogen  werden.  So 
kann  beispielsweise  die  Frage,  ob  eine  bestimmte  Bevölkerungsklasse 
oder  ein  einzelner  Gewerbezweig  durch  eine  besondere  Abgabe  be- 
lastet werden  soll,  nicht  generaliter,  sondern  nur  von  Fall  zu  Fall 
entschieden  werden,  und  es  ist  dabei  sorgfältig  zu  prüfen,  ob  nicht 
durch  eine  solche  Sonderbelastung  eine  einzelne  Klasse  oder  ein  ein- 
zelnes Gewerbe  in   ihrem  Fortkommen  unverhältnismäßig  geschädigt 

werden,  was  natürlich  auch  der  Allgemeinheit  nicht  erwünscht  sein 
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kann.  Auch  der  umstand  will  berücksichtigt  werden,  ob  nicht  die 
Eigenart  der  örtlichen  Verhältnisse  der  praktischen  Durch- 
führung einer  geplanten  neuen  Abgabe  Schwierigkeiten  bereitet,  zu 
denen  der  zu  erwartende  Nutzen  in  keinem  Verhältnis  steht.  Selbst 
das  in  der  preußischen  Kommunalabgabenreform  von  1893  aufgestellte 
allgemeine  Prinzip,  zu  den  Kosten  solcher  EinrichtuDgen,  welche  ge- 
wissen Interessenten  in  besonderem  Grade  zu  gute  kommen,  diese 
£[reise  vorzugsweise  heranzuziehen,  wird  sich  in  der  Praxis  mit  Eück- 
sieht  auf  lokale  Eigentümlichkeiten  nicht  immer  verwirklichen  lassen, 
obschon  dieses  Prinzip  in  der  Regel  zweifelsohne  seine  Berechtigung  hat. 

Die  Fragen  der  Gemeindebesteuerung  sind  auch  nach  der 
Miquel 'sehen  Reform  mehrfach  erörtert  worden,  so  z.  B.  von  Autoritäten 
wie  Adickes  und  Adolph  Wagner,  femer  auch  von  sozialistischer 
Seite,  sowie  von  dem  Vorsitzenden  der  Bodenreformer,  Adolf 
Damaschke,  —  von  letzterem  freilich  oft  mit  utopischen  Übertreibungen 
und  den  Boden  der  Wirklichkeit  unter  den  Füßen  verlierend.  In- 
sonderheit gebührt  Adolph  Wagner  das  Verdienst,  aus  dem  Verhältnis 
der  städtischen  Verwaltung  zum  städtischen  Grundbesitz  wichtige 
Sätze  für  das  Kommunalsteuerwesen  abgeleitet  zu  haben.  Die  ältere 
Literatur  aus  der  Zeit  vor  der  Miquerschen  Reform  kann  hier  im 
wesentlichen  unberücksichtigt  bleiben. 

Gebühren  und  Beiträge, 

Im  19.  Jahrhundert  ist  man  in  der  Beschränkung  des  Gebühren- 
wesens unter  dem  Einflüsse  gewisser  geistiger  und  politischer  Strömungen 
zu  weit  gegangen.  Im  allgemeinen  Kulturinteresse  haben  namentlich 
sozialistische  und  kommunistische  Volksbeglücker  auf  dem  Gebiete 
des  Unterrichts-  und  Bildungswesens,  auch  der  Krankenpflege  u.  a.  m. 
grundsätzlich  Unentgeltlichkeit  gefordert;  aber  auch  andere  Kreise 
haben  diese  Strömung  unterstützt  und  man  hat  diesem  Wunsche  viel- 
fach in  einem  unseren  Erachtens  übertriebenen  Maße  Rechnung  ge- 
tragen. Zu  welchen  exorbitanten  Konsequenzen  man  auf  dieser  Bahn 
schließlich  gelangt,  zeigen  die  Ausführungen  eines  französischen  Ge- 
meindesozialisten Maurice  Charnay,  welcher  ganz  ernsthaft  —  es 
klingt  allerdings  eher  wie  Ironie  —  sagt:  en  France,  la  commune 
donne  l'iustruction  gratuite  k  tous  les  enfants:  n'est-ce  pas  un  devoir 
plus  imp6rieux  de  distribuer  gratuitement  Teau,  qui  est  n6cessaire 
ä  la  consommation  et  k  la  hygidne?  Quand-  on  aura  l'eau,  pourquoi 
n'aurait  on  pas  la  lumiöre  ä  domicile?  Et,  aprös  la  lumiöre  le  pain, 
les  vetements  et  le  reste?  (!)  Gar  la  gratuite  n'est  qu'une  apparence: 
quelqu'un   paye   ces  d6penses,   et  c'est  toul  le  monde,  represente  par 
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la  commune  .  .  .  Etendre  iofiniment  le  domaioe  des  Services  publica, 
en  imposant  les  riches  et  en  exonörant  les  pauvres,  tel  est  en  quel- 
ques mots  le  Programme  du  socialisme  communal  .  .  . 

Man  muß  sich  zunächst  darüber  klar  sein,  daß,  wie  Charnay 
sagt,  jemand  unter  allen  umständen  die  Kosten  bezahlen  muß, 
nämlich  jedermann,  repräsentiert  durch  die  Kommune:  die  ün« 
entgeltlichkeit  ist  nur  ein  Schein.  M.  a.  W. :  was  nicht  durch  Ge- 
bühren aufgebracht  wird,  muß  durch  Steuern  aufgebracht  werden. 
Es  wird  sich  aber  nur  ganz  ausnahmsweise  rechtfertigen  lassen,  für 
die  Befriedigung  der  speziellen  Interessen  einiger  Weniger  die  Ge- 
samtheit  aufkommen  zu  lassen.  Eine  allgemeine  Unentgeltlichkeit 
wirkt  —  worauf  Adolph  Wagner  wiederholt  hingewiesen  hat  —  in 
der  praktischen  Anwendung  oft  ganz  anders,  als  beabsichtigt  war, 
indem  sie  leicht  auf  einen  völlig  ungerechtfertigten  Kommunismus 
der  bemittelteren  Klassen  hinausläuft.^)  Das  Prinzip  des  preußischen 
Konmiunalabgabengesetzes,  die  Belastung  nach  dem  Interesse,  ist  ein 
durchaus  gesundes.  Dabei  hat  das  Gesetz  selbst  bereits  Ausnahmen 
vorgesehen,  um  allgemeinen  Kulturinteressen  und  Spezialinteressen 
der  unbemittelteren  Rechnung  zu  tragen.  Der  richtige  Weg  wird 
also  sein:  Beschränkung  der  Unentgeltlichkeit  auf  die 
Unbemittelten  und  mit  Rücksicht  auf  das  Einkommen  ab- 
gestufte Gebührentarife,  sobald  es  sich  um  Einrichtungen  von 
allgemeinerem  Werte  handelt.  Welche  Wege  hier  oflfen  stehen,  soll 
kurz  angedeutet  werden.  In  vielen  Städten  hat  man  für  Beerdigungen 
progressive  Gebührentaxen.  Auch  das  Schulgeld  bei  höheren  Lehr- 
anstalten kann  ohne  große  Schwierigkeiten  —  etwa  in  Anlehnung  an 
die  Einkommensteuerveranlagung  —  nach  der  Leistungsfähigkeit  der 
Eltern  bemessen  werden.  Ferner  gilt  bei  öffentlichen  Sammlungen, 
Museen,  Bibliotheken  u.  dgl.  noch  viel  zu  allgemein  die  Unentgelt- 
lichkeit. Warum  sollen  keine  Eintrittsgelder  erhoben  werden?  Durch 
Einrichtung  von  Frei-Tagen  und  für  gewisse  Berufskreise  von  Frei- 
karten werden  allgemeine  Bildungs-  und  berechtigte  Sonderinteressen 
genügend  wahrgenommen.  Die  Besucher  solcher  Sammlungen  re- 
krutieren sich,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  in  erster  Linie  aus  leistungs- 
fähigen Ej-eisen.  Mit  Recht  hat  man  auch  auf  die  vielen  Ausländer 
hingewiesen,  die  solche  Sammlungen  besuchen  und  die  schon  an  und 
für  sich  viel  zu  wenig  zu  den  allgemeinen  Staats-  und  Gemeindelasten 
herangezogen  werden  können. 

*)  Ich  erinnere  nur  an  die  Unentgeltlichkeit  dea  höheren  Schulunterrichts 
(tiinschl.  der  Lehrmittel)  in  einigen  Kantonen  der  Schweiz. 
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Das  preußische  KommuDalabgabeogesetz  von  1893  hat  zwar  den 
Städten  die  Erhebung  von  Gebühren  und  Beiträgen  wesentlich  er- 
leichtert und  manche  Schranke  beseitigt,  aber  seine  Bestimmungen 
über  das  Maß  der  Gebühren,  namentlich  über  das  aus  den  Gebühren 
einer  Einrichtung  zu  erzielende  Aufkommen  an  Einnahmen,  sind  doch 
mehrfach  noch  zu  eng  gefaßt.  Das  muß  um  so  mehr  verwundern, 
als  der  Finanzminister  Miquel  seiner  Zeit  im  Landtag  ausdrücklich 
betonte,  daß  das  ganze  Kommunalabgabengesetz  auf  dem  Vertrauen 
zu  dem  gesunden  Sinn  der  Gemeindebehörden  und  der  zur  Ge- 
nehmigung ihrer  Steuerordnungen  berufenen  Aufsichtsbehörden  beruhe, 
—  das  Vertrauen  zu  einer  gerechten  und  sozialpolitisch  angemessenen 
Abgabengestaltung  durfte  füglich  auch  wohl  bezüglich  der  Gebühren- 
tarifierungeu  gehegt  werden.  Nun  hat  das  Gesetz  aber  teils  nach 
oben  teils  nach  unten  bestimmte  Grenzen  als  zwingendes  Recht  vor- 
geschrieben. Z.  B.  müssen  (§  6  d.  Ges.)  die  Verwaltungs-  und 
Aufsichtsgebühren  im  Bauwesen,  Marktwesen,  bei  Aufführungen, 
Lustbarkeiten  u.  dgl.  „so  bemessen  werden,  daß  deren  Aufkommen 
die  Kosten  des  bezüglichen  Verwaltungszweiges  nicht  übersteigt". 
Das  ist  vielfach  kaum  zu  berechnen,  geht  aber  auch  zu  weit.  Gleiches 
gilt  von  der  Beschränkung,  denen  (nach  §  11  d.  Ges.)  das  Auf- 
kommen von  Schlachthausgebühren  nach  oben  unterworfen  ist.  „Hier 
machen  sich,  sagt  VP'agner,  übertriebene  Befürchtungen  vor  einer 
fleischsteuerartigen  Wirkung  solcher  Gebühren  geltend." 

Sodann  ist  ein  Vorschlag  Wagners  über  die  Erhebung  von  Ge- 
bühren und  besonderen  Beiträgen  im  Verkehrswesen  beachtenswert. 
„Unter  denjenigen  Gemeindeanlagen,  welche  den  Bedürfnissen  gemäß 
eine  immer  vollkommenere  und  daher  kostspieligere  Einrichtung  er- 
heischen und  das  städtische  Budget  stark  belasten,  befinden  sich 
Straßen,  Wege,  Brücken.  Trotz  der  großen  und  stark  gestiegenen 
Kosten  hat  hier  auch  in  den  Gemeinden,  wie  meist  im  Staate  bei 
den  Landstraßen  (Chausseen),  der  Grundsatz  der  Unentgeltlichkeit 
der  Benutzung,  für  Verkehrszwecke  jeder  Art  bis  zur  neuesten  mit 
Fahrrädern  und  selbst  mit  —  Automobilen,  sich  immer  mehr  und 
besonders  wieder  in  Preußen  verbreitet .  .  .  Gewiß  sind  nun  auch 
gute  Gründe  für  Unentgeltlichkeit  der  Straßen-  und  Brückenbenutzung 
vorhanden.  Aber  eine  Einschränkung  dieser  Unentgeltlichkeit  läßt 
sich  doch  auch  ganz  gut  begründen,  wenigstens  für  gewisse  Arten 
der  Benutzung  mit  Wagen,  Zug-,  Lasttieren,  Fahrrädern,  Automobilen, 
schon  weil  die  Benutzung  öfters  eine  starke  Abnutzung  der  Straße  usw. 
mit  sich   bringt,   weil  der  Vorteil  der  Benutzung   doch  kein  gleich- 
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mäßiger  ist,  sondern  sich  stark  differenziert ,  auch  weil  die  Ver- 
besserung der  Straßen  (Pflaster!  Asphalt!)  die  Abnutzung  der  Fahr- 
zeuge, der  Zugtiere,  die  Kosten  der  Zugkraft  für  die  betreffenden 
Besitzer  stark  yermindert.  Deswegen  erscheint  eine  Spezial- 
belastung  der  Benutzer  in  irgend  einer  Form  doch  auch  heute 
noch  und  zum  Teil  gerade  heute  wieder  recht  wohl  einer  ernstlichen 
Erwägung  wert.  Die  etwas  lästige  Wegegeldform  läßt  sich,  wenn 
man  sie  scheut,  vermeiden.  Eine  taxartige  Jahresabgabe  von  Fuhr- 
werken und  Zugtieren,  auch  Reittieren,  mit  Abstufung  nach  Arten 
und  Zwecken  der  Fahrzeuge  und  Tiere,  wobei  auch  etwas  Luxus- 
steuerzwecke mit  verfolgt  werden  können,  wäre  für  manche  Gemeinden 
nicht  unangemessen  ,  .  .  Für  die  praktische  Durchführung  liegen  in 
den  ausländischen  Wagen-,  Pferde-,  Equipagensteuern  in  England, 
Frankreich,  in  in-  und  ausländischen  Fahrradsteuern  brauchbare 
Muster  vor.  Die  Kasuistik  muß  in  Arten  und  Zwecken  der  Fuhr- 
werke und  Zug-  und  Eeittiere  etwas  weit  gehen,  auch  Freiheiten  .  . . 
sind  nicht  ganz  zu  vermeiden  .  .  .  Für  ganz  besonders  teure  Methoden, 
z.  B.  Asphaltierung,  wo  zugleich  die  Straßenanwohner  den  großen 
Vorteil  geringeren  Geräusches  erlangen,  wäre  auch  eine  Mit- 
belastung  der  Hausbesitzer  zu  erwägen,  vollends  solange  doch 
nur  gewisse  Straßen  diese  besonderen  Vorteile  genießen  .  .  .  Einer 
neuen  Gesetzgebung  zu  solchem  Zwecke  bedürfte  es  kaum.^ 

Schließlich  gehört  auch  die  bisher  nur  wenig  erörterte  Frage 
eines  Zuzugsgeldes  hierher.  Bekanntlich  hatte  die  Städteordnung 
von  1853  den  Städten  die  Erhebung  eines  Einzugsgeldes  und  eines 
fiausstandsgeldes  gestattet.  Aus  den  Motiven  des  Gesetzes  ergibt 
sich,  daß  man  mit  diesen  Abgaben  den  Städten  Mittel  bieten  wollte, 
„den  leichtsinnigen  Niederlassungen  und  dem  Andränge  des  Proletariats, 
welches  sich  erfahrungsmäßig  vorzüglich  den  Städten  mit  guten 
öffentlichen  Anstalten  zuwendet,  entgegenzuwirken  .  .  .  Die  ländlichen 
Orte  können  bei  der  geringen  Anzahl  von  Wohnungen  und  Wohnungs- 
vermietern und  bei  dem  mehr  übereinstimmenden  Interesse  der 
letzteren  sich  leichter,  als  die  Städte  einerseits  der  lästigen  Einwohner 
entledigen,  andererseits  vor  dem  Anziehen  solcher  Individuen  von 
außerhalb  schützen.  Es  sei  billig,  den  Städten  durch  allgemeine 
Einräumung  des  Einzugsgeldes  ein  Mittel  zu  gewähren,  das  fremde, 
ganz  vermögenslose  Personen  abwehrt .  . .  Mit  der  die  Erhebung  eines 
Einzugsgeldes  allgemein  gestattenden  Fassung  des  Gesetzes  wird  aller- 
dings eigentlich  vorweg  in  das  Gebiet  des  Niederlassungsgesetzes  ein- 
gegriffen.    Allein   das  Prinzip   allgemeiner  Freizügigkeit  ist   an  sich 
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kein  ganz  glückliches  und  bedarf  rielmehr  der  Moderierang.  Das 
Interesse  der  Landeskultor  erfordert  es  selbst  sogar  im  Vorteile  des 
platteil  Landes,  daß  dem  leichtsinnigen  überziehen  von  dort  nach  den 
Städten  eine  gewisse  Schranke  gezogen  werde,  indem  dadurch  oftmal» 
dem  Landbau  tüchtige  Arbeitskräfte,  die  er  keineswegs  so  leicht  ent- 
behren kann,  entzogen  werden."  Ob  es  richtig  war,  einer  in  den 
ersten  Anfängen  der  Entwicklung  stehenden  Industrie  auf  solche 
Weise  in  den  Städten  die  Heranziehung  und  Erlangung  der  nötigen 
Arbeitskräfte  zu  erschweren,  darf  bezweifelt  werden.  Zudem  wurden 
damals  die  Abgaben  in  der  Kegel  so  hoch  bemessen,  daß  selbst 
tüchtigen  und  strebsamen  Elementen  die  Niederlassung  fast  unmöglich 
gemacht  war.  Infolgedessen  hob  denn  auch  bereits  1867  ein  Gesetz 
sie  wieder  auf. 

Aber  die  aus  jenen  Qesetzesmoti?en  mitgeteilten  Gedanken  sind 
noch  heute  beachtenswert.  Der  übermäßige  Zuzug  vom  Lande  in 
die  Städte  und  besonders  in  die  Großstädte  ist  unzweifelhaft  eine 
bedenkliche  und  ungesunde  Erscheinung.  Es  liegt  im  eigensten 
Interesse  der  Städte,  daß  ein  Mittel  gefunden  werde,  die  Wander- 
bewegung wieder  in  gesunde  Bahnen  zurückzulenken.  Die  Städte 
müssen  vor  dem  Zudrange  gänzlich  mittelloser  Existenzen,  die  nach 
kurzem  der  öffentlichen  Armenpflege  anheimfallen,  geschützt  werden; 
Diesen  Zweck  würde  ein  mäßiges  —  etwa  10—30  Mk.  betragendes  — 
Einzugsgeld  erfüllen.  Conrad^)  sagt  über  eine  solche  Abgabe:  „An 
irgendeine  Beschränkung  der  Freizügigkeit  polizeilicher  Art  kann  in 
der  Gegenwart  nicht  mehr  gedacht  werden,  sie  ist  und  bleibt  die 
Grundlage  für  die  Selbständigkeit  des  freien  Mannes  und  eine  un- 
antastbare Errungenschaft  unserer  Kulturperiode.  Sie  ist  unerläßlich, 
um  die  Arbeitskräfte  dorthin  zu  leiten,  wo  sie  ihre  beste  Verwertung 
finden  können.  Sie  wird  deshalb  eine  möglichste  Unterstützung  er- 
fahren müssen.  Dem  widerspricht  aber  nicht,  daß  man  die 
Zuzügler  zu  einer  Beitragsleistung  für  die  Städte  ver- 
pflichtet.*^ Und  die  so  gewonnenen  Gelder  sollen  nach  Conrads 
Vorschlage  dazu  verwandt  werden,  „um  überschüssige  Elemente, 
Arbeitslose,  Arbeitsscheue  in  ihre  Heimat  möglichst  bald  zurück- 
zubefördern  oder  sie  in  andere  Gegenden  hinüber  zu  schieben,  wo  sie 
leichter  Verdienst  zu  finden  yermögen;  aber  auch  zum  Unterhalte 
derjenigen,  die  in  ihrer  Stadt  verbleiben  und  dort  unterhalten  werden 


^)  Grandriß  zam  Stadium  der  politischen  Ökonomie,  II.  l'eU,  3.  Anfl.  (Jena 
1902),  8.  489. 
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müssen.  Damit  wird  zugleich  eine  Erleichterung  fiir  die  städtische 
BeYölkeruDg  herbeigeführt  und  auf  der  anderen  Seite  ein  Druck  aus* 
geübt,  um  dem  Zuzug  ungeeigneter  und  überschüssiger  Persönlich- 
keiten entgegenzuwirken. '^  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  in  günstigen 
Zeiten,  wenn  ein  Zuzug  den  Unternehmern  erwünscht  ist,  tüchtige 
Arbeiter  durch  ein  solches  Einzugsgeld  sich  nicht  werden  abschrecken 
lassen,  da  ihnen  ja  sichere  Beschäftigung  in  Aussiebt  steht  Ja,  in 
solchen  Zeiten  werden  die  Unternehmer  leicht  imstande  sein,  ein 
mäßiges  Zuzugsgeld  sogar  ev.  selbst  zu  zahlen.  Im  Sinne  des  gelten» 
den  Rechts  würde  die  Abgabe  allerdings  dem  Prinzipe  der  Freizügig- 
keit widersprechen,  und  daher  ein  Reich sgesetz  erforderlich  sein, 
um  die  Städte  zur  Einführung  eines  Zuzugsgeldes  zu  ermächtigen; 
tatsächlich  aber  gehört  schon  ein  verrannter  Doktrinarismus  dazu, 
um  in  einer  derartigen  Abgabe  eine  Gefahrdung  der  persönlichen 
Freiheit,  eine  Beschränkung  des  „Grundrechtes**  der  Freizügigkeit  zu 
erblicken.  Nicht  die  Befriedigung  finanzieller  Bedürfnisse  der  Stadt- 
verwaltungen soll  der  Zweck  des  vorgeschlagenen  Zuzugsgeldes  sein, 
vielmehr  mag  ausdrücklich  durch  Gesetz  festgelegt  werden,  daß  die 
Erträge  des  Zuzugsgeldes  nur  dazu  verwandt  werden  dürfen,  über- 
schüssige Arbeitskräfte  in  Gegenden  zu  befördern,  wo  sie  Verdienst 
finden,  oder  zum  Unterhalte  solcher  Personen,  die  der  Armenpflege 
anheimfallen.  So  gesetzlich  fixiert  liegt  das  Zuzngsgeld  nicht  nur  im 
Interesse  der  Städte,  sondern  noch  mehr  im  eigenen  Interesse  der 
arbeitenden  Bevölkerung  selbst,  denn,  je  mehr  Arbeitslose  von  außer^- 
halb  in  die  Stadt  strömen,  desto  mehr  werden  die  in  der  Gemeinde 
bereits  angesessenen  Arbeiter  in  ihrer  Existenz  bedroht.  Endlich 
liegt  aber  diese  Abgabe  auch  im  Interesse  des  platten  Landes,  das 
vor  einer  noch  weiter  um  sich  greifenden  Entvölkerung  bewahrt 
bleiben  muß,  beruht  die  übermäßige  Landflucht  doch  nicht  zuletzt 
darin,  daß  die  ländliche  Bevölkerung  die  in  der  Stadt  ihr  winkenden 
Vorteile  weit  überschätzt. 

Ein  geringer  Ersatz  für  die  in  dieser  Hinsicht  in  der  Gesetz- 
gebung vorhandene  Lücke  ist  den  Städten  in  Gestalt  des  Bürgerrechts- 
geldes geboten,  für  dessen  Bemessung  eine  Difi'erenzierung  vom 
Gesetz  gestattet  wird.  In  Erfurt  wird  diese  Abgabe  seit  1887  nicht 
mehr  erhoben,  —  ob  die  Gründe  für  ihre  Beseitigung  zwingende 
waren,  entzieht  sich  unserer  Kenntnis. 

Indirekte  Steuern. 

Die  indirekten  Steuern,  speziell  die  Verbrauchssteuern,  nehmen 
etwa   seit   den    70er  Jahren    des  vorigen   Jahrhunderts   (1873   Auf- 
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hebung  der  Mahl-  und  Schlachtsteuer)  im  städtischen  FiDanzwesen 
keine  bedeutungsvolle  Stellung  mehr  ein,  wie  wir  an  anderer  Stelle 
zahlenmäßig  gezeigt  haben.  Zwar  hat  das  Kommunalabgabengesetz 
von  1893  zur  indirekten  Besteuerung  im  allgemeinen  sich  wieder 
günstiger  gestellt,  aber  das  Gebiet  der  möglichen  Verbrauchs- 
steuern ist  durch  zahlreiche  reichs-  und  landesgesetzliche  Bestimmungen 
auf  ein  Minimum  reduziert.  Der  zur  Zeit  noch  bestehende  Spielraum 
wird  aber  vom  1.  April  1910  ab  noch  mehr  zusammenschrumpfen  in- 
folge des  §  13  des  Zollgesetzes  vom  25.  Dezember  1902,  welcher 
Abgaben  auf  Getreide,  Hülsenfrüchte,  Mehl  und  andere  Mühlen- 
fabrikate, Backwaren,  Vieh,  Fleisch-  und  Fettwaren  für  Rechnung  der 
Kommunen  verbietet.  Die  reiohsrechtlichen  Beschränkungen  gehen, 
darüber  herrscht  in  fachmännischen  Kreisen  Übereinstimmung,  zu  weit. 
Die  Nachteile  indirekter  Steuern,  speziell  der  Verbrauchssteuern,  ihre 
belastende  Wirkung  auf  die  Konsumenten,  besonders  die  Unbemittelten, 
werden  zumeist  übertrieben,  die  finanziellen  Vorteile  dagegen  unter- 
schätzt. Solche  Steuern  sind  heute  auch  ohne  die  alten  lästigen  Er- 
hebungsformen (Accise,  Torsteuer)  durchführbar,  beim  Anschluß  der 
Steuern  an  die  Produktion  oder  an  den  Handel  lassen  sich  bei  der 
modernen  Konzentration  des  Verkehrs  einfachere,  den  Verkehr  nicht 
hemmende  Formen  leicht  finden.  Es  soll  hier  auf  die  Vorteile  der 
indirekten  Steuern  überhaupt  —  z.  B.  die  für  den  Steuerpflichtigen 
bequemere  Erhebungsform ;  femer  die  Möglichkeit,  von  Massenver- 
brauchsgegenständen  selbst  bei  ganz  geringfügigen  Steuersätzen  hohe 
Summen  zu  erzielen  —  nicht  näher  eingegangen  werden,  nur  darauf 
sei  hingewiesen,  daß  die  den  Konsum  einschränkende  Wirkung  solcher 
Steuern  mitunter  nur  als  ein  Vorzug  angesehen  werden  kann,  und 
daß  Staat  und  Gemeinde  mit  diesen  Steuern  ein  Mittel  haben,  wo  es 
not  tut,  die  Bevölkerung  erzieherisch  zu  beeinflussen. 

Es  wäre  unnütz,  die  Gründe  anzuführen,  welche  für  eine  Wieder- 
beseitigung des  §  13  des  Zollgesetzes  von  1902  sprechen,  —  daß  der 
Reichstag  dem  jemals  zustimmen  könnte,  muß  als  aussichtslos  gelten. 
Indessen  ist  dringend  zu  wünschen,  daß  die  reichsgesetzlichen  Schranken, 
welche  zur  Zeit  der  Kommunalbesteuerung  der  drei  alkoholischen 
Getränke  und  des  Tabaks  noch  gezogen  sind,  wo  nicht  aufgehoben, 
so  doch  wesentlich  erweitert  werden.  Die  in  letzter  Zeit  immer  all- 
gemeiner eingesehene  Schädigung  der  wirtschaftlichen  und  moralischen 
Gesundheit  unseres  Volkes  durch  den  Alkoholmißbrauch  wird  schließ- 
lich auch  im  Parlament  anerkannt  werden  müssen.  Dabei  läßt  sich 
auch  eine  progressive  Belastung  der  Wohlhabenderen  (Weine,  feine 
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Liköre,  ImportzigarreD,  feine  und  „feine^  Wirtshäuser,  CafSs  u.  dgl.) 
unschwer  ermöglichen.  Adolph  Wagner  empfiehlt  hierfür  namentlich 
die  Form  einer  Lizenzsteuer,  eine  direkte  Spezialsteuer  für 
Wirtshäuser,  Sohankstätten,  Geschäfte  für  den  Eleinverkauf  von  Bier, 
Wein,  Branntwein  und  auch  für  Tabak  (Tabakläden).  „Schon  die 
an  die  Gewerbesteuer  sich  anschließende  preußische  Betriebssteuer 
könnte  zum  Ausgangspunkt  genommen  werden.  Sie  wäre  nur  ent- 
sprechend auszubilden ,  namentlich  viel  weiter  abzustufen  .  •  •  Vor- 
nehmlich nach  der  Höhe  des  Miets-  bzw.  Nutzungswertes  der  ge- 
werblichen Lokalitäten,  mit  progressivem  Steuerfuß,  wäre  die  Lizenz- 
steuer einzurichten,  Stufen  nach  Orten  (Ortsgröße,  Ortsklassen,  Sätze 
danach),  auch  nach  Arten  der  Getränke  (im  allgemeinen,  wenigstens 
außerhalb  der  eigentUchen  Weinbaugegenden,  wo  der  Wein  Volks- 
konsumptibil  ist,  mit  höheren  Sätzen  für  Weinlokale  und  Weinläden, 
als  für  Bierhäuser,  aus  konsum-,  sanitäts-  und  sittenpolitischer  Rück- 
sicht aber  am  höchsten  für  Branntweinschank  und  -Läden)  müßten 
bestehen  .  .  •  Eine  derartige  Besteuerung  wird  auf  den  Preis  des 
Artikels  für  den  Konsumenten  durch  Überwälzung  mit  einwirken, 
ihn  erhöhen  können,  bisweilen,  wie  bei  Branntwein,  Wein,  ohne  Be- 
denken. Sie  wird  aber  vornehmlich  die  notorisch  oft  ganz  über- 
triebenen Gewinne  beim  Kleinausschank  der  Getränke  treffen  und 
nicht  selten  einen  nur  erwünschten  Druck  auf  Miete  und  Bodenrente 
und  Bodenwert  ausüben,  zumal  in  großen  Städten  und  in  Vorzugslagen 
(auch  bei  Tabakläden) .  . .  Eines  besonderen  Staatsgesetzes,  das  die 
Grundzüge  eines  Lizenzsteuersystemes  gleichmäßig  feststellte,  bedürfte 
es  noch.  Die  Steuer  wäre  m.  E.  den  Gemeinden  auch  obligatorisch 
vorzuschreiben.  In  den  städtischen  Körperschaften,  in  der  öffentlichen 
Meinung,  in  der  politischen  Presse  fände  sie  sicherlich  viel  Wider- 
sprach, beim  „einflußreichen"  Stand  der  Wirte  usw.  heftige  Be- 
fehdung. Aber  diese  Gegner  müssen  eben  überwunden  werden  und 
dafür  gibt  es  hinlänglich  viele  und  gute  Gründe.  Unsere  bisherige 
Betriebssteuer  leistet  namentlich  auch  fiskalisch  viel  zu  wenig." 

In  England  bestanden  als  Staatssteuern  und  sind  neuerdings  den 
Selbstverwaltungskörpern  überlassen  worden  gewisse  Arten  von  Luxus- 
steuern, wie  z.  B.  Steuern  auf  das  Halten  von  Dienstboten  nach 
Jahrestaxen  für  jeden  Dienstboten,  eventuell  mit  steigenden  Sätzen 
nach  der  Anzahl,  sodann  Steuern  auf  Privatequipagen,  Wagen,  Pferde, 
Fahrräder,  Automobile,  auf  Pianos,  Billards  u.  dgl.  Wo  es  sich  nicht 
um  ganz  große  Städte  handelt,  wird  indessen  die  Erhebung  solcher 
Steuern   bisweilen   den  Verdruß   und  die  Kosten  nicht   lohnen.     Im 
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allgemeiDen  pflegt  eine  mäßige  Steigerung  der  Progression  bei  Ein- 
kommen- und  Vermögenssteuern  mehr  zu  leisten. 

A dickes  empfiehlt  eine  Gassteuer,  welche  z.B.  in  Stuttgart 
1892  231344  Mk.,  pro  Kopf  der  Bevölkerung  1,67  Mk.,  erbrachte. 
Schon  Rudolf  Gneis t  empfahl  die  Gassteuer ,  weil  sie  „die  Arbeiter- 
beyölkerung  nicht  trifft,  für  die  Restaurationen,  Läden,  Fabrik- 
geschäfte usw.  ein  wohlberechtigtes  Element  einer  Gewerbe-  und 
Luxussteuer  an  sich  trägt  und  besondere  Rückrichten  auf  einzelne 
Abnehmer  durch  einen  Rabatt  sich  ausgleichen  lassen'^.  Noch  mehr 
eignet  sich  die  den  Luxuscharakter  in  stärkerem  Grade  an  sich 
tragende  elektrische  Beleuchtung  zu  Steuerzwecken. 

Auch  eine  Baumaterialiensteuer,  die  sich  im  Reichslande 
im  Oktroi  findet  und  bewährt  hat^),  verdient  erwogen  zu  werden. 
Sie  kann  bei  richtiger  Tarifierimg  sogar  bodenpolitisch  günstig  wirken. 
So  gilt  im  Oktroi  der  französischen  Städte  das  Prinzip,  die 
teueren  Luxusmaterialien  höher  als  die  billigen  zu  besteuern  (y.  Reitzen- 
stein).  Es  macht  keine  besonderen  Schwierigkeiten,  wie  Adickes  vor- 
schlägt, Häuser  mit  kleinen  Wohnungen,  namentlich  die  aus  sozial- 
politischen Gründen  zu  fördernden  Bauten  vor  luxuriösen  Geschäfts- 
gebäuden, Etagenhäusern,  Privatpalästen  und  Fabriken  zu  bevorzugen. 

Eine  Grundbesitzwechsel  abgäbe  existiert  in  Erfurt  in 
Gestalt  der  Umsatzsteuer*)  seit  1895,  ist  aber  noch  weiterer  Aus- 
bildung und  Verbesserung  fähig.  Zunächst  ist  der  Vorschlag  Wagners 
einer  Extrabesteuerung  des  Konjunkturengewinnes  beachtenswert. 
Wagner  zerlegt  den  Grundstückswert,  der  die  Bemessungsbasis  bildet, 
in  drei  Teile:  1.  der  im  anfänglichen  Erwerbspreise  bestehende  Wert, 
2.  der  Wertzuwachs  durch  neuen  Kapitalaufwand  für  Meliorationen 
und  3.  der  durch  Konjunkturen  und  „allgemeine  Umstände"  herbei* 
geführte  Wertzuwachs.  Der  Betrag  nun,  um  welchen  der  neue  Ver- 
äußerungspreis den  früheren  Erwerbspreis  übersteigt,  ist  auf  Rechnung 
der  Wertbestandteile  2.  und  3.  zu  setzen.  Es  liegt  auf  de¥  Hand, 
daß  besonders  die  letzte  Wertsteigerung,  die  ohne  jede  persönliche 
Arbeit  und  Kapitalverwendung  des  Besitzers  erfolgt,  gerechterweise 
verdient,  in  besonderem  Maße  zu  den  Gemeindelasten  herangezogen 
zu  werden,  denn  der  Konjunkturengewinn  ist  lediglich  der  Allgemein- 
heit zu  verdanken.  Es  käme  also  darauf  an,  die  Grundbesitzwechsel- 
abgabe mit  differenzierten  Steuersätzen  nach  den   angegebenen  drei 


^)  Sie  brachte  1900  in  Straßburg  647  000  Mk.,  in  Mühlhausen  351 000  Mk.  ein. 
»)  Vgl.  oben  S.  197. 
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Wertbestaiidteüeii  eiDZurichten  und  dabei  den  dritten  Bestandteil 
durch  besonders  hohe  Sätze  zu  treffen.  ,,  Gerade  in  diesem  dritten 
Bestandteil  liegen  die  riesigen  Gewinnrealisiemngen  der  Boden- 
spekulation in  Baustellen,  aber  doch  auch  im  „Häusergeschäft^ :  ger 
meinschädliche  Verhältnisse,  die  es  rechtfertigen,  durch  hohe  Extra- 
besteuernng  erschwerend  auf  solche  Spekulation  einzuwirken  und  den 
erzielten  Gewinn  durch  die  Besteuerung  zu  einem  starken  Betrage 
der  Gemeinde  zuzuführen.**  Wagner  hält  einen  Steuersatz  von  50% 
und  mehr,  wenigstens  bei  rasch,  z.  B.  innerhalb  eines  Jahres  erzielten 
Gewinnen,  nicht  für  zu  hoch.^)  Jedenfalls  wäre  eine  Differenzierung 
dieses  Steuersatzes  nach  der  Dauer  des  Besitzes  (bei  zunehmender 
Besitzdauer  abnehmende  Sätze)  zu  empfehlen.  Wagner  gibt  dafür 
ein  illustratives  Beispiel.  In  Erfurt  beträgt  die  Umsatzsteuer  1  % 
des  Grundstückswertes. 

Grundstücks  wert  jetzt loo  ooo  Mk. 

Verkauf  nach  1  Jahre  zu 150000    „ 

Also  Zuwachswert 50000    „ 

Davon  durch  Kapitalaufwand 10  000    „ 

Durch  Konjunktur 40000    „ 

Steuer  bei  150000  Mk.  Verkaufspreis: 

Jetzt:  I  %  vom  Gesamtwert 1  500    „ 

Vorgeschlagen  werden: 

1%  von  HO  000  Mk 1  100    „ 

250/0     „      40000    „     .    . loooo    „ 

zusammen       11  100  Mk. 

Wird  der  Steuersatz  für  den  Konjunkturenwertzuwachs  nach  der 
Besitzdauer  diflferenziert,  so  könnten  folgende  Beträge  erzielt  werden  *) : 

Innerhalb  des  1.  Jahres  50%,  also  20000  Mk.  Steuer 

»    2.      „        45^/0.     «     18000     » 
«  »    3.      „        40^/0,     „     16000     „  „ 

usw.  jährlich^)  5^/^,  weniger  bis  zur  Erreichung  des  Normalsatzes. 
Natürlich  ließe  sich  hierbei  auch  das  schon  jetzt  in  Erfurt  geltende 
Prinzip,  Baustellen  stärker  als  bebaute  Grundstücke  heranzuziehen, 
durchführen. 


*)  In  Kiautschou   erhebt   man  ohne  Kücksicht  auf  die  ßesitzdauer  des  Ver- 
käufers 33Vs^/o. 

•)  Zu  denen  dann  noch  1%  von  110000  Mk.  käme. 

*)  Vielleicht  wäre  eine  langsamere  Abnahme  noch  richtiger. 
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Als  folgerichtige  ErgänzuDg  einer  solchen  Umsatzsteuer  müßte 
für  die  Vererbung  von  Realbesitz  eine  ähnliche  Wertzuwachssteuer 
eingerichtet  werden,  um  den  während  der  Besitzdauer  des  Erblassers 
erfolgten  Konjunkturen  Wertzuwachs  entsprechend  zu  treflFen. 

Direkte  Steuern, 

Es  ist  ein  wesentlicher  Fortschritt  des  Kommunalabgabengesetzes 
von  1893,  daß  es  die  Gemeinden  auf  eine  stärkere  Besteuerung  des 
Bealbesitzes,  seiner  Stellung  und  den  ihm  aus  dem  Gremeindeverband 
erwachsenden  Vorteilen  entsprechend,  hingewiesen  hat.  Leider  haben 
aber  seither  die  Gemeinden  der  Erwartung  des  Gesetzgebers  nur 
wenig  entsprochen,  daß  die  kommunale  Realbesteuerung  von  der 
Staatssteuerveranlagung  ganz  abgelöst  und  darüber  besondere,  den 
lokalen  Bedürfnissen  angepaßte  Bestimmungen  getroffen  werden 
möchten.  Die  staatliche  Gebäudesteuer  ist  für  kommunale  Zwecke 
aus  mehreren  Gründen  unzulänglich.  Die  Ableitung  des  Gebäude- 
steuern utzungs  wertes  aus  einem  10jährigen  Ertragsdurchschnitt  und 
die  15jährigen  Revisionsperioden  machen  das  System  der  Staatssteuer 
für  rasch  an  Bevölkerung  und  Wohlstand  wachsende  Städte,  wo  Miets- 
und Grundstückswert  in  kurzer  Zeit  steigen,  ungeeignet.  Und  ab- 
gesehen davon  ist  das  Veranlagungsprinzip  nach  dem  Reinertrag,  bzw. 
Nutzungswert,  das  wohl  auf  dem  platten  Lande  seine  Berechtigung 
hat,  in  den  Städten,  besonders  in  schnell  aufblühenden,  zu  verwerfen, 
namentlich  mit  Rücksicht  auf  Baustellen.  Niemand  wird  es  recht- 
fertigen können,  wenn  wertvolle  und  beständig  wertvoller  werdende 
Grundstücke  im  Stadtbezirke  —  die  zur  Zeit  brach  liegen  oder  einen 
ganz  unbedeutenden  landwirtschaftlichen  Ertrag  liefern  und  die  nur 
wartec  ^is  dpr  Bevölkerungszuwachs  und  die  fleißige  Arbeit  der  Ge- 
meindegiieder  ihren  Wert  verdoppelt,  verzehnfacht,  verhundertfacht 
haben  —  lediglich  der  ganz  niedrigen  agrarischen  Grundsteuer  unter- 
liegen und  demnach  nur  nominell,  im  Grunde  aber  gar  nicht  be- 
steuert werden.  Es  ist  schlechthin  unverständlich,  daß  die  Stadt- 
verordnetenversammlungen sich  noch  so  hä'-^'j  dagegen  sträuben,  den 
Grundstücksspekulanten,  welche  „essen  ohne  zu  arbeiten",  auf  die 
Pinger  zu  klopfen  und  einen  tüchtigen  Anteil  des  durch  die  „Kon- 
junkturen" erzielten  \V*ertzuwachses  für  die  Gemeinde,  die  ja  jene 
hohen  Werte  erst  schuf,  in  Anspruch  zu  nehmen.  Die  häufige 
ablehnende  Haltung  der  Stadtvertretungen  läßt  sich  nicht  einmal 
durch  das  den  Grund-  und  Hausbesitzern  in  ihnen  zustehende  zahlen- 
mäßige  Übergewicht  erklären.     Mindestens   beruht  es  auf  einer  irr- 
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tüinlichen  AuffassuDg^  zu  meinen^  daB  Maßregeb,  die  sich  allein  gegen 
die  Bodeospekulation  richten ,  den  gesamten  städtischen  Grund- 
und  Hausbesitz  schädigen.  Tatsächlilsh  ist  gerade  das  Gregenteil  der 
Fall.  Jede  stärkere  Belastung  der  Spekulanten  e  n  t  lastet  die  soliden 
Haus*  und  Grrundeigentümer.  Die  jetzt  übliche  Besteuerungsform  hat 
aber  noch  den  weiteren  Ubelstand,  daß  die  von  den  wohlhabenderen 
Klassen  bewohnten  Gebäude  (Villen,  herrschaftliche  Miethäuser) 
weniger  als  die  übrigen,  von  ,,kleinen  Leuten'^  bewohnten  Miethäuser 
besteuert  werden,  weil  bei  den  letzteren  die  häufigen  Ausfalle,  die 
stärkere  Abnutzung  u.  dgl.  nicht  genügend  berücksichtigt  werden. 
Nach  allem  verdient  der  Übergang  zu  einer  selbständigen 
kommunalen  Grund-  und  Gebäudesteuer  und  zur  Veranlagung  nach 
dem  Werte  den  Vorzug.  In  eioer  Reihe  von  Städten  ist  neuerdings 
die  Wertbesteuerung  durchgeführt  worden,  dagegen  ist  u.  a.  auch 
Erfurt  in  dieser  Hinsicht  leider  im  Bückstand  geblieben.  „Hier 
liegen  Schätze  auf  offener  Straße,  die  die  Gemeinden  nur  für  sich 
aufzuheben  die  Energie  und  den  Mut  gegenüber  entgegenstehenden 
Personalinteressen  haben  müßten,  um  den  Gemeindesäckel  mehr  und 
leichter  zu  füllen." 

Die  oben  genannte  Umsatzsteuer  (Grundbesitzwechselabgabe) 
allein  vermag  zu  solchem  Zwecke  nur  wenig  zu  dienen,  da  durch 
sie  der  Konjunkturenwertzuwachs  nur  im  Falle  einer  Veräußerung 
(und  auch  dann,  wenigstens  bei  der  jetzigen  Form,  nur,  wenn  die 
Veräußerungen  verhältnismäßig  rasch  aufeinander  folgen)  getroffen 
wird.  Auch  die  Einführung  einer  im  Kommunalabgabengesetz  (§  27) 
vorgesehenen  „ßauplatzsteuer"  ist  de  lege  lata  nicht  zu  empfehlen. 
Denn  nach  der  Fassung  des  Gesetzes  könnte  eine  derartige  Be- 
steuerung nur  nach  Maßgabe  des  durch  die  Festsetzt:-^ "  von 
Fluchtlinien  erhöhten  Wertes  erfolgen,  und  dipse  Beschränkung 
macht  den  Städten  die  Anwendung  unmöglich.  Die  zur  Einführung 
gelangten  Bauplatzsteuern  haben  denn  auch  nipistens  keine  lan^e 
Lebensdauer  gehabt.  Mehrere  Städte  haben  naeh  endlosen  Prozessm 
es  vorgezogen,  die  betr.-"'*Heuerordiniiiir(»n  ^^ehleu^iu'5^t  wieder  zurück- 
zunehmen. Die  Fluchtlini^nfestsetzung  ist  nur  ein.  aber  nicht  das 
entscheidende  Moment  der  Werterhöhunt,'.  Letztere  gehi  vielmeh.v 
in  zahlreichen  Fällen  unabhängig  von  der  Fluchtlinienfestsetzun^  Vor 
sich,  nämlich  infolge  der  Bevölkerungszunahme  und  der  Aiisdrlijmn^ 
der  Bebauung.  Auch  ist  es  im  einzelnen  Falle  so  gut  wie  uumö«rii^.j,^ 
die  zusammenwirkenden  und  sich  ^ecreubeitig  durchkreuzendpfn  Ur- 
sachen  der  Werterhöhung   auseinanaer/uh.'H'n   und   genau    «bjs    Maß 
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za  ermitteln,  welches  auf  Konto  eines  der  mehreren  Faktoren  zu 
setzen  ist.  Vor  allem  aber  ist  in  der  Regel  der  nachweisbar 
durch  Festsetzung  von  Fluchtlinien  bewirkte  Wertzuwachs  der  hei 
i^eitem  unbedeutendste,  so  daß  die  Einführung  einer  besonderen  fiau- 
platzsteuer  schon  aus  diesem  Grunde  nicht  der  Mühe  lohnt  —  ein 
Resultat,  das  allerdings  schwerlich  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers 
gelegen  hat. 

Bleibt  nur  die  Grund-  und  Gebäudesteuer  nach  dem  ge* 
meinen  Wert  Derselbe  besteht  nach  dem  Allgemeinen  Landrecht 
in  dem  Nutzen,  den  die  Sache  jedem  Besitzer  gewähren  kann.  In 
einem  Erkenntnisse  des  Oberverwaltungsgerichtes  (1899)  heißt  es: 
^Der  gemeine  Wert  erschöpft  sich  in  der  Regel  nicht  aus  den  Vor- 
teilen, welche  aus  dem  Gebrauche  oder  Ertrage  fließen,  sondern  er 
umfaßt  auch  diejenigen  Vorteile,  welche  durch  die  Veräußerung  der 
Substanz  erwachsen.  Deshalb  ist  es  unzulässig,  den  gemeinen  Wert 
nur  nach  dem  Maßstabe,  der  aus  einer  Kapitalisierung  der  Jahres- 
erträgnisse  gefunden  wird,  zu  finden.  Vielmehr  ist  der  Verkaufs- 
preis, der  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen  erzielt 
werden  kann,  maßgebend  für  die  Ermittlung  des  gemeinen  Wertes. 
Dies  ist  insonderheit  für  in  großen  Städten  und  deren  Umgebungen 
belegene  Grundstücke,  welche  zur  Zeit  noch  landwirtschaftlich  genutzt 
werden,  der  Fall.^  Übrigens  kann  es  nach  den  yielen  und  erfolg- 
reichen Versuchen  in  anderen  Städten  nicht  schwer  sein,  etwaiger 
steuertechnischer  Schwierigkeiten  Herr  zu  werden,  so  daß  wir  die 
Wertbesteuerung  auch  für  Erfurt  dringend  empfehlen  möchten.  Von 
den  Vorzügen  dieser  Veranlagungsform  seien  nur  zwei  heryorgehoben. 
Einmal  eine  gleichmäßigere  Belastung  der  Gebäude  und  sodann  eine 
billige  Mehrbelastung  der  Bauplätze.  Nach  einer  Mitteilung  Damaschkes 
hatte  in  Elberfeld  eine  von  den  städtischen  Behörden  angestellte 
Untersuchung  folgendes  Resultat:   nach   der   bisherigen  Veranlagung 

nach  dem  Nutzungswerte  betrug  der  Steuersatz  bei 

X. 

">       gewöhnlichen  Ar])eiterwohnhäusern   ....     3,43 
r  mittleren  Wohnhäusern 3,31 


>             herrschaftlichen  Häusern 2,59 

"^     Ladenbauten 2,34 

^    Fabriken 1,79 

'^landwirtschaftlich  benutzten  Besitzungen    .     .  1,83 

l^auplätzen 0,10 


pro  Mille  des 
gemeinen  Wertes. 


Dift<^Zahleu   zeigen,   daß   die  geringen  Gebäude   oft  über  100  7o 
höher  besteuert  werden,  als  die  besseren,  — also  eine  Progression 
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nach  unten.  Diese  ÜDgerechtigkeit  wird  durch  die  Wertbesteuerung 
Termieden.  Die  sozialpolitische  Bedeutung  der  Wertbesteuerung, 
die  nameotlich  in  größeren  aufblühenden  Städten  hervortritt,  liegt 
{worauf  seiner  Zeit  im  Landtage  Dr.  Alexander  Meyer  hinwies)  darin, 
daß  dem  Baustellenbesitzer  die  £rwägung  nahe  gelegt  wird,  ob  er 
sich  die  Kosten,  welche  ihm  die  Steuer  verursacht,  nicht  einigermaßen 
dadurch  erleichtern  will,  daß  er  baut,  und  zwar  gerade  Häuser  für 
Unbemitteltere,  wodurch  eine  Entlastung  der  dichtbewohnten  Stadt- 
teile, also  eine  Linderung  der  Wohnungsnot  stattfindet.  Auf  diese 
Weise  wird  das  übermäßige  künstliche  Hinauftreiben  der  Preise 
für  Bauplätze,  wo  nicht  verhindert,  so  doch  wenigstens  wesentlich 
erschwert  und  der  durch  die  Aufwendungen  und  die  Arbeit  der 
<7esamtheit  im  Wert  gesteigerte  Grundbesitz  in  einem  gerechteren 
Maße  an  den  allgemeinen  Lasten  beteiligt.  —  Übrigens  hat  die  hart- 
näckige Opposition  der  Stadtverordnetenversammlungen  gegen  die  Be- 
steuerung nach  dem  gemeinen  Werte  neuerdings  viel  dazu  beigetragen, 
das  Mißtrauen  gegen  die  Zweckmäßigkeit  des  bestehenden  Rechts- 
zustandes, der  den  städtischen  Grundbesitzern  die  Majorität  in  der 
Stadtvertretung  sichert,  zu  vermehren. 

Die  vom  Kommunalabgabengesetz  befürwortete  Präzipualbelastung 
des  Realbesitzes  ist  im  Prinzipe  durch  die  Extravorteile,  welche  ein 
großer  Teil  der  Gemeindeaufwendungen  dem  Realbesitze  gewährt, 
hinreichend  gerechtfertigt.  Dagegen  hat  jedoch  eine  Präzipual- 
belastung des  Gewerbes  manche  Bedenken.  Im  Gegensatz  zum 
<jrund-  und  Gebäudebesitz  zerfällt  der  Gewerbeertrag  in  drei  Teile, 
je  nachdem  er  aus  Realbesitz,  aus  sonstigem  Kapital  oder  aus  per- 
sönlicher Arbeit  herrührt.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  das  mobile 
Kapital,  während  es  sonst  von  einer  Höherbesteuerung  freigelassen 
ist,  bei  dem  Gewerbebetriebe  dem  Realbesitze  gleich  gestellt  und  be- 
sonders belastet  werden  soll,  und  noch  viel  weniger  rechtfertigt  sich 
dieses  hinsichtlich  des  persönlichen  Arbeitsverdienstes  des  Unter- 
nehmers. Um  hier  einen  gerechteren  Ausgleich  zu  schaffen,  sollte 
wenigstens,  wie  Wagner  empfiehlt,  der  Prozentsatz  der  Gewerbesteuer 
mäßiger  als  der  der  Grund-  und  Gebäudesteuer  angenommen 
werden,  nicht  —  wie  in  Erfurt  und  auch  sonst  meist  —  gleich  hoch. 

Sehr  bedauerlich  ist  das  gesetzliche  Verbot  von  Kommunal- 
zuschlägen zur  Vermögen8-(„Ergänzungs"-)Steuer,  wodurch  das 
mobile  Kapital  im  Vergleich  zu  dem  immobilen  in  der  direkten 
Kommunalbesteuerung  eine  Bevorzugung  genießt,   die,  weuigctens  in 

dem  Grade,   nicht  gerechtfertigt  ist.    Wagner  weist  mit  Recht  auf 
XLV.  17 
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diese  „Lücke  zu  giiDsten  des  beweglichen  Fri?atkapital8^  hin  und 
fordert  eine  beschränkte  Freigabe  der  Ergänzungssteuer  für  kommunale 
Zuschläge. 

Im  Verhältnis  zu  den  wichtigen  Problemen  einer  möglichst  ge- 
rechten Bealbesteuerung  sind  die  Fragen  der  Einkommenbe- 
steuerung von  geringerer  Bedeutung,  nachdem  die  Forderung  einer 
progressiven  Einkommensteuer  bei  uns  erfüllt  ist.  Speziell  in  Erfurt 
wäre  ernstlich  in  Erwägung  zu  ziehen,  die  Einkommen  Yon  420  bi& 
900  Mk.y  allermindestens  aber  die  von  420 — 660  Mk.  von  der  Ge- 
meindeeinkommensteuer zu  befreien.  Die  Einfuhrung  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer  nach  dem  gemeinen  Weite  würde  durch  Mehr- 
erträge den  Ausfall  reichlich  decken.^) 


^)  1902  handelte  es  sich  um  12873  Zensiten  mit  einem  Einkommen  von 
420—900  Mk.  (5304  Zensiten  mit  420--660  Mk.  und  7569  Zensiten  mit  660  bis 
900  Mk.  £inkOQmien).  Das  Veranlagungssuli  derselben  betrug  62  091  Mk.,  also 
nur5%  des  gesamten  Aufkommens  der  Gemeindeeinkommensteuer! 


Tabellen» 


17* 
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Tabelle  I.    Etats  der  Stadtkasse 


Einnahmen 


Bezeichnung  des  Titels 


1804—05 
Taler 


1810 
Taler 


1814 
Taler 


1818 
Taler 


an  beständigen  Gefällen 

anter     den     einzelnen    Posten    seien 
folgende  hervorgehoben: 

Kealgeschoß 

Erbzinsen  aller  Art 

von  Zünften  und  Handwerkern   . 

Zunft-  oder  üngeld 

Kanon  von  Schildgerechtigkeiten 

an  unbestäfidigen  Gefällen 

darunter  z.  B. : 

von  den  Brauereien 

Markt-  und  Standgeld     .... 

Bürgergeld 

Lehngeld 

Judenzoll 

Schutzgeld 

Meistergeld 

Dispensationsgeld 

Handlungsgeschoß 

Lotgeld 

Abzugsgeld 

Kollateralgeld 

Fflastergeld 

an  Pacht-  und  Mietzins 

an  Zinsen  von  ausgeliehenen  Kapitalien 

für  verkaufte  Naturalien 

an  Zuschufs  aus  der  Magistratssportd- 
hisse 

an  Zuschufs  aus  der  Staatskasse    .    .    . 

Summa 
pro  £opf  der  Zivilbevölkerung 


4841 


) 


3812 

710 

49 

88 

112 

9472 


3970 
94 

1111 
1% 
220 
191 
198 
142 
445 

1131 

1277 


1038 


692 


186 


1000 


4  729 


2280 


5  947 


32 


169 

1000 
3  000 


2190 


1369 

683 

49 

88 


6584 


2060 

? 
1100 

196 

200 


50 

200 

2650 

1114 


198 


1000 


9  521 


1845 


1229 
411 


7  096 


1785 

80 

1428 

220 

225 


85 

27 

3124 

1105 


1000 


11700 


21958 


ca.  1  Vs 


12  430       20  608 


ca.  »/, 


ca.  IVt 


22  750 


1^. 
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zu  Erfurt  vor  der  Dotation. 


Ausg 

aben 

Bezeichnung  des  Titels 

1804—05 

1810 

1814 

1818 

Taler 

Taler 

Taler 

Taler 

an  Besoldunaen 

7647 

5  562 

7265 

9377 

zum  ÄtTnenwesen 

3438 
2998 

2400 

1242 

3151 

darunter : 

an  die  Stadtarmenkasse 

2  789 

zum  8ckulwe0en  und  den  Kirchendienern 

2  376 

2  000 

3  388 

2436 

darunter  z.  B. : 

Besoldungen  der  evangel.  Lehrer 

1024 

1525 

1024 

n     J»tll0L 

883 

977 

783 

den  Schulen 

371 

738 

510 

den    Kirchendienern    (d.  h.    den 

Geistlichen) 

113 

147 

119 

an  Geschenken 

157 

— 

254 

354 

an  Zinsen    und   anderen  Abgaben  von 

GhtMdstück^n 

100 
7 

— 

105 
109 

78 

an  Yeraütunaeti 

mit  unter 

Geschenken 

an  Bauten  und  Reparaturen     .... 

4  578 

5  000 

4500 

zur  Strafsenreinigung 

543 

— 

843 

793 

zum  Zuchthause  (Unterhaltung  der  Ge- 

fanaenen) 

556 

600 

^mm— 

_ 

an  JurisdUäioTiskosten 

• 

454 

zur  Feuerrüstumr 

272 

340 

272 

285 

• 

an  Remissioneti 

93 
1732 

1529 

130 

2  000 

100 

an  verschiedenen  Ausgaben 

1 
1 

1677 

1 

darunter : 

für  rathäusliche  Bedürfnisse 

1232 

9 

m 

• 

1 

1433 

Summa 

21958 

12430 

20608 

22  750 

pro  Kopf  der  Zivilbevölkerung 
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Tabelle  m.    Etats  der 


Einnahme 


an   anyeränderlichen  Einnahmen  (Geschoß,  bzw. 

Grandsteuer  und  ständige  Zinsen)    .    .    .    .    . 

an  unbeständigen  Gefällen 

an  Pachtgeldern 

an  Zinsen  von  den  Aktivforderungen 

für  zu   verkaufende  Naturalien   und  verpachtete 

Fruchtzinsen 

an  Sportein  und  Polizeistrafen 

an  Extrasteuem  zur  Deckung  des  Ausfalls  (Steuern 

und  Gebühren) 

an  Servisgeldem  für  die  Naturaleinquartierung  des 

Militärs 

insgemein 

Summa 


1830 
Mk. 


20  133 
31  176 

16383 
3540 

5802 
2400 

21  390 

16695 
1254 


1840 
Mk. 


46893 
15198 

18936 
4971 

5016 
1350 

19590 

17004 
5103 


1862 
Mk. 


48510 
14400 
20610 
II  592 

3978 
615 

108086 

21  000 
14461 


118773    1  134058   I  243255 


Ausgabe 


1830 
Mk. 


1840 
Mk. 


1852 
Mk. 


an  Besoldungen 

an  Pensionen 

Unterhaltung  der  Armenanstalten  (einschl.  Zuschuß 

an  die  Stadtarmenkasse) 

für    die   Geistlichkeit,    die   Schullehrer    und    die 

Ünterrichtsanstalten 

an  Geschenken 

Zinsen  und  andere  Abgaben  von  Grundstücken  . 

Verwaltungskosten 

an  Bauten  und  Reparaturen 

zur  Straßenreinigung 

für  Feuerlöschanstalten 

an  Remissionen 

zu  amtlichen  Bedürfnissen 

an  Straßenerleachtungskosten 

an  Servisausgaben 

zur  Verzinsung  und  Tilgung  der  Schulden  .    .    . 

insgemein 

an  außerordentlichen  Ausgaben 

Summa 


30585 

1  524 

9981 

'8855 

765 

807 

3624 

20  178 

2  109 
I  128 

150 

4  347 
4092 

17508 

3  114 


32730 
981 

9885 

27267 
690 

657 
4221 

15780 

I  926 

1365 
186 

3582 
5832, 
18054 
8250 
2667 


39867 
4830 

39204 

34065 
1035 

849 

5154 

33000 

2565 
2607 

6945 

4560 

9090 

21  972 

26601 

4  737 
4182 


118  773   134058 


243255 
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Stadtkasse  zu  Erfurt. 


• 

Einnahme 

1864 

Ausgabe 

1864 

Mk. 

1 

Mk. 

an  Pachtgeldern 

29427 

an  Besoldungen 

67725 

an  Grundrenten 

1 1  640 

an  Pensionen 

12459 

Zinsen  Ton  Aktivkapitallen  . 

26  426   , 

zur  Unterhaltung  der  Armen- 

, 

für  zn  verkaufende  Naturalien 

6927 

anstalten  .* 

45240 

an  Sportein  und  Polizeistrafen 

1995 

für    die    Geistlichkeit,     die 

an  Steuern 

191  919 

Kirchendiener      und      die 

an  Servisgeldem 

21  000 

Unterrichtsanstalten  .    .    . 

63030 

an  Gefallen 

.•14  4-17 

an  Kntuflhäd  1  gn ngen      ,    .    . 
Zinsen  und  andere  Abgaben 

477 

an  Pensionsbeiträgen    .    .    . 

1 125 

insgemein 

2007 

von  Grundstücken     .    .    . 
an  Yerwaltungskosten  .    .    . 

1704 

Summa 

327000 

6960 

• 

•              * 

1 

Dotation  des  Baufonds     .    . 
zur     Straßen-     und    Kanal- 

45066 

reinigung  

3456 

für  die  Feuerlöschanstalten  . 

118S 

an  Kemissionen 

366 

zu  amtlichen  Bedürfnissen    . 

697^ 

an  Straßenbeleuchtungskosten 

11  760 

1 

1 

an  Servisgeldem 

22200 

zur  Verzinsung  und  Tilgung 

der  Stadtschulden      .    .    . 

25056 

an  Gefangenenunterhaltungs- 

kosten    (für    Ortspolizeige- 

fangene) 

750 

insgemein 

619S 

an     außerordentlichen    Aus- 

gaben    

5910 

• 

1 

•  • 

Verwendung       von       Über- 

1 

i 

schüssen    

471 

Summa 

327000 
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Nr. 


Verwaltungen  des 

eigentlichen 
Stadt  haus  halte  8^) 


Einnahme 


Soll 

für 
1900 

Mk. 


Pf. 


Ausgabe 


Soll 

für 
1900 

Mk.     I  Pf. 


Überschuß 


1900 


Mk.      Pf 


Zuschuß 


1900 


Mk.      Pf 


I. 
II. 


m. 

IV. 

V. 

VI. 

VII. 

vni. 

IX. 


XI. 

xn. 
xui. 

XIV. 

XV. 

XVI. 

xvn. 
xvni. 

XIX. 
XX. 


Orandeiffentum  und  Berechtigangen  . 
Gremeindeanatalten : 

A.  Wasserwerk     (Betriebsgewinn) 

B.  Bichamt 

0.  Brausebad 

D.  Theater 

Kapital-  und  Schuldenverwaltung  .    . 

Gemeindeabgaben 

Allgemeine  Verwaltung 

Polizeiverwaltung 

Staats-  und  Proyinzialzwecke      .    .    . 

Kirchenwesen 

Schulwesen : 

A.  Realschule 

B.  Höhere  Mädchenschule    .     .     . 

C.  Mädchen-Mittelschule  .    .    .    . 

D.  I.  Bürger-Knabenschule  .     .     . 

E.  I.        „      Mädchenschule      .    . 

F.  II.  evangelische  Bürgerschule  . 

G.  Katholische  Bürgerschule     .    . 
H.  Evangelische  Volksschulen  .    . 

1.  Katholische  „  .    . 
K.  Vorschale     für     die     höheren 

Lehranstalten 

L.  Gewerbliche  Fortbildungsschule 
M.  Zu  allgemeinen  Schulzwecken  . 

Armenwesen 

Städtisches  Krankenhaus 

Feuerlöschwesen 

Bauwesen 

Reinigung  u.  Bespr engung  der  Straßen 

Öffentliche  Beleuchtung 

Öffentliche  Anlagen 

Kunst  und  Wissenschaft  und  sonstige 
gemeinnützige  Zwecke     .    .    .    .    . 

Fnedhofsverwaltung 

Insgemein 

Überschuß-  bzw.  Zuschußverwaltung  . 


8i  169  57 

38750 

3010 

5060 
17950 

272735  70 
I  942  840 

29363  09 

38700 

8050 


31  150^ 

43  290- 
20850 
28820 
18760' 
35900, 
70401 

53950 
22050 

21  640! 
14350 

1340, 
64300 
70800J 
800' 
32080J 
240 
29242 

I  104 


14042  43 


4020 

7800 

30  700 

470  487 

64600 

249  730 

240900 

117570 

I  300 


67  127!  14 
38  750'  — 


I  878  240 


II 


10 

72 


69  700 

63  350 
33000 

63  900 

42930 
137800, 

38500 
253  650 

60850 

i 
20  1 50' 

27  200 

86  820 

232  650 

132  200' 

162361 

210600; 

51  260! 

74  1161 

38  248 


1490  — 


40 


93 


I  010 

2740  — 

12  750  — 

197751  30 

220367  02 

202200  — 

109  520'  — 

I  300  — 


38550 
20060I 

12  150 

35080 

24  i7o| 

loi  90O| 
31  460 

199  700 
38800 


12850 

85  480; 

168350 

61  400 

15436 

178520 

51  020 

44873 
37  144 


138  — 
19  300'  — 
226  82 


14  158  80 
1 2  300I  — 

74230  33 


7  000 


74003 


40 


90 

21 


14020'  80 


51 


Summa  U  955  000  —  12  955  000  —  li  992  6071  14 


I  992607    14 


^)  Von  den  nicht  zum  eigentlichen  Stadthaushalt  gehörenden  Verwaltungen  balancierte  der  Etat 
der  Vereinten  evangelischen  milden  Stiftungen  in  Einnahme  und  Ausgabe  mit    83000  Mk. 
des  Wasserwerkes  „  „  „  „  „     275  500    „ 

des  Stadterweiterungsfonds  „  „  n  «  »     370000    „ 

des  Schlachthauses  „  „  „  ^  r     i37  7oo    „ 

des  Abfuhrwesens  „  „  «  «  „114  500    „ 


n 
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sehr  arm;  sie  erstreckt  sich  im  allgemeinen  auf  das  Gebiet  der  Organisation  der 
Gemeinden  und  auf  das  Gebiet  der  Gesetzgebung,  meistens  herausgegeben  als  Vor- 
schlage  zur  Verbesserung  oder  Beseitigung  der  bestehenden  Zustände  Über  die 
Finanzen  der  Gemeinden  ist  man  nur  auf  die  Rechnungen  angewiesen,  die  jede 
Gemeinde  aufstellen  muß,  um  sie  der  Hauptkontrolle  „Glavna  Kontrolla"  zu  über- 
geben; außerdem  auf  die  Budgets  der  Stadt  Belgrad.  Außer  den  Statistischen 
Jahrbüchern  wurde  das  Material  über  die  Gemeindefinanzen  des  Statistischen 
Bureaus  des  Ministeriums  der  Landwirtschaft  benutzt.  Was  die  Literatur  über 
die  Gemeindefinanzen  anlangt,  so  ist  nur  ein  kurzer  Bericht  über  die  Gemeinde- 
finanzen für  das  Jahr  1889  in  der  Zeitschrift  „Otadjbina"  zu  erwähnen,  der  in  der 
Bearbeitung  des  folgenden  Themas  benutzt  wurde. 


Erster  Teil. 

Das  Gemeindewesen  in  Serbien. 


Erster  Abschnitt. 

Die  historische  Entwicklung  des  Gemeindewesens. 


Einleitung. 

Von  den  Urslaven  und  Serben  ist  bekannt,  daß  sie  lokale  Selbst- 
verwaltung besaßen ;  sie  lebten  in  zahlreichen  kleinen  Gemeinden,  die 
ihre  Selbstverwaltung  hatten.  Als  die  Serben  und  Kroaten  vom  6. 
bis  7.  Jahrhundert .  die  Gegenden  der  Römer  zwischen  der  Donau 
und  dem  Adriatischen  Meere  besiedelten,  waren  sie  in  Stämme  ge- 
teilt, die  zusammen  eine  Volkseinheit  bildeten.^)  Jeder  Stamm  hatte 
seine  innere  selbständige  lokale  Verwaltung,  und  alle  zusammen  hatten 
eine  Volksvertretung,  in  der  Geschichte  unter  dem  Namen  „vece" 
oder  „sbor"  =  Versammlung  bekannt.  So  bildeten  die  Urstämme  der 
Slaven  und  Serben  mit  dem  Volksvertreter  (Zupan)  im  Prinzip  die 
Gemeinde  (Opschtina)  im  Staate.^  Bei  den  Serben  erhält  sich  die 
Gemeindeselbstverwaltung  nur  als  Privileg  der  freien  Städte  und 
Burgen;  die  Bauern  dagegen  waren  dem  Adel  als  frei  oder  unfrei, 
wie  in  Westeuropa  damals,  untergeordnet.  Im  10.  Jahrhundert,  wie 
uns  die  Geschichte  lehrt,  war  das  serbische  Nationalleben  auf  die 
nördliche  Küste  des  Adriatischen  Meeres  zentralisiert;  dort  hat  sich 
auch    das    Gemeindeleben    am  meisten   entwickelt.    Das  Gesetzbuch 


^)  Kovacevic  und  Jovanovic,  Geschichte  des  serbischen  Volkes.     I.    S.  84. 
')  W.  Jovanovic,  Abhandlung  „Opschtina"  a.  a.  O.  Bd.  XXXIV. 
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des  serbischen  Kaisers  Duschan  sicherte  den  Gemeinden  der  freien 
Städte  SelbstyerwaltuDg  und  zwar,  wie  an  der  Küste  des  Adriatischen 
Meeres,  so  auch  in  dem  ganzen  serbischen  Staate.  Nachdem  sich 
das  serbische  Reich,  nach  dem  Tode  des  Kaisers  Duschan,  in  mehrere 
kleinere  Staaten  zersplittert  hatte,  blieben,  was  das  Gemeindeleben 
anlangt,  die  gleichen  Zustände.  In  den  Städten  der  Küste  des  Adria- 
tischen Meeres  bilden  sich  die  Gemeinden  mit  republikanischer  Ver- 
waltung. Diese  Städte  haben  sehr  yerschiedenartige  Einwohner,  aber 
den  Hauptbestandteil  derselben  bildeten  Italiäner  und  Serben.  Wo 
Serben  Einfluß  auf  das  Gemeindeleben  hatten,  in  solchen  Gemeinden 
bildete  sich  die  Selbstverwaltung,  gestützt  auf  demokratische  Grund- 
lage ;  überall  dagegen,  wo  die  Italiäner  auf  das  Leben  der  Gemeinden 
von  Einfluß  waren,  übernimmt  die  Verwaltung  der  Gemeinde  der 
Adel.^)  Es  ergibt  sich  nun  die  Frage,  wie  waren  die  Gemeinden 
in  dem  anderen  Teil  des  serbischen  Staates  eingerichtet,  und  war 
das  serbische  Volk  überhaupt  in  Gemeinden  organisiert  ?  Zunächst 
können  wir  sagen,  daß  sich  in  der  gesellschaftlichen  Entwicklung  des 
serbischen  Volkes  etwas  bildet,  was  im  Grunde  dem  Begriffe  der 
Gemeinden  entspricht  und  einen  Keim  der  politischen  Einrichtung 
darstellt:  das  war  die  Organisation  des  Dorfes.  Es  tritt  nun  die 
Aufgabe  an  uns  heran,  zu  untersuchen,  an  welchen  Merkmalen  wir 
die  Organisation  der  Dörfer,  als  einer  Einheit  im  Staate,  ersehen 
können,  und    wie    diese   ausgeführt  ist. 

Die  erst  angesiedelten  Familien  breiteten  sich  in  Dörfer  und 
Stämme  aus :  aus  der  Stammgemeinschaft  teilten  sich  die  Slaven  bald 
in  Hauskommunionen.  Da  die  Gemeinde  die  natürliche  Folge  der 
gemeinschaftlichen  landwirtschaftlichen  Interessen  ist,  so  liegt  es  für 
uns  sehr  nahe,  uns  mit  einer  Form  der  Familiengemeinschaft  bei  den 
Serben  bekannt  zu  machen,  die  von  großem  Einfluß  auf  das  Ge- 
meindeleben war,  der  serbischen  „Zadruga".^)  Diese  finden  wir  schon 
in  den  Urzeiten  des  politischen  serbischen  Lebens  und  zwar  gleich 
nach  der  Ansiedlung  auf  der  Balkanhalbinsel.  Die  einzelnen  Stämme 
verteilten  den  Boden  auf  die  einzelnen  Zadruga.  So  wurde  der  Boden 
außer  Wald  und  Weideland,  das  dem  ganzen  Stamm  zur  Benutzung 
bleibt,  Eigentum  der  Familiengemeinschaft,  Zadruga.*)     Die  Zadruga 


J)  W.  Jovanovic  a.  a.  0.  S.  136. 

^)  A.  Jovanovic,  Die  liistorische  Eütwickluug  der  serbischen  Hauskommanion. 
Belgrad  1896. 

')  Gesetzbuch  des  Kaisers  Duschan  a.  a.  0.  Art.  16  u.  17. 
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basiert  auf  der  FamilieuvermögensgeineiBschaf t ;  mit  dieser  in  Zusammen- 
hang steht  die  sog.  „Inokoschtina^,  die  Form  der  Familienvermögens- 
gemeiDschaft,  die  sich  von  der  Zadruga  nur  durch  die  kleinere  An- 
zahl der  Mitglieder  unterscheidet.  Zwar  besteht  hier  auch,  wie  wir  er- 
wähnten, die  Gemeinschaft  des  Eigentums,  nur  mit  der  Verminderung 
der  Mitglieder  in  der  Zadruga  bildet  sich  die  „Inokoschtina^  und  um- 
gekehrt, mit  dem  Wachsen  der  Mitglieder  der  „Inokoschtina^^  bildet 
sich  die  „Zadruga^.  Der  Hauptpunkt  des  Begriffs  der  „Zadruga'^ 
ist  in  der  Gemeinschaft  des  Eigentums  zu  suchen,  des  Eigentums, 
das  man  ohne  Einwilligung  der  Mitglieder  der  Zadruga  nicht  verteilen, 
yerschenken  oder  verkaufen  kann.^)  Diese  Einrichtung  hatte  sich  noch 
in  der  Zeit  des  mittelalterlichen  Feudalismus  erhalten;  dadurch  hatte 
sie  sich  nicht  aufgelöst,  sondern  eine  andere  Form  erhalten :  aus  dem 
Zustand  der  Unabhängigkeit  begann  sie  mit  untergeordnet  zu  werden. 
In  solchem  Zustande  finden  wir  die  Zadruga  auch  unter  der  türkischen 
Herrschaft ;  nach  der  Befreiung  Serbiens  wird  sie  auch  befreit.  Dem 
Wesen  der  Zadruga  scheint  der  mittelalterliche  Feudalismus  und  die 
Herrschaft  der  Türken  passender  zu  sein,  da  wir  unter  diesen  Zu- 
ständen die  Zadruga  sich  entwickeln  und  blühen  sehen.  Unter 
neuen  Zuständen,  nach  der  Befreiung  Serbiens,  verschwindet  allmäh- 
lich das  Wesen  der  Zadruga.  Es  ist  hier  nicht  unsere  Aufgabe,  von 
dieser  Form  des  gesellschaftlichen  Lebens  der  Serben  zu  sprechen, 
deshalb  lassen  wir  die  Erörterung  so  vieler,  sofort  ersichtlicher  Ur- 
sachen beiseite,  die  beigetragen  haben,  die  serbische  „Zadruga"  zu- 
grunde zu  richten. 


1.  Kapitel. 

Die  Gemeinde  im  altserbischen  Staate. 


Wenn  wir  tiefer  in  die  alte  serbische  Gesetzgebung,  vor  dem 
Eindringen  der  Türken  in  die  Balkanhalbinsel,  blicken,  ist  es  ersicht- 
lich, wie  der  ganze  Staat  organisiert  war.  Die  alte  Gesetzgebung 
kannte   drei   Einheiten  des   Staatsorganismus   und   zwar  Gau  (Zupa), 


^)  Dr.  Mich.  Wnic,  Das  Prinzip  der  Nationalökonomie.  3.  Buch.  Belgrad  1896. 
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Burg  und  Dorf.^)  Nach  der  Natur  seiner  Zusammensetzung  scheint 
das  Dorf  der  heutigen ,  nach  europäischem  Muster  eingerichteten 
Gemeinde  am  meisten  ähnlich  zu  sein.  Weil  es  eine  Einheit  für 
sich  war,  muß  man  die  ganze  innere  Organisation  des  Dorfes  im 
alten  serbischen  Staate  kennen  lernen.  Diese  Organisation  des 
Dorfes,  als  der  kleinste  Yerwaltungszweig  des  Staates,  tritt  nach  den 
alten  Gesetzen  besonders  hervor  in  der  Bürgschaft  betreffs  der  ge- 
meinsamen strafrechtlichen  Verantwortlichkeit.  Wie  das  Dorf  die 
kleinste  Verwaltungseinheit  im  Staate  war,  so  war  es  auch  im  Dorfe 
die  Zadruga;  diese  spielt  eine  wichtige  Rolle  in  dem  Gemeindeleben 
der  Serben :  sie  ist  Vermittlerin  zwischen  den  Einzelnen  und  dem 
Dorfe.  Die  Verwaltung  in  der  Zadruga  ist  im  kleinen  der  im  Dorfe 
ähnlich:  das  Oberhaupt  der  Zadruga  hat  eben  solche  Aufgaben,  wie 
wir  sie  bei  dem  Bürgermeister  im  Dorfe  finden;  es  sorgt  für 
die  Mitglieder  der  Zadruga  und  legt  ihnen  Rechenschaft  über 
seine  Tätigkeit  ab;  sie  ist  ein  wichtiger  Faktor  bei  der  Er- 
haltung der  gesellschaftlichen  Ordnung.^)  Die  Zadruga  selbst  war 
für  ihre  Mitglieder  vor  dem  Gesetze  verantwortlich :  so  sehen  wir  aus 
§  198  des  Gesetzbuchs  Kaiser  Duschans,  der  sich  auf  die  Ver- 
antwortlichkeit bezieht:  „Wenn  jemand  aus  einer  Familie  ein  Ver- 
brechen begeht,  sei  es  der  Bruder  oder  der  Sohn  oder  ein  Ver- 
wandter, soll  das  Oberhaupt  der  Familie  alles  zahlen  oder  den  Täter 
ausliefern."  Zu  der  kriminalen  Verantwortlichkeit  in  dem  engsten 
Kreise  kommt  die  Verantwortlichkeit  des  ganzen  Dorfes:  es  gab  viele 
Verbrechen,  für  die  das  Dorf  verantwortlich  war,  besonders  aber  in 
solchen  Fällen,  wo  man  den  Verbrecher  nicht  finden  konnte;  dann 
war  das  Dorf  verpflichtet,  entweder  für  den  Schaden  Entgelt  zu 
leisten,  oder  den  Verbrecher  zu  finden  und  ihn  dann  verantwortlich 
zu  machen.  Als  Grund,  nach  dem  man  ein  solches  Verfahren  gegen 
das  Dorf  überhaupt  einleiten  konnte,  galt  der  Boden,  auf  welchem 
sich  das  Verbrechen  abspielte;  das  hat  naturgemäß  den  Dorfgrenzen 
eine  außerordentliche  Wichtigkeit  beigelegt.  Jedes  dörfliche  Gebiet 
schied  sich  scharf  von  dem  anderen;  ein  jedes  Dorf  war  eine  geo- 
graphische Einheit  mit  scharf  abgegrenztem  Gebiet.  Man  kannte  ganz 
genau  die  Dorfgrenzen,  die  meistens  durch  Bäume,  Friedhöfe,  Mühlen, 
Bäche,  Flüsse  oder  durch  ähnliche  Merkmale  festgestellt  waren.  Neben 
diesen  natürlichen  Grenzen  finden  wir  auch  künstlich  errichtete.')  Diese 


*)  Novakovic  a.  a.  0.  S.  9  und  Kovacevic  und  Jovanoviö  a.  a.  0.  S.  25  u.  26, 
*)  Novakoviö  a.  a.  0.  S.  85.  »)  Noyakoviö  a.  a.  0.  S.  85. 
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große  Wichtigkeit,  die  man  den  Dorfgrenzen  beilegte,  kann  man  nur 
daraus  verstehen,  daß  mit  dem  Wesen  des  Dorfes  viele  Rechte  und 
Pflichten  verbunden  waren;  heutzutage,  wo  die  Dörfer  infolge  des 
Gemeindewesens  diese  Wichtigkeit  verloren  haben,  legt  man  auch  den 
Dorfgrenzen  kein  Gewicht  bei.  Die  Streitigkeiten  über  die  Dorf- 
grenzen werden  durch  das  noch  heute  geltende  Gewohnheitsrecht  ent- 
schieden; in  dem  Falle  werden  von  Seiten  jedes  Dorfes  Zeugen,  und 
zwar  Greise,  gesendet,  deren  EntJicheidung  maßgebend  ist.  Ganz 
dasselbe  finden  wir  am  Anfang  des  Staatslebens  Serbiens  (1815),  wo 
noch,  da  die  Staatsgesetze  noch  nicht  in  Kraft  getreten  waren,  das 
Gewohnheitsrecht  herrschte. 

Dasselbe  Bild  der  Form  der  Dörfer,  die  wir  heutzutage  in  Serbien 
finden,  ist  auch  bei  Dörfern  im  alten  serbischen  Staate  zu  finden. 
Als  das  wichtigste  Merkmal  ist  gleich  zu  bemerken,  daß  die  Dörfer 
nicht  gruppiert  sind,  sondern  die  einzelnen  Häuser  weit  vonein- 
ander entfernt  liegen ;  dies  war  besonders  der  Fall  unter  der  Türken- 
herrschaft. Dann  sind  auch  die  Dörfer  selbst  weit  voneinander  ent- 
fernt;  das  hängt  besonders  von  den  Terrainverhältoissen  ab.')  Wie 
in  den  Ebenen  neben  den  Flüssen,  so  finden  wir  auch  in  Gegenden, 
wo  es  wenig  Gebirge  gibt,  Dörfer,  die  schon  eine  gewisse  Form  be- 
kommen haben,  die  organisiert  und  mehr  bewohnt  sind ;  unter  solchen 
Umständen  kann  man  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  nicht  von 
Dörfchen  sprechen,  da  sie  meistens  mit  dem  größeren  Dorf  in  der 
Nähe  zu  einem  verbunden  sind.  Ein  ganz  anderes  Bild  haben  wir 
bei  Dörfern,  die  sich  in  Gebirgsgegenden  befinden ;  das  sind  meistens 
kleine  Dörfer,  die  in  ihren  Bestandteilen  mehr  verstreut  liegen  mit 
einer  großen  Anzahl  von  Dörichen.  Man  kann  sagen,  daß  die  Dörfer 
in  dem  südöstlichen  Teile  des  serbischen  Volkes  mehr  gruppiert  sind, 
während  sie  in  dem  nordwestlichen  Teile  sich  mehr  ausbreiten ;  durch 
die  Einwirkung  der  Kultur  schließen  sich  solche  Dörfer  in  ihren  Be- 
standteilen mehr  zusammen. 

Die  Bewohnerschaft  eines  alten  serbischen  Dorfes  hatte  eine  ganz 
einseitige  Beschäftigung.  Je  nach  den  Umständen  beschäftigten  sie 
sich  mit  Viehzucht  oder  mit  Ackerbau.  Diese  Scheidung  in  der  Art 
der  Beschäftigung  geschah  im  alten  serbischen  Staate  in  den  Dörfern 
schärfer,  als  wir  es  heute  in  Serbien  finden ;  wir  finden  heute  Acker- 
bau und  Viehzucht  als  Beschäftigung  der  Einwohner  in  Dörfern  zu- 
sammen,  selten  voneinander  abgegrenzt.     Solche  Dörfer  waren  nicht 


^)  Novakovi6  a.  a.  0.  S.  18. 
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nur  durch  die  Beschäftigung  der  Einwohner  Toneinander  verschieden, 
sondern  sie  waren  auch  ganz  anders  gestaltet  und  hatten  ganz  ver- 
schiedene Namen.  So  heißt  das  ackerhäuerliche  Dorf  ^Selo"  (das 
Dorf)  und  die  Hirtendörfer  nannte  man  „Katun".  Diesen  unter- 
schied können  wir  aus  dem  Gesetz  Kaiser  Duschans  feststellen,  wo 
man  immer  die  zwei  verschiedenen  Arten  des  Dorfes  im  Auge  hat.^) 
Ackerbaudörfer  befinden  sich  in  der  Ebene,  die  Dörfer  für  Viehzucht 
dagegen  sind  meistens  in  den  Gebirgsgegenden  zu  finden.  Diese  zwei 
Verschiedenheiten  im  Wesen  der  Dörfer  entspringen  also  aus  der 
Art  der  Beschäftigung  der  Einwohner,  die  wieder  durch  die  Terrain- 
verhältnisse bedingt  ist.  In  den  Gebirgsgegenden  Ostserbiens  können 
wir  noch  heute  die  zwei  Arten  des  Dorfes  finden  und  zwar  ein  sog. 
Winterdorf  und  ein  Sommerdorf,  das  sehr  zerstreut  in  dem  Gebirge 
liegt:  in  letzterem  wird  Viehzucht  und  Molkerei  getrieben. 

Außer  diesen  zwei  Arten  der  Dörfer  können  wir"  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  Beschäftigung  der  Bevölkerung  noch  eine  dritte 
unterscheiden.  Das  sind  die  Dörfer  mit  Gewerbetreibenden  oder  mit 
Männern,  die  sich  außer  mit  Viehzucht  oder  Ackerbau  noch  mit  einem 
Gewerbe  beschäftigen.  Gewerbetreibende  sind  heute  meistens  in 
Städten  zu  finden :  doch  in  dem  altserbischen  Staate  wohnten  sie  auch 
in  Dörfern.^  Jede  Art  Gewerbe  ist  in  den  Dörfern  zu  finden,  so 
daß  alle  landwirtschaftlichen  wie  häuslichen  Bedürfnisse  durch  dörfliche 
Gewerbetreibende  befriedigt  werden  können.  Diese  Angaben  zeigen 
uns,  wie  vollständig  die  dörfliche  Organisation  war;  alles  was  man 
brauchte,  wurde  durch  die  Tätigkeit  der  Mitglieder  eines  Dorfes  er- 
zeugt, so  daß  die  Dörfer  ganz  für  sich  abgeschlossen  waren. 

Wir  fügen  hier  noch  hinzu,  daß  sich  die  Dörfer  auch  noch  nach 
anderen  Arten  der  Beschäftigung  der  Mitglieder  organisierten;  der 
Hauptunterschied  aber  beruht  auf  Ackerbau  und  Viehzucht.  Nach 
alledem  sehen  wir,  wie  die  gesellschaftliche  Organisation  der  alten 
serbischen  Dörfer  und  des  alten  serbischen  Lebens  in  Gauen,  „Zupa", 
und  Dörfern  entwickelt  war;  das  Dorf  war  als  kleinste  Einheit  des 
Staatsorganismus  das,  was  heutzutage  die  Gemeinden  sind.  Das  sind 
die  charakteristischen  Punkte  der  damaligen  Ansiedelung  im  alten 
serbischen  Staate. 

Für  uns  ist  es  von  außerordentlicher  Wichtigkeit,  zu  sehen,  für 
was   das  Dorf  verantwortlich  war  und  in  welchem  Maße  diese  Ver- 


*)  Kaiser  Dusclians  Gesetzbuch  Art.  53  S.  149. 
*)  Novakoviö  a.  a.  0.  S.  63. 
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antwortlichkeit  stattfand.  Auf  diese  Weise  können  wir  überhaupt 
entnehmen,  ob  das  Dorf  imstande  war,  ohne  irgend  eine  feste  Orga- 
nisation als  eine  Einheit  zn  existieren.  Aus  dem  vorhererwähnten 
Gesetz  können  wir  ersehen,  daß  das  Dorf  erstens  für  den  Brand 
der  Häuser  und  für  anderes  dörfliches  Vermögen  verantwortlich  war. 
§  205  von  Kaiser  Duschans  Gesetzbuch  sagt  hierüber:  „Wenn  es 
geschieht,  daß  ein  Haus,  eine  Scheune,  Heu  oder  Stroh  in  Brand 
gesetzt  wird,  soll  das  Dorf,  in  welchem  das  geschieht,  den  Brand- 
stifter ausliefern;  bei  Nichtauslieferung  soll  das  Dorf  für  den  Schaden 
Eotgelt  leisten.^  In  späteren  Zeiten  wurde  das  Dorf  für  das  Leben 
der  Menschen  sowohl  wie  des  Viehes  verantwortlich  gemacht  und  hatte, 
wenn  auf  seinem  Grund  und  Boden  jemand  getötet  gefunden  wurde, 
immer  eine  Summe  als  Strafe  zu  leisten.  Wir  sehen  aus  §  212,  daß: 
„Niemand  ein  Pferd,  das  ihm  nicht  gehört,  töten,  oder  ihm  irgend 
einen  Schaden  zufügen  darf;  denn  wenn  sich  herausstellt,  daß  ein 
Pferd  in  irgend  einem  Dorfe  einen  Schaden  erlitten  hat,  kommt  das 
betreffende  Dorf  für  den  Schaden  auf."  Das  Dorf  hatte  in  diesen 
Fällen  also  eine  Art  Polizeigewalt  auszuüben.^)  Auf  diese  Weise 
sorgt  das  Gesetz  in  allen  anderen  Beziehungen  für  Ordnung  und 
Sicherheit  in  dem  Dorfe;  §  179  spricht  von  Schlägerei  und  Streit 
zwischen  den  Mitgliedern  eines  Dorfes  und  zwischen  mehreren  Dörfern 
zusammen.  Eine  noch  empfindlichere  Verantwortlichkeit  tritt  bei  ver- 
schiedenen Diebstählen  und  Räubereien  hervor.  Es  darf  in  keinem 
Dorfe  Diebe  und  Räuber  geben,  sagt  das  erwähnte  Gesetz  in  §  153, 
aus  dem  wir  zugleich  ersehen  können,  was  für  Maßregeln  das  Gesetz 
getroffen  hat,  um  dieselben  auszurotten :  „Dasjenige  Dorf,  in  welchem 
€in  Dieb  oder  Räuber  gefunden  wird,  soll  aufgelöst  werden  und  den 
Räuber  soll  man  hängen  lassen;  den  Hauptmann  des  Dorfes  soll 
man  gebunden  auf  den  Kaiserlichen  Hof  schicken,  wo  er  die  Schäden, 
die  der  Räuber  verursachte,  zu  zahlen  hat.  Mit  ihm  soll  man  dann 
Terfahren,  wie  mit  dem  Räuber,  der  die  Schäden  verursacht  hat." 
In  dieser  Hinsicht  ist  die  Gesetzgebung  noch  weiter  gegangen.  So 
sehen  wir,  daß  das  Gesetz  jemanden,  der  weiß,  daß  irgendeine 
Person  einen  Diebstahl  begangen  hat,  und  sie  vor  der  Strafe  schützt , 
indem  er  sie  nicht  anzeigt,  verantwortlich  macht  und  bestraft;  in 
letzterem  Falle  ist  das  Dorf  verantwortlich,  indem  es  dem  Staate  eine 
Strafe  zahlen  muß.  Da  ist  das  Dorf  ersichtlich  in  noch  größerer 
Verantwortlichkeit,   es   muß  zu   polizeilichen  Maßregeln  greifen  und 


^)  Kaiser  Duschaus  Gesetzbuch  a.  a.  0.  Art.  205  u.  212. 
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wird  aaf  diese  Weise  gezwungen,  den  Staat  in  der  ErföUung  seiner 
Aufgabe,  der  Überwachung  der  Diebe  und  Verbrecher,  zu  unter- 
stützen. 

Im  altserbischen  Staate  befanden  sich  die  Goldschmiede  über  das 
ganze  Land  zerstreut;  das  Gesetz  hatte  auch  für  sie  Bestimmungen, 
ihre  Tätigkeit  zu  überwachen.  Sie  hatten  neben  der  Ausübung  ihres 
eigentlichen  Gewerbes  auch  das  Recht,  Geld  zu  prägen ;  das  gestattete 
ihnen  daa  Gesetz  in  der  Absicht,  den  Handel  zu  fordern.  Um  größere 
Kontrolle  über  sie  auszuüben  und  allen  Schmuggel  zu  beseitigen, 
waren  ihnen  bestimmte  Burgen  und  Orte  angewiesen,  in  denen  sie 
leben  und  ihr  Gewerbe  treiben  durften.  Das  Gesetz  straft  jedes  Dorf, 
in  dem  man  einen  Goldschmied  findet,  dem  der  Aufenthalt  dort  nicht 
gestattet  ist,  mit  Auflösung.  Auch  hier  ist  das  Dorf  gezwungen,  eine 
Art  Polizeigewalt  auszuüben. 

Wie  man  ersehen  kann,  war  das  Dorf  durch  die  strengen  Strafen 
und  die  große  Verantwortlichkeit  gezwungen,  sich  zu  einem  Ganzen 
zusammenzutun,  weil  es  sich  nur  als  eine  organisierte  Einheit 
durch  die  nötigen  Maßregeln  gegen  seine  Mitglieder  vor  diesen  vielen 
Strafen  schützen  konnte.  Bei  so  großer  Verantwortlichkeit  wäre 
es  unmöglich,  zu  denken,  daß  ein  Dorf  keine  Rechte  über  seine  Mit- 
glieder haben  sollte;  sonst  konnte  jeder  Verbrecher  das  Dorf  als 
Schutz  benutzen,  unter  dem  er  dem  Dorfe  die  Verantwortung  für 
seine  Vergehen  überließ;  deshalb  mußte  die  innere  Organisation  des 
Dorfes  und  seiner  Verwaltung  solchen  durch  den  Staat  gestellten 
Aufgaben  entsprechen.  Von  dieser  Verwaltungsorganisation  sagt  das 
Gesetz  gar  nichts,  d.  h.  es  war  dem  Dorfe  selbst  überlassen,  dieselbe 
einzurichten.  Die  innere  Einrichtung  und  die  Mittel,  deren  sich  das 
Dorf  bediente,  diese  Aufgaben  zu  erfüllen,  wurden  durch  das  Ge- 
wohnheitsrecht bestimmt.  Ganz  naturgemäß  tritt  hier  die  Aufgabe 
an  uns  heran,  zu  untersuchen,  wer  darüber  zu  wachen  hat,  daß  alle 
durch  das  Gesetz  bestimmten  Aufgaben  erfüllt  werden.  Neben  dem 
Schulzen  besteht  die  dörfliche  Versammlung  (sbor)  als  zweiter 
Hauptfaktor  der  Verwaltung  im  Dorfe;  auf  die  zwei  Kernpunkte  der 
dörflichen  Verwaltung  werden  wir  näher  eingehen,  nachdem  wir  die 
Zustände  unter  der  Türkenherrschaft  erörtert  haben. 
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2.  Kapitel. 

a)  Die  Gemeinde  unter  der  Türkenherrschaft 

(Vom  Jahre  1389—1816.) 


Serbien  ist  in  der  Zeit,  von  der  wir  zu  reden  haben,  durch  die 
türkische  Herrschaft  in :  Nachije,  Knezewine  und  zuletzt  in  Sres,  ^) 
deren  Bestandteile  die  Dörfer  bilden,  eingeteilt.  Jede  dieser  Ein- 
heiten hatte  ihr  Oberhaupt,  so  das  Dorf  den  Schulzen  (sog.  „Knes" 
oder  Fürst).  In  der  Zeit  waren  die  Dörfer  in  Serbien  sehr  klein ; 
man  kann  rechnen,  daß  ein  Dorf  30 — 50  Häuser  zählte,  die  sehr  weit 
voneinander  entfernt  waren.*)  Von  jedem  Dorfe  als  einer  Einheit 
wußte  man  genau  die  Grenzen;  die  Türken  legten  immer  viel  Wert 
darauf,  die  Dörfer  zu  vergrößern,  indem  sie  mehrere  größere  oder 
kleinere  Dörfer  zu  einem  verbanden.  Das  taten  die  Türken  nur 
zur  leichteren  Veranlagung  der  Abgaben  und  Steuern.  Bei  der 
Veranlagung  der  Abgaben  und  Steuern  stellt  sich  die  Verwaltungs- 
organisation und  die  Art  ihrer  Tätigkeit  am  besten  dar.  Ein  Beispiel 
aus  der  Veranlagung  der  Steuern  gibt  uns  ein  Bild,  wie  sich  über- 
haupt der  Gang  in  dem  Staatsorganismus  abspielte.  Der  Belgrader 
Wesir,  das  Oberhaupt  der  Belgrader  Paschaluk,  ruft  bei  solcher  Ge- 
legenheit alle  Oberhäupter  der  Nachija  zu  sich,  um  ihnen  verständ- 
lich zu  machen,  wieviel  Steuern  Serbien  zu  zahlen  hat;  die  ganze 
übrige  Tätigkeit  überläßt  er  den  Oberhäuptern  der  Nachije.  Darauf 
versammeln  sich  diese  Oberhäupter  und  verteilen  die  Steuern  nach 
der  Zahl  und  nach  dem  Reichtum  der  Einwohner  einzeln  auf  jede 
Nachija.  Jedes  Oberhaupt  einer  Nachija  verteilt  die  Steuern  auf 
jede  Knezewina,  die  nachher  auf  Bezirke  und  zuletzt  der  Schulze 
nach  Zahl  und  Vermögensstand  auf  die  einzelnen. 

Jedes  Mitglied  des  Dorfes  konnte,  ohne  jemand  zu  fragen,  aus 
dem  Dorfe  auswandern;  in  diesem  Falle  konnte  jeder,  wer  wollte,  den 
verlassenen  Grund  und  Boden  benutzen  und,  sobald  er  ihn  bear- 
beitet hatte,  als  Sondereigentum  behalten.    So  konnte  auch  derjenige, 


^)  Nachija  =  das  Gebiet,  Knezevina  =  Fürstentum,  Sres  =  Bezirk. 
*)  M.  Mili6evic,    Abhandlung   in   der  Zeitschrift   „Godischnica  N.  Cupiöa". 
Belgrad  S.  187. 
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der  aus  irgendeinem  Dorfe  ausgewandert  war,  nach  Belieben  jeden 
Boden,  der  noch  nicht  besetzt  war,  bearbeiten  und  als  Sonder- 
eigentum behalten.  Was  wir  unter  der  Türkenherrschaft  finden,  daß 
sich  vielfach  ein  Gewohnheiterecht  ausbildete,  finden  wir  auch  am 
Anfang  des  Staatslebens  Serbiens.  Nach  einem  Ukas  vom  25.  Februar 
1835  bestimmte  der  damalige  Fürst  Milosch,  daß  das  Rodeland  dem, 
der  den  Boden  gerodet  hat,  als  Sondereigentum  zuzurechnen  sei,  ohne 
Rücksicht,  ob  der  Boden  dem  Dorf,  aus  dem  er  stammt,  oder  einem 
anderen  angehört.^) 

Ganz  wie  wir  früher  gesehen  haben,  daß  das  Dorf  für  die  Ver- 
gehen, die  in  ihm  stattfinden,  veraotwortlich  gemacht  wird,  so  ist  es 
jetzt  unter  der  Türkenherrschaft.  In  dem  Falle,  daß  ein  Türke  ge- 
tötet wird,  zahlt  das  Dorf  tausend  Groschen  (ungefähr  =  150  Mark) ; 
falls  aber  ein  Serbe  getötet  wird,  zahlt  das  Dorf  tausend  und  einen 
Groschen.  Das  Dorf  hatte  alle  Maßregeln  ergriffen,  sich  vor  diesen 
Strafen  zu  schützen.  So  nimmt  man,  wenn  jemand  getötet  wird,  den 
Toten  und  trägt  ihn  über  die  Dorfgrenze  in  ein  anderes  Dorf,  um 
sich  auf  diese  Weise  von  der  Verantwortlichkeit  zu  befreien.  Es  gibt 
Fälle,  wo  ein  Dorf,  wenn  sich  der  Mord  in  der  Nähe  der  Grenze 
zweier  Dörfer  abspielt,  vor  Gericht  auf  das  Eigentum  des  betreffenden 
Bodens  verzichtet,  unter  dem  Nachweis,  daß  der  Boden  dem  Nach- 
bardorfe  gehört.  Daraus  können  wir  auch  ersehen,  daß  das  Dorf 
einig  und  organisiert  genug  war,  um  imstande  zu  sein,  sich  vor  vielen 
Nachteilen  zu  schützen.  Das  Dorf  konnte  für  jemanden,  der  von  den 
Türken  eingesperrt  war,  bitten,  ihn  frei  zu  lassen,  wenn  er  auch 
die  größten  Vergehen  begangen  hatte ;  einen  solchen  lassen  die  Türken 
auf  Bitten  des  Dorfes  immer  frei.*) 

Die  wichtigsten  Aufgaben,  die  ein  Dorf  zu  erfüllen  hatte,  waren 
folgende.  Es  hatte  auf  die  Verteilung  der  Steuern  auf  die  einzelnen 
Mitglieder  zu  achten.  Das  Dorf  konnte  selbst  für  etwaige  Zwecke 
die  Mitglieder  belasten.  Diese  Zwecke  waren  verschieden :  entweder 
eine  Ausgabe  zu  decken  oder  einem  armen  Mitgliede  des  Dorfes  zu 
helfen;  in  diesen  Fällen  waren  die  Aufschläge  für  jedes  Mitglied  des 
Dorfes  nicht  größer  als  4  Groschen  (0,65  Mark).  Das  Dorf  half  den 
armen  und  kranken  Mitgliedern  in  den  Feldarbeiten,  durch  sog. 
„moba" ;  jedes  Mitglied  des  Dorfes  war  verpflichtet,  bei  der  Bearbeitung 

*)  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  Serbiens  Buch  XXX  S.  55 
unter  B  Nr.  579. 

*)  Wuk  Karadjic.  „Selo"  (Dorf)  in  seinem  serb.-deutsch-latein.  Wörterbuch. 
Wien  1852  S.  775. 
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des  BodeDs  der  Betreffenden  dnroh  Arbeit  oder  Werkzeug  beizu- 
steuern. Das  Dorf  hatte  die  Aufgabe,  über  Ehestreitigkeiten  — 
Ehescheidung  —  zu  beschließen.  Als  dörfliche  Verwaltungsorgane 
sind  der  Bürgermeister  und  die  dörfliche  Versammlung 
(sbor)  zu  nennen.  Der  Bürgermeister  wurde  durch  das  Dorf  aus 
der  Reihe  seiner  Mitglieder  gewählt;  den  Vorzug  hatten  solche  Mit- 
glieder, die  ehrenhaft,  gescheit  und  besonders  beredt  waren  —  auf 
die  letzte  Eigenschaft  legte  man  viel  Gewicht  Wenn  der  Schulze 
gewählt  ist,  überreicht  ihm  als  Zeichen,  daß  er  die  Eigenschaft  „Be- 
hörde" besitzt,  das  Dorf  einen  Stock  (von  den  Türken  bekommt  er 
bei  der  Wahl  auch  einen  Stock).  Immer  wurde  der  Schulze  in  der 
dörflichen  Versammlung  gewählt.  In  manchen  Gegenden  gilt  die 
V^'ürde  als  erblich.^) 

Der  Schulze  ist  das  Oberhaupt  des  Dorfes;  jedes  Mitglied  muß 
sich  seinen  Befehlen  fügen,  seine  Macht  war  sehr  groß  im  Dorfe. 
Seine  Pflichten  waren  etwa  folgende.  Er  hatte  für  Schäden  der 
einzelnen  Entgelt  zu  zahlen;  er  hatte  das  Recht,  die  Größe  der 
Schäden  festzustellen,  wenn  diese  nicht  300  Dukaten  überstiegen.  Für 
kleinere  Vergehen  der  einzelnen  hatte  der  Schulze  den  Betreffenden 
durch  Schläge  zu  bestrafen.  Unter  der  Regierung  des  Fürsten  Milosch 
wurden  diese  Rechte  der  Schulzen  etwas  verringert ;  die  Staatsbehörde 
achtete  darauf,  daß  die  Bürgermeister  über  größere  Vergehen  nicht 
beschließen,  sondern  diese  den  Departementsbehörden  überlassen.  Auch 
bestimmte  unter  Fürst  Milosch  zum  erstenmal  die  Staatsbehörde  die 
Bürgermeister.  Da  der  Kreis  der  Tätigkeit  des  Schulzen  im  Dorfe 
sich  sehr  erweiterte,  so  daß  er  nicht  überall  erfolgreich  tätig  sein 
konnte,  wurde  ihm  zur  Ausübung  der  Polizeigewalt  ein  Helfer  bei- 
gegeben. Durch  das  Gesetz  vom  12.  Juni  1835  wurde  bestimmt, 
wenn  der  Schulze  nicht  imstande  ist,  die  Pflicht  der  Polizei  auszu- 
üben, stellt  jedes  Dorf  auf  eigene  Kosten  einen  Mann,  der  diese 
Pflichten  übernimmt.  Außerdem  bekommt  der  Schulze  das  Recht 
auf  einen  Helfer  in  der  Verwaltung  (sog.  birow);  ein  solcher  hat  die 
Aufgabe,  alle  Befehle  des  Schulzen  auszuführen;  dafür  wird  er  be- 
soldet und  von  Steuern  und  sonstigen  Lasten  befreit.  Der  Schulze 
hatte  auch  Besoldung  und  zwar  eine  Mark  von  jedem  Steuerpflichtigen. 

In  jedem  Dorfe  wurden  die  dörflichen  Versammlungen  (sbor)  ge- 
halten.^)   Erstens  wird  auf  einer  solchen  Versammlung  der  Schulze 


*)  M.  Milicevic  a.  a.  0.  S.  202. 
«)  M.  Milicevic  a.  a.  0.  S.  216. 
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gewählt.  Das  Dorf  bestimmte  in  der  dörflichen  Versammlung,  wie- 
viel jedes  der  Mitglieder  Steuern  zu  zahlen  hat;  hier  wurden  die 
armen  Mitglieder  meistens  Ton  Steuern  befreit,  indem  die  anderen  die 
Last  auf  sich  nahmen;  hier  wurde  auch  bestimmt,  wer  die  ganze, 
wer  die  halbe  und  wer  ein  Viertel  der  bestimmten  Steuer  zu  zahlen 
hat,  und  hier  endete  zuletzt  der  Prozeß  der  Steuerveranlagung.  Die 
dörfliche  Versammlung  beschloß  über  die  Streitigkeiten  einzelner 
Grundbesitzer,  über  die  Grenze  des  Besitzes  und  bestimmte  auch  die 
Dorfgrenzen.  Bei  größeren  Vergehen,  wie  z.  B.  bei  Diebstahl,  Brand- 
stiftungen usw.  entschied  die  Versammlung.  Die  Rechte  der  dörf- 
lichen Versammlung  waren  sehr  groß  und  wuchsen  so,  daß  sie  einzelne 
für  Vergehen  zum  Tode  verurteilen  konnte.  Das  hatte  sich  in  manchen 
Gegenden  erhalten,  so  daß  später,  als  die  Rechte  und  Pflichten  der 
Gemeinden  durch  das  Gesetz  bestimmt  waren,  die  dörfliche  Ver- 
sammlung kraft  des  Gewohnheitsrechtes  manche  gegen  die  bestehenden 
Staatsgesetze  zum  Tode  verurteilte.  So  hat  man  1868  ein  Beispiel 
dafür.  Auf  Geheiß  des  Schulzen  verurteilte  die  dörfliche  Versamm- 
lung in  einem  gewissen  Dorfe  nach  dem  gerichtlichen  Verfahren  drei 
Angehörige  des  Dorfes  zum  Tode  und  sie  wurden  auf  der  Stelle 
getötet.  Nachdem  das  geschehen  war,  meldeten  sie  die  Sache  den 
Staatsbehörden.  Daraus  sehen  wir,  wie  die  Versammlung  von  der 
Gerechtigkeit  ihres  Beschlusses  überzeugt  war. 

Aus  allem  bisher  Erörterten  erhalten  wir  ein  Bild  der  Organisation 
der  Dörfer  in  alten  Zeiten,  nicht  zur  Zeit  der  Türkenherrschaft;  wir 
sehen  den  Träger  der  Gemeindegewalt  zugleich  das  Exekutivpersonal 
bilden.  Wie  die  Familien,  die  in  Form  der  Zadruga  zusammengestellt 
wurden,  ein  Oberhaupt  hatten,  dessen  Befehlen  alle  folgen  mußten, 
und  wie  hier  jedem  Mitglied  Rechte  und  Pflichten  bekannt  waren,  so 
war  es  auch  bei  der  Organisation  des  Dorfes  der  Fall.  In  wichtigeren 
Sachen  half  dem  Bürgermeister  die  dörfliche  Versammlung,  deren 
Beschluß  der  Bürgermeister  sich  zu  fügen  hatte,  widrigenfalls  sie  ihn 
seines  Amtes  als  Schulze  entheben  konnte.  Die  festere  Organisation 
des  Dorfes  fühlt  man  besonders  unter  der  Türkenherrschaft,  was  ganz 
selbstverständlich  ist,  wenn  man  sich  vorstellt,  in  welchem  Maße  Recht 
und  Sicherheit  damals  herrschte.  Das  wußten  die  Türken  selbst,  in- 
folgedessen sie  solche  Dörfer,  die  fest  organisiert  waren,  nicht  so 
leicht  angriffen.  Aus  Erzählungen  des  Volkes  sehen  wir,  wie 
türkische  Spachis  oft  mit  Hilfe  von  Spionen  die  Mitglieder  eines 
Dorfes  erst  gegeneinander  aufzureizen  und  den  Schulzen  bei  den  Ein- 
wohnern in  ein  schlechtes  Licht  zu  setzen  suchten,  um  nachher  aus 
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dem  Dorfe  für  sich  besser  und  leichter  Nutzen  zu  ziehen.  Auf  der 
Basis  eines  so  eingerichteten  Dorfes  konnten  sich  die  durch  Gesetze 
eingeführten  Gemeinden  in  Serbien  günstig  entwickeln.  Von  allen 
Seiten  betrachtet,  ist  das  Gemeindewesen  als  eine  Einheit,  unter 
größerem  oder  geringerem  Einfluß  seitens  des  Staates,  an  Stelle  des 
bisherigen  Dorfes  als  ein  gesellschaftlicher  Faktor  des  Staatsorganismus 
getreten,  um  die  alte  Einrichtung  des  Dorfes  zu  ersetzen.  In  der 
heutigen  Unterscheidung  zwischen  Departements,  Bezirken  und  Ge- 
meinden gibt  es  Gemeinden,  die  öfters,  besonders  in  der  neuesten 
Zeit,  aus  mehreren  Dörfern  bestehen;  das  Dorf  ging  also  als  eine 
Einheit  ganz  oder  teilweise  in  der  Gemeinde  unter.  In  dem  serbischen 
Volke  wußte  man  bis  zum  Anfang  des  neuen  Staatslebens  Serbiens 
nicht,  was  ländliche  Gemeinde  sei,  an  deren  Stelle  nur  das  Dorf  be- 
kannt war.  Soviel  wäre  von  der  historischen  Entwicklung  der  heute 
bestehenden  Gemeinden  in  Serbien  zu  sagen. 

b)  Spezialgemeinden. 

In  diesem  Abschnitt  werden  wir  uns  mit  dem  Wesen  der  Schul- 
und  Kirchengemeinden  beschäftigen.  1.  Eine  Schulgemeinde 
bilden  alle  jene  Dörfer,  die  gemeinsam  eine  Schule  besitzen  zum 
Unterricht  ihrer  Jugend.  Eine  Verwaltungsgemeinde  bildet  nicht 
immer  eine  Schulgemeinde,  sondern  man  findet  sehr  viele  Beispiele, 
wo  erst  mehrere  Verwaltungsgemeinden  eine  Schulgemeinde  bilden. 
Das  Schulwesen  tritt  in  früheren  Zeiten  erst  dann  zutage,  wenn 
mehrere  besser  situierte  Bauern  für  ihre  Kinder,  die  sie  unter- 
richten lassen  wollen,  einen  Lehrer  anstellen;  dem  gibt  man  irgend- 
wo im  Dorfe  Wohnung  und  nachher  bestimmt  man,  wieviel  er  für 
den  Unterricht  für  jedes  Kind  zu  bekommen  hat;  die  Besoldung 
geschieht  entweder  in  Geld  oder  in  natura.  Wenn  der  betreffende 
Lehrer  daneben,  daß  er  die  Kinder  bestimmter  Bauern  unterrichtete, 
noch  in  der  Kirche  sang,  trug  das  ganze  Dorf  für  ihn  Sorge;  wenn 
dagegen  neben  der  Kirche  oder  dem  Kloster  eine  Schule  bestand,  so 
trugen  diese  Sorge  für  ihn,  d.  h.  die  Kirche  oder  Klosterabtei,  was 
nichts  anderes  war  als  die  Kirchengemeinde.  Für  den  Lehrer  also 
sorgten  die  Eltern  der  Kinder,  die  unterrichtet  wurden.  Neben  der 
Wohnung  bekam  er  gewöhnlich  20 — 60  Pfennige  monatlich  von  jedem 
Schüler.^)     Es  gibt  Fälle,   wo   die  Bauern  im   Dorfe   ein  Wirtshaus 


')  M.  Milicevic  a.  a.  0.  S.  224. 
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bauten,  es  vermieteten  und  von  dem  Mietsgelde  den  Lehrer  be- 
soldeten; auch  verbanden  sich  mehrere  Bezirke  und  besoldeten 
durch  Zuschläge  zur  Staatssteuer  den  Lehrer.  Die  Frage  des  Schul- 
und  Unterrichtswesens  wurde  erst  durch  das  Gesetz  vom  Jahre 
1867  geregelt.^)  Nach  diesem  Gesetze  werden  Schulen  und  Unter- 
richt aus  dem  besonders  dazu  errichteten  „Schulfonds"  bestritten. 
Um  die  Mittel  für  Schul-  und  Unterrichtswesen  leichter  aufzu- 
bringen, wurden  in  dem  zweiten  Dezennium  nach  der  Befreiung 
Serbiens  in  manchen  Stadtgemeinden  Schulfonds  errichtet  unter  dem 
Namen  „Fundus";  der  Schulfonds  einer  solchen  Gemeinde  wurde 
durch  Geschenke  und  Beiträge  von  Privaten  erhalten.^)  Diese  Schul- 
fonds konnten  sich  nicht  lange  halten;  am  Ende  des  Jahres  1835 
waren  es  noch  5  Fundus  an  Zahl  mit  einem  Gesamtkapital  von 
2205  Mark.  £rst  später  ergriff  der  Staat  selbst  die  Initiative  zur 
Errichtung  des  Schulfonds ;  ^)  er  wird  erhalten  „aus  den  Geschenken 
und  freiwilligen  Beiträgen  des  ganzen  Volkes".  Die  Verwaltung  dieses 
Fonds  bestimmt,  wo  und  wann  eine  Schule  errichtet  werden  soll.  Als 
Grundlage  und  Bedingung  der  Errichtung  gilt,  daß  in  einem  Orte, 
wo  man  eine  errichten  will,  es  mindestens  400  Familien  geben  muß. 
Falls  es  in  einem  Orte,  der  die  Schule  haben  möchte,  nicht  die 
genügende  Zahl  Familien  gibt,  können  sich,  um  den  Zweck  zu  er- 
reichen, mehrere  Verwaltungsgemeioden  zusammen  zu  einer  Schul- 
gemeinde vereinigen.  Solche  Bestimmungen  galten  nur  für  Dörfer, 
in  Städten  dagegen  konnte  man  nach  Bedürfnis  gleich  Schulen  er- 
richten. Durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1863  wurden  diese  Bestimmungen, 
die  viel  dazu  beigetragen  haben,  daß  sich  das  Schulwesen  lajigsam 
verbreitete,  etwas  geändert.*)  Man  nahm  nämlich  als  Grundlage  für 
Errichtung  einer  Schule  nicht  mehr  400  Familien,  sondern  die  Zahl 
der  sich  zum  Unterricht  in  eiuem  Orte  meldenden  Schüler;  danach 
müssen  sich  25  Schüler  melden,  um  die  Schule  zu  errichten.  Das 
Gesetz  bestimmt  nichts  betreffs  der  Schulgemeinden ;  es  erwähnt  nur, 
daß  die  Lehrer  aus  dem  Schulfonds  besoldet  werden  und  die  anderen 
Ausgaben  alle  Einwohner  einer  solchen  Schuigemeinde  gleichmäßig 
zu  tragen  haben.     Mit  dem  mehr  und  mehr  sich  entwickelnden  Unter- 


^)  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  Serbiens.     X.   S.  61 — 75. 

*)  Die  Finanzen  und  Einrichtungen  Serbiens  von  der  Zeit  der  Ansiedelung 
auf  der  Balkanhalbinsel  bis  zum  Jahre  1842  (herausgegeben  durch  das  Finanz- 
ministerium).   Belgrad  1897.    Buch  I  S.  768. 

*)  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  Serbiens.     II.    S.  13. 

*)  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  Serbiens.     XV.    S.  54. 
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richtswesen  verlieren  auch  die  SchulgemeiDden  mehr  und  mehr  von 
ihrer  Bedeutung;  sie  fallen  in  letzter  Zeit,  mit  geringen  Ausnahmen, 
mit  der  Yerwaltungsgemeinde  zusammen.  Das  Maß  und  die  Größe 
des  rechtlichen  Einflusses  der  Gemeinden  auf  das  Schulwesen  hängt 
Yon  den  direkten  Opfern  der  Gemeinde  für  dasselbe  ab.  In  der 
Zeit,  wo  für  das  Unterrichtswesen  noch  nicht  gemeinsame  Schulzu- 
schläge erhoben  wurden,  wo  die  .Gemeinde  oder  einzelne,  die  die 
Schule  errichteten,  sowohl  für  die  Besoldung  der  Schullehrer  wie 
für  die  Unterrichtsmittel  Sorge  trugen,  in  der  Zeit  waren  diese 
von  Einfluß  auf  die  Wahl  und  nachher  auf  die  Tätigkeit  der  Schul- 
lehrer. So  hatten  die  Gemeinden  noch  durch  das  Gesetz  vom  Jahre 
1844  die  Lehrer  zu  besolden  und  das  Recht,  durch  sog.  „Schul- 
verwalter" besondere  Kontrolle  auszuüben.  Ein  Gesetz  vom  14.  De- 
zember 1855  bestimmte  folgendes:  „Jeder  Steuerpflichtige,  wie  Be- 
amte, Pensionäre,  Geistliche,  Lehrer,  Bürgermeister  uod  alle  Ein- 
wohner des  Staates,  die  beständig  ansässig  sind  und  eine  Beschäftigung 
haben,  müssen  für  die  Erhaltung  der  Elementarschulen  jährlich  zwei 
„zwanzig"  *)  beisteuern ;  dadurch  werden  alle  jene  Zuschläge,  die  seitens 
der.  Gemeinde  für  das  Schulwesen  erhoben  wurden,  beseitigt."^) 
Bis  zu  dieser  Zeit  war  der  Schulfonds  zu  klein,  um  alle  Ausgaben 
für  das  Schulwesen  zu  bestreiten;  durch  diese  großen  Einnahmen 
aber  hat  er  sich  in  kurzer  Zeit  so  vergrößert,  daß  man  imstande 
war,  aus  den  Einnahmen  die  Ausgaben  für  die  Besoldung  der  Lehrer 
zu  bestreiten  und  für  den  Fonds  noch  Summen  zur  Vergrößerung  des 
Kapitals  übrig  zu  haben ;  jährlich  werden  240  000  Mark  in  dem  Budget 
aus  dem  Schulfonds  für  das  Schul-  und  Unterrichtswesen  festgesetzt. 
Da  so  der  Staat  in  den  Stand  gesetzt  wurde,  ohne  von  den  Gemeinden 
Opfer  zu  verlangen,  die  Lehrer  zu  besolden,  läßt  er  die  Gemeinde 
sich  nicht  mehr  in  die  Frage  des  Schulwesens  einmischen.  So  kam 
es  von  selbst,  daß  der  Staat  die  Bestimmung  über  die  Wahl  der  Lehrer 
auf  sich  genommen  hat.  Und  wirklich  kam  durch  das  Gesetz  vom 
Jahre  1866  die  Bestimmung,  wonach  das  Kultusministerium  die  Schul- 
lehrer anstellt  auf  Grund  der  Schulzeugnisse  derselben,  oder  auf 
Grund  der  Examina,  die  dieselben  vor  der  durch  das  Ministerium 
bestimmten  Kommission  ablegen.  Seit  der  Zeit  ist  die  Gemeinde 
von  der  Beteiligung  an  der  Besoldung  der  Schullehrer  ganz  ausge- 
schlossen.    Nach  den  Orten,  in  welchen  die  Lehrer  angestellt  werden, 


1)  „Zwanzig"  ist  0,65  Mark. 

^)  Sammlung   der  Gesetze    und  Verordnungen  Serbiens.     VIII.    S.  97 — lOO, 
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ist  auch  die  Besoldung  derselben  geregelt;  sie  ist  in  sechs  Klassen 
geteilt  und  zwar  die  Lehrer  erster  EUasse  erhalten  770  Mark  und  die 
der  sechsten  385  Mark  jährlich.^) 

Die  Gemeinde  mischt  sich  in  die  Schulangelegenheiten  nur  dann, 
wenn  sie  die  Eltern  der  Kinder,  die  die  Schule  nicht  ordentlich  be- 
suchen (und  zwar  mit  3,85—11,60  Mark),  oder  die  Eltern,  die  ihren 
Kindern  die  Bücher  oder  sonstige-  Unterrichtsmittel  nicht  anschaffen 
wollen  (mit  11,60 — 23,00  Mark)  bestrafen  soll  Dadurch  wurde  die 
Gemeinde  von  der  ganzen  Teilnahme  au  der  Tätigkeit  der  Schulen 
ausgeschlossen;  von  ihr  verlangt  man  nur  das,  was  sie  gesetzlich 
dem  Schulwesen  gegenüber  zu  leisten  hat,  aber  von  Rechten,  über 
die  Schule  zu  verfügen,  ist  nicht  mehr  die  Rede. 

2.  Zu  der  Kirchengemeinde  gehören  alle  die  Dörfer,  die  zu 
der  Kirchenabtei  gerechnet  werden,  und  die,  die  gemeinsam  für  die 
betreffende  Kirche  Sorge  zu  tragen  haben;  so  ist  es  auch  der  Fall 
beim  Kloster,  wo  man  zu  einer  Kirchengemeinde  alle  Dörfer  rechnet, 
die  die  Klosterabtei  bilden.  Alle  Einnahmen  der  Kirche,  seien  es 
die  Abgaben  einzelner,  sei  es  das  Einkommen  aus  dem  Vermögen, 
alles  das  rechnet  man  als  Eigentum  der  Kirche,  das  die  ganze 
Kirchengemeinde  verwaltet.  Wenn  der  Fall  eintritt,  daß  sich  ein 
Dorf,  wenn  es  sich  eine  neue  Kirche  erworben  hat,  von  der  Kirchen- 
gemeinde absondern  will,  verteilt  man  auch  das  Kirchenvermögen, 
von  dem  das  abgesonderte  Dorf  seinen  bestimmten  Teil  als  Eigentum 
bekommt.  Das  Vermögen  der  Kirche  verwaltet  meistens  der  Kirchen- 
vormund, der  vor  dem  Dorf,  io  welchem  sich  die  Kirche  befindet, 
gewählt  wird;  dasselbe  war  mit  den  Klöstern  der  Fall. 

In  alten  Zeiten  sorgte  das  Dorf  selbst  dafür,  von  den  türkischen 
Behörden  die  Genehmigung  zur  Erbauung  einer  Kirche  zu  bekommen. 
Es  baute  sie  sich  selber  und  sorgte  ganz  natürlich  selbst  dafür,  sie 
zu  erhalten  und  ihr  Vermögen  und  ihre  Angelegenheiten  zu  ver- 
walten; die  Kirchengemeinde  war  es,  die  sich  um  das  materielle 
Wohl  der  Kirchen  und  Klöster  kümmerte;  sie  hatte  auch  das  Ober- 
haupt der  Kirche  zu  wählen.  Mit  der  Entwicklung  der  Kirchen- 
angelegenheiten und  im  Zusammenhange  mit  der  Entwicklung  des 
serbischen  Staates  bildete  sich  mehr  und  mehr  die  Zentralisation  der 
Kirchenbehörde  zu  Ungunsten  der  Kirchengemeinden  aus,  Anfangs 
wurden  die  Kirchenbehörden  als  „Konsistorium"  eingerichtet,  das  nur 
das  Recht  der  Kontrolle  über  die  Kirchen   und  Klöster  besaß,   aber 


*)  Das  Gesetz  vom  22.  Augast  1857. 
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da  das  Gesetz  seit  dieser  Zeit  nie  das  Wesen  der  Kirchengemeinde 
erwähnte,  wurde  mit  der  Zeit  und  durch  die  Praxis  dieses  bloße 
Kecht  der  Kontrolle  in  die  wahre  Verwaltung  der  Kirchen  und 
Klöster  verwandelt.  So  verwaltet  das  Konsistorium  und  die  Staats- 
behörde das  ganze  Vermögen,  das  im  Jahre  1847  reguliert  wurde, 
indem  man  jedem  Vermögen  der  Kirchen  und  Klöster  feste  Grenzen 
bestimmte.  Die  Kirchenbehörde  besitzt  nicht  nur  das  Verwaltungs- 
recht über  Kirchen  und  Klöster,  sondern  sie  hat  auch  das  Recht, 
jedes  Dorf,  je  nach  Bedürfnis,  von  einer  Kirchenabtei  abzusondern, 
um  es  einer  anderen  Kirchenabtei  zuzuweisen.  Auf  diese  Weise 
wurde  die  Frage  der  Kirchen  und  Klöster,  und  damit  auch  die  der 
Kirchengemeinden,   geregelt. 


Zweiter  Abschnittt. 

Die  Gesetzgebung. 


Einleitung. 

Die  erste  Grundlage  der  späteren  serbischen  Gesetzgebung  wurde 
durch  das  sog.  „ Chatische viff",  d.  h.  die  Verfassung  des  Sultans  vom 
Jahre  1838  gelegt;  danach  wurden  später  in  bestimmter  Reihenfolge 
Gesetze  gegeben.  In  der  Zeit  der  Regierung  des  ersten  serbischen 
Fürsten,  des  Fürsten  Milosch,  wurden  die  notwendigsten  Gesetze, 
ohne  die  der  Staatsorganismus  nicht  bestehen  konnte,  bearbeitet. 
Das  sind  meistens  Nachbildungen  der  österreichischen  Gesetz«,  auf 
deren  Grundlage  sie  beruhten.  So  finden  wir  bis  zur  Abdankung 
des  Fürsten  Müosch  die  «Gesetze,  die  sich  auf  die  Institution  der 
niederen  und  höheren  Behörden,  wie  auch  ihrer  Rechte  und  Pflichten 
und  zuletzt  auf  die  Errichtung  eines  stehenden  Heeres,  beziehen. 
Erst  nach  diesen  notwendigsten  Gesetzen  schritt  man  zur  Errichtung 
des  Gemeindewesens.  Mit  der  Reihe  der  ferneren  Gesetze  hat  sich 
Serbien  in  kurzer  Zeit  die  Bezeichnung  eines  modern  eingerichteten 
Staates  erworben. 

XLYl.  2 


—  le- 
in der  Reihe  der  Gemeindegesetze  bemerken  wir  viele  Ver- 
schiedenheiten in  dem  Wesen  der  Gemeinde;  wir  sehen  dabei  die 
Gemeinde,  der  durch  das  Gesetz  die  SelbstYerwaltang  garantiert  ist^ 
80  auch  die  Gemeinde  mit  gesetzlich  beschränkter  Selbstverwaltung, 
oder,  ist  sie  infolge  der  verschiedenen  Gemeindegesetzgebungen  ganz 
oder  teilweise  dem  Staate  untergeordnet,  mit  wenigen  Rechten  und 
mehr  Pflichten,  je  nach  dem  politischen  Regime,  das  auf  das  Staatsleben 
von  Einfluß  ist.  Das  erste  Gemeindegesetz  wurde  im  Jahre  1839 
ausgegeben.  Als  dessen  Merkmal  können  wir  erwähnen,  daß  da- 
durch die  Gemeindeselbstverwaltung  gesichert  wurde,  aber  mit  nicht 
genügender  Angabe  des  Rechtes  der  Aufsichtsorgane.  Das  zweite 
Gemeindegesetz  ist  vom  Jahre  1866 :  es  ist  charakteristisch,  daß  durch 
dies  die  Selbstverwaltung  beseitigt  wurde;  es  ist  das  erste,  welches 
die  modernen  Normen  des  Gemeindewesens  in  sich  enthält.  In  diesem 
Gesetz  traten  im  Jahre  1875  Änderungen  ein,  die  sich  in  dem  Sinne 
des  Gesetzes  vom  Jahre  1839  vollzogen ;  ebenso  in  den  Jahren 
1878  und  1879,  1884  und  1885  Änderungen,  die  meistens  die  Er- 
haltung oder  Beseitigung  der  Gemeindeselbstverwaltung  betrafen. 
Als  drittes  Gesetz  ist  das  vom  Jahre  1889  zu  erwähnen,  das  noch 
heute  gilt;  es  hat  das  Merkmal  der  modernen  Gemeinde.  Die  zwei 
letzten  Gemeindegesetze,  die  wir  zu  erwähnen  haben,  sind  in 
den  Zeiten  der  scharfen  politischen  Kämpfe  entstanden;  deshalb 
enthalten  sie  auch  solche  Extreme,  die  man  gleich  bemerken  kann. 
Das  ist  erstens  das  Gemeindegesetz  vom  Jahre  1898,  das  auf  Grund- 
lage des  Gesetzes  vom  Jahre  1866  bearbeitet  ist,  und  zuletzt  das  Ge- 
meindegesetz vom  Jahre  1902.  Dies  Gesetz  dauerte  nur  ein  Jahr, 
da  es  durch  den  Ukas  vom  24.  März  1903  im  Wege  der  Oktrojierung 
außer  Kraft  gesetzt  wurde  und  an  seine  Stelle,  für  kurze  Zeit,  das 
Gemeindegesetz  vom  Jahre  1866  kam,  bis  zuletzt  das  Gemeindegesetz 
Ton   1889   in  Kraft  trat. 
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1.  Kapitel. 

Die  historische  Entwicklung  der  Oemeinde- 
gesetsgebting  mit  besonderer  Berücksichtigung  der 

Oemeindeorganisation. 


A.  Das  Gemeindegesetz  Tom  Jahre  1839  stützt  sich  auf 
die  Verfassung  des  Sultans  vom  Jahre  1838.^)  Nach  §  30  dieser 
Verfassung  wurde  in  jedem  Dorfe  ein  dörfliches  Gericht  bestimmt, 
das  aus  den  Oberhäuptern  des  Dorfes  zusammengesetzt  wurde;  es 
hieß  ,,Friedensgericht^  und  war  aus  einem  Vorsteher  und  zwei  Mit- 
gliedern zusammengesetzt,  die  durch  die  Angehörigen  des  Dorfes 
gewählt  wurden.  Das  Gesetz  bestimmt  die  Eigenschaften,  die  jeder 
von  diesen  haben  muß,  um  gewählt  zu  werden;  so. sagt  es:  Jeder  Ton 
diesen  muß  als  ehrenhaft,  gewissenhaft,  unparteiisch,  unbestechlich  und 
als  Yon  Natur  gescheit  bekannt  sein,  damit  bei  gerichtlicher  Ent- 
scheidung dem  Recht  immer  Genüge  geschehen  kann".  Mit  der 
Wahl  derselben  muß  immer  das  Departementsgericht  bekannt  gemacht 
werden.  Vor  Antritt  ihres  Amtes  müssen  sie  in  Anwesenheit  eines 
Geistlichen  schwören,  nie  etwas  gegen  die  Pflichten  zu  tun.  Die 
Mitglieder  dieses  Gerichts  können  nicht  ohne  Ursache  abgesetzt  werden, 
bis  man  yor  dem  Departementsgericht  ihre  Fehler  feststellt.  Durch 
das  Gesetz  hat  das  Friedensgericht  folgende  Pflichten: 

a)  Diebstähle,  die  im  Dorfe  geschehen,  zu  untersuchen  und  die 
Schuldigen  zu  bestrafen. 

b)  Die  Grenzstreitigkeiten,  die  über  Acker,  Wiesen,  Rodeland 
zwischen  den  einzelnen  Bauern  bestehen,  nach  bestem  Gewissen  zu 
beseitigen,  um  dem  Recht  Genüge  zu  tun.  So  muß  das  Friedens- 
gericht auch  die  Grenzstreitigkeiten  zwischen  zwei  Dörfern  mit 
dem  Friedensgericht  des  Nachbardorfes  entscheiden;  wenn  die  Par- 
teien mit  dem  Urteil  nicht  zufrieden  sind,  haben  sie  die  Sache  dem 
Departementsgericht  zur  Untersuchung  zu  übergeben. 

c)  Alle  Streitsachen  im  Werte  bis  15  Mark  zu  führen.  Für 
größere  ist  das  Departementsgericht  maßgebend. 

d)  Die  Vergehen  abzuurteilen,  deren  Strafe  bis  3  Tage  Gefängnis 

*)  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  Serbiens.   I. 
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oder    10   Stockhiebe    beträgt;    die    größeren    Vergehen    fallen    dem 
Departementsgericht  anheim. 

e)  Im  Ealle  eines  Brandes,  eines  Mordes,  einer  Beraubung  oder 
einer  Beleidigung  der  Kirche,  sei  es  mit  oder  ohne  Absicht,  hat  das 
Friedensgericht  die  Sache  dem  DepartementsTorsteher  zur  Unter- 
suchung und  Beurteilung  zu  übergeben. 

f)  Das  Friedensgericht  nimmt  von  dem  Verurteilten,  wenn  es 
sich  um  Greldstrafe  handelt,  von  je  15  Mark  der  Strafe  2  Mark  Ge- 
bühr für  Gerichtskosten;  von  der  Summe  über  16  Mark  hat  das  Ge- 
richt kein  Recht,  Gebühr  zu  erheben. 

Auch  in  Streitsachen  über  15  Mark  Wert  haben  die  Friedens- 
gerichte zu  urteilen,  wenn  beide  streitenden  Parteien  damit  ein- 
verstanden sind ;  ein  solches  gerichtliches  Urteil  hat  auch  volle  Kraft, 
wenn  nicht  binnen  drei  Tagen  eine  der  Parteien  bei  dem  Departements- 
gericht Klage  dagegen  erhebt.  In  jedem  Falle  kann  ein  jeder,  der 
mit  dem  Urteil  des  Friedensgerichts  nicht  zufrieden  ist,  beim  De- 
partementsgericht Klage  erheben.  Da  damals  wenige  Bauern  lesen 
konnten,  hat  das  Gemeindegesetz  eine  Bestimmung  getroffen,  wonach 
„jedes  Friedensgericht,  bei  dem  keiner  lesen  kann,  jemanden  im 
Dorfe  suchen  muß,  ihnen  jede  Woche  die  durch  Gesetz  bestimmten 
Pflichten  vorzulesen,  um  imstande  zu  sein,  immer  pünktlich  und  ge- 
recht zu  sein^. 

Nach  §  65  der  Verfassung  Tom  Jahre  1838  fuhren  über  die 
Tätigkeit  der  Friedensgerichte  die  Bezirks  Vorsteher  .die  Kontrolle. 
Die  Gemeinden  teilten  sich  durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1839  in 
drei  Klassen:  in  die  erste  Klasse  kam  die  Gemeinde  der  Stadt 
Belgrad;  in  die  zweite  die  Departementsgemeinden  und  zu- 
letzt in  die  dritte  die  ländlichen  Gemeinden.  Das  Wesen  der- 
selben wird  als  juristische  Person  betrachtet,  deren  Pflichten  und 
Rechte  durch  das  Gesetz  bestimmt  sind.^) 


1.   Die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad. 

Wie  die  anderen  Gemeinden,  so  hat  auch  die  Stadt  Belgrad  ein 
Friedensgericht;  es  hat  dieselben  Aufgaben,  die  wir  schon  gesehen 
haben,  zu  erfüllen;  nur  da  der  Kreis  der  Tätigkeit  bei  der  Gemeinde 
der  Stadt  Belgrad   größer  ist,   muß   sie  auch  ein  größeres  Beamten- 


*)  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  Serbiens.    I.    S.  94  u.  9ö. 
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personal  haben.     So  bestimmt  das  Gesetz  besondere  Beamte  auf  dem 
Gebiete  des  Gerichts,  der  Verwaltung  und  zuletzt  der  Polizei. 

Für  die  Sachen  auf  dem  Gerichtsgebiete  wird  ein  Vorstand  und 
drei  Mitglieder  mit  einem  Schreiber  und  einem  Praktikanten  bestimmt : 
sie  haben  die  Aufgabe,  über  die  Sachen  bis  zum  Werte  von  15  Mark, 
und  wenn  die  Parteien  einverstanden  sind,  auch  über  größere  zu 
entscheiden.  Sie  besitzen  auch  die  YoUziehende  Gewalt  über  die 
Entscheidungen,  wenn  seitens  der  Verurteilten  binnen  drei  Tagen  dem 
Departementsgericht  keine  Klage  vorgelegt  ist.  Der  Vorsteher  des 
Friedensgerichtes  ist  gleichzeitig  auch  der  sog.  „Verwalter  der  Stadt 
Belgrad'^  so  daß  die  Polizei  und  das  Gericht  als  Zentralverwaltung 
vereinigt  waren.  Das  wurde  später,  infolge  der  zu  rasch  sich  er- 
weiternden Gemeindeaufgaben  (oder,  was  richtiger  ist,  aus  politischen 
Gründen)  und  der  zu  kleinen  Gemeindeeinnahmen  geändert,  so  daß 
im  Jahre  1841  der  Staat  selbst  die  Polzei  in  die  Hand  nahm;  die 
Polizeibeamten  wurden  auf  Kosten  des  Staates  besoldet.  Die  Ge- 
meinde ist  verpflichtet,  aus  dem  Kreis  der  Einwohner  zweiunddreißig 
sal  Vertreter  der  Gemeinde  auszuwählen ;  sie  dienen  der  Gemeinde 
ohne  irgendwelche  Besoldung.  Außer  den  Gemeindebeamten  fallen 
der  Gemeinde  noch  zur  Last  der  Gemeindearzt,  die  Lehrer  der  Ele- 
mentarschulen, die  Gemeindehebamme.  Man  weist  die  Gemeinde  an, 
Sorge  zu  tragen,  wenn  sich  ein  Bedürfnis  herausstellt,  sei  es  für 
Einrichtungen  zur  Förderung  des  Verkehrs  oder  der  Gesundheit  der 
Einwohner.  Dann  ist  die  Gemeinde  verpflichtet,  Sorge  zu  tragen  für 
die  Erhaltung  des  Gemeindevermögens;  sie  bestimmt,  wann  die  Ge- 
meindehilfe geleistet  werden  soll,  und  endlich  kümmert  sie  sich  um 
die  Erhebung  der  Steuern  und  Zuschläge.  Bei  allen  diesen  Tätig- 
keiten ist  der  Beschluß  der  Versammlung  der  Gemeindevertreter 
maßgebend;  diese  Beschlüsse  sind  rechtskräftig,  wenn  bei  der  Ab- 
stimmung über  die  Hälfte  der  Vertreter  anwesend  sind. 

2.  Die  Departementsgemeinden. 

So  wie  die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  besitzen  diese  ein 
Friedensgericht;  Departementsgemeinden  sind  alle  DepartementiS- 
städte.  Das  Friedensgericht  ist  hier  aus  einem  Bürgermeister  als 
Vorsteher  desselben  und  zwei  Helfern  (dazu  noch  ein  Schreiber  und 
zwei  Wächter)  zusammengesetzt.  Dieselben  Aufgaben,  die  für  die 
Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  gelten,  gelten  auch  für  die  Departe- 
mentsgemeinden.    Diese  Gemeinden  unterliegen  der  Kontrolle  des  De- 
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partementSTorstehers,  wenn  er  sich  in  dem  Orte  befindet;  sonst  der 
des  Bezirksvorstehers.  Über  alle  Entscheidungen  und  alle  Tätig- 
keit muB  die  Gemeinde  Protokoll  führen.  Jede  solche  Gemeinde 
ist  y erpflichtet,  aus  der  Reihe  ihrer  Einwohner  8—16  Gemeinde- 
vertreter auszuwählen;  diese  haben  dieselben  Aufgaben  wie  die  in 
der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad.  Durch  den  Gesetzentwurf  vom 
Jahre  1862  bekamen  später  diese  Gemeindevertreter  auch  ihre  Ver- 
treter in  dem  Falle,  daß  bei  der  Abstimmung  nicht  die  ausreichende 
Zahl  der  Gemeindevertreter  anwesend  ist;  deren  Stimme  ist  in  dem 
Falle  vollgültig  wie  die  der  Gemeinde  Vertreter;  dennoch  muß  die 
Versammlung  bei  Entscheidungen  mit  %  der  Gemeinderertreter  ver- 
treten sein.  Das  ganze  Gemeindepersonal,  außer  den  Gemeindever- 
tretern, wird  besoldet  und  zwar  aus  der  Kasse  der  Gemeinde,  wie 
auch  der  Gemeindearzt,  die  Hebamme  und  die  Elementarschullehrer. 

3.  Die  ländlichen  Gemeinden. 

Das  Friedensgericht  ist  aus  dem  Schulzen,  zwei  Helfern  und 
einem  Wächter  zusammengesetzt;  es  steht  unter  der  Kontrolle  der 
Departementsvorsteher  und  hat  sich  im  allgemeinen  nach  den  Befehlen 
der  Bezirks  Vorsteher  zu  richten.  Wenn  es  sich  um  die  Entscheidung 
einer  Sache  handelt,  die  das  ganze  Dorf  angeht ,  hat  der  Schulze 
nicht  allein  zu  entscheiden,  sondern  er  muß  alle  Familienoberhäupter 
des  Dorfes  versammeln,  um  mit  ihrer  Hilfe  zu  entscheiden;  das 
verlangt  man  besonders  vom  Schulzen,  wenn  es  die  Steuerveranlagung 
oder  Zuschlagerhebung  betrifft.  So  ist  es  auch  im  Fall  der  Ver- 
urteilung zu  körperlicher  Strafe  oder  Gefängnis.  Hier  sind  noch  die 
Reste  der  alten  dörflichen  Versammlung,  die  als  Gewohnheitsrecht  in 
das  Gesetz  eingetragen  sind.  Wenn  eine  Gemeinde  aus  mehreren 
Dörfern  zusammengesetzt  ist,  dann  ist  jeder  Helfer  des  Gemeinde- 
friedensgerichtes zu  gleicher  Zeit  Helfer  des  Schulzen  in  den  be- 
treffenden Dörfern,  die  sich  nach  den  Befehlen  des  Sclyilzen  zu 
richten  haben.  Bei  größeren  Vergehen  und  Sachen  entscheidet  man 
für  jedes  Dorf  in  dem  Dorfe,  wo  sich  das  Friedensgericht  befindet. 
In  der  Gemeinde,  die  aus  zwei  Dörfern  besteht,  wählt  man  in  dem 
größeren  einen  Schulzen  und  Helfer  und  in  dem  kleineren  nur  den 
Helfer.  Jedes  Dorf  muß  selbst,  sei  es  den  Schulzen  oder  den  Helfer 
besolden. 

Im  Jahre  1840  änderte  man  dies  Gesetz  betreffs  der  Besoldung 
der    Gemeiudebeamten    und    ihrer    Wahl    und    Pflichten.      Infolge 
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der  zu  engen  Bestimmnngen  des  Gesetzes  traten  in  der  Verwaltung 
wie  auch  bei  der  Wahl  der  Schulzen  früher  viele  Mißbräuche 
hervor.  Die  Besoldung  der  Schulzen  war  früher  nicht  festgestellt ;  es 
war  nur  gesagt,  daß  jede  Gemeinde  verpflichtet  sei,  die  Schulzen 
zu  besolden;  daraus  entwickelte  sich  eine  Spekulation,  da  der  ge- 
wählt wurde,  der  weniger  Besoldung  verlangte.  Deshalb  bestimmt 
die  Gesetzgebung,  daß  nur  ehrenhafte  Männer  zu  Schulzen  gewählt 
werden  dürfen;  dann  soll  man  darauf  achten,  daß  keine  Wahlbeein- 
flussungen  stattfinden.  Deshalb  gab  man  der  Bezirksbehörde  dadurch 
ein  größeres  Recht  der  Kontrolle,  daß  bei  der  Wahl  auch  ein  Be- 
zirksbeamter anwesend  sein  muß.  Seit  der  Zeit  ist  die  Besoldung 
des  Schulzen  festgesetzt,  und  zwar  bekommen  der  Schulze  und  die 
Helfer  0,80  jährlich  von  jedem  Steuerpflichtigen.  Sie  wird  in 
folgender  Weise  verteilt :  Jeder  Schulze  bekommt  die  Hälfte  von  der 
veranlagten  Summe  als  Besoldung,  die  andere  Hälfte  wird  auf  die 
Helfer  verteilt;  wenn  zwei  Dörfer  zusammen  eine  Gemeinde  bilden, 
dann  erhält  der  Schulze  eines  Dorfes  zwei  Drittel  als  Besoldung 
und  der  Helfer  in  demselben  Dorfe  ein  Drittel;  der  Helfer  des 
Schulzen  in  dem  zweiten  Dorfe  bekommt  die  ganze  Summe,  die 
von  dem  betreffenden  Dorfe  als  Besoldung  der  Gemeindebeamten  von 
jedem  Steuerpflichtigen  erhoben  wird,  um  diese  den  Gemeinde- 
beamten zu  sichern,  wird  sie  zugleich  mit  den  Staatssteuern  zu- 
sammen erhoben.  Im  Jahre  1861  wurde  dies  jedoch  geändert,  indem 
man  die  Höhe  der  jährlichen  Besoldung  für  jeden  einzelnen  Gemeinde- 
beamten nach  besonders  dazu  aufgestellten  Tarifen  festsetzte. 

Nach  alledem  ist  die  Organisation  der  damaligen  Gemeinde  er- 
sichtlich ;  diese  ist  der  Organisation  des  alten  Dorfes  ziemlich  ähnlich. 
Die  wichtigste  Änderung  wurde  durch  die  Errichtung  des  Friedens- 
gerichtes vollzogen,  indem  man  die  Gewalt  des  Schulzen,  der  nun 
nicht  mehr  selbständig  tätig  sein  konnte,  einschränken  wollte.  Der 
Schulze  behält  von  nun  an  ausschließlich  die  vollziehende  Gewalt  und 
übt  auf  das  ganze  Dorf  und  seine  Mitglieder  in  ihrem  Verhalten  und 
ihrer  Tätigkeit  die  Kontrolle  aus. 

B.  Das  Gemeindegesetz  vom  24.  März  1866  und  die 
späteren,  die  auf  seiner  Grundlage  errichtet  worden  sind.  Mit  diesem 
Gesetz  traten  sehr  viele  Änderungen  in  das  Gemeindewesen  und 
seine  Organisation.  Es  ist  weiter  auch  deshalb  wichtig,  weil  sich 
die  spätere  Gemeindegesetzgebung,  ausgenommen  das  Gemeinde- 
gesetz vom  Jahre  1889,  hauptsächlich  auf  seine  Grundlage  stützte, 
indem  sie  dieselbe  Organisation  der  Gemeinden  beibehielt^  abgesehen 
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•  •  

Yon  den  etwaigen  AnderuDgen  in  dem  Wesen  der  Pflichten  and 
Rechte  und  der  Tätigkeit  derselben.  Die  Selbstrerwaltung  wurde 
bestimmt  durch  die  politischen  Parteien,  die  von  Einfluß  auf  die 
Gesetzgebung  waren.  Durch  dies  Gesetz  traten  in  der  Gemeinde- 
Organisation  zum  ersten  Male  die  Einrichtungen  der  deutschen  Ge- 
meinden hervor,  wie  Gemeindeausschuß  und  Staatsaufsicht, 
die  hauptsächlich  Kopien  der  Gemeindeorganisation  der  deutschen 
Staaten  Preußen,  Bayern  und  Baden  sind.  Durch  dies  Gesetz  und 
seine  Änderungen  suchte  man  die  Gemeindeorganisation  auf  eine  ge- 
sundere Grundlage  zu  stellen.  Es  erlebte  viele  Änderungen  und  zwar 
in  folgenden  Jahren :  den  8.  Oktober  1875,  14.  Juli  1878,  28.  Dezember 
1879,  11.  Juli  1884,  24.  April  1885  und  zuletzt  die  größte  am  21.  Juli 
1898,  um  dadurch  auch  ein  neues  Gesetz  vom  Jahre  1898  zu  werden, 
das  im  größeren  Maße  als  das  Gesetz  vom  Jahre  1866  selbst  die 
Selbstverwaltung  beseitigte.  Die  meisten  dieser  Änderungen  neben 
solchen,  die  die  reine  Orgauisation  betreffen,  beziehen  sich  auf  die 
Bestimmung' oder  Beseitigung  der  Selbstverwaltung,  wie  wir  das  in 
der  Einleitung  schon  gesehen  haben.  An  das  Gemeindegesetz  vom 
Jahre  1866  knüpft  sich  auch  das  letzte,  das  am  21.  März  1902  ins 
Leben  gerufen  wurde.  Der  wichtigste  Punkt  bei  diesem  Gesetze  vom 
Jahre  1866  ist,  daß  es  in  das  Gemeindeleben  die  Staatsaufsicht  ein- 
führte; nach  ihm  kommt  die  Gemeinde  und  die  Gemeindebehörden 
unter  die  oberste  Verwaltung  und  Aufsicht  der  Staatsgewalt.  Die 
Staatsgewalt  hat  das  Recht,  die  Ausführung  aller  jener  Beschlüsse  der 
Gemeindeversammlung  und  des  Ausschusses,  wie  auch  des  Gemeinde- 
gerichtes, zu  verhindern,  wenn  sich  herausstellt,  daß  sie  nicht  mit 
den  geltenden  Staatsgesetzen  übereinstimmen,  oder,  daß  die  Staats- 
oder Gemeindeinteressen  dadurch  geschädigt  werden.  Die  Gemeinde 
der  Stadt  Belgrad  steht  unter  der  direkten  Aufsicht  der  „Verwaltung 
der  Stadt  Belgrad^',  und  die  Departementsstädte  sind  den  Departe* 
mentsvorstehern  unterworfen,  alle  anderen  Gemeinden  dagegen  den 
Bezirksvorstehern.  Diese  Aufsichtsbehörden  können  durch  besonders 
dazu  bestimmte  Beamte  den  Verhandlungen  der  Gemeindeversamm- 
lung und  des  Ausschusses  beiwohnen  und  haben  das  Recht,  wo  sich 
die  Notwendigkeit  herausstellt,  zu  Mitteln  zur  Erhaltung  der  Ordnung 
zu  greifen.  Die  Aufsichtsbehörde  beschließt  selbst  im  Falle  der  Be- 
strafung der  Gemeindebeamten;  sie  kann  sie  aus  dem  Dienst  be- 
seitigen und  andere  für  kürzere  Zeit  bestimmen.  Die  Gemeinden 
werden  jgiicht  mehr  in  Klassen,  sondern  in  städtische  und  ländliche 
eingeteilt.;  alle  Regeln,  die  für  die  städtischen  gelten,  gelten  auch  für 
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die  Handlichen  Gemeinden.  Bis  zum  Jahre  1884  konnte  auch  jedes 
Dorf,  wie  das  am  Anfang  des  Gemeindelebens  war,  eine  Gemeinde 
bilden.  Durch  die  Änderung  im  Jahre  1884  übt  die  Gesetzgebung 
einen  Zwang  auf  die  Gruppierung  der  Gemeinden  aus ;  „alle  Städte  und 
Dörfer,  die  allein  oder  zusammen  mit  anderen  größeren  oder  kleineren 
Dörfern  eine  Gemeinde  bilden,  bleiben  von  nun  an  Gemeinden, 
können  aber  nicht  mit  weniger  als  50  Steuerpflichtigen  existieren. 
EUne  Ausnahme  von  der  Regel  kann  das  Ministerium  des  Innern  ge- 
statten, aber  nur  für  Gebirgsgegenden,  und  wo  bei  der  Zusammen- 
stellung eine  Gemeinde  über  mehr  als  20  km  Fläche  verbreitet  ist; 
in  diesen  Fällen  darf  auch  eine  Gemeinde  nicht  weniger  als  350 
Steuerpflichtige  als  Angehörige  haben. ^  Diese  Gruppierung  der  Ge- 
meinden kann  auch,  wenn  es  sich  herausstellt,  daß  es  die  Staats-  und 
Gemeindeinteressen  verlangen,  die  Staatsgewalt  jederzeit  vornehmen. 
Erst  im  Jahre  1884  kam  neben  den  Gemeindebeamten,  die  wir  schon 
gesehen  haben,  die  Bestimmung  des  Gemeindevorstandes,  als  erste 
und  höchste  Gewalt  in  der  Gemeinde,  nachher  die  Gemeindeversamm- 
lung, der  Gemeindeausschuß  und  das  Gemeindegericht.  Das  Gemeinde- 
gericht hat  die  polizeiliche  Gewalt  und  sorgt  für  alle  Gemeindean- 
gelegenheiten durch  Ergreifen  polizeilicher  Maßregeln.  Der  Gemeinde- 
ausschuß dagegen  ist  eingerichtet,  um  die  Gemeindeiuteressen  zu 
schützen  und  die  Tätigkeit  des  Gemeindegericbts  zu  kontrollieren. 
Das  sind  die  wichtigsten  Punkte  der  Gemeindeorganisation,  die  durch 
dies  Gesetz  und  seine  jeweiligen  Änderungen  festgesetzt  sind. 

Zwei  Prinzipe  sind  im  Staate,  die  zueinander  im  Gegensatz  stehen, 
das  ist  das  Prinzip  der  Selbstverwaltung  und  das  der  bureaukratischen 
Zentralisation;  in  Serbien  fühlt  man  die  Spuren  davon  durch 
rapides  Wachsen  der  Bureaukratie.  Diese  leistete  immer  Widerstand 
durch  verschiedene  Mittel,  um  das  Prinzip  der  Selbstverwaltung  zu 
beseitigen.  Der  erwähnte  Kampf  äußert  sich  in  dem  letzten  Gesetze 
vom  21.  März  1902.  Da  man  sich  zu  schwach  fühlte,  die  Selbstverwaltung 
direkt  zu  beseitigen,  hat  man  auf  Grundlage  der  Selbstverwaltung  ein 
solches  Gesetz  geschaffen,  das  auf  ein  anderes  Gesetz  sich  stützend, 
der  Selbstverwaltung  in  keinem  Falle  entsprach.  Man  stellte  die  Ge- 
meinde unter  strenge  Aufsicht  des  Staates;  man  gab  den  Gemeinden 
als  Oberhäupter  nicht  durch  den  Willen  des  Volkes,  sondern  aus 
anderen  Eücksichten  gewählte  Männer.  Obwohl  sich  dies  Gemeinde- 
gesetz auf  die  Verfassung  stützt,  die  den  Gemeinden  die  Selbst- 
verwaltung garantiert,  gewährt  es  uns  in  keinem  Falle  die  Prinzipien 
der  Selbstverwaltung.     Das  Gesetz   bestimmt:   „Die   Gemeinden  sind 
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in  ihren  inneren  Angelegenheiten  selhstyerwaltend,  und  als  Teile  des 
Staatsorganismas  unterliegen  sie  der  Kontrolle  des  Staates."  Anderer- 
seits ist  durch  das  Gesetz  dem  Staate  das  Recht  gegeben,  die  Voll- 
ziehung der  Beschlüsse  der  Versammlung,  des  Ausschusses  oder  des 
Gemeindegerichts  zu  inhibieren.  Das  Gesetz  geht  noch  weiter  in  den 
Privilegien  des  Staates,  indem  es  ihm  das  Recht  sichert,  jederzeit 
die  Tätigkeit  der  Gemeinde,  den  Stand  der  Kasse  und  sonstige  Rech- 
nungen des  Gemeindegerichts,  was  nichts  anderes  als  innere  An- 
gelegenheit der  Gemeinde  sind,  zu  untersuchen.  Die  Staatsaufsichts- 
organe haben  das  Recht;  die  Gemeindebeamten  im  Falle  eines  Fehl- 
tritts zu  bestrafen;  sie  können  die  Gemeinde  zwingen,  in  Notfallen 
die  Staatsaufgaben  in  bestimmter  Zeit  zu  erfüllen,  widrigenfalls  sie 
berechtigt  sind,  einen  der  Staatsbeamten  zu  bestimmen,  die  Aufgabe 
zu  erfüllen;  seine  Befehle  sind  in  dem  Falle  für  die  Gemeinde  maß- 
gebend. Endlich  hat  der  Staat  das  Recht,  die  Gemeindebeamten 
nach  Belieben  von  ihrer  Stelle  zu  entfernen  und  für  einige  Zeit 
andere  als  Vertreter  zu  bestimmen.  Das  ist  im  wesentlichen  das 
Gemeindegesetz  vom  Jahre  1902. 

In  der  ganzen  Periode  der  Gemeindegesetzgebung  vom  Jahre 
1839  bis  zum  Jahre  1889  ist  ein  wesentlicher  Punkt  ins  Auge  zu  fassen, 
nämlich  daß  man  durch  neue  Gesetze  und  Änderungen  der  alten  be- 
strebt ist,  immer  mehr  und  mehr  die  Gemeinde  auf  moderner  Grund- 
lage zu  errichten,  um  sie  in  Stand  zu  setzen,  einen  größeren  Kreis 
von  Aufgaben,  die  jeden  Tag  wuchsen,  leichter  und  besser  zu  erfüllen. 
Dies  ist  auch  die  Ursache  gewesen,  daß  man,  durch  Änderung  des 
Gesetzes  vom  Jahre  1866,  im  Jahre  1884  die  Gemeinden  sich  zu 
gruppieren  zwang,  in  dem  Sinne,  wie  wir  vorher  gesehen  haben. 
Die  Ursachen,  weshalb  man  sich  veranlaßt  sah,  dies  zu  tun,  waren 
folgende:  Man  glaubte  dadurch  die  ganze  staatliche  Verwaltung  zu 
verkleinern,  indem  die  Tätigkeit  der  Bezirksbeamten  und  im  Zu- 
sammenhang damit  auch  die  Kosten  verkleinert  würden ;  weiter  glaubte 
man,  größere  Gemeinden  wären  imstande,  vorteilhafter  auf  die 
Forderung  der  Staats-  und  Gemeindeinteressen  zu  wirken.  Trotz  alle- 
dem dürfen  wir  wegen  politischer  Parteikämpfe  annehmen,  daß  diese 
Gruppierung  nur  aus  politischen  Gründen  geschah,  da  man  dadurch 
imstande  war,  leichter  und  besser  die  Kontrolle  auszuüben.  Diese 
Gruppierung  der  Gemeinden  wirkte  schädlich  auf  das  Wesen  der- 
selben :  es  war  nämlich  nicht  ratsam,  auf  der  schon  so  fest  entwickelten 
natürlichen  im  Wesen  des  Dorfes  wurzelndenGrundlage  einen  künstlichen 
Bau  für  das  Gemeindewesen  zu  errichten.     Man  fühlte  dies  besonders, 
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indem  man  die  einzelnen  Dörfer  nicht  günstig  in  eine  Gemeinde  zu 
gruppieren  wußte,  oder  es  nicht  wollte.  Das  Gesetz  bestimmte,  es 
solle  jede  Gemeinde  mindestens  360  Steuerpflichtige  besitzen;  der 
Grund  dieser  Bestimmung  war,  einen  Zustand  zu  schaffen,  in  dem 
die  Gemeinden  gtinstiger  und  leichter  ihre  Aufgaben  erfüllen  könnten. 
Es  ist  wichtig,  darauf  einen  Blick  zu  werfen^  was  für  Aufgaben  die 
Gemeinde  damals  zu  erfüllen  hatte,  um  zu  bestimmen,  ob  das  mit  einer 
geringeren  oder  größeren  Anzahl  Angehöriger  geschehen  koLnte. 
Wenn  wir  das  Gerichts-  und  das  Justizwesen  ins  Auge  fassen,  so 
unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß  dies  in  kleinereu  Gemeinden  besser 
gehandhabt  werden  kann,  bei  der  Organisation  der  Verwaltung,  die 
noch  vom  Jahre  1866  geblieben  ist,  und  besonders,  da  in  einer  kleinen 
Gemeinde  —  was  besonders  auf  so  einfache  Organisation  und  Un- 
kenntnis des  Justizwesens  von  Einfluß  ist  —  die  Angehörigen  sowie 
auch  alle  Beziehungen  der  einzelnen  in  dem  betreffenden  Dorfe 
Lebenden  besser  als  dort,  wo  sich  das  Gericht  befindet,  bekannt  sind. 
Es  stellte  sich  nachher  auch  heraus,  daß  das  Justizwesen  in  einer 
so  gruppierten  Gemeinde  für  die  einzelnen  Gemeindeangehörigen 
sehr  kostspielig  ist,  da  jeder  in  das  Dorf  gehen  muß,  wo  sich 
das  Gerichtshaus  befindet,  was  viele  Mühe  und  Kosten  verursacht. 
Auch  im  Verwaltungs-  und  Polizeiwesen  fühlt  man  die  Nachteile  der 
neuen  Organisation ;  die  Vermögens-  und  persönliche  Sicherheit  wird 
jeden  Tag  geringer;  in  dem  einen  Dorfe  ist  die  ganze  Gewalt  kon- 
zentriert, in  den  anderen  Dörfern,  als  den  Bestandteilen  der  Ge- 
meinde, übernimmt  die  ganze  Gemeindetätigkeit  der  Schulze;  infolge- 
dessen ist  es  ihm  nicht  möglich,  alles  günstig  zu  verwalten  imd  vor- 
teilhaft zu  wirken.  Man  könnte  zwar  sagen,  aus  ökonomischen  und 
finanziellen  Gründen  wäre  die  Gruppierung  der  Gemeinden  ratsam, 
indem  die  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  durch  vereinte  Kräfte  besser 
und  leichter  erfüllt  werden  können.  Ja,  das  wäre  der  Fall,  wenn 
die  ökonomischen  Aufgaben  bei  den  ländlichen  Gemeinden  in  solchem 
Maße  entwickelt  wären,  um  eine  bessere  Organisation  der  Gemeinden 
in  Angriff  zu  nehmen,  die  die  Erfüllung  dieser  Aufgaben  befördern 
soll;  die  Tätigkeit  der  Gemeinden  in  dieser  Hinsicht  ist  nur  zeit- 
weilig zu  beobachten,  wie  wir  es  noch  später  sehen  werden,  und  es 
liegt  daher  kein  Grund  vor,  die  Gemeinde  zu  gruppieren,  um  dadurch 
diese  ungünstigen  Zustände  zu  schaffen ;  mindestens  ist  es  nicht  ratsam 
gewesen,  auf  diese  Weise  die  Leistungsßlhigkeit  der  Gemeinden  zu 
stärken.  Zuletzt  hat  ein  jedes  Dorf,  als  eine  Einheit,  wenn  auch 
nicht  scharf  voneinander  verschiedene,  so  doch  seine  besonderen  Zwecke 
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und  ökonomischen  Interessen;  diese  ökonomischen  Interessen  muß 
man  schützen  nnd  fördern,  da  sie  zu  gleicher  Zeit  die  Interessen  des 
ganzen  Staates  sind.  Durch  die  Gruppierung  der  Gemeinden  treten, 
viele  Streitigkeiten  hervor,  infolge  der  Vereinigung  von  Dörfern  mit 
verschiedenen,  Zwecken  und  Interessen  zu  einer  Gemeinde.  Dieser 
Zustand  dauerte  volle  sechs  Jahre,  bis  sich  endlich  durch  das  Ge- 
meindegesetz vom  26.  November  1889  dies  änderte,  indem  die  Zu* 
stände  von  früheren  Perioden  wieder  eintraten. 


2.  Kapitel. 

Die  heutige  Gemeindeorganisation  und  die 
Gemeindegesetzgebung  als  Ergebnis  der  geschichtlichen 

Entwicklung. 


1.  Gemeinsames  Aber  das  Gemeindewesen. 

Jede  größere  oder  kleinere  Stadt  und  jedes  Dorf  muß  Gemeinde- 
verwaltung besitzen ;  jede  Gemeinde  darf  nicht  weniger  als  200  Steuer* 
Pflichtige  als  Angehörige  haben.  In  Orten,  die  wenig  bevölkert  sind, 
wie  in  Gebirgsgegenden,  kann  man  einer  Gemeinde  mit  weniger  al» 
200  Steuerpflichtigen  als  Angehörige  zu  existieren  gestatten.  Keiue 
größere  oder  kleinere  Stadt  oder  Dorf  darf  an  mehrere  Gemeinden  ver- 
teilt werden ;  den  letzten  Beschluß  über  die  Verbindung  mehrerer  Ge- 
meinden in  eine  hat  die  Volksvertretung  (Skupschtina).  Besonders  aber 
jede  Auflösung  oder  Änderung  der  bestehenden  Gemeinde,  sowie  die 
Errichtung  neuer  Gemeinden  setzt  die  Genehmigung  der  Skupschtina 
voraus;  diese  Bestimmungen  waren  die  Folge  der  Gruppierung  der 
Gemeinden  im  «fahre  1884.  Jeder  serbische  Bürger  muß  in  den  Ge- 
meindeverband aufgenommen  werden  a)  wenn  er  volljährig  ist,  b)  einen 
tadellosen  Ruf  hat;  überhaupt  ist  jeder  serbische  Bürger  Angehöriger 
jener  Gemeinde,  wo  er  geboren,  oder  wo  er  seit  ein  paar  Jahren 
beständig  tätig  ist.  Die  Ausländer,  die  als  serbische  Bürger  auf- 
genommen werden,  haben  das  Recht,  in  jener  Gemeinde  angehörig  zu 
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sein,   wo  sie   augeben,  leben  zu  wollen.    Jeder  Gemeindeangehörige 
besitzt  das  Wahlrecht.^) 


2.  Die  GemeindeTerwaltung. 

Die  innere  Organisation  der  Gemeindeverwaltung  *  besteht  aus : 
A.  der  dörflichen  oder  Gemeindeversammlung,  6.  dem  Gemeindegericht, 
G.  dem  Gemeindeausschuß. 

A.  Auf  der  Gemeindeversammlung^)  haben  alle  diejenigen 
volljährigen  Angehörigen  der  Gemeinde  das  Stimmrecht,  die  jährlich 
12  Mark  direkte  Steuern  bezahlen,  und  diejenigen,  die  nach  anderen 
Gesetzen  überhaupt  das  Stimmrecht  besitzen  können.  Die  Mitglieder 
der  „Zadruga^,  die  volljährig  sind,  wenn  sie  auch  nicht  zusammen 
insgesamt  12  Mark  direkte  Steuern  jährlich  zahlen,  wie  auch  die- 
jenigen, die  von  Steuern  überhaupt  befreit  sind,  haben  das  Stimm- 
recht. Kein  Stimmrecht  haben  die  Offiziere  und  Soldaten;  femer  die- 
jenigen, die  wegen  Räuberei  bestraft  sind,  gegen  die  gerichtliches  Ver- 
fahren anhängig  gemacht  ist,  die  in  Konkurs  sind  (bis  zu  seiner  Be- 
endigung), die  unter  Polizeiaufsicht  stehen,  und  zuletzt  die,  die  dem  Staate 
von  früheren  Jahren  Steuern  schuldig  geblieben  sind.  Am  Anfange  jedes 
Jahres  muß  die  Gemeindeversammlung  von  diesen  Gemeindeangehörigen, 
die  das  Stimmrecht  besitzen,  zwölf  auswählen,  von  denen  der  Gemeinde- 
ausschuß durch  Würfel  vier  Personen  als  Mitglieder  des  Wahlaus- 
schusses bestimmt.  Der  Vorsitzende  des  Gemeindegerichts  ist  gleich- 
zeitig der  Vorsitzende  der  Gemeindeversammlung;  er  hat  auf  den 
Gang  der  Versammlung  zu  achten,  damit  niemand  in  der  Ausübung 
seines  Rechtes  beschränkt  werde.  Die  Beschlüsse  der  Gemeindever- 
sammlung sind  gültig,  wenn  sie  mindestens  von  der  Hälfte  und  einer 
Stimme  der  Mitglieder  der  Versammlung  gefaßt  worden  sind. 

Die  Gemeindeversammlung  beschließt  über  folgende  Sachen: 

a)  Sie  beseitigt  und  wählt  den  Gemeindevorsitzenden,  den  Bürger- 
meister und  ihre  Helfer,  und  zuletzt  die  Gemeindevertreter  und  ihre 
Helfer. 

b)  Sie  wählt  die,  die  auf  der  Departementsvertretung  im  Namen 
der  Gemeinde  tätig  sein  sollen.') 


^)  Das  Gemeindegesetz  in  Serbien  vom  Jahre  1889.    Belgrad. 
•)  Gemei Ddegesetz  a.  a.  0.  S.  5. 

*)  In  den  Departements  bestehen  neben  Staatsverwaltungsorganen  die  selb- 
ständigen Verwaltungsorgane,  sog.  „Departementsvertretung",  und  ständige  „De- 
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c)  Sie  beschließt  über  die  Vereinigung  oder  Trennung  der  Ge- 
meinden sowohl  wie  auch  der  Dörfer. 

d)  Sie  beschließt  über  die  Gemeindezuschläge,  die  nicht  größer 
als  40  ^Iq  und  in  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  nicht  höher  als 
60  ö/o  sein  dürfen. 

e)  Sie  sorgt  für  die  Vermögenszustände  der  Gemeinde  und  be- 
schließt in  dem  Falle,  daß  etwas  ver-  oder  gekauft  werden  soll. 

f)  Sie  beschließt  über  die  Märkte  und  über  alle  anderen  Sachen, 
über  die  die  Gemeinde  durch  Staatsgesetz  verpflichtet  ist.  zu  be- 
schließen. 

Die  Gemeindeversammlung  wird  auf  Verlangen  des  Gemeinde- 
gerichtes gehalten. 

B.  Das  Gemeindegericht^)  ist  aus  einem  Vorstand  und 
zwei  Schulzen  zusammengesetzt;  der  Vorstand  dieses  Gerichtes  ist 
die  höchste  vollziehende  Gewalt  in  der  Gemeinde.  Sie  weist  jedem 
einzelnen  Gemeindebeamten  seine  Pflichten  zu,  sie  kontrolliert  die 
Tätigkeit  derselben  und  hat  das  Recht,  in  einzelnen  Fällen  sie  zu 
bestrafen.  Der  Gemeindevorsitzende,  wie  die  Schulzen  und  ihre  Helfer, 
werden  auf  zwei  Jahre  gewählt.  Wenn  eine  Gemeinde  aus  mehreren 
Dörfern  zusammengesetzt  ist,  dann  wählt  den  Gemeindevorsitzenden 
die  Gemeindeversammlung,  und  jedes  Dorf  einzeln  den  Schulzen,  und 
diese  bilden  zusammen  das  Gemeindegericht. 

Das  Gemeindegericht  hat  a)  das  Justizwesen,  b)  die  Polizei,  c)  die 
Verwaltung  auszuüben.  Als  Justizorgan  hat  es  über  bürgerliche 
Streitsachen  wie  auch  in  Eriminalfälleu  zu  entscheiden;  als  Polizei- 
organ wird  es  als  Ortspolizei  gerechnet  und  ist  verpflichtet,  Sorge  zu 
tragen  für  die  Sicherheit  der  Bürger  und  ihres  Vermögens  und  dar- 
auf zu  achten,  ob  alle  gesetzlichen  Bestimmungen  und  Befehle  in 
der  Gemeinde  erfüllt  sind,  wie  auch  selber  die  Befehle  der  Staats- 
organe zu  erfüllen.  Zuletzt  als  Verwaltungsorgan  hat  das  Gemeinde- 
gericht mit  Gemeindeangelegenheiten  zu  tun,  die  Gemeindeinteressen 
zu  schützen  und  zu  fördern  und  immer  zum  Besten  der  Gemeinde  tätig 
zu  sein.  Zum  Vorsitzenden  und  zu  Mitgliedern  des  Gemeindegerichtes 
kann  jeder  der  Gemeindeangehörigen  gewählt  werden,  ausgenommen: 
a)  wenn   zwei   oder  mehrere  Personen,   die   für  das  Gemeindegericht 


partemeDtsausscliüsse'^ ;   ihre  Aufgabe   ist,    Sorge  za  tragen   für  Erhaltong   und 
Förderung  der  Departementsinteressen  in  Bezug  auf  Unterrichts-,  Wirtschafts-, 
XommunikatioQS-,  Sanitäts-  und  Finanzwesen. 
^)  Gemeindegesetz  a.  a.  0.  S.  16  ff. 
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gewählt  werden  sollten,  in  Blatsverwandtschaft  stehen;  b)  die  Staats- 
beamten, die  zurzeit  im  Staatsdienste  sind,  die  Geistlichen  und  Schal- 
lehrer und  endlich  die  Offiziere  und  Soldaten. 

Jeder  Gemeinde  ist  selbständige  Wahl  der  Beamten  überlassen, 
nur  in  dem  Falle  von  Unruhen  kann  sich  auf  Verlangen  der  Ge- 
meinde die  Staatsbehörde  eiumischen;  aber  auch  in  dem  Falle  darf 
sie  keinen  Einfluß  auf  die  Wahl  ausüben.  In  allen  Klagen  der 
Wahlmitglieder  über  die  Wahl  hat  das  letzte  Wort  der  Staatsrat» 
Als  Polizeiorgan  hat  das  Gemeindegericht  folgende  Aufgaben :  es  sorgt 

1.  für  die  Reinlichkeit  in  dem  Orte  und  seiner  Umgebung; 

2.  für  die  Sicherheit  der  Personen  und  des  Vermögens  in  der 
Gemeinde ; 

3.  für  das  Gemeinde-  und  Dorfvermögen,  wie  auch  fiir  die  Staats- 
gebäude, die  sich  in  der  Gemeinde  befinden  und  besonders  der  Sorge 
der  Gemeinde  anvertraut  sind; 

4.  für  die  Erhaltung  der  Brücken,  Chausseen,  wie  auch  der 
Fluren,  der  Flüsse  und  Bäche; 

5.  für  die  Beseitigung  des  Brandes  und  auch  für  die  Herrichtung 
der  Feuerlöschmittel; 

6.  für  günstige  Gesundheitsverhältnisse ;  besonders  hat  sie  auf  den 
Handel  mit  Lebensmitteln  und  solchen  Waren  zu  achten,  deren  Ge- 
brauch schädlich  ist; 

7.  für  die  Kontrolle  der  verschiedenen  Maße,  deren  sich  die  Ver- 
käufer bedienen,  um  Schmuggelei  zu  verhüten; 

8.  für  die  Kontrolle  der  Fleischbänke,  Gasthäuser,  Wirtshäuser 
und  der  Wälder,  ob  die  gesetzlichen  Bestimmungen  erfüllt  sind; 

9.  es  sorgt  dafür,  daß  niemand  gegen  die  gute  Sitte  handelt  und 
daß  alles,  was  dagegen  ist,  beseitigt  und  strengstens  bestraft  wird; 

10.  es  führt  die  Kontrolle  über  solche  Personen,  die  unter  Auf- 
sicht gestellt  sind;  es  macht  auch  den  Staatsorganen  bekannt,  im 
Falle,  daß  jemand  für  das  Ausland  einen  Paß  haben  will ; 

11.  es  sorgt  endlich  dafür,  daß  es  keine  Bettler  und  Arbeitslose 
in  der  Gemeinde  gibt. 

Dem  Gemeindegericht  als  Gemeindeorgan,  das  die  Interessen  der 
Gemeinde  zu  schützen  und  zu  fördern  hat,  liegen  folgende  Pflichten  ob : 

1.  es  verwaltet  das  Gemeindevermögen;  es  ist  verpflichtet,  zu 
jeder  Zeit  die  Größe  desselben  zu  wissen,  es  verwaltet  ferner  die 
Gemeindeeinnahmen  und  die  Gemeindeausgaben; 

2.  es  verteilt  im  Einverständnis  mit  dem  Gemeindeausschuß  auf 
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die  einzelnen  Gemeindeangehörigen   den   Zuschlag  wie   auch  andere 
Abgaben  und  Lasten; 

3.  es  sorgt  für  die  Gemeindearmen; 

4.  es  gibt  auf  Verlangen  der  Gemeindeangehörigen  verschiedene 
Bestätigungen  und  hilft  den  Staatsorganen  bei  der  Aufstellung  der 
Bevölkerungsstatistik ; 

5.  es  bestimmt  endlich  die  Höhe  des  Preises  für  Brot,  für  Ge- 
tränke usw.  im  Einverständnis  mit  dem  GemeindeausschuB. 

Das  Gemeindegericht  ist  berechtigt  zur  Erfüllung  der  Befehle 
gegen  solche,  die  diesen  nicht  nachkommen  wollen,  auch  zu  Zwangs- 
mitteln zu  greifen.  Es  ist  verpflichtet,  jedes  Jahr  zwei  Monate  vor 
Anfang  des  Eechnungsjahres  das  Budget  festzustellen,  um  es  nachher 
dem  Departementsausschuß  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Der  Vorsitzende  des  Gemeindegerichtes  übt  zugleich  in  dem  Dorfe, 
wo  er  ansässig  ist,  die  Ortsgewalt  aus;  wo  die  Gemeinde  aus 
mehreren  Dörfern  zusammengesetzt  ist,  übt  sie  jeder  Schulze  in  den 
einzelnen  Dörfern  aus  Seine  Aufgabe  ist,  im  Dorfe  zusammen  mit 
Mitgliedern  des  Gemeindeausschusses  alle  Gemeindeangelegenheiten 
zu  verwalten,  indem  diese  den  Vorsitzenden  des  Gemeindegerichts  damit 
bekannt  machen  müssen.  Über  alle  Tätigkeit  der  Gemeindebehörde 
führt  der  Vorsitzende  des  Gemeindegerichts  Kontrolle. 

C.  Der  GemeindeausschuB.^)  Als  Aufsichtsorgan  des  Ge- 
meindegerichtes und  seiner  Tätigkeit,  auch  als  Vertreter  der  Gemeinde- 
interessen besteht  in  jeder  Gemeinde  ein  Gemeindeausschuß.  In  Ge- 
meinden, die  aus  mehreren  Dörfern  zusammengesetzt  sind,  ist  die  Zahl 
der  Mitglieder  des  Gemeindeausschusses  durchschnittlich  nach  der  Zahl 
der  Steuerpflichtigen  festgestellt.  Die  Stadt  Belgrad  ist  in  dieser 
Hinsicht  in  Bezirke  eingeteilt,  in  deren  jedem,  nach  der  Zahl  der 
Steuerpflichtigen,  eine  gewisse  Anzahl  Gemeindeausschußmitglieder 
vorhanden  ist.  Nach  dem  Gesagten  ist  die  Zahl  in  verschiedenen 
Gemeinden  verschieden. 

1.  In  Gemeinden  bis  zu  200  Steuerpflichtigen  ist  die  Zahl  der 
Gemeindeausschußmitglieder  10 ; 

2.  in  Gemeinden  mit  200—500  Steuerpflichtigen  ist  sie  16; 

3.  in  Gemeinden  mit  mehr  als  500  Steuerpflichtigen  ist  sie  20 
und  zuletzt: 

4.  in  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  20  Mitglieder. 

Der  Vorsitzende    des  Gemeindegerichtes    ist   zugleich  der  Vor- 


^)  Geraeindegesetz  a.  a.  0.  S.  36. 
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sitzende  des  Gemeindeausschusses^  außer  in  dem  Falle,  wo  der  G-e- 
meindeausschuß  über  etwas  entscheidet,  was  seine  und  seiner  Organe 
Tätigkeit  anlangt;  der  Vorsitzende  ist  in  dem  Falle  ein  Mitglied  des 
Gemeindeausschusses.  Jeder,  der  in  der  Gemeindeversammlung  das 
Stimmrecht  hat,  und  jeder,  der  unbewegliches  Vermögen  besitzt  (aus- 
genommen Offiziere  und  Soldaten ;  die  Beamten,  die  über  die  Gemeinde 
direkt  die  Eontrolle  ausüben;  die  Gemeindebeamten,  die  Yon  der 
Gemeinde  besoldet  werden;  der  Vorsitzende  des  Gemeindegerichts 
und  die  Schulzen),  kann  Mitglied  des  Gemeindeausschusses  sein; 
Bei  der  Wahl  derselben  werden  auch  ihre  Vertreter  gewählt,  beide 
auf  zwei  Jahre;  sie  dienen  der  Gemeinde  ohne  irgendwelche  Be- 
soldung. Jeder,  der  gewählt  ist,  muß  als  solcher  den  Dienst  antreten, 
außer  wenn  er  sechzig  Jahre  alt  ist,  oder  wenn  er  nachweist,  infolge 
seines  Berufes  nicht  imstande  zu  sein*,  den  Dienst  zu  leisten. 
Der  Gemeindeausschuß  hat  folgende  Aufgaben: 

1.  Er  stellt  das  Gemeindebudget  fest,  untersucht  die  Gemeinde- 
rechnungen,  ob  alle  Angaben  richtig  sind,  und  gibt  für  einzelne  Fälle 
•defli  Gemeindegericht  das  Recht,  über  etwaige  Angelegenheiten  ohne 
Genehmigung  des  Gemeindeausschusses  zu  entscheiden. 

2.  Er  hat  über  die  Abdankung  des  Vorsitzenden  des  Gemeinde- 
Berichtes,  des  Schulzen  und  seines  Helfers  nach  Darlegung  der  Gründe 
a.blehnend  oder  zustimmend  zu  entscheiden. 

S,  Er  gibt  die  Genehmigung  zu  Vorschlägen  der  Gemeindever- 
:sammlung,  gewisse  Ausgaben  zu  machen,  die  nicht  im  Budget  vor- 
gesehen sind,  so  auch,  einen  außerordentlichen  Zuschlag  zu  erheben, 
um  die  Ausgaben  zu  decken. 

4.  Er  bestimmt  darüber,  das  unbewegliche  Vermögen  zu  ver- 
pachten, oder  etwas  davon  zu  verkaufen  resp.  neues  durch  Kauf  zu 
•erwerben. 

5.  Überhaupt  ist  die  Genehmigung  des  Gemeindeausschusses  in 
folgenden  Fällen  erforderlich:  wenn  die  Gemeinde  Schulden  kontra- 
hieren will,  wenn  sie  Unternehmungen,  wie  Errichtung  von  Gemeinde- 
Gebäuden,  vorhat,  und  zwar  für  den  Fall,  daß  die  Ausgaben  dafür 
in  städtischen  Gemeinden  nicht  800  Mark  und  in  ländlichen  nicht 
150  Mark  überschreiten;  wenn  die  Gemeinde  eine  Arbeit  zu  über- 
nehmen hat,  wo  viele  Menschenkräfte  und  die  betreflfenden  Werk- 
zeuge (KuUuk)  erforderlich  sind;  endlich  um  jemanden  in  den  Ge- 
meindeverband aufzunehmen. 

6.  Er  muß  stets  dahin  wirken,  daß  die  Ausgaben,  die  der  Ge- 
meinde  durch   das  Gesetz   auferlegt  sind,   erfüllt  werden ;    er  wählt 

XLVI.  3 


—     34    — 

den  Gemeindearzt  uod  den  Gameindeingemeor  nach  dem  Vorschlag 
des  Gemeindegerichts,  nachden^  die  betreifenden  Bewerber  die  erforder- 
lichen Zeugnisse  vorgelegt  haben. 

7.  Der  Gemeindeausschuß  bestinimt  endlich  die  Höhe  der  Be- 
soldung der  Vorsitzenden  des  Gemeindegerichts,  des  Schulzen  und 
seines  Helfers,  wie  aller  anderen  Gemeindebeamten;  wenn  einer  von 
diesen  mit  der  durch  den  Gemeindeausschuß  bestimmten  Besoldung^ 
nicht  zufrieden  ist,  so  ist  die  Entscheidung  der  Gemeindeversammlung 
wie  für  die  einzelnen  Kläger  so  auch  für  die  Gemeinde  maßgebend. 
Überhaupt  ist  der  Gemeindeausschuß  zusammen  mit  der  Gemeinde- 
versammlung berechtigt,  einen  Gemeindebeamten  aus  dem  Dienst  zu 
entfernen.  Gegen  diese  Entscheidung  kann  jeder  bei  dem  Staatsrat,, 
dessen  Entscheidung  maßgebend  ist,  Klage  erheben. 

Daß  die  Entscheidungen  deaX^emeindeausschusses  Gültigkeit  haben^ 
müssen  bei  der  Abstimmung  mindestens  %  der  Mitglieder  anwesend 
sein;  im  Falle  wiederholter  Abstimmung  über  etwaige  Sachen  ent- 
scheiden die  Mitglieder,  die  anwesend  sind,  wenn  es  mindestens  die 
Hälfte  der  Gemeindeausschußmitglieder  mit  dem  Vorsitzenden  sind. 

3.  Die  Staatsaufsicht. 

Die  Aufsicht  über  die  Gemeindetätigkeit  übernehmen  die  ständigen 
Departementsausschüsse  und  die  Staatsgewalt  nach  den  Bestimmungei^ 
des  Gesetzes.^)  Die  Aufsicht  erstreckt  sich  auf  alle  solche  Tätigkeiten' 
der  Gemeinden,  die  über  den  Kreis  der  Selbstverwaltung  hinausgehen, 
und  zwar  solche  Tätigkeiten,  die  direkt  den  Bezirk,  die  Departemente 
und  den  Staat  betreffen.  Die  Staatsgewalt  ist  nur  dann  berechtigt,, 
den  Beschlüssen  des  Gemeindeausschusses  oder  der  Versammlung  bei- 
zuwohnen, wenn  der  Gegenstand  der  Entscheidung  direkt  den  Staat 
angeht.  Wenn  die  Staatsaufsichtsorgane  etwaige  Unordnungen  in  der 
Tätigkeit  der  Gemeinde  bemerken,  oder  daß  sie  gegen  die  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  handelt,  sind  sie  berechtigt,  die  Gemeinde  zu 
ermahnen,  ihre  Tätigkeit  nach  den  Gesetzesbestimmungen  zu  richten.. 
Im  Falle  der  Nichtbeachtung  dieser  Mahnung  seitens  der  Gemeinde 
können  die  Aufsichtsorgane  die  Gemeindeorgane  bestrafen  und  zwar 
durch  Geldbuße  in  ländlichen  Gemeinden  von  8 — 40  Mark,  und  in 
städtischen  von  40 — 160  Mark,  und  die  Organe  der  Gemeinde  der 
Stadt  Belgrad  mit  150— 400  Mark.    Eine  Klage  gegen  die  Entscheid 


^)  Gemeindegesetz  a.  a.  0.  S.  48. 
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düngen  der  Aufsichtsorgane  in  dieser  HiDsicht  kann  bei  dem  Staatsrat 
erhoben  werden. 

Die  Staatsaufsichtsorgane  können  die  Ausführung  der  Beschlüsse 
des  Gemeindeausschusses  uud  des  Gemeindegerichts  oder  der  Yer- 
Sammlung  aufhalten ,  wenn  diese  gegen  die  gesetzlichen  Bestim- 
mungen gefaßt  worden  sind ;  dafür  ist  wieder  die  Befugnis  des  Staats- 
rates maßgebend.  Die  Aufsichtsorgane  sind  berechtigt^  auf  Grundlage 
der  festgestellten  Ursachen  dem  Staatsrat  den  Vorschlag  zu  machen, 
daß  einer  der  Gemeindebeamten  aus  dem  Dienst  entfernt  werden 
soll.  Weiter  sind  die  Departementsausschüsse,  wie  die  Staatsorgane 
jederzeit  berechtigt ,  die  Gemeindekasse  und  Rechnungen  zu  kon- 
trollieren, besonders  auf  Verlangen  eines  Mitgliedes  des  Gemeinde- 
gerichts oder  mindestens  von  drei  Mitgliedern  des  Gemeindeausschusses, 
oder  endlich  von  mindestens  20  Gemeindeangehörigen.  Das  sind  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Aufsichtsorgane.  Wie  ersichtlich,  ist  durch 
dies  Gesetz  der  wichtigste  Faktor  der  Selbstverwaltung,  die  Gemeinde- 
behörde, vor  dem  Einfluß  der  Staatsorgane  geschützt ;  wie  die  Wahl 
der  Gemeindebehörden  von  den  Staatsorganen  unabhängig  ist,  so  sind 
sie  auch  weiterhin  geschützt,  indem  sie  nicht  durch  Staatsorgane, 
sondern  erst  durch  den  Beschluß  des  Staatsrates  (Verwaltungsgericht) 
aus  dem  Dienst  entfernt  werden  können.  Wie  wir  ersehen  konnten, 
steht  die  Gemeindeverwaltung  unter  dem  Schutze  der  Departements- 
ausschüsse und  des  Staatsrates,  der  in  Streitsachen  auf  dem  Gebiete 
der  Verwaltung  die  letzte  maßgebende  Instanz  ist. 


3* 


Zweiter  Teil. 

Gemeindefinanzen  in  Serbien. 


Erster  Abschnitt. 

Die  Aufgaben. 


Einleitung. 

Als  Subjekt  der  kommunalen  Finanzwirtschaft  kommen  in  Serbien 
Ortsgemeinden,  Bezirke  und  Departements  in  Betracht;  die  beiden 
letzteren  sind  administrative  Verwaltungsbezirke,  die  sich  von  Orts- 
gemeinden dadurch  unterscheiden,  daß  sie  keine  juristische  Persön- 
lichkeit besitzen.  Wie  das  in  Frankreich^)  der  Fall  ist,  so  auch  in 
Serbien.  Die  Departements  ergänzen  die  Tätigkeit  der  Gemeinden. 
Ein  Unterschied  ist  in  der  Verbindung  der  Selbstverwaltung  in  beiden 
Ländern :  in  Serbien  eine  durch  das  Gemeindegesetz  vom  Jahre  1889 
in  erheblichem  Maße  durchgeführte  Selbstverwaltung  und  Selbständig- 
keit der  Gemeinden,  in  Frankreich  dagegen  in  großem  Maße  die 
Zentralisierung  der  ganzen  Verwaltung  in  der  Hand  des  Staates. 
Neben  den  allgemein  geltenden  Ortsgemeinden,  Land-  und  Stadt- 
gemeinden in  Deutschland,  sind  solche  für  besondere  Zwecke,  Spezial- 
gemeinden,  neben  denen  für  landwirtschaftliche  Aufgaben  auch  ver- 
schiedene Interessengenossenschaften  und  zuletzt  yerschiedene  Ver- 
bände als  Zweckverbände  zu  erwähnen. 

Die   Gemeinde   ist  aus  gemeinschaftlichen  Interessen   hervorge- 


1)  Eheberg  a.  a.  0.  S.  461:  „Den  Gegensatz  zu  der  außerordentlichen  Viel- 
gestaltigkeit Englands  bildet  das  einförmige  Kommunalwesen  mit  den  zwei 
Xommunalyerbänden,  der  Ortsgemeinde  und  den  Departements." 
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gaDgen;  sie  ist  die  Trägerin  der  Interessen  der  Menschen,  die  in 
einem  Orte  oder  Gebiete  leben,  und  als  solche  hat  sie  die  Aufgabe, 
passende  Bedingungen  fiir  günstige  Entwicklung  ihrer  Angehörigen  zu 
schaffen.  Auf  diese  Weise  ist  ihr  die  Natur  der  Bedürfnisse  am 
besten  bekannt,  wie  auch  die  Art,  wie  sie  darauf  hinarbeiten  soll,  diese 
Bedingungen  zur  Entwicklung  ihrer  Mitglieder  zu  yerwirklichen.  Hierin 
liegt  der  Grund,  warum  der  Staat  der  Gemeinde,  dem  lokal  abge- 
grenzten Verband,  das  Recht  und  die  Aufgabe  überläßt,  gewisse  ge- 
meinschaftliche Aufgaben  durchzuführen.  Daraus  folgt,  daß  die  Ge^ 
meinde  wie  der  Staat  eigener  Mittel  und  eigener  Wirtschaft  und 
Finanzen  bedürfen. 

Die  Gemeinde  ist  der  wichtigste  Faktor  zur  Durchführung  der 
Staatsaufgaben,  dadurch,  daß  der  Staat  die  Aufgaben,  die  sich  auf 
das  Leben  des  ganzen  Volkes  beziehen,  und  die  Gemeinde  die  Auf- 
gaben, die  in  engster  Beziehung  und  im  Zusammenhang  mit  den 
lokalen  Bedürfnissen  stehen,  zu  erfüllen  hat;  aber  trotz  alledem  läßt 
sich  eine  scharfe  Scheidung  zwischen  den  Staats-  und  Gemeinde- 
aufgaben nicht  allgemein  durchführen:  sie  ergänzen  sich  gegenseitig. 
Die  Gemeinde  ist  das  dienende  Glied  des  Staatsorganismus;  sie 
besitzt  die  juristische  Persönlichkeit  und  als  solche  hat  sie  ihre 
Rechte  und  Pflichten;  sie  kann  Prozesse  führen,  Schulden  machen, 
Vermögen  yerkaufen,  mit  einem  Worte,  sie  hat  das  Recht,  in 
yerschiedene  Verträge  einzutreten.  Kraft  des  Rechts  des  Staates 
besitzt  sie  das  Recht  des  Zwanges  den  Gemeindeangehörigen  gegen- 
über. 0 

Die  Finanzgewalt  der  Gemeinden  beruht  auf  demselben  Boden 
wie  die  des  Staates.  Darin  liegt  der  Grund,  daß  der  Staat  seine 
Hauptaufmerksamkeit  der  Finanzverwaltung  der  Gemeinden  zuwendet 
Die  Aufsicht  des  Staates  findet  ihren  Ausdruck  je  nach  der  Unter- 
ordnung der  Gemeinden,  in  welcher  sich  die  Gemeinden  dem  Staate 
gegenüber  befinden.  Daß  die  Gemeindefinanzpolitik  nicht  von  schäd- 
licher Einwirkung  auf  die  Entwicklung  der  Staatsfinanzen  sei,  wacht 
der  Staat  kraft  seines  Oberaufsichtsrechtes  darüber,  solche  Ver- 
fügungen der  Gemeindefinanzgewalt  zu  verhindern,  die  schädlich 
auf  die  Leistungsfähigkeit  der  Angehörigen  zu  wirken  pflegen. 
So  sehen  wir  die  Bestimmung  in  dem  serbischen  Gemeindegesetz 
in  seinem   Art.  12  sub  4:   „Die  Gemeindezuschläge   werden  auf  ein- 


')  E.  Th.  Eheberg,   Finanzwisienschaft.    2.  Kapitel:    „Das  Gexneindefinanz- 
weien".    I.   S.  468. 


—    38    — 

zelnd  Untertanen  nach  der  Oröße  der  direkten  Steuern,  die  jeder 
.dem  Staate  zu  entrichten  hat,  yerteilt.  Der  größte  Zuschlag,  den 
ein  Untertan  jährlich  zu  entrichten  hat,  darf  in  allen  Gemeinden  40  % 
und  in  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  60  %  derjenigen  Suipme,  die 
ein  solcher  Untertan  als  direkte  Staatssteuer  zu  leisten  hat,  nicht 
übersteigen.  Für  den  Fall,  daß  irgendeine  Gemeinde,  um  den  Be- 
darf zu  decken,  mehr  Zuschläge  zu  erheben  wünscht,  übergibt  das 
Ministerium  des  Innern  auf  Grund  dieser  Bitte  die  Sache  dem  Staats- 
rat, dessen  Befugnis  über  die  Sache  maßgebend  ist^  ^)  In  dem  Ge- 
meindegesetz Yom  Jahre  1866  und  späteren,  die  auf  seiner  Grund- 
lage errichtet  sind,  finden  wir  auch  die  Bestimmung,  wonach,  wenn 
die  Gemeinde  aus  dem  Vermögen  etwas  veräußern  oder  verkaufen, 
wie  auch  in  dem  Falle,  daß  die  Gemeinde  Schulden  kontrahieren 
will,  die  Genehmigung  der  Staatsorgane  vorausgehen  muß.  Jedoch 
ist  dies  durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1889  beseitigt  worden.  Ip  dem 
Kommunalabgabengesetz  vom  14.  VII.  1893  für  Preußen  wird  unter 
„allgemeine  Bestimmungen^  den  Gemeinden  das  Recht  zugesprochen, 
zur  Deckung  ihrer  Ausgaben  und  Bedürfnisse  Gebühren  und  Beiträge 
zu  erheben,  soweit  die  vom  Staate  oder  von  weiteren  Kommunalver- 
bänden überwiesenen  Beiträge  zur  Deckung  der  Ausgaben  nicht  aus- 
reichen; auch  daß  die  Beiträge  aus  indirekten  Steuern  auf  den  ge- 
samten Steuerbetrag  in  Anrechnung  gebracht  werden  muß,  bevor 
direkte  Steuern  ausgeschrieben  werden  dürfen.^) 

Diese  Kontrolle  seitens  des  Staates  ist  in  die  serbische  Gemeinde- 
gesetzgebung vom  Jahre  1844  aufgenommen;  sie  war  in  Kraft  in 
der  späteren  Gesetzgebung,  je  nachdem  mehr  oder  weniger  das  Selbst- 
verwaltungsprinzip herrschte,  wonach  sich  das  Maß  jener  Beschrän- 
kungen in  der  Gesetzgebung  richtete. 

Die  ganze  Tätigkeit  und  sämtliche  Aufgaben  der  Gemeinden 
wurden  anfangs  durch  das  Gemeindegesetz  vom  Jahre  1839  immer 
als  die  rein  staatlichen  und  die  rein  gemeindlichen  Aufgaben  be- 
zeichnet, wonach  sich  die  Aufgaben  immer  in  die  des  „übertragenen'' 
und  die  des  „eigenen''  Wirkungskreises  unterschieden.  Selbst  die 
serbische  Verfassung,  auf  die  die  heutige  Gemeindegesetzgebung  sich 
stützt,  unterscheidet  diese  zwei  Wirkungskreise  der  Gemeindetätigkeit. 


^)  Siehe  darüber  Gemeindegesetz  a.  a.  0.  S.  6:  „Dennoch  darf  die  Grenze 
von  60%  in  allen  Gemeinden,  von  80%  in  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad 
nicht  überstiegen  werden." 

*)  Conrad,  Handwörterbuch  der  Staatawissenschaften.    S.  280. 
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Die  Gemeinden  sind  in  ihren  inneren  Angelegenheiten,  ihrem 
eigenen  Wirkungskreis  selbständig,  dagegen  als  Schützer  der  Staats- 
gesetze und  Helfer  der  Staatsorgane  sind  sie  der  Aufsicht  der  höheren 
selbständigen  Staatsorgane  unterworfen.^)  Wie  man  daraus  ersehen 
kann,  hat  diese  Entwicklung  der  Wirkungskreise  der  G-emeinden  in 
einen  „eigenen''  und  „übertragenen^  ihre  Bedeutung  darin,  daß  sie  die 
Beziehungen  zwischen  Staat  und  Gemeinden  regelt,  besonders  aber, 
daß  sie  eine  gewisse  Grenze  des  Staatsaufmchtsrechtes  über  die  Ge- 
meinden und  ihre  Tätigkeiten  angibt.  Der  Ursprung  dieser  Scheidung 
der  Wirkungskreise  führt  auf  die  französische  Gesetzgebung  über  die 
Gemeindeorganisation  vom  18.  Juli  1837  zurück.^)  Wie  in  dem  er- 
wähnten französischen  Gesetze  wird  eine  zweifache  Funktion  des 
Bürgermeisters  der  Gemeinde  unterschieden  und  zwar  eine  Funktion 
unter  Leitung  desselben  (des  Bürgermeisters)  und  eine  unter  bloßer 
Aufsicht,  die  ihm  selbständig  obliegt.  Zu  der  ersteren  gehört  die 
allgemeine  Sicherheitspolizei,  für  welche  der  Bürgermeister  Sorge 
tragen  muß  (Euralpolizei),  und  dazu  noch  alles,  was  die  Verwaltung 
des  Gemeindevermögens  betrifft.  Die  zweite  Funktion  ist  die,  welche 
der  Bürgermeister  bei  der  Kontrolle,  ob  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
und  Maßregeln  ausgeführt  werden,  ausübt. 

A.  Eigener  Wirkungskreis.  Was  die  Aufgaben,  die  in 
diese  Gruppe  des  Gemeindewirkungskreises  gehören,  anlangt,  so  kann 
man  ihn  als  durch  das  Gemeindegesetz  ganz  selbständigen  Kreis  be- 
zeichnen. Die  Gemeinden  sind  in  ihren  inneren  Angelegenheiten 
selbständig ;  durch  die  bestehenden  Landesgesetze  ist  ihnen  die  Selbst- 
verwaltung gesichert.  Nach  den  Bestimmungen  des  Gemeindegesetzes 
hat  jede  Gemeinde  die  Gemeindeinteressen  zu  schützen  und  zu  fordern 
und  in  jeder  Hinsicht  Ar  das  Wohl  der  Gemeindemitglieder  zu  sorgen. 
Sie  hat  auch  für  die  Anstellung  der  nötigen  Beamten  zu  sorgen,  wie 
auch  fiir  Unternehmungen  wie  Wegebau  und  besonders  für  das  Markt- 
wesen. Sie  führt  Rechnung  über  die  Gemeindeeinnahmen  und  -aus- 
gaben und  yerteilt  die  Zuschläge  und  andere  Gemeindelasten  auf  die 
Gemeindemitglieder;  zuletzt  sorgt  jede  Gemeinde  für  die  Armen,  die 
sich  in  der  Gemeinde  befinden. 

B.  Übertragener  Wirkungskreis.  Trotzdem  wir  hier  auf 
.Grund  der  Gesetzgebung  die  Gemeindeaufgaben   so  präzis  eingeteilt 

haben,  läßt  sich,    besonders  für  die  Aufgaben  des  übertragenen  Wir- 


^)  Gemeindegesetz  a.  a.  0.  Art.  1. 
•)  SchÖDberg  a.  a.  0.  S.  23. 
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kungskreises  diese  Unterscheidung  nicht  durchfahren.  Denn  es  steht 
nicht  ausdrücklich  in  dem  Gesetze,  welche  Staatsaufgaben  die  Ge- 
meinden zu  erfüllen  haben.  Hier  ist  nämlich  die  Höhe  der  Kultur- 
stufe des  Volkes  und  seine  Bildung,  wonach  der  Staat  imstande 
ist,  der  Gemeinde  diese  oder  jene  Aufgal)en  zu  übergeben,  maß* 
gebend.  Nach  dem  ersten  Gemeindegesetz  war  jede  Gemeinde  yer- 
pflichtet,  für  das  Schulwesen  Sorge  zu  tragen;  die  Gen^eiiide  der 
Stadt  Belgrad  hatte  als  Aufgabe  das  Polizeiwesen.  Dies  alles  wurde 
den  Gemeinden  genommen;  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  würde 
die  Folizeiverwaltung  genommen,  als  für  die  Ausübung  der  Polizei 
die  sog.  „Verwaltung  der  Stadt  Belgrad"  eingeführt  wurde,  die 
früher  die  Kontrolle  über  die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  ausübte, 
was  durch  das  Gemeindegesetz  yom  Jahre  1889  beseitigt  wurde. 
Auf  diese  Weise  ist  die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  you  der  ge- 
samten Teilnahme  an  der  ErfuUang  der  Staatsaufgaben  ausgeschlossen. 


Die  Aufgaben  der  Gfemeinden  in  ihrer  auf  geschicht- 
licher Entwicklung  beruhenden  Gestaltung. 

1.  Kapitel. 

Allgemeine  Aufgaben. 


1.   Das  Milltärwesen  und  die  Beehtspflege. 

Im  Anfang  des  Gemeindelebens  waren  die  Gemeinden  yerpflichtet^ 
für  manche  Bedürfnisse  des  Heeres  zu  sorgen;  sie  hatten  für  das 
Yolksheer  die  Trommeln  und  Trompeten  zu  stellen  und  für  die  Leute, 
die  trommeln  und  blasen  lernten,  mußten  sie  Reisegeld  entrichten.^) 
In  der  Zeit  des  Krieges  mußten  die  Gemeinden  für  die  Bewirt- 
schaftung des  Bodens  für  diejenigen  sorgen,  die  zu  Hause  keine 
Arbeitsfähigen  zurückgelassen  hatten.  So  waren  sie  auch  verpflichtet, 
für  die  durch  den  Krieg  auf  sich  selbst  angewiesenen  Familien  Sorge 

^)  Samnilang  der  Gesetze  und  Verordnungen  Serbiens.    XVI.   8.  44  u.  45. 
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zu  tragen.^)  Ans  diesen  Aufgaben  entwickelte  sich  bei  Einführung 
des  regulären  Heeres  die  Aufgabe  der  Gemeinde  als  Vermittlerin  in 
der  Weise,  daß  sie  nach  gesetzlichem  Maßstabe  bestimmte  Leistungen 
an  ihre  Mitglieder  verteilt  und  die  Aufgabe  der  Rekrutierung  aus* 
führt. «) 

Was  die  Rechtspflege  anlangt,  so  kann  man  sagen,  daß  diese 
nicht  immer  die  Aufgabe  der  Gemeinde  ist.  Die  meisten  Gerichte 
sind  nämlich  als  solche  zu  betrachten ,  die  man  zum  Ausgleich 
zwischen  den  Streitenden  in  Anspruch  zu  nehmen  hat.  So  wird  auch 
das  Gemeindegericht  nach  dem  Gemeindegesetz  vom  Jahre  1839  al& 
„Friedensgericht^  bezeichnet,  dessen  Tätigkeit  sich  darauf  richtet,. 
Vergleichsversuche  zwischen  den  streitenden  Parteien  durch  besondere 
aus  der  Gemeinde  ausgewählte  Vertrauensmänner  anzustellen.  Da- 
neben besteht  für  die  Gemeinde  die  Verpflichtung,  für  die  Rechts- 
pflege Gerichtsgebäude  und  mittlere  Gefängnisse  (diese  zerfallen  in 
Staats-,  Departements-  uud  Gemeindegefängnisse)  zu  halten,  die  noch 
andere  Nebenausgaben  verursachen.  Wenn  aber  die  Gemeinde  diese 
nicht  besitzt,  hat  der  Staat  das  Recht,  sie  zu  zwingen,  solche 
herzustellen,  oder  auf  Rechnung  solcher  Gemeinden  sie  selber  her- 
zustellen. In  Deutschland  fallen  überall  die  Kosten  der  gesamten 
Rechtspflege,  einschließlich  der  Kosten  für  die  Gebäude  und  Lokale 
der  Gefängnisse,  dem  Staate  zu. 

Den  Gemeinden  ist  nur  in  einer  geringen  Anzahl  bürgerlicher 
Streitsachen  und  kriminaler  Fälle  zu  entscheiden  überlassen.  Nach 
dem  Gemeindegesetz  vom  Jahre  1839  können  die  Gemeinden  nur 
über  die  Streitsachen  entscheiden,  die  die  Höhe  von  15  Mark  er- 
reichen; im  anderen  Falle  muß,  wenn  die  streitenden  Parteien  ea 
verlangen,  das  Staatsgericht  die  Sache  entscheiden.  Später  wurde 
das  geändert,  sodaß  die  Gemeinden  das  Recht  haben,  in  manchen 
Streitsachen,  die  .die  Summe  von  150  Mark  nicht  überschreiten,  ent- 
scheiden  zu   dürfen.     Der  Gemeindevorsteher    entscheidet   mit   zwei 


^)  SammlaDg  der  Gesetze  und  Verordnungen  Serbiens.    XXIX.    S.  438. 

')  Schönberg  s.  a.  0.  S.  24:  ,,Die  Gesetzgebung  Frankreichs,  Deutschlands^ 
Österreichs  und  der  Schweiz  hat  dem  Jßecht  der  Militärverwaltung,  Leistungen  der 
Bevölkerung  für  Militärzwecke  in  Anspruch  zu  nehmen,  eine  große  Ausdehnung 
gegeben.  Die  Stellung  der  Gemeinden  und  des  sonstigen  Kommunal  Verbandes 
ist  hierbei  vielfach  die  eines  Vermittlers,  dergestalt,  daß  die  Militärbehörde  ihre 
Requisition  an  die  betreffenden  kommunalen  Organe  richtet,  von  welchen  alsdann 
die  Leistungen  nach  dem  gesetzlichen  Maßstabe  unter  die  Einzelnen  des  Verbandes 
verteilt  werden." 
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Schulzen  über  diejcDigen,  die  etwas  gegen  die  Gemeindebefeble  oder 
gegen  die  Staatsgesetze  getan  haben.  £r  erläßt  den  Befehl,  jemanden 
2ur  Verantwortung  zu  ziehen. 

2.  Polizei. 

In  der  serbischen  Gesetzgebung  ist  bezüglich  der  Polizei  ein 
Gegensatz  zwischen  allgemeiner  Polizei  und  Ortspolizei  durchgeführt. 
Die  Leitung  der  ersteren  liegt  in  der  Hand  des  Staates  und  alle 
Kosten  fallen  dem  Staate  zur  Last;  dagegen  ist  die  Leitung  der 
Ortspolizei  eine  Pflicht  der  Gemeinde,  sie  liegt  in  der  Hand  des 
Bürgermeisters,  der  sie  mit  Hilfe  von  Polizeidienem,  Flur-  imd  Nacht- 
wächtern ausübt.  Ln  Jahre  1861  wurde  eine  besondere  Bestimmung 
Eingeführt,  wonach  jede  Gemeinde  dem  Staate  Geldmittel  entrichten 
muß,  mit  welchen  derselbe  die  Nachtwächter  zu  besolden  hat.^) 
Diese  Bestimmung  galt  für  alle  Gemeinden,  besonders  aber  für  die 
Gemeinde  der  Stadt  Belgrad. 

Die  Gemeinde  als  Polizeibehörde  hat  folgende  Aufgaben  zu  er- 
füllen: 1.  Sie  sorgt  für  die  Reinlichkeit  in  dem  Orte  und  dessen 
Umgebung.  2.  Sie  sorgt  für  die  Sicherheit  der  Mitglieder  und  ihres 
Vermögens,  wie  auch  für  die  Sicherheit  des  Staatsvermögens,  das  sich 
in  der  Gemeinde  befindet  und  der  Sorge  der  betreffenden  Gemeinde 
besonders  übergeben  ist.  3.  Sie  befordert  und  erleichtert  das  Kom- 
munikationswesen,  wie  Wege,  Brücken  usw.  (In  dem  Falle,  daß  einem 
etwa  ein  Schaden  durch  schlechte  Wege  und  Brücken  verursacht  ist 
und  sich  danach  herausstellt,  daß  die  Gemeinde  Schuld  daran  ist, 
wird  sie  von  den  Staatsaufsichtsorganen  bestraft.) .  4.  Jede  Gemeinde 
hat  für  das  Feuerlöschwesen  zu  sorgen.  5.  Sie  übt  die  Gesundheits- 
polizei aus ;  besonders  muß  sie  auf  den  Handel  mit  Nahrungsmitteln 
und  anderen  Waren,  die  von  schädlichem  Einfluß  auf  die  Gesundheit  der 
Menschen  sind,  achten.  6.  Sie  übt  die  Kontrolle  aus  über  die  verschie- 
denen Maße,  deren  sich  die  Kaufleute  und  andere  Personen  bedienen, 
um  auf  diese  Weise  die  verschiedenartigen  Betrügereien  zu  verhindern. 
Sie  kontrolliert  die  Metzgereien,  Cafes  und  Gasthäuser,  ob  sie  sich 
nach  den  betrefi'enden,  für  sie  lautenden  Bestimmungen  richten.  8.  Sie 
hat  die  Führung  des  Zivilstandswesens.  9.  Sie  übt  die  Sittenpolizei 
.aus  und  sorgt,  daß  es  in  der  Gemeinde  keine  Bettler  und  Arbeits- 
scheuen gibt.     Die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  hat  eben  diese  Auf- 

^)  Sammlung  der  Gesetze  nnd  Yerordnungen  Serbiens.    XIV.    S.  206. 
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gaben,  nur  die  Sitten*  und  Sicherheitspolizei  wird  durch  den  Staat, 
d.  h.  durch  die  ,, Verwaltung  der  Stadt  Belgrad^  ausgeübt  Für  alle 
diese  Fälle  hat  jede  Gemeinde  das  Recht,  die  notwendigen  Maßregeln 
zu  ergreifen  und  jeden,  der  sich  nicht  an  die  Bestimmungen  der  Ge- 
meinden halten  will,  zu  bestrafen.  Wir  sehen,  daß  die  Dorfgemeinden 
neben  anderen  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der  Folizai  die  der  Sicher- 
heits-  und  Sittenpolizei  zu  erfüllen  haben.  Damit  im  Zusammenhang 
steht  auch  die  Aufgabe  der  Eontrolle  über  verdächtige  Personen  oder 
über  solche,  die  eine  Zeit  lang  unter  polizeilicher  Aufsicht  stehen.  Die 
Polizei  und  ihre  Verwaltung  in  Deutschland  ist  dem  Bürgermeister 
bzw.  einem  eigens  hierzu  bestellten  Mitglied  des  Magistrates  über- 
tragen; ausnahmsweise  ist  die  Polizeiverwaltung  in  großen  Städten  in 
einer  Weise  geregelt,  welche  den  Einfluß  des  Staates  mehr  zur  Geltung 
bringt,  so  z.  B.,  daß  die  Behörde  seitens  des  Staates  ernannt  wird, 
der  dann  auch  die  hierdurch  erwachsenden  persönlichen  Kosten  zu 
tragen  hat  (Preußen).^)  Hier  haben  wir  auch  einen  Gegensatz  zwischen 
der  allgemeinen  (die  Leitung  in  Händen  des  Staates)  und  Orts- 
polizei durchgeführt  zu  beobachten.  Dies  wurde  nach  dem  Vorbild 
Österreichs  bestimmt,  wo  (Gemeindegesetz  vom  5.  März  1862)  gewisse 
Zweige  der  Ortspolizei  dem  eigenen  Wirkungskreis  der  Gemeinden 
überwiesen  wurden:  Fürsorge  für  die  Sicherheit  der  Personen  und 
des  Eigentums,  Verkehrs-,  Flur-^  Markt-  und  Lebensmittel-,  Gesund- 
heits-,  Gesinde-,  Bau-  und  Feuerpolizei.  Von  alledem  ist  die  Ge- 
meinde der  Stadt  Belgrad  ausgeschlossen;  sie  hat  kein  Recht,  die 
Vergehen  aus  dem  Kreise  der  Sittlichkeit  und  der  Sicherheit  zu  be- 
strafen; ihre  Aufgabe  ist,  eine  gewisse  Anzahl  von  Nachtwächtern 
zu  halten,  die  sie  bezahlen  muß,  aber  die  unter  Aufsicht  und  Ver- 
waltung der  „Verwaltung  der  Stadt  Belgrad"  stehen. 


3.  Armenpflege. 

Jedes  Mitglied,  das  zugleich  das  Heimatsrecht  in  einer  gewissen 
Gemeinde  besitzt,  hat  neben  anderen  Rechten  als  solche  auch  das  Recht 
auf  Unterstützung  für  sich  wie  auch  für  seine  Familie  seitens  der 
Gemeinde  in  dem  Falle  der  Erkrankung,  Verarmung,  des  Alters,  mit 
anderen  Worten  in  den  Fällen,  wo  es  ihm  unmöglich  ist,  das  tägliche 
Brot  zu  verdienen.  Die  Sorge  für  die  Armen  ist  der  innere  Wirkungs- 
kreis der  Gemeinden;   es   gibt  aber  Fälle,   wo  diese  dem  Staate  zur 

>)  Conrad,  Handw.  d.  Staatsw.  S.  116. 
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Last  fällt.  ^)  Weit  komplizierter  ist  die  Sorge  für  die  Annen-  und 
Krankenpflege  in  Deutschland;  sie  beruht  auf  den  Verpflichtungen 
der  Gemeinden  —  Ortsarmenyerbände  oder  Heimatsgemeinden  (Bayern) 
—  und  auch  des  Staates  (die  Kosten  der  Fürsorge  für  die  nicht 
Heimatsherechtigten  trägt  der  Staat  —  Bayern  — )  und  der  Stiftungen 
der  PriTatwohltätigkeit.*) 

Die  Gemeinden  haben  die  Aufgaben  zu  erfüllen,  die  sich  im  wesent- 
lichen auf  die  Fürsorge  für  Verarmte  und  im  Anschluß  daran  auf 
gewisse  polizeiliche  Funktionen  beschrftnken ;  sie  sind  danach  yerpflichtet^ 
ihre  Tätigkeit  darauf  zu  richten,  daß  es  keine  Bettler  und  keine 
Arbeitslosen  in  der  Gemeinde  gibt.  Es  fragt  sich  nun,  wer  berechtigt 
ist,  das  Heimatsrecht  zu  beanspruchen  und,  als  Ergebnis  davon, 
wann  jeder  das  Recht  auf  Unterstützung  seitens  der  Gemeinde 
hat.  Nach  dem  Gesetz  vom  Jahre  1839  war  die  Erlangung  der  An- 
gehörigkeit und  des  Heimatsrechtes  nicht  bestimmt;  man  hat  an* 
genommen,  daß  jeder  das  Anrecht  hat,  der  Mitglied  der  Gemeinde 
ist,  iu  welcher  er  lebt  und  in  welcher  er  tätig  ist,  >  wenn  er  nebenbei 
dem  Staate  Steuern  zahlt. '^)  Nach  dem  Gesetze  vom  Jahre  1866 
wurde  es  präzis  bestimmt,  wer  als  Mitglied  einer  Gemeinde  zu  be- 
trachten ist.  Nach  dem  jetzigen  Gemeindegesetz  bestimmt  der  Ge- 
meindevorstand  und  Gemeindeausschuß ,  wer  als  Mitglied  in  eine 
Gemeinde  aufzunehmen  ist.  Jeder  serbische  Bürger  muß  in  den 
Gemeindeverband  aufgenommen  werden,  erstens,  wenn  er  volljährig 
ist,  und  wenn  er  das  Recht  hat,  über  sich  uud  sein  Vermögen  zu 
verfugen;  zweitens,  wenn  er  ehrlich  ist.  Das  sind  die  Eigenschaften, 
die  jeder,  um  in  den  Gemeindeverband  aufgenommen  zu  werden, 
haben  muß.  Das  Wichtigste  aber  ist,  das  Gesetz  bestimmt  nicht^ 
wann  ein  solches  Gemeindemitglied  das  Heimatsrecht  erwirbt. 

Das  Recht  auf  Unterstützung  im  Falle  der  Verarmung  haben 
nur  diejenigen,  die  Gemeindeangehörigkeit  besitzen,  die  ihrerseits 
durch  die  Aufnahme  als  Gemeindemitglied  erworben  wird.  In 
dem  Falle,  daß  ein  Armer  erkrankt,  übernimmt  die  Heilung  nicht 
die  Gemeinde,  sondern  der  Staat,  wenn  der  Erkrankte  nicht  min- 
destens 6  Monate  in  der  betreS'enden  Gemeinde  beschäftigt  verweilt 
hat.*)    Wie  man  sehen    kann,   wird  in  solchem  Falle   das  Heimats- 

1)  Gemeindegesetz  a.  a.  0.  S.  24  Art.  37  und  Sammlung  der  Gesetze  und 
Verordnungen  Serbiens.    XIII.   S.  löQ. 

*)  Conrad,  Handw.  d.  Staatsw.  S.  117. 

')  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  Serbiens.    I.   S.  94. 

^)  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  Serbiens.    XJIL,   S.  150. 
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recht  durch  sechsmonatlichen  Aufenthalt  und  selbständige  Tätigkeit 
in  einer  Gemeinde  erworben.^)  Es  kann  solche  Personen  geben,  die 
für  längere  Zeit  nicht  imstande  sind  das  Heimatsrecbt  zu  erwerben; 
in  solchen  Fällen  erhält  die  Gesetzgebung  keine  Bestimmungen  über 
die  Unterstützung.  Solche  Personen  sind  der  Barmherzigkeit  der 
Privaten  überlassen,  in  dem  Falle  der  Erkrankung  jedoch  übernehmen 
die  Staatskrankenhäuser  die  '  Heilung  auf  Kosten  des  Departements 
oder  der  Gemeinde.') 

Die  Unterhaltung  größerer  Anstalten  ist  meist  Sache  des  Staates 
oder  yerschiedener  privater  Stiftungen,  wie  z.  B.  die  Sorge  für  die 
Geisteskranken  in  staatlichen  Irrenhäusern,  dann  die  Pflege  der 
Waisen  und  armen  Kinder.  Findelhäuser  sind  in  Serbien  nicht  an- 
zutreffen; jedoch  übernimmt  jede  Gemeinde  die  Unterstützung  der 
Findelkinder  dadurch,  daß  sie  solche  zur  Pflege  auf  eigene  Kosten 
Privaten  übergibt. 


4.  Das  Unterrichtswesen. 

In  der  Zeit  der  Türkenherrschaft  legten  die  Gemeinden  kein 
Gewicht  auf  das  Jugendunterrichtswesen.  Doch  kann  man,  wie 
wir  früher  schon  erörtert  haben,  das  Wesen  der  Scbulgemeinden 
konstatieren,  die  mit  Ortsgemeinden  meistens  nicht  zusammenfallen. 
Man  sorgte  in  der  Zeit  viel  mehr  für  Kirchen  und  Klöster,  in  denen 
meistens  das  Unterrichtswesen  gepflegt  wurde.  Es  waren  damals 
alle  Hausväter,  die  zur  Schulgemeinde  gehörten,  verpflichtet,  für  die 
Unterhaltung  des  Unterrichtswesens  beizusteuern,  was  eine  besondere 
Orundlage  für  die  Ausbildung  der  Schulgemeinden  war.  Es  sei  hier 
bemerkt,  daß  wir  heutzutage  in  Serbien  das  Wesen  der  Schulgemeinden 
nicht  finden,  dennoch  haben  sie  sich  in  Makedonien,  Altserbien  und 
noch  in  manchen  Gegenden  des  türkischen  Staates  bei  den  slawischen 
Elementen  erhalten,  da  dort,  wo  die  verschiedenartigen  Nationen  zu- 
sammen leben,  jede  Nation  sich  mehr  oder  weniger  zu  organisieren 
gedrungen  fühlt. 

Zum  ersten  Male  legte  man  durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1867 
ein  größeres  Gewicht  auf  das  Schul-  und  Unterrichtswesen ;  es  wurde 


')  Reitzengtein  a.  a.  O.  S.  33:  „In  Bayern  haben  Anipruch  auf  Verleihung 
«des  Heimatsrechtes  alle,  die  sich  in  der  Gemeinde  im  Alter  der  Volljährigkeit 
4inunterbrochen  fünf  Jahre  aufgehalten  haben/' 

')  Sammlung  der  Sanitätsgesetze  Serbiens.    Buch  2,  Bd.  1,  S.  108  u.  110. 


—    46     — 

dadiurGh  ein  Schulfonds  errichtet,  der  die  Unterhaitang  der  Schulen 
ZU'  fördern  hat.^)  Auf  diese  Weise  hat  der  Staat  die  Besoldung  der 
Lehrer  auf  sich  genommen,  und  für  die  übrigen  Ausgaben,  wie  z.  B. 
für  die  Kosten  für  die  Schullokale,  Beschaffung  der  Unterrichtsmittel, 
kamen  die  Gemeinden  auf.  Das  mittlere  und  höhere  Unterrichts- 
wesen beruht  auf  Stiftungen  oder  sonstigen  Staatsanstalten,  die  alle 
uhter  der  Leitung  des  Staates  stehen  und  von  ihm  erhalten  werden. 
Das  mittlere  Schulwesen  in  Deutschland  befindet  sich  in  der  Regel 
in  den  Händen  des  Staates;  doch  fallen  in  größeren  Städten  auch 
Mittelschulen  (Bürgerschulen,  Eealschulen  u.  dgl.)  ganz  oder  teilweise 
den  Gemeinden  bzw.  Kommunalkörpem  zur  Last.  Die  Fürsorge  für 
die  Elementarschulen  ist  den  einzelnen  Ortsgemeinden  oder  einzelnen 
Spezialgemeinden  übertragen  worden;  doch  hat  auch  hier  das  An- 
wachsen der  Ausgaben  eine  zunehmende  Beteiligung  des  Staates  not- 
wendig gemacht.^)  Das  Gemeindegesetz  hat  den  Behörden  der  Ge- 
meinde ein  Zwangsrecht  gegen  die  Eltern  zu  einem  regelmäßigen 
Schulbesuch  gesichert.*) 


5.  Das  Wege-  und  Bautenwesen. 

Für  die  Erhaltung  und  für  den  Bau  neuer  Wege  und  Chausseen 
trägt  die  ländliche  Bevölkerung  in  Form  von  Arbeit  und  Natural- 
leistungen —  Spann-  und  Handdienste,  „KuUuk"  —  den  Hauptteil 
der  Last.  Alle  Mitglieder  einer  Gemeinde  tragen  gleichmäßig  die 
Last,  es  findet  keine  Abstufung  derselben  nach  dem  Interesse,  das 
die  einzelnen  am  Wegewesen  haben,  statt.  Die  Leistung  der  einzelnen 
bezieht  sich  auf  die  Beiträge  an  Arbeitskraft  und  Material  (Spann- 
dienst), die  durch  einen  Geldbetrag  ersetzt  werden  können.^)  Dasselbe 
gilt  von  Brücken  und  Bauten,  wo  die  Leistung  meistens  durch  Greld 
geschieht,  das  durch  Zuschläge  zur  direkten  Staatssteuer  erhoben 
wird.  Alle  Gemeinden  sind  verpflichtet,  Gerichtshäuser  und  Gefäng- 
nisse binnen  drei  Jahren,  von  der  Zeit  an,  wo  das  Gesetz  vom  Jahre 


^)  Sammlungen  der  Gesetze  und  Verordnungen  Serbiens.   X. 

«)  Conrad,  Handw.  d.  Staatsw.    S.  116. 

')  Das  Elementarschulgesetz  Tom  26.  Juli  1898. 

*)  Das  Gemeindegesetz  vom  Jahre  1898  S.  43:  „Staatsbeamte,  Geistliche, 
Schullebrer,  Gemeindebeamte  können  durch  einen  gewissen  Geldbetrag  von  dem 
„KuUuk*^  befreit  werden;  so  können  auch  die  anderen  Gemeindeangehörigen 
durch  die  Leistung  eines  anderen  oder  durch  eine  bestimmte  Gebühr  Ton  dem 
„Kulluk"  befreit  werden," 


—     47     — 

1889  in  Kraft  getreten  ist,  zu  bauen.  In  dem  Falle,  daB  eine  6e* 
meinde  dies  nicht  tut,  ist  der  Staat  berechtigt,  sie  zu  zwingen  oder 
nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  ,,die  öffentlichen  Bauten^^  selber 
auszuführen  und  die  Kosten  von  der  Gemeinde  aus  der  Gemeinde» 
kasse  oder  durch  Zuschlag,  den  er  selbst  bestimmt,  zu  erheben  (Art.  90). 
Wie  der  Gemeinde,  so  fällt  aber  auch  dem  Staat  bzw.  dem  Departe- 
ment die  Aufgabe  zu,  neue  Wege  und  Chausseen  zu  bauen. ^)  Diese 
Teilung  zwischen  Gemeinde-  und  Staatsaufgaben  zur  Erhaltung  des 
Wegewesens  geschieht  meistens  nach  dem  Verhältnis,  in  welchem  die 
engeren  und  weiteren  Verkehrsinteressen  beteiligt  sind.*) 

Die  Gesetzgebung  bestimmt  den  Gemeinden  die  Gebäude,  die 
jede  nach  der  Initiative  des  Staates  bauen  muß;  solche  sind  die 
Gemeindegerichtshöfe ,  Krankenhäuser ,  Schulen ,  Kirchen  und  alle 
anderen  Bauten,  die  eine  Gemeinde  nach  den  Staatsgesetzen  haben  muß.^) 


6.  Die  Kirche. 

In  der  Zeit,  wo  die  Kirchengemeinden  noch  bestanden,  fiel  die 
Erhaltung  der  Kirche  und  die  Besoldung  der  Geistlichen  hauptsäch- 
lieh  der  Gemeinde  zur  Last.  Die  Gemeinde  hatte  auch  ein  Aüfsichts* 
recht  über  die  ganze  Tätigkeit  und  das  Wesen  der  Kirche.  Aber 
nach  der  Ausführung  der  Zentralisation  der  Kirche  wurde  diese  ganze,, 
bis  dahin  bestehende  Einrichtung  aufgehoben.  Namentlich  kam  die 
Kirche  unter  die  Verwaltung  des  Staates  durch  Einführung  des  Kon- 
sistoriums. Für  die  Erhaltung  der  Gebäude  und  für  die  Erbauung 
neuer  Kirchen  ist  die  Gemeinde  belastet.  Die  Kosten  dafür  werden 
durch  Zuschläge  zur  direkten  Staatssteuer  erhoben.  Die  Besoldung 
der  Geistlichen  geschieht  in  der  Weise,  daß  jeder  einzelne  für  die 
etwaigen  Handlungen  des  Geistlichen,  die  er  veranlaßt  hat,  nach  der 
dafür  festgesetzten  Gebühr  bestimmte  Abgaben  gegenleisten  muß. 
Die   Geistlichen   erhalten    zweifache  Besoldung.     Die   erste,    wie   wir 


^)  Reitzenstein  a.  a.  0.  S.  39:  „Je  nach  der  Abstufung,  in  welcher  das  all- 
gemeine Verkehrsinteresse  an  diesen  Wegen  beteiligt  ist,  vereinigen  sich  in  Frank- 
reich für  die  Zwecke  des  Baues  und  der  Unterhaitang,  in  einem  für  die  yer- 
schiedenen  Klassen  der  hierher  gehörigen  Wege  rerschieden  geregelten  Verhält- 
nisse, Leistungen  der  Ortsgemeinden  mit  solchen  des  Departements  bzw.  auch 
des  Staates  und  einzelner,  namentlich  solcher  Interessenten,  welche  durch  ihren 
Geschäftsbetrieb  eine  außerordentliche  Abnutzung  verursachen." 

•)  Das  öffentliche  Wegegesetz  vom  15.  April  1864. 

')  Das  Gesetz  über  die  Errichtung  öffentlicher  Gebäude  vom  23.  März  1865.. 
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«ben  gesehen  haben,  nach  dem  Prinzip  der  Leistung  und  Gegen- 
leistung, und  die  zweite  durch  den  sog.  »bir'',  das  ist  eine  Abgabe, 
•die  jeder  Steuerpflichtige  leisten  muß.  Seine  Höhe  erreicht  die  Summe 
Ton  1,60  Mark  jährlich  pro  Kopf  der  Steuerpflichtigen. 


2.  Kapitel. 

Sonderaufgaben  der  ländlichen  und  stadtisohen 

Gemeinden. 


Alle  diese  bis  dahin  erwähnten  Aufgaben  könneu  wir  als  fest-e, 
regelmäßig  wiederkehrende  bezeichnen;  es  gibt  aber  Aufgaben,  die 
-die  Gemeinden  zeitweise  erfüllen  müssen,  deren  Bedürfnis  in  einer 
bestimmten  Zeit  sich  fühlbar  macht,  wovon  das  Wohl  der  G-e- 
meindemitglieder  abhängig  ist.^)  Zuerst  stellen  wir  hier  solche  Auf- 
gaben ,  die  durch  ökonomische  (landwirtschaftliche)  Zustände  her- 
Torgerufen  sind :  Einwirkung  auf  eine  günstigere  Entfaltung  der  Land- 
wirtschaft, des  Handels  usw.  durch  die  Tätigkeit  der  Gemeinde,  um 
bessere  Bedingungen  zu  ihrer  Entwicklung  zu  schafi'en.  In  dieser 
Hinsicht  sind  die  Gemeinden  in  Serbien  noch  nicht  tätig  genug. 
Außer  einigen  Fällen,  wo  die  Gemeinden  bei  landwirtschaftlichen 
Ausstellungen  durch  Prämien  für  die  Musterwaren  moralisch  ein- 
wirken, oder  wo  sie  durch  die  Erhaltung  und  Erbauung  neuer  Wege 
und  Chausseen  mit  Hilfe  ihrer  Mitglieder  in  Form  von  Arbeitsleistungen 
(Entwässerungen)  zum  allgemeinen  Wohle  beitragen,  leisten  die  Ge- 
meinden in  dieser  Hinsicht  sehr  wenig.  Durch  das  Gesetz,  oder  besser 
gesagt,  durch  das  Gewohnheitsrecht,  ist  jede  Gemeinde  verpflichtet,  für 
die  Unterhaltung  gewisser,  für  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  nütz- 
licher Einrichtungen,  wie  Hirtenhäuser,  Weideplätze,  Viehtränken,  dann 
besonders  für  das  nötige  Personal  zur  Wahrung  gemeinsamer  Inter- 
essen, wie  Dorfhirten,  Feldhüter  und  Flurschutzpersonal  zu  sorgen. 
Jedoch  spielen  die  Gemeinden  eine  große  Rolle  in  der  Errichtung 
landwirtschaftlicher  Genossenschaften,  die  von  günstiger  Einwirkung 
auf  die  Besserung  der  Landwirtschaft  in  Serbien  sind. 


*)  Schönberg  a.  a.  0.  S.  43. 
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Was  die  städtischen  Gemeinden  anlangt^  so  kann  man  sagen,  daß 
diese  auf  dem  Wege  sind,  die  großen  Aufgaben  zu  erfüllen,  welche 
die  städtischen  Sicherheits-,  Wohlfahrts-  und  Annehmlichkeitsinteressen 
befördern  sollen.  Mit  der  Einrichtung  des  Oktroi  in  der  Gemeinde 
der  Stadt  Belgrad,  wie  wir  das  später  noch  sehen  werden,  ist  ihr  die 
Möglichkeit  gegeben,  große  Arbeiten  herzustellen,  wie  moderne  Be- 
leuchtung, Wasserleitung,  Kanalisation,  Schlachthäuser,  Errichtung 
Yon  Entrepöts,  Pflasterung  usw.  ^)  Von  diesen  Aufgaben  sind  in 
letzter  Zeit  schon  folgende  ausgeführt:  die  Beleuchtung  der  Straßen 
und  die  Straßenbahnen  —  elektrische  und  Pferdebahnen  —  sind 
in  Händen  privater  Kapitalisten  imter  der  Kontrolle  der  Gemeinde; 
die  Gemeinde  selbst  übernimmt  die  Petroleumbeleuchtung  in  manchen 
Nebenstraßen.  Für  Instandhaltung  der  Straßen,  Pflasterung,  Pro- 
menaden, Parkanlagen,  Plätze,  Besprengung  der  Straßen,  Kehricht- 
abfuhr  sorgt  die  Gemeinde  selbst.  Die  Beteiligung  der  Privaten 
daran  in  Form  von  Geldleistungen  —  Beiträge  —  besonders  für 
Pflasterung  ist  nicht  ausgeschlossen.  Für  die  Erfüllung  dieser  letzten 
Aufgaben  hat  die  Gemeinde  ein  selbständiges  Budget,  das  sog.  „Budget 
des  Begulationsfonds  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad" ;  es  wird  er- 
halten durch  Pachtzins  des  Gemeinde- Grund  und  Bodens  und  durch 
.Verkauf  desselben.  Jeder  einzelne,  der  ein  Haus  bauen  will,  ist  ver- 
pflichtet, dies  nach  dem  von  der  Gemeinde  bestimmten  Plan  zu  tun. 
Die  Unterhaltung  der  Marktplätze  und  Hallen  übernimmt  die  Ge- 
meinde aus  den  Einnahmen,  die  ihr  daraus  fließen ;  die  anderen  Auf- 
gäben sind  noch  auf  dem  Wege  erfüllt  zu  werden. 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Ausgaben. 


Die  Gemeindeausgaben  sind  den  Einnahmen  gleich;  es  gibt 
wenige  Gemeinden,  bei  denen  ein  praktisches  Finanzdefizit  vorhanden 
ist.     Es  ist  unmöglich,  andere  Zustände  zu  finden,  da  die  Gemeinden 

^)  Berichte  der  finanztechnischen  Kommission  an  den  Ausschuß  der  Ge- 
meinde der  Stadt  Belgrad. 

XLVI.  4 


—  so- 
nach den  Aufgaben,  die  sie  zu  bestreiten  haben,  di«  Einnahmen  regeln, 
und  wenn  &ich  dabei  ein  Defizit  herausstellt,  wird  es  durch  den  Zax- 
schlag  zur  direkten  Staat^teuer  gedeckt.  In  den  ersten  Zeiten  des 
Gemeindelebens  waren  in  vielen  Gemeinden  die  Einnahmen  erheblich 
großer  als  die  Ausgaben,  woraus  ein  Suffizit  hervorging  und  wodurch 
meistens  das  Gemeindemobiliarvermögen  entstanden  ist.  Heutzutage 
wird  bei  der  Bildung  des  Gemeindevermögens  nicht  in  dieser  Weise 
verfahlren,  da,  wenn  es  Yorkommt,  daß  zwischen  den  Ausgaben  und 
Einnahmen  ein  Suffizit  vorhanden  ist,  es  nicht  kapitalisiert,  sondern 
als  Einnahme  in  das  Budget   der  nächsten  Periode  übertragen  wird. 

Die  Ausgaben  der  Gemeinden,  wenn  man  sie  einzeln  betrachtet, 
sind  sehr  gering.  Man  kann  sie  nach  dem  Aufgabenkreis,  wofUr  sie 
ausgegeben  werden,  in  drei  Gruppen  teilen.  Sie  sind  entweder 
entstanden  uud  hervorgerufen  durch  die  Ausgaben  für  a)  staatliche 
Zwecke,  b)  obligatorisch  kommunale  Zwecke,  c)  fakultativ  kommunale 
Zwecke.^) 

1.  Die  Ausgaben  für  staatliche  Zwecke.  Diese  Aus- 
gaben, die  zur  Durchführung  mancher  dem  Staate  zustehenden  Auf- 
gaben gemacht  werden,  werden  von  der  Gemeinde  bestritten,  einmal 
wegen  ihrer  besonderen  Ortskenntnisse,  dann  wegen  schonungsvoUer 
Rücksicht  auf  örtliche  Interessen.  ^)  Hierher  gehören  Rechtspfiege, 
Zivilstandswesen,  Polizei wesen  (Sicherheits-,  Gesundheits-  und  Bau« 
polizeiwesen),  dann  aus  dem  Militärwesen  die  Aushebung  und  Bekhi- 
tierung  der  Militärpflichtigen,  die  Ausgaben  für  Beihilfe  bei  der 
Volkszählung,  die  Besorgung  politischer  Wahlen  und  zuletzt  aus  der 
Pinanzverwaltung  die  Erhebung  gewisser  Steuern.  Wir  haben  schon 
gesehen,  inwieweit  die  Gemeinden  diesen  staatlichen  Zwecken  zu  dienen 
haben ;  bei  der  Volkszählung  wird  der  Gemeinde  als  Pflicht  zugewiesen, 
die  statistischen  Erhebungen  zu  leiten;  als  Organ  der  staatlichen 
Finanzverwaltung,  ist  die  Gemeinde  zur  Erhebung  direkter  Staatssteuern 
verpflichtet  in  der  Weise,  daß  die  Gemeindebehörden  in  dem  Ge- 
meindekreis von  den  Steuerpflichtigen  die  Summe  zu  erheben  ver- 
pflichtet sind,  wonach  sie  dieselben  den  Staatsorganen  zu  übergeben 
haben. 

Die  Ausgaben  für  staatliche  Zwecke  sind  sehr  erheblich^  und 
man  kann  sagen,  sie  bilden  den  größten  Teil  der  Ausgaben  in  dem 
Gemeindebudget.    Das  ist  eben  der  Fall  in  den  ländlichen  Gemeinden, 


^)  Röscher,  Finanz  Wissenschaft  Art.  Gemeindefinanzen  8.  725. 
«)  Röscher  a.  a.  0.  S.  726. 
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während  die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  von  diesen  Ausgaben  meist 
befreit  ist.  Diese  staatlichen  Aufgaben ,  die  den  Gemeinden  auf« 
erlegt  sind,  und  die  jeden  Tag  wachsen,  haben  ganz  naturgemäß 
einen  mannigfaltigeren  Yerwaltungsorganismus  und  eine  mannigfaltigere 
VerwaltuDgstätigkeit  hervorgerufen.  Daher  sehen  wir,  daß  die  größten 
Ausgaben,  die  an  erster  Stelle  kommeu;  die  Ausgaben  für  Yerwaltuugs- 
und  Behördenapparat  sind.  Im  Jahre  1899  betrugen  die  Ausgaben 
für  alle  Gemeinden  in  Serbien  für  die  Besoldung  der  Bürgermeister 
und  andere  Gemeindebehörden  insgesaint  3  650  990  Mark,  was  gegen 
8638  267  Mark  der  gesamten  Gemeindeausgaben  42,27^0  bedeutet.^) 
Dieser  Summe  muß  man  noch  die,  die  die  Gemeinden  als  Kanzlei- 
ausgaben brauchen,  hinzufügen,  dann  werden  wir  die  richtige  Größe 
der  Ausgaben  für  den  Yerwaltungsorganismus  haben:  diese  betrugen 
im  Jahre  1899  insgesamt  230  689  Mark,  d.  b.  die  ganzen  Aus- 
gaben für  Verwaltung  erreichen  die  Summe  von  3  881679  Mark, 
was  mit  den  gesamten  Gemeindeausgaben  verglichen,  44,94%  be- 
deutet, fast  also  die  Hälfte  der  gesamten  Gemeindeausgaben.  Dieselbe 
Tendenz  finden  wir  in  früheren  Zeiten :  da  damals  die  Ausgaben  für 
höhere  wirtschaftliche  und  kulturelle  Zwecke  eine  niedrigere  Be« 
deutung  hatten,  so  traten  die  Ausgaben  für  die  Verwaltung  noch 
erheblicher  hervor.  Im  Vergleich  zu  den  Gesamtausgaben  der  Ge« 
meinden,  die  eine  Höhe  von  4304424  Mark  erreichten  (Statistik  für 
das  Jahr  1890),^)  waren  die  Verwaltungskosten  2  538  970  Mark,  was 
58,98%  der  gesamten  Gemeindeausgaben  bedeutet.  Die  Ausgaben 
der  städtischen  Gemeinden  für  die  Verwaltungsorgane  sind  im  Ver» 
gleich  zu  den  gesamten  Gemeindeausgaben  geringer,  als  dies  in 
ländlichen  Gemeinden  der  Fall  ist.  So  z.  B.  erreichten  die  Ausgaben 
der  Stadt  Belgrad  für  die  Verwaltung  im  Jahre  1899  die  Summe  von 
454692  Mark.*)  Zu  den  gesamten  Ausgaben  von  1864679  Mark 
im  Jahre  1902  stieg  diese  Summe  auf  701 814  Mark.  *) 

2.  Ausgaben  für  obligatorische  kommunale  Zwecke» 
Die  Ausgaben  sind  solche,  für  die  sich  jede  normal  entwickelte  Ge- 
meinde für  moralisch  verpflichtet  hält.*)  Ein  Zwang  seitens  des 
Staats  durch  das  Gemeindegesetz  in  Serbien  bei  Nichtbeachtung 
desselben,  kann  nur  in  einzelnen  Fällen  stattfinden ;  das  sind  nämlich 

*)  Statistisches  Jahrbuch.   IV. 

')  Statistisches  Jahrbach.   I. 

')  Statistisches  Jahrbuch.   IV. 

*)  Jahresberechnungen  der  Ausgaben  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgri^d  (1902). 

»)  ßoscher  a.  a.  0.  S.  726. 
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die  Aufgaben,  die  durch  das  Gesetz  erforderlich  sind  und  für  deren 
Erfüllung  die  Gemeinde  moralisch  verantwortlich  ist.  Durch  das 
Gemeindegesetz  ist  die  Selbstverwaltung  der  Gemeinden  in  erheblicher 
Weise  durchgeführt,  so  daß  es  den  Gemeinden  gewissermaßen  über- 
lassen ist,  die  Aufgaben  freiwillig  durchzuführen.  So  hat  bei  der 
Aufstellung  des  Budgets  der  Staat  nicht  das  Recht,  etwaigen  Einfluß 
auszuüben;  es  steht  der  Gemeinde  frei,  ob  sie  etwaige  Positionen 
eintragen  will.  Der  Staat  hat  nur  das  Recht,  aufzupassen,  ob  die  Auf- 
gaben und  die  Ausgaben  dafür,  die  für  ihn  in  das  Budget  eingetragen 
sind,  auch  erfüllt  werden.  Nach  den  früheren  Gesetzen  tritt  das 
Budget  in  Kraft  nach  der  Genehmigung  des  Staates,  wobei  derselbe 
das  Recht  hatte  etwaige  Änderungen  in  demselben  vorzunehmen. 
Nach  dem  heute  geltenden  Gemeindegesetze  stellt  die  Gemeinde  das 
Budget  selbst  auf,  und  nach  Genehmigung  durch  den  Bezirksausscfauss 
tritt  es  in  volle  Kraft.  Die  deutsche  Gesetzgebung  pflegt  dem  Staate 
das  Recht  der  zwangsweisen  Einstellung  der  Ausgaben  für  solche 
Leistungen,  zu  denen  die  kommunalen  Körper  durch  die  Gesetzgebung 
verpflichtet  sind,  in  das  Budget  derselben  vorzubehalten.  ^)  Zu  diesen 
zählen  wir  die  Ausgaben  für  das  Schulwesen,  für  das  Wege-  und 
Brückenwesen,  für  Erhaltung  und  Errichtung  von  Gemeindegebäuden 
und  für  das  Armen wesen.  Hier  kommen  auch  in  Betracht  die  Aus- 
gaben für  das  Feuerlöschwesen,  besonders  für  die  Gemeinde  der 
Stadt  Belgrad. 

a)  Die  gesamten  Ausgaben  für  das  Schulwesen,  für  Schul- 
lokale, Unterrichtsmittel,  Wohnung  der  Lehrer,  werden  meistens 
durch  Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuern  bestritten.  Es  wird 
überhaupt  die  Sorge  für  den  Elementarunterricht  zwischen  Staat  und 
Gemeinde  verteilt ;  in  Deutschland  wird  die  Sorge  den  Ortsgemeinden 
und  einzelnen  Spezialgemeinden  übertragen.^)  Im  Jahre  1899  be- 
trugen die  Ausgaben  für  das  Schulwesen  insgesamt  932430  Mark, 
was  10,79%  der  gesamten  Gemeindeausgaben  bedeutet.  Diese  Aus- 
gaben für  das  Schulwesen  waren  im  Vergleich  zu  den  gesamten 
Ausgaben  in  früheren  Perioden  etwas  größer  (von  den  gesamten 
Ausgaben  von  4340424  Mark  betrugen  1890  die  Ausgaben  für  das 
Schulwesen  607  800  Mark,'^)  also  14,12^0  ^^^  gesamten  Ausgaben); 
jedoch  im  Vergleich  zu   den  jetzigen  Ausgaben  sind  sie  in  der  Tat 


>)  Conrad,  Handw.  d.  Staataw.    Jena  1900.    Bd.  4.    S.  111. 
•)  Conrad,  Handw.  d.  Staats w.    S.  116. 
')  Statistisches  Jahrbuch.   I. 
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kleiner  gewesen.  Außer  diesen  Ausgaben  für  das  Schulwesen  geben 
die  Gemeinden  große  Summen,  die  durch  den  s.  g.  ^Schnlzuschlag'' 
erhoben  werden,  der  nach  der  direkten  Staatssteuer  bemessen  wird. 
In  der  folgenden  Tabelle  geben  wir  einen  Vergleich  der  Staats-  und 
Gemeindeausgaben  für  das  Elementarschnlwesen.  (Bei  den  Gemeinde- 
ausgaben sind  die  zwei  Ausgaben,  die  wir  oben  erwähnt  haben,  zu- 
sammengerechnet, weil  der  Schulzuschlag  nie  einzeln  in  das  Budget 
eingetragen  wird.) 


Für  das  Schulwesen  ausgegeben 

Jahr 

durch  den 
Staat 

durch  die 
Gemeinde 

"10  (XX)  Mark 

Zusammen 

1890 

io86 

725 

I  811 

1891 

I  178 

709 

1887 

1892 

1255 

814 

2069 

1893 

I  391 

790 

2  181 

1894 

1480 

904 

2384 

1895 

I  572 

987 

2559 

1896 

1647 

892 

2539 

1897 

1732 

885 

2  617 

1898 

I  815 

937 

2752 

1899 

~^~ 

2575 

.2575 

Die  Ausgaben  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  für  das  Schul- 
wesen sind  innerhalb  5  Jahren  rapid  gewachsen:  von  80414  Mark 
im  Jahre  1898  wuchsen  sie  im  Jahre  1902  auf  225  686  Mark.  Diese 
werden  für  folgende  Posten  ausgegeben:  Besoldung  der  Lehier  und 
allerlei  Zuschüsse,  Miete  für  die  Schulgebäude,  Schulbibliotheken, 
Bedienung,  Heizung  und  verschiedene  Stipendien  ^).  In  der  folgenden 
Tabelle  geben  wir  einen  Vergleich  der  Ausgaben  einiger  deutschen 
Städte  für  das  Schulwesen  mit  den  Ausgaben  der  Stadt  Belgrad 
für  diesen  Zweck,  woraus  ersichtlich  ist,  was  in  den  einzelnen  er- 
wähnten Städten  für  jeden  Schüler  ausgegeben  wird.  (Eheberg 
a.  a.  O.  S.  469.) 

b)  Die  Ausgaben,  die  alle  Gemeinden  für  Erhaltung  und  Bau 
von  Wegen  und  Chausseen,  dann  für  die  Errichtung  von  notwendigen 
Gebäuden  zu  leisten  haben,  fallen  der  ländlichen  Bevölkerung  in 
Form  von  Arbeit  und  Naturalleistungen,  oder  in  Form  von  Zuschlägen 


*)  Jahresberechnungen  der  Ausgaben  und  Einnahmen  der  Stadt  Belgrad  für 
das  Jahr  1898  und  für  das  Jahr  1902. 


—    54    — 


Jahr  189fi/97 
Städte 


Kosten  für  das  Schalwesen 


in  Mark 


für  je  einen 
Schüler 


Berlin  . 
Breslau  . 
3iünchen 
Leipzig:  . 
Dresden . 


•         • 


•         • 


13368883 

2  934  036 

2  380  792 

3  690  262 
2  077  746 


59,8 

54,7 
48,0 

54,8 

52,4 


Belgrad  (1898)     . 


80414 


25,3 


zu  den  direkten  Staatssteuem  zur  Last  Deshalb  finden  wir  trotz 
der  großen  Tätigkeit  der  Gemeinden  in  dieser  Richtung  in  den 
meisten  Gemeinden  eine  geringere  Summe  als  Ausgabe  für  die  Er- 
füllung der  oben  erwähnten  Aufgaben.  In  der  folgenden  Tabelle 
können  wir  übersichtlich  die  ganze  Tätigkeit  der  Gemeinden,  hin- 
sichtlich der  Errichtung  neuer  Gemeindegebäude,  ersehen;  in  einer 
Zeit  von  ungefähr  10  Jahren  erreichen  die  Gesamtausgaben  für  den 
Bau  neuer  Gemeindegebäude  (Kirchen,  Schulen,  Gerichtshäuser,  Ge- 
fängnisse, Wasserleitungen  u.  a.)  die  Gesaratsumme  von  2  843 171  Mark. 
Zu  der  Summe  von  2  182856  Mark  der  gesamten  Ausgaben  muß  man 
noch  die  Ausgaben  für  den  Bau  der  Gemeindegebäude  für  1892  — 
305  511  Mark  und  1893  —  354804  Mark  hinzufügen,  i) 


Jahr 


Die  Zahl  der  neu  errichteten  Gemeindegeb^ude 


Kirchen 


Schalen 


Gerichts- 
häuser 


Andere 


Wasser- 
leitung 


Summe 


Ausgaben 
Mk. 


1899 
1898 
1897 
1896 
1895 
1894 
1891 
1890 
1889 


Summe 


25 
15 

5 

3 
6 

26 

13 
7 

5 


131 

79 

^4 
20 

14 
40 

25 

14 

5 


117 

77 

5 

9 

4 

5 
6 

16 
3 


68 

_ 

341 

28 

— 

199 

II 

— 

35 

32 

— 

64 

5 

29 

3 

74 

4 

5 

53 

10 

47 

8 

21 

430130 

248800 

166  465 

318320 

267  933 
272  750 

199  757 
149734 
108  967 


105 


342 


242 


169 


863 


2  182856 


Die   Ausgaben   für  Straßen,    Wege   und  Brücken  und  sonstige 
Bauten  in  der  Gemeinde   der  Stadt  Belgrad   betrugen  für   das  Jahr 


')  Stat.  Jahrbuch.   III  u.  IV. 
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1903  —  66269  Mark;  diese  Ausgaben  sind  in  kurzer  Zeit,  infolge 
der  Eegulierung  der  Stadt,  sehr  gewachsen.  (Nach  der  Statistik  vom 
Jahre  1899  betrugen  diese  13285  Mark.) 

c)  Die  Ausgaben  für  das  Armen wesen  sind  nicht  wegen  ihrer 
Größe,  sondern  wegen  ihrer  sozialen  Bedeutung  zu  erwähnen;  man 
versteht  darunter  die  Ausgaben  für  Unterstützung  der  Armen^  Kranken, 
körperlich  Schwachen  (Tauben,  Stummen  und  Blinden) .  und  zuletzt 
für  Unterstützung  der  unehelichen  Kinder.  Die  Armenpflege  in 
Serbien  ist  nicht  besonders  organisiert;  diese  übernimmt  die  Ge- 
meinde, sie  ist  aber  von  dem  guten  Willen  und  Charakter  des 
Gemeindevorstehers  abhängig.  Sie  sind  von  allen  anderen  die  nie- 
drigsten Ausgaben ;  der  Hauptteil  derselben  wird  durch  die  städtischen 
Gemeinden  gedeckt.  Dadurch  sind  sie  so  klein,  daß  es  scheint,  in 
Serbien  sei  das  humane  Gefühl  nicht  so,  wie  in  anderen  Kulturländern 
entwickelt.  Aber  der  wichtigste  Grund  so  niedriger  Ausgaben  für 
das  Armenwesen  liegt  darin,  daß  es  Tatsache  ist,  daß  in  Serbien 
Armut,  Besitz-  und  Arbeitslosigkeit  nicht  sehr  verbreitet  sind,  woraus 
sich  die  Tatsache  ergibt,  daß  meistens  nur  die  einer  Hilfe  bedürfen, 
die  körperlich  schwach^  taub,  stumm  oder  blind  sind.  Als  zweite 
Ursache  kann  man  auch  die  Tatsache  annehmen,  daß  in  Serbien 
unter  allen  Ländern  die  günstigsten  Verhältnisse  sind,  was  die  un- 
ehelichen Kinder  anlangt.  ^)  Man  könnte  hier  auch  die  günstigen 
Verhältnisse  in  betreff  der  Zahl  der  männlichen  und  weiblichen 
Personen  anführen,  da  die  Zahl  der  Männer  größer  ist  als  die  der 
Frauen,  und  dadurch  die  letzteren  nicht  ohne  die  stärkere  Unterstützung 
der  Männer  bleiben. 

Die  genaue  Höhe  der  Ausgaben  für  das  Armenwesen  aller  Ge- 
meinden in  Serbien  ist  nicht  festzustellen,  aber  nach  der  Höhe  der 
früheren  Jahre  (1889  hatten  sie  zusammen  die  Summe  von  102036  Mark 
erreicht;  darunter  fallen  auf  die  städtischen  Gemeinden  78465  Mark, 
wovon  auf  die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  54500  Mark  kommen,)*) 
konnte  man  die  Summe  von  150000  Mark  feststellen.  Bei  den  Aus- 
gaben der  Stadt  Belgrad  für  das  Armenwesen  können  wir  einen  Zu- 
wachs der  Höhe  beobachten;  im  Jahre  1879  finden  wir  diese  Aus- 
gaben in  Höhe  von  53000  Mark/)  während  sie  nach  20  Jahren  auf 
75410  Mark  wachsen,  um  im  Jahre  1902  die  Summe  von  84436  Mark 

*)  O.  Mayer,  Statistik  und  Gesellscbaftslehre.  Bd.  II:  ^Bevölkerungsstatistik" 
S.  197  flf. 

*)  Otadjbina,  Über  die  Gemeindefinanzen  für  das  Jahr  1889  S.  399. 
•)  Der  Staatshaushalt  von  Belgrad  pro  1878,79. 
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zu  erfeichen.    Im  Jahre  1894  (Flinzer  im  Jahrbuch  der  Städte  VI 
S.  201  £F.): 


Kosten  der  offenen 

Kosten  der  allg.  städt. 

in 

Armenpflege 

Krankenanstalten 

Berlin    .... 

5827187 

I  547  485 

München    .    .    . 

4  096  406 

1050  511 

Leipzig .... 

848  940 

5  «5  450 

HaUe  a/S.  96/97. 

409  287 

Gesamtbetrag  d.  Ausgaben 

Nürnberg  .    .    . 

365  292 

30000 

Belgrad  (1899)    . 

75410 

Gesamtbetrag  d.  Ausgaben. 

Wie  wir  schon  erwähnt  haben,  übernimmt  die  Hanptunterstützung 
der  Armen  und  körperlich  Schwachen  der  Staat  durch  besondere 
Einrichtungen  wie  Krankenhäuser,  Häuser  für  arme  und  elternlose 
Kinder,  für  Taubstumme  und  Blinde  und  endlich  Irrenhäuser.  Die 
Ausgaben  der  Gemeinden  für  das  Armenwesen  erscheinen  hier  als 
eine  Ergänzung  der  staatlichen  Ausgaben  für  diese  Zwecke. 

d)  Das  Gemeindegericht  trägt  die  Sorge  für  das  Feuerlösch- 
wesen; diese  Einrichtungen  des  Feuerlöschwesens  sind  in  ländlichen 
Gemeinden  Ton  ganz  beschränktem  Umfange;  jedoch  spielen  sie  eine 
größere  Rolle  in  städtischen  Gemeinden.  So  ist  das  Feuerlöschwesen 
in  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  besonders  organisiert,  mit  tech- 
nischen Vorkehrungen  und  besonders  dazu  bestimmten  Beamten.  Die 
jährlichen  Ausgaben  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  für  das  Feuer- 
löschwesen betragen  28  000  Mark.  Die  Kosten  des  Feuerlöschwesens 
nehmen  in  größeren  Städten  Deutschlands  einen  wesentlichen  Umfang 
an.    Sie  betrugen  für  das  Jahr  1897/1898  in  Mark:^) 


Berlin 

.     I  758818 

München   .    .    . 

252  965 

Leipzig      .    .    .    . 

225015 

Nürnberg  .    .    . 

48  645 

Belgrad  (1900)  . 

24000 

Die  meisten  Städte  Deutschlands  decken  einen  Teil  der  auf- 
zubringenden Beträge  für  das  Feuerlöschwesen  durch  Zuschüsse  des 
Staates,  durch  Versicherungen,  sowie  durch  Erträgnisse  aus  Arbeiter- 
Verdienst  der  Feuerwehr;  das  ist  überhaupt  in  Serbien  und  in  der 
Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  nicht  der  Fall. 


^j  Eheberg  a.  a.  0.  S.  468. 
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3.  Die  Ausgaben  für  fakultativ-kommunale  Zwecke 
(Röscher).  Dazu  zählt  man  diejenigen,  die  über  das  Minimum  der 
Ausgaben  für  staatliche  und  kommunale,  obb'gatorische ,  durch  das 
Gesetz  geforderte  Zwecke  hinausgehen;  es  scheinen  hier  nach  dem 
Kreis  der  Aufgaben,  für  die  diese  gemacht  werden,  die  Ausgaben 
besonders  auf  städtische  Gemeinden  zu  fallen.  Jede  Gemeinde  ist 
selbstberechtigt,  solche  Einrichtungen  und  Anstalten  ins  Leben  zu 
rufen,  die  die  Annehmlichkeit  und  Bequemlichkeit  der  Gemeinde- 
angehörigen fördern.  Das  ist  eben  der  Fall  bei  städtischen  Ge- 
meinden, besonders  bei  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad,  Ausgaben, 
die  man  als  freiwillige  bezeichnen  kann.  Es  kommen  hier  in  Betracht 
die  Ausgaben  für  Wasserleitung,  Reinhaltung  der  Straßen  und  Straßen- 
besprengung,  Parkanlagen,  Pflasterung,  Markthallen  und  Schlachthof 
(Beleuchtung  der  Straßen  und  Straßenbahnen  sind  in  den  Händen 
von  Privatuntemehmem).  Dadurch,  daß  sie  diese  Anstalten  und  Ein- 
richtungen ins  Leben  ruft,  ist  die  Gemeinde  öfters  nicht  nur  imstande, 
die  Ausgaben  dafür  zu  decken,  sondern  auch  einen  Überschuß  als 
Einnahmen  jährlich  zu  erzielen.  Die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad 
stellte  in  dem  Budget  für  das  Jahr  1903  die  Ausgaben  für  die 
Wasserleitung  auf  120440  Mark  fest;  die  Einnahmen  aus  der  Wasser- 
leitung beliefen  sich  auf  250400  Mark,  was  einen  jährlichen  Über- 
schuß von  129960  Mark  bedeutet.  Die  Überschüsse  nach  Abzug 
der  Aufwendung  für  öffentliche  Zwecke  stellen  sich  in  einigen  Städten 
Deutschlands  für  Wasserwerke  folgendermaßen:  (in  1000  Mark; 
Conrad  Handw.  d.  Staatsw.  S.  122): 


Berlin  .    .    . 

.     5451 

München  . 

887 

Leipzig     .    , 

809 

Dresden     . 

.    892 

Nürnberg  . 

.    238 

Belgrad 

.     130 

Das  ist  ebenso  der  Fall  mit  den  Markthallen  und  dem  Schlacht- 
hof. Für  die  Erhaltung  der  Markthallen  werden  jährlich  sehr  ge- 
ringe Summen  seitens  der  Gemeinde  ausgegeben,  so  daß  dieselben 
eine  Einnahme  von  24528  Mark  abwerfen.  Die  Ausgaben  für  den 
Schlachthof  beliefen  sich  auf  12  560  Mark  (1903)  jährlich,  gegen  eine 
Einnahme  von  72  000  Mark;  so  auch  die  jährlichen  Ausgaben  der  Ge- 
meinde für  die  Reinigung  der  Straßen  in  Summe  von  40  225  Mark  gegen 
eine  Einnahme  von  21640  Mark.  Die  Reinigung  der  dem  Verkehr 
übergebenen  Straßen  und  Pflaster,  sowie  die  Abfuhr  des  Straßen- 
und  Hauskehrichts   geschieht  in   einer  Reihe  von  Städten  Deutsch- 
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lands  ausschließlich  auf  Kosten  der  Stadt.  Es  betragen  (nach  den 
Zusammenstellungen  Flingers  im  Jahrbuch  d.  Städte  YII.  197  ff.)  im 
Jahre  189H/97  die 


Ausgaben 

• 
• 

Einnahmen 

Berlin      .     .     . 

2  842  965 

1S5  749 

Leipzig    .     .     . 

192020 

77  121 

Dresden  .     .    . 

423  285 

243781 

München      .     . 

260875 

101  390 

Belgrad  (1903) 

40225 

21  640 

Von  den  wichtigsten  Gemeindeausgahen  sind  folgende  zu  nennen : 
die  Ausgaben  für  Verwaltung,  Schulwesen^  Verbesserung  und  Errich- 
tung neuer  Gebäude,  Wasserleitung,  Pflaster  uod  Beleuchtung.  Die 
folgende  Tabelle  soll  ein  Bild  der  gesamten  Gemeindeausgaben  io 
dem  Zeitraum  von  1890  bis  1899  geben. 


- 

Die  gesamten  Gemeindeausgaben  in  1000  Mark  für') 

Verbesse- 

Wasser- 

Jahre 

die 

das 

rung  u.  Er- 

leitung, 

andere 

711. 

Verwal- 

Kanzlei 

Schul- 

richtung 

Pflaster, 

Aus- 

AU- 

tung 

wesen 

von 

Beleuch- 

iraben 

sammen 

Gebäuden 

tung     1     - 

1899 

3651 

230 

933 

430 

315 

3079 

8638 

1898 

3  no 

266 

937 

249 

482 

2095 

7199 

1897 

3  120 

-  222 

885 

187 

471      !      1 958 

6843 

1896 

3315 

261 

892 

318 

382 

1  700 

6  868 

1895 

3189 

240 

906 

268 

220 

1853 

6676 

1894 

2939 

207 

904 

273 

250            1 547 

6  120 

1893 

2890 

192 

790 

354 

'2^7            I  210 

5653 

1892 

2  766 

202 

770 

305 

176 

1  107 

5327 

1891 

2576 

175 

668 

200 

244 

I  125 

4988 

1890 

2375 

163 

608 

150 

240 

768 

4304 

Die  größten  Ausgaben  sind  die  der  Verwaltung  in  jährlicher 
Höhe  von  3881  Tausend  Mark;  nach  diesen  kommen  die  für  das 
Schulwesen  (1899  0,933  Tausend  Mark),  sodann  für  die  Verbesserung 
und  Errichtung  von  Gebäuden  (1899  in  Summe  von  0,430  Tausend 
Mark).  Das  sind  zugleich  die  Hauptausgaben  der  ländlichen  Ge- 
meinden. Bei  städtischen  Gemeinden  wären  noch  zu  erwähnen  die 
für  Wasserleitung,  Pflasterung  und  Beleuchtung  in  Summe  von  0,315 


')  Zusammengestellt  nach  den  Statistischen  Jahrbüchern.    Buch  I,  II,  III  u.  IV. 
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Tausend  Mark  (1899)  und  andere  städtische  Ausgaben,  die  meistens 
unter  die  Rubrik  „andere  Ausgaben"  begriffen  sind,  in  Summe  von 
3,079  Tausend  Mark  (1899).  Die  ganze  Tabelle  zeigt  uns  ein  sebr 
langsames  Anwacbsen  der  Gemeindeausgaben  in  Serbien,  wie  im 
ganzen,  so  im  einzelnen;  in  der  Zeit  von  10  Jahren  haben  sich  die- 
selben verdoppelt.  Auffallend  sind  die  Ausgaben  für  die  Verwaltung, 
die  eine  verhältnismäßig  beträchtliche  Summe  bilden  und  die  stets 
im  Wachsen  begriffen  sind.  Die  Ausgaben  der  Stadt  Belgrad  wuchsen 
innerhalb  20  Jahren  von  126400  Mark  im  Jahre  1879  auf  1864679 
Mark  im  Jahre  1899  (s.  die  Tabellen  S.  60  u.  61). 


Dritter  Abschnitt. 

Die  £innahmeiL 


Die  Gemeindeeinnahmen  können  wir  als  zwei  verschiedenartige 
betrachten;  entweder  fließen  sie  aus  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit 
der  Gemeinden,  wie  Erwerbseinkünfte,  oder  sie  sind  öffentlich-recht- 
licher Natur.  Sie  erwachsen  nämlich  aus  der  Bebauung  des  Bodens 
oder  aus  gewöhnlichen  Betrieben,  oder  sie  können  durch  das  beson- 
dere Recht,  das  jeder  Gemeinde  von  dem  Staate  gesichert  ist,  und 
zwar  durch  die  Gebührenzuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuern  und 
manche,  wie  bei  städtischen  Gemeinden,  durch  Steuern  in  Form  von 
städtischen  Oktrois  einkommen.  Wenn  wir  auf  die  Einnahmen  der 
ländlichen  Gemeinden  blicken,  können  wir  die  zweite  Art,  die  wir  als 
gewerbsähnliche  Betriebe  bezeichnet  haben,  nicht  finden;  dagegen 
werden  wir  etwas  den  regalistischen  Gewerben  ähnliches  sehen.  Die 
Gemeinden  betreiben  auf  ihre  Kosten  und  ihr  Eisiko  meistens  keine 
Gewerbe,  sondern  diese  werden  alle  Privatleuten  gegeben,  wofür  die 
Gemeinde  Pachtzins  bekommt. 

Auf  den  ersten  Blick  sehen  wir,  daß  die  Einnahmen  der  Ge- 
meinden nicht  verschiedenartig  sind;  besonders  ist  das  der  Fall  bei 
den  ländlichen  Gemeinden.  Die  kleineren  ländlichen  Gemeinden 
haben  einen  kleinen  Kreis  der  Einnahmen,  durch  welche  sie  die 
Ausgaben  decken;   unter  diesen  als  regelmäßig  wiederkehrende  Posi- 
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Einnahmen,  Ausgaben  und  Schulden- 


1 

1898          1899 

1 

1900 

1901 

1902 

I.  Die  Einnahmen: 

1)  Aktivbestände     aus 
früheren  Finanzperioden 

2)  Pachtzins  v.  Gemeinde- 
vermögen      

3)  Gebühren  für  Benutzung 
öffentl.  Meß-  u.  Wäge- 
anstalten   

• 

4)  Schrannengebühr .    .     . 

5)  Gebühr  für  Benutzung 
öflfentlicher  Wege     .    . 

6)  Städtisches  Oktroi    .    . 

7)  Von    verkauftem     Ge- 
meindevermögen .    .    . 

8)  Strafen 

9)  Gebühren 

10)  Geldzins 

11)  Verschiedene    Ein- 
nahmen     

443603 

54143 
80468 

6487 

568 

83020 

1767 

714  157 

51 

475  949 

53075 

77  3" 
836460 

1304 
76033 

10685 
343  847 

90  129 
522  328 

51852 
36726 

3186 
923  540 

21  826 
34662 

8314 
328750 

153200 
482  678 

44772 
37836 

916449 

50386 

933 
25920 

7234 
41 1308 

60233 
488090 

50194 
33789 

63900 
940  x66 

14635 

1953 

51  610 

8240 
334619 

Summe 

I  384213    1874  715 

2021  311 

2  130  716    2047429 

Die  Gemeinde  hat  am  Ende 
des  Jahres 

III.  Vermögen: 

1)  Bares  Geld    .... 

2)  Immobiliarvermögen 

3)  Mobiliarvermögen .    . 

4)  Ausstände      .... 

21  178 

6  963  948 

124  167 

61390 

90  128 
4  368  480 

63016 
4154638 

153200 

4  692  866 

142  231 

3  765  195 

60233 

5  131  089 

61  417 

169  176 

122  432 
5  240  634 

228069 
2  834  292 

Summe 

7170683    8676262    8753492    5423515 

1                                                   i 

8  425  427 

')  Nach   den   Jahresberechnungen   der   Gemeinde    der   Stadt  Belgrad  zn- 
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last  der  Stadt  Belgrad.^) 


1898 

1899 

1900 

1901 

'     1902 

t 

II.  Die  Ausgaben: 

1)  Yerwaltungskosten .    . 

363  053 

454  692 

510069 

589  020 

!    701  814 

2)  Schalwesen     .... 

80418 

128902 

132  584 

153793 

1     225  686 

3)  Armenpflege  .... 

75411 

78384 

84436 

76299 

4)  Steuer  für  Gemeinde- 

Vermögen    

4681 

4800 

9  953 

7822 

6)  Straßen,Wege,Bräcken 

und  sonstige  Baaten  . 

26773 

13285 

37145 

30324 

56269 

6)  Amortisation  d.  Schul- 

den     

296  704 

— 

29689 

11328 

40000 

7)  Pflasterbau      .... 

205572 

47898 

55619 

318917 

131  675 

8)  Straßenbeleuchtung     . 

3368 

56670 

55942 

56000 

56655 

9)  Wasserleitung     .    .    . 

92018 

106  044 

112  675 

113  495 

266  052 

10)  Krankenhaas  .... 

1 

4800 

— 

11)  Sonstige  Ausgaben 

323810 

977  096 

851  203 

698  420 

359  728 

Summe 

I  391  716 

4  864  679 

I  868  1 10 

2  070  486 

I  925  000 

Die  Gemeinde  hat  am  Ende 

des  Jahres 

IV.  Schulden: 

1)  Dem  Staate  .... 

— 

— 

— 

2)  „Uprama  Fondowa**  . 

129786 

117  928 

95315 

119299 

— 

3)  Andere  Anstalten  .     . 

2  113  232 

I  538  940 

371755 

I  230  879 

— 

4)  Privatpersonen  .    .     . 

381618.' 

492  154 

128000 

254  526 

— 

Summe 

1 

2  624  636 

2  149022 

I  747  070  ' 

1 

I  604  704 

sammengestellt. 


1 
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tion  findet  man  den  Zuschlag  zu  den  direkten  Staatssteuern.  Es 
gibt  eine  geringe  Zahl  von  Gemeinden,  bei  denwi  man  denselben 
nicht  finden  kann;  solches  sind  meistens  die  Gemeinden,  die.  das 
Oktroi  eingeführt  haben,  oder  solche,  bei  denen  die  Einnahmen  zur 
Deckung  der  Ausgaben  aus  dem  Vermögen  ausreichen. 


1.  Kapitel. 

Die  Erwerbseinkünfte.^) 


•      • 


Den  Hauptbestandteil  des  Gemeindevermögens,  besonders  der 
ländlichen  Gemeinden,  bildet  das  Eigentum  an  Grnnd  und  Bodea  in 
der  Form  von  Waldland,  Weide  und  Acker.  Um .  zu  jerörtero,  wie 
das  Gemeinde  vermögen  entstanden  ist,  müssen  wir  einen  Blick  auf  die 
in  Alt-Serbien  herrschenden  Eigentumsverhältnisse  werfen.  Damals 
galt  aller  Grund  und  Boden  als  Stammeigentum  und  an  dem  durch 
die  Entwicklung  der  Kultur  mehr  und  mehr  ausgebildeten  Sonder- 
eigehtum  an  Grund  und  Boden  können  wir  die  Reste  des  Stamm- 
eigentums beobachten,  das  sich  durch  die  stärkere  Organisation  des 
Staates  mehr  und  mehr  als  sog.  Volkseigentum  entwickelte.  In 
Montenegro  hat  sich  das  Stammleben  am  längsten  erhalten,  deshalb 
kennen  wir  heutzutage  kein  Gemeinde-  noch  Staatseigentum.  Alles 
Land  ist  auf  Stämme  und  sog.  „Kuce"  (Familien)  verteilt.  *)  Die 
Alpenweiden  sind  nicht,  wie  der  Ackerboden,  nach  den  Familien, 
sondern  nach  den  Stämmen  verteilt ;  es  hat  jeder  Stanun  eine  gewisse 
Weide,  auf  der  jedes  Haus  des  betreffenden  Stammes  gleiches  Recht 
hat,  Vieh  zu  weiden  und  Holz  zu  fällen.  Sonst  haben  die  Stämme 
gar  nichts  Gemeinsames,  auch  haben  sie  nicht  den  Begriff  von  der 
Gemeinde  (Opschtina)  und  deren  Rechten  und  Pflichten,  wie  das  in 
Serbien  heutzutage  der  Fall  ist. 

In  Serbien  kommen  die  Gemeinden  zu  Eigentum,  wie  jede  andere 
juristische  Person ;  das  können  wir  am  besten  in  der  Zeit  beobachten, 
wo    die   Gemeinden   im   Anfang  ihres   Bestandes   das   unbewegliche 


»)  R.  Th.  Eheberg  a.  a.  O.  S.  470. 
*)  Ducie,  Montenegro.    1874.     S.  64. 
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Vermögen  za  sammeln  angefangen  hatten.  Als  Beispiel  nehmen  wir 
das  Waldiand;  durch  das  Gesetz  über  das  Waldland  wird  bestimmt, 
daß  den  Gemeinden  solches  Waldland  als  Eigentum  zuerkannt  wird, 
das  ihnen  im  Jahre  1B33,  als  die  Herrschaft  der  Spachis  aufhörte, 
zugefallen  ist,  oder  solches,  das  durch  die  Bewirtschaftung  der  Ge- 
meinde entstanden  ist. ^)  Die  Gemeinden,  die  kein  Waldiand  und 
keinen  Boden  zum  Anbau  desselben  besitzen,  bekommen  Ton  dem 
Staate  Waldland  oder  Boden  ohne  Entgelt  als  Eigentum.^)  Neben 
solchem  Gemeindewaldland  besteht  noch  das  sog.  „Dorfwaldland'^, 
das  die  Gemeinde  verwaltet,  aber  das  Kecht  zur  Benutzung  behalten 
die  Einwohner  des  Dorfes.*)  Über  die  Größe  der  Forsten  in  Serbien 
möge  uns  folgendes  Aufschluß  geben.  Die  StaatsforBten  erreichen 
die  Größe  von  55  000  Hektar;  die  Gemeindeforsten  650000  Hektar; 
die. Kirchen-  und  Klösterforsten  17000  Hektar;  die-  der  Privaten 
ca.  300000  Hektar.  Die  gesamte  Größe  der  Forstfläche  in  Serbien 
ist  also  ca.  1517  000  Hektar. 

Über  die  Gemeindeforsten  hat  sich  der  Staat  das  Aufsichtsrecht 
vorbehalten,  um  eine  Ausbeutung  zu  verhindern.  Um  den  Zweck  zu 
erreichen,  sind  die  Gemeinden  verpflichtet,  den  Gemeindewald  und 
Boden  auszumessen  und  einen  fünfjährigen  Plan  der  Bevnrtschaftung 
desselben  aufzustellen  und  ihn  der  Genehmigung  des  Ministeriums 
der  Landwirtschaft  vorzulegen.  Der  Staat  bestimmt  den  Gemeinden 
den  Betriebsplan,  nach  dem  sie  sich  in  der  Bewirtschaftung  der 
Wälder  zu  richten  haben.  Durch  das  Gesetz  vom  J4.  August  1876 
sind  in  Preußen  für  sämtliche  östliche  Provinzen  die  Betriebspläne 
der  Gemeindeforsten  der  Genehmigung  der  Regierungspräsidenten 
unterworfen.  Nach  einer  Aufnahme  im  Jahre  1893  betrug  die  Größe 
der  Gemeindewaldungen  in  allen  deutschen  Staaten  2  180  584  Hektar.^) 
Solche  Gemeinden,  die  kein  Waldland  oder  weniger  als  5  Hektar  be- 
sitzen, sind  verpflichtet,  in  der  Zeit  von  5  Jahren  dasselbe  zu  be- 
walden. ^)  Mit  den  Einnahmen  aus  den  Gemeinde-  und  Dorfforsten 
verfahren  die  Gemeinden  wie  mit  anderen  Gemeindeeinnahmen.  Zur 
besseren   Kontrolle    und    zum    Forstschutz    der   Gemeindewaldungen 


0  Das  J'orstgeaetz  vom  30.  März  1891  S,  2. 

*)  Das  Forstgesetz  a.  a.  0.  S.  6  Art.  12. 

^)  Das  Forstgesetz  a.  a.  0.  S.  2:  „Das  Dorfwaldland  ist  dasjenige,  das  ein- 
zelnen Dörfern  im  Jahre  1833  als  Sondereigentum  zuerkannt  wurde,  oder  durch 
ein  anderes  gesetzlich  berechtigtes  Verfahren  als  Eigentum  des  Dorfes  gilt." 

*)  fiheberg  a.  a.  S.  471. 

*)  Das  Forstgesetz  a.  a.  O.  S,  22  Art  67. 
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ist  jede  Gemeinde  verpflichtet,  eigene  Wächter  zu  halten;  diese  be- 
stimmt das  Gemeindegericht.  Das  Fällen  und  Hacken  des  Holzes 
in  den  Gemeinde-  und  Dorfforsten  für  das  Bedürfnis  der  Einwohner 
geschieht  nach  den  besonderen  durch  das  Gemeindegericht  festgesetzten 
Gebühren. 

In  fester  Beziehung  zu  den  Einnahmen  aus  dem  Baumfällen  und 
Holzhacken  stehen  die  Einnahmen  aus  dem  Eichel-  und  Weiderecht. 
Die  Einnahmen  wurden  auch  durch  das  Gesetz  über  die  Forsten  vom 
Jahre  1891  den  Gemeinden  zugeteilt;  das  sind  zugleich  die  erstent- 
standenen Gemeindeeinnahmen  nach  der  türkischen  Herrschaft.  Im 
Anfang  hatten  die  Gemeinden  das  Recht,  aus  dem  Eichelrecht  die 
Einnahmen  zu  erheben  nur  von  jenen  Forsten,  die  unter  der  türki- 
schen Herrschaft  Eigentum  der  Spachis  waren,  die  später,  im  Jahre 
1833,  wie  wir  gesehen  haben,  als  Eigentum  der  Gemeinden  gelten. 
Neben  diesen  bestanden  die  sogenannten  „Alije^^ ;  ^)  das  waren  Staats- 
forsten, von  denen  die  Einnahmen  anfangs  dem  Staate  zuflössen  und 
erst  später,  durch  das  Gesetz  vom  19.  Juni  1839,  in  die  Hände  der 
Gemeinden  kamen. ^) 

Vorher  haben  wir  erwähnt,  daß  sich  aus  dem  Begriffe  des  Stamm- 
eigentums der  Begriff  des  Volkseigentums  entwickelte;  das  kann  man 
am  besten  an  dem  Weiderecht  beobachten.  Im  Anfang  des  Ge- 
meindewesens entstand  ein  Kampf  zwischen  der  Gemeinde  und  ihren 
Angehörigen  wegen  des  Weiderechtes,  das  bei  den  Serben  als  B.echt 
[  des   Volkes  galt     Die   serbische  Gesetzgebung   versuchte  im  Jahre 

1839  das  Gemeindeweiderecht  ins  Leben  zu  rufen,  um  dadurch  eine 
neue  Quelle  der  Einnahme  zu  eröffnen ;  in  diesem  Versuch  wird  zum 
erstenmal  der  Begriff  des  Gemeindeeigentums  erwähnt.  Die  Folge 
dieses  Gesetzes  von  1839  war  die,  daß  die  Gemeinden  den  Ange- 
hörigen verboten,  das  Weiderecht  zu  benutzen;  durch  dies  Vorgehen 
kam  die  Gemeinde  mit  ihren  Angehörigen  in  Konflikt.  Dadurch 
wurde  der  Staat  gezwungen,  im  Jahre  1840  andere  Bestimmungen 
betreffs  des  Weiderechtes  zu  bringen.  Nach  denselben  haben  alle 
Angehörigen  der  Gemeinde  und  die  benachbarten  Dörfer  das  Recht, 
Vieh  zu  weiden,  ohne  irgend  welches  Entgelt  an  die  Gremeinde  zu 
leisten.  Dadurch  wurde  die  Gemeinde  aus  dem  ausschließlichen  Rechte 
der  Benutzung  des  Weiderechts  ausgeschlossen.  Dies  Gesetz  macht 
den  Gemeinden  noch  zur  Pflicht,  darüber  zu  wachen,  niemanden  von 
dem  Weiderecht  auszuschließen. 


i 


')  Sammlang  der  Gesetze  und  Verordnungen  Serbiens.    XXX.    S.  85. 

')  Radossavljeviö,  Die  Evolution  der  serb»  Haaskommunion.    Belgrad.   S.  25. 
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Die  BeDutznng  des  Dorfteichs  soll  nach  dem  Gewohnheitsrecht 
fernerhin  wie  den  Angehörigen  so  auch  den  henachbarten  Gemeinden 
nicht  verboten  werden.  So  auch  dürfen  die  Gemeinden  das  Fällen 
und  Hacken  des  Holzes  zum  Selbstgebrauch,  zu  Heiz-  und  Bau- 
zwecken, und  das  Eichelrecht  nach  dem  alten  Gewohnheitsrecht  nie- 
mandem verbieten.  Es  ist  den  Gemeinden  nicht  gestattet,  den  Handel 
zu  hindern,  dadurch  daß  sie  den  Kaufleuten  durch  Androhung  von 
Geldstrafe  nicht  gestatten,  während  des  Ankaufs  von  Vieh  dies  auf  der 
Weide  zu  halten,  unter  dem  Vorwand  des  Schutzes  der  Weide.  Nur 
in  dem  Falle,  daß  das  Vieh  den  Früchten  Schaden  verursacht,  ist 
die  Gemeinde  berechtigt,  Geldstrafe  zu  verhängen.^)  Hier  zeigt  sich 
am  besten  der  Kampf,  den  wir  vorher  erwähnt  haben,  zwischen  dem 
Begriff  des  Gemeindeeigentums  und  Volkseigentums.  Als  nun  die 
Zeit  kam,  wo  die  Wirtschaft  Werte  für  den  Verkehr  zu  schaffen 
anfing,  konnten  solche  Bestimmungen  nicht  mehr  als  günstig  gelten. 
So  sehen  wir,  daß  nach  17  Jahren,  im  Jahre  1857,  die  Gesetzgebung 
in  der  Feststellung  des  Bechts  auf  die  Benutzung  des  unbeweglichen 
Vermögens  eine  ganz  andere  Richtung  einschlägt.  Das  Ziel  dieser 
Änderung  in  der  Gesetzgebung  war,  das  spekulative  Streben  der 
einzelnen  zu  verhindern.  Jedem  Angehörigen  der  Gemeinde  wird 
fernerhin  das  Weiderecht  gestattet,  aber  nur,  soweit  es  für  die  häus- 
lichen Bedürfnisse  nötig  ist.  Für  das  Weiden  des  Viehes,  das  für 
den  Handel  bestimmt  ist,  hat  die  Gemeinde  das  Recht,  eine  gewisse 
Gebühr  zu  erheben.  Hier  tritt  schon  eine  Beschränkung  in  der  Be* 
nutzung  des  Volkseigentums  ein,  indem  man  ohne  irgendwelches  Ent- 
:gelt  den  Einwohnern  der  entfernteren  Gegenden  die  Benutzung  nicht 
gestattet. 

In  dem  Falle,  daß  irgend  ein  Bürger  der  Gemeinde  ohne  Boden 
bleibt,  ist  diese  verpflichtet,  solchem  ohne  Entgelt  Boden  zur  Ver- 
fügung zu  stellen  und  zwar  unter  folgenden  Bestimmungen: 

a)  Dürftigen  Einwohnern  der  Gemeinde  können  solche  Weiden 
nur  gegeben  werden,  wo  diese  ausreichend  vorhanden  sind,  so  daß 
unter  solchen  Umständen  der  Handel  und  die  Gemeinde  nicht  leiden. 
Hier  soll  man  auch  acht  geben,  vorher  solchen  Boden,  der  noch  un- 
gerodet  ist,  zu  geben,  um  das  Weideland  zu  behalten. 

b)  Nur  an  solche  Bürger  der  Gemeinde  ist  Boden  zu  geben,  die 
Klurch  ungünstige  ökonomische  Umstände  besitzlos  geworden  sind,  oder 
an  solche,  die  durch  die  Zersplitterung  der   „Zadruga'*   ohne   aus- 


^)  Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  Serbiens.   II. 
XLVI. 
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reichenden  Grund  und  Boden  geblieben  sind,  und  zuletzt  an  solche 
Bürger,  die  eingewandert  sind,  weil  sie  von  ihrer  Gemeinde  keinen 
Boden  bekommen  konnten. 

Es  haben  sich  aus  dem  Rechte  des  Volkes  auf  ausschließliche 
Benutzung  des  Immobiliarvermögens,  das  als  Eigentum  des  Volke» 
galt,  die  AUmendgüter  ausgebildet,  d.  h.  in  Eigentum  der  Gemeinde,, 
aber  in  der  Nutzung  der  Gemeindegenossen  befindliche  Gruudstücke. 
Dies  hat  sich  zuletzt  durch  die  neuere  Entwicklung  der  serbischen 
Gemeindegesetzgebung  zu  ausschließlichem  Privateigentum  der  Ge- 
meinde mit  ausschließlichem  Bechte  der  Benutzung  entwickelt,  wie 
wir  das  bei  den  Forsten  gesehen  haben  und  auch  bei  anderem  Im* 
mobiliareigeotum  der  Gemeinde  sehen  köunen. 

■  

In  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  erhob  bis  zum  Jahre  1839» 
der  Staat  die  Abgaben  aus  dem  Weiderecht;   es  waren  nämlich  zwei 
Grundlagen   für   die  Erhebung   derselben.     Erstens   wurde   für   den 
Platz,   wo  das  Vieh  stand,  und  zweitens   für  das  Weiden  derselben 
Abgaben  erhoben.     Diese  Einnahmen  führen  ihren  Ursprung  noch 
auf  die  Zeit  der  Türkenherrschaft  zurück.     Der  Sultan  gab   seinen 
Wesiren  das  Becht  zur  Erhebung  dieser  Einnahmen.     Es  scheinen 
diese  sehr  groß  gewesen  zu  sein,  da  die   österreichischen  Einwohner 
an  der  Donau  und  Save,  die  sich  meistens  mit  Viehzucht  beschäftigten,, 
infolge  der  häufigen  Überschwemmungen  genötigt  waren,   das   Vieh 
über  die  Grenze  zu  treiben,   um  es  nachher  gemästet  auf  den  Markt 
zu  schicken.     Im  Anfang  des  Staatslebens  Serbiens  bezahlten   auch 
die  Benutzer  der  Weiden  gewisse  Gebühren ;  nach  deren  Höhe  wurden 
die  Weiden  in   Stadt-  und  Dorfweiden  geteilt:   a)  für  das  Weiden, 
auf  Stadtweiden,   die  sich  in   der  Grenze   der  Gemeinden   befanden, 
wurden  nach  Zahl  und  Art  des  Viehes  4  oder  8  Pfennig  pro  Stück, 
b)  für  das  Weiden   auf  Dorfweiden,   für  das   kleine  Vieh  1  Pfennig, 
für  das  große  2  Pfennig  gezahlt. 

Die  Einnahmen  aus  dem  Eichel-  und  Weiderecht  sind  sehr  klein* 
besonders  in  den  ländlichen  Gemeinden  (für  das  Jahr  1901  finden 
wir,  daß  diese  Einnahmen  in  einzelnen  Gemeinden  den  Höchstbetrag 
von  400 — 500  Mark  erreichen).  Im  Vergleich  mit  den  ländlichen. 
Gemeinden  hat  die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  jährlich  eine  größere 
Summe  als  Einnahmen  aus  dem  Eichel-  und  Weiderechte  (für  das 
Jahr  1901  eine  Summe  von  1800  Mark);^)  dennoch  aber  sind  das 
immer  noch  nicht  beachtenswerte  Summen.    Was  die  Einnahmen  aus 


')  Jahresberechnangen  der  Einnalimen  und  Ausgaben  der  Stadt  Belgrad  1902^ 


—     67     — 

dem  unbeweglichen  GemeindeTermögen  anlangt,  so  ist  im  Benutzungs- 
recht desselben  ein  großer  Unterschied  zwischen  ländlichen  und 
städtischen  Gemeinden.  Während  die  meisten  ländlichen  Gemeinden 
nur  geringe  Einnahmen  aus  dem  unbeweglichen  Vermögen  beziehen^ 
da  sie  den  Angehörigen  die  Nutzung  ohne  Entgelt  überlassen,  be- 
merkt man  in  den  städtischen  Gemeinden  im  Gegenteil  größere 
Einnahmen,  da  die  Gemeinden  das  unbewegliche  Vermögen  aus- 
schließlich als  Sondereigentum  benutzen.  Die  Steuer  für  die  Weiden 
und  öffentlichen  Weideplätze  werden  bei  der  Besteuerung  seitens  des 
Staates  direkt  auf  die  betreffenden  Gemeinden  veranlagt;  sie  verteilen 
dann  dieselbe  auf  die  einzelnen,  die  sie  benutzen,  nach  Art  und 
Zahl  des  Viehes.  .  Sie  werden  bei  der  Besteuerung  in  vier  Kate- 
gorien eingeteilt:  die  erste  Kategorie  zahlt  als  Steuer  dem  Staate 
pro  Hektar  und  Jahr  1,60  Mark;  die  zweite  1,20  Mark;  die  dritte 
0,80  Mark  und  die  vierte  Kategorie  0,40  Mark.  Es  sind  Fälle  vor- 
gekommen, wo  die  Gemeinden  so  geringe  Einnahmen  aus  den  Weiden 
hatten,  daß  es  wegen  der  zu  hohen  Steuer  nicht  rentabel  war,  sie  zu 
halten.  Die  Gemeinden,  die  zu  große  Weiden  besitzen,  so  daß 
die  zu  entrichtende  Steuer  zu  hoch  und  man  nicht  imstande  ist,  die- 
selbe dem  Fiskus  zu  leisten,  können  beim  Finanzministerium  darum 
einkommen,  einen  Teil  derselben  als  Staatseigentum  zu  nehmen,  oder 
sie  der  benachbarten  Gemeinde  zu  schenken.  Dann  hört  aber  auch 
für  die  Gemeindeangehörigen  das  Recht  auf,  sie  als  Viehweide  zu 
benutzen.  ^) 

Es  ist  sehr  schwer  festzustellen,  wie  groß  das  unbewegliche  Ver- 
mögen der  Gemeinden  in  Serbien  ist.  Selbst  die  Statistik  gibt  uns 
keine  Zahlen  für  die  Größe  des  unbeweglichen  Vermögens,  sondern 
nur  den  Wert  desselben  nach  den  jährlichen  Einnahmen  ausgedrückt. 
Noch  eine  Ursache  der  Unmöglichkeit,  die  Größe  des  unbeweglichen 
Vermögens  festzustellen  ist  die,  daß  noch  heute  in  manchen  Gemeinden 
nicht  bestimmt  ist,  welches  eigentlich  Gemeinde-  und  welches  Dorfver- 
mögen ist.  Die  Gemeinden  ziehen  aus  dem  unbeweglichen  Vermögen 
die  Einnahmen  in  Form  von  Pachtzins  und  Miete,  und  zwar  aus  den 
Wirtshäusern,  Läden,  Weiden  und  aus  dem  Rechte  zum  Fischfang. 
Diesen  Einnahmen  muß  man  noch  die  in  natura,  die  die  Gemeinden 
selber  verbrauchen,  hinzufügen.  Erst  durch  das  Gesetz  vom  Jahre 
1839  wurden  die  Einnahmen  aus  den  Wirtshäusern  den  Ge- 
meinden übergeben;  bis  dahin  nahm  diese  der  Staat.    Danach  wurde 


')  St^aergesetz  yom  Jahre  1890  Art.  11  u.  12. 
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es  80  geregelt,  daß  die.  EiDnahmen  aus  den  städtischen  Wirtsbäasem 
den  städtischen  und  solche  aus  den  dörflichen  den  ländlichen  Gemeinden 
zugute  kommen.  ^)  Noch  im  Jahre  1830  bezieht  die  Einnahmen  aus 
dem  Pachtzins  der  Wirtshäuser  der  Staat ;  jedes  Wirtshaus,  Kaffeehaus 
oder  Schänke  zahlte  dem  Staate  als  Ergänzungssteuer  je  1,90  Mark. 
Wir  haben  heutzutage,  da  jede  Gemeinde  diese  Einnahmen  für  ihre 
Hechnung  erhebt,  keine  Übersicht  über  die  Größe  derselben;  dagegen 
hat  der  Staat  in  folgenden  Jahren  die  beigefügten  Einnahmen  gehabt : 


im  Jahre  1833    2447  Mark; 
„        „     1835    6480      „ 
.     1837  11  120      « 


im  Jahre  1834    7073  Mark. 
„     1836  12804      „ 

„      1838  II 352       n 


n 


„Tamis^  (das  Recht  Kaffee  zu  mahlen)  war  zuerst  ausschließlich 
das  Recht  des  Staates,  indem  es  der  Staat  von  der  türkischen  Re- 
gierung gegen  Zahlung  einer  Summe  bekam.  Im  Jahre  1835  sollte 
der  Staat  dies  Recht  der  Stadt  Belgrad  übergeben  unter  der  Vor- 
aussetzung, daß  die  Gemeinde  dem  Staate  die  Summe,  die  er  der 
türkischen  Regierung  zahlte,  entrichtete.  So  hatte  die  Gemeinde  das 
Recht,  Kaffee  zu  mahlen,  erlangt  und  bis  zum  Jahre  1857  erhob  sie 
die  Einnahmen  davon.  Dies  Recht  wurde  von  der  Gemeinde  an 
Private  verpachtet.  Durch  Unredlichkeit  der  Pächter  wurden  die 
Konsumenten  lange  Zeit  ausgebeutet,  indem  die  Pächter  Monopol- 
preise festsetzten  und  den  Konsumenten  durch  yerschiedene  Bei- 
mischungen verfälschten  Kaffee  verkauften.  Das  gab  der  Regierung 
Anlaß,  der  Gemeinde  das  Recht  zu  nehmen;  im  Jahre  1861  bekam 
die  Gemeinde  das  Recht  wieder  zurück  mit  der  Bestimmung,  daß 
niemand  außer  den  Pächtern  das  Recht  habe,  den  gemahlenen  Kaffee 
zu  verkaufen,  daß  ihn  aber  auch  niemand  von  ihnen  zu  kaufen 
brauche.  Im  Jahre  1900  hatte  die  Gemeinde  dafür  13144  Mark 
Einnahmen. 

Eleischbankarende  ist  infolge  davon  entstanden,  daß  jede 
Gemeinde  berechtigt  ist,  die  Fleischbänke  auf  Pacht  zu  geben;  diese 
werden  durch  öffentliche  Überbietungen  einem  oder  mehreren  zu  einer 
Gesellschaft  Vereinigten  übergeben  und  zwar  auf  einen  Zeitraum  von 
drei  Jahren.  Auf  diese  Weise  darf  das  Fleisch,  zu  dessen  Verkauf 
«ich  der  Fleischer  in  dem  Ort  verpflichtet  hat,  nicht  von  anderen  in 
demselben  Orte  verkauft  werden.  Die  Gemeinde  ist  verpflichtet, 
Sorge   zu  tragen  für  die  Erhaltung  des  Ortes  und  der  Gebäude,  wo 

')  Die  Finanzen  und  Einrichtungen  des  neu  entstandenen  Serbiens.  Belgrad. 
I.   S.  353. 
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das  Vieh  geschlachtet  werden  soll.  Die  EinDahmen  aus  der  Pacht 
der  Fleischbänke,  wie  auch  alle  Strafen  für  Nichtbeachtung  der 
Vorschriften,  an  die  sich  die  Fleischer  bei  der  Bearbeitung  des 
Fleisches  zu  halten  haben,  fallen  der  Gemeinde  zu.  Die  Gemeinde 
der  Stadt  Belgrad  hatte  im  Jahre  1899  aus  der  Verpachtung  der 
Fleischbänke  die  erhebliche  Summe  von  391 000  Mark  als  Einnahme. 
Bis  zum  Jahre  1834  erhob  die  Einnahmen  aus  den  Fleischbänken  zu- 
sammen mit  denen  aus  den  Wirtshäusern  der  Staat ;  Yon  da  an  werden 
diese  besonders  erhoben  und  in  den  Rechnungsbüchem  der  Staats- 
einnahmen festgestellt.  Der  Staat  hatte  dayon  bis  zum  Jahre  1839, 
wo  sie  als  Einnahmen  den  Gemeinden  übergeben  wurden,  folgende 
Einkünfte : 

im  Jahre  1834  2S87  Mark;  im  Jahre  1835    3908  Mark. 

„       „      1836  6  466      „  ,       „      1837  10234      . 

und  im  Jahre  1838  xo  483  Mark.^) 

Diese  Einnahmen  aus  dem  unbeweglichen  Vermögen  sind  die 
größten  nach  den  Einnahmen  aus  den  Zuschlägen  zu  den  direkten 
Staatssteuem ;  sie  werden  verwendet  zur  Erfüllung  von  Aufgaben, 
ohne  den  Gemeindeangehörigen  eine  Last  aufzuerlegen.  Man  findet 
in  dem  Budget  jeder  Gemeinde  die  Einnahmen  aus  dem  Pachtzins 
des  Gemeindevermögens,  und  zwar  manchmal  als  eine  verhältnismäßig 
sehr  erhebliche  Summe.  So  finden  wir  in  einer  ländlichen  Gemeinde 
mit  689  Steuerpflichtigen,  daß  der  Pachtzins  des  unbeweglichen  Ver- 
mögens der  Gemeinde  die  beträchtliche  Summe  von  17  460  Mark  als 
Einnahme  abwirft. 

Die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  verfügt  über  ein  unbewegliches 
Vermögen,  das  jährlich  578000  Mark  Einnahme  bringt;  dies  besteht 
aus  Bauten,  wie  Läden,  Wohnhäuser,  Keller  usw.,  dann  aus  Grund- 
stücken (18  an  Zahl),  aus  Grund  und  Boden,  Steinbrüchen,  Eis- 
kellern und  endlich  aus  Verkaufdlokalen  auf  Belgrader  Märkten ;  diese 
letzten  allein  bringen  der  Gemeinde  jährlich  24500  Mark  ein.  Der 
Wert  des  unbeweglichen  Vermögens  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad 
wird  auf  5130000  Mark  geschätzt.  Die  Einnahmen  aus  dem  Grund- 
vermögen einiger  deutschen  Städte  für  das  Jahr  1886,  verglichen 
mit  dem  der  Stadt  Belgrad,  beliefen  sich  (nach  Conrads  Handw. 
d.  Staatsw.) : 


^]  Die  Finanzen  and  Einrichtungen  des  neu  entstandenen  Serbiens.    Buch  I. 
S.  354. 
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GrQndyermög«n        gffeXpiätL 


Berlin 

978  732 

I   076  062 

liünchen    .    .    .    . 

I     I  14  792 

234971 

Dresden     .    .     .    . 

747694 

149  214 

Nürnberg  .    .    .    . 

I     125228 

22398 

Belgrad  (1888)   .    . 

1                                    t                           !• 

1                      -TT                  •• 

365340 

Neben  dem  unbeweglichen  Vermögen  finden  wir  in  Form  Ton 
barem  Gelde  uod  Yon  verschiedenen  Forderungen  das  bewegliche 
Vermögen;  die  gewöhnlichste  Quelle  der  Gemeindeeinnahmen  ist  die 
des  Geldzinses.  Die  Gemeinden  verleihen  das  Geld  mit  sehr  günstigen 
Leihzinsen,  gewöhnlich  von  8—10  ®/q.  Die  Gesetzgebung  selbst  schreibt 
den  Gemeinden  nichts  vor,  wenn  sie  Geld  verleihen;  deshalb  haben 
die  Gemeinden  sehr  oft  großen  Schaden  dadurch.  Infolge  der  po- 
litischen Unbeständigkeit  in  den  letzten  Jahren  und  infolge  des  stetigen 
Wechsels  der  Gemeindebehörden  war  es  unmöglich,  die  Schuldner 
zu  zwingen,  Zinsen  und  Amortisation  rechtzeitig  zu  zahlen.  Deshalb 
haben  wir  viele  Beispiele,  besonders  in  früheren  Zeiten  des  Gemeinde- 
lebens, wo  die  Gemeinden,  wegen  der  Unmöglichkeit  die  Schuld  zurück 
zu  erhalten,  beschließen,  auf  die  Schuld  oder  auf  Zinsen  zu  verzichten. 

In  der  folgenden  Tabelle  haben  wir  die  Größe  des  beweglichen 
und  unbeweglichen  Vermögens  der  Gemeinden  in  Serbien  in  einem 
Zeitraum  von  10  Jahren  dargestellt.  Daraus  ist  ersichtlich,  daß  der 
Wert  des  unbeweglichen  Vermögens  in  dieser  Zeit  von  11 114  Tausend 
Mark  auf  17  706  Tausend  Mark  gestiegen  ist  (Statistik  vom  Jahre 
1890—1899.) 

In  1000  Mark. 


Im  Jahre 

Unbewegl. 
Vermögen 

Bewegiiohee 
Vermögen 

Bares  Geld 

Ausstände 

Sammarisch 

1899 

i77<3^ 

898 

915 

7  557 

27076 

1898 

18831 

I  000 

362 

4322 

24515 

1897 

16448 

874 

272 

9746 

27340 

1896 

15096 

836 

756 

9331 

26019 

1895 

14483 

780 

485 

9213 

24961 

1894 

'5  934 

682 

808 

5877 

23301 

1893 

12741 

637 

504 

4173 

18054 

1892 

13171 

904 

430 

6143 

20647 

1891 

10900 

500 

663 

3623 

15687 

1890 

II  113 

688 

542 

3322 

15665 

Der  Wert  des  unbeweglichen  und  beweglichen  Gemeindevermögens,  zusaromen- 
gesteilt  nach  den  Statistischen  Jahrbüchern  I,  II,  III,  IV. 
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2.  Kapitel. 

Die  Einnahmen  öffenüich-rechtliclier  Natur. 
GemeindebesteuerungsgebüIireiL 


Die  GemeiDden  in  Serbien  besitzen,  außer  einigen  städtischen 
(Oktroi);  Dicht  das  Recht,  selbständige  Steuern  zu  erheben,  soDdem 
Steuern,  die  sich  mehr  nach  den  Staatssteuern  richten  müssen;  sie 
dnd  mehr  als  prozentuale  Teile  der  Staatssteuem  ausgedrückt.  Wie 
das  in  Frankreich  der  Fall  ist,  sind  auch  in  Serbien  die  Departements, 
Bezirke  und  Gemeinden  betreffs  der  Steuererhebung  fast  ausschließlich 
auf  Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuem  angewiesen;  erst  wenn 
dieselben  eine  gewisse  Größe  erreichen,  was  der  Fall  bei  den  städti- 
schen Gemeinden  ist,  wird  man  genötigt,  Oktroi  einzuführen.  In  den 
deutschen  Gemeinden  finden  wir  sowohl  Zuschläge  wie  selbständige 
Steuern  auf  dem  Gebiete  der  direkten  wie  der  indirekten  Besteuerung. 
Die  Gemeinden  sind  berechtigt,  nach  dem  Prinzip  der  Leistung  und 
Gegenleistung  (Preußen,  Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1893) 
zur  Deckung  ihrer  Ausgaben  die  nötigen  Mittel  zu  erheben;  zuerst 
müssen  die  Ausgaben  durch  Einnahmen  aus  den  Gebühren,  auf  die  man 
besonders  Gewicht  legt,  aus  Beiträgen  und  Erwerbseinkünften  gedeckt 
werden,  und  wenn  die  nicht  reichen,  sind  erst  die  selbständigen  Ge- 
meindesteuern zulässig.  Die  Gemeinden  sind  berechtigt,  direkte 
Steuern  von  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  zu  erheben  und  zwar 
durch  selbständige  Steuern  oder  durch  Zuschläge  zu  den  staatlich 
yeranlagten  Gebäude-Grund-  und  Gewerbesteuern.  Auf  diese  Weise 
wurden  die  Ertragssteuern  mehr  und  mehr  zur  Deckung  der  Gemeinde- 
ausgaben herangezogen,  um  zuletzt  ihr  überwiesen  zu  werden.  Nur 
als  Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuern  sind  die  Gemeinden  be- 
rechtigt, Einkommensteuer  zu  erheben  (Ausnahmen  in  besonderen 
Fällen  und  aus  besonderen  Gründen  als  selbständige  Gemeindesteuern). 
An  Stelle  dieser  Einkommensteuer  treten  teilweise  Aufwandsteuem 
(die  Erhebung  von  Miet-  und  Wohnungsteuer  ist  gänzlich  untersagt). 
Zur  Einführung  neuer  und  Änderung  der  bestehenden  direkten 
Steuern  bedarf  es  der  Genehmigung  des  Staates.  In  Bayern  bilden 
die  Grundlage  der  Gemeindeabgaben  die  Umlagen,  die  Einnahmen 
aus  Gemeindebesitz  und  Gebühren;  dazu  sind  noch  die  Verbrauchs- 
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steuern  in  ganz  Bayern  verbreitet.  ^)  Frankreich  war  zuerst  fast  aus- 
schließlich auf  die  Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuern  angewiesen ; 
als  die  Gemeindeausgaben  rapid  wuchsen,  griff  man  (1798)  zur  Ein- 
führung Ton  Oktrois,  um  zuletzt  die  verschiedenen  Luxussteuern  ein- 
zuführen.-)  So  auch  in  Serbien.  Bis  zum  Jahre  1899  beruhen  die 
Gemeindeabgaben  lediglich  auf  den  Zuschlägen  zu  den  direkten 
Staatssteuern;  man  kannte  keine  selbständige  Gemeindebesteuerung. 
Es  ist  dies  als  noch  heute  geltend  zu  beobachten,  abgesehen  von  der 
Einführung  des  Oktroi  in  drei  Städten  Serbiens.  Jedoch  haben  eine 
Anzahl  von  städtischen  Gemeinden  Hundesteuer,  die  von  geringer 
Bedeutung  für  die  Gemeindefinanzen  sind,  eingeführt.  In  Frankreich^ 
auch  in  Serbien,  sind  die  Gemeinden  berechtigt,  von  den  Gemeinde- 
angehörigen Hand-  und  Spanndienste  zu  verlangen.  Eine  sehr  wich- 
tige Grundlage  der  Gemeindeabgaben  bildet  in  Serbien  noch  das 
Gebühren  wesen. 


1.    Die  Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuern. 

Die  Einnahmen  aus  den  Zuschlägen  sind  die  größten;  sie  sind 
die  beständigsten,  jedes  Jahr  wiederkehrenden.  Jede  Gemeinde  hat 
diese  Einnahmen  aus  Zuschlägen  außer  solchen  Gemeinden,  die  ge- 
nügend Vermögen  (Oktroi)  zur  Deckung  der  Ausgaben  besitzen  (einige 
Stadtgemeinden).  Wenn  sich  aus  dem  Budgetplau  herausstellt,  daß 
die  regelmäßigen  Einnahmen  nicht  genügen,  um  die  Gemeindeausgaben 
zu  decken,  ist  die  Gemeinde  berechtigt,  die  fehlende  Summe  durch 
Zuschlag  zu  ersetzen,  den  man  auf  die  Gemeindeangehörigen  nach 
dem  Maßstab  der  direkten  Staatssteuem  verteilt.  Es  sind  folgende 
direkte  Staatssteuern,  nach  deren  Maßstab  die  Zuschläge  erhoben 
werden:  1)  Grundsteuer,  2)  Gebäudesteuer,  3)  Kapitalsteuer,  4)  Ge- 
werbesteuer, 5)  Umsatzsteuer,  6)  die  Steuer  von  dem  Arbeitsertrag 
und  7)  Fersonalsteuer.  Nach  dem  Gesetze  vom  Jahre  1839  bestimmte 
die  Gemeindeversammlung  die  Höhe  des  Zuschlages,  der  in  ländlichen 
Gemeinden  nicht  höher  als  4%  und  in  der  Gemeinde  der  Stadt 
Belgrad  6  %  ^^r  direkten  Staatssteuern  sein  durfte.  Durch  das  Gesetz 
vom  Jahre  1889  wurden  diese  Bestimmungen  über  die  Hohe  der 
Zuschläge  geändert;  nach  dem  Gesetz  nämlich  dürfen  diese  jährlich 
in  allen  Gemeinden  nicht  größer  sein,  als  bis  zu  40  ^o^  außer  in  der 


»)  Conrad,  Finanzwirtschaft.    Jena  1903.    3.  Aufl.    S.  167. 
')  Conrad,  Handw.  d.  Staat sw.  S.  125. 
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Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  bis  zu  60  ^L  der  direkten  Staatssteuern.  ^) 
Für  den  Fall  der  Überschreitung  dieser  Grenze  wird  die  Genehmigung 
des  Departementsansschusses  vorausgesetzt  bis  zu  60%  der  direkten 
Staatssteuem,  und  in  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  die  Genehmigung 
des  Belgrader  Ausschusses  bis  zu  80  %.  *)  Da  auf  die  Gemeinde- 
angehörigen noch  dazu  die  Departements-  und  Bezirkszuschläge 
kommen,  scheinen  diese  der  Bevölkerung  zu  schwer  zu  fallen.  Die 
Folge  davon  ist,  daß  die  Gemeinden,  um  nur  die  Last  zu  erleichtern^ 
das  Gemeindevermögen  verkaufen.  Vom  Jahre  1890  stiegen  die 
Gemeindezuschläge,  die  damals  1550  Tausend  Mark  betrugen,  in  zehn 
Jahren  (bis  1899)  auf  5600  Tausend  Mark;  doch  sind  sie  heutzutage 
nicht  so  hoch;  gewöhnlich  erreichen  sie  die  Höhe  von  2500 — 3000 
Tausend  Mark.  In  der  folgenden  Tabelle  ist  die  prozentuale  Größe 
der  Gemeindezuschläge  mit  anderen  Gemeindeeinnahmen  verglichen 
ersichtlich : 

Zuschläge       Pachtzins  Strafen  Gebühren        Vermö^cif         tJbriges 

a)  Die  Einnahmen  in  Taasend  Mark  im  Jahre  1899: 

5  599  3  044  63  640  33  1 605 

b)  In  Prozenten  von  den  gesamten  Einnahmen: 

50,98  27,71  0,57  5,82  0.30  14,62 

c)  Der  Prozentsatz  der  Zuschläge  von  den  gesamten 

Einnahmen  in  den  folgenden  Jahren  war: 

1893  1894  1895  1896  1897  1898 

39,00  41,94  42,80  41,65  37,47  39,75 

Die  durchschnittliche  Höhe  der  Zuschläge,  mit  anderen  Ge- 
meindeeinnahmen verglichen,  ergibt  41,5%;  wenn  wir  von  diesen 
die  städtischen  Gemeinden,  die  nicht  mehr  als  10%  ^^^  S^* 
samten  Einnahmen  als  Zuschlag  erheben,  ausnehmen,  haben  wir  die 
richtige  Größe  in  31,5%  dör  Gemeindezuschläge.  Auch  unter  den 
ländlichen   Gemeinden  ist  ein  großer  Unterschied  in  der  Erhebung 


*)  Conrad,  Finanzwissenschaft  a.  a.  0.  S.  167:  „Die  Gemeindebesteuerung  in 
Österreich  beruht  in  der  Hauptsache  auf  Zuschlägen  zu  den  Staatssteuem,  die 
sowohl  direkte  wie  indirekte  sein  können.  £ei  einem  Betrage  von  10— lö^o 
stehen  die  Zuschläge  der  Gemeinde  selbst  frei,  bei  15  resp.  20  ^/q  mit  Bestätigung 
der  E  reis  Vertretung;  soll  darüber  hinausgegangen  werden,  so  ist  die  Eruierung 
eines  besonderen  Gesetzes  dazu  erforderlich.  So  die  Bestimmungen  des  Gemeinde- 
gesetzes vom  17.  März  1849." 

*)  Das  Gemeindegesetz  vom  Jahre  1889  S.  5  Art,  12/14. 


—     74     — 

der  Zuschläge,  wo  die  ökonomischen  Zustände  in  einzelnen  Departe- 
ments maßgebend  sind.  So  hatten  die  Gemeinden  Süd-Serbiens,  die 
in  sehr  ungünstigen  ökonomischen  Zuständen  sind,  bis  zu  60^0  ^^i^ 
gesamten  Gemeindeeinnahmen,  an  Zuschlägen,  während  die  Gemeinden 
Nord- Serbiens,  die  sich  in  der  Ebene  der  Donau  und  Saye  be- 
finden, nicht  mehr  als  10 — 16%  Zuschläge  der  gesamten  Einnahmen 
hatten.  In  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  erreichte  der  Zuschlag 
im  Jahre  1889  die  Höhe  von  5%  der  gesamten  Einnahmen ;  in  dem- 
selben Jahre  wurde  er  durch  die  Einführung  des  städtischen  Oktroi 
beseitigt.^)  Außer  diesen  regelmäßigen  Zuschlägen  erheben  die  Ge- 
meinden noch  zeitweilige  und  außerordentliche  Zuschläge,  die  zur 
Erreichung  gewisser  Zwecke  den  Gemeindeangehörigen  zur  Last 
fallen. 

Zur  Deckung  der  Ausgaben  der  Verwaltung  der  Departements- 
behörden erheben  diese  jedes  Jahr,  wie  die  Gemeinden,  Zuschläge; 
sie  werden  auch  meistens  zu  Ausgaben  für  etwaige  Bauten,  Wege, 
Brücken  usw.  erhoben.  Diese  werden  durch  den  Departementspräfek- 
ten  bestimmt  und  treten  nach  Genehmigung  der  Bezirksversammlung 
in  Kraft.  Die  Höhe  dieser  Zuschläge  ist  verschieden;  man  kann 
sagen,  wenn  sie  für  Wege-  und  Brückenverbesserung  bestimmt  sind, 
dann  ist  ihre  Höhe  nicht  mehr  als  ein  bis  zwei  Pfennig  auf  jede 
Mark,  2^/^  der  Staatssteuer,  und  wenn  sie  für  den  Bau  von  Bürger- 
schulen, Kasernen,  für  Bauten  zur  Benutzung  der  Departementsgerichte 
bestimmt  sind,  steigen  sie  zwischen  25  und  50^0  der  direkten  Staats- 
steuern. ^)  Im  Jahre  1899  erreichten  die  Departementszuschläge  die 
Höhe  von  2414  Tausend  Mark. 

Die  Bezirkszuschläge  haben  ihren  Ursprung  darin,  daß  die  Be- 
zirksoberhäupter sie  für  Kanzleiausgaben  veranlagten;  durch  das 
Wechseln  der  Aufgaben  vergrößerten  sich  auch  diese  Bezirkszuschläge. 
Die  Bezirksausgaben  sind  solche  für:  Kanzleibedürfnisse,  Bau  und 
Verbesserung  der  Bezirkswege  und  -Brücken,  die  Kosten  für  Er- 
hebung von  Staatssteuem,  für  den  Unterhalt  von  Bezirksstipendiaten, 
die  Medizin  studieren,  die  Entschädigungen  in  Fällen  des  Schadens 
durch  Hagel  und  Überschwemmungen.  Die  Bezirkszuschläge  erreich- 
ten im  Jahre  1899  eine  Höhe  von  1486  Tausend  Mark.  Es  stellt 
sich  heraus,  daß  die  summarische  Höhe  der  Zuschläge,  die  der  Be- 
völkerung  zur   Last   fallen,    im  Jahre   1899   die  Summe    von  9600 


»)  Otadjbina  a.  a.  0.  S.  208. 
«)  Otadjbina  a.  a.  0.  S.  198. 
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Tausend  Mark  erreichte,  was  47,22  ^/^  der  gesamten  direkten  Staats- 
steuern  bedeutet;  ohne  Zweifel  eine  Somme,  die  von  Einfluß  auf  die 
Erhebung  der  Staatssteuern  sein  kann. 


2.   Oktroi  der  Oemeinde  der  Stadt  Belgrad.^) 

Zu  den  größten  und  wichtigsten  Einnahmen  der  Gemeinde  der 
Stadt  Belgrad  gehören  die  des  Oktroi.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel, 
daß  das  Oktroi  infolge  der  zunehmenden  Gemeindeausgaben,  und,  im 
Zusammenhang  damit,  infolge  des  allmählich  sich  vergrößernden  Ge« 
meindegebührenwesens,  eingeführt  werden  mußte.  Das  geschah  im 
Jahre  1890  und  nach  kurzer  Zeit  führten  es  noch  zwei  städtische 
Gemeinden  ein  (die  Städte  Nisch  und  Kragujewaz).  Um  große 
Arbeiten  auszuführen,  wie  Kanalisation,  Bau  moderner  Wasser- 
leitungen, Pflasterung,  Beleuchtung  und  andere  Einrichtungen  für 
Gesundheit  und  Bequemlichkeit,  wurde  die  Gemeinde  der  Stadt 
Belgrad  bevollmächtigt,  das  Oktroi  einzuführen.  Die  nähere  Ursache 
der  Oktroieinrichtung  war  die  Aufnahme  einer  Anleihe,  durch  die 
obengenannte  Arbeiten  fertig  gestellt  und  die  Schuld  getilgt  werden 
sollte.  Das  Oktroi  sollte  zugleich  als  Grundlage  für  die  Sicherheit  der 
Anleihe  dienen.  Das  Gesetz  vom  13.  Juli  1884:  „Über  das  Gemeinde- 
oktroi" bestimmt:  Als  Garantie  für  die  regelmäßige  Zinszahlung 
und  Amortisation  der  Schuld  ist  die  serbische  Regierung  im  Einver- 
verständnis mit  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  bevollmächtigt, 
Oktroi  oder  die  Erhebung  gewisser  Abgaben  auf  den  Konsum  der  in 
der  Stadt  eingeführten  Waren  festzusetzen»*)  über  alle  diese  Ein- 
nahmen führt  die  Gemeinde  selbst  Rechnung ;  die  Einnahmen  hieraus 
dürfen  nicht  für  andere  Zwecke  als  für  die  Zinszahlung  und  Amor- 
tisation  der  Schuld  verwendet  werden.  Der  Überschuß  steht  der 
Gemeinde  zur  Verfügung.  Das  Oktroi  wurde  nach  dem  Muster  des 
Pariser  Oktroi  eingerichtet.  ")  Die  Regierung  behält  das  Recht,  jeden 
Grundbesitzer  zu  zwingen,  auf  seinem  Besitz  Wasserleitung  einzu- 
führen und  ihn  mit  der  allgemeinen  Kanalisation  zu  verbinden;  im 
Weigerungsfall  kann  sie  das  auf  Kosten  der  Betreffenden  selbst  aus- 


')  SammlaDg  der  Gesetze  und  Yerordnungen  Serbiens.  XXXX  S.  269;  auoh 
Bach  XXXXI  S.  2dS. 

•)  Oktroigesetz  a.  a.  0.  Art.  4. 

')  Berichte  der  Kommission  für  die  Errichtong  des  Oktroi  an  den  Gemeinde- 
ausschuß. 
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fübreD.  ^)  In  dem  Falle,  daß  eine  Gemeinde  das  Oktroi  einführen 
will,  kann  sie  das  nach  dem  Beschluß  der  Gemeindeversammlung  und 
nach  Genehmigung  durch  den  königlichen  Dkas. 

Am  Anfang,  als  man  das  Oktroi  einzuführen  gedacht«,  entstanden 
Tiele  Schwierigkeiten,  indem  diese  Absicht  in  der  Zeit  heryortrat,  wo 
politische  Kämpfe  nachteilig  einwirkten.  Neben  dieser  Schwierigkeit 
bestand  auch  die,  daß  das  Oktroi  eine  ganz  neue  Sache  war,  die  man 
zuTor  kennen  lernen  mußte  und  für  deren  Errichtung  es  keine  passenden 
und  energischen  Leute  gal^.  Deshalb  mußte  man  10  Jahre,  vom 
Jahre  1880  bis  zum  Jahre  1890,  warten,  bis  das  Oktroi  eingeführt 
wurde.  Es  ist  eine  Tatsache,  daß  in  Serbien  mit  wenigen  Aus- 
nahmen die  Stadt  Belgrad  das  Zeptrum  des  Handels  ist;  alles  was 
Yon  dem  Auslande  kommt,  geht  über  Belgrad,  wie  auch  alles,  was 
nach  dem  Auslande  geht.  Hier  ergaben  sich  Schwierigkeiten  in  den 
Tarifen  bei  der  Bestimmung  der  Höhe  der  Steuer  für  die  einzelnen 
Gegenstände,  besonders,  da  diese  Tarife  nicht  mit  den  Handels- 
verträgen übereinstimmten.  So  gelten  nach  dem  §  X  des  Handels 
Vertrags  Serbiens  mit  Osterreich- Ungarn  folgende  zwei  Punkte:  a)  daß 
man  gewisse  Artikel  gar  nicht  besteuern  kann  und  b)  daß  man 
auf  die  von  Österreich-Ungarn  eingeführten  Artikel  nur  gleiche,  aber 
nicht  höhere  Steuern  erheben  kann,  als  von  solchen  Artikeln,  die  in 
der  nächsten  Nähe  vom  Oktroipreis  produziert  werden.  Deshalb 
konnte  man,  um  den  Handelsvertrag  nicht  zu  verletzen,  manche  Ge- 
genstände nicht  besteuern.  ^)  Eine  andere  Schwierigkeit  lag  darin, 
daß  man  sehr  schwer  solche  Gegenstände  zu  besteuern  finden  konnte, 
die  der  Gemeinde  angemessene  Einnahmen  brachten,  um  anderer- 
seits die  ärmere  wie  die  wohlhabendere  Klasse  der  Einwohner  gleich- 
mäßig und  berechtigt  zu  belasten.  So  mußte  man  auch  darauf  achten, 
den  Handel  und  den  Verkehr  nicht  damit  zu  schädigen  und  zu  er- 
schweren. Wir  haben  sehr  viele  Beispiele  aus  jener  Zeit,  wo  das 
Oktroi  schädigend  auf  den  Handel  wirkte,  infolge  vieler  Mißbräuche 
der  Beamten,  meistens  aber  aus  Unkenntnis  der  Sache.  Es  wurde 
bestimmt,  die  ländlichen  Produkte,  die  für  den  auswärtigen  Handel 
bestimmt  waren,  außer  der  Erhebung  von  Gebühren  für  die  Benutzung 
öffentlicher  Maßanstalten  (Maßgebühren)  nicht  zu  besteuern;  trotz- 
dem wurden  diese  anfangs  besteuert.  Dadurch  ergab  sich  die  nach- 
teilige Wirkung,   daß  sich  der  auswärtige  Handel  auf  einen  anderen 


*)  Oktroigesetz  a.  a.  0.  Art.  8. 

«)  Oklroitarife  vom  21.  Dezember  1890  Art.  49,  so  auch  3,  6,  11,  41,  42. 
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Punkt  wendete.  So  z.  B.  beseitigte  die  Gemeinde  der  Stadt  Smede- 
rovo,  die  an  der  Grenze  von  Serbien  und  Österreich-Ungarn  liegt, 
und  Handelsbeziehungen  mit  Österreich  hat,  gleich,  nachdem  sie 
Nachricht  von  der  Einführung  des  Oktroi  in  der  Gemeinde  der  Stadt 
Belgrad  bekam,  nur  um  im  Interesse  der  Stadt  den  Handel  zu  be- 
günstigen, die  letzten  Hindernisse  (Maßgebtihr)  für  die  günstige  Ent- 
wicklung des  Handels.  Es  gibt  Fälle,  wo  ein  Artikel  zweimal  be- 
steuert wurde.  Die  Kaufleute  bringen  den  Weizen  aus  dem  Innern 
<les  Landes  meistens  per  Eisenbahn.  Auf  dem  Bahnhof  wird  der 
Weizen  versteuert  und  für  denselben  auch  Maßgebühr  genommen. 
Der  Weizen  ist  aber  in  Form  von  Mehl  für  den  Handel  bestimmt, 
•deshalb  wird  er  in  die  Mühlen  der  Umgegend  geschafft;  als  Mehl 
aber  in  die  Stadt  zurückgebracht,  muß  er  wieder  versteuert  werden: 
«in  Fall,  wo  ein  Artikel  zweimal  versteuert  wird. 

Bei  der  Bestimmung  der  Tarife  hält  sich  die  Gemeinde  an  das 
Prinzip,  das  Einkommen  nach  den  Ausgaben  der  einzelnen  für  ihre 
Lebensmittel  zu  besteuern.  Als  oktroipflichtigen  Rayon  nahm  man 
den  Boden,  über  den  sich  die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  erstreckt. 
Die  Einfuhr  der  Waren  ist  nur  an  von  der  Gemeinde  bestimmten 
Orten  gestattet,  wo  auch  die  Versteuerung  und  die  Erhebung  des 
Oktroi  stattfinden  soll.  Ausnahmsweise  (Bestimmung  des  Pariser 
Oktroi)  gibt  maif  zur  Zahlung  der  Steuer  eine  Frist  (Kredit),  jedoch 
nicht  länger  als  6  Monate  und  nicht  auf  kleinere  Summen  als  400 
Mark;  für  diesen  Kredit  ist  die  Grundlage  die  Vorlegung  von  Wert- 
sachen, wie  Staatspapiere  oder  von  dem  Staat  garantierte  Wert- 
papiere, und  zwar  werden  diese  zu  %  des  Wertes  angenommen ;  die 
Papiere  der  Belgrader  Bankinstitute  werden  höchstens  für  ihren 
•effektiven  Wert  angenommen;  und  endlich  die  verschiedenen  Hypo- 
theken. Die  Höhe  des  Wertes  eines  solchen  Pfandes  bestimmt  der 
Oktroirat.  Jeder  solcher  Verschuldungen  geht  die  Ausstellung  eines 
Wechsels  voraus,  um  den  Schuldner  zu  zwingen,  in  der  bestimmten 
Frist  die  Schuld  zu  zahlen.  ^)  Um  die  Einnahmen  des  Oktroi  zu 
sichern,  wie  auch,  um  Unterschleifen  vorzubeugen,  sind  besondere 
Uberwachungsmaßregeln  in  dem  Oktroigrenzbezirke  erforderlich. 
Wenn  jemand  beim  Schmuggel  betroffen  wird,  kommen  ^j^  des 
bezahlten  Strafgeldes  den  Angebern  und  Vs  ^^^  Gemeinde  zu.  *) 
Die   Erhebung    der    Steuern    besorgen,    wie    die    Gemeindebeamten, 


»)  Oktroitarife  vom  Jahre  1893  Art.  8. 
•)  Oktroitarife  a.  a.  0.  Art.  13. 
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so  die  Staatsbeamten  auf  dem  Staatszollamt.  Von  den  Oktroiein- 
nahmen  auf  dem  Staatszollamt  nimmt  der  Staat  2%  ^1^  Lohn  für 
die  Staatsbeamten.  Bis  heute  gelten  für  Oktroi  drei  Tarife.  Der 
erste  Tarif,  der  auf  viele  Schwierigkeiten  stieß,  dauerte  nur  ein 
Jahr,  und  wurde  im  Jahre  1891  durch  einen  neuen  ersetzt.  Der  erste 
Tarif  hatte  49  Positionen  und  der  zweite  18.  Das  Oktroi  in  Paris 
bildet  6  Klassen:  1.  Getränke  und  Flüssigkeiten  (Wein,  Branntwein, 
Bier,  Essig,  Limonaden,  nicht  mineralische  Ole  usw.);  2.  Eßwaren 
(Fleisch,  Delikatessen,  Früchte,  Käse);  3.  Brenn-  und  Beleuchtungs- 
stoffe; 4.  Trocknes  Viehfutter;  5.  Baumaterialien;  6.  verschiedene 
andere  Objekte.^)  Alle  diese  Objekte  sind  auch  in  dem  Tarif  des 
Oktroi  der  Stadt  Belgrad  herangezogen  und  besteuert,  mit  ganz  ge- 
ringen Ausnahmen,  da  man  bei  der  Einführung  des  Oktroi  dies 
französische  neu  eingerichtete  Oktroi  durchaus  zum  Muster  ge- 
nommen hat. 

Die  Einnahmen  aus  dem  Oktroi  und  die  vergleichende 

Übersicht  der  Tarife. 

Wie  wir  schon  früher  erwähnten,  spielen  die  Einnahmen  aus  dem 
Oktroi  eine  große  Rolle  in  dem  Finanzwesen  der  Stadt  Belgrad; 
diese  erreichen  eine  Höhe  von  über  eine  Million  S^rk  jährlich  (für 
das  Jahr  1903  nach  dem  Budget  wurden  sie  auf  1 003  Tausend  Mark 
festgestellt),  was  für  die  Stadt  Belgrad,  die  gegen  69  Tausend  Ein- 
wohner zählt,  eine  erhebliche  Summe  ist,  die  sie  als  Abgaben  der 
Gemeinde  nur  durch  das  Oktroi  leisten.  Infolge  der  besseren  Ver- 
anlagung und  infolge  der  Zunahme  der  Einwohnerzahl  wachsen  diese 
Einnahmen  rapid;  im  Jahre  1891,  wo  die  Gemeinde  anfing,  diese 
Abgaben  zu  erheben,  waren  die  Nettoeinnahmen  sehr  gering  und 
zwar  gegen  400  000  Mark.  ^)  Von  großem  Einfluß  auf  so  geringe 
Einnahmen  waren  die  Erhebungskosten,  die  mit  dem  mehr  und  mehr 
sich  entwickelnden  Oktroi  in  den  Hintergrund  treten.  Für  das  Jahr 
1903  wurde  in  dem  Budget  für  die  Ausgaben  des  Oktroi  eine  Summe 
von  760000  Mark  festgestellt.  Von  den  gesamten  Einnahmen  der 
Gemeinde  der  Stadt  Belgrad,  in  Summa  2  487  900  Mark,  fällt  auf  das 
Oktroi  die  Summe  von  1003000  Mark,  was  40,32^0  d^r  gesamten 
Einnahmen  bedeutet.^) 

1)  Eheberg  s.  a.  0.  S.  480. 

*)  JahresberechnuDgen  der  Stadt  Belgrad  für  das  Jahr  1891. 

')  Budget  der  Stadt  Belgrad  für  das  Jahr  1903. 
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Der  dritte  Tarif,  nach  dem  das  Oktroi  yeranlagt  wird,  trat  im 
Jahre  1893  ins  Leben.  Durch  diesen  werden  folgende  Gegenstände 
besteuert  (da  das  Belgrader  Oktroi  nach  dem  Muster  des  Pariser  ein- 
gerichtet ist,  wollen  wir  einen  Vergleich  zwischen  den  Tarifen  in 
beiden  Gemeinden  ins  Auge  fassen): 

I.  Landwirtschaftliche  und  Gärtnereiprodukte.  Bei 
diesen  ist  das  wichtigste,  daß  die  Besteuerung  des  Mehls  ganz  beseitigt 
ist,  während  dies  in  anderen  Gemeinden,  wo  das  Oktroi  besteht,  nicht 
der  Fall  ist/  Es  werden  besteuert:  a)  Gries,  Graupen,  Maca- 
roni,  100  Kilo  mit  3,20  Mark.  In  dem  zweiten  Tarif  fehlte  die 
Besteuerung  dieser  Artikel  ganz,  um  sie  im  dritten  wieder  ein« 
zuführen.  Nach  dem  neuesten  Vorschlag  gedenkt  man  die  Besteuerung 
des  Mehls  wieder  einzuführen  und  zwar  von  je  100  Kilo  0,80  Mark. 
Die  Eiofuhr  an  Mehl  (Getreide-  und  Boggenmehl)  beträgt  ca.  10 
Millionen  Pfund  jährlich.  Gegen  diese  Besteuerung  könnte  man  an» 
führen,  daß  sie  auf  die  ärmere  Klasse  drückend  wirkt ;  andererseits  wäre 
sie  aber  gerechtfertigt,  da  alle  Mitglieder  der  Gemeinde  nach  Mög- 
lichkeit  etwas  zu  ihr  beisteuern  müssen,  was  hier  besonders  für  die 
ärmere  Klasse  der  Fall  ist,  da  diese  von  den  Gemeindeeinrichtungen 
Nutzen  hat,  dagegen  gar  nicht  oder  sehr  wenig  durch  Abgaben  an 
die  Gemeinde  belastet  ist ;  b)  Gemüse,  Grünzeug  und  Obst  (trockenes 
und  frisches)  usw.,  wobei  alle  landwirtschaftlichen  und  Gärtnereipro- 
dukte besteuert  ist;  auf  diese  Produkte  ohne  Ausnahme  nimmt  die 
Gemeinde  von  100  Kilo  1,50  Mark.  Im  Jahre  1900  wurden  in  die 
Stadt  Belgrad  von  landwirtschaftlichen  und  Gärtnereiprodukten 
18200000  Pfund  eingeführt,  wovon  die  Gemeinde  116  980  Mark  Ein- 
nahme hatte.  ^) 

IL  Von  Milch  und  allen  Milchprodukten  (Butter^ 
Käse)  und  von  Eiern  werden  von  100  Kilo  4  Mark  Steuer  er- 
hoben. Im  Jahre  1899  wurden  2517  000  Pfund  Milch  eingeführt, 
wonach  sich  im  Jahre  1900  die  Einfuhr  derselben  auf  4820000  Pfund 
vermehrt  hat;  davon  hatte  die  Gemeinde  96400  Mark  Einnahmen 
(in  dem  Pariser  Oktroi  werden  diese  Produkte  von  je  100  Kilo  Ge- 
wicht mit  0,56  Mark  besteuert).  Dagegen  sind  die  Einnahmen  aus 
der  Besteuerung  der  Eiereinfuhr  ziemlich  gering ;  die  jährliche  Einfuhr 
ist  192800  Kilo,  wovon  die  Gemeinde  7712  Mark  Einnahmen  hatte.^) 


^)  Gemeindezeitung.  Belgrad.  Jahrgang  ^^  Nr.  10.  Auszug  der  Statistik 
(für  das  Jahr  1901,  verglichen  mit  dem  Jahr  1900)  der  Zentraloktroiverwaltung. 
£.  Br.  639. 

•)  Gemeindezeitung  a.  a.  0.  Jahrgang  XX  Nr.  10. 
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III.  a)  Wurstwaren  und  Fleischkonserven.  In  dem 
•ersten  Tarif  wurden  diese  Artikel  nicht  besteuert ;  der  zweite  und  der 
•dritte  unterscheiden  sich  dadurch,  daß  der  zweite  den  Artikel  nach 
meinem  Werte  besteuerte  ujid  der  dritte  nach  dem  Gewicht.  So 
nimmt  die  Gemeinde  von  100  Kilo  Wurstwaren  oder  Fleischkonserven 
16  Mark.  In  Paris  werden  100  Kilo  dieser  Artikel  mit  18,20  Mark 
besteuert.^)  Im  Jahre  1900  erreicht  die  Höhe  der  Einnahmen  aus 
•diesen  Artikeln  die  Summe  von  2000  Mark.  Es  scheint,  daß  das 
Oktroi  hier  die  Wirkung  hatte ,  daß  man  diese  Artikel  mehr  in 
•der  Stadt  zu  produzieren  begann,  zuungunsten  der  auswärtigen  Ware. 
b)  Fleisch,  Speck  und  Fett  werden  verschieden  besteuert.  Die 
Höhe  der  Steuer  ist  für  Fleisch  und  Speck  8  Mark  und  für  Fett 
16  Mark  pro  100  Kilo.  Das  Pariser  Oktroi  besteuert  alle  diese  Ar- 
tikel, die  von  den  Pariser  Schiachthäusern  eingeführt  werden,  100 
Kilo  mit  7,80  Mark,  und  die  Artikel,  die  aus  der  Umgegend  der 
Stadt  eingeführt  werden,  100  Kilo  mit  9,30  Mark.  Die  Gemeinde 
•der  Stadt  Belgrad  hatte  im  Jahre  1900  aus  diesen  Artikeln  18679 
Mark  Einnahmen. 

IV.  Süd-  und  Kolonialprodukte,  von  denen  die  wich- 
iigsten  sind:  Kaffee,  Zucker,  Orangen  und  alle  Gewürze.  Der 
-erste  Tarif  für  diese  Artikel  hatte  zwei  Grundlagen  bei  der  Be- 
steuerung; die  Südfrüchte  wurden  nach  dem  Gewicht  und  die  Ge- 
würze nach  dem  Werte  besteuert  (1  ^Iq  des  Wertes) ;  der  zweite  Tarif 
4)esteuerte  nur  den  Zucker  und  Kaffee;  der  dritte  Tarif  dagegen  be- 
steuert die  Südfrüchte  je  100  Kilo  mit  4  Mark,  dagegen  die  feineren 
Arten  Südfrüchte  100  Kilo  mit  12  Mark.  So  ist  es  auch  mit  den 
Gewürzen:  die  gewöhnlichen  mit  6,40  Mark,  die  feineren  mit 
40  Mark  und  die  feinsten  mit  80  Mark  für  100  Kilo.  Der  Kaffee 
wird  100  Kilo  mit  2  Mark  und  der  Zucker  nur  mit  0,40  Mark  be- 
steuert; bei  der  Besteuerung  des  Zuckers  hatte  man  in  Absicht,  die 
ärmere  Klasse  der  Bevölkerung,  die  wichtigsten  Konsumenten  des 
Zuckers,  nicht  zu  sehr  zu  belasten.  Der  zweite  Grund  der  so  nied- 
rigen Besteuerung  des  Zuckers  war:  da  sich  bereits  der  ganze 
Handel  mit  Zucker  vom  Auslande  über  Belgrad  auf  das  ganze 
Land  erstreckte  (Einfuhrartikel),  wollte  man  nicht  durch  große  Be- 
steuerung den  Handel  hemmen;  deshalb  bestimmte  die  Gemeinde 
sowohl   für   den  Zucker,   der  in   Belgrad,   wie   auch  für  den,  der  in 


^]  Berichte  der  Kommission  für  die  Errichtung  des  Oktroi  an  den  Gemeinde* 
4iasschuß. 
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anderen  Orten  Serbiens  konsumiert  wird,  ein  Minimum  der  Besteue- 
rung. Es  wird  so  bleiben  müssen,  bis  die  Gemeinde  mit  Errichtung 
der  Entrepots  fertig  ist.  Trotzdem  wirkte  es  schädlich,  da  die  Ein- 
fuhr des  Zuckers  aus  dem  Auslande  nicht  mehr  wie  früher  aus- 
schließlich über  Belgrad,  sondern  auch  über  andere  Orte  auf  der 
Grenze  Serbiens  geschieht.  Die  gesamte  Einfuhr  dieser  Artikel  in 
Serbien  betrug  jährlich  8128000  Kilo;  über  Belgrad  aber  wurden  nur 
5  362000  Kilo  importiert.  Die  Gemeinde  hatte  im  Jahre  1900  von 
4em  Oktroi  auf  diese  Artikel  eine  Einnahme  von  45  725  Mark. 

V.  Getränke.  An  erster  Stelle  kommt  a)  der  Wein;  die 
Veranlagung  des  Oktroi  geschieht  zwiefach,  auf  Wein  im  Faß  oder 
in  Flaschen.  Die  Qualität  des  Weines  ist  hier  nicht  maßgebend, 
sondern  von  einem  Hektoliter  Wein  im  Faß  nimmt  man  6,40  Mark 
Oktroi  und  von  einem  Hektoliter  Flaschenwein  20  Mark.  Im  Jahre 
1899  wurden  12  050  Hektoliter  Wein  eingeführt,  im  Jahre  1900 
14  450  Hektoliter ;  davon  hat  die  Gemeinde  90  378  Mark  Ein- 
nahme, b)  Bier  wird  in  Belgrad  durchschnittlich  sehr  viel  ver- 
braucht. Es  wird  im  Lande  produziert,  wie  auch  von  dem  Aus- 
lande importiert.  Wie  bei  dem  Wein  hat  der  erste  Tarif  bei 
der  Besteuerung  des  Bieres  Bier  im  Faß  und  Bier  in  Flaschen 
unterschieden.  Man  unterscheidet  bei  der  Oktroierhebung  auch  ein- 
heimisches und  ausländisches.  Der  dritte  Tarif  besteuert  alle  Biere 
ohne  Unterschied  das  Hektoliter  mit  8  Mark;  das  Pariser  Oktroi 
besteuert  ebenso,  ohne  Rücksicht,  ob  es  einheimisch  oder  importiert 
ist,  das  Hektoliter  mit  12  Mark.  Der  jährliche  Bierkonsum  in  der 
Stadt  Belgrad  ist  auf  2  Millionen  Liter  festgestellt ,  was  auf  jeden 
Einwohner  33  Liter  ausmacht.  Der  durchschnittliche  Preis  des  Bieres 
ist  40  Mark  pro  Hektoliter,  d.  h.  es  ist  mit  20  ^/^  Oktroi  belastet, 
•der  Wein  dagegen  mit  16  %.  Hier  ist  ohne  Zweifel  nicht  klar, 
weshalb  der  Wein  weniger  als  das  Bier  belastet  ist,  während 
«ie,  da  man  beide  als  Luxus  bezeichnen  kann,  durch  das  Oktroi 
mindestens  gleich  belastet  werden  sollten.  Auch  bei  dem  Neben- 
zweck, Alkoholgegenstände  zu  belasten,  sollte  der  Wein  höher  oder 
mindestens  in  gleicher  Höhe  belastet  werden,  da  er  noch  schäd- 
licher auf  die  Gesundheit  der  Menschen  wirkt.  Neben  diesem  Fehler 
in  der  Veranlagung  des  Oktroi  sei  nebenbei  noch  der  Fehler  bemerkt, 
daß  die  Biere  in  der  Stadt  und  außerhalb  der  Stadt  gleichmäßig  durch 
<las  Oktroi  belastet  sind.  Das  hat  nachteilig  auf  die  Bierbrauereien 
gewirkt,  da  einigen  dadurch  eine  Art  Eonzession  gewährt  ist.  Wie  schon 
-erwähnt,  hat  man  das  früher  (1890)  noch  ändern  wollen,  aber  infolge 
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des  Handelsvertrages  mit  Österreich-Ungarn  war  es  unmöglich.  Um 
das  auszugleichen,  ist  man  bestrebt,  die  Veranlagung  nicht  mehr 
nach  dem  fertigen  Produkte  auszufuhren,  sondern  das  Bier,  das  io 
der  Stadt  produziert  wird,  nach  dem  Halbfabrikat  zu  besteuern,  um 
so  die  Besteuerung  des  auswärtigen  Bieres  gerechter  zu  machen.  Die 
Gemeinde  hatte  im  Jahre  1900  von  dem  Oktroi  auf  Bier  181 545  Mark 
Einnahmen,  c)  Alkohol.  Hierzu  werden  Spiritus  und  Branntwein 
gerechnet  und  zwar  nach  100  Kilo  Gewicht;  man  unterscheidet  die 
Arten,  je  nachdem  ein  Artikel  weniger  oder  mehr  Alkohol  enthält» 
Der  Branntwein  bis  10  Grad  Alkohol  wird  mit  8  Mark  Oktroi  je 
100  Kilo,  von  10—15  «/^  Alkohol  mit  9,50  Mark,  von  über  15  %  nnt 
12  Mark  belastet.  Die  Liköre,  Kognak,  Bum  und  andere  süße  spiri- 
tuose  Getränke  steuern  100  Kilo  16  Mark  und  Trinkessenzeu  100  Kilo 
20  Mark  Oktroi.  Frozentualiter  nach  dem  Preis  und  Alkoholinhalt 
sind  die  von  18%  oder  20 — 25%  belastet.  Die  statistischen  An- 
gaben zeigen  uns  eine  große  Einfuhr  spirituoser  Getränke;  im  Jahre 
1900  wurde  sie  auf  1435  000  Kilo  festgestellt,  wovon  die  Gemeinde 
131430  Mark  Einnahmen  hatte,  d)  Limonade,  Soda-  und 
Mineralwasser  wird  besteuert,  und  zwar  eine  Flasche  Sodawasser 
oder  Limonade  0,04  Mark  und  die  Mineralwasser  100  Kilo  4  Mark ; 
davon  hat  die  Gemeinde  jährlich  14372  Mark  Einnahmen  (1900). 
Hier  wird  auch  Essig  besteuert;  nach  dem  ersten  Tarif  erhob  man 
das  Oktroi  auf  Essig  wie  auf  Wein;  in  dem  zweiten  dagegen  wurde 
er  nicht  besteuert,  und  im  dritten  Tarif  100  kg  mit  2,40  Mark  und 
die  Essigessenz  mit  20  Mark.  In  Paris  wird  er  nach  der  Größe  des 
Essigsäureinhalts  mit  14,50—180  Mark  pro  Hektoliter  besteuert.  Die 
Einnahmen  von  diesem  Artikel  sind  sehr  gering;  das  kommt  be- 
sonders  daher,  daß  die  Produktion  des  Essigs  in  der  Stadt  besonders 
entwickelt  ist.  Im  Jahre  1900  hatte  die  Gemeinde  davon  nur  699S 
Mark  Einnahme. 

VI.  Vieh  und  Viehprodukte.  Das  Oktroi  wird  erhoben 
auf  folgende  Artikel:  a)  Schweine,  Spanferkel,  Schafe,. 
Ziegen,  Böcke.  Der  erste  und  zweite  Tarif  besteuerten  diese 
Artikel  nicht,  da  man  meinte,  sie  seien  schon  genug  durch  die 
Fleischbankgebühr,  wie  wir  früher  gesehen  haben,  belastet.  Für  alle 
oben  genannten  Artikel  erhebt  man  per  Stück  0,80  Mark  Oktroi,  nur 
für  die  Schweine  von  15 — 100  Kilo  Gewicht  6,50  Mark.  (In  Paris  ist 
das  Oktroi  auf  Stück :  Ochse  42,50  Mark ;  Kuh  28  Mark ;  Kalb  9  Mark ; 
Schafe,  Ziegen,  Böcke  per  Stück  3,20  Mark.)  Die  Ochsen,  Kühe,. 
Kälber  sind  nicht  durch  Oktroi  belastet;  auf  diese  nimmt  die  Ge* 
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meinde  nur  „FleischbaokareDde^.  Von  dem  Oktroi  auf  diese  Artikel 
hatte  die  Gemeiode  im  Jahre  1900  35  570  Mark  Einnahmen,  b)  Wild 
und  Geflügel.  Der  zweite  Tarif  vom  Jahre  1891  besteuerte  nur 
das  Geflügel  und  zwar  nach  der  Größe  desselben;  der  dritte  Tarif 
dagegen  bestimmt  die  Erhebung  des  Oktroi  für  das  Wild  und  Ge- 
flügel und  zwar  für  ein  Stück  Wild  4  Mark  (nur  für  jeden  Hasen 
0,40  Mark).  Das  Oktroi  auf  Geflügel  ist  sehr  niedrig;  auf  das 
kleinere  0,08  Mark  und  auf  das  größere  Geflügel  0,16  Mark  per  Stück. 
Im  Jahre  1900  wurden  473  739  Stück  Geflügel  in  Belgrad  eingeführt, 
wovon  die  Gemeinde  durch  Oktroi  43  402  Mark  (dazu  noch  790  Mark 
Einnahme  aus  Oktroi  auf  das  Wild)  Einnahme  hatte. 

VII.  Fisch  und  Fischprodukte.  Der  zweite  Tarif  be- 
steuerte diese  Artikel  nicht ;  der  dritte  aber  erhebt  auf  frische  Fische 
für  je  100  Kilo  4  Mark  und  auf  Fischkonserven  für  je  100  Kilo 
16  Mark  Oktroi.  Im  Jahre  1900  wurden  286295  Kilo  Fisch  und 
Fischprodukte  in  die  Stadt  Belgrad  eiogeführt,  wovon  die  Gemeinde 
11490  Mark  Einoahme  hatte. 

VIII.  Viehfutter.  Dieser  Artikel  wurde  anfangs  nach  dem 
Preis  desselben  besteuert;  so  nahm  man  1%  des  Preises  Oktroi;  der 
dritte  Tarif  besteuert  einen  Wagen  Viehfutter  mit  0,40  Mark  Oktroi 
(das  Pariser  Oktroi  nimmt  von  je  100  kg.  Viehfutter  0,90  Mark). 
Im  Jahre  1900  wurden  8  602  Wagen  Viehfutter  eingeführt  und  3440  Mark 
Oktroi  bezahlt. 

IX.  Brennmaterial.  Außer  auf  Brennholz,  Kohlen  und 
Kerzen  erhebt  die  Gemeinde,  da  der  Staat  andere  Brennartikel,  wie 
Petroleum  und  Zündhölzer,  monopolisiert  hat,  auf  andere  Brenn- 
materialien kein  Oktroi.  Auf  Holz  von  je  1  m  erhebt  man  0,25  Mark 
Oktroi  und  auf  Kohlen  ohne  Unterschied  4,80  Mark  (das  pariser 
Oktroi  erhebt  auf  alle  Brennmaterialien  Oktroi;  diese  werden  klassi- 
fiziert und  je  nach  der  Klasse  das  Oktroi  erhoben).  Davon  hatte  die 
Gemeinde  im  Jahre  1900  38860  Mark  Einnahme. 

X.  Verschiedenes.  Diese  Abteilung  in  dem  Tarif  wurde 
im  Jahre  1893  eingeführt;  es  werden  die  Wagen  und  das  Zugvieh 
mit  und  ohne  Last  mit  Oktroi  belegt.  So  zahlt  ein  Wagen  mit 
Holzmaterial  bei  der  Einfuhr  in  die  Stadt  0,80  und  die  Bauernwagen 
mit  Brennholz  0,15  Mark;  andere  Wagen  bis  zu  einer  Tonne  Waren- 
gewicht 0,16  Mark  und  über  eine  Tonne  0,45;  jedes  Pferd  mit  Last 
0,08  Mark. 

In  folgender  Tabelle  ist,   im  Vergleich  mit  dem  Pariser  Oktroi 

(zusammengestellt  nach  Conrad,  Handw.  d.  Staatsw.  S.  126  und  Auszug 
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der  Statistik  für  das  Jabr  1900  der  OktroizentraWerwaltung),  die 
GröBe  der  Belastung  der  Bevölkerung  der  Stadt  Belgrad  durch  Oktroi, 
sowie  der  Rohertrag  der  einzelnen  Gruppen  der  besteuerten  Gegen- 
stände ersichtlich.  Die  größte  Belastung  pro  Kopf  der  BeTÖlkerung 
fällt  auf  Bier  (Belgrad  2,64  Mark)  und  Wein  (Paris  17,68),  Alkohol 
und  zuletzt  auf  Fleischwaren  und  andere  Nahrungsmittel.  Die  größte 
Belastung  aber  in  der  Stadt  Belgrad  fallt  mit -3,06  Mark  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  auf  die  Fleisch  waren. 


Steuerpflichtige 
Gegenstände 


Rohertrag  in  Mark 


Paris 

(1896) 


mittlere  Be- 
lastung pro 
Kopf  der  ße- 
völkeruDg 


Belgrad 

(1900) 


mittlere  Be- 
lastung pro 
Kopf  der  Be- 
TÖlkerung 


1.  Wein 

2.  Bier 

3.  Alkohol 

4.  Nicht  mineral.  Ole    .    . 
ö.  Andere  Flüssigkeiten    . 

6.  Fleischwaren     .... 

7.  Andere  Nahrungsgegenst. 

8.  Brennstoff 

9.  Viehfutter 

10.  Brennmaterial  .... 

11.  Verschied.  Gegenstände 

12.  Nebeneinnahmen  .     .    . 


42210837 

3015816 

12  1S5970 

3  115  858 
681  879 

14709S72 

13612  171 

18486885 

4872591 
u  105955 

I  682  482 
421  636 


126  loi  953 


17,68 
1,26 

1,30 
0,28 

6,16 

5,71 

7,74 
2,07 

4,66 

0,71 

0,17 


52,84 


90378 
181  547 
130245 

8594 
15  600 

211  543 
173  555 

38850 
3440 

81378 

3442 


938  572 


1,31 
2,64 
1,89 

0,13 
0,22 

3,06 

2,51 
0,56 

0,05 

1,18 

0,05 


13,60 


3.   Die  Gebühren. 

Jede  Gemeinde  muß,  um  das  Ziel  zu  erreichen,  eigene  Beamten 
und  bestimmte  Einrichtungen  haben,  die  ohne  Zweifel  der  ganzen 
Gemeinde  zugute  kommen.  Es  ist  klar,  daß  diese  Beamten  und 
Einrichtungen  mehr  solchen  Gemeindeangehörigen  Nutzen  bringen, 
die  sich  direkt  derselben  bedienen,  als  solchen,  die  keine  direkten 
Beziehungen  zu  diesen  haben.  Deshalb  ist  es  gerechtfertigt,  daß  die 
ersten  mehr  zum  Unterhalt  derselben  beitragen  als  die  letzten.  Hierin 
liegt  der  Grundsatz  des  Gebühren wesens.  Die  Gebühren  erheben  die 
Gemeinden  als  Entgelt  für  spezielle  Leistungen  ihrer  Beamten,  die 
Ton  denjenigen  zu  entrichten  sind,  welche  besonders  diese  Leistungen 
und  Handlungen  veranlaßt  haben.  ^)     Daraus  folgt  weiter,   daß  die 

»)  Eheberg  a.  a.  0.  S.  474. 
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6ei)ührezi  nur  da  anwendbar  und  gerechtfertigt  giod,  wo  die  Be- 
ziehungen zwischen  Leistung  der  Verwaltung  und  daraus  entstehenden 
Kosten,  und  auf  der  anderen  Seite  der  Nutzen,  den  diejenigen  davon 
haben,  die  diese  Kosten  veranlaßten,  ersichtlich  und  erkennbar 
ist.  *)  Die  Gebiete,  in  denen  die  Erhebung  der  Gebühren  vorkommt, 
sind  folgende.  Die  Gemeinden  können  Gebühren  erheben  für  die- 
einzelnen  Handlungen  ihrer  Organe,  Verwaltungsgebühren,  und 
für  die  Benutzung  der  von  ihnen  unterhaltenen  Einrichtungen,  An- 
stalten und  Anlagen,  Benutzungsgebühren.  Durch  das  preußische 
Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1893  sind  die  Gemeinden  be- 
rechtigt, für  einzelne  Leistungen  ihrer  Organe  (Verwaltungsgebühren) 
und  für  die  Benutzung  der  von  der  Gemeinde  unterhaltenen  Ein- 
richtungen, Anstalten  und  Anlagen  (Benutzungsgebühren)  gewisse 
Gebühren  zu  erheben.  Die  Festsetzung  dieser  Verwaltungs-  und 
Benutzungsgebühren  bedarf  der  Genehmigung  der  vorgesetzten  Be- 
hörden. -) 

A.  Verwaltungsgebühren.  Im  Anfang  des  Gemeindelebens 
hatten  die  Gemeinden  nur  für  die  Bestätigung  von  allerlei  Dokumenten 
und  für  die  Berichte  an  Staatsbehörden  eine  gewisse  Gebühr  fest- 
gesetzt. Idit  der  Entwicklung  der  Gemeindeaufgaben  entwickelten 
sich  auch  die  Gebühren:  sie  sind  meistens  aber  die  Folge  des  Ge- 
richts ?erfahrens.  Besondere  Gesetze  bestimmen  den  Kreis  der  Ge- 
meindetätigkeit in  bürgerlichen  und  kriminalen  Sachen.  (Für  die 
bürgerlichen  Sachen  gilt  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  vom  25.  März 
1844,  so  auch  in  den  bürgerlichen  Streitigkeiten  das  Gesetz  für  das 
Gerichtsverfahren  vom  20.  Februar  1865).  Es  wird  eine  Gebühr  als 
Einnahme  der  Gemeinde  entrichtet  in  dem  Falle,  daß  jemand  in  den 
Gemeindeverband  als  Mitglied  aufgenommen  wird,  oder  daß  die 
Gemeinde  jemandem  ein  Zeugnis  der  Angehörigkeit  und  der  Art  der 
Beschäftigung  ausstellt.  In  der  Polizeiverwaltung  werden  meistens 
biei  Ausstellung  des  Passes  für  das  Ausland  und  bei  allen  Arten  der 
Legitimation,  wie  auch  bei  Ausstellung  von  Zeugnissen  über  den 
Gesundheitszustand  des  Viehes  Gebühren  erhoben.  ^) 

Kein  schriftliches  Zeugnis  hat  einen  Wert,  ehe  nicht  die  be-' 
stimmte  Gebühr  entrichtet  ist.  Die  Staats-  oder  Gemeindebehörden, 
die  solche  Zeugnisse   anerkennen,  werden  durch  Zahlung  der  fünf- 


*)  Scbönberg  a.  a.  0.;  Reitzenstein  Art.  Gebühren  S.  69. 

«)  Eheberg  a.  a.  0.  S.  476. 

')  Verordnacg  über  die  Ausgabe  der  Pässe  Tom  5.  Noyeinher  1841. 
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fachen  nicht  entrichteten  Gebühr  bestraft.  Außer  dieser  Strafe  werden 
die  Staatsbeamten  dem  Disziplinargericht  übergeben  und  die  Gemeinde- 
beamtet) aus  dem  Dienste  entfernt.  So  wird  auch  verfahren,  wenn 
einer  eine  geringere  Gebühr  als  das  Gesetz  bestimmt,  bezahlt  oder 
anordnet.  In  den  ländlichen  Gemeinden  werden  solidarisch  wie  der 
Gemeindeschreiber  so  auch  der  Gemeindevorsteher  dafür  bestraft.^) 
Das  Gesetz  über  die  Gebühren  bestimmt  die  Fälle,  in  denen  man 
Gebühren  erheben  muß,  und  bestimmt  auch  die  Höhe  derselben: 

1.  Für  Bestätigung  des  Grundbuches  2,50  Mark. 

2.  Für  ausgestellte  Zeugnisse,  außer  Armutszeugnissen,  1,60  Mark. 

3.  Für  Bestätigung  von  Verträgen,  Obligationen,  Quittungen  und 
im  allgemeinen  von  Berechtigungen  im  Werte  von  160  Mark,  1,60  Mark. 

Alle  diese  Gebühren  erhebt  die  Gemeinde  für  eigene  Rechnung, 
wie  die  Gebühren: 

A.  In  Fällen  von  öffentlichen  Uberbietungen,  von  Verkaufssachen 
oder  Arenden: 

a)  im  Falle  der  Uberbietung  von  je  80  Mark  der  Wertes 
2,40  Mark. 

b)  im  Falle  der  Uberbietung  von  Immobiliargegenständen  von 
je  80  Mark  des  Wertes  0,80  Mark. 

c)  im  Falle  von  Lieferungen,  sowie  von  Bauuntemehmungen, 
die  man  für  Rechnung  des  Staates  durch  ünterbietung 
übernimmt,  von  je  800  Mark  des  Wertes  0,80  Mark. 

d)  für  die  Verträge,  die  mit  Staatslieferanten  und  Unter- 
nehmern abgeschlossen  werden,  für  jedes  Formular,  das 
denselbön  übergeben  wird,  0,80  Mark. 

B.  a)  für  Untersuchung  von  Vergehen  auf  Verlangen  und  Klage 

von  Privaten  1,60  Mark. 

b)  für  Untersuchung  von  Vergehen  im  Wege  der  dienstlichen 
Pflicht  1,60  Mark. 

c)  für  die  schriftliche  Klage  gegen  den  Beschluß  der  Polizei- 
behörden in  kriminalen  Sachen  1,60  Mark. 

In  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  bestand  durch  das  Gesetz 
vom  26.  Juni  1846  „Gebühr  für  die  Bestätigung  des  Grundbuchs«. 
Sie  entstand  in  der  Zeit,  wo  der  Staat  infolge  der  geringen  Ein- 
nahmen der  Gemeinde  bei  der  Deckung  der  Ausgaben  helfen  wollte ; 
die  Gemeinde  errichtete  infolgedessen  den  sog.  „Armenfonds",  der 
durch  die  Beiträge  solcher  unterhalten  wurde,   die  ein  Gut  in   der 


^)  Das  Gebühren gesetz  vom  4.  Juli  1857. 
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Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  kaufen;  Ton  je  100  Mark  des  Wertes 
des  gekauften  Gutes  zaUt  der  Besitzer  0,25  Mark.  Im  Jahre  1857 
treten  an  dessen  Stelle  durch  das  Gebübrengesetz  feste  Gebühren. 
Neben  diesen  Gebühren  bestehen  solche,  die  die  Gemeinde  der  Stadt 
Belgrad  in  folgenden  Fällen  erhebt:  Ton  Urteilen  und  Beschlüssen 
in  Streitsachen  3%,  von  Verboten,  Vorladungen  und  Zeugnissen; 
für  einen  Paß  von  der  Polizeibehörde,  für  die  Erlaubnis,  ein  Ge- 
werbe zu  betreiben  oder  Waren  durch  die  Stadt  zu  verkaufen,  und 
endlich  für  die  Kopien  yon  Akten  und  Zeichnungen,  die  besonderer 
amtlicher  Bestätigung  bedürfen.  Für  das  Jahr  1903  wurde  nur  von 
Gebühren  eine  Einnahme  von  24000  Mark  in  dem  Gemeindebudget 
festgestellt. 

B.  Benutzungsgebühren.  1.  Maßgebübr.  Durch  das 
Gesetz  vom  Jahre  1839  wurden  die  öffentlichen  Maßanstalten  (Wagen) 
der  Gemeinde  übergeben;  sie  sollte  dieselben  verpachten,  um  auf 
diese  Weise  die  Einnahmen  zu  erheben.  Nach  vielen  Änderungen  der 
Gesetzgebung  gilt  heute  das  Gesetz  vom  31.  Januar  1896  über  die 
Gemeindemaßanstalten.  Der  Vorzug  dieses  Gesetzes  ist,  daß  die 
Gemeinden  die  Maßanstalten  nicht  auf  Pacht  geben  können.  Diese 
Gebühr  wird  bei  dem  Einzug  in  den  Ort  erhoben;  zu  dem  Zweck 
hat  jede  Gemeinde  eine  Wage,  wobei  sie  für  jedes  Waggongewicht 
8  Mark  Gebühr  erhebt.  Das  stört  den  Handel,  weshalb  man  sie  als 
belästigend  ansieht.  In  den  ländlichen  Gemeinden  sind  die  Ein- 
nahmen  aus  diesen  Gebühren  unbedeutend. 

Nach  dem  Budget  wurden  die  Einnahmen  der  Gemeinde  der 
Stadt  Belgrad  aus  der  Maßgebühr  für  das  Jahr  1903  auf  48  000  Mark 
festgestellt.  Diese  Einnahmen  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad 
wachsen  jährlich  rapide,  und  es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  sie 
mit  der  Entwicklung  des  Handels  noch  stärker  wachsen  werden.  Im 
Jahre  1899  waren  es  erst  32000  Mark,  während  sie  nach  vier  Jahren 
(1902)  auf  50190  Mark  anwuchsen. 

2.  Meß-  und  Schrannengebühr.  In  den  ländlichen  Ge- 
meinden erhoben  die  Gemeinden  die  Meßgebühr.  Jeder,  der  sich  als 
Händler  an  der  Messe  beteiligen  will,  muß  der  Gemeinde  Gebühr 
entrichten.  Den  Rest,  der  nach  Deckung  der  Kosten,  wie  nach  Be- 
soldung der  bei  der  Messe  beschäftigten  Beamten  bleibt,  erhält  die 
Gemeinde,  in  der  die  Messe  gehalten  wird,  als  Einnahme.^)  Nach 
folgendem  Tarif  werden  die  Gebühren  erhoben: 


^)  Das  Messegesetz  vom  4.  Februar  1865. 
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1.  Für  jedes  Pferd  oder  Bind  von  ein^m  Jähr  an  0,30  Mark. 

2.  Für  jeden  Esel  0,15  Mark. 

3.  Für  jedes  Füllen  oder  Kalb  bis  zu  einem  Jahr  0,07  Mark. 

4.  Für  jedes  Schwein  von  einem  Jahr  an  0,07  Mark. 

5.  Für  Ziege,  Schaf  oder  Mastschwein  0,04  Mark. 

6.  Für  jedes  Lamm  und  für  jede  junge  Ziege  0,03  Mark. 

7.  Für  jeden  Platz   mit  Verkaufisbude  haben  die  Verkäufer  zu 
zahlen  außer  der  Miete  noch 

auf  Buden  erster  Klasse  9  Mark, 
auf  Buden  zweiter  Klasse  6  Mark, 
auf  Buden  dritter  Klasse  3  Mark. 

8.  Diejenigen,  die  ohne  Bude  einen  Platz  innehaben,  die  Ware 
zu  verkaufen,  zahlen  dafür  1,60  Mark. 

9.  Für  jeden  Wagen,  auf  dem  man  die  Ware  einführt,  0,30  Mark. 

10.  Für  jedes  Pferd,  auf  dem  man  Ware  bringt,  0,10  Mark. 

11.  Für  jede  Bude,  in  der  die  Gewerbetreibenden  eigene  Pro- 
dukte verkaufen,  außer  der  Miete  für  dieselbe,  noch  1,50  Mark» 

12.  Die  Wirtshäuser  zahlen  und  zwar  die 

Wirtshäuser  erster  Klasse  6  Mark, 
Wirtshäuser  zweiter  Klasse  4,60  Mark, 
Wirtshäuser  dritter  Klasse   3  Mark  und  diejenigen^ 
die  auf  freiem  Platze   Wein  oder  Branntwein 
ausschänken,  1,60  Mark. 
Schrannengebühr   erheben   die  städtischen   Gemeinden;   so 
z.  B.  zahlt  in  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  jeder  Verkäufer  für 
den  Platz  auf  dem  Markt,  wo  er  seine  Ware  feilhält,  der  Gemeinde 
eine  gewisse  Gebühr.    Von  6  Märkten,  die  die  Gemeinde  der  Stadt 
Belgrad  besitzt,  hat  sie  jährlich  76  736  Mark.^) 

In  der  folgenden  Tabelle  haben  wir  die  Einnahmen  einiger 
deutschen  Städte  aus  den  Markthallen  und  der  Meßgebühr  verglichen 
mit  denen  der  Stadt  Belgrad  für  das  Jahr  1896/97  (Conrad,  flandw. 
d.  Staats w.  S.  217): 

Städte  Gebühren  für  Markt-     Gebühren  für  periodische     Zugommen 

hallenbenutzung  Markte  aller  Art 

Berlin   ....  2045078  8125  2053203 

München»)     .     .  173328  37»  ©47  544  375 

Leipzig      .     .     .  314773  37645  352418 

Dresden    ...  212352  49910  262262 

Belgrad  (99/100)  36726  —  36726 

1)  Stadthaushalt  von  Belgrad  1903. 

*)  Schrannengebühr  in  München  enthält  die  eigentliche  Schrannengebühr, 
Arbeitgebühr,  Wagegebühren,  Einstellgebührftn  und  Mieten. 
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Hier  können  wir  die  Gebühr  anfiihreD,  die'  die  Bäder  am  Ufer 
der  Save  bezahlen,  die  800  Mark  jährlich  beträgt. 

3.  Die  Gebühr  für  dieBenutzung  öffentlicher  Wege, 
Diese  Gebühr  wurde  schon  im  Jahre  1839  eingeführt  und  mit  wenigen 
UnterbrechuDgen  gilt  sie  schon  heute  als  Einnahmequelle  der  Ge* 
meinden.  Unter  der  Türkenherrschaft  lagen  besondere  Zölle  auf  Ein* 
fuhr  der  Waren,  womit  man  die  Auslagen  für  die  Kirche,  für  die 
Armen,  besonders  aber  für  das  Wegewesen  deckte.  Später  nahm 
der  serbische  Staat  diese  Zölle  und  deckte  damit  die  Wegekosten 
und  Ausgaben  für  Steinpflaster.  Erst  im  Jahre  1839  nahm  die  Ein- 
nahmen aus  der  Benutzung  öffentlicher  Wege  die  Gemeinde  (Pflaster- 
gebühr) ;  dadurch  war  sie  aber  verpflichtet,  Sorge  für  das  Wegewesen 
zu  tragen.  Diese  Einnahme  wurde  im  Jahre  1850  der  Gemeinde  ge- 
nommen und  ihr  nur  die  Sorge  für  die  Pflasterung  gelassen.  Erst 
im  Jahre  1859  wurde  die  Gebühr  für  Benutzung  öffentlicher  Wege 
der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  übergeben;  man  erhebt  diese  für 
jede  ein-  und  ausgeführte  Ware;  die  Veranlagung  geschieht  auf  den 
Staatszollämtem.  Später  nehmen  an  der  Erhaltung  und  dem  Bau 
neuer  Wege  und  Pflaster  (Trottoir)  direkt  die  Bürger  teil,  und  zwar 
die  Besitzer  solcher  Grundstücke,  neben  welchen  der  Bau  neuer  Wege^ 
oder  Pflaster  stattfinden  soll  (Beiträge).  Im  Jahre  1870  wurde  ein 
besonderes  Gesetz  für  die  Erhebung  der  Pflastergebühr  erlassen,  wo- 
nach nur  diejenigen  Gemeinden  dieselbe  erheben  können,  die  von  dem^ 
Staate  dazu  berechtigt  sind.  Der  Zweck  der  Pflastergebührerhebung 
ist,  daß  die  Gemeinde  das  Pflaster  in  gutem  Zustande  erhält,  wo* 
durch  Verkehr  und  Handel  befördert  werden. 

Die  Einnahmen  aus  der  Pflastergebühr  erhob  bis  zum  Jahre  1900^ 
die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad;  in  diesem  Jahre  nahm  der  Staat 
ohne  irgendwelche  Gründe  und  Rechte  und  ohne  irgendwelche  Ent-« 
Schädigung  diese  Einnahmen  der  Gemeinde.  Auf  diese  Weise  wurde 
die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  um  80  000  Mark  jährliche  Einnahmen 
geschädigt.  Erst  im  Jahre  1903  setzte  es  die  Gemeinde  mit  Erfolg 
bei  dem  Staate  durch,  das  ausschließliche  Recht  auf  die  Pflaster» 
gebühreinnahmen  zu  bekommen.  In  dem  Budget  sind  120  000  Mark 
Einnahmen  (1903)  aus  der  Pflastergebühr  festgestellt.  Hier  ist  auch 
die  Gebühr  zu  erwähnen,  die  die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  yon 
den  Droschkenbesitzern  für  den  Platz  erhebt,  wo  diese  die  Kunden 
erwarten. 

In  engster  Beziehung  zur  Veranlagung  der  Gebühren  für  die  Be- 
nutzung öffentlicher  Wege  steht  der  sog.  „KuUuk^.     In  dem  Falle, 
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daß  die  Gemeinde  eine  Arbeit,  besonders  Verbesserung  oder  Bau 
neuer  Wege  auszuführen  hat,  für  die  eine  größere  Anzahl  Menschen 
sowie  auch  Gerätschaften  notwendig  sind,  ist  die  Gemeinde  berechtigt, 
sie  unter  allgemeiner  Mitwirkung  und  Mitarbeit  zu  tun.  In  dem  Falle 
ist  jeder  Angehörige  der  betreffenden  Gemeinde  verpflichtet,  selber 
mitzuarbeiten,  oder  jemanden,  der  arbeitsfähig  ist,  zu  schicken  oder 
eich  durch  die  dazu  besonders  bestimmte  Gebühr  davon  zu  befreien. 
Da  nämlich  die  Resultate  solcher  Arbeiten  immer  den  Gemeinde- 
angehörigen zugute  kommen,  so  ist  es  berechtigt,  daß  diese  eine  ge- 
wisse Gebühr  entrichten,  sei  es  in  Form  persönlicher  Arbeit  oder  als 
Geldleistung,  für  den  Nutzen,  den  sie  später  davon  haben  werden. 

Diese  Art  der  Veranlagung  der  Gebühren  ist  aus  alten  Zeiten 
geblieben,  aus  den  Zeiten,  wo  sich  das  Volk  noch  auf  einer  niedrigeren 
Stufe  der  ökonomischen  Entwicklung  befand,  und  wo  der  Staat  nicht 
imstande  war,  für  die  Erhaltung  und  den  Neubau  der  Wege  zu 
sorgen,  sondern  das  den  Gemeinden  selber  überließ.  Der  wichtigste 
Grund  zur  Erhebung  dieser  Art  Gebühren  liegt  darin,  daß  die 
benachbarten  Gemeinden  vom  Bau  oder  von  der  Verbesserung  eines 
Weges  direkt  den  größten  Nutzen  haben;  danach  hätten  sie,  wenn 
2.  B.  der  Staat  den  betreffenden  Weg  bauen  sollte,  die  höchsten  Ge- 
bühren zu  leisten.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  diese  Art  des 
Baues  und  der  Verbesserung  der  Wege  von  sehr  nachteiliger  Wirkung 
ist ;  mit  der  ökonomischen  Entwicklung  wird  es  noch  lästiger.  Außer- 
dem, daß  diese  Art  der  Arbeit  von  unzureichenden  Resultaten  ist, 
wirkt  sie  nachteilig  auf  die  ökonomische  Tätigkeit  der  Privaten.  Das 
hat  sich  auch  in  Serbien,  besonders  bei  der  Wirkung  auf  die  Land- 
wirtschaft gezeigt.  Dann  ist  es  bei  der  Ungleichheit  der  Arbeits- 
kräfte bei  dem  „Kulluk''  sehr  schwer,  die  Arbeit  gleichmäßig  auf 
die  Gemeindemitglieder  zu  verteilen.  Dies  bewirkt,  daß  der  Staat 
entweder  den  „Kulluk^'  ganz  beseitigt  oder  ihn,  was  in  Serbien 
der  Fall  ist,  durch  die  durch  das  Gesetz  bestimmte  Gebühr  ablöst. 

4.  Schlachtgebühr  und  ärztliche  Beschaugebühr^) 
finden  wir  in  den  städtischen  Gemeinden;  die  Gemeinde  der  Stadt 
Belgrad  hat  von  diesen  Gebühren  eine  jährliche  Einnahme  von  78400 
Mark.  Diese  Einnahmen  vergrößerten  sich  besonders  durch  die  Er- 
richtung von  Schlachthäusern  iu  der  Gemeinde,  die  durch  ein  be- 
sonderes Gesetz  vom  Staat  durch  Privilegien  für  die  Schlachthäuser- 
unternehmungen begünstigt  und  befördert  wurden ;  es  gibt  noch  einige 


1)  Nach  dem  Gemeindebeschluß  A.  Br.  331/1898. 
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städtische  Gemeindeo,  die  Schlachthäuser  besitzen.  Von  der  ärzt- 
lichen Beschangebühr  hat  die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  22400 
Mark  jährliche  Einnahmen  (1901). 

6.  Wasserleitungsgebühr  erheben  die  städtischen  Gemein- 
den. Die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  hat  daraus  jährlich  160000 
Mark  Einnahmen. 

Von  den  polizeilichen  Aufgaben,  woraus  die  Gemeinde  durch 
Gebühren  eine  Einnahme  bezieht,  gehören  hierher 

6.  Beerdigungs-  und  Friedhofsgebühren.  Die  Ge- 
meinde der  Stadt  Belgrad  hat  ein  ganz  abgesondertes  Budget,  das 
sog.  Friedhofsbudget.  Zuerst  bezieht  die  Gemeinde  Einnahmen  aus 
den  Gebühren  für  Verleihung  von  Grabstelien.  Für  jede  einzelne 
Grabstelle  nimmt  die  Gemeinde  8  Mark  und  für  die  Erhaltung  der- 
selben jedes  Jahr  noch  1,50  Mark.  I^ach  10  Jahren  muß  das  Becht 
durch  neue  Einzahlung  Ton  8  Mark  für  Benutzung  des  Platzes  er- 
neuert werden.  Für  die  gemauerten  Grüfte  nimmt  die  Gemeinde,  je 
nach  der  Größe  derselben,  400  oder  800  Mark  mit  dem  ausschließ- 
lichen Recht  der  Benutzung  durch  die  Interessenten  auf  25 — 50  Jahre ; 
dann  muß  durch  Einzahlung  gewisser  Gebühren  eine  Erneuerung  statt- 
finden. Die  Gemeinde  ist  berechtigt,  für  Aufsicht  und  Sorge  für  Rein- 
lichkeit jährlich  eine  Gebühr  von  10  Mark  für  jede  gemauerte  Gruft 
zu  erheben.  In  dem  Gemeindebudget  für  1903  sind  in  dem  Fried- 
hofsbudget die  Friedhofs-  und  Beerdigungsgebübren  auf  43  000  Mark 
▼eranschlagt. 

Zuletzt  könnten  wir  die  Einnahmen  aus  den  Gebühren  für 
Kehrichtabfuhr,  Straßenbesprengung  und  Reinigung  seitens  der  Ge. 
meindearbeiter  erwähnen,  die  hinsichtUch  der  Größe  der  Einnahmen, 
wie  in  anderen  städtischen  Gemeinden  auch  in  der  Gemeinde  der 
Stadt  Belgrad  eine  minderwertige  Rolle  spielen. 

Merkwürdig  ist,  daß  die  Gemeinden  berechtigt  sind,  die  Höhe 
der  Gebühren  und  zwar  der  Benutzungsgebühren  zu  regeln;  wie 
wir  vorher  gesehen  haben,  ist  die  Höhe  der  Verwaltungsgebühren 
vom  Staat  durch  das  Gebührengesetz  festgesetzt.  Wie  aus  der 
Tabelle  S.  73  ersichtlich  ist,  zeigt  die  Höhe  der  Einnahmen  aus  den 
Gebühren  in  allen  Gemeinden  für  das  Jahr  1899  =  6,82  »^  der  ge- 
samten Gemeindeeinnahmen  oder  640000  Mark,  und  zwar  fallt  der 
größte  Teil  derselben  auf  die  städtischen  Gemeinden. 

Aus  allem  über  die  Gemeindeeinnahmen  Gesagten  sehen  wir, 
daß  diese  nicht  verschiedenartig  sind,  obwohl  große  Verschieden- 
heit  zwischen    den   ländlichen   und   städtischen  Gemeinden  herrscht. 
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Die  ärmeren  und  kleineren  unter  den  ländlichen  Gemeinden  haben 
höchstens  drei  oder  vier  Quellen,  aus  denen  die  Einnahmen  zur 
Deckuug  der  Ausgaben  fließen.  Folgende  Angaben  mögen  uns  einen 
Aufschluß  über  die  verschiedenen  Gemeindeeinnahmen  und  ihre  Größe 
in  eiuigen  Jahren  geben: 


Jahre 


Die  Einnahmen  in  1000  Mark  von 


Zu- 
schrägen 


Pacht- 
zins 


von  ver- 
kauftem     Strafen 
Vermögen 


Gebühren 


übriges 


Sum- 
marisch 


1899 
1898 
1897 
1896 
1895 
1894 
1893 
1892 
1891 
1890 


5600 

2935 
2660 

2823 

2720 

2550 
2254 

2  152 

1976 

1  540 


3044 
2  128 

1909 

2072 

2099 

1958 
2045 
2002 

1777 
1673 


32 
20 

12 

20 

25 

IS 
28 
II 

57 
26 


63 

640 

44 

660 
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43 
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53 
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95 
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45 

320 
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10984 

7385 
7  102 

6777 
6356 
6080 
5780 
5500 
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4366 


Die  vergleichende  Übersicht  der  Gemeindeeinnahmen  vom  Jahre  1890 — 1899, 
zasammengestellt  nach  den  Statistischen  Jahrbüchern  I,  II,  III,  IV. 


Unter  den  Einnahmen  der  Gemeinde  können  wir  auch  erwähnen 
die  Einnahmen  auä  Geldstrafen,  die  für  verschiedene  kleinere  Ver- 
gehen der  Gemeindeangehörigen  erhoben  werden.  In  den  meisten  länd- 
lichen Gemeinden  stellen  sich  die  Einnahmen  wie  folgt  zusammen: 
a)  Zuschläge  zu  den  direkten  Staatssteuern,  als  Haupteinnahme  der 
ländlichen  Gemeinden ;  b)  Pachtzins  aus  dem  unbeweglichen  Vermögen, 
80  auch  bei  manchen  Gemeinden  Zins  auf  geliehenes  Geld;  c)  Ge- 
bühren und  zuletzt  d)  Strafen.  Im  Jahre  1899  hatten  alle  Gemeinden 
zusammen,  4  487  Tausend  Mark  Einnahme,  also  ca.  12^0  ^on  den 
gesamten  Staatseinnahmen,  um  nach  10  Jahren,  im  Jahre  1899,  auf 
10  984  Tausend  Mark  oder  14,47  ^/q  der  gesamten  Staatseinnahmen 
(ca.  75  897  Tausend  Mark)  zu  steigen.  ^)  Wenn  wir  diese  prozentualen 
Zahlen  der  Gemeindeeinnahmen,  die  zur  Deckung  der  Ausgaben  bestimmt 
sind,  mit  denen  der  Staatseinnahmen  vergleichen,  können  wir  ersehen, 
einen  wie  kleinen  Kreis  und  eine  wie  noch  unvollkommene  Tätigkeit 
die  lokale  Verwaltung,  Gemeinde,    in  Serbien  übernommen   hat,    die 


')  Statistisches  Jahrbuch.   IV. 
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gesellschaftlichen  und  kulturellen  Aufgaben  zu  erfüllen,  und  wie  über- 
haupt dies  alles  noch  in  der  Entwicklung  begriffen  ist. 


Fünfter  Abschnitt. 

Das  Schuldenweseu. 


Jede  Gemeinde  soll  bestrebt  sein,  das  Gleichgewicht  zwischen 
Einnahmen  und  Ausgaben  herzustellen.  Um  dies  Ziel  zu  erreichen, 
ist  jede  Gemeinde  durch  das  Gesetz  yerpflichtet,  für  jedes  folgende 
Jahr  den  fiudgetplan  aufzustellen.  Durch  das  Gemeindegesetz  vom 
Jahre  1889  ist  bestimmt,  daß  das  Gemeindegericht  mit  Genehmigung 
des  Gemeindeausschusses  längstens  zwei  Monate  vor  dem  Anfang  des 
Bechnungsjahres  (das  Rechnungsjahr  fällt  mit  dem  Kalenderjahr  zu- 
sammen) den  Budgetplan  der  Gemeindeeinnahmen  und  -Ausgaben 
feststellt,  wonach  die  Gemeinde  im  laufenden  Jahre  die  Einnahmen 
zu  erheben  und  die  Ausgaben  zu  machen  hat.  Wenn  die  ordent- 
lichen Einnahmen  nicht  imstande  wären,  die  Ausgaben  zu  decken, 
hat  das  Gemeindegericht  der  Gemeindeversammlung  einen  Vorschlag 
zu  macheu,  die  nötige  Summe  durch  Zuschlag  zu  decken.  Wie  in 
dem  ersten  Falle,  wo  die  Ausgaben  durch  ordentliche  Einnahmen 
gedeckt  werden  können,  so  wird  auch  in  dem  zweiten  Falle,  bei  der 
Deckung  der  Ausgaben  durch  Zuschlag,  das  Gemeindebudget  dem 
Departementsausschuß  zur  Begutachtung  vorgelegt,  die  dann  für  die 
Gemeinde  maßgebend  ist.  Das  Budget  der  Gemeinde  der  Stadt 
Belgrad  wird  dem  Belgrader  Ausschuß  zur  Begutachtung  vorgelegt.*) 
In  jedem  Budget  muß  eine  Position  zur  Deckung  unvorhergesehener 
Ausgaben  aufgestellt  sein,  mit  der  nur  diese  gedeckt  werden  dürfen. 
Wenn  der  Departementsausschuß  etwaige  Bemerkungen  zu  dem  Bud- 
getplan macht,  ist  das  Gemeindegerichtg  mit  dem  GemcindeausschuB 
verpflichtet,  wenn  sie  dieselben  annehmen,  nach  ihnen  das  Budget 
festzustellen  und  dem  Departementsausschuß  wieder  zur  Genehmigung 
vorzulegen.     Im  Falle,    daß  sie  die  Bemerkungen  des  Departements- 


»)  Das  Gemeindegesetz  von  1889  S.  26  Art.  40. 
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ausschusses  nicht  anDehmen,  müssen  sie  diesem  den  Budgetplan  mit 
Beweisgründen  zurücksenden ;  in  dem  Falle  ist  das  Departement  bzw. 
der  Belgrader  Ausschuß  für  die  Gemeinde  maßgebend.  Wie  wir 
daraus  ersehen  können,  ist  für  jede  Gemeinde,  sei  es  eine  ländliche 
oder  städtische,  die  Aufstellung  des  Budgets  obligatorisch^  die  dem 
Gemeindegericht  mit  Hilfe   des  Gemeindeausschusses  überlassen   ist. 

Das  Gemeindegericht  ist  verpflichtet,  am  Ende  jedes  dritten 
Monats  die  Rechnung  über  die  Gemeindeeinu ahmen  und  Ausgaben 
festzustellen  und  sie  dem  Gemeindeausschuß  vorzulegen,  der  dann 
verpflichtet  ist,  sie  in  einer  Frist  von  10  Tagen  zu  revidieren  und  zu 
bestätigen.  In  dem  Falle,  daß  das  Gemeindegericht  nicht  in  dieser 
Frist  dem  Gemeindeausschuß  die  Rechnung  vorlegt,  wird  jede  dafür 
verantwortliche  Person  mit  8  bis  40  Mark  Geldstrafe  bestraft;  die 
Strafe  wird  von  der  Bezirksfinanzbehörde  ausgesprochen.^)  Ebenso 
wird  der  Gemeindeausschuß,  falls  er  die  vorgelegten  Rechnungen 
nicht  revidiert  hat,  zugunsten  der  Gemeindekasse  bestraft.  Die 
gemachten  Ausgaben,  die  nicht  im  Budget  festgestellt  sind^  werden 
als  Mißbrauch  angenommen;  für  solche  ist  der  Kassenführer  verant- 
wortlich. Im  Falle,  daß  man  nicht  imstande  ist,  die  Entschädigung 
von  ihm  zu  bekommen,  sind  die  haftbar,  die  diese  Ausgaben  ange- 
ordnet haben.  Das  Gemeindegericht  ist  verpflichtet,  mit  dem  Kassen« 
fuhrer  am  Ende  jedes  Rechnungsjahres,  ausnahmsweise  längstens  bis 
zum  15.  Januar  des  nächsten  Rechnungsjahres,  alle  Rechnungen  fest- 
zustellen und  dem  Gemeindeausschuß  vorzulegen,  der  sie  binnen  15 
Tagen  revidieren  muß;  andernfalls  wird  jede  verantwortliche  Person 
mit  40  bis  80  Mark  bestraft.  So  festgestellte  und  revidierte  Rech- 
nungen werden  den  Gemeindeangehörigen  15  Tage  lang  zur  Kontrolle 
ausgelegt;  nach  Ablauf  dieser  Frist  werden  sie  mit  allerlei  Doku- 
menten und  Anmerkungen  der  Gemeindeangehörigen  an  die  Hauptkon- 
trolle („Glavna  KontroUa")  in  Belgrad  gesandt.  Wenn  es  keine  be- 
sonders dazu  angestellte  Person  in  der  Gemeindeverwaltung  gibt,  die 
die  Gemeindeeinnahmen  verwalten  kann,  ist  das  Gemeindegericht  be- 
rechtigt, mit  Genehmigung  des  Gemeindeausschusses  dies  einem  von 
seinen  Mitgliedern,  das  schreiben  und  lesen  kann,  zu  übergeben. 

Es  kommen  Fälle  vor,  wo  die  Gemeinde  trotz  Erhebung  der  Zu- 
schläge bei  größeren  Arbeiten  nicht  imstande  ist,  mit  den  gewöhn- 
lichen Einnahmen  und  Mitteln  die  Ausgaben  zu  decken,  dann  ist  die 
Gemeinde  gezwungen,  Schulden  zu  machen.    Auf  Vorschlag  des  Ge- 


')  Dm  Gemeindegesetz  a.  a.  0.  Art.  39. 
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meindeausschusses  entscheidet  die  GemeindeversammluDg,  daß  die 
Gemeinde  Schulden  macht.  ^)  Die  meisten  von  diesen  Schulden 
werden  sich  später  durch  die  Einnahmen  der  wegen  der  Anleihe  er* 
richteten  Anstalten  selbst  abzahlen,  was  besonders  bei  den  städtischen 
Gemeinden  der  Fall  ist.  Die  Gemeinden  in  Serbien  sind  meistens 
verschuldet  bei  der  sog.  „üprava  Fondova",  der  Verwaltung  der 
Fonds  und  bei  anderen  öffentlichen  Kreditinstituten,  zuletzt  bei  Privat- 
leuten ;  diese  Verschuldung  bei  Privaten  entsteht  besonders  bei  länd- 
lichen Gemeinden,  um  etwaige  außerordentliche  Ausgaben  für  ver- 
schiedene Lieferungen  und  Unternehmungen  decken  zu  können,  wie 
bei  Errichtung  von  Schulen,  Kirchen,  Gemeindegerichtshäusern.  Alle 
bisher  geltenden  Gemeindegesetze  bestimmten  nichts,  was  die  Ver- 
schuldung der  Gemeinden  anlangt:  dabei  ist  immer  die  Vereinbarung 
der  Gemeinde  mit  dem  Geldgeber  maßgebend.  Bei  den  ersten  Arten 
von  Verschuldungen  gilt  die  hypothekarische  Sicherheit,  bei  der 
zweiten  nur  persönliche,  wo  die  Rückzahlungsfristen  je  nach  Verein« 
barung  verschieden  sind,  jedoch  sehr  kurz,  mit  festgesetztem  Zinsfuß 
und  Amortisation. 

Die  „üprava  Fondova"  ist  das  staatliche  hypothekare  Institut, 
das  unter  der  Aufsicht  des  Ministeriums  der  Landwirtschaft  steht» 
„üprava  Fondova"  kann  auch  den  Gemeinden,  Bezirken'  und  De- 
partements Darlehen  geben,  und  zwar  auf  Grundlage  des  unbeweg- 
lichen Vermögens  oder  auf  derjenigen  der  Zuschläge  und  Einnahmen; 
in  letzterem  Falle  müssen  die  Gemeinden  die  Genehmigung  der  Auf- 
sichtsorgane haben,  um  Schulden  machen  zu  können.  ^)  Die  „üprava 
Fondova"  gewährt  Kredit  auf  Grundlage  folgenden  unbeweglichen 
Vermögens : 

1.  auf  Boden  für  Bauten  bestimmt,  nur  in  größeren  und  kleineren 
Städten. 

2.  auf  Boden  mit  massiven  Gebäuden. 

3.  auf  landwirtschaftlichen  Grund  und  Boden,  wie  Wiesen,. 
Acker,  Weinland,  Obstland,  Gärten  und  dem  ähnliches,  nur  den  Wert 
des  Grund  und  Bodens  rechnend.  ^) 

Sie  gibt  Darlehen  auf  diese  Gegenstände  mit  Hypothek  zu  erster 
Stelle  mit  einem  Zinsfuß  von  6%  jährlich.  Die  Rückzahlung  der 
Schuld  geschieht  in  einer  Frist  von  höchstens  32  Jahren.     Nur  aua- 


^)  Das  Gemeindegesetz  a.  a.  0.  Art.  70  sub.  8. 

»)  Das  Gesetz  über  „üprava  Fondova'*.    Belgrad  1898  Art.  537. 

*)  Das  Gesetz  über  „üprava  Fondova"  Art.  7. 
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nahmsweise,  was  bei  Verschuldungen  yon  Gemeinden,  BezirkeD  und  De^ 
partements  der  Fall  ist,  kann  die  Bückzahlungsfrist  bis  auf  50  Jahffl 
irerlängert  werden.  Auf  Grundlage  dieses  Darlehens  ist  die  „Upravi 
Fondora**  berechtigt,  Schuldscheine  auszugeben  und  sie  in  ümlaiq 
zu  setzen;  damit  verpflichtet  sich  die  „UpraTa  Fondoya^,  dem  lo« 
haber  des  Schuldscheines  regelmäßig  die  Zinsen  zu  zahlen  unter  dea 
Bedingungen,  die  auf  dem  Schuldschein  festgesetzt  sind.  Im  Falle, 
daß  die  Gemeinden,  Bezirke  oder  Departements  für  ein  Halbjahr 
der  „üprava  Fondoya'^  Zinsen  und  Amortisation  nicht  zahlen,  ist  das 
Finanzministerium  berechtigt,  auf  Verlangen  derselben  die  Ginnahmen 
der  betreffenden  Gemeinden,  Bezirke  oder  Departements  der  „Uprava 
Fondoya"  zu  übergeben,  um  die  Zinsen  und  die  Amortisation  der 
Schuld  zu  decken. 

Der  Schuldenbestand  in  sämtlichen  Gemeinden,  einschließlich  also 
der  Landgemeinden,  belief  sich  im  Jahre  1899  auf  5529  000  Mark 
{gegen  27076  Tausend  unbewegliches  und  bewegliches  Vermögen). 
Die  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad  schuldete  im  Jahre  1901  die  Summe 
von  1604704  Mark;  davon  der  „Uprava  Fondova"  119  299  Mark, 
anderen  Kreditinstituten  1  230879  Mark  und  an  Private  264526  Mark 
-Die  jährliche  Größe  der  Ausgaben  der  Gemeinde  der  Stadt  Belgrad 
für  Tilgung  und  Zinszahlung  belief  sich  wie  folgt: 

1.  Amortisation  und  Zinsen  für  die  „Upraya  Foudova'*    24000  Mk. 

2.  Die  Zinsen  und  die   Wechsel    der  schwebenden 

Schuld 9  600   „ 

3.  Auf  die  Schuld  für  die  Errichtung  des  Schlacht- 
hauses yon  den  Schlachthausgebühren     ....    30400    ,. 

4.  5  V«  Vo  Zinsen  und  Schuldtilgung 21 120   „ 

5.  Der  Rest  der  Gemeindeeionabmen  für  die  Tilgung 

der  Schuld 12812   „ 

Über  die  Höhe  der  Gemeindeschulden  in  einzelnen  Jahren,  ver- 
glichen mit  der  Größe  des  Gemeindevermögens,  mögen  folgende  An- 
•  gaben  Aufschluß  geben  (s.  die  Tabelle  auf  der  nächsten  Seite). 

Tatsache  ist,  daß  die  Schulden  der  städtischen  Gemeinde  weit 
rapider  wachsen,  als  die  der  ländlichen  Gemeinden;  und  zwar  infolge 
der  zunehmenden  Aufgaben  der  städtischen  Gemeinden  für  Unter- 
Dehmungen,  die  wir  schon  bei  den  städtischen  Sonderaufgaben  zur 
Genüge  gesehen  haben. 
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Kritische  Schlußfolgerung  über  die  GemeindeorgSDi- 
satioa  und  das  G-emeiQdefinanz'wesen  in  Serbien. 

Zu  den  wichtigsten  Fragen  in  Serbien  gehören  ohne  Zweifel  die 
in  bezug  auf  das  Kommunal wesen,  besonders  aber  die  in  bezug  auf 
die  Gemeinden,  die  in  nächster  Zeit  einer  Reorganisation  bedürfen. 
Es  ist  eine  Tatsache,  besonders  durch  die  UDgünstigen  Zustände  der 
Staatsfinanzen  Serbieus,  daß,  was  sich  schon  in  letzter  Zeit  heraus- 
zustellen begonnen  hat,  der  Staat  die  Gemeinden,  Bezirke  und  De- 
partements mit  der  Zeit  immer  mehr  mit  neuen  Aufgaben  belasten 
wird.  Es  scheint,  mit  solcher  Organisation  der  Gemeinden  und  ihrer 
Tätigkeit  werden  keine  günstigen  Erfolge  erreicht.  An  erster  Stelle 
meinen  wir  hier  allein  die  Selbstverwaltung  der  Gemeinden,  die  wie 
wir  gesehen  haben,  durch  das  Gesetz  Tom  Jahre  1869  in  besonderer 
Weise  durchgeführt  ist.  Es  ergibt  sich  die  Frage,  ob  das  Volk  in 
solchem  Maße  die  geistige  Bildung  besitzt,  und  ob  es  iu  der  Höhe 
entwickelt  ist,  die  ganze  Tätigkeit  in  der  Verwaltung  zu  besorgen, 
daß  ihm  diese,  ohne  genauere  Aufsicht  seitens  des  Staates,  zu  über- 
lassen wäre.  JUit  der  Entwicklung  der  geistigen  Bildung  des  Volkes 
soll  auch  die  Ausdehnung  der  Selbstverwaltung  Hand  in  Hand  gehen. 
Die  nachteilige  Wirkung  auf  freie  Selbstverwaltung  machte  sich  schon 
in  frühereo  Zeiten  fühlbar,  wofür  Tiele  Änderungen  und  Neugestal- 
tungen der  Geraeindegeselzgebung  einen  sicheren  Beweis  geben ;  in  einer 
Zeit  strebte  die  Regierung  bzw.  der  Staat,  die  Selbständigkeit  der 

XLVI.  7 
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Q-emeinden  zu  beschränken;  um  sie  später  wieder  einzuführen;  dies 
geschah  sicher  nicht  ohne  Gründe  und  ^Jrsachen.  Das  Volk  will 
die  Selbstverwaltung,  aber  es  scheint  ihm  nicht  recht  verständlich 
zu  sein,  inwieweit  diese  gelten  soll.  Ferner  liegt  offenbar  die  wich- 
tigste Grundlage  der  Selbstverwaltung  nicht  vor,  wenn  die  Gesetz- 
gebung bestimmen  mußte,  daß  das  Friedensgericht,  falls  kein  Mitglied 
desselben  lesen  oder  schreiben  könnte,  jemanden  im  Dorfe  suchen  solle, 
der  jede  Woche  die  durch  das  Gesetz  bestimmten  Pflichten  demselben 
vorliest,  um  es  in  Stand  zu  setzen,  immer  pünktlich  und  gerecht  zu 
sein.  Und  das  war  in  den  40er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  der  Fall ; 
aber  es  scheinen  sich  die  Zustände  bis  jetzt  nicht  erheblich  geändert 
zu  haben,  obwohl  sich  das  Volk  heutzutage  in  einem  günstigeren 
Zustande  der  geistigen  Bildung  befindet  und  durch  ein  mehr  und 
mehr  sich  entfaltendes  Schul-  und  Unterrichtswesen  in  der  Ent- 
wicklung begriffen  ist^).  Heutzutage  können  wir  noch,  obwohl  nur 
vereinzelt,  Gemeinden  namhaft  machen,  deren  Organe  nicht  imstande 
sind,  ein  Budget  oder  jährliche  Gemeinderechnungen  aufzustellen  und 
zu  kontrollieren,  ob  sie  richtig  sind,  sondern  sich  dazu  der  Hilfe  der 
Staatsorgane  bedienen.  Demgemäß  scheint  es  nicht  vorteilhaft,  die 
Staatsaufsicht  über  die  Gemeinden  nur  auf  solche  Tätigkeiten  zu 
beschränken,  die  direkt  den  Bezirk  oder  das  Departement  und  den 
Staat  angehen.  Hier  eine  gesunde  Grundlage  für  die  Selbstverwaltung 
zu  schaffen,  wäre  an  erster  Stelle  wünschenswert.  Die  Nachteile 
der  so  den  Gemeinden  selbständig  überlassenen  Tätigkeit  machen 
sich  besonders  im  Finanzwesen  fühlbar. 

Durch  die  ungünstige  Gestaltung  der  Gemeinden  macht  sich  be- 
sonders die  ungenügende  Leistungsfähigkeit  derselben  fühlbar.  Das 
war  der  Grund,  der  die  Gemeindegesetzgebung  veranlaßt  hat,  die 
Gemeinden  im  Jahre  1884  zu  gruppieren,  wo  bestimmt  wurde,  es 
solle  jede  Gemeinde  mindestens  350  Steuerpflichtige  haben.  Auf 
diese  Weise  war  es  nach  dem  Vorgehen  der  Gesetzgebung,  wie  wir 
schon  gesehen  haben,  nicht  ratsam,  die  Leistungsfähigkeit  der  Ge- 
meinden zu  fördern.  Man  konnte  es  aber  dadurch  tun,  daß  man 
freiwillige  Vereinigungen  von  Gemeinden  für  besondere  Zwecke  und 
Aufgaben  als  „Zweckverbände"  bildete.  Gerade  die  so  große  Zahl 
kleiner  Gemeinden  (im  Jahre  1898  waren  es  1305  Gemeinden)  führte 
zu  einem  verhältnismäßig  enorm  kostspieligen  Verwaltungsorganismus, 


*)  Von  der  gesamten  ländlichen  Bevölkerung  von  1 993  109  konnten  im  Jahre 
1899   11,57  ®/o  lesen  und  schreiben. 
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dessen  Kosten  jährlich  auf  3651   Tausend  Mark   veranschlagt  sind, 
was  42,26%  der  gesamten  Gemeindeausgaben  ausmacht. 

Die.  Gemeinden  in  Serbien  sind  noch  in  der  glücklichen  Lage, 
keine  selbständige  Besteuerung  einzuführen;  die  drei  Grundlagen  der 
Gemeindeeinnahmen,  Gemeindebesitz,  Zuschläge  zu  den  direkten 
Staatssteuern,  Gebühren  und  die  kleinen  örtlichen  Abgaben,  genügen 
vollständig,  die  Gemeindeausgaben  zu  decken.  In  dieser  Hinsicht 
wären  die  Zustände  noch  günstiger,  wenn  der  Staat  über  die  ganze 
finanzielle  Tätigkeit  der  Gemeinden  in  höherem  Maße  Aufsicht  führte. 
Es  wäre  nicht  genügend,  daß  die  Staatsgewalt  darüber  wachte,  ob  die 
Gemeioderechnungen  und  die  Gemeindekassenführung.  in  Ordaung  sind, 
sondern  sie  müßte  durch  ihre  Organe  auch  steten  Einfluß  auf  die 
Finanz-  und  Wirtschaftspolitik  der  Gemeinden  ausüben;  das  müßte 
in  folgenden  Funkten  geschehen : 

1.  Der  Gemeindebesitz,  besonders  Grund  und  Boden,  bedarf 
danach  ohne  Zweifel  einer  rationelleren  Bewirtschaftung,  damit  nicht, 
was  wir  öfters  beobachten  können,  die  Staatssteuern  größer  als  die 
Einnahmen  aus  dem  Gemeindebesitz  sind.  In  dieser  Hinsicht  können 
wir  alt-bayerische  Gemeinden  als  Beispiel  nehmen,  die  durch  den 
Gemeindebesitz  den  größten  Teil  der  Gemeindeausgaben  deckten. 
(Siehe  über  die  Bedeutung  des  Gemeindevermögens:  A.  Damaschke, 
Aufgaben  der  Gemeindepolitik  S.  123,  Art.  6.) 

2.  Die  Gemeinden  verleihen  meistens  ihr  bares  Geld  mit  guten 
Zinsen  an  Privatleute ;  dadurch  werden  die  Gemeinden  sehr  oft  enorm 
geschädigt.  Aufgabe  der  Gesetzgebung  wäre  es,  dies  zu  regeln,  indem 
sie  festsetzte,  unter  welchen  Bedingungen  das  Gemeindegeld  zu  ver- 
leihen sei,  um  dadurch  die  großen  Schäden,  die  durch  solches  Vor- 
gehen den  Gemeinden  verursacht  werden,  zu  beseitigen.  In  Frankreich 
wurde  durch  die  Regelung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  Jahre 
1852  allen  lokalen  politischen  Einheiten  verboten,  bares  Geld  auf 
persönliche  Sicherheit  zu  verleihen,  sondern  sie  sind  verpflichtet,  auf 
Kauf  von  Staatsscheinen  oder  auf  sichere  Hypotheken  das  Geld  zu 
leihen. 

3.  Es  fehlen  Bestimmungen  in  der  Gesetzgebung,  wonach  sich  die 
Gemeinden  im  Falle  der  Verschuldung  zu  richten  haben,  die  Be- 
dingungen, unter  denen  eine  Gemeinde  Schulden  machen  darf,  die 
Höhe  des  Zinsfußes  und  der  Amortisation  und  die  Dauer  der  Ver- 
schuldung, Sicherheit  der  Anleihe  und  zuletzt  die  jährliche  zwangs- 
weise  Eintragung    der  Schuldamortisation    in    das   Gemeindebudget  j 
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besonders  aber  legen '  wir  Gewicht  darauf,  die  Verschuldung  der 
Gemeioden  bei  Privaten  zu  beseitigen. 

4.  Die  Spann-  und  Arbeitsdienste  als  allgemeine  Mitwirkung  der 
Gemeindeangehörigen  bei  etwaigen  Gemeindeunternehmungen  sind  ganz 
zu  beseitigen.  Sie  sind,  wie  wir  gesehen  haben,  von  sehr  nachteiliger 
Wirkung,  die  sich  besonders  mit  der  ökonomischen  Entwicklung 
noch  verstärkt,  indem  sie  ungünstig  auf  die  Tätigkeit  der  Gemeinde- 
angehörigen einwirkt.  Auch  sind  sie  nicht  gerechtfertigt,  da  man 
nicht  imstande  ist,  die  Last  gleichmäßig  und  gerecht  auf  die  einzelnen 
zu  verteilen,  nicht  nur  nach  dem  Prinzip  der  Leistung  und  Gegen- 
leistung, sondern  auch,  daß  jeder  Angehörige  nach  der  Möglichkeit 
belastet  wird.  Deshalb  hat  man  sie  in  fast  allen  modernen  Staaten 
beseitigt,  und  es  wäre  günstig,  nicht  nur,  wie  es  heutzutage  in  Serbien 
der  Fall  ist,  sie  in  einzelnen  Fällen  durch  bestimmte  Gebühren  ab- 
zulösen, sondern  sie  ganz  zu  beseitigen  und  durch  Gebühren  zu  er- 
setzen, da  wir  außerordentlich  viele  ßeispiele  haben,  aus  denen  er- 
sichtlich ist,  wie  die  Spann-  und  Arbeitsdienste  für  die  Bevölkerung 
belästigend  und  unerträglich  sind.  Übrigens  gilt  das  auch  für  De- 
partements- und  Bezirks-Spann-  und  Arbeitsdienste. 

6.  Zuletzt  wollen  wir  erwähnen,  daß  das  ganze  Gemeindeabgaben- 
wesen in  Serbien  auf  einer  gesunden  Grundlage  beruht.  Alle  drei 
Arten  der  Gemeindeeinnahmen  aus  dem  Grundbesitz  und  Gemeinde- 
vermögen,  Zuschlägen  zu  den  direkten  Staatssteuern  und  Gebühren 
ergänzen  sich  gegenseitig  so,  daß  überhaupt  eine  Überlastung  der 
Bevölkerung  durch  die  Gemeindeabgaben  heutzutage  nicht  zu  bemerken 
ist.  Es  sind  deshalb  die  Vorwürfe  nicht  gerechtfertigt,  die  die  Be- 
völkerung dem  Staate  macht,  sie  sei  durch  Gemeindeabgaben,  be- 
sonders aber  durch  Zuschläge,  überlastet.  Wenn  wir  von  Gemeinde- 
abgaben sprechen,  so  meinen  wir  ausschließlich  die  Zuschläge  zu 
den  direkten  Staatssteuern;  denn  die  Gebühren  können  in  dem  Fall 
nicht  von  unerträglicher  Wirkung  sein,  da  dabei  besonders  einzelne 
durch  Leistung  und  Gegenleistung  in  Betracht  kommen.  Die  jähr- 
lichen Gemeindeeinnahmen  aus  Zuschlägen  zu  den  direkten  Staats- 
steuern berechnet  man  auf  5  600000  Mark  (1899) ;  ohne  Zweifel  ist 
diese  Summe,  mit  der  die  Gemeinden  sämtliche  Angehörige  belasten, 
im  Vergleich  zu  den  20115  000  Mark,  die  der  Staat  als  direkte 
Steuern  erhebt,  nicht  die  Ursache  der  so  unerträglichen  Belastung 
der  Bevölkerung. 

6.  Aus  der  Reihe  der  Aufgabeukreise  der  Gemeinden  ist  die 
Armenpflege  besonders  vernachlässigt  worden;  wie  wir  gesehen  haben, 
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hängt  diese  Yon  dem  besonderen  guten  Willen  der  Gemeindeorgane 
ab.  Die  genaueren  Bestimmungen  sollen  regeln,  wer  überhaupt  auf 
Unterstützung  seitens  der  Gemeinde  Anspruch  hat,  und  wie  die  Ge- 
meinde sie  ausführen  soll,  um  den  heutigen  Begriff  von  Armenpflege 
als  einer  Art  Almosen  zu  beseitigen. 

7.  Als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  ländlichen  Gemeinden 
in  Serbien  wäre  zu  erwähnen  die  auf  dem  Gebiete  der  Förderung  der 
ökonomischen  Zustände,  besonders^der  Förderung  der  Landwirtschaft 
als  Hauptbeschäftigung  der  ländlichen  Bevölkerung,  indem  sie  dadurch 
für  die  größeren  Kulturaufgaben  der  Zukunft  leistungsfähige  An- 
gehörige schaffen  wird.  Mit  Recht  kann  man  dies  von  den  Gemeinden 
erwarten,  da  sie  nämlich  auf  dem  Gebiete  nicht  weniger  als  gar 
nichts  tun. 

Die  gesamten  Aufgaben  der  Gemeindepolitik  endlich  wären  darauf 
zu  richten,  durch  die  geistige  Bildung  der  Angehörigen  mehr  und 
mehr  eine  gesunde  Grundlage  der  Selbstverwaltung,  die  nur  dann 
vorteilhaft  tätig  sein  kann,  zu  schaffen. 


•  ^^x.  ^     *■  .^«  ■%,    *  . 


Lippert  &  Co.  (0.  Pätz'scbe  Bachdr),  Naamburg  a.  S. 
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Lippert  &  Co.  (G.  Pätz*8che  Buchdr.).  Naamborg  a.  S. 


Vorw^ort. 


An  erster  Stelle  möchte  ich  Herrn  Geh.  Regierungsrat  Prof.  Dr. 
J.  Conrad  zu  Halle  a/S.  meinen  Dank  sagen;  er  war  es,  der  mich 
zuerst  zur  vorliegenden  Abhandlung  anregte  und  durch  sein  Interesse 
meine  Arbeit  fördern  half. 

Es  war  keine  leichte  Mühe,  das  statistische  Material  und  die 
dazu  notwendigen  geschichtlichen  Unterlagen,  die  recht  zerstreut  waren, 
zu  sammeln.  Mit  den  städtischen  Verhältnissen  nicht  bekannt,  wäre 
es  sehr  zeitraubend  gewesen,  wenn  ich  mir  selbst  den  richtigen  Weg 
erst  hätte  bahnen  müssen,  um  an  die  richtigen  Quellen  zu  kommen. 
Hier  orientierte  mich  in  überaus  liebenswürdiger  Weise  und  mit  größter 
Bereitwilligkeit  der  leider  inzwischen  verstorbene  Herr  Professor  Runge ; 
sein  großes  Yertrautsein  mit  der  Geschichte  Osnabrücks,  mit  den  Akten 
im  städtischen  Archive  ersparte  mir  jeden  unnötigen  Umweg,  so  daß 
ich  von  ihm  geführt  sofort  in  medias  res  kam.  Meinen  Dank  kann 
ich  ihm  leider  nicht  mehr  aussprechen ;  aber  dem  Verstorbenen  werde 
ich  immer  ein  dankbares  Gedenken  bewahren. 

Auch  Herrn  stud.  jur.  Vatke  möchte  ich  dankend  erwähnen;  er 
hat  mir  bei  der  Aufstellung  der  Tabellen  sehr  wesentlich  Beistand 
geleistet. 

Der  Verfasser. 
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soweit  keine  besonderen 


Einleitung. 


Erst  wenig  Jahre  sind  yerflossen,  seit  ein  Interesse  für  die 
Finanzgeschicbten  deutscher  Städte  erwacht  ist:  nur  vereinzelt  sind 
die  Akten  und  Yerwaltungsberichte,  diese  stammen  und  doch  so  be- 
redten Zeugen  der  Wirtschaftsgeschichte,  dem  Verständnis  weiterer 
Kreise  erschlossen.  Vereinzelte  Bemerkungen,  welche  die  städtische 
Finanzverwaltung  streifen,  sind  zwar  vielfach  in  solchen  Büchern  an- 
zutreffen, die  die  Geschichte  und  Verfassung  einzelner  Städte  als  be- 
handelnden Gegenstand  haben.  Durchweg  aber  ist  die  Schilderung 
der  finanziellen  Einrichtungen  recht  stiefmütterlich  behandelt  und 
selbst  da,  wo  Veröffentlichungen  älterer  Stadtrechnungen  vorgenommen 
fiind,  ist  nur  selten  eine  Erläuterung  und  Folgerung  aus  den  ange- 
führten Zahlenmassen  gezogen  worden.  Zusammenfassende  Dar- 
Stellungen  auf  diesem  Gebiete,  die  eine  Übersicht  durch  mehrere 
Jahrzehnte  hindurch  geben  und  ein  klares  Bild  von  dem  Entwick- 
lungsgange einer  Stadt  entstehen  lassen,  sind  nur  in  bescheidener 
Anzahl  bis  jetzt  vorhanden.  ^) 

Hält  man  also  auf  diesem  Felde  Umschau,  so  muß  man  mit  Be- 
dauern sehen,  wieviel  wertvolles  Material  noch  achtlos,  unbenutzt  und 
verstaubt  in  den  Archiven  ruht  und  —  an  wievielen  Orten  nicht  ver- 
geblich? —  der  Verarbeitung  harrt.  Der  Zweck  einer  solchen  Arbeit 
braucht  wohl  nicht  in  größerer  Ausführung  dargelegt  zu  werden;  er 
fallt  von  selbst  in  die  Augen:  die  Verwendung  und  Aufbringung  des 
Geldes  seitens  der  Stadtverwaltung  beleuchten  am  schärfsten  das  je- 
weilige wirtschaftliche  Leben;  sie  zeigen  in  gleicher  Weise  die  Fehl- 


*)  Dazu  gehören :  Erfurt,  Halle  a.  S.,  Magdeburg. 
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griffe  und  den  Verfall  an,  wie  sie  auch  die  richtigen  Maßregeln  und 
den  Fortgang  der  Kultur  zum  Ausdruck  bringen.  Denn  Finsaiir 
geschichte  heißt  Kulturgeschichte. 

Die  nachfolgenden  Erörterungen  haben  die  Bestimmung ,  ein 
weiteres  Glied  in  die  Kette  der  bereits  erschienenen  Finanzgescbichten 
deutscher  Städte  zu  fugen,  und  sollen  die  Fortsetzung  zu  der  Ab- 
handlung: „Das  Finanzwesen  der  Stadt  Osnabrück  bis  zum  westfäli- 
schen Frieden^  Ton  Dr.  C.  Stüye  bilden. 

Zuvor  wird  es  aber  unumgänglich  notwendig  sein,  die  wichtigsten 
historisch-wirtschaftlichen  Ereignisse  der  Stadt  Osnabrück  zu  erwähnen,, 
um  den  Leser  dem  Gegenstande  näher  zu  bringen. 


Erster  Teil. 


Verwaltungsrechtlicher  Teil. 


Die  Entwieklnng  der  Stadt  Osnabrück. 

Die  Stadt  Osnabrück,  in  einem  fruchtbaren  Tale  am  linken  Ufer 
der  Hase  gelegen,  bilden  fünf  zu  yerschiedenen  Zeiten  entstandene 
Weichbilde,  Laischaften  genannt:  die  Markt-  und  Haselaischaft,  di& 
St.  Johannislaischaft,  die  Butenburg  (Außenburg),  die  Neustadt  und 
die  nach  Auflösung  der  Territorialherrschaft  des  Bistums  Osnabrück 
später  hinzugekommene  Doms-  und  Johannisfreiheit.  Die  Geschichte 
Osnabrücks  zurückzuverfolgen  in  die  Zeit,  wo  die  ersten  Grundlagen 
sich  gestaltet  haben,  die  für  die  spätere  Entwicklung  vielfach  aus> 
schlaggebend  gewesen  sind,  ist  hier  nicht  angebracht  und  teilweise 
auch  unmöglich.  Denn,  wie  es  den  meisten  deutschen  Städten  geht^ 
so  verliert  sich  auch  der  Anfang  Osnabrücks  im  Dunkel  der  Ver- 
gangenheit. Die  urkundlichen  Nachrichten  reichen  hier  nur  mit 
wenigen  zarten  Spitzen  bis  in  die  karolingische  Periode  zurück.  Um 
das  Jahr  786  gründete  Karl  der  Große  nach  Yernicbtung  des  alten 
Sachsenreiches  das  Bistum  Osnabrück,  dem  als  Sprengel  das  Gebiet 
zwischen  Hunte  und  Ems  zugewiesen  wurde.  Fälschlich  aber  nennt 
man  jenen  Kaiser  den  Gründer  der  Stadt:  er  pflegte  die  Bischofs- 
sitze in  schon  bestehende  größere  Orte  zu  legen  und  Osnabrück  muß, 
wie  aus  den  vielen  noch  vorhandenen  altsächsischen  Denkmälern  mit 
Gewißheit  zu  erkennen  ist,  damals  bereits  ein  Hauptort  im  alten 
Sachsenlande  gewesen  sein.  Die  nächstfolgende  feststehende  Nach- 
richt aus  dem  Jahre  888  besagt,  daß  König  Arnulf  dem  Bischof 
Egilmar  die  Markt-,  Zoll-  und  Münzgerechtigkeit  für  den  Ort  Osna- 

1* 
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brück  yerliehen  hat.  Als  Stadt  (ciritas)  wird  Osnabrück  Tor  der 
Mitte  des  11.  Jahrhunderts  nicht  bezeichnet;  ein  Munizipalregiment  soll 
sich  erst  kurz  vor  dem  Anfange  des  13.  Jahrhunderts  gebildet  haben,  ^) 
und  zwar  bestand  dies  in  einem  Stadtrektor  (rector  civitatis)  oder 
Stadtrichter  (judex  civitatis).  Gleichwohl  blieben  dieselben  bis  zum 
Anfange  des  13.  Jahrhunderts  noch  bischöfliche  Beamte.  Die  Ein- 
nahmen kamen  in  dieser  Zeit  zur  Hälfte  dem  Bischof,  zur  anderen 
Hälfte  der  St-adt  zugute.  1344  verpfändeten  die  Bischöfe  infolge 
stetiger  Geldverlegenheiten  ihre  gesamten  Gerechtsame  an  den  Stadt- 
rektor. Das  Ansehen  dieser  Beamten  sank  nun  aber  immer  mehr, 
fleit  sie,  nun  nicht  mehr  bischöfliche  Stadtdirektoren,  allmählich  von 
der  Bürgerschaft  abhängig  wurden.  Die  Leitung  der  städtischen  An- 
gelegenheiten ging  in  die  Hand  der  Schöffen  —  d.  s.  die  vom  Volke 
gewählten  Beisitzer  des  Gografen,  eines  Reichsbeamten,  der  die  höheren 
Justiz-  und  Militärbehörden  repräsentierte  —  über.  Die  Schöffen 
nannten  sich  nun  Ratmänner  (consules),  ihre  Meister  aber  Bürger- 
meister (magister  consulum  oder  proconsul).  Der  Stadtrektor  behielt 
Ton  da  ab  nur  noch  die  niedere  Gerichtspflege  in  der  Stadt. 

Diese  inneren  Revolutionen,  die  der  Stadt  die  Selbständigkeit  ein- 
brachten, geben  den  sprechendsten  Beweis  dafür,  daß  das  wirtschaft- 
liche Leben  im  Anfange  des  14.  Jahrhunderts  sich  kräftig  geltend 
machte.  Die  damalige  Zeit  weist  ja  überhaupt  den  Aufschwung  des 
Städtewesens  und  die  Errichtung  mehr  oder  weniger  demokratischer 
Stadtrepubliken  auf.  Eine  selbständige  VerwaltuDg,  wie  sie  sich  in 
Osnabrück  trotz  der  entgegenstehenden  Schranken  gewaltsam  Bahn 
brach,  kann  aber  auch  nur  da  zum  lebhaften  Bedürfnis  geworden  sein, 
wo  Handel,  Gewerbe  und  Landwirtschaft  emporblühten.  Denn  das 
Entstehen  einer  Verwaltung  ist  nicht  Selbstzweck,  sondern  vielmehr 
eine  allgemein  ersehnte  Schutzwehr  gegen  die  das  wirtschaftliche 
Leben  bedrohenden  Einwirkungen.  Als  Faktor  der  höchsten  Gewalt 
soll  sie  jeden  Bürger  in  seiner  Rechtssphäre  schützen,  und  wenn  äußere 
Angriffe  gegen  das  Gedeihen  der  Stadt  erfolgen,  die  Einwohner 
zwingen,  das  allen  gemeinsame  Gut  zu  verteidigen. 

Ganz  naturgemäß  begannen  mit  dem  Aufblühen  Osnabrücks  auch 
die  politischen  Begebenheiten  kräftiger  auf  die  Stadt  einzuwirken; 
aber  hierbei  hatte  sie  nicht  eine  so  glückliche  Hand,  wie  bei  den 
inneren  Begebenheiten. 

Wie  bei  ihrer  ersten  Entstehung,  so  mußte  auch  in  den  späteren 


»)  Vgl.  FriedericJ,  Geschichte  der  Stadt  Osnabrück  S.  81.    Osnabrück  1816, 
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Jahren  die  Stadt  das  Schicksal  der  übrigen  Städte  Deutschlands 
teilen,  insofern  es  durch  inländische  oder  auch  ausländische  groBe 
Mächte  bestimmt  wurde.  Die  Grafen  von  Tecklenburg,  die  Städte 
Münster,  Köln,  die  Schweden  und  Franzosen  machten  ihr  auf 
mandierlei  Weise  zu  schaffen  und  wirkten  auf  ihre  wirtschaftlichen,; 
politischen  und  kriegerischen  Anstalten  mächtig  ein.  Und  dieser 
Umstand  war  um  so  schlimmer,  als  kein  Verhältnis,  groß  oder  klein,. 
Festigkeit  und  Dauer  in  einer  Zeit  gewinnen  konnte,  wo  in  Deutsch-, 
land  alle  weltlichen  und  geistlichen  Großen,  siegreiche  Feldherren  in 
fortwährendem  Streite  durcheinanderschwirrten.  Einen  —  allerdings 
nur  für  kurze  Zeit  —  festen  Rückhalt  gegen  das  politische  Unglück 
fand  Osnabrück  erst  wieder  im  15.  Jahrhundert  durch  den  Abschloß 
eines  Bündnisses  mit  den  bedeutendsten  Städten  Westfalens:  Soest^ 
Dortmund  und  Münster. 

Die  Streitigkeiten  zwischen  den  Städten  auf  der  einen  und  der 
Geistlichkeit  auf  der  anderen  Seite  wuchsen  in  dem  gleichem  Maße, 
wie  beide  Parteien  ihre  Macht  zu  steigern  Tersuchten.  Immer  mehr 
atädtische  Güter  erwarb  die  Geistlichkeit  für  die  tote  Hand  und  ent- 
zog sie  somit  den  bürgerlichen  Lasten.  Erst  als  die  Städte  sich  ver- 
bündet hatten,  waren  sie  imstande,  den  nötigen  Gegendruck  auf  die 
Geistlichkeit  anzuwenden.  Da  brachten  die  Folgen  des  ewigen  Land- 
friedens, den  Kaiser  Maximilian  I.  1495  gebot,  wieder  einen  Um- 
schwung in  die  der  Stadt  Osnabrück  günstige  Lage.  „Die  Notwen- 
digkeit des  Bundes  hörte  mit  den  bisherigen  Ursachen  auf.  Und  als 
die  abnehmende  Macht  der  Städte  seine  Erneuerung  zu  anderen 
Zwecken  mehr  als  je  erheischte,  war  der  kräftige,  Freiheit  atmende 
Geist  der  Bürger  nicht  mehr.  Der  Selbständigkeit  folgte  Unter- 
werfung." ^)  Das  Interesse  des  Augenblicks  bestimmte  nun  wieder 
das  Schicksal  der  Stadt  und  nur  selten  blickte  ein  höherer  Zweck, 
ein  durchgreifender  Plan  hervor.  Es  kam  die  Zeit,  in  der  ein  Zwie- 
spalt die  Kirche  zerriß,  feindliche  Heere  die  ohnehin  schon  große 
Verworrenheit  der  Gemüter  aufs  höchste  yerwirrten.  Gesellten  sich 
zu  diesen  Übeln  auch  noch  die  Plagen  der  Natur,  Teuerung,  Hungers- 
not und  Seuchen,  so  traten  die  Gebrechen  der  schlecht  verwalteten 
Stadt  noch  greller  hervor.  Durchblättert  man  die  osnabrückischen 
Chroniken,  die  doch  gewöhnlich  nur  solche  heillosen  Zustände  melden 
und  vor  die  Augen  führen,  so  begreift  man  nicht,  wie  eine  solche 
Stadt  überhaupt  bestehen  konnte.     Es  darf  jedoch  hierbei  nicht  un- 


»)  Vgl.  Friederici,  Geschichte  der  SUdt  Osnabrück  S.  116.    Osnabrück  1816. 
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berücksichtigt  bleiben,  daß  derartige  UberlieferuDgen  das  breite  Funda- 
ment bürgerlicher  Existenz^  wodurch  alles  zusammengehalten  wird, 
als  bekannt  yoraussetzen.  Vergegenwärtigt  man  sich  aber,  was  jede 
bürgerliche  Gesellschaft,  um  nur  ihre  eigenen  dringendsten  Bedürf- 
nisse befriedigen  zu  können,  für  wirtschaftliche  Anstrengungen  zu 
machen  hat,  wodurch  neue  Tätigkeiten  angeregt,  fremde  Menschen 
herangezogen  und  beschäftigt  werden,  so  kommt  man  zu  der  Über- 
zeugung, daß  noch  ein  gesunder  wirtschaftlicher  Geist,  wenn  auch 
durch  die  politische  Ohnmacht  eingedämmt,  weitergelebt  hat.  So 
zeigen  z.  B.  in  den  alten  Stadtrechnungen  die  ziemlich  bedeutenden 
Einnahmen  yon  den  Abgaben  der  Zunft  der  Wollwirker  und  Leine- 
weber, daß  dieselbe  in  besonderer  Blüte  und  Yorzüglicher  Aufnahme 
sich  befanden  hat.  Auch  die  Ausgaben  seitens  der  Stadt  für  Bau- 
werke waren  höchst  bedeutsam  und  lassen  die  Tätigkeit  aller  Hand- 
werker, die  sich  mit  dem  Bauen  beschäftigten,  vom  Stein-  und  Kalk- 
brecher an  bis  zum  Maurer  und  Zimmermann  als  lebhaft  erkennen. 
Was  der  Feind  zerstörte,  mußte  durch  den  gewerbsamen  Fleiß  der 
Bürger  wiederhergestellt  werden ;  was  die  Stadt  zum  Schutz  und  Trutz 
an  Mauerwerk,  Gräben,  Verschanzungen,  Kriegsgerät  usw.  erforderte, 
mußte  der  Handwerker  anfertigen,  der  mit  dem  Gelde  bezahlt  wurde, 
das  die  Bürgerschaft  im  Interesse  der  Gesamtheit  aufbrachte.  Die 
Summen,  die  nach  den  Aufzeichnungen  des  Dr.  Stüve  (a.  a.  O.  S.  61  ff. 
Band  XIII  der  Mitteilungen  des  historischen  Vereins  zu  Osnabrück) 
allein  für  diese  Zwecke  ausgegeben  wurden,  zeigen  aufs  deutlichste, 
welche  Nahrung,  und  man  kann  sagen,  welchen  Zuwachs  yon  Be- 
völkerung die  öftere  Erneuerung  der  Mauern,  Tore  und  Türme,  die 
öftere  Erweiterung  der  Stadt,  die  Notwendigkeit,  ungeschickt  angelegte 
Festungswerke  zu  verbessern,  gewährte.  Man  bedenke  ferner,  welche 
Summen  die  Aufführung  des  Bathauses,  der  Zunftfaäuser,  Hallen, 
Brücken  usw.  verschlang.  ^)  Auf  diese  Weise  scheint  es,  daß  es  mit 
den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der  Einwohnerschaft  doch  nicht  so 
schlecht  stand,  als  man  es  bei  der  damaligen  trostlosen  politischen 
Lage  glauben  möchte.  Im  Gegenteil  erscheint  trotz  der  oft  lang- 
anhaltenden Kriegsuuruhen  der  Bürger  tätig  und  wohlbedacht  auf 
sein  wirtschaftliches  Portkommen;  und  hierzu  hatte  er  um  so  mehr 
Zeit,  als  der  Krieg  doch  eigentlich  durch  eine  besondere.  Zunft  ge- 
führt wurde.  Der  Bürger  selbst  blieb  daheim.  Die  Ausgaben  der 
Stadt  für  Besoldung  der  Lanzknechte,  welche  die  Osnabrücker  nicht 


1)  Vgl.  Band  XIII  der  Mitteilungen,  a.  a.  O.  S.  31  ff. 
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selten  beriefen  und  gut  bezahlten,  beliefen  sich  nach  Stüve  oft  pro 
Jahr  an  nahezu  600  Taler ,  dazu  kamen  dann  noch  die  Jahr  für 
Jahr  fortlaufenden  Besoldungen  für  die  Wallmeister,  Büchsen- 
schützen usw.  ^) 

Vor  allem  aber  verdient  noch  eins  aus  jener  Zeit  hervorgehoben 
zu  werden  —  und  dies  zeugt  von  einem  klaren  Handeis-  und  We^t- 
sinn  — :  daß  nämlich  die  Osnabrücker  klug  und  tätig  gewesen  waren, 
an  dem  Seehandel  als  Mitglied  der  Hansa  teilzunehmen,^)  obgleich 
sie  mitten  im  Lande  eingeschlossen  lagen.  Sie  machten  sich  diese 
Gelegenheit  zunutze,  indem  sie  sich  für  die  Erzeugnisse  ihrer  ein- 
heimischen Produkte,  besonders  für  Leinen  und  Wolltücher,  Absatz- 
gebiete und  damit  feste  merkantile  Kolonien  gründeten,  die  sich,  wie 
z.  B.  in  Spanien  und  Portugal,  bis  zum  Anfange  des  18.  Jahrhunderts 
behaupten  ließen. 

Wie  sehr  die  Schrecken  des  30jährigen  Krieges  das  ganze 
Deutschland  ohne  Ausnahme  verheerten,  ist  allgemein  bekannt;  in 
Osnabrück  war  auch  alles  in  Verfall  geraten.  Handel  und  Gewerbe 
waren  vernichtet  und  der  Bechtlichkeitssinn  der  Bürger  abgestumpft. 
War  es  bei  solchen  Verhältnissen  noch  ein  Wunder,  daß  das  Stadt- 
wesen, welches  doch  von  der  gesamten  Bürgerschaft  getragen  wird, 
so  heruntergekommen  war,  daß  man  nicht  einmal  die  dringendsten 
Verbindlichkeiten  der  Stadt  erfüllte.  Infolge  der  zahlreich  abge- 
zwungenen Kriegskontributionen  waren  die  Schulden  so  gewaltig  ge- 
wachsen, daß  die  Eintreibung  der  Zinsen  das  Wirtschaftsleben  noch 
weiter  untergrub.  Aber  „man  hatte  ja  20  Jahre  hindurch  sich  ge- 
wöhnt, nur  von  roher  Gewalt  gezwungen  zu  bezahlen  und  selbst  dieser 
Gewalt  nicht  zu  weichen,  nun  schien  man  sich  nicht  darin  finden  zu 
können,  daß  das  einzige  Mittel  zur  Rettung  darin  bestehe,  das  Not- 
wendige freiwillig  zu  ermöglichen".  *)  Ganz  abgesehen  von  der  Kala- 
mität, die  die  Verschuldung  der  Stadt  mit  sich  brachte,  war  allein 
schon  der  äußere  Anblick  Osnabrücks   ein   ungemein   kümmerlicher. 


1)  Vgl.  MitteUangen  Band  XIII  a.  a.  O.  S.  65  ff. 

*)  Diese  an  den  Tag  gelegte  gewandte  Handelspolitik  gibt  sogar  Goethe 
einmal  Gelegenheit  sich  darüber  zu  äußern,  indem  er  u.  a.  bei  seinen  Ausführungen 
über  Mosers  patriotische  Phantasien  sagt :  „Osnabrück,  als  Glied  der  Hansa,  finden 
wir  in  der  älteren  £poche  in  großer  Handelstätigkeit.  Nach  jenen  Zeitverhält- 
nissen hat  es  eine  merkwürdige  Lage;  es  kann  sich  die  Produkte  des  Landes 
zueignen  und  ist  nicht  allzuweit  von  der  See  entfernt,  um  auch  dortselbst  mit 
2u  wirken.^ 

•)  Vgl.  Mitteilungen  Band  XUI  S.  117/118. 
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Die  2iahl  der  Einwohner  betrug  kaum  die  Hälfte  wie  zu  Anfang  des 
Krieges;  und  diese  waren  nicht  mehr  an  Arbeit  gewöhnt,  arm  und 
roh;  Die  Häuser  standen  in  großer  Anzahl  leer  und  Terfallen.  Ba- 
zu  kam  noch,  daß  der  Stadt  seitens  des  Landesherm^)  —  Reichs-» 
Unmittelbarkeit  hatte  sie  in  den  Friedensverhandlungen  yon  1648 
nicht  erlangen  können  —  alle  Rechte  hinsichtlich  des  Steuerwesens, 
der  Justiz  und  Kirchengewalt  angefochten  wurden.  Zwar  glückte  es 
dem  Bischof  nicht,  irgendwelche  Rechte  abzuringen,  aber  hilflos  und 
wenig  widerstandsfähig,  wie  die  Stadt  war,  hatte  sie,  während  diese 
Fragen  in  der  Schwebe  waren,  schwer  darunter  zu  leiden.  Kaum 
hatte  sie  sich  aber  von  den  vernichtenden  Schlägen  des  30  jährigen 
Küeges  erholt,  als  ihr  neue  Kontributionen  vom  Landesherm,  der 
im  Kriege  mit  Frankreich  lag,  abgezwungen  wurden.  Die  Höhe  der 
Schätzungen  —  es  betrugen  dieselben  allein  in  den  Jahren  1676  bis 
1691 :  77  301  Mark  —  läßt  es  begreiflich  erscheinen,  wie  schwer  diese 
Erpressungen  auf  das  Stadtwesen  lasteten.  Langsam  erholte  sich 
Osnabrück  von  den  schweren  Schicksalsschlägen  infolge  einer  Reor* 
ganisation  der  Verfassung  um  das  Jahr  1700  und,  weil  es  von  äußeren 
Kriegsunruhen  verschont  blieb,  da  brachten  die  Folgen  des  7  jährigen 
Krieges  einen  bedeutenden  Rückschlag  in  die  ökonomische  Lage  der 
Stadt.  Die  folgenden  Jahrzehnte  gewährten  wieder  einen  ruhigen 
Fortgang  des  wirtschaftlichen  Lebens,  bis  mit  dem  Jahre  1802,  zu- 
gleich mit  dem  Verluste  der  Selbständigkeit  des  Fürstentums  Osna* 
brück,  eine  schwere  Zeit  in  Gestalt  der  nun  angehenden  französischen 
Herrschaft  über  Osnabrück  einbrach.  Erst  seit  diese  wieder  abge- 
schüttelt war,  kann  man  einen  stetigen  Aufschwung  der  Stadt  be- 
obachten,  anfangs  langsam  unter  der  hannoverschen,  dann  in  schnellerem 
Tempo  unter  der  preußischen  Herrschaft. 


Bie  BeTÖlkernng  und  Ausdehnung  Osnabrücks. 

Die  Ausdehnung  der  kommunalen  Verwaltungstätigkeit  und  hier- 
mit auch  zugleich  die  Verpflichtung,  finanzielle  Mittel  zu  deren  Aus- 
übung zu  beschaffen,  findet  naturgemäß  den  ersten  Anstoß  in  der 
Zunahme  der  Bevölkerung :  denn  sie  bildet  die  Grundlage  jeder  Ver- 
waltung.    Wir  haben  uns  hier  eingehend  mit  der  Frage  zu  beschäf* 


')  £s  ist  vielleicht  eine  historisclie  Merkwürdigkeit,  die  verdient  bekannt  zu 
werden,  daß  nach  dem  30jährigen  Kriege  abwechselnd  ein  katholischer  und  pro- 
testantischer FürstbiBchof  —  letzterer  ein  Weife  —  regierte. 
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tigen:  Was  gewährt,  die  städtische  Verwaltung  den  Bürgern,  und 
welche  Kosten  werden  durch  diese  veranlaßt?  Auf  der  anderen  Seiter 
Welche  Lasten  hat  der  Bürger  zu  übernehmen,  und  wie  verhält  e» 
sich  mit  der  Verteilung  dieser  Lasten?  Um  so  unerläßlicher  ist  es, 
die  jeweilige  Bevölkerungszahl  der  Stadt  Osnabrück  zum  Gegenstand 
einer  kurzen  Betrachtung  zu  machen. 

Fast  jede  Volkszählung  hat  als  gleiches  charakteristisches  Merk* 
mal  den  Zugang  vom  Lande  in  die  Städte  bewiesen.  Hiervon  hat 
auch  Osuabrück  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  keine  Ausnahme 
gemacht.  Schon  früher  zuverlässige  Angaben  über  den  Bevölkerungs- 
zustand  zu  geben,  war  leider  nur  in  sehr  beschränktem  Maße  möglich. 
Man  hatte  bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  niemals  eine  Kopf- 
zählung eintreten  lassen,  sich  vielmehr  begnügt,  dann  und  wann  mal 
die  Wohnhäuser  zu  zählen ;  aber  auch  diese  Angaben  dürften  verloren 
gegangen  sein.  Im  Jahre  1772  war  infolge  einer  Mißernte  ein  großer 
Kornmangel  eingetreten,  und  man  veranstaltete  zwecks  einer  Auf- 
nahme der  vorhandenen  Komvorräte  zugleich  eine  allgemeine  Volks- 
zählung. Das  Ergebnis  wies  eine  Bevölkerungszahl  von  5923  Köpfen 
auf,  die  sich  auf  1130  Häuser  verteilten.  Auf  ein  Haus  kamen  also 
5,24  Köpfe.  Im  Jahre  1789  fand  eine  Schätzung  statt,  wonach  die 
Einwohnerzahl  auf  6985  in  1397  Wohnhäusern  gestiegen  war.  Auf 
ein  Haus  fielen  demnach  5  Köpfe.  Bis  1801  war  die  Bevölkerung 
schon  auf  8564  in  1474  Häusern  angewachsen.  Pro  Haus  kamen 
also  5,81  Einwohner. 

Die  französische  Fremdherrschaft  mit  ihren  Wirren  wirkte  na- 
türlich auch  auf  die  Entwicklung  der  nachfolgenden  Jahre  hemmend 
ein.  Seit  dieser  Zeit  aber  ist  Deutschland  von  langen  verheerenden 
Kriegen  und  großen  Epidemien  wesentlich  verschont  geblieben.  In 
Verbindung  mit  der  durch  die  immer  vollkommener  gewordenen  Ver- 
kehrsformen bedingten  Freizügigkeit  und  einer  gesteigerten  Intensität 
der  Qütererzeugung  hat  dies  zu  einem  früher  nie  gekannten  Wachs- 
tum der  Städte  geführt.  Es  liegt  außerhalb  des  Bahmens  dieser 
Arbeit,  zu  untersuchen,  ob  diese  dauernde  Zunahme  der  städtischen 
Bevölkerung  günstig  fortwirkt :  hier  haben  wir  nur  mit  den  vorliegenden 
Tatsachen  zu  rechnen. 
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Die  BerölkeruDg  stellte  sich  in  Osnabrück: 


Jahr 

£inwohner 

Belativzahlen 

1815 

rSehätzoDg) 

8  6oo 

1816 

(Schätzung) 

9000 

— 

1823 

Volkszählung) 

10915 

100 

1833 

do. 

H496 

105,32 

1836 

do. 

II  730 

107,47 

1889 

do. 

1 1  673  ») 

106,95 

1842 

do. 

11  718 

107,45 

1845 

do. 

12001 

109,95 

1848 

do. 

12  146 

111,32 

1852 

do. 

13718 

125,68 

1855 

do. 

14855 

136,10 

1858 

do. 

15  418 

141,26 

1861 

do. 

16  180 

148,24 

1864 

do. 

18083 

164,76 

1867 

do. 

19579 

I79t39 

1871 

do. 

23308 

213,54 

1875 

do. 

29860 

273,57 

1880 

do. 

32819 

300,68 

1885 

do. 

35899 

328,90 

1890 

do. 

39929 

365.82 

1895 

do. 

45137 

413,52 

1900 

do. 

51573 

472,48. 

Bezüglich  der  Ausdehnungsverhältnisse  Osnabrücks  möchten  fol- 
gende Bemerkungen  einigen  Aufschluß  geben:  bis  zum  Jahre  1855 
war  die  Stadt  abgesehen  von  einzelnen  Gebäuden  auf  den  durch 
Wälle,  Tore  und  Gräben  begrenzten  verhältnismäßig  kleinen  Teil 
des  Stadtgebiets  von  etwa  142  ha  beschränkt.  Nach  Erlaß  der  Bau- 
ordnung für  die  Feldmark  vom  16.  Juni  1855  dehnte  sich  der  Anbau 
bald  nach  verschiedenen  Richtungen  aus.  Später  trug  die  Zunahme 
der  Bevölkerung  besonders  dazu  bei,  daß  weit  über  den  bisherigen 
Stadtbezirk  hinaus  Straßen  für  den  Anbau  offen  gelegt  wurden.  In 
gesundheitlicher  Beziehung  war  die  Aufschließung  der  weiten  Stadt- 
feldmark durchaus  geboten.  Die  für  den  Anbau  aufgeschlossene 
Fläche  betrug  im  Jahre  1900  etwa  460  ha,  also  3^2  mal  mehr  als 
im  Jahre  1855.  Die  städtische  Feldmark  umfaßte  3116  ha.  Wollte 
man  sich  jedoch  in  der  Aufschließung  eines  so  großen  Gebietes  für 
den  Anbau  nicht  eine  angemessene  Beschränkung  auferlegen,  so  würde 
die  städtische  Verwaltung  bald  nicht  mehr  in  der  Lage  sein,  die 
wachsenden    Ausgaben    für    die    Aufrechterhaltung    geordneter    Ein- 


')  In  einer  Bemerkung  zu  der  Zählung  von  1839  spricht  der  damalige  Bürger- 
meister von  Osnabrück,  Dr.  Stüve,  die  feste  Meinung  aus,  daß  ein  Irrtum  vor- 
gekommen sei,  die  Bevölkerung  habe  gewiß  nicht  abgenommen.  Desgleichen  wird 
in  einer  Verfügung  der  Kgl.  Landrostei  vom  7.  I.  1842  bemerkt,  daß  die  ein- 
gereichten Tabellen  der  Zählungen  von  1839  nicht  überall  in  calculo  richtig  seien. 
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richtungen,  Yerkehrswege,  EntwässerungsaDlageD,  Beleuchtung  etc.  zu 
bestreiten. 

Die  folgende  Tabelle  gibt  einen  Überblick  über  die  Anzahl  der 
Wohnhäuser  in  Osnabrück  und  über  die  Zahl  der  durchschnittlich 
auf  dieselben  entfallenden  Hausbewohner: 


Jahr 

Zahl 
der 
Wohn- 
häuser 

Einwohner- 
zahl nach 
don  Steuer- 
listen 

ab  die  Ein- 
wohner in 
Anstalten  für 
gemeinsamen 
Aufenthalt 

blieben 

Ein- 
wohner 

demnach 
wohnten 
durchschnitt- 
lich in  einem 
Hause 

1864 

1710 

18003») 

0 

4 

_ 

10,52 

1867 

1782 

19979*) 

9 

m 

• 

11,20 

1871 

2077 

23  308  >) 

9 

• 

11,22 

1876 

2577 

29885 

0 

i 

— 

11,54 

1880/81 

2796 

32353 

I29I 

31  062 

II, II 

1885/86 

2912 

35000 

1508 

33492 

11,16 

1890/91 

3163 

40323 

1938 

38385 

12,13 

1895/96 

3519 

45*31 

2349 

42782 

12,16 

1897/98 

3687 

47693 

2376 

45317 

12,29 

1900<X)1 

3981 

51573 

2500 

49073 

12,35 

Die  Stadt  als  Kommune  im  Fürstentum  Osnabrück  und  während 

der  französischen  Herrschaft. 


Jede  Stadt  stellt  sich  als  Korporation  mit  eigenen  Rechten  und 
Pflichten  dar.  Will  man  also  die  Staats-  und  finanzrechtlichen  Grund- 
lagen der  Kommunalverwaltung  einer  Stadt  —  hier  Osnabrücks  — 
richtig  begreifen,  so  muß  man  sich  unbedingt  das  jeweilige  Ab- 
hängigkeitsverhältnis der  Stadt  zum  übergeordneten  Staate,  das  je 
nach  den  politischen  Verhältnissen  in  der  verschiedensten  Weise  ein- 
wirkte, vergegenwärtigen.  Gerade  der  Wechsel  dieser  verschiedenen 
staatsrechtlichen  Grundlagen,  wie  sie  unter  dem  Fürstentum  Osnabrück, 
unter  der  französischen  Herrschaft,  dann  während  der  königlich 
hannoverschen  und  preussichen  Regierung  zutage  traten,  läßt  die 
Finanzgeschichte  Osnabrücks  äußerst  verwickelt  erscheinen. 

In  dem  Verhältnis  der  Stadt  zum  Landesherrn  nach  dem  Ende 
des  30jährigen  Krieges  war  keine  Änderung  eingetreten:  obwohl  ihr 
die  Reichsunmittelbarkeit  nicht  vom  Kaiser  verliehen  wurde,  war  sie 


')   Volkszählung. 


—     12     — 

„eine  vollkommen  selbständige  Stadt,  ein  wirklicher  Staat  im  Staate".^) 
Nun  darf  man  jedoch  nicht  annehmen,  daß  die  Selbstverwaltung  ihre 
eigenen  Angelegenheiten  in  unumschränkter  Weise  ausfuhren  und^ 
worauf  es  noch  mehr  ankommt,  ihre  Machtbefugnis  nach  Belieben 
ausdehnen  konnte.  Vielmehr  war  sie  auf  diejenigen  Angelegenheiten^ 
beschränkt,  die  ihr  durch  Verträge  und  Privilegien  vom  Landesfürsten 
zugesichert  waren.  Allerdings  waren  die  vom  Staate  gezogenen 
Schranken  außerordentlich  weite:  denn  abgesehen  von  der  vollen 
Militär-  und  Polizeigewalt,  der  eigenen  Vermögens-,  Kirchen-  und 
Schulverwaltung  und  der  Gerichtsbarkeit  in  Zivil-  und  Eriminalsachen, 
besaß  die  Stadt  das  Recht,  nach  einer  eigenen  Gesetzgebung  sich  zu 
regieren  und  die  Gemeindeabgaben  und  -steuern  unbeschränkt  fest- 
zulegen. Letztere  jedoch  nur  unter  der  Maßgabe,  daß  gewisse  Arten 
von  Steuern,  wie  z.  B.  der  Vieh-  und  Bauchschatz,  der  dem  Landes- 
herm  allein  zustand,  in  der  Stadt  nicht  erhoben  werden  durften. 

Eine  hemmende  Fessel  aber  war  vor  allem  für  die  Kommune, 
daß  die  Geistlichkeit  und  die  zahlreichen  Staatswürdenträger  und 
-diener  —  die  Jagd  nach  Ehrenstellen  und  Titeln  war  gewiß  auch 
damals  nicht  weniger  verbreitet  als  heute  —  von  den  bürgerlichen 
Lasten  vollkommen  befreit  waren,  ein  Umstand,  der  sich  gerade 
während  der  Zeit  des  drohenden  Verfalls  der  städtischen  Finanzen 
durch  das  ganze  18.  Jahrhundert  hindurch  in  unangenehmster  AVeise 
fühlbar  machte.  Man  wird  sich  hiervon  erst  einen  rechten  Begriff 
bilden  können,  wenn  man  bedenkt,  daß  gerade  diese  Exemten  den 
wohlhabendsten  Teil  der  Einwohnerschaft  repräsentierten  und  ihrer 
Zahl  nach  durchschnittlich  den  fünften  Teil  der  städtischen  Be- 
völkerung ausmachten.  Im  Jahre  1772  wurden  neben  4720  Ein- 
wohnern allein  1203  Exemten  gezählt,  mithin  20,3  Prozent.  An 
Versuchen,  diese  Mißverhältnisse  über  Bord  zu  werfen,  fehlte  es  nicht; 
aber  innerer  Zwiespalt  und  Ohnmacht  ließen  keinen  Erfolg  entstehen. 
Erst  die  tiefgreifenden  Veränderungen  in  der  Verfassung,  wie  sie  die 
französische  Herrschaft  mit  sich  brachte,  räumten  auch  mit  diesem 
Unwesen  auf.  Exemtionen  von  Kommunalabgaben  hat  die  französische 
Zeit  nie  gekannt. 

Die  sämtlichen  Verwaltungsgeschäfte  erledigten  der  Rat  und 
dessen  Ausschüsse.  Ersterer  bestand  aus:  drei  Bürgermeistern  (zwei 
für  die  Altstadt  und  einem  für  die  Neustadt),   drei  Lohnherren  oder 


^)  Vgl.    Baer,    Verivaltungsgeschichte     des    Regierungsbezirks    Osnabrück. 
Hannover  u.  Leipzig  1901. 


i 
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Kämmerern,  vier  Schatzrezeptoren,  zwei  Gericbtsherrezi,  zwei  Legge- 
inspektoren,  zwei  Billettkommissarien,  welche  das  Einquartierungswesen 
der  Soldaten  überwachten,  einem  Scholarchen  und  einem  Inspektor 
des  Bergwerks.    Insgesamt  also  16  Mitglieder. 

In  der  Zeit  der  Willkür  und  des  Absolutismus  bis  gegen  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  war  es  auch  nichts  Außergewöhnliches,  wenn 
der  Landesherr  in  die  garantierten  Rechte  Osnabrücks  eingriff,  die 
alten  Privilegien  der  indirekten  Besteuerung  bestritt  oder  gar  gewaltsam 
Kontributionen  erpreßte.  Die  Folge  war  in  der  Kegel  ein  erbitterter 
Rechtsstreit,  der  bei  der  Langsamkeit  der  damaligen  Prozeßführung 
große  Lücken  in  die  ohnehin  schon  schlecht  bestellten  städtischen 
Finanzen  riß.  Dazu  kam,  daß  die  Verfassung  auf  der  Vergangenheit 
beruhte  und  nicht  mit  der  Zeit  fortgeschritten  war.  Teils  hielt  man 
am  alten  Brauch  fest  und  scheute  sich,  Hand  an  die  yeralteten  Ge- 
setze zu  legen,  teils  konnte  man  aus  innerer  Schwäche  das  Fort- 
schreiten und  die  Veränderung  der  Dinge  nicht  aufhalten.  Hier 
fürchtete  man  sich  vor  einer  nützlichen  Neuerung,  dort  wünschte 
man  mit  den  alten  Zuständen  zu  brechen.  Wäre  die  Erstarrung  im 
Verwaltungswesen  nur  eine  lokale  gewesen,  so  würde  längst  ein  Zu- 
sammenbruch erfolgt  sein;  aber  dieselben  Zustände  herrschten  im 
Fürstentum  und  im  ganzen  Deutschland.  Und  so  konnte  sich  der 
verrostete  Gang  der  Stadtangelegenheiten  noch  durch  die  Jahrhundert- 
wende mühsam  hindurchschleppen  trotz  aller  Gewitterschwüle.  Dann 
aber  brach  das  Unwetter  um  so  heftiger  ein  und  weckte  die  Stadt 
unsanft  aus  ihrer  Erstarrung.  Die  Franzosen  waren  nötig,  um  eine 
deutsche  Stadt  aus  ihrem  Schlendrian  zu  reißen  und  den  schwerfälligen 
Gang  der  städtischen  Geschäfte  wieder  zu  einem  lebhafteren  Tempo 
in  ein  fahrbares  Geleis  zu  bringen.  Anfangs  wurde  hinsichtlich  der 
Leitung  und  Gestaltung  der  Verwaltung  der  Stadt  alles  beim  Alten 
belassen,  doch  an  Stelle  der  Autonomie  trat  eine  scharfe  imd  bis  ins 
kleinste  gehende  Kontrolle.  Aber  die  schwersten  Zeiten  sollten  erst 
heraufziehen  mit  dem  Jahre  1807,^)  als  Osnabrück  dem  Königreich 
Westfalen  einverleibt  wurde.  Daß  durch  die  straffe  Zentralisation 
<ler  Staatsverwaltung  sehr  häufig  die  lokalen  Interessen  außer  acht 
gelassen  wurden,   liegt  auf  der  Hand.     Zugleich   mit  dem  Verluste 

^)  Infolge  des  Krieges  zwischen  Frankreich  und  Österreich  im  Jahre  1805/06 
war  Osnabrück  vom  Februar  bis  Oktober  1806  preußisches  Besitztum  geworden. 
Die  kurze  Dauer  dieser  Okkupation,  die  durch  die  Niederlage  der  Preußen  bei 
Jena  aufhörte,  ließ  keine  merklichen  Veränderungen  in  staats-  und  finanzrecht- 
licher Beziehung  eintreten. 
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der  Selbständigkeit,  hatte  die  Stadt  ihre  sämtlichen  unter  dem  Fürsten- 
tume  gehabten  Rechte  eingebüßt;  am  empfindlichsten  aber  traf  sie 
die  Schmälening  in  finanzrechtlicher  Beziehung  dadurch,  daß  z.  B. 
die  städtische  Transitsteuer,  die  eine  jährliche  Einnahme  von 
21 — 22000  Mark  gebracht  hatte,  in  Wegfall  kam.  Man  faßte  schon 
damals  eine  Kommune  nicht  mehr  als  eine  .in  sich  abgeschlossene, 
selbständige  Korporation  auf,  sondern  betrachtete  sie  als  eine  Zelle 
im  staatlichen  Organismus,  welche  öffentliche  Interessen  und  gemein- 
schaftliche Ziele  und  Zwecke  zu  yerfolgen  habe.  Sie  wurde  dem 
Staatsorganismus  in  der  Weise  eingefügt,  daß  die  Tätigkeit  der 
Behörden  des  Staats  durch  die  des  Selbstverwaltungskörpers  ergänzt 
wurde.  Diese  Einfügung  aber  wandelte  die  Gemeinde  nicht  in  eine 
staatliche  Behörde  um,  sondern  sie  behielt  ihre  Selbständigkeit,  soweit 
sich  dies  mit  der  zentralistischen  Tendenz  des  Staates  vertrug.  Diese 
Verschmelzung  zwischen  Staat  und  Gemeinde  wurde  noch  fester,  als 
Osnabrück  aus  dem  Königreich  Westfalen  ausschied  und  unter  die 
Verwaltung  des  französischen  Kaiserreiches  (seit  März  1811 — 1813) 
gestellt  wurde. 

Wie  schmerzlich  auch  die  Zeit  unter  dem  fremden  ßegime  war^ 
ein  Gutes  hat  sie  doch  hinterlassen:  sie  riß  die  Stadt  aus  ihrer  Er- 
starrung heraus  und  schuf  die  Grundlagen  für  eine  gesunde  Fort- 
entwicklung. 

Die  Stadt  als  Kommune  im  Königreich  HannoTer  und  in 

Preußen. 

Mit  der  Befreiung  Deutschlands  Ton  der  französischen  Herrschaft 
fiel  Osnabrück  im  November  1813  wieder  an  das  Königreich  Hannover 
zurück.  Die  Mairieverfassuug  wurde  abgeschafft  und  die  alte  städtische 
Verfassung  wieder  eingeführt,  nicht  aber  ohne  daß  man  sie  den  neuen 
Interessen  und  den  veränderten  Verhältnissen  der  Zeit  entsprechend 
angepaßt  hätte.  Als  leitender  Grundsatz  wurde  aus  der  französischen 
Zeit  übernommen,  daß  der  Inhalt  der  Selbstverwaltung  nicht  darin 
liege,  in  unumschränkter  Weise  ihren  Wirkungskreis  nach  Belieben 
ausdehnen  zu  können.  Die  Stadtverwaltung  wurde  auf  diejenigen 
Tätigkeiten  beschränkt,  deren  Ausführung  ihr  die  Staatsgesetze  über- 
trugen oder  innerhalb  fester  Grenzen  blieb.  Die  im  übrigen  freie 
Verwaltungstätigkeit  Osnabrücks  hatte  hiernach  nicht  mehr  die  gleiche 
Machtbefugnis  nach  oben  hin.  Die  Betätigung  in  finanzrechtlicher 
Beziehung   war   fest   geregelt.  .  Darüber    hinauszugehen   war   ausge- 
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schlössen ;  es  konnten  ja  dadurch  die  Interessen  des  Staates  Hannover 
durchkreuzt  werden.  Nur  insoweit  hatte  die  Stadt  unumschränkt» 
Gewalt,  als  ihre  Ortsstatute  festlegten,  die  aber  wiederum  innerhalb 
der  staatsgesetzlichen  Bestimmungen  liegen  mußten.  Diese  Regle- 
ments hatten  sowohl  für  die  Einwohnerschaft  verbindliche  Kraft,  als- 
auch  für  den  Staat,  der  nur  einen  Eingriff  in  diese  Reservatrechte 
auf  Grund  eines  verletzten  Staats-Gesetzesparagraphen  vornehmen 
konnte. 

Diese  beeinträchtigende  Einwirkung  des  Staates  auf  die  magistrat- 
liche Gewalt  brachte  als  Entgelt  hierfür  eine  um  so  ausgedehntere- 
und  selbständigere  Ausübung  der  städtischen  Geschäfte  in  Hinblick 
auf  die  Bürgerschaft. 

Der  Magistrat  repräsentierte  in  allen  Angelegenheiten  die  erste* 
Instanz,  die  Spitze  der  Stadt.  Dadurch,  daß  eine  Kommune  al& 
Zelle  des  Staatsorganismus  betrachtet  wurde,  vereinigte  er  in  sich 
zugleich  die  Stellung  einer  staatlichen  Behörde  und  —  in  Verbindung 
mit  dem  städtischen  Kollegium  —  der  vollziehenden  Gewalt  der 
Stadt.  Einmal  hatte  er  dafür  zu  sorgen,  daß  die  Staatsgesetze  inner- 
halb der  Stadt  beobachtet  wurden,  und  den  Weisungen  der  Oberauf- 
sichtsbehörden nachzukommen.  Zum  anderen  Male  war  er  für  jede 
Exekutive  dem  Staate  verantwortlich.  In  seiner  Eigenschaft  als 
staatliche  Behörde  war  er  —  und  dies  ergab  sich  schon  von  selbst 
—  nicht  abhängig  von  dem  Verwaltungsausschuß  der  Stadt. 

Wie  schon  erwähnt,  wurde  bei  der  Abfassung  des  neuen  Ort- 
statutes vom  31.  Oktober  1814  die  alte  Verfassung  zugrunde  ge- 
legt, und  so  war  auch  die  Gerichtsbarkeit  des  Magistrats,  allerdings^ 
nur  in  erster  Instanz ,  wiedereingeführt.  ^)  Es  mußte  also  bei  der 
Organisation  dieses  Kollegiums  hierauf  Rücksicht  genommen  werden. 
Und  so  setzte  sich  der  Magistrat  zusammen  aus  12  Mitgliedern, 
nämlich  aus:  zwei  Bürgermeistern,  zwei  Richtern,  einem  Syndikus,, 
einem  Stadtkämmerer,  vier  Senatoren  und  zwei  Sekretären.  Infolge 
seiner  gleichzeitigen  Funktion  als  Gerichtsbehörde  schied  er  sich  in 
eine  administrative,  wozu  sämtliche  Mitglieder  gehörten,  und  in  eine 
juridische  Kammer.  *)     Osnabrück  machte  bei  dieser  Zusammensetzung 


^)  Von  dieser  Gerichtsbarkeit  waren  nur  ausgenommen  der  kanzleisässige^ 
Adel  und  die  Beamten  mit  ihren  Familien.  Bei  Urteilen,  die  auf  Zwangsarbeit 
oder  Todesstrafe  erkannten,  mußte  die  Bestätigung  des  Ministeriums  eingeholt 
werden. 

•)  Hierzu  gehörten:  der  erste  oder  Justizbürgermeister,  der  Syndikus,  die^ 
beiden  Richter  und  der  Gerichtssekretär. 
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-eine  Ausnahme  von  den  übrigen  Städten  Hannovers ,  insofern  die 
juristischen  Mitglieder,  ohne  deren  Mitwirkung  kein  Beschluß  in  Ver- 
waltungssachen  gefaßt  werden  konnte,  überwogen,  während  sonst 
überall  die  gerichtlichen  Kammern  des  Magistrats  auf  die  Ausübung 
der  Justiz  beschränkt  blieben. 

Diesen  besoldeten  12  Magistratsbeamten  gliederten  sich  4  unbe- 
soldete, ehrenamtlich  fungierende,  sogenannte  Alterleute,  als  Vertreter 
der  Bürgerschaft  an. 

Über  die  Wahl  der  zehn  ersten  besoldeten  Mitglieder  ist  folgen- 
des zu  bemerken:  „Die  beiden  Vorsitzenden  Vertreter  der  Bürger- 
schaft (Alterleute)  und  ein  durch  absolute  Stimmenmehrheit  des 
Magistrats  erwähltes  Mitglied  desselben  bestimmten  aus  jedem  der 
vier  Kirchspiele  drei,  im  ganzen  zwölf  Bürger,  welche  zusammen  mit 
•dem  ersten  versitzenden  Vertreter  der  Bürgerschaft  für  jede  firei- 
gewordene  Magistratsstelle  drei  Personen  erwählten.  Diese  drei 
wurden  dem  Magistrate  präsentiert,  welcher  sie  der  B.egierung  an- 
zeigte und  einen  zur  Bestätigung  vorschlug.^  ^)  Die  Erwählten  blieben 
Auf  Lebenszeit  in  ihren  Ämtern. 

Es  wurde  oben  schon  angedeutet,  daß  die  Befugnisse  des 
Magistrats  hinsichtlich  der  Bürgerschaft  seit  dem  Inkrafttreten  der 
Ordnung  von  1814  sich  bedeutend  erweitert  hätten :  die  Angliederung 
der  vier  Alterleute  zum  Magistrat  war  in  der  Tat  von  keiner  aus- 
schlaggebenden Bedeutung,  weil  ihre  Auswahl  nicht  in  den  Händen 
der  Bürgerschaft  lag,  sondern  in  denen  des  Magistrats  selbst.  Ihre 
Berufung  erfolgte  auf  zwei  Jahre  und  ging  in  der  Weise  vor  sich, 
daß  aus  jedem  der  vier  Stadtviertel  zunächst  vier  Bürger  (insgesamt 
also  16  Bürger)  erwählt  wurden,  welche  dann  selbst  unter  sich  die 
vier  Alterleute  erkoren. 

Gerade  dieser  Mangel  in  der  Verfassung  gab  wiederholt  Ver- 
anlassung, eine  Änderung  zu  bewirken.  Die  mannigfachen  Verhand- 
lungen zerschlagen  sich  jedoch  an  der  Hartnäckigkeit  der  Staats- 
regierung, bis  das  Jahr  1848  eine  Neuerung  eintreten  ließ.  Die 
Verfassungsbestimmung  vom  8.  Dezember  1848  trennte  die  admini- 
strative Kammer  scharf  von  der  juridischen  und  verminderte  wesent- 
lieh  das  Übergewicht  der  juristischen  Mitglieder  des  Magistrats.') 
Auch  die  Bildung  der  Wahlkommission  hatte  sich  in  der  Weise  ge- 


')  S.  Baer,  VerwaltuDgsgeschichte  des  Regierungsbezirks  Osnabrück  S.  127/128. 
Hannover  u.  Leipzig  1901. 

']  Das  Gerichtsverfassungsgesetz  vom  8.  Xovember  1850  hob  die  itadtische 
Gerichtsbarkeit  auf. 
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ändert,  daß  zugleich  das  aus  16  Bürgern  bestehende  Kollegium  yon 
Bürgervorstehern  mit  Teil  an  der  Wahl  nahm;  hierbei  entschied  die 
Stimmenmehrheit.  Die  endgültige  Itormierung  dieser  Zustände  legte 
das  Ortsstatut  vom  7.  Juni  1853  fest,  welches  die  am  1.  Mai  1851 
erlassene  allgemeine  Städteordnung  für  das  Königreich  Hannover 
gezeitigt  hatte.  Hiemach  setzte  sich  der  Magistrat  aus :  einem  Bürger- 
meister, einem  Syndikus,  zwei  (rechtskundigen)  besoldeten  Senatoren 
find  fünf,  (ohne  Bücksicht  auf  Bechtskunde)  nur  auf  6  Jahre  zu 
prahlenden,  unbesoldeten  Senatoren  zusammen.  Die  übrigen  Magistrats* 
mitglieder  wurden  auf  Lebenszeit  gewählt.  ^)  Die  Wahlbestimmungen 
Jblieben  dieselben,  wie  seit  dem  8.  Dezember  1848  und  wurden  durch 
«inen  I^achtrag  vom  27.  Dezember  1858  nur  dahin  abgeändert,  daß 
die  Zahl  der  Magistratsmitglieder  und  der  Bürgervorsteher  in  der 
Wahlkommission  gleich  stark  vertreten  sein  mußte. 

Seit  der  Zugehörigkeit  Osnabrücks  zum  Königreich  Preußen 
wurden  bemerkenswerte  Veränderungen  in  den  verwaltungsrechtlichen 
Orundlagen  der  Kommune  nicht  vorgenommen ;  die  Verfassung  selbst 
wurde  in  keiner  Weise  abgeändert,  auch  die  Zusammensetzung  des 
Magistrats  war  dieselbe  geblieben  wie  früher. 


Die  Stadtstände,  der  Munizipalrat  und  die  Bttrgervorsteher. 

Man  würdigte  es  schon  im  Mittelalter,  wenn  neben  dem  auf 
dauerndere  Verhältnisse  gegründeten  Rat  der  Stadt  noch  eine  be- 
sondere Vertretung  der  Bürgerschaft  mit  an  der  Verwaltungstätigkeit 
teilnahm.  Die  Gefahr,  daß  der  Bat,  der  sich  nur  aus  einer  bestimmten 
^Gesellschaftsklasse  zusammensetzte,  leicht  einseitig  seine  Macht  zum 
Ausdruck  bringen  konnte,  ließ  die  Schaffung  einer  besonderen  Bürger- 
vertretung als  wünschenswert  erscheinen.  Auf  diese  Weise  erst  ge- 
währte das  Stadtregiment  ein  verkleinertes  Bild  der  Einwohnerschaft 
in  ihren  wesentlichsten  Bestandteilen.  Die  aus  der  Volkswahl  her- 
vorgegangenen Stadtstände  stellten  gegenüber  der  Beständigkeit  des 
Bates  das  Prinzip  der  Unstetigkeit  und  des  Wechsels  dar.  Bei  allen 
wichtigen  Angelegenheiten  bildete  erst  das  Zusammenwirken  beider 
einen  rechtsverbindlichen  Beschluß,  einen  Bat-  und  Ständeschluß. 

Die  Stadtstände  setzten  sich  aus  dem  alten  Bat  —  das  waren 
Bürger,  welche    durch   zwei  Jahre  hindurch  dem  sitzenden  Bat  zu- 


^)  Seit  dem  24.  Juni  1858  werden  sämtliche  Magistratsmi^glieder  auf  Lebens- 
zeit gewählt. 

XLVII.  2 
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gehört  hatten,  oder  die  ein  Jahr  zuvor  Ratsherren  gewesen  und, 
wie  man  sich  dazumal  ausdrückte,  ,,yerge8sen^  waren  — ,  aus  den 
Gilden  und  der  übrigen  Einwohnerschaft  zusammen.  Die  Gilden 
stellten  22,  die  übrigen  Bürger  16  Abgeordnete. 

Wie  man  hieraus  ersieht,  war  das  gesamte  Kollegium  für  die 
Größe  Osnabrücks,  dessen  Einwohnerzahl  in  der  Zeit  des  Fürsten- 
tums zwischen  3000  und  8600  geschwankt  hat,  überaus  zahlreich. 

Die  französische  Zeit  brachte  in  dieses  System  einen  jfLhen  Um- 
schwung und  zugleich  eine  wesentliche  Vereinfachung  hinsichtlich  der 
Vertretung  der  Einwohnerschaft.    Die  Wahl  vollzogen  nun  nicht  mehr 
die  Bürger,  sondern  eine  Lokalkommission  von  5  Mitgliedern  des  sog» 
Departementswahlkollegiums,   einer  Vereinigung   von  Grundbesitzern,. 
Kauf  leuten  und  Gelehrten  aus  dem  ganzen  Departement,  die  je  1000 
Einwohner  vertraten  und  u.  a.  auch  die  Munizipalräte  (das  waren  die 
früheren  Stadtstände)  zu  wählen  hatten.    Die  Stadtbehörde  hatte  zu 
diesem  Zwecke  ein  Verzeichnis  derjenigen  Eingesessenen  einzureichen, 
„von  denen  eine  wohltätige  Einwirkung  auf  die  öffentlichen  Angelegen- 
heiten zu  erwarten  sei,  und  welche  bei  ihren  Mitbürgern  in  Hinsicht 
auf  ihren  moralischen  Charakter  sowie  in  Ansehung  der  ihren  Ver- 
hältoissen  angemessenen  Bildung  in  vorzüglicher  Achtung  ständen.^ ^) 
Die  vorgenommene  Wahl   bedurfte   der  Bestätigung  des  vollzähligen 
Wahlkollegiums,   obgleich  die  Regierung  versicherte,  daß  die  Wahl 
der  Kandidaten  für  die  Munizipalräte  nur  ein  lokales  Interesse  habe 
und  nur  von  den  Mitgliedern  der  Versammlung  vorgenommen  werden 
könne,   welche   über   die   örtlichen  Verhältnisse  gehörig  unterrichtet 
seien. ^)    Der  Größe  Osnabrücks  entsprechend  bestand  der  Munizipal- 
rat der  Stadt  aus  14  Mitgliedern.     Den  Vorsitz  in  diesem  Kollegium 
führte    der   Maire.     Jeder    Erwählte  war  verpflichtet  sein   Amt  zu 
übernehmen;   die  Verweigerimg   der  Übernahme   wurde  strafrechtlich 
verfolgt. 

Bei  der  Schilderung  der  verwaltungsrechtlichen  Grundlagen  Osna- 
brücks unter  der  hannoverschen  Regierung  wurde  bereits  angedeutet, 
daß  die  magistratliche  Gewalt  innerhalb  ihrer  Verwaltungsbefugnisse 
sehr  erweitert  wurde.     Abgesehen   davon,   daß   dem  Magistrat  vier 


')  Instruktion  über  den  Greschaftskreis  der  Präfektur-,  Departements-  und 
Distriktsräte,  über  die  Pflichten  der  Unterpräfekten  und  der  Maires  nebst  ihren 
Adjunkten  wie  auch  der  Munizipalräte.  Sammlung  aller  Instruktionen  vom  4.  II. 
1808.    Band  I  S.  107  ff. 

*)  S.  Thimme,  Die  inneren  Zustände  des  Kurfürstentums  Hannover  unter  der 
französisch-westfälischen  Herrschaft.   Band  II  a.  a.  0.  S.  124.    Leipzig  1893  u.  1895» 
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ebreoamtlich  fungierende  sogenannte  Alterleute  als  Beisitzer  zuge- 
ordnet wurden,  war  die  frühere  Beteiligung  der  Bürgerschaft  an  der 
Verwaltungstätigkeit  gänzlich  ausgeschlossen.  Die  Stadtstände  wurden, 
weil  dieses  Organ  als  veraltet  angesehen  wurde,  nicht  wieder  ein- 
geführt und  eine  Einrichtung,  ähnlich  wie  es  der  Munizipalrat  war, 
wollte  man,  aus  begreiflicher  Abneigung  gegen  alles  aus  französischer 
Zeit  stammende,  nicht  beibehalten.  So  stand  denn  als  alleiniges  Kolle- 
gium der  Stadt  der  Magistrat  uneingeschränkt  nach  anten  da.  Das 
Revolutionsjabr  von  1848  glich  erst  wieder  diese  Einseitigkeit  aus. 
Es  wurden  seither  aus  den  vier  Stadtteilen  einschließlich  der  dazu, 
gehörenden  Feldmark,  je  vier  Bürgervorsteher  durch  alle  stimmfähigen 
Bürger  gewählt.  Stimmberechtigt  waren  jedoch  auch^von  den  Hauseigen- 
tümern nur  diejenigen  Bürger,  welche  einschließlich  der  Häusersteuer 
mindestens  den  in  der  Städteordnung  angegebenen  jährlichen  Betrag 
an  direkten  Steuern  (2  Taler  16  Ggr.)  entrichteten.  ^)  Von  diesen 
auf  vier  Jahre  gewählten  16  Bürgervorstehern  schieden  jährlich  vier 
aus,  ^  die  aber  in  der  Ersatzwahl  wieder  wählbar  waren. 

Ein  Dreiklassenwahlsystem  fand  der  preußischen  Einrichtung 
entgegen  nicht  Anwendung.  Diese  Bestimmungen  erhielten  auch  unter 
der  kgl.  preußischen  Regierung  in  keiner  Weise  eine  Abänderung. 


Der  Wirkungskreis  des  Magistrats. 

Der  Magistrat,  ein  Kollegium,  bildete,  seit  Osnabrück  eine  civitas 
war,  den  Gemeindevorstand.  Er  hatte  die  Gemeinde  nach  außen  zu 
vertreten,  die  gesamte  Gemeindeverwaltung  zu  lenken  und  die  obrig- 
keitlichen Punktionen  innerhalb  der  Stadt  auszuführen.  Seine  Be- 
fugnis dehnte  sich  demnach  nur  auf  die  Stadt  selbst  aus  und  allein 
da  stand  er  als  unumschränkt  da,  wo  die  Stadtstände  nicht  mitzu- 
beschließen  hatten,  also  in  reinen  Verwaltungs-  und  Vollzugsangelegen- 
heiten, die  innerhalb  der  geltenden  Gesetze  lagen. 

Die  wichtigste  Tätigkeit  des  Magistrats,  als  Obrigkeit  der  Stadt, 
war  die  Berechtigung  und  Verpflichtung,  auf  die  Befolgung  der  Ge- 
setze zu  achten  und  die  Ordnung  aufrecht  zu  erhalten.  In  dieser 
Beziehung  war  er  der  gesamten  Einwohnerschaft  —  und  hierin  waren 
auch  die  Stadtstände  eingeschlossen  —  übergeordnet.  Was  den  übrigen 
selbständigen  Wirkungskreis  anbelangte,  so  ergaben  sich  seine  Funk- 

1)  Vgl.  §  30  des  Ortastatots  für  die  Stadt  Osnabrück  vom  14.  Februar  1859. 
')  In  der  Übergangszeit  bestimmte  die  Ausscheidenden  das  Los. 
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•tionen  aus  dem  Yerhältnis,  das  er  der  Stadt  gegenüber  einnahm,  TÖn 
selbst:  es  waren  dies  die  verschiedensten  Verwaltungsgeschäfte,  wie 
sie  ein  Gemeinwesen  erheischte,  und  die,  soweit  sie  die  finanzielle 
Seite  betrafen,  des  näheren  noch  weiter  besprochen  werden. 

Aus  allem  ergibt  sich^  daß  der  Magistrat  die  exekutive  Grewalt  be- 
saß. Selbst  die  Beschlüsse  der  Stadtstände  könnten  nur  Verbindlichkeit 
dadurch  erlangen,  daß  die  Stadtobrigkeit  ihre  Beobachtung  gebot 

Unter  der  französischen  Fremdherrschaft  wurde  der  Qemeinde- 
vorstand  bureaukratisch  organisiert,  d.  h.  die  Entscheidung  und  Be- 
schlußfassung erfolgte  stets  durch  einen  einzelnen  Beamten  —  den 
Maire,  während  die  übrigen  Magistratsmitglieder  unter  seinem  Befehle 
und  seiner  Verantwortlichkeit  tätig  waren  und  ihn  nur  bei  der  Er- 
ledigung der  Verwaltnngsgeschäfte  unterstützten.  Genau  besehen  war 
aber  der  Maire  nur  ein  Staatsbeamter  und  nur  in  der  Hinsicht  Koramu- 
nalbeamter,  als  die  Gemeinde  sein  amtlicher  Wirkungskreis  war  und 
die  Verwaltungskosten  tragen  mußte.  Die  Funktionen  des  Magistrats 
waren  genau  festgelegt  und  im  Zweifelsfalle  hatte  er  die  Autorisation 
der  höheren  staatlichen  Verwaltungsbehörden  einzuholen.  Selbst  die 
Exekutive  übte  er  nur  im  Namen  des  Staates  aus.  In  dieser  Zeit, 
wo  die  Stadt  nur  ein  vom  Staate  regiertes  Territorium  war,  gab  es 
keinen  Magistrat,  sofern  man  nur  bei  einer  Selbstverwaltung  mit 
städtischen  Freiheiten  von  einem  „Magistrat^  sprechen  kann. 

Anders  gestalteten  sich  die  Verhältnisse,  als  Osnabrück  1813 
wieder  zu  Hannover  kam;  ja  man  kann  sagen,  sie  fielen  von  einem 
Extrem  ins  andere.  Die  magistratliche  Gewalt  wurde  durch  den 
Wegfall  eines  zweiten  Kollegiums  außerordentlich  erweitert.  Mithin 
lag  die  ganze  städtische  Verwaltungstätigkeit  uneingeschränkt  in  den 
Händen  des  Magistrats.  Seiner  Beschlußfassung  setzten  nur  die 
Staatsgesetze  Schranken.  Innerhalb  dieser  aber  konnte  er  schalten 
und  walten,  wie  es  ihm  für  die  Stadt  nützlich  und  angebracht  erschien. 
Die  Änderungen,  die  das  Eevolutionsjahr  von  1848  brachte,  hatten 
im  großen  und  ganzen  dieselben  Bestimmungen,  wie  sie  die  preußische 
Städteordnung  von  1808  und  die  revidierte  von  1831  aufwies.  Es 
würde  zu  weitgehend  sein,  alle  Einzelheiten  dieser  neuen  Ordnung 
nach  dieser  Bichtung  hin  aufzuzählen ;  sie  besagte  in  der  Hauptsache, 
daß  der  Magistrat  bei  allen  einschneidenden  Verwaltungsangelegen- 
heiten der  Stadt  ohne  die  Zustimmung  des  Bürgervorsteherkollegiums 
die  Exekutive  nicht  ausüben  dürfte.  In  der  neueren  Zeit  prägte  sich 
infolge  einer  längeren  Praxis  der  Wirkungskreis  des  Magistrats  immer 
deutlicher  aus.     Danach  lagen  seine  Funktionen  als 
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L    Ortsobrigkeit: 

a)  auf  dem  gewerblichen  Gebiete  (Gewerbebetrieb  und  gewerb- 
liche Anlagen,  Marktverkehr,  Fortbildungsschulen,  gewerb- 
liche Streitigkeiten); 

b)  im  Patronatsrecht ; 

c)  in  der  Wahroehmung  sonstiger  vermögensrechtlicher  Befug- 
nisse an  Stelle  der  Beteiligten; 

d)  in  der  Ausübung  der  Wohlfahrts-  und  Sicherheitspolizei. 

II.    GemeiodeverwaltUDgsbehörde : 

a)  in  der  Initiative  in  der  Stadtverordnetenversammlung  und 
Vorbereitung  deren  Beschlüsse; 

b)  in  der  Verwaltung  der  städtischen  Anstalten  (Schulen-  und 
Armenanstalten,   Sparkasse,  Leihanstalt,  Eichungsamt  usw.); 

c)  in  der  Verwaltung  der  städtischen  Einkünfte  und  Über- 
wachung des  Kassenwesens; 

d)  in  der  Wahrung  der  Rechte  der  Stadtgemeinde; 

e)  in  der  Anstellung  und  Beaufsichtigung  der  Gemeindebeamten 
(Haftbarkeit  der  Stadtgemeinde  für  ihre  Beamten); 

f)  in  der  Aufbewahrung  der  Akten  und  Urkunden; 

g)  in  der  Vertretung  der  Stadtgemeinde  nach  außen  (insbeson- 
dere beim  Besitzerwerb  und  bei  der  Führung  von  Prozessen); 

h)  in  der  Verteilung  und  Beitreibung  der  Abgaben  und  Dienste 
(Gesetz  vom  25.  August  1876). 


Die  Kompetenz  der  StadtstSnde,  des  Manizipalrats  und  der 
Bfirgervorsteher  an  der  städtischen  Verwaltung. 

Die  Tätigkeit  der  Stadtstände  als  der  Gemeindebevollmächtigten 
in  den  Zeiten  des  Fürstentums  erstreckte  sich  nicht  auf  die  Ver- 
tretung des  Gemeinwesens  nach  außen.  Ihre  Aufgaben  beschränkten 
sich  vielmehr  darauf,  bei  allen  wichtigen  Angelegenheiten  ihren 
Beschluß  als  verbindlich  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Als  solche 
wichtigen  Angelegenheiten  wurden  betrachtet: 

1.  der  Erlaß  eines  Gesetzes; 

2.  die  Erhebung  der  direkten  und  indirekten  Steuern; 

3.  die  Regelung  des  Stadtschuldenwesens; 

4.  die  Rechnungsablage; 

5.  die  Erwerbung  und  Veräußerung  städtischer  Güter, 
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Bei  der  überwiegenden  Zahl  der  Stadtstände  im  Yerhältnis  zum 
Magistrat  ergab  sich  aus  alledem,  daß  der  Schwerpunkt  bei  der  Be- 
schlußfassung aller  Stadtangelegenheiten  in  den  Händen  der  Stadt- 
ständeversammlung  lag.  In  der  Tat  ging  bei  größeren  Konflikten 
zwischen  beiden  Körperschaften  in  der  Regel  die  letztere  als  Siegerin 
hervor.  Ein  besonders  markantes  Beispiel  hierfür  gab  ein  Streit  um 
das  Jahr  1700.  Durch  die  außerordentliche  Schuldenlast  der  Stadt 
bewogen  setzten  die  Stadtstände  es  durch,  daß  die  Batsgebälter 
sämtlich  um  die  Hälfte  herabgesetzt  wurden,  um  dem  fortwährenden 
Defizit  der  Stadtkasse  abzuhelfen. 

Die  Zuständigkeit  der  Stände  erstreckte  sich  aber  nicht  allein 
auf  die  beschließende  Tätigkeit:  sie  hatten  auch  die  durch  den 
Magistrat  geführte  Verwaltung,  speziell  das  Rechnungswesen,  zu 
kontrollieren.  Freilich  war  diese  Kontrolle  infolge  der  yerzettelten 
Kassenführung  fast  ein  Unding  zu  nennen;  es  war  zwar  Vorschrift, 
daß  die  Jahresrechnungen  nach  yoUzogenem  Abschluß  vorgelesen 
werden  mußten,  aber  eine  eingehende  Prüfung  mag  wohl  niemals 
stattgefunden  haben.  Die  Hauptsummen  stimmten,  jedoch  „die  Spezial- 
zahlen  waren  nicht  immer  richtig".^) 

In  der  französischen  Zeit  trat  an  die  Stelle  der  Stadtstände  der 
Munizipalrat.  Seine  Tätigkeit  war  vor  allem  eine  beaufsichtigende 
und  begutachtende,  die  beschließende  war  infolge  der  weitgehendsten 
Staatsaufsicht  nur  ganz  minimal.  Er  hatte  bei  Erwerbungen,  Ver- 
pachtungen und  Veräußerungen  von  Kämmereigütern  sein  Gutachten 
abzugeben;  war  dieses  negativ,  so  konnte  dennoch  über  seinen  Kopf 
hinweg  auf  Veranlassung  der  höheren  staatlichen  Behörden  die  je- 
weilige Angelegenheit  vollzogen  werden.  Eine  ausschlaggebende  Be- 
deutung besaß  er  nicht.  Alljährlich  hatte  er  sich  am  15.  November 
zu  einer  höchstens  10  tägigen  Sitzung  zu  versammeln.  Hier  sollte 
die  vom  Maire  vorgelegte  Jahresrechnung  geprüft  werden,  wobei  der 
Munizipalrat  befugt  war,  Ausstellungen  an  derselben  zu  machen. 
Des  weiteren  beriet  er  über  die  Bedürfnisse  der  Stadt  und  deren 
Deckung,  über  das  Schulden-  und  Steuerwesen  etc.  Insbesondere 
hatte  er  für  die  Aufstellung  des  Budgets  für  das  folgende  Jahr  zu 
sorgen,  und  falls  die  Ausgaben  die  Einnahmen  übertrafen,  Vorschläge 
über  die  Ausgleichung  des  Defizits  zu  machen.  Hierbei  konnte  er 
beantragen,  daß  das  Minus  durch  Steigerung  der  wirklichen  Einkünfte, 


*)  Heinrich  David  Stüve,  Doktor  der  Rechte  und  Bürgermeister  der  Stadt 
Osnabrück  a.  a.  0.  S.  21.    Jena  1827. 
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oder  durch  Auflage  einer  Lokalsteuer,  oder  auch  durch  Anleihen 
gedeckt  werden  sollte.^) 

Die  ganze  Einrichtung  dieses  Organs  war  im  Grunde  genommen 
überflüssig;  in  Wirklichkeit  hatte  es  gar  keine  Befugnis,  In  dieser 
Zeit  der  Bevormundung  und  Gängelung  seitens  der  staatlichen  Be- 
hörden war  seine  Zuständigkeit  nur  Schein;  fugte  es  sich  nicht  dem 
Willen  der  Kegierung,  so  wurde  es  einfach  übergangen. ')  Nur  um 
den  Schein  der  Selbstverwaltung  und  Selbstbestimmung  der  Bürger- 
schaft zu  wahren,  war  dieses  willenlose  Glied  der  Gemeindevertretung 
beibehalten  worden. 

Die  hannoversche  Begierung  führte  erst  auf  Drängen  der  Ein- 
wohner die  Gemeindevertretung  im  Jahre  1848  ein  und  richtete  sich 
hinsichtlich  der  Erteilung  der  Befugnisse  der  Bürgervorsteher  wesentlich 
nach  dem  bereits  damals  bestehenden  preußischen  System.  Hiernach 
hatte  diese  Versammlung  die  selbständige  Beratung  und  Beschluß- 
fassung über  alle  Gemeindeangelegenheiten  zu  bewirken,  soweit  sie 
nicht  ausschließlich  dem  Magistrat  als  der  städtischen  Verwaltungs- 
behörde überwiesen  waren.  Zugleich  aber  wurde  ihr  auch  eine  tätige 
Einwirkung  eingeräumt  und  ihr  die  Stellung  einer  kontrollierenden 
Behörde  zugebilligt,  um  eventuelle  Mißbräuche  seitens  der  städtischen 
Verwaltungsbehörde  verhüten  zu  können.  Der  §  34  des  Ortsstatuts 
der  Stadt  Osnabrück  vom  Jahre  1859  gab  dem  Kompetenzkreis  der 
Bürgervorsteherversammlung  eine  präzise  Fassung,  die  sich  an  die 
preußischen  diesbezüglichen  Bestimmungen  im  großen  und  ganzen 
anschloß.  Danach  hatten  die  Bürgervorsteher  „Beschlüsse  zu  fassen 
über  alle  anzustellenden  Prozesse,  abzuschließende  Vergleiche,  Auf- 
nahmen und  Kündigungen  von  Kapitalen,  Veräußerungen  und  Ver- 
pfandungen von  Kämmereigütern,  Belastungen  derselben  mit  Dienst- 
barkeiten, Pläne  zur  Bewirtschaftung  von  Grundstücken,  Nutzungen 
und  Administrationsgegenstände  des  Gemeindewesens,  außerordentliche 
Holzschläge  in  den  städtischen  Forsten,  Bedingungen  bei  Vererb- 
pachtungen oder  Verzeitpachtuug  von  Grundstücken  und  Nutzungen, 
Gebote  bei  deshalb  abgehaltenen  Lizitationen,  alle  Neubauten,  alle 
Lieferungskontrakte,  alle  Remissionsanweisungen,  und  überhaupt  über 
alle  Gemeindegegenstände  von  Wichtigkeit."^)    Das  Hauptaugenmerk 

^)  Vgl.  Thirome,  Die  Zustände  des  Kurfürstentums  Hannover  unter  der 
französisch- westfälischen  Herrschaft  a.  a.  0.  Band  II  S.  103/4  u.  109.  Leipzig 
1893  u.  1895. 

•)  Vgl.  daselbst  Band  II  S.  602. 

')  Vgl.  P.  Schön,  Die  Organisation  der  städtischen  Verwaltung  in  Preußen 
(Annalen  des  Deutschen  Reiches)  S.  762.    München  u,  Leipzig  1891. 
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hati^  also  das  BürgervorsteherkoUegiain  auf  die  Vermögensverwaltang^ 
der  Stadt  zu  richten.  Ihm  lag  es  ob,  das  städtische  fiudgetrecht 
auszuüben,  die  KegeluDg  und  Herbeibeschaffung  der  städtischen 
Geldbedürfnisse  zu  vollziehen  und  die  Höhe  der  jeweiligen  Ausgaben 
(ordentlichen)  festzulegen.  Sämtliche  Rechnungen  waren  ihm  ybr- 
zulegen,  um  die  rechnungspflichtigen  Beamten  zu  entlasten. 

„Als  Organ  der  Staatsgewalt  steht  er  (der  Magistrat)  unabhängig 
YOn  der  Stadtgemeinde  nur  unter  der  Leitung  der  vorgesetzten  Ke» 
gierungsbehörde.^'  ^)  Hieraus  ergab  sich ,  daß  die  Bürgervorsteher 
nicht  berechtigt  waren,  ihre  Kontrolle  auch  auf  diejenige  Macht- 
befugnis des  Magistrats  auszudehnen,  die  er  als  Repräsentant  der 
Staatsgewalt  vollzog.  Das  Bevisionsrecht  der  Bürgervorsteher  bezog- 
sich  nur  auf  die  Gemeindeangelegenheiten. 

Auch  hier  brachte  das  Jahr  1866  keine  neuen  Bestimmungen. 


Das  Yerhältnis  beider  städtischen  Kollegien  zueinander« 

Bei  der  Behandlung  der  Aufgaben  des  Magistrats  und  der 
Stadtstände  resp.  Bürgervorsteher  ist  bereits  der  Wirkungskreis  jedes 
dieser  Kollegien  festgelegt  worden.  Es  erübrigt  sich  nur  noch,  das 
Zusammenwirken  beider  Körperschaften  näher  ins  Auge  zu  fassen. 

Zur  Zeit  des  Fürstentums  Osnabrück  standen  der  Magistrat  und 
die  Stadtstände  nebeneinander,  sie  bildeten  zusammen  gewissermaßen 
den  großen  Bat  und  berieten  gemeinsam  alle  wichtigen  Angelegen- 
heiten. Einfache  Stimmenmehrheit  entschied  über  die  Annahme  oder 
Ablehnung  der  vom  Magistrat  eingebrachten  Vorlagen. 

Als  die  französische  Kommunalverfassung  ihren  Einzug  in 
Osnabrück  genommen  hatte,  war  die  Tätigkeit  des  Munizipalrats  nur 
eine  begutachtende,  keine  selbständige  oder  gar  ausschlaggebende. 
Bei  Verwaltungsstreitigkeiten  ordneten  die  vorgesetzten  Staatsbehörden 
unter  Umgehung  des  Munizipalregiments  das  ihnen  Wünschens- 
werte an. 

Mit  der  Einsetzung  der  Bürgervorsteher  hatte  der  Magistrat  an 
der  Beschlußfassung  nur  insoweit  Anteil,  als  ihm  das  Vetorecht  zu- 
stand, wenn  nach  seiner  Auffassung  die  Kompetenz  jenes  Kollegiums 
nicht  zutreffend  war.  Dies  konnte  einmal  geschehen,  wenn  ein  Gesetz 
dadurch  außer  acht  gelassen  war,  zum  anderen  Male^  falls  ein  Ein- 


')  S.  §  72  der  revidierten  Städteordnung  für  das  Königreich  Hannover  vom 
Jahre  1858. 
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griff  auf  den  Wirkungskreis  des  Magistrats  geschehen  war.  In  solchen 
Fällen  waren  die  Angelegenheiten  entweder  erledigt  oder  sie  wurden 
zur  Entscheidung  den  zuständigen  staatlichen  Yerwaltungshehörden 
(von  den  Landrosteien  ab  bis  zum  Ministerium)  überwiesen. 

Die  hannoversche  Regierung  ließ  es  sich  nicht  so  sehr  angelegen 
sein  wie  die  preußische,  die  Grenzen  zu  bestimmen,  wie  weit  die 
in  der  Verwaltung  vorkommenden  Angelegenheiten  vom  Magistrate 
allein  erledigt  werden  konnten  und  inwieweit  die  Biirgervorsteher 
hierbei  mit  zu  bandeln  hatten.  Es  war  zwar  von  vornherein  aus- 
geschlossen, eine  Scheidung  vollständig  eintreten  zu  lassen  und  jeden 
Zweifel  darüber  auszuschließen.  Selbst  die  genaueste  Anführung  der 
Einzelfälle,  wo  die  beschließende  Mitwirkung  der  Bürgervorsteher 
eintreten  sollte,  mußte  bei  fortschreitender  Entwicklung  des  kommu- 
nalen Lebens  bald  Lücken  aufweisen.  ^) 

Bei  Betrachtung  der  zurzeit  bestehenden  Städteordnung  war 
es  daher  nicht  angebracht,  vom  Magistrat,  als  der  allein  ausführenden,, 
ebensowenig  aber  auch  von  der  Bürgervorsteherversammlung,  als 
der  allein  beschließenden  Behörde  zu  sprechen.  Da  die  Beschlüsse 
des  Bürgervorsteherkollegiums  der  Zustimmung  des  Magistrats  unter- 
lagen, wurde  letzterer  ebenfalls  zur  beschließenden  Behörde.  Anderer- 
seits revidierte  auf  dem  Gebiete  der  Exekutive  und  der  städtischen 
Verwaltung  den  Magistrat  die  Bürgervorsteher?ersammIung;  mithin 
fehlte  es  ihr  weder  an  direkter  Mitwirkung  bei  der  Gemeindeangelegen- 
heitenverwaltung noch  bei  der  Exekutive  der  jeweilig  gefaßten  Be- 
schlüsse. 

Die  sich  gegenseitig  ergänzende  und  ineinander  übergreifende 
Stellung  beider  Kollegien  hatte  zur  Folge,  daß  leicht  Differenzen 
eintreten  konnten.  War  eine  Einigung  beider  nicht  zu  erzielen,  so 
blieb  entweder  die  Sache  auf  sich  beruhen  oder  es  erfolgte  in  diesem 
Falle  eine  Entscheidung  seitens  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde» 
Zuvor  wurde  jedoch  meistens  eine  Einigung  dadurch  angebahnt,  daß 
ein  gemeinschaftlicher  Ausschuß,  der  sich  aus  beiden  Kollegien  zu- 
sammensetzte, gebildet  wurde.  Ein  diesbezüglicher  Antrag  konnte 
beiderseitig  gestellt  werden. 


*)  S.  Oertel,   Die  StädteordnuDg  von  18Ö3  und  die  Verwaltangsgesetze  für 
die  preußische  Monarchie  a.  a.  O.  S.  106—112.    Liegnitz  1883. 
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Die  Stellang  der  Deputationen  oder  Kommissionen  zu  der 

städtischen  Yerwaltung. 

Die  BilduDg  von  KommissioDen  oder  Verwaltungsausschüssen 
war  bereits  im  17.  und  18.  Jahrhundert  Gang  und  Gäbe.  Bestanden 
Zweifel  darüber^  ob  die  Stadtstände  zu  diesem  oder  jenem  Fall  mit 
hinzugezogen  werden  müßten,  so  trat  eine  Kommission,  die  zur  Hälfte 
aus  den  Mitgliedern  des  Magistrats  und  zur  anderen  Hälfte  aus  denen 
der  Stadtstände  bestand,  zusammen  und  entschied  über  die  betreffende 
Angelegenheit.  Oftmals  aber  verlangte  die  Besorgung  der  Gemeinde- 
angelegenheiten eine  täglich  fortlaufende  Arbeit  und  so  große  An- 
forderungen, daß  die  ganze  Anzahl  der  Stadtstände  überhaupt  nicht 
ständig  daran  teilnehmen  konnte.  Auch  in  solchen  Fällen  einigte 
man  sich,  daß  die  Vorlagen  durch  einen  Yerwaltungsausschuß  ver- 
mittelst Beschlußfassung  beider  Organe  zu  ordnen  wären.  Vielfach 
mußten  sogar  in  die  Deputationen  Mitglieder  eintreten,  die  weder  dem 
Magistrat  noch  den  Stadtständen  angehörten.  Es  handelte  sich  dann 
um  Geschäfte,  bei  welchen  die  Zuziehung  von  Sachverständigen  un- 
bedingt erforderlich  war,  wie  z.  B.  in  Bausachen,  bei  Medizioalange- 
legenheiten,  im  Armenwesen  usw.  Bei  den  Beschlüssen  der  letzt* 
genannten  Kommissionen  war  es  jedoch  üblich,  daß  noch  die  Be- 
stätigung von  Rat  und  Ständen  eingeholt  werden  mußte.  Bei  eiligen 
Sachen  entschied  der  sogenannte  engere  Hat.  ^) 

Die  bureaukratische  Organisierung  des  Gemeindevorstandes  von 
Osnabrück  während  der  französischen  Zeit  ließ  keine  ordnungsmäßige 
Erledigung  der  Geschäfte  der  Stadtverwaltung  durch  Deputationen 
zu.  In  Spezialfällen  hatte  der  Beschluß  einer  Kommission,  ähnlich 
dem  des  Munizipalrats,  nur  einen  begutachtenden  Einfluß.  Eine  Be- 
deutung haben  sie  nicht  gehabt. 

Auch  die  hannoversche  Zeit  bis  1848  kannte  die  Deputation 
nicht,  wenn  man  darunter  einen  Verwaltungsausschuß  von  Magistrat 
und  Bürgervertretung  versteht.  Nur  bei  besonderen  Fällen  wurden 
Fachleute  mit  zur  Beratung  des  Magistrats  herangezogen,  z.  B.  in 
Medizinal-,  Schul-,  Kirchen-,  Arraenangelegenheiten,  im  Forstwesen 
und   in  Bausachen    usw.    Nach   dem  Jahre    1848    bildete    sich   das 


*)  Der  engere  Rat  bestand  aus  den  beiden  Bürgermeistern,  dem  Senior  der 
Stadtstände,  dem  ersten  Stadtkämmerer,  den  beiden  vomtzenden  Alterlenten,  dem 
Syndikus  und  dem  Sekretär. 
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KommissioDswesen  allmählich  wieder  aus,  welches  durch  das  Orts- 
statut von  1853  zum  ersten  Male  normiert  wurde. 

Infolge  des  rascheren  Anwachsens  der  Stadt  unter  der  preußischen 
Begierung,  sah  man  sich  genötigt,  hierin  noch  weiter  vorzugehen  und 
die  Tätigkeit  der  Deputationen  noch  allgemeiner  zu  gestalten.  Es 
war  beiden  städtischen  Kollegien  unmöglich  geworden,  neben  ihrer 
gewöhnlichen  Tätigkeit  noch  alle  Abteilungen  der  •  städtischen  Ver- 
waltung in  gleicher  Weise  genau  zu  leiten  und  zu  kontrollieren.  Und 
dies  um  so  mehr,  als  man  gar  nicht  imstande  war,  die  jeweiligen 
örtlichen  Bedürfnisse  genau  zu  kennen. 

Man  behalf  si^h,  indem  man  Teile  der  Verwaltungsgeschäfte  auf 
dem  Magistrat  unterstehende  Organe,  die  ehrenamtlich  fungierten, 
übertrug.  Diese  zur  dauernden  Verwaltung  und  Kontrollierung  ein- 
zelner Zweige  der  städtischen  Verwaltung  gebildeten  Deputationen 
oder  Kommissionen  setzten  sich  aus  Magistratsmitgliedern,  aus  Bürger- 
vorstehern und  Bürgern  zusammen.  Den  Vorsitz  hatte  ein  Magistrats- 
mitglied mit  zugleich  bei  Stimmengleichheit  entscheidendem  Ausschlag. 
Die  Bürgervorsteher  wählten  die  hierzu  geeignet  erscheinenden  Bürger 
und  Bürgervorsteher  auf  sechs  Jahre;  die  Magistratsmitglieder  be- 
stimmte der  Bürgermeister.  Im  Ortsstatut  wurden  die  Bechte  und 
Pflichten  dieser  Deputationen  genau  geregelt. 

Wie  schnell  und  in  welchem  Umfange  sich  diese  Verwaltungs- 
ausschüsse einbürgerten,  ließ  der  Verwaltungsbericht  vom  Jahre  1900 
erkennen,  der  als  solche  städtische  Kommission  aufwies: 

1.  die  Baukommission ; 

2.  die  Grunderwerbskommission; 

3.  Kommission  für  Bevision  der  Bauordnung; 

4.  Kommission  für  elektrische  Licht-  und  Straßenbahnanlage ; 
6.    Kommission  für  die  Artillerie-Kaserne; 

6.  Schlachthauskommission ; 

7.  Gas-  und  Wasserwerkskonmussion ; 

8.  Finanzkommission ; 

9.  Armenkommission ; 

10.  Sparkassenkommission ; 

11.  Kommunalsteuer-  und  Einschätzungskommission; 

1 2.  Kassenkommission ; 

13.  Bechnungskommission ; 

14.  Töchterschulkommission ; 

15.  Gewerbeschulkommission; 

16.  Krankenhauskommission ; 
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17.  Gesandheitsrat; 

18.  Wasserschaukommission ;  • 

19.  PromeDadenkominission ; 

20.  Totenhöfe; 

21.  Museum; 

22.  Kommission  für  Lesehalle; 

23.  TheaterkommissioQ ; 

24.  Volksküche; 

25.  EinquartieruDgskommissioD ; 

26.  Stadtausschuß ; 

27.  Evangelische  Bürger-  und  Y olksschulkomtnission ; 
28«  Batsgymnasialkommission ; 

29.  Kommission  für  den  Neubau  der  Volksschule; 

30.  Kommission  für  den  Neubau  des  Katsgymnasiums; 

31.  Waisensenator ; 

32.  Deputierte  in  die  Kirchenvorstände. 

In  dieser  durchgeführten  Teiluahme  der  Bürger  an  der  Verwaltung 
lag  das  erste  und  wesentlichste  Mittel,  allmählich  wieder  ohne  Er- 
schütterung des  gemeinen  Wohls  zur  Selbstverwaltung  überzugehen^ 
und  die  Stadtverwaltung  von  dem  Übermaße  fremdartiger  Tätigkeit 
zu  entlasten.  Gerade  durch  die  Teilnahme  an  den  Gremeindeangelegen- 
heiten  bildete  sich  das  Interesse  für  das  öffentliche  Wohl  am 
besten  aus. 

Der  Bürgermeister. 

An  der  Spitze  des  Magistratskollegiums  stand  der  Bürgermeister ; 
beigeordnet  war  ihm  bis  zum  Jahre  1853  der  zweite  Bürgermeister.  ^) 

Die  Ausführung  der  gefaßten  Beschlüsse  und  speziell  die  Leitung 
aller  Verwaltnngageschäfte  fielen  in  seinen  Wirkungskreis;  zugleich 
lag  es  ihm,  als  Vorsteher  des  Magistratskollegiums,  ob^  die  Verteilung 
der  Gemeindeangelegenheiten  unter  die  Mitglieder  des  Magistrats  zu 
bewerkstelligen.  Um  ferner  die  Zentralisation  in  Verwaltungssachen 
zu  erreichen,  mußten  alle  rechtsverbindlichen  Ausfertigungen  des 
Magistrats  die  Unterschrift  des  Bürgermeisters  aufweisen.  Alle  Fäden 
des  öffentlichen  Lebens  liefen  somit  in  seiner  Hand  zusammen  und 
machten  ihn  zum  Durchgangspunkt  für  alle  Stadtangelegenheiten. 


^)  Zu  den  Zeiten  des  Fürstentums  Osnabrück  hatte  die  Neustadt  eüie  teil* 
weise  selbständige  Verwaltung  und  infolgedessen  auch  einen  Bürgermeister,  der 
aber  den  beiden  Bürgermeistern  der  Altstadt  untergeordnet  war. 
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Neben  dieser  ExekutivtätigkjBit  war  ihm  auch  ein  selbständiges 
Verfügungsrecht  in  eiligen,  keinen  Aufschub  leidenden  Sachen  ein- 
geräumt. Hier  war  er  berechtigt,  sofort  selbständig  zu  handeln, 
mußte  aber  in  der  nächstfolgenden  Sitzung  dem  Magistrat  von  dieser 
getroffenen  Maßregel  Kenntnis  geben  und  seine  Ausführungen  be- 
stätigen lassen. 

Der  Kompetenzkreis  des  Bürgermeisters  umfaßte  weiterhin  noch 
die  Befugnis,  diejenigen  Magistratsbeschlüsse  zu  beanstanden,  welche 
über  die  Zuständigkeit  des  Magistrats  hinausgingen  oder  die  be- 
stehenden Ortsgesetze  verletzen  konnten.  Als  die  Gemeindeangelegen- 
heiten Osnabrücks  der  staatlichen  Oberaufsicht  unterworfen  wurden, 
erweiterten  sich  diese  Grenzen  noch  insofern,  als  der  Bürgermeister 
der  Repräsentant  der  Staatsgewalt  wurde  und  auch  die  staatlichen 
Interessen  wahrzunehmen  hatte. 

Da  nun  der  Bürgermeister  ein  direktes  Beanstandungsrecht  gegen 
Magistratsbeschlüsse  hatte,  so  dehnte  sich  auch  indirekt  dieses  Recht 
auf  die  Beschlüsse  des  Bürgervorsteherkollegiums  aus,  da  ja  letzteres 
ebenfalls  an  die  Zustimmung  des  Magistrats  gebunden  war.  Bei  ent- 
standenen Differenzen  bildete  die  staatliche  Aufsichtsbehörde  die 
hierüber  entscheidende  Instanz.  ^) 

Der  Bürgermeister  wurde  ferner  mit  der  Handhabung  der  Orts- 
polizei betraut  und  war  ermächtigt,  Ordnungen  zur  Pflege  der  Wohl- 
fahrtsinteressen, polizeiliche  Straf  Verfügungen  und  ortspolizeiliche  An- 
Ordnungen  zu  erlassen.  Außer  der  Übernahme  staatsbeamtlicher 
Funktionen,  soweit  die  Gemeinde  in  Frage  trat,  stand  dem  Bürger- 
meister zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  unter  den  Kommunal- 
beamten die  Disziplinargewalt  zu.  Wenn  auch  diese  Befugnis  nicht 
gesetzlich  festgelegt  und  diese  Berechtigung  des  Bürgermeisters  wieder- 
holt angefochten  wurde,  so  hatte  trotzdem  das  Oberverwaltungsgericht 
hierin  eine  Entscheidung  in  bejahendem  Sinne  gegeben.  £s  nahm  an, 
daß  dieses  geringste  Disziplinarstrafrecht  als  eine  unentbehrliche 
Ausrüstung  dessen  angesehen  werden  müßte,  der  für  den  Gang  der 
Dienstgeschäfte  verantwortlich  wäre,  und  zwar  allen  gegenüber,  die 
unter  seiner  Leitung  und  Aufsicht  die  Geschäfte  führten.  ^) 


*)  Vgl.  das  Zuständigkeitsgesetz  vom  1.  August  1883  §  15. 
*)  Oberverwaltungsgerichtsentscheidungen  Band  XVII  S.  444. 
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Die  Koinmunalbeamteii. 

In  der  Zeit,  als  ein  Staat  noch  nicht  das  Oberaofsichtsrecht  über 
die  Stadt  Osnabrück  hatte,  verstand  man  unter  dem  Begriff  „Kommunal- 
beamte^  diejenigen,  welche  im  Gegensatz  zu  den  Organen  der  Stadt, 
dem  Magistrat  und  den  Stadtständen  standen  und  ihnen  unterstellt  wareo. 
In  neuerer  Zeit  rechnete  man'  auch  die  ersteren  hinzu,  insofern  sie 
als  Untergeordnete  unter  eine  staatliche  Behörde  öffentliche  Angelegen- 
heiten besorgten  und  deren  Disziplinargewalt  unterlagen.  Der  Sprach- 
gebrauch hat  das  neuere  Verhältnis  nicht  berücksichtigt  und  so  sollen 
auch  hier  unter  Kommunalbeamten  die  städtischen  Beamten  im  engeren 
Sinne  yerstanden  werden. 

Die  Einrichtung  der  Kommunalämter  und  die  Bestellung  bzw.  Wahl 
der  städtischen  Beamten  erfolgte  entweder  durch  den  Magistrat  oder 
durch  Wahl  seitens  der  Stadtstände  resp.  der  Bürgervorsteher.  Ihnen 
war  die  Ausübung  gewisser  VerwaltuDgstätigkeiten  entweder  auf 
Lebenszeit  oder  für  eine  bestimmte  Zeit  übertragen.  In  der  Regel 
fungierten  sie  nicht  ehrenamtlich,  vielmehr  waren  sie  Berufsbeamte. 
Ein  Zwang  zur  Übernahme  dieser  Amter,  wenn  sie  besoldet  waren, 
kam  nicht  in  Anwendung;  waren  sie  dagegen  unbesoldet,  so  bestand 
eine  ITbernahmepflicht. 

Auf  die  Verhältnisse  der  Kommunalbeamten  näher  einzugehen 
kam  als  Abschweifung  von  der  geplanten  Arbeit  außer  Betracht. 


Die  Staatsaufsicht. 

Der  Dreißigjährige  Krieg  hatte  den  Wohlstand  der  meisten 
deutschen  Städte  so  sehr  untergraben,  daß  sie  zur  selbständigen 
Führung  eines  ordentlichen  Haushalts  nicht  mehr  die  Kraft  besaßen. 
Diese  Mißstände  im  Kommunalweseu  gaben  damals  vielen  Staaten 
Anlaß,  die  Freiheiten  der  Städte  zu  beschränken  und  die  Ortsobrig- 
keiten von  sich  abhängiger  zu  machen. ')  Die  Stadt  Osnabrück  machte 
hiervon  eine  Ausnahme:  durch  Beorganisationen  half  sie  sich  selbst 
aus  dem  Zustande  der  Ohnmacht  wieder  in  die  Höhe  und  entging  so 
der  Abhängigkeit  vom  Staate. 

Erst  mit  dem  Jahre  1801  teilte  die  Stadt  das  Schicksal  der 
übrigen    Komnaunen   Hannovers    und  Westfalens,     indem    sie   ihrer 


')  Besonders  war  dies  in  kurbraunschweigischen  Landen  der  Fall. 
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lang  bewahrten  Selbständigkeit  (durch  den  Frieden  zu  Luneville)  ver- 
lustig ging. 

Die  ÄDScbauung,  daß  eine  Stadt  nur  eine  Zelle  im  Staatskörper- 
sei,  hatte  damals  bereits  allgemeine  Verbreitung  gefunden.  Durch 
diese  Einfügung  in  den  Staat  unterlagen  die  Kommunen,  wenn  sie 
auch  nicht  unmittelbar  staatliche  Behörden  wurden^  in  ihrer  gesamten 
Verwaltungstätigkeit  der  Oberaufsicht  des  Staates.  Er  wachte  darüber^ 
daß  die  den  Städten  gezogenen  Schranken  nicht  überschritten  wurden^ 
und  daß  keine  Maßregeln  ergriffen  werden  durften ,  welche  der 
Zentralisation  oder  dem  Staatsinteresse  zuwiderlaufen  könnten. 

Als  diese  Staatsgrundsätze  auf  die  Stadt  Osnabrück  Anwendung 
fanden,  wurde  sie  genötigt,  die  eigenen  städtischen  Gesetze  fallen  zu 
lassen  und  in  der  gleichen  Weise  gesetzmäßig  zu  verfahren,  wie  die 
übergeordneten  Staatsbehörden.  Des  weiteren  durften  sie  die  Oleich- 
mäßigkeit der  Staatsverwaltung  nicht  durch  eigene  Beschlüsse  und 
Verordnungen ,  speziell  in  Steuerangelegenheiten ,  stören ,  sondern 
nur  innerhalb  der  ihr  eingeräumten  Grenzen  eigene  Anordnungen 
treffen. 

Durch  die  Verschmelzung  zwischen  Staat  und  Gemeinde  erstreckte 
sich  aber  das  staatliche  Oberaufsichtsrecht  nicht  allein  auf  die  Kon- 
trolle der  Verwaltuug  der  öffeütlichen  Angelegenheiten,  auch  die 
Verwaltung  nnd  Erhaltung  des  städtischen  Vermögens  war  in  den 
Bereich  des  Staatsinteresses  gezogen.  Als  Glied  im  Staatsorganismus^ 
hatte  es  für  den  Staat  eine  nicht  mehr  unwesentliche  Bedeutung,  oh 
die  Gemeinde  arm  oder  reich  war,  und  so  war  es  ganz  natürlich, 
wenn  ebenfalls  das  städtische  Finanzwesen  mit  unter  die  Staats- 
aufsicht fiel. 

Die  französische  Fremdherrschaft  brachte  die  staatliche  Gängelung 
der  städtischen  Angelegenheiten,  wie  sie  ja  schon  durch  die  bureau- 
kratische  Zusammensetzung  der  Kommunalbehörden  begünstigt  wurde, 
in  schärfster  Weise  zum  Ausdruck.  Sie  erstreckte  sich  auf  alle,  das- 
öffentliche  Wohl  berührenden  Geschäfte.  Obwohl  nach  dieser  Zeit 
die  hannoversche  Regierung  eine  völlige  Umänderung  im  städtischen 
Verwaltungssystem  auf  Grund  der  alten  osuabrückischen  Verfassung 
eintreten  ließ,  nahm  sie  doch  das  Kapitel  „Staatsaufsicht^^  ziemlich 
uneingeschränkt  mit  hinüber.  Die  Unruhen,  die  im  Jahre  1848  ihren 
Höhepunkt  erreichten,  waren  größtenteils  hierin  begründet.  Man  ver- 
langte,  daß  der  Staat  sich  nicht  in  die  Verwaltung  des  Vermögens 
und  der  Anstalten  der  Gemeinde  hineinmischen  sollte.  Ihm  gebühre 
nur   eine  ordnende   und  die   gegebene   Ordnung   aufrecht  erhaltendo 
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Gewalt.  ^)  Also  gerade  die  Staatsaufsicht  war  der  Hauptpunkt,  um 
welchen  man  sich  über  das  Zuviel  der  Begierung  stritt.  Ohne  Zweifel 
hatte  man  hier  die  Grenzen  nicht  gehörig  innegehalten.  Die  Staats- 
anstalten waren  teils  so  ungemein  vermehrt,  teils  war  die  Einwirkung 
auf  Vermögen,  Tätigkeit  und  Anstalten  der  Kommunen  so  sehr  er- 
weitert worden,  daß  aus  der  Beschränkung  der  Freiheit,  welche  da- 
raus notwendig  erwachsen  mußte,  eine  unversiegbare  Quelle  der  Un- 
zufriedenheit wurde.  ')  Das  Einmischen  des  Staates  in  alle  Angelegen- 
heiten des  öfiFentlichen  Lebens  rief  Widersprüche  hervor,  die  nicht  selten 
^er  Lächerlichkeit  nicht  entbehrten  und  die  Fortdauer  dieses  Systems 
völlig  unmöglich  machten.  Zwar  hatte  es  auch  insofern  sein  Gutes 
gehabt,  indem  es  für  die  Menschen  durch  Überwachung  und  Verhütung 
aller  Mißbräuche  sehr  bequem  gemacht  wurde.  Das  kam  aber  nur  den 
Leuten  von  geringer  Geisteskraft  zugute.  Auf  der  anderenSeite  wurden 
diese  Menschen  interesselos  dadurch,  daß  sie  ohne  eigene  Kraft- 
anstrengung mit  Anteil  an  den  Vorzügen,  in  einer  Stadt  zu  leben, 
hatten.  Sie  hatten  es  verlernt,  sich  selbst  zu  raten,  zu  helfen  und 
zu  schützen,  daß  sie  fortwährend  Forderungen  an  den  Staat  stellten, 
die  außerhalb  dessen  eigentlichen  Funktionen  lagen.  Man  verlangte 
zugleich  weitgehenden  Schutz  und  Freiheit,  beides  in  größter  Aus- 
dehnung und  beides  ohne  die  Kraft,  es  zu  ertragen.  Eine  Änderung 
dieser  Zustände  trat  in  der  Weise  ein,  daß  einmal  die  Staatsverwaltung 
auf  ihre  notwendige  Tätigkeit  beschränkt  wurde,  zuoi  anderen  Male 
ergänzte  man  die  früher  vom  Staate  besorgten  Geschäfte,  indem  man 
dieselben  von  den  städtischen  Behörden  und  den  Bürgern  gemein- 
schaftlich beraten  und  ausführen  ließ.  Grundsatz  wurde:  was  die 
Kommune  besorgen  kann,  muß  der  Staat  nicht  in  Anspruch  nehmen 
wollen,  und  er  muß  diese  nicht  lenken  wollen,  wo  die  Ausübung 
seines  Aufsichtsrechtes  genügt.  Dementsprechend  traten  mit  dem 
1.  März  1849  die  dahingehenden  neuen  Bestimmungen,  die  durch  das 
Ortsstatut  vom  7.  Juni  1853  resp.  durch  die  Städteordnung  vom 
24.  Juni  1858  normiert  wurden,  in  Kraft,  wodurch  die  Staatsaufsicht 
beschränkt  wurde  auf 

1.  Fragen   von    allgemeiner  über   die  Stadt   hinausgehender  Be- 
deutung (z.  B.  Gesetzesverletzung); 

2.  die  Genehmigung  bei  der  Einführung  neuer  oder  Veränderung 
bestehender  Gemeindeabgaben ; 

*)  Vgl.   die   Aktenstücke   der   zehnten   allgemeinen  Ständeversammlung  des 
Königreichs  Ilannnovcr  von  1849  S.  248. 
^)  S.  ebenda  S.  248  ff. 
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:f>.' 3r  die  BeBtätigniig  der  Aüiiiahixie  von  Greldänleih^ny  ;wodttjD«ll 
der  Scbuldenbestand  tergrößert  wurde; :.    -  '   .*..  .v  •::'  :^  :  ^^  >}  > 

4.  die  Genehmigung  freiwilliger  Veräußerung  yon  Gerechtigkeiten 
-und  GruAdstück^ni  :,       ,   ;  ^ 

'  5.  Angelegenheiten,  in  welchen  das  städtische  Verniögen  nicht 
erhalten  blieb;  oder  wenn  bei  Anordnung  und  Undegung  der  Ge- 
raeindeabgaben  angemessene  Grundsätze  nicht  befolgt  wurden  lind 
begründete  Beschwerde  über  die  Stadtverwaltung  ^YOi[ifij,g.^;  . 

Im  übrigen  hatte  die  Stadt  das  freie  Selbstverwaltungsrecht  er- 
halten. 

Es  war  natürlich,  daß  solche  Einrichtungen  Zeit  gebrauchten, 
um  ihre  volle  Bedeutung  hervortreten  zu  lassen.  Das  geschah  haupt- 
sächlich erst,  als  Osnabrück  —  das  Verhältois  zwischen  Staat  und  Stadt 
veränderte  sich  in  verwaltungsrechtlicher  Beziehung  in  keiner  Weise  — 
preußisch  geworden  war.  In  dem  umfang  des  Rechts  der  Staats- 
aufsicht, die  das  Zuständigkeitsgesetz  der  Verwaltungs-  und  Ver- 
waltungsgerichtsbehörden  vom  1.  August  1883  festlegte,  wurden  Ände- 
rungen auch  damals  nicht  getroffen,  sondern  nur  die  formelle  Hand- 
habung desselben  hervorgehoben.^) 

Die  Art  der  Befugnisse,  welche  sich  für  die  Aufsichtsbehörden 
aus  dem  Staatsaufsichtsrecht  ableiten  ließen,  waren: 

1.  das  Recht  der  Kenntnisnahme  von  den  Yerwaltungsgeschäften 
der  Stadt,  sei  es  durch  örtliche  Revisionen  oder  durch  Vorlage  der 
Akten ; 

2.  das  Recht,  bestimmte  Beschlüsse  und  Wahlen  der  städtischen 
Yerwaltung  oder  ihrer  Kollegien  zu  bestätigen; 

3.  das  Recht,  die  Beschlüsse  der  städtischen  Kollegien  wegen 
Zuständigkeitsüberschreitung,  Gefährdung  des  Wohles  des  Staates 
oder  wegen  Ungesetzlichkeit  zu  beanstanden  oder  aufzuheben; 

4.  das  Recht,  die  Organe  der  Stadt  zur  Erfüllung  der  ihnen  ob- 
liegenden Aufgaben  zu  zwingen,  wie  z.  B.  Zwangsetasierung ; 

6.   das   Recht   der   Aufhebung   der   Wirksamkeit   der  einzelnen 


']  Der  §7  des  Zuständigkeitsgesetzes  lautet:  „Die  Aufsicht  des  Staates  über 
die  Verwaltung  der  städtischen  Gemeindeangelegenheiten  wird  in  erster  Instanz 
Yon  dem  Regierungspräsidenten,  in  höherer  und  letzter  Instanz  von  dem  Ober- 
präsidenten geübt,  unbeschadet  der  in  den  Gesetzen  geordneten  Mitwirkung  des 
Bezirksausschusses  und  des  Froyinzialrates.'* 

XLVII.  3 
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Organe  der  Btädtuchen  Verwaltung  bei  wiederholter  Kompetenzüber- 
schreitung  oder  schädlicher  Ausübung  der  Amtsgeschäfte.  ^)  ^ 


^)  Das  Recht,  auf  Antrag  des  Staatsministeriams  die  Versammlung  der 
Börgervorsteher  durch  königliche  Verfügung  aufzulösen,  besteht  nicht.  Eine  Auf- 
lösung wäre  nur  möglich  durch  ein  besonderes  Gesetz  oder  durch  eine  Verord- 
nung mit  Gesetzeskraft. 

*)  Vgl.  von  Stengel,  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts  a.  a.  O. 
S.  160  fiF.    Stuttgart  1886. 


Zweiter  Teil. 


Die  Aufgaben  der  stadtischen  Verwaltung, 


Wenn  auch  die  Gemeinde  die  erste  Stufe  für  die  Einteilung  des 
Staates  in  Hinsicht  auf  sein  Gehiet  und  seine  Einwohner  bildet,  so 
soll  ihr  Bestehen  doch  nicht  allein  rein  staatlichen  Zwecken  dienen. 
Ihre  Entstehung  ist  zurückzuführen  auf  die  Absicht  der  Menschen, 
sich  aus  dem  Grunde  zu  vereinigen,  um  Dinge  zu  erreichen,  zu  deren 
Nutzbarmachung  der  einzelne  Mensch  nicht  fähig  ist.  Hieraus  folgt, 
daß  die  Kommune,  nicht  nnr  staatlichen  Zwecken  unterworfen,  auch 
ihre  ursprünglich  eigenen,  besonderen  Ziele  zu  verfolgen  hat.  Würde 
der  Staat  sie  dieser  selbständigen  Wirksamkeit  berauben,  so  schädigte 
er  sich  selbst  in  seinen  wichtigsten  Interessen.^) 

Demnach  ist  die  Gemeinde  eine  Korporation  mit  eigenen  Rechten 
und  Pflichten;  diese  Pflichten  nun  bestehen  in  der  Erfüllung  be- 
stimmter Aufgaben  in  örtlicher  Beschränkung.  Vor  der  Besprechung 
des  Finanzrechtes  und  des  Finanzwesens  der  Stadt  Osnabrück  wird 
es  also  nötig  sein,  die  öffentlichen  Aufgaben  der  städtischen  Ver- 
waltung zu  bezeichnen. 

Bei  einer  Stadt  wie  Osnabrück,  die  bis  in  das  19.  Jahrhundert 
hinein  selbständig  blieb,  mußte  sich  naturgemäß  die  hauptsächlichste 
Aufgabe  der  städtischen  Verwaltung  in  einer  Zeit,  wo  obendrein  die 
Willkür  noch  eine  große  Rolle  spielte,  auf  Gegenstände  richten,  die 
die  Bewachung  und  Verteidigung  der  Stadt  bezweckten.  Eng  zu- 
sammen hing  hiermit  die  Pflicht,   die  Ordnung  in   der  Stadt  selbst 


^)  Die  französische  Fremdherrschaft  gab  ein  Beispiel  dieser  SelbBtTerstümme» 
long  des  Staates. 

3* 
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aufrecht  zu  erhalten  und  die  Bürger  in  ihren  Rechtssphären  zu 
schützen.  Es  verstand  sich  von  selbst,  daß  zu  den  weiteren  Gemeinde- 
aufgaben vor  allem  die  Verwaltung  des  städtischen  Vermögens  ge- 
hörte, einfach  schon  deshalb,  weil  es  sich  hierbei  um  die  Herbei- 
beschaffung und  Erhaltung  der  Mittel  handelte,  um  das  Bestehen  der 
Kommune  und  die  Erfüllung  der  öffentlichen  Aufgaben  zu  ermöglichen. 

Eine  fernere  Pflicht  der  Gemeinde  war  es,  Maßregeln  zur  Hebung 
der  materiellen  Wohlfahrt,  der  Gesundheit,  Bildung  und  des  Ver- 
kehrs innerhalb  der  Stadt  zu  ergreifen.  Zwar  traten  die  drei  letzten 
Punkte  nicht  so  scharf  hervqr^  wie  sie  die  modernere  Zeit  in  den  Vorder- 
grund gestellt  hat,  aber  sie  fanden  atich  damals  schon  Berücksichtigung. 

Einen  tiefen  .Einschnitt  in.  den  Aufgabenkreis  der  städtischen 
VeiTiFältung  mächte  die  Einfügung  der  Stadt  in  -den  Staatsorganismus : 
eine  Einengung  der  Grenzen  des  kommunalen  Selbstrerwaltungskörpers 
trat  ein.  Mit  Ausnahme  der  Fremdherrschaft,  die  nach  französischer 
Anschauung  eine  Kommune  als  ein  rein  staatliches  Gebilde  .aiisah, 
\ind  demgeniäß  auch  ihre  Pachten  festlegte,  wiesen  aber  weder  das 
jeweilig  geltende  Landrecht  noch  die  Städteordnungen  eine  Definition 
auf,  was  eii^e  Gemeinde  sei,  und  ließen  auch  oicht  die  Aufgabeii  dejr? 
selben  genau  erkennen.  Das  gemeine  Beoht  mußte  infolgedessen  An* 
Wendung  finden.  Nach  diesem  aber  erschien  ein  Kommunal  Wesen 
seinem  Ursprung  und  Wesen  nach  als  ein  allgemeiner  Komplex  wizt- 
s(5baftlich,er,  gesellschaftlicher  und  politischer.  Zwecke,  diä  allein,  durok 
die  Stai^tsaiJifsicht  Elmschränkung  gefunden  haben. ^)  -,,Parin  liegt  die 
allgemeine  politische  Bedeutung  der  Gemeinde  und  das  unterscheidende» 
Merkmal  ihrer  besonderen  Aufgabe  yon  dei^  der  übrigen  Korporationen, 
daß  sie  nicht  einen  mehr  oder  weniger  vereinzelten  Zweck  verfolgt^ 
sondern  die  Bestimmung  hat,  alle  Beziehungen  ded  öfifentlichen>  LebeäB 
io  sich  aufzunehmen . . ."  ^)  Es  fielen  demnach  dieser  Verschiedenheit 
d^  <7emeindezwecke  gemäß  unter  den  Aufgabenkrei^  der  Stadt  nicht 
allein  diejenigen  Tätigkeiten,  welche  ihr  an  sich  schon  oblagen  und 
sioh  von-  selbst  yereta^den  oder  deren  Anwendung  und  Ausübung  zum 
B.estande.  der  Gemeinde  unbedingt  notwendig  waren  —  so  %.  B>  die 
Vjersphaffung  der  wirtschaftlichen  Mittel  und  die  Erhaltung  und  Ver- 
waltung des  GemeindoTermögens  zwecks  Möglichkeit  der  Ausführung 
der  notwendigen  Aufgaben,  oder  die  Organisation  der  städtiächeti 
Behörden  —  sondern  es  fielen  darunter  aiich  die  Angelegenheiten^ 


*)  Vgfi.  Oertol,  Stadteordnung  etc.  a.  a.  0.  S.  74  ff. 

■)  S.  Oberverwaltungsgerichtsentscheidungen  Band  II  S.  186;  BandllL  S.l^. 
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w^elehe  aUein  eine  Gesamtheit,  wie  eine  Eommunä,  am  Üe^Mi  ein- 
zurichten und  m  unterhalten  iihstande  war.  Hier  lag  das  Feld',;  wo 
sie  als  Begründern  und  Pflegerin  von  solchen  Einrichtungen  und'  get 
meinnützigen  Anstalten  auftreten  mußte,  wie  sie  snim  gesellschaftlioheii^ 
materiellen  und  geistigen  Wohle  der  Einwohnerschaft  notwendig  und 
angebracht  waren.  Dazu  gehörten  hauptsächlich  Yorkehrangen  zur 
Erhaltung  der  Gesundheit,  der  geistigen  Bildung,  des  Verkehrs,  der 
Sittlichkeit  und  des  Yermögeus  (Banken,  Sparkassen). 

Alles  dieses  betraf  die  Einwohnerschaft  in  ihrer  Gesamtheit. 
Daneben  aber  war  es  auch  Sache  der  städtischen  Verwaltung,  solche 
Einrichtungen  zu  treffen,  welche  nur  einer  bestimmten  Klasse  der 
Stadtbewohner  zugute  kamen,  wie  z.  B.  Institutionen  für  das  Verkehrs- 
und Handelswesen,  für  Flur-,  Landwirtschafts-,  Gewerbs-,  Woh- 
nungs-  etc.  Angelegenheiten. 

Weiterhin  kam  für  den  Aufgabenkreis  der  Gemeinde  in  Betracht, 
für  Errichtung  von  Anstalten  zu  sorgen,  zu  deren  Beteiligung  oder 
Inanspruchnahme  niemand  yerpflichtet  werden  konnte,  wo  im  Gegen- 
teil es  den  Bürgern  frei  überlassen  blieb,  ob  sie  teilnehmen  wollten 
oder  nicht.  Maßgebend  für  die  Fürsorge  nach  dieser  Richtung  war 
allein  der  Umstand,  daß  sich  ein  Bedürfnis  für  derartige  Einrichtungen 
in  der  Bürgerschaft  geltend  machte,  deren  Verwaltung  die  Stadt  selbst 
in  die  Hand  nahm,  weil  sonst  einerseits  die  Ausführung  fraglich  wurde 
oder  sich  wenigstens  nicht  so  vorteilhaft  veranschlagen  ließ,  anderer-^' 
seits  sich  die  Vorzüge  dieser  Anstalten  entweder  überhaupt  nicht  oder 
zum  mindesten  nicht  in  so  großer  Ausdehnung  bei  einer  bestimmten 
Klasse  der  Bürgerschaft  oder  bei  der  gesamten  Einwohnerschaft 
geltend  machten.  Zu  dieser  Kategorie  wurden  Krankenhäuser,  Gas- 
anstalten, Wasser-  und  Elektrizitätswerke,  Badeanstalten  usw.  gezählt. 

Man  hat  diese  letztgenannten  Gemeindeaufgaben  die  „freiwilligen" 
genannt,  um  dadurch  zu  kennzeichnen,  daß  hierzu  für  die  Stadt,  im 
Gegensatz  zu  den  oben  bezeichneten  „obligatorischen"  Gemeindeauf- 
gaben, keine  bindenden  Vorschriften  bestanden.  Ferner  war  es  nicht 
zulässig,  jede  beliebige  Angelegenheit  zur  Gemeindesache  zu  machen ; 
weder  der  Wirkungskreis  des  Staates  noch  der  eines  höheren  Kom- 
munalverbandes durfte  dadurch  beeinträchtigt  werden.  Die  Stadt 
konnte  demgemäß  nur  innerhalb  derjenigen  Angelegenheiten,  welche 
begrifflich  in  den  eigenen  Wirkungskreis  fielen,  freiwillige  Aufgaben 
übernehmen.^) 

^)  Vgl.  von  Stengel,  Lehrbuch  des  Deutschen  Verwaltungsrechls  a.  a.  O. 
S.  119  fr.    Stuttgart  1886. 
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Den  Unterschied  zwischen  dem  eigenen  und  dem  übertragenen 
Wirkungskreis  der  Gemeinde  darzulegen,  liegt  außerhalb  des  Be- 
reiches der  vorliegenden  Arbeit,  da  die  Kosten  der  „übertragenen^ 
Aufgaben  vorwiegend  durch  den  Staat  gedeckt  werden.  Desgleichen 
werden  wir  den  Wirkungskreis  der  städtischen  Verwaltung  nur  so  weit 
behandeln,  als  er  die  Finanzverwaltung  der  Stadt,  den  Kernpunkt 
unserer  Abhandlung  berührt. 


Das  Finanzrecht  der  Stadt  Osnabrück. 

In  den  jeweiligen  verwaltungsrechtlichen  Grundlagen  der  Stadt 
Osnabrück  wurzelte  das  Finanzrecht,  das  in  seiner  Ausdehnung  un- 
mittelbar durch  die  Entfaltung  der  städtischen  Aufgaben  bestimmt 
wurde.  Die  Gemeinde  besaß  als  Korporation  die  Fähigkeit,  Vermögen 
zu  erwerben,  zu  besitzen,  zu  verwalten  und  ebenfalls  Schulden  zu 
kontrahieren,  da  sie  ja  zur  Erfüllung  der  öffentlichen  Aufgaben  auf 
die  Deckung  der  hieraus  erwachsenden  Unkosten  Bedacht  nehmen 
mußte.  Reichte  zu  diesen  Zwecken  das  Gemeindevermögen  nicht  aus, 
so  mußte  das  Fehlende  durch  Gemeindeabgaben  oder  Gemeindesteuern 
getilgt  werden. 

Als  selbständige  Stadt  konnte  die  Gemeinde  Osnabrück  die  Ab- 
gaben nach  Maßgabe  der  bestehenden  Gesetze  erheben,  d.  h.  also, 
wenn  fiat  und  Stände  hierüber  einen  verbindlichen  Beschluß  gefaßt 
hatten.  Eine  Besteuerungsgrenze,  über  welche  hinauszugehen  nicht 
angängig  war,  gab  es  nicht.  Nur  hinsichtlich  der  Besteuerungsart 
waren  Schranken  vom  Landesherm  gesetzt,  die  bereits  bei  Erörterung 
der  verwaltungsrechtlichen  Grundlagen  Osnabrücks  erwähnt  sind.  ^) 

Bei  der  ausgedehntesten  staatlichen  Bevormundung  unter  dem 
französischen  Regime,  das  sich  nicht  im  geringsten  um  Gemeinde- 
interessen bekümmerte,  kann  man  wohl  kaum  von  einem  kommunalen 
Finanzrecht  sprechen :  w^ährend  dieser  Zeit  gab  es  nur  ein  staatliches 
Finanzrecht,  welches  kein  anderes  neben  sich  bestehen  ließ. 

Die  hannoversche  und  späterhin  die  preußische  Regierung  ließen 
der  Stadt  bei  Erhebung  kommunaler  Abgaben  wieder  insofern  freien 
Spielraum,  als  es  sich  mit  den  Staatsgesetzen  vereinbaren  ließ.  Es 
ist  jedoch  zu  bemerken,  daß  die  Stadt,  da  sie  einen  äußerst  ertrags- 
fähigen Gemeindebesitz  in  Gestalt  eines  Kohlenbergwerks  besaß,  nur 
einen   sehr   geringen  Gebrauch  von  ihrem  freien  Finanzrecht  bis  un- 


')  Vgl.  S.  12. 
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gefäbr  1870  machte.  Direkte  Gemeindesteuern^)  wurden  bis  zum 
Jahre  1868  überhaupt  nicht  erhoben.  Das  kommunale  Erhebungs- 
recht von  Abgaben  beschränkte  sich  allein  auf  die  sogenannten  Ge« 
bühren  und  die  indirekten  Gemeindesteuern  in  der  Form  der  Akzise. 
Letztere  jedoch,  die  einzig  bedeutende  Gemeindeabgabe,  konnte  sich 
nur  innerhalb  enger  Grenzen  bewegen,  da  sie  nur  den  örtlichen 
Konsum  tre£fen  und  die  staatlichen  Bestimmungen  nicht  verletzen 
durfte.  Die  angewachsene  Schuldenlast  der  Stadt  bewog  erst  seit 
1868  die  Anwendung  direkter  Kommunalsteuem ,  deren  Art  und 
Steuerfuß  von  der  Genehmigung  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde 
abhängig  gemacht  wurden. 

Das  Finanzrecht  hinsichtlich  des  Schulden-  und  Ausgabewesens 
Osnabrücks  war  so  eng  mit  dem  städtischen  Yerwaltungsrecht  ver- 
knüpft, daß  sich  die  hierfür  geltenden  Bestimmungen  von  selbst  daraus 
ableiten  lassen:  ein  Beweis  dafür,  daß  eine  Finanzgeschichte  gleich- 
zeitig eine  Rechtsgeschichte  ist. 

Es  ist  aber  unmöglich,  das  gesamte  FinaDzrecht  der  Stadt 
Osnabrück  mit  wenigen  Worten  zu  bezeichnen;  dies  ergibt  sich  erst 
vollständig  aus  der  ganzen  Abhandlung. 


Die  Organisation  der  Finanzverwaltung. 

Die  Verwaltung  des  städtischen  Vermögens  erforderte  aus  sich 
selbst  heraus  und,  um  eine  ständige  Eontrolle  für  die  zuständigen 
Aufsichtsbehörden  zu  ermöglichen,  eine  bestimmte  geregelte  Ordnung 
auf  dem  Gebiete  des  Rechnungswesens.  Wie  in  politischer  Hinsicht, 
so  brachte  auch  hier  die  Zeit  die  größte  Verschiedenheit  hervor. 

Vor  dem  dreißigjährigen  Kriege  gestalteten  sich  die  Haushalts- 
rechnungen sehr  primitiv«  Es  waren  viel  Nebenrechnungen  vorhanden, 
die  teils  nebeneinander,  teils  ineinander  liefen.  Eine  Generalrechnung, 
worin  sämtliche  Einnahmen  und  Ausgaben  vereinigt  waren,  gab  es 
sogar  bis  zum  Jahre  1803  nicht  Erst  von  1804  ab  —  und  das  war 
ein  großer  Fortschritt  gegen  früher  —  wurde  ein  vollständiges  und 
genaues  Bild  des  Haushalts  in  einer  Rechnung  zusammengestellt  ge- 
liefert. Seit  dem  dreißigjährigen  Kriege  wurden  zwei  von  einander 
unabhängige  Rechnungsbücher  geführt,  die  zusammengenommen  den 
gesamten  Stand  des  Haushaltes  darlegten :  die  sogenannte  Lohnrechnung 
und  die  Zahlrechnung.     In  die  letztere  floß  als  Einnahme  der  Schoß 


']  Abgesehen  von  dem  Bürgerrecht egeld. 
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und  die  etwa  zinsbar  aufgeDommenen  Kapitalien.  Aid  Ausgäbe  wuickoT; 
hier  die  Zinsen  der  Schuld,  die  Kontributionen,  die  Einqnartierungs«^ 
lasten  fremder  Truppen  und  etwaige  Geldgeschenke  an  Fürsten,  Heer« 
führer  usw.,  um  dieselben  für  die  Stadt  günstig  zu  stimmen,  aufgeführt 
In  der  Lobnrechnung  wurden  die  übrigen  Einnähmen  (Akzise,  Bürger« 
gelder,Pachtgelder,  Polizeistrafen,  Konzessionsgelder  ron  den  Grildenusw.) 
und  Ausgaben  (Gebälter,  Verwaltungsausgaben,  Bauausgaben,  die 
Kosten  für  Rechtshändel,  für  Bewachungs-  und  Yerteidigungsmittel, 
für  das  Armenwesen  usw.)  verrechnet. . 

Man  darf  nun  aber  nicht  annehmen,  daß  in  diesen  zwei  Haupt* 
rechnungen  das  gesamte  städtische  Rechnungswesen  zutage  trat. 
Es  steht  vielmehr  fest,  daß  in  jener  Zeit  eine  fiskalische  Kasseneinheit 
nicht  gang  und  gäbe  war,  daß  also  sämtliche  Einnahmen  und  Aus- 
gaben nicht  durch  eine  Hauptkasse  liefen,  wie  dies  doch  in  der 
modernen  Zeit  der  Fall  ist.  Der  damalige  städtische  Haushalt  hatte 
innerhalb  der  Kämmerei  eine  Menge  verschiedener  kleiner  Bessorts, 
die  alle  einzeln  für  sich  gewirtschaftet  haben  und  einen  für  sich  be- 
stehenden, von  der  eigentlichen  Finanzverwaltung  völlig  abgeschlossenen 
Haushalt  bildeten.  Diese  alle  führten  ihre  Einnahmen  nicht  sofort 
an  die  Stadtkasse  ab,  sondern  gebrauchten  sie  auch  zur  Deckung  der 
Ausgaben,  die  ihnen  bei  Erhebung  der  Einnahmen  erwuchsen. 

Man  wandte  jedoch  dieses  Verfahren  nicht  an,  um  einen  Netto- 
etat zu  erzielen,  sondern  man  handelte  nach  dem  Prinzip  der  Speziali- 
sierung. Mit  anderen  Worten:  für  jede  besondere  Einnahme  wurde 
sofort  die  dazu  gehörige  Ausgabe  seitens  der  kleineren  Ressorts  zur 
Verausgabung  gebracht,  ohne  daß  deswegen  eine  höhere  Instanz  um 
Genehmigung  dieser  Ausgaben  angegangen  zu  werden  brauchte.  Die 
Machtbefugnis  und  Vollzugskraft  der  Verwalter  dieser  einzelnen 
kleinen  Kassen  war  bedeutend  weitgehender,  ah  dieses  heutzutage 
üblich  ist.  Erst  wenn  die  Einnahmen  größer  waren,  als  zur  Be- 
streitung der  laufenden  Ausgaben  erforderlich  war,  wurde  das  Plus 
an  die  Kämmereikasse  abgeführt.  Bei  etwa  vorkommendem  Defizit, 
wenn  also  die  Einnahmen  dieser  kleinen  Kassen  so  gering  waren,  daß 
nicht  einmal  die  notwendigsten  laufenden  Ausgaben  bestritten  werden 
konnten,  mußte  ein  besonderer  Zuschuß  aus  der  Hauptkasse  eintreten. 
Hieraus  folgte,  daß  die  einzelnen  Kämmereiressorts  erst  dann  mit 
der  städtischen  Hauptfinanzverwaltung  in  Verbindung  traten,  wenn 
sie  Überschüsse  ablieferten  oder  Zuschüsse  erhalten  mußten«^) 


^]  Bedauerlicherweise  sind  diese  NebenrechnangeD  nicht  mehr  vorhandeo,  so 
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Abgesehen  von  diesen  Mängeln  y  die  die  reine  Einnahme  ni^d 
Ausgabe  in  den  Hanptreohnungen  nicht  heirortreten  ließen,  wurde 
anch  die  Jahresrechnung  dadurch  nicht  yollstftndig  abgeschlossen, 
daß  sie  am  Neujahrstage  öffentlich  yerlesen  wurde.  Den  Kassen- 
bestand  faßte  man  am  Schlüsse  der  Rechnung  mit  den  Resten  der 
Eionahme  zusammen  und  setzte  sie  wieder  in  die  neue  Rechnung  ein, 
wogegen  man  die  Ausgabenreste  unter  die  laufenden  Ausgaben  brachte. 
Dadurch  war  es  unmöglich  geworden,  den  Haushalt  eines  Jahres 
rein  abzuschließen,  da  ja  sämtliche  Titel  am  letzten  Tage  des  Jahres 
noch  nicht  erledigt  sein  konnten.  ^) 

Daß  diese  allgemeine  Zersplitterung  des  Kassenwesens  ein  schwerer 
Mißgriff  war,  der  so  manchen  krankhaften  Auswüchsen  Vorschub 
leistete,  liegt  auf  der  Hand.  Das  Grundübel  aber  bestand  darin, 
daß  man  blindlings  drauflos  wirtschaftete,  ohne  sich  nach  einem  nach 
der  Höhe  der  wahrscheinlichen  Einkünfte  berechneten  Finanzplane 
zu  richten.  Kurz,  es  gebrach  an  der  notwendigen  Klarheit  and 
Übersichtlichkeit. 

Die  Franzosen  sollten  auch  hier  die  Lehrmeister  werden.  Die 
Anforderungen,  welche  sie  an  die  Stadt  stellten,  konnten  vermittels 
der  veralteten  Ordnung  im  Finanzwesen  nicht  erfüllt  werden,  und  so 
brachte  die  daraufhin  eingeführte  Reorganisation  den  Stadtbaushalts- 
etat  (Voranschlag).  Das  Wesen  dieses  Voranschlages  bestand  in  der 
Berechnung,  und  wo  diese  nicht  möglich  war,  in  der  Schätzung  der 
zur  Erfüllung  der  kommunalen  Aufgaben  in  einer  bevorstehenden 
Finanzperiode  erforderlichen  Ausgaben,  sowie  der  zur  Deckung  der- 
selben zu  erwartenden  Einnahmen  und  in  der  Bilanzierung  beider.  *) 
Die  Vorzüge,  die  dieser  festbestimmte  Verwaltungsplan  dadurch  gab, 
daß  Einnahmen  und  Ausgaben  im  voraus  in  ein  richtiges  Verhältnis 
gesetzt  wurden,  erhöhten  sich  noch  durch  die  inzwischen  ebenfalls 
erfolgte  strenge  Zentralisierung  des  Kassenwesens.  Es  gab  von  dieser 
Zeit  ab  nur  eine  Kasse  und  für  ihre  ordnungsmäßige  Verwaltung  war 
allein  der  Gemeindevorstand  verantwortlich.  Der  städtische  Haushalts- 
etat erreichte  eine  weitere  Bedeutung  insofern,  als  er  an  die  Ge- 
nehmigung der  staatlichen  Behörden  gebunden  war.  Während  der 
französischen  Zeit  bestanden  sogar  über  die  Abfassung  des  Gemeinde- 


daß  der  Schleier,  der  schon  damals  so  undarchdringlich  war,  wohl  niemals  gelüftet 
werden  kann. 

^)  S.  Mitteilungen  des  histonschen  Vereins  zu  Osnabrück.    Band  XI  S.  21. 

')  Definition  nach  Seidlers  Budget  und  Budgetrecht.    Wien  1886. 
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budgets  eingehende  Vorschriften.  Danach  teilte  sich  das  Budget 
naturgemäß  in  zwei  Abteilungen  oder  Kapitel :  Einnahmen  und  Aus- 
gaben. Das  erste  Kapitel  wies  lediglich  alle  Einnahmen,  die  der 
Stadt  zukamen,  mit  den  Quellen,  aus  denen  sie  flössen,  auf.  Es  zerfiel 
in  vier  Einnahmegattuugen,  nämlich 

1.  Einkünfte  von  verpachteten  oder  vermieteten  Gemeindegntern, 
einschließlich  der  Miete  von  verpachteten  Ständen  auf  Messen  und 
Jahrmärkten,  Hallenmiete  usw.; 

2.  Einkünfte  aus  Steuern; 

3.  Einkünfte  von  Gewicht  und  Maß  nebst  Schaugebühren; 

4.  Anteil  der  Stadt  an  den  Geldstrafen  in  Munizipal-Polizei- 
Sachen. 

Das  die  Ausgaben  behandelnde  Kapitel  bestand  aus  sechs 
Kolumnen.  Die  vier  ersten  brachten  die  Vorschläge  des  Maires,  des 
Munizipalrats,  des  Unterpräfekten  und  des  Präfekten.  Auf  der  fünften 
Keihe  war  die  Entscheidung  des  Ministers  verzeichnet,  die  sechste 
diente  für  Bemerkungen. 

Die  Ausgabegattungen  waren  erheblich  differenzierter  als  die  Ein- 
nahmen.    Sie  wiesen  auf: 

1.  Grundsteuer  von  dem  Gemeindeeigentum; 

2.  Abonnementskosten  für  das  Gesetzbulletin  und  die  Departemen- 
talblätter ; 

3.  Bureaukosten  der  Mairie,  wie  für  Holz,  Licht,  Tinte,  Federn, 
Papier,  Möbeln,  Gehalt  der  Schreiber,  Boten  usw.; 

4.  Gehalt  des  Gemeindesekretärs; 

5.  Gehalt  des  Munizipaleinnehmers; 

6.  Gehalt  der  Feldhüter; 

7.  Zuschuß  der  Gemeinde  zu  den  Kantonskosten; 

8.  Beiträge  zur  Unterhaltung  von  Wohltätigkeitsanstalten  (z.  B. 
Armenwesen) ; 

9.  Beiträge  zur  Unterhaltung  der  Unterrichtsanstalten; 

10.  jährliche  Unterhaltungskosten  der  Hallen,   Meß-   und  Markt- 
stände ; 

11.  Unterhaltung  des  Straßen pflasters ; 

12.  Kosten  für  nächtliche  Beleuchtung; 

13.  Entschädigung     des     Maires,     Maireadjunkten    und    Polizei- 
kommissars ; 

14.  Ausgaben  für  den  öffentlichen  Gottesdienst; 
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15.  üüterhaltaDgs-  und  AasbesseroDgskosteii  der  Brunnen,  Wasser- 
leitungen,  Kanäle,  Brücken,  Ufer  nnd  Uferdämme; 

16.  zufällige  Ausgaben; 

17.  Zinsen  der  älteren,  bereits  vor  dem  Jahre  1807  liquidierten 
und  festgesetzten  Gemeindeschulden.  ^) 

Diese  bis  ins  kleinste  gehenden  Bestimmungen  brachten  jedoch 
den  großen  Nachteil  mit  sich,  daß  die  Aufstellung  der  Budgets  tür 
die  Munizipalbehörden  eine  äußerst  schwierige  war.  Da  die  Etats 
den  Torschriftsmäßigen  Instanzenweg  zu  durchlaufen  hatten,  so  kam 
es  vor,  daß  sich  ihre  definitive  Fertigstellung  oft  um  mehrere  Jtf  onate 
verzögerte.  Nun  konnte  aber  ohne  königliche  Genehmigung  der 
Budgets  keine  Zahlung  aus  den  Gemeindeeinkünften  vor  sich  gehen; 
die  Folge  davon  war,  daß  auch  die  Gemeindeausgaben  sehr  unregel- 
mäßig beglichen  wurden.  Wie  sehr  dies  zum  Nachteil  der  Kommune 
gereichte,  läßt  sich  daraus  ersehen,  daß  z.  B.  während  dieser  Zeit 
fast  nichts  für  Kommunalanstalten,  Bauten  usw.  geschehen  ist,  auch 
die  Munizipalbeamten  litten  darunter  hinsichtlich  der  Auszahlung 
Gehälter.  Kein  Wunder  also,  wenn  die  Ausgaberückstände  von  Jahr 
zu  Jahr  mehr  anwuchsen.  Eine  große  Last  verwickelter  Gemeinde- 
schulden war  das  unerfreuliche  Geschenk,  das  die  Fremdherrschaft 
der  Stadt  Osnabrück  gemacht  hatte.  ^ 

Dies  mag  wohl  auch  der  Grund  gewesen  sein,  daß  man  gleich 
nach  der  Franzosenzeit  die  Aufstellung  eines  Budgets  für  schädlich 
und  umständlich  hielt.  Dementsprechend  befolgte  die  städtische  Ver- 
waltung wieder  22  Jahre  hindurch  einen  vorher  bestimmten  Wirt- 
schaftsplan nicht.  Man  begnügte  sich,  die  Zentralisation  in  der 
Finanzverwaltung  bestehen  zu  lassen.  Mit  der  Ausdehnung  des  wirt- 
schaftlichen Betriebes  zeigten  sich  aber  die  Einnahmen  und  Ausgaben 
immer  mehr  schwankend  und  so  wuchs  die  Notwendigkeit,  zur  Auf- 
techterhaltung  des  Gleichgewichts  im  städtischen  Finanzwesen  wieder 
auf  den  Voranschlag  zurückgreifen  zu  müssen.  Und  so  beschloß  der 
Magistrat,  mit  dem  Jahre  1835  beginnend,  jährlich  einen  Haushalts- 
plan zu  entwerfen,  für  dessen  Abfassung  bis  in  die  modernste  Zeit 
hinein  keinerlei  bindende  Bestimmungen  bestanden.  Allmählich  hat 
sich   diese  Etatsaufstellung   als   die  wichtigste  Arbeit  des  Magistrats 


*)  Vgl.  Thimme,  Die  inneren  Zustände  des  Kurfürstentums  Hannover  unter 
der  französisch-westfälischen  Herrschaft.  Band  II  a.  a.  0.  S.  599  ff.  Hannover 
u.  Leipzig  1893  u.  1895. 

»)  Vgl.  ebenda  Band  II  S.  138/139. 
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herausgebildet;  Die  definitiTe  Feststellang  erfolgte  durch  Zastiminang 
der  Bürgervorsteher.  In  gleicher  Weise  wurden  auch  außerordent* 
liehe,  im  Voranschlag  nicht  vorgesehene  Ausgaben  bewilligt. 

.  Der  Zweck  der  Etats  ätißerte  sich  nach'  zwei  Seiten:  in  der 
einen  Hinsicht  war  er  ein  wirtschaftlicher,  indem  die  Etats  den 
ökonomischen  Zustand  der  Stadt  während  einer  bestimmten  Zeit  fest- 
legten, somit  also  das  Fundament  ihrer  wirtschaftlichen  Dispositionen 
bildeten;  in  der  anderen  Hinsicht  war  der  Zweck  ein  rechtlicher^ 
indem  die  Voranschläge  die  Normen  für  den  Umfang  der  Verfügungs- 
befuguisse  des  Magistrats  über  die  Mittel  der  Stadt,  beziehungsweise 
dessen  Verantwortlichkeit  nach  dieser  Seite  angaben.  Zugleich  waren 
sie  auch  die  Kichtschnur  für  die  Kassenverwaltung,  BechnungslegUDg 
und  Rechnungskontrolle.  ^) 

Die  Kassenverwaltung  vollzog  sich  durch  Beamte,  die  dem 
Magistrat  direkt  unterstellt  und  verantwortlich  waren.  Zur  Verein- 
nahmung oder  Auszahlung  von  Geldern  wurden  sie  unmittelbar  vom 
Magistrate  angewiesen.  Im  Interesse  einer  sorgfältigen  und  zuver- 
lässigen Eassenführuug  waren  besondere  gesetzliche  Vorschriften  in 
betreff  der  Kassenbeamten  und  des  Verfahrens  in  Kassensachen  ge- 
geben. 

Über  die  geführte  Verwaltung  der  städtischen  Finanzen  hatte  die 
Stadtkasse  Rechnung  zu  legen  und  dieselbe  dem  Magistrate  zur  Revision 
zuzustellen.  Dieser  hatte  sie  mit  seinen  Erinnerungen  und  Bemerkungen 
den  Bürgervorstehern  zur  Prüfung,  Feststellung  und  Entlastung  vor- 
zulegen, und  mußte  nach  dem  Feststellungsbeschluß  eine  Abschrift 
der  Aufsichtsbehörde  einreichen.  Die  Rechnungslegung  bezweckte, 
die  Resultate  der  städtischen  Verwaltung  darzustellen  und  den  Nach- 
weis zu  liefern,  daß  die  Gemeindeeinnahmen  in  vorgeschriebener  Weise 
vereinnahmt,  verwandt  und  berechnet  waren,  und  daß  die  Verwal- 
tungsgrundsätze richtig  und  dem  Interesse  der  Gemeinde  dienend 
angewandt  wurden. 

Die  Wichtigkeit  der  Prüfung  der  Jahresrechnung  durch  den 
Magistrat  und  die  Bürgervorsteher  zeigte  sich  darin,  daß  nicht  allein 
ihre  Richtigkeit  festgestellt,  sondern  auch  in  das  Wesen  der  Ver- 
waltung eingedrungen  wurde.  Es  trat  hierbei  zutage,  in  welcher 
Weise  die  Verwaltung  geführt  war,  ob  Mißbräuche  eingerissen  waren, 
ob  das  städtische  Einkommen  innerhalb  der  gezogenen  Schranken  so 
vorteilhaft  als  möglich  benutzt  war,   ob   die  gemachten  Ausgaben  an- 


^)  Vgl.  Oertel,  Städteordnung,  §  66  Abs.  1.    Liegnitz  1883. 
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gebracht  gewesen  waren,  nnd  schließlich,  ob  mit  möglichster  Spar- 
samkeit verfahren  war  oder  eine  Einschränkung  der  gehabten  Kosten 
hätte  stattfinden  können. 

Es  ist  noch  zu  bemerken,  daß  neben  der  städtischen  Kämmerei- 
kasse diejenigen  städtischen  Anstalten,  welche  den  Charakter  Yon  ge- 
werblichen unternehmen  hatten,  wie  z.  B.  das  Kohlenbergwerk,  das 
Gas-  und  Wasserwerk,  das  Schlachthaus,  eigene  Kassenfuhrung  be- 
saßen und  nur  entweder  einen  Überschuß  an  die  städtische  Haupt- 
kasse abführten,  oder  einen.  ZuschuBjerrforflerten.  Bei  der  städtischen 
Sparkasse  verstand  es  sich  von  selbst,  diese  Kasse  gesondert  zu  ver- 
walten."   '"\"-^    ^    ^^  "  '''"■^'  ^   ^'    '\".'     ---•"■••-•'-/     .-'-^ 
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Dritter  Teil. 


Die  Ausgaben  für  kommunale  Zwecke. 


Die  LebensbetätiguBg  der  Stadt  Osnabrück  hat  in  der  Zeit,  die 
für  unsere  Betrachtungen  gewählt  ist,  die  vielseitigsten  Gestaltungen 
angenommen.  Wie  jede  Kulturstufe  andere  Bedürfnisse  erweckte  und 
in  den  Vordergrund  stellte,  so  zeigte  sich  auch  im  städtischen  Yer- 
waltungswesen  bald  dieses,  bald  jenes  Moment  als  Hauptausgabeart 
besonders  prägnant  hervortretend. 

Da  der  Rückblick  auf  das  Osnabrückische  Finanzwesen  sich  über 
einen  Zeitraum  von  250  Jahren  erstrecken  soll,  möchten  wir  im 
folgenden  die  geschichtliche  Entwickelung  der  kommunalen  Ange- 
legenheiten wahren  und  von  diesem  Standpunkte  aus  die  öffentlichen 
Aufgaben  in  der  Beihenfolge,  wie  sie  die  Zeit  schuf,  betrachten. 

Die  Veränderungen  innerhalb  dieses  Gebietes  möchten  die  fol- 
genden Tabellen  am  besten  kennzeichnen. 

Übersichten  über  die  Oesamtausgaben   der  Stadt 
in  den  Jahren  1675,  1800,  1850  und  1900/01. 


Jahr 


Bewachung  und  Verteidigung      .    . 

Bauaasgaben 

RechUhändel 

Armenwesen 

Schuldentilgung 

Zinsen  für  die  öffentliche  Schuld     .     . 
Unkosten  aus  öffentlichen  Besitzungen 

Schulen 

Verwaltungskosten 

Verschiedene  kleinere  Ausgaben .    .    . 

Summa : 


1675 

1800 

Mk. 

Mk. 

1449 

4233 

17  163 

96 

4179 

510 

2778 

3000 

— 

7869 

7137 

939 

1338 

126 

9942 

13633 

2  241 

3971 

30279 


50325 
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Jahr 

1860 
Mk. 

1900/01 
Mk. 

Bauausiraben 

II  532 

8052 
19278 

6069 
30651 

/49  542 

l    - 

12243 

unter  Verkehrswesen  bzw« 

Gruuderwerb 

Sehuldenverwaltung 

Schulen 

Verkehrswesen 

Armenwesen 

Städtische  Anstalten 

Provinzialsteuer 

Verwaltuuffskosten 

Erhebungskosten  der  Steuern  usw. .    . 
Verschiedene  kleinere  Ausgaben .    .    . 
Extraordinarium 

stadtische  Anstalten 
unter  Extraordinarium 

156504 
330712 
147  867 

72549 

105  545 
70870 

300931 

50276 

81  501 

394  749 

Summa: 

137  367 

1 

1  711  504 

Ausgaben  für  die  städtische  Bewachung  und  Yerteidigung. 

Für  die  Entstehung  Ton  Städten  ist  eine  für  den  Verkehr  günstige 
geographische  Lage  zu  jeder  Zeit  die  ausschlaggebende  Vorbedingung 
gewesen.  Unmittelbar  darauf  war  aber  das  militärische  Moment  die 
bedeutsamste,  wenn  nicht  überhaupt,  Existenzbedingung.  Das  Auf- 
blühen Osnabrücks  und  die  Behauptung  seiner  Selbständigkeit  lag 
jedenfalls  in  dem  militärischen  Charakter,  den  es  bis  gegen  das  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  behauptete,  begründet.  Wenn  auch  der  Auf- 
wand, den  die  Stadt  für  diese  Zwecke  zu  machen  hatte,  nach  dem 
dreißigjährigen  Kriege  ein  nicht  mehr  so  großer  war,  wie  im  16.  und 
im  Anfang  des  17.  Jahrhunderts,^)  so  verlangt  doch  eine  Ausgabe, 
die  verschiedentlich  die  Höhe  von  1200  M.  erreichte  —  für  damalige 
Zeiten  ein  ziemlicher  Ausgabeposten  — ,  eine  kurze  Erwähnung. 

Man  muß  ferner  berücksichtigen,  daß  dieser  Posten  nur  die 
Kosten  für  Geschütz,  Pulver,  Blei,  sonstige  Waffengeräte,  Ver- 
schanzungen, Gräben,  Landwehren  usw.  angab.  Die  sämtlichen  Auf- 
wendungen für  die  militärischen  Zwecke  ließen  sich  aus  den  Stadt- 
rechnungen nicht  mehr  herausschälen,  da  die  Besoldung  und  Kleidung 
für  die  Stadtsoldaten  unter  dem  Titel  „Verwaltungsunkosten"  mit 
verrechnet  wurden.  Ebenfalls  möchten  sich  mit  dem  Posten  „Bau- 
ausgaben"   Aufwendungen   für  Befestigungen   der  Stadt,    wie  z.   B. 


^)  Vgl.  Stüve,  Das  Finanzwesen  der  Stadt  Osnabrück  bis  zum  Westfälischen 
Frieden  a.  a.  0.  S.  26  ff.    Osnabrück  1878. 
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Manerwerke  U8w. ,- vermengt  haben,  ohne  dafi  eine  Aiissondernng 
möglich  wäre.  Bei  den  hierzu  verausgabten  Summen  wurde  nur  an- 
-gegeben:  „für  Zimmerlohn,  für  Baubolz,  für  Steine,  för-Mauerwerk.i' 

Alles  dieses  beweist,  daß  in  Wirklichkeit  das  Bewachungs- jond 
Verteidigungswesen  weit  mehr  Kosten  verursachte,  als  die  beigegebenen 
Zahlen  aufweisen.  Ihr  Sinken  läßt  gleichzeitig  erkennen,  wie  die 
militärische  Gewalt  im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  allmählich  in  die 
Hände  der  Staaten  überging. 

Die  Ausgaben  für  Bewachungs-  und  Yerteidigungsmittel  be- 
liefen sich: 


Jahr 

Kosten 

• 

Jahr 

Kosten 

Mk. 

Mk. 

1648 

2460 

1761 

5»9 

1675 

1449 

1765 

I  137 

1700 

225 

1770 

363 

1710 

1350- 

1775 

636 

1720 

1035 

1780 

420 

1730 

I  194 

1785 

477 

1740 

387 

1790 

870 

1760 

I  005 

1793 

435 

1755 

879 

1798 

288 

Ausgaben  für  bauliche  Zwecke. 

• 

Die  Aufwendungen  der  Stadt  für  das  Bauwesen  hingen  im  17. 
und  18.  Jahrhundert,  wie  schon  erwähnt,  mit  den  Kosten  fUr  Be- 
wachung und  Verteidigung  der  Stadt  eng  zusammen.  An  Herstellung 
Ton  städtischen  Neubauten,  wie  deren  in  verschiedenster  Hinsicht  die 
Gemeinde  dringend  bedurfte,  war  bei  der  Erstarrung  im  Stadtwesen, 
die  das  ganze  18.  Jahrhundert  kennzeichnete,  natürlich  nicht  zu 
denken.  Man  beschränkte  sich  darauf,  durch  die  notwendigsten  Be^ 
paraturen  dem  Verfall  entgegenzutreten.  Verschlangen  doch  diese 
allein  schon  ansehnliche  Summen  (s.  folgende  Tabelle),  und  bei  den 
gedrückten  Verhältnissen  der  städtischen  Finanzen  mußte  Ton  jeder 
irgendwie  entbehrlichen  Aufwendung  Abstand  genommen  werden. 
Auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens  geschah  infolgedessen  gar  nichts, 
wenn  nicht  die  Einwohner  selbst  dafür  Hand  anlegten.  Erst  als  der 
Stadt  die  Sorge  für  ihre  Sicherheit  abgenommen  war,  begann  sie  Mer 
ihre  Aufgaben  zu  erkennen. 

Am  notwendigsten  war  der  Straßenbau.  Ein  Pflaster  von  ScbinkeU 


—    49    — 

steinen  hatten  zwar  alle  Straßen^  aber  es  war  schlecht  unterhalten 
und  uneben ;  Trottoire  gab  es  nicht.  Der  Rinnstein  lag  in  der  Mitte 
des  Weges  und  hatte  meistens  keinen  Abzug.  Diese  unzuläoglichea 
Verhältnisse  wurden  lendlich  mit  dem  Anfange  des  19.  Jahrhunderts 
durch  eine  Tollständige,  einheitliche  Neupflasterung  aller  Straßen,  die 
auch  mit  Bürgersteigen  versehen  wurden,  abgeschafft.  Bis  zum  Jahre 
1835  wurden  dann  jährlich  1200  Mark  für  Straßenyerbesserungen 
ausgeworfen;  erst  späterhin  erfolgten  größere  Aufwendungen  (s.  fol- 
gende Tabelle).  Mit  den  Straßenneubauten  und  besonders  den  Straßen- 
verbreiterungen  begann  man  ungefähr  um  das  Jahr  1860  langsam  vor- 
zugehen; seit  1875  schritt  man  hiermit  planmäßig  zu  Werke,  nachdem 
diese  Frage  endgültig  durch  das  Gesetz  vom  2.  Juli  1875  geregelt 
worden  war.  Weitere  diesbezügliche  Ausführungen  werden  hierüber 
unter  „B^i^Äge  der  Adjazeuten  zu  Straßenbau  und  Pflasterung"  noch 
gebracht  werden.^) 

Mitte  der  ld50er  Jahre  setzte  die  Kanalisierung  der  Stadt  ein. 
Infolge  der  Wahrnehmungen,  welche  durch  das  Auftreten  der  Cholera- 
Epidemie  in  einzelnen  Teilen  der  Stadt  gemacht  wurden,  war  die 
Aufmerksamkeit  des  Magistrats  besonders  auf  den  mangelhaften  Zu- 
stand der  Kanäle  und  Wasserabzüge  gelenkt  worden.  Notgedrungen 
mußte  hier  eingegriffen  werden.  Wir  kommen  noch  an  anderer 
Stelle  auf  diesen  Gegenstand  zurück  und  beschränken  uns  hier,  nur 
auf  die  Kosten  hinzuweisen,  welche  der  Stadt  abzüglich  der  von  den 
Anliegern  der  Kanäle  zu  zalilenden  Beiträge  erwuchsen.  ^) 

Bezüglich  der  sonstigen  Bauten,  wie  sie  in  der  verschiedensten 
Weise  der  Stadt  Osnabrück  oblagen,  würde  es  zu  weit  führen,  auf 
alle  Einzelheiten  einzugehen.  Was  bis  nach  der  französischen  Zeit 
versäumt  war,  mußte  notwendigerweise  nachgeholt  werden,  um  die 
städtischen  Gebäude  vor  dem  drohenden  Verfalle  zu  schützen.  Neu- 
bauten machten  sich  mit  dem  zunehmenden  Wachstum  der  Stadt 
dringend  geltend;  wie  die  folgende  Tabelle  aufweist,  war  die  Stei- 
gerung für  diese  Zwecke  seit  1870  bis  in  die  neueste  Zeit  ganz  enorm. 
Speziell  waren  die  Aufwendungen  für  Schulneubauten  groß.  Das 
Emporschnellen  der  Bauausgaben  seit  1898/99  war  zurückzuführen 
auf  den  Erweiterungsbau  des  städtischen  Krankenhauses  und  den 
Neubau  der  Artilleriekaserne  und  des  Elektrizitätswerkes.*) 

*)  Vgl.  daselbst. 

')  Vgl.  die  näheren  Ausführungen  unter  „die  Kanalisationswerke^. 

')  Diese  außerordentlichen  Kosten  wurden  durch  Anleihen  gedeckt. 
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Die  Ausgaben  für  das  Bauwesen  der  Stadt  Osnabrück. 


I. 

II. 

III. 

IV. 

V. 

VI. 

VU. 

Jkhr 

S 

i 

1 

r 

Mk. 

Mk. 

Kl 

Mk. 

|| 

Mk. 

m 

tili 

m 

4  64J 

_ 

_ 

_ 

— 

9,95 

_ 

4333 

— 

— 

— 

- 

'5>52 

— 

1758 

— 

— 

— 

6.58 

— 

1641 

— 

— 

— 

— 

6,48 

— 

1779 

— 

— 

— 

_ 

6,8, 

— 

3079 

— 

— 

_- 

— 

8,33 

— 

3493 

— 

— 

— 

— 

10,48 

— 

386S 

— 

— 

— 

— 

:i,7o 

— 

3  4«9 

— 

— 

— 

— 

10.35 

— 

5  577 

— 

— 

— 

— 

19,66 

— 

7173 

— 

— 

— 

— 

21,65 

~ 

5  934 

— 

— 

— 

■  7,7s 

— 

7614 

— 

— 

15.'3 

— 

II 498 

1300 

? 

— 

— 

»6,93 

— 

7041 

1300 

1248 

3448 

34,77 

8,0, 

— 

3876 

13O0 

5'o 

1710 

44,ia 

5,54 

— 

iao73 

586s 

1074 

6939 

57,47 

",37 

— 

33657 

'8735 

7185 

25920 

77,01 

23,52 

— 

19  M5 

3>5o 

1831 

4971 

«5,83 

",97 

— 

48534 

6654 

1869 

8533 

17,56 

28« 

— 

43704 

1390a 

16503 

30405 

69,57 

■  4,35 

— 

1876/77 

83367 

29378 

26278 

55556 

66,72 

17.85 

— 

188081 

79671 

28482 

31848 

50330 

63, '7 

18,13 

— 

i8a'j,«6 

"87955 

24367 

11176 

35443 

i8,S6 

35,43 

34,33 

1890^1 

377294 

34*73 

33490 

57763 

20,83 

45,75 

'7,3& 

1892^3 

172  051 

93746 

43473 

136319 

79,17 

23,5» 

— 

1894/9Ö 

139906 

39766 

40546 

70310 

50,36 

20,14 

— 

18ö6,97 

389699 

53684 

43103 

96786 

33.4' 

34,36 

14,1» 

189H,99 

613 '75 

39853 

44816 

84668 

13,8. 

5i,S7 

15,00 

IWKIOI 

I  07;  635 

37991 

46036 

84037 

7.80 

81,84 

— 

e  elleiD  der  Kämmereikaaae  zur  Last  fielen. 
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Die  SchnldeiiTerwaltang.  ^) 

Man  könnte  mit  Recht  sagen,  daß  die  Eigentümlichkeiten  in  der 
Entwicklung  einer  Stadt  am  deutlichsten  in  den  Schuldverhältnissen 
zum  Vorschein  kommen.  Die  kommunalen  Einnahmequellen  ver- 
tragen es  nicht,  ebenso  schnell  gesteigert  zu  werden^  wie  die  Bedürf- 
nisse, die  an  die  Gemeinde  plötzlich  oder  in  großem  Umfange  heran- 
treten,  es  verlangen.  Bei  solchen  Fällen  bleibt  dann  nichts  weiter 
übrig,  als  durch  eine  Anleihe  die  außerordentlichen  Ausgaben  zu 
decken  und  die  kontrahierte  Schuld  im  Verlauf  einer  längeren  Zeit 
zu  tilgen. 

Die  Stadt  Osnabrück  hat  sich  dieser  Notwendigkeit  in  den  letzten 
250  Jahren  ebenfalls  nicht  verschließen  können,  um  so  mehr  als  die 
Anforderungen,  die  die  politischen  und  lokalen  Verhältnisse  stellten^ 
stets  zur  Lebensfrage  für  die  Stadt  wurden.  Die  Aufwendungen  für 
die  Schuld  im  17.  und  18.  Jahrhundert  waren  größtenteils  aus  den 
Kriegslasten  und  Kontributionen  für  den  eigenen  Landesherrn  er- 
wachsen ;  sie  standen  damit  im  Gegensatz  zu  den  Ausgaben  an  Zinsen 
und  Amortisation  der  Schulden,  die  im  19.  Jahrhundert  die  Stadt 
auf  sich  nehmen  mußte.  Die  Entwicklung  des  Verkehrswesens,  die 
Sorge  für  die  Gesundheit  der  Einwohner  verlangten  die  Regulierung 
und  Verbreiterung  der  Straßen,  die  Einrichtung  des  Kanalnetzes  usw. 
Infolge  der  gesteigerten  Bedürfnisse  wurde  die  Errichtung  von 
städtischen  Werken  erforderlich,  die  bei  ihrem  Nutzen  für  die  Ein- 
Wohnerschaft  eigene  Erträge,  ja  selbst  große  Überschüsse  über  die 
verursachten  Kosten  lieferten.  War  daher  der  Schuldenbestand  in 
älterer  Zeit  durchaus  unproduktiver  Art,  so  wichen  die  etwa  seit  dem 
Jahre  1820  gezogenen  Schulden  sehr  wesentlich  darin  ab,  daß  durch 
die  Anwendung  der  gemachten  Anleihen  das  Besitztum  der  Stadt  in 
höherem  Maße  gewachsen  war,  als  es  durch  die  hinzugekommene 
Schuld  gemindert  wurde« 

Da  die  Ausgaben  für  die  Verzinsung  und  Amortisation  der 
Schulden  sich  auf  das  engste  mit  der  Frage  der  Anleihenaufnahme 
berühren,  möchten  wir^  um  den  Zusammenhang  nicht  zu  stören^  die 
weiteren  Ausführungen  hierüber  in  dem  Teile  „Außerordentliche  Ein- 
nahmen" geben. 


^)  Vgl.  die  Ausführungen  unter  „Die  außerordentlichen  Einnahmen''. 
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Bas  Armenwesen. 

Nach  den  Anschauungen  des  Mittelalters  wurde  das  Armenwesen 
hauptsächlich  als  ein  Teil  der  kirchlichen  Aufgaben  betrachtet,  im 
übrigen  beschränkte  man  sich  darauf,  neben  den  kirchlichen  Almosen 
auch  freiwillige  weltliche  Spenden  für  Wohltätigkeitszwecke  bestehen 
zu  lassen.  Da  das  Almosennehmen  nicht  als  herabwürdigend  ange- 
sehen wurde,  so  nahm  die  Bettelei  in  Osnabrück,  wie  dies  in  den 
übrigen  Städten  gleichfalls  geschah,  außerordentlich  überhand,  so  daß 
sie  schließlich  zu  einer  unerträglichen  Last  und  Gefahr  wurde.  ^)  Die 
Obrigkeit  der  Stadt  sah  sich  also  gezwungen,  um  die  öffentliche 
Ordnung  aufrecht  zu  erhalten,  gegen  dieses  Unwesen  einzuschreiten. 
In  bezeichnender  Weise  geschah  dies  zunächst  dadurch,  daß  die 
Unterstützungsbedürftigen  zum  Almosensammeln  behördliche  Erlaub- 
nis haben,  also  die  Konzession  zum  Betteln  besitzen  mußten.  E!s 
wurden  Bürger  in  den  einzelnen  Stadtteilen  bestimmt,  die  diese  hilfs- 
bedürftigen Personen  festzustellen  hatten.  Die  so  privilegierten  Bettler 
durften  aber  nur  an  bestimmten  Stunden  und  Tagen  ihre  Tätigkeit 
ausüben;  bei  Übertretung  verfielen  sie  in  Strafe  und  im  Wieder- 
holungsfalle wurde  ihnen  ihre  Eonzession  entzogen.  Damit  aber  die 
auswärtigen  Bettler  nicht  zu  kurz  kommen  sollten,  war  ihnen  eben- 
falls eine  bestimmte  Zeit  gesetzt.  Die  Spenden  des  Rats  kamen  da- 
gegen nur  noch  den  kranken  und  gebrechlichen  Stadtarmen,  die  nicht 
betteln  gehen  konnten,  oder  auch  den  verschämten  Armen  zugute. 
Arme  Kinder  wurden  zur  Schule  imd  später  zur  Arbeit  angehalten; 
„in  den  Abendstunden  durften  sie  mit  frommen  Gesängen  umhergehen 
und  das  Mitleid  anrufen."  ^) 

Man  konnte  sich  jedoch  nach  einer  Beihe  von  Jahren  der  Not- 
wendigkeit nicht  verschließen,  strengere  Maßregeln  gegen  die  Bettelei 
zu  ergreifen,  und  die  Armen  von  den  Straßen  und  Türen  fortzu- 
schaffen. Der  Durchführung  dieser  Aufgabe  standen  große  Schwierig- 
keiten entgegen,  da  sie  gerade  in  die  schlimmsten  Zeiten  des  dreißig- 
jährigen Krieges  fiel.  Dennoch  kam  die  neue  Armenordnung  1634 
zustande,  die  bis  zum  Jahre  1810  bestehen  blieb.  Sie  ging  von  dem 
Gedanken  aus,  daß  eine  Unterstützung  nur  da  am  Platze  sein  sollte, 
wo   wirkliche  Not  zutage  träte;   arbeitsscheue  Menschen  sollten  aus 


.1)  Vgl.  J.  Conrad,  Volkswirtschaftspolitik  S.  ö08flf.    Jen»  1902. 

')  Vg-l.  Mitteilungen  des  historischen  Vereins  zu  Osnabrück  Band  VIII  S,  123. 
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der  Stadt  ausgewiesen  werden.  ^)  Um  dieses  Prinzip  einheitlich  zum 
Ausdruck  bringen  zu  können,  war  die  Zentralisation  der  Armen- 
pflege die  erste  Bedingung.  Demgemäß  mußte  die  Verteilung  der 
Unterstützungen  allein  durch  eine  Armenkommission  Tor  sich  gehen. 
Die  Verabreichung  milder  Gaben  von  den  Einwohnern  selbst  an 
Bettler  wurde  streng  untersagt;  freiwillige  Spenden  sollten  auf  dem 
Batiiause  abgeliefert  werden.  Sehr  bemerkenswert  ist,  daß  in  dieser 
Armenordnung  die  Wiedererstattung  der  geleisteten  Unterstützungen 
ausdrücklich  ausgesprochen  war. 

Schon  vor  der  Einführung  dieser  neuen  Armenordnung  hatten 
nicht  unbeträchtliche  Armenfonds  bestanden,  die  nun  mit  der  Über- 
nahme des  Armenwesens  in  die  städtische  Verwaltung  ebenfalls  der 
unmittelbaren  Aufsicht  des  Magistrats  unterstellt  wurden.  Es  war 
leider  nicht  möglich,  zu  ermitteln,  wie  hoch  sich  diese  Fonds,  die 
die  Stadt  verzinste,  in  den  einzelnen  Jahren  beliefen;  um  das  Jahr 
1700  hatten  sie  ungefähr  die  Höhe  von  12  000  Mark  erreicht,  1809 
betrugen  sie  19  650  Mark.  Neben  diesen  verfügbaren  Mitteln  er- 
gaben die  freiwilligen  Sammlungen,  die  teils  in  den  Kirchen,  teils 
auch  speziell  angestellt  wurden,  nicht  unbedeutende  Summen,  die 
wenn  sie  nicht  zum  sofortigen  Gebrauche  gelangten,  den  Armenfonds 
zuwuchsen. 


Betrag  der 

Betrag  der 

Betrag  der 

Jahr 

Sammlung 

Jahr 

Sammlung 

Jahr 

Sammlung 

Mk. 

Mk. 

Mk.  * 

16ö5 

300 

1730 

1775 

597 

1665 

33 

1740 

90 

1780 

624 

1675 

480 

1750 

600 

1785 

426 

1685 

390 

175Ö 

384 

1790 

384 

1700 

900 

1760 

699 

1795 

252 

1710 

693 

1765 

513 

18(X) 

168 

1720 

567 

1770 

372 

1803 

138 

^)  Die  Armenordnung  vom  22.  Juli  1634  —  s.  die  diesbezüglichen  Akten  — 
führte  aus:  „daß  schon  in  voriger  Zeit  Gott  seinem  Volk  der  Juden  gebotten, 
keine  Bettler  unter  sich  zu  dulden  und  ferner  die  Zahl  der  Armen  an  Jung  und 
Alt  sich  täglich  erheufet  und  soweit  erstiegen,  daß  man  des  Anlauffens  für  den 
Thüren  sich  fast  nicht  hat  erwehi*en  können,  wodurch  die  Bürgerschaft  nicht  nur 
sich  merklich  beschweret,  sondern  auch  viele  Andere,  welche  der  Almosen  nicht 
bedürftig  darunter  geschlichen,  und  den  rechten  Armen  das  Brod  gleichsamb  für 
dem  Mund  wegkgerissen"  usw. 
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Außer  diesen  G-eldsammluDgen  gehörten  dem  städtischen  Armen- 
wesen  verschiedene  Häuser^  die  als  Kranken-  und  Waisenhäuser  oder 
als  Wohnungen  den  Stadtarmen  zugewiesen  wurden.  Die  Armenpflege 
übten  die  Patrone  der  verschiedenen  Stiftungen  und  ein  für  das 
Waisenhaus  aus  der  Bürgerschaft  erwähltes,  aus  einem  Buchhalter 
und  10  Provisoren  bestehendes  Armenkollegium  aus.  Die  Verteilung 
der  Gaben  geschah  meistens  in  Geld  und  nur  soweit  in  Lebensmitteln, 
Kleidungsgegenständen  usw.^  als  die  freiwilligen  Spenden  der  Ein- 
wohner zuflössen.  Diejenigen,  welche  der  Almosen  bedürftig  waren, 
sollten  sich  auf  dem  Rathause  Dienstags  und  Freitags  einstellen ,  wo 
ihnen  nach  der  Lage  der  Verhältnisse  Unterstützung  zuteil  ward. 
Kranke  oder  Gebrechliche  sollten  sich  durch  Nachbarn  oder  Freunde 
als  bedürftig  melden  lassen. 

Die  Unterstützungen  seitens  der  Armenverwaltung  beliefen  sich 
pro  Jahr: 


' 

Unter- 

Unter- 

Unter- 

Jahr 

stützungen 

Jahr 

stützangen 

Jahr 

stützungen 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1655 

420 

1730 

417 

1775 

942 

1665 

435 

1740 

405 

1780 

I  281 

1675 

510 

1750 

975 

1785 

1275 

1685 

615 

1755 

726 

1790 

I  764 

1700 

756 

1760 

I  128 

1795 

2418 

1710 

645 

1765 

552 

1800 

2778 

1720 

• 

612 

1770 

1083 

1803 

I  815 

Mit  der  Einführung  dieser  Armenordnung  wurde  die  Straßen- 
bettelei bei  Strafe  verboten.  Die  Armenvögte,  das  waren  städtische 
Beamte,  denen  die  Beaufsichtigung  der  unterstützten  Armen  oblag, 
hatten  besonders  hierauf  zu  achten.  Eine  magistratliche  Verordnung 
vom  Jahre  1772  setzte  ihre  Befugnisse  in  folgender  Weise  fest: 
„Die  Armenvögte  sollen  des  Tages  und  des  Abends  auf  allen  Grassen 
der  Stadt  wider  die  Bettler  ein  wachsames  Auge  haben,  sie  fort- 
jagen, und  ihnen  das  gesammelte  Geld  nehmen.  Diejenigen,  die  sich 
nicht  warnen  lassen,  sollen  auf  die  Bürgerwache  gebracht  werden. 
Die  Wirtshäuser  sollen  visitiert  und  daselbst  betroffene  Bettler  dem 
Magistrate  angezeigt  werden."  ^)  Fremde  Bettler,  die  arbeitsfähig 
waren,  wurden  ohne  weiteres  ausgewiesen. 


*)  Die   Einwohner   waren    wegen    dieser   Verfügung    sehr    angehalten,    wie 
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Um  arbeitsfähigen  Armen  eine  Gelegenheit  zum  Arbeiten  zu 
gebeu;  hatte  man  in  der  letzten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts,  als 
Justus  Moser  Bürgermeister  von  Osnabrück  war,  auch  hierfür  Für* 
sorge  getroflfen.  Die  Leute  erhielten  Flachs,  Hanf  oder  Wolle,  die 
sie  entweder  in  ihren  Wohnungen  oder  in  der  eigens  dazu  einge- 
richteten Spinnanstalt  spinnen  konnten.  Indes  wurde  von  dieser  Ein- 
richtung wenig  Gebrauch  gemacht. 

Die  schweren  Bürden,  welche  die  französische  Okkupation  den 
Einwohnern  Osnabrücks  brachte,  richteten  den  bescheidenen  Wohl- 
stand in  der  Stadt  zugrunde :  Armut  und  Not  war  in  übernehmendem 
Maße  die  Folge.  Der  wachsenden  Verarmung  durch  die  bisherige 
öffentliche  und  private  Wohltätigkeit  entgegen  zu  steuern,  war  'un- 
möglich geworden,  und  dies  um  so  mehr,  als  das  Elend  sich  immer 
mehr  verbreitete  und  die  Almosen  und  Spenden  infolge  der  schweren 
Zeiten  stetig  abnahmen.  So  geriet  das  ganze  Annenwesen  in  die 
größte  Verwirrung;  nur  die  allergrößte  Not  konnte  einigermaßen  ge- 
stillt werden,  während  die  übrigen  Unterstützungsbedürftigen  selbst 
sehen  mußten,  wie  sie  ihr  Leben  kümmerlich  fristen  konnten.  Die 
unausbleiblichen  Folgen  zeigten  sich  im  Niedergange  der  Moralität. 
Vergehen  wider  das  Eigentum  nahmen  trotz  aller  scharfen  Maßregeln 
zum  Schutze  der  öffentlichen  Sicherheit  übermäßig  zu.  Da  diese 
Schäden  nicht  nur  in  Osnabrück  allein  zutage  traten,  sondern  im 
ganzen  Lande  verbreitet  waren,  sah  sich  endlich  die  westfälische 
Begierung  genötigt,  hiergegen  einzuschreiten.  Das  Dekret  der  Re- 
gierung vom  24.  März  1809  war  ein  Segen  für  die  Stadt;  es  gab 
den  direkten  Anstoß  für  eine  neue  Organisation  des  Armenwesens, 
wozu  man  sich  vielleicht  aus  sich  selbst  heraus  doch  nicht  so  bald 
entschlossen  haben  würde.  Die  allgemeinen  Bestimmungen  für  die 
Stadt  gingen  dahin,  daß  sie  zur  Unterhaltung  derjenigen  Armen  ver- 
pflichtet wurde,  die  durch  einen  mehr  als  einjährigen  Aufenthalt  in 
der  Stadt  das  Ansäßigkeitsrecht  erlangt  hatten.  Stand  den  Unter- 
stützungsbedürftigen dieses  Becht  noch  nicht  zu,  so  mußten  sie  den 
Kommunen  überwiesen  werden,  wo  sie  zuletzt  heimatberechtigt  ge- 
wesen waren,  und  wenn  dies  nirgends  der  Fall  war,  so  galt  der  Ge- 
burtsort als  verpflichtet.  Der  Anspruch  auf  Unterstützung  war  bei 
dem  Maire  zu  erheben,   der  zunächst  festzustellen  hatte,  ob  auch  die 


wenigstens  aus  einer  Verordnung  des  Magistrats  hervorgeht,  der  die  Bürger  mit 
hoher  Strafe  bedrohte,  falls  man  die  Armenvögte  bei  Verfolgung  ihres  Auftrages 
beschimpfen  oder  gar  hindern  würde;  s.  die  betr.  Akten. 


I 
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Eamiliei  des  UnterstützungsochendeD  deo  Vorschriften  des  Code 
Napol^oa  entsprechend  nach  ihren  Kräften  zur  Unterhaltung  des 
Armen  beitrage.  Brat  wenn  diese  Unterstützung  nicht  aasreichead 
war,  hatte  der  Maire  die  Pflicht,  helfend  dnzngreifen,  indem  er  den 
Armen,  „wenn  er  alt  und  schwach,  krank  oder  gebrechlieh  war,  in 
ein  Hospital  aufnehmen  ließ,  oder  wenn  er  uoch  rüstig  war,  ihm 
Arbeit  verschaffte,  und  wenn  er  Kinder  hatte,  dieselben  auf  Kosten 
der  Gemeinde  in  einer  Schule  oder  Werkstatt  unterbrachte,  oder 
endlich,  indem  er  denselben  auf  irgendeine  Weise  an  der  öffent- 
lichen Wohltätigkeit  teilnehmen  ließ^.^)  Nach  Möglichkeit  sollten  die 
Unterstützungen  in  natura  und  nicht  in  Geld  erfolgen.  Fremde 
Bettler,  die  nach  Feststellung  ihrer  Personalien  sich  als  dem  Lande 
nicht  angehörig  erwiesen,  mußten  über  die  Grenze  des  Königsreichs 
geschafft  werden.  Ein  zweites  Dekret  Tom  30.  Juni  1810  ergänzte 
diese  Bestimmungen  noch  weiterhin.  Jegliche  Bettelei  sollte  strengstens 
verboten  werden.  Wurden  arbeitsfähige  Arme  dabei  betroffen,  so 
traf  sie  eine  Getängnisstrafe,  im  Wiederholungsfalle  wurden  sie  in 
eio  Korrektions-  oder  Werkhaus  gesteckt ;  dasselbe  Schicksal  ward  den 
zur  Arbeit  unvermögenden  Bettlern,  wenn  sie  wiederholt  beim  Betteln 
betroffen  wurden,  zuteil.  Mit  dem  Vagabnodenwesen  sollte  also  ein 
für  allemal  aufgeräumt  werden. 

Die  westfälische  Armengesetzgebung  war  im  ganzen  betrachtet 
als  eine  vortreffliche  zu  bezeichnen,  es  kam  jedoch  darauf  an,  ob 
auch  die  Ortsarmenverbände,  denen  nun  die  gesamte  Unterhaltung 
der  Armen  zufiel,  diese  Last  zu  ertragen  imstande  waren. 

Diese  Aufgabe  löste  die  Stadt  Osnabrück  glänzend  in  doppelter 
Hinsicht:  einmal  in  finanzieller  Beziehung  und  zum  anderen  Male 
bezüglich  der  Einrichtung  der  städtischen  Armenanstalt  selbst. 

Der  erste  Versuch  zur  Einrichtung  einer  neuen  Armenversorgungs- 
anstalt ^)  fiel  bereits  in  das  Jahr  1801  zurück.  Eine  sogenannte 
„patriotische  Gesellschaft^  hatte  in  der  Hebung  des  Armenwesena 
ihr  Arbeitsfeld  erblickt.  Die  unglücklichen  Zeiten,  die  der  Stadt 
aus  der  Fremdherrschaft  erwuchsen,  ließen  aber  die  Ausführung 
dieses  vortrefflichen  Planes,  der  sich  nach  dem  Urteile  des  Präfokten 
von  Osnabrück,  Delius,  „durch  Vollständigkeit,  Gründlichkeit  und 
Benutzung  der  musterhaftesten  bekannten  Anstalten   dieser  Art  und 


*)  Vgl.  Thimme,  „Die  inneren  Zastände  des  Kurfürstentums  Hannover  unter 
der  französisch-westfälischen  Herrschaft  1806—1813".  Band  II  S.  587  f.  Hannorer 
Q.  Leipzig  1893  u.  1895. 

*)  Hier  und  im  folgenden  vgl.  die  betr.  Akten. 
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durch  BeräckflichtigaDg  der  eigeDtümlichen  Lokalverhältniase"  aus» 
zeichnete^  nicht  za.  Nun  erinnerte  man  sich  dieses  Entwurfs  wieder 
und  am  18.  Juni  1808  wurde  eine  Kommission  zur  endgültigen  Be- 
geluDg  des  Armenwesens  in  der  Stadt  Osnabrück  bestimmt.  Die 
Verhandlungen  gingen  nicht  so  glatt  von  statten,  als  man  gehofft 
hatte,  da  die  konfessionellen  Gegensätze  auf  einander  prallten.  Dank 
den  Bemühungen  des  Konsistorialrats  Dr.  F.  A.  Grüner  gelang  es 
der  Kommission  endlich  am  27.  November  1809  einen  festen  Entwurf 
über  die  Organisation  des  Armenwesens  einzureichen.  Aus  den  zer- 
streuten Armenstiftungen  sollte  ein  zusammenhängendes  Ganzes  ge- 
bildet werden,  dessen  Kosten  samt  den  erforderlichen  Neueinrich- 
tungen auf  36  000  Mark  veranschlagt  wurden.  Die  vorhandenen 
Mittel  betrugen  19  650  Mark,  worin  jedoch  der  Ertrag  der  katholischen 
Armen*  und  sonstigen  Privatstiftungen  nicht  mit  einbegriffen  war.  ^) 
Die  fehlende  Summe  beschloß  man  durch  freiwillige  Beiträge  zu 
decken;  und  in  der  Tat  ergab  die  probeweise  veranstaltete  Subskrip- 
tion die  mehr  als  hinreichende  Summe  von  18  960  Mark.  Die  Um- 
gestaltung wurde  daraufhin  sofort  in  Angriff  genommen  und  schon 
am  7.  Mai  1810  konnte  infolge  der  lebhaften  und  tatkräftigen  Unter- 
stützung des  Publikums  die  städtische  allgemeine  Armenanstalt  er- 
öffnet werden. 

Die  Fonds  der  neu  gegründeten  Armenanstalt  umfaßten  alles 
dasjenige,  was  ihr  aus  den  vorher  bereits  bestandenen  Armenstif- 
tungen zufloß.  Es  kamen  dann  ferner  noch  die  jährlichen  Beiträge 
der  Einwohnerschaft  und  einige  kleine  Nebeneinnahmen  hinzu.  Die 
katholischen  Armenstiftungen  verblieben,  da  deren  Einkünfte  nicht 
allein  zum  Besten  der  Stadt,  sondern  auch  und  zwar  größtenteils,  für 
die  Landarmen  verwandt  wurden,  unter  eigener  Verwaltung  bestehen. 
Als  jährliche  Beisteuer  zu  der  allgemeinen  Armenanstalt  hatten  sie 
die  Summe  von  rund  5400  Mark  in  vierteljährlichen  Teilzahlungen 
an  den  Buchhalter  der  Armenanstalt  abzuliefern.  Die  Verwaltung 
über  die  evangelischen  Fonds,  sowie  einzelner  Privatstiftungen  führte 
der  Magistrat  der  Stadt.  (Über  die  gelieferten  Erträge  der  Armen- 
fonds s.  die  folgende  Tabelle !). 

Die  zweite  Hauptquelle  der  Einkünfte  der  Armenanstalt  bildeten 
die  Beiträge  des  Publikums.  Alljährlich  wurde  eine  Subskription  er- 
öffnet, wobei  den  Bürgern  zu  diesem  Zwecke  ein  Buch  vorgelegt 
wurde,   in   welches  sie    den  Betrag  einzeichnen  mußten,    den  sie  für 


^)  Die  katholischen  Armenfonds  blieben  besonders  bestehen. 
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das  nächste  Jahr  zu  gehen  gewillt  waren.  Die  Einsammlung  dieser 
subskrihierten  Beiträge  erfolgte  in  jedem  Sammlungshezirke,  deren 
es  zehn  gab,   durch  Boten.     Wie  es  leicht  erklärlich  war,  ging  das 


Aus  den 

Aus  den 

Jahr 

Armenfonds 

Jahr 

Armenfonds 

m 

Mk. 

Mk. 

1810 

19  494 

1860 

25  167 

1815 

27  891 

1865 

19917 

1820 

29076 

1870 

27  762 

1825 

20949 

1875 

28824 

1830 

23031 

1880/81 

29388 

1835 

22461 

1885/86 

28  199 

1840 

23  160 

1890/91 

28473 

1845 

22647 

1895/96 

28338 

1850 

23373 

190(^/01 

28  117 

1855 

24405 

Interesse  für  die  Anstalt  von  Jahr  zu  Jahr  zurück.  Im  Jahre  1811 
überstieg  die  Subskription  18  000  Mark,  seit  1816  sank  sie  schon 
unter  15000  Mark;  in  den  dreißiger  und  vierziger  Jahren  unter 
12000  Mark,  überstieg  dann  1853  bis  1865  noch  12000  Mark,  um 
seit  1866  dauernd  unter  diesem  Betrag  zu  bleiben. 

Die  städtische  Verwaltung  sah  sich  infolgedessen  veranlaßt,  eine 
Unterstützung  seitens  der  Kämmereikasse  eintreten  zu  lassen,  und  so 
übernahm  sie  seit  dem  Jahre  1829  die  Verpflegung  der  in  der  Irren- 
anstalt zu  Hildesheim  sich  befindenden  armen  Gemütskranken.  Mit 
dem  Jahre  1846  stieg  der  Zuschuß  fast  auf  das  Doppelte,  weil  die 
finanziellen  Verhältnisse  für  die  Armeukasse  äußerst  gedrückte  ge- 
worden waren.  Die  Stadtkasse  bestritt  seither  auch  die  Kosten  für 
diejenigen  Irren,  welche  nicht  in  öffentlichen  Anstalten,  sondern  bei 
Privatpersonen  zur  Pflege  untergebracht  waren.  Ebenso  wurden  seit 
1850  die  Gehaltszahlungen  der  Angestellten  der  Armenanstalt  und 
die  Verwaltungskosten,  die  sich  erheblich  steigerten,  übernommen. 
Mit  dem  fast  gänzlichen  Wegfall  der  freiwilligen  Beiträge  seit  etwa 
1870  erhöhten  sich  die  Zuschüsse  der  Kämmereikasse  ganz  bedeut- 
sam.   (Vgl.  die  folgende  Tabelle!) 

Als  unbestimmte  Nebeneinnahmen  wurden  außerdem  noch  zu  den 
Einkünften  der  Anstalt  gerechnet:  die  Einnahmen  aus  den  Kirchen- 
becken (die  bei  Hochzeiten,  Kindtaufen  und  Beerdigungen  gew^öhn- 
lichen  Geschenke),  Rückerstattungen  der  genossenen  Unterstützungen, 
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die  Einnahmen   aus  der  Arbeitsanstalt  (Spinnanstalt),   gesetzlich  be< 
willigte  Strafgelder  und  außerordentliche  Geschenke,   Stiftungen  usw. 


Jahr 

Zuschuß 

• 

Jahr 

Zuschaß 

Mk. 

Mk. 

1829 

48 

1879/80 

47000 

1834 

2  106 

1882/83 

56939 

1840 

2595 

1885/86 

56820 

1846 

4905 

1888/89 

56  100 

1852 

6  702 

1891/92 

71  232 

1858 

3876 

1894/95 

84973 

1864 

• 

1897/98 

95956 

1873 

15000 

igoo.'oi 

71  182 

1876/77 

30000 

Ein  besonders  angestellter  Buchhalter  der  Armenanstalt  hatte 
über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  Rechnung  zu  führen,  die  viertel- 
jährlich der  Direktion  zur  Revision  und  zum  Abschluß  vorgelegt 
werden  mußte. 

Der  Wirkungskreis  der  neu  errichteten  Anstalt  wurde  genau 
abgegrenzt;  indem  sie  bezweckte,  die  Not  jedes  wahrhaft  Hilfsbedtirf- 
tigen  zu  lindern,  der  Bettelei  und  den  daraus  entspringenden  Übeln 
zu  steuern,  der  Verarmung  vorzubeugen  und  durch  Einwirkung  auf 
die  Sittlichkeit  und  Wohlfahrt  der  unteren  Volksklassen  das  öflFentliche 
Wohl  zu  fördern.  Abgesehen  von  der  finanziellen  Seite,  die  wir 
schon  zuvor  erörtert  haben,  suchte  man  dies  Ziel  zu  erreichen  durch : 

1.  eine  genaue,  das  Ganze  sowohl,  wie  die  einzelnen  Teile  um- 
fassende Aufsicht  und  Verwaltung; 

2.  feste,  auf  richtigen  Grundsätzen  bestehende  Bestimmungen  der 
den  Hilfsbedürftigen  je  nach  der  Lage  der  Umstände  zu  leistenden 
Unterstützung ; 

3.  polizeiliche  Mitwirkung  zur  Abstellung  der  Bettelei  und  zur 
Aufrechterhaltung  der  inneren  Ordnung  der  Anstalt. 

Wir  können  es  uns  nicht  versagen,  die  Verwaltung  und  innere 
Einrichtung  des  Osnabrückischen  Armenwesens  in  ausführlicher  Dar- 
legung zu  geben,  da  dieses  in  Osnabrück  bereits  seit  dem  Jahre  1810 
genau  die  Form  zeigte  und  genau  dieselben  Charakteristika  aufwies, 
welche  das  Elberfelder  System,  das  Daniel  von  der  Heydt  im  Jahre 
1852  in  seiner  Heimat  Elberfeld  einführte,  so  berühmt  gemacht  haben 
und  dessen  Bedeutung  heutzutage  allseitig  anerkannt  ist. 

Es  wird  zwecks  einer  Vergleichung  nötig  sein,  die  Hauptgrund- 
sätze des  sogenannten  Elberfelder  Systems  anzuführen.     Sie  bestehen: 
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1.  in  der  ehreDamtlicheB  Durchführuug  der  Geschäfte  der  Armen- 
Vorsteher  aod  «pfleger; 

2.  in  der  zentralisierten  Organisation  des  ganzen  Armenpfleger* 
Wesens ; 

3.  in  der  Verpflichtuog  der  Armenpfleger  zur  sorgfältigen,  per- 
sönlichen Untersuchung  und  dauernden  Beaufsichtigung  der  Verhält- 
nisse der  Armen,  ferner  zur  eigenhändigen  Übergabe  der  Unter- 
stützungen an  die  Hilfsbedürftigen  unter  Umgehung  aller  Vermittlung; 

4.  in  dem  freien  Almosenbewilligungsrecht  seitens  der  Armen- 
vorsteher ; 

5.  in  der  weitgehendsten  Einschränkung  der  ortlichen  Ausdehnug 
des  Quartiers  der  Armenpfleger,  um  nur  eine  möglichst  kleine  Anzahl 
7on  Armen  unter  die  Fürsorge  des  Armenpflegers  zu  stellen. 

Halten  wir  nun  die  Verwaltung  und  Einrichtung  der  Osnabrücker 
Armenanstalt  aus  dem  Jahre  1810  dagegen. 

Die  allgemeine  Aufsicht  über  die  gesamte  Tätigkeit  der  Anstalt 
lag  in  den  Händen  eines  Direktoriums,  welches  sich  aus  dem  Bürger- 
meister, je  einem  Geistlichen  der  beiden  Konfessionen,  dem  Stadt- 
physikus,  dem  Verwalter  der  Armenfonds,  dem  Verwalter  der  Arbeits- 
anstalt und  den  Vorstehern  der  acht  Distrikte,  in  welche  die  Stadt 
in  Hinsicht  auf  die  Armenanstalt  eingeteilt  war,  zusammensetzte. 
Dieses  Konsortium  trat  regelmäßig  in  den  Anfangstagen  eines  jeden 
Vierteljahrs  zusammen,  prüfte  die  Rechnungslage  und  Bechnungs- 
führung  und  traf  im  Interesse  des  Armenwesens  die  notwendigen  Ver- 
fügungen und  Beschlüsse.  Etwaige  Verbesserungsvorschläge  zur  Ver- 
vollkommnung der  inneren  Einrichtung  der  Anstalt  und  die  Kontrolle 
über  die  Aufrecfaterhaltung  und  genaue  Befolgung  der  festgesetzten 
Grundsätze  und  Vorschriften  fielen  in  den  Bereich  dieses  Direktoriums. 

Die  unmittelbare  Fürsorge  für  die  Bedürfnisse  der  Armen,  wie 
auch  die  Ausführung  der  verschiedenen  Zwecke  der  Anstalt,  war  die 
Aufgabe  der  Versorgungskommission,  die  aus  den  acht  Distrikts- 
vorstehem  und  dem  Arzte  bestand  und  sich  wöchentlich  —  später 
alle  14  Tage  —  versammelte.  Jeder  Vorsteher  referierte  über  die 
ihm  von  den  Armenpflegern  erstatteten  Mitteilungen  und  Anfragen, 
die  die  Armen  seines  Distrikts  betrafen.  Es  wurde  dann  gemein- 
schaftlich darüber  beraten,  jeder  Fall  geprüft  und  die  Entscheidung 
darüber  nach  den  festgesetzten  Grundsätzen  gefällt.  Die  so  gefaßten 
Beschlüsse  wurden  dann  den  Pflegern  übermittelt. 

Die  Armenvorsteher  führten,  jeder  in  seinem  Distrikte,  die 
spezielle  Verwaltung   über    die   dortselbst  wohnenden    Armen.     Um 
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über  die  Verh&ltnisse  derselben  stets  auf  dem  Laufenden  zu  bleiben, 
Teranstalteten  sie  ebenfalls  wöchentlich  eine  Zusammenkunft  mit  den 
Armenpfiegem  ihres  Distriktes,  worin  diese  ihnen  über  die  Bedürf- 
nisse und  das  Verhalten  der  unter  ihrer  Aufsicht  stehenden  Armen 
Aufschluß  gaben  und  zugleich  die  zur  Unterstützung  derselben  fest- 
gesetzten Summen  von  ihnen  —  das  waren  die  Vorsteher  —  erhielten. 

Die  acht  Distrikte  der  Stadt  waren  wieder  in  je  drei  Quartiere 
eingeteilt  und  über  jedes  dieser  Quartiere  waren  zwei  Armenpfleger 
zur  näheren  Aufsicht  gesetzt.  Die  Pflicht  der  Pfleger  ging  dahin, 
das  Bedürfnis  der  sich  um  Unterstützung  meldenden  Armen  zu  prüfen, 
über  ihre  häuslichen  Verhältnisse,  ihre  Arbeitsfähigkeit  und  Moralität 
eine  genaue  Untersuchung  anzustellen  und  dann  den  Distriktsvorstehern 
darüber  ihren  Bericht  zu  erstatten.  Des  weiteren  lag  es  ihnen  ob, 
den  Armen  die  zugestandene  Unterstützung  resp.  den  Arbeitslohn 
einzuhändigen,  auf  ihr  Verhalten,  die  Gesundheitszustände,  auf  die 
Verbesserung  oder  Verschlimmerung  ihrer  Lage  sorgfältig  zu  achten, 
kurz  ihre  Ermahner,  lUttgeber  und  Beobachter  zu  sein,  um  den 
Zweck  der  Armenanstalt  richtig  auszufahren  und  zu  fördern. 

Sämtliche  Armenvorsteher,  -pfleger,  Kassenvorsteher,  Sammler 
usw.  verwalteten  ihre  Amter,  deren  Annahme  obligatorisch  war,  falls 
nicht  besondere  Hinderungsgründe  vorlagen,  unentgeltlich. 

Wie  aus  diesen  angeführten  Einrichtungen  der  Osnabrücker  Armen- 
anstalt hervorgeht,  decken  sich  diese  genau  mit  den  Hauptgrundsätzen 
des  Elberfelder  Systems,  welches  dort  erst  im  Jahre  1862  zur  An- 
wendung gelangte.  Ob  hiernach  noch  Daniel  von  der  Heydt  bzw. 
der  Stadt  Elberfeld  der  Ruhm  mit  Becht  zufallen  darf,  dieses  System 
erfunden  bzw.  dieses  System  zuerst  eingeführt  zu  haben,  dürfte  kaum 
mehr  fraglich  erscheinen:  das  Osnabrücker  System  vom  Jahre  1810 
spricht  dagegen.^) 

Dem  Hauptzweck  der  Armenanstalt  entsprechend,  wonach  nicht 
allein  die  vorhandene  Not  gemildert,  sondern  auch  der  Verarmung 
möglichst  vorgebeugt  werden  sollte,  regelte  man  die  einzutretenden 
Unterstützungen  nach  folgenden  G-rundsätzen : 

1.  als  Almosen  sollte  nur  das  gewährt  werden,  was  der  Arme 
sich  nicht  selbst  verdienen  konnte; 


^)  Nach  den  persönüchen  Mitteilungen  des  vor  kurzem  verstorbenen  Prof. 
F.  Runge  zu  Osnabrück,  dessen  Grewahrsmann  ein  früherer  Oberlehrer  Hartxnann 
war,  verweilten  im  Anfang  der  1850er  Jahre  mehrere  Elberfelder  Bürger  in 
Osnabrück,  um  die  Yerhältnisse  des  Osnabrücker  Armenwesens  zu  studieren. 
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2.  die  UnterstützuDg  durfte  Dicht  größer  sein,  als  zur  Befriedi* 
gUDg  seiner  dringendsten  Bedürfnisse  notwendig  war. 

Es  war  infolgedessen  eine  Ausmittlung  des  Bedürfnisses  und  der 
Arbeitsfähigkeit  erforderlich.  In  erster  Hinsicht  wurde  das  wöchent* 
liehe  Bedürfnis  der  Armen  an  Wohnung,  Feuerung,  Kleidung  und 
dem  zum  Lebensunterhalte  Erforderlichen  angenommen: 

a)  für  jeden  einzeln  wohnenden  erwachsenen  Armen  1,68  Mk. ; 
seit  18S3   1,60  Mk.; 

b)  für  jeden  mit  anderen  zusammen  wohnen  den  (wegen  der  gemein- 
schaftlichen Wohnung  und  Feuerung)  1,20  Mk.;  seit  1833  0,96  Mk.; 

c)  für  ein  Kind  von  7 --15  Jahren  0,96  Mk.;  seit  1833  für  ein 
Kind  von  6 — 10  Jahren  0,80  Mk.;  für  ein  Kind  von  10 — 16  Jahren 
1,00  Mk. ; 

d)  für  ein  Kind  von  1—7  Jahren  0,72  Mk.;  seit  1833  für  ein 
Kind  unter  5  Jahren  0,60  Mk.  Bei  Familien,  wo  mehrere  Kinder 
vorhanden  waren,  wurde  nur  für  das  erste  Kind  die  volle  oben  ange- 
gebene Summe  gewährt,  das  Bedürfnis  der  übrigen  verminderte  sich 
um  ein  Drittel  des  obigen  Satzes. 

Die  Arbeitsfähigkeit  sollte  genau  festgestellt  werden,  eventuell 
unter  Hinzuziehung  des  Arztes.  Aus  der  Yergleichung  derselben  mit 
dem  Bedürfnis  ergab  sich  dann  von  selbst  die  Höhe  der  ihnen  zu  be- 
willigenden Unterstützung.  Ganz  arbeitsunfähige  Arme  erhielten  die 
volle  Unterstützungssumme;  arbeitsfähige  dagegen  mußten  sich  selbst 
ernähren;  bei  Mangel  an  Beschäftigung  warde  Arbeit  verschafft. 

Die  Unterstützung  wurde  in  der  B^gel  in  Gestalt  der  Hausmiete 
bewilligt,  die  den  Hausbesitzern  direkt  von  dem  Distriktsvorsteher 
ausgezahlt  wurde.  Bares  Geld  wurde  nur  ausnahmsweise  gewährt; 
meistens  trat  Naturalverpflegung  ein  —  Brot,  Kleidung,  Feuerung  usw., 
je  nach  Lage  der  Verhältnisse.  Alte  und  schwachsinnige  Arme  fanden, 
soweit  sie  nicht  bei  ihren  Angehörigen  untergebracht  werden  konnten, 
bei  geeigneten  Familien  gegen  Kostgeld  ihre  Pflege.  Verschämte 
Arme  erhielten  ihren  Umständen  gemäß  Beihilfe  von  demjenigen  Mit- 
gliede  der  Versörgungskommission,  bei  dem  sie  sich  meldeten.  Ihr 
Name  blieb  verschwiegen.  Das  gleiche  war  der  Fall  bei  Leuten,  die 
nicht  völlig  verarmt  durch  Krankheiten  und  sonstige  Unglücksfalle  in 
ihrer  Existenz  bedroht  waren.  Man  half  ihnen  gewöhnlich  durch  eine 
einmalige  Unterstützung  oder  durch  einen  Vorschuß. 

Damit  zu  jeder  Zeit  Gelegenheit  zur  Arbeit  verschafft  werden 
könnte,  war  die  Spinnanstalt,  deren  Einrichtung  ein  Verdienst  Justus 
Mosers  war,   vollkommener  eingerichtet  worden.     Die  Leitung  dieser 
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Anstalt  führte  ein  Administrator,  der  sein  Amt  ebenfalls  unentgeltlich 
versah y  unter  Zuziehung  eines  Werkmeisters;  beide  regelten  den 
Ankauf  des  Flachses  und  den  Verkauf  des  gesponnenen  Garns.  Be- 
schäftigung fanden  nicht  nur  die  Stadtarmen,  sondern  auch  nicht  zu 
den  eigentlichen  Armen  zählende  Einwohner  aus  den  niederen  Klassen 
der  städtischen  Bevölkerung.  Die'  Leute  erhielten  Vorrat  an  Flachs 
und  konnten  auch  außerhalb  der  Anstalt  arbeiten.  Nur  für  das 
Jahr  1851  war  es  uns  möglich,  Angaben  aufzufinden  über  den 
Arbeitslohn  und  die  Gesamtsumme  der  ausgezahlten  Löhne.  Man 
bezog  pro  Stück  Garn  10  Ff.  Spinnlohn.  Im  ganzen  gelangten  zur 
Auszahlung  696  Mk.  nebst  Zulage  auf  feines  gesponnenes  Garn  144  Mk., 
im  ganzen  840  Mk.  Infolge  schlechter  Konjunkturen  schloß  jedoch 
Rechnung  1851  mit  einer  Zubuße  von  699  Mk.  ab.^) 

Die  Kinder  der  Stadtarmen  erhielten  freien  Schulunterricht  und 
die  dazu  notwendigen  Schulbücher.  Verwaiste  Kinder  und  solche, 
die  aus  besonderen  Gründen  bei  ihren  Eltern  nicht  gelassen  werden 
konnten,  wurden  bei  Leuten,  die  dazu  geeignet  waren,  in  Pflege  ge- 
geben. Für  ihr  weiteres  Fortkommen  trug  die  Armenkommission 
Sorge. 

Verarmte  Kranke  kamen  in  freie  ärztliche  Behandlung.  Wenn 
es  sich  als  notwendig  erwies,  wurde  ihre  Unterbringung  in  ein  Kranken- 
haus angeordnet.  Die  Beerdigung  der  Stadtarmen  erfoigte  auf  Kosten 
der  Anstalt. 

Es  verdient  noch  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  daß  das 
Prinzip  der  Wiedererstattung  der  genossenen  Unterstützung  seit  der 
Errichtung  der  Armenanstalt  streng  durchgeführt  wurde.  Jeder,  der 
Almosen  oder  sonstige  Unterstützungen  erhielt,  wurde  verpflichtet, 
sobald  er  wieder  zu  Vermögen  gelangte,  der  Anstalt  das  zu  ersetzen, 
was  er  ihr  an  Kosten  verursacht  hatte.  Jede  Unterstützung  sollte 
mithin  nur  als  ein  temporärer  Vorschaß  angesehen  werden :  eine  Maß- 
regel, deren  moralische  Wirkung  allgemein  anerkannt  ist. 

Infolge  der  mustergültigen  Einrichtung  des  städtischen  Armen- 
wesens, wodurch  in  der  Tat  die  Not  aller  wahrhaft  Hilfsbedürftigen 
gelindert  wurde,  konnte  die  Stadt  mit  Kecht  die  schärfsten  Bestim- 
mungen gegen  die  Bettelei  anwenden.  Die  fremden  Bettler  ließ  man 
gegen  Vergütung  eines  bestimmten  Meilengeldes  von  einer  Munizipalität 
zu  einer  anderen  schaffen,  wenn  sie  nicht  infolge  Krankheit  usw.  eine 
besondere  Beihilfe  erforderlich  machten.    Die  Erlaubnis  zum  längeren 


^)  Vgl.  (las  Adreßbuch  der  Stadt  Osnabrück  vom  Jahre  1853. 
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Aufenthalt  io  der  Stadt  wurde  nur  dann  den  Fremden  gewährt,  wenn 
sie  über  ihre  Erwerbsverhältnisse  hinreichende  Auskunft  geben  und 
Zeugnisse  über  ihren  Leumund  beibringen  konnten.  Wurden  ein- 
heimische Arme,   die  aus  städtischen  Armenmitteln  ihren  Unterhalt 

4 

fanden^  beim  Betteln  wiederholt  betroffen,  so  wurde  ihnen  auf  be- 
stimmte Zeit  die  Unterstützung  entzogen,  eventuell  traten  auch  andere 
Strafen  ein. 

In  den  Bereich  der  Verwaltung  der  Armenkommission  war  auch 
die  Yorschußanstalt  gezogen,  durch  welche  man  der  Verarmung  vor- 
zubeugen versucht  hatte.  Sie  trat  da  helfend  ein,  wo  durch  plötzlich 
eingetretene  Unglücksfalle  oder  durch  vorübergehende  Verlegenheit  die 
Existenz  eines  Einwohners  bedroht  wurde.  Diese  Vorschüsse  wurden 
jedoch  nicht  als  aus  Armenmitteln  gegeben  betrachtet :  Sicherstellung 
und  bestimmte  Bedingungen  über  die  Art  der  Rückerstattung  waren 
dazu  Voraussetzung.  Da  die  Inanspruchnahme  der  Vorschußanstalt 
zu  stark  wurde,  sah  man  sich  schon  sehr  bald  nach  ihrer  Errichtung 
genötigt,  die  Tätigkeit  mehr  einzuschränken.  Sie  war  auch  wohl 
weniger  dringend  geworden,  seit  der  Magistrat  aus  den  unter  seiner 
Verwaltung  stehenden  städtischen  Kassen  Kapitalien  auszuleihen  be- 
gann. Die  Wirksamkeit  der  städtischen  Sparkasse  entlastete  gleich- 
falls nach  dieser  Richtung.  Trotzdem  wurden  vom  Jahre  1810  bis 
1861  an  Vorschüssen  296446  Mk.  bewilligt,  pro  Jahr  im  Durchschnitt 
7206  Mk. ;  von  1851  bis  1874  erreichten  die  Vorschüsse  die  Höhe  von 
137  043  Mk.,  der  jährliche  Durchschnitt  war  also  6710  Mk. ;  seither 
betrugen  sie  bis  zum  Jahre  1900  nur  37462  Mk.,  durchschnittlich 
pro  Jahr  also  nur  1498,58  Mk. 

Mit  diesen  erwähnten  Institutionen  als  Grundlage,  ist  das  Armen- 
wesen durch  das  19.  Jahrhundert  hindurch  gehandhabt  worden.  Hin- 
sichtlich der  Form  der  Armenpflege  hoben  sich  aber  im  Laufe  der 
Jahre  zwei  verschiedene  Arten  scharf  voneinander  ab.  Die  eine  -- 
die  offene  Armenpflege  —  brachte  die  Hilfe  dem  Bedürftigen  in  das 
das  Haus,  beließ  ihn  in  seiner  Häuslichkeit,  eventuell  in  dem  ebenen 
Familienkreise ;  die  andere  —  die  geschlossene  Armenpflege  —  über- 
führte ihn  in  eine  Anstalt,  riß  ihn  aus  seiner  Häuslichkeit  heraus.^) 
Hauptsächlich  die  offene  Armenpflege,  zu  der  die  Unterstützung  durch 
bares  Geld  und  Naturalien,  sowie  das  Pflegegeld  für  die  bei  Privat- 
personen untergebrachten  Kinder,  Greise  usw.  angehörten,  fand  in 
Osnabrück  Anwendung;  die  geschlossene  Armenpflege  erstreckte  sich 


*)  Vgl.  J.  Conrad,  Volkswirtschftftspolitik  8.  630.    Jena  1902. 


Die  Ausgaben  fär  das  ArmeoweseD  ia  der  Stadt 
Osuabrlick  etellteD  sieb: 
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HUF  auf  die  UoterbriDgimg  der  kranken  Annen  in  dem  atädtia^en 
Krankenhauae,  bzw.  in  der  ProTinzial-IireDanstaU. 

Mit  dem  Anfang  der  1880er  Jahre  begann  man  jedoch  mehr  fUr 
die  geschlossene  Armenpflege  zu  tun:  im  Jabre  1B82  wurde  eine  Ar- 
beitaanetalt  errichtet.  Hier  fanden  die  arbeitsfähigen  Fenonen,  die 
keine  Beschäftigung  finden  konnten ,  Unterkunft  und  Verpflegnng, 
wobei  ihnen  außerdem  noch  ein  geringer  Tagelohn  gewährt  wurde. 
Die  Anstatt  stieß  in  den  ersten  Jahren  auf  manche  Schwierigkeiten, 
da  es  sehr  oft  an  lohnender  Arbeit  fehlte ;  eist  alltnäblicb  konnte  ein 
mehr  geregelter  Arbeitsbetrieb  eintreten.  Freilieb  durfte  hieraus  die 
Erzielung  eines  hob«n  Erlfages  nicht  erwartet  werden,  da  dies  nicht 
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der  Hauptzweck  fUr  die  lilrrichtuQg  der  ÄDBtalt  gewesen  war.  Dieser 
ging  Tielmehr  dahin,  daß  jeder  Insasse  nach  seinen  Kiäfteo  immer 
in  einer  geordneten  Tätigkeit  erhalten  werden  sollte.  Die  Arbeits- 
fähigkeit der  Armenhäusler  war  im  ganzen  genommen  eine  geringe. 
Man  muß  bedenken,  daß  die  Mehrzahl  der  doirt  untergebracbten 
Annen  im  Leben  Schiffbruch  gelitten  und  Schaden  an  Leib  und  Seele 
genommen  hatten.  Die  Arbeitsleistung  wurde,  da  Faulheit  und  Wider- 
spenstigkeit mehrfach  hinzutraten,  noch  geringer;  auch  zeigte  es  sich, 
daß  die  arbeitsfähigeren  Personen  nach  kurzem  Aufenthalte  in  der 
Anstalt,  sobald  sie  wieder  an  eine  geordnete  Lebensweise  gewöhnt 
waren,  sich  entschlossen,  auszutreten.  Von  der  Mehrzahl  dieser  Per- 
sonen war  bekannt,  daß  sie  dann  in  geordneter  Weise  ihr  Brot  selbst 
verdienten. 

Die  Kosten  dieser  Einrichtung  wird  die  folgende  tabellarische 
Zusammenstellung  nachweisen : 

Unterhaltungskosten  der  Armenhäusler  für  die 
städtische  Arbeitsanstalt. 
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£in  weiterer  Schritt  auf  dem  Gebiete  der  geschlossenen  Armen- 
pflege war  die  Errichtung  einer  Naturalyerpfiegungsstation  im  Jahre 
1891.  Sie  bildete  eine  Ergänzung  zu  der  Arbeitsanstalt.  Die  ein- 
treffenden mittellosen  Wanderer  erhielten  auf  der  hier  eingerichteten 
Arbeitsstelle  Beschäftigung  pro  ^s  ^^  gegen  angemessene  Yergütung 
und  Unterkunft  mit  Verpflegung  für  eine  Nacht.  Den  erworbenen 
Verdienst  konnten  die  Wanderer  in  der  Herberge  verzehren.  Betrug 
er  mehr  als  das,  was  für  gewöhnliche  Verpflegung  und  Beherbung 
zu  zahlen  war,  so  konnten  die  Wanderer  sich  entweder  bessere  Ver- 
pflegung  und  Beherbergung  verabfolgen  oder  den  Überschuß  in  bar 
auszahlen  lassen.  Die  gewöhnlichen  Verpflegungssätze  betrugen:  für 
Mittagessen  25  Pf.,  für  Abendessen  20  Pf.,  für  Frühstück  15  Pf.  und 
für  Nachtlager  20  Pf. 

Die  Einnahmen  aus  dem  Arbeitsbetriebe  und  die  Ausgaben  für 
den  Arbeitsbetrieb  und  die  Naturalverpflegung  betrugen: 


Jahr 


Anzahl 

der 
Besucher 


Zuschuß 
pro  Kopf 

Pf. 


Einnahmen 
aus  dem 
Arbeits- 
betriebe 

Mk. 


Ausgaben 


Zuschuß 

der 

für  den  Ar-  für  Natural-, Kämmerei- 
beitsbetrieb  Verpflegung  i      kasse 

Mk.        '        Mk.        1:       Mk. 


1891/92 

I  900 

1892/93 

3381 

1893/94 

3509 

1894/95 

3  594 

1895/96 

1  756 

1896/97 

1835 

1897/98 

2005 

1898,99 

2703 

1899,00 

2546 

1900/01 

3649 

50 

46 

22,5 

23,9 

53.05 

45,32 

31,07 

41,78 

10,84 
33,85 
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2918 

2513 

3323 
4036 

2785 
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2547 

3  161 
3  132 


2631 

1859 
2604 
2625 
1938 

2974 
3058 
2808 
I  712 
3386 


1375 
2  222 

1409 

1258 

615 

642 

702 

946 
891 

1277 


4558 

I  176 

1675 

671 


846 
1325 

1367 


Das  ziemlich  ständige  Sinken  der  Zahl  der  Almosenempfänger 
im  Verhältnis  zur  Bevölkerung  nach  dem  Jahre  1891  ist  in  der 
Hauptsache  wohl  auf  den  Einfluß  der  Arbeiterversicherung  zurück- 
zuführen. 

Die  Krankenversicherung  war  insofern   von   nicht  unerheblicher 

Einwirkung  auf  die  Armenpflege  gewesen,  als  manchen  Personen  aus 

Krankenkassen  Unterstützung  zu  teil  geworden  war,  welche  ohne  das 

Krankenversicherungsgesetz   der  Armenpflege   anheimgefallen   wären, 

dann   auch,   weil  die  Armenpflege  häufig  nur  ergänzend  einzutreten 

brauchte. 

6* 
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Zahl  der  Almosenempfängor  im  Verhältnis 
zttr  Gesamtbeyölkerttng: 


In  der  Stadt 

£8  kam  ein 

Halle  a/S. 

Zahl  der 

Almosen*- 

kam  ein 

Jahr 

Almosen- 

empfänger 

Almosen- 

empfänger 

auf  ie 
BHnwonner 

empfanger 

•uf  je 
Einwohner 
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I  092 

•  8 
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II 
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19 

— ^ 
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16 
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15 
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15 

— . 
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21 
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33 

55 
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39 

61 
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37 

._— 

1878/'?9 

loio 

33 

1879/80 

IÄ32 

26 

72 

1880/81 
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1881/82 

14^2 

22 

- — 
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1460 

23 

1883/84 

1568 

23 

_ 

1884/85 

1388 

25 

67 

1885/86 

1329 

26 

1886/87 

1326 

28 

— 

1887/88 

1  321 

28 

— 

1888/89 

1318 

29 

~^ 
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28 

71 

1890/'91 

1468 

27 

— 

1891/'92 

1573 

26 

— 

1892/93 

1543 

28 

1893/94 

I  566 

28 

— 

1894/95 

1590 

28 

69 
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I  625 

28 

1896/97 

1473 

32 

1897,/98 

I  410 

34 

— 

1898/99 

1  461 

33 

1899/00 

I  412 

36 

81 

1900/01 

1377 

37 

Infolge  der  Unfallverskiherung  war  nur  im  beschränkten  Maße 
eine  Entlastung  des  Haushaltsplanes  der  Annenverwaltung  eingetreten. 

Dagegen  war  der  Einfluß  der  Alters-  und  Invalidenversicherung 
auf  die  Höhe  der  öffentlichen  Armenlast  ein  fortdauernd  steigender. 
So  befanden  sich  seit  dem  1.  Januar  1890,  dem  Tage  des  Inkraffc^ 
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tretens  des  Gesetzes,  114  unter  den  793  RentenempfaDgern  in  der 
Stadt  Osnabrück,  welche  aus  den  öffentlichen  Armenmitteln  unter- 
Btütst  wurden.  Von  diesen  konnten  nach  und  nach  34,  als  dieselben 
in  den  Genuß  der  Beute  traten  y  aus  der  Armenpflege  entlassen 
werden.  In  den  80  übrigen  Fällen  brauchte  die  Armenpflege  nur 
ergänzend  hinzutreten,  indem  die  Rente  zur  Bestreitung  des  not- 
wendigen Lebensunterhaltes  für  den  Empfänger  und  dessen  Familien- 
angehörige nicht  hinreichte.  In  manchen  Fällen  war  der  Eintritt 
der  öffentlichen  Armenpflege  unmittelbar  vermieden  infolge  der  Ge- 
währung einer  Alters-  oder  Invalidenrente. 

Häufiger  kam  es  dagegen  vor,  daß  Angehörige  von  Erkrankten, 
die  in  Anstalten  verpflegt  wurden^  der  Armenpflege  anheim  fielen, 
indem  die  den  Familienangehörigen  zustehende  Hälfte  des  Kranke* 
geldes  zum  Unterhalte  derselben  nicht  genügte. 

Vor  Beginn  eines  Bentenbezuges  und  gegen  spätere  Erstattung 
der  Kosten  seitens  der  Berufsgenossenschaften  und  Versicherungs- 
anstalten wurde  die  Armenpflege  nur  vereinzelt  in  Anspruch  ge- 
nommen. ^) 

Das  ünterrlchtswesen. 

Auf  dem  Gebiete  des  Unterrichtswesens  war  es  bis  zum  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  nichts  weniger  als  gut  bestellt.  Die  kirchliche 
Oberleitung  im  Schulwesen  erstreckte  sich  nicht  allein  auf  die  Volks- 
schule, sondern  auch  auf  die  beiden  lateinischen  Schulen.  Wenn- 
gleich die  Geistlichkeit  —  soweit  die  Schulen  protestantisch  waren 
—  sich  in  das  Scholarchat  mit  dem  Magistrate  teilen  mußte,  so 
übte  sie  dennoch  den  überwiegenden  Einfluß  aus.  Von  einer  ein- 
heitUchen  Organisation  konnte  infolgedessen  bei  dem  Fehlen  einer  aus- 
gesprochenen Oberleitung  nicht  die  Bede  sein.  Handelte  es  sich  gar 
um  Geldauiwendungen,  so  ließen  Geistlichkeit  und  Magistrat  sich 
gegenseitig  gern  den  Vortritt  und  das  Ende  war :  es  geschah  nichts. 

Vor  den  Freiheitskriegen  bestanden  in  Osnabrück  zwei  Latein- 
schulen, eine  protestantische  (seit  1595),  die  unter  dem  Kompatronat 
des  Magistrats  stand,  und  eine  katholische,  die  vollständig  den  geist- 
lichen Behörden  unterstellt  war  und  in  keiner  Weise  jemals  Be- 
ziehungen  zum  Magistrat  gehabt  hat.    Das  evangelische  ßatsgymna- 


^)  Vgl.  die  diesbezüglichen  Ausführungen  im  Verwaltungabericht  der  Stadt 
Osnabrück  vom  Jahre  1901. 
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sium  besaß  seine  eigenen  Fonds,  die  dem  Magistrat  als  rerzinsliches 
Darlehn  überlassen  waren.  Um  das  Jahr  1700  stellte  sich  das  Ver- 
mögen dieser  Schule  auf  etwa  16  000  Mk.  ^),  im  Jahre  1814  betrug 
es  ungefähr  63  000  Mk.  ^) ;  im  Jahre  1877  belief  es  sich  auf  170  311  Mk. 
und  im  Jahre  1900  mitsamt  den  Stipendienfonds  auf  201  635  Mk. 

Das  Volks-  oder  Bürgerschulwesen  war  bis  in  das  19.  Jahr- 
hundert hinein  auf  das  Ärgste  yernachlässigt.  Abgesehen  von  den 
minimalen  Baukosten,  welche  die  Stadt  für  die  Errichtung  und  Unter- 
haltung einer  Volks-  oder  Bürgerschule  —  die  einzige  Schule,  welche 
außer  den  beiden  Lateinschulen  bestand  —  zu  tragen  hatte,  ^  ge- 
schah bis  in  das  19.  Jahrhundert  hinein  gar  nichts.  Welche  Bedeutung 
dieser  Schule  beigemessen  wurde,  möchte  am  besten  daraus  erhellen, 
daß  der  Magistrat  dem  einzigen  Lehrer  seit  1762  im  ganzen  120  Mk. 
jährlich  an  Qehalt  bewilligte,  das  1805  auf  180  Mk.  erhöht  wurde. 

Nach  den  Freiheitskriegen  holte  die  Stadt  das  Versäumte  auf 
dem  ünterrichtswesen  in  um  so  schnellerem  Tempo  nach.  Um  dae 
Jahr  1850  waren  dem  eyangelischen  städtischen  Schulverbande  an- 
gehörig : 

1.  zwei  Volksschulen; 

2.  eine  im  Jahre  1833  errichtete  Bürgerschule.  Sie  war  zur 
Heranbildung  eines  tüchtigen  Handwerkerstandes  bestimmt; 

3.  eine  Kleinkinderschule; 

4.  drei  Spinnschulen,  wo  die  Kinder  des  Abends  von  5  bis  8 
Uhr  Beschäftigung  fanden; 

5.  eine  Keal-  oder  Sonntagsschule; 

6.  eine  Handelsschule  in  Verbindung  mit  einer  ökonomischen 
Vorbildungsanstalt.  Sie  war  zwar  ein  Privatuntemehmen,  stand  aber 
insofern  unter  dem  kommunalen  Schulwesen,  als  sie  vom  Magistrate 
konzessioniert  war  und  derselbe  das  Aufsichtsrecht  über  diese  Anstalt 
ausübte. 

7.  eine  Bergschule  auf  Kechnung  des  der  Stadt  gehörigen  Kohlen- 
bergwerks. 

Die  Bürger-  und  Volksschulen  bildeten  in  Hinsicht  auf  Vermögen 
und  Direktion  ein  Ganzes.     Ihre  Unterhaltung   wurde   aus   dem   so- 


^]  Der  Yermögensstand  wurde  berechnet  aus  den  Zinszahlungen  der  Stadt 
an  die  Schule;  als  Zinssatz  werden  4%  zugrunde  gelegt.  Genaue  Angaben  über 
die  Höhe  des  betr.  Kapitals  ließen  sich  nicht  ermitteln. 

')  Die  Unterhaltungskosten  steckten  mit  in  dem  Titel  „Bauausgaben".  Eine 
Trennung  wurde  in  den  Stadtrechnungsbüchern  nicht  gemacht. 
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genannten  evangelischen  Kirchen-Schulfonds,  den  Stiftungen  und  dem 
Schulgelde  bestritten.  Außerdem  bewilligte  die  Stadt  seit  dem  Jahre 
1842,  außer  der  freien  Feuerung,  zur  Verbesserung  der  Gehälter  der 
Lehrer  eine  Zulage  von  1,50  Mk.  jährlich  für  jedes  Kind.  Die 
Frequenz  dieser  Anstalten  erreichte  in  den  Jahren  1842 — 1856  die 
durchschnittliche  Höhe  von  1800  Schulkindern;  1856—1870  ca.  2000 
bis  2200. 

Die  Kleinkinderschule  wurde  im  Jahre  1838  gegründet  und  hatte 
den  Zweck,  den  einer  eigentlichen  Wartung  nicht  mehr  bedürftigen, 
aber  in  das  schulpflichtige  Alter  noch  nicht  getretenen  Kindern 
solcher  Eltern,  die  durch  ihre  Berufsgeschäfte  oder  sonst  verhindert 
waren,  des  Tags  über  die  nötige  Aufsicht  und  Pflege  angedeihen  zu 
lassen.  Die  Ausgaben  der  Stadt  für  diese  Anstalt  betrugen  pro  Jahr 
etwa  300  Mk.,  dazu  wurde  noch  der  Bedarf  an  Steinkohlen  gestellt. 
Die   beiden   dazu  erforderlichen  Gebäude  waren  Kommunaleigentum. 

Die  Real-  oder  Sonntagsschule  wurde  zum  Teil  aus  Staatsmitteln, 
zum  Teil  aus  der  Kämmereikasse  erhalten.  Sie  diente  zur  Unter- 
stützung des  Handwerkerstandes.  Der  Unterricht  erstreckte  sich  auf 
Rechnen,  Schreiben,  deutsche  Sprache,  Zeichnen,  Mathematik,  ein- 
fache Buchführung  nebst  Material-  und  Kostenberechnung,  Modellieren, 
Geographie  usw.  Die  Schule  wurde  im  Jahre  1861  bereits  von  480 
Gesellen  und  Handwerkslehrlingen  besucht.  Die  städtischen  Zu- 
schüsse für  Unterrichtszwecke  inklusive  Feuerung  erreichten  annähernd 
die  Höhe  von  3000  Mk.  jährlich. 

Die  wesentliche  Steigerung  der  Zuschüsse  seit  dem  Jahre  1868 
beruhte  darauf,  daß  eine  Realschule  I.  Ordnung  mit  12  Klassen  ein- 
gerichtet wurde.  Bis  zum  Jahre  1887  war  die  Anstalt  eine  städtische, 
jedoch  lieferte  der  Staat  einen  jährlichen  Zuschuß  von  13  008  Mk., 
während  die  Kommune  das  sich  jeweils  herausstellende  Defizit  zu 
tragen  hatte.  Seither  gehörte  sie  zu  den  stattlichen  Schulanstalten 
und  schied  damit  gänzlich  aus  dem  konmiunalen  Schulverbande  aus, 
jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  die  Stadt  gemäß  des  Vertrages  vom 
8.  September  1885  bezw.  31.  März  1886  einen  festen  Zuschuß  in 
Höhe  von  15  000  Mk.  jährlich  zu  entrichten  hatte. 

Das  weitere  Anschwellen  der  Ausgaben  für  Schulzwecke  in  den 
Jahren  1873  und  1874  lag  in  der  Neueinrichtung  des  städtischen 
Tumwesens,  an  welches  sich  auch  die  königlichen  und  privaten  Lehr- 
anstalten gegen  Entrichtung  eines  Miets-  und  Unterrichtsgeldes  an- 
geschlossen hatten.  Seit  dem  Jahre  1874  wurde  auch  die  höhere 
Mädchenschule,  die  (1848  gegründet)  bis  dahin  ein  Privatuntemehmen 
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gewesen  war,  in  den  kommunalen  Verband  anfgenommen.  Ein  Staats- 
zuscbuß  erfolgte  in  Höhe  von  2000  Mk.  pro  Jahr  seit  1885;  im 
übrigen  wurde  die  Anstalt,  soweit  die  Schulgelder  nicht  ausreichten^ 
auf  Rechnung  der  Stadt  verwaltet. 

Die  gewerbliche  Fortbildungsschule  für  Handwerkslehrlinge  und 
Fabrikarbeiter  (früher  benaont :  Eeal-  oder  Sonntagsschule)  war  gleich- 
falls ein  städtisches  Institut.  Ihre  Unterhaltung  wurde  aus  dem 
Schulgelde,  einer  geringen  staatlichen  Beihilfe  (1874:  1200  Mk., 
1878:  1420  Mk.,  1886:  1626  Mk.,  1890:  2372  Mk.,  1900:  7240  Mk.) 
und  in  der  Hauptsache  aus  kommunalen  Mitteln  bestritten. 

Was  die  evangelischen  Bürger-  und  Elementarschulen  anlangte, 
so  trug  die  Stadt  die  Gesamtkosten.  Das  Ratsgymnasium  bezog  bis 
1898  keinerlei  Unterstützung  aus  der  Stadtkasse,  sondern  wurde  aus 
den  Zinsen  seiner  eigenen  Stiftungsfonds,  den  Zuschüssen  des  Staates, 
dem  Schulgelde,  den  Beiträgen  aus  den  allgemeinen  evangelischen 
Fonds  und  einigen  kleinen  Nebeneinnabmen  erhalten. 

Das  gesamte  katholische  Schulwesen  unterstand  nicht  dem  Magi- 
strate; vielmehr  standen  die  katholischen  Volksschulen  unter  den 
Schulvorständen,  welche  seit  dem  1.  Juli  1885  direkt  der  königlichen 
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Die  Entwicklung  des  städtischen  Schnlwesens  seit  dem 
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Begierung  untergeordnet  wurden.  Bis  zum  1.  April  1882  erhielten 
jedoch  sämtliche  Schalen  auf  Kosten  der  Stadt  freie  Feuerung,  sowie 
die  katholischen  Volksschulen  einen  Zuschuß  pro  Schulkind  von 
1,50  Mk.  jährlich. 

Seit  1889/90  bewilligte  die  Stadt  wieder  für  jeden  Schüler  der 
evangelischen  Bürger-  und  Volksschulen,  sowie  den  katholischen 
Volksschulen  und  der  israelitischen  Schule  einen  Zuschuß  von  jähr- 
lich 1,50  Mk.,  der  bereits  im  folgenden  Jahre  auf  3  Mk.  und  seit 
1891/92  auf  4  Mk.  erhöht  wurde.  Vom  Jahre  1898/99  ab  wurde 
dieser  widerrufliche  Zuschuß  f^r  jeden  Schüler  der  genannten  An- 
stalten auf  35  Mk.  normiert,  auch  das  Batsgymnasium  wurde  dieser 
Unterstützung  teilhaftig.  Hierin  lag  der  Grund,  weshalb  die  Ausgaben 
der  Stadt  für  Schulzwecke  sich  seit  dem  genannten  Jahre  so  außer- 
ordentlich steigerten. 

Die  Gesamtausgaben  der  Stadt  für  das  Unterrichts wesen  stellten 
mch  von  1875  bis  1900  folgendermaßen: 


Di«  Ausgaben   für  das  UnterrichtsweseD  tod  1875 — 1900. 
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Die  Ausgaben  fttr  StFaßenbeleuchtnog. 

Die  öffentliche  Beleuchtnog  der  Strai3en  nnd  Plätze  ist  ohne 
Zweifel  eine  der  bedeutsamBten  ADnebmlichkeitei],  welche  der  Aufent- 
halt in  einer  Stadt  gewährt.  Unferwöhnten  Augen  erscheint  die  gegen- 
wärtige städtische  Straßenbeleuchtung,  die  noch  durch  den  Glanz  der 
Schaufenster  der  öeschäftshäaaer  erhöht  wird,  fast  als  Luxus  und 
Verschwendung.  Man  wird  sich  auch  nur  selten  bewußt,  daß  diese 
Aufgabe  der  Btädtischen  Verwaltung  erst  jüngeren  Datums  ist,  da  die 
wenigsten  Städte  die  öftentlicbe  Beleuchtung  bis  in  das  1 8.  Jahrhundert 
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zurückverfolgen  können.  Man  behalf  sich  in  einfacher  Weise  dadurch, 
daß  man  bei  eingetretener  Dunkelheit  zu  Hause  blieb. 

In  Osnabrück  gab  es  vor  1795  eine  Straßenbeleuchtung  nicht. ^) 
Es  war  Vorschrift,  daß  man  im  Dunkeln  sich  mit  einer  Laterne  be- 
waffnen mußte,  um  sich  yor  Unfällen  zu  schützen,  die  bei  dem 
schlechten  Zustande  der  Straßen  leicht  eintreten  konnten.  Nur  bei 
Feuersbrünsten,  Unruhen  oder  Durchmärschen  von  Truppen  waren 
öffentliche  Beleuchtuugen  durch  den  Magistrat  angeq^ dnet,  wobei  man 
sich  auf  Fackeln,  Pechpfannen  und  in  die  Fenster  gestellte  Lampen 
beschränkte.  Im  oben  angegebenen  Jahre  wurde  endlich  eine  Straßen- 
beleuchtung eingeführt,  anfangs  jedoch  nicht  auf  Kosten  der  Stadt. 
Nachdem  zuerst  einige  Straßen  seitens  der  Anlieger  beleuchtet  waren 
—  hierzu  hatten  Ton  60  Interessenten  51  die  Summe  von  ca.  210  Mk. 
jährlich  aufgebracht  —  wurde  die  Straßenbeleuchtung  im  Jahre  1804 
Sache  der  Stadt. 

Als  Beleuchtungsmittel  wurde  die  Tranlampe  benutzt,  mit  der 
man  aber  nicht  viel  mehr  erreichte,  als  die  Finsternis  erst  recht  deut- 
lich zu  machen.  Seit  1835  bediente  man  sich  bis  zum  Entstehen 
des  Gaswerks  im  Jahre  1868  der  Petroleumlampe.  Trotzdem  verur- 
sachten bei  den  damaligen  Verhältnissen  die  Anschaffungen  und  In- 
standhaltung hierfür  nicht  unbedeutende  Kosten. 

Im  Jahre  1810  belief en  sie  sich  auf  3  150  Mk. 
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Die  wesentliche  Steigerung  der  Kosten  seit  dem  Jahre  1845 
beruhte  auf  der  Anschaffung  der  großen  Petroleumlaternen. 

Erst  die  Errichtung  des  städtischen  Gaswerkes  ermöglichte  eine 
intensive  Beleuchtung  der  Stadt,  die  rasch  zu  einem  unumgänglichen 
Gewohnheitsbedürfnis  der  Bevölkerung  wurde.  Die  Kosten  für  die 
Straßenbeleuchtung  beruhten  auf  festen  Sätzen,  indem  für  die  jähr- 
liche Gasversorgung  der  365  Laternen,  die  im  Jahre  1858  vorhanden 


^)  Vgl.  MitteiiaDgen  des  historischen  Yereins  za  Osnabrück  a.  a.  0.  Band  XIII 
S.  42  ff. 
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waren,  6100  Mk.  an  das  Gaswerk  yergütet  wurden -;  für  jede  der  seit- 
dem mehr  angeschafften  Laternen  hatte  die  Stadt  15  Mk.  jährlich  su 
sahlen.  Die  Vergütung  an  die  städtische  Gasanstalt  trat  deshalb  eio, 
weil  diese  als  ein  besonderes  gewerbliches  Unternehmen  betrachtet 
wurde.  Die  fiir  öffentliche  Belenchtungszwecke  verausgabten  Summen 
seit  1858  sind  für  einzelne  Jahre  in  nachfolgender  Tabelle  angegeben : 
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Die  wesentliche  Mehrausgabe,  mit  dem  Jahre  1875  begiDnend, 
hatte  ihren  Grund  einmal  in  der  bedeutend  vergrößerten  Zahl  der 
Straßenlaternen,  zum  anderen  Male,  und  dies  war  die  Hauptsache, 
daß  die  städtische  Gasanstalt  das  Gas  für  die  Straßenlaternen  nicht 
mehr  der  Kämmereikasse  zu  dem  im  Jahre  1858  festgesetzten  Vor- 
zugspreise lieferte,  sondern  die  wirklichen  Kosten  in  Rechnung  stellte.^) 
Wie  sehr  durch  die  ständige  Zunahme  der  öflFentlichen  Straßen- 
beleuchtung der  Verkehr  erleichtert  und  die  öffentliche  Sicherheit  ge- 
hoben wurde,  versteht  sich  von  selbst. 


Die  Ausgaben  für  Strafienreinigung  und  Müllabftilir. 

Bis  zum  Jahre  1898  lag  die  Straßeureinigung  den  Hausbesitzern 
ob;  man  kann  also  bis  dahin  nicht  von  einem  öfiFentlichen  Straßen- 
reinigungswesen sprechen.     Wohl  aber  erwuchsen  der  Stadt  Kosten 

^)  Naturgemäß  mußten  mit  diesem  Jahre  die  EinnahmeD  der  Gasanstalt  zo- 
nehmen.     Vgl.  dortselbst. 
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wegen  Säuberung  der  Strafien  vor  stftdtischen  Oebäuden  und  der 
öffentlichen  Plätze.  Diese  Ausgaben  traten  zuerst  mit  dem  Jahre 
1614  auf,  waren  aber,  weil  die  Angelegenheit  als  sehr  untergeordnete 
Sache  betrachtet  wurde,  bis  gegen  die  80er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts 
hin  sehr  gering  bemessen.  Die  Reinhaltung  der  Straßen  vor  städti- 
schen  Gebäuden  und   der    Sffentiichen   Plätze   Terursachten  Kosten 

im  J«hre  1876       Mk.  .2  933 

„        „  1886/86    „      4061 

„        „  1890/91    „      5180 

„        „  1896/96    ^      838« 

„        „  1897/98    „     10853 

„        „  1900/01    „     15925 

Das  Anwachsen  der  Ausgaben  för  diese  Zwecke  seit  1865  hatte 
seinen  Grund  in  der  Zunahme  des  kommunalen  Besitses,  Es  braucht 
wohl  kaum  gesagt  zu  werden,  daB  jeweils  die  Witterung  in  hohem 
Grade  einen  Einfluß  auf  die  Höhe  dieser  Kosten  aus&bte. 

Entsprechend  dem  Beispiel  anderer  Städte  ron  der  Größe  Osna- 
brücks sah  sich  endlich  im  Jahre  1896  der  Magistrat  genötigt,  eine 
anderweitige  Regelung  der  Straßenreinigung  und  der  Müllabfuhr 
eintreten  zu  lassen,  denn  das  Fegen  eines  Hausbesitzers  vor  seiner 
Tär  war  bei  dem  immer  angewachsenen  Verkehr  in  der  Stadt  mit 
▼ielen  Unannehmlichkeiten  yerknüpft  und  gewährleistete  vor  allem  in 
keiner  Weise  eine  ordnungsmäßige  Ablagerung  des  Hausunrats;  yiel^ 
mehr  wurde  dieser  an  allen  möglichen  unerlaubten  Stellen,  wie  zur 
Aufschüttung  von  Straßen,  unbebauten  Plätzen  usw.  verwandt.  Die 
sichere  Aufbewahrung  und  unschädliche  Aufbewahrung  dieses  Haus«- 
Unrats  ^)  war  aber  in  sanitärer  Besiehung  für  die  diditer  bebauten 
Ortschaften  Ton  großer  Bedeutung.  Auch  ein  weiterer  umstand 
^rach  für  die  Übernahme  der  Straßenreinigung  durch  die  Stadt, 
nämlich  die  Beschäftigung  ton  Arbeitern,  welche  w^en  ihres  Gesund- 
heitszustandes und  ihres  Alters  zu  anderen  im  städtischen  Betriebe 
Yorkommenden  Arbeiten  wenig  tauglich  waren  und  dieselben  rerhält- 
nismäßig  sehr  rerteuerten.  Die  städtische  Straßenreinigung  war  so- 
mit gleichzeitig  ein  Hilfsmittel,  wenig  leistungsfähigen  Arbeitern, 
welche  oft  beschäftigt  werden  mußten,  um  nicht  der  Armenpflege 
zur  Last  zu  fallen,  eine  möglichst  dauernde  und  angemessene  Beschäl 
tigung  zu  gewähren.  Mit  dem  1.  Juni  1898  trat  diese  neue  Be- 
stimmung in  Kraft,  wodurch  von  79  Straßen  der  Stadt  die  Beinigung 


^)  Pro  Jahr  über  3  200  cbm. 
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und  Abfuhr  des  Haus-  und  Straßenkehrichts  stadtseitig  überDommen 
wurde. 

Der  neu  eingeführte  Betrieb,  welcher  zu  Beginn  naturgemäß 
noch  mancherlei  Mängel  zeigte,  entwickelte  sich  aber  sehr  gut.  Die 
Arbeit  wurde  zuerst  nur  während  der  Tageszeit  ausgeführt.  Diese 
Einrichtung  bewährte  sich  jedoch  nicht,  weil  in  den  verkehrsreichen 
Straßen  wegen  der  vielen  Hindernisse  —  aufgestellte  Wagen  usw.  — 
die  Reinigung  nicht  genügend  ausgeführt  werden  konnte.  Nament- 
lich konnte  die  Reinigung  mittelst  Maschine,  worin  der  Schwerpunkt 
der  Straßenreinigung  überhaupt  lag,  am  Tage  nur  äußerst  unvoll- 
kommen erfolgen.  Es  wurde  deshalb  schon  nach  einigen  Monaten 
(am  1.  November  1898)  die  Hauptreinigung  bei  Nacht  eingeführt, 
mit  welcher  Maßregel  das  Richtige  getroffen  wurde.  Die  Straßen 
wurden  sämtlich  zweimal  in  der  Woche  mit  Maschinen  gefegt  und 
außerdem  wurden  am  Tage    sämtliche  Gossen    besonders    gereinigt. 

Die  Hauskehrrichtabfuhr  ^)  führte  ein  Unternehmer  in  der  Zeit 
von  7  bis  10  Uhr  vormittags  aus.  Die  Massen  wurden  Eigentum 
des  Unternehmers,  der  sie  teils  zur  Auffüllung  tief  gelegener  Grund- 
stücke, Moorwiesen  usw.,  teils  zu  Düngezwecken,  speziell  Wiesen- 
dünger verwandte. 

Um  den  Betrieb  der  Straßenreinigung  stets  regelmäßig  durch- 
führen zu  können,  wurde  die  Stadt  in  drei  Kehrbezirke  eingeteUt, 
welche  jedesmal  in  einer  Arbeitsschicht  («=  10  Stunden)  gereinigt 
wurden,  wozu  je  eine  Kehrmaschine  und  je  12  Arbeiter  Verwendung 
fanden.  Im  ganzen  fanden  durchschnittlich  pro  Jahr  dauernde  Be- 
schäftigung 24  bis  25  Arbeiter,  2  Vorarbeiter  und  1  ZimmermaDO. 
Die  Oberaufsicht  über  die  gesamte  Straßenreinigung  führte  ein 
Straßenmeister  (Gehalt  1420  Mk.,  bezw.  seit  1900:  1680  Mk.).  Bei 
Tage  wurden  hauptsächlich  ältere  Leute  beschäftigt,  dagegen  bei 
Nacht  während  der  Hauptreinigung  jüngere  Kräfte.  Die  Löhne  be- 
wegten sich  zwischen  2,00  und  2,60  Mk.  pro  Mk.  pro  Tag  (0,20  bis 
0,26  Mk.  pro  Stunde). 

Der  Überschuß  der  Jahre  1899/1900  und  1900/01  wurde  dadurch 
bewirkt,  daß  die  Kämmereikasse  einen  außerordentlichen  Zuschuß 
zu  den  Kosten  der  Straßenreinigung  eintreten  ließ,  der  sich  1899/1900 
auf  6536  Mk.  und  1900/01  auf  5709  Mk.  belief.  In  WirkUchkeit  be- 
stand also  ein  Defizit  von  5956  Mk.  bezw.  5409  Mk. 


^)  Diese  Verpflichtang  zur  Abfuhr  des  Hausunrates  bezog  sich  nicht  auf  den 
Abfall  und  die  Asche  Ton  gewerblichen  Anlagen  und  auf  Bauschutt. 


Kosten  der  StraBeoreiniguDg  der  Jahre  1898—1900. 


Jahr 

i 

■3-;} 

i 

li 

1-3 

' 

r 
1 

1 

qm 

qm 

Mk.        Hk. 

Mk. 

Mk.     [  Hk. 

Hk. 

Mk. 

1898/99 

154080 

_ 

18408     go79      6119 

33606 

»,e, 

.0639 

_ 

1899,00 

160600 

'4507443I  28 

23638      3709    :  7465 

350'* 

35  592 

580 

1900/01 

.68094 

13  89!  ™ 

27 

13  275      4  218 

11060 

38763 

39063 

— 

300 

Die  StraßeDitesprengiiDg. 

Mit  dem  Jahre  1698,  iD  welchem  d&s  StraßenreioigUDgawesen 
von  seiteo  der  Stadt  Übernommen  wurde,  begann  maa  auch  eine 
regelmälBige  StraJJenbesprengung  vorzunehmen.  Es  wurden  zwei 
Sprengwagen  dazu  benötigt,  deren  Bespannung  von  einem  Unternehmer 
gestellt  wurde.  Da  die  Kosten  für  StralJenbesprengung,  was  Bedie- 
nung und  Gerätschaften  anlangte,  auf  das  Eugste  mit  dem  Straßen- 
reinignngswesen  verknüpft  waren,  so  wurden  dieselben  mit  unter  die 
Unkosten  für  die  öffentliche  Straßenreinignng  eingereiht, ') 

Gesprengt  wurde  im  Jahre  1899/1900  in  der  Zeit  vom  19.  April 
bis  9.  September  an  80  Tagen;  im  ganzen  wurden  103  Tagewerke 
geleistet.  Der  Wasserverbrauch  betrug  5358  cbm,  Jm  Jahre  1900/01 
wurde  an  78  Tagen  mit  104,5  Tagewerken  Wasser  gesprengt;  der 
Wasserverbrauch  stellte  sich  auf  6468  cbm.  In  Ansehung  der  Fläche 
der  Fahrdämme  und  Bürgersteige  (cf.  vorherige  Tabelle)  konnte 
natürlich  hiermit  nicht  dem  Bedürfnis  entsprochen  werden,  so  daß 
eine  Vergrößerung  dieses  Betriebes  als  dringend  erschien.  Für  die 
Wasserabgabe  zu  diesen  öffentlichen  Zwecken,  womit  man  bereits  im 
Jahre  1895  begonnen  hatte,  wurden  dem  städtischen  Wasserwerke 
jährlich  6000  Mark  vergütet. 


1)  S.  daselbst. 
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Aufgaben  für  StraBenbeleochtang,  -Reinigang 

und  -Besprengung. 


L 

TT 

TIT. 

c 

a  ^  a 

.«HO 

0 

«stascune 

ntliche 
gaben 

na  p 

belief 
usgabe 
entlich 
gaben 

M-Ie 

Jahr 

Be- 
leuchtung 

Reini- 
gnog 

Besprea- 
gmig 

Ton 
I— TTF 

II 

Pro  Ko 
Beyolk 

4t1l 

In  Hall 
betrugen 

Kopf 
Bevölki 

Mk. 

Hk. 

Hk. 

0 

Mk. 

13  *st  d 
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1826 

3924 
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4332 



Or39 

1640 

3483 

«95 

3678 



0,32 

M^aw 

— 

1850 

5802 

270 

— 

6072 

4,42 

0,44 

— 

1860 

5  100 

•       558 

— 

5658 

4,35 

0,35 



— 

1870 

5970 

1860 

— 

7830 

4,06 

0,37 

1880/81 

24143 

4055 

— 

28198 

5,98 

0.86 

0 

5,25 

1,01 

1890/91 

34567 

5  180 

— 

39  747 

6,56 

1,00 

7,34 

2,03 

1895/96 

55680 

8388 

5000 

64068 

7,93 

1,42 

6,43 

2,31 

1896/97 

54700 

11589 

5000 

7ii«9 

.8,46 

1,55 

1897/98 

62600 

10853 

5000 

78458 

9,20 

1:65 

1898/99 

67  200 

33606 

5000 

105806 

8,92 

2,17 

— 

^"~ 

1899/00 

61  100 

35012 

5000 

loi  112 

8,24 

2,01 

— 

— 

1900/01 

66800 

38763 

5000 

110563 

8,39 

2,14 

5.30 

2;o5 

Da«  Fenerlosebwesen. 


Die  Soif^e  fiir  das  Fenerlösdiwesen  gehörte  ebenfalls  mit  sa  den- 
jenigen öffentlichea  Aufgaben,  welche  die  Stadt  erst  im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  überoafam.  £ixdge  Feuerwächter  wurden  zwar  schon 
früher  stadtseitig  angestellt,  doch  bildete  diese  Funktion  nur  einen 
Teil  ihrer  l^tigkeitea.  In  der  Hauptsache  waren  sie  Polizeioiigaiie 
und  somit  waren  die  Kosten,  die  durch  ihre  Ausstellung  bewirkt 
wurden,  unmittelbar  den  Verwaltungskosten  zuzurechnen. 

Es  war  in  früheren  Zeiten  allgemein  üblich,  daB  bei  Feuers- 
brünsten  die  Bürger  sich  gegenseitig  nach  bestem  Können  halfen  und 
so  kümmerte  sich  die  Stadt  um  diese  Aufigabe,'  soweit  es  sich  um 
Ausgaben  für  diese  Zwecke  handelte,  bis  zum  Jahre  1813  in  so  ge- 
ringem Maße,  daß  wir  es  hier  übergeben  konnten.  Wahrscheinlich 
wurde  die  Stadt  sich  dieser  Unzulänglichkeit  erst  infolge  böser  Er- 
fahrungen bewußt.  Im  genannten  Jahre  fand  sich  zuerst  eine  Aus- 
gabe für  Feuerlöschgeräte  in  Höhe  von  105  Mk.  yor  und  seit  dieser 
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Zeit  üiökte  •  das  FeueriQsehweöeii  niit  in'  d6n  Anfgsbenkreft  der 
Kommanoi  Bid>  1860' "wurden  84y683'Mk.  teils  sSuir  Verbesserung  der 
Organisation  der  freiwilligen  Feuerwehr,  teils^  und  zwar  hanptsäch-: 
licb^  zur  Beschaffuiig^ besserer  Geräte  verwandt. ^)  ■'* 

'    •  '  • .  .     .        .        .-  :.      r 

In  den  Ji^bren  185X-^1860  wurden  xoooo  Mk;  yeraQSMtbt.       >■   .      ^     ■■ 

1861^1870  •     „     •  17-715    n  „ 

1Ö71-1880        „    .  41795    n  «  '  : 

1881-1890        „       44  3"     n        '     n 


n 

n 


.:?.. 


In  den  Jähren  1891—1900  stellten  sich  die  Ausgaben   fär   die 

•»     ■  ,  ,  ,  ,        .  .  '-'  .         "       ■    '• 

freiwillige  Feüpfwehri. 

»         "'*.'■  ■  •'•  ••  -• 

Ausgaben  für  das  Feuerlöschwesen  von  1891 — 1900; 
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1891/92 

t              ■  - 

2570 

* 

1791 

168 

.87 

498 

5"4.  . 

1892/93 

1681 

I  648 

59' 

201 

504 

4  535 

.  1893,94 

I  296  . 

1770 

S7 

454 

563 

4170 

1894/95 

1268  . 

2010 

264 

476 

556 

4  574 

'  1895/96 

^ia 

'2163 

.    627 

964 

722 

8151 

'  1896/97 

j     2867 

137 

535 

496 

4  9PI 

1897/98 

1432 

2311 

67 

248 

89 

4147. 

1898/99 

5228 

2676 

554 

308 

273 

9039 

1899/00 

M*3 

2539 

784    • 

371 

154 

5271 

1900/01 . 

• 

I  678 

243p 

780 

762 

:     702 

5912 

Sa.:  55S14 


Die  Terwaltmigskostoi, 

Die  Zusammensetzung  und  Stellung  der  Kommunalbeamten  und 
der  Magistratspersonen  ist  bereits  in  dem  yerwaltungsrechtlicben  Teile 
des  Näheren  auseinandergesetzt  worden,  so  daß  wir  una  an  dieser 
Stelle  aliein  niit  den  Kosteu,  die  aus  der  Zahlung  der  Gehälter  an 
die  Gemeindebeamten  erwuchsen  und  den  übrigen  reinen  Yerwaltuugs- 
kosteuy  wie  sie  durch  die  Führung  des  städtischen  Haushalts  bedingt 
waren,  zu  beschäftigen  haben.  . 


')  Besondere  traten  dip  Jah^0  1845  u.  1846  .mit  einer  Anflgal)e  ypu  10524  Jfk. 
hervor,  die  zur  Anschaffung  yon  FeuerlÖschgeräfcen  benutzt  wurden. 
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'  „Alis'  dtir  B9he  lUid  Vertoilung  d^r  «tfädti^^hw  Verwrituiigi* 
koitea  läßt  sich  sehr  oft  rieles  betrefft  d^r  zwecionlßig^n  md  9par<- 
saiadD  Hapdbabung  ia  den  anderen  (pr^bieton  «abließen.  In  einer 
Stadt,  deren  Verwaltang9kosten  anferbältnisnuLBig  bpch  si^d»  findet 
man  gewöhnlieh  eine  sehr  kostspielige,  wenn  nicht  yerscbwenderische 
Verwendung  der  städtischen  Gelder.^  ^)  Diese  Tatsache  kann  man 
in  der  Stadt  Osnabrück  gegen  das  Ende  des  17.  nnd  durch  das- 
ganze  18.  Jahrhundert  hindurch  deutlich  beobachten, 

Pie  Zahl  der  Kommunalbeamten  war  nach  Beendigung  dea 
30  jährigen  Krieges  im  Verhältuis  zur  Einwohnerschaft  eine  außer- 
ordentlich große.  Der  Magistrat  allein  umfaßte  16  besoldete  Mit» 
glieder,  während  er  sich  im  Jahre  1^00  aus  10  Mitgliedern  zusammen- 
setzte, Yon  denen  nur  6  besoldet  wurdeui  während  die  iibrigen  5  Mit- 
glieder nur  ein^  geringe  Entschädigung  (450  bezw.  317,50  Mk.)  er- 
hielten. Dazu  kamen  dann  noch  die  Sekretäre,  die  Batsschreiber-, 
-Boten,  -Diener,  -Kutscher,  die  Akziseeinnehmer,  die  Leggebeamten,. 
die  Folizeibeamten  usw.  Wenn  man  auch  berticksichtigen  muß,  daß 
heutzutage  manche  Angestellte  nicht  mehr  in  so  hohem  Maße  ge- 
braucht werden,  wie  z.  B.  die  Katsboten,  weil  der  Staat  den  Fost- 
Terkehr  übernommen  hat,  so  wurde  doch  an  Kommunalbeamteo  nicht 
in  geringster  Weise  gespart.  Die  festen  Einnahmen  der  Ratspersonen 
waren  zwar  nicht  übermäßig  hoch,  dagegen  brachten  die  Nebenein- 
nahmen (wie  z.  B.  Sportein,  Naturalabgaben  Ton  städtischen  Eigen* 
behörigen  usw.)  das  meiste.  Die  H^öhe  dieser  Nebeneinnahmen  konnten 
nicht  mit  in  den  Bereich  unserer  Abhandlung  gezogen  werden,  weil 
Angaben  darüber  in  den  städtischen  Akten  nicht  gemacht  waren.*) 
Rechnete  man  dann  noch  die  Weinkompetenzen  zu  den  Magistrats- 
gehältern hinzu,  so  ergaben  sich  sehr  bedeutende  Gehälter. 

Nach  dem  Gesagten  war  es  also  nicht  möglich,  die  wirkliche 
Höhe  der  Ausgaben  für  Beamtenbesoldungen  anzugeben;  die  unten 
mitgeteilten  Zahlen  umfassen  nur  die  in  Geld  ausgezahlten  Salaire 
imddie  Weinkompetenzen.  Letztere  stammten  aus  jenen  Zeiten,  wo 
den  Ratsmitgliedem  anstatt  allen  Gehaltes  ein  bestimmtes  Quantum 
Wein  aua  dem  Katskeller  geliefert  wurde ;  die  Bürgerschaft  fand  dies 


^)  S.  Leo  S.  Rowe,  GemeindefinaDzen  von  Berlin  und  Paris  S.  74.    Jena  1903. 

^  Die  preußische  Regierang:  forderte  1805/06  die  Oehaltsbexäge  inkL  Ge- 
bähren, Kompetenzen  usw.  sämtlicher  Kommunalbeamten  ein;  es  ergaben  doh 
hierbei  ganz  erhebliche  Summen.  Diese  Akten  werden  im  kgl.  StaatsarchiT  zu 
Osnabrück  aufbewahrt;  von  einer  Veröffentlichung  derselben  maßte  abgesehei^ 
werden. 


—    83    — 


laoge  Zeit  hindurch  gaiiz  JÄ  dir  'Ordnung  %\  und  so  lom  -äimi.  Siüte 
er9t  mit  dem  JAhro  1804  in  Wegfallw: 


■  '    »    r 


I     . 


l    >. 


Axt  8  gab  eil  für  die  Vefwaltting  der  Stadt  von  1648^800. 
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Unbekümmert  um  'die  damalige  prekäre  Finanzlage  der  Stadtt 
nahmen  die  Yerwaltungskosten  eine  enorme  Höhe  im  Vergleich  mit 
der  Gesamteinnahme  ein.  Die  finanziellen  Verbältnisse  waren  schon 
durch  die  Folgen  des  .30  jährigen  Krieges  arg  genug  erschüttert 
worden,  nun  wurde  das  Übel  des  unordentlichen  Haushalts  durch  die 
Gelderpressungen  des  Landesherm  in  noeh  höherem  Maße  vermehrt 
Hauptsächlich  „mit  Geschenken  suchte  man  sich  günstige  Stkamtuig 
beim  Landesfürsten  zu  erwerben,  wenn  derselbe  irgendwelche  Ad> 
forderungen  stellte  oder  neue  Einrichtungen  Terlangle.  ;  1674 .  ver- 
langte der  iiandesfürst  (Ernst  August  von  Braunschweig-Lüneburg), 
als  der  Rachekrieg  Ludwig  XIV.  gegen  die  Niederlande  ausgebrochen, 
sogar  von  der  Stadt  Beiträge,  .i^u  kleinen  Geschenken  hatte  mai> 
sich  wohl  verstanden;  aber  diese  wurden, zurückgewiesen.  Des  Bischof^ 
Meinung  ging  eigentlich  dahin,   daß  die  .Stadt  ihre  Akzise  abtreten 


')  Vgl.    Mitteilungen   des    historischen    Vereins   zu   Osnabrück   Band  XIII 
a.  a.  0.  S.  16£f. 

6* 
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odäri  dier  Erhebung  biner  Akzise'  ftlV  das  Land  bewilligen  sollte.  Da- 
zu jedoch  war  die  Stadt  in  keiner  :V^eise  zu  bewegen.  •  Nun  forderte 
man  von  der  Stadt  bares  Geld,  und  1675  wurden  zuerst  2000  Taler 
gezahlt..  Im  fpl^es^en  Jahre  wurde- n^^ch  heftiger  gefor4ei;t..  Die 
Bäte  drängten  und  drohten..  Als  man  ^allenfalls. _30OO  Taler  gohen 
wollte,  yerlangte  der  Fürst  statt  jener  Summe  9000 .  Taler.  Man 
handelte  nun  auf  5000  Taler.  Aber  das  erneuerte  sich  Jahr  auf 
Jahr.-  Entweder  man.  sollte  zahlen  oder  die 'Erhaltung  der  Garnison 
übernehmen  (Protok:oll  von  1677).  Die  [Soldateska  jener  Zeit  aber 
gab  derjenigen  des  30  jährigen  Krieges  in  Roheit  wenig  nach ;  da- 
rauf konnte  man  sich  nicht  einlassen.  Aber  mit  langen  Predigten, 
hieß  es,  sei  dem  Fürsten  nicht  gedient.  Der  Fürst  werde  die 
Alczise  selbst  heben  und  sehen,  was  daraus  zu  machen:  in  Friedens- 
Zeiten  solle  dergleichen  nicht  geschehen,  aber  jetzt  müsse  das  Geld 
da,  seiti.  So  ging  es  Jahr  auf  Jahr.  Man  war  nicht  Herr  im  Hause. 
Im  Grunde  waren  es  geringe  Summen,  die  auf  diese  Weise  erpreßt 
wurden.  Aber  eben  ihre  gänzliche  Willkürlichkeit  machte  die  Auf- 
bringung schwer.  An  regelmäßigen  Steuern  hätte  man  ohne  Druck 
das  Dpppelte  und  Dreifache  aufbringen  können;  die  Erpressungen  da- 
gegen fielen  rein  auf  das  Stadtgut  zurück.^  ^)  Die  Kontributienen 
beliefeh  sich: 

im  Jahre  1675  auf    6'ooo  Mk. 


n 

n 

1676  . 

15000 

n 

•  n 

N 

1677  , 

15000 

n 

■  n 

n 

1679  rt 

-  6006 

• 

•  • 

» 

• 

1682  „ 

5.301^ 

n 

• , 

■n 

•  n 

1683  „ 

15000 

'n 

,  " 

n 

n 

1690  „ 

10500 

'  • ,  * .  ■' '  i 

n 

n 

1691  « 

4500 

ti 

. 

insgesamt  aut  77  301  Mk. 

Um  dem  ^rtwährenden  Defizit  der  Kämmereikässe  abzuhelfen 
und  die  Finanzlage  der  Stadt  allmählich  günstiger  zu'gestalten^  setzte 
die  Bürgerschaft  unter  hartnäckigen  Kämpfen  mit  dem  Magistrate  in 
den  Jahren  1703/04  es  durch,  daJB  sämtliche  Batsgehälter  auf  die 
Hälfte  herabgesetzt  wurden.  Indes  hatte  diese  Maßregel  weder  den 
gewünschten  Erfolg,  noch  war  sie  rationell:  wenn  auch  die  festen 
Gehaltssätze  vermindert  wurden,  so  blieben  doch  die  Nebeneinnalimen 
der  Magistratspersonen  nicht  nur  bestehen,  sondern  vermehrten  sich 
gerade  seit  dieser  Zeit  ganz  bedeutend.  Betrugen  die  Weihkömpetenzen 
im  Jahre  1695  noch  102  Mk.  so  waren  sie  1703  bereits  auf  1587  Mk. 

*)  S.  Mitteilungen  des  historischen  Vereins  zu  Osnabrück  Band  VÜI  S.  186  ff. 
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gertiegßn ; '  d^r  H^igUtrat  wußte  iüchj  eben  -ans-  aeiner .  unän^^nahmen 
Lage  :Behr  'gut ; he;iraQ9.zuhelfeo.  ^} ;  Es  ging  so^ar  BOweity  da^  er  seine 
Mitglieder  ton;  d^t  idio'ekteq  Beflteuerong;.  dtin  Soboß,  den  man  seit 
dem  -dOjI^hrig^  Ktiegef  oicl^t'mehr  entbehren  JcDniltei  befreite«  iFUr 
die  Stadt 'wirkte  es  abe¥  besonders  nachteilig,  d^fi  sich  alle  diejenigen^ 
die  einmal.$inH^tädt}9Che9/Amt  bekleidet  hattenV  die  Exeioation  auch 
nach  Ablauf  ihr^^  Amtea  9U  eiixaltep  wußtet];  ^Dä  nun  dieiMagistratst 
personen  in  d^r.Begel  wohlhabeudenFöimilieuriahgehöirten  und  tler 
jährlich  erhob^i^e  Schoß  ziemlich  drückend  a«i  das  vorhandene:  Ver- 
mögen fiel,  wird  maa  sich  eiben  Begriff  machen' können,' ^  wie:  s'ehr 
sich  ein  Magistratsppsten^  selbst  bei  den  kleiu^n  festen  Qehaltssätzeiv, 
bezahlt  ;ipachtev  Qerade  hierdarch  trugen,  dte  Häupter  der  Stadt 
am  Verfalle  d«r  ohnehin  schon  schlecht  bestellten'  städtischen.  Finanzen 
die  meiste., 3chuld.  .  „;WoUt6  9h^t  die  Stadt  irgend  eine  Tätigkeit 
entwickeln,  so  fand  yie  '  bei  dejn  Ubeirgemcbte  aller,  diisiser  einfluß- 
reichen .ßlxemten  ^  einen'  unUbeirwiudlichen :  Widerstand.  /:  I^!iefiiBll>en 
Jjeute,  .welche  z^vor  ain  ^  bitt^rstiQa  übcir  die  Ilnbeweglichkeit  und 
Verkommenheit  der  jst^dttsqban  Zustände  geklagt  .und  gespottet  faf^tten^ 
waren  dann  sicher  .a^  W^ui^sten  b()reit;  ih!ce  behaupteten  Beohte  aüfr 
zugeben."^  ; .     .;  .;    (.:,'...::  .-..'.  ''",■.     • ;'        :•■:::::-; 

.  Die  festen  Gehälter  für  den  Magistrat  waren  seit  1709/Ö4  auf 
4880' Hark  normiert  —^.freilich  isin  seht  geringer  Betrag,  dar  i^i^et' 
das  Verlangen  nach  Nebeneinnahmen  begünstigte.  Der  erste  Bürger^ 
meister  bezog  900  Mki,  der:  zweite  4S0  Mk^, 'der  dritte  nur  108  Mfc.^ 
die  drei  Lohnherren  450  bezw.  114  bezw.  52iMk.;  der  Syndikus,  der 
nicht  dem  Magistratskollegium  angeharte,  erhielt  360  Mk.,  der  Stadt* 
Sekretär  bekam  450  Mk. ;  die^  beiden  Kämmerer  je  852  Mk.^  Man 
muß  auch  berücksichtigen,  daß  die  Arbeitslast  der  übrigen  Magistrats- 
mitglieder, deren  Gehälter  zwischc^n  ;52  und  156  Mark  schwankten, 
nicht  allzu  groß  war.  ' 


')  Vgl.  die  Mitteilungen  des  historischen  Vereins  zu  Osnabrück  Band  VIII 
S.  184:  f^^ ,  Die  traurige  Erscheinung  in  fast  allen  Stadtverwaltungen!  daß  auch 
ziemlich  ungerechtfertigte  Mittel  nicht  verschmäht  wurden ,  um  Diensteinnahmen 
zu  erlangen,  ist  auch  in  Osnabrück  nicht  zu  leugnen.  Der  Verkauf  untergeord- 
neter Dienststellen  war  nicht  unbekannt.  1706  verkaufte  man  die  Gerichtsschreiber- 
stelle. Die  Verwaltung,  zumal  die  Dingung  der  ungewissen  Gefälle  der  Eigen- 
behörigea.  ver8chafftß,:4eA;  Verwaltenden  übermäßige  Vorteile.  Die  Verwaltung 
der  milden  Stiftungen  wurde  deshalb  als  erhebliches  Dienstemolument  unter  den 
bedeutendsten  ^atsmitgliedern  fert^ilt.^ 

«)  Vgl.  daselbst  8.186. .'../     .  :,    .  ,     .    ..  • 
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f  ■>:•  Nicht  überseben  werden  darf  die  Bünofge  der  Stiid(>  iü  isanitSrer 
tBaziehoDg  ^ .  um  vdie  damals  «a  sei»" .  geftLrobtetea  Epideinien  ehi« 
Schränken  KU  kSnnen.  'Die  Apothekdii  wurdeo  pti^legiert;  (ee  waren 
drin  au  der  Zahl,  ron  deneA  jede  49  'M k.  jährlieli  fttr  die  erteilte 
KoDzeMOn  an  die  Stadtkasse  entndxtete)  die  Ärtte  -^  bis  ge^n 
die  Mitte  des  IB.  Jahrhunderts  eimir^  wozu  danD  später  noch  ein 
eweiter  Arzt  und  ein  Stadtchirnrgaa'  hiozntvat  —  erhielten  je  76  Mk., 
der  Wundarzt  36  Mk.  Besoldung  und  freie  Wohnung. 

Die  unteren  Beamten  der  Stsdterbidien  auBer  eiiiea  bestinimten 
Lohn  auch  die  Kleidung  geliefert«  Den '  höchsten  Lohni^Mz  be2^ 
.Ton  diesen  der  Batsvogt  im  Betrage  toU  90  Mk. 

Bis  zum  Jahre  1802  blieben  die  Öehaltssätee  im  großen  und 
ganzen  auf  gleicher  Höhe  bestehen;  die  geringen  Steigerungen  wurden 
zumeist  durch  den  Zuwachs'  Ton  Kommunalbeamten  berrofgerufen. 

Was  die  durch  den  städtischen  Haushalt  bedingten  Unkosten 
anbetraf^  so  erstreckten  sie  sich  auf  Ausgaben  für  die  Unterhaltung 
der  Oeschäftszimmer  des  Magistrats,  der  liniareDlegge^  der  Stadt- 
waageo,  (wie  z.  B.  Feuerung/ Beleuchtung ,  Papier,  Bind-  und 
Siegelgam  usw.)  für  die  Bechtshändel  der  Stadt,  Geldgeschenke  an 
einflußreiche  Persönlichkeiten,  Gratifikationen  an  die  Beamten,  femer 
fwt  alleriumd  wichtige  Sachen,  „wie  es  alteom  Heckommen  und  6e- 
hflMich  nach  Amtshalber  zu  Visnricbt  oblieget.^  ^)  Besonders  nahrn^ 
d^e  ftecbtshändel  viel  Geld  in  Anspruch;  haiiptsachlich  handelte  es 
sich  um  Jurisdiktiottsstreitigkriten,  die.  seit  dem  SO  jährigen  Kriege 
in  immer  größerem  Umfang  auftraten:  ein  untiebsabies  Grescheok 
der  städtischen  Gerichtsbarkeit  ^) 

Die  Ausgaben  hierfiir  stellteni  sich: 
~.  '  ».  •    •  ' 

im.  Jahre  1648  au£  204  Mark 

„      „     ier?5   „    96     „ 

n       „      1685    „    273      „      . 
„        „      1695    „    108      „ 

in  den  Jahren  1700—1700  auf  28212  Mk.;  durchschnittlich  pro  Jahr    564,25  Mk. 

«        "  "  ^25}""^2^     n     22110      ^  ;   „.  n         n     * »" 

•„      „         «        1771-1780    „      9722     „  „  „       „       972^   r 

1781—1780    „     13194     „  „  n       «     1319^  „ 

17&1-1800     „     28545-     n  ■  n  ^    n         n    .«»54-50    . 

ieOl-1808    „     29382      „       ,.  „  ..        n     2  93»,20   , 


')  Beeeiohnung  eines  Aas^fmbepofltena  in  der  StadireehooBf  rom  Jahre  1648 
in  Höhe  von  1286  Mk. 

')  Die  Revisionen  gegen  die  Urteile  des  Stadtgeriehts  gingei»  zur  endgfiftigea 
Entscheidung  direkt  an  das  Reichsgericht  zu  Wetzlar. 
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Die  Yeiiffftltiiiifflkottexi  Mit  dem  Jaht#  1802«^ieo7  »toUtau  «ic& 
im  Durcbsehiiitt  folgondermftBen  ^) :  f    .  i 


A.  Grehälter  der  städtischaii  Beamten: 

1  erster  BürgeiTmeister  inkl.  Zulage  S400  Mk. 

1  zweiter  Bürgerflieieter  900  ^ 

1  dritter  BürgeriUeistef  316  ^ 

8  Lohnhärren  (K&minerer)  1  233  ^ 
1  STUdikns  756  „ 

9  Senatoren  1 494  « 
4  Alterfnsnner  840  ^  : 
1  Sekretär  900  ^ 
Zulange   für  den  Scholarchen,   die  Prediger^   die 

Ärzte  und  für  die  yerschiedenen  Kollegien  1 848  ^ 

Gehälter  der  Unterbeamt^i  1815  ^ 

Summa:  12  402  Mk. 

B.  Die  Geschäftsbedürfnisse  und  Gerichtdkosten : 

för  Drucksachen^  Schreibmaterial  und  Porto  558  Mk. 

Beleuchtung  und  Feuerung  438  „ 

Unterhaltung  der  Ratskutschen  714  „ 

„             „    Stadtuhren  84  „ 

Kleidung  der  Stadtdiener-Boten  463  „ 

für  sanitäre  Zwecke  147  „ 

„     Wein  508  „ 

Diverse  Ausgal^e»  (Einquartierungslasten  usw.)  3  361  „ 


Summa:    6  273  Mk. 
Summa  von  A  und  B  =  18  675  Mk. 


Trotzdem  seit  d^n  Jahre  1808  die  Franzosen  auf  alle  mögliche 
Weise  den  Haushalt  der  Stadt,  sowohl  in  Hinsicht  auf  Gehalts- 
Zahlungen  als  auch  inbetreff  der  übrigen  Verwaltungskosten,  auf  das 
Notwendigste  beeebränkten  und  auf  weitgehendete  Sparsamkeit  drangen, 
hielten  sich  die  Verwaltungsausgaben  in  der  gleichen  Höhe  wie  in 
^en  vorhergehenden  Jahten,  also  bis  ca.  20  000  Mk.  Die  Beamten* 
gehälter  wurden  allgemein  erhöht,  wie  sie  damals  bei  den  damaligen 
Lebensbedingungen    als    angemesten    erschienen;    im    übrigen    aber 


')  Nach  der  Stadtrechnang  vom  Jahre  1807. 


l 
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.fi^leniiaäihtiiche  Nebeneilinahmenfüt  die  EommüBiAbdiai^ieil' weg,  und 
das  war  ein  großer  Fortschritt  gegön  itäber, '.^Aüob  mit.liei)  weiteren 
Bureaukosten,  die  nach  dem  Dekret  rom  13.  Dezember  1808  von 
dem  Präfekten  je  nach  den  Umstanden  ^festzasefesefa''  «war^n,  wurde 
eine  kraftige  Säuberung  VorgenammiBn;alü  hergebrachte  Gebräuche 
(Weinirinken  bei  Eatssitzungen,  Mähler,  Geschenke'  usw.  auf  Kosten 
der  Sliadt)  fielen  weg.  Dagegen  brachte  die  französische'  Zeit  neue 
Bürden,  *^die  das  hierdurch  Erspslrte  wiederiim' absorbierten.  Vor- 
züglich'  geschah  dies  durch  die  Steuerpflichtigkeit:  der  Gemeinde- 
grundstüeke,  die  bisher  abgabenfrei  gewesen  wai^en  und  'd(9iren  nun- 
mehrige Heranziehung  zu  der  Stoats-Grundsteuer  große  Lasten  aufer- 
legte, da  sie  mit  \  ihres  Ertrages  besteuert  wurdenv*)       1 

Die  durchgreifenden  Veränderungen,  die  sich  ^  nach  dem  Jahre 
1814  im  städtischen  Verwailfuiigswesenvöllzo^h,  erstteckten  sich  auch 
auf  die  Verwaltungskosten.     Die  Gehaltssätze  i*egelten' sich  als  Norm 


A.  für  die  Magistratspersonen: 

1  erster  Bürgermeister-  ^  .    .  • 

■  .  r           r        .        ,     » 
•    ;                       •  .   1    ■            »  ■ 

.      .3  250  Mk. 

,_  1  zweiter  Bürgermeister 

1                       (                  • 

I5Ö0     „ 

1  Syndikus 

■  .  1  B75     „ 

.2  Bichter 

*  • 

.  r 

2  250     „ 

.    '1  Stadtkämmerer 

1         1 

'..'.    \--'-  ->y.      :; 

'  "1500     „ 

.    .  4  Senatoren 

-■  ..  ,1  5Q0     „ 

^,  .4  Alterinänner 

■    < 

'       960     „ 

.1  Gerichtssekretär 

■ 

'.;  ■  -900   „ 

.    !l.  Stadtsekretär 

r-                                                t 

■'     .1060     „ 

Summa:    13  486  Mk. 

es.  kamen  noch  hinzu  das  Gehalt  für  den  Polizei- 
kommissar   (1800  Mk.)    und   die   Vergütung 
-für  die  Ärzte  ,       .  ,  2  016     „ 


Summa:    15  601  Mki 


--n-*-, ^- ■  ■        ■  .        '  ■         '  ' 

C.i.l      .      .  .       .  ,  .         .  ■  '     "     »  I    .    .. 

•  * 

^)  „Das  steuerbare  reine  Einkommen  besteht. in  dem  nach  isiner  bestimmten 
•lAmzahl'  Yon  Jahren  berechneten  Darchschnittsertrage  des  reinen  Einkommens'^ 
{^.  i.  dasjenige,  was  nach  Abzug  der  Kultur  und  Unterhaltungskosten  von  dem 
Roherträge  (produit  brut)  übrig  bleibt).  Vgl.  Thimme/äie. inneren  Zustände  des 
Kurfürstentums  Hannover  unter  der  franzosiscn-westfälischen  Herrschaft  1806/lS 
Ud.  II  S.  413  ff.    Hannover  u.  Leipzig  1893  u.  1896.    - 


;.•  ^  •^. 
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B.  für  die  Unterbeamten : 

1  Katsvogt,  4  Batsdiener  inkl.  Kleidungsgeld- 

zusciraß,   1  Stadtpolizeidiener,  1  Stadtsyn-  J     1578  Mk. 
dikus,  1  Aufwärterin 
26  Folizeisoldaten  inkl.  Kleidungsgeld  1  888     „ 

22  Nacht-  und  Feuörwächter  1959     „ 

Summa :    5  4fi5  Mk. 

Summa  von  A  ^md -B  =  20  Mft  Mk, 


•     ■     * 

^   '  ■ 

4  050 
3  36Ö 

Mk. 

• 

6  650 

vt 

d  von 

ä2bO"  bis; 

» < 

a     ■     • 

t   ■   • 

2  400 

rt 

.;.  ..: 

1500 

n 



^  l  060  ■ 

■-ii  '. 

•'-.'• 

1 

-1500 

•'Yl' 

: 

A 

1848 

r,' 

.   ,.  : 

( 

960 

Vi   '- 

'  »■ 

>.              .      A  . 

143 

■  Ti 

Die  Magistratsgehälter   wurden   im  Jahre    1835   einer   weiteren 
Veränderung  unterworfen  und  erhöhten  sich  seither  folgendermaßen: 
1  Bürgermeister 

1  Syndikus 

2  Richter 
1  Gerichtssekretär  (Geha 

2400  ML) 
4  Senatoren 
1  Stadtsekretär  - 
1  Stadtkämmerer 
1  Polizeikommissar 
4  Altermänner 

Vergütung  für  die  Arzte 

Summa:    22a61.Mk': 

-seit  dem  Jahre  1848   erhielten  die  16  Btlrger- 

vorsteher  eine  Vergütung  Ton  insgesamt  ~         *  1  350     „ 

außerdem  wurde  noch  ein  Stadtbailmeiste'r  an- 
gestellt mit  einem  Gehalt  von  1  350'    „ 

aodaß'sich  von  1848  ab  die  Norm  der'Gehälter 

des  Magistrats  auf  .....       23  22i  Mk^ 

stellte,  . 

In  den  Jahren  1840  bis  1848  wurden  die  Göhältösätze  der  unter- 
beamten wesentlich  heraufgesetzt.  Es  fand  jedoch  hierdurch  insofern 
keine  Vermehrung  der  Verwaltungskosten  statt,  als  früher  die  einzelnen 
Leistungen  direkt  aus  der  Kämmereikasse  ä  conto  der  betr.  Haupt- 
ausgabeposten bezahlt  wurden,  für  welche  die  Dienste  geleistet  waren, 
während  von  jetzt  ab  die  Entschädigung  für  geleistete  Dienste  nur 
als  reine  Verwaltungsausgabe  angesehen  wurde.  Zugleich  wurden 
auch  die  Polizeisoldaten  auf  acht  vermindert  und  dafür  im  ganzen 
ca.  30  Nachtwächter  angestellt. 
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Die  Yerwaltangskosten 


Jahr 

1815 

1820 

1825 

1880 

1835 

1840 

1845 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk 

Oehälter  des  Magistrats    .    .    . 

15768 

15411 

15411 

14880 

23742 

21  030 

20700 

„        der  Ünterbeamten  .    . 

1341    ;    1638 

1986 

2193 

3291 

4800 

5634 

^          „    Polizeioffizianten   . 

6o2i 

5  445 

5916 

5460 

6987 

6000 

3S10 

Lohn  der  Kachtwäohter     .    .    . 

2199 

1818 

2049 

1833 

1764 

2217 

3513 

Pensionen  und  Entschädigungen 

1050 

600 

600 

600 

— 

— 

— 

Gratifikationen 

.^_     1     ^.^ 

— 

456 

669 

I  029 

z  827 

AkxiseverwaUung 

6354       2769 

2667 

i»595 

2646 

2436 

«355 

I.  Summa 

32733     27681 

28629 

28017 

39099 

37512 

37839 

Verwaltongs*  und  Bureaukosten 
UnterhaHutig  der  Geschäftslokale 

}i587 

)2  757 

}i473 

I2001 

990 
«5^3 

858 
I  728 

1440 

I  140 

Kosten    des   Stadtgerichts   inkl. 

1 

Unterhaltung  der  Gefangenen 

783       2  688 

I  114 

3  119 

14^7 

2925 

«934 

Yerschiedeoes 

2019^),     — 

1740 

690 

195 

195 

195 

IL  Summa 

4389 

5  445 

4  3^7 

4810 

6999 

5706  ' 

5709 

Summa  Ton  I  u.  U 

37  122 

33  126 

32956  1 32  817 

46098 

43218 

43548 

Die  ordentlicheu  Gesamtausgaben 

der  Stadt  waren 

79600 

73632 

64997 

66918 

79  161 

98169 

115  182 

Die  gesamten  Yerwaltungskosten 

in    %    der    ordentlichen    Ge- 

■ 

samtauBgaben , 

46,64 

44,99 

50,71 

49,04 

58,23 

44,02 

37,81 

')  Infolge  der  Eriegszeiten. 
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in  den  Jakren  IBlIi — 188L 
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• 

\ 

1860 

1866 

1860 

18A5 

1870 

1872 

1874 

1876/77 

1878/79 

1880/81 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

32470 

20949 

«9503 

18848 

25659 

26484 

28665 

35182 

29484 

29824 

6882 

6537 

6759 

7662 

12759 

15573 

16860 

25525 

21  274 

19534 

4326 

5892 

6825 

8  100 

14433 

15384 

22350 

29247 

25169 

27050 

3882 

3018 

4026 

3  774 

3666 

4  449 

5253 

8836 

6437 

6065 

— 

3657 

2355 

1356 

867 

X  248 

1680 

1086 

695 

186 

2490 

750 

885 

420 

180 

— 

405 

636 

625 

520 

2505 

^550 

2649 

2625 

2595 

2796 

2745 

4198 

3  955 

4108 

42555 

43  353 

43002 

42435 

60159 

66  114 

77958 

104710 

87639 

87287 

1419 

2994 

3099 

4536 

4938 

4860 

7  533 

9503 

6400 

8x61 

2499 

2415 

1899 

2391 

3987 

3024 

3291 

5315 

3  975 

4  399 

2895 
174 

193 

— 

-^ 

— 

— 

6987 

5601 

4998 

6927 

8925 

7884 

10824 

14818 

10375 

12560 

49542 

48954 

48000 

49  3^2 

69084 

73998 

...... 

88782 

119528 

98014 

99847 

137367 

201  708 

115  755 

154  143 

193  425 

249906 

363120 

466  359 

399528 

439314 

36,06 

«4,a7 

4M7 

32,03 

35,72 

29,61 

24,45 

25.Ö3 

24,53 

22,73 

Die  Verwaltungskoä 


• 

;                            1 

.  ,M-- -■    • !         - 

Lfd 
Nr. 

1                                                   ' 
\  Bezeichnung  des  Titels 

;i881/82 

1 

1882/83 

1883/84 

1884/85 

1 

1885/86 

1886/87  1887  88  l*5u-' 

.j 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk.       \L. 

.  .1 

- 

.     - 
Magistrat - 

1  22786  24000 

24040  24099 

• 

24  078 

3^4340 

23^25    20 

2 

« 

1  Stadtbauamt 

1  15075    14984 

14583 

15692 

16581 

15526    16  710    iS-^ 

^ 

■ 

1'  Kämmereikasf'e 

1 

5250 

5550 

.5550     5550 

6  050 

6  200      6  200     t  ii 

4 

tresiindheitsbeamte 

450        450 

450 

450 

450 

415           590         :- 

5 

■ ' 

>;  Magiitrattf*<iteeeh&fts- 

*  '•  ' 

• 

'      1 

« 

V 

1  .,    Stube  .      : 

i              *                                          * 

;  12228 

1 1  0631  1 1  087 

II  2191  12607 

12808    J3241      15*" 

v6 

0) 

'  Standesamt 

1    2372 

30451    3045 

3045   .3240 

3  240'     3  360      3  p' 

7 

a 

1  Steuer-  unä  "Militär- Ab- 

1  '  ■  '  * 

1 

i 

' 

'                      j       • 

^    1 
1 

".•'  i^ 

3 

2 

".-'■teilüng.'^ 

2370 

2386 

2467 

2  525^     3  194 

3  437|     3  «23      4.: 

-8 

CO 

SteuerkaiBQ  •.            -    ; 

1      --^.c 
1 

-7-  •; 

.T^           : —            — 

e- 

CO 

rt  Peliseidipektion 

1  31  •1*7 

30855- 

31452 

32296I  36064 

37176    38961'  39- 

la 

l 

\\  fölizeigefängiiis 

I    • 

■ 

— ■ 

.—    ■ 

-^ 

^.         1      • — 

11.- 

.^^ 

4  Arbeiter  .-,y ermittlungs- 
1        stelle 

I--  ■ 

- 

«- 

- 

• 

i 

12 

1 

iGFewerbegeFicht,  Abtl.  f. 

- 

• 

« 

- 

- 

V      -        ^ 

'  -  .  Arbeiterversicherung 

1 
1 

— 

# 

■r- 

•:—- 

.-r    -       — 

13 

1  Revisionsbureau 

1 

— 

— 



—           — 

14. 

1  Akjgiseverwaltung 

Summe  l-=-14 

1 

1    4  124 

4ia8 

4179 

-.5  559     5886 

5S94 

—     ..   WUT- 

15 

957-72    96471 

96853I100435J108150 

r 

io*736|io6409  io7e 

16 

c    1  Rüliegehi^lte ,    Unter- 

1 

■         . 

1 

' ' 

1       '  Stützungen  usw. 

I  r23     36731    5253 

3398 

3306 

3164 

3011      4  :c 

A7 

O 

i  Verwältungskbsten 

8073'    6322;    8246 

9065 

8023 

8564 

8994    ^y. 

18 

1  Unterhaltung    der   Ge- 

1 

•  t 

« 

■■ 

r  " 

W 

li      -schäftsräume 

3522 

3764!  -3623 

3263 

4327 

3777 

4^74-    6  5:: 

19 

1. 

1|  Unterhaltung  u.  Lasten 

1 

1        der    Verwaltungsge- 

! 

li        bäüde 

'• — 

.  — 

-— ■ 

654'     I  0S2 

20 

r 

bc 

1^4 

i|  Unterhaltung  d.  Bauhöfe 
11        und  Arbeitsgeräte 

^HBV 

1 

1 

- 

1 

1 
I  520      I  2o5 

21 

1,  Wasserzins:  . 

1        Summe  von  16—21 

1 

1       *-     •' 

— 

1    .  , 

•r 

S 

^ 

1 

22 

1  >»7i8i  13759J  «7  «22;  157*6 

15656      15505 

1 

19053!   21  2S4 

23 

1 

1  Gesamte     Verwaltungs- 

!        1 

1             i 
1             1 

1 

i>        kosten                           i 

i' 

i  Die  ordentl.  Gesamtaus- 

108490110230 

!                    1 

113  975 

116  161,1238061124241 

125462  128344 

24 

1 

1 

1         gaben  der  Stadt  be-  i 

||         trugen                            '472  499 

454  704 

485  105 

491267,530525 

522  027 

562  411  587  315 

25 

1  Die    gesamten   Verwal- 
tungskosten betrugen 
ij        %  der  ordentl.  Ge- 

1 

1 

1 
1 

1 

1 
1 

1        samtausgaben 

1 

22,96 

24,24 

23,50 

23,65 

23,34 

> 

23,80 

22,31    '   21,85 
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n  den  Jähren  1891— 1900. 


889/90 

1890/91 

1891/92 

1892/93 

1893/94 

1894/96 

1895/96 

1896/97 

1897/98 

1898/99 

1 

1899/00 

19PD/Ö1 

1 
Mk.   Jlk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk.  . 

Mk.  . 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

-  Mk. 

Mk. 

32350 

19480 
6500 

590 

21977 

33778 
7900 

590 

22  950 

23911 
8950 

590 

23511 
24900 

8950 
.  .590 

23550 

25  HO 

9408 

590 

23  650 

24  723 
9602 

-  590 

23450 

.25438 

9818 

595 

• 

23^650 

23206 

10  X  70 

600 

•  24750 
21888 

11066 

600 

22430 

26  171 

11  266 

-  600 

23730 

27753 

11433 
600 

26817 

33  333 

12781 

600 

14390 
3480 

15  138 
4215 

15169 

4275 

15154 
4385 

15525 

4  575 

15302 
4  735 

.  15  764 
4818 

15051 

5127 

14799 
5280 

15078 
5583 

15182 
5683 

17214 
5983 

4  573 
38646 

5058 
44206 

5862 

'   - 

50 189 

8854 
52421 

9298 

55414 

10618 
5384^ 

10  534 
6887 

61807 

11805 

7536 
70290 

• 

II  928 
7500 

70700 
1908 

13351 
7500 

71.207 

1828 

12826 
7968 

77991 
1936 

14466 

9  940 

86727 

2  127 

— 

— 

— 

— 

t 
•■•"        ^^^ 

1650 

1699 

1867 

1952 

leither 

zu  den 

2640 
KoBtei 

2300 
1  der  S 

2275 
teuervei 

2555 
rwaltuDj 

2912 
^  hinzu{ 

3  497 
^erecbn( 

3721 

Bt 

3940 

4263 
2  131 

4899 
2431 

10009 

122862 

134  536 

141  065 

145  675 

145  624 

162024^170932  175  790 

180653 

193  363 

219270 

4868 
9839 

20739 
12835 

21  503 
13394 

17716 
14201 

17962 
19583 

21  035 
16446 

21859 
23329 

23985 
21468 

25933 
23887 

26778 
.  23668 

26873 
25077 

32627 
21  218 

5418 

7153 

713.0 

9212 

10862 

9671 

10560 

11  998 

11404 

12  569 

15915 

18351 

10842 

10279 

2  0«3 

813 

2515 

I  292 

1331 

1  901 

832 

605 

•   972 

2154 

2883 

I  613 

• 

2  128 

1398 

675 

1373 
400 

1  522 
145 

3222 
192 

2137 
194 

1734 
245 

•  1335 
362 

3518 
221 

7019 
292 

33850 

52619 

.46178J  44015 

52695 

50111I  60493 

52683 

64035 

65317 

72576 

81661 

43  859  175  481 

1807141185080 

198370 

1 
195735222517 

■ 

232615  239825 

245970 

265  939 

300931 

40  687 

606  123 

792909 

731  479 

705  972 

694  536 

807906 

843  088 

852,740 

• 
I  186303 

I  227  279 

1316755 

22,46 

28,95. 

22,79 

25,30 

28,10 

28,18 

27,54 

27,59 

28,12 

22,04 

21,66 

22,85 
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Die  fixen  Gehälter  fttr  die  Mitglieder  des  Magistrats,  dessen 
Hilfsbeamte,  sowie  die  Entschädigungen  für  die  Senatoren  entwiekelten 
sich  bis  znm  Jahre  1900: 


1 

■ 

• 

Jahr,  seit 

1859 
Mk, 

1867 
Mk. 

1876 
Mk. 

Für  den  Bürgermeister 
„     Bepräsentation 
„     den  Syndikus 

„  für  die  beiden  besol- 
deten Senatoren 

.  den  Stadtsekretar 
Bntsöbädigungen  für   die 
übrigen  fünf  Senatoren 
Für  den  Kämmerer 
„    '  „    Stadtbaumeister 
„      „   Bergmeister 
„      „    Rendanten  der 

Sparkasse 
„   den  Stadtphy»ikus 

.4J0P. 

3600—4200 

je  I  500—3  000 

er.  bis  3900  bei 

Fübrnng  der 
Polizeigescbil^e 

I  800—2  700 

je  450 

I  800 — 2  400 

1  500 — 2  100 

2  400—3  000 

I  350—1  800 
300 

6000 
4  200—5  400 

3000—5200 

• 

I  800 — 3  000 

je  450 

I  800-^2  400 

1  500—2  100 

2400— 3  OOQ 

I  350—1  800 

300 

6000—7200 

300 
4800—6060 

3600-4800 

1  800 — 3000 

je  450 

I  800—2400 
3000—5040 
2400—3000 

1  350—2  400 

300 

Die  im   einzelnen  Titel   der  VerwaltuDgskosten    setzen   sich   zu- 
sammen, wobei  wir  als  Beispiel  das  Jahr  1900/01  wählten': 

A.  Magistrat; 

1  Bürgermeister  inkl.  Bepräsentation  9  102  Mk. 

1  Stadtsyndikus  6  000     „. 

2  besoldete  Senatoren  9  598    „ 
Entschädigungen  für  fünf  weitere  Magistratsmit- 
glieder 2117     , 


• 

Summa  A:    26  817  Mk. 

B.   Stadtbauamt: 

* 

-              •                            • 

1  Baumeister 

4  560  Mk. 

3  Assistenten 

8321     „ 

1  Geometer      | 
1  Landmesser  j 

6  250     „ 

2  Bauführer 

5  300     „ 

2  Bauaufseber 

3  772     „ 

1  Bauzeichner 

320     „ 

4  Bureaubeamte 

4810     „ 

Summe  Ton  B:  33  333  Mk. 
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C.  Kämniereikasse : 

1  IGLininerer 

2  Buchhalter 

2  Kassengehilfen 

1  FCaflsenbote 

Zulage  für  Schreibhilfe 

4  070  Mk. 

5400     „ 

2  733     „ 

400     „ 

178     „ 

D.  Gesundheitsbeamte : 

1  Stadtarzt 
1  Stadttierarzt 

Summe  von  C: 

12  781  Mk. 

500  Mk. 
100     „ 

Summe  von  D :    600  Mk. 


E«  Geschäftsstube  des  Magistrats: 


1  Magistratssekretär 

1  Kegistrator 

je  1  Bureauassistent  und  Expedient 

3  Bureaugehilfen 

3  Ratsdiener 

Zulage  für  Schreibhilfe 

3  203  Mk. 

2  456     „ 

3  697     „ 
2118     „ 
5  370     „ 

370     „ 

Summe  von  E: 

F.  Standesamt: 

1  Standesbeamter 

2  Bureaubeamte 

17  214  Mk. 

3  200  Mk. 
2  783     „ 

Summe  von  F:    5  983  Mk. 


G.  Steuer-  und  Militärabteitung : 

1  Bureauvorsteher 

2  Bureauassisteuten 
2  Bureaugehilfen 

Entschädigung   für   den   Vorsitzenden   der  Ein- 
kommens teuer- Veraulagungs-Kommission 
Zulagen  für  Schreibhilfe 
1  Bote 


3  800  Mk. 
3  700     „ 
3  242 


600 
1724 
1500 


n 
n 


Summe  von  G:    14  466  Mk. 
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H.  Steuerkasae: 

1  Rendant  <         3 150  Mk. 

1  Kassenassistent  1 600    „ 

:     3  Steuererheber  .  .      6  190     « 


Summe  Ton  H:    9940  Mk. 


J.  Polizeidirektion: 

Entschädigung  für  den  Polizeidirektor  (Magistrats- 

mitgUed)  600  Mk. 

1  Polizeünspektor  4  060  „ 

3  Kommissare  7  093  „ 

8  Polizeibureaubeamte  10  079  „ 

3  Polizeiwachtmeister'  6  150  „ 

21  Polizeisergeanten  29  807  „ 

für  aushilfsweisen  Polizeidiensjt  2  674  „ 

3  Feldhüter  3  760  „ 

34  Nachtwächter  21646  „ 

Dienstunkosten  1868 


n 


Summe  von  J:    86  727  Mk. 


K.  Polizeigefangnis : 

1  Aufseher  —     .1526  Mk. 

an.  Unkosten  601     „ 


Summe  Ton  K:    2127  Mk. 


L.  ArbeitsTermittlungsstelle : 

1  Bureaubeamter  1  600  Mk. 

Zulage  für  Schreibhilfe  352    „ 


Summe  Yon  L :    1  952  Mk. 


M.  Gewerbegericht,  Abteilung  für  Arbeiterversicherung: 

I.Sekretär  '2  280  Mk. 

2,  Bureaubeamte  2  350    „ 

Zulage  für  Schreibhilfe  269    „ 


■p* 


Summe  yon  M :   4  899  M  k. 


*    U.  Revisionsbureau: 

1  Revisor  2  400  Mk. 

an  Unkosten  .     ,  31     „ 


Summe  von  N:    2  431  Mk. 
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Q.  Bahegebalte,  üntentützuDgen  und  besondere  Vergütungen: 

Buhegehalte  31058  Mk. 

Unterstützungen  4  024     „ 

besondere  Vergütungen  760     „ 

Zuschuß  zur  Wittwen-  und  Waisenkasse  6  785     „ 

Summe  von  Q:    32  627  Mk. 

ß.  Verwaltungskosten: 

Geschäftsstube  des  Magistrats  4  011  Mk. 

Stadtbauamt  2  579     „ 

Kämmereikasse  474    „ 

Standesamt  370     „ 

Steuer-  und  Militärabteilung  1  327     „ 

Steuerkasse  3  033     ^ 


n 


Polizeidirektion  6  435 

Gewerbegericht  usw.  449  „ 

Bibliothek  762  „ 

Prozeß-,  Grundbuch-,  Stempel-  und  dgl.  Kosten  886  „ 

Beiaekosten  in  städtischen  ÄDgelegenheiten  892  „ 


Summe  von  B:    21  218  Mk. 


8.  Unterhaltung  der  Geschäftsräume: 

Gehalt  des  Kastellans  1  590  Mk. 

do.  für  Hüfskräfte  1  320     „ 

Beleuchtung  3  224     ,, 

Feuerung  8  009     „ 

Polizeirevier  II  966     ,, 

Beinigungsgerät  397     „ 

Beinigung  der  Bäume  180     „ 

Gebühr  für  Fernsprechanlagen  332     „ 

Unterhaltung  und  Ergänzung  des  Hausrats  2333     „ 

Summe  von  S:    18  351  Mk. 


T.  Unterhaltung  und  Lasten  der  Verwaltungsgebäude: 

Bathaus  2  154  Mk. 


Summe  von  T:   2  154  Mk. 
XLVII.  7 
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U.  Unterhaltung  der  Banhöfe,  Lagerplätze  und  Arbeitsgeräte: 

Instandhaltung  eines  Lagerplatzes  41  Mk. 

Einrichtung  eines  Materiallagerplatzes  5  328    „ 

Beleuchtung  der  Werkstatt  11     „ 

Bau-  und  Arbeitsgeräte  1 439    „ 

Miete  für  Benutzung  eines  Platzes  200    „ 

Summe  von  U:    7  019  Mk. 

V.  Wasserzins: 

für  die  städtischen  Gebäude  292  Mk. 


Summe 

von 

V :    292  Mk. 

kapitulation  der  Verwaltungskosten  im 

Jahre  1900/01: 

A.  Magistrat 

26  817  Mk. 

B.  Stadtbauamt 

33  333     „ 

C.  Kämmereikasse 

12  781     „ 

D.  Gesundheitsbeamte 

600     ^ 

E.  Geschäftsstube  des  Magistrats 

17  214     „ 

F.  Standesamt 

5  983     ^ 

G.  Steuer-  und  Militärabteilung 

14466     „ 

H.  Steuerkasse 

9  940     ^ 

I.  Polizeidirektion 

86  727     ^ 

K.  Polizeigefangnis 

2  127     ^ 

L.  Arbeitsvermittlungsstelle 

1952     , 

M.  Gewerbegericht  usw. 

4  899     „ 

N.  Revisionsbureau 

2431     „ 

Summe  der  Besoldungen :  219  270  Mk. 

Q.  Ruhegehalte  usw.  32  627  „ 

R.  Verwaltungskosten  21  218  „ 

S.  Unterhaltung  der  Geschäftsräume  18  361  „ 

T.  Unterhaltung  der  Verwaltungsgebäude  2  154  „ 

U.  Unterhaltung  der  Bauhöfe  usw.  7  019  „ 

V.  Wasserzins  292  „ 

Summe  der  übrigen  Verwaltungskosten  (Q — V):  81661  Mk, 

Gesamte  Verwaltungskosten:   300  931  Mk. 


Vierter  Teil. 


Die  privatwirtschaftlichen  Einnahmen. 


Mochten  die  Ausgaben  auch  noch  so  groß  sein,  das  Geld  mußte 
unter  allen  Umständen  herbeigeschafft  werden,  um  die  öffentlichen 
Aufgaben  erfüllen  zu  können. 

Die  städtischen  Einnahmen  teilten  sich  nun  hinsichtlich  ihrer 
Bezugsquellen  in  zwei  Kategorien,  nämlich  in  privatwirtschaftliche 
und  gemein  wirtschaftliche.  Zu  den  ersteren  gehörten  zunächst  der 
Ertrag  des  Gemeindevermögens  (in  der  Einschränkung,  daß  derselbe 
nicht  durch  Nutzungsrechte  der  Gemeindeglieder  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  konnte)  und  fernerhin  die  Einkünfte  aus  den  städtischen 
Gewerbebetrieben,  da  sie  auf  privatrechtlichem  Boden  erwachsen  waren. 
Gleichwohl  war  nicht  abzustreiten,  daß  man  letztere  auch  zu  den  gemein- 
wirtschaftlichen Einnahmen,  wozu  die  Gebühren  und  Steuern  zu  rechnen 
waren,  zählen  könnte,  im  Falle  die  den  Gemeindemitgliedem  zu- 
fließenden wirtschaftlichen  Vorteile  höher  bezahlt  werden  mußten,  als 
sie  dem  betreffenden  Werke  selbst  kosteten  mit  Einschluß  der  Auf- 
wendungen für  die  Unterhaltung,  die  Verzinsung  und  Amortisation 
des  Anlagekapitals,  kurz  wenn  Überschüsse  für  die  Kämmereikasse 
erzielt  wurden.^)  Auf  diese  Weise  erlangten  diese  Überschüsse  den 
Charakter  indirekter  Steuern,  der  noch  mehr  hervortrat,  wenn  ein 
Zwang  zur  Benutzung  oder  Beteiligung  angewandt,  oder  der  Stadt 
die  ausschließliche  Betreibung  des   betreffenden  Gewerbes  gesetzlich 


^)  Über  die  Zulässigkeit  derartiger  wirtschaftlicher  Einrichtungen  und  Ge- 
winn für  die  Städte  ygl.  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  S.  52,  75/76, 
148/49.    Leipzig  1874. 


7* 


n 
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(Schlachthaus)  oder  ortsstatutarisch  (Gas-  und  Wasserwerk  usw.)  zu- 
gesprochen wurde  (städtische  Regalanstalten).  Indes  ist  hier  diese 
Frage  nicht  weiter  berücksichtigt,  sondern  nur  die  priyatwirtschaft- 
liche  Stellung  der   städtischen  Gewerbebetriebe  in  Betracht  gezogen. 


A.   Die  Einkünfte  aus  dem  Oemeindebesits. 


Zu  den  priyatwirtschaftlichen  Einnahmen  zählten  in  erster  Linie 
die  Einkünfte  des  Gemeindebesitzes,  der  in  Grundstücken,  Forsten, 
Häusern  usw.  bestand. 

Die  eigentümliche  Entwicklung  des  sogenannten  Laischaftswesens 
gegen  Ende  des  16.  und  teils  noch  im  Anfange  des  17.  Jahrhunderts 
hatte  den  Besitzstand  der  Stadt  sehr  yermindert.  Unter  Laischaften 
▼erstand  man  ursprünglich  Besitzungen  Ton  Kirchengemeinden,  die 
ohne  eigentliche  Nachweise  über  ihre  Entstehung  und  die  Übertragung 
ihrer  Besitzrechte  plötzlich  im  Besitze  Ton  früher  städtischen  Grund- 
besitzen angetroffen  wurden.^)  Dazu  kam,  daß  die  Verschuldung  der 
Stadt  infolge  des  30jährigen  Krieges  Veranlassung  gegeben  hatte, 
die  meisten  der  damals  noch  besessenen  Grundstücke  zu  yerkaufen 
oder  zu  verpfänden.  Demgemäß  waren  die  Einkünfte  aus  dem  Grund- 
besitz im  Verhältnis  zu  den  übrigen  Einnahmen  sehr  gering  und 
blieben  es  auch  bis  in  die  neueste  Zeit.  Die  mehrfachen  Grund- 
erwerbungen  im  19.  Jahrhundert  brachten  im  Hinblick  auf  die  Ent- 
wicklung der  Stadt  keinen  Umschwung  mit  sich,  weil  Grundverkäufe 
infolge  mißlicher  Finanzlage  nicht  selten  waren.  Die  Einkünfte 
stellten  sich 

im  Jahre  1675  auf  612  JHk.  oder  3,25%  der  ordeutlichen  Gesamteinnahmen 

„      1760    „  1068    „        „     2.81 0/0  „ 

„      1802    „  3600    „        „     7,64%  „ 

„        „      1850    „  9951     »        „     7,04*^/0  n 

»        „      1900    „    43564    „        „     3,22%    „ 


^)  Die  Entwicklung  dieser  Verhältnisse  würde  hier  zu  weit  fuhren.  Nur  die 
Bemerkung  wird  yielleicht  nicht  ohne  Interesse  sein,  daß  das  Besitztum  Rupen- 
brock  im  Jahre  1370  von  der  Stadt  selbst  angekauft  war  und  von  der  Kämmerei- 
kasse benutzt  wurde,  bis  es  als  Eigentum  der  Hegerlaischaft  auftauchte.  Vgl. 
Bemerkungen  zur  Stadtrechnung  von  1845/46. 
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Bis  zum  Anfange  des  19.  Jahrhunderts  waren  die  ehemals  zur 
Verteidigung  der  Stadt  benutzten  Türme  und  Landwehren  das  erheb- 
lichste Gruodbesitztum  gewesen.  Die  Landwehren  ^ogen  sich  ursprüng- 
lich um  den  größten  Teil  des  Stadtgebietes  und  bildeten  einen  Streifen 
Yon  ca.  3700  Buten  Länge  bei  aber  nur  geringer  Breite ,  der  mit 
Holz  besetzt  war,  das  als  Hecke  undurchdringlich  von  Jahr  zu  Jahr 
ineinander  geflochten  wurde.  Dies  sogenannte  Beugen  der  Landwehr 
war  noch  nach  dem  30  jährigen  Kriege  längere  Jahre  hindurch  regel- 
mäßig geschehen.  Dann  hatte  man  bei  größerer  Sicherheit  des  Landes 
das  Holz  aufwachsen  lassen  und  den  Boden  als  Forst  benutzt.  Nach 
dem  Jahre  1814  wurde  indes  der  gesamte  Grund  sukzessive  verkauft; 
da  die  Lage  zur  Forstnutzung  höchst  unvorteilhaft  war. 

Die  Türme  lagen  an  den  Ausgängen  der  Landwehren  und  wurden 
zuerst  von  Leuten  bewohnt,  die  verpflichtet  waren,  die  Schlagbäume 
zu  öffnen  und  zu  schließen.  Zu  diesen  Türmen  gehörten  auch  einige 
wenige  Grundstücke^  die  den  Schließern  verpachtet  waren.  Ob  die 
Wohnhäuser  deren,  oder  der  Stadt  Eigentum  wären,  war  ein  alter 
Streit;  jedenfalls  kostete  die  Unterhaltung  mehr,  als  der  Ertrag  der 
Grundstücke  aufbringen  konnte.  Es  stellte  sich  recht  deutlich  heraus, 
daß  der  ganze  Zweck  und  Wert  dieses  bedeutenden  Besitztums  ledig- 
lich in  der  Sicherheit  des  Stadtgebietes  und  auf  keine  Weise  in  der 
Nutzbarkeit  zu  suchen  war.  So  wurden  denn  auch  diese  Besitztümer, 
insbesondere  seit  1834  veräußert,  und  auf  diese  Weise  ein  Kapital 
flüssig  gemacht,  dessen  Zinsen  jene  Grundstücke  auch  nicht  im  ent- 
ferntesten liefern  konnten. 

Die  Einnahmen  von  Gärten,  Wällen  und  Plätzen  befaßte  eine 
Menge  kleiner  Parzellen,  welche  zum  bei  weitem  größten  Teile  eben- 
falls von  den  ehemaligen  Festungswerken  nutzbar  gemacht  wurden. 

Ebenfalls  rührten  die  Einnahmen  von  Wiesen  und  Grasland  fast 
ausschließlich  von  zugefüllten  Gräben  und  benutzten  Wällen  her. 
Hinzu  kaoaen  verschiedene  Bleichen  und  einige  Wiesen.  Fortgesetzte 
Verbesserungsarbeiten,  deren  der  sumpfige  Boden  sehr  bedürftig  war, 
ließen  eine  geringe  Steigerung  dieser  Einkünfte  eintreten.  Sämtliche 
Grundstücke  wurden  verpachtet. 

Das  Ackerland  wurde  früher  größtenteils  zum  Betriebe  der  Stein- 
gruben angeschaff't,  später  kultivierte  man  die  ausgebrochenen  Gruben 
wieder. 

Was  die  Einnahmen  von  Häusern  und  Gebäuden  anbetraf,  so 
steckten  darunter,  speziell  um  die  1850er  Jahre,  hauptsächlich  die 
Mietsgeldeinkünfte  von  den  zur  Erweiterung  von  Straßen  und  Plätzen 
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EDgekauften  Wohnhäusern,  von  verschiedenen  Magazinen  und  aus- 
gebauten Stadttürmen. 

Die  Jagd  und  Fischerei  .war  erst  seit  der  französisch-westfälischen 
Zeit  nutzbar  gemacht.  Früher  war  die  städtische  Hasefischerei  allen 
Bürgern  frei,  bis  die  westfälische  BegieruDg  die  allgemeine  Ver* 
Pachtung  von  Jagd  und  Fischerei  verfügte. 

Der  Gemeindebesitz  lieferte  Erträge 


im  Jahre  1675  612  Kk. 

1701  522 

1726  411 

1750  423 


1776  I  965 


im  Jahre  1800    2  928  Mk. 
1825    3981    „ 
1860    9951    M 
1872  15  219    „ 


11 


>» 


ff 


Im  Jahre  1900/01  brachten   die   städtischen  Liegenschaften  ein 


Gebäude 

Gärten,  Plätze,  Wälle 

Ackerländereien 

Wiesen 

Jagd  und  Fischerei 

Mühlen  und  Mühlengrundstücke 

Verschiedene  Grundstücke 


24965  Mk. 

4086 

1593 

778 

32 

1067 

11043 


V 


n 


n 


n 


Summa    43564  Mk. 


Es  ist  bereits  vorher  bemerkt  worden,  daß  mehrfach  Verkäufe 
Ton  städtischen  Grundstücken  vorkamen ;  natürlich  wurden  demgegen- 
über, besonders  in  neuerer  Zeit,  auch  Ankäufe  gemacht.  Bei  der 
Geringfügigkeit  des  städtischen  Grundvermögens  stellte  es  sich  gewiß 
als  zweckmäßig  dar,  daß  ein  Teil  der  disponiblen  Mittel  in  Grund 
und  Boden  angelegt  wurde;  dazukam,  daß  Markteilungen,  Ablösungs- 
kontrakte und  letzthin  das  Bestreben  für  Beschaffung  öffentlicher  An- 
lagen usw.  mehrfach  Gelegenheiten  zu  Grunderwerbungen  geboten 
hatten. 

Der  Erlös  aus  verkauften  Gemeindegrundstücken  betrug: 

1800—1850    142677  Mk. 
1851-1876    324549    „ 
1876—1900    868878 

Samma  i  336  104  Mk. 

Die  Aufwendungen  zwecks  Grunderwerbungen  stellten  sich: 

1800—1850     73281  Mk. 
1851—1875    984637    „ 
1876—1900    976732    » 
Summa  2034650  Mk. 
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Mithin  wurden  mehr  Grundstücke  erworben  als  verkauft,  und 
zwar  erhöhte  sich  das  in  städtischen  Besitzungen  angelegte  Vermögen 
um  698646  Mk.^) 


B.  Die  Einnahmen  aus  den  städtischen  Oewerbebetrieben. 


Das  städtische  Kohlenbergwerk  auf  dem  Fiesberge. 

Der  ausgedehnteste  Priratgewerbebetrieb,  den  die  Stadt  Osnabrück 
je  besessen  hat,  war  das  Steinkohlenbergwerk  auf  dem  Piesberge. 
Wie  sehr  bedeutend  dieses  Werk  für  die  Finanzlage  der  Stadt  ge- 
wesen war,  läßt  sich  am  klarsten  daraus  ersehen,  daß  die  städtische 
Verwaltung  bis  zum  Jahr  1868  nicht  genötigt  war,  direkte  Kommunal- 
steuern  in  Anwendung  zu  bringen,  da  die  Einkünfte  aus  dem  Pies- 
berge in  der  Hauptsache  zur  Deckung  der  Gemeindeausgaben  ge- 
nügten. Das  rasche  Anwachsen  der  Bevölkerung  in  den  niederdeutschen 
Städten  hatte  daselbst  eine  schnelle  Steigerung  der  Kommunalsteuern 
zur  notwendigen  Folge  gehabt.  Während  aber  dort  z.  B.  schon  An- 
fang der  1870  er  Jahre  300,  ja  500  %  ^^t^  Staatssteuern  als  Kommunal- 
steuem  ^)  erhoben  wurden,  war  es  in  Osnabrück  dank  des  städtischen 
Bergwerks  noch  möglich,  mit  100%  der  Grund-  und  Gebäudesteuer 
und  100%  d^^  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  aus- 
zukommen: Vorteile,  deren  sich  in  so  hohem  Maße  keine  Stadt  Ton 
der  Größe  Osnabrücks  in  Nord  Westdeutschland  bis  zu  dieser  Zeit  er- 
freuen konnte. 

Seit  dem  Vertrage  zwischen  dem  Domkapitel  und  Rat  vom  Jahre 
1568,  worin  letzterem  das  Eecbt  zuerkannt  wurde,  „allein  in  dem 
Piesberge  de  Steinkolle  breken  laten",  d^ueite  es  200  Jahre,  bis  die 
Zimmerheizung  1768  vom  Ratsherrn  und  Apotheker  A meidung  er- 
funden wurde.  Anfangs  hatte  der  Piesberg  nur  die  Kohlen  für  die 
städtischen  Kalköfen  geliefert;  mit  der  Einführung  ihrer  Verwertung 
zu  Hausbrandzwecken  wuchs  aber  die  Förderung  und  damit  die  Ein- 
nabme   aus  dem  Betriebe  ständig  an.    Die  Ausbeute  betrug  in  den 


^)  £ine  normale  Verzinsung  konnte  aber  nicht  bei  allen  erworbenen  Grund- 
stücken eintreten,  da  mehrfach  andere  Zwecke,  wie  z.  B.  Schaffung  von  Plätzen, 
Anlagen  usw.  in  Betracht  kamen. 

*)  Angaben  im  städtischen  Yerwaltungsbericht  Tom  Jahre  1874. 
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Jahren  1768^1806  im  Dnrchflchnitt  jährlich  30000  Bingel  oder  ca. 
32  400  Zentner  (der  Bingel  zu  108  Pfund  gerechnet).^)  Die  Zanahme 
des  Verbrauchs  an  Kohlen  wurde  wesentlich  erhöht  durch  den  sich 
herausstellenden  Mangel  und  damit  Hand  in  Hand  gehend  die  Ver- 
teuerung des  Brennholzes.  Dennoch  stellte  sich  die  Ausbeute  des 
oberbaulichen  und  primitiven  Betriebes  infolge  oft  eintretender  Hinder- 
nisse sehr  ungewiß  und  gering  dar.  Zur  Oberaufsicht  und  Kechnungs- 
führung  war  «in  älteren  Zeiten  seitens  des  Magistrats  ein  Berginspektor 
bestellt,  erst  später  wurde  eine  Bergwerkskommission  eingesetzt.  Die 
Kettoeinnahmen  der  Stadt  stellten  sich  folgendermaßen: 


1 
Jabr  1 

Das 
Bergwerk 
lieferte 
an  die 
Kämmerei- 
kasse ab 

Die 

Gesamt- 
einnahmen 
der  Stadt 
betrugen 

der  Ge- 
samtein- 
nahmen 

Jahr 

Das 
ßerewerk 
lieferte 
an  die 
Kämmerei- 
kasse ab 

Die 
Gesamt- 
einnahmen 
der  Stadt 
betrugen 

In  % 
der  Ge- 
samtein- 
nahmen 

Mk. 

Mk. 

1 

Mk. 

Mk. 

1760 

117 

38067 

0,31 

1798 

7293 

_ 

^^^ 

1762 

Defizit 

1800 

455« 

57210 

7,96 

1764 

1536 

— 

— 

1802 

2361 

1766 

1278 

31704 

4»o3 

1804 

6645 

1768 

189 

1806 

1305 

38904 

33,55 

1770 

1908 

38619 

4,94 

1808 

/Defizit  v.\ 
\  114  Mk.  / 

1772 

999 

1774 

I  851 

1810 

16026 

84633 

18,94 

1776 

1044 

29556 

3,54 

1812 

9 

1 

— 

1778 

807 

1814 

18603 

— 

— 

1780 

2034 

50691 

4,01 

1816 

19856 

159480 

1M5 

1782 

1653 

— 

1818 

18231 

— 

— 

1784 

900 

— 

— 

1820 

1      21  558 

128925 

16,72 

1786 

825 

38901 

2,12 

1822 

17343 

—  • 

1788 

816 

— 

— 

1824 

19419 

-« 

1790 

750 

39588 

1,89 

1826 

20910 

146  085 

14,31 

1792 

Defizit 

1828 

21  759 

— 

1794 

3210 

— 

— 

1829 

27084 

— 

1796 

7791 

54261 

14,36 

1830 

1      23406 

I 

1 1 1 672 

20,96 

Die  1830  er  Jahre  bildeten  einen  Wendepunkt  für  den  Betrieb 
des  Bergwerks.  Zwar  hatte  die  Sorge  um  genügende  Kohlenvorräte 
zur  Entdeckung  der  unteren  Flöze  geführt;  allein  zu  deren  Abbau 
mußte  man  zur  InangriflFnahme  des  Tiefbaues  übergehen,  der  kost- 
spielige Bauten  notwendig  machte.  Um  die  notwendigen  Summen  hier- 
für aufzubringen,   hatte   man  den  Verkauf  von  Kohlen   im  größeren 

')  Vgl.  Mitteilungen  des  historischen  Vereins  zn  Osnabrück,  Band  XXIII, 
,,Der  Piesberg  vor  100  Jahren"  von  M.  Baer. 
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Umfange  im  Jahre  1829/30  mit  Erfolg  versucht;  jedoch  drückten  Greld- 
mangel  unter  der  BevölkeruDg,  Mangel  an  zweckmäßigen  Feuerungs- 
anlagen in  den  Häusern,  die  schlechte  Beschaffenheit  der  verkauften 
Kohlen  und,  welches  Moment  beim  Kohlenhandel  besonders  stark  mit- 
sprach, milde  Winter  diesen  Aufschwung  so  sehr  wieder  herunter, 
daß  infolge  der  erhöhten  Betriebskosten  die  abgelieferten  Überschüsse 
an  die  Kämmereikasse  während  einiger  Jahre  sehr  tief  herunter  gingen. 
Die  ergriffenen  Maßregeln  bewährten  sich  aber  auf  das  beste,  wie 
die  Überschüsse  in  der  folgenden  Zeit,  besonders  von  1844  ab 
aufwiesen.  Man  ging  nach  diesen  Erfahrungen  nicht  zu  weit,  wenn 
man  annahm,  daß  man  wenigstens  9—10000  Mk.  jährlich  zur  Ver- 
mehrung des  Vermögens  des  Bergwerkes  zu  verwenden  imstande  sein 
würde.  Dazu  kam,  daß  der  Bergbau  mit  Bücksicht  auf  die  damals 
zu  erwartende  Eisenbahn  die  Möglichkeit  großer  Erweiterung  forderte, 
zu  welchem  Zweck  Grunderwerbungen  notwendig  wurden.*)  Selbst 
der  stetige  Anwachs  des  Absatzes,  wie  solcher  sich  bei  den  ver- 
besserten Kommunikationsmitteln  zu  gestalten  versprach,  forderte  eine 
Erweiterung.  Man  verwandte  also  jährlich  bis  zu  10000  Mk.  aus  den 
Einkünften  des  Betriebes  zu  Grunderwerbungen  für  das  Bergwerk^ 
trotzdem  beliefen  sich  die  Überschüsse: 


Das 

Bergwerk 
.  lieferte 

Die 
Gesamt* 

In% 

Jahr 

Überschüsse 

einnahmen 

der  Ge- 

Jahr 

an  die 

der  Stadt 

samtein- 

Käramerei- 
kasse  ab 

betrugen 

nahmen 

Mk. 

Mk. 

1831 

1 

1 

13674 

109  494 

12,49 

1844 

1832 

7905 

1845 

1833 

12627 

1846 

1834 

15  186 

>_> 

1847 

1835 

21  627 

95487 

22,65 

1848 

1836 

28680 

1849 

1837 

33015 

— 

1850 

1838  ' 

41  457 

— 

1851 

1839 

27432 

— 

1852 

1840  , 

39  888 

114246 

34,91 

r-i 

1841 

47772 

1854 

1842  1 

1     49212 

— 

1855 

1843 

52275 

F 

1 

Das 

Bergwerk 
..  lieferte 
Überschüsse 

an  die 
Kämmerei- 
kasse ab 

Mk. 


57387 
63063 

51  381 

57927 
62  316 

67314 
67  362 

60  732 

53  955 
66210 

62  622 

67029 


Die 

Gesamt- 

einnahmen 

der  Stadt 

betragen 

Mk. 


150603 


141  399 


205  446 


der  Ge- 
samtein- 
nahmen 


41,87 


47,64 


32,63 


')  Es  war  nämlich,  abweichend  von  den  preußischen  Bestimmungen,  im 
Königreich  Hannover  notwendig,  die  Bodenoberfläche  zu  erwerben,  um  das  Mutungs- 
recht zu  besitzen. 
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Inzwischen  war  der  Bau  eines  nenen  Tiefstollens  und  gleichzeitig 
damit  erhebliche  Gnindankäufe  zu  hohen  Preisen  notwendig  geworden. 
Der  Bau  selbst  verringerte  die  Überschüsse  des  Bergwerks  um  so 
mehr,  als  eine  Reihe  sehr  milder  Winter  den  Absatz  an  Kohlen  er- 
heblich drückten;  dazu  kam,  daß  eine  Verbindung  des  Bergbaus  mit 
der  Eisenbahn  vollzogen  werden  mußte,  um  dem  Bergwerk  den  Eün- 
tritt  in  den  Großbetrieb  zu  ermöglichen.  Die  Einnahmen  wurden 
durch  alle  diese  Umstände,  da  ja  das  Bergwerk  zunächst  seine  eigenen 
Lasten  zu  tragen  hatte,  während  der  nächstfolgenden  Jahre  sehr 
wesentlich  herabgemindert.  Erst  1861  erreichten  die  Überschüsse 
wieder  annähernd  die  Höhe  wie  Anfang  der  50  er  Jahre.  Eine  weitere 
Steigerung  der  Erträge  konnte  nun  aber  für  längere  Zeit  nicht  erzielt 
werden,  da  die  Verzinsung  sowie  die  Amortisation  der  durch  die 
Neubauten  verursachten  Schuld  es  nicht  zuließ.  Mit  dem  Jahre  1873 
brachte  der  Betrieb  wesentlich  größere  Erträge  ein,  die  1876/77  den 
Höhepunkt  erreichten. 


Das 

Bergwerk 

lieferte 

Die 
Gesamt- 

In  7« 

Das 
Bergwerk 
,.  lieferte 

Die 
Gesamt- 

In^/o 

Jahr 

Überschüsse 

einnahnien 

der  Ge- 

Jahr 

Überschüsse 

einnahmen 

der  Ge- 

» 

an  die 

der  Stadt 

samtein- 

an  die 

der  Stadt 

samtein- 

i Eämmerei- 
1    kasse  ab 

betragen 

nahmen 

1  Eämmerei- 
i    kasse  ab 

1 

betrugen 

nahmen 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1856 

24990 

233  106 

10,72 

1 
1868 

;       60000 

300009 

20,00 

1857 

15264 

248  760 

6,14 

1869 

60000 

— 

1858 

27  SOI 

191  922 

14,33 

1870 

1       60000 

306060 

19,60 

1859 

47  553 

381  882 

12,45 

1871 

60000 

— 

1860 

48000 

181  722 

26,41 

1872 

60000 

— 

— 

1861 

60000 

X63473 

36,70 

1873 

105000 

508  050 

20,67 

1862 

60000 

1874 

105000 

— 

1863 

60000 

253  9" 

23,63 

1875 

1      105000 

563984 

18,62 

1864 

60000 

— 

1876/77 

131  250 

661  176 

19,85 

1865 

60000 

196572 

30,52 

1877/78 

,     105000 

— 

— 

1866 

60000 

— 

— 

1878/79 

60000 

553  956 

10,83 

1867 

60000 

"""" 

: 

Zu  dem  Steinkohlenbergwerk  gehörte  ein  Steinbruchsbetrieb 
(Pflastersteine,  Bordsteine,  Chausseesteine),  dessen  rationelle  Ausbeute 
erst  seit  1874  ermöglicht  wurde.  ^) 

Das  Ergebnis  des  Jahres  1878/79   war   der  gedrückten  Lage  des 

^)  Die  Fertigstellung  der  oldenburger  Bahn  seit  November  1876  ersohlofi  für 
den  Steinbrach  ein  besonders  gutes  Absatzgebiet 
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Steinkohlenbergbaus  überhaupt,  die  wieder  mit  der  trüben,  wirtschaft- 
lichen Lage  Deutschlands  zusammenhing,  entsprechend.  Auch  in  den 
folgenden  Jahren  hob  sich  der  Kohlenabsatz  des  Piesberger  Berg- 
werks nicht  wieder  und  auch  bezüglich  der  Preise  erfolgte  eine 
wesentliche  Änderung  nicht.  Die  Konkurrenz  der  westfälischen  Kohlen 
trat  trotz  der  abgeschlossenen  Konvention  der  westfälischen  Berg- 
werke, die  eine  Verminderung  der  Förderung  erstrebte,  in  stärkerem 
Grade  auf  wie  früher.^)  Dadurch  wurde  die  Situation  des  Kohlen- 
marktes  um  so  mehr  verschlechtert;  als  Überproduktion  resp.  zurück- 
gegangene Konsumtionsfahigkeit  auf  den  meisten  übrigen  Gewerbs- 
zweigen schwer  lastete.  Wenn  auch  das  Piesberger  Bergwerk  mit 
seiner  vorzüglicheji  Kohlenart  bei  seiner  Lage  und  seinen  günstigen 
Bahnverbindungen  vielen  Bergwerken  voranstand  und  durch  seine 
vollständig  hergerichteten  Tiefbauanlagen  in  einen  sehr  leistungsfähigen 
Zustand  versetzt  war,  so  wirkten  doch  die  vorher  genannten  Verhält- 
nisse  dermaßen  ein,  daß  ein  Überschuß  nicht  mehr  erzielt  werden 
konnte.  Die  Lage  der  ganzen  Bergwerksindustrie  nahm  besonders 
nach  dem  Zusammenbruch  der  Förderkonvention  und  des  Kokd- 
Syndikates  im  Jahre  1885  einen  immer  bedenklicheren  Charakter  an, 
und  ließ  in  absehbarer  Zeit  keine  wesentliche  Aufbesserung  im  Zu- 
stande der  ganzen  Montanindustrie  erkennen.  Die  Leitung  des  städtischen 
Betriebes  beschränkte  sich  daher  darauf,  die  finanziellen  Verhältnisse 
des  Bergwerks  zu  konsolidieren,  um  demselben  im  Korkurrenzkampfe 
einen  festen  Untergrund  zu  verschaffen  und  es  zu  befähigen,  diese 
ungünstigen  Zeiten  zu  überstehen.  Indessen  vermehrten  sich  die  tech- 
nischen und  finanziellen  Erfordernisse  (wie  Pumpenanlagen  infolge  ein- 
gebrochener Grubeugewässer  und  Schadenersatzverpflichtungen  für 
Überschwemmung  anliegender  Grundstücke  durch  Bergwässer,  Strikes 
usw.)  dermaßen,  daß  es  klar  wurde:  die  Leitung  eines  solchen  in- 
dustriellen Unternehmens  konnte  weiterhin  nicht  mehr  Sache  einer 
Stadtverwaltung  sein.  So  wurde  mit  dem  1.  April  1889  das  Pies- 
berger Bergwerk  und  die  Steinbrüche  mit  allem  Zubehör  an  den 
Georgs-Marien- Bergwerks-  und  Hüttenverein  verkauft.  Die  wichtigsten 
Bestimmungen  des  Kaufvertrages  waren,  daß  der  Käufer  in  alle  Ver- 
pflichtungen,   die  der  Bergwerksbetrieb  mit  sich  gebracht  hatte,   ein- 

^)  Nach  der  Förderkonvention  hatten  im  OberbergamUbezirke  Dortmand 
1880  gefördert  werden  sollen  rund  380  Millionen  Zentner,  es  wurden  dagegen  ge- 
fördert 440  Millionen  Zentner,  also  etwa  60  Millionen  Zentner  oder  16  %  mehr 
als  zu  fordern  beabsichtigt  war,  um  Angebot  und  Nachfrage  wieder  in  ein  richtiges, 
die  Existenz  der  Gruben  sicher  stellendes  Verhältnis  zu  bringen. 
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trat;   dagegen   verblieben   die  Schulden   des  Bergwerks  der  Stadt. ^) 
Sie  erhielt: 

a)  Kaufpreis  3  328000,00  Mk. 

b)  für  die  vorhanden  gewesenen  Vorräte    204425,71     „ 

c)  für  Kassenbestand  9820,70     „ 

d)  von  der  Knappschaftskasse  l  530,85     „ 

e)  für  ausstehende  Forderungen  29400,38     ^ 

f)  Darlehnsfonds  4000,00     „ 

g)  Hypothekenforderungen  8091,00     „ 

h)  aus  einem  laufenden  Konto  3916,12     „ 

Insgesamt    3  589184,76  Mk. 

Über  die  Verwendung  dieser  Summe  wurde   von  den  städtischen 
Kollegien  ein  Beschluß  dahin  gefaßt,  daß  daraus  zunächst  die  Berg- 
werksschuld, welche  2493  763,29  Mk. 
betrug  getilgt  werden  sollte,  es  blieben  somit  übrig  1 095  421,47     „ 

Ferner  waren  vorhanden  der  Reservefonds  mit      18  746,43     „ 
sonstige  Aktiva  30000,00     „ 

Es  blieben  also  zur  Verfügung     1 144 167,90  Mk. 

Der  Wert  der  nicht  verkauften  Immobilien  (Schulgebäude,  Wohn- 
häuser, Forsten  usw.)  wurde  auf  184304  Mk.  geschätzt  und  wuchs 
gleichfalls  dem  Stadt  vermögen  an.  Mit  diesem  günstigen  Erfolge  er- 
reichte die  seit  Jahrhunderten  zwischen  der  Stadt  und  dem  Bergwerke 
bestandene  Verbindung  ihr  Ende. 


Das  Oaswerk. 

Die  Straßenbeleuchtung  in  Osnabrück  war  schon  in  den  30er 
und  40er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  Gegenstand  besonderer  Be- 
achtung seitens  des  Magistrats  gewesen.  Die  seit  der  Einführung 
einer  Straßenbeleuchtung  als  Beleuchtungsmittel  benutzte  Tranlampe 
wurde  den  an  eine  Erleuchtung  der  Straßen  gestellten,  stets  ge- 
steigerten Anforderungen  des  Publikums  seit  etwa  1835  nicht  mehr 
als  entsprechend  anerkannt  und  infolgedessen  nach  und  nach  die 
meisten  Straßen  und  Plätze  mit  Petroleumlampen  beleuchtet.  Die 
Vorteile  dieser  Beleuchtung  im  Vergleich  mit  der  früher  angewandten 


^)  Weitere  AusfuhruDgen  siehe  unter  „Schuldenwesen". 
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waren  erheblich,  wenn  die  betrefifeDden  Apparate  und  die  Bedienung 
den  Anforderungen  normal  waren.  Die  mehrjährige  Erfahrung  bewies 
indes,  daß  die  Erhaltung  dieses  normalen  Zustandes  sehr  schwer  zu 
erreichen  war..  Es  wurden  yerhältnismäßig  kostspielige  und  selten 
lang  ausreichende  Reparaturen  verursacht,  außerdem  bedurfte  diese 
Lampe  einer  sorgfältigen  Bedienung.  Dazu  kam  noch  das  Erlöschen 
der  Beleuchtungskörper  im  Winter,  wenn  das  Ol  für  die  notwendige 
Brennzeit  nicht  ausreichte.  Somit  war  auch  diese  Beleuchtung  unvoll- 
kommen und  entsprach  nicht  den  Anforderungen;  um  so  näher  lag 
es,  zur  Gasbeleuchtung  überzugehen. 

Voraussetzung  war,  daß  eine  große  Konsumtion  von  Gas  seitens 
privater  Kreise  gesichert  sein  mußte,  damit  der  große  Kostenaufwand, 
den  wegen  des  ausgedehnten  Terrains  der  Stadt  eine  Straßenbeleuch- 
tung durch  ganz  Osnabrück  machte,  gemindert  würde.  Je  größer 
die  Beteiligung  von  Seiten  der  Einwohner,  desto  billiger  war  die  An- 
lage durchzuführen.  Die  seit  mehreren  Jahren  merkbar  gewesene 
Ausdehnung  des  Detailhandels  und  die  durch  Konkurrenz  stets  er- 
weiterte Schaustellung  der  Verkaufsartikel,  dann  wieder  die  vielen 
Fabrik-  und  anderweitigen  Etablissements,  welche  im  Stadtbereiche 
sich  niedergelassen  hatten,  boten  Gewähr  für  diese  Voraussetzung. 
Dazu  ließ  die  damals  in  nicht  mehr  ferner  Aussicht  stehende  Voll- 
endung der  Eisenbahn  eine  weitere  Ausdehnung  der  Verkehrsverhält- 
nisse erwarten;  es  versprach  die  Anlage  des  Bahnhofs  und  eines  da- 
mals projektierten  neuen  Stadtteils  eine  größere  Ausdehnung  der 
Anwendung  der  Gasbeleuchtung.  Kurz,  es  ließ  sich  eine  zahlreiche 
Beteiligung  erwarten,  so  daß  die  Rentabilität  der  Anlage  außer  Frage 
stand.  Ferner  erleichterte  die  Eisenbahnverbindung  selbst  die  Uerbei- 
schaiFung  der  Kohlen.  Sollte  aber  die  Gasbeleuchtung  zu  einer  all- 
gemeinen Wohltat  werden,  so  mußte  sie  auch  durch  billige  Nor- 
mierung des  Gaspreises  jedem  Hausbesitzer  zugänglich  gemacht  werden. 
Zog  man  nun  in  Betracht,  daß  ein  gewöhnliches  Tranlicht  nach 
angestellten  Beobachtungen  pro  Brennstuude  1^5  ^f*  kostete,  so  lag 
die  Möglichkeit  nahe,  selbst  dieses  durch  das  Gaslicht  zu  verdrängen, 
wenn  letzteres  bei  drei  Kubikfuß  an  Gas  pro  Brennstunde  bei  einer 
zehn  Wachskerzen  gleichen  Helligkeit  zu  Vj^  Pf.  für  dieselbe  Zeit 
zu  verschaffen  war.^) 

Man  beabsichtigte  anfangs,  das  projektierte  Gaswerk  einer  Aktien- 


')  Vgl.  hier  und   im   folgenden   die  Akten  betr.  Gründung   der   städtischen 
Oasanstalt  Vol.  I. 
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gesellschaft  zu  Übertragen,  wobei  sioh  die  Stadt  besondere  Rechte 
hinsichtlich  eines  eyentuellen  Übergangs  der  Anstalt  an  die  Stadt 
und  erheblichen  Einfloß  auf  die  Verwaltang  des  Gaswerks  zusichern 
lassen  wollte.    Die  Grründe,  die  hierfür  sprachen,  waren  folgende: 

1.  man  war  der  Ansicht,  daß  die  Gasfabrikation  und  die  Ver- 
sorgung einer  ganzen  Stadt  mit  Gas  ein  kaufmännisches  Geschäft 
wäre,  eine  gewerbliche  Industrie,  welche  in  den  Händen  des  Staates 
oder  einer  Kommune  in  der  Regel  nicht  so  gut  gediehe,  wie  in  den 
Händen  von  Privaten; 

2.  durch  die  Überlassung  der  Anlage  und  des  Betriebes  der 
Gasanstalt  an  eine  Privatgesellschaft  wurde  die  Stadt  einer  sehr 
lästigen  und  umfangreichen  Administration  überhoben,  was  sehr  er- 
wünscht schien; 

3.  die  Schwierigkeit  der  Beschaffung  der  erforderlichen  Geldmittel. 
Indessen  befürchtete  der  Magistrat  doch  sehr,  daß  die  Gasanstalt 

von  den  Aktionären  allzu  sehr  als  Erwerbsmittel  angesehen  werden 
könnte,  auch  bezüglich  eines  späteren  Übergangs  an  die  Stadt  fürchtete 
man,  Schwierigkeiten  zu  haben,  und  so  entschloß  man  sich  im  Eebruar 
1857,  entgegen  den  oben  angegebenen  Gründen,  das  ganze  umfang- 
reiche Unternehmen  allein  auf  Rechnung  der  Stadt  entstehen  zu  lassen. 
Jedoch  sollte  die  Anstalt  von  der  Kämmereikasse  völlig  getrennt  ge- 
halten bleiben  und  ihre  Kosten  aus  eigenen  Mitteln  tragen.  Der  Bau, 
der  im  Jahre  1858  fertiggestellt  war,  erforderte  305  220  Mk.  Dieser 
Aufwand  sollte  erst  dann  als  gedeckt  angesehen  werden,  wenn 

1.  die  laufenden  Ausgaben  für  die  Bereitung  des  Gases  und  die 
Verwaltungskosten ; 

2.  der  volle  Zinsbetrag  des  Anlage-  und  Betriebskapitals; 

3.  für  Erhaltung  und  Reparatur  2  % ; 

4.  für  die  Schuldentilgung  und  den  Reservefonds  ebenfalls  2  % 
aufgekommen  waren. 

Weitere  Überschüsse  sollten  verwandt  werden 

1.  zur  Verminderug  des  Gaspreises,  solange  solcher  sich  höher 
als  6  Mk.  pro  100  Kubikfuß  stellen  möchte; 

2.  zur  Tilgung  der  Schuld,  bis  solche  auf  ^4  ^^^  ursprünglichen 
Anlagekapitals  herabgedrückt  sein  würde ;  ^) 

3.  zur  ferneren  Verringerung  des  Gaspreises,  wobei  der  Preis 
für  die  Privatabnehmer  und  die  Zahlung  der  Stadt  für  die  Straßen- 
beleuchtung in  gleichen  Verhältnissen  herabgesetzt  werden  sollten. 


^)  Weitere  Auafübrungen  siehe  unter  „ Schulden wesen''. 
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Die  Verwaltung  des  Gaswerkes  wurde  einem  Verwaltungsaus- 
schuB,  bestehend  aus  Mitgliedern  des  Magistrats  und  des  Bürger- 
YorsteherkoIlegiumSy  übertragen.  In  den  ersten  17  Jahren  stellte  sich 
der  Betrieb  der  städtischen  Gasanstalt: 


Jahr 


1868 

1859 
1860 

1861 

1862 
1863 

1864 

1866 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 

1872 

1873 

1874 


Gaipreis 


7,So  Mk.  pro     \ 
looo  Kubikfaß  / 


6,50  Älk.  pro    ^ 
1000  Kabikfoß  / 


6  Mk.  pro        \ 
1000  Kubikfuß  / 

n 

>» 

» 
11 

f    2,50  Mk.  pro    \ 
\  100  Kubikmeter  / 

»> 
f    2,10  Mk.  pro 

\  100  Kubikmeter 


Betriebs- 

ayance 

ohne 

Installation 

Mk. 


Defizit 

2871 
9390 

8364 

3267 
9  III 

5061 

13827 
17304 
20700 
22845 
27  609 
30657 
26  190 

19794 

3  597 
Defizit  von 

2  244  Mk. 


Bemerkungen 


Bau  des  2.  Gasometers 


Vergrößerung  der  Apparate 


Erhöhung  der  Kohlenpreise 
Bau  des  3.  Gasometers 
Bau  eines  neuen  Kohlenschuppons 
>  Erweiterungsbauten 


Der  Gaspreis  für  Private  betrug 

1875  pro  cbm  20  Pf  (bis  17%  Rabatt  bei  gesteigertem  Jahreskonsum) 


seit  1876 
1879 
1889 


n 
n 


n 
n 
n 


n 
» 
n 


10% 

10  "lo 


n 

n 


n 
n 
n 


n 
n 


I» 
n 
n 


Seit  dem  1.  Juni  1884  wurde  der  Gaspreis  für  den  Konsum  von 
Gasmotoren,  Gaskoch-  und  Heizapparaten,  sofern  dieser  Konsum 
durch  eine  dafür  separat  eingeschaltete  Gasuhr  angezeigt  wurde,  auf 
14  Pf.,  seit  1897  auf  13  Pf.  pro  Kubikmeter  ohne  Rabatt  festgesetzt, 
um  den  Tageskocsum  zu  steigern.  Für  die  Lieferung  der  Gasuhren 
wurde  eine  Mietsgebühr  eingezogen,  die  je  nach  der  Größe  des  Gas- 
konsums 25 — 75  Pf.  monatlich  betrug. 

Die  Yon  der  städtischen  Gasanstalt  seit   1875  erzielten  Resultate 


waren ; 
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BetriebsverhältDisse  der  städtischen  Gasanstalt  von 

1875—1900. 


Vom 

Für  Öffentliebe 

•  ■ 

Gaswerk 

Beleuchtung 

Jahr 

Einnahme 

Ausgabe 

Uberachuß 

erhielt  die 

zahlte  die 

Kämmerei- 

Stadt an  das 

kasse 

Gaswerk 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1875 

250  190 

238  808 

11382 

22350 

27731 

1876/77 

281 34y 

263  558 

17785 

23631 

32544 

1877/78 

270021 

250310 

19711 

21  000 

28531 

1878/79 

219342 

196723 

22619 

30000 

29779 

1879/80 

200  181 

169  219 

30962 

22  700 

22733 

1880/81 

266912 

237712 

29200 

24  100 

24143 

1881/82 

231  299 

190675 

40624 

24  100 

24133 

1882/83 

237 164 

194476 

42  418 

25300 

25333 

1883/84 

242  837 

190  112 

52725 

37270 

27305 

1884/85 

270  234 

206  207 

64027 

37980 

28014 

1885/86 

288  567 

248  122 

40442 

38720 

28756 

1886/87 

280078 

257731 

22347 

40036 

30071 

1887/88 

2S8  596 

251511 

37085 

40472 

30512 

1888/89 

306244 

274  294 

31950 

31  212 

31246 

1889/90 

340316 

318610 

21  706 

31  670 

31708 

1890/91 

377  585 

358525 

19060 

62040 

34567 

1891/92 

401  553 

394  408 

6845 

81  230 

41550 

1892/93 

• 

19252 

7x054 

41  100 

1893/94 

605  403 

590373 

15030 

68397 

45300 

1894/95 

429  073 

399  405 

29668 

71770 

48829 

1895/96 

557  907 

470  020 

87887 

106  430 

55680 

1896/97 

612407 

515714 

96693 

112  100 

54700 

1897,/98 

703  287 

665  493 

37  794 

112  300 

62600 

1898/99 

766477 

722  342 

44135 

116900 

67  200 

1899/00 

750780 

714330 

36450 

120800 

61  100 

1900/01 

794975 

735516 

59  459 

146  500 

66800 

Wie  es  der  Charakter  eines  städtischen  Gewerbebetriebes  mit 
«ich  brachte,  wurden  aus  den  Einnahmen  des  Oaswerks  natürlich  in 
erster  Linie  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  für  dasselbe  aufgenommenen 
Schulden  bestritten.^) 

Von  einer  Beeinträchtigung  des  Privatkonsums  an  Gas  durch 
elektrisches  Licht  konnte  bis  zum  Jahre  1900  noch  wenig  bemerkt 
werden ;  erst  wenige  industrielle  und  anderweitige  Etablissements  hatten 
sich  damit  versehen.  Es  bestand  auch  die  Annahme,  daß  der  dem 
Gaswerk  infolge  Einführung  der  elektrischen  Beleuchtung  drohende 
Ausfall  an  Gas  durch  die  alljährlich  immer  größer  werdende  Zunahme 


*)  Weitere  Ausf abrangen  siehe  unter  ,,Schuldenwesea'*. 
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an  Gasverbrauch  keinen  besonderen  Einfluß  auf  die  finanziellen  Er- 
gebnisse der  städtischen  Gasanstalt  haben  würde. 

Das  städtische  Wasserwerk. 

Die  außerordentlich  wichtige  Frage  der  Versorgung  der  Stadt 
mit  für  Genuß-  und  Industriezwecke  gleich  geeignetem  Wasser  durch 
eine  Druckwasserleitung  begegnete,  wie  an  so  manchen  anderen  Orten, 
auch  in  Osnabrück  erheblichen  Schwierigkeiten;  und  so  scheiterten 
fiirs  erste  die  um  das  Jahr  1880  zu  diesem  Zwecke  eingeleiteten  An- 
stalten. Indessen  veranlaßten  die  immer  aufs  neue  entstehenden  Typhus- 
epidemien, die  gerade  durch  den  Verbrauch  des  nachgewiesenermaßen 
schlechten  Wassers  der  Stadtbrunnen  genährt  wurden,  daß  die  Stadt- 
verwaltung seit  1885/86  den  Bau  eines  städtischen  Wasserwerkes  '^ur 
Ausfuhrung  zu  bringen  beschloß:  die  Überzeugung  von  der  Wichtig- 
keit eines  gesunden  und  ausreichenden  Wassers  für  Leben,  Gesund- 
heit und  Gewerbsamkeit  brach  sich  von  selbst  immer  mehr  Bahn. 
Angestellte  Bohrungen  im  Hasetale,  etwa  2  km  östlich  von  Osnabrück, 
führten  zur  Ermittlung  wasserreicher  Bodenschichten,  denen  zur  Ver- 
sorgung der  Stadt  gutes  Wasser  in  hinreichender  Menge  zu  entnehmen 
war.  Nach  Vollendung  dieser  Vorarbeiten  wurde  endlich  im  Jahre 
1889  der  Bau  eines  Stadtwasserwerkes  von  den  städtischen  Kollegien 
genehmigt  und  mit  dem  1.  Januar  1891  der  regelrechte  Betrieb  ein- 
geführt. Im  ganzen,  wurden  rund  43  Kilometer  Bohrleitung  (im  Jahre 
1900  waren  es  60  km)  und  —  bis  Ende  März  1891  —  2610  Anschluß- 
leitungen hergestellt.^) 

Die  für  den  Bau  des  Wasserwerks  verausgabten  Gelder  setzten 
sich  aus  folgenden  Hauptposten  zusammen: 

I.  Vorarbeiten  29  286,46  Mk. 

II.  Grunderwerb  und  Entschädigungen  49433,57     „ 

III.  Wassergewinnungsanlagen  200  957,60     „ 

IV.  Wasserhebungsanlagen  188  316,19     „ 
V.  Reservoiranlage  72  570,21     „ 

VI.  Druckleitung  und  Stadtrohrnetz  467  789,07     „ 

Vn.  Anschlußleitungen  und  Wassermesser  (netto !)  223  525,57     „ 

VIII.  Bauhonorar  und  Verschiedenes  44077,39     „ 

1  265  956,06  Mk.  «) 


^)  Die  Zahl  der  mit  Wasser  versehenen  Hausleitungen  betrug  1876. 
')  Hierbei  waren  die  laufenden  Zinsen  nicht  berücksichtigt. 
XLVII.  8 
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Die  Verzinsung  und  Amortisation  dieser  Gründungskosten  mußte 
das  Wasserwerk  selbst  tragen.^) 

Entgegen  dem  Verfahren  in  einigen  anderen  Städten  wurde  ein 
unmittelbarer  Zwang  zum  Anschluß  an  die  Wasserleitung  nicht  aus- 
geübt; derselbe  war  vielmehr  durchaus  freiwillig.  Jedoch  beschloß 
die  Stadtverwaltung  von  der  polizeilichen  Schließung  derjenigen 
Brunnen,  in  denen  sich  ein  allen  Anforderungen  entsprechendes  Wasser 
nicht  fand,  nachdrücklichen  Gebrauch,  zu  machen.  Diese  Maßregel 
hatte  aber  nur  einen  indirekten  und  vorübergehenden  Einfluß,  da  ja 
die  Vorteile  und  Bequemlichkeiten,  welche  der  Anschluß  an  die 
Wasserleitung  dem  einzelnen  bot,  auf  der  Hand  lagen  und  besser 
wirkten  als  jede  Verfügung.  Im  Jahre  1891  betrug  die  Zahl  der 
Anschlußleitungen  2610,  im  Jahre  1900  waren  3730  vorhanden.  Die 
Wasserpreise  beliefen  sich 

a)  für  öffentliche  Zwecke  und  bei  Privaten  : 

20  Pf.  für  das  Kubikmeter  bis   1000  cbm  Jahresverbrauch 

von  1001  bis  2000  cbm  =  18  Pf. 

„     2001    „     5000     „      =  16    „ 

„     5001    „  10000     „      =  14    „ 

über  10000  cbm  nach  besonderer  Vereinbarung,  seit  1900  =  12  Pf. 

b)  für  Gewerbetreibende: 

von  1001  bis  2000  cbm  =  16  Pf. 
„     2001    „    5000     „      =   12   „ 
über  5000  =  10    „ 

Die  Wassermessermiete  kam  1900  auf  10,  bzw.  15,  bzw.  25  Pf. 
monatlich,  je  nach  der  Größe  der  Wasseruhren. 

Öftere  Änderungen  im  Betriebe  (hauptsächlich  Entnahme  des 
Wassers  aus  anderweitigen  Quellen)  und  besonders  die  hohen  Zinsen 
und  Schuldentilgungslasten  ließen  die  Finanzlage  des  Werkes,  das 
infolge  seines  kurzen  Bestehens  noch  mit  manchen  Schwierigkeiten  zu 
kämpfen  hatte,  nicht  besonders  günstig  erscheinen.  Der  Überschuß 
in  den  Jahren  1895 — 1897  konnte  auch  nur  herausgewirtschaftet  werden, 
weil  die  Stadt  dem  Werke  Zuschüsse  leistete,  die  sich 

1895/96  auf  15  000  Mk. 
1896/97    „       9  500     „ 
1897/98     „       6  300     „ 

Insgesamt  30800  Mk. 
beliefen. 


seit  1893 


*)  Weitere  Ausführungen  siehe  unter  „Schuldenwesen" 
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Die  Verlustziffer  an  Wasser  war,  angenommen  daß  die  Stadt 
seit  1895/96  nur  jährlich  rnnd  52—53000  cbm  Wasser  für  öffent- 
liche Zwecke  yerbraucht  hätte,  welche  mit  10  Pf.  pro  cbm,  also  rund 
6200—6300  Mk.  aus  der  Kämmereikasse  yergütet  wurden,  eine  scheinbar 
sehr  hohe.  Nach  allen  angestellten  Ermittlungen  war  es  als  un- 
zweifelhaft sicher  anzunehmen,  daß  wirkliche  Verluste  nicht  über  das 
normale  Maß  hinausgingen,  vielmehr  die  Abgabe  des  Wassers  zu 
öffentlichen  Zwecken  ^)  sehr  gewachsen  war  und  viel  zu  gering  ver- 
anschlagt wurde.  Hätte  die  Kämmereikasse  dem  Wasserwerk  stets 
den  tatsächlichen  Wasserverbrauch  unter  Zugrundelegung  eines  Preises 
von  10  Pf.  pro  cbm  vergütet,  so  würden  sich  jedenfalls  die  Über- 
schüsse des  Werkes  bis  zum  Jahre  1900  insgesamt  um  mindestens 
200  000  Mk.  erhöht  haben. 

Die  Kanalisationswerke. 

Bei  Erörterung  der  Bauausgaben  wurde  bereits  auf  die  Kanali- 
sationswerke hingewiesen.  Wie  schon  dort  hervorging,  hatte  dieser 
städtische  Gewerbebetrieb  für  die  Einnahmen  insofern  nur  geringe  Be- 

Sielentarif  vom  9.  März  1866   (für  je   1  laufendes  Meter 

Grundstücks  front). 


Straßen - 
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R^"^^^  ll  Haupt.  \ 
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ij  Mittlere  \ 
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o,i6 
4,00 


0,12 


3,00 
0,08 


2,00 


0,208 

0,244 

5,20 

6,10 

0,18 

0,21 

4,50 

5,25 

0,14 

0,174 

3,50 

4,35 

0,28 
7,00 

0,24 

6,00 
1,208 

5i20 


0.312 

7,80 

0,28 
7,00 

1,244 

6,10 


0,344 
8,60 

0,32 
8,00 

1,28 
7,00 


')  Der  Wasserverbrauch  für  Straßenreinigung,  Straße nbesprengung,  f  euer- 
löschzwecke  usw.  konnte  ziffermäßig  nicht  nachgewiesen  werden,  weU  bei  den 
betr.  Wasserentnabmestellen  keine  Wassermesser  angebracht  waren. 

•)  Der  Ablösungsbetrag  war  der  25  fache  Betrag  der  Rente. 
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deutnog,  als  die  tatsächlichen  Einnahmen  stets  kleiner  waren  als  die 
erforderlichen  Ausgaben ,  mithin  also  die  Kämmereikasse  zu  Zu* 
Schüssen  Jahr  für  Jahr  gezwungen  wurde.  Der  Grund  hierfür  war 
leicht  zu  erkennen,  da  ja  bei  den  Kanalisationswerken  andere  Zwecke 
beabsichtigt  waren  als  z.  B.  bei  der  Gasanstalt  oder  bei  dem  städti- 
schen Bergwerk. 

Die  Anlage  der  Kanäle  (seit  1850)  erfolgte  aus  Mitteln  der  Stadt- 
kasse. Die  Anlieger  hatten  anfangs  gar  nichts,  später  75  Mark  für 
das  Einlaufsrecht  bezahlt.  Seit  dem  9.  März  1866  wurden  sie  nach 
der  sogenannten  Sielordnung  —  ein  Verdienst  des  damaligen  Bürger- 
meisters Miqu^l  —  wie   die  vorstehende  Tabelle  zeigt,  herangezogen. 

Da  die  Kanalisation  bis  zum  Jahre  1866  der  Kämmereikasse 
allein  zur  Last  fiel,  wurde  bei  den  Bauausgaben  schon  das  Wesent- 
liche hierüber  mitgeteilt.  Wir  können  uns  deshalb  darauf  beschränken, 
an  dieser  Stelle  eine  Übersicht  über  die  Einnahmen  zur  Bestreitung  der 
Kosten  des  Kanalbaues  seit  der  Sielordnung  vom  9.  März  1866  zu  geben. 


Einnahmen  zur  Bestreitung  der  Kanalbaukosten. 


Einnahmen  aus 

dem  Ablö- 

Einnahmen 

Gesamt- 

Tir^sAnifi - 

sungsbetrage, 
bzw.  die  durch 

(Zuschüsse) 

ein- 

kosten des 

Über- 

Jahr 

die  Kanalbaa- 
renten  ge- 

von der 
Kämmerei- 

nahmen 
exkl. 

Kanal- 

schuB 

Defizit 

sichert  und  ge- 

kasse 

Anleihen 

baues 

deckt  sind 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1867 

I  980 

15000 

16980 

16009 

972 

_ 

1868 

5460 

15000 

20460 

17  159 

3301 

— 

1869 

6753 

15  000 

21753 

5472 

16  lol 

— 

1870 

1  782 

18300 

20  082 

14706 

5376 

— 

1867-1876 

37512 

116693 

204  205 

565  552*) 

— 

361347 

1877—1880 

87525 

87000 

174525 

161  917 

12608 

1881    1885 

53733 

105  000 

158  723 

75756 

82967 

— 

1886—1890 

59584 

134375 

193959 

139294 

54665 

— 

1891/^92 

8726 

32586 

.41  312 

21  258 

20054 

1892/93 

6  160 

37277 

43  437 

37776 

5661 

1893/94 

13  501 

38381 

51  882 

33490 

18392 

— 

1894/95 

4  119 

38731 

42850 

6650 

36200 

1895/96 

10509 

39390 

49899 

12751 

37148 

— 

1896,97 

6079 

41  109 

41  188  - 

46  811 

— 

5623 

1897/98 

6814 

38696 

45510 

18223 

27287 

1898/99 

7668 

43863 

51531 

50617 

914 

— 

1899,00 

4617 

45  H9 

49766 

10459 

39307 

— 

1900/01 

4465 

44643 

49  108 

17752 

31356 

— 

^)  £s  wurde  im  Jahre  1876  ein  großer  Hauptkanal  gbaut;  daher  die  außer- 
gewöhnlichen Gesamtkosten. 
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Wie  hieraus  ersichtlich,  waren  die  Zuschüsse  der  Kämmereikasse 
sehr  erheblich ;  sie  wurden  hauptsächlich  zur  Verzinsung  und  Tilgung 
der  von  den  Kanalisationswerken  aufgenommenen  Anleihen  verwandt.^) 

Das  städtische  Schlachthaus. 

^^^  •• 

In  immer  weiteren  Kreisen  hat  sich  die  Überzeugung  geltend 

gemacht,  daß  sich  mit  dem  stetigen  Anwachsen  der  Städte  gewisse 
Gefahren  für  Leben  und  Gesundheit  steigern,  welche  aus  dem  Zu- 
sammendrängen einer  großen  Menschenmenge  auf  einen  gemeinsamen 
Wohnplatz  hervorzugehen  pflegen.  Es  mußten  demnach  Einrichtungen 
getrofiPen  werden,  vermöge  welcher  derartige  gemeinschädliche  Ein- 
flüsse ferngehalten  oder  doch  nach  Möglichkeit  verhindert  werden 
konnten.  Die  sanitären,  baulichen  Anlagen  von  der  Bedeutung,  wie 
sie  am  Ende  des  19.  Jahrhunderts  in  fast  allen  größeren  Städten 
angetroffen  wurden,  waren  aber  nur  in  den  fortgeschrittensten  Kultur- 
Perioden  möglich,  weil  derartige  umfangreiche  und  kostspielige  An- 
lagen nur  unter  großer  Inanspruchnahme  der  Steuerkraft  der  städti- 
schen Bevölkerung  ausgeführt  werden  konnten.  Die  nötige  Besteuerungs- 
fahigkeit  selbst  war  aber  wiederum  nur  in  einer  Stadt  erreichbar,  die 
einen  Zuwachs  an  Einwohnerzahl  und  eine  betriebsame  Bevölkerung 
aufzuweisen  hatte.  So  kam  es,  daß  die  Anlage  öffentlicher  Schlacht- 
höfe erst  in  den  letzten  Dezennien  des  19.  Jahrhunderts  vor  sich  ging. 
Nachdem  die  Gefahren  nachgewiesen  waren,  welche  mit  der  völlig 
freien,,  unüberwachten  Zulassung  des  Fleisches  als  Nahrungsmittel  ver- 
bunden sind,  erkannte  man  bald,  daß  eine  wirksame  Fernhaltung  ge- 
sundheitschädlichen Fleisches  nur  durch  die  Errichtung  öffentlicher 
Schlachthäuser  und  durch  das  Verbot,  außerhalb  des  Schlachthofes 
Tiere  zu  schlachten  und  zum  Genüsse  feil  zu  bieten,  erreicht  werden 
könnte.  Von  großer  Wichtigkeit  war  daher  der  Erlaß  der  Gesetze 
vom  18.  März  1866  und  vom  9.  März  1881  betreffend  die  Errichtung 
öffentlicher,  ausschließlich  zu  benutzender  Schlachthäuser.')  Diese 
beiden  Bestimmungen  gewährten  den  Städten  die  Möglichkeit,  die 
fernere  Benutzung  von  Frivatschlachtstätten  von  dem  Tage  der  In- 
betriebsetzung eines  öffentlichen  Schlachthauses  an  zu  verbieten;  sie 
sicherten  die  Deckung  der  Anlagekosten  und  regelten  die  Frage  der 


')  Nähere  Angaben  siehe  unter  „Schuldenwesen''. 

*)  Vr'-  §  131  des  Gesetzes  über  die  Zuständigkeit  der  Verwaltung»-   und 
Yerwaltungsgerichtsbehörden. 
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Entschädigung  der  Eigentümer  von  Privatschlaclitstätten  und  sonstige 
in  Betracht  kommende  Verhältnisse.  Nun  konnte  man  mit  größerer 
Sicherheit  als  bisher  zum  Bau  von  Schlachthöfen  schreiten,  da  durch 
die  bezeichneten  Gesetze  nicht  nur  die  vollständige  Durchführung  der 
Kontrolle  über  das  zur  Nahrung  bestimmte  Fleisch  gesichert  erschien, 
sondern  auch  die  Gefahr  eines  finanziellen  Mißerfolges  als  ausge- 
schlossen gelten  durfte. 

Auch  in  Osnabrück  beschäftigte  man  sich  schon  seit  dem  Jahre 
1875  mit  der  Schlachthoffrage,  kam  aber  damals  wegen  anderer 
wichtiger  Arbeiten  (wie  z.  B.  Schulbauten,  Kanalisierung  usw.)  nicht 
über  die  Vorfragen  hinaus.  Erst  1882  wurde  diese  Angelegenheit 
wieder  aufgenommen ;  die  Aufstellung  der  Vorarbeiten  verzögerte  sich 
jedoch  abermals  wegen  dringlicherer  Arbeiten,  so  daß  erst  im  Januar 
1884  ein  Plan  vergelegt  werden  konnte.  Sodann  nahmen  die  Ver- 
handlungen wegen  Erwerbung  des  in  Aussicht  genommenen  Bauplatzes 
längere  Zeit  in  Anspruch. 

Für  den  Entschluß  der  städtischen  Kollegien,  einen  öffentlichen 
Schlachthof  anzulegen,  war  aber  noch  ein  anderer  sanitärer  Gesichts- 
punkt als  der  der  Fleischkontrolle  entscheidend.  Die  zahlreich  in  der 
Stadt  und  namentlich  in  den  engbewohnten  Straßen  zerstreuten  Privat- 
schlächtereien verbreiteten  infolge  der  Lagerung  von  Abgangstoffen 
des  betreffenden  Gewerbes  gesundheitschädliche  Ausdünstungen  oft 
in  nächster  Nähe  menschlicher  Wohnungen  und  leiteten  mehr  oder 
weniger  auch  solche  Abgänge  in  die  Entwässerungskanäle.  Die  Be- 
seitigung aller  Schlächtereien  aus  der  Stadt,  die  Herstellung  einer 
gemeinsamen,  zweckmäßig  belegenen  Schlachtstätte  mit  Einrichtungen 
zur  schleunigsten  Beseitigung  aller  Abfalle,  die  tunlichste  Femhaltung 
derselben  vom  Kanalnetze  mußte  daher  in  sanitärer  Hinsicht  als  eine 
sehr  wichtige  Verbesserung  angesehen  werden. 

Bevor  indes  die  städtischen  Kollegien  an  die  Ausführung  der 
Schlachthofanlage  herantraten,  mußte  noch  eine  Vorfrage  entschieden 
werden.  Die  Osnabrücker  Schlächterinnung  hatte  sich  erboten,  für 
ihre  Rechnung  ein  öffentliches  Schlachthaus  zu  erbauen.  In  den  dieser- 
balb  geführten  Verhandlungen  erlangte  nun  allmählich  die  Anschauung 
die  Oberhand,  daß,  da  ein  öffentliches  Schlachthaus  vorwiegend  dem 
Gemeindewohl  dienen  sollte,  Anlage  und  Betrieb  richtiger  der  städti- 
schen Verwaltung,  welche  die  Interessen  aller  wahrzunehmen  hätte, 
als  einer  Gruppe  von  Interessenten  zu  unterstellen  wäre. 

Nach  dem  Vorgange  vieler  damals  bestehender  Schlachthöfe, 
entschied  man  sich  sodann  dafür,   neben  dem  Schlachthofe  auch  den 
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Viehhof  anzulegen;  es  mußte  daher  ein  Grundstück  von  erheblichem 
Umfange  erworben  werden.  Zudem  erschien  es  wichtig,  daß  die  Ge- 
samtanlage Anschluß  an  den  Bahnhof  erhielte.  Das  Schlachtvieh 
wurde  seit  einigen  Jahren  mehr  und  mehr  von  größeren  Märkten  mit 
der  Bahn  bezogen.  Die  Absicht,  den  Transport  desselbea  zum  Schlacht- 
hofe möglichst  einfach  zu  gestalten,  die  vereinfachte  Kontrolle  über 
den  Gesundheitszustand  des  mit  der  Bahn  ankommenden  Viehs:  das 
waren  in  der  Hauptsache  die  Erwägungen ,  welche  es  als  begründet 
erscheinen  ließen,  beide  Anlagen  zu  vereinigen.^) 

Die  für  den  städtischen  Schlacht-  und  Viehhof  erworbene  Fläche 
betrug  41 900  qm,  nach  Abzug  des  zu  Straßen  erforderlichen  Grundes 
38400  qm.  Für  die  Anlage  wurden  zunächst  verwandt  29400  qm; 
es  verblieben  denmach  9000  qm  zu  späterer  Vergrößerung.  Für 
die  Bemessung  des  Baumerfordemisses  waren  die  im  Jahre  1884  über 
die  Gesamtzahl  der  Schlachtungen  gesammelten  Angaben  maßgebend; 
es  wurden  geschlachtet  2700  Stück  Großvieh,  1166  Schafe,  6426 
Kälber,  3394  Schweine,  und  angenommen,  daß  an  einem  Tage  in 
max.  30  Stück  Großvieh,  120  Stück  Kleinvieh,  80  Schweine  und  12 
Pferde  zu  schlachten  wären.  Im  Jahre  1900  war  die  Zahl  der 
Schlachtungen  gestiegen  auf:  4307  Stück  Großvieh,  791  Schafe,  5993 
Kälber,  9709  Schweine,  777  Pferde  und  47  Ziegen. 

Am  21.  April  1887  wurde  der  städtische  Schlacht-  und  Viehhof 
seiner  Bestimmung  übergeben  und  gleichzeitig  der  Schlachtzwang  und 
die  obligatorische  Fleischschau  eingeführt.  Die  Kosten  beliefen  sich  auf: 

Terrain  11330  Mk. 

Bau-  und  Instandsetzungskosten    286817     „ 


Summa    298 147  Mk. 


Als  1.  Schlachtgebühren  erhob  man  für: 


1  Rind  oder  Pferd         3,00  Mk. 
1  Schwein  1,50    „ 

„        unter  50  kg     1,00 
1  Kalb  0,75 

1  Hammel,  Schaf,  Ziege  0,60 


« 


seit  6.  November  1894: 

1  Rind  oder  Pferd         3,00  Mk. 
1  Stück  Jungvieh  unter 

200  kg  1,50  „ 

1  Schwein  1,00  „ 

1  Kalb  0,75  „ 

1  Hammel,  Schaf,  Ziege  0,50  „ 


^)  Wie  z.  B.  in  Hünchen,  Dresden,  Chemnitz,  Hannover,  Bremen  usw. 
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2.  Schaugebtihren  für: 

V,  Rind  oder  Pferd  1,00  Mk. 

1  Schwein  1,00     „ 

1  Kalb  0,50    „ 

anderes  Scblachtvieli  0,30    „ 

3.  WiegegebUhren  für: 

1  Bind  oder  Pferd  0,50—0,40  Mk. 

1  Schwein  0,30—0,20    „ 

1  Kalb  0,20—0,15     „ 

Hammel,  Schaf  oder  Ziege  0,10  „ 

4.  StallgebühröD  pro  Nacht: 

1  Pferd  0,25  Mk. 

1  Großvieh  0,15     „ 

1  KleiDvieh  0,05     „ 

1  Schwein  0,08    „ 

Die.BetriebBverhältnisse  des  Btädtisci 
Schlachthauses. 


Wie  aus  alledem  ersichtlich,  war  der  Überschuß  in  den  einzelnen 
Jahren  immer  ein  sehr  geringer  und  wurde  lediglich  als  Erweitemngs- 
fonds  des  städtischen  Schlachthauses  betrachtet.  Der  Reservefonds 
hatte  am  Ende  des  Rechnungsjahres  1900  die  Höhe  von  19  50O  Mk. 
erreicht  und  diente  zur  Deckung  außergewöhnlicher  Ausgaben. 


—     122     — 


Schlaßbemerkmig  über  die  Einnahmen  ans  den  städtischen 

Gewerbebetrieben. 

Sämtliche  vorher  erwähnten  städtischen  Betriebe  bzw.  ■  städtischen 
Regalanstalten  waren  mit  Ausnahme  des  Kohlenbergwerks,   das  eine  * 

reine  Erwerbsanstalt  war,  in  der  Absicht  errichtet,  daß  sie  den  Ge- 
meipdeangehörigen  zugute  kommen  sollten.  Aus  diesem  Grunde  er- 
schien es  also  nicht  als  richtig,  die  erforderlichen  Kosten  zur  In- 
betriebsetzung oder  Instandhaltung  dieser  Werke  auf  alle  Gemeinde- 
angehörigen nach  dem  Maßstabe  ihrer  Leistungsfähigkeit,  wie  z.  B. 
bei  den  Kommxmalsteuern,  zu  verteilen.  Der  beste  Maßstab  war  das 
verschiedene  Maß  der  Benutzung  der  Anstalten  seitens  der  Gemeinde- 
mitglieder. 

Die  meisten  städtischen  Gewerbebetriebe  stammten  erst  aus  neuerer 
Zeit,  daher  kam  es  auch,  daß  die  Gewerbetätigkeit  noch  nicht  überall 
ganz  auf  der  Höhe  stand,  wie  das  in  anderen  Städten,  wo  die  be- 
trefiFenden  Aufgaben  früher  gelöst  wurden,  der  Fall  war.  In  Osnabrück 
waren  diese  Einnahmen  vielfach  noch  einer  größeren  Steigerung  fähig 
und  damit  ging  Hand  in  Hand  eine  erhebliche  Erleichterung  der 
kommunalen  Steuerlast.  Vor  den  direkt  erhobenen  Steuern  hatten 
sie,  ähnlich  wie  bei  der  indirekten  Eonsumtionssteuer,  den  Vorzug, 
daß  die  entgegengenommene  Leistung  deutlich  zu  sehen  war,  ein 
Umstand,  der  eine  Abgabe  viel  leichter  ertragen  ließ. 


Fünfter  Teil 


Die  gemeinwirtschaftlichen  Einnahmeii. 


Auf  das  Ineinandergreifen  der  privat-  und  gemeinwirtschaftlichen 
Einnahmen  wurde  bereits  im  vorigen  Kapitel  hingewiesen. 

Soweit  nun  der  Ertrag  aus  dem  Gemeindebesitze  und  den  Ge- 
werbebetrieben nicht  hinlangte,  um  die  notwendigen  Geldmittel  zu 
erhalten,  mußten  die  gemeinwirtschaftlichen  Einnahmen  aus  der  Be- 
steuerung der  Gemeindemitglieder  (Gemeindeabgaben  oder  Gemeinde- 
steuern) hinzutreten.  Solche  Gemeindeabgaben  waren  aber,  wie  die 
Staatssteuern,  offen tlichrecbtliche  Leistungen,  die  hinsichtlich  ihrer 
Anwendbarkeit  und  Bestimmungen  nur  unter  Beobachtung  der  in  den 
Gesetzen  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  und  mit  Einhaltung  der 
darin  gezogenen  Schranken  erhoben  werden  durften. 

Die  gemeinwirtschaftlichen  Einnahmen  ließen  sich  teilen  in 

1.  Gebühren, 

2.  Steuern. 


A.  Die  Oebühren  und  Sportein  im  städtischen  Haushalt. 


Die  Gebühren  entwickelten  sich  aus  den  Sportein, ^)  das  waren 
besondere  Abgaben  für  gewisse  Verwaltungs-,  polizeiliche  und  gericht- 
liche Akte,  welche  als  Gegenleistung  für  die  betreffenden  von  der 
Gemeinde-  oder  Gerichtsbehörde,  als  einer  öffentlichen  Behörde,  im 


^)  Vgl.  J.  Conrad,  Finanz  Wissenschaft  S.  119/120,    Jena  1900. 
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Interesse  des  Publikums  ausgeführteD  Dienste  angesehen  wurden.^) 
Materiell  unterlag  das  Becht  zum  Sportulieren,  soweit  die  Gesetze 
nicht  besondere  Ausnahmen  machten,  der  Einschränkung,  daß  Ge- 
bühren für  das  öffentliche  Wohl  oder  das  Interesse  der  Gesamtheit 
betreffende  Angelegenheiten  nicht  erhoben  werden  durften,  sondern 
nur  in  VerwaltungsangelegenheiteiT ,  bei  denen  ausschließlich  oder 
konkurrierend  ein  Privatinteresse  mitwirkte.  In  der  neueren  Zeit 
verstand  man  unter  eigentlichen  Gebühren  solche,  welche  von  den- 
jenigen Personen  für  reine  Amtshandlungen  der  Gemeindebehörden 
bezahlt  wurden,  die  eine  Tätigkeit  der  Gemeindebehörde  veranlaßt 
hatten.  Gebühren  im  weiteren  Sinne  umfaßten  die  Abgaben,  welche 
von  Personen,  die  zur  Benutzung  von  Anstalten  und  Einrichtungen 
der  Gemeinde  verpflichtet  waren,  für  diese  Benutzung  gezahlt 
werden  mußten  ^)  (z.  B.  Schulgelder ,  Beiträge  der  Adjazenten  für 
Straßenbau  und  Pflasterung,  Einkünfte  für  die  Veranlagung  und  Er- 
hebung der  Staatssteuern,  Beiträge  für  Straßenreinigung  usw.;  die 
Marktstandsgelder  usw.).  Bei  dieser  Definition  würden  aber  auch  die 
Einnahmen  aus  den  städtischen  Regalanstalten  als  Gebühren  zu  be- 
trachten sein.  Wir  betonten  jedoch,  daß  für  die  Zuziehung  jener  zn 
den  privatwirtschaftlichen  Einnahmen  der  privatrechtliche  Charakter 
der  städtischen  Gewerbebetriebe  (bzw.  Begalanstalten)  als  ausschlag- 
gebend betrachtet  wurde:  eine  scharfe  Grenze  zu  ziehen,  war  uo- 
möglich. 

Was  die  Unterscheidung  von  Gebühren  und  Steuern  bewog, 
dürfte  leichter  ins  Auge  fallen,  da  die  Gebühren  das  Äquivalent  ffir 
unmittelbar  geleistete  Verrichtungen  bzw.  Benutzungen  waren,  während 
bei  den  Steuern  dieses  Moment  wegfiel. 

Yerwaltungsgebfilireü  (eigentliche  Gebfihren). 

Die  Einnahme  von  Verwaltungsgebühren  oder,  wie  man  sie  da- 
mals nannte,  Sportein  für  die  Kämmereikasse  datierte  erst  aus  dem 
Jahre  1836.  Bekannt  war  zwar  diese  Abgabenart  schon  längere  Zeit; 
sie  diente  jedoch  nur  als  besonderer  Zuschuß  zur  Besoldung  der 
Kommunalbeamten,  wurde  nicht  durch  die  Stadtkasse  verrechnet  und 


')  In  älteren  Zeiten  bildeten  sie  einen  Zuschuß  für  die  Person  der  Beamten, 
nicht  für  die  amtlichen  Organe. 

•)  Vgl.  von  Stenge],  Lehrbuch  des  deutschen  Verwaltungsrechts  S.  127. 
Stuttgart  1886. 
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entzog  sich  somit  der  Öffentlichkeit.  Noch  im  Jahre  1814  wurden 
die  Sportein  bei  Bestimmung  der  Magistratsgehalte  insgesamt  den 
Batsgliedern  und  Sekretären  selbst  überwiesen.  Man  hatte  damals 
nach  dem  Beispiel  anderer  Städte  auf  größere  Erträge  gerechnet,  als 
sie  tatsächlich  stattfanden.  Trotzdem  wurde  diese  Einrichtung  unge- 
achtet ihrer  Geringfügigkeit  von  der  Bürgerschaft  stets  unangenehm 
empfunden.  Bei  dem  Stadtgericht  lag  die  Sache  anders:  hier  waren 
die  Sporteleinkünfte  nicht  unbeträchtlich.  Die  Untergerichtsordnung 
Yon  1827  und  die  Aufstellung  neuer  Sporteltaxen  im  Jahre  1834 
brachten  jedoch  so  große  Veränderungen  mit  sich,  daß  dies  den 
Anstoß  gab,  zunächst  die  Sportelanteile  der  Gerichtspersonen  zu 
fixieren  und  die  Einnahmen  selbst  »zur  Kasse  zu  ziehen.  Die  letztere 
Maßregel  erschien  um  so  anrätlicher,  als  die  Stadtkasse  selbst  die 
Sportein  für  die  Kriminalsachen  an  die  damit  beschäftigten  Gerichts- 
personen zahlte.  Mehrfach  eingetretene  Veränderungen  im  Gerichts- 
personale begünstigten  das  Vorhaben,  so  daß  zunächst  im  Herbst 
1834  die  Fixation  der  Gerichtssporteln  ausgeführt  wurde.  Natürlich 
hatte  die  Feststellung  der  früheren  Erträge  einige  Schwierigkeiten, 
da  die  Rechnungen  Privatsache  gewesen  waren.  Schließlich  wurden 
die  Entschädigungen  so  bestimmt,  daß  ein  Ertrag  zugrunde  gelegt 
wurde,  welcher 

an  Zivilsporteln    4920  Mk. 
an  Kopialien  750     „ 

Summa:     5670  Mk.  ergab. 

Dieser  Ertrag  wurde  nur  in  zwei  Jahren  nicht  erreicht;  eine  not- 
wendige Folge  davon,  daß  manche  Sportein  erst  später  nach  erledigter 
Sache  eingingen  und  also  die  ersten  Jahre  keinen  vollen  Ertrag  liefern 
konnten.  In  allen  übrigen  Jahren  wurde  derselbe  übertroffen.  Es 
waren  nämlich  in  den  10  Jahren  1835 — 1844  eingegangen  61 041  Mk. 
oder  durchschnittlich  im  Jahr  rund  6104  Mk.  Die  folgenden  Jahre, 
bis  zum  Ausscheiden  des  Gerichts  aus  der  städtischen  Verwaltung, 
Ende  des  Jahres  1852,  brachten  im  Durchschnitt  ca.  5830  Mk. 

Im  Jahre  1838  schritt  man  endlich  auch  zur  Fixation  der  Ad- 
ministrativsporteln.  Hier  war  das  Resultat  weniger  günstig.  Der  be* 
trächtlichste  Teil  jener  Sportein,  die  von  den  Zünften  an  ihre  Kom- 
missarien zu  zahlenden  Gebühren,  wurde  gänzlich  aufgehoben  und  auch 
die  Taxe  der  übrigen  Sportein  dermaßen  verringert,  daß  der  Bürger- 
schaft jeder  Anlaß  zur  Klage  wegfiel.  So  kam  es,  daß  die  Gebühren 
aus  Verwaltungssachen  sehr  spärlich  in  die  Kasse  einliefen :  bis  1852 


n 

n 

» 

n 

n 

n 

n 

n 

n 

M 

n 

>» 

—     126    — 

durchschnittlich  kaum  über  180  Mk.  Seit  diesem  Jahre  fand  eine 
merkliche  Steigerung  statt,  die  wohl  hauptsächlich  ihren  Grund  in 
der  Ausdehnung  der  Verwaltungstätigkeit  *  infolge  der  Zunahme  der 
Bevölkerung  hatte. 

Die  Verwaltungsgebühren  stellten  sich: 

im  Jahre  1853      auf    225  Mk. 

1860        „  738  „ 

1870        „  1167  „ 

1875        „  2461  „ 

1880/81.  „  5877  „ 

1885/86   „  7235  n 

1890/91    „  9330  „ 

Im  Laufe  der  Jahre  hatten  Sich  neue  Gebühreneinkünfte  aus- 
gebildet;  sie  bestanden  in: 

a)  Verwaltungsgebühren  im  engeren  Sinne,  wie  z.  B.  Gebühren 
für  die  Listenführung  wegen  der  Privatfeuerversicherungsgesellschaften, 
für  Rechnungsführung  verschiedener  selbständiger  kommunaler  An- 
stalten und  Betriebe  (Gas-  und  Wasserwerke,  Schulen  usw.),  für  die 
Polizeidirektion,  für  Arbeitervermittlung,  Gebühren  aus  dem  Zwangs- 
vollstreckungsverfahren gegen  rückständige  Steuerzahler  usw. 

b)  Bauerlaubnisgebühren.  Diese  bestanden  seit  dem  Jahre  1868 
und  betrugen  je  nach  der  Größe  der  zu  prüfenden  Bauvorlage  0,50 
bis  6  Mk.  Seit  dem  1.  April  1895  regelten  sich  die  Gebühren  nach 
der  Höhe  der  Baukosten  und  dem  mit  den  baupolizeilichen  Revisionen 
verbundenen  Zeit-  und  Arbeitsaufwande.  Sie  beliefen  sich  bei  Neu- 
bauten, die  an  Baukosten  erforderten 
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c)  Gebühren  für  die  Veranlagung  und  (seit  1895/1896)  Erhebung 
der  Staatsklassensteuer ; 

d)  Entschädigungsgebühren  für  die  Wahrnehmung  der  Geschäfte 
der  Standesbeamten  ^)  einschließlich  der  Gebühren  vom  statistischen 
Bureau. 

In    der  folgenden  Tabelle  ist  eine  Übersicht   über    die   in   den 


*)  In   den  Fällen  des   §  7  Abs.  2  des  Reichsgesetzes  vom  6.  Februar  1875 
bzw.  §  5  Abs.  1  des  Gesetzes  vom  8.  März  1874. 
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Jahren  1891 — 1900  vereinnahmten  Verwaltungsgebühren  unter  Berück- 
sichtigung der  vorerwähnten  Einteilung  gegeben. 


a. 

b. 

c. 

d. 

Jahr 

Ver- 
waltungs- 
gebühren im 
engeren 
Sinne 

Mk. 

Bauerlaub- 
nisgebühren 

Mk. 

Gebühren  für 
Veranlagung 
u.  Erhebung 
der  Staats- 
klassensteuer 

Mk. 

Gebühren 
betr.  das 
Zivilstands- 
amt 

Mk. 

Summa 
von  a — d 

3ik. 

1891/92 
1892/93 
1893/94 
1894/95 
1895/96 
1896/97 
1897/98 
1898/99 
1899,TO 
1900/01 

3976 
4588 
4818 
4642 

5899 

5771 
6481 

6713 
7132 
7  499 

818 
I  001 
1067 

1194 

2342 
3308 

4013 
5432 
5706 

4179 

2847 
4909 

5656 
5611 
8194 
8163 
8497 
6336 
7368 

7913^) 

519 

527 

573 

585 

593 
620 

688 

794 
783 
724 

8  160 

11  025 

12  114 
12032 
17028 
17862 
19679 

19275 
20989 

20315 

Summa : 

57519 

29060 

65494 

6406 

158479 

Die  Einnahmen  aus  der  städtischen  Linnenlegge.^) 

Zu  den  ältesten  Gebühreneinnahmen  der  Stadt  gehörten  ohne 
Zweifel  die  Erträge  der  städtischen  LiDuenlegge.  Bereits  im  Anfange 
des  15.  Jahrhunderts  bildete  die  Leinwand  den  einzig  bedeutsamen 
Ausfuhrartikel :  die  Osnabrücker  Leinwand  war  überall  sehr  bezahlt 
und  wurde  gegen  die  Fabrikate  anderer  Städte  sehr  bevorzugt.  Die 
Stadtobrigkeit  verkannte  die  Bedeutsamkeit  dieses  Rufes  nicht  und 
suchte  durch  die  Einführung  einer  städtischen  Leggeanstalt  diesen 
Gewerbszweig  noch  weiterhin  zu  fördern.*)  Die  Gründe  für  die  Er- 
richtung dieser  Anstalt  waren: 

a)  die  im  Lande  für  den  auswärtigen  Debit  verfertigten  Leinen 
dem  Erfordernisse   des   Handels   völlig   gemäß   einzurichten   und  die 


^)  Laut  Vertrag  betrug  die  Vergütung  2  ^/o  der  Isteinnabme  der  Staats- 
einkommensteuer. 

*)  Vgl.  Dr.  V.  Reden,  Der  Leinwand-  und  Garnhandel  Norddeutschlands. 
Hannover  1838. 

*)  Vgl.  Mitteilungen  des  historischen  Vereins  zu  Osnabrück  Bd.  IV  S.  347. 
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Weberei  und  Güte  derselben  möglichst  zu  verbessern,    um   sowohl 
hierdurch,  als  auch 

b)  durch  das  angeordnete  Messen  und  Stempeln  dieser  Leinen, 
denselben  im  Auslande  einen  yermehrtea  Kredit  und  stets  sicheren 
Absatz  zu  schaffen; 

c)  aus  der  Legge  eine  Konkurrenz  Yon  Käufern  und  Abnehmern 
aus  der  ersten  Hand  zu  veranlassen,  um  für  den  Fabrikanten  mög- 
lichst angemessene  Preise  zu  erhalten; 

d)  Mittel  zur  Beobachtung  des  Zustandes  sowohl  der  Fabrikation 
als  des  Handels  mit  Garn  und  Leinen,  um  Mängeln  abhelfen  zu  können. 

Sämtliches  in  Osnabrück  gewebtes  Leinen  mußte  zur  städtischen 
Leggeanstalt  gebleicht  oder  ungebleicht  gebracht  werden;  dortselbst 
wurde  es  zuerst  gemessen,  dann  fabrikmäßig  zusammengelegt  oder 
gerollt,  klassifiziert  und  taxiert,  numeriert,  gestempelt^  und  endlich, 
insofern  es  die  in  den  Leggeordnungen  vorgeschriebene  Breite  nicht 
hatte,  statt  der  Nummer  mit  den  Buchstaben  S.  B.  (Schmalband) 
bezeichnet. 

Der  Verkauf  geschah  sodann  fast  allgemein  auf  der  Legge,  aber 
nicht  an  die  Legge.  Es  stand  den  Eigentümern  frei,  wenn  ihnen  das 
Gebot  nicht  hinlänglich  erschien,  das  Leinen  zurückzunehmen.  Den 
Leinenaufkauf  nahmen  dort  teils  die  Leinenhändler  selbst,  teils  die 
von  ihnen  bestellten  Aufkäufer  vor. 

Ohne  jeden  Zweifel  hatte  der  große  Aufschwung  der  Leinen- 
industrie vor  allem  seinen  Grund  in  der  strengen  Aufsicht,  die  durch 
das  städtische  Leggerecht  ausgeübt  wurde.  Dann  aber  auch,  weil 
kein  Land  Garn  und  Leinwand  so  wohlfeil  liefern  konnte  als  gerade 
Norddeutschland.  Hier  betrieb  der  Bauer  Spinnen  und  Weben  meist 
als  Nebengewerbe  und  außerdem  waren  seine  Bedürfnisse  im  Ver- 
hältnis zu  denen  ähnlicher  Einwohnerklassen  in  anderen  Staaten  noch 
höchst  dürftig. 

Um  das  Bild  zu  vervollständigen,  dürfte  hier  eine  kurze  Geschichte 
dieses  alten  Erwerbszweiges  nicht  zu  umgehen  sein.  „Der  Osnabrückische 
Leinenhandel  nach  den  Niederlanden  wurde  in  der  zweiten  Hälfte  des 
16.  Jahrhunderts  durch  die  dortigen  Kriege  mit  Spanien  zersört;  die 
Verbindungen  mit  England  und  Livland  stockten  ebenfalls.  Man 
suchte  nun  neue  Absatzwege  und  fand  solche  nach  Oberdeutschland. 
Nürnberg  wurde  der  Hauptstapelplatz  für  Osnabrückische  Leinwand, 
die  von  da  nach  Italien  weiterging.  Inzwischen  war  es  auch  gelungen, 
neue  Wege  für  Leinen  nach  England  und  Holland  ausfindig  zu  machen. 
So  wurde  Osnabrück  wieder  Mittelpunkt  des  Leinenhandels.   Nament- 
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lieh  im  ersten  Viertel  des  17.  Jahrhunderts  war  derselbe  sehr  lebhaft."  ^) 
Dann  aber  schadeten  fremde  Ankäufe  auf  dem  Lande;  ferner  wurde 
durch  den  englischen  Zolltarif  von  1697  das  Osnabrücker  Leinen  um 
4%  höher  belastet  als  die  eigenen  Waren,  dasselbe  war  in  Holland 
der  Fall.  Diesem  ging  man  dadurch  aus  dem  Wege,  daß  der  Handel 
mit  Spanien,  dessen  Kolonien  die  meiste  Leinwand  abnahmen,  über 
Bremen  geleitet  wurde.  Im  Anfange  des  18.  «fahrhunderts  begann 
nun  zugleich  mit  dem  Verfall  der  Stadt  auch  das  Leggerecht  miß- 
achtet zu  werden.  Die  Stadt  bestand  auf  strengste  Innehaltung  der 
Leggeordnung,  während  die  angrenzenden  Länder  nichts  taten,  die- 
öelbe  ebenso  zu  beobachten.  „Der  Erfolg  war,  daß  überall  sich  An- 
käufer fanden,  die  dann  die  Ware,  weil  doch  das  Osnabrücker  Zeichen 
verlangt  wurde,  eigenmächtig  und  falsch  zeichneten.  Die  Unredlich- 
keit, mit  der  dies  geschah,  verdarb  nun  den  Handel  und  die  städtischen 
Kaufleute  standen  darin  nicht  zurück,  erwarben  vielmehr  auf  dem 
Lande  rings  um  die  Stadt  kleine  Besitzungen,  auf  denen  sie  nun 
selbst  kauften,  maßen  und  zeichneten. '^  ^)  Nach  dem  7jährigen  Kriege 
wurden  diese  Mißstände  schließlich  dadurch  beseitigt,  daß  überall  auf 
dem  Lande  ebenfalls  Leggen  eingerichtet  wurden.  Hiermit  war  die 
Ordnung  wieder  hergestellt  und  so  gelang  es  den  Osnabrücker  Kauf- 
leuten, sich  Absatzkanäle  in  Spanien  zu  schaffen,  was  eine  neue  Blüte 
im  Leinenwandshandel  hervorrief,  bis  auch  sie  zeitweilig  durch  die 
Kontinentalsperre  und  schließlich  gänzlich  durch  die  Maschinenspinnerei 
Englands  zerstört  wurde. 

Je  nach  dem  mehr  oder  minder  regen  Handel  mit  Leinenwaren 
zeigten  sich  die  Einkünfte  aus  der  Legge  in  ihrer  Höhe  schwankend. 
Die  unten  angegebenen  Zahlen  verstehen  sich  als  die  Nettoerträge, 
deren  letzte  das  Jahr  1848  lieferte. 


Erträge 

1 

Erträge 

1 

Erträge 

Erträge 

Jahr 

der 
Legge 

Jahr 

der 
Legge 

Jahr 

der 
Legge 

Jahr 

der 
Legge 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1648 

2647 

1700 

3015 

1760 

150 

1810 

1655 

2865 

1710 

4  434 

1770 

573 

1820 

1254 

1665 

1992 

1720 

3585 

1780 

1599 

1880 

831 

1675 

1887 

1730 

2904 

1790 

1923 

1840 

I  281 

1685 

2  814 

1740 

I  248 

1800 

2043 

1848 

600 

1695 

3108 

1750 

654 

*)  Vgl.  Mitteilungen  des  historischen  Vereins  zu  Osnabrück  J3d.  XIII  S  61. 
*)  Vgl.  Mitteilungen  des  historischen  Vereins  zu  Osnabrück  Bd.  VI  S.  115. 
XLVIL  9 
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Etnnahmeii  aus  dem  Unterriehtswesen  (Schulgelder). 

Da  die  kommunalen  Unterrichtsanstalten ,  abgesehen  von  der 
höheren  Mädchenschule  und  der  Realschule  (welch  letztere  bis  1885 
dem  städtischen  Schulverbande  angehörte),  nur  die  Bürger-,  Yolks- 
und  Gewerbeschulen  umfaßten,^)  so  lag  es  in  der  Natur  der  Sache, 
daß  die  Schulgeldeinnahme  gegenüber  den  Gesamtkosten  mehr  zurück- 
trat. Die  Differenz  erhöhte  sich  noch  beträchtlich,  als  infolge  des 
Gesetzes  Yom  14.  Juli  1888  betreffend  die  Erleichterung  der  Yolks- 
schullasten  das  Schulgeld  der  Volksschulen  seit  dem  1.  Oktober  1888 
für  einheimische  Kinder  gänzlich  in  Wegfall  kam.  Bis  dahin  betrog 
das  Schulgeld:  in  den  Volksschulen  für  jedes  Kind  pro  Jahr  6  Mk.;^) 
für  Gewerbeschüler  bis  in  die  neueste  Zeit  gleichfalls  6  Mk. ;  für  den 
Besuch  der  Bürgerschule  stellte  es  sich  auf  18 — 30  Mk.;  seit  1891 
auf  30 — 10  Mk.;  liir  die  höhere  Mädchenschule  60 — 130  Mk.;  in 
neuerer  Zeit  60 — 145  Mk. ;  für  die  städtische  Realschule  60 — 90  Mk. ; 
je  nach  der  besuchten  Klasse. 

Das  katholische  Schulwesen  unterstand  nicht  dem  Magistrat,  kam 
also  für  die  vorliegenden  Erörterungen,  was  die  Schulgeldeinnahmen 
betraf,  nicht  in  Betracht. 

In  der  nebenstehenden  Tabelle  geben  wir  eine  Übersicht  über  die 
Einnahmen  von  Schulgeldern,  die  wir  indes  nur  bis  zum  Jahre  1874 
zurückzuverfolgen  vermochten. 


Beiträge  der  Adjazenten  zam  Straßenbau  und  zur  Pflasterung. 

Das  Pflaster  in  der  Stadt  mußte  vor  dem  Jahre  1800  von  den 
Eigentümern  der  angrenzenden  Grundstücke  beschafft  werden.  Bei 
der  damaligen  Umpflasterung  der  sämtlichen  Straße  blieben  die  Kosten 
der  ersten  Anlage  auch  diesen  zur  Last.  Ein  Erlaß  des  Bats  vom 
26.  März  1799  bestimmte:  „Zu  den  Kosten,  die  dadurch  veranlaßt 
werden,  muß  jeder  Einwohner  wie  bisher,  nach  Verhältnis  seiner  an 
den  Straßen  belegenen  Besitzungen  mit  beitragen.  Es  bleibt  indessen 
jedem  freigelassen,  gegen  die  bestimmte  Vergütung  des  Fuhriohns 
oder  des  Materials,  Steine  oder  Sand  selbst  mit  anfahren  oder  an- 
weisen zu  mögen ;  —  oder  es  wird  ihm  zu  den  akkordierten  mindesten 


^)  Das  Ratsgymnasium  erhielt  sich  aus  eigenen  Mitteln. 

*)  Für  mehrere  Kinder  aus  einer  Familie  bestanden  Ermäßigungen. 
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Preisen,  auf  Rechnung  alles  Material  angeschafft ,  auch  die  Arbeit 
akkordmäßig  verfertigt."  Dagegen  übernahm  die  Stadt  die  Unter- 
haltung der  Fahrbahn  und  sollte  dafür  teils  durch  ein  Pflastergeld, 
teils  durch  eine  Auflage  auf  die  Häuser  entschädigt  werden.  Statt 
jenes  Pflastergeldes  erhielt  sie  einen  Anteil  am  Weggeld e,  welches  je 
nach  der  Länge  des  Weges  von  der  Mitte  der  Stadt  bis  zur  nächsten 
Erhebungsstelle  dermaßen  verteilt  wurde,  daß  die  Strecke  in  der 
Stadt  doppelt  in  Anrechnung  kam.  Die  Stadtkasse  hatte  von  dieser 
Einrichtung  noch  den  Vorteil,  daß  die  städtischen  Akziseinnehmer 
an  den  Toren  zugleich  die  betreffenden  Anteile  des  Chaussee-  und 
Kommunal weggeld es  besorgten.  Die  Auflage  auf  die  Häuser  erfolgte 
jedoch  nicht,  und  wie  wenig  der  Weggeldanteil  die  Kosten  der  Er- 
haltung des  Straßenpflasters  ersetzte,  ließ  sich  daran  erkennen,  daß 
z.  B.  in  den  10  Jahren  von  1835 — 1844  auf  das  Straßenpflaster  ver- 
wandt wurden  55  936  Mk. 
während  das  Weggeld  brachte         9213     „ 

Also  Mehrausgabe    46  723  Mk. 

Selbst  in  früheren  Jahren,  wo  offenbar  zu  wenig  auf  die  Straßen- 
pflasterung verwandt  wurde, ^)  hatte  jene  Einnahme  bei  weitem  nicht 
ausgereicht.  Der  Ertrag  des  Weggeldes  hob  sich  übrigens  durch  den 
Tarif  von  1834  etwas,  kam  jedoch  nur  selten  über  900  Mk.  hinaus, 
nur  im  Jahre  1867  erreichte  er  einmal  die  Höhe  von  1200  Mk.  Die 
Bestimmung,  daß  die  Kosten  der  erstmaligen  Pflasterung  bis  zur 
Mitte  der  Fahrbahn  und  der  Trottoirlegung  außer  den  Kantsteigen 
von  den  Anliegern  erstattet  werden  mußten,  blieb  indes  bestehen. 
Handelte  es  sich  um  die  Pflasterung  eines  öffentlichen  Platzes  oder 
einer  Straße  von  außergewöhnlicher  Breite  (Promenaden  und  dergl.), 
so  war  ein  Beschluß  der  städtischen  Kollegien  maßgebend,  wie  weit 
die  Anlieger  herangezogen  werden  sollten.  Gewöhnlich  wurden  dabei  ^ 
die  Ausdehnungsverhältnisse  der  benachbarten  Straßen  zum  Maßstab 
benutzt.^)  Die  ganze  Frage  der  Anlegung  und  Veränderung  von 
Straßen  und  Plätzen  in  den  preußischen  Städten  wurde  definitiv  durch 
das  Gesetz  vom  2.  Juli  1875  geregelt.  Der  hauptsächlich  in  Be- 
tracht kommende   §  15   des  genannten  Gesetzes^)   überließ  der  Stadt 


1)  Jährlich  rund  1800  Mk. 

*)  Magistratsverfügung  vom  7.  Juni  1873. 

*)  Kr  bestimmte:  „Durch  Ortsstatut  kann  festgesetzt  werden,  daß  bei  der 
Anlegung  einer  neuen  oder  bei  der  Verlängerung  einer  schon  bestehenden  Straße, 
wenn   solche   zur  Bebauung  bestimmt   ist,    sowie  bei   dem  Anbau  an  schon  vor- 
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bezüglich  der  Festsetzung  der  Höhe  der  von  den  Anliegern  der 
Straßen  zu  zahlenden  Gebühren  weitgehendsten  Spielraum.  Sie  ver* 
fuhr  nach  folgenden  Prinzipien,  die  erst  durch  das  Ortsstatut  Yom 
27.  Februar  1897  festgelegt  wurden: 

Wurden  ?on  Stadt  wegen  neue  Straßen  angelegt,  so  sollten  die 
Kosten  der  gesamten  Straßenanlage  von  der  Stadtkasse  nur  vor- 
schüssig  übernommen,  aber  yon  den  angrenzenden  Eigentümern,  sobald 
sie  Gebäude  an  der  neuen  Straße  errichteten,  insoweit  wieder  erstattet 
werden,  als  die  Ausgaben  der  Freilegung,  der  Herstellung  der  nötigen 
Höhenlage,  der  Steinpflasterung  (inkl.  Trottoir,  Gossen  und  Bord- 
steine) betrugen.  ]Nicht  zu  erstatten  waren  jedoch  die  Kosten  der 
Beleuchtungsanlagen.  Was  die  Kanalisation  anging,  so  war  dieselbe 
schon  durch  die  Bestimmungen  der  Sielordnung  yom  9.  März  1866 
normiert.  Bei  Straßen  von  mehr  als  18  Meter  Breite  war  von  den 
Kosten  der  gesamten  Breite  nur  eine  nach  dem  Verhältnis  von  18  Metern 
zu  der  Gesamtbreite  der  Straße  berechneten  Gebühr  von  den  An- 
liegern zu  erstatten.^)  Die  vom  Pflichtigen  zu  leistenden  Beiträge 
wurden  bei  der  Erteilung  der  Bauerlaubnis  fällig. 

Wie  sich  die  Kosten  des  Straßenbaus  infolge  des  Gesetzes  vom 
Jahre  1875  immer  mehr  auf  die  Anlieger  abwälzten,  veranschaulicht 
umstehende  Tabelle. 


Gebühren  für  Straßenreinigung  (und  Mullabfiihr). 

Es  wurde  schon  gesagt,  daß  die  Straßenreinigung  bis  in  das  Jahr 
1898  hinein  den  Hausbesitzern  oblag.   Das  Ortsstatut  vom  3.  November 


handenen  Straßen  und  Straßenteilen  von  dem  Unternehmer  der  neuen  Anlage 
oder  von  den  angrenzenden  Eigentümern  —  von  letzteren,  sobald  sie  Gebäude 
an  der  neuen  SU^raße  errichten  —  die  Freilegung,  erste  Einrichtung,  Entwässerung 
und  Beleuchtungsvorrichtung  der  Straße,  in  der  dem  Bedürfnisse  entsprechenden 
Weise  beschafft,  sowie  deren  zeitweise,  höchstens  jedoch  fünfjährige  Unterhaltung 
bzw.  ein  verhältnismäßiger  Beitrag  oder  der  Ersatz  der  zu  allen  diesen  Maß- 
nahmen erforderlichen  Kosten  geleistet  werde.  Zu  diesen  Verpflichtungen  können 
die  angrenzenden  Eigentümer  nicht  für  mehr  als  die  Hälfte  der  Straßenbreite, 
und,  wenn  die  Straße  breiter  als  26  Meter  ist,  nicht  für  mehr  als  13  Meter  der 
Straßenbreite  herangezogen  werden.  Bei  Berechnung  der  Kosten  sind  die  Kosten 
der  gesamten  Straßenanlage  und  bzw.  deren  Unterhaltung  zusammenzurechnen 
und  den  Eigentümern  nach  Verhältnis  der  Länge  ihrer,  die  Straße  berührenden 
Grenzen  zur  Last  zu  legen." 

*)  Vgl.  §  7  des  Ortsstatuts  vom  27.  U.  1894  über  die  Ausführung  des  Ge- 
setzes vom  2.  Juli  1875. 
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Beiträge  der  Adjazenten  zum  Straßenbau. 


Jahr 


1876/77 
1877/78 
1878/79 
1879/80 
1880/81 
1881/82 
1882/83 
1883/84 
1884/85 
1885/86 
1886/87 
1887/88 
1888/89 
1889/90 
1890/91 
1891/92 
1892/93 
1893/94 
1894/95 
1895/96 
1896/97 
1897/98 
1898/99 
1899/00 
1900/01 


I. 

Betrag  der 

Kosten  der  für 

Rechnnn^  der 

Adjazenten 

ausgeführten 

Nenpflasterang 

Mk. 


U. 

Brnttokosten 

der 

Straßen- 

Pflasterung 

Mk. 


III. 

Blieb  für 
Hechnung 
der  Stadt 

Mk. 


IV. 

I  in  %  der 
Brnttokosten 
der 
Straßen- 
pflasterung 


V. 


Ghepflasterte  Fläebe 


für 
Straßen 

gm 


für 
Trottoir 

gm 


32832 
6936 

11311 
37810 

13699 
28656 
21  470 
II  291 

14549 
12055 

10942 

2978 

44498 

30027 

47674 

44  395 
42406 

34  1S4 
64449 

61  960 

43801 

49567 
114  843 

86220 


66264 

19378 
22841 

48  188 

19679 

45822 

40673 

23323 

35264 

22573 

27835 
9804 

45083 

40379 
157  OII 

"4155 

86335 
43720 

94676 
139810 

141.789 
132  355 
198943 
136  694 


6661 

33432 
12442 
II  530 
10378 
5980 
17  166 
19203 
12032 
20715 
10518 

16893 
6826 

585 
10352 

109  337 
69760 

43929 
9566 
30227 
77850 
97988 
82788 
84  100 

50474 


49,55 
35,80 

49,52 
78,46 
69,61 

62,54 

52,79 

48,41 
41,26 

53,42 

39,31 
30,38 
98,70 
74,36 
30,36 
38,88 

49,12 
78,12 
68,07 

44,32 
30,89 

37,45 

57,53 
63,08 


10664 

2707 

5208 

11 149 

4079 

12075 

II 385 

7892 

10032 

5261 

6696 

2992 

10370 

12  197 

29168 

21034 

16407 

7007 

13586 

17609 

19501 

17  101 

26056 

I4S2O 

2793 

1425 

1  412 
6666 

4079 
4939 
3769 
3849 
3565 

lOIO 

4146 

7  379 
6014 

7235 
4013 
3304 
3807 
207 
4  181 
6087 

2313 
1576 

3034 
2058 


1697,  welches  am  1.  Juni  1898  in  Kraft  trat,  führte  erst  die  öffent- 
liche Straßenreinigung  inkl.  Abfahr  des  Straßen-  und  Hausunrats  ein. 
Für  diese  von  der  Stadtgemeinde  übernommenen  Leistungen  sollte 
von  den  Anliegern  eine  Gebühr  erhoben  werden,  welche  pro  laufendes 
Meter  Straßenfront  und  für  die  wöchentlich  einmalige  Beinigung  auf 
höchstens  0,30  Mk.  jährlich  festgesetzt  wurde.  Die  wirklich  zur  Er- 
hebung gelangende  Gebühr  wurde  bei  der  Feststellung  des  Haushalts- 
plans alljährlich  von  den  städtischen  Kollegien  auf  Grund  der  Be- 
triebsergebnisse des  Torangegangenen  Bechnungsjahres  beschlossen. 
Doch  sollte  der  Ertrag  der  Gebühr  die  Auslagen  nicht  übersobreiteD 
und  sich  auch  nicht  auf  diejenigen  Kosten  erstrecken,  zu  denen  die 
Stadtgemeinde  als  Anliegerin  verpflichtet  war. 

Für  die  Jahre  1898/1900  kam  die  zulässig  höchste  Erbebungs- 
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gebühr  (0,30  Mk.)  in  Anwendung,  deren  Ertrag  nicht  einmal  ganz  die 
Unkosten  zu  decken  vermochte.^)  Die  erhobenen  Gebühren  Ton  den 
Anliegern  (inkL  die  Beträge,  wo  die  Stadt  Anliegerin  war)  stellten  sich 

im  Jahre  1896/1899  auf  22  967  Mk. 
„        „     1899/1900    „    29056    ., 
„        „     1900/1901    „    30354    „ 


B.  Die  Steuern. 


Im  G^geusatz  zu  den  Gebühren  verstand  man  unter  Steuern 
„Zwangsbeiträge^  zu  einer  öffentlichen  Kasse,  die  ohne  Erstattung 
eines  unmittelbaren  Äquivalentes  nach  einem  allgemein  gültigen  Maß- 
stabe erhoben  wurden. ') 

Die  Verschiedenheiten  der  kommunalen  Steuersysteme  dürften  bei 
der  näheren  Erörterung  der  einzelnen  Arten  von  selbst  am  besten 
hervortreten,  einleitend  möchten  wir  nur  einige  allgemeine  Bemer- 
kungen an  die  indirekte  und  direkte  Gemeindebesteuerung  Osnabrücks 
knüpfen. 

Überblickte  man  unter  diesem  Gesichtspunkte  die  städtischen 
Einnahmen  von  1648 — 1900,  so  trat  die  grundsätzliche  Veränderung 
in  der  Neuzeit  scharf  hervor:  ehemals  weitgehendste  indirekte  Be- 
steuerung, neuerdings  das  Gegenteil  davon.  Der  Wendepunkt  in  dieser 
Hinsicht  trat  erst  etwa  um  das  Jahr  1867  ein,  oder,  um  einige  Zahlen 
sprechen  zu  lassen: 

.  Im  Jahre  1700  betrug  die  Einnahme  aus  der  indirekten  Besteuerung 

57*^7  ^/o  ^*  ordentl.  Gesamteinn.,  die  direkte  Besteoer.  nur  28,35  7o  ^*  ^'  ^'  ^' 
i.J.  1800  35,47%,,        „  „  „         „  „  „    10,62%,,,,  „  „ 

»„  1867  10,420/^,,        „  .,  „         „  „  dageg.  31,78%  „«»  ,» 

„  „   lUUU     0,54   Iq  „  „  „  „  „  „  „         55,71    /o   »>   n    „    „ 

Wie  hieraus  ersichtlich,  war  die  Umwandlung  vollständig;  daß 
dieselbe  jedoch  erst  verhältnismäßig  spät  eintrat,  während  sie  sich  in 
fast  allen  deutschen  Städten  bedeutend  früher  vollzog,  lag  daran,  daß 
durch  die  Einnahmen  aus  dem  städtischen  Kohlenbergwerk  die  Ein- 
führung direkter  Kommunalsteuem  nicht  benötigt  wurde.  ^) 

^)  Vgl.  die  Ausführungen  auf  S.  76  ff. 
*)  Vgl.  J.  Conrad,  Finanzwissenschaft  S.  4/5.    Jena  1900. 
')  Vgl.  die  Ausführungen:   „Das  städtische  Kohlenbergwerk  auf  dem  Pies- 
berge^^  S.  103  ff. 


—     136     — 

Die  Gründe  für  das  Überwiegen  der  indirekten  Besteuerung  im 
17.  und  18.  Jahrhundert  waren  wohl  hauptsächlich  in  ihrer  Zweck- 
mäßigkeit für  die  damaligen  Verhältnisse  zu  suchen.  Eine  direkte 
Steuer  konnte  zwar  bestehen,  aber  damals  nicht  zur  Haupteinnahme 
werden;  die  Bevölkerung  empfand  die  direkten  Abgaben  trotz  der 
alljährlich  aufgebrachten  geringen  Summe^  die  sich  zwischen  ca.  4200 
und  6000  Mk.  bewegte,  stets  als  drückend.  Der  Widerwille  brach 
sofort  offen  los,  wenn  diese  Steuerschraube  mehr  als  üblich  angezogen 
werden  sollte.  So  ergab  sich  die  indirekte  Besteuerungsart  von  selbst ; 
denn  ihre  Vorzüge  liegen  gerade  darin  —  wir  führen  die  diesbezüg- 
lichen Ausführungen  J.  Conrad's  (Finanz Wissenschaft,  Jena  1900  Seite 
23/24)  an  —  „daß  die  große  Menge  der  die  Steuer  Tragenden  gar 
nicht  mit  den  Steuerbehörden  in  Berührung  kommt,  diese  vielmehr 
die  Erhebung  bei  Einzelnen  ausführen,  welche  als  Industrielle,  Kauf- 
leute usw.  die  Auszahlung  der  Steuer,  wie  die  Umstände  der  Kontrolle 
als  zu  ihrem  Geschäfte  gehörig  auf  sich  nehmen  und  als  mit  den 
Verhältnissen  Vertraute  den  Behörden  die  Tätigkeit  erleichtern  und 
ihre  Geschäftsführung  darnach  einrichten  .  .  .  Das  große  Publikum 
merkt  die  Steuerzahlung  so  wenig,  daß  es  über  die  Höhe  der  Steuer 
im  unklaren  bleibt  und  deshalb  namentlich  eine  schon  längere  Zeit 
bestehende  Steuer  ohne  Opposition  erträgt.  Durch  den  Nichtgebrauch 
einiger  Gegenstände,  die  sich  zum  Lebensunterhalt  als  weniger  not- 
wendig erweisen,  erhielt  die  Steuerentrichtung  bis  zum  gewissen  Grade 
den  Charakter  der  Freiwilligkeit  und  hieraus  erfolgte  die  Selbst- 
beschränkung der  indirekten  Steuer".  ^) 

Das  Recht  der  Gemeinde  Osnabrück  zur  Erhebung  von  indirekten 
Steuern  erlitt  durch  den  am  7.  September  1851  abgeschlossenen  Handels- 
vertrag zwischen  der  hannoverschen  Regierung  und  Preußen  seine 
erste  wesentliche  Einschränkung;  hiernach  fiel  die  indirekte  Ver- 
brauchsbesteuerung von  außerhalb  des  Zollvereins  stammenden  Gegen- 
ständen weg.  Infolge  der  indirekten  Besteuerungspolitik  des  Reiches, 
die  sich  durch  den  Zollvereinsvertrag  vom  8.  Juli  1867,  Art.  5,  den 
Artikel  40  der  Reichsverfassung  und  das  Reichsgesetz  vom  97.  Mai 
1885  kundgab,  war  die  städtische  Akzise  weiterhin  nur  bis  zu  einem 
gewissen  Maximalsatz  auf  Gegenstände  anwendbar,  die  den  örtlichen 
Konsum  betrafen.  Somit  waren  Gründe  genug  vorhanden,  die  zu  der 
direkten  Kommunalbesteuerang  hindrängten,  während  die  indirekten  Ab- 
gaben, den  neuen  Verhältnissen  entsprechend,  demgemäß  zurückgingen. 


^)  Vgl.  J.  Conrad,  Finanzwissenschaft  S.  24.    Jena  1900. 
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Die  Indirekte  Bestenerung« 

Wie  in  den  meisten  deutschen  Städten,  so  dehnte  sich  auch  im 
17.  und  18.  Jahrhundert  die  Akziseerhebung  in  Osnabrück  auf  beinahe 
alle  zum  Leben  notwendigen  Gegenstände  und  ohne  Ausnahme  auf 
Luxusartikel  aus.  In  bantem  Durcheinander  zählen  die  Rechnungs- 
bücher als  der  indirekten  Besteuerung  unterliegend  auf:  Bier,  Mehl, 
Korn,  Leinwand,  Wolltücher,  Salz,  Hopfen,  Vieh,  Steine,  Gewürz, 
Eisenwaren,  Gewand,  Hökerwaren,  Leinsamen,  Holz,  Torf,  Kohlen, 
Heu,  Stroh,  geschlachtetes  Vieh,  Wein  und  Branntwein.  Wie  diese 
yersteuerbaren  Gegenstände  bunt  durcheinander  gewürfelt  wurden,  so 
waren  auch  die  Tarifsätze  wenig  nach  ökonomischen  Gesichtspunkten 
gesetzt,  d.  h.  welche  Höhe  der  Steuer  die  meisten  Einnahmen  zu 
bringen  vermochte,  welche  dagegen  durch  Beschränkung  des  Konsums 
beeinträchtigend  wirkte.^)  Wollte  man  die  Einnahme  aus  der  Akzise 
steigern,  so  setzte  man  einfach  die  Tarife  herauf,  und  umgekehrt; 
unterschiedslos  konstante  Sätze  gab  es  nicht.  Wie  sehr  dadurch  der 
Willkür  der  einzelnen  Beamten  Tor  und  Tür  geöffnet  war  —  nicht 
etwa  zum  Zwecke  ihres  persönlichen  Vorteils  —  auf  wie  schwanken- 
der Grundlage  infolge  der  stets  veränderlichen  Lebensmittelpreise  das 
ganze  wirtschaftliche  Leben  stand,  dürfte  leicht  einleuchten.  Um  so 
merkwürdiger  war  es,  daß  trotz  dieses  außerordentlichen  Durchein- 
anders im  17.  Jahrhundert  durchschnittlich  stets  über  357o;  im  18.  Jahr- 
hundert über  45%  der  städtischen  Einnahmen  durch  die  Akzise  herbei- 
geschafft wurden. 

Die  Hebung  indirekter  Steuern  in  guter  Ordnung  zu  erhalten, 
war  stets  ein  schwieriges  Unterfangen  gewesen  und  kein  Steuersystem 
erforderte  je  eine  so  peinliche,  fortdauernde  Beobachtung,  um  den  sich 
stets  herausbildenden  Mißständen  und  Mißbräuchen  durch  sofortige 
Anordnungen  entgegenwirken  zu  können.  Wirtschaftliche  Krisen, 
Defraudation,  die  Gefahr  des  Zurückgehens  des  Konsums  von  gewissen 
Gegenständen  bc?  Veränderung  der  menschlichen  Bedürfnisse,  Be- 
nutzung von  Surrogaten  usw.  bei  unzweckmäßiger  Höhe  der  Steuer, 
die  umständliche  Art  der  Erhebung  der  Abgaben  bei  einigen  Konsum- 
tibilien:  alles  dies  wollte  bei  einer  zweckmäßigen  Handhabung  in- 
direkter Steuern  beobachtet  sein. 

Machiavellis  weiser  Ausspruch,   daß  alle  Einrichtungen  die  Nei- 


')  Vgl.  J.  Conrad,  FlDaDzwiBsenschaft  8.  24.    Jena  1900. 
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gung  haben;  sich  selbst  zn  zerstören,  und  daß  man  ans  diesem  Qronde 
eine  Sache  nicht  oft  genug  auf  ihren  innersten  Kern  zurückführen 
könne,  fand  damals  ebensowenig  Berücksichtigung  wie  seine  Warnung, 
daß  es  gefährlich  sei/  tief  eingerissene  Mißbräuche  rasch  ändern  zu 
wollen«  Freilich  trat  dieser  letztere  Fall  damals  um  so  seltener  ein, 
als  man  vor  Neuerungen  eine  solche  Abneigung  hatte,  daß  man  in 
einem  Manne,  der  nur  eine  neue  Idee  äußerte,  lediglich  einen  Pro* 
jektenmacher  erblickte  (z.  B.  Justus  Moser!).  Die  ziel-  und  planlose 
Erhebungsweise  im  Akziswesen  wurde  —  wenn  man  so  sagen  darf  -f- 
beharrlich  beibehalten,  und  erst  die  große  Erschütterung,  welche  die 
französische  Herrschaft  mit  sich  brachte,  bereitete  diesem  Unwea^i 
ein  gewaltsames  Ende.  Dr.  Heinrich  David  Stüve,  der  gerade  Bürger- 
meister Yon  Osnabrück  geworden  war,  als  dieser  Schlendrian  an»- 
gerottet  wurde,  schrieb  bezeichnenderweise  in  seiner  Monographie^) 
hierüber:  „Die  Akzise  erhob  man  ohne  feste  Taxe  nach  Billigkeit, 
und  die  Spezialzahlen  waren  nicht  immer  richtig,  damit  das  Ver- 
hältnis der  Artikel  nicht  zu  auffallend  werde;  aber  der  Hauptsumme 
fehlte  nichts.^ 

Wir  hielten  es  für  angebracht,  vor  der  eingehenderen  Erörterung 
der  indirekten  Besteuerung  diese  charakteristische  Bemerkung  eines 
Mannes  zu  geben,  der  noch  selbst  diesem  Unwesen  zugesehen  hatte. 
Bei  dem  relativen  Werte,  den  hiernach  die  zahlenmäßigen  Nachweise 
in  Hinsicht  auf  das  ganze  Akziswesen  hatten,  erwies  es  sich  als 
zweckmäßig,  die  indirekte  Besteuerung  nach  dem  Jahre  1814  ge- 
sondert zu  behandeln;  auch  die  veränderten  verwaltungsrechtlichen 
Grundlagen  sprachen  für  eine  solche  Trennung  mit. 

Die  Bierstener. 

Die  Versteuerung  des  Bieres  rührte  jedenfalls  mit  aus  den  ältesten 
Zeiten  her,  wenn  sie  nicht  überhaupt  die  älteste  Art  indirekter  Be- 
steuerung war.  Abgaben  wurden  sowohl  von  dem  zum  feilen  Ver- 
kauf in  Osnabrück  selbst  gebrauten ,  als  auch  von  fremdem  Bier  er- 
hoben. Im  Verlauf  des  17.  Jahrhunderts  noch  das  beliebteste  Ge- 
tränk, war  der  Handel  mit  diesem  ein  sehr  ausgedehnter,  bis  er  im 
18.  Jahrhundert  infolge  des  sich  mehr  und  mehr  einbürgernden  Wein- 
und  Branntweinkonsums  sehr  schnell  zurückging.    Das  für  den  eigenen 


*)  Heinrich  David  Stüve,  Doktor  der  Rechte  und  Bürgermeister  der  Stadt 
Osnabrück  S.  21.    Jena  1827. 
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Hausbedarf  selbst  gebraute  Bier  an  uud  für  sieb  war  gänzlicb  un- 
versteuert. 

Auf  das  Willküriicbe  in  der  Tarifbestimmung  wurde  bereits  auf- 
merksam gemacht;  natürlich  fand  es  auch  bei  der  Versteuerung  des 
Bieres  Anwendung.  Dringliche  Vorstellungeu  seitens  anderer  Städte, 
speziell  der  Stadt  Minden,  über  zu  hohe  Zölle  hatten  fast  immer  den 
Erfolg,  daß  Steuerermäßigungen  eintraten.  Aber  abgesehen  hiervon 
ließen  es  auch  die  stets  veräuderlichen  MafibestimmuDgen  nicht  zu, 
sich  eine  klare  Vorstellung  über  die  Höhe  der  Besteuerung  zu  machen : 
das  Bier  wurde  nach  Tonnen  verzollt  und  der  Inhalt  einer  Tonne 
schwankte  zwischen  67  und  76^/^  Maß.  Die  bunte  Verschiedenheit 
und  Ungleichmäßigkeit  im  Tarifwesen  möchten  nur  einige  Beispiele 
—  die  einzig  auffindbaren  —  hinlänglich  kennzeichnen : 

Im  Jahre  1666  lag  auf  jeder  Tonne  auswärtigen  Biers  1  Taler 
Steuer;  das  einheimische  feile  Bier  wurde  mit  Va  Taler  belegt;  im 
Jahre  1696  sollte  1  Fuder  (=  9  .Tonnen)  Mindener  Bier  mit  2  Taler 
10  Sgr.  6  Pf.,  eine  Tonne  Paderbomisches  Bier  1  Taler  10  Sgr.,  das 
übrige  auswärtige  Bier  mit  6  Sgr.  3  Pf.  versteuert  werden. 

Die  Besultate  der  Bierakzise  für  eingeführtes  Bier  kamen 

im  Jahre  1648  auf  1281  Mk.  oder  18,74%  der  Einnahmen  aus  der  gesamten  Akzise 
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Die  Ausfuhr  und  Durchfuhr  des  Bieres  hatte  niemals  die  Be- 
deutung wie  die  Einfuhr.  Bezüglich  der  Abgabensätze  fanden  wir  nur 
2  Notizen  in  den  Akten  vom  Jahre  1695,  wonach  für  die  Ausfuhr 
einer  Tonne  Osnabrücker  Biers  2  Schillinge,  und  für  die  Durchfuhr 
Mindener  und  Paderbomer  Biers  pro  Tonne  je  1  Taler  bzw.  3  Schillinge 
entrichtet  werden  mußte. 

Die  Erträge  dieser  Ausfuhr-  und  Durchfuhrakzise  waren  durch- 
schnittlich für  diesen  Zeitraum  von  1650  bis  1810  rund  50  Mk.  pro 
Jahr.  In  den  Jahren  1723  bis  1734  gingen  sie  über  diese  Höhe 
hinaus  und  lieferten  als  Maximum  in  den  Jahren  1733  und  1734  je 
132  Mark. 

Das  Brauen  in  Osnabrück  selbst,  ohne  Unterschied,  ob  zwecks 
Vertriebs   oder   Privatgebrauchs,    hatte   insofern   noch   eine   geringe 
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Steuer,  die  indes  jeder  Bedeutung  entbehrte,  zu  tragen,  als  die  Ein- 
fulir  des  Hopfens  einer  geringen  Abgabe  unterlag.  Die  Einkünfte 
hieraus  schwankten  in  den  einzelnen  Jahren  in  der  Zeit  Ton  1648  bis 
1736  zwischen  etwa  100 — 135  Mk.  und  bewegten  sich  dann  späterhin 
nur  zwischen  rund  30  und  70  Mk. 


Die  Steuer  auf  Wein  und  Branntwein« 

Bedeutender  als  die  vorerwähnte  war  die  nach  dem  30jährigen 
Kriege  als  untrennbares  Ganzes  zusammengefaßte  Wein-  und  Brannt- 
weinakzise. Unter  den  spärlich  noch  Torhandenen  Nachrichten  über 
die  Akzisordnung  fanden  wir  außer  der  Bemerkung,  daß  der  Wein 
bei  der  Ausfuhr  völlig  frei  war,  gar  keine  Einzelheiten  über  die  Höhe 
der  Versteuerung,  so  daß  wir  hier  nur  die  Erträge  mitteilen  konnten. 
Sie  stellten  sich: 

im  Jahre  1665  auf  3  501  Mk.  oder     —  %  der  Einnahmen  aus  der  gesamten  Akzise 
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Die  seit  den  Jahren  1757/58  erzielten  höheren  Einkünfte  ließen 
mit  Sicherheit  auf  eine  Tarifveränderung  schließen,  da  ja  die  Er- 
fahrung lehrte,  daß  jede  indirekte  Steuer  nach  und  nach  im  Ertrage 
znrückblieb,  wenn  nicht  passende  Maßregeln  dagegen  ergriffen  wurden. 
Wenn  auch  mit  einer  Zunahme  des  Konsums  zu  rechnen  war,  so 
ließ  diese  rapide  Steigerung  auf  durchschnittlich  über  7000  Mk.  pro 
Jahr  mit  Bestimmtheit  auf  diesen  Teil  des  Akzisewesens  einen  Fort- 
schritt erkennen.  Der  Ertrag  des  Jahres  1790  war  ein  außergewöhn- 
licher Ausfall;  denn  das  Jahr  vorher  brachte  7357  Mk.,  das  Jahr 
nachher  7761  Mk. 

Im  Vergleich  mit  den  übrigen  Akzispflichtigen  Gegenstanden 
brachten  Wein  und  Branntwein  annähernd  die  Hälfte  der  indirekten 
Steuern    überhaupt    ein.      Die    außergewöhnliche   Steigerung    dürfte 
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weniger  durch  den  Weio,  als  yielmehr  durch  den  ßranntweinkonsum 
erfolgt  sein,  der  nach  dem  SOjährigen  Kriege  trotz  der  bedeutend 
geringeren  Einwohnerzahl  Osnabrücks  ungemein  zunahm.^)  Vielfach 
mag  auch  bei  den  wiederholt  vollzogenen  Erhöhungen  der  Tarife  das 
Bestreben,  den  Konsum  an  Spirituosen  einzuschränken,  mitgespielt 
haben,  ein  Versuch  freilich,  bei  dem  das  Mißlingen  von  Jahr  zu 
Jahr  offensichtlicher  wurde. 


Die  Korn-  und  Hahlsteuer« 

Was  an  fremdem  Korn  eingeführt  wurde,  unterlag  ebenfalls 
einer  Steuer.  In  der  Zeit  unmittelbar  nach  dem  30jährigen  Kriege 
waren  diese  Erträge  von  einiger  Bedeutung ;  bei  dem  gänzlichen  Dar- 
niederliegen des  Ackerbaus  nach  1648  war  die  Stadt  allein  auf  die 
Einfuhr  angewiesen.  So  kam  es,  daß  die  Steuer  im  Jahre  1648  rund 
714  Mk.,  im  Jahre  1666  rund  483  Mk.,  1675  rund  363  Mk.  auf- 
brachte. Die  allmählich  wieder  zunehmende  eigene  Produktion  an 
Brotgetreide  verminderte  indessen  rasch  diese  Einkünfte;  im  Jahre 
1685  kamen  nur  noch  180  Mk.,  im  Jahre  1700  =  78  Mk.  ein.  Ab- 
gesehen von  einigen  Jahren,  in  denen  Mißernten  stattfanden,  wo 
natürlich  dann  die  Einfuhr  stärker  wurde,  und  die  Steuereinnahmen 
sich  steigerten,  stiegen  die  Einnahmen  der  Kornakzise  nie  über  300 
Mark  pro  Jahr. 

Das  gesamte  Brotgetreide  wurde  noch  durch  eine  Mahlsteuer  be- 
lastet, deren  Erhebung  in  der  Mühle  vor  sich  ging.  Die  Müller  durften 
kein  Kom  oder  Malz  vermählen,  das  nicht  zuvor  mit  dem  Akziszeichen 
(wofür  man  späterhin  Quittungen  einführte)  versehen  war.  Um  De- 
fraudationen vorzubeugen,  waren  sämtliche  das  Mühlengewerbe  Be- 
treibende auf  die  Mühlenakzise  vereidigt.  Ungefähr  seit  dem  Jahre 
1700  kam  mit  der  Zunft  der  Bäcker  eine  besondere  Vereinbarung 
hinsichtlich  der  Mühlenakzise  zustande;  sie  versteuerten  von  da  ab 
nicht   mehr    das   jeweils    zum    Mahlen   gebrachte   Quantum,    sondern 


*)  Vgl.  MitteiluDgen  des  historischen  Vereins  zu  Osnabrück  Bd.  VI  S.  108: 
„Branntwein  kommt  in  den  Akzisregistern  erst  1536  vor  und  wurden  zu  dieser 
Zeit  49  Ohm  (1  Ohm  =  110  Liter)  verakziset.  Der  Verbrauch  scheint  bis  zum 
17.  Jahrhundert  hin  sich  etwa  auf  diese  Quantität  erhalten  zu  haben.  Aber  erst 
mit  dem  30jährigen  Kriege,  namentlich  seit  1624  tritt  eine  wesentlich  vermehrte 
Akziseinnahme  von  diesem  Gegenstande  ein." 
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zahlten  dafür  eine  besondere  festgesetzte  Pauschalsumme,^)  die  jedoch 
im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  sank. 

Ob  mit  der  Zukunft  der  Brauer  eine  ähnliche  Abmachung  be- 
standen  hatte,  mußte  wegen  mangelnder  Unterlagen  dahingestellt  bleiben, 
wenn  auch  die  speziell  gegen  das  Ende  des  18.  Jahrhunderts  für 
mehrere  Jahre  hindurch  sich  in  gleicher  Höhe  haltenden  Einnahmen 
aus  der  MaUsteuer  yon  den  Brauern  für  diese  Annahme  sprachen. 

Bezüglich  der  Tarife  lagen  folgende  Nachrichten  vor: 

Die  Brauer  zahlten  pro  Scheffel  7  Pf., 

Die  Bäcker  entrichteten  für  den  Scheffel  Roggen  7  Pf.,  für  den 
Weizen  je  10  Pf. 

Die  Einkünfte  aus  der  Korn-  und  Mahlsteuer. 
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Die  Yieh-  und  Schlachtstener. 

Seit  dem  Jahre  1555  bestehend,  bezog  sich  die  Viehsteuer  nur 
auf  das  eingeführte  fremde  Vieh,  wie:  Pferde,  Bindvieh,  Schweine 
und  Schafe.  Vor  dem  30jährigen  Kriege  sehr  einträglich,  weil  sie 
das  hauptsächlichste  Vermögensobjekt  des  Landvolks  traf,  war  sie  in 
späterer  Zeit  sehr  zurückgegangen. 

*)  über  die  Gründe  dieser  Vereinbarung  vgl.  (Gesamtübersicht  über  dai 
Akzisenwesen  von  1648—1809)  S.  147. 
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Als  Ergänzung  war  die  Schlachtsteuer  zu  betrachten.  Die  Ab- 
gabe betrug  hier  für  jedes  Stück  Rindvieh  4  Schillinge,  für  das 
Schwein  1  Schilling  und  ftLr  das  Kalb  oder  Schaf  je  6  Pfennige. 
Wie  bei  der  Mahlsteuer  die  Bäcker,  so  hatte  hier  die  Zunft  der 
Schlächter  eine  alljährliche  Vereinbarung  abgeschlossen,  daß  statt  der 
Versteuerung  der  Schlachttiere  im  einzelnen  eine  bestimmte  Summe 
im  ganzen  abgeliefert  wurde.  ^) 

Die  Erträge  der  Vieh-  und  Schlachtsteuer  stellten  sich: 
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Die  Steuer  auf  Salz,  Gewürz  und  Hökerwaren, 

Das  Salz  wurde  ursprünglich  von  Lüneburg  bezogen;  seit  dem 
Jahre  1728  lieferte  es  die  Saline  in  Rothenfelde,  einer  unweit  von 
Osnabrück  gelegenen  kleinen  Stadt.  Auch  Halle  in  Westfalen  kam 
als  Bezugsquelle  mehrmals  in  Betracht.  Nach  den  geringen  Ein- 
künften der  Salzakzise  zu  schließen,  dürfte  die  Steuer  im  Vergleich 
mit  den  Salzpreisen  der  Neuzeit  wenig  bemerkbar  gewesen  sein.  Pro 
Tonne  oder  Sack  (ein  Vergleich  mit  heutzutage  geltenden  Maßen 
konnte  nicht  ermittelt  werden)  waren  3  Schillinge  Steuer  zu  entrichten. 

Dagegen    brachte    die    Akzise    auf   Gewürzwaren,    wie    Safran, 


^)  Nähere  Ausfuhrungen  siehe  S.  147. 
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Pfeffer,  Ingwer,  sonstige  Spezereien  und  feinere  Nahrungsstoffe  an- 
sehnliche Erträge.  Gleich  nach  dem  30jährigen  Kriege  war  sie 
infolge  der  allgemeinen  Verarmung  der  Bevölkerung  äußerst  gering; 
sie  hob  sich  aber  durch  das  ganze  18.  Jahrhundert  hindurch  auf  über 
3000  Mk.  pro  Jahr,  war  also  nächst  der  Wein-  und  Branntwein- 
steuer die  bedeutendste.  Das  Bestreben,  vorzüglich  weniger  zum 
Lebensunterhalt  notwendige  Gegenstände  durch  nachdrückliche  Be- 
steuerung zu  treffen,  hatte  hier  —  wie  beim  Wein  und  Branntwein  — 
seine  Anwendung  gefunden,  da  ja  Gewürzwaren  nach  den  Ansichten 
jener  Zeit  mehr  als  Luxusartikel  betrachtet  wurden. 

Unter  Hökerwaren  verstand  man  Fett,  Ol,  Tran,  Talg,  Teer, 
ferner  Pischwaren,  Butter,  Käse,  Feigen,  Rosinen,  Wachs,  Honig  etc. 
(meist  von  Antwerpen  oder  Brügge  kommend).  In  Anbetracht  der 
sich  nur  auf  grobe  Gewerbe  erstreckenden  heimischen  Produktion 
mußte  die  Einfuhr  dieser  Artikel  ziemlich  beträchtlich  gewesen  sein. 
Dennoch  brachte  diese  Steuer  nur  den  3. — 4.  Teil  von  den  Einkünften 
aus  der  Akzise  von  Gewürz.  Der  Einfuhrtarif  konnte  nicht  hoch 
gewesen  sein.  Unter  der  Annahme,  daß  Osnabrück  im  Jahre  1700 
etwa  6000  Einwohner  zählte,  entfiel  von  dieser  Steuer  0,102  Mk. 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  während  sich  im  Jahre  1800  unt«r 
Zugrundelegung  einer  Einwohnerzahl  von  8500  der  Zuschlag  auf 
Hökerwaren  pro  Kopf  auf  0,153  Mk.  stellte. 

Die  Steuer  auf  Salz,  Gewürz  und  Hökerwaren  brachte  ein: 
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Die  Stener  anf  die  Ansfahr  Ton  Leinwand  und  die  Einfuhr  yon 

Leinsamen  nnd  Tuehwaren. 

Die  Osnabrücker  Leinwand  war  im  17.  und  18.  Jahrhundert  ein 
überaus  begehrter  Gegenstand  und  bildete  sich  dadurch  zum  einzig 
bedeutsamen  Ausfuhrartikel  aus.  Vermöge  dieses  Übergewichts  traf 
die  Ausgangsabgabe  weniger  die  Produzenten  als  die  Abnehmer, 
hier  trat  der  Fall  ein,  wo  die  Osnabrücker  eine  Steuer  über  ihre 
Mauern  hinaus  abwälzen  konnten.  Indessen  verfolgte  man  lediglich 
damit  den  Zweck,  eine  Einnahmequelle  für  die  Stadt  zu  schaffen; 
weitergehende  Absichten,  wie  z.  B.  Belebung  der  Osnabrücker  Leinen- 
industrie durch  erhöhte  Preise,  hatte  man  nicht  im  Sinne.^) 

Der  Ausdehnung  des  Leinengewerbes  entsprechend  schenkte  man 
auch  dem  Flachs-  und  Hanfbau  weitgehendste  Beachtung.  Man  hielt 
es  für  zweckmäßig,  zur  Aussaat  größtenteils  ausländischen  Flachs« 
und  Leinensamen  zu  yerwenden,  eine  Maßnahme,  die  natürlich  den 
Leinensam  enhandeP)  in  Osnabrück  zur  Blüte  brachte.  Wenngleich 
sich  schon  hierdurch  der  Flachsbau  erheblich  verteuerte,  erfolgte 
doch  noch  eine  Eingangs6teuer,  die  aber  auch  hier  infolge  der  da- 
durch  erhöhten  Absatzpreise  des  fertigen  Linnens  eine  Überwälzung 
erfahren  haben  möchte. 

Mit  dem  Verfalle  des  Osnabrücker  Tuchmachergewerbes  seit 
dem  30jährigen  Kriege  hatte  die  Einfuhr  an  Tuchwaren  naturgemäß 
zugenommen.  Ebensowenig  wie  bei  der  Ausfuhr  der  Leinwand,  be- 
zweckte aber  hier  die  darauf  liegende  Eingangssteuer,  das  Gewerbe 
durch  Einwirken  auf  die  Preise  wieder  in  die  Höhe  zu  bringen;  nur 
die  finanzielle  Wirkung  für  die  Stadtkasse  war  beabsichtigt. 


^)  Vgl.  die  Ausführungen  unter  „Die  Linnenlegge«  S.  127  ft. 

•)  Welche  Bedeutung  damals  dem  Leinensamenhandel-  in  Osnabrück  zu- 
gemessen wurde,  ging  aus  seiner  außerordentlichen  Begünstigung  in  rechtlicher 
Beziehung  hervor.  So  hatte  z.  B.  der  Kaufmann,  welcher  Leinsamen  auf  Kredit 
verkaufte  (nach  Verordnung  vom  24.  Juli  1767  §  1  in  Cod.  Constit.  Teil  I  Abschn.  15 
Nr.  72)  eine  Spezialhypothek  auf  alle  daraus  erwachsenen  Früchte;  ferner  (nach 
Verordnung  vom  29.  April  1779  §  1  daselbst)  auf  allen  bei  dem  Schuldner  vor- 
handenen und  ihm  zugehörigen  Flachsvorral,  bis  der  Gläubiger  seine  Bezahlung 
erhalten  hatte,  und  ging  damit  allen  anderen  Forderungen,  sie  mochten  Namen 
haben,  wie  sie  wollten  —  ausgenommen,  wenn  etwa  der  Flachs  auf  gepachtetem 
Lande  gewachsen  war  —  vor. 
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Die  Resultate  der  bezeichneten  Steuern  waren: 


I. 

IL 

III. 

I  u.  II  in  % 

-»      T 

Aasfahr 

Einfuhr 

Einfuhr 

Summa 

Summa 

der  Rin- 
nahmen aus 

Jahr 

von 
Leinwand 

von 
Leinsamen 

von 
Tuchwaren 

von 
I-II 

von 
I    III 

der  fresamten 
indirekten 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Bestenerang 

1648 

2  loO 

159 

2  100 

2259 

30,72 

1665 

1878 

255 

375 

2133 

2508 

1676 

2547 

147 

219 

2694 

3913 

1685 

2505 

225 

240 

2730 

2970 

— 

1700 

3825 

150 

408 

3  975 

4383 

30,35 

1710 

3804 

135 

501 

3  939 

4440 

34,07 

1720 

2745 

171 

585 

2916 

3501 

22,50 

1730 

2157 

III 

291 

2268 

2559 

17,34 

1740 

1  155 

162 

258 

1317 

«575 

10,49 

17Ö0 

846 

222 

528 

1068 

1596 

7,62 

1760 

414 

228 

396 

642 

1038 

3.38 

1770 

546 

309 

339 

855 

I  194 

5,46 

1780 

I  320 

243 

417 

1563 

[980 

7,99 

1790 

I   176 

465 

423 

I  641 

2064 

11,15 

1800 

1098 

819 

744 

1917 

2661 

9,17 

1807 

1368 

777 

324 

2145 

2469 

13,00 

Die  übrigen  noch  yerstenerbaren  Oegenstinde« 


I. 

II. 

IIL 

IV. 

V. 

VI. 

vrr. 

vm. 

08        3 

Summa  von 
I    Vniin«/o 

Jahr 

Eisen- 
waren 

Holz 

Torf 

Koh- 
len 

Heu 

Stroh 

Ge- 
meine 
Akzise 

Tran- 
sit 
Steuer 

a  > 

der  Einnah- 
men ans  der 
ges.  indirekt. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Besteaerunß 

1648 

72 

^■B« 

_ 

^■^" 

627 

159 

858 

12,55 

1665 

186 

276 

— 

9 

3 

237 

162 

873 

1675 

120 

III 

6 

3 

3 

138 

207 

588 

1685 

117 

57 

6 

— 

3 

— 

177 

357 

717 

— 

1700 

123 

69 

18 

12 

12 

18 

108 

189 

549 

4,19 

1710 

120 

39 

9 

3 

3 

153 

135 

462 

4.00 

1720 

147 

72 

33 

6 

18 

6 

III 

231 

624 

4,81 

1730 

135 

105 

30 

6 

15 

9 

129 

528 

957 

7,32 

1740 

132 

189 

96 

6 

12 

3 

147 

522 

1107 

8,82 

17,50 

228 

219 

99 

6 

15 

9 

234 

636 

1446 

10,31 

1760 

126 

171 

78 

12 

3 

3 

150 

705 

1248 

6,57 

1770 

237 

189 

36 

18 

12 

9 

198 

453 

II 52 

7,36 

1780 

306 

150 

24 

15 

15 

6 

156 

480 

1152 

5,89 

17iK) 

321 

120 

18 

18 

12 

6 

105 

501 

IIOI 

7.48 

1800 

387 

105 

24 

36 

18 

12 

177 

1866 

2625 

12,56 

1807 

363 

108 

24 

39 

21 

1 

12 

258 

1224 

2049 

12,42 
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In  der  yorstehenden  Übersicht  briDgen  wir  die  Einnahmen  von 
den  noch  übrigen  versteuerbaren  Gegenständen,  wie  Eisenwaren,  Holz, 
Torf,  Kohlen,  Heu,  Stroh,  Lederwaren,  Papier,  die  verschiedenen 
Metalle  (die  letzteren  drei  wurden  unter  dem  Namen:  Gemeine 
Akzise  zusammengefaßt)  und  die  Erträge  der  sogenannten  Durch- 
gangsakzise. Osnabrück  war  eine  Station  auf  der  Hauptstraße,  die 
von  Lübeck,  Hamburg,  Bremen,  Köln  a/Rh.,  Löwen  nach  Antwerpen 
führte,  und  so  machte  die  Stadt  durch  den  zunehmenden  Waren- 
verkehr gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  mit  der  Transitsteuer  ein 
ansehnliches  Geschäft. 


t^bersicht  ttber  die  gesamte  indirekte  Besteuerung  bis  zum 

Jahre  1809. 

Wie  bereits  angeführt,  verfolgte  man  mit  der  indirekten  Be- 
steuerung rein  finanzielle  Zwecke.  Andere  Gesichtspunkte  konnten 
bei  dem  inneren  Zerfall  infolge  des  Exemtenunwesens  nicht  in  Be- 
tracht gezogen  werden.  Eine  strenge  Kontrolle  der  akzispflichtigen 
Artikel  war  zwar  angeordnet,  wurde  aber  gerade  durch  diese  zahl- 
reichen, von  jeder  Steuer  befreiten  Einwohner,  die  im  Jahre  1770 
reichlich  %  der  städtischen  Bevölkerung  ausmachten  und  hauptsäch- 
lich die  bestsituierten  Leute  repräsentierten,  zur  Unmöglichkeit.  Die 
Folge  war,  daß  statt  genauer  Feststellungen  der  versteuerbaren  Gegen- 
stände Vereinbarungen  mit  bestimmten  Korporationen,  wie  z.  B.  mit 
der  Zunft  der  Bäcker  und  der  Fleischer,  ^)  ja  auch  einzelnen  Kauf- 
leuten usw.  abgeschlossen  wurden.  Natürlich  begünstigten  diese 
Maßregeln  wieder  das  Nachlassen  in  der  Ausübung  der  Kontrolle 
und  damit  zugleich  eine  unordentliche  Registerfuhrung.  „Es  war  nun 
noch  ein  günstiges  Verhältnis,  wenn  Vereinbarungen  dieser  Art  mit 
den  ganzen  Zünften  unter  obrigkeitlicher  Genehmigung  geschlossen 
wurden.  .  .  .  der  Kegel  nach  handelte  aber  jeder  Kaufmann  über 
seinen  Empfang  oder  Versand,  so  gut  es  ging.  Man  nahm  sich  nicht 
einmal  die  Mühe,  die  Wagen  vor  das  Komptoir  kommen  zu  lassen 
oder  solche  zu  untersuchen.  Daraus  folgte  dann,  daß  bald  auch  keine 
ordentliche  Deklaration  stattfand,  vielmehr  lief  alles  auf  ein  völlig 
prinziploses  Markten  und  Dingen  hinaus. 

Zu  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  hatte  man  noch  daran  gedacht, 
die  Waren  auf  der  Niederlage  deponieren  zu  lassen  und  die  Defraude 

')  Vgl.  S.  Ul/42  u.  S.  143. 

10* 


—     148    — 

zu  strafen  (im  Jahre  1707).  Aber  bald  wußte  man  nicht  mehr,  Ton 
welchen  WarenquantitÄten  die  Rede  war.  Da  nun  aber  die  Eechnung 
einmal  der  Ordnung  zufolge  nach  gewissen  Warenrubriken  geführt 
werden  sollte,  so  war  die  fernere  Folge,  daß  man  die  in  Folie  ein- 
gekommene Summe  nach  Gutdünken  auf  die  verschiedenen  Rubriken 
yerteilte.  Am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  bezeichneten  kundige  Männer 
die  ganze  Akzisverwaltung  als  einen  „ehrlichen  Betrug **,  d.  h.  im 
einzelnen  war  keine  Zahl  richtig;  es  wurde  nirgends  die  Ordnung 
genau  durchgeführt,   aber  unterschlagen  wurde  eben  nichts,   wenn- 

Übersicht  über  die  Einkünfte  aus   der  gesamten 
indirekten  Besteuerung  von  1648 — 1809. 


I. 

IL 

Er- 
hebungs- 
kosten 

III. 

IV. 

V. 

VI. 
Pro  Kopf  der 

Einnahme 

Ordentliche 

%  der 

Un- 

Bevölkerung 

Jahr 

aus  der  ges. 

Gesamt- 

ordentlichen 

gefähre 

wurde  also  er- 
hoben    iveiin 

indirekten 

der  indir. 

einnähme  der 

Gesamt- 

Ein- 

der Netto- 

Besteuerung 

Be- 

Stadt 

einnahmen 

wohner- 

ertrag be- 

Steuerung 

der  Stadt 

zahl 

rücksichtigt 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

wurde 

1648 

6  836  >) 

19503 

35.05 

3500 

1,95 

1665 

13884 

• 

? 

1675 

9508^) 

— 

? 

V 

■ 

1685 

8490^) 

— 

• 

9 

• 

— 

1700 

13098 

22632 

57,87 

5000 

2,62 

1710 

II  562 

33060 

34,97 

— 

1720 

12960 

— 

31926 

40,59 

— 

— 

1730 

13074 

— 

29571 

44,22 

1740 

12558 

33222 

37,80 

5500 

2,28 

1750 

14  019 

— 

37788 

37,10 

— 

1755 

14997 

— 

34572 

43,38 

— 

— 

1760 

19002 

38067 

49,92 

— 

1765 

17547 

— 

37  377 

46,95 

1770 

15  660 

— 

38619 

40.55 

5900 

2,6$ 

1775 

14865 

34046 

43,66 

— 

— 

1780 

>9  5S4 

50691 

38,58 

— 

1785 

16599 

— 

41556 

39,94 

1790 

14721 

39588 

37,19 

7000 

2,10 

1795 

19542 

— 

50829 

38,45 

^^^^ 

1800 

20892 

57210 

35,47 

8500 

2,46 

1804 

23391') 

894 

45825 

51,04 

— 

— 

1805 

19524«) 

858 

41  460 

47,09 

— 

1806 

17205*) 

846 

38904 

44,21 

"~~ 

^"~ 

1807 

16497*) 

834 

37845 

43,59 

8500 

1,94 

1808 

19512 

— 

66630 

29,28 

1  ■ 

1809 

9927 

97752 

10,15 

8500 

1,05 

^)  Es  fehlten  die  Einnahmen  aus  der  Wein-  und  Branntweinakzise. 
*)  Bruttoeinnahmen. 
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gleioh  herkömmlich  für  die  Akziserheber  auch  allerlei  Vorteile  ab- 
fielen. ^) 

Wir  haben  zu  der  Charakterisierung  dieser  Zustände  nur  noch 
hinzuzufügen,  daß  die  unten  angegebenen  Gesamtsummen  der  Akzise- 
einnehmer nur  die  Nettoeinnahmen  bezeichneten.  Infolge  der  an- 
gewendeten Rechnungsführung ')  waren  die  Bruttoeinnahmen  nicht  zu 
erkennen  und  somit  stellte  sich  in  Wirklichkeit  die  Abgabe  pro  Kopf 
der  BeTolkerung  um  soviel  höher,  als  die  Erhebungskosten  ausmachten. 


Die  indirekte  Besteuerung  nach  dem  Jahre  1810. 

Durch  die  französisch-westfälische  Gesetzgebung  erwuchs  der 
Stadt,  was  ihre  Haupteinnahmeu  betraf,  ein  großer  Verlust:  ein 
Dekret  Vom  8.  Januar  1808  hob  alle  kommunalen  Steuerprivilegien 
(„Privilegien,  Freiheiten  oder  Abonnements  von  Stempel-,  Salz-  und 
Akzisegebühren  und  sonstige  von  der  Konsumtion  und  Gegenständen 
des  Luxus  zu  entrichtenden  Abgaben),  somit  also  die  gesamte  indirekte 
kommunale  Besteueruixg  auf.  Trotz  aller  Bemühungen  des  Maires 
und  selbst  des  Präfekten  von  Osnabrück,  diese  Steuer,  die  man  immer 
als  „die  Seele  des  gemeinen  Wesens"  *)  bezeichnet  hatte,  beizubehalten, 
schlug  der  Finanzminister  des  Königreichs  Westfalen  am  2.  November 
1809  die  diesbezügliche  Eingabe  definitiv  mit  dem  Bemerken  ab,  daß 
die  Akzise  ganz  die  Natur  eines  Transitzolles  hätte,  eine  Einnahme, 
die  allein  dem  Staate  zukommen  müßte.  „Wenn  die  Begierung  der 
Stadt  Osnabrück  die  Erlaubnis  zur  Forterhebung  der  Akzise  geben 
würde,  so  dürften  sämtliche  übrigen  Kommunen  darauf  verfallen, 
mittels  Einführung  ähnlicher  allgemeiner  und  öffentlicher  Abgaben 
die  Kommunalausgaben  auf  das  außerstädtische  Publikum  abzuwälzen, 
was  ganz  unzulässig  seV  ^)  Weshalb  gerade  in  Osnabrück  die  west- 
fälische Begierung  die  indirekte  Besteuerung  gänzlich  verbot,  war  nicht 
recht  einzusehen,  da  sie  die  Einfuhrung  von  Oktrois  in  anderen  Städten^ 
wie  z.  B.  in  Hannover  und  Göttingen,  anstandslos  erteilte. 

^)  Siehe  Dr.  Stuve:  „Zur  Geschichte  der  Stadtverfassang  von  Osnabrück". 
Mitteüangen  des  historischen  Vereins  zu  Osnabrück  Bd.  VIII  S.  162  ff. 

*)  Vgl.  „Die  Organisation  dör  Finanzverwaltung"  S.  40/41  ff. 

')  Vgl.  Mitteilungen  des  histor.  Vereins  zu  Osnabrück  Bd.  XI  S.  103. 

^)  Vgl.  Thimme :  „Die  inneren  Zustände  des  Kurfürstentums  Hannover  unter 
der  französisch-westfälischen  Herrschaft"  Bd.  11  S.  694/95.  Hannover  u.  Leipzig 
1893  u.  96. 
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Die  Abtrennung  Osnabrücks  Yom  Königreich  Westfalen  und  Ein- 
fügung in  das  Ober-Ems-Departement,  welches  am  13.  Dezember  1810 
unmittelbar  zu  Frankreich  gezogen  wurde^  stellte  der  Stadt  die  Ein- 
führung indirekter  Steuern  wieder  frei. 

Wie  weit  die  Kommune  hiervon  Gebrauch  machte,  kennzeichnet 
nebenstehend  aufgeführter  Tarif. 

Die  Einnahmen  y  welche  infolge  des  Tarifes  vom  13.  Mai  1812 
die  Akzise  in  der  Zeit  vom  1.  Juli  1812  bis  30.  Juni  1813  abwarf^ 
beliefen  sich  auf  72866  Franks  27  Cent.,  oder  58293,02  Mk.,  da- 
runter für  Wein  7  371,20  Mk.  für  Branntwein  11308,80  Mk.  und  für 
Bier  3  916  Mk.  Eine  außerordentliche  Steigerung  gegen  die  früheren 
Jahre  war  also  zu  verzeichnen.  Von  diesen  Einnahmen  bezog  der 
Staat  Vio  ^^^  Nettoerträge  und  Vn  ^^^  Strafgelder  als  Entschädigung 
für  staatliche  Beamte  der  Regie  administrative  und  die  Versteuerung 
der  zur  Verpflegung  des  Militärs  eingeführten  Gegenstände.  Jeden- 
falls blieb  der  Stadt  eine  Einnahme  von  nahezu  60  000  Mk. 

Nach  Befreiung  von  der  Fremdherrschaft  versuchte  natürlich  die 
Stadt,  sich  diese  ergiebige  Einnahmequelle  zu  erhalten,  und  die  pro- 
visorische Begierungskommission  gab  auch  die  vorläufige  G-enehmigung, 
die  Akzise  nach  gleicher  Taxe  zu  erheben,  bis  die  Frage  über  die 
Höhe  des  Tarifs  nach  den  neuen  Staatsgesetzen  geregelt  werden 
könnte.  In  dem  Entwürfe^)  an  die  Begierungskommission  wurde  im 
großen  und  ganzen  die  Steuer  auf  fast  alle  Gegenstände  ermäßigt, 
bis  auf  den  Wein  und  Branntwein,  der  einen  Aufschlag  erfuhr.  „Die 
Ware,  welche  noch  allenfalls  höher  besteuert  werden  kann,  ist  der 
Branntwein.  Bei  mäßigem  Genuß  ist  die  Abgabe  nicht  fühlbar  und 
bei  unmäßigem  Genuß  führt  sie  nur  zu  Unordnungen  und  zum 
moralischen  und  physischen  Verderben.^  Indessen  ermäßigte  die 
Begierungskommission  einige  Sätze,  „da  die  bei  verschiedenen  Artikeln 
vorgeschlagenen  Erhöhungen  fast  das  Doppelte  des  vorigen  Ansatzes 
betragen,  und,  wenn  sie  gleich  nur  Luxusartikel  trefifen,  wir  doch 
nicht  wünschen,  daß  eine  merkliche  Vermehrung  oder  Vergrößerung 
der  Abgaben  eintreten  möge.^*  ®)  Der  neue  Tarif  trat  dann  (S.  151) 
mit  dem  1.  Januar  1814  in  Kraft.  Auch  die  Transitsteuer  wurde 
wieder  eingeführt  und  betrug  seit  dem  7.  September  1814  für  jedes 
ab-  oder  umgeladene  Speditionsgut  ohne  Unterschied  der  Waren 
0,24  Mk.,   die  Durchfuhr  eines   gewöhnlichen  Wagens  2,40  Mk.,   die 


']  Vgl.  Akziseakten  von  1813—1815  im  Ratsarchiv  zu  Osnabrück. 
')  Siehe  ebendaselbst. 
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Durchfuhr  toq  eiaspänoigen  KarrenladuDgen  0,7S  Mk.  and  für  jedes 
Torgespannte  Pferd  mehr  0,48  Mk.  Alle  Defraudation  wurde  mit 
dem  10  fachen  Betrage  der  Hinterziehung  bestraft  und  seit  dem  Jahre 
1825  mit  der  ^Nachzahlung  der  vollen  Akzise  und  der  Konfiskation 
der  defraudierten  Gegenstände. 

Der  Akzisertrag  pro  imS  und  1616  var  folgendermaßen: 


■s 

1f 

■5 'S 
Mk. 

1815 
1816 

9  5^8 
11  595 

16  0 

9927 1  48835 

ii5S*ij  56381 
j 


5  j   1  905  I  180 1 55  19s  '1  6  354 1  48  841 
6  450  j6a  832 !!  5  964  !^  56  868 

il  P  i 


Diese  erheblichen  Einnahmen  sollten  aber  eine  starke  Einbuße 
erleiden,  als  fltr  das  Königreich  Hannover  ein  neues  Steuersystem 
eingeführt  wurde,  welches  davon  ausging,  daß  diejenigen  Gegenstände, 
welche  von  den  staatlichen  Eingangs-  und  Konsum tionsstenern  ge- 
troffen wurden,  nicht  noch  außerdem  einer  kommunalen  Besteuerung 
unterworfen  werden  könnten.  Hiernach  durften  nur  in  Betracht  ge- 
zogen werden :  Kohlen,  Torf,  Holz,  Dielen  usw. ;  auch  die  Durch- 
gangsakzise konnte  bestehen  bleiben.  Als  Ausnahme  von  der  auf' 
gestellten  Begel  sollte  jedoch  noch  eine  mäßige  Abgabe  von  allem 
in  die  Stadt  kommenden  Branntwein  zu  etwa  ^g  des  bisherigen  Satzes 
erhoben  werden  dürfen. 

Um  den  bedeutenden  Ausfall  der  Kämmereikasse  zu  decken, 
wollte  das  Kabinettsministerium  bei  der  Versammlung  der  allgemeinen 
Stände  beantragen,  daß  der  Betrag  derjenigen  Stadtachulden,  welche 
infolge  der  Vereinigung  der  Stadt  mit  dem  Königreiche  als  Landes- 
schulden  zu  betrachten  waren,  durch  Landesobligationen  vei^ütet  und 
die  städtische  Schuldenmasse  dadurch  ausgeglichen  würde;  in  Erwartung 
der  Zustimmung  der  Ständeversammlung  sollten  die  zu  12702  Hk. 
berechneten  jährlichen  2änsen  der  städtischen  Schuld  gezahlt  werden. 
Gregenüber    der    bisherigen    reinen    Durchschnittseinnahme,     die    zu 
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49458  Mk.  berechnet  wurde,  fehlten  dann  bei  der  yorgescblagenen 
G-estaltung  der  Akzise  noch  19428  Mk.  Zur  Deckung  wurde  eine 
Kopfsteuer  empfohlen.  Der  Magistrat  akzeptierte  nun  zwar  die  Über- 
nahme der  Stadtschulden,  verlangte  aber  mit  großer  Entschiedenheit 
eine  weitere  Entschädigung  für  die  Aufhebung  der  Akzise  von  den 
einträglichsten  Gegenständen,  da  die  Erhebung  der  Akzise  ein  altes, 
unbestrittenes  Recht  der  Stadt  wäre.  Auf  die  Kopfsteuer  wollte  der 
Magistrat  nicht  eingehen,  weil  durch  diese  auf  den  Häusern  ruhende  Ab- 
gabe die  Hausbesitzer  zu  sehr  belastet  würden.  Die  Zahl  der  Häuser 
wäre  nicht  groß,  bei  weitem  die  meisten  klein  und  sehr  viele  wären  so  ver- 
schuldet, daß  fast  kein  2iiegel  auf  dem  Dache  den  Besitzern  gehörte.^) 
Das  Ergebnis  dieser  Verhandlungen  war,  daß  einstweilen  auch 
von  Ölen  aller  Art  der  bisherige  volle  Satz  und  von  Branntweinen, 
auch  von  den  in  der  Stadt  fabrizierten,  ^/^  der  bisherigen  Sätze  er- 
hoben wurde.  Außerdem  Vg  ^^^  bisherigen  Sätze  von  Weinen ;  Bier 
und  Eßwaren  unterlagen  dagegen  von  nun  an  keiner  Besteuerung 
mehr,  über  die  Mittel  zur  Deckung  des  Defizits  —  man  veran- 
schlagte den  zukünftigen  Ertrag  der  Akzise  zu  26  739  Mk.,  darunter  von 
Branntwein  8  289  Mk.,  von  Wein  und  Weinessig.  2  868  Mark  —  wurde 
eine  Erhöhung  des  Bürgerrechtsgewinnungsgeldes  auf  das  Doppelte 
vorgeschlagen.  Das  dann  noch  verbleibende  Defizit  sollte  eventuell 
durch  eine  Anleihe  gedeckt  werden,  bis  das  Ministerium  einen  Zu- 
schuß gewährte.  Die  Regierung  genehmigte  diese  Vorschläge  am 
6.  Dezember  1817  unter  der  Voraussetzung,  daß  für  wieder  ausge- 
führten Wein  die  Akzise  zurückerstattet  würde.  Es  galten  also  nun 
folgende  Sätze  seit  dem  1.  Januar  1818: 


Gegenstände,  welche 
der  Besteuerung  unterlagen: 


Maß 
und  Gewicht 


Tarif  vom 

Jahre 

1818  ab 

Mk. 


Bemerkungen : 


Wein,  Weinessig  u.  Cider 
Branntwein  bis  zu  22^ 

„  von  über  22** 

Olivenöl  und  Mohnöl  .  . 
Andere  Öle  (Tran,  Leinöl, 

Rüböl) 

Seife 

Kohlen 

Brennholz ,    Bauholz    und 

Dielen 

Torf 

^)  Siehe  Akziseakten. 


pro  Hektol. 


n 
n 
n 

n 


I 


pro  50  kg 

I  das  Fuder 

mit 
4  Pferden 


2,o8 

4,17 
6,25 
7,58 

1,67 
1,00 

0,60 

0,64 
0,60 


\yon  dem  in  der  Stadt 
}  fabriz.  Branntwein  wur- 
den 3,47  Mk.  weniger  u. 
zwar    rücksichtlich    der 
übrigen  Abgaben  u.  des 
Vorschusses  entrichtet 

J.  Pf.  m.  od.  wen.  0,12  Mk. 


do. 
do. 


0,08    „ 


—     154    — 

Am  Ende  des  Jahres  1831  fand  eine  neue  Tarifänderung  statt; 
sie  beschränkte  sich  aber  nur  auf  eine  Erhöhung  der  Wein-  und 
Branntweinsteuer  und  war  aus  dem  Grunde  erfolgt,  um  mit  den  Tor- 
aussichtlichen  Mehreinnahmen  die  Kosten  der  Müitäriasten ,  welche 
die  Stadt  durch  den  Kasernenbau  übernommen  hatte,  declcen  zu 
können.  Die  Erhöhung  trat  mit  dem  1.  November  1831  in  Kraft. 
Da  sie  aber  erst  im  Monat  Dezember  publiziert  wurde,  fand  eine 
Nachversteuerung,  jedoch  nur  bei  den  Weinhändlern,  statt. 

Die  Tarifänderung  war: 


Gegenstände 

Maß 

Zu 

entrichtende 
Steuer 

Mk. 

Wein  und  Weinessißf 

pro  Hektoliter 

M 

4*17 

Einheimischer  Branntwein  beliebiger  Gradstärke 
Eingeführter  Branntwein  bis  zu  20  Grad    .     .    . 

99 

„                   „           von  über  22  Grad    .    . 

• 

t1       ' 

7,64 

8,33 
10,42 

12,50 

Um  den  Handel  mit  Wein  nicht  zu  erschweren,  wurde  Ton  seiten 
der  Stadt  eine  unversteuerte  ^Niederlage  bewilligt  und  ebenso  trat, 
wie  bei  der  Landessteuer,  eine  Vergütung  von  10%  der  Steuer  von 
eingehenden  rohen  Weinen  ein.  Die  Wirkung  dieser  neuen  Tarifi- 
sieruDg  ging  weit  über  die  veranschlagte  Höhe  hinaus:  Der  ver- 
anschlagte Mehrertrag  wurde  pro  Jahr  auf  8  304  Mk.  berechnet 
während  er  sich  in  der  Zeit  vom  1.  November  1831  bis  31.  Oktober 
1832  auf  18314  Mk.  belief,  darunter  für  Wein  und  Weinessig  2808  Mk. 
und  für  Branntwein  8  289  Mk. 

Bereits  im  Jahre  1833  trat  eine  andere  Steuerberechnung  für  in 
der  Stadt  fabrizierten  Branntwein  ein.  Das  Magistratsprotokoll  vom 
28.  Juni  1833  enthielt  den  Beschluß,  die  städtische  Akzise  von  Brannt- 
wein einstweilen  nach  dem  Satze  von  9  Pf.  für  24  1  (=  24  hanno- 
versche Quarter)  Maischbottigraum  vom  1.  Juli  1833  ab  zu  erheben.^) 
Dagegen  sollte  den  Osnabrücker  Branntweinbrennern  bei  dem  Export 
pro  Hektoliter  6,81  Mk.  vergütet  werden,  aber  mit  dem  Vorbehalt 
einer  Abänderung,  wenn  sich  ungleiche  Verhältnisse  herausstellen 
würden. 


^)  Vgl.  hier  und  im  folgenden  die  betr.  Akziseakten. 
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Dieser  Fall  trat  schon  nach  kurzem  Verlauf  ein,  indem  sich  er- 
wies, daß  die  Kämmereikasse  zugunsten  der  Brenner  geschädigt  wurde. 

Weitläufige  Verhandlungen  einer  Akzisekommission  fanden  dar- 
aufhin im  Jahre  1835  statt,  die  sich  um  den  Punkt  drehten,  ob  der 
Satz  von  7,64  Mk.  pro  Hektoliter  ron  in  der  Stadt  fabriziertem  Brannt- 
wein durch  die  bisherige  Steuer  Ton  9  Pf.  pro  24  1  Maischbottigraum 
erreicht  würde.  Von  einer  Erhöhung  des  Satzes  von  9  Pf.  auf  10  Pf. 
stand  schließlich  der  Magistrat  infolge  des  Widerstandes  der  Brenner 
ab,  beschloß  aber,  daß  vom  1.  Juni  1836  ab  die  Ausfuhrvergütung 
für  gewöhnliche,  unversüßte  Branntweine  pro  Hektoliter  6,25  Mk.; 
für  alle  versüßten  (deren  Gradstärke  durchschnittlich  nur  16%  betrug) 
nur  5,28  Mk.,  in  einzelnen  Fällen,  je  nach  den  Verhältnissen  noch 
weniger  betragen  sollte. 

Bald  darauf,  gegen  Ende  des  Jahres  1837,  drang  die  hannoversche 
Regierung  wieder  auf  eine  Ermäßigung  der  Tarife  von  sämtlichen 
akzispflichtigen  Gegenständen.  Der  Magistrat  war  aber  in  der  Lage, 
nachzuweisen,  daß  die  Einkünfte  aus  der  indirekten  Besteuerung  in 
keiner  Weise  ungebührlich  hoch  waren,  und  daß  die  Tarife  sich 
durchaus  in  den  auch  den  übrigen  Städten  eingeräumten  Grenzen 
bewegten.  Der  Ertrag  von  sämtlichen  Gegenständen  belief  sich  in  den 
Jahren  1832—1836  inkl.  auf  126  303  Mk.,  darunter  vom  Wein  15  729 
Mark,  vom  Branntwein  74388  Mk.,.  durchschnittlich  pro  Jahr  also 
25  260,60  Mk.,  darunter  vom  Wein  3 145,80  Mk.  und  vom  Branntwein 
14877,60  Mk.  Die  Erträge  von  Wein,  Weinessig  und  Branntwein 
in  den  sechs  Jahren,  vom  1.  November  1831  bis  31.  Oktober  1837, 
waren  102  519  Mk.,  der  Durchschnitt  pro  Jahr  also  17086,50  Mk. 
Die  Kichtigkeit  dieser  Nachweise  wurde  von  der  Regierung  voll- 
ständig anerkannt,  und  so  blieb  die  indirekte  Besteuerung  bestehen, 
wie  sie  war. 

Indessen  zeigte  sich  aber,  daß  durch  die  oben  erwähnte  Export- 
vergütnng  des  in  Osnabrück  fabrizierten  Branntweins  das  Mißver- 
hältnis doch  noch  nicht  beseitigt  war,  da  die  Höhe  von  7,64  Mk.  pro 
Hektoliter  nicht  erreicht  wurde.  Nach  Abzug  der  Vergütung  für 
den  exportierten  Branntwein  ergab  sich  für  den  in  loco  verkauften 
Branntwein  nur  6,25  Mk.,  zum  Teil  nur  5,21  Mk.  Der  Grund  dieser 
unerwünschten  Tatsache  lag  wohl  hauptsächlich  darin,  daß,  wie  die 
Akzisekommission  schon  im  Jahre  1835  bemerkt  hatte,  der  Satz  von 
9  Pf.  für  24  1  Maischbottigraum  zu  niedrig  bemessen  war.  Nach 
diesem  Satze  mußten  2  040  1  Maischbottigraum  versteuert  werden,  um 
die  normierte  Akzise  von  7,64  Mk.   pro  Hektoliter  zu   erreichen;   in 
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Wirklichkeit  aber  erzielten  die  Brenner  1  Hektoliter  ans  einem  e^- 
heblich  geringeren  Maiscbbottigraum ;  ob  dabei  ungerechtfertigte  Mani- 
pulationen stattfanden,  entzog  sich  der  Kenntnis.  Schließlich  wurde 
die  ganze  Angelegenheit  im  Jahre  1838  geregelt  und  bestimmt,  daß 
die  Stärke  des  gemeinen  Schänkbranntweins,  yon  dem  die  Akzise  pro 
Hektoliter  8,33  Mk.  betrug,  in  Zukunft  höchstens  zu  50%  ^)  ange- 
nommen werden  sollte.  Sämtlicher  Branntwein  von  über  50%  sollte 
mit  12,50  Mk.  versteuert  werden.  Die  Osnabrücker  .Brenner  hatten 
für  je  1468%  1  Maischraum  7,64  Mk.  zu  ehttrichteii^  Sagegen»  eine 
Exportvergütung  yon  6,94  Mk.  pro  Hektoliter- fSH;>erbftltäii,  wenn  der 
Branntwein  mindestens  44%  Gradstärke  besaß.  >  Tcöä-  -des  heftigen 
Widerstandes  der  Brennereibesitzer  diente  dieser/Tarif  ybn  1838.  bis 
1842  als  Grundlage. 

Aber  auch  hiermit  glaubte  der  Magistrat  die  Stadtkasse  noch 
geschädigt  und  verhandelte  wiederholt  über  Maßregeln,  welche  dfe 
den  Brennereibesitzem  erwachsenden  Vorteile  abstellen  konnten.  Das 
Ergebnis  war  die  Akziseordnung  vom  23.  Juli  1847,  die  mit  dem 
1.  Oktober  genannten  Jahres  in  Kraft  trat. 

Die  einheimischen  Brenner  hatten  von  nun  an  für  je  1319,45  1 
Maiscbbottigraum  7,64  Mk.  als  Steuer  zu  entrichten,  an  Exportver- 
gütung sollten  sie  ebenfalls  pro  Hektoliter  7,64  Mk.  erhalten,  aber 
eventuell  nachzahlen,  wenn  der  am  Schlüsse  des  Jahres  aufzunehmende 
Lagerbestand  ein  Mehr  ergab.  Endlich  hatte  diese  neue  Ordnung 
die  gewünschte  Wirkung. 

Die  Folgezeit  brachte  aber  andere  Gefahren  der  gesamten  in- 
direkten Besteuerung:  sie  bestanden  in  der  indirekten  Besteuerungs- 
politik  der  Staaten.  Zuerst  tauchten  diese  Befürchtungen .  im  Jahre 
1848  infolge  der  damals  beabsichtigten  Neugestaltung  des  Deutschen 
Reiches  auf.  Das  Reichshandelsministerium  beabsichtigte  ein  Reichs- 
zollgesetz zu  erlassen  und  darin  die  Erhebung  weiterer  Yerbrauchs- 
und  sonstiger  Abgaben  von  allen  dem  Eingangszoll  unterworfenen 
Gegenständen  auch  den  Kommunen  zu  verbieten ;  was  das  für  Osnabrück 
bedeutete,  möchten  einige  Zahlen  am  besten  erklären. 

Der  durchschnittliche  Gesamtakziseertrag  in  den  Jahren  1843  bis 
1847  war  (Brutto)  gewesen:  16  540  Mk.,  nach  Abzug  der  Erhebungs- 
kosten, die  im  Durchschnitt  2403  Mk.  betrugen,  also  (Netto)  14137  Mk., 
darunter  für  Wein  2  700  Mk.  und  für  Branntwein  9473  Mk.«) 


^)  Nach  dem  Alkoholometer  von  Tralles. 

*)  Der  Bericht  (siehe  Akziseakten  im  Staatsarchiv  von  1847)  bemerkte  hierzu 
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Um  so  mehr  war  man  natürlich  einer  neuen  Regelung  durch  den 
Zollverein  abgeneigt,  weil  man  dabei  eine  Einbuße  von  mindestens 
4500 — 4800  Mark  befürchtete.  Der  Grundsatz,  daß  der  Handel 
außerhalb  der  Stadt  soviel  als  irgend  möglich  nicht  erschwert  würde, 
daß  mit  der  Akzise  nur  der  innere  Konsum  getroffen  werden  sollte, 
war,  wie  die  Exportvergütungen  bewiesen,  stets  festgehalten.  Mit  dem 
Scheitern  der  Reichsverfassung  war  jedoch  diese  Beeinträchtigung  der 
Akzise  vorläufig  beseitigt.  In  den  fünf  Jahren  1848 — 1852  ergab  sie 
(Brutto)  nach  Abzug  der  Ausfuhrvergütung  durchschnittlich  für  Wein 
3  639  Mk.,  für  Branntwein  12666  Mk.,  für  die  übrigen  Gegenstände 
3  243  Mk.  (Thran  und  Brennöl  ca.  1900  Mk.,  Holz  ca.  700—750  Mk., 
Speiseöl,  Seife,  gewöhnlichen  Essig,  Kohlen  ca.  600  Mk.),  also  im 
ganzen  19  548  Mk.  Hinter  dem  Durchschnitt  blieb  das  Jahr  1850 
mit  3  369  Mk.  erheblich  zurück,  dagegen  brachten  die  Jahre  1848 
8  036  Mk.,  1849  1851  Mk.  und  1852  1596  Mk.  mehr  als  die  Durch- 
schnittserträge. 

Im  Vergleich  mit  dem  Durchschnittsertrage  von  1843 — 1847  hatte 
die  Akzise  in  den  Jahren  1848 — 1852  also  3008  Mk.  mehr  einge- 
bracht, was  in  der  Hauptsache  wohl  von  den  im  Jahre  1847  ge- 
troffenen Maßregeln  herrührte.  Bei  den  Einkünften  im  Jahre  1852 
schien  jedoch  schon  eine  neue  Berechnung  der  Branntweinsakzise  mit- 
gewirkt zu  haben. 

Durch  das  Staatsgesetz  vom  9.  Februar  1849  war  nämlich  die 
staatliche  Maischsteuer  auf  10  Pf.  pro  16  1  gegen  früher  24  1  Maisch- 
raum festgesetzt  worden,  weil  die  Brenner  infolge  verbesserter  Be- 
triebseinrichtungen eine  größere  Menge  Branntwein  gewannen.  Dem- 
entsprechend beschloß  auch  der  Magistrat  am  20.  Januar  1852  die 
Verhältnisse  der  Akzise  neu  zu  regeln  und  besonders  die  Brannt- 
weinakzise einer  genauen  Prüfung  zu  unterziehen.  Die  Kommission 
gelangte  zu  dem  Ergebnis,  daß  jelzt  auf  1  Hektoliter  1076,39  1  Maisch- 
raum zu  rechnen  wären,  während  im  Jahre  1838  das  Verhältnis 
1:1458,33,  im  Jahre    1842  das  Verhältnis  1:1319,45  berechnet  war. 

Dieser  Erfolg  für  die  Stadtkasse  sollte  aber  bald  wieder  hinfallig 
werden  durch  die  nunmehr  einsetzende  indirekte  Besteuerungspolitik 
der  Staaten.  Am  7.  September  1851  schloß  die  hannoversche  Re- 
gierung einen  Handelsvertrag   mit  Preußen  ab,   womit  sie  sich  ver- 

daß  gerade  in  den  letzten  Jahren  teils  infolge  der  yerminderten  Konsumtion  des 
Branntweins  und  Weins  die  Erträge  der  hauptsächlichsten  Rubriken  bedeutend 
gesunken  seien,  teils  Mängel  in  der  Kontrolle  entstanden  waren,  welche  über- 
mäßige Bonifikationen  zur  Folge  hatten. 
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pflichtete,  mit  den  dem  Vertrage  beitretenden  Staaten  Tom  1.  Januar 
1854  ab  in  einen  gemeinschaftlichen  Zoll  verband  mit  Preußen  und 
seinen  alsdann  zoUvereinten  Staaten  zu  treten.  Dem  hierdurch  der 
Stadtkasse  drohenden  Ausfall  entgegenzuwirken,  galt  die  Hauptsorge 
des  Magistrats.  Den  Zollvereinsbestimmungen  gemäß  sollten  weder 
von  einem  Staate  noch  einer  Kommune  außerzoll vereinsländische  Gregen- 
stände  einer  weiteren  Abgabe  unterliegen.  Dagegen  konnten  auch 
weiterhin  besteuert  werden  alle  inländischen  oder  zollvereinsländischen 
Erzeugnisse,  wie  Branntwein,  Bier,  Essig,  Malz,  Wein  und  Most, 
Cider,  Tabak,  Mehl  und  andere  Mühlenfabrikate,  Backwaren,  Fleisch, 
Fleischwaren  und  Fett.  Bei  dem  Voranschlag  befürchtete  man  indessen, 
daß  an  Branntwein  ^/^i,  an  Wein  %,  an  Tran  und  Brennöl  V99  ^^  Speiseöl 
7i6,  an  Seife  Vio>  ^^  Essig  Va«  vom  Ausland,  d.  h.  Zollvereinsaus- 
land bezogen  wurde  und  dementsprechend  die  Erträge  sinken  würden. 

Mit  dem  1.  Januar  1864  beginnend,  wurden  daher  also  in  Ge- 
mäßheit des  Zollvereinsvertrages  sämtliche  ausländische,  bisher  ver- 
steuerbaren Gegenstände  außer  Hebung  gesetzt  und  ein  Jahr  später 
kam  auch  die  Weinakzise  vollständig  in  Wegfall. 

Um  den  sicher  eintretenden  Ausfall  zu  decken,  beabsichtigte  man, 
eine  Salzsteuer  mit  1  Pf.  pro  ^/^  kg  einzuführen:  die  Regierung  ge- 
nehmigte aber  diese  Abgabe  nicht.  Nach  umfangreichen  Verhand- 
lungen konnte  endlich  eine  neue,  den  veränderten  Verhältnissen  ent- 
sprechende Akziseordnung  ausgearbeitet  werden,  die  wieder  die  Ein- 
führung der  Biersteuer  (die  seit  dem  Jahre  1818  in  Wegfall  gekommen 
war),  brachte.  Gegen  die  hier  vorgeschlagene  Steuer  von  46,875  Pf. 
pro  Hektoliter  protestierten  die  Osnabrücker  Bierbrauer  (4  an  der 
Zahl)  aufs  lebhafteste,  weil  dadurch  der  ganze  Geschäftsbetrieb  ruiniert 
würde.  Der  Preis  des  Hektoliters  Bier  hätte  in  den  letzten  Jahren 
von  11,25  Mk.  auf  15  Mk.  erhöht  werden  müssen;  käme  nun  der 
vorgeschlagene  Steueraufschlag  noch  hinzu,  so  würde  eine  Abnahme 
des  Konsums  sicher  zu  erwarten  sein.^)  Der  neue  Tarif,  der  mit  dem 
1.  April  1856  in  Wirkung  trat,  bestimmte  hierüber  folgendes:  Nur 
das  gewöhnliche  mit  Spundgärung  in  Osnabrück  gebraute  Bier  und 
das  demselben  gleichstehende  Braunbier  blieb  frei  von  einem  Zolle. 
Von  allem  übrigen  Bier  dagegen  und  sämtlichem  ZoUvereinsländischem 
betrug  die  Steuer  45  Pf.  für  jedes  zur  Konsumtion  in  der  Stadt 
kommende  Hektoliter.  Die  Erhebung  einer  Akzise  von  einheimischen 
und  zollvereinsländischen   Branntweinen  und   Spirituosen   sollte  auch 


^)  Siehe  Akziseakten. 
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ferner  fortbestehen.  Der  Aufschlag  belief  sich  für  nicht  mehr  als 
50  prozentige  Spirituosen  auf  9,375  Mk.  Spirituosen,  die  mehr  als 
50%  Alkohol  enthielten,  wurden  auf  diese  Gradstärke  zurückgeführt 
und  dementsprechend  die  Steuer  erhoben.  Außerdem  wurde  der  zolU 
yereinsländische  Essig  einer  Steuer  unterworfen,  deren  Betrag  der 
Akzise  von  demjenigen  Quantum  Spiritus  oder  Branntwein  gleichstand, 
welches  mutmaßlich  zur  Erzeugung  eines  Essigs  yon  gleicher  Stärke 
zu  verwenden  war,  für  gewöhnlichen  Essig  also  1)875  Mk.  pro  Hekto- 
liter, für  stärkeren  je  nach  der  Gradstärke  2,375  bzw.  2,875  bzw. 
3,75  Mk.  Die  Steuer  auf  Brennholz  und  Torf  blieb  nach  den  Be- 
stimmungen des  Tarifs  vom  Jahre  1818  besteben  und  kam  erst  seit 
dem  1.  April  1878  aus  Anlaß  der  wiederholten  Eingaben  von  Osna- 
brücker Bäckern  in  Wegfall. 

Zu  berücksichtigen  war  also  in  erster  Linie,  daß  die  Akzise  nur 
von  den  in  die  Konsumtion  der  Stadt  und  deren  Feldmark  über- 
gehenden oder  bezeichneten  versteuerbaren  Gegenständen  erhoben 
werden  durfte.  Zudem  wurde,  entgegen  den  früheren  Bestimmungen, 
das  Prinzip  der  Erhebung  nach  Deklaration  und  kontrolliertem  Loko- 
debit  an  die  Spitze  gestellt.  Was  die  unversteuerten  Lager  anbetraf, 
so  war  ein  genaues  Register  über  die  abgehenden  Waren  zu  führen 
und  für  ausgeführte  Spirituosen  Ausgangsscheine  vorzuzeigen.  Im 
Falle  die  amtliche  Aufnahme  der  Lagerbestände  ein  größeres  Maß 
des  Absatzes  ergab,  so  trat  Nachzahlung  der  Steuer  ein. 

Mit  der  Einführung  der  neuen  Maße  wurde  die  Biersteuer  zu- 
nächst auf  50  Pf.,  seit  dem  1.  April  1882  auf  65  Pf.  pro  Hektoliter 
erhöht ;  ^)  den  Mehrertrag  schätzte  man  hierdurch  auf  2  500  Mk.  Nach 
einem  Erlasse  des  Ministers  des  Innern  und  des  Finanzministers 
wurden  vom  29.  Juli  1885  ab  auch  das  außerzollvereinsländische  Bier 
und  der  außerzollvereinsländische  Branntwein  wieder  zur  Akzise  heran- 
gezogen. Hingegen  scheiterte  ein  im  Jahre  1883  gemachter  Versuch, 
auch  die  Besteuerung  des  Weins  aufs  neue  einzuführen,  infolge  der 
Ablehnung  seitens  der  Staatsregierung. 

Die  neu  eingeführte  Kontrolle  seit  1856  zeigte  naturgemäß 
manche  Schattenseiten,  ohne  daß  man  wirksam  dagegen  einschreiten 
konnte.  Im  Jahre  1866  versuchte  der  damalige  Bürgermeister  Miquöl, 
diesem  Unwesen  durch  bis  ins  einzelne  gehende  Benutzung  der  Be- 
gleitscheine akzisepflichtiger  Waren  entgegenzutreten.  Unterschleife 
konnten    aber    auch    hierdurch    nicht    ganz    beseitigt    werden.      Ins- 

^)  Nach  den  Bestimmungen  des  Zollvereinsyertrages  durften  20  ^/o  von 
1  Taler  15  Gr.  pro  preußische  Ohm  =  137,40  1  erhoben  werden. 


—     160     — 


besondere  entstanden  Schwierigkeiten,  als  die  Stadt  sich  immer  mehr 
ausdehnte  und  städtische  Straßen  und  Wohnhäuser  ganz  nahe  an 
Häuser  benachbarter  Landgemeinden  stießen.  In  diesen  Land- 
gemeinden wurde  der  Branntwein  billiger  als  in  der  Stadt  verkauft, 
und  die  Folge  war,  daß  beträchtliche,  in  der  Stadt  zum  Konsum  ge- 
langende Quantitäten  der  kommunalen  Besteuerung  entzogen  wurden. 
Um  ihren  Abnehmern  Unannehmlichkeiten  zu  ersparen,  erboten  sich 
seit  dem  Jahre  1884  mehrere  Spirituosenhäudler  des  Landgebiets, 
von  allem  aus  der  Stadt  bezogenen  und  von  ihnen  verkauften  Brannt- 
wein einen  bestimmten  Teil  mit  1  Pfennig  pro  Liter  zu  versteuern. 
Bei  der  großen  Schwierigkeit,  die  Defraude  zu  verhindern,  ging  der 
Magistrat  auf  diese  Vereinbarungen  ein,  obwohl  der  städtische  Wirte- 
verein im  Jahre  1887  zweimal  dringend  die  Aufhebung  dieser  Ver- 
träge und  Durchführung  strengster  Kontrolle  verlangte,  weil  die 
städtischen  Wirte  die  Konkurrenz  nicht  aushalten  könnten.  Diesem 
Ansuchen  wurde  jedoch  unter  Hinweis  auf  den  auch  bei  den  städ- 
tischen Wirten  bedeutend  gestiegenen  Branntweinskonsum  nicht  ent- 
sprochen. 

Beim  Bier  war  die  Defraude  viel  weniger  zu  befürchten,  da  hier 
die  Steuer  über  14  mal  geringer  für  ein  gleich  großes  Quantum  war. 

Die  zurzeit  geltenden  Steuersätze  ^)  waren : 
auf  Bier:  pro  Hektoliter  0,65  Mk.     (Das  gewöhnliche  mit  Spund- 
gärung in  Osnabrück  gebraute  Bier  und  das  sog.  Braunbier  war  frei); 
auf  50proz.  Branntwein:  pro  Hekt.  9,66  Mk.; 

„  „  „  in  Flaschen  ä  ^/^  Liter  20  Pf. ; 

auf  Essig  pro  Hektl.  2,00  Mk.,  steigend  bis  5,00  Mk.  bei  mehr  als 
5^/o  Essigsäure. 

Die  Erträge  dieser  drei  akzispflichtigen  Gegenstände  waren: 


Jahr 

Bier 

Branntwein 

Essig 

1880/81 
1885/86 
181)0,91 
1895/96 
1900/01 

9244 
14742 
20519 
24719 
31  048 

41739 
39648 
39645 
41  949 
51619 

1996 
1944 
2  156 
2781 
3050 

^)  Vgl.  1.  Das  Akziseregulativ  vom  19.  März  1856. 

2.  Ergänzende  Bestimmungen  vom  28.  Juli  1866. 

3.  Essigtarif  vom  5.  April  1881. 

4.  Bekanntmachung  vom  31.  März  1882^  ^^^  ß^^^.  i^etreffend. 

5.  „  „     29.  Juli  1885  / 


Die  G«BamteiDDahmea  ans  der  städÜBchen  Akzise  rind  uns  folgender 
Tabelle  enichtlioh: 


Erträge  der  städtischen  Akzise  seit  1615. 
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V. 
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S  ä  g  b«S 
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all 

18841 

6  6oo>) 

6^2 

48,»3 

_ 

19965 

9500') 

2,39 

26,33 

14  657 

10915 

2,44 

27,82 

114*3 

11000') 

3,18 

30,75 

18237 

.1496 

2,70 

43.13 

15521 

11730 

a,39 

31,06 

11630 

11673 

3,06 

27.69 

16602 

II  718 

1.63 

16,02 

13492 

1,32 

12,28 

20079 

12  146 

1,86 

17,50 

'3563 

13718 

9,21 

151ZO 

1485s 

M9 

7,50 

19305 

.5418 

'.43 

io,o6 

19509 

16180 

'.37 

'1,93 

ZI  618 

18033 

1,33 

8,92 

25656 

19579 

1,44 

7,8t 

31872 

23308 

m8 

15,94 

49.46 

58728 

29860 

2,08 

"4,03 

36,51 

53131 

33000 

1.78 

12,17 

24.98 

53730 

32819 

1.75 

8,98 

19,»« 

48Ö70 

33400 

.,60 

\°% 

'M' 

59199 

34200 

1,95 

18,81 

54  354 

36280 

',67 

9.86 

14,91 

48897 

37800 

>>47 

7,86 

15,27 

57705 

39929 

1,56 

9,32 

21,37 

56583 

40729 

1,56 

8,18 

l«,36 

60676 

4«  329 

',65 

9,32 

■S,63 

65464 

46000 

1.52 

7,21 

■6,'3 

73750 

48  811 

1,61 

6,19 

11,19   , 

79  543 

51571 

1,66 

5,62 

10,84 

Die  Hondeeteuer. 

fiine  Bedacbtnahme  auf  Vermehrnitg  der  städtisclien  Einnahmen 
ließ  sich  bei  den  wachsenden  Gemeindeaufgaben  bereits  im  Anfang 

')  Schäl  EUDg^. 

XLvn.  11 
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d,ejr  1850  er  Jahre  mcht  mehr  von  der  Hand  weisen ,  und  es  war 
klar,  daß  dies  in  der  Hauptsache  nur  durch  eine  d^irekte  Besteuerung 
erzielt  werden  könnte,  wenn  man  nicht  die  ohnehin  schon  verteuerten 
Lebensmittel  noch  weiterhin  mit  Aufschlägen  belasten  wollte.  Der 
ZoUvereins^ertrag  mit  Preußen  wirkte  in  dieser  Beziehung  insofern 
entscheidend  mit,  als  dadurch  der  indirekte  Besteuerungsweg  noch 
mehr  als  früher  eingeengt,  wurde. 

Man  konnte  sich  indes  schwer  entschließen,  die  direkte  Be- 
steuerung einzuführen  und  versuchte  es  vorerst  noch,  mit  Hilfe  von 
Aufwand  steuern  einigermaßen  die  EinnahmcA  zu  vergrößern.  So 
wurde  im  Jahre  1854  die  Hundesteuer  eingeführt.  Zwar  durfte  man 
hiermit  nicht  auf  eine  sehr  einträgliche  Einnahme  rechnen,  aber 
immerhin  einen  Ertrag  gleich  den  Verwaltungssport  ein  erhoffen.  Die 
diesbezügliche  Verordnung  bestimmte,  daß  für  jeden  in  der  Stadt 
und  deren  Feldmark  gehaltenen  Hund  von  den  Besitzern  3  Mk.  pro 
Jahr  an  die  Kämmereikasse  entrichtet  werden  sollte.  Abgabefrei 
waren  nur  die  noch  saugenden  jungen  Hunde  und  Wachthunde,  die 
tagsüber  an  der  Kette  lagen.  Seit  1874  wurde  die  Steuer  auf  6  Mk. 
pro  Hund  erhöht,  wovon  die  zum  Gewerbe  oder  Bewachung  un- 
entbehrlichen Hunde  ausgenommen  waren.  Von  1881  ab  betrug  die 
Abgabe  9  Mk.,  seit  1895  =  10  Mk.  pro  Hund.  Trotz  des  Gesetzes 
vom  1.  März  1891  erfuhr  die  Steuer  keine  weitere  Erhöhung. 

Die  Einkünfte  beliefen  sich,  wie  folgt: 


1854 

666  Mk. 

1880/81 

3  335  Mk. 

1860 

IOI7  „ 

188Ö/86 

2644  ,, 

1866 

I  134  „ 

1890/91 

4481  „ 

1870 

1  122   „ 

1895/96 

7300  „ 

1874 

2  934  „ 

1900/^1 

9  226  „ 

Die  Lustbarkeitssteuer. 

Die  Lustbarkeitssteuer  bestand  seit  dem  Jahre  1879,  wurde  aber 
als  Polizeigebühr  angesehen  und  kam  als  solche  der  Hauptarmen- 
kasse zugute.^)  Mit  dem  1.  Juli  1895  gelangte  ein  neuer  Tarif  zur 
Einführung  und  seither  wurde  sie  als  Steuer  in  den  Verwaltungs- 
berichten bezeichnet.  Der  neue  Tarif  ist  zu  detailliert,  um  hier  an- 
geführt zu  werden ;  wir  beschränken  uns  daher  auf  die  generellen 
Angaben  desselben:  Für  Tanzbelustigungen  u.  dgl.  waren  zu  ent- 
richten^ je  nach  Art  und  Ausdehnung  10—20  Mk. ;  seit  1897  betrug 

>)  Vgl.  Ortsstatut  vom  14.  Juni  1879. 
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die  Steuer  5-^40  Mk.  Theater  und  Konzerte  je  5  Mk^,  anderweitige 
Belustigungen  (Tingeltangel,  Zirkusvorstellungen  usw.)  5 — 15  Mk.  Den 
öffentlichen  Lustbarkeiten  ijn  Sinne  dieser  Ordnung  wurden  die- 
jenigen gleichgestellt  y  welche  Ton  geschlossenen  Vereinen  oder  Qe^ 
Seilschaften  veranstaltet  wurden,  seit  1897  mit  der  Elinschränkung, 
daß  nur  die  Hälfte  der  obengenannten  Steuer  erhoben  wurde.  Zu 
wohltätigen  Zwecken  veranstaltete  Vergnilgungen  konnten  auf  An«^ 
suchen  befreit  werden. 

Die  Lustbarkeitssteuer  brachte  ein : 


1879/80 

2  475  Mk.') 

1896/97 

10240 

Mk. 

188Ö/86 

2  122      „     ') 

1897/98 

9392 

i} 

1890/91 

2520-    „     ») 

1898/99 

9432 

ii 

1893/94 

6144      „     n 

1899/00 

9300 

1} 

1894/^95 

4416      „     >) 

1900,01 

9470 

» 

1895/96 

9178      „ 

Die  indirekte  Besteuerung  der  Stadt  Osnabrück,  im 
Vergleich  mit  derjenigen  der  Stadt  Halle  a/S. 
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In  Halle  a/S.  waren    die 
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Jahr 
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Pro 
Kopf  der 
Bevölke- 
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Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

^'-^ 

Mk. 

1    Mk. 

,     Mk. 

1832 

27  702 

— — 

27  702 

49,14 
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II 

0,86 

1855 

17670 
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18513 

9,01 

1,25 

89888 

33 

2,54 

1860 

22422 

I  017 

23439 

20,25 

1,46 

III  795 

32 

2,76 

1865 

27834 

1  134 

28968 

18,79 

1,60 

1  144  943 

33 

3,15 

1870 

33291 

1  122 

34413 

17,79 

1,50 

;  199298 

26 

3,55 

1874 

50607 

2934 

53541 

14,74 

1,85 

204900 

19 

3,54 

1880/81 

57839 

3  335 

2383 

63557 

10,62 

1,94 

268  794 

1      19 

373 

1887/88 

58253 

3  477 

1685 

63315 

11,26 

1,67 

425  726 

18 

4,95 

1891/92 

63136 

4  757 

2270 

70163 

8,85 

1,67 

572528 

1      ^8 

5,58 

1895/96 

72001 
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9178 

88479 

10.95 

1,96 

1  213  347 

5 

1,86 

1899/00 

86040 

9220 

9300 

94560 

7,70 

1,89 

1  256  568 

' 

2,01 

Die  direkte  Besteoeruiig. 

Anf  die  Gründe  über  das  Zurücktreten  der  direkten  Kommunal- 
steuern  bis  gegen  die  1860  er  Jahre  wurde  bereits  hingewiesen.  Vor 
dem  30  jährigen  Kriege  hatte  n^an  nur  in  Zeiten  der  Not  zur  direkten 


^)  Nach  den  Becbnangen  der  Btädtischen  Armenanstalt. 
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BesteueruDg,  oder,  wie  man  sie  nannte,  zum  Schoß  greifen  müsteii: 
nach  1648  aber  ließ  die  Verschaldung  der  Stadt  es  nicht  zu,  diese 
I^oteinnahmequelle  wieder  abzusdiaffen.  Die  Unzufriedenheit  der 
Bürgschaft  gegen  diese  Abgabenart  yeranlaßte  nach  der  französischen 
Zeit  ihre  gänzliche  Beseitigung,  bis  mit  der  schnellen  Zunahme  der 
BeTÖlkerung  in  den  letzten  Dezennien  Aufgaben  an  die  Stadt  gestellt 
wurden,  die  einen  immer  größeren  Geldb^edarf  yerlangten.  Dasa 
kam,  daß  die  indirekte  kommunale  Besteuerung  infolge  der  Beidis- 
besteuerungspolitik  eine  wesentliche  Einschränkung  erfahren  mußte, 
so  daß  also  nur  der  Ausweg  einer  yermehrten  direkten  Besteuerung 
übrig  blieb.  Der  Umstand,  daß  diese  beiden  Momente  gleichzeitig 
auftraten,  übte  natürlich  auf  das  außerordentlich  rasche  Anwachsen 
dieser  Einnahmen  seine  besondere  Wirkung  aus. 


Die  Gebühren  für  Erwerbung  des  Bürgerrechts. 

Schon  in  jenen  Zeiten,  als  die  Einnahmen  der  Stadt  noch  in  die 
bischöfliche  Kasse  flössen,  galt  nach  der  sog.  „Burgerichtsurkunde^ 
die  Bestimmung,  daß  jeder  Bürger  bei  seiner  Aufnahme  in  die  Stadt- 
gemeinde ein  Bürgergeld  von  3  Schillingen  zu  zahlen  hatte.  Hiermit 
erkaufte  er  sich  das  Recht,  in  der  Stadt  ein  bürgerliches  Gewerbe 
zu  betreiben,  und  an  den  Wahlen  der  Stadtstände  teilzunehmen  bzw. 
sich  selbst  als  Mitglied  des  Magistrats  wählen  zu  lassen.  In  den 
Stadtrechnungen  tauchte  diese  Einnahme  erst  seit  1492  auf,  um 
welche  Zeit  überhaupt  der  Zuzug  in  die  Stadt  sich  stärker  bemerkbar 
machte;  jedenfalls  veraDlaßte  dies  die  Unsicherheit  auf  dem  Lande 
infolge  der  vielfachen  Fehden  etc.  Frauen  und  andere  Personen, 
die  keine  Bürger  werden  konnten,  mußten  ebenfalls  ein  Einzugsgeld 
bezahlen;  ihre  Zulassung  hing  Ton  der  Zustimmung  des  Rats  ab.^) 

Die  Bestimmungen  fanden  allmählich  eine  wesentliche  Ver* 
schärfung  und  Ausdehnung,  teils  um  die  Stadt  vor  dem  Zulauf  un- 
sicheren Gesindels  und  verarmter  Leute  zu  schützen,  teils  um  eine 
ergiebige  Einnahmequelle  zu  schaffen.  Jeder,  der  das  Bürgerrecht 
erwerben  wollte,  mußte  einen  das  Bürgerrecht  schon  besitzenden, 
wohlsituierten  Bürgen  stellen,  der  sich  gegen  Kevers  verpflichtete, 
für  den  Neuaufzunehmenden  einzustehen,  daß  dieser  nicht  innerhalb 
der  nächsten  10  Jahre  der  Stadt  infolge  Verarmung  lästig  fallen 
würde.    Abweichungen  von  dieser  Norm  unterlagen  einer  besonderen 

^)  Vgl.  AlitteUangen  des  histor.  Vereins  za  Osnabrück  Bd.  VUI  Sw  49. 


im 

Jahre  1770  auf 

306  Mk. 

n 

n 

1780 

1) 

669 

j» 

n 

» 

1790 

n 

750 

» 

n 

n 

1800 

» 

1038 

n 

n 

n 

1807 

M 

2145 

» 
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BeschlußfassuDg  des  Rats  und  fanden  meist  nur  nach  Deponierang 
einer  bestimmten  Summe  Geldes  Berticksiohtignng.  Heiratete  ein 
Btbrger  eine  iNichtbürgerin,  so  mußte  zuyor  auch  für  sie,  und  gleich- 
falls für  Kinder,  denen  yermöge  der  Gebart  das  Bürgerrecht  nicht 
zustand,  die  betreffende  Gebühr  entrichtet  werden.  Die  Höhe  der 
zu  leistenden  Samme  stellte  sich  für  den  Mann  auf  60  Mk. ;  für  die 
Frau  auf  30  Mk.  and  für  jedes  Kind  auf  15  Mk.  Ermäßigungen 
traten  auf  Antrag  der  Erwerbenden  yerschiedentlich  ein ,  ebenfalls 
auch  Erlaubnis  za  Teilzahlungen,  da  ja  die  Gebühr  für  damalige 
Verhältnisse  außerordentlich  hoch  war.  Das  Bürgerrecht  erlosch  mit 
dem  Wegzuge  aus  der  Stadt,  wenn  nicht  für  die  Konservierung  eine 
geringe  Gebühr ,  die  sich  später  pro  Jahr  auf  0,50  Mk.  ermäßigte, 
gezahlt  wurde. 

Die  Einnahmen  von  Bürgergeldem  stellten  sich,  den  Lohn- 
rechnungen zufolge: 

im  Jahre  1648  auf  204  Mk. 

„  1675  „  177  n 
„        „      1700    „    135     n 

«   1720  „  237  „ 

„  1740  „  546  „ 
„    „   1760  „  489  n 

Unter  der  französisch-westfälischen  Herrschaft  mußte  mit  der 
Einführung  der  Gewerbefreiheit  für  alle  Gewerbetreibende  in  den 
Städten  diese  Einnahme  wegfallen.^)  In  einem  Promemoria  des  da- 
maligen Maires  Stüve  Vom  30.  Dezember  1808  wurde  diese  Be- 
sohneidung  der  städtischen  Einnahmen  als  „anersetzltcher  Verlust^ 
bezeichnet.  Die  fortgesetzt  steigenden  Gebühren,  die  sich  im  Jahre 
1808  sogar  auf  2400  Mk.  beliefen,  waren  zumal  in  jener  Zeit  der 
Unruhe  eine  immerhin  beachtenswerte  Einnahmequelle,  deren  Wegfall 
sich  um  so  fühlbarer  machte,  als  zugleich  hiermit  die  Aufhebung 
der  städtischen  Durchgangsakzise  von  der  Regierung  angeordnet  wurde. 

Nach  Herstellung  der  alten  Ordnang  wurde  auch  die  Bürger- 
rechtserwerbung wieder  obligatorisch;  zugleich  erging  im  Jahre  1815 
die  Yerfügong,  daß  von  allen  denjenigen,  die  sich  in  der  ünter- 
brechungszeit  in  Osnabrück  niedergelassen  hätten,  die  üblichen  Gfe- 
bühren  nachträglich  eingezogen  werden  sollten,  jedoch  mit  der  Ein- 
schränkung, daß  für  die  in  der  Unterbrechungszeit  geborenen  Kinder 
nichts  entrichtet  zu  werden  brauchte.  Die  Bestimmungen  betr.  die 
Erwerbung  erhielten  im  übrigen  keine  Abänderung.    Seit  dem  Jahre 

')  Vgl.   die  diesbezüglichen  Akten  im  städtischen  Archiv  Tom  Jahre  1808. 


1859  wurde  das  Bürgergewinnungsgeld  heraufgesetzt  uud  zwar  für  den 
Mann  auf  120  Mk. ;  für  die  Frau  auf  60  Mk*  und  für  jedes  Kind  auf 
•30  Mk.  Frauen,  die  selbständig  das  Bürgerrecht  erwarben,  zahlten 
gleich  den  Männern  eine  Gebühr  von  120  Mk.^) 

Diese  Zwangsbestimmungen  kamen  erst  mit  dem  Jahre  1870 
infolge  des  §  13  der  deutschen  Gewerbeordnung®)  von  1869  in  Fort- 
fall :  für  die  Gewinnung  des  Bürgerrechtes  war  ein  Bürgergewinngeld 
fernerhin  nicht  mehr  zu  entrichten,  nur  wurde  ein  Einzugsgeld  in 
Höhe  von  15  Mk.  erhoben,  im  Falle  jemand  zugleich  mit  dem  Bürger- 
recht das  Einwohnerrecht,  d.  h.  ein  Domizil  in  der  Stadt,  erwarb. 
Naturgemäß  sanken  die  Einnahmen  sehr  bedeutend,  bis  eine  neue 
ortsstatutarische  Bestimmung  vom  1.  Oktober  1880  die  Gewinnung 
des  Bürgerrechts  wieder  obligatorisch  für  Personen  erklärte,  welche 
im  Kominunaldienst  definitiv  angestellt  waren,  oder  sich  im  Besitze 
eines,  innerhalb  des  Stadtbezirks  befindlichen,  Wohnhauses  befanden. 
Die  Gebühr  betrug  15  Mk.  „Für  die  Ehefrau  und  die  Kinder  des 
Erwerbers  ist  ein  Bürgergewinngeld  nicht  zu  zahlen.  Auch  sind 
Kinder  von  Bürgern,  sofern  letztere  das  Bürgerrecht  nicht  verloren 
haben,  von  der  Zahlung  des  Bürgergewinngeldes  frei."  ') 

Der  Erfolg  der  neuesten  Verfügung  zeigte  sich  sofort:  die  Ein- 
nahmen stiegen  von  (Jahr  1879)  185  Mk.  sofort  auf  (Jahr  1880) 
2  542  Mk.  — 

Nach  den  Freiheitskriegen  hielten  sich  die  Einkünfte  aus  den 
Gebühren  für  Erwerbung  des  Bürgerechts  auf  folgender  Höhe: 


Jahr  1814 

2  760  Mk. 

Jahr  1860 

13512  Mk. 

n       1815 

5415  n 

n   1870 

372  „ 

„   1820 

8298   „ 

„   1880 

2542  „ 

„     1830 

5319  „ 

„     1690 

I35I  n 

„  1840 

6408  „ 

„   1895 

2778   « 

„  1850 

8874   „ 

„   1900 

1689  „ 

0  Vgl  §  10  des  Ortsstatüts  vom  14.  Februar  1859. 

■)  Der  §  13  der  deutschen  Gewerbeordnung  vom  21.  Juli  1869  bestimmte: 
„Von  dem  Besitze  des  Bürgerrechts  soll  die  Zulassung  zum  Gewerbebetriebe  in 
keiner  Gemeinde  und  bei  keinem  Gewerbe  abhängig  sein.  —  Nach  dem  be- 
gonnenen Gewerbebetrieb  ist,  soweit  dies  in  der  bestehenden  Gemeinde  Verfassung 
begründet  ist,  der  Gewerbetreibende  auf  Verlangen  der  Gemeindebehörde  nach 
Ablauf  von  3  Jahren  verpflichtet,  das  Bürgerrecht  zu  erwerben.  Es  darf  jedoch 
in  diesem  Falle  von  ihm  das  sonst  vorgeschriebene  oder  übliche 
Bnrgerrechtsgewinngeld  nicht  gefordert  und  nicht  verlangt  werden, 
daß  er  sein  anderweit  erworbenes  Bürgerrecht  aufgebe.*'   . 

')  Nachtrag  zum  Ortsstatut  der  Stadt  Osnabrück  vom  1.  Oktober  1880. 
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Die  Wanderlagersteuer. 

Diese  UDbedeutende  Steuer  wurde  nach  dem  Gesetz  vom  27.  Fe- 
bruar 1880  für  die  Gemeinde  erhoben.  ^)  In  der  Hauptsache  sollte 
sie  dazu  dienen,  die  Wanderlagerverkäufe  möglichst  einzuschränken; 
man  verband  aber  auch  polizeiliche  Zwecke  damit,  um  eine  Kontrolle 
über  die  Wanderlager  zu  haben,  da  dieselben,  sich  selbst  überlassen,  leicht 
Mißstände  aufwiesen.  Die  Steuer  betrug  (pro  Woche  erhoben)  in 
Städten  von  mehr  als  50000  Einwohnern  50  Mk.,  in  kleineren  Städten 
40  Mk.  und  in  Städten  von  2  000  Einwohnern  und  darunter  30  Mk. 
Der  geringen  Verbreitung  der  Wanderlager  entsprechend,  waren  die 
Einnahmen  aus  der  Steuer: 

Wanderlagersteuereinnahmen: 


1886,/87 

i6o  Mk. 

1894/95 

40  Mk. 

1887/88 

300    „ 

1895/96 

40    „ 

1888/89 

400    „ 

1896,/97 

n 

1889/90 

120    „ 

1897/98 

"■""       n 

1890/91 

80    „ 

1898/99 

240      „ 

189r/92 

40      r 

1899,TO 

160      „ 

1892/93 

120      „ 

1900/01 

80      n 

1893/94 

n 

Die  direkten  Steuern  bis  znm  Jahre  1810. 

Auf  dem  Gebiete  des  Steuerwesens,  und  zwar  besonders  des 
direkten,  lag  die  hauptsächlichste  Bedeutung  der  Stadtstände.  Denn 
während  die  indirekte  Besteuerung  wenigstens  für  mehrere  Jahre  fest- 
stand, mußten  die  direkten  Steuern  jedes  Jahr  von  den  Stadtständen 
bewilligt  und  ihre  Höhe  genau  festgesetzt  werden.  Die  Erhebung 
vollzogen  natürlich  städtische  Beamte,  dagegen  war  die  Veranlagung 
und  die  Überwachung  des  gesamten  Steuerwesens  wieder  in  den 
Händen  der  Stadtstände  unter  Zuziehung  des  Magistrats.  An  der 
alljährlichen  Bewilligung  hielt  man  darum  fest,  damit  „wenn  ein 
besserer  Modus  contribuendi  würde  erforschet  werden,  solcher  sofort 
zur  Hand  genommen  werden  könne."  *)  Freilich  war  diese  Erkennt- 
nis nur  der  l^heorie  entsprungen,  in  die  Praxis  dürfte  sie  kaum  jemals 
umgesetzt  sein. 


^)  Sie  steht  mit  der  staatlichen  Hausiergewerbesteuer  in  engem  Zusammen- 
hang, cf.  das  Gesetz  vom  27.  Februar  1880. 
")  Vgl.  Ratsprotokolle  vom  Jahre  1672. 
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Was  die  Art  der  Steuern  selbst  anlangte,  so  waren  sie  teils  Ver- 
mögens-, teils  Personen-,  teils  Gmndstenem.  Wie  hoch  sich  aber 
die  einzelnen  Erträge  dieser  drei  Kategorien  stellten,  war  nicht  nach- 
weisbar, da  man  sie  gemeiniglich  als  direkt  erhobene  Abgaben  be- 
trachtete und  sich  um  die  yerschiedenen  Veranlagungsweisen  weiter 
nicht  kümmerte. 

Auch  auf  diesem  Gebiete  herrschte,  wie  im  Akziswesen,  eine 
grofie  Verwirrung  und  Stagnation.  Bei  der  Veranlagung  zur  Ver- 
mögenssteuer begnügte  man  sich  damit,  jedem  Bürger  einen  Eid  ab- 
zunehmen, daß  er  Ton  seinen  Kapitalien  innerhalb  und  außerhalb  der 
Stadt  den  jeweils  festgesetzten  Bruchteil  zum  gemeinen  Nutzen  steuern 
wollte.  Nach  dem  30  jährigen  Kriege  bis  etwa  zum  Anfang  des  18. 
Jahrhunderts  betrug  diese  jährliche  Abgabe  oftmals  über  1  Vs  ^U  ^^^ 
Kapitals,  ging  dann  aber  später  bis  auf  0,69  7o  herab.  Die  Personal- 
steuer wurde  in  der  Regel  zu  dem  festen  Satze  von  1  Goldgulden 
für  jeden  Hausherrn  und  Va  Goldgulden  für  Witwen  erhoben; 
auch  die  Porensen  hatten  von  ihrem  Weichbildgute  7«  Gold- 
gulden zu  entrichten.  Dienstboten,  die  über  12  Jahre  alt  waren, 
zahlten  zwei  SchilliDge.  Das  System  der  Grundsteuer  lag  ganz  im 
argen.  Man  wandte  den  gänzlich  veralteten  Grundsteuerfaß  bis  in 
das  19.  Jahrhundert  hinein  an,  da  die  in  Angriff  genommene  Kata- 
strierung  der  Grundstücke  nie  vollendet  wurde. 

Bei  den  Einkünften  aus  der  direkten  Besteuerung  (s.  nebenstehende 
Tabelle)  mußte  immer  berücksichtigt  werden,  daß  die  betr.  Summen 
nur  von  den  weniger  begüterten  Einwohnern  herrührten,  weil  durch 
die  Exemtion  die  zahlfähigsten  Bürger  von  jeglichen  Lasten  befreit 
waren.  Diese  Steuern  waren  also  weit  drückender,  als  die  Erträge 
es  ihrer  Höhe  nach  zu  urteilen,  vermuten  ließen.  Die  französische 
Herrschaft  räumte  vor  allem  mit  der  Exemtion  auf:  Steuerbefreiungen 
gab  es  nun  nicht  mehr.  Dagegen  blieb  die  Erhebungsweise  der 
direkten  Steuern  dieselbe  wie  früher.  Die  wesentliche  Steigerang  des 
Ertrages  im  Jahre  1809  hatte  ihren  Grund  darin,  daß  infolge  der  an 
die  Gemeinde  gestellten  erhöhten  Anforderungen  eine  extraordinäre 
Besteuerung  eintrat. 

Der  Wegfall  der  städtischen  Akzise  und  der  Einnahme  für  den 
Bürgerrechtserwerb  für  das  Jahr  1810  verlangte  die  Einführung  einer 
neuen  Kommunalsteuer,*)  Über  das  „wie"  konnte  man  sich  indes  schwer 
einigen.    Der  Maire   schlug  eine  Konsumtion-  und  Durchgangssteuer 


')  Vgl.  die  dieBbezüglichen  Akten  im  Btädtischen  Arehiv  vom  Jahre  1810. 


'  '«"l  / 


r 
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TOT,  der  Munizipakat  war  für  die  Erhebung  einer  Familiensteuer,  die 
nach  Maßgabe  des  Einkommens  yeranlagt  werden  sollte.  Die  Be- 
giemng  verwarf  dagegen  beide  Vorschläge  and  yerfägte  eine  Luxus- 
steuer  auf  Tanzgesellschaften  und  namentlich  eine  Haussteuer.  Gegen 
diese  letztere  war  aber  der  Munizipalrat  so  sehr  eingenommen,  daß 
er  die  Kepartition  der  Haussteuer  mit  dem  Bemerken  verweigerte, 
daß  es  ungerecht  wäre,  die  Hansbesitzer  allein  zu  den  Kommunal- 
lasten heranzuziehen.  In  der  Tat  waren  diese  in  einer  sehr  wenig 
beneidenswerten  Lage,  allein  schon  infolge  der  unerhörten  Einquar- 
tierungslasten, die  bei  den  Übergriffen  und  Willkürlichkeiten  der 
französischen  Soldaten  so  manchem  Hausbesitzer  zum  wirtschaftlichen 
Buin  wurden.  Der  Widerstand  des  Munizipalrats  hatte  aber  bei 
seiner  Bedeutungslosigkeit  in  der  französischen  Zeit  absolut  keine 
Wirkung;  die  Regierung  befahl  unter  dem  31.  Dezember  1810  die 
Einführung  der  neuen  Steuern  und  über  den  Kopf  des  Munizipalrats 

Die  Erträge  der  direkten  Steuern  (Schoß)  Ton  1648— 1810. 


Jahr 


I. 

Einnahme 
aus  den 
direkten 
Steuern 

Mk. 


IL 

In  %  der 
ordentlichen 
Gesamt- 
ein nähme 
der  Stadt 


III. 

In  %  der 

Einnahmen 

aus  der 

gesamten 

indirekten 

Besteiierang 


IV. 

Ungefähre 

Ein- 
wohnerzahl 


V. 

Pro  KoEf 

der 

Bevölkerung 

wurde  aUo 

erhoben 

Mk. 


1648 
1675 
1685 
1695 
1700 
1710 
1720 
1730 
1740 
1750 
1760 
1770 
1780 
1790 
1800 
1808 
1805 
1807 
1809 
1810 


918 

4,71 

2895 

4332 

— 

8601 

6417 

28,35 

6741 

20,39 

5904 

18,49 

5604 

18,95 

4341 

13,07 

4137 

10,95 

3660 

9,61 

4923 

12,75 

4  779 

9,43 

4674 

11,81 

6075 

10,62 

6654 

10,23 

7  161 

17,27 

7035 

18,59 

12543') 

12,83 

I  098  «) 

12,97 

13,43 

30,45 
51,02 

10,29 
48,99 

58,30 
45,56 
42,85 

34,57 

29,5^ 
19,26 

31,44 

24,44 

31,75 
29,08 

33,84 
36,68 

42,64 
126,35 


3500 


5000 


5500 


5900 

7000 
8500 


8500 
8500 


0,2623 


1,2834 


0,7893 


0,8344 

0,6677 
0,7147 


0,8276 
1,4756 


^]  Extrasteuer. 

')  Zur  Deckung  des  Defizite  der  Kämmereirechnnng  erhoben. 
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hinweg  nahm  der  Maire  die  Veranlagung  vor.  Kurz  vorher  war  aber 
die  Stadt  dem  Kaiserreich  Frankreich  unmittelbar  einverleibt,  und 
-dieser  politische  Wechsel  brachte  die  Einführung  der  indirekten  Be- 
steuerung in  so  erhöhtem  Maße  wieder,  daß  die  direkte  kommunale 
Besteuerung  sofort  wieder  in  Wegfall  geraten  konnte.  Dabei  blieb 
es  auch,  als  Osnabrück  zu  Hannover  kam;  vermittels  der  übrigen 
-Einnahmen  der  Stadt,  vor  allem  aus  der  Akzise,  den  Bürgerrechts- 
geldern und  dem  Kohlenbergwerk,  konnte  der  städtische  Hanshalt 
längere  Zeit  hindurch  aufrecht  erhalten  werden,  ohne  daß  zu  direkten 
Kommunalsteuern  geschritten  zu  werden  brauchte. 


Die  direkten  Kommunalsteuern  in  neuerer  Zeit. 

Es  lag  auf  der  Hand,  daß  das  hauptsächlich  in  Grundbesitz, 
dem  Piesberger  Bergwerk  und  Forderungen  bestehende  Vermögen 
der  Stadt  Osnabrück,  das  bei  der  früheren  Bevölkerung  von  12000 
Einwohnern  zur  Deckung  der  Gemeindeausgaben  ausreichte,  bei  einer 
erheblichen  Vergrößerung  der  Einwohnerzahl  zur  Bestreitung  der 
Lasten  nicht  mehr  genügte.  Nachdem  Ende  1866  die  Bevölkerung 
auf  rund  19000  Seelen  angewachsen  war,  konnte  man  1867  die  Er- 
hebung einer  Kommunalsteuer  nicht  länger  aufschieben. 

Zugleich  mit  der  Einverleibung  Hannovers  in  das  Königreich 
Preußen  und  der  Einführung  der  neuen  Staatssteuern  im  Jahre  1867 
wurde  auch,  um  die  Hebung  der  neuen  städtischen  Abgaben  definitiv 
zu  regeln,  die  Grundlage  der  bisherigen  Kommunalbesteuerunf^  voll- 
ständig umgestaltet. 

Im  großen  und  ganzen  hatte  sich  die  Gemeindebesteuerang  in 
Preußen  von  jeher  eng  an  das  Staatssteuersystem  gelehnt,  wie  z.  B. 
auch  das  allgemeine  Landrecht  für  die  preußischen  Staaten  (Teil  II 
Tit.  7  §  43)  vorschrieb,  daß  die  baren  Geldbeträge  in  den  Gemeinden 
regelmäßig  nach  dem  Verhältnis  der  landesherrlichen  Steuern  auf- 
gebracht werden  sollten.  Eine  diesbezügliche  Anweisung  vom  17.  Juli 
1854  erklärte  im  §  2  noch  deutlicher,  daß  die  Aufbringung  der  Ge- 
meindeauflagen im  Wege  des  Zuschlags  zu  den  Staatssteuem  in  der 
B-egel  den  Vorzug  vor  der  Einführung  besonderer  GemeindesteujBm 
verdiente.  Die  Vorzüge  dieses  Zuschlagssystems,  die  in  seiner  prak- 
tischen Einfachheit  hinsichtlich  Veranlagung  und  Erhebung  bestanden, 
waren  auch  allseitig  anerkannt. 

Demgemäß  wurden  auch  in  Osnabrück  mit  dem  1.  Januar  1868 
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beginnend,  die  direkten  Kommunalsteuern  nacn  i  rozenten  der  Staats-, 
Grund-  und  Gebäudesteuer  und  der  Klassen-^  und  klassifizierten  Ein* 
kommeosteuer  nach  Maßgabe  des  jedesmaligen  Bedarfs  erhoben.  Wie 
bereits  im  verwaltuDgsrechtlichen  Teile,  angegeben,^)  war  die  Ein- 
fuhrung neuer  oder  Veränderung  bestehender  Gemeindeabgaben  an 
die  Genehmigung  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  gebunden.  Nun 
gab  es  zwar  keine  gesetzlichen  Bestimmungen  darüber,  in  welchem 
Verhältnisse  zueinander  die  Personal-  und  Bealsteuern  bei  Verteilung 
der  Gemeindesteuer  auf  die  Staatssteuer  herangezogen  werden  konnten ; 
bei  solchen  Fragen  hielt  sich  jedoch  die  Zustimmung  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörde  zu  den  vorgeschlagenen  Kommunalsteuern  an  die  ein- 
^chlägigigen  Vorschriften  der  Anweisung  yon  1854,  die  im  §  9  und 
§  10  gegeben  waren.  ^) 

Die  Kreisordnung  vom  13.  Dezember  1872,  die  auch  dieses  Ge- 
l)iet  berührte,  wies  hierüber  eine  präzisere  Fassung  auf,  daß  nämlich 
„in  der  Regel  Zuschläge  zur  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommen- 
steuer nicht  ohne  gleichzeitige  Heranziehung  sowohl  der  Grund-  als 
der  Gebäudesteuer,  und  Zuschläge  zur  Grund-  und  Gebäudesteuer 
niemals  ohne  gleichzeitige  Heranziehung  der  Klassen-  und  klassi- 
fizierten Einkommensteuer  erhoben  werden  dürften.^'  *) 

Wenn  auch  die  Kreisordnung  für  die  Städte  nicht  zuständig  war, 


*)  Vgl.  Ausführungen  unter  „Staatsaufsicht". 

')  Der  §  9  lautete:  „Hinsichtlich  der  Zuschläge,  welche  nicht  in  gleichen 
Prozenten  auf  eine  der  direkten  Staatsstenem  gelegt  werden  sollen,  hat  die 
Königliche  Regierung  besonders  darüber  zu  wachen,  daß  nicht  durch  die  Ver- 
schiedenheit der  Sätze  eine  wegen  ihrer  Ungleichmäßigkeit  ungerechte  Verteilung 
des  Gemeindebedarfs  und  eine  Überlastung  einzelner  Klassen  von  Steuerpflichtigen 
herbeigeführt  wird. 

§  10:  „Wenn  nur  zu  der  einen  oder  anderen  direkten  Staatsstener  Gemeinde- 
zuschläge erhoben,  oder  die  einzelnen  Staatssteuern  mit  Zuschlägen  von  ver- 
schiedener Höhe  belastet  werden  sollen,  sind  nächst  den  allgemeinen  Kücksichten 
behufs  Beurteilung  der  Zweckmäßigkeit  der  beantragten  Maßregel  vorzugsweise 
die  örtlichen  Verhältnisse  der  Stadt  ins  Auge  zu  fassen.  Beispielsweise  wird  in 
Betracht  zu  ziehen  sein,  wie  sich  die  gesamte  Einkommen-  und  Klassensteuer  zur 
gesamten  Grundsteuer  verhält,  wie  das  Grundeigentum  verteilt;  ob  einzelne  Aus- 
gaben, welche  durch  die  Gemeindesteuer  gedeckt  werden  müssen,  allen  Gemeinde- 
gliedern gleichmäßig  oder  vorzugsweise  gewissen  Klassen  derselben  zum  Vorteil 
gereichen  usw.  Je  nachdem  diese  oder  ähnliche  Verhältnisse  in  einem  größeren 
oder  in  einem  geringeren  Umfange  obwalten,  werden  die  Zuschläge  zu  einer 
oder  der  anderen  Staatssteuer  höher  oder  geringer  als  zu  den  übrigen  bestimmt, 
nach  Umständen  einzelne  Staatssteuern  ganz  frei  gelassen  werden  können. 

*)  Vgl.  die  Kreisordnung  vom  13.  Dezember  1872  §  9-~18. 
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80  wurde  diese  BestimznuDg  densoch  zam  leitenden  Grundsatz 
die  staatliche  Aufsichtsbehörde  bei  KomxnnnalbesteQerungtYorlageny 
sobald  es  sich  um  die  Festlegung  des  Verhältnisses  der  Personal*  und 
Bealsteuerznschläge  handelte. 

Was  die  Grundabgabe  von  Gebäuden  und  Grundstücken  an- 
betraf;  so  war  sie  der  von  denselben  zu  entrichtenden  Staatsgebäude- 
und  Grundsteuer  gleich  und  wurde  nach  den  für  letztere  geltenden 
Grundsätzen  erhoben.  Gesetzliche  Befreiungsgründe  Ton  den  Staats- 
steuem  gewährten  jedoch  an  sich  eine  Exemtion  von  den  städtischen 
Grundabgaben  nicht  Zu  den  Staatssteuem  nicht  veranlagte,  von 
städtischen  Lasten  nicht  befreite,  bebaute  oder  unbebaute  Grundstücke 
wurden  nach  Maßgabe  der  für  die  Veranlagung  der  ersteren  be- 
stehenden Gesetze  besonders  veranlagt.  Die  Pflichtigen  Grundstücke 
hafteten  für  die  Gxundabgabe.  In  gleicher  Weise  bildeten  die  Steuer- 
sätze der  einzelnen  Einkommenstufen  der  staatlichen  Klassen-  und 
klassifizierten  Einkommensteuer  die  Normalsätze  für  die  betr.  Korn» 
munalbesteueruttg. 

Um  aber  den  jeweilig  veränderlichen  Bedür&issen  des  Stadt- 
haushaltes Rechnung  tragen  und  die  Höhe  der  Kommunalsteuer  je 
nach  Maßgabe  herauf-  oder  herunterschrauben  zu  können,  erhob  man 
die  direkten  Gemeindeabgaben  nach  einer  Quote  des  staatlichen  Normal- 
satzes. — 

Auf  die  einzelnen  Steuerarten  selbst  einzugehen,  würde  hier  zu 
weit  führen  und  ohnedies  dürften  sie  genugsam  bekannt  sein.  Wir 
möchten  hier  nur  noch  eine  grundsätzliche  Abweichung  der  Staats- 
von  der  Gemeindeeinkommensteuer  anführen,  die  darin  bestand,  daB 
auch  solche  Personen,  welche  nicht  zur  staatlichen  Klassen-  oder 
klassifizierten  Einkommensteuer  veranlagt  waren,  namentlich  juristische 
Personen,  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaften  oder  deren 
Zweigniederlassungen ,  sowie  ähnliche  Erwerbsgenossenschaften  der 
Gemeindeeinkommensteuer  unterlagen.  Sie  wurden  besonders  ein- 
geschätzt und  nach  Maßgabe  des  von  ihnen  bezogenen  Reinertrags 
beitragspflichtig  gemacht. 

Über  den  Eintritt  und  die  Ausdehnung  der  Verpflichtung,  die 
Kommunalsteuer  zu  zahlen  und  die  Befreiung  derselben,  entschieden 
die  allgemein  gültigen  königlichen  Verordnungen  und  Gesetze.^) 

Die  Rollen  für  die  städtischen  Grundabgaben  und  die  städtische 
Personensteuer  stellte  der  Magistrat  alljährlich  auf.    Während  der 


*)  Vgl.  §  1  des  Steuerregulativs  vom  7.  Oktober  1874. 
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ersten  drei  Monate  nach  der  Anslegong  der  Stenerregister  stand  den 
Pflichtigen  die  Reklamation  zu^  die  der  Entscheidimg  des  Magistrats 
unterlag;  ein  hiergegen  beabsichtigter  Beknrs  maßte  innerhalb  6  Wochen 
erfolgt  sein. 

Abänderungen  erfuhren  die  eben  erörterten  Bestimmungen  zu- 
nächst im  Jahre  1886  durch  das  sogenannte  Kommunalsteuemotgesetz 
vom  27.  Juli  1886  und  durch  das  Gesetz  Tom  29.  Juni  1886.  Infolge 
des  ersteren  wurden  vom  1.  April  des  vorhin  bezeichneten  Jahres  zur 
Oemeindeeinkommensteuer  ferner  herangezogen:  der  Staatsfiskus  hin- 
sichtlich des  Einkommens  aus  den  von  ihm  im  Stadtbezirke  betriebenen 
Gewerbe-,  Eisenbahn-  und  Bergbauunternehmungen,  sowie  aus  den 
im  Stadtbezirke  belegenen  Domainen  und  Forsten ;  diejenigen  Personen, 
welche  im  Stadtbezirke,  ohne  daselbst  zu  wohnen,  oder  sich  länger 
als  drei  Monate  aufzuhalten,  Grundbesitz,  gewerbliche  Anlagen,  Eisen- 
bahnen oder  Bergwerke  hatten,  Pachtungen,  stehende  Gewerbe,  Eisen- 
bahnen oder  außerhalb  einer  Gewerkschaft  Bergbau  betrieben,  hin- 
sichtlich des  ihnen  aus  diesen  Quellen  zufließenden  Einkommens. 
Gewerbsgehilfen,  Dienstboten,  Schüler,  Lehrlinge  wurden,  falls  ihre 
Heranziehung  zur  Gemeindeeinkommensteuer  gesetzlich  zulässig  war, 
Yon  derselben  nicht  ausgenommen.  Gemäß  des  zweiten  Gesetzes  wurde 
bestimmt,  daß  von  der  Einkommensteuer  aktive  Militärpersonen,  in- 
aktive oder  mit  Pension  zur  Disposition  gestellte  Offiziere  beft*6it 
werden  sollten,  mit  Ausnahme  für  das  Einkommen  aus  dem  im  Stadt- 
bezirke belegenen  Grundbesitze  oder  betriebenen  Gewerbe,  desgleichen 
Militärärzte,  mit  Ausnahme  des  Einkommens  aus  einer  Zivilpraxis, 
ferner  auch-  Geistliche  und  Kirchendiener.^) 

Den  bedeutendsten  Einfluß  übte  die  Miqu^lsche  Steuerreform 
vom  Jahre  1891  durch  die  darin  ausgesprochene  Überweisung  der 
Ertragssteuem  an  die  Gemeinden  aus.  In  Ausführung  des  Abgaben- 
gesetzes vom  14.  Juli  1893  kamen  seit  dem  1.  April  1895  die  Er- 
träge aus  der  Gewerbe-  und  Betriebssteuer  allein  der  Stadt  zu- 
gute,') obwohl  diese  Steuern  vom  Staate  veranlagt  wurden.  Die  Er- 
hebung geschah  mittels  prozentualen  Zuschlags  zu  den  vom  Staate 
veranlagten  Beträgen. 

Der  Erfolg  der  Miqu^lschen  Steuerreform,  die  darin  bestand,  die 
Personalsteuern  hauptsächlich  dem  Staate  zu  überlassen,  dagegen  mit 


1)  Vgl.  die  Gesetze  vom  27.  JaU  1885  und  29.  Juni  1886. 
')  Betr.   Veranlagung   und   Erhebung   der   Gewerbesteuern    siehe    Näheres 
^Das  Gewerbesteuergesetz  vom  14.  Juni  1891". 
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deii  Eioküüftea  aus  den  Ertragsstcueru  die  Gemeinde  zn  eütBchädigen, 
war  für  die  Stadt,  wie  die  Stenerertiäge  aufwieBen,  unzweifelhaft  ein 
außerordentlich  günstiger. 

Die  nachBtehenden  finanzstatistisclien  Daten,  welche 
1.  die  Ectwicklang  der  direkten  QemeiadesteuerD, 
S.   deren  Verhältnis  zur  indirekten  Besteuerung  und 
3.   das  Verhältnis  zwischen  der  Staats-  und  direkten  Kommunal- 
hesteuernng  zeigen,  lassen  die  Bedeutung  dieser  Kategorie  der  städti- 
schen Einnahmen  für  den  Glemeindehaushalt  ohne  weitere  Erläuterungen 
erkennen.  — 


Entwicklung  der  direkten  Qemeindesteuern  der 
Stadt  Osnabrück. 


I  zwischen  direkter  und  indirekter  Besteue- 
rung in  der  Stadt  Oenabrück. 


Direkte 

Indirekte 

Hehr 

.  Ordentl. 

Dia  direkten 

Die  indirekten 
KommuDRl- 

Jahr 

Kömrau- 

der  ordent- 
licheD  Gesamt- 

ein»  ahme  □ 

DsUteueru 
Mk. 

aalsteuera 
Mk. 

Mk. 

der  Stadt 

liehen 
Gesamt- 
einnahnieD 

1868 

6932+ 

»9  553 

39771 

30S575 

33,72   . 

'4,38 

62  MO 

34413 

28527 

^05  179 

16,77 

1874 

15,62 

»1=855 

59588 

153267 

436  722 

48,74 

13,65 

1882,'83 

280528 

57941 

222587 

462977 

6o,S9 

12,51 

31004a 

58,08 

271443 

71869 

"99  573 

619289 

43,83    . 

,4,28 

326  1 16 

650  922 

660518 

99652 

1  191  542 

55,44 

8,36 

lyuu/ui 

73S  56' 

107003 

628558 

1351271 

51,99 

.      7,56 

Verhältnis   zwischen  Staats-    und   direkter  Gremeinde- 
besteuerung  in  der  Stadt  Osnabrück. 


Jabr 

1 
1 

lil 

h| 

1 

«III 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1870 

79968 

_ 

6,7. 

a,99 

1876/77 

212642 

31704 

30500 

8,0. 

8,78 

196  414 

119746 

34*00 

5,74 

9,a4    • 

1892,93 

309640 

40729 

395  667 

735  561 

339894 

S'S7i 

7,S7 

14,26 
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Vergleichende  Übersicht  der  Q-ei]ieindea.bgaben 


Zivilbevölkerung  nach  der  Volks- 
zählung von 

1 

SUdt 

im  Jabre  1869 

über-      1    uro 

J 

1867 

1875 

1880 

1890 

1900 

haupt 
Äk. 

Kopf 

Mk. 

1 

1 

Berlin  .    .    .    . 

740  7IS 

947  353 

I  102209 

I  534  050 

I  888  848 

10206030    13.78 

2 

Hannover . 

67  126 

99984 

117715 

161  820 

235  649 

443895 

6,61 

3 

Magdeburg 

71  096 

81542 

91  221 

195  650 

229667 

443325 

6,24 

4 

Krefeld     . 

53806 

62875 

73867 

105  170 

106  893 

460824 

8,56 

5 

Halle  a/S. 

47580 

59901 

70851 

97740 

156609 

430  059 

9,<H 

6 

Dortmund 

33429 

57719 

66512 

88020 

142  733 

240315 

7,19 

7 

Essen    .    . 

40659 

54763 

56924 

76310 

118  862 

282340 

6,94 

8 

Kassel  .    . 

37  745 

49967 

55256 

71420 

106034 

402756 

10,67 

9 

Erfurt  .    . 

37324 

44525 

50189 

70470 

85  202 

183  147 

4,91 

10 

Görlitz  .    . 

35642 

44131 

49091 

60920 

80931 

264804 

7,43 

11 

Frankfurt  a/C 

).  . 

38451 

44318 

48347 

56720 

61852 

262380 

6,82 

12 

Potsdam    . 

35879 

39021 

42144 

53680 

59796 

276  372 

7,70 

13 

Duisburg  •    . 

25753 

37  375 

41  240 

57578 

92730 

193443 

7,51 

14 

Kiel.    .    .    . 

25976 

34  334 

40508 

66660 

107  977 

275589    10,61 

15 

Liegnitz    .    . 

19  184 

30230 

35964 

54882 

126303,    6,58 

16 

Bochum    .    . 

14985 

28345 

33415 

65551 

92517     6,17 

17 

Osnabrflck  . 

18  780 

28511 

31971 

39920 

51571 

100281     5,e6 

18 

Bonn     .    .    . 

22957 

27382 

30844 

— 

— 

249  237  i  10,86 

19 

Charlottenburg . 

14848 

25678 

30282 

71  000 

189  305 

139  779  1    9^1 

20 

Nordhausen  . 

• 

19624 

1 

23565 

26  184 

— 

— 

99  630  1 

) 

5,08 

Es  fällt  von  selbst  in  die  Augen,  nvie  bezüglieh  der  Gemeindeabgaben  Os&a- 
Städten  einnahm. 


^)  Die  statistischen  Daten  der  Jahre  1869,  1876,  1880/81  und  1883/84  sind  ent- 
zur  Zeitschrift  des  Königl.  preuO.  statist.  Bureaus,  Berlin  1884."  Die  Daten  für  die 
buch  Deutscher  Städte,  herausgegeben  von  Prof.  Dr.  M.  Neefe,  Breslau  1892  nnd  1903 
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in  20  yerschiedenen  deutschen  Städten.^) 


Es  betragen  die  Gemeindeabgaben 


im  Jahre  1876 


über- 
haupt 

Hk. 


Mk. 


2/, 88 


11,21 


22968  121 

1  197  991 

I  022  970 

I  225  400 

738  840 

529CXX3 

419  709 

I  118  564 

590  380 

396  994 
498003 

665  653 

756000 

587960 

232  164 

305  395 
326342 

590  550 
321  905 
313570 


IX,2I 


20,10 


480  041 

339809 

117075 
362000 

842420 

832  120 

651911 
156304 
678  220 
366  777 
516200 
725  370 
732  873 
674  730 
271  642 
429  369 

322  910 

600410 

395  505 
340  950 


10,68 


34  266  666 
I  898  534 
2644832 
1  747  576 

I  396  927 
1397  217 
962  910 
I  209  770 
987  830 
520715 
616827 
889244 

856517 
1,079211 


im  Jahre  1900/01 

über- 
haupt 


Mk. 


)ro 


^opf 
Mk. 


402449 


I  1 1 1  276 


60679  122 
5  190908 

13,521  5675084 
2  845  385 
3391502 

I5i87  4704114 
12,62  2032205 

16,94  3193974 
14,02  2032205 

8,55  1284979 

10.87  I  125  447 
16,57  I  1  481  638 

14.88  2  492  092 
16,19  2418348 

—  771 266 

—  1439285 
10,07   S42  504 

15,65  I  6210  118 


32.54 
23,01 

25,63 

27,43 
22,42 

32,96 

38,79 

36,14 
24,98 
16,17 
18,20 

32,27 
27,60 
22,40 

14,49 
22,62 

16,33 

32,80 


brück    eine    günstige    Stellung    im    Vergleiche    mit    den    übrigen    oben    angeführten 


) 


nommen  aus  „Beiträge  zur  Finanzstatistik  der  Gemeinden  in  PreuIJen.  XVI.  £rg.-Heft 
Jahre  1889/90  und  1900/01  stützen  sich  auf  die  Mitteilungen  aus:  „Statistisches  Jahr- 
(Band  II  und  XI).« 


XL  VII. 


12 


Sechster  Teil. 


Die  aufserordentlichen  Einnahmen  und  das 

städtische  Schuldenwesen. 


Zu  den  außerordentlichen  Einnahmen  gehörten  außer  den  städti- 
schen Anleihen,  die  hier  ausschließlich  behandelt  werden  sollen^  auch 
die  Erlöse  aus  Veräußerungen  des  Gemeindebesitzes  und  sonstige 
nicht  zu  veranschlagende  Einkünfte,  wie  Schenkungen  und  dergleichen. 
Was  die  Verkäufe  von  städtischem  Grundbesitz  anlangte,  so  wurden 
bereits  in  dem  Kapitel  „Einkünfte  aus  dem  Gemeindebesitz^'  die  er- 
forderlichen Angaben  darüber  gemacht.  Wir  wählten  jene  Stelle  dazu, 
weil  die  diesbezüglichen  Bemerkungen  zu  einer  Orientierung  über  die 
Größe  des  Gemeindebesitzes  erforderlich  waren.  ^)  Schenkungen  an 
die  Stadt  usw.  waren  infolge  seltenen  Eintretens  und  infolge  Gering- 
fügigkeit der  betreffenden  Summen  oder  Gegenstände  von  so  sehr 
untergeordneter  Bedeutung  und  Einwirkung  auf  den  Gemeindehaushalt, 
daß  wir  glaubten,  davon  absehen  zu  können. 


Die  fortwährenden  Kriegskontributionen,  welche  der  Stadt  im 
Verläufe  des  30jährigen  Krieges  auferlegt  wurden,  hatten  natürlich 
die  totale  Verschuldung  nach  dem  Kriege  zur  Folge.  ^)  Die  Schuld- 
last drückte  so  haii;  den  städtischen  Haushalt  nieder,  daß  infolge  der 


»)  Vgl.  S.  100  fif. 

*)  Die  städtische  Schuld  soll  sich  nach  Stüves  Berechnungen  um  das  7  fache 
gegen  den  Anfang  des  30jährigen  Krieges  belaufen  haben.  Vgl.  C.  Stüye:  „Dta 
Verhältnis  der  Stadt  Osnabrück  zum  Stifte*'  8.  39.    Hannover  1824. 
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eingerissenen  Unordnung  für  einige  Zeit  die  Selbständiglceit  der  Stadt 
in  die  Gefahr  geriet,  verloren  zu  werden.  Stüve  veranschlagte  die 
Höhe  der  gesamten  städtischen  Schulden  inkl.  Zinsrückstände  im 
Jahre  1648  auf  463  233  Mk.  ^)  Indes  dürfte  diese  Summe  doch  zu 
hoch  angegeben  sein,  da  die  Verzinsung  inkl.  Abzahlung  der  Zins- 
rückstände sich  bis  etwa  1660  auf  rund  18000  Mk.  belief,  während 
der  Zinsfuß  allgemein  6%  betrug,  so  daß  also  die  Höhe  der  städti« 
sehen  Schuld  annähernd  auf  300  000  Mk.  kam,  worunter  240  000  Mk. 
auf  die  ursprüngliche  Kapitalschuld  und  60000  Mk,  auf  Zinsrück> 
stände  zurückzuführen  waren. 

Das  größte  Übel  bei  dieser  Verschuldung  —  man  muß  dabei 
stets  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  jener  Zeit  im  Auge  behalten  — 
war,  daß  nur  etwa  60  000  Mk.  von  der  gesamten  Kapitalschuld  städti- 
schen Gläubigeru  zustanden.  Die  übrigen  180000  Mk.  waren  haupt* 
sächlich  dem  Landesadel  entlehnt,  der  seinerseits,  um  zu  seinem 
Gelde  zu  kommen,  vielfach  die  Waren  Osnabrückischer  Kaufleute 
mit  Arrest  belegte  und  dadurch  den  ohnehin  schon  gedrückten  Handel, 
das  einzige  Mittel  der  Bürgschaft,  sich  selbst  aus  diesem  Verfalle  zu 
retten,  fast  gänzlich  ruinierte.  Um  Ordnung  in  diesem  Wirrwar  zu 
schaffen,  war  es  klar,  daß  man  sich  zunächst  mit  den  Gläubigern  in 
Einvernehmen  setzen  mußte.  Seit  etwa  1650  gelang  diese  Maßregel, 
indem  die  Stadt  sich  vor  allem  zu  einer  regelmäßigen  Zinszahlung 
verpflichtete,  zu  deren  teilweisen  Deckung  die  direkte  Steuer  dienen 
sollte.  „Die  Zinsrückstände  wurden  durch  Vergleiche  mit  den  Gläu- 
bigern reguliert,  teils  sukzessiv  abgetragen  ^^  —  hierzu  gab  ein  Reichs- 
abschied Berechtigung,  der  den  Schuldnern  das  Recht  einräumte,  die 
alten  Zinsrückstände  allmählich  zu  amortisieren  —  „teils  aber  auch  mit 
einigem  Nachlaß  gleich  ausgezahlt.  Freilich  wuchs  so  die  Masse  der 
Kapitalschuld;  und  die  äußerste  Not  zwang  den  Rat,  auf  eingeholtes 
Gutachten  mehrerer  juristischen  und  theologischen  Fakultäten,  einen 
Teil  des  Gutes,  womit  frühere  Mildtätigkeit  die  Armenstiftungen,  über 
welche  ihm  das  Patronatsrecht  zustand,  bewidmet  hatte,  zu  veräußern ; 
doch  gelang  es,  in  fünfzehn  bis  zwanzig  Jahren  den  Kredit  der  Stadt 
wieder  so  weit  zu  heben,  daß  der  Zinsfuß  auf  4  %  herabgesetzt  werden 
konnte.'^  ^  Dieser  energische  Schuldentilgungsmodus,  zu  dessen  Ver- 
folgung man  zwar  fast  allen  verfügbaren   Gemeindebesitz  verkaufte 

^)  ^S^  ^^  Finanzwesen  der  Stadt  Osnabrück  bis  zum  Westfälischen  Frieden. 
Mitteilungen  des  historischen  Vereins  zu  Osnabrück  Bd.  XI  S.  117. 

«)  Dr.  0.  Stüve:   „Das  Verhältnis  der  Stadt  Osnabrück  zum  Stifte"   S.  39  ff. 
Hannover  1824. 
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oder  verpfändete,  hatte  aber  bewirkt ,  daß  die  Schuld  der  Stadt  im 
Jahre  1675  auf  rund  195  000  Mk.  herabgesetzt  war.  Freilich  ver- 
stand man  sich  zu  dieser  äußersten  Anstrengung  nur,  weil  es  offen- 
sichtlich war,  daß,  wenn  der  unordentliche  städtische  Haushalt  weiter- 
hin beibehalten  würde,  die  Tage  der  Selbständigkeit  der  Stadt  ge- 
zählt gewesen  wären.  So  manche  Regierung  (spez.  Kurbraunschweig) 
hatte  die  bedenkliche  Finanzlage  der  Städte  als  Vorwand  benutzt, 
deren  Freiheit  zu  beschneiden  und  von  sich  abhängig  zu  machen. 
Diese  drohende  Gefahr  hatte  man  in  Osnabrück  sehr  wohl  er- 
kannt und  darum  alles  angewandt,  um  sie  abzuwenden.  Aber  kaum 
ihr  entronnen,  kamen  neue  Lasten  durch  die  erpreßten  Eriegs- 
kontributionen  des  Landesherm  Ernst  August  von  Braunschweig- 
Lüneburgi)  (1678—1691),  so  daß  sich  die  Schuld  im  Jahre  1790 
wieder  auf  ca.  240000  Mk.  belief.  Gerade  die  Willkürlichkeit,  die 
in  der  Forderung  der  Kriegskontributionen  lag,  machte  die  Auf- 
bringung der  Summen  schwer.  Durch  regelmäßige  Steuern  hätte  man 
im  Laufe  von  15  Jahren  leicht  das  Doppelte  aufbringen  können;  so 
lieh  man  die  Gelder  wieder  an,  und  der  städtische  Haushalt  geriet 
wieder  in  Unordnung.  Der  Versuch  zur  Herstellung  geordneter  Ver- 
hältnisse in  den  Jahren  1703/4  hatte  wenig  Erfolg.  Durch  das  ganze 
18.  Jahrhundert  hindurch  ging  die  Ziellosigkeit  auf  dem  Gebiete  des 
Schulden  Wesens  weiter.  Drängte  ein  Gläubiger  zur  Abzahlung  der 
Schuldsumme,  so  lieh  man  einfach  das  betreffende  Kapital  bei  einem 
anderen  an.  Eine  regelrechte  Amortisation  kannte  man  eben  nicht. 
An  Gelegenheit  zu  neuer  Belastung  fehlte  es  dagegen  nie.  Im 
Jahre  1743  erwuchsen  infolge  der  französischen  Einquartierung  Kosten 
in  Höhe  von  23088  Mk.,  der  7  jährige  Krieg  brachte  Kriegsausgaben 
für  teils  französische,  teils  englische  Truppen: 


im  Jahre  1757        5412  Mk. 
„      1758        7767    „ 

n 


„  1759  1 1 004  „ 
„  „  1760  6660  „ 
„        „      1761       19  911     „ 


Insgesamt:    50754  Mk. 

Als  außerordentliche  Einnahmen  standen  dieser  Summe  nur 
18048  JAk,  gegenüber,  welche  die  Stadt  von  der  hannoverschen  Re- 
gierung wegen  gehabter  Einquartierungslast  vergütet  erhielt.  Von 
den  Gesamtunkosten   von  32706  Mk.  wuchsen  annähernd  20000  Mk. 


^)  Siehe  Ausführungen  unter  „Yerwaltungskosten*'  S.  83,  84  ff. 
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den  städtischen  Schulden   wieder  zu;  die  Testierende  Summe  konnte 
aus  den  laufenden  Mitteln  bestritten  werden. 

Übersicht  über   die    städtischen   Anleihen,    Schulden- 
tilgungen und  die  Zinszahlungen  bis  zum  Jahre  1810. 
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Bezüglich  der  Zinszahlungen  war  za  bemerken,  daß  man  es  mit 
der  regelmäßigen  Entrichtung  nicht  allzu  genau  nahm.  Wiederholt 
kam  es  vor,  daß  Zinsenrückstände  von  mehreren  Jahren  vorhanden 
waren ;  daher  rührten  auch  die  ungleichmäßigen  Ausgaben  für  Zinsen. 
Ein  Beispiel  dürfe  dies  illustrieren:  in  den  Jahren  1692 — 1707  wurde 
von  einem  angeliehenen  Kapital  in  Höhe  von  7  500  Mk.  der  Zins 
nicht  bezahlt;  erst  1708  erfolgte  eine  teilweise  Rückzahlung  von  ins- 
gesamt 1800  Mark.  — 

Der  Zinsfuß  war  im  großen  und  ganzen  4  % ;  nur  bei  vereinzelten 
kleinen  Darlehen  stellte  er  sich  auf  5  %.  Was  die  Höhe  der  Schuld 
selbst  betraf,  so  konnte  sie  nur  für  einige  Jahre  genau  festgestellt 
werden,  da  die  Größe  einzelner  älterer  verzinsbarer  Kapitalien  nicht 
angegeben  war. 

Wie  schon  darauf  hingewiesen  wurde,  blickte  beim  ganzen  Schul- 

^)  Genaue  Schuldhöhe  laut  Angaben  in  den  Rechnungsbüchem. 
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denwesen  während  dieser  Zeit  niemals  ein  höherer  Zweck  oder  ein 
durchgreifender  Plan  hervor ;  nur  das  Interesse  des  Augenblicks  allein 
bestimmte  alle  Maßnahmen.  Auch  die  französische  Zeit,  die  doch 
auf  so  manchen  Gebieten  von  so  heilsamem  Einfluß  war,  brachte  keine 
Besserung.  Einen  Anlauf  dazu  nahm  zwar  die  französisch- westfälische 
Eegierung,  aber  er  war  illusorisch  in  dreifacher  Hinsicht:  einmal 
waren  der  Kommunalverwaltung  durch  die  weitgehende  Beaufsichti- 
gung des  Staates  tatsächlich  die  Hände  gebunden.  Bei  Vorschlägen, 
welche  die  städtische  Pinanzverwaltuog  betrafen,  war  ein  umständ- 
licher Instanzenweg  zu  verfolgen,  wobei  in  der  Kegel  die  vorgesetzte 
Behörde  anderer  Ansicht  war  als  die  unterstellte.  Endlose  Schreibe- 
reien waren  die  Folge  und  schließlich  verwarf  das  Ministerium  den 
den  ganzen  Plan,  über  den  man  sich  eben  mühsam  geeinigt  hatte. 
Da  hütete  sich  die  Kommunalverwaltung  lieber  und  machte  keine 
Vorschläge.  Dazu  kam  obendrein  noch,  daß  die  Genehmigung  der 
Gemein debutgets  so  lange  auf  sich  warten  ließ.  Auch  in  anderer 
Hinsicht  war  es  der  Stadt  nicht  möglich,  bezüglich  des  Schuldeu- 
wesens  auf  einen  grünnen  Zweig  zu  kommen :  Die  Kriegslasten ,  die 
Jahr  für  Jahr  sich  erneuerten,  und  die  Zwangsbeiträge  zur  Keduktion 
der  Staatsschuld  hinderten  jeden  Fortschritt.  Das  dritte  Moment^ 
welches  eine  Regelung  des  Kommunalschuldenwesens  nicht  aufkommen 
ließ,  war  die  schwankende  Situation  der  Regierung  selbst.  Alles  in 
allen  kann  man  ihr  wegen  des  auf  diesem  Gebiete  bewiesenen  Mangels 
an  Fürsorge  nicht  ohne  weiteres  einen  Vorwurf  machen.  „Es  be- 
greift sich,  daß  die  Aufmerksamkeit  der  Regierung  von  der  sich  immer 
verzweifelter  gestaltenden,  die  Existenz  des  Königreichs  gefährdenden 
Notlage  der  Staatsfinauzen  je  länger  je  mehr  absorbiert  wurde.  An 
der  Sisyphusarbeit,  dieser  Notlage  abzuhelfen,  sind  die  Kräfte  der 
westfälischen  Regierung  erlahmt;  kein  Wunder,  wenn  darüber  die 
Fürsorge  für  das  Kommunal-Finanzwesen ,  wie  für  die  Wohlfahrt 
der  Kommunen  und  der  Bevölkerung  im  allgemeinen  zurücktrat.^  ^) 
Die  städtische  Schuld  während  der  Jahre  1807 — 1813  zu  be- 
stimmen, war  ganz  unmöglich.  Um  Anleihen  aufnehmen  zu  können, 
war  die  Zustimmung  der  Regierung  erforderlich,  die,  wie  schon  vor- 
hin bemerkt,  bei  großem  Zeitaufwande  äußerst  umständlich  zu  er- 
langen war.  Man  sah  also  davon  ab.  Dagegen  traten  aber  Anforde- 
rungen an  die  Stadt  in   einem  größeren  Umfange  heran;   die  Folge 

^)  Vgl.  Thimme :  „  Die  inneren  Zustände  des  Kurfürstentums  Hannover  unter 
der  französisch-westfälischen  Herrschaft  1806—1813"  Bd.  II  S.  604/5.  Hannover 
u.  Leipzig  1893  u.  1895. 
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war,  daß  der  Gemeindehaushalt  mit  Unterbilanzen  abschloß,  die  Stadt 
also  ihre  Verpflichtungen  niclit  sofort  bar  beglich.  Während  der 
französischen  Okkupation  wurden  auf  diese  Weise  an  Schulden  kon- 
trahiert 155  975  Mk.  In  der  Hauptsache  waren  sie  durch  den  Durch- 
marsch und  den  Aufenthalt  der  französischen  Truppen  yerursacht,  und 
die  Liquidation  dieser  Kommunalschulden  war  durch  das  Dekret  Tom 
2.  Mai  1808  den  Liquidatoren  der  öffentlichen  Schuld  übertragen 
worden,  um  sie  später  mit  der  allgemeinen  Reichsschuld  zu  vereinigen. 
Wahrscheinlich  mag  diese  Aussicht  für  die  Stadt  auch  mit  bestimmend 
gewesen  sein,  diesen  Teil  der  städtischen  Schuld  nicht  durch  Anleihen 
zu  decken.  Indes  hatte  es  mit  der  übertraguDg  auf  die  Staatsschuld  seine 
guten  Wege;  man  kam  damit  nicht  vorwärts,  und  als  Osnabrück  im 
Dezember  1810  zu  Prankreich  kam,  schien  es  nur  noch  wenig  zweifel- 
haft zu  seio,  wer  diese  Schuld  zu  tragen  hatte.  Zugleich  mit  der 
Ereude  über  den  Zusammenbruch  der  französischen  Herrschaft  hatte 
die  Stadt  aber  ein  unerfreuliches  Geschenk  in  Gestalt  dieser  äußerst 
verwickelten  Schulden  erhalten.  Man  brauchte  lange  Zeit,  um  den 
verwirrten  Kommunalhaushalt  wieder  in  Ordnung  zu  bringen.  Nach 
der  Restauration  wurden  zunächst  diese  Rückstände  so  viel,  wie  es 
irgend  möglich  war,  reduziert.  Die  Tilgungen  beliefen  sich  bis  1816 
auf  75  405  Mk.,  so  daß  sich  die  Schuld  auf  annähernd  283000  Mk. 
stellte,  was  pro  Kopf  der  Bevölkerung  also  (9000  Einwohner)  eine 
Belastung  von  31,4  Mk.  bedeutete.  Auch  noch  in  den  nun  folgenden 
Zeiten  war  es  schwer,  die  Schuldhöhe  präzise  zu  bestimmen.  Es  lag 
dies  hauptsächlich  an  den  verschiedenen  Münzsorten,  die  damals  im 
Umlauf  waren.  Die  angeliehenen  Kapitalien  waren  teils  in  Gold, 
teils  in  Konventionsmünze,  teils  nach  dem  gewöhnlichen  Talerfuße 
fällig.  Das  Agio  auf  Gold  und  Konventionsmünze  schwankte  sehr 
erheblich  und  so  mit  ihm  natürlich  auch  die  Schuldhöhe.  Bei  vielen 
Anleihen  aus  älteren  Zeiten  war  man  sich  überhaupt  über  die  genaue 
Größe  der  Summe  nicht  klar.  Bei  der  Schuldangabe  im  Rechnungs* 
buche  vom  Jahre  1837  fanden  wir  noch  die  Bemerkung:  „Ganz  zu- 
verlässig können  die  Kapitalien  nicht  angegeben  werden,  da  solche 
meistenteils  aus  alten  Zeiten  herrühren/'  Eine  featgeregelte,  rationelle 
Schulden  Verwaltung  wurde  auch  jetzt  noch  nicht  beobachtet.  Zwar 
wurden  die  Zinsen  regelmäßig  entrichtet;  bezüglich  der  Tilgung 
richtete  man  sich  aber  im  allgemeinen  nach  den  verfügbaren  Geld- 
mitteln der  Stadtkasse.  Die  Einführung  des  Stadthaushaltsetats  im 
Jahre  1835  hatte  ebenfalls  nach  dieser  Richtung  hin  keinen  Einfluß. 
Bis  1846   war  es  möglich,   die  Schuld  bis  auf  rund  246000  Mk.  zu 
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reduzieren,  dann  traten  aber  bisher  ungekannte  Aufgaben  an  die 
Stadt  heran  y  die  innerhalb  von  12  Jahren  die  Schuld  bis  über  das 
Dreifache  des  Standes  vom  Jahre  1846  emporschnellen  ließen.  Die 
Anleihen  von  1847 — 1856  verschlangen  größtenteils  die  nicht  länger 
herausBchiebbaren  Straßenverbreiterungen ,  Briickenbauten ,  der  Bau 
des  Gaswerks  usw.  In  den  folgenden  Jahren  machte  sich  dann  der 
Stollen-  und  Eisenbahnbau  auf  dem  städtischen  Kohlenbergwerke  not- 
wendig. Die  Stadt  trat  mit  dieser  Zeit  in  neue  Verhältnisse  ein,  die 
ünteruehmungen  von  großen  Kosten  zur  Pflicht  machte. 
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Der  Sehnldeiitilguiigsplaii  fILr  die  Stadt  Osnabrück  Tom 

9.  September  1859. 

Infolge  der  oben  bezeichneten  neuen  Aufgaben  der  Stadt  war  in 
den  Jahren  1856 — 1858  eine  so  ungemeine  Bewegung  im  städtischen 
Haushalt  hervorgerufen  worden,  daß  es  nötig  wurde,  das  ganze  System 
des  Haushalts  umzugestalten.  Die  alte  Kämmereischuld  von  über 
782000  ML,  die  Belastung  des  Bergwerks  mit  einer  pro  1859  fest- 
gestellten Schuld  für  Zweigbahn  und  Stollenbau  von  440 160  Mk.,  dazu 
die  für  den  Bau  des  Gaswerks  bewirkte  Anleihe  von  306000  Mk. 
ließen  es  deutlich  erkennen,  daß  man  nun  nach  einem  festen  Plan 
unabänderlich  zu  Werke  gehen  müßte,  wenn  die  Verhältnisse  nicht 
über  den  Kopf  wachsen  sollten,  und  man  das  Gleichgewicht  des  Haus- 
halts gewahrt  wissen  wollte.  Es  lag  am  Tage,  daß  die  früher  einfache 
Einrichtung,  nach  welcher  die  Bechnung  der  Kämmereikasse  die  Ab- 
schlüsse sämtlicher  Rechnungen  vereinigte,  nicht  mehr  genügte.  Eine 
Trennung  der  eigentlichen  Kämmereischuld  von  der  Berg-  und  Gas- 
werksschuld war  geboten,  und  darin  lag  ausgesprochen,  daß  jede  der 
drei  getrennt  geführten  Verwaltungen  für  sich  besonders  die  eigene 
Schuld  verzinsen  und  amortisieren  sollte.  Die  Aufstellung  des  Schulden- 
tilgungsplanes, mit  der  1858  schon  begonnen  wurde,  ging  indes  nicht 
so  glatt  von  statten;  insbesonders  verursachte  die  Klarstellung*  und 
Trennung  der  einzelnen  Schuldsummen  viel  Schwierigkeiten.  Das  Jahr 
1858  wurde  also  noch  ganz  in  der  alten  Weise  geführt,  das  Jahr  1859 
konnte  ebenfalls  noch  keine  vollständige  Ausführung  gewähren,  weil 
die  definitive  Genehmigung  der  Königlichen  Landrostei  zum  betr. 
Vorschlage    erst   am   23.  September    1859    eiutraf.     Erst   seit   dem 


Die  Schuld  der  Stadt  Osnabrück  wurde 
pro  1.  Januar  1859  festgestellt: 


Bezeichnung  der  Schuld 

Kapital- 
summe 

Mk. 

Zins 
Mk. 

Planmäßige  Tilgung 
Mk. 

1.  Schuld  der  Kämmereikasse   .     . 
11.  Bergwerksschuld: 

1.  Stollenschuld 

2.  Zweigbahnschuld    .... 

3.  Ankauf-  und  Anbauschuld  . 
III.  Gaswerksschuld 

624  038 

126068 

314092 
195440 

306000 

24961 

5043 
12564 

7817 
12240 

6248 

\je  nach  Maßgabe  der 
)    Betriebseinnahmen 

6  120 

—     186     — 

folgenden  Jahre  wurde  der  neue  Tilgungsplan,  auf  welchem  nunmehr 
der  ganze  städtische  Haushalt  ruhen  mußte,  durchgeführt. 

Zunächst  dürfte  die  Ankauf-  und  Anbauscbuld  des  Bergwerks 
einer  Erläuterung  bedürfen.  Solange  die  Kämmereirechnung  den 
ganzen  Haushalt  zusammenfaßte,  waren  auch  die  sämtlichen  Grund- 
stücke, welche  seit  einigen  Jahren  erworben  waren,  mit  ihren  Kauf- 
geldem  und  Erträgen  in  der  Kämmereirechnung  berechnet.  Inzwischen 
war  ein  erheblicher  Teil  derselben  lediglich  für  Zwecke  des  Berg- 
werks angeschafft  worden.  Sie  waren  sämtlich  zur  Ansiedlung  yon 
Bergwerksfamilien  bestimmt  und  stellten  für  die  Zukunft  eine  den 
Bedürfnissen  des  Bergbaus  entsprechende  Erweiterung  der  Knapp- 
schaft sicher.  Alle  diese  Verwendungen  trugen  damals  noch  keinen 
vollen  Zins,  wenngleich  die  Erträge  mit  jedem  Jahre  stiegen.  Es 
war  daher  den  Grundsätzen  richtigen  Haushalts  zufolge  der  in  diesem 
Zinsverluste  liegende  Aufwand  dem  Bergwerk  zur  Last  zu  legen, 
und  aus  diesem  Grunde  wurde  einerseits  das  auf  den  Erwerb  dieser 
Besitztümer  verwandte  Kapital  als  Ankauf-  und  Anbauschuld  auf  das 
Bergwerk  unmittelbar  übertragen^  ^)  andererseits  aber  auch  die  daher 
resultierenden  Einnahmen  aus  der  Kämmereirechnung  hinweg  und  in 
die  Bergwerksrechnung  transferiert. 

Eine  zweite  Bemerkung  mußte  die  städtische  Sparkasse^)  be- 
treffen, deren  Einwirkung  sich  jetzt  hier  geltend  machte.  Bei  mäßigem 
Anwachsen  der  Einlagen  vermochte  dieselbe  stets  einen  Überschuß  zu 
liefern,  welcher  ausreichte,  die  erforderliche  Vermehrung  des  Reserve- 
fonds der  Sparkasse  selbst  zu  decken  und  weiterhin  den  ordnungs- 
mäßigen Tilgungsfonds  für  die  Kämmereikassenschuld  abzuwerfen. 
Es  war  aber  sehr  wohl  möglich,  daß  in  einzelnen  Jahren  ein 
genügender  Überschuß  nicht  abgeworfen  würde,  während  dann 
wieder  andere  Jahre  diesen  Ausfall  ersetzen  konnten.  Um  nun 
diese  Schwankungen  zu  vermeiden,  welche  aus  diesem  Verhältnisse 
für  die  Schuldentilgung  hervorgehen  würden,  und  die  Tilgung  im 
regelmäßigen  Gange  zu  erhalten,  zugleich  aber  den  Reservefonds 
der  Sparkasse  nicht  zu  gefährden,  hielt  man  es  für  zweckmäßig 
zwischen  beide  einen  Hilfsfonds  als  Regulator  einzuschieben.  Das 
Vermögen  dieses  Fonds  war  in  der  Tat  ebenfalls  als  Schuldentilgung 
zu  betrachten ;  allein,  da  derselbe  einerseits  die  Überschüsse  der  Spar- 

^)  Die  Vergleichnng  der  Kämmereikassenschuld  von  1858  mit  dem  Jahre  1859 
ergibt  den  Einfluß,  den  diese  Schuldüber wälzung  gehabt  hat. 

')  Sie  wurde  im  Jahre  1825  als  städtische  Anstalt  gegründet  und  wurde  als 
solche  der  Städteordnung  und  der  Stadtverfassung  gemäß  vom  Magistrat  verwaltet. 
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kasse,  welche  über  den  Tilgungsbedarf  hinausgingen,  aufnahm,  anderer- 
seits aus  seinen  Vorräten  die  Ausfalle  deckte:  so  wurde  es  dadurch 
möglich  gemacht,  daß  der  Haushalt  der  Eämmereikasse  stets  klar 
und  übersichtlich  blieb.  Es  konnte  bewirkt  werden,  diesem  Hilfs- 
fonds aus  dem  zu  sehr  angewachsenen  Reservefonds  der  Sparkasse 
eine  Dotation  schon  am  Schlüsse  des  Jahres  1859  zuzuweisen.  Die 
ganze  Maßregel  hatte  den  Erfolg,  daß  dieser  Teil  des  städtischen 
Haushalts  völlig  sicher  gestellt  wurde.  Das  Vermögen  des  Hilfsfonds 
stellte  sich  in  den  einzelnen  Jahren  folgendermaßen: 


Hilfs- 

Hilfs- 

1 

Hilfs- 

t 

1 

Hilfs- 

Jahr 

fonds 

Jahr  . 

fonds 

Jahr 

fonds 

Jahr 

fonds 

'      Mk. 

1 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1859  1 

II  709 

1 
1869     ! 

198474 

1879/80 

! 

i   267376 

1 
1889/90; 

213  117 

1899/1900 

1860 

12239 

1870 

172  725 

1880/81 

1   250000 

1890/91 

100407 

—  30816 

1861 

,      16  704 

1871      j 

158487 

1881/82 

237549 

1891/92 

26003 

1900/01 

1862 

24  120 

1872 

156060 

1882/83 

246771 

1892/93 

27592 

—  12615 

1863  1 

26046 

1873 

135432 

1883/84, 

214812 

1893/94; 

73324 

1864  • 

.  ^            1 

33675 

1874 

110699 

1884/85 

162639 

1894/95 

132321 

1865  : 

45867 

1875 

191  486 

1885/86 

172535 

1895/96 

188339 

1866  i 

69222 

1876/77 

224  590 

1886/87. 

279228 

1896/97, 

228  498 

1867 

149925 

1877/78 

222  866 

1887/88' 

176828 

1897/98! 

149  803 

1868 

185037 

1 

1878/79 

250517 

1888/89 

237  347 

1898/99 

90  119 

Gewährten  die  gewöhnlichen  Mittel  des  Haushalts  der  Kämmerei- 
kasse  in  einem  Jahre  einen  Überschuß,  so  fiel  dieser  ebenfalls  dem 
Hilfsfonds  zu;  doch  konnten  dergl.  Überschüsse  wieder  im  folgenden 
Jahre  zur  Deckung  der  laufenden  Ausgaben  mit  verwandt  werden. 
Solange  der  Überschuß  der  Sparkasse  den  Betrag  von  1  ®/o  ^^^  Schuld 
nachhaltig  überstig,  war  es  zugleich  in  solchen  Fällen,  wo  bereits  be- 
stehende Verpflichtungen  zu  ihrer  Erfüllung  Anleihen  notwendig 
machten,  gestattet,  den  Hilfsfonds  zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen 
mit  zu  verwenden.  Demgemäß  hatten  mit  dem  Jahre  1880/81  die 
städtischen  Kollegien  beschlossen,  diesen  Fonds  der  Kämmereikasse 
auf  die  Summe  von  250  000  Mk.  zu  fixieren,  alle  weiteren  Einnahmen 
desselben  aber  der  Bergwerkskasse  zur  außerordentlichen  Schulden- 
tilgung als  unverzinslichen,  später  zurückzuzahlenden  Vorschuß  zu 
überweisen.   Bis  1887  wurden  alljährlich  90—100  000  Mk.  überwiesen.^) 

^)  Die  Rechnung  der  Hilfsfonds  enthielt  als  Einnahmen: 

a)  die  Zinsen  von  den  getilgten  Kämmereischulden, 

b)  den  Überschuß  der  von  der  Sparkasse  zur  Tilgung  abgelieferten  Summen, 
der  über  den  Betrag  von  1%  hinausging, 
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Nach  Yorausschickung  dieser  Einrichtungen  geben  wir  nach- 
stehend den  Schuldentilgungsplan. ^) 

Die  Schuld  der  Stadt  Osnabrück  teilte  sich  in  zwei  verschiedene 
Klassen,  nämlich: 

1.  in  die  eigentliche  Kämmereischuld,  welche  teils  von  älterer 
Zeit  überkommen,  teils  zum  Zwecke  verschiedener  städtischer  Bauten, 
Anstalten  und  Unternehmungen,  für  welche  eine  spezielle  Verwaltung 
und  Tilgung  angeordnet  war,  oder  für  späterhin  in  Aussicht  genommen 
werden  sollte,  kontrahiert  war; 

2.  in  die  für  spezielle  Verwaltungszweige  kontrahierte  Schuld, 
welcher  aus  diesen  Yerwaltungszweigen  eine  gesonderte  Verzinsung 
und  Tilgung  gesichert  war.     Dahin  gehörte  im  Jahre  1859: 

a)  Die  Schuld  des  Piesberger  Bergwerks,  bestehend 
a)  aus    der   für  den   Bau  des  Stollens    und   die    sich   daran 

knüpfenden  Versuchs-  und  Ausrichtungsarbeiten  kontra- 
hierte Schuld; 

ß)  aus  der  Bauschuld  der  Zweigbahn; 

y)  aus  der  Schuld,  welche  für  Erwerbung,  Kultur  und  Be- 
bauung von  Grundstücken,  welche  für  Zwecke  der  Pies- 
berger Verwaltung  bewirkt  wurden,  kontrahiert  war; 

b)  Die    Schuld    des    Gaswerks,    die   für   die   Begründung 
und  vollständige  Einrichtung  dieser  Anstalt  verursacht  wurde. 

Die  Verzinsung  der  Schulden  erfolgte:  für  die  eigentliche  Kämmerei- 
schuld direkt  aus  der  Kämmereikasse,  in  deren  Haushaltsplane  für 
eine  richtige  Verzinsung  vorzugsweise  Sorge  zu  tragen  war;  für  die 
Bergwerksschuld  aus  den  Erträgen  des  Piesberger  Bergwerks,  aus 
welchen  diese  Verzinsung  ebenfalls  unmittelbar  nach  den  Betriebs- 
kosten als  erste  darauf  haftende  Last  zu  bestreiten  war ;  für  die  Gas- 
werksschuld aus  dem  Ertrage  des  Gaswerks,  auf  welchem  diese  Last 
ebenfalls  unmittelbar  nach  den  Betriebskosten  als  erste  Verpflichtung 
haftete. 


c)  die  etwa  durch  besonderen  Beschluß  zugewiesenen  Mittel, 

d)  die  etwaigen  Überschüsse  der  Kämmereikasse. 
Als  Ausgaben  wurden  in  derselben  gefuhrt: 

a)  die  Beträge,  welche  erforderlich  waren,  um  die  Tilgung  der  Kämmerei- 
schuld  bis  zu  1%  in  solchen  Jahren,  wo  der  Überschuß  der  Sparkasse 
nicht  dazu  ausreichte,  zu  ergänzen, 

b)  diejenigen  Beträge,  welche  zu  städtischen  Bauten  auf  dieselbe  angewiesen 
waren. 

^)  Vgl.  die  Broschüre  yom  Oberbürgermeister  H.  Brüning:   Der  Schulden- 
tilgungsplan für  die  Stadt  Osnabrück.    Osnabrück  1888. 
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Die  TilguDg  der  Schuld  geschah  folgendermaBeo :  die  Kämmerei- 
schuld erhielt  als  Tilgungsfonds  einen  Betrag  von  mindestens  1  ^L, 
welcher  zunächst  aus  demjenigen  Überschuß  entnommen  werden 
sollte,  welchen  die  städtische  Sparkasse  über  die  planmäßige  Ver- 
zinsung, die  Verwaltungskosten  und  die  Erhaltung  der  Reservefonds 
auf  seinem  Maximalbetrage  hinaus  lieferte.  Außerdem  sollten  die 
Gelder,  welche  aus  dem  Verkaufe  der  Grundstücke,  Bauplätze  und 
dgl.  gelöst  wurden,  zum  Abtrage  verwandt  werden.  Die  Zinsen 
der  getilgten  Kapitalien  wuchsen  dagegen  dem  Tilgungsfonds  nicht  an. 
Es  wurde  jedoch  aus  den  durch  die  Tilgung  herbeigeführten  Zins- 
ersparnissen und  demjenigen,  was  etwa  in  einzelnen  Jahren  über  den 
Normalsatz  von  1  ^^  hinaus  getilgt  werden  möchte,  ein  Hilfsfonds 
gebildet,  aus  welchem  die  Tilgung  in  solchen  Jahren  vor  sich  gehen 
sollte,  in  denen  der  Überschuß  der  Sparkasse  die  Höhe  von  1  7o  ^^^ 
Schuld  nicht  zu  erreichen  vermochte. 

Die  Tilgung  der  Bergwerksschuld  richtete  sich  nach  verschie- 
denen Normen.  Bezüglich  der  Stollen-  und  Zweigbahnschuld  ging 
die  Amortisation  je  nach  der  Menge  der  verkauften  Kohlen  vor 
sich.  Die  Schuld  wegen  Erwerbung  von  Grundstücken  erhielt  einen 
besonderen  Tilgungsfonds  nicht.  Da  diese  meist  in  unkultiviertem 
Zustande  erworbenen  Grundstücke  im  Laufe  der  Zeit  im  Werte  not- 
wendig steigen  mußten  und  ohne  Zweifel  zu  dem  Erwerbungspreise 
jederzeit  wieder  veräußert  werden  konnten,  so  genügte  es,  wenn  diese 
Schuld  aus  den  zu  erzielenden  Überschüssen  des  Bergbaues,  welche 
zur  Kapitalbelegung  bestimmt  waren,  abgetragen  würde. 

Sollten  Grundstücke  veräußert  werden,  so  war  der  Erlös  natürlich 
^-zur  Tilgung  der  darauf  ruhenden  Schuld  zu  verwenden. 

Die  Tilgung  der  Gaswerksschuld  erfolgte  aus  dem  Ertrage  des 
•Gaswerks  und  zwar  folgendermaßen: 

1.  Wurden  2  ^/q  des  ursprünglichen  Schuldkapitals  zum  Reserve- 
ifonds  und  zur  Tilgung  jederzeit  verwandt; 

2.  Sollte  der  fernere  Überschuß  bis  zur  Verminderung  des  Gas- 
rpreises  auf  6  Mk.  pro  1000  Kubikfuß,  wenn  aber  diese  erreicht,  zur 
'  Tilgung  der  Schuld  so  lange  verwandt  werden,  bis  letztere  auf  ^4  des 

ursprünglichen  Betrages  herabgedrückt  sein  würde; 

3.  bei  Erreichung  dieses  Punktes  sollte  der  unter  1  angegebene 
'Tilgungsmodus  fortdauern.^) 


^)  Nach  dem  Beschlüsse  der  städtischen  Kollegien  vom  9.  November  1875 
Jst   die  Tilgung  anderweit   dahin  festgesetzt,   daß  jährlich  1  ^Iq  von  ursprünglich 
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Da  die  Mittel  zur  AusfuhruDg  dieses  TilguDgsplanes  aus  den  ge- 
werblichen Betrieben,  aus  der  Sparkasse,  dem  Bergbau  und  dem 
Graswerke  erfolgen  mußten  und  solche  mithin  von  dem  günstigen 
Erfolge  dieser  Betriebe  abhängig  wareo,  so  sollte  im  Falle  eines  un- 
günstigen Fortgangs  eines  oder  des  anderen  derselben  vorbehalten 
bleiben,  je  nach  den  Umständen  die  weiteren  Maßregeln  zu  ergreifen, 
um  eine  planmäßige  Tilgung  sicher  zu  stellen. 

Nach  diesem  G-rundsatz  war  insbesondere  in  den  1880  er  Jahren 
die  Übernahme  von  1200000  Mk.  der  Bergwerksschulden  zur  Ver- 
zinsung und  Tilgung  auf  die  Kämmereikasse  gerechtfertigt,^)  sowie 
die  Heranziehung  der  Sparkasse  zur  Tilgung  der  sog.  neuen  Kämmerei- 
schuld mit  jährlich  12  000  Mk.  und  der  Gaswerkskasse  zu  deren  Ver- 
zinsung mit  jährlich  10000  Mk. 

Wie  mit  den  sich  von  Jahr  zu  Jahr  vergrößernden  Aufgaben 
der  Stadt  auch  neue  Anleihen  zu  den  verschiedensten  Zwecken  not- 
wendig wurden,  so  mußte  auf  der  anderen  Seite  der  Tilgungsplan, 
sollte    er    für   den    gleichmäßigen   Gang    im    städtischen   Haushalte 
bürgen,   einigen  Abänderungen    unterzogen  werden.     So  wurde   bei 
Festsetzung  des  Etats  der  Kämmereikasse  für  den  1.  April  1881/1882 
am  5.  Februar  1881  von  den  städtischen  Kollegien   die  Tilgung   auf 
2  %  der  ursprünglichen  Kämmereischuld,   welche  nach  und  nach  zu 
der  Summe  von  1  678325  Mk.  aufgewachsen  war,  erhöht.')   Dagegen 
wurde  die  auf  die  Kämmereikasse  transferierte  Schuld  des  Bergwerks 
in  Höhe  von    1200000  Mk.   weiterhin  mit    1%   amortisiert,    wozu 
allerdings  die  ersparten  Zinsen  zugeschlagen  wurden.     Mit  der  Ver- 
äußerung des  Kohlenbergwerks  fiel  dann  dieser  Schuldposten  eo  ipso 
fort.    Eine  weitere  Abänderung  geschah  laut  Beschluß  der  städtischen 
Kollegien  vom    24.  Februar   1896.    Danach  sollte  die  Tilgung  und 
Verzinsung  der  ursprünglichen  Kämmereischuld  vom   1.  April  1896 
ab  mit  76000  Mark  unter  der  Voraussetzung  erfolgen,   daß   der  Zu- 
schuß der  Sparkasse  zu  dieser  Schuldentilgung  auf  40  000  Mark  erhöbt 
würde.") 


640  000  Mk.  und  daneben  4%  vo^i  der  wirklich  noch  vorhandenen  Schuld  getilgt 
wurden.  Außerdem  sollten  die  Überschüsse  der  Gasanstalt  zur  außerordentlichen 
Schuldentilgung  verwandt  werden. 

^)  ^S^'  die  Ausführungen  bei  Erörterung  des  Hilfsfonds. 

*)  Dieser  veränderte  Tilgungsplan  fand  durch  den  Bezirksausschuß  zu  Osna- 
brück am  16.  Juli  1886  seine  Genehmigung. 

')  Dieser  Beschluß  wurde  unterm  24.  März  1896  vom  Regierungspräsidenten 
genehmigt. 
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Nach  diesen  vorhergenannten  fiestimmungen  richtete  sich  jetzt 
der  ganze  Haushalt ;  es  bedeutete  dies  für  die  Stadt  einen  ungemeinen 
AufschwuDg:  statt  des  früheren  Schwankens  von  nun  an  ein  festge- 
setztes Ziel,  das  unentwegt  im  Auge  gehalten  wurde. 

Bevor  wir  zur  Angabe  der  finanzstatistischen  Daten  übergehen, 
dürfte  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  sämtliche  städtische  Anleihen 
bei  der  städtischen  Sparkasse  zu  Osnabrück  e£fektuiert  wurden. 

Übersicht  über  die  von  der  Stadt  Osnabrück  auf- 
genommenen  Anleihen   für   Rechnung    der   Kämmerei- 
kasse seit  dem  Jahre  1860. 


• 

'S 

a 

Datum 
des 

Nominal- 
betrag der 
Anleihe 

Zins- 
fuß 

Tilgungs- 
quote ^) 

Art  der  Verwendung 

1 

Privilegs 

]yik. 

m% 

m% 

Die  sog.  alte  Eämmereischuld : 

1 

1863 

45000 

4 

Brückenbau 

2 

1864 

34440 

4 

Mühlenbau 

3 

1864 

26  720 

4 

Flußreffulierung 

Ankauf  von  Grundstücken 

4 

1864 

22  590 

4 

5 

1866 

2  167 

4 

n            n                    n 

6 

1867 

I  2  750 

4 

n            n                     n 

7 

1869  • 

2941 

4 

n            n                    n 

8 

1870/71 

205  562 

4 

Bau  der  Turnhalle 

9 

1872 

122  872 

4 

10 

1872 

168  031 

4 

Bau  des  Realgymnasiums 

11 

1874 

19  276 

4 

Ankauf  von  Grundstücken 

12 

1875 

41467 

4 

n            n                     n 

13 

1875 

54  393 

4 

„                         „       für  öffent- 
liche Anlagen 

14 

1876 

56157 

4 

Hausankauf 

15 

1876 

26919 

4 

Hausneubau 

16 

1876 

31  555 

4 

Ankauf  von  Grundstücken 

17 

1874/78 

81 447      ' 

1 

1 

4 

Schuld  wegen  Abtragung  der  Wälle 

Zu  der  Summe  dieser  aufgeführten  Anleihen  kam  die  alte  Schuld 
von  dem  Jahre  1860  in  Höhe  von  624,038  Mk.  hinzu,  so  daß  sich 
die  gesamte  sog.  alte  Kämmereischuld  auf  1578  325  Mk.  belief,  die 
in  der  angegebenen  Weise  verzinst  und  getilgt  wurde. 

Die  sog.  neue  Kämmereischuld  von  ursprünglich  1200000  Mk. 
entstand  am  1.  April  1883  durch  Überwälzung  dieser  Summe  von 
der   städtischen  Bergwerkskasse   auf  die  Kämmereikasse.     Sie  wurde 


^)  Die  Tilgungsquote  wurde  von  dem  Rechnungsjahre  1881/82  ab  auf  2% 
erhöht. 
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mit  1  7o  ^^d  den  erspart  werdenden  Zinsen  getilgt;  bis  1888AB89 
war  sie  bis  auf  1076  000  Mk.  herabgedrückt  und  fand  dann  durch 
den  am  1.  April  1889  erfolgten  Verkauf  des  Bergwerks  ihre  gänz- 
liche Beseitigung. 

Die  neuen  Anleihen  der  Eämmereikasse, 

seit  dem  Jahre  1886. 


a 
a 

«8 


Datum  des 
Privilegs 


Nominal- 
betrag der 
Anleihe 

Mk. 


Zins- 
fuß 

in% 


Tilgungs- 
quote 


Art  der  Verwendung 


1 
2 
3 

4 

■» 

o 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 
20 
21 
22 
23 


16.  7. 

26.  6. 

2.  9. 
29. 10. 
18. 12. 
18.  5. 

3.  1. 

24.  8. 
26.  9. 
11.  5. 
22.  6. 
20.  7. 
15.  2. 
14.  6. 

5.  7. 

5.  7. 

25.  4. 
11.  7. 


1866 
1889 
1889 
1889 
1891 
1892 
1893 
1893 
1893 
1897 
1897 
1897 
1898 
1898 
1898 
1898 
1899 
1899 


1.  8.  1899 

29. 12.  1899 

27.   2.  1900 

11. 12.  1900 

1901 


177  227 
22300 

71777 
26000 

36000 

7525 
27  000 

104963 
12678 
25  821 
14  132 
24000 
30000 

133626 

17052 
22  208 

9500 

40600 

38500 

33770 
10000 
23096 
25000 


4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 
4 

4 
4 
4 
4 
4 


2  u.ersp.Z. 


n 
n 
n 
n 
n 
» 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 
n 

n 
n 
n 
n 
n 


Bau  der  Töchterscliule 

Ankauf  zweier  Häuser 

Mühlenankauf 

Ankauf  eines  Grundatücks 

„  „     Hauses 

„  „     Grundstücks 

Bauscüuld  einer  Mühle 
„         eines  Hauses 
Wiesenankauf 
Straßenoffenlegung 
Bau  des  Folizeigefangnisses 
Hausankauf 

Bau  eines  neuen  städt.  Geschäftshauses 
Erweiterungsbau  einer  Volksschula 
Errichtung  einer  Turnhalle 
Hausankauf 

Grunderwerbsschuld  behufis  Erweite- 
rung eines  Platzes 
Haubankauf 

Ankauf  eines  Grundstücks 
Hausankauf 
Brückenbau 
Ankauf  eines  Gründstücks 


Summa 


932  775 


Die  Schuld  des  stadtischen  Bergwerks. 

Die  Bergwerksschuld  belief  sich  am  1.  Januar  1859  auf  635  600  Mk. 
Bereits  am  31.  März  1877  war  die  Schuld  mehr  als  versechsfacht; 
sie  hatte  damals  die  Höhe  von  4140428  Mk.  erreicht  Der  Grund 
hierfür  war  in  der  bedeutenden  Vergrößerung  des  Werkes,  der  neuen 
maschinellen  etc.  Einrichtungen  zu  suchen;  dazu  kamen  dann  noch 
in  den  1880  er  Jahren  die  wirtschaftlich  ungünstigen  Verhältnisse  in 
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der  MoDtaDindustrie.  Am  I .  April  1880  betrug  die  Schuld  4 169  244  Mk. ; 
infolge  der  ÜberwälzuDg  von  1200000  Mk.  auf  die  Kämmereikasse 
besserte  sich  die  Lage  bedeutend,  so  daß  sich  beim  Verkauf  die 
Passiva  noch  im  ganzen  auf  2493  763  Mk.  stellten.  Die  Stadt  er- 
hielt als  Verkaufssumme  —  3  589 184  Mk.  Von  dieser  Summe  sollte 
zunächst  die  Bergwerksschuld  ganz  getilgt  werden.  Es  blieben  somit 
noch  1096421  Mk.  zur  Verfügung,  womit  dann  die  auf  die  Kämmerei« 
kasse  transferierte  Schuld,  die  sich  auf  1 076  000  Mk.  vermindert  hatte, 
getilgt  wurde. 

Die  Anleihe  wegen  Neupflastenmg  der  Strafien. 

Diese  Schuld  war  bis  zur  Höhe  von  310  000  Mk.  am  19.  November 
1896  vom  Bezirksausschusse  mit  der  Maßgabe  genehmigt  worden,  daß 
dieselbe  in  5  Jahren  in  Katen  von  4  mal  70  000  und  30000  Mk.  be- 
schafft werden  und  vom  ersten  Jahre  ab  jährlich  durch  Aufwendung 
der  festen  Summe  von  32  000  Mk.  verzinst  und  getilgt  werden  sollte. 
Die  Mittel  zur  Verzinsung  und  Amortisation  wurden  bis  zu  20000  Mk. 
so  lange  dem  Hilfsfonds  entnommen,  als  die  eigenen  Einnahmen  des 
Hilfsfonds  zur  Deckung  des  genannten  Betrages  in  Verbindung  mit 
den  übrigen,  dem  Hilfsfonds  zu  Last  fallenden  Ausgaben  ausreichten. 
Der  Rest  von  12000  Mk.  wurde  aus  Kämmereimitteln  bestritten.  Am 
31.  März  1901  betrug  diese  Schuld  noch  172488  Mk. 

Die  Kanalbansehnld. 

Die  alte  Kanalbauschuld,  auf  ursprünglich  600000  Mk.  festge- 
stellt, wurde  mit  1  7o  ^^^  ursprünglichen  Schuld  und  den  ersparten 
Zinsen  ordentlich  getilgt;  außerordentlich  wurde  sie  aus  den  Über- 
schüssen der  Kanalbaukasse  amortisiert.  Die  Tilgung  der  neuen 
Kanalbauschuld  (seit  1888)  in  Höhe  von  200000  Mk.  erfolgte  gleich- 
falls mit  1  %  der  ursprünglichen  Schuld  und  den  ersparten  Zinsen; 
dagegen  fand  eine  außerordentliche  Schuldentilgung  nicht  statt.  Bnde 
März  1901  belief  sich  die  alte  Kanalbauschuld  noch  auf  334641  Mk., 
die  neueren  auf  150399  Mk.     Zusammen  485040  Mk. 

Die  Schuld  fOir  öffentliche  Anlagen. 

Es  wurden  im  Jahre  1885  rund  25  Morgen  Land  von  der  Provinz 
Hannover  zwecks  Aufforstung  angekauft.    Die  Kaufsumme  kam  auf 
XLVU.  13 
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3000  Mk.,  die  gegen  2^0  Zinsen  und  3%  (nebst  den  ersparten 
Zinsen)  Tilgung  angeliehen  wurden.  Die  Schuld  betrug  am  31.  März 
1901  noch  1488,34  Mk. 


Die  Schuld  der  Krankenhauskasse. 

Die  Schuld  der  Krankenhauskasse  setzte  sich  aus  der  ursprüng- 
lichen Bauschuld  aus  dem  Jahre  1863/64  herrührend  von  86055  Mk., 
wozu  im  Jahre  1866  bzw.  1891  noch  15860  Mk.  zwecks  weiterer 
Grundstücksankäufe  hinzukamen,  zusammen.  Beide  Summen  in  Höhe 
von  101 905  Mk.  wurden  mit  2  ^/q  und  den  ersparten  Zinsen  amortisiert. 
Am  Ende  des  Rechnungsjahres  1900/01  betrug  die  noch  zu  tUgende 
Summe  24954  Mk. 

Zur  Vergrößerung  des  Stadtkrankenhauses,  welche  anschlags- 
mäßig 250000  Mk.  erfordern  sollte,  genehmigte  der  Bezirksausschuß 
am  15.  September  1896  die  Aufnahme  einer  mit  4%  ^^  verzinsenden 
und  mit  1 7o  ^^r  ursprünglichen  Schuld  und  dem  Betrage  der  durch 
die  fortschreitende  Tilgung  ersparten  Zinsen  zu  tilgende  Anleihe  von 
85000  Mk.  Dem  Hilfsfonds  der  Kämmereikasse  wurden  100000  Mk. 
entnommen:  der  fehlende  Betrag  sollte  angeliehen  werden.  Im  Etat 
des  Krankenhauses  pro  1900/01  wurden  zunächst  150  000  Mk.  zur 
Verzinsung  und  Tilgung  eingestellt.  Vorher  waren  in  den  Jahren 
1895  bzw.  1899  zwei  kleinere  Anleihen  im  Betrage  von  16  057  Mk. 
zu  baulichen  Zwecken  notwendig  geworden  (10057  u.  6000  Mk.),  die 
in  gleicher  Weise  (Amortisation  1  %  ersparte  Zinsen)  getilgt  wurden. 
Die  Gesamtschuld  der  Krankenhauskasse  belief  sich  am  31.  März 
auf  187  347  Mk. 


Die  Schuld  der  Friedhofskasse. 

Sie  war  aufgenommen  für  den  Erwerb  von  Grundstücken  zur 
Vergrößerung  der  Friedhöfe  in  den  Jahren  1873/77,  1881/82,  1885/86 
in  Höhe  von  ursprünglich  69810  Mk.  und  war  zu  vollem  gedeckt 
durch  den  Wert  der  Erbbegräbnisplätze.  Seit  dem  Jahre  1887  trat 
noch  eine  neue  Schuld  in  Höhe  von  nach  und  nach  27  350  Mk.  hinzu. 
Ein  für  immer  feststehender  Tilgungsmodus  war  hier  nicht  vorge- 
sehen,  vielmehr  erfolgte  die  Tilgung  nur  aus  den  Überschüssen  der  Fried- 
hofskasse.  Ende  1900/01  war  die  Gesamtschuld  bis  auf  65500  Mk. 
getilgt. 
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Die  Schuld  der  Gasanstalt. 

Die  Königliche  Landrostei  hatte  am  16.  Oktober  1857  die  Bau- 
nnd  Grundankaufsschold  des  städtischen  Gaswerks  zur  Höhe  von 
849000  Mk.  genehmigt;  sie  lief  jedoch  später  infolge  vielfacher  Er- 
weiterangsbauten  und  sonstiger  Neueinrichtungen  bis  auf  640  000  Mk. 
an.  Die  Tilgung  erfolgte  mit  1  ^L  dieser  Summe  und  mit  4  **Iq  des 
bleibenden  Schuldbetrages.^)  Daneben  wurde  ein  Teil  des  Über- 
schusses zur  außerordentUcben  Tilgung  verwandt.  Diese  ursprüngliche 
Schuld  ist  im  Jahre  1889/90  ganz  getilgt  worden. 

Im  Jahre  1890/91  wurde  zum  Bau  eines  neuen  G-asometers  eine  An^ 
leihe  von  89 127  Mk.  erforderlich,  deren  Tilgung  mit  1  ^/^  der  ursprüng- 
lichen Schuld  und  mit  4  %  vom  bleibenden  Schuld  betrage  vor  sich  ging. 

Auf  die  neuen,    zwecks  Erweiterung  der  Anstalt  beschlossenen 
und  vom  Bezirksausschuß  unterm  31.  Mai  1892   bzw.  20.  Dezember 
1898  bis  zum  Betrage  von  im  ganzen  500000  Mk.  genehmigten  An- 
leihen waren  angeliehen  bis  Ende  März  1900  .    .    .    472869,58  Mk. 
dazu  wurden  angeliehen  in  1900/01     ....     .    .      32212,11     „ 

demnach  im  ganzen  bis  Ende  März  1901  .  .  "!  \  605  071,69  Mk. 
Diese  Anleihen  mußten  ebenfalls  mit  1  %  der  ursprünglichen  Schuld 
und  daneben  mit  4%  der  wirklich  verbleibenden  Schuldsumme  ge- 
tilgt werden. 

Angeliehen  waren,  wie  vorstehend 505071,69  Mk.' 

auf  diese  Schuld  waren  getilgt  bis  Ende  März  1901     113685,82     „ 
demnach  war  die  wirkliche  Schuld  Ende  März  1901     39138587  Mk. 

Die  Schuld  des  Wasserwerks. 

Die  Aufnahme  der  Bauschuld  des  Wasserwerks  war  vom  Bezirks- 
ausschuß bis  zum  Betrage  von  1700000  Mk.  gradatim  genehmigt 
worden  und  mußte  mit  1  ^/^  der  ursprünglichen  Schuld  und  den  er- 
sparten Zinsen  getilgt  werden. 

Angeliehen  waren  bis  Ende  1901 1676  782  Mk. 

davon  waren  getilgt  bis  31.  März  1901     .     .     .     .    .       166644     „ 
es  betrug  die  wirkliche  Schuld  am  31.  März  1901  noch     1520138  Mk. 

Die  junge  Anstalt  hatte  mit  vielen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen,^) 
es  stellten  sich  bei  einigen  Jahresabschlüssen  Unterbilanzen  heraus, 
die   schließlich   (1893/94)    zur    Aufnahme    einer   Betriebsschuld    von 

*)  Gemeinschaftlicher  Beschluß  vom  9.  November  1875. 
*)  Vgl.  die  Ausführungen:  „Das  städtische  Wasserwerk". 

13* 


—    196    — 

31885  Mk.  führten.  Der  Bezirksausschuß  genehmigte  am  1.  September 
1894  die  Umwandlung  dieser  Schuld  in  eine  bei  der  Sparkasse  auf- 
zunehmende, mit  4  %  zu  verzinsende  und  in  den  nächsten  6  Jahren 
aus  den  bereiten  Mitteln  des  Wasserwerkes  ganz  zu  tilgende  Anleihe 
zum  gleichen  Betrage.^)   Sie  war  am  31.  März  1901  gänzlich  getilgt«*) 

Die  Schuld  des  städtischen  Schlachthauses. 

Die  ursprüngliche  Bauschuld  des  Schlachthauses  samt  den  not- 
wendigen Nebeneinrichtungeu  betrug  insgesamt  298  997  ML ;  dazu 
kam  im  Jahre  1897  eine  neue  Anleihe  zwecks  einer  Vergrößerung 
der  Anlagen  von  9096  Mk.  Getilgt  wurden  diese  Summen  mit  1  ®/^ 
der  ursprünglichen  Schuld  und  den  ersparten  Zinsen. 

Am  31.  März  1901  belief  sich  die  Gesamtschuld  des  Schlacht- 
hauses auf  noch  223  629  Mk. 


Die  Höhe  der  gesamten  städtischen  Schulden  stellte  sich: 


Jahr 


PI 

"'S  ä'o 


w 


Mk. 


9^ 


2  0  s  2 
Mk. 


a> 

d 


aa 
M 


^    o 


Mk. 


Bemerkungen 


1859 

1876/77 
1880/81 
1885/86 
1890/91 
1895/96 
1900/01 


1  565  628 

6  562  176 
6  500  548 
5  912  256 

2  058  137 

3  728  789 

4  227  345 


39405 


66904 

59592 
104  565 

250  139 


15500 

30500 
32819 

35S99 
39929 
45137 

51  571 


101,00 


( 


215,15 
198,06 

164,69 

51,54 
82,60 

81,97 


Der  Schuldenülgangfsplan  fand  noch 
keine  voUständiffe  Anwendung 
Unter  den  Schulden  befanden  sich: 
4  140  428  Mk.  zu  Lasten  des  Bergwerks 

4  228  183     n        n         n  n  n 

3  909  339    n  *)  infolge  des  Bergwerks 


I  388  141    „     zu  Lasten  des  Wasserwks. 
I  520 138    „      „       „       „  „ 

und  505  072  Mk.  zu  Lasten  des  Gaswerks 


*)  Die  sog.  neue  Kämmereischuld,  welche  damals  noch  1 162  300  Mk.  betrag, 
wurde  hierbei  berücksichtigt. 


')  Im  Jahre  1894/95  wurden  von  der  Betriebsschuld  außerdem  18418  Mk. 
der  Bauschuld  überschrieben. 

«)  In  den  Jahren  1880/81—1887/88  waren  die  für  die  Vorarbeiten  des  Wasser- 
werks aufgewendeten  Kosten  im  Betrage  von  rund  57  000  Mk.  von  der  Kämmerei- 
kasse TorschuOweise  für  das  Wasserwerk  gezahlt  worden.  Nach  dem  Beschluß 
der  städtischen  Kollegien  vom  13.  Dezember  1887  war  diese  Summe  bis  zur  ein- 
tretenden Rentabilität  des  Wasserwerks  zunächst  unverzinslich  und  nicht  rück- 
zahlbar.   Sobald  jedoch  das  Wasserwerk  genügend  rentabel  geworden,  war  der 
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Vergleichen  wir  die  Schuld  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in  Osna- 
brück mit  derjenigen  zweier  Großstädte,  wie  Berlin  und  Halle  a/S., 
die  sich  in  Berlin  im  Jahre  1890/91  pro  Kopf  auf  156,15  Mk.  und 
in  Halle  im  Jahre  1901/02  auf  117,67  Mk.  pro  Kopf  verteilte,  so 
fallt  die  günstige  Lage  Osnabrücks  von  selbst  ins  Auge.  Innerhalb 
der  letzten  25  Jahre  haben  sich  hier  die  Schuldverhältnisse  in  einer 
ganz  außerordentlichen  Weise  gebessert;  ob  freilich  die  rasch  auf- 
strebende Stadt  es  wird  vermeiden  können,  in  baldiger  Zeit  schon 
infolge  neu  erwachsender,  großer  Aufgaben  größere  Anleihen  auf- 
nehmen zu  müssen,  das  dürfte  kaum  zu  erwarten  sein. 


Vergleichende  Übersicht  des  Schuldenstandes 
in  21  verschiedenen  deutschen  Städten.^) 


Lfd. 

Jahr 

Nr. 

1 

1899/1900 

2 

n 

3 

79 

4 

n 

5 

n 

6 

n 

7 

n 

8 

♦» 

9 

n 

10 

n 

11 

n 

12 

n 

13 

n 

14 

n 

16 

n 

16 

n 

17 

rt 

18 

n 

19 

n 

20 

n 

21 

n 

Stadt 


Höhe  der 

gesamten 

städtischen 

Schulden 

Mk. 


Ein- 
wohner- 
zahl 


Schuld 
pro  Kopf 

der  Be- 
völkerung 

Mk. 


Berlin  .... 
Hannover  .  . 
Magdeburg  .  . 
Halle  a/S.  .  . 
Dortmund  .  . 
Kiel  .... 
Kassel .... 
Essen  .... 
Krefeld  .  .  . 
Duisburg .  .  . 
Charlottenburg 
Erfurt .... 
Görlitz  .  .  . 
Bochum  .  .  . 
Frankfurt  a/0. . 
Münster  i/W.  . 
Potsdam  .  .  . 
Osnabrück  .  . 
München-Gladbach 
Liegnitz  .  .  . 
J^iümausen  i/E. . 


300  747  405 

63522974 

43893213 
19  213  028 

28  131  337 

14150493 
16994469 

1 8  540  290 

12064232 

14762  119 

35  657  605 
8552926 

8  452  794 

10530470 

4  059  450 

7799313 

4  046  966 

4001022 

5  727  500 

5  036  592 

6  565  500 


6  768  100 

I  046913 

691  100 

579  552 
708  363 
346075 
380862 
853  852 
269  134 
271  185 
357800 
150620 
106951 
234  285 

83345 
186025 

96400 
109  207 

93150 
133608 

218000 


I  824  250 

229  550 
225  700 
130250 

135  400 

102  350 

102  100 

115  200 

107  150 

86300 

176600 

83600 

77650 

62950 

61  300 

62500 

59500 

50409 

56900 

53650 

87350 


164,86 

277,09 

194,48 

147,51 
207,76 

138,25 

166,44 

160,66 

112,59 
171,06 

201,91 

102,29 

108,86 

167,27 

66,23 

124,79 
68,02 

80,56 

100,66 

93,87 
75,18 


fragliche  Vorschuß  seit  1898/99  mit  4  %  zu  verzinsen  und  mit  1  %  ^nd  den  er- 
sparten Zinsen  der  Kämmereikasse  zurückzu vergüten.  Obwohl  keine  eigentliche 
Schuld  der  Stadt,  wirkte  diese  Rückvergütung  auf  das  "Wasserwerk  selbst  wie 
eine  Belastung. 

^)  Die    statistischen  Daten    sind    entnommen   aus:    „Statistisches   Jahrbuch 
Deutscher  Städte",  herausgegeben. von  Prof.  Dr.  M.  Neefe  Band  10.    Breslau  1902. 


Siebenter  Teil. 


Allgemeine  Betrachtungen  über  das 
Finanzwesen  der  Stadt  Osnabrück. 


Sehlnfibemerkung. 

In  den  einzelnen  Kapiteln  wurden  bereits  die  hauptsächlich  in 
Betracht  kommenden  Angaben  über  das  Finanzwesen  Osnabrücks  von 
d^n  Jahren  1648 — 1900  gemacht:  hier  soll  noch  zum  Schluß  das 
wichtigste  auf  diesem  Gebiete  in  historischer  Reihenfolge  zusammen- 
gefaßt werden. 

Die  Frage,  ob  die  —  zwar  unausgesprochene  —  Selbständigkeit 
der  Stadt  yon  wesentlichem  Einfluß  auf  die  Entwicklung  des  städti- 
schen Finanzwesens  gewesen  ist,  läßt  sich  heute  schwer  beurteilen- 
Uns  möchte  es  jedoch  scheinen,  als  ob  das  Resultat  nach  beiden 
Richtungen  hin  ein  ziemlich  gleiches  Bild  ergeben  haben  würde. 

In  Thimmes  Werk  „Die  inneren  Zustände  des  Kurfürstentums 
Hannover  unter  der  französisch-westfälischen  Herrschaft  von  1806 — 
1813"  wurde  eine  Schilderung  der  dortigen  Zustände  vor  dieser  Zeit 
vorausgeschickt.  Und  dieselbe  Unzulänglichkeit,  die  aus  allem  sprach, 
was  Verwaltung  etc.  anging,  trat  uns  auch  in  jenen  Zeiten  in  Osna- 
brück entgegen.  Die  Kommune  war  nach  dieser  Richtung  hin  ein 
getreues  Abbild  des  Staates;  es  wurde  in  Osnabrück  im  kleinen  ver- 
fehlt, was  im  Staate,  wie  hier  im  Kurfürstentum  Hannover,  im 
großen  gesündigt  wurde.  Eine  Einverleibung  Osnabrücks  in  einen 
Staat  würde  also  wahrscheinlich  nichts  besser,  jedenfalls  aber  auch 
nichts  schlechter  gemacht  haben. 

Die  Folgen  des  30jährigen  Krieges  hatten  die  Stadt  so  ver- 
nichtend  getroffen,    daß   sie   sich   auf  über  100  Jahre  hinaus  nich^ 
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recht  davon  erholen  konnte;  im  Gegenteil  war  sie  —  woza  auch  der 
7  jährige  Krieg  beitrug  —  bis  zum  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  in 
stetem  Niedergang  begriffen. 

Die  Magistratsgewalt,  die  früher  durch  die  rege  Beteiligung  der 
Bürgerschaft  am  Stadtregimente  innerhalb  gesunder  Grenzen  gehalten 
wurde,  artete  in  bedenklicher  Weise  zur  Magistratsoligarchie  aus. 
Interessenpolitik  war  natürlich  die  Folge.  Diesem  Mißverhältnis  war 
vorzüglich  das  Unwesen  der  Exemtion  entsprungen.  Wie  sehr  schädlich 
dieses  Übel  war,  wie  es  sogar  zur  größten  Gefahr  für  die  Fortent- 
wicklung der  Stadt  wurde,  haben  wir  verschiedentlich  auseinander- 
gesetzt.^) Als  Beitrag  zur  Charakterisierung  der  damaligen  'Ver- 
hältnisse dürften  am  besten  Thimmes  Schilderungen  herangezogen 
werden  (Vgl.  Bd.  T  S.  18  ff.).  „Noch  schlimmer  stand  es  um  die 
bürgerlichen  Nahrungs-  und  Erwerbszweige.  Der  Handel,  diese 
Hauptquelle  des  städtischen  Wohlstandes,  war  trotz  der  günstigen 
Lage  der  Stadt  in  den  größten  Verfall  geraten;  nur  der  Transithandel 
behauptete  sich  noch  auf  einiger  Höhe.  Banken  und  ähnliche  In- 
stitute waren  nicht  vorhanden ;  ja  man  hatte  es  nicht  einmal  zur 
Einführung  des  Wechselrechtes  gebracht.  Nicht  weniger  lagen  In- 
dustrie und  Gewerbe  darnieder,  ümsoust  sehen  wir  uns  nach  größeren 
Fabriken  und  industriellen  Betrieben  um:  was  davon  vorhanden  war, 
fristete  ein  kümmerliches  Dasein.  Von  wirklicher  Bedeutung  war 
bloß  die  Leinenindustrie,  die  aber  längst  ihren  Hauptsitz  auf  dem 
Lande  hatte  und  meist  als  Nebengewerbe  von  den  Bauern  betrieben 
wurde.  Das  städtische  Handwerk  war  durch  die  engherzig  ausgeübte 
Zunftverfassung  lahmgelegt.  So  fehlte  viel  daran,  daß  der  Waren- 
bedarf durch  die  einheimische  Industrie  gedeckt  wäre.  Die  Stadt 
war  von  englischen  Waren  überschwemmt  und  vom  englischen  Handel 
und  der  englischen  Industrie  abhängig.'^ 

Und  an  diesem  Verfall  von  Handel  und  Wandel  war  der  Magistrat 
nicht  ohne  Schuld.  „Nicht  als  ob  er  es  gänzlich  an  Bemühungen 
hätte  fehlen  lassen,  Handel  und  Industrie  zu  heben.^  Neue  Gewerbe- 
triebe tauchten  auf,  aber  der  Unternehmungsgeist  fehlte,  obwohl  der 
Magistrat  z.  B.  bei  der  Branntweinfabrikation  im  Jahre  1699  ein 
Monopol  zusicherte.  Um  1700  beabsichtigte  man,  die  Lehrgelder 
herabzusetzen  und  tüchtige  Handwerker  in  die  Stadt  zu  ziehen.  Als 
das  nichts  half,  fing  der  Magistrat  an,  Konzessionen  an  Auswärtige 
und  auf  einzelne  Handelsartikel  zu  erteilen,  m.  a.  W.  Handelsfreiheit 


»)  Vgl.  S.  12  u.  85. 
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gegen  die  Zünfte  zu  vertreten  (im  Jahre  1720) ;  bald  aber  (1743) 
nur  noch  die  Rücksicht  auf  die  Konzessionsgelder  maßgebend.  Der 
im  Jahre  1738  aufgestellte  Grundsatz,  daß  Ware,  die  in  Osnabrück 
selbst  nicht  in  gleicher  Güte  und  Wohlfeilheit  angefertigt  würde,  ein- 
geführt werden  dürfte,  drang  nicht  durch.  Die  Ausfuhrung  aller  in 
richtiger  Erkenntnis  der  wirtschaftlichen  Lage  gefaßten  Beschlüsse 
scheiterte  eben  an  der  Interessenpolitik  der  erdrückenden  Magistrata- 
oligarchie.  Die  bürgerliche  Beamtenhierarchie  schloß  sich  auf  das 
strengste  von  allen  übrigen  Kreisen  ab  und  hatte  für  deren  wirt- 
schaftliche Entwicklung  gar  kein  Interesse. 

^ur  Erläuterung  des  Verfalles  der  Stadt  möchten  noch  einige 
statistische  Daten  dienen:  Die  Tuchmacherzunft,  welche  im  Jahre  1615 
noch  300,  im  Jahre  1666  dagegen  89  Mitglieder  zählte  und  3156 
Stück  Tuch  verfertigte,  sank  1674  auf  130  Meister  mit  einer  Pro- 
duktion von  2270  Stück  Tuch  herab;  1679  verfertigten  104  Meister 
nur  noch  1280;  1686  deren  60  noch  868  nnd  1693  deren  50  nur 
noch  544  Stück  und  im  folgenden  Jahre  gingen  von  diesen  50  nur 
noch  22  ihrem  Gewerbe  nach.  Wie  dieses  große  Fabrikationsgewerbey 
so  gingen  auch  andere  Gewerbe  andauernd  znrück,  im  Jahre  1708 
wurden  18,  im  Jahre  1778  nur  noch  3  Pelzer  gezählt.  Das  Schmiede- 
amt umfaßte  1727  noch  über  100  Meister,  im  Jahre  1778  kaum  50. 
So  kam  es,  daß  die  Zahl  der  Handwerker,  die  1647  noch  675  be- 
tragen hatte,  im  Jahre  1778  auf  325  zurückgegangen  war.^) 

Aus  allem  erhellte  deutlich,  wie  der  Verfall  der  Stadt  mit  der 
zunehmenden  Uneinigkeit  der  Bürger  fortschritt.  Hatte  das  Zu- 
sammengehen der  gesamten  Bürgerschaft  im  Laufe  des  16.  Jahr- 
hunderts das  Emporblühen  Osnabrücks  in  politischer  und  gewerblicher 
Hinsicht  gezeitigt,  so  erfolgte  jetzt  mit  dem  Verluste  des  politischen 
Übergewichts  notwendig  auch  das  Schwinden  des  Gewerblichen. 

Die  Bückwirkung  dieses  inneren  Verfalles  mußte  auf  den  Stadt- 
haushalt natürlicherweise  von  erheblichstem  Elinfiuß  sein.  Am  meisten 
drückte  die  Schuldenlast,  so  daß  der  Bat  kaum  zur  Aufbringung  der 
Zinsen  zu  kommen  wußte.  In  seiner  Batlosigkeit,  Geld  zu  schaffen, 
sah  er  sich  genötigt,  sogar  die  Grundstücke  der  Armenstiftungen,  die 
unter  seiner  Verwaltung  standen,  zu  verpfänden,  da  selbst  die  Ver- 
äußerung sämtlicher  verfügbarer  Stadtgüter  zur  Abwendung  der  dringend- 
sten Not  nicht  hinreichte.  Die  ständigen  Unterbilanzen  in  den  Jahres- 
abschlüssen der  Stadtrechnungen  gegen  £nde  des  17.  Jahrhunderts 


^)  Vgl.  Mitteilungen  des  historiflchen  Vereins  za  Osnabrück  Bd.  YIl  S.  33ff. 
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führten  dann  zu  der  Bewegung  der  Bürger  gegen  die  Amtsführung 
der  Magistratsmitglieder.  Mit  dem  Grundübel,  der  Exemtion,  wurde 
leider  durch  diese  Gämng  nicht  aufgeräumt,  dazu  war  eine  mächtigere 
Erschütterung,  wie  sie  später  die  französische  Fremdherrschaft  mit 
sich  brachte,  notwendig;  das  einzige,  was  erreicht  wurde,  war,  durch 
äußerste  Eioschränkung  und  Sparsamkeit  das  Gleichgewicht  im 
städtischen  Haushalte  wieder  herzustellen.  Freilich  wurde  auch  hier 
wieder  yielfach  an  der  unrichtigen  Stelle  gespart,  worauf  wir  bereits 
bei  Erörterung  der  Ausgaben  für  Verwaltung sz wecke  hinwiesen.^) 
Man  suchte  besonders  die  Bauausgaben  einzuschränken,  um  dadurch 
den  Etat  nicht  zu  überlasten;  tatsächlich  wurde  im  ganzen  18.  Jahr- 
hundert kein  einziger  Neubau  Ton  Bedeutung  seitens  der  Stadt  unter- 
nommen. Die  Festsetzung  der  Katsgehälter  auf  die  Hälfte  des 
früheren  Einkommens  hatte  dagegen  nur  die  Wirkung,  daß  die  betr. 
Magistratspersonen  sich  durch  Vergrößerung  der  Nebeneinnahmen 
aus  ihren  Verwaltungsfunktionen  schadlos  zu  halten  wußten. 

Mit  der  Steigerung  der  ordentlichen  Einnahmen  hatte  es  aber 
seine  guten  Wege.  Die  Einführung  einer  direkten  Steuer  nach  dem 
30jährigen  Kriege  hatte  nicht  die  erhoffte  Wirkung;  der  Widerwille 
der  Bürgerschaft  gegen  diese*  Besteuerungsart  war  zu  groß,  um  den 
Ertrag  nachhaltig  über  6500  Mk.  pro  Jahr  steigern  zu  können.  Im 
allgemeinen  wurde  diese  Summe  durch  das  ganze  18.  Jahrhundert 
hindurch  noch  nicht  einmal  erreicht. 

Es  blieb  als  Haupteinnahmequelle  für  die  Stadtkasse  einzig  und 
allein  die  indirekte  Besteuerung  übrig.  Aber  hier  war  es  unmöglich, 
die  Einnahmen  je  nach  den  Bedürfnissen  schnell  steigen  oder  sinken 
zu  lassen.  Einmal  ließ  dies  die  indirekte  Besteuerungsart  an  sich 
selbst  nicht  zu,  denn  es  war  auch  damals  schon  bekannt,  daß  z.  B. 
eine  plötzliche  Erhöhung  des  Einfuhrtarifs  auf  akzispflichtige  Gegen- 
stände jedesmal  eine  Konsumverminderung  nach  sich  zog.  Da  oben- 
drein noch  in  der  Kegel  die  mehr  entbehrlichen  Gebrauchsgegen- 
stände den  meisten  Ertrag  einbrachteu,  lag  die  Gefahr  des  Zurück- 
gehens des  Konsums   noch  mehr  vor.^)    Zum  anderen  Male   konnte 


')  Vgl.  die  Ausführungen  auf  S.  84,  85. 

^  Ein  eklatantes  Beispiel  für  diese  Tatsache  der  Konsomeinsckränkung  gab 
zur  Zeit  der  französischen  Fremdherrschaft  die  Yerhängung  der  Kontinental- 
sperre über  englische  Waren  ab;  freilich  trat  hier  als  Verschärfung  hinzu,  daß 
nicht  der  Einfuhrzoll  plötzlich  übermäßig  erhöht  wurde,  sondern  daß  die  Einfuhr 
ganz  verboten  wurde.  Indes  wurde  das  Einfuhrverbot  durch  den  sehr  aus- 
gedehnten Schmuggel  derart  durchkreuzt,   daß  die  Preissteigerung  genau  so  er- 
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der  durch  den  SO  jährigen  Krieg  und  die  später  folgenden  ui 
liehen  politischen  Verhältnisae  zerstörte  Wohlstand  der  Einwohner- 
schaft keine  höheren  Erträge  abwerfen.  Zu  allem  kam  noch  die  Er- 
starrung im  Akziswesen  selbst/)  Auf  diese  Weise  kam  es,  daß  sich 
erst  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  die  Einkünfte  um  ca.  4—5  000  Mk. 
pro  Jahr  hoben. 

Abgesehen  von  den  Einnahmen  aus  der  direkten  und  indirekten 
Besteuerung,  den  Gebühren,  der  Linnenlegge  und  aus  Verpachtongen, 
Verkäufen  usw.  des  Gemeindebesitzes  hatte  die  Stadt  noch  Eünkünfte 
aus  verschiedenen  Quellen,  die  jedoch  so  untergeordneter  Bedeutung 
waren,  daß  wir  dieselben  nicht  speziell  behandelt  haben.  Wir 
möchten  das  Notwendige  darüber  zugleich  an  dieser  Stelle  mit  auseia- 
andersetzen. 

Es  handelte  sich  hauptsächlich  um  Geldeinnahmen,  die  aus  er- 
teilten Konzessionen,  den  gutsherrlich-bäuerlichen  Verhältnissen  und 
von  den  sog,  Gericbtsherren  herrührten. 

Die  Konzessionsgelder  kamen  zum  größten  Teil  von  den  Gilden 
für  irgendwelcher  Art  gewährte  Privilegien  ein.  fün  bestimmtes  Ent- 
gelt schien  nicht  vereinbart  zu  sein,  wenigstens  schwankte  die  Abgabe 
der  Gilden  in  den  einzelnen  Jahren.  Infolge  der  ungünstigen  Lage 
des  Handwerks  war  die  entrichtete  Summe  sehr  niedrig,  nur  in  ganz 
wenigen  Jahreo  überstieg  sie  300  Mk.,  im  Durchschnitt  waren  es 
nur  rund  200  Mk.     Weitere  Konzessionsgelder  zahlten  die  drei  orts- 


folgte,  als  ob  der  Einfuhrzoll  erhöht  worden  wäre.  Thimme  berichtet  hierüber: 
„Die  Preise  für  Kolonialwaren  gingen  infolge  der  Kontinentalsperre  ganz  erheb- 
lich in  die  Höhe.  Das  Pfund  Zucker  soll  schließlich  29  Mariengroschen  (=  2,32  Mk.) 
gekostet  haben,  das  Pfund  Kaffee  über  einen  Taler.  Infolgedessen  ging  auch  der 
Konsum  an  Kolonialwaren  ganz  enorm  zurück.  Der  Absatz  Ton  Zucker,  Kaffee, 
Reis,  Tabak  verhielt  sich  Ende  1808  nach  den  Versicherungen  der  Kaufleute 
gegen  früher  kaum  wie  1 :  100.  Nur  die  wohlhabendsten  Leute  konnten  sich  noch 
den  Luxus  der  Kolonialwaren  leisten.  Die  weniger  bemittelten  Leute  griffen, 
da  sie  doch  den  Kaffee,  Zucker  usw.  nicht  entbehren  mochten,  zu  Surrogaten. 
Für  den  Kaffee  soll  es  im  Jahre  1808  bereits  an  150  Surrogate  gegeben  haben 
{Cichorien,  Eicheln  oder  geröstete  Brotschnitte).  Statt  Zucker  brauchte  man 
Honig,  den  verdickten  Saft  von  Birnen  und  Runkelrüben  und  andere  mehr  oder 
weniger  unschmackhafte  Dinge.  Die  Krämer  und  übrigen  Zwischenhändler  ge- 
rieten bei  dem  so  sehr  geminderten  Absätze  in  die  größte  Bedrängnis,  da  der 
Handel  mit  den  Kolonialwaren  zum  größten  Teil  in  Fortfall  kam.  Der  Speditiona- 
und  Transithandel  ging  infolge  der  Handelssperre  ungemein  zurück.  Einen  M«£' 
Stab  für  die  Abnahme  des  Speditionshandols  bietet  der  so  sehr  gesunkene  Ertrag 
der  Zölle  und  Weggelder."  Vgl.  Thimme  Bd.  I  S.  408  ff. 
1)  Vgl.  die  Ausführungen  auf  S.  137  ff  und  147  ö'. 
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anwesenden  Apotheken;  bis  zum  Jahre  1768  insgesamt  126  Mk.,  von 
dieser  Zeit  ab  nur  noch  114  Mk.  pro  Jahr. 

Was  die  Einkünfte  aus  den  gutsberrlich-bäuerlicben  Verhältnissen 
anging,  so  teilten  sie  sich  in  Einnahmen  aus  den  Karr-  und  Spann- 
diensten^)  und  solchen,  die  aus  der  Ablösung  dieser  Lasten  gegen 
bar  Geld  einkamen.  Bis  gegen  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  über- 
wogen die  in  natura  geleisteten  Dienste  bei  weitem ;  sie  beliefen  sich 
auf  durchschnittlich  450-— 550  Mk.,  während  die  Geldablösungen  un- 
gefähr 180 — 270  Mk.  einbrachten.  Später  änderte  sich  das  Verhältnis. 
Im  ganzen  kamen  hieraus  rund  500 — 800  Mk.  ein;  auch  hier  waren 
die  Schwankungen,  wahrscheinlich  infolge  des  unregelmäßigen  Ab- 
stattens  dieser  Dienste,  recht  erheblich. 

Die  eingelieferten  Gelder  vom  sog.  Gerichtsherrn  teilten  sich 
ebenfalls  in  zwei  Kategorien.  Einmal  waren  es  Strafgelder.  „Das 
Mittel,  durch  welches  der  Rat  seinen  Anordnungen  Kraft  verschaffte, 
war  sein  fiskalisches  Strafrecht,  welches  mit  großer  Strenge  geübt 
wurde.  Nicht  selten  mußten  die  Übertreter  der  gemachten. Ordnungen 
und  Vorschriften  erhebliche  Summen  zahlen."   — 

Das  Strafrecht  nahm  entschieden  den  Charakter  einer  Finanz- 
quelle an,  wie  das  ja  überhaupt  die  Richtung  jener  Zeit  mit  sich 
brachte.-) 

Die  Strafgelder  betrugen  in  manchen  Jahren  über  600  Mk.,  im 
Durchschnitt  waren  es  gewöhnlich  ungefähr  450  Mk.,  die  auf  diese 
Weise  der  Stadtkasse  zuflössen.  —  Außerdem  hatte  der  Gerichtsherr 
noch  die  Gelder  von  den  „ausgezogenen  und  verfallenen  Erbschaften'* 
einzuziehen  und  dem  Stadtkämmerer  abzuliefern.  Wir  konnten  leider 
nichts  Näheres  über  diesen  Einnahmeposten  in  Erfahrung  bringen. 
Vermutlich  hatten  hiernach  die  auswärts  wohnenden  Erben  von 
Osnabrücker  Bürgern  im  Erbschaftsfalle  einen  bestimmten  Prozent- 
satz vom  Erbgute  der  Stadt  abzutreten.  Die  diesbezüglichen  Ein- 
nahmen waren  natürlich  sehr  ungleichmäßig ;  sie  erreichten  in  einigen 
Jahren  eine   beträchtliche  Höhe,  z.  B.   im  Jahre   1764   2427  Mk. ; 


')  Die  Spanndienste  rührten  Eum  größeren  Teile  von  den  Eigenbehorigen 
der  Patronate  her.  Diese  mußten  ihre  Kornpächte  und  sonstigen  Abgaben  an 
die  Stiftungen,  denen  das  Eigentum  zustand,  selbst  abliefern.  Dagegen  wurden 
die  Dienste  dem  Kate,  als  dem  Patron  und  Schutzherrn,  geleistet,  so  daß  dieses 
Verhältnis  einen  nicht  uninteressanten  Belag  zu  dem  Grandsatze  des  älteren 
Hechts  lieferte,  nach  welchem  der  Dienst  in  der  Regel  nicht  für  die  Benutzung 
des  Bodens,  sondern  für  den  Schutz,  den  der  Herr  gewährte,  geleistet  wurde. 

')  Vgl.  Mitteilungen  des  historischen  Vereins  zu  Osnabrük  Bd.  VIII  S.  129. 
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1773  1803  Mk.;  1777  3987  Mk.;  1779  4023  Mk.;  1792  2763  Mk.; 
1800  2  700  Mk.;  in  anderen  Jfthten  betrugen  sie  dagegen  kaum 
20  Mk.  Als  Jahresdurchachnitt  möchten  aageföhr  6 — 800  Mk.  in 
FiSige  kommen. 

Bei  der  im  folgenden  gegebenen  Übersiebt  über  die  Gesamt- 
ansgaben  und  -Eiinn ahmen  wurden  die  zurückbezahlteu  nnd  auf- 
genommenen Anleihen  nicht  berücksichtigt;  im  übrigen  Tereinigen 
sich  in  ihr  sämtliche  Ausgabe-  wie  Einnahmepoeten. 

Gegenüberstellung  der  Gesamtausgaben  und 
-einnahmen  bis  zum  Jahre  1805. 
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Eine  Verbesserung  der  Lage  des  städtischen  Haushalts  nach  dem 
Jahre  1700  trat  entschiedeD  zutage;  Unterbilanzen  kamen  nur  noch 
in    den    einzelnen    Jahren:    1702,    1712,    1713    und   1715    Tor.     Der 
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BechnuDgsabschluB  Tom  Jahre  1702  wies  ein  Minus  von   1820  Mk. 
auf;  in  den  übrigen  Jahren  war  der  Fehlbetrag  sehr  gering.  — 

Etwa  um  das  Jahr  1780  machte  sich  zum  ersten  Male  wieder 
eine  Bewegung  im  kommunalen  Leben  bemerkbar;  es  war  dies  in 
erster  Linie  dem  Manne  zu  verdanken,  der  damals  als  Bürgermeister 
an  der  Spitze  der  Stadt  stand :  Justus  Moser.  Wenn  nun  auch  bessere 
Zeiten  heraufzogen,  das  Handelsleben  wieder  mehr  und  mehr  in 
Schwung  kam,  und  das  Verlangen  nach  besseren  Zuständen  sich  auch 
hier  geltend  machte,  so  fehlte  doch  noch  yieles,  um  yon  einer  Selbst- 
tätigkeit der  Stadt  in  diesem  Sinne  sprechen  zu  können*  Die  alte 
Fessel,  das  Exemtenunwesen,  hinderte  auch  hier  noch  jeden  kräftigen 
Fortschritt.  Zwar  brachte  die  französische  Bevolution  zu  Anfang  der 
1790er  Jahre  die  Meinungen  wieder  in  Gärung;  indes  war  eine 
rechte  Wirkung  doch  wenig  zu  spüren.  Der  unglückliche  Krieg  gegen 
Frankreich  brachte  aber  doch  eine  tiefgreifende  Veränderung  mit 
sich,  die  infolge  der  später  folgenden  größeren  Erschütterungen 
schnell  wieder  beseitigt  und  aus  diesem  Grunde  wohl  weniger  erkannt 
wurde,  aber  trotzdem  für  das  städtische  Wesen  yon  größtem  EUnfluß 
gewesen  war.  „Zu  Anfang  des  Jahres  1795  wurde  das  englisch- 
hannoyersche  Hauptquartier  aus  Holland  nach  Osnabrück  zurückge- 
drängt. Es  entstand  in  Stadt  und  Land  eine  ungeheure  Anhäufung 
halb  aufgelöster  Heeresteile  und  mußten  alle  Mittel  angestrengt 
werden,  um  Ordnung  und  Bat  zu  schaffen.  Die  Begierung,  welche 
allein  nicht  durchzudringen  yermochte,  yeranlaßte,  daß  ein  stehender 
Ausschuß  aller  drei  Stände  in  Gemeinschaft  mit  der  Kanzlei,  welche 
ja  überhaupt  die  städtischen  Geschäfte  wahrzunehmen  hatte,  die  so- 
genannte ständische  Konferenz,  die  Leitung  der  Geschäfte  übernahm. 
Ein  erheblicher  Teil  dieser  Geschäfte  betraf  die  Stadt.  —  Der  Gang 
der  Geschäfte  war  schwerfallig,  aber  der  Erfolg  dennoch  für  alle 
höchst  erfreulich.  Das  führte  denn,  als  die  Kriegsnot  sich  entfernte, 
einfach  dahin,  auch  andere  städtische  Angelegenheiten,  welche  ohne 
Teilnahme  der  Elxemten  nicht  zu  fordern  waren,  in  diese  Konferenz 
zu  bringen.  Dadurch  gelang  es,  der  Stadt  ein  neues  Straßenpflaster 
zu  geben,  in  das  Feuerlöschwesen  Ordnung  zu  bringen,  die  Bein- 
lichkeit  der  Stadt  zu  sichern  und  eine  Beihe  ähnlicher  Polizei- 
einrichtungeu,  deren  Mangel  man  bisher  schwer  empfunden  hatte, 
durchzuführen^  *). 


*)  Vgl.  3Iitteilungen  des  historischen  Vereins  zu  Osnabrück  Bd.  VIII:   Zur 
Geschichte  der  Stadtverfassung  von  Osnabrück  von  Dr.  Stüve  S.  18öflF. 
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Die  französische  Zeit,  die  gleich  nach  der  Jahrhandertwende  ein- 
setzte,  vernichtete  diesen  Anlauf  zu  einer  g^ünstigen  Fortentwicklung 
wieder  vollständig.    Es  schien,   als  ob  das  Unglück,   das  Osnabrück 
im  30  jährigen  Kriege  erlitten  hatte,  noch  einmal  im  ganzen  Umfange 
hereinbrechen   sollte.     Anfangs  kam  man  den  fremden  Güsten   mit 
Freundlichkeit  entgegen;   sehr  bald  aber  änderte  sich  die  Stimmung, 
als  die  schweren  Lasten  der  Okkupation  sich  fühlbar  machten.     In- 
folge ihrer  geographischen  Lage  war  die  Stadt  den  Durchmärschen 
französischer  Truppen   in   außerordentlichem  Maße   ausgesetzt;    daß 
hierbei  fortwährend  Eingriffe  in  die  städtischen  Verhältnisse  vorkamen, 
die  notgedrungen  Stadt  und  Einwohner  schwer  am  Vermögen  schädigen 
mußten,  leuchtet  von  selbst  ein.     Der  Volkswohlstand  nahm  rapid 
ab  und  die  unmittelbare  Folge  war,  daß  die  städtischen  Einnahmen 
starke  Einbuße  erlitten.     Die  Erträge   der  städtischen  Akzise  gingen 
von  Jahr  zu  Jahr  zurück,   da  jedermann  hinsichtlich  des  Konsums 
sich  möglichst  einschränkte;    ßestellungen  und  Einkäufe  sanken   auf  . 
ein  Minimum  herab,  der  Handel,  der  gerade  wieder  etwas  in  Schwung 
gekommen  war,  wurde  mit  einem  Schlage  vernichtet.    Mißernten  in 
den   Jahren    1803   und    1804   taten    das   übrige.      Dazu  kamen    die 
Kriegskontributionen  und  vor  allem   die  Einquartierungslasten,*^)  die 
als   die   schwerste    Bürde    empfunden    wurden.      Die   Auswanderung 
nahm  größere  Dimensionen  an;   die  Gewerbetreibenden  fanden   keine 
Beschäftigung   mehr.     Alles   dieses   waren   Faktoren,    um   auch   die 
finanzielle  Lage  der  Stadt  auf  das  empfindlichste  zu  treffen.    Es  war 
als  ein  Glück  zu  bezeichnen,  daß  der  städtische  Grundbesitz  in  diesen 
Zeiten  der  Not  höhere  Einnahmen  liefern  konnte.    Das  Kohlenberg- 
werk und  die  verpachteten  Grundstücke  warfen  mehr  wie  vordem  ab. 
Daneben   wurden,   soviel  e%  anging,   die  städtischen  Ländereien  etc. 


*)  Viele  Hausbesitzer  verkauften  ihre  Häuser,  um  dieser  Last  zu  entgehen, 
„Das  Mittel  verfehlte  aber  seinen  Zweck,  da  sie  nun  zu  Inquilinen-  und  £in- 
quartierungshilfssteuem  herangezogen  wurden. **  Thimme  Bd.  I  S.  114.  „Von 
einigen  Monaten  des  Jahres  1809  abgesehen,  lag  beständig  Einquartierung  in 
Osnabrück.  —  Von  den  Hausbesitzern,  welche  auf  ihren  Feuerstellen  Sehuldver- 
schreibungen  stehen  hatten,  waren  nur  wenige  imstande,  die  fälligen  Zinsen  zu 
entrichten.  Mahnte  der  GHäubiger  zur  Zahlung,  so  hielt  der  Schuldner  demselben 
die  £inqnartierungslast  vor,  welche  sein  ganzes  Vermögen  aufzehre.  Strengte 
der  Gläubiger  einen  Prozeß  an,  so  bot  ihm  der  Schuldner  im  gerichtliehen  Termin 
sicher  das  Haus  dar.  Dadurch  wurde  die  Klage  alsbald  gehoben,  denn  jeder- 
mann hütete  sich,  auf  ein  solches  Gebot  einzugehen.  Bedeutete  die  Erwerbung 
eines  Hauses  bei  der  schweren  Einquartierungslast  doch  nicht  sowohl  einen  Ge- 
winn als  einen  Verlust."    Siehe  daselbst  Bd.  I  S.  388. 
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Teräußert.  Dies  bedeutete  nun  freilich  wiederum  eine  VerminderuDg 
des  Gemeindevermögens ;  aber  es  kam  jetzt  hauptsächlich  darauf 
an,  Gelder  znr  Bestreitung  des  städtischen  Haushaltes  flüssig  zu 
machen. 

Bei  der  gedrückten  Lage  waren  natürlich  anch  die  Ländereien 
erheblich  im  Preise  herabgegangen;  die  Grundstücke  waren  nm  ^/g, 
in  einzelnen  Fällen  sogar  um  die  Hälfte  des  früheren  Wertes  feil. 
Anf  diese  Weise  bedeuteten  infolge  der  Zwangslage  die  Grundstücks- 
yerkäufe  für  die  Stadt  noch  obendrein  einen  Verlust.  '  Den  Ausfall 
der  Eäunahmen  der  Stadtkasse  durch  Anleihen  zu  decken ,  hatte 
seine  Schwierigkeiten.  Einmal  erschwerten  diesen  Ausweg  die  um- 
ständlichen Verhandlungen  mit  der  Regierung,  um  die  notwendige  Ge- 
nehmigung zur  Aufnahme  neuer  Kommunalschulden  zu  erhalten ;  ^) 
zum  anderen  Male  herrschte  überall  großer  Geldmangel  und  damit 
stand  im  engsten  Zusammenhange  das  Schwinden  des  Kredits.  Die 
Privatleute  liehen  ihr  Geld  in  diesen  unsicheren  Zeiten  nicht  gern 
aus  in  der  Befürchtung,  daß  sie  es  yielleicht  selbst  notwendig  ge- 
brauchen möchten.  Der  Zinsfuß  stieg  somit  von  3  bis  4^0  ^^^  ^^^ 
Invasion  auf  6,7  und  höhere  Prozente;  und  bei  beabsichtigten  An- 
leihen zu  so  hohem  Zinsfuß  versagten  die  Staatsbehörden  ohne 
weiteres  die  Zustimmung.  Außerdem  verlangten  die  Gläubiger 
Immobilien  zum  Pfände,  deren  W^ert  man  aber  zum  kaum  ^/^^  belieh.*) 
In  den  Jahren  1801 — 1810  kontrahierte  die  Stadt  insgesamt  nur 
6850  Mk.;  durch  Anleihen  hervorgerufene  Schulden. 

So  kam  es,  daß  der  städtische  Haushalt  mit  knapper  Mühe  im 
Gleichgewicht  gehalten  werden  konnte.  In  den  Jahren  1808  und  1809 
besserte  sich  die  Lage  ein  wenig ;  es  wurden  sogar  ansehnliche  Über- 
schüsse über  die  Jahresrechnungen  erzielt  Dann  aber  änderte  sich 
das  Bild.  Die  Heranziehung  der  bisher  steuerfrei  gewesenen  Ge- 
meindegrundstücke zur  staatlichen  Grundsteuer,  die  ohne  Eücksicht 
auf  die  darauf  lastenden  Schulden  anfangs  ^/g,  später  bis  zu  ^/g  des 
Reinertrages  betrug,  die  Lasten,  die  der  Stadt  als  Departementshauptort 
erwuchsen,  die  Ausgaben  für  die  Einrichtung  der  Kommandantur  und 
des  militärischen  Krankenhauses,  die  Beiträge  zu  den  Zwangsanleihen 
und  der  Reduktion  der  Staatsschuld  usw.  erforderten  große  Geld- 
mittel. Es  fiel  der  Gemeinde  um  so  schwerer,  diese  und  ähnliche, 
bisher  nicht  gekannte  Ausgaben  zu   bestreiten,    als   auf  der  anderen 


*)  Vgl.  die  Ausfübrungen  auf  S.  182. 
")  Nach  Thimme  Bd.  I  8.  414. 
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Seite  die  StaatsregienuQg  ihre  EinDahmen  außerordentlich  schmälerte. 
£s  kamen  in  Wegfall  die  Abgaben  von  den  Q-ewerbe«  and  Handd- 
treibenden  —  infolge  der  Aufhebung  der  Zünfte  durch  I>ekret  vom 
22.  Januar  1809  — ,  die  Gelder  für  Erwerbung  und  Konservierung 
des  Bürgerrechts  und  vor  allem  die  Einnahmen  aus  der  städtischen 
Akzise,  die  pro  Jahr  allein  rund  16—18000  Mk.  abgeworfen  hatt«. 
Die  Frage,  wie  das  Defizit  des  Gemeindehaushaltes  zu  decken  wäre, 
verursachte  große  Schwierigkeiten.  Der  Fehlbetrag,  der  durch  den 
Ausfall  obiger  Einnahmequellen  zu  erwarten  war,  wurde  auf  64  000  ML 
veranschlagt^)  —  eine  freilich  etwas  sehr  hoch  gegriffene  Schätzung; 
in  Wirklichkeit  möchten  es  ungefähr  30000  Mk.  gewesen  sein,  die 
annähernd  durch  die  Erträge  des  Kohlenbergwerks  und  durch  Ge- 
meindegutverkäufe gedeckt  werden  konnten.  Glücklicherweise  fiir 
die  Stadt  hielt  diese  mißliche  Finanzlage  nicht  lange  an,  denn  Ende 
1810  wurde  Osnabrück  dem  Kaiserreich  Frankreich  unmittelbar  ein- 
verleibt und  damit  stand  der  Neueinführung  einer  städtischen  Akzise 
nichts  mehr  im  Wege.  Vermöge  der  Steigerung  ihrer  Erträge  konnte 
der  städtische  Haushalt  nun  wieder  während  der  noch  folgenden  un- 
ruhigen Jahre  der  Fremdherrschaft  aufrecht  erhalten  werden. 

mm  _ 

Übersicht  über  die  Gesamtausgaben  und  -einnahmen 
während  der  französischen  Okkupation. 
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Der  Systemwechsel,  mit  dem  Jahre  1815  beginneDd,  brachte 
wieder  die  Eormen,  die  das  deutsche  Städtewesen  charakte- 
risierten, zur  Einführung  und  damit  zog,  was  zur  dringenden  Not- 
wendigkeit geworden  war,  in  den  städtischen  Haushalt  wieder  Ruhe 
und  Ordnung  ein.  Es  war  längere  Zeit  notwendig,  um  die  Schäden, 
die  die  französische  Okkupation  Terursacht  hatte,  wieder  zu  beseitigen 
und  den  in  arge  Verwirrung  geratenen  Gemeindehaushalt  wieder  zu 
ordnen.  Die  Ausgabenrückstände  hatten  sich  ganz  beträchtlich  an- 
gehäuft, eine  notwendige  Folge  von  der  stets  erst  nach  langem  Zeit- 
verluste gegebenen  Genehmigung  der  Gemeindebutgets.  Schulden 
und  Bechtshändel  waren  in  der  Hauptsache  das  unerfreuliche  Ge- 
schenk, welches  die  Franzosen  der  Stadt  zurückließen.  Trotzdem  ge- 
lang es  in  den  nun  folgenden  20  Jahren,  in  befriedigender  Weise 
über  diese  Hindernisse  wegzukommen.  In  der  Hauptsache  war  dies 
wohl  den  stetigen  Verhältnissen  zu  danken,  welche  die  Ausgabe-  wie 
Einnahmeposten  in  immer  ziemlich  gleicher  Höhe  hielten;  besonders 
außergewöhnliche  Aufgaben  hatte  die  Stadt  während  dieser  Zeit  nicht 
zu  lösen.  Hinsichtlich  der  Einnahmen  blieben  die  Erträge  der  städti- 
schen Akzise  und  des  Kohlenbergwerks  die  Haupteinnahmequellen; 
die  direkte  Besteuerung  war  gänzlich  in  Fortfall  geraten,  und  nur 
die  Bürgerrechtsgelder  waren  bestehen  geblieben. 

Das  Jahr  1835  bildete  nur  insofern  einen  neuen  Abschnitt,  als 
das  System  der  städtischen  Eechnungsführung  eine  bessere  Anordnung 
durch  einen  zuvor  bearbeiteten  Haushaltungsplan  ^)  fand.  Seit  jenem 
Jahre  geschah  bis  1888  auf  diesem  Gebiete  keine  Abänderung;  in- 
folgedessen ließ  von  nun  an  eine  Yergleichung  mit  größerer  Deut- 
lichkeit erkennen,  welche  Hauptänderungen  seitdem  eintraten. 

Die  Hauptsorge  der  Stadt  in  finanzieller  Beziehung  mußte 
während  dieser  Periode  naturgemäß  auf  diejenigen  Gegenstände  ge- 
richtet sein,  worauf  der  ganze  Haushalt  ruhte,  und  das  waren  die 
Akzise,  das  Kohlenbergwerk  und  das  städtische  Schuldenweseo. 

Bei  der  Akzise  kam  es  zunächst  darauf  an,  teils  den  bisherigen  * 
Ertrag  zu  sichern  und  zu  erhöhen,  teils  aber  auch  das  städtische  Ge- 
werbe nicht  zu  belasten,  während  zugleich  von  selten  der  hannover- 
schen EegieruDg  mit  Grund  darauf  gedruogen  wurde,  daß  die  Akzise 
nicht  benutzt  werden  dürfte,  um  einzelnen  städtischen  Gewerbe- 
treibenden einen  Gewinn  auf  Kosten  anderer  zuzuwenden.  Die 
Schwierigkeit  dieser  Aufgabe  lag  am  Tage.    Es  war  dadurch  nötig 


^)  Vgl.  die  Ausführungen  auf  S.  43. 
XLVn.  14 
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gefworden,  tiefer,  als  angenebm,  in  die.  einzelnen  Gewerbe  und  deren 
Betaieb  einzugehen.    Dadureli  wurde  freilich  mancher  einzelne  härter 
getroffen  und  auf  der  andjeren  Seite  mußte  zugegeben  werden,   daB 
keineswegs  die   völlige  Übereinstimmung  der  Grrundsätze   der  Akzise 
mit  dem. Betriebe  der  Gewerbe  zu  erreichen  gewesen  war.     Dagegen 
war  es  aber  möglich  geworden,  ein  Bonifikationssystem  durchzuführen, 
welches  damals  in  keiner  Stadt  Hannovers  in  gleicher  Weise  statte- 
funden  hatte   und   ohne   welches  die   tief  leidenden   Gewerbe    ohne 
Zweifel  noch  bei  weitem  mehr  gestört  gewesen  sein  würden.     Dbs 
Mittel  zu  diesem  Bonifikationssystem  war  eine  möglichst  scharfe  Be- 
aufsichtigung der  Branntweinbrennereien  gewesen ;  die  Akzisverwaltong 
war  hier  — *  dürfte  man  behaupten  — -  bei  weitem  tiefer  eingedrungen, 
als  die  hannoversche  Steuerverwaltung,  gehemmt  durch  die  Gesetze, 
es  vermocht  hatte.  - —  Wenn  dies  nun  auch  den  Produzenten  unan- 
genehm war,  so  war  immer  zu  bedenken,  was  diese  Gewerbe  ohne 
jene  Bonifikation  gewesen  sein  würden.    Trotz  aller  Maßregeln  war 
dennoch  das  pekuniäre-  Resultat  dieser  sich  durch  jene  Jahre   fort- 
ziehenden Bemühungen  kein  günstiges  zu  nennen.^)    Erfreulicher  da- 
gegen waren  die  Bemühungen  in  einer  anderen  Hinsicht.    Bis  zum 
Jahre   1835  bestand  noch  eine  Durchgangsakzise  für  durchgeführte 
Waren,  eine  Abgabe,  deren  Ertrag  mit  dem  gedrückten  flandei  von 
Jahr  zu  Jahr  sich  verminderte  und  die  zugleich  dazu   diente,   diesen 
Handel  noch  selbst  zu  schädigen.    Infolge  der  mit  anderen  Staaten  ge- 
schlossenen Steuervereinigungen  wurde  diese  Abgabe  aufgehoben  und 
dafür  eine  jährliche  Vergütung  von  6000  Mk.  aus  der  Kgl.  Hannov^- 
schen  Generalkasse  gegeben,   ein  Betrag,   der  den  doppelten  Vorteil 
des  Durchschnitts  durch  frühere  glücklichere  Jahre  und  zugleich  der 
Entlastung  des  Handels  gewährte.^) 

Die  zweite  Aufmerksamkeit  richtete  sich  auf  das  städtische  Kohlen- 
bergwerk. Seit  dem  Jahre  1830  begannen  die  Erträge  desselben  ganz 
bedeutend  zurückzugehen,  daß  zu  deren  Hebung  umfassende  neue 
Betriebsvorrichtungen  vorgenommen  werden  mußten;  die  ergriffenen 


*)  Vgl.  die  diesbezüglichen  Ausführungen  auf  S.  154  ff. 

*)  Infolge  eines  zwischen  der  Egl.  Hannoverschen  Domänenkammer  und  der 
Stadt  Osnabrück  abgeschlossenen  Kaufkontraktes  vom  16.  April  1850  überließ  der 
Staat  einige  Grundstücke  der  Stadt.  Als  Kaufsumme  wurden  von  der  jährlichen 
Vergütung  für  die  aufgehobene  Durchgangsakzise  3  504  Mk.  abgesetzt,  so  daß  si«h 
die  jährliche  Entschädigungssumme  für  die  aufgehobene  Durchgangsakzise  seither 
auf  2  496  Mk.  verminderte,  die  auch  zurzeit  noch  von  der  Kgl.  Preußischen  Re- 
gierung gezahlt  wurde. 
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Mafiregeln  bewährten  sich  auch  auf  das  beste :  ^)  die  Erträge  stiegen« 
Dank  der  Umsicht,  speziell  des  damaligen  Bürgermeisters  Stäve,  f er- 
mied die  Stadt  die  Gefahr,  durch  übermäßig  gesteigerten  Abbau  das 
Bergwerk  abzuwirtschaften  und  nur  für  die  momentanen  Bedürfnisse 
zu  sorgen.  Man  ging  Ton  der  Ansicht  aus,  daß  auch  die  Zukunft 
neue  Anforderungen  stellen  würde,  und  daß  es  Pflicht  wäre,  nicht 
minder  für  die  Zukunft  als  für  die  Gegenwart  zu  sorgen.  Eine  Tor- 
sichtige,  rationelle  Gewinnung  der  Kohlen  wurde  strengstens  befolgt, 
wie  auch  darauf  geachtet  wurde,  daß,  da  es  weniger  darauf  ankäme, 
die  Zinsen  dieses  Kapitals  zn  genießen,  als  für  die  Zukunft  einen 
Vermögensstand  zu  beschaffen,  die  Vergrößerung  des  Bergwerks  durch 
Erwerbung  neuer  Grundstücke  stetig  vor  sich  ging.^) 

Es  muß  rückhaltlos  zugegeben  werden,  daß  die  Befolgung  dieses 
Wirtschaftsplanes  am  meisten  dazu  beigetragen  hat,  von  einer  direkten 
Kommunalbesteuerung  bis  in  die  1860  er  Jahre  hinein  Abstand 
nehmen  zu  können.  Außerdem  ließ  diese  Maßregel  das  Verständnis 
für  die  Vorteile  eines  gesunden  städtischen  Haushaltes  klar  erkennen. 
Denn  ein  gesunder  Haushalt  war  im  öffentlichen,  wie  im  bürgerlichen 
Leben  das  erste  Erfordernis,  die  erste  Quelle  alles  Fortschritts  zum 
Besseren.  Er  war  nur  möglich  bei  Anstrengung  aller  Kraft;  nicht 
aber  da,  wo  man  nur  genießen  und  nur  für  den  Genuß  des  Augen- 
blicks leben  und  erwerben  wollte. 

Bezüglich  der  der  Kämmereikasse  zur  Verfugung  gestellten  Eh:- 
träge  des  Bergwerks^)  ließ  man  es  also  nicht  außer  acht,  daß  man 
nur  Ton  einem  bisher  unverzinslichen  und  zu  erschöpfenden  Kapitale 
zehrte.  Demgemäß  betrachtete  man  selbst  bei  rascherem  Abbau  auch 
nur  denjenigen  Teil  des  Mehrertrages  als  der  jeweiligen  Disposition 
anheimgegeben,  welcher  als  Zwischenzins  durch  das  frühere  Flüssig- 
werden des  Kapitals  gewonnen  wurde.  Bei  strenger  stetiger  Befolgung 
dieser  Grundsätze  besaß  allerdings  Osnabrück  vor  manchen  anderen 
Städten  Vorzüge,  die  wesentliche  Hilfe  schafften.  Vernachlässigte 
man  dieselben  aus  Bequemlichkeit,  scheute  man  sich,  weil  man  augen- 
blicklich große  Einnahmen  hatte,  neue  Lasten  auf  sich  zu  nehmen, 
während  neue  Aufgaben  Mittel  erforderlich  machten,  die  über  die 
Kräfte  des  Stadtyermögens  hinausgingen,  so  war  eine  mißliche  Finanz- 
lage für  die  Stadt  mit  Sicherheit  zu  erwarten.     Die  Begeln  einer 


*)  Vgl«  diö  diesbezüglichen  Ausführungen  auf  S.  104  ff. 
»)  Wir  verweisen  auf  die  Anmerkung  auf  S.  105. 
»)  Vgl.  die  Tabellen  auf  S.  105  u.  106. 

14* 
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rationellen  Wirtschaft  waren  von  jeher  immer  dieselben  für  den 
größten  Staat  wie  für  den  Tagelöhner ;  sie  waren  sehr  einfach.  Es 
gehörte  wenig  Kunst  dazn^  sie  zu  befolgen^  aber  desto  mehr  Ejraft 
des  Willens.    Diese  durfte  auch  der  Stadtverwaltung  nie  fehlen. 

Schließlich  bezog  sich  die  dritte  Sorge  nicht  zum  mindesten  auf 
das  städtische  Schuldenwesen.     Bereits   im  Jahre   1830   wurde    der 
Grundsatz  aufgestellt^  daß  alljährlich  eine  Summe  von  3000  Mk.  ans 
laufenden  Mitteln  zum  Schuldenabtrag  oder  anderweit  zur  Vermehrung 
des    städtischen  Vermögens    angewandt  werden   sollte.     Tatsächlich 
gelangte  aber  diese  Absicht  in  ihrer  ganzen  Höhe  niemals  zur  Durch- 
fährung; auch  überschritt  —  besonders  nach  1843  —  die  Aufnahme 
neuer   Anleihen    die   jeweilige    Tilgung    ganz    erheblich.      Bis     zum 
Jahre  1843   war  die  Zinsenausgabe  im  Sinken,  die  Einnahmen    der 
Stadt  im  Steigen.    Man  rechoete  also  darauf,  daß  eine  Reihe    von 
Jahren  hindurch   ähnlich   günstige   Verhältnisse   fortdauern    würden. 
Unter  diesen   Umständen  wurden  Pläne  entworfen,  welche  ihre  Be- 
gründung in  den  damaligen  Verhältnissen  fanden.     Es  sollte  ersÜich 
das  in  der  inneren  Verwaltung  der  Stadt  seit  einer  Reihe  von  Jahren 
nicht  gehörig  Erhaltene  oder  den  neuen  Bedürfnissen  gemäß   nicht 
Eingerichtete  nachgeholt,  es  sollte  allmählich  fortschreitend  für  die  sich 
als  notwendig   herausstellenden   Verbesserungen,  Erbreiterungen   der 
Straßen  usw.,   sowie   die  Mittel  vorhanden  sein   würden,  gesorgt;   es 
sollte  endlich  ein  Teil  des  Bergwerksertrages  für  die  Zukunft  zurück- 
gelegt und  zu  diesem  Zwecke  namentlich  Grundstücke  am  Kohlen- 
bergwerke Piesberg  erworben,   zu  angemessener  Kultur  gebracht  und 
dadurch    zugleich    das    Bergwerksinteresse    gefördert    werden.      Bei 
manchen   dieser  Unternehmungen  konnte  man  aber  nicht  den  Zeit- 
punkt wählen,  sondern  man  mußte  die  Grelegenheit  benutzen,  wie  sie 
sich  bot,  und  durfte  sich  nicht  scheuen,  auch  Kapitalien  au£sunehmen, 
welche  demnächst  —  in  Erwartung  weiterer  günstiger  Einnahmen  — 
wieder  abgetragen  werden  sollten.    Allein  der  Gang  der  Verwaltung, 
wie  man  ihn   sich  gedacht  hatte,   erlitt  Störungen.    Zuerst  trat  das 
Notjahr  1846/47   ein.    Die  städtische  Verwaltung  mußte  die  Pflicht 
anerkennen,  für  die  Mittellosen  Sorge  zu  tragen,  und  die  Kosten  be- 
liefen sich  dafür  auf  eine  Summe  von  26  367  Mk.,  welche  die  Schuld 
vermehrte.     Zugleich  eröffnete   sich  die  Aussicht  auf  den  Bau  einer 
Eisenbahn;    während  diese  Aussicht  nötigte,    manche  der  firühereo 
Pläne   zurückzustellen  und  andere   nicht  mehr  in   den  Vordergrund 
treten  zu  lassen,  blieb  doch  das  Ganze  so  unbestimmt  und  schwankend, 
daß   man   gar   nichts   übersehen   konnte.     Die   Schwierigkeiten   und 
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Nachteile  für  die  Verwaltmig,  welche  aus  diesem  erst  nach  and  nach 
sich  lösenden  Zustande  der  Uogewißheit  hervorgingen,  waren  sehr 
groß,  und  man  sah  voraus,  daß  sie  sehr  erhebliche  Summen  kosten 
würden  9  während  dieser  Zustand  gewinnbriogend  werden  konnte, 
wenn  die  Möglichkeit  vorgelegen  hätte,  nach  einem  festen  Plane  zu 
Werke  zu  gehen.  Höchst  nachteilig  waren  in  dieser  Hinsicht  nament- 
lich die  von  der  Stadt  selbst  ausgegangenen  Bestrebungen,  die  Lage 
des  Bahnhofs  ungewiß  zu  machen.  Außerdem  waren  nun  frühere 
Pläne  zur  Ausführung  reif  geworden,  wie  z.  B.  der  Bau  eines  Tief- 
stoUens  auf  dem  Bergwerk  und  die  Anlegung  von  Abwässerungs-  und 
Spülkanälen.  Mit  der  Gewißheit  des  Baues  der  Eisenbahn  trat  auch 
die  Wahrscheinlichkeit  neuer  großer  Opfer  heran,  da  die  zur  Ver- 
bindung der  Stadt  mit  dem  Bahnhof  erforderlichen  Grundstücke  an- 
zukaufen waren.  Zu  diesen  mußten  die  Kräfte  gesammelt,  es  mußte 
vermieden  werden,  gleichzeitig  mit  der  Eisenbahn  noch  erhebliche 
städtische  Bauten  zu  fuhren.  Man  entschloß  sich,  soviel  als  möglich, 
alles  nicht  mit  dieser  Sache  zusammenhängende  im  Jahre  1852  zum 
Abschluß  zu  bringen,  aber  es  gelang  nicht,  da  die  Stadt  infolge  der 
Trennung  der  Justiz  von  der  städtischen  Verwaltung  die  erheblichen 
Kosten  für  den  Neubau  eines  Amtsgerichts  auf  sich  nehmen  mußte. 
In  diesen  Schwankungen  lag  der  Grund,  weshalb  die  Verhältnisse  des 
Haushalts  sich  keineswegs  so  günstig  darstellten,  wie  in  früherer  Zeit. 
Die  bedenklichste  Veränderung  aber  trat  in  Beziehung  auf  den  Berg- 
bau ein;  seit  1856  gingen  die  Erträge  sehr  bedeutend  zurück:  von 
67000  Mk.  auf  25000  Mk.  Dazu  kam,  daß  die  Kosten  für  den 
Stollenbau  und  die  Verbindung  des  Bergbaues  mit  der  Eisenbahn,  die 
sich  auf  über  450000  Mk.  beliefen,  nicht  nur  verzinst,  sondern  auch 
getilgt  werden  mußten.  Weit  entfernt,  den  gehoffiten  Überschuß 
wieder  zu  erreichen,  war  man  auch  in  diesem  Augenblicke  nicht  in 
der  Lage,  die  früheren  Summen  für  den  städtischen  Haushalt  er- 
übrigen zu  können. 

Die  bedenkliche  Finanzlage,  in  welche  die  Stadt  dadurch  ge- 
raten war,  sowie  die  große  Verschuldung,  welche  teils  durch  die 
eben  geschilderten  öffentlichen  Aufgaben,  teils  durch  die  ungenügen- 
den Einnahmen  herbeigeführt  wurde,  brachte  den  Schuldentilgungs- 
plan zustande,  welcher  im  Laufe  des  Jahres  1859  mit  den  Staats- 
behörden vereinbart  wurde.  Dadurch  ging  man  gewißlich  einer  be- 
friedigenderen  Periode  des  Haushalts  entgegen.  Freilich  standen 
auch  noch  große  Lasten  bevor.  Bedürfnisse,  deren  Vollziehung  um 
der  eben  genannten  Aufgaben  willen  hatten  aufgehoben  werden  müssen, 
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machten  sioh  miQ  mit  doppelter  Kraft  geltend,  und  neue  kündigten. 
sich  an.  Aber  die  Kraft^  solche  zu  tragen,  war  Yorhandan,  wenn 
nur  der  ernstliche  Wille  nicht  fehlte. 

Man  trat  in  neue  Verhältnisse  ein.    Unternehmungen  Von  großen 
Kosten  und  pekuniär  keineswegs  unzweifelhaftem  Erfolge  wurden  sar 
Pflicht   gemacht»     Das,    was  früher  gentigte,   erschien  nun   als   un- 
zureichend und  wurde  als  Kleinstädterei  betrachtet.    Auch    der   an- 
ruhige   SpekulationS'   und   Unternehmungsgeist   übte   seine    ^W^irkung 
auf  die  städtische  Verwaltung  aus.     Unter  ähnlichen  Verfaällaiissen 
waren  aber  schon  manche  andere   Städte  in  Schulden  und    Lasten 
gestürzt^  aus  denen  nur  schwer  herauszukommen  war.    Wollte   man 
also 'nicht  ähnlichen  Übeln  erliegen,  so  war  es  nötig,  nach    festem 
Plane  unabänderlich  zu  Werke   zu  gehen.     Es  mußte  Gesetz   sein, 
Ausgaben  für  Verbesserungen,    die  einen   reinen  Ertrag   nicht    mit 
Sicherheit  versprachen,  nur  dann  zu   übernehmen,  wenn  der  Haus- 
halt die  Mittel  dazu  ohne  Anleihe  oder  Angreifen  des  Kapitalatocks 
darbot.    Wo  aber  Anleiben   nötig  wurden,   da  muBte  jederzeit  für 
den  Abtrag  in  nicht  gar  zu  langer  Zeit  gesorgt  und  zu  diesem  Zwecke 
selbst  die  Übernahme  entsprechender  neuer  Gemeindeabgaben  nicht 
gescheut  werden.    Diese  letzte  Forderung  machte  sich  um  so  schärfer 
geltend,  je  mehr  die  Ausgabeposten  wuchsen,  die  Ginnahmen  dageg^i 
von  Jahr  zu  Jahr  zurückgingen,   besonders  infolge  der  verminderten 
Erträge  der  Akzise. 

Der  Eintritt  Hannovers  in  den  Zollverein  —  die  Wirkung  auf 
die  städtische  Akzise  begann  mit  dem  Jahre  1854  —  war  ein  Um- 
stand, der  die  städtische  Verwaltung  ins  Schwanken  brachte.  Denn 
die  Nonnen,  welche  im  Zollverein  galten,  beschränkten  die  indirekten 
Kommunalabgaben  der  norddeutschen  Städte  so  sehr,  daß  ihnen  nur 
die  Ausflucht  blieb,  die  notwendigsten  Lebensbedürfnisse:  Brot, 
Fleisch,  Feuerung  usw.  mit  Abgaben  zu  belasten.  Die  städtischn 
Akzise,  die  sonst  21 — 25  000  Mk.  bringen  sollte,  und  im  Jahre  1863 
noch  ^3697  Mk.  gebracht  hatte,  war  dadurch  im  Jahre  1864  auf 
11832  Mk.  herabgebracht  worden.  Allerdings  wurden  MaBregehr 
getroffen,  welche  1856  noch  17  670  Mk.  gesichert  haben;  allein  eist 
im  Laufe  des  Jahres.  1856  trat  ein  fester  Zustand  ein  und  trotzdem 
war  zu  befurchten,  daß  auch  dieser  nicht  von  Dauer  sein  würde,  da 
die  ungemeine  Vermehrung  von  Landeslasten,  welche  in  genanntem 
Jahre  eintrat,  sehr  leicht  auf  die  städtische  Akzise  zurückwiricfiD 
konnte. 

Unter   diesen  Umständen   erschien   die   große   Vermehrung  der 
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Lastea  sehr  bedenklich.  In  den  früheren  Jahren  war  ein  sehr  spar- 
samer Haushalt  geführt  worden.  Die  Bedürfnisse  waren  gering,  und 
man  dachte  nicht  daran,  größeren  Städten  nachzueifern.  Im  Jahre 
1835  wurde  noch  die  gesamte  Ausgabe  nach  12  jährigen  Durch- 
schnitten auf  70314  Mk.  veranschlagt.  Die  steigenden  Ausbeaten 
des  Fiesberger  Bergwerks  ließen  allmählich  weitere  Ausdehnungen 
zu.  Im  Jahre  1844  trug  der  Piesberg  57  387  Mk.  ein,  und  die  Aus- 
gaben waren  demzufolge  auf  107  961  Mk.  gestiegen.  In  den  Jahren 
1849  und  1850  'kamen  die  Erträge  des  Bergbaues  auf  die  höchste 
Summe,  nämlich  in  beiden  Jahren  über  67  200  Mk.  Auch  die  Akzise 
und  die  Bürgergelder  trugen  reichlich  ein,  und  die  Ausgaben  stiegen 
auf  117  000  Mk.,  ja  120000  Mk.  Im  Jahre  1^62  war  der  Bergbau 
auf  53  955  Mk.  zurückgegangen,  die  Ausgaben  aber  kamen  bei.  einer 
Gesamteinnahme  von  110  310  Mk.  bereits  auf  135  591  Mk.  Wenn 
nun  1853  die  Einnahmen  nur  auf  122088  Mk.  und  die  Ausgaben  auf 
156897  Mk.  stiegen,  1854  aber  erstere  auf  102000  Mk.  und  letztere 
anschlagsmäßig  auf  104763  Mk.  gesunken  waren,  daneben  aber  für 
24396  Mk.  Grundstücke  hatten  gekauft  werden  müssen,  welche 
größtenteils  gar  keinen  Ertrag  gewährten,  sondern  zu  Straßen  und 
Plätzen  zu  verwenden  gewesen  waren,  so  gab  das  wahrlich  kein  er- 
freuliches Bild.  Dazu  kam  außerdem  die  Aussicht,  daß  die  Zinsen- 
last  noch  ganz  erheblich  steigen  würde. 

Alles  in  allem:  Die  Einnahmen  der  Stadt  konnten,  wenn  man 
alle  damals  verfügbaren  Mittel  zusammennahm,  schwerlich  über  114 
bis  117000  Mk.  gesteigert  werden,  während  die  Erhaltung  des  bis- 
herigen Zustandes  mit  108000  Mk.  kaum  zu  bestreiten  war.  Es  war 
offensichtlich,  eine  Vermehrung  der  Einnahmen  war  unerläßlich,  wenn 
der  Haushalt  nicht  zugrunde  gehen  sollte,  und  eine  solche  Ein- 
nahme konnte  nur  durch  direkte  Besteuerung  erzielt 
werden,  wenn  man  nicht  die  ersten  Lebensbedürfnisse,  deren  Preis 
ohnehin  schon  sehr  gestiegen  war,  noch  mehr  verteuern  wollte.  Nicht  zu 
übersehen  war  dabei,  daß  im  Jahre  1835  die  Akzise,  mithin  die  einzige 
kommunale  Besteuerung,  noch  zu  32  613  Mk.  veranschlagt  werden  konnte, 
während  der  Anschlag  nun  bei  vermehrter  Bevölkerung  und  günstigen 
Verhältnissen  auf  wenig  über  18000  Mk.  herabgegangen  war.  Vor- 
sicht gebot  außerdem  die  damals  begonnene  indirekte  Besteuerungs- 
politik der  Staaten.  Je  häufiger  übertriebene  Meinungen  von  dem 
Reichtum  der  Stadt  verbreitet  waren,  und  je  mehr  man  der  Ansicht 
begegnete,  daß  der  Stadtkasse  jede  Last  und  jeder  Aufwand  un- 
bedenklich  angesonnen  werden  konnte,   ohne  daß  die  Bürgerschaft 
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irgend  dazu  beizutragen  hätte,  um  80  mehr  war  es  Pflicht,  darauf 
hinzuarbeiten,  daß  alles,  was  an  neuen  Aufgaben :  Anlagen,  Anstalten 
und  Einrichtungen,  neuen  Straßen,  Wegen,  Kanälen,  Brücken  aaw^ 
namentlich  infolge  der  Erweiterung  der  Stadt  und  der  Vennehning 
der  Einwohnerschaft  aufzunehmen  war;  ferner,  daß  jede  Erhöhung 
Yon  Gehältern,  jede  Yerweodung  für  den  öffentlichen  Nutzen,  für 
Schulen,  für  den  Gesundheitszustand  oder  welcher  Art  es  sein  mochte, 
nur  durch  erhöhte  Auflagen  und  Beiträge  der  Bürgerschaft  gedeckt 
werden  mußte.  -• 

Diese  Überzeugung  von  der  Notwendigkeit  einer  solchen  Ab- 
gabenerhöhung brach  sich  leider  nur  zu  langsam  Bahn.  Später 
fanden  die  Formen,  auf  welche  sich  die  städtischen  Kollegien  ge- 
einigt hatten,  nicht  den  höheren  Beifall.  So  gingen  Jahre  ungenutzt 
dahin  und  dadurch  erwuchs  nicht  geringer  VorteU. 

Im  Jahre  1856  brachte  die  Bürgerschaft  kaum  20000  Mk.  fdr 
die  Bedürfnisse  der  Stadt  auf,  während  die  Zahl  der  Pflichtigen  Ein- 
wohner sich  über  15000  belief.    Im  Jahre  1800  trug 

die  Akzise  etwa 20000  Mk. 

die  direkten  Steuern  etwa     .     .    .      6000    „ 

die  Bürgergelder  etwa i  000    „ 

die  KoDzessions-  usw.  Gelder  etwa      i  000    . 


im  ganzen  also    28000  Mk. 

Und  diese  Summe  mußte  aufgebracht  werden  Ton  etwa  8600  Ein- 
wohnern. Damals  kamen  auf  den  Kopf  etwa  3,30  Mk.,  im  Jahre 
1856  etwa  1,30  Mk.  Dazu  mußte  damals  das  Straßenpflaster  und 
die  Straßenerleuchtungy  wofür  jetzt  die  städtische  Kasse  über  10000  Mk. 
ausgab,  von  den  Hauseigentümern  noch  besonders  bezahlt  werden. 
Diese  Tatsachen  redeten  von  selbst,  man  durfte  zwar  nicht  yerkennen, 
daß  andere  Lasten  eingetreten  waren,  die  im  Jahre  1856  1,30  Mk. 
vielleicht  drückender  machten,  als  damals  3,30  Mk.;  daß  die  Stadt 
zu  den  Landessteuem  nichts  zahlte  usw. 

Mit  der  Einführung  der  direkten  Steuern  im  Jahre  1867  war 
die  prekäre  Finanzlage  der  Stadt  mit  einem  Schlage  beseitigt 

Der  eigentliche  Aufschwung  Osnabrücks  datierte  erst  von  1860 
an;  auf  allen  Gebieten  des  kommunalen  Wesens  begann  nun  eine 
erfreuliche  Entwicklung  einzusetzen.  Die  in  der  nebenstehenden  Tabelle 
gegebene  Übersicht  möchte  dies  genugsam  kennzeichnen.  Handel 
und  Gewerbe  blühten  allmählich  wieder  auf;  insbesondere  hatte  sich 
die  Handelsbewegung  seit  Vollendung  der  Westbahn  bemerkbar  ge- 
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maclit.  Die  VorbedingaDgen  eines  ferneren  FortsobreiteHa  waren  ako 
TorbandeD.  Die  Mnflihrang  des  neuen  deutsdieu  BandelsgesetzbudieB 
mit  dem  1.  Januar  1866  wurde,  vie  wohl  Überall,  so  auch  hier 
freudig  begrUBt,  und  sie  war  tatsächlich  ein  großer  G^ewinn  fUr  den 
Handelsstand:  von  nun  an  respektierte  Handel  and  Gewerbe  keine 
politischen  tireuzen  mehr. 

Gegenüberstellung  der  Gesamtausgaben  und 
•  einnahmen  nach  dem  Jahre  18L5. 


Wo  Gedeihen  und  Entwicklung  sich  zeigten ,  da  wurden  auch 
Mangel  und  UnvoUkommenheit  am  empfindlicheten  erkannt  und  fühl- 
bar; Wünsche  nach  Reformen  waren  stets  da  am  lebhaftesten,  wo 
ein  reges  Handelsleben  pulsierte.  Man  stellte  also  audi  ao  die  Stadt- 
verwaltung größere  Änforderungeo,  der  Aufgabenlireis  der  Kommunal- 
yerwaltong  mußte  sich  mithin  notgedrungen '  ansdehnen,  der  gesamte 
städtische  H&ushalt  vergrößerte  sich.  Zuerst  wurde  die  'Kanalisation 
der  Stadt  in  Aogriff  genommen,  deren  Sicherstellung  Id  finanzieller 
Hinsicht  vor  allem  ein  Yerdienst  Miqu^Is  war.    Die  Anlage  des  GaS' 
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Werks*  drfolgte  iin  Jahre  1858,   das  Schulwesen  veriangt»  Torzügbcfai 
Bach  den  1870  är  J4hren  eine,  größere  Beobaobtung  8^Uen9  der  O^ 
meinde,  ebenfalls  koxmj;e:  man  sich  der  ^Notwendigkeit  der.  Ernchtimg^ 
eines  städtischen  Erankenbauaes  nicht  yevschli^ßen.    Auch  das  raaohe 
Wachstum  der  Stacht  erforderte  in  mancher  Hinsicht  die  Auf  merk-. 
samkeit   der   städtischen   Verwaltung.     Die.  alten;  Stadtmauern  mit- 
Wall  und  Gräben  wurden  nun  in   baulicher  Beziehung  zu  einer  tof- 
trefflichen  Beserve ,  da   die-  Baumausdehnung  der  Stadt  infolf e  der 
Zunahme  der  Beyölkerung  die  Linie  der  alten  Stadtmauer  weit  über- 
flutet hatte.    An.  Stelle  jener.  Wälle  entstand  ein  Promenadengiirte], 
der  nicht  nur  eine  administrative  und  wirtschaftliche  Gliederung  be- 
wirkte,  sondern  auch  in   gesundheitlicher  Beziehung   Yon  Bedeutung 
wurde.    Keuerdings  erhöhte  sich  die  Fürsorge  für  die  Anlage  öffent^ 
lieber  Parks  und  Plätze  in  bedeutenderem  Maße. 

Wichtig  in  gesundheitlicher  Beziehung  waren  ferner  das  in  den 
1880  er  Jahren  errichtete  Wasserwerk  und  das  städtische  Schlachthaus. 

Sehr  auffallend  inachte  sich  an  Stelle  der  früher  scharf  durch- 
geführten Zentralisation  im  Yerwaltungsleben  in  neuester  Zeit  die 
mehr  und  mehr  angewandte  Dezentralisation  bemerkbar.  Bei  der 
Vielseitigkeit  der  Verwaltungsaufgaben,  insbesondere  wo  jetzt  yielfach 
technische  Kenntnisse  in  den  einzelnen  Verwaltungszweigen  —  wie 
z.  B.  das  Gas-  und  Wasserwerk,  das  Bauwesen  —  erforderlich  waren, 
müßte  diese  Umwandlung  mit  Notwendigkeit  eintreten.  Die  hieraus 
folgende  Entlastung  für  die  unmittelbare  Stadtverwaltung  sprang  von 
selbst  in  die  Augen. 

Wenn  einerseits  die  Errichtung  der  verschiedenen  städtischen 
Gewerbebetriebe  ganz  geboten  war,  so  erschien  es  andererseits  doch 
als  unbedingt  zweckmäßig,  das  städtische  Kohlenbergwerk  im  Jahre 
1889  zu  veräußern.  Das  Gas-  und  Wasserwerk,  das  Schlachthaus 
hatten  Zwecke  zu  erfüllen,  die  der  Allgemeinheit  zugute  kamen, 
während  das  Bergwerk  sich  als  ein  rein  industrielles  Erwerbsunter- 
nbhmen  darstellte.  Die  mißlichen  Verhältnisse,  die  damals  in^  der 
Montanindustrie  herrschten,  dazu  die  sich  steigernden  und  finanzidbo 
Srforderniese  rechtfertigten  den  erfolgten  Verkauf  durchaus..  Der 
Stadt  war  eine  schwere  Last  abgenommen  und  zugleich  hatte  sie 
eineir  angemeeSeniBn  Verkaufspreis  als  Entschädigung  erlangt 

.  Wir  hluben  in  der  vorliegenden  Arbeit  die  Einrichtungeii.  und 
FinanzqwUeh  der  Stadt  Osnabrück  hinsichtlich  ihrer  EntwicklAltg 
im  einzelnem/berdts  so  eingehend  behandelt ,  daß  vdr  hier  nichts 
meto    hinaiicäfüfgen    haben;     Überdies    hat   sich    in   :der  v  neuMeii 
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Zeit  gezeigt,   daß  SchwankuDgen   auf  diesem  Gebiete  im  Vergleich 
r  gegen  fiüher  weit  mehr  zurücktraten  und  somit  die  gesamte  Einanz- 

n  läge  der  Stadt  sich  viel   konstanter    erwies,    weniger  von   den   ver- 

f  schiedensten  Momenten  beeinflußt  werden  konnte,   als  dies  noch  vor 

30 — 40  Jahren  der  Fall  war.    Aus  diesem  Grunde  glaubten  wir  hier, 
£  um  uns  nicht  einer  Wiederholung  schuldig  zu  machen,  kürzer  über 

y  die  letzten  Dezennien  hinweggehen  zu  dürfen,   zumal  die  Dezentrali- 

i  sation  im  städtischen  Verwaltungswesen  in  der  letzten  Zeit  von  selbst 

auf  eine  gesonderte  Abhandlung  hinwies.    Die  einzelnen  Zweige  der 
^  Verwaltung  griffen  letzthin  nicht  mehr  ineinander  ein,  wie  früher,  und 

;:  statt  der  früheren  Einwirkung  aufeinander  bestand   nun   eine  völlige 

r  Isolierung.    Die  Finanzlage  der  Stadt  war  durch  alle  diese  Ursachen 

stabiler  geworden ;  Schwankungen  der  Erträge  nach  unten  hin  konnten 
lange  nicht  mehr  so  tiefgreifend  werden ,   wie  noch  vor  30  Jahren. 
In   den   direkten    Kommunalsteuem  hatte   außerdem   die    Stadt   ein 
;^  Mittel  in  die  Hand  bekommen,  die  Einnahmen  nötigenfalls  zur  je  er- 

forderlichen Höhe  steigern  zu  können,  ohne  daß  sich  eine  städtische 
Finanzkrise  wiederholen  könnte,  wie  dies  in  den  1840  er  und  1850  er 
Jahren  der  Fall  war.  Daß  der  Steuerdruck  in  Osnabrück  bis  1900 
nicht  allzusehr  drückend  war,  ist  schon  an  anderer  Stelle  gezeigt 
,  worden  (s.  S.  176/77);    so  manche  Stadt  hatte   noch  einmal   so   viel 

zu  tragen.     Zudem   blieb   als    ultima   ratio    stets   noch   der   Ausweg 

offen,   die  Verkehrssteuern  und  die  Grundsteuer  nach  dem  gemeinen 

fc  ' 

Wert  gehörig  in  Anwendung  zu  bringen. 

SchluiBbemerkung. 

Hiermit  sind  wir  am  Ende  unserer  Abhandlung  über  die  Finanzen 
der  Stadt  Osnabrück  von  1648 — 1900  angelangt.  Es  war  nicht  zu 
umgehen,  einzelne  Gebiete  nur  flüchtig  zu  streifen  und,  wenn  sie  von 
geringerer  Bedeutung  waren,  ganz  wegzidassen.  Eine  bis  ins  einzelste 
gehende  Finanzgeschichte  würde  sich  erst  durch  ein  mehrbändiges 
Werk  erschöpfen  lassen.  Hier  kam  es  uns  darauf  an,  in  größeren 
Umrissen  die  Entwicklung  der  städtischen  Finanzen  darzustellen,  um 
eine  Vorstellung  von  dem  Werdegang  dieser  alten  Stadt  zu  geben. 
Die  mannigfachen  Schicksale,  die  sie  unter  den  verschiedenen  politischen 
Verhältnissen  gehabt  hat,  hemmten  nicht  zum  mindesten  ihren  Auf- 
schwung: möge  der  Fortschritt  und  das  Wachsen  der  Stadt  Osnabrück, 
wie  es  seit  1860  stetig  erfolgte,  für  die  Zukunft  bleibend  sein.  — 
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Alle  Kechte  vorbehalten. 


Vorwort. 


Die  MiqueLsche  Steuerreform  hat  den  Gemeinden  die  Möglichkeit 
gegeben,  ihr  Steuersystem  in  der  Hauptsache  selbst  zu  gestalten  und 
es  nach  den  lokalen  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  auszubauen. 

Es  erscheint  mir  daher  als  eine  zeitgemäße  Aufgabe,  vom  wissen- 
schaftlichen Standpunkte  aus,  unter  Berücksichtigung  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  und  an  der  Hand  eines  praktischen  Beispiels, 
die  Frage  zu  erörtern,  wie  eine  Gemeinde,  z.  B.  NordhauseUj  die 
Kommunalsteuerlast   in   angemessener  und  gerechter  Weise    verteilt. 

Auf  diese  dankbare  Aufgabe  mich  hingeleitet  und  meine  Arbeit 
mit  seinem  wertvollen  Rate  gefördert  zu  haben,  dafür  gestatte  ich  mir 
an  dieser  Stelle  Herrn  Geh.  Begierungsrate  Professor  Dr.  J.  Conrad 
zu  Halle  a/S.  meinen  tiefempfundenen  Dank  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Die  Herren  Oberbürgermeister  Dr.  Contag  und  Landrat  Schaeper, 
beide  in  Nordhausen,  haben  mir  die  Benutzung  der  zu  der  Arbeit 
benötigten  Y erwaltimgsberichte ,  Bechnungen  und  Etats  gütigst  ge- 
stattet.   Ich  bin  ihnen  dafür  zu  großem  Danke  verpflichtet. 

Femer  sage  ich  für  mir  vielfach  erteilte  Auskünfte  dem  Herrn 
Stadtarchivar  Mittelschullehrer  Heineck  sowie  dem  Herrn  Stadtsekretär 
Wemecke  und  dem  Herrn  Steuersekretär  Zintzsch  meinen  verbind- 
lichsten Dank. 
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Einleitung. 


Immer  mehr  haben  in  den  letzten  Jahren  die  Gemeindefinanzen, 
insboBondere  die  unserer  größeren  Städte,  das  allgemeine  Interesse 
in  Ansprach  genommen.  Die  Anforderungen,  die  an  die  Kassen  einer 
Stadt  gestellt  werden,  sind  so  gewaltig,  die  Höhe  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  so  imposant,  daß  man  unwillkürlich  sich  die  Frage  stellt: 
Wie  kommen  solche  Summen  zusammen  und  wie  werden  sie  ver- 
braucht. 

Wie  im  Staate,  so  bilden  in  der  Regel  auch  in  der  Gemeinde 
die  Steuern  den  Hauptbestandteil  der  Einnahme.  Die  Gemeinde- 
steuern sind  es  daher  in  erster  Linie,  die,  entsprechend  dem  raschen 
Anwachsen  der  Gemeindeausgaben,  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine 
fortschreitende  Entwicklung  durchgemacht  haben.  Diese  Entwicklung 
an  dem  Beispiel  der  Stadt  Nordhausen  zur  Darstellung  zu  bringen, 
ist  das  Ziel  der  folgenden  Untersuchung. 

Man  wird  das  Steuerwesen  einer  Stadt  nur  dann  recht  zu  würdigen 
verstehen,  wenn  man  über  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhält- 
nisse in  der  Gemeinde  und  über  die  Gemeindefinanzen  im  allgemeinen 
orientiert  ist.  Deshalb  halte  ich  es  für  notwendig,  eine  Darlegung 
der  wirtschaftlichen  Grundlagen  des  Nordhäuser  Gemeinwesens,  sowie, 
der  Ausgaben  und  Einnahmen  vorauszuschicken. 


Charakteristik  Nordhansens. 

Es  kann  hier  nicht  meine  Aufgabe  sein,  die  politische   und  wirt- 
schaftliche  Entwicklung  Nordhausens  seit  seiner  Gründung   zu  ver- 
folgen.    Ich  beschränke  mich  lediglich  darauf  die  letzten  80  bis  100 
XLVUI.  1 
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Jahre  einer  kurzen  Betrachtung  zu  unterziehen  und  die  politische  und 
wirtschaftliche  Basis  zu  skizzieren,  auf  welcher  das  Steuerwesen  sich 
aufgebaut  hat.  Weiter  zurückzugreifen  ist  zum  Verständnis  der  Gegen- 
wart nicht  erforderlich. 

Bekanotlich  wurde  die  ehemalige  freie  JKeichsstadt  Nordhansen 
im  Jahre  1802  von  Preußen  in  Besitz  genommen.  Jedoch  erst  nach 
den  Zeiten  der  Fremdherrschaft  wurde  die  Angliederung  Nordhausens 
an  den  preußischen  Staat  eine  endgültige  und  Töllige.  Seit  jener  Zeit 
war  es  mit  den  ehemaligen  Herrschaften  Lohra  und  Clettenberg  und 
dem  Amte  Benneckenstein  zu  dem  Landkreise  Nordhausen  vereinigt. 
Nachdem  Nordhausen  im  Jahre  1880  die  Einwohnerzahl  25000  über- 
schritten hatte,  trat  es  im  folgenden  Jahre  aus  dem  Kreisrerbande 
heraus  und  bildete  seitdem  einen  besonderen  Stadtkreis.  Die  Zu- 
nahme der  Einwohnerschaft  ist  aus  folgender  Tabelle  ersichtlich : ') 

Jahr        Einwohnerzahl  Jahr       Einwohnerzahl 

1789  5222  1868  19624 

1803  8355  1871  21273 

1820  9058  1875  23613 

1828  10  000  1880  26198 

1842  12000  1888  26639 

1852  14950  1896  27243 

1855  15635  1901  28552 

1864  18541 

Die  Zunahme  war  also  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  eine  auf- 
fallend langsame. 

Nordhausen  trug  von  jeher  und  trägt  noch  heute  einen  ausge- 
sprochen gewerblichen  Charakter.  Schon  seit  dem  16.  Jahrhundert 
ist  es  durch  seine  Branntweinindustrie  berühmt.  Im  Ausgange  des 
18.  Jahrhunderts  waren  in  den  Brennereien  198  Blasen  täglich  im 
Betriebe  (Heineck,  Brandenburg-Preußen  und  Nordhausen,  Nordhausen 
1902  Seite  100),  und  auch  heute  steht  es  mit  seinen  68  Brennereien 
an  der  Spitze  der  Branntweinfabrikation.  Weiter  ist  die  Tabak-  und 
Zigarrenbranche  hervorzuheben,  in  welcher  16  Fabriken  tätig  sind; 
ist  doch  z.  B.  die  Kautabakindustrie  in  Nordhausen  in  ähnlicher 
Weise  konzentriert,  wie  dies  mit  der  Brennerei  der  Fall  ist.  Er- 
wähnenswert sind  ferner  noch  die  mit  den  bereits  genannten  Industrien 
verwandten    Zweige:     Brauereigewerbe,     Malz-    und     Spritindustrie. 


')  Die  neueren  Einwohnerzahlen  sind  den  Verwaltungsberichten,  die  älteren 
der  Nordhäuser  Chronik  von  Reinhard  Hormut  entnommen. 
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Schließlich  ist  Nordhausen  der  Sitz  bekannter  Tiefbohrgesellschaften; 
Tapetenfirmen  y  mechanischer  Webereien ,  Maschinen-  und  Metall- 
warenfabriken. 

Die  zur  Stadt  gehörige  Flur  ist  verhältnismäßig  klein,  nur 
2170,61  ha;  es  tritt  daher  die  Bedeutung  der  Landwirtschaft  zurück, 
dafür  nehmen  Gärtnerei-  und  Parkanlagen  ein  ziemliches  Terrain  in 
Anspruch. 

Eigenartig  ist  die  soziale  Gruppierung  der  Einwohnerschaft. 
Nach  dem  Yerwaltungsbericht  1902  wohnten  Ende  März  1909  im 
Stadtbezirk  an  Fabrikarbeitern  und  -arbeiterinnen  nur  613  Personen, 
was  bei  ungefähr  400  industriellen  Betrieben  eine  auffallend  geringe 
Zahl  ist.  Die  Mehrzahl  der  Arbeiter  wohnt  nämlich  in  den  nahe  ge- 
legenen Dörfern  und  sucht  tagaus  tagein  in  Nordhausen  ihre  Arbeits- 
stätten auf.  Insbesondere  hat  das  ungefähr  3  000  Einwohner  zählende 
Salza  vorwiegend  Arbeiterbevölkerung.  Infolge  dieser  Entlastung  der 
Stadt  von  einer  durchschnittlich  armen  Bevölkerung  zeigt  die  Staats- 
steuerstatistik ein  sehr  günstiges  Bild.  Veranlagt  wurden  1902  mit  einem 
Einkommen  von  über  3  000  Mk.  866  physische  Personen,  d.  s.  3  %,  der 
Bevölkerung.  Im  Durchschnitt  betrag  in  den  preußischen  Städten 
dieser  Prozentsatz  2,3%,  in  den  preußischen  Stadtkreisen  2,8%  der 
Bevölkerung.^)  Mit  einem  Einkommen  von  900 — 3000  Mk.  waren 
veranlagt  3  046  Personen.  Rechnet  man  die  Angehörigen  mit  hinzu, 
so  lebten  von  Einkommen  über  900  Mk.  insgesamt  43%  der  Ein- 
wohnerschaft. Bei  einem  derartig  großen  Prozentsatz  der  höheren 
Einkommen  wird  es  kein  Wunder  nehmen,  wenn  ebenso  wie  der  Staat 
auch  die  Gemeinde,  wie  wir  sehen  werden,  das  Einkommen  ihrer 
Angehörigen  zu  Steuern  schärfer  heranzieht,  als  dies  in  anderen  Ge- 
meinden der  Fall  ist. 


^)  Zeitschrift  des  Königlich  Preaßlschen  Statistischen  Bureans  1903  I.  Abt. 
S.  XI  und  1901  S.  LH. 
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I. 


Die  Entwicklung  des  Finanzwesens  im 

allgemeinen. 


A.  Die  Ansgaben. 

Die  KämmereirechnuQgen  der  freien  Reichsstadt  Nordhaasea 
wurden  nach  altüberkommenen  Mustern  geführt,  indem  Jahr  für  Jahr 
dieselben  Titel  in  Einnahme  und  Ausgabe  aufgenommen  wurden. 
Aber  dennoch  stellen  sie  einem  tieferen  Eindringen  bedeutende  Hinder- 
nisse in  den  Weg.  Schon  der  Umstand ,  daß  die  reichsstädtische 
Kassenführung  keinen  Unterschied  macht  zwischen  ordentlichen  und 
außerordentlichen  Ausgaben  und  Einnahmen,  erschwert  es,  die  einzelnen 
Posten  sachgemäß  zu  erfassen  und  zu  würdigen.  Ein  unüberwind- 
liches Hemmnis  tritt  uns  in  der  Ausgabe  entgegen.  Die  Ausgaben 
sind  nämlich  nicht,  wie  heutzutage,  nach  den  einzelnen  Zwecken  ge- 
ordnet, sondern  nach  den  einzelnen  Personen,  an  welche  die  Ausgabe 
gemacht  wurde  und  die  dann  über  den  Empfang  quittierten.  Die 
Ausgabetitel  lauten  beispielsweise:  „Den  Herren  des  Bauamts'^  „den 
ZoUschreibem",  „dem  Flurschützen",  „dem  Schmiede",  „dem  Buch- 
binder" usw.  Der  Zweck  der  Ausgabe  ist  bei  dieser  Art  der  Kassen- 
führung gänzlich  verwischt. 

Nach  modernen  Grundsätzen  und  unter  Scheidung  der  ordent- 
lichen von  den  außerordentlichen  Ausgaben  wird  die  Kämmereirech- 
nung  in  den  zwanziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  geführt.  Mit 
Beginn  dieser  Zeit  läßt  sich  daher  eine  vergleichende  Darstellung  der 
Ausgaben  durchführen.     Siehe  Tabelle  1.  ^) 

*)  Unter  Denkschrift  ist  zu  verstehen  die  „üenkschrift  des  Magistrats  vom 
21.  April  1881  betreffend  die  Finanzverwaltung  in  den  Jahren  1868 — 1881". 

Von  1876—1900  wurde  das  Etatsjahr  durch  zwei  Jahreszahlen  z.  B.  1888>«9 
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Tabelle  1.    Entwicklang  der  ordentlichen  Ausgaben. 


Jahr 


Sinwohner- 
zahl 


ordentliche 

Ausffabe 

in  Mk. 


ordentliche 
Ausgabe 
pro  Kopf 


Quellen- 
angäbe 


1822 
lfi2B 
1840 
1854 
1856 
1864 
1868 
1872 
1876 
1880 

1884 
1888 
1802 
1896 
1900 
1901 
1902 


9  loo 

9300 

12000 

15000 

15535 
18541 

19624 

21373 

23613 

25000 

26  198 
26639 
26833 
27243 
28500 
28552 
28687 


48816 

57265 

69815 

94099 

98862 

144988 

163  350 

228300 

384000 

451875 

482  527 

575  828 
664648 
718465 
889  108 
958  141 
961544 


5,36 

6,15 

5,81 

6,37 
5,32 

7,81 

8,32 

10,73 
16,26 

18,07 

18,41 
21,61 

24,77 
26,37 
31,19 
33,56 

33.51 


Rechnung 


n 
n 


Denkschrift 


Yerwaitongs- 
bericht 

n 
n 
» 
f) 
n 
ti 
n 


In  den  achtzig  Jahren  von  1822  bis  1902  hat  sich  also  die  Aus- 
gabe nun  das  zwanzigfache,  die  Einwohnerzahl  dagegen  nur  um  das 
dreifache  vergrößert  Evident  ist  die  starke  Steigerung  nach  dem 
Kriege  von  1870—71.  Die  Stadt  hat  in  dieser  Zeit  sich  die  Förderung 
ihrer  kulturellen  und  sozialen  Angaben  sehr  angelegen  sein  lassen. 
Interessant  ist  es,  einige  der  wichtigsten  Aufgaben  herauszugreifen 
und  ihre  Entwicklung  zu  verfolgen. 


Das  Unterrichtswesen. 

Während  der  ersten  Jahrzehnte  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
scheinen  die  Aufwendungen  der  Kämmerei  nur  eine  verschwindende 
Rolle  zu  spielen.  Die  Schulkassen  sind  den  geringen  Anforderungen, 
die  an  sie  herantraten,  fast  gänzlich  aus  eigener  Kraft,  das  ist  durch 
ergiebige  Erhebung  von  Schulgeldern  und  später  durch  einen  Zuschlag 
zum  Einkaufs-  und  Bürgerrechtsgelde  (Seite  46)  gerecht  geworden. 


ausgedrückt.    Der  Einfachheit  halber  habe  ich   die  heutige  Bezeichnung  durch 
eine  Jahreszahl  auch  dort  zur  Anwendung  gebracht. 

Die  Talerwährung  ist  durch  die  Markwährung  ersetzt. 


1 
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Bei  Beginn  des  dritten  Jahrzehnts  findet  sich  in  der  Kämmereirecb- 
nung  ein  fixierter  Ausgabeposten  von  3096  Mk.  verzeichnet  y,als  Zu- 
schuß an  die  Schulkasse  zur  Besoldung  der  öffentlichen  Lehrer/'  Im 
Jahre  1840  ist  dieser  Zuschuß  auf  6600  Mk.  gestiegen,  da  in  den 
dreißiger  Jahren  mehrere  Schulklassen  neuerrichtet  wurden.  Gleich- 
zeitig wurde  auch  die  Kasse  des  1836  errichteten  Realgymnasiums 
eine  Kostgängerin  der  Stadtkasse.  Jedoch  erst  mit  den  sechziger 
Jahren  gewinnen  die  Zuschüsse  der  Stadt  für  Schulzwecke  einen  be- 
merkenswerten Umfang.  Das  Schulwesen  der  neuesten  Zeit  verdient 
daher  eine  nähere  Betrachtung. 

Nordhausen  besaß  1866  Gymnasium,  Realgymnasium,  höhere 
Töchterschule,  Bürger-  und  Elementarschule.  Die  Anzahl  der  städti- 
schen Unterrichtsanstalten  hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  mehrfach  ver- 
ändert. Das  Jahr  1875  brachte  die  obligatorische  Fortbildungsschule, 
1889  gingen  Gymnasium  und  Realgymnasium  auf  den  Staat  über. 
Die  Stadt  hat  seitdem  zur  Unterhaltung  letzterer  beiden  Anstalten 
40  000  Mk.  beizusteuern,  während  sie  bisher  jährlich  ungefähr  60  000  Mk. 
Kämmereizuschuß  hatte  aufwenden  müssen.  Mit  1.  Juli  1892  über- 
nahm die  Stadt  die  katholische  Schule  als  städtische  Volksschule. 
Im  selben  Jahre  entschloß  sich  die  Stadtverwaltung  zur  Errichtung 
einer  Schule  für  Kinder  mit  mangelhafter  geistiger  Entwicklung. 
ScMießlich  im  Jahre  1896  wurde  auf  Grund  der  §§  120,  142,  160 
der  Gewerbeordnung  eine  Fachschule  für  Handlungslehrlinge  er- 
öffnet. 

Die  Frequenz  der  Schulen  ist  aus  Tabelle  2  ersichtlich.  Es 
wurden  unterrichtet  im  Jahre 

1866  2  954  Personen  von    77  Lehrkräften 

1877  3835         „  „122 

1888  5113         „  „     139 

1900  5  767         „  „    212 

Diese  bedeutende  Ausdehnung  des  Schulwesens  machte  natur- 
gemäß immer  größere  Ausgaben  notwendig.    Seine  Kosten  betrugen : 


im  Jahre 

Mk. 

im  Jahre 

Mk. 

1864 

ca.  93  ooo 

1893 

249870 

1870 

ca.  135000 

1897 

327  374 

1872 

176422 

1898 

333  359 

1875 

205015 

1899 

340487 

1877 

227  825 

1900 

398  927 

1880 

226  714 

1901 

429  302 

1883 

271  499 

1902 

422467 

1886 

295  858 

Tabelle  2.    Der  Schulbesuch. 


II 


II 


1876 

366 

467 

306 

5" 

5aö 

826 

85b 

_ 

_ 

780 

1880 

459      359 

285 

495 

S70 

1043 

1037 

1883 

533     381 

35= 

600 

637 

1169 

i»s 

65" 

1866 

445     3H 

34« 

646 

691 

1343 

■357 

695 

1869 

335 

386 

106 

330 

655 

6S0 

1308 

'346 

714 

1892 

277 

3*9 

7» 

318 

712 

653 

1239 

1331 

788 

1896 

281 

276 

56 

296 

648 

539 

1348 

1490 

175 

38 

746 

1897 

275 

a83 

35 

306 

647 

540 

137s 

i486 

175 

37 

582 

1899 

3S1 

290 

43 

306 

637 

498 

1408 

1533 

i8a 

38 

609 

1900 

162 

287 

47 

3>8 

601 

488 

1446     1426 

167 

37 

550 

1901 

310 

46 

338 

61S 

498 

1440:  1401 

171 

38 

608 

1902 

238 

343 

43 

342 

646 

5'5 

1433 

1428 

171 

44 

653 

'54 
152 

Einea  erheblichen  Beitrag  zur  Deckuog  dieser  Kosteo  leistet 
das  Schulgeld  —  ansgeuommea  au  den  YoIksBcbuIeD ,  die  seit  1872 
unentgeltlich  siod.  (Bis  dahin  war  für  den  Elementarschüler  3  Groschen 
6  Pfennige  monatlich,  das  ist  1  Taler  jährlich,  Schulgeld  zu  entrichten.) 
An  Schulgeld  kam  ein: 


a  Jahre 


Die  Deckung  der  Kosten  gestaltete  sich  in  den  letzten  Jahren 
bezüglich  der  städtischen  Schulen  wie  aus  Tabelle  3  ersichtlich.  Über 
die  Hälfte  der  fiir  Schnlzwecke  notwendigen  Summe,  einschließlich 
den  Beitrag  zur  XJnterbaltaog  der  höheren  Lehranstalten,  fließt  also 
aus  der  Kämmereikasse.  Das  allmähliche  Auschwellen  dieser  Zu- 
schüsse führt  Tabelle  4  vor  Augen. 

lo  den  letzten  38  Jahren  sind  die  Kämmereizuschüsse  um  das 
achtfache,  in  den  letzten  27  Jahren  um  das  dreifache,  in  den  letzten 
13  Jahren  um  das  doppelte  gestiegen,  und  haben  seit  1873  mit  der 
Gesamtausgabe   fast   gleichen  Schritt  gehalten.     Nur  im  Jahre  1889 


SD  der 

höheren 

an  den 
Mittelachalea 

BD  der 

gewerblichen 

Schule 

ao  der 
Fortbildungsschule 

289:1 

31287 

41386 
42114 

3090 

3769 

4  790  Mk. 
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Tabelle  3.    Die  Kosten  der  städtischen  Schulen 

(mit  Ausnahme  der  Kaufmännischen  Fortbildungsschnle,  die  sidi  durch  Schulgeld 
allein  zu  erhalten  vermag  [aus  den  Verwaltungsberichten]). 


Jahr 


Höhere  Mädchenschule 


Mittelschulen 


Ausgabe 
Mk. 


Davon  sind  gedeckt  durch 


eigene 
He- 
bungen 

Mk. 


Staats- 
zuschuß 

Mk. 


£&m- 

merei- 

zuschuß 

Mk. 


Ausgabe 
Mk. 


Davon  sind  gedeckt  durch 


eigene 
He- 
bungen 

Mk. 


Staats- 
BuschuB 

Mk. 


Käm- 
merei- 
Zuschuß 

Mk. 


1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 


34429 
36876 

4099S 

40565 

42032 

48913 
46706 


28749 

5680 

87451 

44243 

28455 

— 

8421 

96736 

44819 

29045 

— 

11953  1 

96157 

43889 

29862 

10702 

98028 

46287 

30539 

II  492 

109551 

41593 

3»  131 

— 

17  782 

113  462 

42969 

31345 

■ 

15360 

1 

113  107 

43321 

18% 

113630 

325 

1897 

136  069 

1047 

1898 

138  749 

807 

1899 

143  721 

1633 

1900 

189  491 

4012 

1901 

207  557 

5978 

1902 

201  553 

2441 

Volksschulen 


17551 
20452 

22054 

23238 

58580 

59682 

59592 


1 

—  43^7 

—  1   51886 

—  !   52267 

—  !  5W41 

—  '  67957 

—  70  492 

—  69785 


Gewerbl.  Fortbildungsschule 


95  754 
114569 

115888 

118848 

126899 

14 1  895 

139519 


13438 
13937 
13321 

13539 
12898 
14188 
14679 


3516 
3441 
3  599 
3724 
3767 
5432 
465.1 


4400 
4270 
4270 
5138 
5138 
5138 
3701 


5521 
6226 

5451 
5  573 
3992 
3618 
6326 


macht  sich  gegen  die  Vorjahre  ein  Bückgang  hemerkhar.  Dieser  ist 
dadurch  zu  erklären,  daß  mit  diesem  Jahre  das  Gymnasium  und  die 
Kealschule  vom  Staate  übernommen  wurden. 

Insbesondere   die  Mittelschule,   noch  mehr  aber  die  Volksschule 
machten  hohe  Zuschüsse  notwendig: 


Jahr 

Beitrag  zur          Beitrag  zur 

Quellenangabe 

Mittelschule 

Volksschule 

1864 

15765') 

Rechnung 

1868 

16  230 

Denkschrift 

1872 

25500 

n 

1873 

33678 

n 

1874 

49156 

Verwaltungs- 
bericht 

1876 

56859 

" 

1881 

10219 

49  974 

V 

1884 

13559 

65953 

n 

1892 

27  096 

81487 

n 

1896 

43207 

99513 

ry 

1902 

69785 

1395^9 

n 

^)  Bis  1875  bestand  für  höhere  Töchter-,  Mittel-  und  Volksschule  eine  „all- 
gemeine Schulkasse". 
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Tabelle  4. 
Beiträge    der  KämmereikasBe   zur  Schulanterhaltung. 


auf  den  Kopf 

Jahr 

Beitrag  in 
Mk. 

der  Bevölkerung 
entfallt 

Mk. 

Prozent  der 
Gresamtausgabe 

Quellenangabe 

1822 

3096 

0,34 

6,3 

Bechnung 

1840 

6600 

0,55 

9,4 

n 

1864 

15044 

1,00 

15,9 

n 

1855 

15  913 

1,02 

15,9 

n 

1864 

34  339 

1,85 

23,7 

n 

1868 

37941 

1,93 

23,2 

Denkschrift 

1871 

42773 

2,00 

23,9 

/     Verwaltungfl- 
\  bericht  von  1876  f. 

1872 

45772 

2,10 

20,0 

n 

1873 

61  121 

2.77 

25.1 

n 

1874 

83  134 

3,61 

32,6 

n 

1875 

88020 

3,72 

24,8 

n 

1876 

100  924 

4,23 

26.2 

n 

1880 

117  497 

4,48 

26^0 

n 

1883 

121  912 

4,65 

26,8 

n 

1886 

147908 

5,50 

28,5 

n 

1888 

161  497 

6,06 

28.0 

r 

1889 

135  943 

5,09 

22,9 

n 

1890 

139777 

5,21 

.    *4J 

n 

1893 

158666 

5,83 

25,5 

n 

1894 

180729 

6,58 

28,1 

n 

1896 

193922 

7,12 

26,9 

V 

1897 

221  103 

8,12 

28,9 

n 

1898 

225  560 

8,16 

27,1 

r> 

1899 

225  698 

8,10 

26,0 

n 

1900 

249442 

8,75 

28,0 

» 

1901 

273  789 

9,59 

28,5 

n 

1902 

270  992 

9,44 

28,1 

n 

Während  in  den  secbziger  Jahren  der  Kämmereibeitrag  für  Volks- 
schulen bei  weitem  nicht  die  Hälfte  der  Zuschüsse  für  das  Schulwesen 
ausmacht,  hat  er  in  den  letzten  Jahren  die  Hälfte  überschritten,  ein 
Beweis,  daß  die  Entwicklung  der  Schulen  sich  zugunsten  der  unbe- 
mittelten Volkaklassen  vollzogen  hat.  Jeder  einzelne  Volksschüler 
verursachte  der  Stadt  1902  eine  Ausgabe  von  45,36  Mk.,  wobei  die 
Kosten  für  Bau  und  Reparatur  der  Schulgebäude  nicht  einmal  ein- 
gerechnet sind.  Der  einzelne  Mittelschüler  kostete  der  Stadt  60,10  Mk., 
die  einzelne  Töchterschülerin  44,91  Mk.,  ein  Schüler  der  höheren 
Lehranstalten   63,10  Mk.  ^)     Rechnet  man  hinzu,   daß  auf  den  Kopf 

^)  Hier  ist  nur  der  stadtiflche  ZaBchnß  zor  Erhaltung  der  beiden  staatlichen 
Anstalten,  des  Gymnasiums  und  des  Healgymnasiums,  berücksichtigt. 
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des  Yolksschülers  noch  19,65  Mk.  Staatszuschuß  entfaHen,  so  stellt 
sich  sein  jährlicher  Unterricht  auf  66,01  Mk.  aus  öffentlichen  Mitteln, 
während  zur  Heranbildung  des  Mittelschülers  jährlich  nur  60,10  Mk., 
der  Töchterschülerin  jährlich  nur  44,91  Mk.  aus  öffentlichen  Mitteln 
aufgewendet  werden. 


Das  Armenwesen. 

Bis  zu  Beginn  der  siebziger  Jahre  hat  die  öffentliche  Armen- 
pflege nur  ausnahmsweise  und  dann  meist  geringe  laufende  Beträge 
aus  der  Stadtkasse  erfordert. 

Die  Verwaltung  der  städtischen  Armenpflege,  der  offenen  sowohl 
wie  der  geschlossenen,  unterstand  seit  1865  einer  Deputation,  welche 
aus  zwei  Magistratsmitgliedern,  vier  Mitgliedern  der  Stadtverordneten- 
yersammlung,  den  städtischen  Armenärzten  und  den  Inspektoren  der 
städtischen  Armenanstalten  bestand.  Es  fehlte  jedoch  an  ^)  „Organen, 
welche  sich  der  sorgfältigen  Untersuchung  der  Verhältnisse  der  Unter- 
stützungsuchenden nach  jeder  Richtung,  der  steten  Beobachtung  der 
Unterstützten  unterzogen  und  welche  auch  imstande  wären,  rasche 
und  zweckentsprechende  Hilfe  zu  yeranlassen."  Man  sah  sich  daher, 
um  der  fortschreitenden  Entwicklung  gerecht  zu  werden,  im  Jahre 
1876  genötigt,  zum  Elberfelder  System  überzugehen,  wie  es  in  anderen 
Städten  schon  bestand  und  auch  der  Nordhäuser  Verein  für  freiwillige 
Armenpflege  bereits  durchgeführt  hatte.  Dies  System  hat  sich  auch 
in  Nordhausen  sehr  bewährt. 

Die  für  die  offene  Armenpflege  notwendigen  Geldmittel  yereinigen 
sich  in  der  Armenkasse.  Sie  wird  gespeist  durch  Geschenke,  Zu- 
schüsse sei  es  aus  der  Kämmereikasse,  sei  es  aus  der  Kasse  der 
unten  erwähnten  „Vereinigten  milden  Stiftungen."  Bis  zum  1.  April 
1895  waren  außerdem  die  Hunde-  und  Lustbarkeitssteuem  an  die 
Armenkasse  zu  zahlen. 

Der  geschlossenen  Armenpflege  dienen  eine  Keihe  z.  T.  sehr 
alter  Anstalten: 

1.  Im  Kloster  St.  Martini,  gegründet^)  1389,  beziehen  eine  ge- 
ringe Anzahl  alter  Frauenspersonen  freie  Wohnung,  Licht,  Heizung 


1)  Verwaltungabericht  1876  S.  1. 

•)  Aus  „Chronik  der  Stadt  Nordhausen"  von  Prof.  Dr.  Ernst  Günther  Foerste- 
mann.    Nordhausen  186Q. 
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und  geringe  Geldmittel  teils  aus  der  Easse  der  vereinigten  milden 
Stiftungen,  teils  aus  der  Armenkasse. 

2.  Das  Hospital  St.  Elisabeth,  gegründet  1436,  dient  zur  Unter- 
bringung obdachloser  Familien.  Im  Jahre  1896  fanden  darin  23 
Personen,  1900  34  Personen  Aufnahme. 

3.  Die  Plaut-Stiftung,  seit  1879,  soll  unbemittelten  Nordbäusern 
für  ihre  alten  Tage  Unterkunft  und,  soweit  die  Mittel  reichen,  freie 
Verpflegung  gewähren. 

4.  In  den  Siechhofsanstalten  erhalten  sämtliche  Insassen  freie 
Verpflegung,  Heizung,  Beleuchtung  und  Bekleidung.  Sie  bestehen 
aus  dem  Hospital  St.  Cyriaci,  einer  Pflegeanstalt  für  altersschwache 
und  gebrechliche  Arme,  dem  Arbeitshause  ^)  zur  „Beschäftigung  der- 
jenigen Gemeindeglieder  beider  Geschlechter,  welchen  es  an  Gelegen- 
heit und  Mitteln  oder  an  gutem  Willen  fehlt,  sich  und  die  Ihrigen 
rechtlich  zu  ernähren^,  und  dem  Siechenhause,  welches  für  sechs 
Sieche  Unterkunft  bietet. 

5.  Das  Waisenhaus  vermag  50  arme  oder  elternlose  Kinder  auf- 
zunehmen. Am  31.  März  1903  befanden  sich  darin  39  Kinder.  Diese 
Anstalt  hat  aus  eigenem  Grund-  und  Kapitalbesitz  eine  Einnahme 
von  jährlich  ca.  2  700  Mk. 

6.  Das  Krankenhaus,  seit  1888,  hat  ebenfalls  eigenes  Kapital, 
wenn  auch  wenig.  Die  Ausgaben  beliefen  sich  1902  auf  63  000  Mk., 
wovon  31 000  durch  Kurkosten  und  von  der  Gesindekrankenkasse  ge- 
deckt wurden. 

Die  Unterhaltung  dieser  Anstalten  erfolgt,  soweit  nicht  Geschenke 
oder,  wie  beim  Krankenhaus,  Gegenleistungen  vereinnahmt  werden, 
durch  die  Kämmereikasse  oder  die  Kasse  der  vereinigten  milden 
Stiftungen. 

In  diese  letztere  Kasse  fließen  die  Zinsen  alter  Stiftungskapitalien. 
Die  Reichsunmittelbarkeit  Alt-Nordhausens  hatte  den  Gemeingeist  und 
die  Opferfreudigkeit  der  Bürger  mächtig  entwickelt.  Diesem  Umstände 
ist  es  zu  danken,  daß  im  Laufe  der  Zeit  viele  Stiftungen  zum  Wohle 
der  Vaterstadt,  insbesondere  zum  Besten  der  Armen  gespendet  wurden. 
Der  für  diese  Zwecke  bestimmte  Grund-  und  Kapitalbesitz  repräsen- 
tiert heute  einen  stattlichen  Wert.  Nicht  unwahrscheinlich  ist,  daß 
in  diesen  „Stiftungen^  das  Vermögen  der  nach  der  Beformation 
säkularisierten  geistlichen  Korporationen  enthalten  ist.    Das  Kapital 


^)  Verwaltungsbericht  1902  S.  85.    Es  ist  hier  der  Wortlaat  der  Ordnung 
für  das  Arbeitshaus  vom  15.  September  1821  angeführt. 
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betrog  1864:  S77  694  Mk.,  1892:  656  648  Mk.  mit  2S446  ML 
ertrag,  1902:  692  604  Mk.  mit  26065  Mk.  Zinsertrag.  HifizntnU 
noch  der  Erlös  ans  verpachteten  oder  yermieteten  StiftangsgmndstilckeD^ 
sowie  die  Einnahme  aus  der  Yerwaltong  des  Stiftnngsforetes,  in  Sunma 
1896 :  27  247  Mk.,  1902 :  26  799  Mk. 


Tabelle  5.     Entwicklung  der  gesamten  öffentlichen 

Armenpflege.^) 


Es  wurden  ortsan- 

Ortsangchöri^e 

Personen  wurden 

in  Provinzial-Irren- 

Gesamtausgaben 

H 

gehörige  Personen 
unterstützt  durch 

(abzüglich  der  Erstattungen 

anUnter- 

'S 

Zuweisung  von 

H  eil-  u.  Pflegeanstal- 

stützungs- und  Verpflegungs-  usw. 

s 

Geldbeträgen     ' 

ten  untergebracht 

Kosten 

c 

0 

a 

•s 

o 

inzahl  der 
Personen 

Gesamt- 
betrag der 
Geld  Unter- 
stützung 

iRzahl  der 
Personen 

Kosten  der 
Unter- 
bringung 

der  offenen 
Armen- 
pflege 

der 
geschlosse- 
nen Armen- 
pflege 

a 

1 

»4      1 
fl     0    0 

'0^5  = 

'' 

Mk. 

-cq 

Mk. 

1     Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1881 

460 

33623 

1 

270 

41672 

39969 

1 

81641 

3iI2 

1882 

504 

35315 

29 

5  447 

45855 

46273 

92   129 

3,S2 

1883 

501 

34317 

13 

2193 

43517 

41  802 

85320 

3,26 

1864 

468 

35368   1 

IG 

2149 

44263 

37550 

81  814 

^•'c 

1885 

497 

37469 

14 

3845 

47796 

40429 

88226 

3.28 

1886 

466 

36425    ! 

20 

3632 

53045 

42175 

95220 

3,S4 

1887 

472 

38987 

22 

4487 

58x16 

41756 

99873 

Hi 

1888 

406 

40083 

20 

.  4950 

61  699 

41077 

102776 

3,86 

1889 

417 

42521    , 

21 

5464 

65987 

46417 

112  404 

4.2t 

1890 

381 

37369   ; 

25 

6  109 

55007 

48633 

103  640 

3.86 

1891 

349 

38988    1 

32 

7235 

59304 

51304 

1 10  608 

4.12 

1892 

360 

36469    1 

36 

6095 

54581 

55607 

HO  189 

4,1^ 

1893 

353 

36500 

32 

7229 

57602 

46396 

103  999 

3.8« 

1894 

401 

40541    . 

34 

8903 

63394 

50690 

114084 

4,16 

1895 

394 

40  969 

31 

8099 

63640 

53790 

117  430 

4,30 

1896 

373 

36353    1 

37 

8789 

56632  1 

51  702 

108335 

3,98 

1897 

443 

37158    ■ 

41 

9419 

61  366  , 

48678 

1 10044 

4,04 

1898 

447 

39462 

35 

9429 

63866 

53317 

117  183 

4,24 

1699 

424 

36  720   1 

43 

9  597 

60617 

43094 

103  712 

3,7J 

1900 

418 

34186     ; 

39 

10395 

56335 

47686 

104  021 

3,65 

1901 

421 

34385  ; 

41 

10470 

57569 

49093 

106663 

3J7 

1902 

410 

35  573 

1 

40 

12832 

62  125 

52966 

115091 

4,01 

Es  ist  gewiß  kein  Zufall,  daß  die  Kämmereizuschüsse  erst  mit 
dem  Jahre  1871  danernd  einsetzen.  Einmal  war  durch  den  18/0 
gegründeten  Verein  für  freiwillige  Armenpflege  die  allgemeine  Auf- 
merksamkeit auf  das  Armenwesen  gelenkt  worden,  und  dieser  Verein 


^)  Verwaltungsbericht  1902  Seite  89. 
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Tabelle  6.    Die  Leistungen  der  Kämmereikasse  für 

das  Armenwesen. 


Rechnungs- 
jahr 

Ausgabe  für 

Armenpflege  aus 

der  Kämmerei- 

Ausgabe 

pro  iLopf 

der  BeY(äk- 

Proeentsatz 
der  Gesamt- 

Quellenangabe. 

kasse 

rung  in 

ausgäbe 

Mk. 

Mk. 

1871 

4008 

0,18 

2,20 

Denkschrift 

1872 

10500 

0,49 

4,59 

n 

1873 

12090 

0,56 

4.97 

n 

1874 

16680 

•0,78 

6,54 

n 

1875 

22  110 

1,03 

6,23 

n 

1876 

22984 

0,97 

5,95 

n 

1877 

26018 

I,IO 

6,46 

n 

1878 

31  128 

li32 

7,39 

n 

1879 

30028 

1,27 

7,28 

n 

1880 

43968 

1,68 

9,73 

Verwaltungsbericht 

1881 

34644 

1,32 

7,81 

n 

1882 

46359 

1,77 

10,25 

» 

1883 

38  535 

1,47 

8.47 

Verwaltungs  bericht 
1902  S.  89. 

1884 

36  989 

«,4i 

7,55 

n 

1885 

40830 

1.52 

7,84 

r> 

1886 

50941 

1,89 

9,50 

n 

1887 

53075 

1,99 

9,73 

n 

1888 

59815 

2,25 

10,36 

n 

1889 

65  726 

2,46 

10,92 

r< 

1890 

54839 

2,06 

9,31 

n 

1891 

64394 

2,40 

10.35 

r> 

1892 

66477 

2,47 

10,00 

„ 

1893 

58920 

2.17 

9,18 

n 

1894 

70103 

2,55 

10,67 

M 

1895 

76933 

282 

10,59 

n 

1896 

71  696 

2,63 

9,98 

M 

1897 

73  795 

2,71 

9,67 

n 

1898 

80477 

2,91 

9,70 

», 

1899 

64473 

2,31 

7,45 

n 

1900 

67904 

2,38 

7,64 

n 

1901 

70434 

2.49 

7,35 

n 

1902 

79  131 

2,76 

!          8,23 

r 

vermittelte  in  immer  weiterem  Umfange  die  Gewährung  Ton  Unter- 
stützungen aus  der  Armenkasse.  Sodann  zeigen  sich  in  dieser  Zeit 
unverkennbar  die  segensreichen  Wirkungen  des  Reichsgesetzes  be- 
treffend den  Unterstützungswohnsitz  vom  6.  Juni  1870.  Nunmehr 
war  dem  Bedürftigten  in  jedem  Falle  eine  Unterstützung  gesichert. 

Wie  Tabelle  6  zeigt,  ist  seit  1878  der  Anteil  an  der  Gesamt- 
ausgabe ungefähr  der  gleiche  geblieben,  seit  1889  auch  der  Anteil 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  so  daß  unter  der  gegenwärtigen  Ge- 
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setzgebung  die  Armenlast  mit  ca.  9%  und  ca.  2,60  Mk.  pro  Kopf 
der  Bevölkerung  einen  gewissen  £ahepunkt  erreicht  zu  haben  scheint. 
Eine  Einwirkung  unserer  sozial-politischen  Yersicherangsgesetze  macht 
sich  in  den  Tabellen  6  und  6  direkt  nicht  bemerkbar^);  zweifellos 
aber  ist  ein  rascheres  Steigen  der  Armenlast  durch  sie  vermieden 
worden.  Um  einen  Begriff  sich  davon  zu  machen,  wie  segensreich 
das  bedeutendste  dieser  Gesetze,  das  Krankenveisicherungsgesetz,  in 
das  soziale  Leben  eingreift,  sei  erwähnt,  daß  als  Mitglieder  von  Orts- 
oder Betriebskrankenkassen  oder  eingeschriebenen  Hilfskassen  der 
Versicherung  unterlagen: 

1887  4  552  Personen 

1892  5421         „ 

1897  6  487 

1902  7  559        „ 

Das  sind  in  letzterem  Jahre  mehr  als  ^/^  der  Einwohnerschaft.  Es 
wurden  ausgezahlt: 


fiir  ärzt- 
liche Be- 
handlung 

Mk. 

Arzenei 

u.  sonstige 

Heil- 

mittel 

Mk. 

Krankengelder  an 

Unter- 
stützung, 
an  Wödi- 
nerinnen 

Mk. 

Sterbe- 
gelder 

Knr-  etc. 
Kosten  an 
Kranken- 
anstalten 

Mk. 

Jahr 

Mit- 
glieder 

Mk. 

Ange- 
hörige 

Mk. 

Samma 

1887 
1892 
1897 
1902 

8259 
16469 
26238 
34926 

5098 
10585 
15278 

23944 

16011 
26404 
31  646 
50444 

17 
214 

585 
442 

I  137 
1273 

2086 

2202 

2453 
4035 
3791 
4384 

I  134 
3898 

5258 
6869 

1 

34109 

62878 

84  882 

123  211 

Das  Bauwesen. 

Die  kommunale  Bautätigkeit  schreitet  nicht  so  stetig  und  gleich- 
mäßig fort,  wie  das  z.  B.  im  Schulwesen  mit  der  Schulkinderzahl 
der  Fall  ist,  sondern  sie  entfaltet  sich  mehr  ruckweise,  indem  sich 
von  Zeit  zu  Zeit  ein  Neubau  als  nötig  erweist.  Doch  auch  wenn 
Neubauten  nicht  im  Vordergrunde  stehen,  ist  die  Entwicklung  keines- 
wegs eine  gleichmäßige.  Die  städtischen  Gebäude  (1902  ca.  55  Stück), 
das  Straßenpflaster,  Trottoirs,  Treppen,  Brücken  usw.,  die  städtischen 
Chausseen  zu  erhalten,  die  Ufer  der  Zorge  und  Helme  zu  sichern 


^)  Das  Krankenversicherungsgesetz  trat  am  1.  Dezember  1884,  das  Unfall- 
Versicherungsgesetz  am  1.  Oktober  1885,  und  das  Gesetz,  welches  die  Alters-  und 
Invalidenrente  brachte,  am  1.  Januar  1891  in  Kraft. 


—     15     — 

und  zu  regolieren^  diese  Aufgaben  machen  in  Nordhausen  in  einem 
Jahre  mehr,  im  nächsten  Jahre  weniger  GeldaufwenduDgen  not- 
wendig.   In  Tabelle  7  ist  eine  knrze  Übersicht  hierüber  gegeben. 

Wenn  auch  durch  den  Verkauf  alter  Baumaterialien,  durch  Bei- 
träge von  Anliegern  oder  sonstigen  Interessenten,  durch  Baupolizei- 
gebühren u.  ä.  namhafte  Summen  einkommen,  z.  B.  1902  sind  es 
13463  Mk.  (die  früheren  Berichte  machen  diese  Zahlen  nicht  er- 
sichtlich), so  lasten  doch  die  Ausgaben  für  Bauten  in  der  Haupt- 
sache auf  der  Eämmereikasse ;  ihre  Leistungen  zeigt  Tabelle  8. 


Tabelle  7.    Ausgaben  für  Bauten. 

(Nach  den  Yerwaltungsberichten.) 


Pflaster-  und 

Jahr 

Hochbauten 

Trottoirbauten 

Ohaasseebauten 

Wasserbauten 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1875 

7  190 

9897 

9666 

3843 

1877 

6847 
2703 

9592 

16  160 

4303 

1882 

30659 

1095 

1887 

5814 

5487 

14813 

2127    ,       d 

1892 

II  227 

8781 

13684 

7178I 

1     ■§ 

1897 

6349 

7049 

13275 

4  533 

ä-Sl 

1900 

6691 

8489 

13  109 

5  799 

1902 

56619») 

8708 

18098 

18  593J 

a      0 

Tabelle  8. 
Leistungen  der  Kämmereikasse  für   das  Bauwesen. 

(Nach   den  Yerwaltungsberichten  seit   1882,  im   übrigen   nach   der   Rechnung.) 


Aufwendungen  für 

Aufwendungen  für 

Jahr 

Bauwesen 
Mk. 

Jahr 

Bauwesen 
Mk. 

1803/04 

1 
7317 

1878 

49  335 

1822 

12837 

1882 

57432 

1825 

10647 

1P86 

50418 

1840 

13806 

1890 

66204 

1853 

18588 

1896 

69756 

1856 

24732 

1900 

64  III 

1864 

35177 

1901 

56547 

1869 

36086 

1902 

89499 

1874 

24555               i 

i 

^)   Darunter   47  847   Mk.    für    außerordentliche   bauliche    Herstellungen   im 
städtischen  Krankenhause. 
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Es  wird  demnach  heute  für  Bauten  uogefähc  dreimal  mehr  ans 
der  Stadtkasse  ausgegeben  als  vor  50  Jahren« 

An  die  Ausgabe  für  Erhaltung  der  öffentlichen  Straßen  msd 
Plätze  schließen  sich  an  die  Kosten  ihr»  Reinigung.  Die  Straße 
bis  zur  Mitte  wöchentlich  zweimal  zu  reinigen,  ist  eine  durch  Ge* 
wohnheitsrecht  den  Hausbesitzern  auferlegte  Verpflichtung«  Für 
einige  platzartig  erweiterte  Straßen  haben  die  Hausbesitzer  diese 
Ywpflichtung  nur  bezüglich  des  Bürgersteiges  und  der  Gosse.  Im 
übrigen  hat  die  Stadtgemeinde  für  die  Straßen-  und  Piatzreinigang 
zu  sorgen.  Sie  bedient  sich  hierzu  der  Arbeiter  der  Seite  11  er- 
wähnten Armen-  und  Arbeitsanstalt ,  welche  außerdem  auch  für 
Private  die  Straßenreinigung  entgeltlich  übernehmen. 

Mit  der  allmählichen  Erweiterung  des  Straßennetzes  ging  natur- 
gemäß auch  eine  Zunahme  dieses  Ausgabepostens  Hand  in  Hand. 
Dazu  kommt,  daß  die  Arbeitslöhne  sich  erhöhten  und  man  überhaupt 
immer  mehr  Wert  auf  das  gefällige  Aussehen  der  öffentlichen  Straßen 
legte.  Besonders  die  Entfernung  von  Eis  und  Schnee  wurde  kost- 
spieliger. Die  Ausgaben  für  Straßenreioigung  entwickelten  sich 
folgendermaßen : 

Ausgaben  für  Straßenreinigung. 


1 

Kosten 

1 

Kosten 

l 

der  Straßen- 

1 

der  Straßen- 

Jalu-i) 

,   reinigung 

Jahr 

1 

reinigung 

1 

Mk. 

1 
1 

Mk. 

1803,04 

74 

1874  ' 

664 

1822 

132 

1878 

1500 

1825 

129 

1882 

2445 

1840 

293 

1886 

68S6 

1853 

496 

1890  , 

7346 

1856 

310 

1901 

8236 

1864 

297 

1902 

10394 

1869 

450 

Die  Straßenbeleuchtung. 

^^  «• 

Die  Straßenbeleuchtung,   zur  Zeit   des  Ollichts   eine   erhebliche 

Ausgabe  nicht  verursachend  (Tab.  9),  tritt  erst  seit  der  1858  erfolgten 

Einführung    des    Gaslichts    als    größerer    Ausgabeposten    auf.      Es 

brannten : 


^)  Bis  1864  nach  den  Rechnungen,  seitdem  nach  den  Yerwaltongsberichten. 
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im  Jahre') 

Gasflammen 

im  Jahre 

Gasflammen 

1864 

275 

1690 

-       534 

1874 

404 

1896 

572 

1876 

447 

1900 

614 

1882 

503 

1902 

644 

1886 

511 

Die  Gasanstalt  ist  leider  nicht  kommunale,  sondern  private  Ein- 
richtung. Die  Kontinentalgasaktiengesellschaft  liefert  nach  einem 
bis  1910  gültigen  Vertrage  das  Gas  für  die  öffentliche  Straßen- 
beleuchtung zum  Preise  von  II  Pf.  pro  Kubikmeter,  wobei  ein 
Gasverbrauch  von  155  Liter  für  eine  Brennstunde  angenommen  ist. 
Das  Gas,  welches  zur  Beleuchtung  sämtlicher  städtischen  Gebäude 
erfordert  wird,  ist  pro  Kubikmeter  um  2  Pf.  billiger,  als  wie  es 
den  Privatkonsumenten  geliefert  wird.  Beim  Verkauf  an  Private  kostet 
der  Kubikmeter  Gas  18 — 14  Pf.,  je  nach  der  Menge;  das  zu  gewerb- 
lichen Zwecken  abgegebene  Gas  kostet  mit  Steigen  der  Quantität 
13 — 11  Pf.  pro  Kubikmeter.  Die  Stadtverwaltung  hat  sich  außerdem 
für  jeden  Kubikmeter  verkauftes  Leuchtgas  (mit  Ausnahme  des  Ver- 
brauches der  öffentlichen  Straßenlaternen)  eine  Abgabe  von  1  Pf.  — 
im  ^Minimum  jedoch  600  Mk.  jährlich  —  ausbedungen.  Durch  diese 
Bestimmungen  ist  der  Nachteil,  welcher  der  Stadt  aus  dem  Privat- 
betriebe der  Gasbeleuchtung  erwächst,  einigermaßen  abgeschwächt. 
Die  Ausgaben  für  die  öffentliche  Straßenbeleuchtung  siehe  Tabelle  9. 

Tabelle  9.-)    Ausgaben   für  Straßenbeleuchtung. 


Kosten 

1         Kosten 

Jahr 

der  öffentlichen 

Jahr 

i  der  öffentlichen 

Beleuchtung 

Beleuchtung 

1803;04 

j                632 

1878 

1          15000 

1822 

!               957 

1882 

16996 

1825 

1421 

1886 

16067 

1840 

2  772 

1890 

16991 

1853 

3188 

1896 

19530 

1856 

1             3314 

1900 

25307 

1864 

7346 

1901 

26397 

1869 

8646 

1902 

27771 

1874 

12  528 

1 

*)  Bis  1864  nach  den  Rechnungen,   seitdem  nach  den  Verwaltungsberichten. 
')  Quellen  sind  hierzu   bis  1864  die  Rechnungen,  bis  1878  die  Dexikschrift. 
seitdem  die  Verwaltungsberichte. 

XLVm.  2 
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An  dieser  Stelle  mögen  eine  kurze  Erwähnung  finden  drei 
städtische  Wohlfahrtseinrichtungen,  die  keinerlei  Gemeindelasten  ver- 
ursachen und  daher  für  die  Motivierung  der  Gemeiudeabgaben  nicht 
in  Betracht  kommen:  das  Wasserwerk,  der  Schlachthof  und  die 
Sparkasse. 

Die  Wasserversorgung. 

Die  Wasserversorgung  Nordhausens  geschah  bis  zum  Jahre  1878 
mittels  neun  öffentlicher  Brunnen  durch  die  beiden  sog.  Wasser- 
künste: die  Oberkunst  und  die  Unterkunst.  Erstere  war  1546,  letztere 
1598  erbaut  worden.  Diese  alten  Wasserleitungen  waren  den  An- 
forderungen der  Neuzeit  längst  nicht  mehr  gerecht;  konnten  sie 
doch  im  Maximum  nur  14088  Kubikfuß^)  Wasser  liefern,  während 
eine  Bevölkerung  1874  von  23  000  Einwohnern  mindestens  60000 
Kubikfuß  nötig  hatte.  So  wurde  denn  im  Jahre  1873  ein  neues 
Wässerwerk  in  Angriff  genommen,  welches  jedoch  erst  1878  in  volle 
Tätigkeit  treten  konnte.  Das  neu  erschlossene  Quellengebiet  im 
langen  Tale  bei  Neustadt  u./H.  erwies  sich  jedoch  als  zu  klein,  so  daß 
ein  weiterer  Wasserzufluß  notwendig  wurde.  Die  Stadt  erwarb  in- 
folgedessen im  Jahre  1885  eine  im  Ottostollen  bei  Ilfeld  entspringende 
Trinkwasserquelle.  Die  Wasserkalamität  ist  aber  immer  noch  nicht 
beseitigt.  Man  erwartet  nunmehr  eine  endgültige  Abhilfe,  sobald  die 
jetzt  in  Angriff  genommene  Talsperre  im  Thyratale  bei  Neustadt  u./H. 
in  Wirksamkeit  treten  wird. 

Die  Kosten  der  alten  Wasserkünste  brachte  die  Bürgerschaft  auf 
im  Wege  direkter  Besteuerung  als  sog.  Kunstgeld  (Seite  33).  Diese 
zuletzt  unbedeutende  Einnahme  ging  1878  auf  die  Kasse  des  städtischen 
Wasserwerks  über,  die  nun  auch  den  Betrieb  der  alten  Wasserkünste 
übernommen  hat.  Die  Haupteinnahmequelle  der  Wasserwerkskasse 
besteht  im  Wasserzins.  Die  Berechnungsweise  desselben  hat  seit  Ein- 
richtung des  Wasserwerks  mehrfach  gewechselt  und  ist  verschieden, 
je  nachdem  der  Wasserverbrauch  mittels  Wassermessers  oder  durch 
Schätzung  festgestellt  wird.  Wenn  der  Verbrauch  durch  Wasser- 
messer kontrolliert  wird,  so  hat  —  nach  der  neuesten  Wasserzins- 
ordnung —  der  Abnehmer  eine  jährliche  Gebühr  von  12  Mk.  und 
außerdem  für  jeden  cbm 


^)  Aus   der  Denkschrift  über  die   städtische  Wasserleitung   zu  Nortlhaosen 
von  Stadtbaurat  Rochs,  Verwaltungsbericht  1893—1896  S.  267. 
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Tom  1.  bis      ÖOO.  cbm  je  20  Pfennige  (jedoch  mindestens  8  Mk.) 
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601. 
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n 

n 
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n 
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n 
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n 

6001. 

n 
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n 
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n 

30000. 

n 
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n 

Die  Schätzung  des  Wasserverbrauchs  tritt  ausnahmsweise  und 
zwar  nur  dann  ein,  wenn  das  Wasser  dem  häuslichen  Wirtschafts- 
bedarf und  der  Besprengung  eines  Hausgartens  bis  zu  2  Ar  Größe 
dienen  soll.  Der  Wasserzins  wird  dann  nach  der  Höhe  der  Gebäude- 
steuer bzw.  nach  dem  Flächeninhalt  des  Hausgartens  berechnet. 

Aus  dem  Wasserkonsum  wurden  yereinnahmt  (nach  den  Ver- 
waltungsberichten) 


im  Jahre 

die  Summe 
von  Mk. 

also  pro  Kopf 
der  Bevölkerung 

Mk. 

1877 

57  568 

2,39 

1882 

76223 

2,87 

1887 

8i  094 

3,04 

1892 

96066 

3.58 

1897 

98021 

3,59 

1900 

HO  370 

3,87 

1902 

107  651 

3,75 

•  •  _ 

Die  Überschüsse  der  Wasserwerkskasse  betrugen  abzüglich  Ver- 
zinsung  und  Amortisation  der  Kosten: 


Jahr 

Mk. 

1 
Jahr       31  k. 

1 
1877 
1882 
1887 
1892 

2990 

17334 
18  502 

23271 

1897 
1900 
1901 
1902 

1 

20549 
33802 
7677  • 
17306 

Der  Schlachthof. 

ÜDter  der  bisherigen  Finanzverwaltung  konnte  der  Schlachthof 

allerdings  keine  Überschüsse  für  die  Stadtkasse  abwerfen,  erhielt  sich 

jedoch  finanziell  selbständig. 

2* 
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Er  wurde  1895 — 1896  mit  einem  durch  Anleihe  gedeckten  Kosten- 
aufwände  von  ^/^  Million  erbaut  und  ist  seit  1.  Dezember  1896  im 
Betriebe.  Die  Gesamtausgaben,  einschließlich  Verzinsung  und  Amor- 
tisation des  angelegten  Kapitals,  belief  sich 

woTOD  durch  Schlacht-  und 
auf  Mk.  Schaugebühren  gedeckt 

wurden  Mk. 

1.  Dezember  1896  bis  31.  März  1898      71  4^0  66  781 

1.  AprU  1901    „    31.      „      1902      64 113  54831 

1.      „  1902    „    31.      „      1903      61597  53298 

Die  sonstigen  Einnahmen  setzen  sich  zusammen  aus  Mietzins  fiir 
Kühlzellen,  Gebühren  für  Fleischuntersuchungen,  Wiegescheine^  für 
Benutzung  der  Freibank  u.  ä.,  schließlich  aus  den  Zinsen  eines  za 
Erneuerung  der  Maschinen  bestimmten  Fonds. 

Bei  der  Untersuchung,  ob  die  finanzielle  Behandlung  des  Wasser- 
werks und  des  Schlachthofes  sich  wissenschaftlich  rechtfertigen  läßt, 
muß  unterschieden  werden  zwischen  den  Kosten,  die  auf  die  Her- 
stellung verwendet  werden,  und  denen,  die  zur  Erhaltung 
dienen.  Eine  Neuerung  wie  die  Erbauung  eines  Wasserwerks  oder 
Schlachthauses  hat  die  dauernde  Verbesserung  der  Lebensbe- 
dingungen der  jeweiligen  Einwohnerschaft  zur  Folge.  Der  Aufent- 
halt wird  angenehmer,  die  Wohnungen  werden  begehrter  und  wert- 
voller. Die  Grundstücksbesitzer  haben  sonach  den  Haupt?orteil,  sie 
sollten  billigerweise  in  erster  Linie  auch  zu  den  Lasten  herangezogen 
werden.  Man  wird  daher  die  Kosten  der  Herstellung  eines  Wasser- 
werks oder  Schlachthofes  vorwiegend  durch  Grundbesitzsteuern  amorti- 
sieren müssen. 

Anders  steht  es  mit  den  Kosten  der  Unterhaltung  und  Erhaltung 
einer  derartigen  Kommunalanstalt.  Daß  die  Benutzung  der  Wasser- 
leitung oder  des  Schlachthofes  nicht  unentgeltlich  sein  darf,  versteht 
sich  von  selbst,  denn  das  von  weither  geleitete  Wasser,  das  Beschauen 
und  UntersuchiBn  auf  dem  Schlachthof  repräsentiert  einen  nicht  zn 
unterschätzenden  Wert.  Eine  Gebühr^)  soll  also  für  die  Benutzung 
der  kommunalen  Einrichtung  erhoben  werden,  aber  sie  darf  anderer- 
seits nicht  den  Selbstkostenpreis  des  Wassers  oder  der  im  Schlachthof 
gewährten  Leistung  übersteigen,  mit  anderen  Worten :  ein  kommunales 


*)  Ad.  Wagner,  Die  finanzielle  Mitbeteiligung  der  Gemeinden  ...  S.  22  fil 
vertritt  auch  für  kommunale  Wohlfahrtseinrichtungen  das  Prinzip  der  Überscfalfcß- 
Wirtschaft.     Dieser  Ansicht  vermag  ich  nicht  beizutreten. 
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Wasserwerk  oder  kommunaler  Schlachthof  hat  nicht  den  Zweck,  Qe- 
winn  abzuwerfen;^)  eine  Gemeinde  soll  mit  solchen,  im  Allgemein- 
interesse notwendigen  Anstalten  kein  Geschäft  treiben.  Die  Höhe 
der  Gebühren  muß  vielmehr  so  niedrig  berechnet  werden,  daß  sie  die 
gewöhnlichen  Kosten  der  Unterhaltung  zu  decken  vermögen.  Über- 
steigt der  Erlös  aus  der  Gebühr  diese  Kosten  in  erheblichem  Maße, 
so  wirkt  sie  insoweit  als  Steuer,^)  und  man  wird  der  Bevölkerung 
eine  Verteuerung  des  Wassers  oder  des  Fleisches  nur  zumuten  können, 
wenn  die  wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Voraussetzungen  für  die 
Einführung  einer  solchen  Steuer  vorliegen. 

Diesen  Grundsätzen  —  deren  Billigkeit  wohl  ernstlich  nicht  be- 
stritten werden  kann  —  entspricht  es  nicht,  daß  durch  Wasserzins 
bzw.  Schlachthofsgebühren  eine  Verzinsung  oder  gar  Amortisation  der 
Anlagekosten  erstrebt  wird,  denn  ebensowenig  wie.  die  Gemeinde  ohne 
weiteres  aus  Schlachthof  oder  Wasserwerk  ein  Geschäft  machen  soll, 
darf  sie  diese  Wohlfahrtseinrichtungen  als  Kapitalsanlage  ansehen 
oder  gar  eine  Rückzahlung  des  Kapitals  erwarten.  Verzinsung  und 
Amortisation  liegt  vielmehr  denen  ob,  die  den  dauernden  Vorteil 
von  der  Einrichtung  haben,  also  dem  Grundbesitz;  beides  ist  nur 
eine  Folgeerscheinung  davon,  daß  die  Kosten  der  Anlage  im  Wege 
einer  Anleihe  auf  mehrere  Jahre  verteilt  worden  sind. 


Die  stftdtische  Sparkasse. 

Gegenüber  den  beiden  soeben  besprochenen  kommunalwirtschaft- 
lichen Betrieben  ist  die  Sparkasse  ein  rein  privatwirtschaftliches  ge- 
werbliches Unternehmen.  Sie  besteht  seit  1874  und  hat  sich  sehr 
günstig  entwickelt.  Der  erzielte  Reingewinn  floß  während  der  ersten 
Jahre  unverkürzt  in  den  Reservefonds.  Seit  1889  ist  die  Verwendung 
der  Überschüsse  geändert  durch  folgenden  Nachtrag  zum  Sparkassen- 
Statut:^)  „Erreicht  der  Reservefonds  eine  Höhe  von  B^j^  der  Passiv- 
masse, also  der  Einlagen  und  Zinsen,  so  kann  die  Hälfte  des  weiteren 
Reingewinnes  auf  BeschluJB  der  städtischen  Kollegien  unter  Genehmigung 


^)  Nach  §  4  des  Kommanalabgabengesetzes  soll  Gewinn  nicht  erstrebt  werden, 
wohl  aber  sollen  die  Gebühren  auch  zar  Verzinsung  und  Tilgung  des  Anlage- 
kapitals dienen,  bei  Schlachthäusern  bis  8%  des  Kapitals  (§  11  Abs.  2). 

*)  So  auch  Adickes,  Studien  über  die  Weiterentwicklung  des  Gemeindesteuer- 
wesens, Tübingen  1894,  S.  12  bez.  der  Gasbeleuchtung  und  Gray  S.  120. 

»)  Verwaltungsbericht  1889—1890  S,  27. 
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der  Aufsichtsbehörden  zur  BefriediguDg  außerordentlicher  kommunaler 
Bedürfnisse  verwendet  werden,  während  die  andere  Hälfte  dem  Be- 
servefonds  so  lange  zugeschlagen  werden  muß,  bis  dessen  Höhe  auf 
10%  der  Passiva  sich  beläuft." 

Man  könnte  nun  wohl  fragen,  ob  es  denn  überhaupt  gerecht  ist, 
daß  eine  Gemeinde  den  Betrieb  einer  Sparkasse  als  Erwerbsquelle 
ansieht,  wo  dies  z.  B.  bei  einem  Wasserwerk,  also  doch  einem  ähnlichen 
Unternehmen,  nicht  ohne  weiteres  der  Gerechtigkeit  entspricht.  £a 
wird  zugegeben  werden  müssen,  daß  eine  Sparkasse  von  ähnlich  hoher 
volkswirtschaftlicher  Bedeutung  ist,  wie  etwa  ein  Gas-  oder  Wasser- 
werk.   Aber  dennoch  wird  man  einen  Unterschied  machen  müssen. 

Bei  der  Sparkasse  ist  jederzeit  eine  Konkurrenz  möglich,  wie  ja 
auch  dies  in  Nordhausen  der  Fall  ist,  wo  gleichzeitig  der  Kreis 
Hohenstein  eine  Sparkasse  betreibt.  Daneben  könnte  aber  jeder,  der 
die  nötige  Sicherheit  bietet,  ein  Unternehmen  auftun,  um  die  Spar- 
pfennige der  Bevölkerung  zu  konzentrieren  und  zu  verwerten.  Eine 
kommunale  Sparkasse  muß  daher,  werbend  um  Einlagen,  auf  gleicher 
Stufe  mit  ihren  Konkurrenten  stehend  sich  wirtschaftlich  durchkämpfen. 
Die  Sparer  ihrerseits  sind  weder  durch  ihr  Bedürfnis  noch  durch  Rechts- 
vorschriften genötigt,  die  städtische  Sparkasse  ausschließlich  zu  be- 
nutzen; sie  werden  vielmehr  derjenigen  Kasse  ihr  Geld  anvertrauen, 
die  ihnen  bei  größter  Sicherheit  einen  möglichst  hohen  Gewinn  in 
Aussicht  stellt.  Ein  Wasser-  oder  Gaswerk,  ein  Schlachthaus  kann 
nur  lokales  Interesse  beanspruchen,  die  Bedeutung  der  Sparkasse  ist 
aber  nicht  an  die  Einwohnerschaft  eines  fest  begrenzten  Bezirkes  ge- 
knüpft, sondern  jeder  beliebige  Auswärtige  kann  sich  der  Sparkasse 
bedienen.  Ein  städtisches  Wasserwerk  dagegen  besitzt  auf  dem  be- 
grenzten lokalen  Gebiete  ein  Monopol,  sei  es  auf  Grund  tatsächlicher 
Verhältnisse  oder  rechtlicher  Vorschriften,  und  dies  hat  zur  Folge, 
daß  seine  Einnahmen  aus  dem  Wasserzins,  soweit  sie  die  Selbstkosten 
übersteigen,  den  Charakter  einer  indirekten  Steuer  annehmen. 

Der  Überschuß,  den  eine  städtische  Sparkasse  ebensogut  wie  ihre 
privaten  Konkurrenten  aus  ihrem  Betriebe  erzielt,  ist  ein  üntemehmer- 
gewinn,  den  sie  sich  für  die  Unterbringung  und  Verwertung  der  Ein- 
lagen verdient  hat. 

Was  die  Bestimmung  angeht,  den  Reingewinn  zum  Teil  für 
außerordentliche  Kommunalzwecke  nutzbar  zu  machen,  so  kann  sie 
nur  gebilligt  werden;  es  liegt  aber  meines  Erachtens  mit  Rücksicht 
auf  den  gewerblichen  Charakter  der  Sparkasse  kein  Grund  vor,  den 
Reingewinn  nicht  auch  zu  ordentlichen  Ausgaben  zu  verwenden. 
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Die  Spareinlagen  und  Reingewinne  wuchsen,  wie  folgt  (nach  den 
Verwaltungsberichten) : 


Jahr 

Spareinlagen  in 

Reingewinn  in 

Mk. 

Mk. 

1874 

276476 

^^^ 

1876 

405  737 

3855 

1879 

730  366 

9 

• 

1880 

908337 

7218 

1881 

I  141  791 

7  204 

1883 

1436655 

13  341 

1886 

2  226  408 

14  132 

1889 

2814815 

24367 

1892 

3  322  114 

31656 

1896 

4022539 

32620 

1900 

4  868  949 

47992 

1901 

5  411  611 

34509 

1902 

6097  212 

39  477 

Auf  Grund  der  erwähnten  Nachtragsbestimmung  flössen  an  die 
Kämmereikasse  und  sind  für  außerordentliche  Bedürfnisse,  z.  B.  Schul- 
bibliotheken, verwendet  worden: 


1889 

7  188  Mk. 

1893 

15  723  „ 

1895 

17  977  . 

1897 
1902 


—      Mk. 
19  738     . 


Im  vorstehenden  habe  ich  einige  der  wichtigsten  Aufgaben  einer 
modernen  Stadt  in  kurzen  Umrissen  am  Beispiele  Nordhausens  wieder- 
gegeben. Es  würde  zu  weit  führen,  wollte  ich  nun  noch  über  die 
vielen  weniger  hervortretenden  Verwaltungszweige,  wie  über  Feuer- 
löschwesen, Begräbniswesen,  städtische  Uhren,  Wagen,  Bedürfnis- 
anstalten, Verschönerungen,  Parkanlagen,  Museum,  Arbeitsnachweis, 
Gewerbegericht  usw.  eingehend  berichten.  Es  mag  genügen,  hier  fest- 
zustellen, daß  hier  wie  dort,  trotz  der  geringen  Bevölkerungszunahme, 
sich  eine  stark  aufsteigende  Entwicklung  bemerkbar  macht.  Vor  allem 
zeigt  sich  nirgends  das  Bestreben,  dem  ärmeren  Mitbürger  den  Genuß 
einer  Gemeindeanstalt  zu  erschweren  oder  zu  versagen.  Vielmehr 
kommen  große,  umfangreiche  Gebiete,  wie  Volksschulwesen,  Armen- 
pflege, Arbeitsnachweis,  ausschließlich  den  unteren  Volkschichten 
zugute. 

Es  kann  nun  nicht  zweifelhaft  sein,  daß  von  Jahr  zu  Jahr  sich 
das   Geldbedürfnis   steigerte  und   infolgedessen   die  städtischen   Ver- 
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waltuDgsfaktoren  darauf  bedacht  sein  mußten,  neue  Einnahmequellen 
zu  erschließen  und  die  bereits  vorhandenen  zu  höheren  Leistnngen 
anzuspannen. 


B.  Die  Einnahmen. 

Die  ordentlichen  Einnahmen  einer  Gemeinde  setzen  sich  zu- 
sammen : 

1.  aus  den  Erträgen  von  Gemeindebesitz  und  Gemeindebetrieb, 

2.  aus  Gemeindesteuern, 

3.  aus  Gebühren  und  Strafgeldern. 

Die  Größe  desjenigen  Einnabmeanteils,  der  auf  die  Gemeinde- 
steuern entfallt,  wird  sich  im  allgemeinen,  da  Gebühren  und  Strafen 
wegen  ihres  geringen  Aufkommens  außer  Betracht  bleiben  können, 
nach  dem  Erlöse  aus  Besitz  und  Betrieb  bestimmen,  und  zwar  in  der 
Weise,  daß,  je  mehr  der  Einnahmeanteil  aus  Besitz  und  Betrieb 
wächst,  desto  geringer  der  Prozentsatz  der  Steuern  an  den  Einnahmen 
wird,  und  umgekehrt. 

Was  zunächst  den  Gemeindebetrieb  anlangt,  so  ist  außer  der 
bereits  erwähnten  Sparkasse  ein  städtisches  Unternehmen  Nordhausens 
nicht  vorhanden. 

Dafür  hat  es  aber  einen  ergiebigen  Gemeindebesitz.  Das  unbe- 
wegliche Vermögen  Nordhausens  bestand  1902^)  aus  112  Grund- 
stücken, 61  städtischen  und  61  ländlichen,  mit  einem  Gesamtankaufs- 
werte  von  3963609  Mk.  Diesem  Werte  entspricht  allerdings  der 
Miet-  und  Pachtertrag  bei  weitem  nicht,  da  eine  erhebliche  Anzahl 
der  Grundstücke  dem  allgemeinen  Nutzen  oder  bestimmten  Gemeinde- 
zwecken vorbehalten  sind,  z.  B.  Rathaus,  Schulgebäude,  Dienstwohnungen, 
Krankenhaus,  Turnhalle,  Friedhöfe  usw.  Die  städtischen  Grundstücke, 
darunter  17  Wohnhäuser,  warfen  1902  ab  14510  Mk.  Miete,  die  länd- 
lichen, darunter  ein  Landgut  zu  Uthleben,  26161  Mk.  Pacht.  Zu 
diesen  Erträgen  kommen  noch  hinzu  einige  kleinere  Erlöse  z.  B.  aus 
der  Eisgewinnung  von  städtischen  Teichen,  aus  Verkauf  von  Holz, 
Gras,  Kehricht  usw.,  so  daß  1902  41 691  Mk.  als  Einnahme  aus  Grund- 
eigentum vermerkt  sind. 

In  dieser  Höhe  bewegen  sich  diese  Einnahmen  seit  vierzig  Jahren. 


*)  Verwaltungsbericht  1902  S.  126. 
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Im  Jahre  1864')  waren  es  49813  Mk. 
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In  den  letzten  Jahren  der  reichsstädtischen  Zeit  fielen  unter  diesen 
Einnahmetitel  die  Einnahmen  aus  der  Verpachtung  der  städtischen 
Güter  zu  Uthleben,  Bielen,  Wasserthalleben,  der  städtischen  Mühlen, 
Schänken  und  Apotheken,  der  Plantagen,  Gärten,  Wiesen  usw.  mit 
einem  Gesamtertrage  von  ca.  13  000  Mk.  in  Geld  und  einer  großen 
Anzahl  Naturalleistungen. 

Im  Jahre  1822  findet  sich  eine  Einnahme  von  40  277  Mk.  aus 
Grundzinsen,  Zeitpacht  und  Fruchterlös.  In  den  unmittelbar  darauf- 
folgenden Jahren  gehen  die  Preise  für  landwirtschaftliche  Produkte 
und  daher  auch  der  Pachterlös  rapide  zurück,  so  daß  1825  nur  noch 
22421  Mk.  vereinnahmt  werden.  Trotzdem  sich  der  Grundbesitz  ver- 
mindert hatte,  ist  dieser  Einnahmeposten 

1840  auf  27  641  3Jk. 
1856    „    30680    „ 

gestiegen. 

Eine  M^eitere  sehr  bemerkenswerte  Einnahmequelle  hat  Nord- 
hausen aus  Aktivkapitalien.  Schon  zur  reichsstädtischen  Zeit  bestand 
ein  kleines  „RatskapitaP'  von  1876  Mk.,  -)  das  ausgeliehen  wurde  und 
93  Mk.  Zinsen  jährlich  einbrachte.  Durch  die  Summen,  die  für 
Grundstücksverkäufe  oder  Ablösung  von  Grundzinsen,  Erbpachten, 
Naturalleistungen  vereinnahmt  wurden,  wuchs  es  in  den  folgenden 
Jahrzehnten  mächtig  an^):  1829  betrug  es  189  840  Mk.  und  gab 
6388  Mk.  Zinsen.  Das  Geld  war  vorwiegend  in  Hypotheken,  sodann 
in  westfälischen  und  preußischen  Staatspapieren  angelegt.  Im  Jahre 
1848  waren  nur  135990  Mk.,  1851  dagegen  wieder  181825  Mk.  zins- 
tragend angelegt.  Im  Jahre  1869  gaben  275  349  Mk.  Kapital 
12144  Mk.   Zinsen.     In  den   nächsten  Jahren  wurden   233  610  Mk. 


')  Quellen  sind  bis  1864  die  Rechnungen,  bis  1877  die  Denkschrift,  seitdem 
die  Verwaltungsberichte. 

*)  Heineck,  Der  Kämmereietat  S.  73. 
')  Laut  Rechnungen. 
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aus  dem  Verkaufe  städtischen  Grundeigentums,  femer  69319  Mk.  Ab- 
lösungskapitalien angelegt,  zum  Teil,  um  die  Zinsgarantie,  welche  die 
Stadt  Nordhausen  für  die  Nordhausen- Erfurter  Eisenbahn  geleistet 
hatte,  sicher  zu  stellen.  Ferner  führte  man  die  Kosten  des  stadtischen 
"Wasserwerks  —  750000  Mk.  —  als  Kapitalsanlage  auf,  meines  Er- 
achtens  fälschlich,  denn  diese  Summe  wurde  verausgabt,  nicht  damit 
ein  nutzloses  Kapital  nunmehr  Nutzen  bringe,  sondern  damit  einem 
öflfentlichen  Bedürfnis  abgeholfen  werde.  So  ergibt  sich  denn  1877 
1414540  Mk.  Kapitalstock  und  64052  Mk.  Zinsen;  1891  sind  es 
1418009  Mk.,  bzw.  62403  Mk.  Zinsen.  Im  Jahre  1896  verpflichtete 
sich  die  Stadt  als  Interessentin  an  der  Bahn  Nordhausen-Wemigerode 
zur  Übernahme  von  700  000  Mk.  Aktien  der  „Nordhausen- Wernigeroder 
Eisenbahngesellschaft'',  so  daß  1898  1793040  Mk.  belegt  waren  mit 
einem  Zinsertrage  von  45462  Mk.  ^)  Nach  dem  Verwaltungsbericht 
von  1902  besaß  die  Stadt  Nordhausen  am  31.  März  1902  1 685  665  Mk. 
Kapitalien,  von  denen  39801  Mk.  Zinsen  zu  erwarten  waren. 

Die  Tabelle  10  führt  die  Entwicklung  der  laufenden  Einnahmen 
vor  Augen  und  vergleicht  hiermit  die  Einnahmen  aus  Grund-  und 
Kapitalbesitz  sowie  das  Gresamtaufkommen  sämtlicher  Steuern. 

Tabelle  10.     Die  ordentlichen  Einnahmen. 
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113  908 
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1 
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*)  Die  Aktien  haben  bisher  Dividenden  nicht  gegeben. 
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Was  zunächst  die  Einnahme  überhaupt  betrifft,  so  ist  sie  während 
der  reichsfreien  Zeit  und  in  den  unmittelbar  darauf  folgenden  Jahren 
wesentlich  höher  gewesen  als  zwanzig  Jahre  später.  Und  es  ist  auch 
natürlich,  daß  der  Haushalt  einer  allein  stehenden  Reichsstadt  höhere 
Zahlen  aufweisen  muß,  als  der  einer  Territorialstadt.  Die  altnord- 
häuser  Steuern  waren  eben  nicht  nur  Gemeindesteuern  im  modernen 
Sinne,  sondern  enthielten  zugleich  auch  die  Staatssteuem.  Die 
Leistungen  der  freien  Reichsstadt  Nordhausen  für  die  Verteidigung, 
insbesondere  für  die  Unterhaltung  der  Stadtwache,  für  das  Nordhäuser 
Kontingent  an  der  Beichsarmee  im  Feldzuge  gegen  die  französische 
Republik,  für  die  Vertretung  nach  außen ^  die  Kosten  des  inneren 
komplizierten  Verwaltungsapparates  waren  ziemlich  bedeutend  gewesen 
und  kamen  naturgemäß  in  Wegfall,  als  die  Reichsstadtherrlichkeit 
ihr  Ende  erreicht  hatte  und  ruhigere  Zeiten  den  napoleonischen 
Stürmen  folgten.  Und  noch  aus  weiteren  Gründen  eignen  sich  die 
reichsstädtischen  Finanzyerhältnisse  nicht  zu  einem  Vergleich  mit  den 
nachfolgenden  Perioden :  ein  beträchtlicher  Teil  der  Einnahmen  sowohl 
wie  auch  der  Ausgaben  bestand  nicht  in  Geld,  sondern  in  Naturalien 
und  Diensten.  So  erhielten  die  Stadtbeamten  einen  Teil  ihres  Ge- 
haltes in  Getreide  ausgezahlt,  das  die  Kämmerei  als  Pachtzins  oder 
Erbzins  von  städtischen  Grundstücken  vereinnahmt  hatte.  Die  Be- 
dürfnisse an  Brennholz  in  den  städtischen  Gebäuden  wurde  dadurch 
gedeckt,  daß  jede  in  die  Stadt  einpassierende  Holzladung  am  Stadttor 
ein  Quantum  abgeben  mußte,  das  sog.  Torabwurfsholz.  Einige  Lei- 
stungen kamen  überhaupt  nicht  in  der  Kämmereirechnung  zum  Aus- 
druck, z.  B.  erhielt  der  jeweilige  Bürgermeister  direkt  von  den  Gilden 
eine  bestimmte  Geldsumme  ausgezahlt.  Schließlich  brachte  es  die 
Reichsunmittelbarkeit  Nordhausens  mit  sich,  daß  die  Stadt  als  Trägerin 
der  Landeshoheit  Einnahmen  hatte,  die  einer  Territorialstadt  fremd 
bleiben  mußten,  z.  B.  Einnahmen  aus  der  Rechtspflege,  aus  der  Dis- 
pensation von  Ehehindernissen,  aus  Geleitsabgaben,  Abzugsgeldern, 
Zöllen  usw.  Mit  diesem  reichsstädtischen  Finanzwesen  sind  also  noch 
manche  Reste  mittelalterlichen  Wirtschaftslebens  erwachsen. 

Die  Gesamteinnahmen  beliefen  sich  1800  auf  118  652  Mk.  in 
Geld,  wovon  85  981  Mk.  durch  Steuern  aufgebracht  wurden,  d.  s. 
72,4  7o  der  Geldeinnahme  oder  ca.  10,4  Mk.  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung. Ich  bemerke  nochmals,  daß  hierbei  ordentliche  und  außer- 
ordentliche Einnahmen  nicht  geschieden  sind. 

Ein  ganz  verändertes  Aussehen  gewann  das  Finanzwesen,  als 
nach    der    Rückkehr  Xordhausens  unter   preußische   Herrschaft  die 
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große  Steuerreform  der  Jabre  1818 — 1820  ins  Leben  getreten  war. 
Der  Staat  nahm  die  Branntwein-  und  Biersteuer  in  erster  Linie, 
ferner  die  Gewerbesteuer,  sowie  in  den  kleinen  Städten  und  auf  dem 
Lande  die  Klassensteuer,  an  deren  Stelle  in  den  132  größeren 
Städten,  so  auch  in  Nordhausen,  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  trat^ 
für  sich  in  Anspruch.  £3  leuchtet  ein,  daß  unter  solchen  Verhält« 
nissen  nur  wenig  Raum  blieb  für  eine  angemessene  und  ergiebige 
Kommunalbesteuerung.  Der  Staat  überließ  von  seinen  Einkünften 
lediglich  eine  verschwindende  Kleinigkeit  den  Gemeinden,  nämlich 
4^/0  der  Gewerbesteuer,  weniger  um  ihnen  eine  Einnahmequelle  zu 
eröffnen,  als  zu  dem  Zwecke,  den  Gemeinden  die  Kosten  der  ihnen 
obliegenden  Einziehung  dieser  Steuer  zu  ersetzen. 

Es  war  allerdings  in  §  13  des  Gesetzes  betr.  das  Abgabenwesen 
vom  30.  Mai  1820  den  Gemeinden  die  Möglichkeit  gegeben,  für  ihre 
Zwecke  Zuschläge  zur  staatlichen  Mahl-  und  Schlachtsteuer  zu  erheben. 
Aber  hierzu  bedurften  sie  der  Genehmigung  der  Regierung,  und  eine 
solche  Abhängigkeit  suchten  die  Gemeinden,  solange  es  ging,  zu 
vermeiden.  Die  obrigkeitliche  Genehmigung  war  dagegen  nicht  not- 
wendig, wenn  die  Auflagen^)  „den  Bestimmungen  der  allgemeinen 
Steuergesetze  und  der  Freiheit  des  inneren  Verkehrs  nicht  hinderlich 
waren" ;  sie  durften  aber  nur  dann  erhoben  werden,  *)  „wenn  sie  be- 
reits bestanden  hatten  und  das  Bedürfnis  nach  ihnen  noch  fortdauerte, 
oder  wenn  sie  in  der  Verfassung  oder  auf  besonderer  landesherrlicher 
Bewilligung  beruhten."  Es  blieben  daher  nur  ganz  wenige  von  den 
alten  reichsstädtischen  Steuern  bestehen.  Im  übrigen  wurde  Nord- 
hausen den  herantretenden  Geld bedürf nissen  gerecht  durch  hohe 
Einzugs-  und  Bürgergelder,  durch  Gebühren  für  die  Benutzung 
städtischer  Einrichtungen  und  durch  intensivere  Verwertung  des 
städtischen  Eigentums.  Damals  z.  B.  wurde  in  Nordhausen  von  der 
Ausübung  der  Jagd  eine  Gebühr  erhoben  und  ein  Jagdschein  dafür 
ausgestellt.  Einen  beträchtlichen  Umfang  nahm  die  Einnahme  aus  dem 
Agio  der  Goldmünzen  an,  indem  der  Priedrichsdor  zu  einem  ge- 
ringeren Silberwerte,  als  es  dem  Kurswerte  entsprach,  eingenommen 
wurde.     Der  Agiogewinn  belief  sich  laut  Rechnung: 

1822  aaf  2  964  Mk. 

1823  „    3262    „ 

1824  „    3486    „ 

Charakteristisch  für  diese  Zeit  ist  die  Tatsache,  daß  im  Jahre  1824 
zu  den  ordentlichen  Einnahmen  beitrugen: 

*)  Wortlaut  des  Gesetzes 
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a)  Grundeigentum  und  Kapitalien  55% 

b)  Gemeindesteuern 1*% 

c)  Gebühren,  Strafen,  Agio      .     .31%. 

Nach  wenigen  Jahren  hat  sich  Nordhausen  dazu  verstehen  müssen, 
Zuschläge  zur  staatlichen  Mahl-  und  Schlachtsteuer  zu  erheben.  Mit 
August  1835  erscheint  in  den  Rechnungen  eine  Einnahme  aus  der 
Mahl-  und  Schlachtsteuer.  Im  Jahre  1840  wird  25  %  kommunaler 
Zuschlag  erhoben,  wodurch  sich  der  Einnahmeanteil  der  Steuern  auf 
30%  erhöht  (gegen  14%  im  Jahre  1824)  und  der  Anteil  aus  Ge- 
bühren, Strafen,  Agio  auf  7%  herabsinkt. 

In  den  nächsten  Jahren  wuchsen  die  Ausgaben  bedeutend,  und 
zur  Deckung  derselben  ging  Nordhausen  mit  dem  18.  Nov.  1848  von 
der  Mahl-  und  Schlachtsteuer  als  Gemeindesteuer  zu  einer  kommu- 
nalen Einkommensteuer  über,  aus  deren  Ertrag  die  Staatssteuer  als 
Pauschalsumme  von  16000  Talern  gezahlt  werden  sollte,  während  für 
die  Gemeinde  ein  Steuerertrag  von  14  000  Talern  erhofft  wurde. 
Diese  Steuer  bestand  nur  2  %  Jahre,  entsprach  auch  den  in  sie  ge- 
setzten Erwartungen  nicht  völlig,  und  wurde  mit  dem  1.  Juli  1851 
durch  eine  Staatssteuer,  die  klassifizierte  Einkommensteuer,  abgelöst. 
Seitdem  beschränkte  sich  Nordhausen  in  der  Hauptsache  auf  Zu- 
schläge zur  staatlichen  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer. 
Im  Jahre  1854  machte  die  Steuereinnahme  bereits  46,2%,  die  Ein- 
nahme aus  Grundeigentum  und  Kapitalien  nur  36,1  %  aller  ordent- 
lichen Einnahmen  aus.  Ahnlich  bleibt  das  Verhältnis  der  Steuerein- 
nahmen zu  den  Gesamteinnahmen  bis  1871.  Als  nach  dem  Kriege 
die  kommunalen  Ausgaben  in  ungeahnter  Weise  stiegen,  mußte  mau 
die  Steuerschraube  erheblich  fester  anziehen;  so  wurden  statt  120% 
Zuschlag  im  Jahre  1871  im  folgenden  Jahre  schon  166  %  7o  Zuschlag 
zur  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer  erhoben.  Das 
Steueraufkommen  stieg  daher  nicht  nur  ganz  bedeutend  in  seiner 
absoluten  Höhe,  sondern  auch  im  Verhältnis  zur  Gesamteinnahme. 
Im  Jahre  1872  betrug  dieses  65,3  %,  während  die  Einnahme  aus 
Grundeigentum  und  Kapitalien  nur  25,3  %  ausmacht.  Im  Laufe  der 
letzten  Jahre  haben  die  Steuern  ca.  74%,  Grundeigentum  und  Kapi- 
tal ca.  10%  auf  sich  genommen. 

Mit  dem  1.  April  1895  ist  die  MiqueVsche  Steuerreform  in  vollem 
Umtange  in  Kraft  getreten.  Sie  hat  den  Gemeinden  die  Gewerbe- 
steuer, Grund-  und  Gebäudesteuer  überlassen,  sowie  Zuschläge  zur 
Staatseinkommensteuer  und  indirekte  Steuern  gestattet.  Auf  die  Wir- 
kungen dieser  Steuermaßnahmen  soll  später  eingegangen  werden. 


II. 


Die  Steuern  Nordhausens  im  letzten 

Jahrhundert. 


Die  Darstellung  der  Steuern  gestaltet  sich  am  übersichtlichsteD, 
wenn  man  an  der  Hand  der  Rechtsentwicklung  vier  Perioden  unter- 
scheidet. 


1.  Periode. 
Die  letzten  Jahre  der  relchsfireien  Zeit. 

Diese  erste  Periode  steht  zwar,  was  Steuergesetze  und  Steuer- 
system anlangt,  fast  gänzlich  außer  Zusammenhang  mit  den  späteren 
preußischen  Steuerverhältnissen ,  aber  dennoch  erscheint  mir  ihre 
nähere  Betrachtung  wertvoll.  Was  sich  Nationalökonomen  wie  von 
Thünen,  Eodbertus  u.  a.  als  Phantasiegebilde  erschaffen  maßten,  um 
wissenschaftliche  Probleme  zu  ergründen,  den  isolierten  Staat,  den 
finden  wir  in  vieler  Beziehung  in  der  Nordhäuser  Stadtrepublik 
wieder,  wenn  auch  nicht  durch  weite  Meere,  sondern  durch  Stadt- 
mauern, nicht  durch  Natur,  sondern  durch  G-esetz  und  Recht  von 
der  Mitwelt  abgeschlossen,  und  eine  Betrachtung  des  altnordhäuser 
Steuerwesens  ist  auch  zeitgemäß,  denn  inwieweit  eine  unabhängige 
Bürgerschaft  sich  selbst  mit  Abgaben  zugunsten  ihres  Stadtstaates 
belastet,  nach  welchem  Maßstabe  und  durch  welches  Verfahren  diese 
Steuern  auferlegt,  insbesondere  in  welcher  Weise  die  damals  in  Xord- 
hausen  blühende  Branntwein-  und  Bierfabrikation  zu  Leistungen  für 
die  Allgemeinheit  herangezogen  wurden,   das  sind  meines  Eracbtens 
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alles  Fragen,  deren  Bedeutung  beute  nicht  erloschen,  ja  ich  möchte 
sagen,  die  gerade  in  den  letzten  Jahrzehnten  wieder  brennend  ge- 
worden sind. 

Das  reichsstädtische  Steuersystem^)  kannte  sowohl  direkte  als 
auch  indirekte  Steuern;  es  hatte  seinen  Schwerpunkt  merkwürdiger- 
weise in  der  indirekten  Besteuerung. 

Die  direkten  Steuern  zerfallen  in  drei  Gruppen: 

1.  den  Schoß, 

2.  Interessensteuem, 

3.  Gewerbebetriebssteuern. 

Der  Schoß  oder  Geschoß,  ein  Name,  der  bereits  1445  erwähnt 
wird,  ist  die  Gesamtbezeichnung  für  zwei  verschiedene  Steuern,  für 

a)  den  sog.  Eealschoß,  eine  Grundwertsteuer, 

b)  den  sog.  Personalschoß,  eine  Art  Kopfsteuer. 

Der  Realschoß  wurde  von  Haus-  und  Feldgrundstücken  erhoben, 
und  zwar  von  Häusern  in  der  Weise,  daß  von  den  ersten  1 200  Talern 
des  Wertes  0,5  ^Jq,  von  der  überschießenden  Wertsumme  0,25  %  zu 
entrichten  waren.  Maßgebend  war  hierfür  der  Wert,  den  das  Haus- 
grundstück bei  dem  letzten  Besitzwechsel  gehabt  hat,  also  der  Ver- 
kehrs-, Verkaufs-  oder  Tauschwert.  Wir  sehen  hier  also  schon  da- 
mals eine  Grundsteuer  nach  dem  sog.  gemeinen  Werte,  wie  sie  in 
der  neuesten  preußischen  Gesetzgebung  (§  25  des  Kommunalabgaben- 
gesetzes) den  Gemeinden  nahe  gelegt  wird.  Heutzutage  würde  man 
allerdings,  den  Lehren  der  Wissenschaft  entsprechend,  das  Prinzip 
der  Progression  in  eine  Grundwertsteuer  aufnehmen,  auch  den  kon- 
junkturellen Wertzuwachs*)  zu  treflfen  suchen;  doch  wird  man  sagen 
müssen,  daß  dieser  alte  Häuserschoß  den  Grundstückswert  im  allge- 
meinen richtig  erfaßte.  Ebenso  wie  von  Hausgrundstücken  wurde 
„von  Gärten  und  Bergen"  der  bei  der  letzten  Besitzveränderung  sich 
bekundende  Tauschwert  als  Steuermaßstab  zugrunde  gelegt,  indem 
von  jedem  Hundert  an  Talern  eine  Steuer  von  6  Groschen  jährlich 
zu  entrichten  war.     Bei  Acker-  und  Wiesengrundstücken  wurde  stets 


')  Ich  berücksichtigte  bei  der  Untersuchung  der  reichsstädtischen  Steuern 
hauptsächlich  das  von  Heineck  in  seiner  Schrift :  „Der  Kämmereietat  der  Kayserl. 
Freien  Keichsstadt  Nordhausen  am  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts''  zusammen- 
gestellte und  veröfiFentlichte  Material.     Nordhausen  1898. 

*)  Adolf  Wagner:  „Die  finanzielle  Mitbeteiligung  der  Gemeinden  an  kultu- 
rellen Staatseinrichtungen  und  die  Entwicklung  der  Gemeindeeinnahmen"  bespricht 
eingehend  dieses  Problem. 
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derselbe  Wert  angenommen  und  von  jedem  Acker,  =  160  Buteo, 
eine  Steuer  von  3  Groschen  4^/^  Pfennigen,  bzw.  4  Groschen 
6  Pfennigen  erhoben. 

Andere  Gesichtspunkte  regelten  die  Leistung  des  Personal- 
oder  Bürgerschosses.  Er  war  eine  Abgabe  nur  Ton  den  In- 
quilinen,  d.  h.  den  Bürgern,  die  nicht  mit  Häusern  angesessen  waren, 
und  wurde  in  drei  Klassen  veranlagt.  Wer  ein  „Litteratus^  war 
oder  studiert  hatte,  steuerte  12  Groschen,  wer  eine  Profession  be- 
trieb, 10  Groschen  6  Pfennige,  schließlich  Bürger,  die  Handarbeit 
auf  Tagelohn  leisteten,  und  Weibspersonen  7  Groschen  6  Pfennige. 
Zum  Schoß  wurden  sonach  alle  Bürger  herangezogen,  er  war  eine 
allgemeine  Steuer,  von  welcher  auch  der  ärmste  Bürger  nicht  befreit 
war.  Hervorzuheben  ist  noch,  daß  er  in  Zeiten  der  Not  doppelt  oder 
dreifach  im  Jahre  erhoben  werden  konnte. 

Im  Jahre  1800  betrug  das  Aufkommen  laut  Rechnung  16  389  Mk., 
im  Jahre  1803  18  262  Mk.,  das  macht  für  1800  eine  Belastung  mit 
2  Mk.  auf  den  Eopf  der  Bevölkerung  oder  19  %  der  Steuereinnahme, 
für  1803  2,1  Mk.  bzw.  27%.  Den  durchschnittlichen  Ertrag  der 
Jahre  1796 — 1801  gibt  Heineck  an  auf  (die  Talerwährung  in  Mark- 
währung umgerechnet): 

i6  308  Mk.  Realschoß 
563     „     Personalschoß 


16  871  Mk.  Schoßeinnabme. 


Eine  zweite  Gruppe  von  Steuern  diente  nicht,  wie  der  Schoß  zur 
Durchführung  aller  städtischen  Aufgaben,  sondern  lediglich  einem 
einzigen  Zweck.  So  gab  es  eine  besondere  Steuer  zur  Erhaltung 
der  Stadtwache,  das  Wachtgeld,  zur  Besoldung  der  Nachtwächter, 
das  Feuerwachtgeld,  und  endlich  zur  Unterhaltung  der  öffentlicheD 
Wasserkünste  und  Brunnen,  das  sog.  Kunstgeld.  Alle  drei  Steuern 
wurden,  wie  wir  sehen  werden,  nur  von  den  Interessenten  getragen 
und  waren  nach  dem  Grade  des  Interesses  abgestuft. 

Das  Wachtgeld  war  ebenso  wie  der  Schoß  teils  Real*  teils 
Personalabgabe.  Das  Realwachtgeld  war  verschieden,  je  nachdem 
das  Grundstück  in  der  Ober-  oder  Unterstadt  lag  und  es  sich  um 
ein  gewöhnliches  Haus,  ein  Gartenhaus,  Kramhaus  oder  braube- 
rechtigtes Haus  handelte.  Zum  Personalwachtgeld  steuerten  die 
Inquilinen  18  Groschen,  die  Witwen  je  9  Groschen;  gänzlich  befreit 
waren  alle  im  Sicherheitsdienst  angestellten  Stadtbeamten,  sofern  sie 
nicht  Häuser  besaßen,  und  neubauende  Bürger. 
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Den  Durchschnittsertrag  in  den  Jahren  1796 — 1801  an  Wacht- 
steuer  berechnet  Heineck  auf  4927  Mk. 

Vom  Feuerwachtgelde  wurden  die  Nachtwächter  der  Ober- 
stadt bezahlt,  und  nur  die  in  der  Oberstadt  belegenen  Häuser  und 
die  in  denselben  wohnenden  Inquilinen  waren  steuerpflichtig,  wobei 
wiederum  die  Brauhäuser  schärfer  herangezogen  wurden,  und  die 
Nachtwächter,  soweit  sie  Inquilinen  waren,  freiblieben.  Es  kam  an 
Feuerwachtgeld  auf  im  Jahre  1803:  886  Mk.,  in  den  Jahren  1796— 
1801  nach  Heineck  durchschnittlich  610  Mk.  Diese  Steuer  über- 
dauerte  die  Zeit  der  Fremdherrschaft  und  auch  die  preußische  Steuer- 
reform vom  Jahre  1820,  da  „das  Bedürfnis  nach  ihr  noch  fort- 
dauerte'S (s*  ob.  S.  28)  und  erhielt  sich  bis  Ende  der  vierziger  Jahre. 
Sie  ergab 


1822 

I  625  Mk. 

1825 

1739     n 

1840 

1806   „ 

Die  dritte  Spezialsteuer,  das  Kunstgeld,  lastete  ebenfalls  in 
der  Hauptsache  auf  den  Interessenten.  Da  die  Unterstadt  und  die 
Vorstädte  keinen  Anteil  an  der  öffentlichen  Wasserleitung  hatten, 
ruhte  das  Kunstgeld  nur  auf  den  Häusern  und  Inquilinen  der  Ober- 
stadt, und  zwar  ebenfalls  stärker  auf  den  brauberechtigten  Häusern. 
Diese  Abgabe  bestand  bis  zum  Jahre  1878  (s.  ob.  Seite  18)  und 
erbrachte : 


im  Jahre  1800*)  i  303  Mk. 

im 

Jahre  1856 

948  Mk 

»       » 

1803      1 627     „ 

V 

» 

1864 

2082    „ 

n         11 

1822     2  HO    „ 

» 

1} 

1868 

3900    „ 

»          11 

1825     2036    „ 

>» 

11 

1872 

4200    „ 

n          n 

1840     2430    „ 

n 

n 

1876 

1000    „ 

»          n 

1853     1219    „ 

rt 

n 

1878 

1200    „ 

Das  in  den  drei  letztbesprochenen  Steuern  sich  bekundende  Prinzip, 
eine  Auflage  in  gewissem  Maße  als  Gegenleistung  für  eine  kommu* 
nale  Darbietung  zu  betrachten,  will  uns  heute  mehr  denn  je  nach- 
ahmenswert erscheinen,  und  es  herrscht  in  diesem  Punkte,  soweit  ich 
sehe,^  in  der  Wissenschaft  völlige  Übereinstimmung. 


^)  Die  Ergebnisse  yon  1800 — 1864  sind  den  Kämmereirechnungen,  die  späteren 
der  Denkschrift  betr.  die  Finanzverwaltung,  entnommen. 

*)  Adickes,  Studien  über  die  Weiterentwicklung  des  Gemeindesteuerwesens 
S.  53.  Tübingen  1894.  Ders.,  Kommunalabgabengesetz  IIL  Aufl.  S.  18.  Berlin 
1902.   Conrad,  Grundriß  zum  Studium  der  politischen  Ökonomie  III  3.  Aufl.  S.  162. 
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Als  letzte  Gruppe  der  direkten  Steuern  kommen  in  Betracht  die 
gewerbesteuerartigen  Abgaben,  nämlich 

1.  Der  Branntweinschankzins.  Eine  bestimmte  Norm, 
nach  der  der  Ausschank  von  Branntwein  besteuert  wurde,  scheint  es 
nicht  gegeben  zu  haben.  Heineck  gibt  an,  daß  sich  die  Höhe  der 
Abgabe  nach  dem  Absätze  an  Branntwein  und  nach  der  mehr  oder 
weniger  günstigen  Lage  der  Schankstätte  gerichtet  habe; 

2.  wurde  die  Braugerechtigkeit  besteuert,  allerdings  nur 
durch  eine  einmalige  Abgabe  seitens  des  Erwerbers  der  Braugerechtig- 
keit. Es  durften  nämlich  nur  die  Besitzer  bzw.  Mieter  bestimmter 
brauberechtigter  Häuser  Bier  brauen  und  verkaufen.  Ging  ein  solches 
Haus  in  andere  Hände  über,  so  mußte  der  Erwerber,  wollte  er  vom 
Braurecht  Gebrauch  machen,  10  Taler  Braugeschoß  bei  der  Auf- 
lassung erlegen.  Der  Mieter  konnte  gegen  Entrichtung  von  16  Talern 
Brauschoß  die  Braugerechtigkeit  ausüben.    Die  Erträge  dieser  Steuer 

beliefen  sich 

im  Jahre  1800  auf  914  Mk. 
„        „      1803    „    319    „ 

3.  Der  Erwerb  eines  Hauses,  mit  welchem  die  Gastgerechtig- 
keit verbunden  war,  d.  i.  das  Becht,  Fremde  aufzunehmen,  war  mit 
einer  Angabe  von  10  Talern  an  die  Stadtkasse  belegt;  die  Neu- 
begründung und  Konzession  einer  Gastgerechtigkeit  dagegen  kostete 
50  Taler. 

Diese  drei  Abgaben  werden  zu  den  direkten  Steuern  gezählt 
werden  müssen,  da  man  aus  den  gewerblichen  Einnahmen  auf  die 
Leistungsfähigkeit  des  Steuerzahlers  schließt.  Sie  belasten  den  £[lein- 
handel  mit  Bier  und  Branntwein  und  die  Gastwirte,  haben  also  viel 
Ähnlichkeit  mit  unserer  heutigen  Betriebssteuer. 

Der  indirekten  Besteuerung  unterlagen  in  Nordhausen  Mehl, 
Ol,  Bier  und  Branntwein,  und  zwar  einmal  durch  eine  gemeinsame 
Materialsteuer,  das  sog.  Mahl-,  Schrot-  und  Olschlagegeld.  Außer- 
dem wurde  das  Bier  noch  belastet  durch  eine  besondere  Malzsteuer 
imd  eine  Brausteuer,  der  Branntwein  durch  einen  Ausfuhrzoll. 

Die  bei  weitem  größte  Bedeutung  hatte  das  Mahl-,  Schrot- 
und  Olschlagegeld  erlangt.  Vom  Scheffel  der  zum  Mahlen  oder 
Olschlagen  bestimmten  Früchte  wurde  1  Groschen,  vom  Scheffel  Schrot- 
getreide 4  Pfennig  erhoben  in  folgender  Weise: 


Jena  1903.  Denkschrift  zum  Kommunalabgabengesetz  S.  936.  v.  Beitzenstein  in 
Y.  Schönbergs  Handbuch  111  2,  4.  Aufl.  Tübingen  1898.  Eheberg  im  Hand> 
wörterbach  der  Staats  Wissenschaften  2.  Aufl.  Bd.  IV  S.  196.    Jens  1900. 
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Wer  mahlen,  schroten  oder  Ol  schlagen  lassen  wollte,  mußte 
vorher  nach  Maßgabe  des  genannten  Steuersatzes  den  Steuerbetrag 
an  die  Mahl-,  Schrot-  und  Ölschlagekasse  abführen.  Dafür  erhielt 
er  einen  Zettel,  welcher  den  Namen  des  Steuerzahlers,  das  steuer- 
pflichtige Quantum  und  die  gezahlte  Summe  angab;  entsprechende 
Eintragungen  wurden  in  ein  Steuerkassenbuch  gemacht.  Den  Zettel 
nahm  der  Müller  ab,  wenn  er  das  Mahlen,  Schroten  oder  Ölschlagen 
übernahm,  und  steckte  ihn  in  eine  unter  städtischen  Verschluß  be- 
findliche fiüchse.  Die  Menge  des  in  der  Mühle  befindlichen  Getreides, 
Rüb-  oder  Leinsamens  durfte  nun  jederzeit  von  städtischen  Beamten 
revidiert  werden,  und  es  wurde  dann  durch  Vergleich  mit  den  in 
der  Büchse  befindlichen  Zetteln  festgestellt,  ob  alles  versteuert  war. 
Von  der  Abgabe  befreit  waren  Prediger,  milde  Stiftungen  und 
Auswärtige,  doch  mußten  sie  sich  zwecks  Kontrolle  einen  Frei- 
zettel lösen. 

Diese  ganze  Art  der  Besteuerung  war  nur  dadurch  möglich,  daß 
die  wenigen  Mühlen  in  dem  kleinen  Stadtgebiet  fortwährend  inspiziert 
werden  konnten.  Die  Defraudation  war  sehr  erschwert,  zumal  noch 
an  den  Stadttoren  die  Steuerquittungszettel  vorgezeigt  werden  mußten 
und  so  auch  der  Torschreiber  sich  davon  überzeugen  konnte,  ob  die- 
jenigen Produkte,  die  außerhalb  der  Stadt  gemahlen  werden  mußten, 
auf  dem  Zettel  richtig  angegeben  und  versteuert  waren  Die  Kosten 
der  Erhebung  waren  ziemlich  gering.  Die  Verwaltung  der  Kasse 
unterstand  einer  besonderen  Ratsdeputation,  deren  Mitglieder  ab- 
wechselnd Sprechstunden  auf  dem  Rathause  abhielten,  um  die  Steuer- 
beträge entgegenzunehmen.  Die  Inhaber  der  Mühlen  und  ihr  Per- 
sonal war  eidlich  verpflichtet,  ihrer  Kundschaft  stets  Zettel  abzu- 
verlangen und  ohne  deren  vorherige  Übergabe  nicht  zu  mahlen.  So 
blieb  als  hauptsächlichste  laufende  Ausgabe  nur  die  Besoldung  der 
zwei  städtischen  „  Mühlen visitatoren'^  übrig.  Die  Erträge  aus  dieser 
Steuer  waren  in  der  Zeit  von  1796 — 1801  nach  Heineck  durch- 
schnittlich 

Mahlgeld    ...    6834  Mk.  \ 
Schrotgeld.    .     .14751     „      >  23428  Mk. 
Ölschlagegeld .     .     1 839     „     j 

im  Jahre  1800  49092  Mk.») 

„        „      1803  25745     „ 


^)  Im  Jahre  1800  war  die  Schrotateuer  nicht  mit  4  Pfennigen,  sondern  mit 
1  Groschen  pro  Scheffel  erhoben  worden. 

3* 
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Es  wurde  1803  erhoben  pro  Kopf  der  Bevölkerung  3,08  Mk.,  oder 
von  der  Gesamtsteuereinnahme  38,08  Ro- 
sine ähnliche  Art  der  Besteuerung,  wie  sie  in  Nordhausen  der 
Fall  war,  besteht  beute  noch  in  Bayern  bei  der  Malzsteuer.  Bort 
geschieht  das  Schroten  in  besonderen  Mühlen  gänzlich  außer  Zu- 
sammenhang mit  dem  eigentlichen  Brauprozeß,  und  die  Menge  des 
zu  schrotenden  Malzes  ist  maßgebend  für  den  Steuersatz.  Auch  die 
Einrichtung  mit  der  Zettelkontrolle  ist  in  Bayern  dieselbe  wie  in  Alt« 
nordhausen.  Während  jedoch  die  bayrische  Besteuerung  nur  das 
Braumalz  trifft,  handelt  es  sich  in  Nordhausen  auch  um  eine  Be- 
lastung  des  Branntweins,  überhaupt  wird  man  den  Nordhäuser  Steuer- 
modus als  sehr  praktisch  und  zweckmäßig  anerkennen  müssen,  und 
auch  vom  Standpunkte  der  Wissenschaft  wird  man  eine  scharfe  Her- 
anziehung des  Bieres  und  Branntweins  nur  billigen  und  kaum  etwas 
dagegen  einwenden  können,  wenn  unter  den  damaligen  Verhältnissen 
ein  abgeschlossenes  Stadtgebiet  selbst  unentbehrliche  Nahrungsmittel 
wie  Mehl  und  Ol  in  den  Kreis  der  Steuerobjekte  zog. 

Außer  zu  dieser  allgemeinen  Mahl-  und  Schrotsteuer  wurde  das 
Braumalz  noch  zu  einer  besonderen  Braumalzsteuer,  dem  sog. 
Brauzeichengelde,  herangezogen.  In  Nordhausen  waren  die 
Braupfannen  nicht  Privateigentum,  sondern  gehörten  der  Stadt;  sie 
waren  vermutlich  gleich  groß.^)  Sollten  nun  diese  Braupfannen 
benutzt  werden,  so  mußten  —  das  war  vorgeschrieben  —  ziun 
Brauen 

a)  von  Bier:  72  Scheffel   Gerstenmalz,   12   Scheffel    Hopfen, 

b)  von  ßroyhan :  28  Gerstenmalz,  12  Scheffel  Weizen,  2  Scheffel 

Hafer  und  4  Motzen  Hopfen, 

c)  von  Gose:        20  Scheffel  Gerstenmalz,   8^2  Scheffel  Weizen, 

2  Scheffel  Hafer  und  4  Motzen  Hopfen 

genommen  werden.  Wenn  dann  der  Besitzer  eines  brauberechtigten 
Hauses  brauen  wollte,  so  hatte  er  vorher  das  vorgeschriebene  Quan- 
tum Malz  zu  versteuern  und  die  Summe  an  einen  Magistratsdeputierten 
abzuliefern.  Der  Steuersatz  war  für  Bier  5  Taler  8  Groschen  in 
Gold,  für  Broyhan  und  Gose  3  Taler.  Zum  Ausweis  und  als 
Quittung  bekam  der  Steuerzahler  ein  bleiernes  Zeichen,  das  Brau- 
zeichen, ausgehändigt.  Der  Müller  war  verpflichtet,  nur  dann  zu 
schroten,   wenn    ihm   das  Brauzeichen   übergeben   worden   war.     Er 


^)  Soweit  die  Bierpfannen  in  Frage  kommen,  denn  es  gab  nur  eine  einzig« 
Gosenpfanne  und  nur  eine  Broyhanpfanne. 
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sammelte  die  Zeichen  und  lieferte  sie  alle  14  Tage  an  die  Kämmerei 
ab.  Es  herrschte  sonach  bei  dieser  Malzsteuer  dasselbe  Prinzip,  wie 
bei  dem  vorerwähnten  Mahl-,  Schrot-  und  Ölschlagegelde,  sie  beruhte 
auf  den  nämlichen  Voraussetzungen.  Das  dort  Gesagte  trifft  also 
auch  hier  zu. 

Der  Erlös  aus  dem  Brauzeichengelde  war  ebenfalls  ziemlich 
bedeutend : 

1800  6405  Mk. 

ISaS  6369    „ 

Diese  Steuer  brachte  somit  auch  im  Jahre  1803  9,68*  7o  der 
Steuereinnahme  und  drückte  die  Bevölkerung  mit  0,76  Mk.  pro  Kopf. 

Das  Bier  war  femer  belastet  durch  zwei  verschiedene  Arten 
Brausteuern:  durch  das  Schrotmetzgeld  und  den  Braupfannenzins. 

Die  als  Schrotmetzgeld  vereinnahmten  Summen  waren  ur- 
sprünglich dazu  bestimmt,  die  Müller  dafür  zu  entschädigen,  daß  sie 
beim  Malz  nicht,  wie  sonst  üblich,  den  30.  Teil  als  sog.  MüUermetze 
für  sich  behalten  durften.  Außerdem  sollten  sie  einen  Beitrag  zur 
Unterhaltung  der  Mühlen  bilden.  Von  jedem  Gebräude  Bier  mußte 
1  Taler,  vom  Gebräude  Broyhan  18  Groschen,  vom  Gebräude  Gose 
12  Groschen  Schrotmetzgeld  entrichtet  werden.  Diese  Steuer  erhielt 
sich,  von  der  Steuergesetzgebung  der  Jahre  1818 — 1820  nicht  beriihrt, 
bis  Ende  der  dreißiger  Jahre  des   19.  Jahrhunderts,   und  erbrachte: 


im  Jahre  1800 

I  266  IVTk. 

n          n 

1803 

1305     „ 

n          n 

1822 

1851     n 

rt          n 

1824 

ns2   „ 

n          n 

1825 

1 561   „ 

n          n 

1835 

775    » 

Wie  eben  erwähnt,  besaßen  die  Brauhäuser  nicht  eigene  Brau- 
pfannen,  sondern  mußten  die  städtischen  benutzen.  Für  diese  Be- 
nutzung war  eine  Abgabe  zu  entrichten  und  zwar  bei  den  drei  Bier- 
pfannen je  1  Taler  16  Groschen,  bei  der  Gosepfanne  8  Groschen  und 
bei  der  Broyhanpfanne  12  Groschen.^)    Man   könnte  vielleicht  ein- 

')  Die  Broyhanpfanne  gehörte  übrigens  nicht  direkt  der  Kämmerei,  sondern 
dem  Hospital  St.  Cyriaci,  und  diesem  flössen  daher  die  Einnahmen  zu.  Es  ist 
dies  ein  in  früherer  Zeit  öfters  zu  beobachtender  Fall,  daß  einem  öffentlichen 
Institut  eine  Öffentliche  Einnahmequelle  zur  ausschließlichen  Benutzung  zugewiesen 
ist,  anstatt  daß,  wie  heute  das  Streben  geht,  alle  öffentlichen  Einnahmen  zuerst 
in  der  Stadtkasse  sich  vereinigen  und  erst  dann,  indirekt,  ihren  Bestimmungsort 
erreichen. 
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wenden,  daß  in  dieser  Abgabe  weniger  eine  Steuer  als  yielmebr  ein 
Unternebmergewinn  zu  erblicken  sei.  Demgegenüber  sei  darauf  hin- 
gewiesen, daß  es  sich  hier  um  ein  Braupfannenmonopol  handelt,  also 
nicht  um  ein  gewerbliches  Unternehmen,  das  mit  Privaten  in  Kon- 
kurrenz tritt.  Die  Abgabe  warf  nach  Abzug  der  Unterhaltungskosten 
einen  immerhin  nicht  unbeträchtlichen  Jahresertrag  ab.  Der  Braa- 
pfannenzins  blieb  bis  1827  bestehen  und  brachte  ein 

im  Jahre  1800  i  270  Mk. 

„       „      1803  1161     „ 

„       „      1822  1059    „ 

„        „      1825  697     „ 

Die  beiden  zuletzt  genannten  Biersteuern  belasteten  die  Be- 
Yölkerung  mit  0,29  Mk.  pro  Kopf  und  deckten  3,7  %  der  Steuer- 
einnähme. 

Man  wird  ohne  weiteres  zugeben  müssen,  daß  das  Bier  hin- 
reichend besteuert  wurde.    Dasselbe  läßt  sich  von  der  Belastung  des 

Branntweins  nicht  behaupten.    Das  Material  wurde   außer  durch  daft 

.« 

Mahl-,  Schrot-  und  Olschlagegeld  nicht  besonders  herangezogen,  noch 
kannte  man  einen  Blasenzins  oder  eine  Abgabe  nach  Maßgabe  der 
Gärungsgefäße.  Auch  das  Fabrikat  als  solches  blieb  noch  frei.  Die 
Belastung  griff  vielmehr  nur  in  dem  Falle  Platz,  daß  der  Brannt- 
wein exportiert  wurde.  Der  Steuersatz  war  1  Groschen  6  Pfennige 
pro  Faß  ohne  Eücksicht  auf  dessen  Größe.  Der  erste  Anlaß  zu 
dieser  Belastung  war  nach  Heineck ^)  folgender:  im  Jahre  1749  hatte 
es  der  Magistrat  für  notwendig  im  Interesse  des  Branntweinhandels 
erachtet,  den  Kauminhalt  der  Fässer  in  handelsüblichen  Maßen  auf 
denselben  festzustellen  und  eine  Kontrolle  über  die  im  Branntwein- 
handel  benutzten  Fässer  auszuüben.  Es  war  daher  ein  städtischer 
Bjdamter  dazu  bestellt,  die  Fässer  in  den  Brennereien  auf  ihren 
BAuminhalt  zu  untersuchen  und  mit  seinem  Stempel  zu  eichen,  oder 
wie  man  damals  sagte,  zu  visieren.  An  der  städtischen  Wage,  wo 
alle  hinausgehenden  oder  hereinkommenden  Güter  gewogen  wurden, 
war  dann  von  jedem  visierten  Faß  der  Steuersatz  zu  entrichten.  Die 
Erträge  dieser  Branntweinbelastung  waren: 

1800  3  139  Mk. 

1803  3106    „ 

das  ist  für  letzteres  Jahr  4,67  %  ^^^  Gesamtsteuereinnahme,  oder 
eine  Belastung  der  Bevölkerung  mit  0,37  Mk.  pro  Kopf. 

*)  Der  Kämmereietat  S.  33. 
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Von  allen  Steuern  der  alten  Stadtrepublik  ist  jedenfidls  die 
Branntweinsteuer  am  wenigsten  ausgebildet.  Der  einheimische  Kon- 
sum wird  überhaupt  nicht  getroffen;  es  scheint,  daß  die  Brennerei- 
besitzer —  und  sie  hatten  einen  mächtigen  Einfluß  auf  das  Stadt- 
regiment —  eine  Minderung  ihres  Erwerbes  befürchteten. 

Während  für  das  damalige  Nordbausen  die  Bierbesteuerung  am 
ergiebigsten  gestaltet  war,  ist  heute  Nordhausen  infolge  der  Brannt- 
weinsteuer für  den  preußischen  Staat  von  wesentlicher  Bedeutung. 
Es  kamen  auf  1890  an  Branntweinsteuern  9  789  363  Mk.  Dagegen 
an  Biersteuer  nur  44891  Mk. 

Aus  Bier  und  Branntwein  bezog  die  Eeichsstadt  Nordhausen  im 
Jahre  1803  ca.  40  %  ihrer  Steuereinnahmen  unter  einer  Belastung 
von  3,20  Mk.  pro  Kopf  der  Bevölkerung.  In  Preußen  war  1903  die  Be- 
völkerung mit  6,90  Mk.  Getränkesteuern  pro  Kopf  belastet  (Conrad  III. 
Seite  228.    3.  Auflage).    Jena  1903. 

Im  Anschluß  an  die  Steuern  verdienen  erwähnt  zu  werden  zwei 
steuerähnliche  Einnahmequellen : 

1.  Das  Bürgerrechtsgeld,  eine  Gebühr  für  die  Erlangung 
des  Bürgerrechts  in  Höhe  von  30  Talern.  An  Bürgerrechtsgeldern 
wurden  eingenommen: 

im  Jahre  1800  690  Mk. 

„       „      1803  753    „ 

2.  Der  Zoll.  Eür  seine  Erhebung  war  noch  maßgebend  eine 
Instruktion  vom  1.  Juli  1735.  Die  wichtigsten  Positionen  dieses 
Tarifs  seien  hier  aufgeführt :  ^) 


Zollobjekt: 

Maßstab: 

Abgabe: 

Gr. 

Pf. 

Baumwolle 

vom  Taler 

4 

Bier  und  Broyhan 

vom  Faß 

I 

— 

(Ausfuhr) 

n 

Tom  Halbfaß 

— 

6 

Branntwein 

vom  Faß 

6 

— 

f) 

vom  Ohm 

4 

n 

vom  Stäbchen 

— . 

I 

Branntweinblasen 

vom  25entner 

I 

Bretter  (Einfuhr) 

— 

— 

„       (Ausfuhr) 

eine  Tracht 

a 

- 

r§                 n 

eine  Pferdeladung 

— 

6 

^)  Wo  das  Wort  „Einfuhr"  oder  „Ausfuhr**  u.  ä.  nicht  vermerkt  ist,  scheint 
sowohl  Ein-  wie  Ausfuhr  zollpflichtig  gewesen  zu  sein. 
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Zollobjekt: 

Brot 

Butter  (Einfuhr) 

„       (Ausfuhr) 

Drillich  (Einfuhr) 

Decken 

Eisen 

Erbsen,  Linsen,  Gerste, 

Roggen,  Hafer,  Mohn, 

Leinsamen,  Malz 

Fleisch 

Gewürze 

Ziegen,  Schafe,  Hammel 
(Ausfuhr) 

Hanf  (Ausfuhr) 

„      (Durchfuhr) 

Heringe  (Ausfuhr) 

Holz 

Kühe,  Ochsen,  gemästet 
(Ausfuhr) 

„      Ochsen,  mager 
(Ausfuhr) 

Kupfer,  Messing,  Zinn 

Leder 

Obst 

Ol 

Schmeer,  Seife,  Speck,  Talg 

Tabak  (Ausfuhr) 


n 


(Einfuhr) 


n  n 

Tuch  und  Kau&nannsgut 
wenn  ein  Nordh.  Bürger 
damit  zu  Markte  fährt, 
ist  frei 

Wein 

Zucker  (Durchfahr) 


Maßstab:  Abgabe: 

Gr.  Pf. 

vom  Taler  —            3 

vom  Karren  (1  Pfund  in  natura) 

vom  Zentner  i              3 

vom  Kasten  oder  Karren  i            — 

n             n             n             n  ^                 " 

vom  Zentner  —             % 


vom  Scheffel 

von  der  Tonne 
vom  Taler 
vom  Stück 

vom  Taler 
vom  Pferde 
von  der  Tonne 
vom  Tal  er 
vom  Stück 


n 


n 


vom  Zentner 
vom  Taler 

vom  Zentner 

n  n 

großes  Faß 
kleines    „ 
großes    „ 
kleines   . 


vom  Eimer 
vom  Zentner 


I 
I 


1; 

i2 


I 

2 
I 
I 


4 

3 

2 


3 

4 
6 

3 


„Von  allen  ohngewöhnlichen  Waaren",  ^)  die  im  Tarif  nicht  be- 
sonders erwähnt,  war  ein  Wertzoll  mit  4  Pf.  vom  Taler  zu  entrichten. 

Diese  letzte  Bestimmung,  sowie  die  Zollfreiheit  für  Nordhäuser 
Kaufmannsgut  deuten  darauf  hin,  da£  die  Instruktion  Tom  1.  Juli 
1735  zum  Teil  aus  merkantilistischen  Anschauungen  hervorgegangen 
ist,  indem  man  das  wirtschaftliche  Leben  der  Bürgerschaft  in  be- 


*)  Wortlaut  der  im  städtischen  Archiv  befindlichen  Zollrolle  vom  1.  Juli  1835. 
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stimmter  Bichtung  zu  fordern  suchte.  Dafür  spricht  auch  die  freie 
Einfuhr  Yon  lebendem  Yieb,  Brettern^  Hanf. 

Daneben  finden  sich  starke  Anklänge  an  Finanzzölle,  z.  B.  bei 
der  Belastung  des  01s,  Bieres  und  Branntweins,  bei  der  Einfuhr  von 
Getreide,  Metallen,  Holz,  Decken,  Drillich  usw.  Nordhäuser  Bier 
und  Branntwein  hatte  einen  guten  Ruf  und  war  überall  sehr  begehrt ; 
daher  wurde  der  ziemlich  hohe  Zoll  auf  diese  beiden  Funkte  sicher- 
lich nicht  Yon  der  Einwohnerschaft  Nordhausens  getragen,  sondern 
auf  die  Abnehmer  überwälzt. 

Der  Tarif  trug  sonach  den  wirtschaftlichen  Verhältnissen  der 
freien  Reichsstadt  in  eingehender  Weise  Rechnung.  Die  Art  der 
Zollerhebung  war  sehr  primitiv:  ungefähre  Quantitäten,  wie  Karren, 
Tracht,  genügten  zur  Bemessung  der  Abgabe.  Der  Wertzoll  bildete 
die  Ausnahme. 

An  Zollgefällen  gingen  ein: 

im  Jahre  1800  5  513  Mk. 

„       „      1803  8104    „ 

d.  i.  1803  1,00  Mk. 

pro  Kopf  der  Bevölkerung  und  8,7%  der  Oesamteinnahme. 

Im  vorstehenden  sind  die  Grundzüge  des  Altnordhäuser  Steuer- 
wesens dargelegt;  ich  habe  mich  mit  ihm  dort  ausführlicher  be- 
schäftigt, wo  es  einen  Vergleich  mit  heutigen  Verhältnissen  gestattet, 
insbesondere  wenn  es  zum  Verständnis  der  folgenden  Perioden,  vor 
allem  der  Gegenwart,  mit  beizutragen  schien.  Die  nächsten  Perioden 
stehen  auf  dem  rechtlichen  Boden  des  preußischen  Staates,  sie  geben 
daher  auch  die  Entwicklungsstufen  des  preußischen  StQuerwesens  wieder. 

2.  Periode. 

Ton  der  preußischen  Steuerreform  der  Jahre  1818—1820  bis 
zur  klassifizierten  Einkommensteuer  im  Jahre  1851. 

Wie  bereits  Seite  28  erwähnt,  waren  infolge  der  preußischen 
Steuerorganisation  von  1818 — 1820  der  kommunalen  Steuerautonomie 
enge  Grenzen  gezogen.  So  war  denn  auch  das  Steuersystem  Nord- 
hausens in  den  zwanziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  ein  überaus 
dürftiges.  Die  direkten  Steuern  werden  vertreten  durch  das  Kunst- 
geld zur  Erhaltung  der  Wasserleitungen  und  das  Feuerwacht- 
g  e  1  d  zur  Besoldung  der  Nachtwächter.  Der  durchschnittliche  Anteil 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  macht  für  ersteres  22  Pf.,  für  letzteres 
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17  Pf.  aus.    Diese  relativen  Zahlen  fallen,  im  Jahre  1840  aaf  16  und 
15  Pf.    Im  übrigen  vgl.  Seite  33. 

Daneben  vereinnahmte  die  Stadt  noch  4%  der  staatUchen  Ge- 
werbesteuer als  Tantidme  für  deren  Erhebung: 

1822  813  Mk. 

1823  844  n 
1840     735  „ 

An  indirekten  Steuern  wurden  erhoben  bis  1827  der  Brau- 
pfannenzins (vgl.  Seite  37)  und  bis  Ende  der  dreißiger  Jahre  das 
Schrotmetzgeld  (vgl.  Seite  37).  Beide  Steuern  zusammenge- 
nommen machten  34  ^/^  der  Steuereiunahme  aus  im  Jahre  1824  oder 
30  Pf.  pro  Kopf  der  Bevölkerung. 

Mit  dem  Jahre  1835  fand  in  Nordhauseo  die  Mahl-  und 
Schlachtsteuer  als  Kommunalabgabe  Aufnahme.  So  finden  wir 
denn  z.  B.  in  der  Kämmereirechnung  des  Jahres  1840  den  Ein- 
nahmeposten: „vom  Kgl.  Hauptsteueramt  an  Zuschlag  auf  die  Mahl- 
und  Schlachtsteuer".  Das  Gesamtaufkommen  dieser  Steuer  war  zu 
*/5  Staatseinnahme,  Vs  ^©1  der  Stadt  zu.  Von  letzterem  Anteile 
kam  wiederum  ^/^o  in  Abzug  als  Beitrag  zu  den  Verwaltungs-  und 
Erhebungskosten.  Die  Stadt  vereinnahmte  1840  12421  Mk.  als  Zu- 
schlag zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer,  das  ist  1,03  Mk.  pro  Kopf 
oder  64,6  ^/^  aller  Steuereinnahmen. 

Auf  die  Mahl-  und  Scblachtsteuer  folgte  als  eine  vorübergehende 
Erscheinung  die  kommunale  Einkommensteuer  vom  18.  No- 
vember 1848  bis  30.  Juni  1851.  Die  Teuerung  des  Jahres  1847, 
dann  wohl  auch  der  Einfluß  der  Mahl-  und  Scblachtsteuer  selbst, 
hatte  im  stürmischen  Jahre  1848  die  Armenlast  so  vergrößert,  daß 
die  Armenkasse  und  die  Kasse  der  milden  Stiftungen  den  An- 
forderungen nicht  gewachsen  waren.  Ein  erheblicher  Kämmerei- 
zuschuß stellte  sich  als  notwendig  heraus.  Außerdem  hatte  die 
Schulkasse  mit  einem  Defizit  abgeschlossen.  Diese  Tatsachen  sowie 
die  Erkenntnis,  daß  durch  die  Mahl-  und  Schlachtsteuer  höhere  Er- 
träge  nicht  erzielt  werden  konnten-^  mögen  zum  Übergang  zur  Ein- 
kommensteuer gedrängt  haben.  Sie  sollte  nicht  nur  an  die  Stelle 
der  staatlichen  Mahl-  und  Schlachtsteuer  treten,  nicht  nur  auch  den 
kommunalen  Zuschlag  zu  letzterer  decken,  sondern  auch  die  fernere 
Erhebung  des  Kunstgeldes,  Feuerwachtgeldes  und  der  Gebühr  von 
den  Jagdscheinen  überflüssig  machen.  Man  veranschlagte  den  Er- 
trag auf: 

*)  Nach  der  Kämmereirechnung  von  1849. 
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i6ooo  Taler  Enatz  an  den  Fiskus  für  die  Mahl-  und  Schlachtstener, 
5  ooo      „     Zuschuß  an  die  Armenkasse, 

4500      „      Deckung  des  Kommunalzuschlags  zur  Mahl-  und  Schlachtsteuer, 
2  340      „      Wiedererstattung    des   Stammvermögens    der   Kämmerei ,    und    zur 

Deckung  des  Defizits  der  Schulkasse, 
I  510      „     für  Wegfall  des  Kunstgeldes,  Feuerwachtgeldes  und  der  Jagdscheins* 
gebühr, 
650      „      Verwaltungskosten. 

30  000  Taler  =  90  000  Mk. 

Der  wirkliche  Ertrag  dieser  Steuer  blieb  gegen  diesen  Yoraoschlag 
nicht  unerheblich  zurück  mit: 

84803  Mk.  vom  18.  November  1848  bis  31.  Dezember  1849 

88054    „    14Ö0 

44344    „    bis  30.  Juni  1851. 

Das  Verfahren  und  die  Prinzipien,  nach  denen  das  Einkommen  fest- 
gestellt wurde,  sind  aus  den  Heberollen  und  Kassenbüchern  leider 
nicht  ersichtlich,  auch  sonst  nicht  aufzufinden  gewesen.  Doch  soviel 
steht  fest,  daß  die  Abschätzung  durch  Dritte,  nicht  die  Selbst- 
einschätzung, das  Hauptmaterial  der  Veranlagung  lieferte.  Es  wurden, 
wie  auch  von  der  heutigen  preußischen  Einkommensteuer,  vier  Quellen 
des  Einkommens  unterschieden: 

1.  aus  Häusern,  Gärten,  Ackern,  Wiesen  und  Holzung, 

2.  aus  Gewerbe, 

3.  aus  Kapitalvermögen, 

4.  aus  Gehalt,  Pensionen  und  Eenten. 

Nach  der  Höhe  des  Einkommens  wurde  der  sog.  „einfache  Steuer- 
betrag^  bemessen,  und  zwar  in  19  Klassen  abgestuft  mit  Progression 
von  0,2^/0  bis  2%.  Die  Einkommen  unter  50  Talern  scheinen 
steuerfrei  gewesen  zu  sein.  In  den  Jahren  1849 — 61  wurde  der  ein- 
fache Steuerbetrag  fünffach  erhoben,  so  daß  die  Progression  auf  1  \ 
bis  10^0  sich  verschiebt,  also  nicht  über  das  heutige  Maß  hinaus.^) 
Die  Einkommen  über  5  000  Taler  werden  in  der  Skala,  Tabelle  11 
nicht  erwähnt.  Daß  bei  einer  so  exzeptionellen  Belastung  der  höheren 
Einkommen  die  Gefahr  bestand,  sie  aus  der  Gemeinde  zu  vertreiben, 
und  gleicherweise  der  Anreiz,  die  Steuer  zu  hinterziehen,  wachsen 
mußte,   scheint  man  in  der  freiheitlichen  Stimmung  des  Jahres  1848 


^)  Das  preußische  Einkommensteuergesetz  von  1891  setzt  für  Einkommen 
von  10000  Mk.  eine  Steuer  von  3%  fest;  also  bei  200 ®/o  kommunalem  Zuschlage 
gibt  es  9%  des  Einkommens  als  Steuer. 


^    I 
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übersehen  zu  haben.  Wenn  daher  auch  die  übereilte  Progression 
wohl  gebilligt;  wenn  auch  nicht  für  ganz  bedenkenfrei  erachtet  werden 
kann,  zum  mindesten  nicht  bei  einer  Kommunalsteuer  lediglich  für 
ein  kleines  Stadtgebiet,  so  dürfen  wir  doch  in  dem  Nordhäuser  Ver- 
such einen  beachtenswerten  Vorläufer  unserer  heutigen  Einkommen- 
steuer begrüßen. 

Tabelle  11.    Die  Einkommensteuerskala. 


Höhe  des 

Einfacher 

Prozentsatz 
des 

Fünffacher 

Prozentsatz 
des 

Klasse 

Einkommens 

Steuerbetrag 

einfachen 

Steuerbetrag 

fünffachen 

in  Talern 

Taler 

Süber- 
grosch. 

Steuer- 
betrages 

Taler 

Silber, 
grosch. 

Steuer- 
betrages 

1 

4  500—5  000 

100 

^^^ 

ca.  2,0 

500 

ca.  10 

2 

4  000 — 4  500 

85 

15 

»    ^'2 

427 

15 

»    9,5 

3 

3500 — 4000 

72 

— 

.    1,8 

360 

— 

n     9 

4 

3000—3500 

59 

15 

r     IJ 

297 

15 

»    8,5 

5 

2  600 — 3  000 

48 

n     1,6 

240 

*"^ 

n      8 

6 

2  300 — 2  600 

39 

— 

n     1,5 

195 

r      7,5 

7 

2000—2  300 

32 

6 

n     h4 

161 

„     7 

8 

I  700 — 2000 

26 

— 

n     1,3 

130 

— 

n     6,5 

9 

I  500 — I  700 

20 

12 

«      1,2 

102 

— 

.    6 

10 

1  300—1  500 

16 

15 

n     1,1 

82 

15 

1,     5,5 

11 

I  100— I  300, 

13 

n     ^P 

65 

— 

«    5 

12 

900 — 1  100 

9 

27 

r     0,9 

49 

15 

«    4,5 

13 

700 —   900 

7 

6 

»     0,8 

36 

»     4 

14 

500 —    700 

4 

27 

„     0,7 

24 

15 

n     3,5 

15 

400 —    500 

3 

n    0,6 

15 

— 

n      3 

16 

300 —   400 

2 

— 

«    0,5 

10 

«^* 

n      2,5 

17 

200 —   300 

I 

6 

«    o»4 

6 

n      2 

18 

100—   200 

r 

1    — 

18 

«    0,3 

3 

n      hS 

19 

50—    100 

1 

6 

„    0,2 

I 

^■^ 

r      I 

Von  den  steuerartigen  Gebühren  verdient  das  Bürgerrechts- 
geld hervorgehoben  zu  werden.  Die  Rechtsentwicklung  ist  an- 
scheinend bisher  nirgends  dargestellt;  es  sei  daher  hier  eine  kurze 
Geschichte  des  Bürgerrechtsgeldes  eingefügt. 

Zwar  ist  in  der  Städteordnung  vom  19.  November  1808  sowie 
auch  in  der  vom  18.  Februar  1834  vom  Bürgergeld  nicht  die  Rede, 
aber  dennoch  wurde  es  fast  in  allen  Städten^)  von  den  Neubfirgem 
erhoben,  zumeist  auf  Grund  sehr  alter  ortsstatuarischer  Bestimmungen. 
Soweit  Preußen  in  Betracht  kommt,  sind  die  ersten  Gesetzesnormen 
in  der  Städteordnung  vom  30.  Mai  1853  enthalten.    Diese  gestattete 


^)  Z.  B.  in  Halle'  a  S.,  Aliendorf,    Das  Finanzwesen  der  Stadt  Halle  a.  S. 
S.  9.    Jena  1904.    In  Mühlhausen  vgl.  unten  Tabelle  2S  Anm. 
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in  §  62  die  Erhebung  eines  Einzugsgeldes,  das  ist  einer  Abgabe^ 
Yon  deren  Entrichtung  die  Niederlassung  in  der  Gemeinde  abhängig 
gemacht  wird.  Außerdem  koDute  von  jedermann,  mochte  er  neu- 
anziehen  oder  der  Gemeinde  bereits  angehören,  bei  der  Begründung 
eines  selbständigen  Hausstandes  eine  Abgabe,  das  sog.  Eintritts- 
oder Hausstandsgeld  erhoben  worden.  Die  Entrichtung  dieses 
Eintritts-  oder  Hausstandsgeldes  war  dann  die  Voraussetzung  für  die 
Teilnahme  an  den  Gemeindewahlen,  sowie  für  die  Befähigung,  un- 
besoldete Gemeindeämter  übernehmen  zu  können.  Schließlich  konnte 
das  Recht  zum  Mitgenusse  an  Gemeindenutzungen  wie  an  Wäldern, 
Weiden  usw»  an  die  Zahlung  eines  sog.  Einkau fsgeldes  geknüpft 
sein.  Bereits  im  Gesetz  vom  14.  Mai  1860  sind  diese  Bestimmungen 
neu  gefaßt  und  geändert.  Das  Einzugsgeld  darf  eine  Voraussetzung 
für  die  Au&ahme  in  die  Stadt  dann  nicht  bilden,  wenn  der  Be« 
treffende  bereits  den  Unterstützungswohnsitz  darin  erworben  hat  oder, 
falls  er  hilfsbedürftig  ist,  keine  andere  Gemeinde  zu  seiner  Au&ahme 
verpflichtet  ist;  bezüglich  des  Bürgerrechtsgeldes  bestimmt  das 
Gesetz,  daß  vor  dessen  Entrichtung  das  Bürgerrecht,  d.  i.  das  aktive 
und  passive  Gemeindewahlrecht,  nicht  ausgeübt  werden  darf;  das 
Hausstandsgeld  wird  überall  beseitigt. 

Den  Schlußstein  dieses  Entwicklungsganges  setzt  das  Gesetz  vom 
2.  März  1867,  ein  Vorbote  des  Freizügigkeitsgesetzes  vom  1.  Nov.  1867. 
Es  verbietet,  vom  1.  Juli  1867  ab  von  Neuanziehenden  ein  Einzugs- 
oder Eintrittsgeld  oder  eine  sonstige  Kommunalabgabe  wegen  der 
Niederlassung  am  Orte  zu  erheben.  Seit  1867  kann  nunmehr  nur 
noch  das  Bürgerrechtsgeld  erhoben  werden. 

Die  Geschichte  des  Einnahmepostens:  ^für  die  Erlangung  des 
Bürgerrechts"  in  Nordhausen  spiegelt  diese  Rechtswirkung  wieder. 

Während  zur  reichsstädtischen  Zeit  nur  der  Fremde  Bürgergeld 
zu  zahlen  hatte,  das  Nordhäuser  Kind  dagegen  ohne  weiteres  Bürger 
wurde  und  daher  von  jener  Abgabe  frei  blieb,  erhob  man  in  den 
zwanziger  Jahren  das  Bürgergeld  von  jedem  Neubürger, 

vom  Einheimiscliea      6  Taler 
vom  Preußen.    .    .     lo     „ 
vom  Ausländer  .     .    30     „ 

Im  Jahre  1840  wurden  „Bürgerrechts-  und  Einkaufsgelder"  ein- 
genommen.   Das  Einkaufsgeld  betrug  in  dieser  Zeit 

für  Inländer  .       1  Taler  20  Groschen 
für  Ausländer     16      „      20  „ 
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Das  Bürgerrechtsgeld 

für  Inländer  .      6  Taler 
für  Ausländer    30     „ 

Zu  diesen  Summen  trat  als  Zuschlag  noch  eine  Abgabe  an  die 
Schulkasse  mit  4  Talern  für  Inländer  und  mit  10  Talern  für  Aus- 
länder. Mit  der  Städteordnung  von  1863  erhielt  Nordhausen  das 
Einzugsgeld  und  das  Hausstandsgeld.  Ersteres  stellte  sich  gewöhn- 
lich auf 

6  Taler  20  Groschen 
für  Frauen  auf    ...      3      „       10         „ 
für  Ausländer  auf    .    .     16     „      20         „ 
das  Hansstandsgeld  auf      2      „       10         „ 

Letztere  Abgabe  verschwindet  1860  wieder  und  wird  ersetzt  durch 
das  Bürgerrechtsgeld.    Im  Jahre  1867  schließlich  fiel  auch  das  Ein- 
zugsgeld, und  Tier  Jahre  später,   1871,   wurde  das  Bürgerrechtsgeld 
durch  Beschluß  der  städtischen  Behörden  aufgehoben. 
Die  Einnahmen  aus  diesen  Abgaben  beliefen  sich: 

1824  auf  I  698  Mk.  (laut  Rechnung) 


1825 

n 

I  712 

n 

n 

1840 

n 

I  804 

n 

n 

1853 

n 

5413 

n 

n 

1854 

f) 

7198 

n 

n 

1856 

n 

6549 

n 

n 

1864 

« 

4  449 

'j 

n 

1868 

n 

9CX) 

n 

(laut  Denkschrift) 

1869 

n 

I  200 

« 

n 

3.  Periode. 

Die  Nordhäuser  Oemeindesteuem  seit  der  klassifizierten  Staats- 
einkommensteuer  im  Jahre  1851  Ms  zur  Miqnelschen  Steuer- 
reform 1898—1895. 

Das  Gesetz  vom  1.  Mai  1851  erweiterte  die  alte  Klassensteuer 
durch  die  klassifizierte  Einkommensteuer.  An  diese  beiden  Staatssteuern 
schlössen  sich  kommunale  Zuschläge  an,  und  diese  standen  während 
der  Folgezeit  im  Vordergrunde  des  Gemeindesteuersystems  der  Stadt 
Nordhausen. 

Ansehnlichere  Beiträge  bringen  jetzt  auch  die  Steuertan- 
tiemen ein,   d.  s.  4^/^   des   Staatssteueraufkommens    an  Gewerbe-, 
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'Klassen-  und  Gebändesteuer,  welche  den  Gemeinden  als  Entgelt  für 
die  Erhebung  dieser  Steuern  zufielen.  Die  Tabelle  1 2  veranschaulicht 
das  Anwachsen  dieser  Steuertantiemen.  ^) 


Tabelle  12. 

^^  «                            m 

Vierprozentige  Tantieme  zur  staatlichen 

Jahr 

Einwohner- 

Gewerbe- 

Klassen- 

Gebäude- 

Summe 

zahl 

steuer 

Steuer 

steuer 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

Mk. 

1853 

14950 

858 

1458 

2316 

1854 

899 

1687 

2586 

1855 

15635 

912                1 990 

— 

2902 

1856 

955 

2075 

3030 

1864 

18  541 

I  167 

1909 

3076 

1868 

19624 

I  200 

20x0 

552 

3762 

1869 

— 

I  290 

2070 

570 

3930 

1871 

21  273 

1 380        1         2  160 

600 

4140 

1873 

I  440                 2 160 

660 

4260 

1874 

I  410 

2  160 

690 

4260 

1875 

23613 

1 440        j         3  600 

750 

5790 

1876 

— 

I  500                 3  650 

750 

5900 

1879 

— 

I  650 

3500 

850 

6000 

1880 

26  198 

I  700                 3  900 

I  100 

6  700 

1881 

— 

I  662                 3  859 

1527 

7048 

1883 

— 

I  666                  3  595 

1569 

6830 

1885 

26906 

I  658                  3  758 

I  600 

7016 

1887 

26674 

I  692 

3  795 

1626 

7  113 

1889 

26725 

1739 

3837 

1668 

7244 

1890 

26847 

I  734                  3  880 

1699 

7313 

1891 

26870 

I  732                  4  043 

1  716 

7491 

1892 

26833 

1719         1         5304 

1740 

8763 

1893 

27  210 

I  56s                 5  379 

1757 

8701 

1894 

27454 

1724 

5462 

1813 

8999 

Zu  bemerken  ist  hierzu,  daß  mit  1.  April  1876  und  mit  1.  April 
1892  neue  Einkommensteuergesetze  in  Kraft  treten.  Dies  äußert 
sich  in  den  Tantiemen  der  Klassen-  bzw.  Einkommensteuer. 

An  selbständigen  Kommunalsteuem  hat  diese  Periode 

1.  das  Kunstgeld^  Tgl.  Seite  33; 

2.  die  Abgaben  von  den  Neubürgern,  vgl.  Seite  46; 

3.  den  Feldhüterlohn  oder  seit   1865   den  Grundsteuerzuschlag; 

4.  den  Zuschlag  zur  staatlichen  Klassen-  und  klassifizierten  Ein- 
kommensteuer ; 


^)  Die  Ergebnisse  von  1868 — 1880  sind  der  Denkschrift,    die  übrigen  den 
Rechnangen  entnommen. 
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5.  seit  1.  April  1880  die  Wanderlagersteuer  nach  dem  Gesetze 
vom  27.  Februar  1880. 

Der  Feldhüterlohn  wurde  von  den  Ackerbesitzem  entrichtet, 
und  zwar  von  jedem  Acker  je  nach  BedürMs  bald  ^/^  Groschen, 
bald  ]  Groschen  oder  mehr.  Er  stellte  dar  den  Beitrag  der  Feld- 
eigentümer zur  Bestreitung  der  Feldhüterlöhne  und  der  Ausgaben 
für  die  Unterhaltung  der  Wege,  Gräben,  Kanäle  und  Brücken  in 
der  Nordhäuser  Flur.  Diese  Steuer  belastete  also  nur  die  Inter- 
essenten. Seit  1865  wird  sie  durch  einen  Zuschlag  zur  staatlichen 
Grundsteuer  mit  demselben  Zweck  ersetzt,  über  die  Entwicklung 
dieser  Steuer  gibt  Tabelle  13  Aufschluß. 


■ 


Tabelle  13.  i) 


RechnuDgs- 

Steuerauf- 

Kechnongs- 

Steuerauf- 

Jahr 

kommen  in 

Jahr 

kommen  in 

Mk. 

Mk. 

1853 

604 

1880 

2  200 

1854 

302 

1881 

1968 

1855 

295 

1882 

1257 

1856 

302 

1883 

I  240 

1864 

765 

1884 

I  187 

1868 

I  500 

1885 

I  185 

1869 

740 

1886 

1259 

1871 

960 

1887 

I  251 

1872 

960 

1888 

I  256 

1873 

I  170 

1889 

1405 

1874 

I  170 

1890 

I  272 

1875 

2424 

1891 

I  176 

1876 

2424 

1892 

1257 

1877 

I  650 

1893 

1073 

1878 

I  800 

1894 

1  173 

1879 

2  2CX) 

Den  überwiegenden  Teil  der  städtischen  Steuereinnahmen  ver- 
dankt Nordhausen  in  dieser  Zeit  den  kommunalen  Zuschlägen 
zur  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommensteuer.  Daß  sich,  wie 
Tabelle  14  zeigt,  die  kommunalen  Einnahmen  aus  diesen  Zuschlägen 
enorm  gesteigert  haben,  hat  seinen  Grund  in  der  Verbesserung  der 
Staatssteuergesetzgebung,  in  der  Zunahme  der  steuerpflichtigen  Ein- 
kommen und  in  der  Erhöhung  der  Zuschlagsquote.    Der  Staat  erhob : 


^)  Quelle  für  das  Zahlenmaterial  der  Zeit  1868—1880  ist  die  Denksohrift; 
im  übrigen  sind  es  die  Kämmereirechnungen.  Dasselbe  gUt  auch  bezüglicli  der 
nächsten  Tabellen. 


Ll 
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Tabell 

[e  13  a.^) 

Beohnongs^ 

Staatsstener 

Rechnnngfl- 

Staateatener 

Jahr 

in  Mk. 

Jafar 

in  Mk 

1853 

58505 

1876 

119000 

1856 

60933 

1880 

139663 

1864 

68935 

1884 

127603 

1868 

74758 

1888 

141  569 

1872 

86400 

1891 

156673 

1873 

95400 

1892 

216324 

1874 

104400 

1894 

221  082 

1875 

117  470 

Tabe 

lle  14. 

Beehnungi- 
jahr 

Prozentsatz 

der 
Zoschläge 

Zur 
Staatsstener 

ZuBchiag- 

aufkommen 

in  Mk. 

Auf  den 

Kopf  der 

Bevölkerong 

entfällt 

in  Mk. 

1853 
1854 
1856 
1856 
1864 
1868 
1869 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 

80 

73V» 

73V. 

73V. 
80 

93  V. 
120 

120 

166«/, 

166V, 
166'/, 

190 
200 
190 
190 
190 
210 
225 
225 
225 
225 
225 
236 
230 
230 
215 
205 
200 

175 
175 
175 

46803 
43264 
44663 
45372 

55149 

69750 

89  100 

95700 

144  000 

159000 

174000 

223  200 

238000 

255  050 
270000 
260000 
280000 
319064 
314  108 

323  793 
326  233 

337  977 
375  236 
384  586 
398719 
379  392 
376055 

372  231 
398  684 

393  552 
401589 

3,1 

2,8 

2,8 

3,5 
4,5 
4,2 

6,7 

8,1 
10,1 

10,1 
10,6 
11,0 
10,6 

11,8 
12,6 

»4,4 

12,8 
13,9 

14,3 

14,9 

14,1 
14,0 

14,1 
14,8 

»4,4 
14,6 

^)  Siehe  die  Anmerkung  aaf  S.  48. 
XLVm. 
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Infolge  des  Gesetzes  7on  1873,  in  Kraft  seit  1875,  schnellte  die 
Staatssteuer  mn  13000  Mk.,  infolge  des  Gesetzes  von  1891,  in  Kraft 
seit  1892,  um  60000  Mk.  in  die  Höhe.  Der  Prozentsatz  der  Zu- 
schläge erhebt  sich  in  den  dreißig  Jahren  Ton  1856 — 1886  von  73  Vs  % 
auf  236  %,  fällt  dano,  noch  unter  dem  alten  Einkommensteuergesetz, 
wieder  auf  200  %.  Im  Verhältnis  zum  Gesamtsteueraufkommen 
machen  diese  kommunalen  Zuschläge  während  dieser  ganzen  Periode 
mehr  als  90  ^/^  aus,  in  den  letzten  Jahren  sogar  mehr  als  97%. 

Als  jüngste  Kommunalsteuer  schließt  die  Wanderlagersteuer  diese 
Periode.  Durch  Gesetz  vom  27.  Februar  1880  eingeführt  und  seit 
1.  April  1880  in  Geltung  hat  diese  Steuer  niemals  nennenswerte  Er- 
träge eingebracht.    Es  kamen  auf: 


1881 

So  Mk. 

1892 

280  Mk. 

1882 

— 

n 

1893 

440  „ 

1883 

320 

« 

1894 

160  „ 

1884 

160 

n 

1895 

"""  « 

1885 

200 

n 

1896 

1» 

1886 

280 

n 

1897 

40  „ 

1887 

80 

n 

1898 

200  „ 

1888 

200 

n 

1899 

640  „ 

1889 

240 

n 

1900 

400  ^ 

1890 

160 

n 

1901 

80  „ 

1891 

360 

rt 

1902 

40  „ 

Während  dieser  ganzen  Periode  beobachten  wir  ein  einseitiges 
Vorwalten  der  Einkommensteuer.  Eine  solche  Überlastung  fand  nun 
nicht  nur  in  Nordhausen  statt,  Tielmehr  in  den  meisten  großen  Ge- 
meinden der  Monarchie. 

Die  staatliche  Einkommensteuer  entsprach  nun  selbst  keineswegs 
den  Anforderungen,  die  man  billigerweise  an  eine  solche  stellen  muß. 
Sie  belastete  die  höheren  Einkommen  zu  gering,  dafür  (wenigstens 
bis  1883)  die  niedrigen  zu  hoch;  die  Veranlagung,  ausschließlich  in 
den  fiänden  der  Steuerpflichtigen  liegend,  geschah  vielfach  nicht 
mit  der  nötigen  Objektivität,  und  konnte,  da  das  Verfahren  ängstlich 
jedes  lästige  Eindringen  in  die  pekuniären  Verhältnisse  des  Pflichtigen 
vermied,  kaum  annähernd  richtig  das  wirkliche  Einkommen  desselben 
erfassen.  Hierin  lag  der  Grund  zu  vielfachen  Unterschätzungen. 
Die  nichtphysischen  Personen,  die  doch  wahrlich  nicht  das  kleinste 
Interesse  an  der  Entwicklung  des  Gemeinwesens  haben,  darunter  ins- 
besondere  die  Aktiengesellschaften,  blieben  überhaupt  steuerfrei.  Daß 
solche  Härten  der  Staatssteuer,  wenn  noch  ein  200 — 300  prozentiger 
Kommunalzuschlag  erhoben  wurde,  sich  potenzierten,  ist  einleuchtend. 
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Und  andere  Wege  einzuschlagen,  um  den  hohen  Geldbedürfnissen 
gerecht  zu  werden,  war  den  Gremeinden  zumeist  nicht  möglich,  da  die 
Realsteuern  in  erster  Linie  dem  Staate  gehörten  und  auch  indirekte 
Steuern  nur  in  engen,  reichs-  und  landesgesetzlich  festgelegten  Grenzen 
erhoben  werden  konnten. 

Ein  dringendes  Bedürfnis  nach  Abhilfe  der  Mißstände,  die  sich 
aus  der  zu  starken  Belastung  der  Einkommensteuer  für  die  Gemeinden 
ergaben,  lag  also  vor;  das  stand  in  Theorie  und  Praxis  fest.  Nur 
war  man  sich  lange  Zeit  hindurch  nicht  einig,  auf  welchem  Wege 
Abhilfe  geschaffen  werden  sollte.  Man  war  sich  zunächst  weder  in 
Kegierungskreisen  noch  in  den  politischen  Parteien  über  die  grund- 
legenden Prinzipien  im  klaren,  von  dem  eine  Reform  auszugehen  hatte, 
und  deshalb  vermochte  man  sich  nicht  zu  einem  gesetzgeberischen 
Eingriffe  zu  entschließen. 

Hier  ist  es  nun  ein  unzweifelhaftes  Verdienst  der  Wissenschaft, 
daß  sie  in  jener  Zeit  klärend  wirkte  und  die  prinzipiellen  Gedanken 
schuf,  die  zum  großen  Teil  in  unserer  jetzigen  Staats-  und  Kommunal- 
steuergesetzgebung ihren  Ausdruck  gefunden  haben. 

Ihrer  Zeit  weit  vorauseilend  erkannte  zuerst  die  Freihandels- 
schule ^)  (Faucher,  Michaelis  u.  a.)  die  Notwendigkeit,  den  Gemeinden 
ein  Anrecht  an  den  Realsteuern  einzuräumen  und  so  die  Einkommen- 
steuer zu  entlasten.  In  demselben  Sinne  wirkte  ferner  der  Verein 
für  Sozialpolitik,  und  die  von  ihm  herausgegebenen  10  Gutachten 
über  die  Kommunalsteuerfrage  ^)  haben  wesentlich  zur  Erkenntnis  des 
Wesens  der  Kommunalsteueru  und  der  für  ihre  Verteilung  maß- 
gebenden Prinzipien  beigetragen.  Ganz  dem  Grundgedanken  unserer 
heutigen  Gemeindebesteuerung  entspricht,  was  Samter  a.  a.  O.  Seite  262 
ausführt:  „In  Städten,  in  welchen  ein  besonders  schwunghafter  Handel 
oder  reges  Gewerbeleben  herrscht,  wird  sich  neben  der  Einkommen- 
steuer die  Heranziehung  der  Gewerbesteuer  besonders  empfehlen, 
während  diese  in  Städten,  welche  mehr  von  kleinen  Rentiers  bewohnt 
werden,  weniger  in  Anwendung  gebracht  zu  werden  braucht.  In 
Städten,  welche  sich  durch  einen  besonders  wertvollen  Grundbesitz 
auszeichnen,  kann  auf  die  Grundsteuer  mehr  Gewicht  gelegt  werden, 
als  in  Städten,  in  welchen  die  Gebäude  nur  einen  geringen  Ertrag 
abwerfen.  Ebenmäßig  wird  in  Landgemeinden,  in  welchen  ein  regeres 
Gewerbeleben  herrscht,  die  Gewerbesteuer  nicht  außer  acht  gelassen 


^)  Adickes,  Studien  über  die  weitere  Entwicklung  . .  .  S.  45. 
«)  Leipzig  1877. 

4* 
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werden  usw.    Die  Gesetzgebung  wird  der  Kommune  einen  genügend 
weiten  Spielraum  zu  lassen  haben.'' 

Wie  man  auf  der  einen  Seite  bestrebt  war,  die  Bealsteuern  den 
Gemeinden  zukommen  zu  lassen,  so  legte  man  auf  der  anderen  Seite 
darauf  Gewicht,  die  staatliche  Einkommensteuer  mehr  zu  entlasten.  So 
insbesondere  Rudolf  Gneist,  Seite  135:  „Auf  der  Seite  der  Kommunen 
wird  daher  zuerst  Luft  und  Raum  geschaffen  werden  müssen,  um 
ihren  natürlichen  Steuerquellen  wieder  die  notwendige  Ausdehnung 
zu  geben,  während  dann  andererseits  wieder  dem  Staat  Luft  und 
Baum  geschaffen  werden  muß,  um  seine  direkte  Hauptsteuer  you 
den  pilzartigen  Auswüchsen  der  Gemeindeeinkommensteuer  zu  be- 
freien,  unter  denen  der  Hanptstamm  zu  verkümmern  droht." 

Die  wissenschaftlichen  Deduktionen  der  Finanzpolitiker  f&hrten 
bezüglich  der  Verteilung  der  Steuerlast  zu  dem  Resultat,  daß  in  der 
Gemeinde  das  Interesse  des  einzelnen  an  der  Gemeinde,  oder,  wie  es 
Adolph  Wagner  ausdrückt,^)  „der  Einfluß  des  Bestehens,  Waltens 
und  Wirkens  der  Kommune  auf  die  ökonomische  Lage  des  einzelnen^, 
zu  berücksichtigen  sei.  „Dies  hat  wiederum  durch  Modifikationen 
der  Einrichtung  und  besonders  des  Ausmaßes  oder  Steuerfußes  der- 
jenigen Steuern  zu  geschehen,  welche  auch  die  Kommune  im  übrigen 
nach  dem  Prinzip  der  Leistungsfähigkeit  yerteilt,  besonders  bei  Er* 
trags-  und  etwaigen  Vermögenssteuern.  In  der  Ortsgemeinde,  zumal 
in  der  Stadt,  ist  namentlich  die  stärkere  Belastung  des  Grundbesitzes 
und  betreffenden  Gewerbebetriebes,  in  der  Stadt  vor  allem  des  Haus- 
besitzes, dem  direkt  und  indirekt  so  viele  Kommunalleistungen  Sonder- 
vorteile  gewähren  und  als  Wert  zuwachsen,  zum  Zweck  einer  solchen 
Besteuerung  mit  nach  dem  Interesse  angemessen. **  ^)  Klarer  noch  ist 
die  Steuerverteilung,  insbesondere  das  Verhältnis  der  Einkommen- 
steuer zu  den  Realsteuern,  aus  den  Ausführungen  der  Denkschrift 
zum  Kommunalabgabengesetz  zu  ersehen.  Sie  sagt  S.  920,  921 :  „Es 
ist  zu  beachten,  daß,  während  den  nicht  dauernd  ansässigen  oder 
an  den  Aufenthalt  in  der  Gemeinde  gebundenen  Steuerpflichtigen  häufig 
nur  vorübergehende  Vorteile  aus  der  Gemeindeentwicklung 
zufallen,  diese  für  die  mit  der  Gemeinde  unzertrennlich  verbundenen 
Objekte  dauernder  Natur  sind.  Hieraus  ergibt  sich,  daß  die  aus- 
schließliche oder  überwiegende  Aufbringung  des  kommunalen  Steuer- 
bedarfs durch  Einkommensteuern  ohne  Rücksicht  auf  die  Zwecke  und 


^)  Lehr-  und  Handbuch  der  politischen  Ökonomie.   Finanzwissenschaft  II.  Teü 
2.  Aufl.  S.  440.    Leipzig  1890. 
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die  WirkiiDge&  der  G-emeindeansgaben  der  Anforderung  einer  ge- 
rechten Steuerverteilnng  widerspricht." 

Diese  Ausführungen  enthalten  auch  eine  scharfe  Verurteilung 
eines  Steuersystems,  wie  es  bis  1895  in  Nordhausen  im  Gebrauch  war. 

Die  tiberzeugende  Kraft  der  soeben  skizzierten  Ideen  brach  sich 
allmählich  Bahn;  und  unter  den  maßgebenden  politischen  Parteien 
gewannen  sie  immer  mehr  Boden,  bis  nahezu  eine  Einstimmigkeit 
sich  herausstellte.  Der  Boden  für  die  gesetzliche  B^gelung  des  Staats- 
und Kommunalsteuerwesens  war  vorbereitet.  Der  Finanzminister 
Dr.  ▼.  Miquel  hat  den  Buhm  sich  erworben,  die  allgemeine  Steuer- 
reform, jenen  Ideen  entsprechend,  in  Angriff  genommen  und  mit 
großem  diplomatischen  Geschick,  das  besonders  Schäffle^)  an  ihm 
riihmt,  in  den  Hauptpunkten  zur  Durchführung  gebracht  zu  haben. 


4.  Periode. 
Die  Gemeindesteuern  Nordhausens  seit  der  Hiquelsclien  Beform. 

Auf  die  Mängel  der  bisherigen  Einkommensteuer  wurde  be- 
reits hingewiesen.  Ebensowenig  war  die  staatliche  Gewerbesteuer,  in 
ihrer  Hauptsache  noch  auf  dem  Gesetz  von  1820  fußend,  eine  voll- 
kommene zu  nennen.  Die  gewaltige  Umgestaltung  im  Gewerbewesen, 
die  technischen  und  wirtschaftlichen  Umwälzungen,  die  seit  1820  in 
Verbindung  mit  der  Ausbildung  unseres  modernen  Verkehrs  und  der 
Konzentration  der  Kapitalkräfte  in  Deutschland  den  Großbetrieb  zu 
seiner  heutigen  Bedeutung  hinaufführten,  hatten  die  Gewerbe- 
besteuerung unberührt  gelassen.  Der  Großbetrieb  spürte  kaum  den 
rückständigen  Steuersatz,  die  Kleinbetriebe  dagegen  blieben  nach 
wie  vor  belastet  und  so  hatte  sich  mit  der  Zeit  in  der  Belastung 
des  Kleingewerbetreibenden  eine  Härte  herausgebildet. 

Der  Beginn  der  Beform  wird  gekennzeichnet  durch  das  Ein- 
kommensteuergesetz und  das  Gewerbesteuergesetz,  beide  vom  24.  Juni 
1891.  Wohl  alle  offensichtlichen  Mängel  der  bisherigen  Steuer- 
gesetze wurden  durch  die  neuen  abgestellt. 

Die  wichtigsten  Errungenschaften  des  Einkommensteuergesetzes 
sind  einmal  die  Selbsteinschätzung  der  Einkommen  über  3000  Mk. 
Sodann  wurde  die  Veranlagung  besser  ausgestaltet,  indem  nun  auch 
die  Begierung  eine  Anzahl  Mitglieder  der  Veranlagungskommission 


*)  Die  Steuern,  besonderer  Teil  S.  140.    Leipzig  1897. 
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wählt.  Ein  näheres  Eindringen  in  die  Verhältnisse  des  Pflichtigen 
wurde  zulässig.  Im  Interesse  der  Rechtssicherheit  wurde  die  letzt- 
instanzliche Entscheidung  in  Stenerangelegenheiten  dem  Oberrer- 
waltungsgericht  übertragen.  Auch  die  nicht-physischen  Personen 
haben  nun  Steuern  zu  zahlen.  Der  prinzipielle  Vorzug  der  neuen 
Steuern  aber  ist  der,  daß  nunmehr  das  Prinzip  der  Besteuerung  nach 
der  Leistungsfähigkeit  bestimmter  zur  Erscheinung  gelangte,  indem 
die  Anzahl  der  Familienglieder  unter  14  Jahren  Berücksichtigung 
findet  und  sodann  bei  stärkerer  Belastung  der  hohen  Einkommen 
eine  lebhafte  Degression  zugunsten  der  schwächeren  Steuerzahler 
Platz  greift. 

Der  Erfolg  des  neuen  Einkommensteuergesetzes  für  Nordhausen 
war  der,  daß  der  Ertrag  um  60000  Mk.  wuchs;  die  Belastung  der 
Bevölkerung  erhöhte  sich  um  2,10  Mk.  pro  Kopf.  Die  neue  Ge- 
werbesteuer dagegen  hatte  den  umgekehrten  Erfolg:  Es  kamen  auf 
an  Gewerbesteuer: 

1891  49563  Mk.i),  also  1,8  Mk.  pro  Kopf, 

1892  49077  n     „  x,8  „   „    „ 

1893  41074  „     n  1,5  » 

1894  45860  „     „  1,6  „ 


n     » 


Das  mit  dem  1.  April  1892  gültige  Gesetz  läßt  nämlich  Gewerbe- 
betriebe mit  weniger  als  1500  Mk.  Ertrag  oder  3000  Mk.  Betriebs- 
oder Anlagekapital  unbesteuert,  während  das  alte  Gesetz  jeden  noch 
so  kleinen  Händler  und  Handwerker  heranzog,  so  daß  1892  noch 
1491  Gewerbetreibende  zahlen  mußten,  1893  dagegen  nur  927  (ein- 
schließlich 60  gewerbesteuerfreie  Betriebssteuerpflichtigen).  Während 
so  auf  der  einen  Seite  die  Menge  der  schwachen  Schultern  entlastet 
wurde,  stellte  sich  auf  der  anderen  Seite  kein  genügend  hohes  Äqui- 
valent ein,  um  jenen  Ausfall  voll  zu  decken,  da  es  in  Nordhausen 
1893  nur  10  Betriebe  der  ersten  Gewerbesteuerklasse  gab  (mit  einem 
Jahresertrag  von  über  50000  Mk.  oder  über  1000000  Mk.  Anlage- 
oder Betriebskapital).  Die  stärkere  Belastung  dieser  10  Betriebe  ver- 
mochte jene  1491 — 927  =  664  aus&Uenden  kleinen  Beträge  nicht 
aufzuwiegen. 

Den  zweiten  Schritt  der  Beform  bildeten  die  drei  Gesetze  vom 
14.  Juli  1893:  Das  Kommunalabgabengesetz,  das  Ergänzungssteuer- 


^)  Das  Zahlenmaterial  entstammt  den  Verwaltungsberichten,  auch  bezüglich 
der  übrigen  Tabellen  dieses  Abschnittes. 
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gesetz  sowie  das  Gesetz  betreffend  die  Aufhebung  direkter  Staats- 
steuern. Auf  Grand  dieser  Gesetze  werden  Grund-,  Gebäude-  und 
Gewerbesteuer  ausschließliche  Einnahmequellen  der  Gemeinden.  Letz- 
tere dürfen  nun  erheben: 

1.  Gemeindesteuern  vom  Einkommen, 

2.  Gemeindesteuern  von  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb, 

3.  indirekte  Gemeindesteuern  innerhalb  der  durch  die  Reichsgesetze 
gezogenen  Grenzen. 

Die  Gemeindesteuern  vom  Einkommen. 

Die  Gemeindeeinkommensteuer  darf  nur  auf  Grund  der  Veran- 
lagung zur  Staatseinkommensteuer  und  in  der  Regel  nur  in  der 
Form  Ton  Zuschlägen  erhoben  werden ;  Zuschläge  zur  staatlichen  Er- 
gänzungssteuer sind  von  Gesetzes  wegen  unzulässig.  So  nimmt  denn 
auch  Nordhausen,  da  besondere  Einkommensteuern  nur  ausnahmsweise 
gestattet  sind  und  der  behördlichen  Genehmigung  bedürfen,  einen 
Zuschlag  zur  Staatseinkommensteuer  für  sich  in  Anspruch.  Diese 
Art  der  Besteuerung  macht  es  mir  zur  Pflicht,  auf  die  staatliche 
Einkommensteuer  näher  einzugehen.  Ihre  Erträge  stiegen  seit  1895 
um  76000  Mk.  oder  pro  Kopf  um  2,36  Mk.,  vgl.  Tabelle  15. 

Tabelle  16.     Die  Staatseinkommensteuer. 


Rechnungs- 

Staatseinkommen- 

Pro  Kopf 

jahr 

steuer  in  Mk. 

in  Mk. 

1895 

221  259 

8,0 

1896 

220  158 

8,0 

1897 

225003 

8,3 

1898 

236090 

8,5 

1899 

243  530 

8,7 

1900 

256663 

9,0 

1901 

285  524 

10,01 

1902 

297  294 

10,36 

Allendorf,  1)  S.  32,  gibt  für  Halle  a/S.  an: 

1895      I  148  013  Mk.,  also  10,00  Mk.  pro  Kopf, 
1899      1464690    „        „     10,81     „       „ 


^)  Über  die  Finanzen,   insbesondere  die  Steuern  einer  mittleren  preußischen 
Stadt,  ist  bisher  eine  Literatur  mit  finanzstatistischem  Material  nicht  erschienen. 
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Danach  hat  zwar  Halle  a/S.  pro  Kopf  mehr  zu  leisten  als  Nord- 
hausen. 

Die  verschiedenen  Arten  des  Einkommens  führt  Tabelle  16  vor 
Angen.  Wahrend  diese  verschiedenen  Quellen  bis  zum  Jahre  1899 
fast  keine  oder  nur  geringe  Veränderungen  erkennen  lassen,  zeigt 
sich  besonders  bei  dem  Einkommen  ans  Kapitalvermögen,  Gebäuden, 
Handel  und  Gewerbe  in  den  3  letzten  Jahren  ein  erheblicher  Zu- 
wachs. Dies  ist  um  so  auffallender,  als  bekanntlich  die  Zeit  1895 — 
1900  Jahre  wirtschaftlichen  Aufechwunges  waren,  dagegen  1900,  1901 
und  1902  Absatzstockungen  und  Entwertungen  um  sich  griffen,  also 
ein  Kückgang  oder  mindestens  ein  Stillstand  der  allgemeinen  Ge- 
schäftslage sich  fühlbar  machte.  Daß  gerade  Nordhausens  Handel 
und  Verkehr  die  entgegengesetzte  Entwicklung  durchgemacht  hat,  er- 
klärt sich  dadurch,  daß  in  letzter  Zeit  mehrere  neue  Unternehmen 
ins  Leben  traten;  sodann  hob  die  1899  eröffnete  Harzquerbahn  den 
Verkehr  und  erweiterte  das  Absatzgebiet  des  Nordhäuser  Handels; 
schließlich  war  es  für  die  Branntweinfabrikation  von  wesentlichem 
Nutzen ,  daä  die  neu  erriditete  Spirituszentrale  in  die  starken 
Schwankungen,  denen  bisher  die  Spritproise  unterworfen  waren, 
Ruhe  und  Verläßlichkeit  hineinbrachte,  so  daß  die  Brenner  nunmehr 
mit  festeren  Verhältnissen  rechnen  konnten. 

Mit  einem  Einkommen  von  900  Mk.  bis  3000  ML  wurden  ver- 
anlagt : 

1895  2775  Personen  mit  51  775  Mk. 

1896  2746  „  „  51277  I. 

1897  2804  „  „  52794  „ 

1898  2803  „  „  52445  n 

1899  2822  „  „  53697  „ 

1900  2907  n  »  53817  « 

1901  3045  »  „  56392  „ 

1902        3045  n  n     56583      n 

Aus  dieser  vorstehenden,  wie  auch  aus  der  folgenden  Tabelle  17  ist 
ein  Aufschwung  gerade  während  der  beiden  letzten  Jahre  unverkennbar. 
Die  fundierte  Steuerkraft  Nordhausens  wird  am  besten  illustriert 
durch  die  Ergebnisse  der  staatlichen  Ergänzungssteuer.  Die  Tabellen 
18,  19,  20  lehren,  daß  der  Vermögenszuwachs  in  den  Jahren  1901 
und  1902  ganz  enorm  war. 


Und  auch,  was  Großstädte  anlanget,  steht  mir  nur  Allendorfs  Fisanzgesohichte  der 
Stadt  Halle  a/S.  mit  einem  zu  Vergleichen  sich  eignenden  finanzstatistischen 
Katerial  zur  Verfügung. 
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Tabelle  17. 
Die  Einkommen  der  nichtphysischen  Personen« 


Zahl  der 
nichtphy- 
sischen 
Personen 

Im  letzten  Geschäftsjahre  betrug 

Nach  Abzug 
Ton3V«%beBef 

sich  das  in 
Preußen  steuer- 
pflichtige Ein- 
kommen im  drei- 
jähr. Durchschn. 

Mk. 

Gesamt- 

Rech- 
nungs- 
jahr 

das  eingezahlte 
Aktienkapital 
bzw.  die  Summe 
der  Geschäfts- 
anteile 

Mk. 

die  Gesamt- 
summe der  zu 
berücksichtigen- 
den Überschüsse 

Mk. 

jahresbetrag 

der 

veranlagten 

Steuer 

Mk. 

1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 

4 

3 

3 

3 

3 

3 

7 
6 

3000000 
2  200000 
2650000 
3250000 
3400000 
3400000 
4410  156 
4760881 

175835 
159746 

211  499 
244  106 

267  588 
243  025 
424818 
481  197 

95  599 

84769 

89964 
1 1 1  592 

127  310 

135  i»3 
226  332 

270  227 

3142 

2774 
3046 

3812 

4452 
4852 

7969 
9803 

Tabelle  18.    Die  Ergänzungsstener. 


Aufkommen 

AnvAnI   ^ot* 

Pro  Kopf  der 

Steuerjahr 

an  Ergänzungssteuer 

Zensiten 

Bevölkerung 

Mk. 

Mk. 

1895 

48427 

I  561 

1,77 

1896 

48223 

— 

»,75 

1897 

48  164 

1573 

1,73 

1898 

47274 

1,71 

1899 

49398 

I  600 

1,77 

1900 

48984 

1,71 

1901 

50938 

1,74 

1902 

55  533 

1618 

1,93 

Tabelle  19.  Die  ergänzungssteuerpflichtigen VermögeD. 


1897- 

-1899 

1899- 

-1901 

1902- 

-1904 

Vermögensgruppen 

Zensiten 

Steuer- 

Zensiten 

Steuer- 

Zensiten 

Steuer- 

Mk. 

summe 

summe 

tumme 

6  000 —     20  000 

649 

3  477 

652 

3501 

637 

3458 

20000 —     32000 

273 

2  722 

307 

3050 

307 

3074 

32  000 —     52  000 

233 

4702 

219 

4  473 

236 

4827 

52000—    100  000 

193 

6707 

201 

6958 

208 

7314 

looooo—   200000 

134 

9656 

128 

9267 

129 

9429 

200  000 —   500  000 

68 

9983 

69 

10478 

74 

1129S 

500000 — I  000000 

15 

5217 

16 

5617 

19 

6427 

1  000000 — 2000000 

8 

5417 

7 

4986 

5     , 

3566 

2000000  und  mehr 

— 

I 

1052 

3 

6196 

Tabelle  30.     Die  YermÖgensarteD  der  ergänznogs- 
BtenerpflicbtigeD  physischen  PetBonen  mit   einem  Ein- 
kommen TOD  mehr  als  3000  Mk. 


11 

1 

" 

" — s — 

Summe 
des  Ver- 
mögens 

ab  der 
Kapitsls- 
wert  der 
Schnlden 

Kapital- 
vermögen 

Grund- 
Termögea 

Oewerbe- 
anlage- 
kspital 

Wert 
der 

selbst. 
Rechte 

steuer- 
pflich. 
tige«  Ver- 
mögen 

1897/99 
1899/01 
1902/04 

66o 
666 

712 

44  759  234 

49009600 
57812465 

30  692  989 
1764454s 
22613738 

21  197229 

24665098 

78452 
349196 
404487 

86727904 
39266867 
105  495  788 

10755769 
II  123425 
13884360 

75  97a  135 
78  143  442 
91611428 

In  NonUianien  kam  1902^)4  auf  den  ZeDsiten  128  667  Uk.  Kapital,  1697/99 
nur  11 ;  109  Mk.  Kapital. 

In  Halle  a/S.,  nach  Allendorf,  Seite  35,  kam  auf  den  Zensiten  im  Jahre  1897/98 
dag^en  161  395  Mk.  Kapital. 

Wie  bereits  im  Eingänge  dieser  Uutersuchnng  dargelegt  worden 
ist,  steht  die  Einwohnerschaft  Nordhausons,  was  Wohlhabenheit  an- 
langt, über  dem  Durchschnitt  der  preußischen  Städte,  und  dies  kommt 
auch  in  seiner  Kommunalbesteuerung  zum  Ausdruck.  Ebenso  wie  in 
den  reichen  Städten  Westdeutschlands:  Bochum,  Barmen,  Duisburg, 
Essen,  Elberfeld,  Frankfurt  a/M.  leisten  auch  in  Nordhauson  die  Zu- 
schläge zur  Einkommensteuer  den  Hauptteil  der  Steuereinnabme. 
Ds3  absolute  Aufkommen  stieg,  wie  Tabelle  21  beweist,  in  raschem 
Tempo ;  der  Steuerertrag  von  1896  verhält  sich  zu  dem  des  Jahres 
1902  wie  62:100. 


Tabelle  21. 


%  ZoKihlag 

Aofkommen  aus 

Aufkommen  pro 

Kopf  der 

BeTÖlkerung 

Hk. 

"lo  der 

den  Zuschlägen 
Mk. 

einnähme 

1895 

13' 

305  370 

11,2 

62,2 

136 

340014 

62,1 

150 

386466 

65,0 

428  238 

66,2 

lös 

456  783 

i6;o 

66,3 

'S5 

442  927 

'S,S 

62,3 

16,9 

61:8 

'55 

488955 

■6,9 
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In  Yorstehenden  Zahlen  ist  der  Ertrag  der  sog.  fingierten  Normal- 
Steuer  mitenthalten.  Diese  hat  ihre  gesetzliche  Stütze  im  §  74  des 
Eünkommensteuergesetzes  vom  24.  Juni  1891.  Danach  können,  wenn 
kommunale  Verbände  nach  Maßgabe  der  Einkommensteuer  Lasten 
zu  verteilen  haben,  die  Personen  mit  einem  Einkommen  von  weniger 
als  900  Mk.  herangezogen  werden,  und  zwar: 

1.  bei  einem  Einkommen  bis  420  Mk.  (einschließlich)  mit  einem 
Steuersatz  von  \  %  des  steuerpflichtigen  Einkommens  bis  zum 
Höchstbetrage  des  Steuersatzes  von  1,20  Mk.; 

2.  bei  einem  Einkommen  von  mehr  als  420  Mk  bis  einschließ- 
lioh  660  Mk.  mit  einem  Steuersatze  von  2,40  Mk. ; 

3.  bei  einem  Einkommen  von  mehr  als  660  Mk.  bis  900  Mk. 
einschließlich  mit  einem  Steuersätze  von  4  Mk. 

An  fingierter  Normalsteuer  kamen  ein : 

1895  von  5  445  Pflichtigen  14  650  Mk. 

1896  «5436  „  16266  „ 

1897  „5521  „  17930  „ 

1898  „5  755  „  20217  „ 

1899  „5826  „  20644  n 

1900  „5904  „  19203  „ 

1901  „5948  „  19246  n 

1902  „    6025  „  19400  „ 

Vergleicht  man  mit  diesen  Ergebnissen  die  Tatsache,  daß  im 
Jahre  1902  zur  Staatseinkommensteuer  veranlagt  wurden:  3045  Per- 
sonen mit  einem  Einkommen  von  900 — 3000  Mk.  zu  56583  Mk. 
Steuer,  und  855  Personen  mit  einem  Einkommen  Ton  mehr  als 
3000  Mk.  zu  231240  Mk.  Steuer,  so  muß  jeder  die  Überzeugung 
gewinnen,  daß  der  Staat,  indem  er  die  niedrigen  Einkommen  freiläßt 
und  dafür  die  höheren  schärfer  anfaßt,  sich  auf  dem  richtigen  Wege 
befindet. 

Bereits  bei  der  Darstellung  der  wissenschaftlichen  Ergebnisse, 
welche  die  Miquelsche  Reform  vorbereiteten,  ist  darauf  hingewiesen 
worden,  daß  die  vorwiegende  kommunale  Belastung  der  Bürgerschaft 
nach  dem  Maßstabe  der  gesamten  Leistungsfähigkeit,  also  im  Wege 
der  Einkommensteuer,  eine  Ungerechtigkeit  in  sich  schließt.  Wie 
steht  es  nun  heutzutage,  ist  das  VerhUtnis,  wie  es  in  Nordbausen 
vorliegt,  daß  nämlich  von  100  Mk.  Steuersumme  62  Mk.  durch  die 
Einkommensteuer  gedeckt  werden,  das  richtige? 

Selbst  Euisting,^)  der  eifrigste  Vorkämpfer  der  Einkommensteuer, 

^)  Grundzüge  der  Steuerlehre  S.  11.    Berlin  1902. 
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muß  zugeben,  daß  deren  Anwendung  ihre  Ghrenzen  hat.  Wie  cUe- 
Denkschrift,  Seite  920  u.  921,  mit  Recht  hervorhebt,  enthält  die  Ein- 
kommensbesteuerung, wenn  sie  den  Steuerbedarf  ausschließlich  oder 
doch  vorwiegend  deckt,  eine  unbillige  Belastung  des  reinen  Arbeits- 
einkommens (Lohn,  Gehalt),  und  des  Einkommens  aus  Geldkapitalien. 
Diejenigen  Rentner  und  Gehaltsempfänger,  die  in  der  Gemeinde  nicht 
angesessen  sind,  werden  dann  ebenso  oder  £ast  so  stark  belastet,  wie 
die  Ortsangesessenen.  Die  Steuern  aber,  die  jene  zahlen,  kommen 
zum  nicht  geringen  Teile  den  dauernden  Einrichtungen  der  Stadt  zu 
gute,  ohne  dem  vorübergehend  anwesenden  Nichtansässigen  nutzbar 
zu  werden. 

Eine  kommunale  Einkommensteuer  ist  insoweit  am  Platze,  als 
der  Maßstab  der  Gesamtleistungsfahigkeit  für  die  Belastung  ange- 
bracht erscheint.  Man  wird  diesen  Maßstab  anerkennen  müssen, 
wenn  es  sich  darum  handelt,  bedürftigen  Mitbürgern  zu  helfen,  also  im 
Armenwesen,  oder  die  unteren  Volksklassen  durch  die  Volksschule 
mit  den  notwendigsten  Werkzeugen  für  den  Kampf  ums  Dasein  aus- 
zurüsten und  sie  im  allgemeinen  Interesse  zu  verständigen  Staats- 
bürgern zu  erziehen;  überhaupt  werden  Zuschläge  zur  Staatsein- 
kommensteuer überall  dort  angezeigt  sein,  wo  es  gilt,  staatliche,  aber 
den  Gemeinden  delegierte  Aufgaben  zu  erfüllen.  Dagegen  wird  es 
nicht  die  Aufgabe  der  Einkommensteuer  seiu,  Aufwendungen  zu  be- 
streiten, die,  um  die  Worte  Adolph  Wagners  zu  wiederholen,  dem 
„Bestehen,  Walten  und  Wirken"  der  Gemeinde  dienen  sollen.  Hier- 
hin würde  man  aber  zu  rechnen  haben  die  Kosten  der  Gemeinde- 
verwaltung, soweit  nicht  dabei  das  direkte  Staatsinteresse  beteiligt 
ist,  wie  etwa  bei  der  Polizeiverwaltung,  ferner  die  Kosten  der  Straßen- 
reinigung und  -Unterhaltung,  Beiträge  zu  Eisenbahnbauten,  die  Kosten 
Ton  Anlagen,  des  Bauwesens,  der  Kanalisation,  Wasserleitung,  Be- 
leuchtung, des  Feuerlöschwesens,  des  Schlachthofes  usw.  An  allen 
diesen  lokalen  Einrichtungen  ist  der  Einwohner  nicht  im  Verhältnis 
zxL  seiner  Leistungsfähigkeit,  seinem  Gesamteinkommen  interessiert, 
sondern  nur  mit  den  Einkommensquellen,  die  mit  der  Gemeinde  un* 
trennbar  verbunden  sind  und  von  der  Entwicklung  des  Ortes  berührt 
v^erden,  das  ist  mit  Grundbesitz  und  stehendem  Gewerbebetrieb. 

Für  Nordhausen  würden  sich  die  Kosten  des  Volksschul-  und 
Annenwesens  sowie  der  Polizei-,  Staats-  und  Provinzialangelegen- 
heiten,  oberflächlich  berechnet,  auf  etwa  340  000  Mk.  belaufen  und  in 
dieser  Höhe  durch  Einkommensteuern  zu  begleichen  sein.  Dieser  Be- 
trag würde  sich  aber  noch  zu  verringern  haben,  wenn  man  zugleich 
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annimmt;  daß  ein  Teil  der  Yolksschallast  im  Wege  indirekter  Be- 
steuerung, namentlich  des  Bieres,  recht  wohl  auf  die  unteren,  ärmeren 
Erlassen  selbst  abgewälzt  werden  könnte. 

Es  würden  sonach  der  Einkommensteuer  ungefähr  150000  Mk. 
weniger  zuzumuten  sein,  d.  i.  5,00  Mk.  pro  Kopf  der  Bevölkerung, 
als  es  jetzt,  1902,  geschieht.  Die  Anspannung  der  Einkommensteuer 
ist  daher  in  Nordhausen,  wie  auch  wohl  in  den  meisten  Städten, 
eine  zu  starke.  Eine  Entlastung  ist  aber  schon  aus  dem  Grunde 
anzustreben,  weü  die  Einkommensteuer  gleichzeitig  die  hauptsächliche 
direkte  Staats  Steuer  ist  und  bleiben  soll 

Nun  wird  aber  der  Anteil  der  Ausgaben,  der  einerseits  durch  die 
Personalsteuer,  andererseits  durch  die  Realsteuern  zu  decken  ist,  sich 
nicht  immer  sicher  feststellen,  nicht  immer  sicher  voraussehen  lassen; 
er  wird  sich  auch  nicht  immer  gleich  bleiben,  sondern  Schwankungen 
unterworfen  sein.  Für  solche  Fälle  ist  ein  mobiles  Element  im  Haus- 
halt notwendig,  das  ausgleichend  zu  wirken  hat.  Die  Steuer  nach 
der  Gesamtleistungsfähigkeit,  die  Einkommensteuer,  eignet  sich 
hierzu,  darin  wird  man  Adolph  Wagner^)  beitreten  müssen,  am 
besten. 

Die  ßealsteuern. 

Die  Grundsteuer  bringt  bei  dem  verhältnismäßig  kleinen 
Flurbezirk  der  Stadt  Nordhausen  nur  wenig  ein.  Die  Erträge  der 
staatlichen  Grundsteuer  beliefen  sich  auf: 

1890  7  265  Mk.,  pro  Kopf  durchschnittlich  26  Pf. 

1891  7258    „„        „  „  26 

1892  7  254 

1893  7  238 

1894  7  262 

Auch  nach  der  Überweisung  der  Steuer  an  die  Stadt  blieben 
die  staatlich  veranlagten  Sätze  maßgebend.  Die  Entwicklung  der 
nunmehr  kommunalen  Grundsteuer  gibt  Tabelle  22  an. 

Der  absolute  Betrag  zwar  ist  stabil,  die  Bedeutung  der  GrruDd- 
Steuer  für  die  Steuereinnahme  Nordhausens  ist  dagegen  im  Sinken 
begriffen.  Daß  die  Besteuerung  der  landwirtschaftlich  benutzten 
Fläche  gerade  bei  einer  so  industriellen  Stadt  wie  Nordhausen  keinen 
großen  Einfluß  auf  die  Gemeindefinanzen  hat,  ist  erklärlich.    Wenn 
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1)  Finanzwissenschaft  II.  2.  Aufl.  S   677. 
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Tabelle  22.    Die  Grundsteuer. 


Prozentsatz  der 

Gmndstener- 

Pro  Kopf 

der 

Bevölkerung 

Mk. 

Prozentsatz 

Steuerjahr 

staatlich  ver- 
anlagten Steuer 

aufkommen 
Mk. 

der  Steuer- 
einnahme 

1895 

135 

10030 

0,37 

2,0 

1896 

150 

II  096 

0,40 

2,3 

1897 

155 

II  030 

0.39 

1,8 

1898 

155 

11  314 

0,40 

1,7 

1899 

160 

II  576 

0,40 

1,7 

1900 

155 

11  244 

0,39 

1,6 

1901 

155 

11288 

0,39 

1,4 

1902 

155 

11  182 

0,38 

1,3 

auch  der  Grund  und  Boden ,  durchscliDittlich  guter  bis  mittlerer 
Qualität;  infolge  intensivster  Bewirtschaftung  recht  hohen  Ertrag 
liefert,  so  ist  doch  vermöge  der  jetzigen  (ehemals  staatlichen),  Grund- 
steuer nach  dem  Beinertrag  ein  höheres  Aufkommen  nicht  zu  er- 
warten. Im  Gegenteil  wird  die  Ausbreitung  der  Stadt  von  Jahr  zu 
Jahr  die  Flur  um  ein  Weniges  verringern  und  daher  auch  das 
normale  Grundsteueraufkommen  herabdrücken. 

Die  wirtschaftlichen  Vorteile,  die  dem  Landwirt  daraus  erwachsen, 
daß  sein  Betrieb  in  der  Stadt  liegt,  wird  man  nicht  unterschätzen 
dürfen.  Der  Verkauf  seiner  Produkte  ist  in  den  meisten  Fällen 
vorteilhafter,  stets  aber  bequemer,  und  ebenso,  wie  beim  Ankauf  von 
Geräten,  Düngemitteln  usw.,  spart  er  die  Transportkosten  zwischen 
seinem  Betriebe  und  dem  Markte.  Also  auch  für  ihn  ist  die 
„Existenz,  das  Walten  und  Wirken"  der  Stadt  von  Wert;  diese 
wird  sich  daher  auch  billigerweise  an  ihn  halten  dürfen. 

Aber  seine  Interessen  sind  weniger  an  die  Entwicklung  der  Stadt 
geknüpft,  sie  konzentrieren  sich  vielmehr  in  erster  Linie  auf  die  Be- 
wirtschaftung des  Landes.  Daher  wird  man  mit  Recht  alle  kommu- 
nalen Ausgaben,  die  mit  der  Bewirtschaftung  des  Landes  im  Zu- 
sammenhang stehen,  im  Wege  der  Grundsteuer  aufbringen  müssen. 
Hierher  gehört  die  Ausgabe  für  Wege,  Gräben,  Brücken  in  der 
Flur,  die  Kosten  der  Unterhaltung  der  Flurschützen  u.  ä. 

Daß  in  Nordhausen  die  Grundsteuereinnahme  zu  diesen  Zwecken 
ausreicht  und  außerdem,  entsprechend  den  Vorteilen  aus  der  Ent- 
wicklung der  Stadt,  ein  angemessener  Betrag  für  die  rein  städtischen 
Ausgaben  bleibt,  ist  mit  Sicherheit  anzunehmen. 

Insoweit  nun  die  Bewirtschaftung  der  Ländereien  durch  die 
Nähe  der  Stadt  erleichtert  und   rentabler  wird,   ist  immer  noch  die 
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Ertragsbesteuerimg  des  Grund  und  Bodens  gerechtfertigt;  allerdinga 
wäre  zu  wünschen,  daß  die  Grundsteuer  in  regelmäßigen  Zeitab- 
schnitten, sagen  wir  aller  5  Jahre,  innerhalb  der  Gemeinde  von 
neuem  den  Ertragsverhältnissen  angepaßt  würde. 

Sobald  aber,  abgesehen  von  dem  Einfiuß  der  Stadt  auf  die  Be- 
wirtschaftung des  Bodens,  die  städtische  Entwicklung  die  unmittelbar 
an  der  Stadt  liegenden  Teile  der  Flur  zu  Bauplätzen  qualifiziert  und 
hierdurch  ihnen  einen  höheren  Wert  für  die  Allgemeinheit  beigelegt, 
sobald  dies  der  Fall  ist,  wird  die  landwirtschaftliche  Ertragssteuer 
dem  Zwecke  jener  Grundstücke  nicht  mehr  gerecht.  Hier  wird  viel- 
mehr eine  Besteuerungsform  zur  Anwendung  gelangen  müssen,  die 
den  Verkaufswert  zu  erfassen  vermag.  Hierauf  wird  alsbald  zurück- 
gekommen werden. 

Der  Gebäudesteuer  wohnte  schon  als  Staatssteuer  eine 
steigende  Tendenz  inne.     Sie  warf  ab: 

1890  56617  Mk.,  pro  Kopf  durchschnittUch  227  Mk. 

1891  57  191  „    „    „        „  227  „ 

1892  57  977  n    «    ^        „      227  „ 

1893  58547  „        „        „  n  327  V 

1894  60388  ^   „   „        „     227  „ 


Nach  der  Überweisung   an  die  Gemeinde  wird  diese  Aufwärts* 
bewegung  noch  lebhafter. 


Tabelle  23.     Die  Gebäudesteuer. 


Steuerjabr 


1896 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 


Prozentsatz  der 
staatlich  ver- 
anlagten Steuer 


Gebäudesteaer- 
aafkommen 

Mk. 


135 
150 

155 

155 
160 

*5S 
155 
155 


92049 
103  705 

105  915 
III  815 

117  821 

117011 

119  424. 

122383 


Pro  Kopf  der 
Bevölkerung 


Mk. 


3<3 
3,7 
3,8 
4,0 
4,1 

4,1 
4,16 

4,20 


Prozentsatz  der 

GesamtsteDer- 

einnähme 


18,7 
18,9 

17,7 
17,2 

17.1 
l6,4 

15,7 


Die  Zunahme  der  absoluten  Beträge  vermag  indessen  ein  Sinken 
des  Anteils  am  Oesamtsteueraufkommen  nicht  zu  hindern. 

Es  ist  nun  die  Frage  zu  erörtern,  ob  der  städtische  Grundbesitz 
durch  diese  Gebäudesteuer  in  ausreichender  und  gerechter  Weise  sich 
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an  der  Tragnog  der  Gemeindelasten  beteiligt.    Das  Resultat,  um  es 
▼orauszustellen,  heißt:  nein. 

Die  Stadt  Nordhausen  hat  zurzeit  jährlich  etwa  400  000  Mk. 
aufzubringen  fiir  lokale  Wohlfahrtszwecke ,  z.  B.  Straßenbau  und 
-reinigung,  Feuerlöschwesen  usw.,  insbesondere  auch  für  die  Ver- 
zinsung der  Anleiben,  die  für  lokale  Zwecke  aufgenommen  wurden, 
z.  B.  für  Wasserwerk,  Schlachthof,  Eisenbahnaktien  usw.  Die  Summen, 
die  hier  verausgabt  werden,  schlagen  sich  auf  dem  Grundbesitz  nieder 
und  nehmen  in  dem  steigenden  Bodenwert  eine  greifbare  Gestalt  an, 
kommen  also  den  Grundeigentümern  zugute. 

Aber  noch  ein  weiteres  schwerwiegendes  Moment  fällt  für  eine 
höhere  Belastung  des  Grundbesitzes  in  die  Wagschale. 

Eine  Stadt  wie  Nordhausen  ist  der  wirtschaftliche  Mittelpunkt 
auch  für  die  Bevölkerung  eines  großen  Kreises  ländlicher  Ortschaften 
und  steht  mit  diesen  in  fortwährendem  Güteraustausch.  Bei  unserer 
gleichmäßigen  Bevölkerungszunahme  wird  somit  auch  das  Geschäfts- 
leben, das  in  den  Adern  des  zentralen  Gemeinwesens  flutet,  reger 
und  umfangreicher,  die  Verkehrsadern  selbst  werden  wichtiger  und 
wertvoller  für  die  Gesamtheit,  und  der  ßodenwert  an  diesen  Brenn- 
punkten  des  Wirtschaftslebens  steigt,  man  könnte  sagen,  mit  jedem 
einzelnen  Menschen,  der  in  dieses  lokale  Wirtschaftsverhältnis  eintritt. 

Die  Grundeigentümer  ihrerseits  haben  am  Grund  und  Boden  ein 
tatsächliches  Monopol  und  dadurch  die  Macht  in  der  Hand,  aus  dieser 
Lage  der  Dinge  Vorteile  zu  ziehen,  die  nicht  auf  ihre  Meliorationen, 
nicht  auf  ihre  Arbeit,  sondern  auf  die  wirtschaftliche  Entwicklung 
des  Gemeinwesens  zurückzuführen  sind. 

Da  liegt  doch  wohl  der  Schluß  nahe,  den  Grundbesitz  als  Gegen- 
leistung dafür,  daß  er  aus  der  Entwicklung  Vorteile  zieht,  auch  zu 
denjenigen  finanziellen  Lasten  heranzuziehen,  die  von  einem  lokalen 
Interesse  diktiert  sind. 

Wie  ich  bereits  oben  bei  der  Einkommensteuer  darzulegen  suchte, 
kann  für  das  lokale  Interesse  nicht  die  gesamte  Leistungsfähigkeit 
des  Einwohners,  wie  sie  sich  in  der  Einkommensteuer  bekundet, 
maßgebetid  sein,  sondern  nur  diejenigen  Einnahmequellen,  die  den 
Einwohner  mit  der  Entwicklung  des  Gemeinwesens  dauernd  ver- 
knüpfen, d.  i.  Grundbesitz  und  der  Betrieb  eines  stehenden  Ge- 
werbes. 

Der  Gewerbebetrieb  wird  durch  eine  lokale  Steuerordnung  in 
Nordhausen,  wie  ich  zu  zeigen  haben  werde  und  wie  eine  Ver- 
gleichung  der  Tabellen   28 — 30  ergibt,    hinreichend   belastet.     Nach 

XLVm.  5 
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Abrechnung  des  Gewerbe-  und  (ländlichen)  Grundsteuersolls  würden 
dann  für  die  Besteuerung  des  städtischen  Grundbesitzes  immer  noch 
mehr  als  das  Doppelte  der  heutigen  122000  Mk.  als  „Soll'*  übrig 
bleiben.  Die  Aufbringung  dieser  Summe  wird  aber  in  gerechter 
Form  nur  möglich  sein,  wenn  man  die  staatlich  veranlagte  Gebäude- 
steuer aufgibt  und  eine  Besteuerung  nach  dem  gemeinen  Wert 
akzeptiert. 

Was  hat  man  unter  gemeinem  Wert  zu  verstehen? 

Er  ist  derjenige  Wert,  von  dem  man  annimmt,  daß  er  im  freien 
Verkehr  von  jedermann  zu  erlangen  sein  wird,  oder,  anders  ausgedrückt, 
derjenige  Wert,  um  den  derjenige,  der  ein  Grundstück  besitzt,  reicher 
ist  als  ein  anderer,  der  das  Grundstück  nicht  besitzt.  Der  gemeine 
Wert  ist  keine  neue  Erscheinung  in  der  Finaozwissenschaft;  bereits 
im  Vermögenssteuergesetz  §  9  wird  er  als  Grundlage  der  Besteuerong 
angenommen.  Das  Oberverwaltungsgericht  ^)  hat  daher  schon  Ge- 
legenheit gefunden,  sich  über  den  gemeinen  Wert  zu  verbreiten.  Es 
definiert  ihn  als  denjenigen  Wert,  den  ein  Grundstück  nach  seiner 
objektiven  Beschaffenheit  für  jeden  Eigentümer  hat,  im  Gegensatz  za 
dem  subjektiven  Interesse.  Danach  ist  die  Bewertung  eines  Grund- 
stücks nach  dem  individuellen  Ertrage  überhaupt  nicht  zulässig,  um 
den  gemeinen  Wert  festzustellen.  Ist  das  zu  bewertende  Grundstück 
in  neuerer  Zeit  unter  gemeingewöhnlichen  Verhältnissen  Gegenstand 
eines  Verkaufs  gewesen,  so  stellt  der  gezahlte  Kaufpreis  regelmäßig 
den  gemeinen  Wert  zur  Zeit  des  Verkaufes  dar.  War  es  in  der 
letzten  vergleichbaren  Zeit  selbst  nicht  Gegenstand  eines  Verkaufes, 
so  ist  zur  Feststellung  des  gemeinen  Wertes  eine  Vergleichung  mit 
den  Kaufpreisen  durchzuführen,  die  in  letzter  Zeit  für  gleichartige 
Grundstücke  wirklich  gezahlt  worden  sind.  Soweit  sich  auch  auf 
diese  Art  der  Vergleichung  Anhaltspunkte  nicht  gewinnen  lassen,  sind 
andere  Hilfsmittel,  z.  B.  der  Ertrag,  Taxen,  zulässig. 

Die  zurzeit  in  Nordhausen  erhobene  Gebäudesteuer  berück- 
sichtigt dagegen  den  durchschnittlichen  jährlichen  Ertrag  des  Grund- 
stücks aus  dessen  Benutzung  zu  Wohn-  und  Arbeitsstätten;  dieser 
Ertrag  gibt  sich  im  Mietspreise  kund.  Von  dem  Prinzipe  ausgehend, 
den  Grundbesitz  auf  Grund  und  nach  Maßgabe  seines  Vorteils  und 
Anteils  an  der  Gemeindeentwicklung  zu  besteuern,  wird  man  nunmehr 
zu  entscheiden  haben,  ob  sich  der  Nutzungswert  oder  der  gemeine 
Wert  in  höherem  Maße  der  Entwicklung   des  Gemeinwesens  anpaßt. 


^)  Entscheidungen  des  Oberverwaltnngsgerichts  in  Steuersachen  £d.  5  S.  6311 
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Die  Antwort  muB  zugunsten  des  gemeinen  Wertes  ausfedlen,  denn 
der  Mietwert  folgt  der  Wertsteigerung  des  Hauses  nur  langsam  nach. 
Daher  wird  der  gemeine  Wert  als  Steuerobjekt  vorzuziehen  sein, 
weil  er  dem  Ertrage  ^)  „Yorauseflt  und  den  Konjunkturengewinn  klarer 
zur  Erscheinung  bringt«^ 

Außer  dieser  theoretischen  Erwägung  sprechen  femer  sozial* 
politische  Momente  für  die  vorgeschlagene  Steuerform. 

Der  Nutzungswert  richtet  sich  nach  dem  Bruttomietsertrag; 
dieser  steht  aber  in  seinem  Verhältnis  zum  gemeinen  Werte  gerade 
bei  Häusern  mit  kleinen  Wohnungen,  dem  Heim  des  kleinen  Mannes, 
höher  als  bei  den  herrschaftlichen  Häusern.  Es  werden  also  durch 
die  Ertragsbesteuerung  gerade  diejenigen  am  stärksten  getrofiPen, 
denen  eine  billige  Wohnung  am  ehesten  zu  gönnen  wäre,  während 
auf  der  anderen  Seite  die  leistungsfähigen  Eigentümer  hochwertigen 
Grundbesitzes  zu  wenig  berücksichtigt  werden.  Die  Grundsteuer 
nach  dem  gemeinen  Werte  würde  hier  einen  wünschenswerten  Aus- 
gleich schaffen. 

Schon  oben  hatte  ich  darauf  hingedeutet,  daß  die  übliche  Elr- 
tragssteuer  die  Bauplätze,  wie  denn  überhaupt  Grundstücke  mit  schnell 
steigendem  Werte,  nicht  in  zureichendem  Maße  heranzieht.  Gerade 
die  Banstelleo,  die  landwirtschaftlich  benutzt  nur  einen  minimalen 
Ertragswert  haben  würden,  erlangen  zuweilen  horrenten  Wert  fast  aus- 
schließlich infolge  der  Eotwicklung  der  Stadt.  Sie  entsprechend  ihrer 
Wertsteigerung  zu  den  Kommunallasten  heranzuziehen,  ist  geradezu 
eine  Pflicht  der  Gemeinde.  Sogar  mit  einer  Vorausbesteueruug  der 
Baustellen  gemäß  §  27  KAG.  nach  dem  Vorschlage  von  Adickes 
etwa  mit  ^/^  %,  wird  man  sich  einverstanden  erklären  können.  Nur 
scheint  mir  allerdings  der  Begriff  „Bauplatz^  im  §  27  KAG.  etwas 
zu  eng  gefaßt  zu  seiu,  das  Gesetz  versteht  nämlich  darunter  Liegen- 
schaften, die  durch  Festsetzung  von  Baufluchtlinien  in  ihrem  Werte 
erhöht  worden  sind.  Es  gibt  aber  sicherlich  genug  Terrain  in  und 
bei  einer  Gemeinde,  dessen  Wert  erhöht  worden  ist,  ohne  daß.  Bau- 
fluchtlinien festgesetzt  wurden.  Deshalb  wird  man  den  Begriff 
„Bauplatz^  vielleicht  richtiger  definieren  als  Liegenschaft,  die  un-» 
mittelbar  durch  die  Entwicklung  der  Gemeinde  in  ihrem  Werte  er- 
höht worden  ist.  Natürlich  wäre  ein  Garten,  der  zu  einem  Hause 
gehört,  nun  nicht  gleich  als  Baustelle  anzusehen,  vielmehr  bildet  der 
Garten  mit  dem  Hause  zusammen  eine  Einheit,  wenigstens  unter  nor- 
malen Verhältnissen,  und  also  ein  einziges  Verkaufsobjekt. 

^)  Conradj  Finanzwissenschaft  S.  59. 
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Die  Ansicht  Pabsts^)  Seite  359:  „ein  Wertzuwachs  dürfe  oor 
einmal  und  zwar  bei  der  Realisation  besteuert  werden,"  scheint  mir 
durch  nichts  gerechtfertigt  zu  sein,  denn  es  ist  nicht  einzusehen,  wanun 
der  Grundbesitzer  den  Konjunkturgewinn  seines  Grundyermögens  nicht 
versteuern  soll;  wo  er  ihn  doch,  z.  B.  im  Wege  der  Verpfandung, 
ebensogut  verwerten  kann,  als  wenn  er  ihn  durch  Verkauf  „realisiert". 
Nicht  richtig  ist  es  ferner,  wenn  Fabst  (S.  361)  glaubt,  bei  Berech- 
nung des  Konjunkturgewinnes  den  Zinsverlust  des  Spekulanten  in 
Abzug  bringen  zu  können ;  denn  maßgebend  ist  der  jeweilige,  objektive 
Wert,  der  Wert  für  jedermann;  ob  dieser  Wert  dem  Besitzer  den 
Ge&Uen  erweist  und  eine  Verzinsung  des  gewagten  Anlagekapitals 
herausspringen  läßt,  das  richtet  sich  nach  der  Genauigkeit  der  Voraus- 
berechnungen, die  der  Besitzer  bei  der  Kapitalanlage  anstellte,  richtet 
sich  also  nach  subjektiven  Verhältnissen  und  läßt  die  Bedeutung  des 
Grundstücks  für  jedermann  unberührt 

Eine  segensreiche  Wirkung  der  Vorausbelastung  der  Bauplätze 
wäre,  daß  den  Bodenspekulanten  ein  guter  Teil  ihrer  Beute  entrissen 
wurde.  Diese  werden  sich,  um  einer  längeren  Wertsteuer  zu  ent- 
gehen, leichter  zur  Hergabe  des  festgehaltenen  Terrains  geneigt  sein, 
die  Bautätigkeit  würde  angeregter,  die  Wohnungsnot  gemindert  und 
die  Wohnungen  selbst  würden  angemessener  werden. 

Wie  der  gemeine  Wert  festzustellen  ist,  wurde  durch  die  erörterte 
ESutscheidung  des  Oberverwaltungsgerichts  klar  gelegt.  Bei  einem 
Stadtkreis  wie  Nordhausen  würden  sich  durch  Vergleich  mit  den  Er- 
gebnissen der  Vermögenssteuer  noch  einige  Erleichterungen  des  Ver- 
fahrens ergeben.  Besonders  aber  kommen  Nordhausen  die  Besultate 
der  Grundbesitzwechselsteuer  zustatten,  die  bereits  nach  dem  gemeinen 
Werte  erhoben  wird.  Mit  ihrer  Hilfe  würde  man  sicherlich  sehr  bald 
zu  einwandfreien  Schätzungen  gelangen. 

Die  Grundsteuer  nach  dem  gemeinen  Wert,  von  Adolph  Wagner, 
Adickes  und  den  Bodenreformern*)  warm  befürwortet,  vom  Gesetz 
KAG.  §  25,  ausdrücklich  gestattet,  hat  bereits  in  vielen  Städten 
Au&ahme  gefunden,  so  in  Görlitz,  Flensburg,  Tilsit,  Stralsund, 
Hanau,  Schweidnitz  u.  a.,  und,  soweit  bekannt,  nirgends  Anlaß  zu 
Tadel  gegeben. 


^)  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik.    HL  Folge  fid.  25. 

*)  Insbesondere  Adolf  Damaschke,  Aufgaben  der  Qemeindepolitik  5.  Aufl. 
Jena  1903,  und  Heft  XV  der  sozialen  Streitfiragen ,  herausg.  von  Damaschke» 
Berlin  1903:  Föehr:  ,,Die  Grundsteuer  nach  dem  gemeinen  Wert^. 
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Sie  ermöglicht,  —  um  das  Elrgebiiis  kürz  zu  wiederholen,  —  den 
Grundbesitz  angemessen  zu  den  Kommunallasten  heranzuziehen,  sie 
beseitigt  die  Härten  der  gegenwärtigen  Gebäudesteuer  und  erfüllt  zu- 
gleich wichtige  sozialpolitische  Aufgaben. 

Außer  durch  die  soeben  besprochene  Abgabe  wurde  der  unyer- 
diente,  auf  Meliorationen  nicht  zurückftihrbare  Wertzuwachs  noch  in 
besonderer  Weise  für  die  Gemeinde  ausgenutzt  werden  müssen;  am 
richtigsten  in  dem  Moment,  in  welchem  er  beim  Verkauf  zutage  tritt, 
als  Umsatzsteuer.  Adolph  Wagner  schlägt  vor :  in  Höhe  des  letzten 
Verkaufspreises  und  des  Wertes  der  Meliorationen  einen  Normalsteuer^ 
satz  von  l^oj  dagegen  in  Höhe  des  hierüber  hinausgehenden  Wert- 
zuwachses einen  mit  der  Länge  der  Besitzdauer  von  50%  abwärts 
fallenden  Steuersatz  festzustellen.  Sein^)  Beispiel  wird  seine  Forde- 
rung klarer  machen : 

Grandstückswert  jetzt loo  ooo  Mk. 

Verkaufspreis  innerhalb  eines  Jahres  nach  dem  Erwerb  150000    „ 

also  Zuwachswert 50000    „ 

davon  durch  Kapitalsaufwendung 10  000    „ 

durch  Konjunkturgewinn 40000    „ 

Die  Steuer  würde  nun  betragen: 

1  ®/o  von  HO  000  Mk.  =    1  100  Mk. 
öO<>/o     „      40000    „     =30000    „ 

die  Gesamtsumme  also    21  100  Mk. 

Adolph  Wagner  hat  hiermit  wohl  zweifellos  die  richtige  Lösung 
des  Steuerproblems  gefunden.  Doch  erscheint  mir  der  Steuerprozent- 
satz  bei  dem  Wertzuwachs  etwas  zu  hoch ;  ein  von  25  %  ^^  fallender 
Prozentsatz  wäre  ebenfalls  ausreichend. 

Was  die  Gewerbesteuer  anlangt,  so  hat  Nordhausen,  wie 
viele  andere  Städte,  von  dem  Rechte  aus  §  29  KAGr. :  Die  Gewerbe- 
steuer auf  Grund  einer  besonderen  Steuerordnung  zu  erheben,  Ge- 
brauch gemacht.  Die  Nordhäuser  Gewerbesteuerordnung  vom  28.  Dezbr, 
1899  ist  der  Kölnischen  nachgebildet  und  ermöglicht  eine  schärfere 
Heranziehung  der  leistungsfähigeren  Großbetriebe  unter  größerer 
Schonung  der  Kleinbetriebe.  Die  Besteuerung  erfolgt,  wie  auch  bei 
der  staatlich  veranlagten  Steuer,  in  vier  Stufen.  Während  aber  das 
GewStGes.  von   1891   die  4  Klassen  in  folgender  Weise   normiert: 


^)  Ad.  Wagner:  Die  Mitbeteiligung  der  Gtomeind«! . . .  S.  54. 
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L  Kl.:  Betriebe  mit  mehr  als  50000  Mk.  Ertrag  oder  mehr  als  1000 000  HL 
II.    „  „        Ton  50  000— 20  000  Mk.  Ertrag  oder  Yon  1000000—150000   „ 

in.    „  „  „    20000—  4000    „         „  „      „        150000-  30000  „ 

IV.     „  „  „      4000—1500    „         „  „      „         30000-    3000   „ 

Anlage-  oder  Betriebskapital^ 

setzt  die  Nordhäuser  Steuerordnnng  folgende  Klassen  fest: 

I.  Kl. :  Betriebe  mit  mehr  als  20  000  Mk.  Ertrag  od.  mehr  als  150  000  Mk.  Kapital, 
II.    „  „        von  20000 — 10  000    ji         r,        n    von  150000 — 75oooMk.   „ 

ni.    „  n  „     10000—4000    „         „        „      „     75000-30000    „      „ 

IV.    „  «  „      4000—1500    „         „        „      „     30000—3000    „     „ 

Die  1.  und  2.  staatliche  Klasse  zusammen  bilden  also  die  1.  Nordhäoser 
Steuerklasse ;  die  3.  staatlich  veranlagte  Steuerklasse  zerlegt  die  Nord- 
häuser Steuerordnung  in  zwei  Klassen.  Die  Steuer  wird  nach  einem, 
für  jedes  Steuerjahr  besonders  bekannt  gegebenen  Satze  von  jedem 
Hundert  an  Mk.  des  Ertrages  erhoben.    Dieser  Normalsatz  erhöht  sich 

in  Klasse  III  nm  Vioi 
T  */ 

Hierdurch  ist  eine  angemessene  Progression  erreicht.  Die  Veran- 
lagung geschieht  durch  einen  Steuerausschuß,  der  aus  zwei  Magistrats- 
mitgliedem  und  fünf  von  der  Stadtverordnetenversammlung  gewählten 
Mitgliedern  besteht.  Der  Gewerbetreibende  ist  zur  Auskunft  ver- 
pflichtet und  kann  gegen  die  Veranlagung  das  Rechtsmittel  des  Ein- 
spruchs beim  Magistrat  geltend  machen. 

Allendorf  (Seite  191)  wendet  gegen  diese  Form  der  Besteuerung 
ein,  daß  sie  „sich  zu  einseitig  an  den  Ertrag  und  damit  an  die 
Leistungsfähigkeit  der  Steuerpflichtigen  anlehne,  dagegen  das  wichtige 
Steuermoment  außer  acht  lasse,  inwieweit  und  wie  schwer  der  einzelne 
Betrieb  die  Gemeinde  zu  Aufwendungen  veranlasse  und  dadurch  zu 
besonderen  Gegenleistungen  berechtige'*.  Dies  erregt  einige  Bedenken. 
Die  Unternehmer  sollen  somit  für  die  Anhäufung  der  Arbeitennasse 
in  den  Städten,  wenn  auch  zum  kleinen  Teil,  mit  verantwortlich  ge- 
macht werden!  Zweifellos  wäre  es  unbillig,  wollte  die  Gemeinde  den 
Arbeitgeber,  welcher  Arbeitslosen  Arbeit  und  Verdienst  gewährt,  nun 
außerdem  dafür  noch  besteuern;  denn  es  leuchtet  ein,  daß  die  Ar- 
beiterschaft, solange  sie  beschäftigt  wird,  der  Gemeinde  immer  noch 
die  geringsten  Kosten  verursacht,  vielmehr  das  Geschäftsleben  mächtig 
anregt.  Und  ungerecht  wäre  es  auch  —  meine  ich  — ,  wenn  ein 
Unternehmer,   der  eine   geringere  Anzahl  menschlicher  Arbeitskräfte 
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braucht,  vielleicht  wegen  ausgiebiger  Verwendung  von  Elektrizität, 
wenn  dieser  Unternehmer  weniger  Steuern  zahlen  sollte,  als  ein 
anderer  Unternehmer  derselben  Branche  mit  demselben  Geschäfts- 
umfaoge  und  -ertrage,  nur  weil  letzterer  einer  größeren  Anzahl  von 
Arbeitern  Beschäftigung  gibt. 

Eine  Überwälzung  des  Zuschlages,  der  durch  die  Beschäftigung 
einer  größeren  Anzahl  Arbeiter  bedingt  ist,  soll  doch  nicht  etwa  in 
der  Weise  stattfinden,  daß  der  Lohn  reduziert  wird? 

Will  man  aber  jemand  dafür  verantwortlich  machen,  daß  die 
Arbeiter  durch  höhere,  bare  Löhne  und  das  Stadtleben  angelockt 
sich  in  der  Stadt  niederlassen  und  eine  Erhöhung  der  Schul-,  Armen- 
und  Polizeikosten  verursachen,  so  soll  man  zunächst  bei  der  Arbeiter- 
klasse selbst  beginnen.  Gerade  sie,  die  ihre  wirtschaftliche  und 
politische  Macht  auch  in  den  Städten  zu  fühlen  beginnt,  mag  sich 
auch  der  sozialen  Pflichten  des  Bürgers  bewußt  werden.  Wenn  daher 
die  unteren  Schichten  von  bestimmten  kommunalen  Einrichtungen  und 
Ausgaben  Vorteile  haben,  z.  B.  von  der  Volksschule,  so  darf  es 
ihnen  nicht  erlassen  werden,  auch  nach  ihren  Kräften  zu  den  be- 
treffenden kommunalen  Aufwendungen  beizutragen.^)  Allerdings  hätte 
dies  nun  nicht  mehr  durch  direkte,  sondern  durch  indirekte  Steuern 
zu  geschehen,  vor  allem  durch  Verbrauchssteuern  auf  solche  Gegen- 
stände, für  die  die  unteren  Klassen  ihr  überflüssiges  Geld  auszugeben 
pflegen,  so  auf  das  Bier.  Leider  ist  Tabak  und  Branntwein  durch 
Reichsgesetz  von  weiterer  Besteuerung  ausgeschlossen,  —  Also  nicht 
der  Unternehmer,  sondern  der  Arbeiter  sollte  mehr  mit  Steuern  be- 
dacht werden. 

Der  von  Allendorf  vorgeschlagene  Weg  erscheint  mir  daher  nicht 
empfehlenswert,  vielmehr  gerade  die  in  Nordhausen  eingeführte  Steuer- 
form in  hohem  Grade  angemessen,  denn  es  kommt  bei  Verteilung 
der  Gewerbesteuer  nicht  darauf  an  —  auch  nicht  beiläufig  — ,  ob 
die  Arbeiterklasse  im  allgemeinen  höhere  kommunale  Kosten  ver- 
ursacht, sondern  darauf,  ib  welchem  Maße  der  Unternehmer  die  ört- 
lichen Verbältnisse  sich  zunutze  macht  und  welche  Vorteile  er  aus 
der  Entwicklung  des  Gemeinwesens  zu  ziehen  vermag,  und  der  einzig 
richtige  Maßstab  hierfür  ist  die  Höhe  des  Ertrages. 

Die  Nordhäuser  Gewerbesteuerordnung  trat  am  1.  April  1900  in 
Kraft.  Wie  die  folgende  Tabelle  zeigt,  hat  sie  einen  günstigen 
finanziellen  Erfolg  gehabt. 

^)  Wünschenswert  wäre  hier,  daß  ein  Einzagsgeld  in  dem  oben  (S.  45)  er- 
örterten Sinne  wiederum  erhoben  werden  dürfte. 
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Tabelle  24.    Die  Gewerbesteuer. 


Steuerjahr 

Prozentsatz        Gewerbesteuer- 

'l'Jr.llÄn         «uftommen  in 
veranlagten 

Steuern        ,             j£k. 

Aufkommen  pro 

Kopf  der 

Bevölkerung 

Mk. 

Prozentsatz  des 

Uesamtfiteuer- 

aufkommeas 

1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 

135 
150 

150 

155 
160 

62  701 
70633 

71457 

74831 

79  574 
loi  127 

118  757 
112  658 

2,3 
2,6 
2,6 

2,7 
2,8 

3,5 
4,1 
3.9 

12.7 
12,9 

12,0 
".5 

14^ 
15.0 
14,4 

Nach  Allendorf  (S.  47)  wurden  in  Halle  a/S.  1900  erhoben 
297  841  Mk.  =  1,9  Mk.  pro  Kopf,  oder  (inkl.  Betriebasteuer)  11,12% 
der  Gesamtsteuereinnahme. 

Auf  die  Klassen  der  Kordhäuser  Steuerordnung  yerteilt  sich  das 
Aufkommen,  wie  folgt: 


I.  KL: 

II.  . 

III.  „ 

IV.  - 


1900 

31  073  lik. 

14277  » 
39021  „ 

15704 


n 


1901 

40989  Mk. 
14880  „ 
44288 
19046 


n 


n 


1902 
36653  Mk. 

17595  „ 

40754   n 
19  137   « 


Wie  die  vergleichende  Übersicht  der  TerschiedenarügsteD  Eom- 
munalsteuern,  Tabellen  28 — 30,  ergibt,  ist  der  Ertrag  der  Nordhäuser 
Gewerbesteuer  sowohl  pro  Kopf  der  Bevölkerung,  wie  prozentual 
ein  außerordentlich  hoher,  und  dies  beweist,  daß  sie  den  lokalen 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  in  vollem  Maße  gerecht  wird. 

Eine  besondere  Belastung  erfilhrt  nach  GewStG.  §  69  der  Betrieb 
der  Gastwirtschaft,  Schankwirtschaft,  sowie  der  Kleinhandel  mit 
Branntwein  und  Spiritus  durch  die  Betriebssteuer.  Der  Steuer* 
satz  für  solche  Betriebe,  die  nicht  zur  Gewerbesteuer  staatlich  var« 
anlagt  sind,  ist  10  Mk.,  für  die 

zur  IV.  Gewerbesteuerklasse  staatlich  veranlagten  Betriebe  15  Mk. 

^^^-  n  »  »  »  25 

^'  n  »  »  »  50 

L  «  ...  «I      100 


n 
n 
n 


n 
» 
n 


Die  Betriebssteuer  soll  den  Kreisverbänden  zufließen ;  den  Gemeinden 
steht   es   frei,   Zuschläge    zu   erbeben.      Als  Stadtkreis   vereinnahmt 
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NordhauAen  daher  beides,  Steuer  und  Steuerzuschlag.  Tabelle  25 
gibt  über  die  Bedeutung  der  Betriebssteuer  für  Nordhausea  Aufschluß. 
Die  Betriebssteuer  bedeutet  zweifellos  einen  großen  Fortschritt 
auf  dem  Gebiete  der  Kommunalsteuern,  und  es  kann  nur  freudig 
begrüßt  werden,  wenn  sich  die  Gemeinden  recht  ausgiebig  dieser  ihrer 
Steuerquelle  bedienen.  Gerade  die  hier  getroffenen  Gewerbe  leben 
in  höherem  Grade  als  andere  von  dem  entbehrlichen  Gelde  der  Mit- 
menschen. Dazu  kommt,  daß  dieser  Steuerdruck  sich  vorwiegend  auf 
höchst  geeignete  Objekte  überträgt,  nämlich  auf  Bier,  Wein  und 
Branntwein.  Diese  Erwägungen  lassen  die  Betriebssteuer  als  eine 
gesunde  Art  der  Besteuerung  erscheinen.  Die  polizeilichen  Zwecke, 
die  nach  den  Motiven  ^)  zum  GewStG.  für  die  Einführung  der  Betriebs- 
steuer mitbestimmend  waren  —  und  mit  Recht  —,  diese  Zwecke 
scheiden  für  die  finanzpolitische  Behandlung  der  Frage  aus. 


Tabelle  25.     Die  Betriebssteuer. 


Steuer- 
jahr 

Prozentsatz 
des  Ein- 
heitssatzes 

Betriebs- 

steuer- 

aufkommen 

Mk. 

Zahl  der 
Betriebe 

Betriebssteaer 

auf  den  Kopf 

der  Bevölkerung^ 

Mk. 

%  vom  Öe- 
samtsteuer- 
aufkommen 

1895 

135 

7057 

279 

0,2s 

1,5 

1896 

150 

8200 

286 

0.30 

1.5 

1897 

150 

8  152 

294 

0,29 

1,4 

1898 

155 

8478 

297 

0,29 

1.4 

1899 

160 

8999 

298 

0,32 

1.3 

1900 

155 

8241 

295 

0,29 

1,1 

1901 

155 

8544 

296 

0.29 

i.i 

1902 

155 

8447 

292 

0,29 

1,0 

Indirekte  Gemeindesteuern. 

Nordhausen  erhebt  an  indirekten  Steuern  nur  Umsatz-,  Hunde- 
und  Lustbarkeitssteuern. 

Die  Immobiliar- Umsatzsteuer  ruht  auf  jedem  freiwillig  er- 
folgenden Erwerbe  eines  Grundstücks  mit  l^o  ^^  gemeinen  Wertes« 
In  keinem  Falle  darf  ein  geringerer  Wert  versteuert  werden  als  der 
vereinbarte  Kaufpreis  beträgt.  Für  die  Steuer  sind  Veräußerer  und 
Erwerber  des  Grundstücks  solidarisch  verhaftet.  Erfolgt  der  Eigentums- 
übergang im  Wege  der  Schenkung,  so  wird  die  Steuer  nach  dem  Be- 
trage erhoben,   um  welchen  der  Beschenkte   durch   den  Erwerb  des 


')  Adickes,  Kommunalabgabengesetz  lU.  Aufl.  S.  177.    Berlin  1902. 
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Gründstücks  bereichert  vird.  Von  der  Steuer  befreit  ist  der  Über- 
gang des  Grundeigentums  auf  Abkömmlinge  oder  in  dem  Falle,  daB 
Abkömmlinge  sich  untereinander  oder  mit  dem  überlebenden  Ehe- 
gatten auseinandersetzen.  Die  Veranlagung  erfolgt  durch  den  Magistrat 
Der  Pflichtige  ist  gebunden  über  alle  für  die  Veranlagung  erheblichen 
Tatsachen  Auskunft  zu  erteilen.  Gegen  die  Veranlagung  kann  binnen 
yier  Wochen  nach  Zustellung  des  Veranlagungsbescheides  der  Ein- 
spruch beim  Magistrat  erhoben  werden,  gegen  dessen  ablehnenden  Be- 
schluß die  Klage  im  Verwaltungsstreitverfahren  beim  BezirksansschoB 
offen  steht. 

Nordhausen  ist  mit  der  Bestimmung,  daß  Abkömmlinge  von  der 
Steuer  befreit  sind,  der  Mehrzahl  der  Städte  gefolgt,  die  den  Grund- 
besitzwechsel  besteuern.  Ob  diese  Ausnahmestellung  der  Abkömm- 
linge sich  rechtfertigen  läßt,  ist  jedoch  recht  zweifelhaft,  denn  ein 
Grundstück,  das  vom  Vater  auf  den  Sohn  übergegangen  ist,  hat  von 
den  städtischen  Einrichtungen,  z.  B.  von  der  Wasserleitung,  Kanali- 
sation, Straßenbau  usw.  genau  dieselben  Vorteile,  als  wenn  es  in 
fremde  Hand  gekommen  wäre.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  wäre 
also  eine  Befreiung  der  Abkömmlinge  abzulehnen,  und  wenn  die 
Eltern  ihrem  Kinde  ein  Haus  übereignen,  dessen  Wert  während  ihrer 
Besitzdauer  sich  verdoppelt  hat,  z.  B.  weil  eine  Hauptverkehrsstraße 
an  ihm  vorbeigelegt  wurde,  so  ist  nicht  einzusehen,  warum  die  Ge- 
meinde sich  die  Gelegenheit  entgehen  lassen  sollte,  von  jenem  Wert- 
zuwachs im  Wege  der  Umsatzsteuer  einen  Prozentsatz  für  sich  in 
Anspruch  zu  nehmen. 

Einen  derartigen  Freibrief  für  Abkömmlinge  auszustellen,  ist 
vielmehr  Sache  des  Staates,  weil  es  in  seinem  Interesse  liegt,  die  An- 
sässigkeit des  Bauern-,  Handwerker-  und  Fabrikantenstandes  im  Lande 
zu  fördern.  Wirkt  die  Gemeinde  zu  diesem  Ziele  mit,  so  erfüllt  sie 
nicht  ihre  eigentliche  Aufgabe,  sondern  eine  Aufgabe  des  Staates,  die 
wahrzunehmen  sie  nicht  verpflichtet  ist.  Der  Gemeinde  aber  ÜBtlleo, 
soweit  nicht  sie  zur  Ausführung  einer  staatlichen  Aufgabe  verpflichtet 
ist,  nur  Wohlfahrtszwecke  lokaler  Natur  zu.  Die  StaatssteuerD, 
z.  B.  die  Erbschaftssteuer  und  die  Stempelsteuer  von  Auflassungen, 
gewähren  daher  mit  Recht  bei  Grundstücksübertragung  an  Abkömm* 
linge  einen  Steuernachlaß,  meines  Erachtens  in  hinreichendem  Maße, 
80  daß  für  kommunale  Umsatzsteuern  kein  Grund  vorliegt,  ergänzend 
einzugreifen.') 

*)  Die  Verwendbarkeit  dieser  Steuer  zur  Belastuug  dee  Konjunkturgewinnes 
habe  ich  S.  69  erörtert. 
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Die  Erträge  der  —  seit  1.  April  1900  geltenden  —  Grundbesitz- 
wechselsteuer  beliefen  sich 

_  ,  ,  _-,  «-     -  ,r,  */o  ^^8  Gesamt- 

im  Jabre  auf  Mk.  pro  Kopf  Mk.      ateueraufkommens 

1900  16640         0,58  2,3 

1901  31066         i,o8  3,8 

1902  20829         o»72  2,6 

Die  Hundesteuer  und  Lustbarkeitssteuer  wurden  mit 
dem  1.  April  1895  auf  den  Etat  der  Kämmereikasse  übernommen. 
Bis  dabin  flössen  beide  Steuern  zur  Armenkasse  (vgl.  Seite  10).  Die 
Hundesteuer  bestand  bereits  zu  Beginn  der  fünfziger  Jahre  des 
19.  Jahrhunderts  und  brachte  —  mit  3  Mk.  pro  Hund  im  Jahre  1853 
1771  Mk.  auf.  Eine  Abgabe  von  Tanzbelustigungen  gab  es  ebenfalls 
seit  den  fünfziger  Jahren;  1863  hatte  sie  einen  Ertrag  von  606  Mk. 
Die  Steuersätze  erfuhren  im  Laufe  der  Zeit  mehrmals  Erhöhungen. 
Das  Aufkommen  beider  Steuern  zusammen  ging  bis  1895  nicht  über 
8  300  Mk.  hinaus,  und  erst,  als  gleichzeitig  mit  der  Übernahme  auf 
den  Eämmereietat  auch  neue  Steuerordnungen  in  Kraft  traten,  hob 
sich  jede  Steuer  auf  durchschnittlich  6  000  Mk.  Beide  Steuern  ent- 
wickelten sich,  wie  folgt: 


Hundesteuer 

Lustbarkeitssteuer 

Mk. 

Mk. 

1875 1) 

4380 

1877 

4800 

1884 

3  454 

2274 

1886 

3661 

2085 

1889 

4769 

2646 

1891 

4152 

2583 

1894 

8231 

1895 

13653 

1896 

13  106 

1897 

12398 

1898 

12195 

1899 

13  112 

1900 

12497 

1901 

6911 

6079 

1902 

6982 

5  944 

Die  Hundesteuer  ergab  1902  pro  Kopf  der  Bevölkerung  24  Pf., 
die  Lustbarkeitssteuer  20  Pf.,  jene  machte  0,89  %,  diese  0,76  ^Iq  des 
Gesamtsteueraufkommens  aus. 


^)  Ans  den  VerwaltnngsbericfateD. 
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# 

Im  einzelnen  sind  die  Beetimmungen  folgende:  Für  jeden  nicht 
mehr  an  der  Mutter  saugenden  Hund  werden  alljährlich  15  Mk.  ei^ 
hoben.  Steuerfreiheit  tritt  ein  für  Hunde,  welche  auf  einzeln  gelegenen 
Grundstücken  zur  Bewachung  gehalten  werden,  ferner  Hirtenhande, 
Fleischerhunde,  Ziehhunde  und  solche,  die  zur  Bewachung  von 
Warenvorräten  benutzt  werden.  Die  Steuer  ruht  daher  in  der 
Hauptsache  auf  solchen  Tieren,  die  zum  Vergnügen  gehalten  werden. 

Die  Lustbarkeitssteuer  stuft  sich  ab  nach  dem  Gegenstande  der 
Lustbarkeit  und  der  Höhe  des  Eintrittsgeldes.  Für  Abhaltung  eines 
Konzerts,  einer  Theatervorstellung  oder  dramatischen  Vorlesang  sind 
6  Mk.  zu  entrichten,  wenn  ein  Eintrittsgeld  von  höchstens  3  Mk.  er- 
höhen wird ;  übersteigt  es  diesen  Betrag,  so  sind  10  Mk.  fällig.  Das- 
selbe gilt  für  Kunstreitervorstellungen  mit  der  Maßgabe,  daJB  hier 
ein  höchstes  Eintrittsgeld  von  2  Mk.  entscheidet,  ob  3  Mk.  oder  10  Mk 
Steuern  zu  zahlen  sind.  Von  kleineren  Schaustellungen  oder  Vor* 
führungen  sind  pro  Tag  1  Mk.,  für  Luftschaukeln,  Rutschbahnen, 
Karusselle  pro  Tag  2  Mk.  an  die  Kämmereikasse  abzuführen;  mechanisch 
getriebene  Karusselle  sind  mit  einem  höheren  Satze  belastet.  Tanz- 
belustigungen werden  mit  6  Mk.,  wenn  sie  über  12  Uhr  nachts  dauern, 
mit  12  Mk.  und,  wenn  sie  mit  Masken  besucht  werden,  mit  18  Mk 
herangezogen.  Die  Steuer  wird  von  öffentlichen  und  Vereinslustbar- 
keiten erhoben,  während  dagegen  solche  befreit  sind,  bei  denen  ein 
höheres  wissenschaftliches  oder  Kunstinteresse  obwaltet  Für  die 
Zahlung  der  Steuer  haften  derjenige,  der  die  Lustbarkeit  veranstaltet, 
und  der  Wirt  des  Vergnügungslokals  solidarisch  aufs  ganze. 

Die  verschiedenen  Abstufungen  unter  den  einzelnen  Lustbarkeiten, 
innerhalb  der  einzelnen  Lustbarkeit  wieder  nach  dem  Höchstsatze 
des  Eintrittsgeldes,  femer  die  Berücksichtigung  auch  der  Vergnügen, 
die  den  höheren  Klassen  Genuß  bereiten,  sofern  nicht  ein  „höheres 
wissenschaftliches  oder  Kunstinteresse"  vorliegt,  dies  alles  verleiht 
der  Steuer  einen  durchaus  zeitgemäßen  Charakter.  Wenn  Adolph 
Wagner^)  weitergehend  noch  besondere  Konzert-,  Theater-  usw. 
Steuern,  mit  Progression  nach  Rang  und  Preis  der  Plätze,  empfiehlt 
so  wird  er  sicherlich  dadurch  das  für  Großstädte  Bichtige  getroffen 
haben.  In  mittelstädtischen  Verhältnissen  dagegen  sind  die  eigent- 
lichen „Lustbarkeiten'*  der  höheren  Klassen,  wie  Theater,  Künstler- 
konzerte, mit  großem  Risiko  verknüpft,  so  daß  sich  im  allgemeinen 
Interesse  eine  stärkere  Belastung  derselben  nicht  rechtfertigen  läßt 


')  Die  finanzielle  Mitbeteiligung . .  .  S.  39. 
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Beim  Rückblick  auf  die  indirekten  Steuern  wird  man  eine  Lücke 
gewahr,  die  von  jedem  unparteiischen  Qemeindepolitiker  schmerzlich 
bedauert  wird,  nämlich  das  Fehlen  der  Biersteuer.  Daß  gerade  die 
Biersteuer  eins  der  wenigen  Mittel  ist,  auch  die  unteren  Klassen  ge- 
recht zu  belasten,  wurde  oben  erörtert.  Innerhalb  der  niedrigen  ge- 
setzlichen Grenze  von  65  Pfennigen  pro  hl  und  50  ^/^  Zuschlag  zur 
Brausteuer  würde  sie  auch  in  Nordhausen  noch  einen  beträchtlichen 
Erlös  einbringen,  bezieht  doch  z.  B.  Erfurt  aus  ihr  eine  Einnahme 
von  84000  Mk. 

Erst  mit  Einführung  der  Biersteuer  werden  die  indirekten  Steuern 
Nordhausens  diejenige  Stellung  erlangen,  die  sie  im  Interesse  ge- 
rechter Verteilung  der  Steuerlast  einzunehmen  haben,  und  die  den 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnissen  der  Gemeinde  Rech- 
nung trägt. 

Mit  bezug  auf  die  Miquelsche  Reform  heißt  es  im  Verwaltungs- 
bericht der  Jahre  1893/96  Seite  227:  „mithin  werden  ihre  Vorteile 
durch  die  Nachteile  überwogen ;  es  steigerten  sich  die  Leistungen  der 
Stadt  an  den  Staat  gegen  früher  um  32477  Mk.^  ^)  Der  Satz  in 
dieser  allgemeinen  Fassung  ist  falsch.  TVie  aus  Tabelle  13  a  Seite  49 
hervorgeht,  wurden  die  Einwohner  Nordhausens,  wie  alle  preußischen 
Staatsbürger  durch  die  neue  Staatseinkommensteuer  höher  als  bisher 
belastet.  Dieses  Plus  an  Steuern,  das  nunmehr  aus  den  Taschen  der 
Stadteinwohner  in  die  Staatskasse  floß,  bedeutet  weder  einen  Nach- 
teil der  Kämmereikasse,  denn  diese  hat  jene  Steuer  als  Einnahme 
bisher  gar  nicht  gekannt,  noch  einen  besonderen  Nachteil  der  Nord- 
häuser Bürgerschaft,  denn  die  neue  Einkommensteuer  entzog  gleich- 
mäßig in  ganz  Preußen  dem  Publikum  größere  Summen,  als  es  die 
bisherige  Steuer  getan  hatte.  Jenes  Plus  aber,  das  für  den  Staat 
aus  der  Einkommensbesteuerung  heraussprang,  wurde  vollständig  auf- 
gewogen durch  das  Minus,  welches  der  Staat  infolge  seines  Verzichtes 
auf  die  Realsteuern  zu  tragen  hatte. 

Die  hier  in  Betracht  kommenden  direkten  Staatssteuern  ent- 
wickelten sich  wie  aus  Tabelle  26  ersichtlich.  Lassen  wir  die  Jahre 
1892 — 94  unberücksichtigt,  weil  der  Staat  während  dieser  Zeit  den 
Vorteil   des   neuen   Einkommen-   und    Gewerbesteuergesetzes    bereits 


')  Diese  Summe  ergab  sich,  wenn  man  die  fortfallende  Einnahme  aus  der 
lex  Haene,  die  Ausgabe  der  Stadtkasse  für  Erhebung  der  Steuern  und  für  das 
Steuerbureau  und  die  Mehrleistungen  der  Bürgerschaft  an  Staatssteuern  zusammen- 
rechnete und  diese  Summe  Yon  dem  Ertrage  der  Realsteuern  abzog. 
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hatte  uad  dazu  ihm  die  Realsteuern  noch  zuflössen,  und  stellen  wir 
neben  das  Jahr  1891  gleich  das  Jahr  1895,  so  sehen  wir,  daß  die 
Staatssteuern  in  langsamer  aber  regelmäßiger  Steigerung  begriffen 
waren.  Ein  Emporschnellen  auf  Grund  der  neuen  Steuergesetze  fand 
ganz  und  gar  nicht  statt  und  die  Belastung  der  Bevölkerung  mit 
direkten  Staatssteuem  ist  1888—1891  und  1895—1902  fast  dieselbe. 

Tabelle  26. 


GefiaTntaal'kommeti  der 

Steuerjahr 

durch  die  Reform  be- 

pro Kopf 

rührten  Staatssteuern  in 

A                                       A 

Mk. 

Mk. 

1888 

252  760 

9.47 

1889 

257  940 

9,58 

1890 

262671 

9,82 

1891 

267  748 

10,14 

im 

330  698 

12,30 

1893 

330  567 

12,15 

1894 

339  570 

12,37 

1895 

269  686 

9,88 

1896 

268381 

9,85 

1897 

273  167 

10,03 

1898 

283  364 

10,25 

1899 

292  928 

10,56 

1900 

305  647 

9,32 

1901 

336  462 

10,04 

1902 

352  827 

10,36 

Der  Staat  hatte  aus  der  Reform,  das  sei  festgestellt,  keinen  direkten 
Vorteil:  wohl  aber  die  Stadt  Nordhausen,  wie  überhaupt  die  Ge- 
meinden.  Es  hatte,  wie  Tabelle  27  Seite  80  zeigt,  nach  der  Über- 
gangszeit von  1892 — 1894,  trotzdem  es  mit  seinen  Zuschlagprozenten 
um  69%  herunterging,  doch  noch  eine  Mehreinnahme  von  rund 
100  000  Mk.,  und  eine  Mehrleistung  von  ungefähr  2,60  Mk.  Yon  jedem 
Einwohner.  Wenn  auch  infolge  der  neuen  Steuergesetzgebung  der 
Zuschuß  aus  der  lex  Huene  in  Fortfall  kam,  für  Nordhausen 
ca.  37  000  Mk.,  so  brachte  doch  die  Reform  für  das  Nordhäuser 
Stadtsäckel  einen  Gewinn  von  rund  63  000  Mk.  Vor  allem  aber  er- 
öffnete sie  der  Gemeinde  ergiebige  eigene  Steuerquellen^  in  denen  sie 
die  Konkurrenz  des  Staates  nicht  zu  fürchten  hat.  Die  Gemeinde 
hat  nun  die  verantwortungsvolle  Pflicht,  hieraus  ein  gerechtes  Steuer- 
system zu  schaffen,  das  sich  den  örtlichen  Verbältnissen  und  Bedürf- 
nissen nach  Möglichkeit  anschließt. 


Rückblick,  ümblick,  Ausblick. 


1.  übersieht  über  die  Entwieklung  der  Steuern  in  den  letzten 

100  Jahren. 

Die  Tabelle  27  rekapituliert  die  geschichtliche  EntwickluDg  des 
StenerweseDs. 

Die  Personalsteuern,  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  nur  ver- 
treten durch  das  mehr  gebührenartige  Bürgerrechtsgeld,  spielen  bis 
zur  Kommunaleinkommensteuer  von  1848  und  darauf  folgenden  klassi- 
fizierten Eiokommensteuer  keine  Rolle.  Seitdem  aber  sind  sie  die 
Stütze  des  kommunalen  Steuerwesens.  Die  Steuern  vom  Grundbesitz 
waren  zur  reichsstädtischen  Zeit  die  zahlreichsten,  nämlich  Schoß, 
Wacht-,  Peuerwacht-  und  Kunstgeld ;  ^)  später  werden  die  Grund- 
besitzsteuern nur  durch  Feldhüterlohn  und  Kunstgeld,  schließlich  nur 
durch  Zuschlag  zur  staatlichen  Grundsteuer  dargestellt.  Endlich  seit 
1895  trägt  der  Grundbesitz  Ve — Vö  ^®r  Steuereinnahme. 

Die  Belastung  des  Gewerbes  mit  Kommunalsteuem  setzt  nach- 
haltig ebenfalls  erst  1895  ein;  der  alte  Branutweinschankzins,  sowie 
die  Abgabe  vom  Erwerb  der  Gast-  und  Braugerechtigkeit  oder  die 
neuere  Wanderlagersteuer  bleiben  ohne  merklichen  Erfolg. 

Die  Stellung  der  indirekten  Steuern  war  eine  überaus  wechsel- 
volle. Während  sie  in  der  reichsstädtischen  Zeit,  und  vor  1848  als 
Mahl-  und  Schlachtsteuer,  überwogen  hatten,  verschwanden  sie  mit 
dem  Jahre  1848  aus  dem  Kämmereietat,  um  kurz  darauf  im  Armen- 
etat   (als   Hunde-    und    Lustbarkeitssteuer),    dann    1895    wieder    im 


^)  Die  persÖDliohen  Abgaben  der  InquUinen  lieUen  sich  von  den  Kealabgaben 
der  Angesessenen  nicht  trennen;  sie  sind  auch  nur  unbedeutend  gewesen. 
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Tabelle  27.    Rückblick  auf  die  £ntwick- 


Personalsteuern 

Steuern 
vom  Grundbesitz 

Steuern 
vom  Gewerbebetrieb 

Jsihr 

o  niix 

Summe 
in  Mk. 

pro 
Kopf 

\ 

Summe 
in  Mk. 

pro 
Kopf 

/o 

Summe 
in  Mk. 

pro 
Kopf 

% 

1800 

690 

0,08 

0,8 

17  692 

2,1 

20,5 

1 

914 

0,11 

1,0 

1803 

753 

0,09 

1,1 

20775 

2,5 

30,4 

319 

0,04 

0,4 

1822 

3052 

0,33 

31,4 

3  735 

0,4 

38,5 

'   — 

— 

'  — 

1824 

I  699 

0,18 

20,5 

3704 

0,4 

44,8 

— 

— 

1825 

1  712 

0,18 

23,1 

3  775 

0,4 

48,7 

i    — 

— 

— 

1840 

I  804 

0,15 

9,9 

4236 

o»3 

22,9 

— 

— 

— 

1863 

52216 

3.4 

96,6 

1823 

0,12 

3,4 

— 

— 

— 

1864 

50462 

3,3 

97,3 

1419 

0,09 

2,7 

1 

— 

— 

1856 

52641 

3,4 

97,7 

1286 

0,08 

2,3 

t 

— 

— 

1864 

59598 

3,2 

95,5 

2847 

0,15 

4,5 

— 

— 

— 

1868 

70650 

3,6 

92,9 

5400 

0,27 

7,1 

— 

— 

— 

1869 

90300 

4,6 

94,9 

4940 

0,25 

5,1 

— 

— 

— 

1871 

95700 

4,5 

94,7 

5460 

0,26 

5,3 

1 

— 

— 

1872 

144000 

6.7 

96,5 

5  160 

0,24 

3,5 

— 

—' 

1873 

159000 

7,2 

96,8 

5370 

0,24 

3,2 



— 

— 

1874 

174000 

7,7 

97,7 

4170 

0,18 

2,3 

— 

— 

1875 

223  200 

9,4 

96,4 

3924 

0,16 

^7 

— 

— 

— 

1888^) 

398719 

14,9 

97,8 

'   1 256 

0,04 

0,3 

200 

— 

— 

1890 

376  882 

14,1 

97,6 

I  272 

0,04 

0,3 

160 

— 

— 

1892 

386  459 

H,5 

97,9 

1257 

0,04 

0,3 

1    280 

— 

— 

1894 

401  684 

14,6 

97,7 

i  173 

0,04 

0,2 

160 

— 

— 

1895 

305  370 

11,2 

62,2 

102  079 

3,6 

20,7 

69758 

2,5 

14,2 

1896 

340014 

"M 

62,1 

114  801 

4,1 

2r,2 

78833 

2,9 

»4,4 

1897 

386  466 

14,0 

65,0 

116945 

4,2 

19,6 

79655 

2,9 

13,7 

1898 

428  238 

15,2 

66,2 

123  129 

4,4 

19,0 

83509 

3,0 

12,9 

1899 

456  783 

16,0 

66,3 

129  397 

4,5 

18,8 

89213 

3,1 

12,8 

1900 

442927 

15,5 

62,3 

128255 

4,5 

18,0 

109  768 

3,8 

15,3 

1901 

487  507 

i6,9 

61,8 

130612 

4,5 

16,5  1 

127  381 

4,4 

16,1 

1902 

488  955 

16,9 

62,8 

133  565 

4,6 

17,0 

121 145 

4,2 

15,5 

»)  In  der  Zeit  von  1875  bis  1888  ändert  sich  das  Verhältnit  der  einaeln«« 
Kopf  der  Bevölkerung  fchreitet  gleichmäßig  fort. 
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lung  des  Nordhäuser  Steuerwesens. 


! 
Direkte  Steuern 

Indirekte  Steuern      :        ,teue?8*ufrommen 

! 

pro 
Kopf 

7. 

Jahr 

Summe 
in  Mk. 

pro 
Kopf 

Summe 
in  Mk. 

pro 
Kopf 

% 

1 
Summe 
in  Mk. 

19296 

2,2 

1 
22,3  i     66,685 

8,0 

i' 
77,7    ,      85981 

10,2 

100 

1800 

21  847 

2,6 

31,9 

46270 

5,5 

68,1    ;•     68 117 

8,1 

100 

1803 

6787 

0,74 

69,9 

2910 

0,32 

30,1           9697 

1,0 

100 

1822 

5403 

0,58 

65,3  , 

2847 

0,30 

34,7           8250 

0,8 

100 

1824 

5487 

0,58 

70,8 

2258 

0,24 

29,2    1       7  745 

0,8 

100 

1825 

6040 

0,47 

23,8 

12  421 

1,03 

67,2          18  461 

«,5 

100 

1840 

54039 

3,6 

' 

' 

54  039 

1 

3,6 

100 

18Ö3 

51  881 

3,4 

"■■^   1 

51  881 

3,4 

100 

1854 

j       ^  ^^  ^ 

1 

Die  alleinigen 

in- 

1 

^^  f     ■ 

•4  C\^  i% 

53927 

3,4 

^— "   1 

^7 

direkten  Steue 

»m: 

53927 

3,4 

100 

1856 

62445 

3,3 

Hundesteuer  u. 

Lust- 

,;    62  445 

1 

3,3 

100 

1864 

76050 

3,8 

i 

barkeitssteuer,  fl 

ießen 

76050 

1 

3,8 
4,8 

100 

1868 
1869 

95240 

4,8 

1 

nicht  zur  Kämu 

aerei- 

95  240 

100 

loi  160 

4,8 

1 
1 

kasse,  sondern 

zur 

loi  160 

1 

4,8 

100 

1871 

■4  r\^m^ 

149  160 

6,9 

7 

UQ  160 

6,9 

100 

1872 

^7    «w 

^,-' 

Armenkasse 

• 

•    »■ 

^  i^ *^<% 

164370 

7,4 

. 

164370 

7,4 

100 

1873 

178  170 

7,8 

1  178170 

7,8 

100 

1874 

227  124 

9,6 

98,1 

4380 

0,18 

1,8 

i  231 504 

9,8 

100 

1875 

400175 

15,0 

98,2  , 

7134    ;     0,27 

1,7 

407309 

15,3 

100 

1888 

378314 

14,2 

98,0 ; 

7  552        0,26 

1,9 

385860 

i6,x 

100 

1890 

387  996 

14,6 

98,3 

6735 

0,25 

1,7 

394731 

H,9 

100 

1892 

403017 

14,6 

98,0 

8231 

0,29 

2,0 

411 248 

14,9 

100 

1894 

477  207 

17,4 

97,3 ' 

13653 

0,50 

2,7       490  860 

17,9 

100 

1895 

533  648 

19,5 

97,7 ; 

13  106 

0,48 

2,3       546  754 

20,0 

xoo 

1896 

583  066 

21,1 

98,0  1 

12398 

0,45 

2,0       595  464 

21,5 

100 

1897 

634  876 

22,6 

98,2 , 

12195 

0,44 

1,8    '   647071 

23,0 

100 

1898 

675400 

23,8 

98,0 

13  112 

0,46 

2,0       688512 

24,2 

100 

1899 

680  950 

23,8 

95,8 

29137 

1,02 

4,2   I    710087 

24,8 

100 

1900 

745  500 

26,0 

94,4 

44056 

1,54 

5,5       789556 

27,5 

100 

1901 

743  665 

25,7 

95,5 

1 

33  755 

1,17 

4,5 

1  777420 

ii 

26,8 

100 

1902 

Steuern  zueinander  nicht;   das  Aufkommen  sowie  der  Betrag  der  Steuern  pro 


xLvni. 
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Kämmereietat  Aufnahme  zu  finden.  Anscheinend  war  das  gänzliche 
Aufgeben  der  indirekten  Steuern  im  Jahre  1848  eine  zu  einseitige 
Maßnahme,^)  die  durch  allmähliche  Wiedereinführung  indirekter  Steuern 
ausgeglichen  werden  muß. 

Das  Gesamtsteueraufkommen  hat  sich  in  Nordhausen  während 
der  letzten  34  Jahre  verzehnfacht,  die  Steuerquote  pro  Kopf  um 
23  Mk.  erhöht.  In  HaQe  a/S.  *)  beträgt  die  heutige  (1900)  Summe 
der  Gemeindesteuern  mit  2894032  Mk.  und  22,72  Mk.  pro  Kopf  fast 
das  siebenfache  bzw.  2^/3 -fache  des  im  Jahre  1869  erhobenen  Betrages. 

Der  Überblick  über  das  19.  Jahrhundert  zeigt  uns  also  die  ver- 
schiedenartigsten Steuersysteme :  vorwiegende  Real-  und  indirekte  Be- 
steuerung, fast  ausschließliche  indirekte  Besteuerung,  fast  ansschlieB- 
liche  Einkommenbesteuerung,  neben  die  später  in  bescheidenen  Grenzen 
die  Realsteuern  traten.  Welches  von  diesen  so  ganz  entgegenge- 
setzten Systemen  war  nun  das  richtige?  Die  Antwort  lautet:  keins, 
für  sich  allein  genommen;  denn  immer  wird  es  zu  Härten  fuhren, 
wenn  man  die  Bürgerschaft  nur  nach  einem  einzigen  Maßstab  belastet 
Jene  Härten  aber  wurden  das  treibende  Moment  einer  Entwicklung, 
die  gern  aus  einem  Extrem  in  das  andere  verfiel.  Das  allein  Ange- 
messene liegt  auch  hier  in  der  Mitte.  Die  Einkommen-,  Real-  und 
indirekte  Steuer  haben  —  wie  oben  dargelegt  — ,  jede  Steuer  für 
sich,  ihre  besonderen  Aufgaben,  und  nur,  wenn  alle  diese  Steuern 
gleichzeitig  und  ihren  Aufgaben  entsprechend  herangezogen  werden, 
kann  man  von  einem  richtigen  Steuersystem  sprechen. 


2.  Die  gegenwärtigen  Steuern  Nordhaasens,  rerglichen  mit  Und- 
liehen,  landstädtischen,  mittel-  und  grofistädtischen  Cremelnde- 

steuem  Preußens. 

Bisher  haben  wir  den  Blick  rückwärts  gewandt  auf  die  Ver- 
gangenheit und  sind  der  Entwicklung  der  Nordhäuser  Steuern  gefolgt 
Zu  einer  tieferen  Erkenntnis,  welche  Stellung  Nordhausen  mit  seinem 
Steuersystem  wohl  einnimmt,  wird  man  aber  nur  gelangen,  wenn  man 
auch  Umschau  hält  in  der  Gegenwart  und  Parallelen  mit  den  Steuer- 
systemen anderer  Gemeinden  zieht. 

Es    bedarf  wohl   keines   besonderen   Nachweises,    daß   sich  die 


'^)  So  insbesondere  Adolf  Wagner,   Die   finanzielle  Mitbeteiligang  der  Ge- 
meinden ...  S.  30. 

«)  AUendorf  S.  54  u.  179. 
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Steuersysteme  yerschieden  gruppieren,^)  je  nachdem  es  sich  um 
eine  kleine  oder  große  Gemeinde,  um  Gemeinden  mit  Torwiegend 
landwirtschaftlicher  oder  gewerblicher,  mit  vorwiegend  selbständiger 
oder  wirtschaftlich  abhängiger  Bevölkerung  handelt,  ja  man  wird 
sagen  können,  daß  es  die  Aufgabe  eines  Steuersystems  ist,  sich  den 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnissen  anzupassen,  und  daß  es 
dann  auf  der  Höhe  der  Zeit  steht,  wenn  es  jenen  Verhältnissen  ge- 
bührend Rechnung  trägt. 

Bei  Landgemeinden  —  ich  fasse  hier  speziell  die  Landgemeinden 
des  ehemals  mit  Nordhausen  vereinigten  Landkreises  ,,Grafschaft 
Hohenstein"  ins  Auge  —  ist  ein  Unterschied  zu  machen  zwischen 
rein  agrarischen  Dörfern  und  solchen  Dörfern,  in  denen  ein  hoher 
Prozentsatz  der  Bevölkerung  von  Gewerbe  und  Industrie  lebt.  Wo 
Landwirtschaft  die  einzige  oder  wenigstens  hauptsächlichste  Erwerbs- 
quelle ist,  steht  naturgemäß  die  Besteuerung  des  Ackerlandes,  die 
Grundsteuer,  an  erster  Stelle  (vgl,  die  bäuerlichen  und  gutsherr- 
lichen Landgemeinden  der  Tabellen  28 — 30).  In  zweiter  Linie  folgt 
fast  durchweg  die  Einkommensteuer;  nur  ausnahmsweise  hat  sie  die 
Grundsteuer  überflügelt,  nämlich  dort,  wo  ein  einziges  außergewöhn- 
lich hohes  Einkommen  für  die  kleinen  ländlichen  Gemeindefinanz- 
verhältnisse entscheidend  ins  Gewicht  fällt,  z.  B.  in  Wolkramshausen, 
Sorge,  oder  wo  in  Ermangelung  ergiebiger  Fluren  und  Gewerbe  die 
Einkommensteuer  allein  eines  Ertrages  fähig  ist,  z.  B.  in  Asche- 
rode, Salza. 

Von  Gewerbebetrieben  ist  in  den  Landgemeinden  in  der  Begel 
nur  die  Schankwirtschaft  steuerpflichtig,  indem  die  meisten  sonstigen 
Betriebe  wie  Kleinhandel,  Hausindustrie,  Müllerei,  Bäckerei,  die 
unterste  Grenze  der  Steuerpflicht,  1500  Mk.  Ertrag  oder  3000  Mk. 
Anlagekapital,  nicht  erreichen;  dagegen  zeigen  größere  industrielle 
Unternehmen,  z.  B.  das  Eisenwerk  Sorge,  Kalkwerk  Tettenbom, 
mechanische  Weberei  und  Kautabakfabrik  in  KL- Werther,  Zucker- 
fabrik in  Wolkramshausen,  ihren  Einfluß  auf  die  Gemeindeeinnahmen 
in  nachstehenden  Tabellen,  Spalte:  Gewerbesteuer. 

Der  Nutzungswert  der  Gebäude  ist  auf  dem  Lande  nur  gering, 
ausgenommen  in  Kurorten,  Sommerfrischen  und  in  Arbeiterdörfern 
mit  rascher  Bevölkerungszunahme,  z.  B.  in  Salza,  wo  1901  nach  dem 
Etat  4700  Mk.  Gebäudesteuer  aufkommen  sollten. 

Indirekte   Besteuerung   ist  auf  dem   platten   Lande  nur  in  be- 


^)  Mit  bezug  auf  die  neue  preußische  Steuergesetzgebung  bringt  Adiekes, 
Stadien  S.  54  u.  57,  diesen  Gedanken  zum  Ausdruck. 

6* 
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schränktem  Umfange  durchführbar.  Eine  Umsatzsteuer  würde  nicht 
lohnen,  weil  ein  Grundstücksverkehr  überhaupt  kaum  besteht.  Es 
kommt  daher  nur  Hunde-,  Lustbarkeits-  und  allenfalls  noch  die  Bier- 
steuer  in  Frage.  Während  eine  Lustbarkeitssteuer,  wie  das  Beispiel 
des  Kreises  Hohenstein  lehrt,  schon  eher  Aufnahme  findet,  bequemen 
sich  die  Landgemeinden  nur  selten  zur  Einführung  einer  Hunde-  und 
Biersteuer. 

Den  Übergang  zu  den  rein  städtischen  Gemeinden  bilden  die 
Landstädte  und  Flecken.  Sie  tragen  noch  ein  gar  mannigfaches  Gre- 
präge.  Von  den  Landstädten  der  Kreise  Hohenstein,  Ilfeld  und 
Sangerhausen  treiben  Kelbra  und  Heringen  noch  bedeutend  Acker- 
bau, in  Bleicherode,  Benneckenstein,  Ellrich,  Artern  blühen  industrielle 
Unternehmen,  während  Sachsa,  Stolberg  a/H.  und  der  Flecken  Bfeld 
weder  landwirtschaftlich  noch  gewerblich  hervorragen  und  daher  Ein- 
kommensteuer und  Gebäudesteuer  kräftiger  anzuspannen  genötigt 
sind.  Was  indirekte  Steuern  anlangt,  so  sind  Artern,  Ilfeld  und 
Stolberg  damit  noch  sehr  im  Rückstände,  indem  nur  Hundesteuern, 
in  Artem  außerdem  Lustbarkeitssteuem  erhoben  wurden. 

Von  den  Nachbarstädten  zeichnen  sich  Sangerhausen  und  Mühl- 
hausen i/Th.  sowohl  durch  große  Ackerüuren  wie  durch  Industrie 
aus,  während  in  Eisleben  infolge  der  Bevölkerungsdichtigkeit  und  der 
Nachbarschaft  der  gewerkschaftlichen  Betriebe  der  Wert  der  Wohnungen 
mehr  in  den  Vordergrund  tritt,  auch  das  Einkommen  ein  besseres 
Steuerobjekt  wird. 

Je  größer  eine  Stadt  ist,  desto  weniger  ist  sie  in  der  Wahl 
ihres  hauptsächlichsten  Steuerobjektes  beschränkt,  indem  einer  größeren 
Stadt  sowohl  das  Einkommen,  wie  der  Wert  des  Grund  und  Bodens 
und  gewerbliche  Unternehmen  zumeist  gleichzeitig,  und  fast  in  demselben 
Maße  ertragsverheißend,  zu  Gebote  stehen ;  dazu  die  Möglichkeit,  im 
Wege  indirekter  Besteuerung  höhere  Erträge  zu  erzielen.  So  haben 
Düsseldorf,  Krefeld  usw.  ihr  Steuersystem  vorwiegend  auf  der  Ein- 
kommensteuer aufgebaut,  dagegen  legt  Altena  den  Schwerpunkt  auf 
die  Grundbesteuerung,  während  in  Kassel  und  Breslau  indirekten 
Steuern  in  hervorragender  Weise  beteiligt  sind. 

Wie  die  folgenden  Tabellen  lehren,  ist  der  Steuerdruck  pro 
Kopf  der  Bevölkerung  in  Nordhausen  stärker  als  in  den  größten 
Städten  der  Provinz,  Magdeburg,  Halle  a/S.,  Erfurt.  Bei  Heran- 
ziehung der  einzelnen  Steuerquellen  hat  Nordhausen,  was  die  Ge- 
werbesteuer anlangt,  seine  wirtschaftlichen  Verhältnisse  vollkommen 
berücksichtigt.     Wenn  dagegen  auch  die  Einkommensteuer  über  den 
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Durchschnitt  der  übrigen  Städte  hinausgeht,  so  ist  dies,  wie  ich  zu 
zeigen  versuchte,  ebensowenig  gerechtfertigt,  wie  die  Vernachlässigung 
der  Gebäudesteuer.  An  indirekten  Steuern  erreicht  Nordhausen  kaum 
die  Belastung,   welche  dem   Durchschnitt  der  Landstädte   entspricht. 

Die  Bewertung  nachstehender  Tabellen  bedarf  besonderer  Vorsicht, 
denn  sie  vermögen  keine  allgemein  gültigen  Regeln  zu  ergeben;  viel- 
mehr sind  die  Beobachtungen,  die  hier  registriert  werden,  nur  lokaler 
Natur  und  können  also  möglicherweise  zu  den  in  anderen  Gegenden 
gefundenen  Resultaten  in  Gegensatz  treten.  Einige  Einzelheiten  mögen 
hier  noch  folgen. 

Die  kommunale  Gesamtsteuerleistung  in   den   17  Landgemeinden 


Bemerkungen  zu  den  Tabellen  28 — 30. 

Zn  den  Quellen:  Das  Material  der  Städte  mit  über  50000  Einwohnern 
ist  dem  statistischen  Jahrbuch  deutscher  Städte  von  Neefe,  11.  Jahrg.,  Breslau  1903, 
entnommen  (mit  Ausnahme  Erfurts,  dessen  Steueraufkommen  ich  mir  erfragt  habe). 
Im  übrigen  beruhen  die  Zahlen  auf  den  Angaben  der  Ortsbehörden;  nur  von  den 
fünf  Landgemeinden,  bei  denen  die  Jahreszahl  1901  vermerkt  ist,  ist  das  Material 
durch  Berechnung  aus  den  Ergebnissen  der  staatlichen  Veranlagung  und  der  Zu- 
schlagsprozente entstanden  und  alsdann  mit  dem  Etat  verglichen  worden.  Letztere 
Zahlen  geben  daher  nicht  mit  Präzision  das  tatsächliche  Steueraufkommen  wieder, 
sondern  können  nur  als  Anhaltspunkte  gelten. 

Zu  den  Landgemeinden:  Rittergüter  bzw.  Domänen  gibt  es  außer 
in  den  vier  genannten  Gemeinden  noch  in  Gr.-Werther,  Ascherode,  Oberdorf, 
Rehungen.  Niedergebra,  Tettenborn,  Kl.-Werther  und  Wolkramshausen.  Die  Land- 
wirtschaft, insbesondere  der  Großbetrieb,  bietet  natürlich  auch  hier  eine  beträcht- 
liche Erwerbsquelle,  wenn  auch  nicht  in  der  Weise,  wie  in  den  vier  genannten 
Ortschaften. 

Zu  den  Landstädten:  In  Stolberg  a/B.  steuert  der  ausgedehnte  fürst- 
liche Grundbesitz,  in  Ilefeld  der  Stift  (Klosterschule)  nicht  zur  Gemeinde. 

Zu  den  Mittelstädten:  Bei  Eisleben  ist  das  Aufkommen  von  den  nicht- 
physischen Personen  unter  dem  Einkommensteueraufkommen  nicht  inbegriffen. 
In  Mühlhausen  i/Th.  wird  noch  das  Bürgerrechtsgeld  entrichtet;  die  Gewerbe- 
steuer wird  auf  Grund  einer  besonderen  Steuerordnung  erhoben,  welche  die  Be- 
triebe mit  mehr  als  20  tätigen  Personen  höher  heranzieht. 

Zu  den  Städten  mit  über  50000  Einwohnern: 

Erfurt  hat  eine  Billetsteuer  eingeführt  mit  einem  Ertrage  im  Jahre  1902 
von  15  729  Mk. 

Berlin,  Altona,  Halle  a/S.  haben  eine  besondere  Gemeindegrundsteuer  nach 
dem  Nutzungsw^ert,  dagegen  nach  dem  gemeinen  Wert :'  Breslau,  Köln,  Elberfeld, 
Görlitz.    Köln  hat  eine  ähnliche  Gewerbesteuer  wie  Nordhausen. 

Breslau  besteuert:  Vieh,  Fleisch,  Fleischwaren,  Fett,  Wild,  Geflügel,  1900 
mit  2  074  033  Mk.,  Kassel  außerdem  noch  Getreide,  Hülsenfrüchte,  Mehl,  Back- 
werk, Essig,  Essigsäure,  Obst,  Wein  und  Branntwein. 
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bewegt  sich  zwischen  380  Mk.  und  5  400  Mk.  (Salza  ist  hier  nicht 
mit  eingerechnet),  oder  zwischen  1,59  Mk.  und  9,75  Mk.  Daß  mit 
der  Einwohnerzahl  in  der  Regel  —  mit  Ausnahme  dort,  wo  die  Ein- 
nahmen aus  Gemeindeeigentum,  z.  B.  aus  Schänke,  Backhaus,  Obät- 
anpflanzungen,  Wald,  Ländereien  usw.  sehr  ins  Gewicht  fallen  — 
auch  die  absolute  Steuersumme  wächst,  erscheint  nicht  auffällig. 
Anders  liegt  dagegen  vielfach  das  Verhältnis,  wenn  man  die  Steuer- 
summe auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  reduziert.  Dann  ergiebt  sich 
nicht  selten,  daß  gerade  der  Einwohner  einer  kleineren  Gemeinde 
stärker  belastet  ist  als  der  einer  größeren.  Die  notwendigen  Kosten 
der  Verwaltung,  dann  die  der  Unterhaltung  der  Wege,  weichen  in 
kleinen  und  größeren  Landgemeinden  nur  wenig  voneinander  ab,  ver- 
teilen sich  aber  hier  auf  mehr  Köpfe  wie  dort. 

Die  agrarischen  Landgemeinden  sind  durchschnittlich  steuer- 
kräftiger als  andere,  deren  Bevölkerung  zur  Hausindustrie  greifen 
muß.  Während  im  allgemeinen  auf  dem  Lande  bei  stabiler  Be- 
völkerung nur  ein  geringer  Steuerbedarf  vorliegt  und  eine  mäßige 
Ausnutzung  der  Steuerquellen  zur  Deckung  genügt,  ja  z.  T.  die  Eio- 
kommensteuer  nicht  einmal  zu  Hilfe  genommen  zu  werden  braucht, 
ist  bei  einer  Landgemeinde,  wie  Salza,  mit  schnell  zunehmender 
Fabrikarbeiterbevölkerung  der  Steuerdruck  gleich  ein  ganz  bedeutender; 
hohe  Schul-  und  Armenlasten  drängen  hier  zu  energischer  Anspannung 
aller  nur  möglichen  Steuerquellen.  Diese  Beobachtung,  daß  nämlich 
die  Steuerintensität  in  Ortschaften  mit  rascher  Bevölkerungszunahme 
größer  ist  als  in  Gemeinden  mit  sich  gleichbleibender  Bevölkerungs- 
ziflfer,  ist  ebenso  an  den  Landstädten  (Artem,  Bleicherode  —  Stol- 
berg a/H.,  Kelbra)  zu  machen. 

Hinsichtlich  der  einzelnen  Steuern  ist  der  eigenartige  Zufall  von 
Interesse,  daß  drei  gänzlich  verschiedene  Gemeinden  fast  dieselbe 
Summe  als  Grundsteuer  aufbringen.     Die  Grundsteuer  betrug  in 

Hesserode  (  600  Einw.)  3271  Mk.,  5,11  Mk.  pro  Kopf.  60^%, 
Kelbra  ..(  2  500  „  )34i7  „  i,33  „  «  »  3i,6%, 
Bochum   .  (65  000      „     )  3  205     „      0,05     „       „        „        0,20  %. 

Sie  gibt  in  agrarischen  Landgemeinden  über  60  7^,  in  den  Weber- 
dörfern ca.  40  %,  in  den  Landstädten,  mittleren  und  größeren  Städten 
300/0-0,2%. 

Die  Gebäudesteuer  leistet  in  den  Sommerfrischen  Sachsa,  Stol- 
berg a/H.  relativ  viel,  nämlich  über  ^/^  des  Steuerbedarfes,  besonders 
niedrig  steht  sie  dagegen  in  agrarischen  Landgemeinden. 

Die  Grund  besitzbelastung  pro  Kopf  steht  in  agrarischen  Dörfern 
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und  in  Großstädten  fast  gleich  mit  etwa  6  Mk.,  nur  mit  dem  Unter- 
schied, daß  sie  hier  kaum  ^j^y  dort  dagegen  ^/^  des  Steuerbedarfes 
deckt;  dagegen  stehen  am  niedrigsten  die  Dörfer  mit  Hausindustrie 
oder  einzelnen  gewerblichen  Unternehmen,  1  V5  bzw.  1  */^  Mk.,  dann 
folgen  die  Landstädte  mit  etwa  2  ^^  ^^*  und  die  Mittelstädte 
mit  4  V4  Mk. 

Die  Einkommensteuer  belastet  durchschnittlich  auf  dem  Lande 
die  Bevölkerung  mit  etwa  1  V2  Mk.  oder  ^5  Ws  %  der  Gesamtleistung, 
in  den  Landstädten  mit  etwa  3  Mk.  oder  48  %,  in  Mittel-  und  Groß- 
städten mit  mehr  als  10  Mk.  und  mehr  als  der  Hälfte  der  Gesamt- 
steuerleistuug.  Danach  scheint  in  größeren  Gemeinden  sich  eine 
höhere  Anspannung  der  Einkommensteuer  notwendig  zu  machen. 
Vermutlich  liegen  aber  auch  in  anderen  Städten  die  Verhältnisse 
ebenso  wie  in  Nordhausen,  so  daß  auch  wohl  dort  das  Einkommen 
über  Geböhr  kommunalsteuerpflichtig  ist. 

Die  Besteuerung  des  Gewerbetriebes  bleibt  auf  dem  Lande  mit 
weniger  als  0,20  Mk.  pro  Kopf  sehr  zurück,  in  einzelnen  Landstädten 
erreicht  sie  2  Mk.,  während  Mittel-  und  Großstädte  bis  fast  5  Mk.  pro 
Kopf  aus  ihr  entnehmen;  vom  Gesamtsteuerertrage  nimmt  sie  in 
agrarischen  Gemeinden  etwa  1  ^o?  i°  industriellen  Landgemeinden 
durchschnittlich  7  ^j^,  in  Land-,  Mittel-  und  Großstädten  11  %  auf  sich. 

Die  indirekten  Steuern,  auf  dem  Lande  ohne  Bedeutung,  ver- 
mögen bereits  in  Landstädten,  namentlich  wo  die  Biersteuer  besteht, 
für  das  Steuerwesen  ziemlich  wichtig  zu  sein,  doch  bleibt  der  Betrag 
pro  Kopf  auch  hier  noch  durchschnittlich  unter  l  Mk.  Erst  in 
Mittel-  und  Großstädten  ist  sie  von  größerer  Ergiebigkeit,  z.  B.  in 
Erfurt  und  Köln  mit  3  Mk.  pro  Kopf,  ein  Zeichen,  daß  die  indirekten 
Steuern  nur  in  größeren  Verhältnissen  von  Nutzen  sein  können. 

Die  Tabellen  28 — 30  zeigen  somit  in  hohem  Maße  die  großen 
Errungenschaften,  die  aus  der  Überweisung  der  Realsteuern  an  die 
Gemeinden  herrühren.  Erst  dadurch  haben  die  Gemeinden  die 
volle  Freiheit  erlangt,  für  ihre  lokalen  Bedürfnisse  die  passendste 
Steuerform  und  den  angemessensten  Steuerdruck  in  Anwendung  zu 
bringen.  Großstadt  und  Zwerggemeinde,  Industriezentrum  und  Acker- 
dorf, Arbeiterdörfer,  Kurorte,  Landstädte  usw.,  sie  alle  können  im 
Wege  der  Realbesteuerung  ihren  Eigentümlichkeiten  gerecht  werden 
und  ihre  wirtschaftliche  Entwicklung  durch  entsprechende  Steuermaß- 
nahmen begleiten. 
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3.  Ausblick. 

Mao  braucht  eines  prophetischen  Blickes  sich  nicht  zu  rühmten, 
wenn  man  behauptet,  daß  die  Ausgaben  der  Stadt  Nordhausen  auch 
fernerhin  eine  steigende  Tendenz  bewahren  werden,  denn  bei  der  in- 
dustriellen Eigenart  der  Stadt  ist  mit  Sicherheit  anzunehmen,  daß 
sie  stetig  an  Einwohnerzahl  wachsen  und  in  ihrer  Entwicklung  fort- 
schreiten wird. 

Und  so  werden  denn  auch,  über  kurz  oder  lang,  weitere  Ein- 
nahmequellen eröffnet  werden,  d.  i.  die  bestehenden  Steuern  erhöht 
oder  neue  eingeführt  werden  müssen. 

Zur  Neueinführung  ist  in  erster  Linie  die  Biersteuer  geeignet, 
denn  sie  ist  jedenfalls  immer  noch  eher  gerechtfertigt,  als  die  zur- 
zeit bestehende  Wassersteuer,  welche  die  Zinsen  und  Amortisation 
der  Wasserwerkskosten  und  noch  einen  ziemlichen  Überschuß  auf- 
bringt. Gleichzeitig  wäre  das  Steuersystem  auf  der  G-rundsteuer  nach 
dem  gemeinen  Wert  aufzubauen  und  hierzu  die  Grundbeaitzwechsel- 
steuer  in  der  erwähnten  Weise  zu  Hilfe  zu  ziehen,  während  das  Ein- 
kommen von  Steuern  erleichtert  werden  müßte. 

Das  Nordbäuser  Steuersystem  zeigt  demnach  heute  —  bei  manchen 
Vorzügen  —  nicht  unerhebliche  Mängel,  merkwürdigerweise  gerade 
auf  den  Gebieten,  die  einst  zur  Zeit  der  freien  Reichsstadt  den  weit- 
aus größten  Teil  der  Steuerlast  auf  sich  nahmen,  auf  den  Gebieten 
der  indirekten  und  der  Gnmdbesitzbesteuerung. 
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